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Vorwort. 


— 


Nachdem in Deutjchland an die Stelle eined Zuſtands politifcher 
Lethargie nach und nach ein immer Iebhafter pulfierendes politiiches 
Leben getreten ift, und nachdem mit der Konftituierung eines deutjchen 
Bundesſtaats durch die Einführung des allgemeinen Stimmrecht? auch 
die breiten Maſſen des Volks zur Teilnahme an dem öffentlichen Leben 
herangezogen worden find, tritt an die einzelnen Volksgenoſſen ohne 
Rückficht auf ihre bürgerliche Berufsftellung immer mehr die Notivendig- 
feit heran, fich mit den Normen des Öffentlichen Rechts und mit den- 
jenigen Grundfäßen und Regeln, welche das öffentliche Leben mehr oder 
weniger beherrjchen, wenigſtens einigermaßen vertraut zu machen. 

Wahlmänner und Wähler, Mitglieder parlamentarijcher Körper: 
ihaften, der Gemeindebehörden und der fommunalen Vertretungen für 
die Einzelgemeinden wie für die Kommunalverbände, die zum Schöffen- 
und Geſchwornendienſt Berufenen, Kirchen- und Schulvorftände, Mit- 
glieder der Militärerfab-, Steuereinſchätzungs- und der Gewerbefommij- 
fionen, und wie all die zahlreichen Zweige der Selbſtverwaltung, 
zu deren Dienfte der einzelne Staatsbürger herangezogen wird, heißen 
mögen, — endlich alle diejenigen, welche im Vereins- und Genofjen- 
ſchaftsweſen thätig find, können fich dieſer Verpflichtung kaum entziehen. 
In mehr oder weniger fühlbarer Weife befteht aber auch für jeden 
deitungslejer und für jeden Gebildeten überhaupt das Bedürfnis 
nad) politifcher Bildung und Schulung, da die Zahl derjenigen, welche 
die Beichäftigung mit diefen Dingen zu einer Lebensaufgabe machen 
oder fih dem Studium der Staatswiſſenſchaften in eingehender Weife 
widmen können, eine verhältnismäßig geringe ift. 
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IV Vorwort. 


Das vorliegende Buch ſoll dieſem Bedürfnis entgegenkommen. In 
der Form eines kurzgefaßten Wörterbuchs will es über die wichtigſten 
Fragen des öffentlichen Rechts und des öffentlichen Lebens 
orientieren, indem es aus dem Gebiet der allgemeinen Staatslehre, aus 
dem Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht der einzelnen Staatskörper 
und aus dem Bereich des Kirchenrechts, des Strafrechts und des Prozeß⸗ 
recht? die notwendigften Mitteilungen bringt. Ebenſo find Völkerrecht 
und Politik, Handel und Verkehr, Vollswirtichaft und Statiftif, Mili- 
tär und Marine, Vereins- und Genoſſenſchaftsweſen berüdfichtigt, end⸗ 
li) auch zahlreiche technifche Ausdrüde und Namen erläutert, welche 
im Öffentlichen Leben vorzulommen pflegen. Daß hierbei das Deutjche 
Reich ganz beſonders in den Vordergrund tritt, wird keiner Recht⸗ 
fertigung bedürfen. 

Daß das vorliegende Buch ſchon jetzt als etwas in ſeiner Art 
Vollendetes kaum bezeichnet werden kann, dürften die Neuheit und 
Schwierigkeit der Aufgabe, welche der Herausgeber dem Verfaſſer ſtellte, 
erklärlich erfcheinen lafjen. Yür Mitteilungen über etwaige Mängel des 
Buches werden beide dankbar jein. 

Schließlich ſei allen denen, welche den Verfaſſer mit Material 
unterſtützten, insbeſondere dem Bibliothekar des deutſchen Reichstags, 
Herrn Dr. Potthaſt, auch an dieſer Stelle aufrichtigſter Dank geſagt. 


Berlin, 14. Juni 1881. 


Dr. Baumbad,, 
Mitglied des Neichstags. 





U. 
Abänderungsborihläge (Berbeffc-|felbit beziehen, einzubringen. In ber 


tungsanträge,Amendementd), die 
jenigen Anträge, welde in Berfamrglun- 
gen und bei den Berbandlungen gewiſſer, 
namentlih parlamentarifcher, Körper: 
ſchaften zum Zweck der teilweifen Ande⸗ 
tung einer Vorlage oder eined Antrags 
geftellt werben. So befißen die Kammern 
regelmäßig den Geſetzesvorlagen ber Re 
gerung gegenüber das Recht der Amen: 
dierung. Ebenſo fteht dies Amenbdie- 
tungsrecht den Mitgliedern des deutjchen 
Reichstags den Vorlagen bed Bundes: 
tuts und den aus der Mitte bes Reichs⸗ 
tags ſelbſt heroorgegangenen Anträgen 
gegenüber zu. Nach ver Geſchäftsordnung 
des Reichstags (F 49) können derartige A. 
zu jeder Zeit vor dem Schluß der Ver⸗ 
handlungen über einen beſtimmten Ge⸗ 
genſtand geſtellt werden. Dieſelben müſſen 
aber mit der Hauptfrage in weſentlicher 
Verbindung ftehen. Ste find dem Präſi⸗ 
denten fehriftlich zu übergeben. Über A., 
welche dem Reichstag noch nicht gedruckt 
vorgelegen haben, muß, fofern fte ange- 
Nommen werden, in ber nächſten Sikung, 
nachdem fie gedrudt und an die Mitglieder 
des Haufes verteilt worden find, nochmals 
ohne Diäkuffion abgeftimmt werden (Ge- 
ſchäftsordnung, F 50). Dabei ift aber noch 
Iofgendes hervorzuheben: Vorlagen bes 
Bundesrats und Anträge von Reichstags: 
mitgliedern, welche Gefeßentwürfe ent: 
hlten, bedürfen nach ber Geſchäftsord⸗ 
nung einer breimaligen ya oder 
fung, und zwar ift bie erfte dieſer Le— 
lungen auf eine allgemeine Diskuſſion 
uber Die Grundſätze bed Entwurfs be 
ſhränkt. Daher ıft e8 denn auch vor 
Shluß diefer erften Beratung nicht ges 
fattet, A., welche fi) auf die Vorlage 
Staatslexilon. 


zweiten Beratung wird dann über jeden 
einzelnen Artikel der Vorlage und zwar 
in ber Regel ber Reihenfolge nach bie 
a eröffnet und geſchloſſen und 
bie Abitimmung herbeigeführt. Nunmehr 
fönnen in ber Swifchenzeit und im Lauf 
ber Verhandlung A. eingebracht werben. 
Diejelben bedürfen in ber zweiten Leſung 
feiner Unterſtützung. Kommt e8 zur 
britten Beratung, fo können zwar eben- 
falls A. eingebracht werben, allein fie be- 
bürfen ber Unterftüßung von 30 Mit: 
gliedern. Am Schluß ber Beratung 
wird über Die Annahme oder Ablehnung 
des Gejeßentwurfs ſelbſt abgeftimmt. 
Sind A. angenommen worden, jo wird 
die Schlußabſtimmung ausgeſetzt, bis das 
Büreau dieſe Beſchlüſſe zuſammengeſtellt 
bat. Anträge der Reichſstagsabgeordneten, 
welche keine Geſetzentwürfe enthalten, be⸗ 
dürfen im Reichstag nur einer einmali⸗ 
gen Beratung und Abftimmung. A. hier: 
ei müllen ebenfalls von 30 Mitgliedern 
unterftügt fein ($$ 18 ff., $ 23 der Ge⸗ 
ſchäftsorbnung). Wird zu einen: bereits 
gelellten Amendement ein weiterer Ver: 
efferungsantrag geftellt, fobezeichnet man 
ben letztern ald Unteramendement. 
Abbäte (ital.), Titel der jungen Geift: 
lien in Stalien. . 
Abbe (tram.), Abt (ſ. d.); auch Titel 
von Weltgeiftlichen ohne geiftliches Amt. 
Abdankung (Abdikation, Thron: 
entfagung), der freiwillige Verzicht des 
bisherigen Souveräns auf bie fernere 
Regierung. Hierdurch wird die Thron⸗ 
folge ganz in derfelben Weife wie bei dem 
Tode ded Monarchen eröffnet, indem der 
nächſte Succeffionzberechtigte zur Nach: 
folge berufen wird, Der Abbanfende, in 
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IV Vorwort. 


Das vorliegende Buch ſoll dieſem Bedürfnis entgegenkommen. In 
der Form eines kurzgefaßten Wörterbuchs will es über die wichtigſten 
Fragen des öffentlichen Rechts und des öffentlichen Lebens 
orientieren, indem es aus dem Gebiet der allgemeinen Staatslehre, aus 
dem Verfafſungs- und Verwaltungsrecht der einzelnen Staatskörper 
und aus dem Bereich des Kirchenrecht3, des Strafrecht und des Prozeß⸗ 
recht3 die notwendigiten Mitteilungen bringt. Ebenſo find Völkerrecht 
und Politif, Handel und Verkehr, Volkswirtſchaft und Statiftif, Mili- 
tär und Marine, Vereins- und Genoſſenſchaftsweſen berüdfichtigt, end- 
lich auch zahlreiche technifche Ausdrüde und Namen erläutert, welche 
im öffentlichen Leben vorzulommen pflegen. Daß hierbei das Deutjche 
Reich ganz beſonders in den Vordergrund: tritt, wird feiner Recht- 
fertigung bedürfen. 

Daß das vorliegende Buch ſchon jet ala etwas in feiner Art 
Vollendetes Taum bezeichnet werden Tann, dürften die Neuheit und 
Schwierigkeit der Aufgabe, welche der Herausgeber dem Verfaſſer ftellte, 
erklärlich erjcheinen laſſen. Für Mitteilungen über etwaige Mängel des 
Buches werden beide dankbar jein. 

Schließlich fei allen denen, welche den Verfaſſer mit Material 
unterjtüßten, insbeſondere dem Bibliothefar des deutichen Reichstags, 
Herrn Dr. Potthaſt, auch an diejer Stelle aufrichtigfter Dank gefagt. 


Berlin, 14. Auni 1881. 


Dr. Baumbad,, 
Mitglied des Reichstags. 





A. 


Abanderungsvorſchläge (Verbeſſe⸗ 
tungsanträge,Amendement3), die 
jenigen Anträge, melde in Berfamrglun- 
gen und bei den Berhandlungen gemiffer, 
namentlihd parlamentarifcher, Körper: 
Ihaften zum Zweck ber teilweifen Ande⸗ 
tung einer Vorlage oder eined Antrag 
geitellt werden. So befißen bie Kammern 
tegelmäßig ben Gejeßesvorlagen der Re 
gierung gegenüber das Recht der Amen⸗ 
dierung. Ebenſo fteht dies Amenbie- 
tungöreht den Mitgliedern des beutichen 
Reichstags den Vorlagen bed Bundes⸗ 
tat3 und den aus ber Mitte bed Reichs⸗ 
tags ſelbſt hervorgegan genen Anträgen 
gegenüber zu. Nach ber Geſchäftsordnung 
des Reichstags (5 AI) können berartige I- 
zu jeder Zeit vor dem Schluß ber Ber: 
handlungen über einen beftimmten Ge- 
genftand geftelltwerben. Diefelben müffen 
aber mit der Hauptfrage in weientlicher 
Verbindung ftehen. Ste find dem Präſi⸗ 
denten fehriftlich zu übergeben. Über A., 
welche dem Reichstag noch nicht gebrudt 
torgelegen haben, muß, fofern fr ange: 
nommen werden, in der nächſten Sikung, 
nachdem fie gedruckt und an die Mitglieder 
des Haufes verteilt worden find, nochmals 
ohne Diskuſſion abgeftimmt werben (Ge: 
ſchäftsordnung, F 50). Dabei ift aber noch 
tolgendes hervorzuheben: Vorlagen des 
Bundesrats und Anträge von Reichstags⸗ 
mitglievern, welche Gejeßentwürfe ent- 
halten, bedürfen nach der Gefchäftsorb- 
nung einer breimaligen Beratung ober 
Leſung, und zwar ift die erfte dieſer Le⸗ 
lungen auf eine allgemeine Diskuſſion 
über bie Grundſätze des Entwurfs be 
Ihränft, Daher ift e8 denn auch vor 
Schluß diefer erften Beratung nicht ges 
Rattet, A., welche ſich auf die Vorlage 

Etaatslexilon. 


ſelbſt beziehen, einzubringen. In der 
zweiten Beratung wird dann über jeden 
einzelnen Artikel der Vorlage und zwar 
in der Regel der Reihenfolge nach die 
Diskuſſion eröffnet und geſchloſſen und 
bie Abſtimmung herbeigeführt. Nunmehr 
fönnen in ber Swifchenzeit und im Lauf 
ber Verhandlung U. eingebracht werben. 
Diejelben bebürfen in der zweiten Lejung 
feiner Unterſtützung. Kommt es zur 
dritten Beratung, fo Fünnen zwar eben: 
falls N. eingebracht werben, allein fie be- 
bürfen ber Unterftlübung von 30 Mit: 
gliedern. Am Schluß der Beratung 
wird über Die Annahme oder Ablehnung 
bes Geſetzentwurfs jelbft abgeftinmt. 
Sind A. angenommen mworben, jo wird 
bie Schlußabſtimmung ausgeſetzt, bis das 
Büreau dieſe Beſchlüſſe zuſammengeſtellt 
hat. Anträge der Reichſtagsabgeordneten, 
welche feine Geſetzentwürfe enthalten, be⸗ 
bürfen im Reichstag nur einer einmali= 
gen Beratung und Abftimmung. U. hier: 
ei müſſen ebenfall® von 30 Mitgliedern 
unterftügt fein (18 ff. $ 33 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung). Wird zu einen bereits 
gelelten Antendement ein weiterer Ver: 
efferungsantrag geftellt, jobezeichnet man 
den leßtern als Iinteramenbement. 
Abbäte (ital.), Titel der jungen Geift: 
lichen in Stalien. . 
Abbe (frans.), Abt (ſ. d.); auch Titel 
von Weltgeiſtlichen ohne geiſtliches Amt. 
Abdaukung (Abdikation, Thron: 
entſagun 9 der freiwillige Verzicht des 
bisherigen Souveräns auf die fernere 
Regierung. Hierdurch wird die Thron⸗ 
folge ganz in derſelben Weiſe wie bei dem 
Tode des Monarchen eröffnet, indem der 
nächſte Succeſſionsberechtigte zur Nach⸗ 
folge berufen wird. Der Abdankende, in 
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2 Abdizieren — 


defien freiem Entſchluß bie Thronent: 
fagung liegt, bie aber nicht zurüdgenom- 
men werben kann, behält regelmäßig ben 
bisher geführten Titel bei. 

Abdizieren (Iat.), abdanken; Abbi- 
Tation, Abdankung; Abbifations: 
akte, Abdifationsurfunde, dieje⸗ 
nige Urkunde, in welcher ein Monarch die 
niebertegung der Regierungsgewalt er: 

antung). 


klärt (j. Ab 
Aberatht, J. Acht. 
Abgesrdnete, Vertreter einer größern 


Anzahl von Genoflen, namentlich Volks⸗ 
genofien, d. 5. die Bolfövertreter ber mo⸗ 
dernen Staats -Repräjentativverfaflung 
(f. Bollsvertretung). 

Ablaß (Indulgenz), Nachlaß einer 
firchlichen Buße, welcher auch gegen Geld 
bewilligt wird. Der A. wird in ber katholi⸗ 
ſchen Kirche Dogmatifch durch Die Lehre von 
den überihüffgen Berbienften Ehrifti und 
ber Heiligen begründet, worüber die Kirche 
ein Verfügungsrecht habe. 

—— die Aufhebung der auf dem 
Grund und Boden laſtenden Abgaben und 
Leitungen gegen Entſchädigung des Be 
rechtigten. Aus politifchen und volkswirt⸗ 
fchaftlihen Gründen für notwendig er: 
kannt, ift die A. der Grundlaften in ben 
meiften beutfhen Staaten im wefent- 
lien durchgeführt oder die Durchführung 
doch im Gang, fo daß der Grundbeſitz von 
den zahlreichen Laſten, welche ihn feit dem 
Mittelalter bedrüdten, Zehnten, Grundzin⸗ 

en u. dgl., mehr und mehr befreit und 
entlaftet wird. Die Entfchädigung erfotgt 
entweder durch Verwandlung der Grund- 
laft in eine jährliche Gelbrente oder Durch 
Kapitalifierung bes jährlichen Reiner: 
trage, und zwar wird biefe in den Ab: 
löfungsgefeten ber einzelnen Staaten 
verfchieden beſtimmt, bie Gefeßgebung 
variiert zwifchen dem 10—22 fachen Be: 
trag des jährlichen Reinertrags. Die 
Behörden, welche die Abloſungsſachen 
zu bearbeiten ‚ find in manchen 
Staaten bie ordentlichen Verwaltungsbe- 
hörden ober bie ordentlichen Gerichte, wäh⸗ 
rend in andern Ländern befondere Aus⸗ 
einanderfetungsbehörden (Ablö— 
fungsfommiffionen) eingefeßt find, 
fo in Oſterreich, Altpreußen, Sachſen, 


Abſolutismus. 


Oldenburg, Braunſchweig und ben meiſten 
Das deutſche 


thüringiſchen Staaten. 


Berihverfalfungegeieh ($ 14) hat Diele 
befondern Geri f ten . 


erichte aufrecht erhalten. Wal. 


60); Dandelmann, A. und Rege 


0180 lieb, Rechtstheorie ber Reallaiten 


ung ber®albgrundgerechtigfeiten (1880). 
bunflerung, |. 7 ver. 

Abolition (Iat.), Niederſchlagung einer 

nUnterfuchung vor gefälltem 


ſtrafrechtli 

Strafurteil (f. Begnadigung). 
Abſchied, im fruͤhern 

diejenige Urkunde, in wel 


ſammengefaßt und 


Publikation am Schluß des Reichsta 


erfolgte. Seitdem ber Reichstag perma⸗ 
nent in Regensburg tagte, kam Diefe Air 
er fogen. jüngfte Reichsab— 
ſchied (Recessus imperii novissimus), 
datiert von 1654. Die Einrichtung cines 


rihtung in Wegfa er letzte Reichen 


ſchied 


ſolchen Abſchieds iſt von den Einzelland- 
tagen verſchiedener deutſcher Staaten adop⸗ 
tiert und in manchen bis auf die Gegen⸗ 
wart beibehalten worden, wenigftens inſo 
fern, als am Schluß einer Landtagsfeflion 
ein Landtagsabſchied publiziert wird, 
welcher eine Zufammenftellung ber mit 
bem Landtag vereinbarten (»verabjchiede: 
ten<) Gefete und den Staatshaushalts⸗ 
etat enthält, jo 3. B. in Braunfchweig. 
Abſchoß, ehedem eine Abgabe, melde 
dann zu entrichten war, wenn ein Ber: 
mögen außer Landes gebracht wurbe, na⸗ 
mentlih dur Erbgang, daher bie Be 
eichnung Gabella hereditaria. Cine 
hnliche Abgabe war die fogen. Nachitener 
(ſ. Bol. Freizügigkeit. 
Abſolutismus (lat.), diejenige Regie 
rungsform, bei welcher ber Staatöbeherr: 


den Reid 
Freising geinpten Beiätärfe zu 
einem Rei efaßten üfle zu: 
8 verfündet wurden. 

Der Name (Reichs abſchi ed, Becessus 
imperü) erflärt fi daraus, daß dieſe 


fer völlig unumfchräntter Gebieter iſt. 


Den Öegeniag zu der abfoluten Monardie 
bildet die Tonflitutionell = monarchiſche 
Staatsverfalfung, welche den Staatöbe 
herriche ictigften 
bandlungen an die Zuſtimmung ber 
Volksvertreter bindet. Das abfolute Re 
giment ift namentlich in Rußland, befien 


Kaifer jih ben Selbfibeherrfcher aller 


r bei den ie Au Regierungd | 





Abjolvieren — Abftimmung. 


Reußen nennt, ausgebildet. Gewöhnlich 
unterſcheidet man aber noch zwiſchen Aus 
tofratie und A., indem man unter der 
erftern Bezeichnung die völlig unum⸗ 
ſchränkte Regierungögewalt verfteht, wäh: 
tend der Ausdruck A. mehr mit ber Be: 
deutung eines Vorwurfs mißbräuchlicher 
Anwendung berartiger Machtvollkommen⸗ 
beit, daher oft gleichbedeutend mit Des⸗ 
potismnms, gebraucht wird, Die An- 
bänger eines folchen Syſtems werden 
Abjolutiften genannt, baher A. aud) 
diejenige politifche Parteirichtung beeid 
net, welche für eine möglichſt große Aus⸗ 
behnung ber monardiichen Gewalt ein- 
tritt und jeder Neuerung, welche eine 
Abſchwächung der Herrichergewalt herbei: 
führen Fönnte, mit Entſchiedenheit wider- 
frebt. In diefem Sinn kann ber A. al? 
eine Ausartung des Konfervativismus 
bezeichnet werben. 
‚ Abfelsieren (Iat.), von etwas ablöfen, 
freiſprechen (auch beendigen); Abſolu⸗ 
tion, Freiſprechung; namentlich Losſpre⸗ 
chung von kirchlichen und göttlichen Stra⸗ 
jen nach abgelegter Beichte. 
Abſonderung, im Konkursverfahren 
bie beſondere Befriedigung einzelner Gläu- 
biger; daher Abſonderungsgläubi— 
ger, die bevorzugten Gläubiger des Ge⸗ 
meinſchuldners, welche eine vorzugsweiſe 
Befriedigung ihrer Forderungen bean⸗ 
„ Ipruchen Fönnen, im Gegenjaß zu ben 
übrigen Konkursgläubigern. Dahin ge- 
bören namentlich diejenigen Gläubiger, 
welden ein Pfandrecht an den Grund: 
Rüden ober ein Fauſipfandrecht an be- 
ſtimmten Mobilien bes Kribars He 
ferner die Reichskaſſe, bie Staatzfaflen 
und bie Gemeinden fowie bie Amts-, 
Kreid: und Provinzialverbände wegen 
öffentlicher Abgaben; ferner die Berpächter 
wegen des Taufenben und des rüdfländigen 
Zinfes fowie wegen andrer Forderungen 
aus dem Bachtverhältnis in Anfehung ber 
Früchte des Grundſtücks und der einge 
brachten Sachen, fofern die Früchte oder 
Sachen ſich noch auf dem Grundftüd be: 
iinden; dann biejenigen, welche durch 
Pindung ein Pfandrecht an ben ver: 
pſandeten Sachen erlangt haben, zc. Vgl. 
Deutſche Konlursordnung, 65 39 ff. 


8 


Abſtimmung, bie Willenserflärung der 
Mitglieder einer Verfammlung oder eines 
Koleaiums über eine beftimmte Frage. 
Diefelbe erfolgt regelmäßignacd Schlu der 
gepflogenen Beratung in einer gefchäftg- 
orbnungsmäßig feitgeftellten Yorm. Zu 
einem ültigen Beſchluß iſt zunächſt Be⸗ 
— d. h. die Anweſenheit 
der vorſchriftema higen Anzahl von Mit⸗ 
gliedern, und je nach dem einzelnen Fallund 
nach den beſtehenden Vorſchriften Stim⸗ 
meneinhelligkeit oder Stimmenmehrheit 
erforderlich. In letzterer Beziehung wird 
entweder eine beſtimmte Mehrheit, 3.8. 
nei Drittelder aitglieber, oder abfolute 

ajorität (eine Stimme über bie Hälfte 
fämtlidher Stimmen), oder nur relative 
Majoritäterfordert, Lebtere liegt dann 
vor, wenn fich für eine Meinung nur 
mehr Stimmen erflären als für jede eins 
zelne fonftige Dteinung. Die A. erfolgt ent: 
weder Öffentlich durch Handaufheben, 
Aufftehen von ben Sigen, Auseinandertre: 
ten, Zuruf (Afflamation) ober geheim 
durch Stimmzettel, Stimmtäfeldyen ober 
ſchwarze und weiße Kugeln (Ballotage). 
Eine weitere Art der öffentlichen A. ift 
bie durch Namendaufruf, bei welchem mit 
»Ja« oder »Nein« geantivortet wird. 
Lebtere Art und Weije rechtfertigt ſich 
aber für größere Verfammlungen nur 
but) bie befondere Bedeutung bes Falles; 
fie fann leicht zur BVerfchleppung von 
Gegenfländen und zur Barteiintrige ge: 
mißbraucht werben. Nach ber Geſchäfts⸗ 
ordnung bed beutjchen Reichstags find 
bie Fragen, bie zur A. kommen, fo zu 
ftellen, daß fie einfach durch Sa oder Nein 
beantwortet werben können. Unmittelbar 
vor ber A. iſt die Deage zu verlefen. Iſt 
vor einer A. infolge einer darüber ge 
madten Bemerkung ber Präfident oder 
einer der fungierenden Schriftführer weis 
felhaft, ob eine beſchlußfähige Anzahl von 
Mitgliedern anwefend fei, fo erjolgt der 
Namensaufruf. Erflärt dagegen auf 
bie erhobene Bemerfung ober einen bies- 
bezüglihen Antrag auf Auszählung des 
Haufes der Präfident, daß fein Mitglied 
des Büreaus über bie Anweſenheit ber 
befchlußfähigen Anzahl von Mitgliedern 
(199) zweifelhaft fei, fo find damit Ze 

1* 


4 Abt — Abtreibung der Keibesfrucht. 


merfung und Antrag erledigt. Die A. 
geichieht nach abfoluter Mehrheit durch 
Aufftehen oder Sitenbleiben. Iſt das Er⸗ 
gebnis nach der Anficht des Präfidenten 
oder eines der fungierenden Schriftfüh- 
ter zweifelhaft, fo wird bie Gegenprobe 
gemacht. Liefert auch biefe noch Fein ſiche⸗ 
res Ergebnis, jo erfolgt die Zählung 
ded Haufes, und zwar, nad engli- 
Them Muſter, in folgender Weife (fogen. 
Hammelfprung): Der Fräfident for- 
dert die Mitglieder auf, den Saal zu ver: 
laſſen. Sobald dies gefchehen, find die 
Thüren zu fchließen, mit Ausnahme einer 
Thür an der Oft- und einer an der Weit: 
feite. An jeder diefer beiden Thüren ftellen 
fih je zwei Schriftführer auf. Auf ein 
vom Bräfidenten mit der Glocke gegebene 
Zeichen treten nun diejenigen Mitglieder, 
welche mit »Ja«s ftimmen wollen, burd) 
die Thür an der Oſtſeite, rechts vom 
Büreau, diejenigen aber, welche mit »Nein« 
ftimmen wollen, durch die Thür an ber 
Weitfeite, links vom Büreau, in den Saal 
wieber ein. Die an jeder der beiden Thü⸗ 
ren ſtehenden Schriftführer zählen laut die 
eintretenden Mitglieder. Demnächſt gibt 
der Präfident ein Zeichen mit der Glode, 
fchließt die A. und läßt die Thüren bes 
Saals öffnen. Jede nachträgliche A. it 
ausgeſchloſſen, nur der Präfident und bie 
dienſtthuenden Schriftfüihrer geben ihre 
Stimmen nadträglih ab, worauf der 
Präſident dag Nefultat der Zählung bes 
Haufes verfündet. Auf namentliche N. 
ann beim Schluß der Beratung vor der 
Aufforderung zur A. angetragen werden; 
ein folcher Antrag muß aber mwenigftens 
von 50 Mitgliedern unterftüßt werden. 
Der Präfident erflärt die A. fürgefchloffen, 
nachdem der namentliche Aufruf ſämt— 
licher Mitglieder des Reichstags erfolgt 
und nad Beendigung besfelben durch 
Wiederholung des Alphabets Gelegenheit 
zur etwaigen nachträglichen A. gegeben 
worden ift. Bei allen nicht durch Namens 
aufruf erfolgten Abftimmungen hat jedes 
Mitglied des Reichstags das Recht, feine 
von dem Beichluß der Mehrheit abwei⸗ 
chende A., kurz motiviert, fchriftlich dem 
Büreau zu übergeben und deren Auf: 
nahme in bie ftenographifchen Berichte, 


ohne vorgängige Verlefung im Reichstag, 
zu verlangen. — Für die A. in den Rich⸗ 
terfollegien hat das deutfche Gerichts⸗ 
verfaffungsgefet (FF 198 ff.) bejonbere 
Vorſchriften gegeben. Hiernach ſoll die Ent- 
ſcheidung ber Regel nach auf Grund ab- 
foluter Majorität ber Stimmen erfolgen. 
Bilden fih in Beziehung auf Summen, 
über welche zu enticheiben ift, mehr als 
zwei Meinungen, deren feine. Die Mehr— 
heit für fih hat, fo werben bie für die 
größte Summe abgegebenen Stimmen 
ben für die zunächſt geringere abgegebenen 
fo lange hinzugerechnet, bis fich eine Mehr: 
heit ergibt. Bilden ſich in einer Straf 
jache, von ber Schuldfrage abgeſehen, mehr 

als zwei Meinungen, beren Feine die 

Mehrheit für fich hat, jo werben bie dem 

Beichuldigten nachteiligften Stimmen ben 

zunächit minder nachteiligen fo lange hin: 

zugerechnet, big fich eine Mehrheit ergibt. 

Die Reihenfolge bei ber A. richtet fich nad) 

vbemD ienftalter, beiden Schöffengerich— 

ten und in den Kammern für Handelsſa⸗ 

hen nad) dem Kebensalter: ber Jüngſte 

ſtimmt zuerſt, der Borfigende zuletzt. Wenn 

ein Berichterftatter ernannt ift, fo gibt die: 

fer feine Stimme zuerft ab. Bei der A. 

der Geſchwornen richtet fich bie A. nad 

der Reihenfolge der Auslofung. Der Ob 

mann ftimmt zuletzt. Val. Zacke, Über 

Beſchlußfaſſung in Verſammlungen und 

Kollegien (1876); XTrendelenburg , 
über das Verfahren bei Abftimmungen 

(»Kleine Schriften«, Bd. 2, 1870). 

Abt (v. hald. Abba, »Vatere), Vor: 
fteber eines Klofters, teilweiſe mit a 
lichen Rechten; gefürfteter A., A. deſſen 
Abtei als Firtentum betrachtet wurde; 
Abtiſſin, die Vorfteherin eines Non: 
nenkloſters höhern Ranges; Sätular: 
abt, ſ. v. w. Abbe; infulierter A, 4. 
von bem Rang eines Biſchofs. 

Abteilungen des Reichsſstags, |. 
Reichstag. 

Abtreibung Der Leibesfrucht, die vor: 
fätlih und rechtswidrig bewirkte worzei: 
tige Ausftogung eines unreifen Rinde 
aus dem Mutterleib. Das beutjche Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch (SG 218 ff.) beftraft bie 
Schwangere, welche ihre Frucht vorfäh- 
lid) abtreibt oder im Mutterfeib tötet, mit 





Hcceptieren — Adel. 5 


Zuchthaus bis zu 5 Jahren und, wenn 
mildernde Umſtände vorhanden, mit Ge: 
jängnisſtrafe nicht unter 6 Monaten. 
Diefelben Strafvorichriften finden auch 
auf denjenigen Anwendung, welcher mit 
Einwilligung der Schwangern die Mittel 
zu der Abtreibung oder Tötung der Frucht 
bei der erftern angewendet oder berjelben 
beigebracht Hat. Wurden diefe Mittel der 
Schwangern gegen Entgelt verfchafft, bei 
ihr angewendet oder der Schwangern bei- 
gebracht, jo tritt Zuchthausftrafe bis zu 
10 Jahren ein. Wurde ferner die Lei⸗ 
besfrucht einer Schwangern ohne deren 
Wiſſen und Willen vorfäglich abgetrieben 
oder getötet, jo tritt Zuchthausftrafe von 
2—15 Jahren ein, unb wurbe endlich 
durch die Handlung der Tob der Schwan⸗ 
gern verurfacht, fo jol Zuchthausſtrafe 
nicht unter 10 Jahren oder Tebensläng- 
lihe Zuchthausftrafe eintreten. Auch iſt 
der Verſuch des Verbrechens ber Abtrei- 
bung ftrafbar. - 

Acreptieren(lat.), annehmen; Accep⸗ 
tation, Annahme, 3. B. die Annahme 
eines Vorſchlags der Regierung feitend 
der Kammer u. oͤgl. 

Arceffion (lat.), das Hinzutreten, ber 
Zuwachs; im Bölklerrecht ber Beitritt 
einer Stantöregierung zu einem bereit? 
beitehenben Vertragsverhältnis, dann der 
Anſchluß einer Staatsverwaltung art die⸗ 
jenige eine andern Staats. So bat ins: 
befonbere das Fürſtentum Walded durch 
einenAccejfionsvertragvom18. Juli 
1867 die Berwaltung des Landes der Krone 
Preußen übertragen. 

Aceife (Tat), Abgabe, namentlich ftäb- 
tiihe Abgabe von VBerbranchsgegenftänden, 
insbeſondere von Lebensmitteln, welche 
von auswärts eingeführt werden. Der Be: 
trag einer ſolchen A. wird durch die Ac⸗ 
cifeordnung beſtimmt. So iſt z. B. die 
Fleiſchacciſe, welche von dem zum öffent⸗ 
lichen Verkauf beſtimmten Schlachwieh 
und von dem importierten Fleiſch erhoben 
wird, in vielen Städten Rechtens. 

Acht (v. altdeutſchen echt, d. h. 
Bund oder Geſetz), Ausſtoßung aus dem 
bürgerlichen Rechtsverband unter Ent—⸗ 
ziehung des ſtaatlichen Rechtsſchutzes. 
Im Mittelalter war dies eine Strafe, 


welche insbeſondere wegen Landfriedens⸗ 
bruchs verhängt ward. Man unterſchied 
dabei zwei Grade. Auf dreimalige Vor⸗ 
ladung erfolgte nämlich gegen den unge: 
horfamen Angeklagten bie Unteradht, 
wodurd das Vermögen des »Geächteten« 
mit Bejchlag belegt, und wodurch ber Anz 
kläger ermächtigt wurde, den erftern zu 
ergreifen und vor Gericht zu fielen. Blieb 
bieje Maßregel wirkungslos, fo erfolgte 
die Oberacht (Aberacht), die Vogel 
freierflärung des Geächteten. Die vom 
Kaifer erlafiene U. hieß Reich sacht. 

Act (engl., ſpr. ätt), in der englifhen 
und nordamerifaniichen Rechtöfprache Be: 
ihluß einer Behörde oder einer jländi- 
[chen Körperichaft, 3.8. A. ofparliament, 
ein vom Parlament gefaßter Beichluß. 
Dahin gehört 3. B. bie Schiffahrtsafte 
(Navigation a.) von 1651. A. of sett- 
lement heißt die wichtige Parlanıents- 
afte, wodurch die britifche Thronfolgeord: 
nung feftgejiellt ward, fpeziell aber bie 
Succeflionsafte, die Wilhelm II. kurz 
vor feinem Tod noch janktionierte, und 
durch weldhe das Haus Braunſchweig⸗ 
Lüneburg-Hannover auf ben britifchen 
Thron berufen wurde. 

Acta (Tat.), Aften, Niederfchriften über 
öffentliche Verhandlungen (j. Alten). 

Acte (franz., ſpr. att), Urkunde, na- 
mentlih Staatsurfunde (ſ. Akte). 

Actuarius, ſ. Aktuar. 

Ad acta (lat., »zu den Akten«), eine 
Defretur, welche andeutet, daß die betref- 
fende Sache zurückgelegt und nicht weiter 
bearbeitet werben foll. 

Additiounal (lat.), ergänzend, zuſätzlich; 
daher Additionalakte, die —3 
zu einem Staatsvertrag. 

Adel (v.altd. od, odal, ſächſ. edel, d. h. 
Landgut, auf den Zuſammenhang des 
Adels in Deutichland mit dem Grundbe- 
fig hindeutend), ein geſetzlich bevorzugter 
Stand, welcher fih mit Ausnahme Nor: 
wegens und der Türkei in allen europäi— 
ſchen Ländern findet. In Deutfchland ift 
die Bedeutung des Adels eine fehr ver: 
jchtedene, je nachdem e8 fi um hoben 
oder um niedern X. handelt. Der hohe 
A. umfaßt die Familicnangehörigen ber 
ſouveränen Fürftenhäufer und der media⸗ 


6 Adjoint — Adjutant. 


tifierten Familien, d. b. derjenigen Fami⸗ 
lien, welche fich zur Zeit des vormaligen 
Deutichen Reichs im Beſitz reichSunmittel- 
barer Xerritorien befanden und Reichs⸗ 
ftandfchaft, b. h. Sik und Stimme auf 
dem Reichstag, hatten. Den letztern find 
verjchiebene Vorrechte, wie Befreiung vom 
Militärdienſt, Ooenbürtigteit mit ben lan: 
besherrlihen Familien, Mitgliedſchaft in 
ber Erften Kammer, eingeräumt (ſ. Me: 
diatifieren). ee Cana 
A. ging aus der ehemaligen Nitterfchaft 
und aus denen hervor, welchen ber U. 
vom Kaifer oder vom Landesherrn aus⸗ 
drücklich verliehen ward. Zum niedern A. 
ift insbeſondere auch bie e emaige reichs⸗ 
freie Ritterſchaft ge rechnen (f. Reichs: 
ritterfchaft). Bei bem niedern X. wirb 
wifhen altem und neuem 4. unter: 
2 je nachdem derſelbe ſchon durch 
eine Reihe von Generationen hindurch) be⸗ 
ftanden Bat ober neuern Datums ift. 
Gründet fi) der A. auf unvorbenfliche 
Verjährung, fo wirb er als Urabel be 
zeichnet. Der auf Verleihung beruhende 
U. wird Brief:, Bullen=,Diplomen: 
adel genannt. Vom Geburtsabel ver- 
ſchieden ift der perſönliche A., welcher 
nicht auf die Nachfommen übergeht. Die- 
fer ift zumeift mit gewiffen Orben ober 
mit befondern Ämtern (Berdienftadel) 
verfnüpft. Zur Zeit des frühern Deut- 
ſchen Reichs hatten die geiftlihen Fürften 
den hohen, die Doftoren des Rechts ben 
niedern perjönlichen A. Was bie Vor: 
rechte des niedern Adels anbetrifft, jo 
können bier bie Befähigung zu gewiflen 
Hofämtern und bas Recht der Aufnahme: 
fähigfeit in gewiſſe Stifter faum als ei- 
gentliches Necht ın Anbetracht kommen. 

a3 fogen. »Wappenrecht« ift Fein aus: 
fchliegliches Necht des Adels unb ebenfo- 
wenig das Recht, dem Zamiliennamen ein 
»von« vorjegen zu dürfen; denn e8 gibt 
auch bürgerliche Familien, welche dies 
Wörtchen mit ihrem Namen verbinden, 
und ablige gamilien, welche es nicht ge- 
brauchen. Dagegen können nach bayri- 
ſchem Partikularrecht nur adlige Berfonen 
Tamilienfideifommifie errichten. Der nie⸗ 
dere A. wird jegt erworben durch Geburt 
und durch Iandeöherrliche Verleihung. In 


erfterer an ift die Abflammung von 


einem ehelichen abligen Vater erforberlih, 


ber Stand ber Mutter ift geihentttig; 
auch iſt die nachträgliche Legitimation 
eines unebelichen Kindes ftatthaft, wäh— 
rend der hohe X. allein durch Abitam= 
mung aus ftandesmäßiger Ehe nad) bem 
Rechte der Ebenbürtigleit erworben wirb. 
In England ftuft ſich der hohe A. ab in 
Herzöge, Marquis, Grafen (Earls), Vis- 
counts und Barone. Die Häupter ber 
betreffenden Familien finb Dlitglieber bes 
Oberhauſes. Der niedere A (Gentry) 
umfaßt die Baronets, Knight und Es— 
quired. In Schweden und Dänemark 
gibt es keinen hohen A. In Franfreid), 
wofelöft der Unterfchied zwiſchen hohem 
und niederm X. früher ebenfalls beitand, 
wurde ber A. durch bie Revolution über: 
haupt abgefchafft, von Napoleon I. aber 
wieberhergeftellt (prince, duc, marquis, 
comte, vicomte, baron, chevalier, 
seigneur de). In Spanien bilden die 
Granden den hoben, die Hibalgos ben 
niebern A. Auch in Stalien, Böhmen, 
Ungarn, Polen und Rußland wird zwi- 
ihen hohem und niederm U. unterfchie 
den, während den orientalifchen Völker⸗ 
haften der A. überhaupt fremd iſt. Val. 
Hetfter, Sonderrechte ber jouveränen unb 
ber mebdiatifierten Häufer Deutſchlands 
or; Strang Geſchichte des deutſchen 
Adels (2. Aufl. 1851, 3 Bbe.); Gneift, 
A. und Ritterfchaft in England (1853). 

Adjoint (franz., ſpr. -hoang, Ad⸗ 
junft), Amtsgebilfe, namentlich bes 
Maires (f. b.). 

Adiudizieren (lat.), gerichtlich zus 
ſprechen, zufchlagen, übereignen; Adju⸗ 
dikation, gerichtliche Zujprechung, be 
fonder8 bei einem Teilungsprozeß und 
bei einer Verfteigerung. 

Adintänt (Tat.), ver einem höhern Be: 
fehlshaber zur Vollziehung feiner Be⸗ 
fehle beigegebene Offizier; Generals, 
Tlügeladjutant, ein ver Perfon des 
Monarchen, eined® Prinzen oder Ober: 
befehlshabers zu perfünlichem Dienft bei: 
gegebener A.; eriterer ift General, letz— 
terer Stabsoffizier. Die Korps⸗, Di: 
vifions= und Inſpektionsadju— 
tanten find in der Regel Hauptleute, 


Adlerorden — Admiralität. 


die Brigade- und Regimentsabju= 
tanten Premierleutnants, die Batail- 
lons- und Abteilungsadbjutanten 
Sefonbeleutnants. Adijutantur, Korps 
von Sffizieren, welche den Chefs als Adju- 
tanten beigegeben . 

Adlersrden, 1) Schwarzer, 1701 
vom König Friedrich L von Preußen ge- 
ſtiftet; hochſter Orden des preußiichen 
Staats, mur eine Klaſſe; Deviſe: >Suum 
cuique« ( · Jedem das Seine«);2)Roter, 
1109 vom Erbprinzen Georg Wilhelm von 
Baireuthgeföftet, 1792 zum zweiten Orden 
der preußiſchen Monarchie erhoben, vier 
Klaſſen; Devife: »>Sincere et constanter« 
(Aufrihtig und landhaft«); 3) Weißer, 
ruſſiſcher (urfprünglich polniſcher) Orben, 
1326 von Wladislaw I. von Polen ge: 
fiftet, 1815 an Rußland übergegangen; 
Tevife: »Pro fide, rege et lege« (»Für 
Glauben, König und Geſetze 

Abminifiration (Iat.), Verwaltung, 
namentlich bie Staatsverwaltung im Ge- 
genjaß zur Geſetzgebung und zur Recht2- 
pflege ([.Berwaltung); Abminiftra: 
tiofaden, Berwaltungzfacdyen, welche 
von ben Berwaltungsbehörben (Admi⸗ 
niſtrativbehörden) im Adminiftra- 
tivverfahren zu erledigen find. Ad⸗ 
miniftrativjuftiz, Entidheibung von 
Rechtsfragen aus dem Gebiet bed öffent: 
lichen Rechts fowie von ſolchen Privat- 
tehtsftreitigfeiten, welche aus Zwec⸗ 
mãßigleitsgrũnden ausdrücklich den Ge: 
richten entzogen und den —— 





behörden zur Entſcheidung überwieſen 
ſind, wie Geſindeſtreitigkeiten, Gewerbe⸗ 


angelegenheiten 2. (adminiſtrativ⸗ 
kontentiöſe Säden). In manchen 
Staaten, wie in Baden, Heſſen, Preußen 
und Württemberg, iſt aber, um auch der 
Verwaltungsrechtspflege die Garantien 
einer unabhängigen richterlichen Hand⸗ 
habung zu ſchaffen, eine beſondere Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit geſchaffen wor: 


den, indem die Entſcheidung reiner Verwal⸗ 
tungsſachen im Inſtanzenzug der Admini⸗ 


ſtrativbehörden erfolgt, während für Ver⸗ 
waltungsftreitfachen befondere Verwal: 
tungsgerichte eingerichtet find, welche 
entweder in letter Inſtanz ober, wie in 
Preußen, in ber mittlern Inſtanz (Be: 
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zirföperwaltungsgerichte) und in 
dritter und letzter Inſtanz (Oberver: 
waltungsgericht) entfcheiden. Auch in 
Oſterreich ift durch Gefeß vom 22. OH. 
1875 ein Berwaltungsgerichtshof 
ins Leben gerufen. Abminiftrieren, 
verwalten. 

Abmiral (v. arab. Amir al ma, »Be 
fehlshaber des Waſſers«), der Oberbe 
fehlshaber einer Flotte, inden ver A. bas 
Gros derjelben befehligt, während bie 
Borhut dem Bizeabmiral, die Nachhut 
dem Konterabmiral unterflellt if. 

Admiralitat, die mit der Verwaltung 
ber Marineangelegenheiten betraute Be- 
hörbe;Admiralitätsgericht, Gerichts⸗ 
behörde für Prifenangelegenbeiten, Ab- 
urteilung der Konterbande x. Im Deut: 
[hen Reich ift die Faiferlihe Admi— 
ralität die oberfte Kommando: unb 
zugleich die oberfte Verwaltungsbehörbe 
(Marineminifterium) ber faiferlicden Ma⸗ 
tine. Sie bat einen Chef zum Bor: 
ftand, weldyer den Oberbefehl nach den 
Anordnungen de Raifers und die Ver- 
waltung unter der Berantwortlichfeit des 
Reichskanzlers führt, auch die höhere Ge⸗ 
richtsbarkeit und Disziplinarftrafgeivalt 
ausübt. Dem Chef der Abmiralität ift 
zunächſt eine Zentralabteilung ber letztern 
unterftellt. Im übrigen werben bie Ge⸗ 
ſchäfte der Abmiralität, Die alle Angele- 
genbeiten umfaflen, welche bie Einrich⸗ 
tung, Erhaltung, Entwidelung und Ber: 
wendung ber Kriegsmarine betreffen, in 
Dezernaten bearbeitet. Die militär. 
Dezernate find in ber militärifchen Ab- 
teilung, die technifchen in dem Marine⸗ 
bepartement, bie hydrographiſch⸗ wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und Fartograpbifden in dem 
Suörograpbilcien Amt zufammengefaßt. 

etsteres Kat insbefondere die hydrogra⸗ 
phiſchen Angelegenheiten, Bermeilungen, 
nautiihe Geographie und Kartographie 
fowie die Unterfuhung und Beſchaffung 
der für die Navigierung unb die wifjen- 
ſchaftlichen Beobachtungen auf den Schif- 
fen erforderliden AInftrumente, Karten 
und Bücher wahrzunehmen. Bon der 
kaiſerlichen Abmiralität reffortieren auch 
das Generalaubitoriat der Eaifer: 
liden Marine und ber Generalarzt 
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ber letztern. Außerdem beftebt unter bem 
Chef der Admiralität als Vorſitzendem ein 
Abmiralitätsrat, welchem die Löſun 

ſchwieriger Fragen organifatorifher un 

techniſcher Natur obliegt, und ber fich aus 
ben vom Chef bezeichneten Mitgliedern 
der Admiralität und ben dazu berufenen 
Seeoffizieren, Beamten und Technifern 
zufammenfeßt. Diegefamte Krieggmarine 
ift dem Chef der Admiralität unterftellt. 

Adoptieren (Iat.), an Kindesftatt an- 
nehmen; Adoption, Annahme an Kin⸗ 
desftatt. Die Aboption bewirft im öffent- 
lichen Recht infofern nicht bie völlige 
Sleichftellung des adoptierten Kinbes mit 
dem ebelihen, als die Adoptivkinder 
eined Fürften nicht ſucceſſionsberechtigt 
find. Mande Hausgeſetze haben fogar 
den Mitgliedern bes fürftlichen Haufes 
die Adoption gänzlich unterjagt: 

Adrefle (franz.), im öffentlichen Leben 
die ſchriftliche Außerung über eine gewiſſe 
Angelegenheit, welche von einer Berlamm 
lung, einer Korporation unb namentlich 
von einer ftändifchen Körperfchaft an bie 
Staatsregierung ober an eine beftimmte 
Staatsbehörde oder an ein fonftiges öf- 
fentliche8 Organ gerichtet wird. Geben 
derartige Anſprachen von Privaten aus, 
fo werden biefelben gewöhnlich als Peti⸗ 
tionen (f. d.) bezeichnet, während man 
unter A. vorzugsmweife die von einer 
Bolfsvertretung an die Regierung gerich- 
tete se umbgebung der politifchen Gefin- 
nung, ber Kimmung und Meinung, ber 
Freude oder bed Danks, ber Unzufrieden- 
beit oder einer Mißbilligung verftebt. 
Insbeſondere wird bie fogen. Thronrede 
nicht jelten durch eine A. beantwortet, und 
manche Verfaflungsurfunden räumen ben 
Kammern ein folches Adreßrecht aus⸗ 
drücklich ein. Die deutfche Reichsverfaſſung 
enthält hierüber feine ausdriüdlichen Be- 
ſtimmungen, doch wird das Adreßrecht 
thatfählih vom Reichstag ausgeübt. 
Nach der Geſchäftsordnung bes letztern 
(85 67 f.) wird der Antrag, eine A. an 
den Kaifer gu richten, wie ein andrer An: 
trag behandelt. Beſchließt der Reichstag, 
bie Vorberatung des vorgelegten Adrep⸗ 
entiwurfd einer Kommiflion zu über: 
weifen, jo wird dieſe aus bein Präſiden⸗ 


a) 





Adoptieren — Agitieren. 


ten unb bei deſſen etwaiger Verhinderung 
bem Vizepräfidenten des Reichstags als 
Borfigendem und 21 von den Abteilungen 
bes Reichstags zu wählenden Mitgliedern 
gebildet. Liegt ein Entwurf zu einer A. 
nicht vor, fo ift diefer von einer in glei- 
her Weife zufammenzufegenden Kommij- 
ion zu fertigen und dem Reichstag zu 
überreichen. Sol bie A. durch eine De: 
putation überreicht werben, jo beſtimmt 
der Reichstag auf Vorſchlag des Präfi- 
benten bie Er ber Mitglie 
letztere alsdann durch da 
werben. Der Präfident iſt jedesmal Mit: 
lieb der Adreßdeputation und führt allein 
as Wort. 
Advofäat (Iat.), Rechtsbeiftand; ad vo⸗ 
teren, bad Geſchäft eined Rechtsanwalts 
Ode Advokatur) betreiben (|. Rechts— 
anwalt). 

Agents provocateurs (franz., ſpr. 
aſchaͤng ⸗ prowokatoͤhr), Name von Gehilfen 
der geheimen Polizei, welche politifch ver: 
dächtige Verfonen, fich in deren Vertrauen 
einjchleichend, zur Offenbarung ihrer Ge: 
finnun auch wohl zur Begehung ftraf: 

ver 
aber ins Dunkel zurüdtreten unb ber ftraf: 
rechtlichen Verfolgung mit Hilfe ihrer 
einflußreichen Auftraggeber Een Die 
Verwendung von A. p. ift im Intereſſe 
der öffentliden Moral unbedingt zu ver: 
werfen. 

Agio (ital., ſpr. ahſchio), Aufgeld, der 
Betrag, um ben ein WVertzeichen (Münze, 
Effekten) im Verkehr den Nominalwert 
überjchreitet, gewöhnlich nach Prozenten 
angegeben; Gegenſatz: Disagio, Verluft 
beim Eintauſchen einer Geldforte gegen 


eine andre. 

Agitieren (Iat.), für etivas thätig fein, 
die Menge für etwas zu erwärmen und 
zu gewinnen fuchen; Agitation, Auf 
tegung der Mafle, Anregung zur Teil: 
nahme an einer gewijjen Bervegung, ind 
hejondere zur Teilnahme an einer Wahl 
(Wahlagitation); Agitator, derje 
nige, welcher auf einem Gebiet geiftiger 
Thätigfeit, namentlich auf politifcyem Ge: 
biet, eine Beivegung ins Leben zu rufen, 
zu erhalten und zu fürbern bemüht ift. 
Eine Wahlagitation insbeſondere wird re: 


der, weld/ 
08 gewählt 


2 





anblungen veranlaflen, nachher 


Agnaten — Agyplen. 9 


gelmäfig durch öffentliche Rebe in Ber: 
einen und Berfammilungen, durch bie 
Preſſe, namentlich durch Flugblätter, burch 
bie Rerteilung von Wahlzetteln u. del. in 
Szene gefekt. 

Agnaten (Tat.), männliche Blutsver- 
wandte, bie in männlicher Linie von einem 
gemeinſamenStammpvater abftammen, im 
Gegenfaß zu den Kognaten, die von die⸗ 
ſem in weiblicher Linie abſtammen. In 
der altbeutichen Rechtsſprache wurben jene 
"Shwertmagen (Berwanbte von ber 

——— — dieſe Spillmagen 
gendet. 

Agrargeſetzgebung, Bezeichnung für 
die jeegebung, inſoweit fie fich auf die 
Landwirtichaft bezieht; bahin gehören be 
ſonders die Normen über Ablöſung ber 
Grunblaften, Separationen, Wäfjerungs: 
angelegenbeiten zc. 

grarier (v. Tat. ager, »Uder«, 
Steuer: und Birtfchaftsreformer), 
politiiche Partei in Deutichland, welche 
für die Berufsintereffen ber Landwirte im 
politifhen Leben eintritt. Während ſich 
nun gegen eine derartige Intereſſenver⸗ 
tretung in Vereinen und in ben dazu be: 
rufenen Körperichaften, wie 3. B. im deut⸗ 
ſchen Landwirtſchaftsrat, ficherlich nichts 
einwenden läßt, ericheint es auf ber an- 
dern Seite als ein Rüdfchritt, wenn man 
die frühere einfeitige Vertretung bes Volks 
nad Ständen in der modernen Volksver⸗ 
tretung wieber aufleben laſſen will, in 
welcher ja doch ber Abgeordnete Vertreter 
des Volks in feiner Geſamtheit und nicht 
bloß Vertreter eines einzelnen Standes 
fein fol. Die Anregung zu einer agrari- 
ſchen Bereinigung wurde von M. A. Nien- 


dorf (geft. 1878) und Elsner v. Gronow M 


im Mai 1869 gelegentlich der Breslauer 
Banderverfammlung deutfcher Land- und 
Forſtwirte gegeben. Damals wurbe bas 
Organ ber Vereinigung, bie nachher von 
Niendorf rebigierte, inzwifchen aber wieber 
eingegangene »Deutſche Landeszeitunge, 
eegrlinbet und der Kongreß norbbeutfcher 
päter deutfcher Landwirte war ber Haupt- 
ſammelpunkt der agrarifchen Gefinnungs- 
genofien. In den Tagen vom 22.24. 
set. 1876 fand dann in Berlin eine kon⸗ 

tuierende Verſammlung der deutſchen 


Steuer⸗ und Wirtſchaftoreſormer ſiatt, 
welche zur Aufſtellung eines ausfübrlichen 
Brogrammsder Bereiniqgungder A. führte, 
deren Vorfitender bermalen der Reichs⸗ 
tagsabgeordnete Freiherr v. Mirbach iſt. 
Das Progamm bezeichnet namentlich die 
Beſeitigung ber Grund⸗, Gebäude: und 
Gewerbeſteuer als cin Ziel ber Vereini 
gung. Es bewegt fich aber noch auf bent 
oben des Freihandels, während die Par 
tet demnächſt, ſobald die ſchutzzöllneriſchen 
Pläne des Reichskanzlers zu Tage traten 
und diefer fich in einem Brief an den rei: 
herrn v. Thüngen zu den Grundſätzen ber 
Steuer: und, irtihaftäreformer befannt 
hatte, in bag Lager ber Schubzöllner über: 
ging und namentlich für die Getreibezölle 
eintrat. Die U, haben fih im Parlament 
der deutſchkonſervativen Partei ange 
ſchloſſen. Sie befaflen fich Übrigens neuer⸗ 
dings nicht Bloß mit der Intereſſenvertre 
tung ber Lanbwirtfchaft, fondern geben 
ihr Votum auch in ragen ab, welche mit 
btefer wenigſtens nicht In unmittelbarem 
Zu ummenbang ftehen. So ſprach fid) 
3.8. bie Vereinigung der beutfchen Steuer: 
und Wirtfchaftsreformer für bie obligato: 
rifhen Innungen aus, indem Überhaupt 
in ber Bartei ber U. das reaktionäre Ele⸗ 
ment mebr und mehr in den Vordergrund 
trat. Vgl. Wilmanns, Die goldiie In⸗ 
ternationale ab) 
Agritulturflaut, ein Staat, deſſen 
Volks⸗ und Nationalreihtum vorzüglich 
und wefentlih auf dem Aderbau beruht, 
im Gegenſatz zu Hanbelsitaaten. 
Agypten, Vizekönigreich unter tuͤrkiſcher 
Oberhoheit im NO. Afrifa, len 
der Libyſchen Wüfte und dem Arabiichen 
eerbufen. Hauptftäbte: Kairo mit 
327,462 und Aleranbrien mit 165,752 
Einw. Das eigentlihe U, hatte 1877 auf 
1,021,354 qkm 5,586 ,280 @inw,, Daneben 
68,653 Fremde (879 Teutiäe). Dazu 
kommen noch Nubien mit 864,500 ykın 
und etwa 1 Mill, Kinw. fowie Sudan mit 
Dar Zur und ben Aquatorialprovinzen mit 
1,001,062 qkm und 10,80,000 Einw. 
Die eingeborne Bevölkerung befteht zu: 
meift aus Fellahs, Arabern (Bebuinen), 
Kopten (Ehriften, Nachkommen ber alten 
Agypter), Türken, Negern und Juden. 
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Kapitalien und Arbeitöfräften, wogegen 
beim Paſſivhandel Ausfuhr und Einfuhr 
in den Händen —* ſind. Aktiva, 
die poſitiven Beſtandteile (Aktivver⸗ 
mögen) eines Vermogens, im Gegenſatz 
zu den Paſſiva (Paſſivvermögen), 
den Schulden. Im Konkurs verſteht man 
unter der Aktivmaſſe die Geſamtheit 
der Außenftände und ber pofitiven Ver: 
mögensbeftände überhaupt, welche bie 
—— aufzuweiſen hat, im Ge⸗ 

enſatz zur Baffivmajfe, ber Geſamt⸗ 
beit ber Schulden bes Kribars. Altiv: 
ftand, der wirkliche Beſtand eines Heers, 
eines Vermögens x. 

Altuer (lat. Actuarius), Beamter, der 
über die gerichtlichen Vorgänge glaubhafte 
Niederſchriften, die fogen. Protokolle, ans 
fertigt. Die deutſchen Juſtizgeſetze haben 
dafür Die deutfche Bezeichnung Gerichts⸗ 
jhreiber wieder angenommen; auch 
Sefretär einer Behörbe, 3.8. Polizei: 
aftuar. 

Alsbämeafrage, wichtiger Völkerrechts⸗ 
fall, welcher 1872 durch ein in Genf zu- 
Jammengetretenes Schiebägericht zu Gun⸗ 
ſten der Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerifa entfchieden warb. Lektere hatten 
nämlich von England um beswillen Scha- 
denerſatz verlangt, weil das ſüdſtaatliche 
Kaperſchiff Alabama, fo benannt nach dem 
nordamerikaniſchen Freiſtaat biefes Na⸗ 
mens, in England erbaut und ausgerüſtet 
worden war und während des Bürger⸗ 
kriegs der Unionsflotte großen Schaden 
zugefügt hatte, bis es vor dem Hafen von 
Cherbourg von einem unioniſtiſchen Schiff 
in den Grund gebohrt ward. 

A 1a suite ( franz., ſpr. -fivit), im Ge⸗ 
folge; Offiziere & la s. des Generalftabs, 
eines Regiments 2c. tragen die Uniform 
be3 Truppenkörpers, in dem fie & las. 
ftehen, befinden fih aber in etatsmäßigen 
Dienftftellen außerhalb deſſen Bereich, 3.8. 
als Lehrer in Militiranitalten, bei ber 
Artillerieprüfungstommilffion xc. 

Albertiniſche Linie Des Haufes Sad): 
fen (albertinen), ſ. Sachſen. 

Albinagli jus (lat., Albinagium, 
franz. Droit d’aubaine), Heimfallsrecht 
(ſ. Fremde nrecht). 

Alcalde (ſpan., v. arab. algadi, »Rich⸗ 


Aktuar — Algerien. 


tere), in Spanien Titel des Vorſtands 
einer politifchen Gemeinde, des Vorſitzen⸗ 
ben des Ayuntamiento (Gemeinderats), 
ber von ber Gemeinde aus den Mitgliedern 
des tehterm auf ein Jahr gewählt und von 
der Regierung betätigt wird, zugleid 
Friedensrichter it, in Bagatellfachen end- 
gültig enticheidet und in Kriminalfällen 
die Vorunterſuchung leitet. 

Alderman (ipr. aͤhld'rmän, »Xltefter«), 
im Angelſächſiſchen (aldorman) Boriteher 
einer Genofjenichaft, befonders aber Titel 
ber Oberbeamten ber Kreile oder Graf: 
ihaften (shires) und ber Alteflen (sena- 
tores) ded Reiche, bie, anfangs von den 
Königen ernannt, dann von ben Frei⸗ 
gutsbeſitzern erwählt, in den Volksver⸗ 
fammlungen (witenagemot) ftimmten 
und in Kriegszeiten die Miliz ihrer Graf⸗ 
ſchaften zu führen pflegten. Nach der 
dänifchen Eroberung wurde der Name 
burch den ber däniſchen Karls (earls) ver: 
drängt. Sekt bilden in Großbritannien 
und zum Teilaud in den Bereinigten 


Staaten von Rordamerifa die Alder: 


men den Stadtrat, an deſſen Spike ber 
Mayor (in London Lorb:Mayor) fteht, der 
aus den Albermen auf ein Jahr gewählt 
wird, während diefe felbit vonden 


gewähltwerden. Ihre Funktionen beftchen 
vornehmlich in der polizeilichen Oberauf: 
fiht über den Diftrikt, ben fie repräfen- 
tieren. Die brei älteften unter ihnen jo: 
wie bie, welche bereits die Würde bed 
Mayor befleidet haben, fungieren zugleich 
als Friedensrichter. 


Algerien, vormals türf. Bafallenftaat, 


feit 1830 Iranzöfiice Kolonie, auf der 
Nordküſte Afrikas zwiſchen Marokko und 
Tunis; 318,334 qkm mit (1877) 2,867,626 


Einw. Das Land zerfällt in die drei De 


partements Algier, Oran und Konftan- 
tine mit ben brei gleichnamigen Haupt: 
ſtädten, von benen Algier 52,702, Oran 
40,674 und Konftantine 39,823 Einw. 
hat. Man unterfcheidet ben Teil bes Lan: 
des mit vollitändig ‚georbneten flaatlichen 
Berbältniffen als »Territoire civil« von 
dem übrigen Teilbes Landes, welcher eben: 
falls unter franzöfiicher Oberhoheit ftebt 
(Territoire de commandement), und 


ablbe 
rechtigten eines jeden Stabtviertel3 (ward) 


Alibi — Allgemeines Stimmrecht. 


ber 1,514,795 Nomaden und 36,314 Art 
füffige zählt. An der Spike der Landes⸗ 
verwaltung fteht ein Zivilgeneralgouver: 
neur, dem ein Regierungskonſeil beige: 
geben ift, in welchem er ben Borfik führt. 
Der Fatholifche Klerus ift Durch zwei Bi⸗ 
Ihöfe vertreten. Vgl. bie offizielle »Sta- 
tistique generale de l’Algerie« (1877) 
und »Statistique de la France« (1878); 
Tifre, L’Algerie (1878); Rouffet, 
La congquete d’Alger (1879); Pieife, 
Itineraire d’Algerie (1879). 

Alibi (Tat), anderswo; der Beweis 
des A., d. h. in Straffachen ber Nachweis, 
daß der Angeſchuldigte ſich zur Zeit der 
That nicht am Orte derſelben, ſondern 
»anderswo« befunden Habe, konſtatiert 
ſeine Unſchuld. 

Alimente (Tat), Ernährungsmittel 
(«Koften); Altimentation, Berabrei- 
hung derjelben. Segenieitige Alımenta- 
tionspflicht Tegt das Gefe den Ehegatten 
ſowie den Eltern und Großeltern im Ber: 
bültnis zu ben ehelihen Kindern und 
Enfein auf. Unehelichen Kindern fteht 
nad) den gemeinen Recht und nad) deut⸗ 
ſchen Partiktulargefegen, nicht aber nad 
tem römiſchen und franzöfiichen Recht 
eine Alimentenforderung an den Tebenden 
Bater zu. Auf ber andern Seite find aud) 
die ehelichen Kinder ben Eltern, unebeliche 
ber Mutter gegenüber für den all bes 
Bedürfniſſes alimentationspflichtig. 

Allegiance (engl., ipr. ãllihdich'ns), Ge⸗ 
horfam, Untertbanentreue; daher Oath of 
8., ber Unterthaneneid, ben die Englän: 
der dem König als weltlichem Oberhaupt 
leiten müffen, im Gegenfab zum Oath 
of supremacy, ber bem König ala Ober⸗ 
baut ber anglikaniſchen Kirche geleiſtet 
wird, 

Alleinherrſchaft, ſ. Monarchie. 

Allergetren eſter Sohn der Kirthe 
(Allergetreuefte Majeftät, lat. Rex 
fidelissimus, franz. Sa Majeste tres- 
fidele), Titel der Könige von Portugal, 
ben Johann V. 1748 vom Papſt Bene 
dift XIV. erhielt. 

Aligemeined Stimmrecht, die einem 
jeden StaatSangehörigen, welcher fich im 
Vollgenuß der flaatsbürgerlichen echte 
Befindet, eingeräumte Befugnis, zum Zweck 
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der Mitwirkung bei der Gefeßgebung unb 
bei der höhern Staatsverwaltung mit: 
flimmen zu dürfen. Eine ſolche unmittel- 
bare Mitwirkung des Volks bei der Ge⸗ 
ſetzgebung und bei der Staatsverwaltung 
ift jedoch nur in ganz Fleinen Staatskör⸗ 
pern möglich, wie e8 } B. in Athen ber 
Tall war und in einzelnen Bergfantonen 
der Schweiz noch heutzutage der Fall ift. 
Größere Staatswejen mit monardifcher 
ober republifanifcher Verfaffung können 
ber Gejamtheit bes Volls nur mittelbar 
ein Mitwirfungsrecht bei der Gefebgebung 
und Verwaltung des Staats einräumen, 
db. h. durch gewählte Vertreter (Volksver⸗ 
treter), 4 die Intereſſen ihrer Wähler 
und des Volks überhaupt wahrzunehmen 
haben. Wird nun das Recht, an dieſen 
Wahlen der Volksvertreter teilzunehmen 
(aktives Wahlrecht), den Staatsbürgern 
unmittelbar eingeräumt, ohne Unterfchieb 
und ohne Rüdlicht auf ihre bürgerliche 
Stellung und ohne Rüdficht auf den Bes 
trag ber Abgaben, melde fie zur Erhal⸗ 
tung des Staatsweſens entrichten, fo fpricht 
man von einem allgemeinen Wahl: 
recht (suffrage universel), genauer von 
einem allgemeinen, unmittelbaren und 
gleigen Wahlrecht, zu befien Bezeichnung 
aber auch ber Ausdruck a. S. uͤblich ift. 

Dabei find aber zwei Momentebejonders 
hervorzuheben, zunächſt der Unterſchied 
zwiſchen direkter (unmittelbarer) und 
ındirefter (mittelbarer) Wahl. Nach 
dem letztern Syſtem befteht nämlich zwi⸗ 
fen den Wählern (Urwählern) und 
ben Abgeordneten ein Zwiſchen⸗ und 
Mittelglied, die Einrichtung ber Wahl: 
männer. Letztere werben von ben Ur: 
wäblern gewählt, und bie Wahlmänner 
haben dann den Abgeordneten felbft zu 
wählen. Das allgemeine Stimmredit 
dagegen befeitigt jene Zwiſchenſtufe; bie 
Abgeordneten werden bireft von benwahl: 
berechtigten Bürgern gewählt. Dies let: 
tere Syſtem ift in England, Nordame⸗ 
tifa, Frankreich, Belgien, Stalien, in den 
meiften Schweizer Kantonen und für bie 
Wahlen zum deutfchen Reichstag ange: 
nommen, während dad Syſtem der indi⸗ 
reften Rablenin Breußen, Bayern, Baden 
und in einer Anzahl deutfcher Kleinſtaa⸗ 
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ten maßgebend ift. Einige Staaten, 3.2. 
Oſterreich, haben ein gemifchtes Shliem. 
Das zweite charakteriftifche Unterjchei- 
dungsmerkmal bed allgemeinen Wahl 
recht3 ift folgendes: die meiften Verfaſ⸗ 
jungen unver mobernen Tonftitutionellen 
Monarchien haben den Grundſatz ſanktio⸗ 
niert, daß nur derjenige bie politiichen 
Wahlrechte des Stantsbürgerd ausüben 
fönne, welcher zu ben Laſten des Staats 
einen verhältnismäßigen Beitrag liefere. 
Hiernach wird in den betreffenden Ver⸗ 
faſſungsurkunden bie Husübungbed Wahl⸗ 
rechts außer von dem Vollgenuß des Staats⸗ 
bürgerrechts, wobei männliches Geſchlecht 
der Wähler vareuege ed iſt, von der Selb⸗ 
ſtändigkeit und beſonders davon abhängig 
gemacht, daß der Wähler einen gewiſſen, 
wenn auch den niedrigſten Steuerſatz 
entrichte, ſo nach dem zueußiicen Wahl: 
geſetz vom 30. Mai 1849. Dabei werben 
Höchſtbeſteuerte und Großgrundbefiter 
nah manden Berfaflungsurfunden und 
Wahlgeſetzen beſonders berüdfichtigt. In 
England ift in den Grafſchaften ben 
dauernden Grundbeſitzern bei einem Zins⸗ 
wert von 5 Pfd. Sterl. und den übrigen 
Belitern eines Grundſtücks von 12 Pfd. 
Sterl. Wert, inden Städten u, Burgfleden 
aber allen »Haushalterne das Stimm: 
recht verliehen. Selbft die aus ber eriten 
Revolution hervorgegangene f rang i⸗ 
ſche Berfaflungsurfunde vom 3. Sept. 
1791 hatte die aktive Wahlfähigfeit nur 
demjenigen zugeftanden, welcher zum min⸗ 
beiten eine dem Werte dreitägiger Arbeit 
entfprechende direkte Kontribution ent- 
richte. Das allgemeine Wahlrecht, welches 
im Gegenfaß zu jenem Wahlmodus feinen 
Steuerzenfus erfordert, wurbe erſt infolge 
der Revolution von 1848 in Frankreich ein- 
geführt Noch während bes Beftehens ber 
epublif aber und zwar gerade Deshalb, 
weil man ben Umfturz derjelben durch das 
allgemeine Wahlrecht fürdhtete, wurde es 
wiederum abgefchafft, bis dann Louis Na⸗ 
poleon dasſelbe durch Plebiszit vom 2. Dez. 
1852 wiederherſtellen ließ, um, darauf 
geſtützt, die Republik ſelbſt zu ſtürzen. 
Auch die Frankfurter konſtituierende 
Nationalverſammlung hatte durch Geſetz 
vom 12. April 1849, betreffend die Wab- 
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len ber Abgeordneten zum Volkshaus, 
bad allgemeine Stimmrecht einzuführen 
gejucht, indem fie das diesbezügliche Wahl- 
recht jedem unbejcholtenen Deutfchen, 
welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt 
babe, einräumte, aljo ohne Rüdficht auf 
den Steuerzenfus. Freilich ward diefem 
Geſetz die praftiiche Verwirklichung nicht 
beſchieden; e8 blieb jedoch dag Verlangen 
nad Einberufung einer beutfchen Gefamt: 
volfsvertretung auf ber Grundlage bes 
allgemeinen Stimmredte, und es war ein 
fühner Griff Bismarcks, als er nach den 
Erfolgen bes Jahrs 1866 dem Liberalis⸗ 
mus die Aufnahme des allgemeinen 
Stimmredts in bie nordbeutfche Bundes: 
verfaffung zugeftand. Ebenſo erflärt bie 
nunmehrige deutſche Reichsverfaſſung 
(Art. 20), daß der Reichstag aus allgemei⸗ 
nen unb bireften Wahlen Deworgugehen 
babe, und da nunmehr auch auf Die ſüd⸗ 
deutfcheStantengruppe amägebehnte u. zum 
Neichögefeß erhobene norbdeutiche Wahl: 
geieb vom 31. Mai 1869 enthält im $ 1 
ie jenem Frankfurter Wahlgefeß analoge 
Beitimmung, baß jeber (Nord⸗)Deutſche, 
welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt, in 
dem Bundesſtaat, in welchen er feinen 
Wohnſitz habe, Wähler für den Reichstag 
fei. Eine Ausnahme findet nur flatt für 
diejenigen, über deren Bermögen Konfurs: 
oder Fallitzuftand erflärt worden tft, für 
die unter „ormunbichaft oder Kuratel 
ftehenden Berfonen, für folche, die eine 
Armenunterftüßung beziehen oder in dem 
legten ber Wahl vorhergegangenen Jahr 
bezogen haben, und endlich auch für bie- 
jenigen, welchen infolge rechtskräftigen 
Erfenntniffes der Vollgenuß der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte entzogen ift, Yauter 
Ausnahmen, welche auch bereits in dem 
Wahlgejeb der Frankfurter Nationalver: 
fammlung enthalten waren. Dagegen be 
jet eine Abweichung von dem legtern 
arin, daß nach dem Wahlgefeb von: 31. 
Mai 1869 für Perfonen des Soldaten: 
ſtands, des Heers und der Marine die aktive 
Wahlberechtigung fo lange ruht, als fich 
biejelben bei den Fahnen befinden, eine Be: 
hränfung, welche das Frankfurter Wahl: 
gefeß nicht enthielt, indem es vielmehr 
Ss 11) da8 aftive Wahlrecht für Soldaten 
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und Militärperfonen ausdrücklich ſta⸗ 
tuierte. Auch ift hier noch darauf hinzu⸗ 
weifen, baß als Degengewicht für das all- 
gemeine Wahlrecht Die iätemtofigteit der 
Reichstagsabgeordneten von feiten der deut⸗ 
ſchen Qumbesregierungen feftgehalten wirb. 
Was ſchließlich den innern Wert bed 
allgemeinen Stimmrechts anbetrifft, fo 
find gerade über diefen Punkt die Anſich⸗ 
ten fehr geteilt und fiehen fich noch immer 
ziemlich Ichroff 
zeichnete das allgemeine Stimmrecht als 
einen Adelsbrief, welchen die franzöfijche 
Nation unter den Trümmern bed Throns 
gefunden habe. Andre verwerfen es, weil 
e3 die Quantität über die Qualität ber 
Mähler fete und geeignet fei, der rohen 
und ungebilbeten alle über bie böhern 
Klaflen der Geſellſchaft Macht zu verleihen 
und baburch die Intereſſen der Kultur unb 
Bildung und injonderbeit diejenigen ber 
befigenden Klaſſe zu gefährden. Nichtgan 
unbegründet ift Fa ber Einwand, ba 
bie geographifche Lage mancher Wahlfreife 
das indirefte ahlnerfahten um beöwillen 
als das beffereerfcheinenlafie, weil es durch 
die Wahlmänner eine gehörige Berlin: 
digung und eine Vermittelung zwifchen 
den Intereſſen der Wählerfchaften ermög- 
liche. Dagegen hat das allgemeine Stimm: 
recht ben Vorzug, daß es unmittelbare 
Beziehungen zwijchen bem Abgeordneten 
und feinen Wählern anfnüpft, und daß 
es das Intereſſe der Wähler an der Wahl 
und an bem politifchen Leben überhaupt 
in ungleich böherm Maß in Anſpruch 
nimmt und rege erhält. Auch hat bie Er⸗ 
fahrung gezeigt, daß die Maſſe ſich dem 
Einfluß der Intelligenz in der Preſſe wie 
inder Wählerverfammlung nicht entziehen 
Tann, wenngleich wieber hiergegen geltend 
gemacht wird, daß die Wahlausſchüſſe und 
Wahlfomitees Leicht zugroßen Einfluß auf 
bie Wähler erhalten, jo daß das Wahl⸗ 
ergebni8 zuweilen nur von wenigen be- 
ſtimmt und herbeigeführt wird. Allein 
im großen und ganzen ra ſich doch die 
Befürchtungen, welche ſich an das allge- 
meine Stimmredt Tnüpften, nur wenig 
bewahrbeitet, und man wird mit gutem 
Gewiſſen behaupten können, daß es bereit$ 
tief in das Rechtsbewußtſein des Volks 
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eingebrungen iſt, Daß einen jeden Staats⸗ 
bürger als foldhem das Recht ee 
müfe, zur Mitwirkung bei ber Geſetz⸗ 
gebung und beider Verwaltung des Staats 
feine Stimme mit abzugeben, und daß 
nur durch das allgemeine Stimmredt 
jenes Mitwirfungsrecht zur Wahrheit wer- 
den und zur vollwirkſamen Geltung ge= 
langen könne. x Wahl. 

Pligemeine ehrpfliät, f. Wehr: 
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Allianz (franz. Alliance, ſpr. ⸗angkß), 
Bündnis; völferrechtlicher Vertrag zwi⸗ 
ſchen zwei oder mehreren Mächten, zu 
einem beſtimmten Zweck abgeſchloſſen. Im 
Gegenſatz zu den ſogen. Konföderationen 
und Unionen, welche dauernde und feſte 
ſtaatliche Verbindungen bezwecken, hat die 
A. regelmäßig einen nur vorübergehenden 
Charakter (ſ. Staat). Die verbünbeten 
Mächte werden Alliierte genannt; ihre 
politifche Selbftändigkeit bleibt gewahrt. 
Je nach dem Zweck der A. ift bie Bezeich⸗ 
nung berjelben eine verfchiebene. Zur Ab⸗ 
wehr ungerechter Angriffe werden De⸗ 
fenfivallianzen, zur Durchſetzung ges 
rechter Anfprüdhe im Weg des Kriegs 
Dffenfivallianzen, auch DOffenfiv: 
und Defenfivallianzen (Schu: 
und Trutzbündniſſe) abgefchloffen. 
Auch pflegt man zwiſchen allgemeinen 
und beſondern Allianzen zu unterſchei⸗ 
den, je nachdem ſie für jeden oder nur für 
einen beſtimmten Fall des Bedürfniſſes 
abgeſchloſſen ſind. Hilfs-⸗(Auxiliar⸗) 
Allianzen ſind Freundſchaftsbündniſſe, 
wobei die Verbündeten ſich wechſelſeitig 
u gewiſſen Sitfeleiftungen verpflichten. 

n der Iogen. Heiligen 1 gaben ſich 
nad) dem Vorgang Rußlands, ſterreichs 
und Preußens (zu Paris 26. Sept. 1815) 
faft fämtliche hriftlichen Monarchen Eu: 
ropas das Wort, fi und ihre Staaten 
als Glieder einer großen chriftlichen Fa⸗ 
milie betrachten zu wollen. Zu den Alliau⸗ 
zen find auch die Anerfennungsver: 
träge zurechnen, wodurd Veränderungen 
von Staatsgebieten und neu Fonftituierte 
Staaten von andern GStaatöregierun- 
gen als zu Recht beitehend anerkannt 
werben. Auch die Garantieverträge 
gehören hierher, durch welche ein Staat 
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dem anbern bie Mitfürforge für die Er- 
haltung feines Staatsgebiets oder feiner 
Neutralität verfpricht. Terme tft bier der 
fogen.Subfidientraftate zugebenfen, 
vermöge beren eine Staatzregierung einer 
friegführenden Macht gewilfe Truppen: 
teile oder Geldmittel zur Verfügung ftellt. 
Nicht ſelten wird die Benennung einer A. 
auch von der An zahl ber Fontrahierenden 
Mächte entlehnt , fo in Anfehung ber zwi: 
chen den brei Mächten England, Schwe- 
den und Holland 23. San. 1668 gegen 
Ludwig XIV. von Frankreich abgefihlofie: 
nen Tripelallianz, ber 15. Juli 1840 
zwiſchen England, Rußland, Ofterreih und 
Preußen zur Pacifizierung bes Orients 
abgefchlofienen Duadrupelallianz. 
Doc ift für Allianzen einer größern An 
zahl von Mächten der Ausdruck Koali: 
tion gebräuchlicher. 

Almande (Allmende, Allmend: 
aut, Gemeinbegut), derjenige Teil 
de8 Gemeindegrundvermögend, der nicht 
unmittelbar im Intereſſe der geſamten 
politifchen Gemeinde zur Verwendung 
fommt, fondern ber einer gewillen bevor: 
zugten Klafje vollberechtigter Gemeinde- 
angebörigen (Realgemeinde, Altge: 
meindbe, Nahbargemeinde)zur aus: 
ſchließlichen Nutzung oder auch zum Eigen- 
tum zuſteht. Das Rechtsverhältnis if in 
den verfchiedenen Ländern und in ben ein: 
zelnen Gemeinden verfchiedenartig geital- 
tet. Die neuere Zeit hat vielfach eine Auf: 
hebung desjelben herbeigeführt, indem 
durd) Soden. Gemeinbeitsteilungen 
eine Verteilung der betreffenden Grund: 
ſtücke unter die Intereſſenten herbeigeführt 
wurde. Vgl. Stein, VBerwaltungslehre, 
Teil 7, ©. 253 ff. (1868). 

Allöd (Allodbium, dv. altdeutfchen 
od, »Eigentum«, und all, »ganze), freies 
Grundeigentum, im Gegenfaß zum bloßen 
Nupungseigentum oder Lehen (ſ. d.), Feu⸗ 
dum; im weitern Sinn (Allodialver: 
mögen) bie gefamte freie, nicht im Lehns⸗ 
nexus befindliche Habe. Allodial, lehns⸗ 
frei, erblich; Allodifikation, Verwand— 
lung des Le naguts in freied Eigentum. 

Itenteil (Ausgedinge, Auszug, 
Leibzucht), die Rechte und Einkünfte, 
welche fih ein bäuerlicher Gutsbeſitzer 
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beim Überlaffen ſeines Guts an feine 
Kinder zu feinem Lebensunterhalt aus: 
bedingt. 

Alter. Der Einfluß, welchen das Le: 
bensalter auf die körperlichen und geiftigen 
Tähigfeiten bes Menſchen ausübt, wird 
nicht nur im Privatrecht, fondern auch im 
öffentlichen Recht anerfannt. Doc wird 
zur Ausübung der politifchen Rechte, na: 
mentlich der aftiven und paffiven Wahl: 
rechte, zur Fähigfeit zum Amt eines G&e- 
ſchwornen oder Schöffen 2c. vielfach ein 
höheres U. erfordert als das der bürger⸗ 
lihen Großjährigkeit oder Voll: 
jährigfeit. Lebtere, der Endtermin der 
Minberjährigkeit(Minorennität) 
und der Eintritt voller Handlungsfühig- 
feit, ift für den ganzen Umfang ded Deut: 
ſchen Reichs nunmehr durch Reichsgeſetz 
vom 17. Febr. 1875 (Reichsgeſetzblatt, S. 
71) auf das vollendete 21. Lebensjahr feſt⸗ 
oe etzt. Es kann jedoch durch landesherr⸗ 

iches Reſkript auch vor erreichtem Voll⸗ 
jährigkeitsalter eine Majorenniſie— 
rung oder Großjährigkeitserklä— 
rung (Jahrgebung, Venia aetatis) 
aus beſonders triftigen Gründen erfolgen. 
Nicht berüdet werben übrigens Durch jene 
reichsgeſetzliche Beſtimmung Diejenigen 
hausverfaſſungsmäßigen undlandesgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, welche ben Beginn 
ber Großjährigfeit (und damit ber Re— 
gierungafthigteit) ber Landesherren und 
er Mitglieder ber Ianbesherrlichen Fa⸗ 
milien jowie der fürftlichen gr Hoben: 
zollern beitimmen. Als ſolche ift 3. B. 
in Bayern, Braunſchweig, Oldenburg, 
Preußen, Sachſen und Württemberg das 
vollendete 18., in Medlenburg das voll: 
endete 19. Lebensjahr beftimmt. Aber 
auch jonft nimmt bie Geſetzgebung viel⸗ 
fach auf das X. Rildficht, jo in Anehung 
der Fähigfeit, einen Eid zu leiften (Ei: 
dbesmündigfeit), die nad) den neuen 
deutſchen Juſtizgeſetzen bei Minderjähri⸗ 
gen mit dem vollendeten 16. Lebensjahr 
eintreten ſoll, ferner bei der Verpflichtung 
um Kriegsdienſt, welche im Deutſchen 
Reich in der Regel mit 1. Jan. des⸗ 
jenigen Kalenderjahrs beginnt, in wel: 
chem ber Wehrpflichtige bas 20. Lebens: 
jahr vollendet, ſowie bei der Befugnis zur 
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- Ablehnung gewiſſer öffentlicher Amter 
und zur Ablehnung von VBormundichaften, 
welche in der Regel 6Ojährigen Perſonen 
zuſteht c. Auch im Strafrecht iſt das 
U. von befonderer Bedeutung. Hier gilt 
namentlich Die Jugend als ein Strafmil- 
derungsgrund, ja es Tann fogar gegen 
Kinder unter zwölf Jahren nach den mei- 
fen Strafgefeßgebungen ein ftrafredhtli- 
ches Verfahren gar nicht flattfinden. Nach 
dem deutfchen Strafgeſetzbuch ($55) kann 
jedoh ein noch nicht zwölfjähriger Ver: 


breher in eine Erziehungss oder fonftige | d 


Beſſerungsanſtalt untergebracht, auch kön⸗ 
nen gegen ihn fonftige zur Beflerung unb 
Deauffihtigung geeignete Maßregeln er: 
griffen werden. Verbrecher, weldye zwar 
dad 12., nicht aber das 18. Lebensjahr 
jur Zeit der That vollendet Batten (ju⸗ 
gendliche Verbrecher), find freizufpre: 
sen, wenn fie bei Begehung ber ſtrafbaren 
Handlung die zur Erkenntnis ihrer Straf: 
barkeit erforderliche Einfiht nicht befaßen. 
Auch foll gegen jugendliche Verbrecher 
nie auf Todesſtrafe oder Zuchthausſtrafe 
und überhaupt ftetS auf eine geringere 
Strafart und Strafbauer als Erwad; 
jenen gegenüber erfannt werben. Eben- 
jowenig darf das Erfenntnis auf Ver— 
luft der bürgerlichen Chrenrechte oder 
auf Bolizeiaufficht lauten. In beſonders 
leiten Fällen kann bei Vergehen und 
bertretungen jugendlicher Perfonen das 
Urteil fogar nur auf Verweis lauten. Vgl. 
Deutſches Strafgeſetzbuch, $$ 56 f. 
Aternieren (Tat.), das wechſelſeitige 
Ablöfen von zweien oder mehreren in ir- 
gend einem Geſchäft. Alternät (neu: 
Iat.), diplomatiſcher Gebrauch, wonach 
im Range gleichftehende Mächte in Ver: 
trägen 2c. in abwechjelnder Reihenfolge 
aufgeführt werben. 
‚Wierspräfident, das Ältefte Mitglied 
einer Körperfchaft, welches, folange bie 
Dahl des Präſidiums noch nicht erfolgt 
it, inzwifchen die Leitung der Gefchäfte 
wahrzunehmen bat. So treten insbefon- 
tere nad) der Gefchäft3ordnnung des deut: 
Iden Reichstags ($ 1) beim Eintritt in 
eine neue Legislaturperiode nach Eröff: 
nung des Reichstags die Mitglieder des 
letztern unter dem Vorſitz ihres älteſten 
Staatsleriton, 


17 


Mitglieds zufammen. Das Amt diefes 
Alterspräfidenten kann von dem bazıı Be: 
rufenen auf bad im Lebensalter ihm am 
nädjiten ftehende Mitglied übertragen wer: 
den. Für jede fernere Seifion berjelben 
Legislaturperiode dagegen fegen bie Prä⸗ 
fidenten ber vorangegangenen Seſſion bis 
ur vollendeten Wahl des Bräfidenten ihre 
unftionen fort. Alfo nur bei dem Beginn 
einer neuen Legislaturperiobe bes Reichs⸗ 
tags ift ein A. zu wählen. 
Altersnerforgungstlafle, |. Invali— 


en. 
Altesse (franz., ipr. -äif), Hoheit, 
Ehrenprädifat für fürftliche Berfonen. A. 
imp£riale, Kaijerliche Hoheit, für ben- 
Kronprinzen des Deutſchen Reichs, bie 
— —e— Erzherzöge und ruſſiſchen 
Großfürſten; A.royale, Königliche Hoheit, 
für die Föniglichen Prinzen und Großber: 
zöge; A. serenissime, Durchlaucht. 

Altkatholiten, diejenigen Katholiken, 
welche nad) der Verfündigung des Dog: 
mas von ber Unfehlbarfeit (j. d.) des 
Papſtes auf dem vatifanifchen Konzil 18. 
Juli 1870 fi) nad) dem Vorgang Döl- 
lingers gegen jenes Dogma erflärten und 
dadurch in Oppofition zu bem päpftlichen 
Stuhl und feinen Anhängern gerieten. 
In Deutfchland wurde Brofeflor Reinfens 
in Bonn zum Biſchof ber A. erwählt und 
als folder von ber preußifchen Staatsre- 
gierung anerfannt, während man in der 

chweiz ben Profeſſor Herzog zum altka⸗ 
tholifchen Bifchof erwählte. Außer in die— 
fen beiden Ländern hat ber Altfatholi: 
zismus biöher nur wenige Anhänger 

efunden, und auch hier hat bie altkatho— 
iihe Bewegung nicht ben Umfang und 
die Bedeutung erlangt, welche man an 
fange erwarten zu können glaubte. 
Itliberal, ſ. Liberal. 

Ambaſſade (franz., ſpr. angbaſſahd), 
Geſandtſchaft Ambaſſade ur (pr. döhr), 
Geſandter erſten Ranges, Botſchafter (ſ. 
Geſandte). 

Amendement(franz.,ipr. amangd'mang), 
ein Abänderungs- oder Verbeſſerungs— 
antrag, welcher namentlich im Schoß einer 
parlamentariſchen Körperſchaft zu einem 
bereits vorliegenden Antrag oder zu einer 
Regierungsvorlage, insbeſondere zu einem 

2 
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Geſetzentwurf, geitelltwird. Wirdzu einen: 


folhen A, wiederum ein weiterer BVerz | fi 


beſſerungsantrag eingebradit, jo ſpricht 
man von einem Unteramenbement. 
Amenbieren, einen Verbeſſerungsan⸗ 
trag Stellen; Amendierungsredt, 
Recht der Amendierung, bie Befug- 
nis ſtändiſcher Körperſchaften, zu den Re⸗ 
gierungsvorlagen Abänderungsvorſchläge 
4 d.) zu machen. 


Ammann, ſ. v. w. Amtmann, eine in ſch 


ber Schweiz noch gebräuchliche Bezeich- 
nung für Vollziehungsbeamte verſchie⸗ 
dener Art, in mehreren Kantonen (Uri, 
Unterwalden, Schwyz, Glarus, Zug, So: 
Iothurn, Appenzell, St. Gallen, Aargau) 
bas Haupt der vollziehenden Gewalt, in 
einigen berjelben zugleich ber Bräfident 
der Landesgemeinde oder bes Großen Rats. 
In mehreren Kantonen gibt es außerbem 
auch Bezirfd-, Stadt: und Gemeindeam- 
männer. 

Ammneflie (griech. »das Vergeſſen«), 
allgemeine Begnadigung in Bezug auf 
eine ganze Klaſſe von Verbrechen oder von 
Verbrechern; amneſtieren, eine A. er: 
laſſen Cal. Begnadigung). 

Amortiſation (franz., v. lat. mors, 
Mortifikation), die gerichtliche Kraft: 
Loserflärung von Urkunden. So fünnen 
insbeſondere verloren gegangene ober ent= 
wendete Wechfel oder int e Wertpapiere 
»amortifierte werben. Nach ber deutſchen 
Zivilprozeßordnung ($$ 837 ff.) erfolgt die 
A. nad) vorgängigem Aufgebotsver: 
fahren, in welchem ber Inhaber der Ur⸗ 
kunde durch Öffentliches Aufgebot (Ediftal- 
ladung) aufgefordert wird, ın einem min⸗ 
beftend um ſechs Monate hinauszurüden: 
ven Termin bei Vermeidung ber A. der 
Urkunde bie leßtere vorzulegen und feine 
angeblichen Rechte daran anzumelden (I. 
Aufgebot). Früher wurde mit A. auch 
die Erwerbung eined Beligtums für die 
Kirche (»zur toten Hand«) bezeichnet. 

mt, im allgemeinen jede berufsmäßige 
Thätigfeit, im engern und eigentlichen 
Sinn aber nur diejenige, welche auf Errei⸗ 
hung allgemeiner und öffentlicher Zwecke 
gerichtet iſt. Man verfteht dann insbeſon⸗ 
dere in ſubjektiver Beziehung unter U. die 
Verpflichtung zur berufsmäßigen Thätig- 


— Amt. 


feit für öffentliche Zwecke infolge besfall- 
iger Anftellung, im objektiven Sinn aber 
den beflimmten Kreis der Thätigfeit, zu 
weld;er ber vingefiee verpflichtet ift. Se 
nad ber bejondern Art dieſer Thätigfeit 
und ber erfolgten Anitellung zerfallen die 
Amter ſelbſt wiederum inHof:,Staat3z, 
Kirchen- und Gemeindeämter oder 
⸗Stellen und die angeſtellten Perſonen 
dem entſprechend in H 0% Staats: Fir 


mäßig ift mitbdiefen Intern ein beflimmtes 
Gehalt oder eine Bejoldung verbunden, de: 


en⸗- und Gemeindbebeamte. Regel: 


ren Betrag ber amtlichen Stellung, bem 


Dienftalter und den Leiftungen der Beam⸗ 
ten entfprechen fol. Doch ilt dies ein für 
ben Begriff des Amtes und namentlich des 
Staatsamts an und für ſich keineswegs 
notwendigesRequifit; im Gegenteil würde 
die unbejoldete VBetwaltung ber Staats: 
ämter das Ideal des Staatzbienftes ein, 
wie dies zur Zeit beraltrömifchen Republif 
der Tall war, die ebendeshalb für Ehre 
und für Staatsamt nur das eine Wort 
»honor« Tannte. Auch heutzutage pflegt 
man bie unbejolbeten Amter regelmäßig 
als fogen. Ehrenämter zu bezeichnen. 
In diefer Beziehung waren namentlich zur 
Zeit des frühern Deutſchen Reichs die 


logen. Erzämter und Erbämter be 
merkenswert. Der Beamte nun, welder | 


ein öffentliches und namentlich ein Staats: 


amt befleidet, erfcheint im diefer feiner - 


amtlichen Stellung nicht mehr als Privat: 
mann, fondern als eine öffentliche Perſon. 
Der Stantsbeamte oder Staatsdiener ift 
ein Glied des Staatlichen Organismus, deſſen 
Funktionen er in feinem Amtsbereich aus: 
übt. Hiernach muß fich auch die Achtung, 
welche der einzelne Staatsbürger dem 
Staat als ſolchem ſchuldet, auf die Be: 
amten bed Staats mit erftreden, ebenjo 
wie das Anfehen, welches das Regenten⸗ 
haus, die Gemeinde, die Kirche als folche 

enießen, auch die einzelnen Beamten ber: 
—* heben und auszeichnen muß. So 
kommt es denn, daß mit dem X. eine ge 
wiſſe Amtsehre verbunden ift, welde 
wie die Autorität, von welcher das A. felbit 
ausgeht, refpeftiert werden muß. Aus 
diefem Grund werden Verleßungen jener 
amtlichen Ehre ftrenger beftraft als die ge: 
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wöhnliden Ehrenkränkungen (ſ. Amt$- 
beleidigung); auch hängt bamit die in 
manden Staaten beftehende Einrichtung 
zuſammen, wonach mit den höchſten Staats⸗ 
imtern ber perſönliche Adel (Amts- oder 
DienftabeTl)verbunden iſt. Ebenſo haben 
verſchiedene Staatsverfaſſungen bie höhern 
Amter dadurch ausgezeichnet, daß ihre In⸗ 
haber bei der Zuſammenſetzung der Volks⸗ 
vertretung beſonders berückſichtigt werden, 
indem die hohen Staatsbeamten und die 
Mitglieder der hohen Geiſtlichkeit Sitz und 
Stimme in der Erſten Kammer haben. 
Auf der andern Seite legt aber das ver⸗ 
liehene A. dem Beamten auch höhere 
Pflichten auf, welche über die allgemeine 
ſtaatsbürgerliche Pflicht zum Gehorſam 
gegen das Geſetz — *— und darum 
erſcheint es auch als gerechtfertigt, wenn 
Verbrechen und Vergeben, welche der Be⸗ 
amte in ſeiner amtlichen Stellung begeht, 
beſonders ſtreng geahndet werden (ſ. 
Amtöverbredien). Auch kann nur eine 
durchaus unbefcholtene Perfon ein öffent: 
liches A. bekleiden, und darum zieben ber iin 
ſtrafrechtlichen Verfahren ausgeſprochene 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte ſo⸗ 
wie eine erkannte Zuchthausſtrafe die Un⸗ 
fühigfeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
von jelbft nach fich, fo namentlich nach dem 
neuen beutjchen Reichsſtrafgeſetzbuch (55 
31, 34), welches dabei nod) ausdrücklich 
erklärt, daß unter öffentlichen Amtern im 
Sinn diefes Strafgeſetzes bie Advokatur, 
die Anmwaltfchaft, das Notariat fowie ber 
Geſchwornen? und Schöffendienft mitbe: 
griffen ſeien. Vgl. Kanngießer, Das 
Recht der beutichen Reichsbeamten (1874). 

Amtmann, der Berwalter eines Amtes, 
daher früher derjenige Beamte, welcher in 
einem beftimmten Amtsbezirk die Rechts⸗ 
pflege und Die Verwaltung wahrzunehmen 
hatte. Nach ber Trennung der Juſtiz von 
ver Verwaltung wurde ber Titel W. in 
einzelnen Staaten für den Eingelrichter 
(Sufizamtmann), entiprechenb bem 
tigen Amtsrichter, beibehalten. In an⸗ 
dern Staaten war und ift es noch jegt ber 
Titel der Verwaltungsbeamten erfter In: 
ſtanz, wie z. B. ber Bezirfsamtmann 
in Bayern. Auch führt derjenige Beamte, 
welchem die Hebung ber Amtögefälle an- 
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vertraut if, in manchen Staaten ebenbie- 
fen Titel, 3. 8. der Rentamtimann in 
Bayern. In Preußen ift der Titel eines 
Amtmanıs oder Oberamtmanns auf ben 
Pachter eines Kammerguts übergegangen. 

Amtsanwalt, berjenige Beamte, wel: 
cher das Amt der Staatsanwaltichaft(f.d.) 
beiden Amtögerichten und beiden Schöffen: 
erichten wahrzunehmen hat. Vgl. Deut: 
* Gerichtsverfaſſungsgeſetz, FF 143, 
Ri ER Fouqhul, Die Amtsanwaltſchaft 


Amtsausſchuß, |. Amtsvorſteher. 

Amtsbeleidigung (Amtschrenbe: 
leidigung, Amtsehrenkränkung, 
Beamtenbeleibigung), die Beleidi⸗ 
gung, weldye einem öffentlichen Beamten 

i Augübung feines Amtes oder in Be 
ziehung auf da@felbe zugefügt wird. Da 
nämlidy der Beamte in feiner amtlichen 
Stellung nicht als Privatperfon, ſondern 
als Repräfentant ber öffentlichen Autori⸗ 
tät erfcheint, fo gebührt ihm auch infoweit 
eine befondere höhere Achtung, und info: 
fern erjcheint der von ber Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft au gefelit Begriff einer fogen. vor⸗ 
züglichen bürgerlichen Ehre im Gegenfak 
zur gemeinen bürgerlichen Ehre als ge- 
rechtfertigt. Eine Verlegung diefer amt: 
lichen Ehre aber ift von der mobernen Ge⸗ 
feggebung regelmäßig durch ein höheres 
Strafmaß ausgezeichnet, ineinigen Straf: 
gefegbüchern Togar als ein beſonderes Ver⸗ 
neben behandelt mworben. Das beutfche 
Strafgefetbuh bat ſich jedoch diejent 
Syſtem nicht angeichloffen, und die A. er: 
ſcheint biernah nur als ein beſonders 
ſchwerer und barum ftrenger zu beftrafen= 
der Tall ber Beleidigung überhaupt. Nur 
infofern ift die A. beſonders ausgezeichnet, 
als im 196 des deutichen Strafgejebbuchs 
beftinmtwirb, daß, wenneine Beleidigung 
gegen eine Behörde, einen Beamten, einen 
Religionsbiener oder ein Mitglied ber be- 
waffneten Macht, während fie in ber Aus- 
übung ihres Berufs begriffen find, ober 
in Beziehung auf ihren Beruf Kegangen 
wird, ſowohl bie unmittelbar beleidigte 
Perſon wie auch deren amtliche Vorgeſeßte 
dag Recht haben, den Strajntrag je itellen. 
Auch die Beftimmung des F 197 gehört 
hierher, wonach e8 eines Antrags auf Be 
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tem andern bie Mitfürforge für bie Er: 
haltung feines Staatsgebiet ober feiner 
Reutralität verf pi. Kerne ift Hier ber 
fogen. Subfidientraftate zugebenfen, 
vermöge deren eine Staat3regierung einer 
friegführenden Macht geiilfe Truppen 
teile oder Geldmittel zur Verfügung flellt. 
Nicht felten wird bie Benennung einer A. 
aud; von der An zahl ber kontrahierenden 
Mächte entlehnt , fo in Anfehung ber zwi- 
ſchen den drei Mächten England, Schwe- 
den und Holland 23. Ian. 1668 gegen 
Ludwig XIV. von Frankreich abgeſchloſſe⸗ 
nen Tripelallianz, der 15. Juli 1840 
zwiſchen England, Rußland, Ofterreihund 
Preußen zur Pacifizierung des Orients 
abgeſchloſſenen Quadrupelallianz. 
Doch iſt für Allianzen einer größern An⸗ 
zahl von Mächten der Ausdruck Koali⸗ 
tion gebräuchlicher. 

Almende (Allmende, All mend— 
gut, Gemeindegut), derjenige Teil 
des Gemeindegrundvermögens, der nicht 
unmittelbar im Intereſſe der geſamten 
politiſchen Gemeinde zur Verwendung 
kommt, ſondern der einer gewiſſen bevor⸗ 
zugten Klaſſe vollberechtigter Gemeinde⸗ 
angehörigen GRealgemeinde, Altge— 
meinde, Nachbargemeinde)zur aus 
ſchließlichen sung oder auch zum Eigen: 
tum zufteht. Das Rechtöverhältnis ih in 
den verfchiedenen Ländern unb in ben ein- 
zelnen Gemeinden verfchiebenartig geftal- 
tet. Die neuere Zeit hat vielfach eine Auf: 
hebung besfelben herbeigeführt, indem 
durch Sonen. Gemeinheitsteilungen 
eine Verteilung ber betreffenden Grund: 
ftüde unter die Intereſſenten herbeigeführt 
wurde. Vgl. Stein, Verwaltungslehre, 
Teil 7, ©. 253 ff. (1868). 

Allõöd (Allodium, v. altdeutſchen 
od, »Eigentum«, und all, »ganze), freies 
Grundeigentum, im Gegenfaß zum bloßen 
Nupungseigentum oder Lehen (j.d.), Feu⸗ 
dum; im weitern Sinn (Allodialver: 
mögen) die gefamte freie, nicht im Lehns⸗ 
nexus befindliche Habe. Allodial, lehns⸗ 
frei, erblich Allodifikation, Verwand—⸗ 
lung bes Lehnsguts in freies Eigentum. 

Itenteil (Ausgedinge, Auszug, 
Leibzucht), die Rechte und Einkünfte, 
welche fih ein bäuerlicher Gutsbeſitzer 
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beim fiberlaffen feines Guts an feine 
Finder zu feinem Lebendunterhalt aus⸗ 


ingt. 

Alter. Der Einfluß, welchen das Le: 
bensalter auf bie Förperlichen und geiftigen 
Täbigfeiten des Menſchen ausübt, wird 
nicht nur im Privatrecht, fondern auch im 
öffentlichen Recht anerkannt. Doch wird 
zur Ausübung ber politifchen Rechte, na⸗ 
mentlich der aftiven unb paffiven Wahl⸗ 
rechte, zur Fähigkeit zum Amt eines Ge⸗ 
ſchwornen oder Schöffen ꝛc. vielfach ein 
höheres X. erfordert als das ber bürger: 
lihen Großjährigteit oder Boll: 
jährigfeit. Letztere, der Endtermin ber 
Minderjährigfeit(Minorennität) 
und der Eintritt voller Handlungsfähig- 
feit, ift für ben ganzen Umfang des Deut: 
[hen Reichs nunmehr durch Reichsgeſetz 
vom 17. Febr. 1875 (Reichsgeſetzblatt, ©. 
71) auf das vollendete 21. Lebensjahr feft- 
de etzt. Es kann jedoch Durch Tandesherr: 

iches Reſkript auch vor erreichtem Voll⸗ 
jährigkeitsalter eine Majorenniſie— 
rung oder Großjährigkeitserklä— 
rung ($abrgebung, Venia aetatis) 
aus befonders triftigen Gründen erfolgen. 
Nicht berührt werden übrigens durch jene 
reichsgeſetzliche Se limmung diejenigen 
hausverfafiunggmäßigen un (anbeögefeb- 
lichen Beftimmungen, welche den Beginn 
ber Sroßjährigfeit (und damit der Re 
gierumgsfäbie eit) der Lanbesherren und 
er Mitglieder der Ianbesherrlichen Fa⸗ 
milien fowie der fürftlichen er Hohen: 
zollern beftimmen. Als ſolche ift 3. 2. 
in Bayern, Braunſchweig, Oldenburg, 
Preußen, Sachſen und Württemberg das 
vollendete 18., in Medlenburg das voll- 
endete 19. Lebensjahr beftiimmt. Aber 
auch jonft nimmt die Gefebgebung viel: 
fach auf das a. Rüdficht, jo in Antehung 
der Fähigkeit, einen Eib zu leiften (Ei: 
besmünbigfeit), die nach ben neuen 
beutfchen Suftigaejepen bei Minderjähri: 
gen mit dem vollendeten 16. Lebensjahr 
eintreten foll, ferner bei der Verpflichtung 
zum SKriegsdienft, welche im Deutfchen, 
Reich in der Regel mit 1. Jan. des⸗ 
jenigen Kalenderjahr? beginnt, in wel- 
chem der Wehrpflichtige das 20. Lebens: 
jahr vollendet, ſowie bei ber Befugnis zur 
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Anlehnung gewiſſer üffentlicher Amter 
undzur Ablehnung von Vormundſchaften, 
weldye in ver Regel 6Ojährigen Perfonen 
zuſteht 2c. Auch im Strafrecht ift das 
A. von beſonderer Bedeutung. Hier gilt 
namentlich die Jugend als ein Strafmil- 
derungsgrund, ja es kann fogar gegen 
Kinder unter zwölf Jahren nad den mei- 
ten Strafgefeßgebungen ein ftrafrechtli- 
ches Verfahren gar nicht ftattfinden. Nach 
dem beutfchen Strafgefetzbuch (955) kann 
jedoch ein noch nicht zwölfjähriger Ver: 
brecher in eine Erziehungs: oder fonftige 
Beiferungsanftalt untergebracht, auch kön⸗ 
nen gegen ihn fonftige zur Befferung und 
Beauffichtigung geeignete Maßregeln er- 
griffen werden. Verbrecher, welche zwar 
das 12., nicht aber das 18. Lebensjahr 
zur Zeit der That vollendet hatten (iu. 
gendlihe Verbrecher), find freizufpre: 
hen, wenn fie bei Begehung ber ftrafbaren 
Handlung bie zur Erkenntnis ihrer Straf: 
Barfeit erforderliche Einficht nicht befaßen. 
Auh ſoll gegen jugendliche Verbrecher 
nie auf Todeöftrafe oder Zuchthausſtrafe 
und überhaupt ftet3 auf eine geringere 
Strafart und Strafdbauer al Erwach— 
jenen gegenüber erfannt werben. Eben⸗ 
jowenig darf das Erkenntnis auf Ver: 
luft der bürgerlichen Chrenrechte oder 
auf Polizeiaufſicht lauten. In befonders 
leichten Fällen Tann bei Vergeben und 
bertretungen jugendlicher Berfonen das 
Urteil fogar nur auf Verweis lauten. Val. 
Deutſches Strafgeſetzbuch, Fg 56 f. 
Alternieren (lat.), das wechſelſeitige 
Ablöſen von zweien ober mehreren in ir- 
gend einem Geſchäft. Alternät (neu: 
lat.), diplomatiſcher Gebrauch, wonach 
im Range gleichſtehende Mächte in Ver: 
trägen ac. in abwechlelnder Reihenfolge 
aufgeführt werden. 
‚ Alterspräfident, das älteſte Mitglieb 
einer Körperfchaft, welches, jolange bie 
Wahl des Präfibiums noch nicht erfolgt 
it, inzwifchen die Leitung der Gefchäfte 
wahrzunehmen bat. So treten insbefon- 
dere nach der Geſchäftsordnung des beut- 
ſchen Reichstags ($ 1) beim Eintritt in 
eine neue Legislaturperiode nad Eröfi: 
nung des Reichstags die Mitglieder bes 
letztern unter dem Vorſitz ihres älteften 
Etaatslexikon. 
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Mitglieds zuſammen. Das Amt dieſes 
Alterspräſidenten kann von dem dazu Be⸗ 
rufenen auf das im Lebensalter ihm am 
nächſten ſtehende Mitgliedübertragen wer⸗ 
den. Für jede fernere Seſſion derſelben 
Legislaturperiode dagegen ſetzen die Prä⸗ 
ſidenten der vorangegangenen Seſſion bis 
ur vollendeten Wahl des Präſidenten ihre 
— fort. Alſo nur bei dem Beginn 
einer neuen Legislaturperiode des Reichs⸗ 
tags iſt ein A. zu wählen. 
Altersverſorgungskaſſe, ſ. Invali— 


en. 

Altesse (franz., ſpr. ⸗aſſ), Hoheit, 
Ehrenprädikat für fürftliche Berfonen. A. 
imp£riale, Kaiferliche Hoheit, für ben - 
Kronprinzen des Deutſchen Reichs, Die 
— ———— Erzherzöge und ruſſiſchen 
Großfürſten; A.royale, Königliche Hoheit, 
für die königlichen Bringen und Großher⸗ 
zöge; A. serenissime, Durchlaucht. 

Altlatholiten, diejenigen Katholiken, 
welche nad) der Verfündigung des Dog: 
mas von ber Unfehlbarfeit (f. b.) bes 
Papſtes auf dem vatifanifchen Konzil 18. 
Juli 1870 fih nad dem Vorgang Döl- 
linger8 gegen jenes Dogma erflärten und 
dadurch in Oppoſition zu dem päpftlichen 
Stuhl und feinen Anhängern gerieten. 
An Deutichland wurde Profeſſor Reinfens 
in Bonn zum Bifchof der A. erwählt und 
als folder von der preußiſchen Staatsre- 

ierung anerfannt, während man in ber 

chweiz ben Profeffor Herzog zum altka⸗ 
tholifchen Bifchof erwählte. Außer in bie: 
fen beiden Ländern hat ver Altkatholi— 
zismus bisher nur wenige Anhänger 
gefunden „ und auch bier hat bie altfatho= 
iihe Bewegung nidht ben Umfang und 
die Bedeutung erlangt, welche man an 
fange erwarten zu können glaubte. 

Itliberal, |. Liberal. 

Ambaflade (franz., ſpr. angbaſſahd), 
Geſandtſchaft Ambaſfade ur (pr.⸗döhr), 
Geſandter erſten Ranges, Botſchafter (ſ. 
Geſandte). 

Amendement(franz., ſpr. amangd'mang), 
ein Abänderungs- oder PVerbeiferungs: 
antrag, welcher namentlich im Schoß einer 
parlamentariſchen Körperſchaft zu einen 
bereit vorliegenden Antrag oder zu einer 
Negierungsvorlage, insbeſondere zu einen 
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Geſetzentwurf, geftelltwird, Wirdzu einen: 
folhen A. wiederum ein weiterer Ber: 
befferungsantrag eingebracht, fo fpricht 
man von einem Unteramendement. 
Amenbieren, einen Verbeſſerungsan⸗ 
trag Stellen; Amendierungsredt, 
Recht der Amendierung, bie Befug: 
nis ſtändiſcher Körperichaften, zu ben Re 
gierungsvorlagen Abänderungsvorfchläge 
3 d.) zu machen. 

Ammann, ſ. v. w. Amtmann, eine in 
ber Schweiz noch gebräuchliche Bezeich— 
nung für Volziehungsbeamte verjchie- 
bener Art, in mehreren Kantonen (Uri, 
Unterwalden, Schwyz, Glarus, Zug, So⸗ 
lothurn, Appenzell, St. Gallen, Aargau) 
das Haupt der vollziehenden Gewalt, in 
einigen berfelben zugleich der Präfident 
der Landesgemeinde oder bes Großen Rats. 
In mehreren Kantonen gibt e8 außerdem 
auch Bezirks-, Stadt: und Gemeindeam- 
männer. 

Amneflie (griech., »das Bergefien«), 
allgemeine Begnadigung in Bezug auf 
eine ganze Klafje von Verbrechen oder von 
Verbrechern; amneftieren, eine A. er: 
laſſen (vgl. Begnadigung). 

Amortifation (franz., v. lat. mors, 
Mortifilation), bie gerichtliche Kraft: 
Ioserffärung von Urkunden. So können 
insbeſondere verloren gegangene ober ent⸗ 
wendete Wechjel oder Knfti e Wertpapiere 
»amottifierte werden. Nach der deutichen 
Zivilprozeßordnung ($$ 837 ff.) erfolgt die 
A. nad vorgängigen Aufgebotsver: 
fahren, in welchem der Inhaber ber Ir: 
kunde durch Öffentliches Aufgebot (Ediktal- 
ladung) aufgefordert wird, in einem min- 
deſtens um ſechs Monate hinauszurücken⸗ 
den Termin bei Vermeidung der A. der 
Urkunde die letztere vorzulegen und ſeine 
angeblichen Rechte daran anzumelden (ſ. 
Aufgebot). Früher wurde mit A. auch 
die Erwerbung eines ne für die 
Kirche (»zur toten Hand«) bezeichnet. 

Amt, im allgemeinen jede berufgmäßige 
Thätigfeit, im engern und eigentlichen 
Sinn aber nur diejenige, welche auf Errei⸗ 
hung allgemeiner und öffentlicher Zwecke 
gerichtet it. Man verfteht dann insbeſon⸗ 
dere in ſubjektiver Beztehung unter A. die 
Verpflichtung zur berufsmäßigen Thätig⸗ 
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feit für öffentliche Zwecke infolge Desfall- 
figer Anftellung, im objektiven Sinn aber 
den beſtimmten Kreis der Thätigkfeit, zu 
weld;er ber oingeftetie verpflichtet ift. Je 
nad) der befondern Art diefer Thätigfeit 
und ber erfolgten Anftellung zerfallen die 
Amter ſelbſt wiederum inHof:, Staat3z, 
Kirchen und Gemeinbeänter oder 
Stellen und die angeftellten Perfonen 
bem entjprechend in H or Staats- Kir— 
chen⸗ und Gemeindebeamte. Regel⸗ 
mäßig ift mitdiefen Intern einbeftimmtes 
Gehalt oder eine Bejoldung verbunden, de: 
ren Betrag der amtlichen Stellung, dem 
Dienftalter und den Leiftungen der Beam: 
ten entfprechen fol. Doch it Dies ein für 
den Begriff des Amtes und namentlich des 
Staatsamts an und für ſich keineswegs 
notmwendiges Requifit; im Gegenteil würde 
die unbejoldete Vetwaltung der Staats: 
ämter das deal des Staatzbienftes fein, 
wie Dies zur Zeit der altrömifchen Republit 
der Tall war, die ebendeshalb für Ehre 
und für Staatsamt nur das eine Wort 
»honor« kannte. Auch heutzutage pflegt 
man bie unbefolbeten Amter regelmäßig 
als fogen. Chrenämter zu bezeichnen. 
In diejer Beziehung waren namentlich zur 
Zeit bes frübern Deutſchen Reichs die 
ſogen. Erzämter und Erbämter be 
merfenswert. Der Beamte nun, welder 
ein öffentliches und namentlich ein Staats: 
amt befleidet, erfcheint in dieſer feiner 
amtlichen Stellung nicht mehr als Privat- 
mann, ſondern als eine öffentliche Berfon. 
Der Staatsbeamte oder Staatsdiener ift 
ein Glied des ſtaatlichen Organismus, befien 
unktionen er in feinen Amtsbereich aus: 
übt. Hiernach muß ſich auch die Achtung, 
welche der einzelne Staatsbürger dem 
Staat als ſolchem ſchuldet, auf die Be 
amten des Staats mit erftredien, ebenſo 
wie das Anfehen, welches das Regenten: 
haus, die Gemeinde, die Kirche als foldhe 
enießen, auch die einzelnen Beamten ber: 
—* heben und auszeichnen muß. So 
kommt es denn, daß mit dem A. eine ge⸗ 
wiſſe Amtsehre verbunden iſt, welche 
wie die Autorität, von welcher das X. ſelbſt 
ausgeht, refpeftiert werben muß. Aus 
dieſem Grund werden Verleßungen jener 
amtlichen Ehre ftrenger beftraft als die ge: 
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wöhnliden Ehrenfränfungen (f. Amts- 
beleidigung); auch hängt damit die in 
manden Staaten befiehende Einrichtung 
zuſammen, wonach mit den höchſten Staats⸗ 
amtern ber perſönliche Adel (Amts-oder 
Die nſta del) verbunden ift. Ebenſo haben 
derſchie dene Staatsverfaſſungen bie höhern 
Amter dadurch ausgezeichnet, daß ihre In⸗ 
Saber bei ber Zuſammenſetzung ber Volks⸗ 
vertretung beſonders berüdlichtigt werden, 
indem die hohen Staatsbeamten und die 
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vertraut ift, in manchen Staaten ebendie- 
jen Titel, 3. B. der Rentamtmann in 
Bayern. In Preußen ift der Titel eines 
Amtmannd oder Oberamtmanns auf ben 
Pachter eines Kammerguts übergegangen. 
Amtsanwalt, derjenige Beamte, wel- 
cher das Amt der Staatsanwaltichaft (ſ. d.) 
beiden Amtsgerichten und beiden Schöffen: 
erichten wahrzunehmen hat. Vgl. Deut- 
—* Gerichtsverfaſſungsgeſetz, FF 143, 
146; Chuchul, Die Amtsanwaltſchaft 


Mitglieder der hohen Geiſtlichkeit Sit und | (1880 


Stimme in ber Erfien Kammer haben. 
Auf der andern Seite legt aber das ver- 
liehene 4. dem Beamten auch böhere 
Tflihten auf, welche über bie allgemeine 
ſtaatsbürgerliche Pflicht zum Gehorfam 
gegen das Geſetz —— und darum 
erſcheint es auch als gerechtiertigt, wenn 
Verbrechen und Vergehen, welche der Be⸗ 
amte in ſeiner amtlichen Stellung begeht, 
beſonders ſtreng geahndet werden (ſ. 
Amtöverbreden). Aud kann nur eine 
durchaus unbefcholtene Perſon ein öffent: 
liches A. beffeiden, und darum ziehen der im 
ſtrafrechtlichen Verfahren auggejprochene 
Terluft der bürgerlichen Ehrenrechte fo: 
wie eine erfannte Zuchthausftrafe Die Un⸗ 
fähigfeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
von jelbft nach fich, fo namentlich nach dem 
neuen beutjchen Reichsſtrafgeſetzbuch (65 
31,34), welches dabei noch ausdrücklich 
erklärt, daß unter öffentlichen Amtern im 
Sinn dieſes Strafgefehes bie Advokatur, 
die Anwaltſchaft, das Notariat ſowie der 
Geſchwornen⸗ und Schöffendienſt mitbe⸗ 
griffen ſeien. Bol. Kanngießer, Das 
Recht der deutſchen Reichsbeamten (1874). 
Amtmann, der Verwalter eines Amtes, 
aher früher derjenige Beamte, welcher in 
einem beſtimmten Amtsbezirk die Rechts⸗ 
pflege und die Verwaltung wahrzunehmen 
hatie. Nach der Trennung der Juſtiz von 
der Verwaltung wurde der Titel A. in 
einzelnen Staaten für den Einzelrichter 
Juſtizamtmann), entſprechend dem 
etzigen Amtsrichter, beibehalten. In an⸗ 
dern Staaten war und iſt es noch jetzt ber 
Titel der Verwaltungsbeamten erfter In- 
wanz, wie 3. B. ber Bezirfsgamtmann 
in Bayern. Auch führt derjenige Beamte, 
welchein die Hebung der Amtsgefälle an- 
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Amtsbeleidigung (Amtschrenbe- 
leibigung, Amtsehrenkränkung, 
Beamtenbeleidigung), die Beleibi- 
gen , welde einem öffentlichen Beamten 

i Ausübung ſeines Amtes oder in Be 
ziehung auf Dasfelbe zugefügt wird. Da 
nämlidy der Beamte in feiner amtlichen 
Stellung nicht als Privatperfon, fondern 
als Repräfentant der öffentlichen Autori⸗ 
tät erfcheint, fo gebührt ihm auch infoweit 
eine bejondere höhere Achtung, und info: 
fern erfcheint der von der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft aufgeftellte Begriff einer fogen. vor- 
züglicyen bürgerlichen Ehre im Gegenfak 
zur gemeinen bürgerlichen Ehre als ge: 
rechtfertigt. Eine Verlegung biefer amt: 
lichen Ehre aber ift von der modernen Ge 
feggebung regelmäßig durch ein höheres 
Strafmaß ausgezeichnet, ineinigen Straf: 
gefeßbüchern fogar als ein beſonderes Ver⸗ 
N e t worden. Das deutſche 
Strafgefetbuh Hat ſich jeboch dieſem 
Syſtem nicht angefchloffen, und die A. er- 
fheint hiernach nur als ein beſonders 
jchwerer und barum firenger zu beitrafen- 
der Fall ber Beleidigung überhaupt. Nur 
infofern ift die X. beſonders ausgezeichnet, 
als im 196 desdeutichen Skrafgeſetzbuchs 
beftimmtwird, daß, wenn eine Beleidigung 
gegen eine Behörde, einen Beamten, einen 
Religionsdiener oder ein Mitglied der be- 
waffneten Macht, während fie in der Aus: 
übung ihres Berufs begriffen find, ober 
in Beziehung auf ihren Beruf begangen 
wird, ſowohl die unmittelbar beleidigte 
Deren wie auch deren amtliche Vorgefeßte 
das Recht Haben, den Strafantra gultellen. 
Auch die Beftimmung des F 197 gehört 
hierher, wonach es eine? Antrags auf Be 

2s 


20 


ftrafung überall nicht bedarf, wenn bie 
Beleidigung gegen eine gefetgebende Ver⸗ 
ſammlung des Reich8 oder eines Bundes- 
ftaat3 ober gegen eine andre politische 
Körperſchaft begangen worben if. Die- 
ſelbe darf jedodh nur mit Ermächtigung 
von feiten der beleidigten Körperfchaft ver: 
ſotzt werden. 

mtsbezirk, der rãumlich abgegrenzte 
Kompetenzkreis einer Behörde; nach der 
preußifchen Kreißorbnung vom 13. Dez. 
1872 eine Unterabteilung des Kreiſes (ſ. d.). 
Mit Ausflug der Städte ift nämlich 
hiernach jeder Kreis behufd Verwaltung 
der Polizei und Wahrnehmung andrer 
öffentlicher Angelegenheiten in Amtöbe- 
zirke eingeteilt. Die Organe ber Amts- 
verwaltung in diefen Amtsbezirken find 
der Amtsausihuß und der Amtsvorſteher 
(ſ. d.). Die Größe und Einwohnerzahl 
der Amtsbezirke ift Dergeftalt zu bemelfen, 
daß ſowohl die Erfüllung der durch das 
Geſetz der Amtsverwaltimg auferlegten 
Aufgaben gefichert, als auch die Unmittel⸗ 
barfeit und die ehrenamtliche Ausübung 
der örtlihen Verwaltung nicht erfchwert 
werden. Daber find insbejondere Gemein- 
den und Gutsbezirke zu einem. vereinigt, 
welche eine örtlich verbundene Lage haben. 
Namentlich follen hierbei die innerhalb ber 
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fonftigen Verbände nicht zerriffen werden. 
Es können aber aud) einzelne Gemeinden, 
welche eine Amtöverwaltung aus eignen 
Kräften herzuftellen vermögen,und einzelne 
Gutsbezirke von abgejonderter Lage, welche 
ohne wejentliche Unterbrechung ein raum: 
lich zufammenhängenbes Gebiet von er: 
heblichem Flächeninhalt umfafjen, jeweilig 
einen befondern U. bilden. 

Amtsdelikt, 1. Umtsverbrecden. 

Amtsehrenbeleibignng, |. Amtsbe⸗ 
leidigung. 

Amtseid (Dienſteid), Eid, der von 
einem Beamten bei übernahme des ihm 
übertragenen Amtes geleiſtet wird und die 
gewiſſenhafte Erfüllung der eingegangenen 
Verpflichtungen von ſeiten des Schwören⸗ 
den berbürgen fol. Gewöhnlich werden in 
bie Formel des Amtseids die wichtigften 
Amtspflichten des Schwörenden aufge 
nommen, und ein Beamter muß daber 


Amtsbezirt — Amtsverbrechen. 


beim Eintritt in ein neues Amt entweder 
nochmals ſchwören, oder doch ienigitens, 
wie bied auch häufig gefchieht, erflären, 
baß er fich bei Hbernahme bes neuen Amtes 
durch den zuvor abgeleifteten A. für alle 
feine neuen Amtöverhältniffe eidlich ver: 
pflichtet erachte. Der X. ift ein auf pflicht 
mäßiges Verhalten gerichteter promiffori- 
ſcher Eid; daher wird aud) bie von dem 
Beamten nach geleiftetem U. verſchuldete 
Pflichtwerletzung nicht ala Meineid ober 
Eidesbruch, ſondern nur Hinfichtlich des 
dadurch begangenen Amtsverbrechens be: 
jtraft, wober die Rüdficht auf den geleifte- 
ten Eid ftraferhöhend wirft. 

Amtserzeß, ſ. Exzeß. 

Amtsgerichte, nach der neuen deutſchen 
Gerichtsorganiſation die mit Einzelrich⸗ 
tern (Amtsrichtern) beſetzten Unter⸗ 
gerichte (ſ. Gericht). 

Amtsgewalt, Mißbrauch der, ſ. 
Amtsverbrechen. 

Amtshauptmann, Titel eines Verwal: 
tungsbeamten; im Königreich Sachſen 
noch jetzt der Amtstitel des Verwaltungs⸗ 
chefs eines Bezirks, der danach Amts-⸗ 
hauptmannidaft genannt wird. ©. 


achſen. 
Amtskleidung, ſ. Amtszeichen. 
Amtsmißbrauch. | Amtsverbre— 


Stellung begründet und bedingt ſind. Eine 
Verletzung und Vernachläſſigung dieſer be⸗ 
ſondern Amtspflichten kann Disziplinar⸗ 
unterſuchung und Disziplinar⸗ oder Ord⸗ 
nungsſtrafe nach ſich ziehen, letztere kann 
entweder in einem Verweis, einer Geld: 
oder Arreftftrafe oder auch in vorläufiger 
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Sufpenfion vom Anıt beftehen. Diefe Dis 
ziplinarſtrafgewalt des Staat und feiner 
Oberbehörben, welche mit dem ftaatlichen 
Oberauffichtsrecht und mit ber Amte- 
Hoheit des Souveräns zufammenhängt, 
wirb befonbers bei bloßen Amtsordnungs⸗ 
widrigfeiten, bei Nachläffigkeit im Dienft, 
Ungehorfam gegen ben amtlichen Borges 
jegten, Ausfchreitungen bei Ausübung 
ber Amtsbefu nifle, unordentlichem Les 
benswandel, Verlegung der Amtsver⸗ 
jhwiegenbeit u. dgl. zur Anwendung ge 
bracht. Das bierbei zu beobachtende Ver⸗ 
fahrer: ifi aber regelmäßig burch bejondere 
Gejete normiert, weldye den Beamten: 
and gegen Willkürlichkeiten u und 
namentlich auch das Recht der Beichwerde 
gegen derartige Disziplinarſtraferkennt⸗ 
niffe im geordneten Inſtanzenzug einräus 
men, Sieigert ſich aber die Verlegung 
der Amtspflicht zu einer wirklichen Ver: 
legung ber ftaatlichen Rechtsordnung über: 
haupt, fo reicht eine im Verwaltungsweg 
zu verhängende Disziplinarftrafe nicht 
aus, jondern bie ftrafrechtliche Verfolgung 
und die durch das Strafgeſetz normierte 
Öffentliche Strafe müſſen Platz greifen, und 
derartige Fälle werben eben ald A. im 
eigentlihen Sinn bezeichnet. Dabei ift 
jedoch zu beachten, daß nicht jedes Ver⸗ 
brechen, welches ein Beamter begeht, auch 
en A. ift. Ein folches liegt vielmehr nur 
dann vor, wenn das Verbrechen gerade 
eine Verlegung der befonbern Amtspflicht 
des Beamten (einerlei übrigens, ob der⸗ 
jelbe ein Juſtiz⸗ oder Verwaltungs⸗, ein 
Finanz⸗ oder fonftiger Beamter ift) in= 
volviert. Nur hat diemoderne Geſetzgebung 
vielfach auch bei gemeinen Verbrechen bie 
Deamtenqualität des Verbrechers als 
einen Straferhöhungsgrund hervorgeho⸗ 
ben; auch findet zwiichen bem von einem 
Beamter begangenen gemeinen Verbrechen 
und feinem Amisverhältnis infofern ein 
Zuſammenhang ftatt, als ein folches Ver⸗ 
brechen regelmäßig bie Unfähigleit zu 
öffentlichen Amtern und ben Verluft ber: 
jelben nach fich zieht. Zuweilen bezeichnet 
auch die Strafgefeßgebung ein an und für 
ih gemeine? Verbrechen ausbrüdlich als 
ein A., wenn es von einem Beamten be 
gangen wurde, und feßt Dafür eine be 
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fondere Strafe jeft; jo 3.8. das beutfche 
Neichötrafgefehbud (SE 340, 342, 350) 
in Anfehung ber von einem Beamten in 
Ausübung oder in Beranlaflung der Aus: 
übung jeined Amtes vorfäßlich begangenen 
Körperverlegung, eines untergleichen Ber 
hältniffen begangenen Hausfriedensbruchs 
und einer Unterfchlagung von Geldern 
und andern Sachen, welche ein Beamter 
in amtlicher Eigenfchaft empfangen ober 
im Gewahrſam bat. 
Im übrigen find aber von den »Ver⸗ 
brechen und Vergehen im Amt⸗, wie fie 
das beutjche otrafgele buch ($ 331 ff.) 
zufammenftellt, folgende hervorzuheben, 
welche mit den nachbenannten Strafen be- 
legt find: Annahme von Geſchenken 
von feiten eines Beamten für eine in fein 
Amt einj&lagenbe an fi nicht pie 
wibrige Handlung: Gelbfirafe bis zu 
ME. oder Gefängnis bis zu 6 Monaten. 
Beſtechlichkeit: Zuchthaus bis zud Jah⸗ 
ren (j. Beftehung); Beftechlichkeit oder 
paſſive Beitechung eines Richters, Schieds⸗ 
richters, Geſchwornen oder Schöffen : Zucht: 
haus bis zu 15 Jahren. Barteilichkeit 
bei Leitung oder Entjcheidung einer Rechts⸗ 
ſache: Zuchthaus bis zu 5 Jahren. Vorſãtz⸗ 
liche Verhängung einer Unterfuhung 
über Unfhuldige: Zuchthaus bi zu 
Sahren. Gleiche Strafe trifit den Beamten, 
welcher Br eine ungerechte Strafe 
vollftreden läßt, während eine fahrläffine 
Sanblungeteile in diefer Beziehung mit 
fängnisftrafe oder Feſtungshaft bie at 
einem Jahr ober Geldftrafe bis zu 900 DIE 
geahndet wird. Auch bie vorfägliche Pflicht- 
verlegung durch Nichtausübung ber 
Strafgewaltift mit Strafe (Zuchthaus 
bis zu 9 Jahren) bedroht. Falſche Be- 
urkundung oder Bernidhtung von 
Urkunden durch einen Beamten zieht 
Gefängnisſtrafe bis zu 5 Jahren und, 
wenn es in gewinnflchtiger Abficht ge- 
ſchah, Zuchthaus biz zu 10 Jahren nad) 
fih. Unterſchlagung durd Beamte in 
Anjehung von Geldern und andern Sa: 
chen, welche man in amtlicher Eigenfchaft 
empfangen, wird mit Gefängnis bis zu 
5 Sahren und nicht unter 3 Monaten 
geahubet und, wenn eine Fälſchung amt⸗ 
icher Urfunben dazu kommt, mit Zucht: 
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haus bis zu 10 Jahren; body ift faft in 
allen diefen Fällen eine Herabſetzung der 
Strafe nachgelafien, wenn mildernde Um⸗ 
ftände vorliegen. Endlich tritt als fogen. 
Außhilfsverbrehen ber Mißbrauch der 
Amtsgewalt an und für fich hinzu, in- 
dem der Beamte, welcher durch Mißbrauch 
ber Amtsgewalt oder durch Androhung 
eines beftimmten Mißbrauchs derfelben 
jemand zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlafjung widerrechtlich nötigt, 
mit Öefängnis bis zu 5 Jahren bejtraft 
werden fol, wofern fi das Verbrechen 
nicht noch als ein ftrenger zu beftrafenbes 
charakterifieren ſollte. Endlich find noch 
eine Reihe von Strafbeftimmungen für 
befondere Berufsflaffen und deren U. ge 
geben, jo für die Offnung und Unter: 
drüdung von Briefen von feiten eines 
Poitbeamten (Gefängnisftrafe nicht unter 
3Monaten),Verfäl Kung, Unterbrüdung, 
Dfienbarung von Depeſchen feitens eines 
Zelegraphenbeamten (diefelbe Strafe), 
Prävarikation (f. d.) eines Advokaten ober 
fonftigen Rechtsbeiſtands und pflichtwi- 
drige Eheſchließung burch Geiftlihe. End⸗ 
lich ift auch noch bes fogen. Arnim: 
Paragraphen ($ 3538 des Strafgeſetz⸗ 
buchs) zu gedenken, ber jener befannten 
Affaire des Fürften Bismarck mit bem vor: 
maligen Botfchafter bes Deutfchen Reichs 
in Paris, dem Grafen Harry von Arnim, 
feine Entftehung verbanft, welch Ießterm 
um beswillen der Prozeß gemadyt wurde, 
weil er gewiſſe Aftenftüde aus bem Bot: 
Ihaftsarhiv an fich genommen batte. 
Hiernach fol nämlich ein Beamter im 
Dienfte des auswärtigen Amtes bes Deut- 
chen Reichs, ber die Amtsverſchwiegenheit 
dadurch verlegt, daß er ihm amtlich an- 
vertraute oder zugängliche Schriftſtücke 
ober eine ihm von ſeinem Vorgeſetzten er: 
teilte Anweifung oder beren Inhalt an- 
dern widerrechtlich mitteilt, mit Gefängnis 
bis zu 5 Jahren oder mit Geldftrafe His 
zu 5000 ME. beftraft werden. Gleiche 
Strafe trifft den mit einer auswärtigen 
Miffion betrauten oder bei einer solchen 
beihäftigten Beamten, welcher den ibm 
Durch feinen Vorgefeßten amtlich erteilten 
Anweifungen vorſätzlich zuwiderhandelt 
oder in dev Abſicht, ſeinen Vorgeſetzten in 
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dejfen amtlichen Handlungen irre zu lei- 
ten, bemfelben erbichtete ober entftellte 
Thatfachen berichtet. 

Amtsvorſteher, nach ber preußiſchen 
Kreisordnung vom 13. Dez. 1872 ber 
Polizeibeamte, welcher über einen Am ts⸗ 
bezirt, die Unterabteilung des Kreiſes 
(ſ. d.), gefegt if. Dem A., welchem die 
Sicherheits⸗ Ordnungs⸗, Sitten-, Gefund- 
heit, Gefindes, Armen, Weges, Waſſer⸗, 
Feld⸗, Forſt⸗, Yifchereis, Gewerbe, Land- 
und Feuerpolizei, joweit fie nicht Dem Land⸗ 
rat oder beſondern Beamten übertragen 
find, obliegt, fteht ein Amtsausfchuß 
jur Seite. Diefer febt fih aus Vertre⸗ 
tern fämntlicher zum Amtsbezirk (j. d.) ge- 
höriger Gemeinden ober felbitändiger 
Gutäbezirfe zuſammen. Befteht ber Amts: 
bezirt aber nur aus Einer Gemeinde, jo 
nimmt die Lofalgemeinbevertretung auch 
bie Geichäfte des Amtsausſchuſſes wahr. 
Andenjenigen Amtsbezirfen endlich, welche 
nur aus einem einzigen Gutsbezirk be: 
ftehen, fällt der Amtsausfhuß ganz Hin: 
weg. Dem Amtsausſchuß fiehen die Kon: 
trolle fämtlicher und die Bewilligung ber- 
jenigen Ausgaben ber Amtöverwaktung 
zu, welche vom Antabein aufgebracht 
werden, ferner die Beſchlußfaſſung über 
diejenigen Polizeiverordnungen, welche 
ber A. unter Mitwirkung des Amtsaus⸗ 
ſchuſſes zu erlafien befugt ift, die Auße⸗ 
rung über eine etwaige Abänderung beö 
Amtsbezirks, die Beitellung und Wahl 
befonderer Kommiffionen oder Kommiſ⸗ 
fare zur Vorbereitung und Ausführung 
von Beichlüffen des m ueſhuges und 
endlich auch Die Beſchlußfaſſung über fon: 
ftige Angelegenheiten, welche der A. aus 
dem Kreiſe feiner Amtsbefugniffe dem 
Amtsausſchuß zu ebendiefem Zwed unter: 
breitet. Die Gemeinde: und Gutsvor: 
flände aber find dem U. infofern unter: 
jtelt, als fie feinen Anmweifungen und 
Aufträgen innerhalb feiner gejeßlichen 
gunftionen nachzukommen haben. Ber 

. wird auf Dorſiag des Kreistags je 
auf ſechs Jahre vom Oberpräſidenten er⸗ 
nannt und vom Landrat vereidigt. In 
dnienigen Amtsbezirken, welche nur aus 
Einer Gemeinde oder aus Einem ſelbſtän— 
digen Gutsbezirk beſtehen iſt der Ge— 
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meindes ober Gutsvorſteher zugleich X. 
Die Aufficht über die Geihäftsführung 
des Amtsvorſtehers, welcher übrigens eine 
Amtsunkoſtenentſchãdigung beanſpruchen 
kann, führt der Landrat als Vorſitzender 
des Kreisausſchuſſes. 

Amtszeichen, ein beſtimmtes Äußeres 
Merkmal, durch welches die amtliche Eigen⸗ 
ſchaft der damit verſehenen Perſon ange⸗ 
deutet wird, alſo namentlich eine vor⸗ 
ihriftamäßige Amtsfleidung, eine Uni⸗ 
form, ein Vienſtſchild u. dgl. Das A, 
darf nur von den Beamten, für wel: 
chen es beſtimmt ift, getragen werden, und 
das unbefugte Tragen eines folchen ift mit 
Strafe bebrobt, weldye nach dem deutfchen 
Reichsſtrafgeſetzbuch in Geldftrafe bis zu 
150 ME. oder entiprechender Haft be: 
ſtehen ſoll. 

Analphabeten (grieh.), die des Leſens 
und Schreibens unkundigen Perſonen. 

Anarchie (griech., »Herrſchaftsloſig⸗ 
keit«), Zuſtand des Staats, in welchem es 
an einer Staatsregierung völlig fehlt, oder 
in dem es doch der rechtmaͤßigen Regierung 
unmöglich ift, fih Geltung zu verichaffen 
und ihre Funktionen auszuüben; anar: 
chiſch, rechtlos, im Zuftand der Geſetzlo⸗ 
tigfeit befindlih; Anarchiſt, derjenige, 
welcher einen anarchiſchen Zuftandanftrebt. 

Ancienuität (franz. Ancienneté), das 
Dienit-, Amts- ober Rangalter. Militä- 
tifh wird die X. nad) dem Tag ber letz⸗ 
ten Beförderung, bei Offizieren nach dem 
Batent berechnet. Im Gefecht maßgebend 
für die übernahme des Kommandos, wenn 
ber Kommandeur einer Truppe gefallen iſt. 

Andorra, Miniaturrepubli 
abhang ber öſtlichen Pyrenäen, Zeilen 
Frankreich und Spanien gelegen, 495 qkm 
mit 12— 18,000 Einw. Die Republif ſteht 
unter der Oberherrſchaft Frankreichs und 
des Bifchofd von Urgel und wird durch 
einen Generalrat von 24 Mitgliebern 
regiert. Präfident dieſes Rats ift ein er: 
fter Syndikus, der zugleich mit ber Ere- 
futive betraut ift und vom Generalrat auf 
je vier Sabre erwählt wird. Die Republif 
zerfällt in fech® Gemeinden, zu welchen 
der Hauptort A. gehört. 

Angehörige, im Sinn bes beutichen 
Strafgeſetzbuchs ($ 52) die Berwanbten 
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und Verſchwägerten aufs und abfteigender 
Linie, Adoptiv» und Pflegeeltern und 
Finder, Ehegatten, Geſchwiſter und deren 
Ehegatten und Verlobte. 

Angeklagter (Angeſchuldigter), f. 
Anklage. 

Anglikaniſche Kirche (biſchöfliche 
Kirche, Episkopal— Re NEE 
die proteftantifche Staatsfiche Englands. 
An ihrer Spitze fteht ber Erzbiſchof von 
GSanterbury ala Primas und erfter Peer 
des Reichs. Die übrigen Bifchöfe find 
ebenfalls Mitglieber bes Dberhaufes, und 
zwar werben deren 21 geaänlt- Dem Erz: 
bifchof von Canterbury, welcher ben König 
frönt, ftebt der Erzbifchof von EN zu: 
nähft mit fieben Bistümern. Das Be- 
fenntnis, welches fich dem derreformierten 
Kirche Calvins nähert, iſt in ben jogen. 
39 Artifeln enthalten, die 1571 Feftgeftelt 
wurden. Die Selbftändigfeit ber engli- 
[hen Hochkirche datiert aus ber Zeit Hein⸗ 
richs VILL., welcher fich 1534 infolge feines 
Eheftreit3 vom Papit losfagte und fich 
felbft zum Oberhaupt ber Kirche erflärte. 
Vgl. Weber, Geihichte der Kirchenrefor: 
mation in Großbritannien (neue Ausg. 
1856, 2 Bbe.). 

Augloamerifaner, von England ab: 
ftammende Amerifaner. 

Angloindifches Reid, Sefamtbezeich- 
nung für die Befitungen Englands in 
Oftindien (f. Großbritannien). 

Anglomanie (lat.), übertriebene Vor: 
liebe für England und englifches Weſen. 

Anhalt, Herzoatum und Bundesftaat 
des Deutichen Reichs, 2347 qkm mit 


am Sid: | 232,74 


‚747 meiſt evangel. Einmohnern; 
gouht- und Relidenzitadt: Deffau mit 
3,266 Einw. Nach dem Ausiterben ber 
Linie X. Köthen 1847 und ber Linie A.⸗ 
Bernburg 1863 wurden die bis dahin felb- 
ftändigen Derzogtümer A.⸗Köthen und 
A.-Bernburg mit dem Herzogtum A.⸗ 
Dejfau vereinigt. Die Berfaffung von 
A. ift die einer Eonftitutionellen Erbmon: 
ardhie, an deren Spite der Herzog (Ho: 
heit) aus dem Haus Aöfanien fteht. Die 
Volksvertretung ift nach dem Einkammer⸗ 
ſyſtem organiftert (Gefete vom 18. Juli 
und 31. Aug. 1859, 15. Juli 1871,19. Febr. 
1872, 4. Febr. 1874 und 15. Juli 1875). 
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Der Landlag befteht aus 2 vom Herzog für 
die Dauer der Landfchaftöperiode ernann⸗ 
ten, 8 von ben höchftbefteuerten Grundbe⸗ 
fitern, 2 von den meiſtbeſteuerten Handel⸗ 
und Gewerbtreibenden, 14 von ben übri⸗ 
gen Wahlberechtigten der Städte und 10 
von ben übrigen Wahlberechtigten de? 
platten Landes in indirekten Wahlen ge- 
wählten Mitgliedern. Die Legislaturpes 
riode ift eine jechsjährige. 

An der Spike ber Staatsverwal⸗ 
tung ſteht das Staatsminifterium in 
Deilau, welches durch Verordnung vom 
28. April 1870 einheitlich organifiert und 
ben Staatsminifter unterftellt if. Von 
diefem rejlortieren die Regierung mit Ab- 
teilungen des Innern, fiir Schulwefen und 
für die Sinanzen, das Konſiſtorium für die 
evangeliichen Kirchenangelegenbeiten und 
das ſtatiſtiſche Büreau, ſämtliche Behör- 
den in Deſſau, ferner das Oberbergamt 
in Bernburg und die Generallommijfion 
für Ablöfungs= und Separationsange⸗ 
legenheiten zu Köthen. Für dad Staats⸗ 
ſchuldenweſen des Herzogtums befteht eine 
gemeinjame Schuldenverwaltung, deren 
Mitglieder zur Hälfte vom Herzog und zur 
andern Hälfte von bem Landtag ernannt 
werden. Zum Zwed der innern Yan 
desverwaltung zerfällt ba8 Herzogtum 
in die fünf Kreife: Deffau, Köthen, Zerbit, 
Bernburg und Ballenftedt, anderen Spike 
Kreisdirektionen ftehen, unter deren Auf- 
ficht die Drtspolizei durch die Gemeinde- 
vorftände und durch die Eigentümer der 
jelbjtändigen Rittergüter verwaltet wird; 
doch Stehen die Ortspolizeiverwaltungen 
in den vier größern Städten unmittelbar 
unter der Regierung, — Rechtspflege. 
Zufolge eines Staatsvertragsmit Preußen 
vom 9. Oft. 1878 fungiert das Fönigliche 
Oberlandeögericht zu Naumburg zugleic 
als ſolches fir die anhaltifchen Lande. Ein 
Landgericht für das ganze Herzogtunt iftin 
Deſſau errichtet, welches die elf Amtsge⸗ 
richtsbezirke Ballenitedt, ernburg, Deſ⸗ 
ſau, Harzgerode, Jeßnitz, Köthen, Koswig, 
Oranienbaum, Roßlau, Sondersleben und 
Zerbſt umfaßt. — Laut Militärkonven— 
tion mit Preußen vom 16. Sept. 1873, 
welche an Stelle der 28. Juni 1867 abge: 
ſchloſſenen Konvention trat, ift das Kon⸗ 


Anklageprozeß. 


tingent des Herzogtums in den preußiſchen 
Militärverband mit aufgenommen, indem 
es das anhaltifche Infanterieregiment Nr. 


93 bildet, welches zur 7. Divifion des d. 


Armeeforps (Magdeburg) gehört. — Bi: 
nanzen. Die Staatdeinnahmen waren 
nad) dem Hauptfinanzetat für 1880—81 


auf 16,029,000 DE. veranfchlagt, ein 


ſchließlich 7,624,000 ME. an indireften 
Steuern für das Reid), die Ausgaben auf 
16,017,400 ME., jo daß ein UÜberjchuß 
von 11,600 ME. verblieb. Die Staats: 
ſchuld Hetrug 30. Juni 1880: 4,521,730,75 
f., welcher 6,972,399,19 Mk. Aktiven ge 
genüberftanden. — Das Landeswappen 
it ein zweimal gejpaltener und breimal 
quer geteilter Schild, welcher alfo zwölf 
Felder enthält. Das zweite Feld in der 
zweiten Reihe zeigt das anhaltiſchesStamm⸗ 
wappen. Lebteres enthält in ber vorbern 
filbernen Hälfte einen aus der Teilungs- 
linie enge henben halben roten Adler 
(Brandenburg), während bie Hintere 
Hälfte des Mittelfchilds ſchwarz und gol: 
den zehnmal quer geftreift ift, mit einem 
Korägrets Darüber gezogenen grünen 
autenfranz (Sagen). Die Landesfar⸗ 
ben find Rot, Grün und Weiß, gewöhn⸗ 
ih aber nur Grün und Weiß; die Mili- 
tärkofarden find nur grün. — Für ben 
deutfchen Bundesrat ernennt A. einen Be 
vollmaächtigten und entjendet zum Reich: 
tag zmei Abgeordnete. Vgl. Siebigl, 
Das Herzogtum A.., hiſtoriſch, geogra⸗ 
phiſch und ſtatiſtiſch dargeſtellt (1867). 
Anklageprozeß (Anklageverfah— 
ren), diejenige Art des ſtrafrechtlichen 
Verfahrens, bei welchem das Gericht nicht 
von Amts wegen die ſtrafrechtliche Verfol⸗ 
gung eintreten läßt, ſondern der Regel 
nach nur auf beſondern Antrag und auf 
ausdrückliches Betreiben einer außerhalb 
des Gericht? en Perfon einfchreitet, 
fei e8 eines öffentlichen Anklägers oder 
eines Privatanflägerd. Das Anklage: 
prinzip (Akkuſativprinzip) ift ein 
Hauptunterfcheidungsmerkmal bes mioder: 
nen Strafprozefjes von dem frühern Un: 
terfuhungs= oder Inquiſitions— 
prozeß, in welchen: ber Richter von Amts 
wegen einzufchreiten, die Unterſuchung ein: 
zuleiten und jchlieglich dag Urteil zu ſpre⸗ 





Anleihe. 


den hatte. Die moderne Geſetzgebung da- 
gegen bat in dem Staatsanwalt einen 
öffentlichen Ankläger geſchaffen, deſſen Auf- 
gabe es iſt, den durch das Verbrechen ver: 
letzten Staat zu vertreten. Nach der deut⸗ 
ſchen Strafprozeßordnung insbeſondere 
iſt die Eröffnung einer geriötlichen Unter: 
ſuchung durch die Erhebung einer Klage 
bedingt. Dieſe Klage ift regelmäßig eine 
öffentliche, welche von der Staatsan- 
waltichaft erhoben und vertreten wird. 
Nur ausnahmsweiſe tritt ber Verlebte 
felpft mit der Klage (Brivattlage) 
vor Gericht auf. Dies ift der Fall bei Be- 
letdigungen und bei Körperverletzungen, 
foweit deren Verfolgung nur auf Antrag 
eintritt. Außerdem und alfo auch bei den 
übrigen jogen. Antragsverbrechen (f. d. 
geht Die Staatsanwaltſchaft mit der öf- 
jentlihen Klage vor. Sie ift, foweit nicht 
gefeglich ein andres beſtimmt, verpflich 
tet, wegen aller gerichtlich ftrafbarer 
und verfolgbarer Handlungen einzufchrei- 
ten, ſofern zureichende thatfächlihe An- 
haltspunkte vorliegen. Die öffentliche 
Klage kann nicht zurückgenommen werben. 
Derjenige Befchuldigte, gegen welchen fie 
erhoben ift, wird in der deutſchen Straf: 
progeßorbnung als Angefchuldigter 
bezeichnet. Beantragt die Staatsanwalt: 
ſchaft im Verfolg der Unterfuchung die Er⸗ 
Öffnung des Hauptverfahrens, fo ift von 
ihr eme Anklageſchrift einzureichen, 
welche die dem Angefchuldigten zur Laft 
gelegte That unter Hervorhebung ihrer 
geſeßlichen Merkmale und des anzuwen⸗ 
denden Strafgeſetzes zu bezeichnen ſowie 
die Beweismittel und das Gericht, vor 
welchem die Hauptverhandlung ſtattfinden 
ſoll, anzugeben bat. In den vor dem Reichs: 
geeit, en Schourgerichten oder den 
anbgerichten zu verbhandelnden Sachen 
find außerdem die wefcntlichen Ergebniſſe 
der ftattgehabtert Ermittelungen in die An= 
Magefhrift mit aufzunehmen. Der An: 
seichulbigte, welchem die Anklageſchrift 
mitzuteilen ift, hat fich alsdann zu er⸗ 
klären, 06 er noch bie Vornahme einzelner 
Deweiserhebungen ober, wenn eine Vor: 
unterfuhung nicht flattgefunden, eine 
\olhe beantragen, ober ob er Einwen⸗ 
dungen gegen bie Eröffnung des Haupt: 
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verfahrens vorbringen will. Hieran ſchließt 
fih dann der Gerichtsbefchluß, daß das 
Hauptverfahren zu eröffnen, oder daß es 
nit zu eröffnen, oder daß es vorläufig 
einzuftelien jei. Der Beihuldigte, gegen 
welchen bie Eröffnung des Hauptverfah: 
tens beichloffen, ift damit in den An= 
klageſtand verfeßt unb wird von der 
beutichen Strafprogeßorbnnung als Ange⸗ 
klagter bezeichnet. Vgl. Deutſche Straf: 
pragekornung, os 151 ff., 414 ff. 
nleife, Seldaufnahne feitens des 
Staat? oder einer andern öffentlichen 
Körperſchaft, z. B. einer Gemeinde, zur 
Beitreitung außerordentlicyer Ausgaben. 
Wendet ſich dabei ber Staat ober bie 
fonftige Korporation, welde die A. auf: 


)|nimmt, an den Gemeinfinn der Ange: 


hörigen der betreffenden Körperichaft oder 
überhaupt an diejenigen, welche zu bie: 
fem Zweck Geld hergeben wollen, fo 
priht man von einer Treiwilligen A. 
im Öegenjat zur ſogen. Zwangsan- 
leihe, welche der Staat zwangsweiſe von 
ſeinen Angehörigen erhebt, indem die ein⸗ 
genen Deiräge gleich einer Steuer umge: 
egt werben. Weiter unterfcheibet man zwi⸗ 
Shen verzinslicher und unverzins— 
licher A. je nachdem der Staat zindtra= 
gende Obligationen oder Papiergeld aus: 
gibt, welches aber an ven Staatskaſſen 
ar eingelöft wird, mwofern der Staat 
nicht, wie in Ofterreich, Rußland, Stalien 
und Nordamerika, die Papierwährung ein: 
eführt hat, fo daß ba8 Wapiergelb gegen 
etillgeld im Wert zurüditeht. Die 
Staatsanleihen werben regelmäßig ent: 
weber durch Subſkription oder durch 
Submiffion aufgebradt. Im eriten 
Fall erläßt die Staatsregierung ſelbſt und 
bireft eine Aufforderung an die Kapita⸗ 
liſten, fich beider A. zu beteiligen, unter 
Bekanntgabe der Sublfriptionsbebingun: 
en, während im andern Fall von Banf: 
äufern Offerten darüber eingeholt werden, 
zu welchen Bedingungen dieſe die U. über: 
nehmen wollen, jo baß alsdann dasjenige 
Bankhaus, weldes die A. »megoziierte, 
bie Sermistehung zeigen den Staat und 
den Kapitaliften überninimt. Die Anleihen 
jelbft werden in verichiebenen Formen be: 
geben (f. Stantspapiere). 
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Anmuflerung, |. Heuer. 

Annalen (Iat.), yosrbüden, welche ge- 
Thichtlihe Ereigniſſe in Sronotogl er 
Reihenfolge enthalten; dann Titel von 
Zeitjchriften, 3. B. die >U. des Norbbeut- 
ſchen Bundes und bes nunmehrigen Deut: 
ſchen Reichs«, welche von Hirth (1868 Ff., 
1872 ff.) herausgegeben werben, und ein 
»Jahrbuch des Norbbeutichen Bundes und 
des Deutſchen Reichs« in politifcher, geſetz 

eberifcher und volfswirtichaftlicher Hin⸗ 
Bat bilden. 

Annäten (Tat), Abgabe, welche bei 
Verleihung gewiſſer Kirhenpfründen beim 
Amtsantritt an den päpftlichen Stuhl zu 
entrichten iſt. 

Anneltieren (lat, »anknüpfen«), ein 
beftimmteö Gebiet dem eignen Staatsge⸗ 
biet einverleiben, daher Anneftierung 
4 nnerion), die unfreiwilliae Einver: 
eibung eines Staatsgebiets oder eines 
Teils desfelben in ein andres Staatäge- 
biet; Annerionift, Anhänger ber An- 
neriongpolitif; jemand, der fi) mit An: 
nerionggelüften trägt. DerAusdrud rührt 
namentlid) aus der Zeit Napoleons ILL. 
ber, welcher 3. B. Savoyen .anneftierte, 
indem er Sardinien zu deilen Abtretung 
nötigte als Gegenleiflung fir die im ita- 
lieniſch⸗ öfterreichifchen Kriege geleifteten 
Dienfte, und inden er zum Schein unter 
AnwendungdesRationalitätöprinzipseine 
Volksabſtimmung veranitalten ließ. Die 
nach dem Krieg von 4866 durch Preußen 
vorgenommene Anneftierung von Schles⸗ 
wig-Holftein, Hannover, Kurheſſen, Nafs 
fau und Frankfurt a. M. ftüßte ſich auf 
ben völferrechtlichen Titel der Eroberung 
und ward unter Juftlimmung der preußi: 
[hen Kammern durch beiondere Geſetze 
(vom 20. Sept. und 24. Dez. 1866) ſank⸗ 
tioniert. 

Annonte (franz., fpr. «nöngß), öffent: 
liche Befanntmadung, namentlich durch 
Infertion in eine Zeitung; Annoncen: 
bireau, ein Snftitut, welches dem Ru: 
blikum die Benußung ber Zeitungen zu 
öffentlichen Ankündigungen erleichtert, wie 
garlentein u. Vogler« (Hamburg) und 
Rudolf Moſſe« (Berlin) mit ihren zabl- 
reihen Filialen und Agenturen. 

Annnitäten (lat.), jährliche Zahlungen 


Ww 


Anmufterung — Antilonftitutionell. 


zum Zweck der Abtragung oder ber Ber: 
jinfung einer Schuld. Diefelben fommen 
nicht nur im Privatleben, fondern auch 
im öffentlichen Verkehr der Stantöfredit- 
inftitute und zum Zweck der Negoziterung 
von Staatsanleihen vor. So gibt es A. 
in Form einer gleichbleibenden Verzin⸗ 
fung eines eifernen Kapitals (immer: 
währende Rente). Andre charafteri- 
fieren fi als ſtückweiſe Abtragung einer 
unverzinglichen Schuld, ober fie dienen 
aualeich zur Berzinfungund zur fucceffiven 

ilgung (Zitgungsrente) ber Schuld, 
ober fie werben fo large gezahlt, als der 
Gläubiger ober derjenige, auf befjen Leben 
die Rente verfichert iſt lebt (Teibrente). 

Anonyme Geſellſchaft, j. Aktien: 
gejellichaft. 

uſtandsbrief, ſ. Moratorium. 

Anflifter, derjenige, welcher einen an⸗ 
dern zu einer ftrafbaren Handlung vor: 
ſätzlich beftimmt, fei e8 durch Geſchenke 
oder Verſprechen, durch Drohung, dur 
Mißbrauch des Anjehens .oder der Ge 
walt, durch abfichtliche Herbeiführung oder 
Beförderung eined Irrtums ober durd) 
andre Mittel. Der A. (mittelbarer, in: 
teleftueller, pſychiſcher, moraliicher Ur⸗ 
heber) wird nach dem deutichen Strafge: 
ſetzbuch (F 43) gleich dem Thäter beitrait. 
ud der Verſuch der Anſtiftung ift hier 
($ 49a) für ftrafbar erflärt, wofern es 
ih um ein Verbrechen (f. d.) im engern 
Sinn handelt, zu welchem ber U. einen 
andern aufforderte (Aufforderung 
zum Verbrechen). Es wird jedoch das 
lediglich mündlich ausgedrückte Auffordern 
nur dann beſtraft, wenn die Aufſorderung 
an die Gewährung von Vorteilen irgend 
welcher Art geknüpft war. Auch die An— 
nahme einer ſolchen Aufforderung iſt 
ſtrafbar. 

Anti- Cornlaw-League (engl., ſpr. 
annti⸗kornlah⸗ligh), ein Verein in England, 
welcher 1831 von Richard Cobden geftiftet 
ward und (1849) die Aufhebung des Ge: 
treidezolls durchſetzte. Sur ründungeiner 
deutſchen A. ift infolge bes 1879 einge: 
führten Getreideſchutzzolls wiederholt in 
der Prefle aufgefordert worden. 


Antikonſtitutionell, Fonftitutionswi: | 


drig, der Konftitution entgegen, mit ben 





Antifemitenliga — Anwalt. 


Prinzipien der fonftitutionellen Monarchie 
unvereinbar, 3. B. antitonftitutionelles 
Berfahren, antikonftitutionelle Gefin- 
uung 2C. 

UAntifemitenlige, eine 1880 in Berlin 
gegründete Verbindung zur Unterdrüdung 
des Judentums, welche insbeſondere durch 
den Führer der ſogen. chriſtlich-ſozialen 
Partei, Hofprediger Stöcker in Berlin, 
unterſtützt ward und 1881 in dem Ober⸗ 
lehrer Henrici u. a. leidenſchaftliche Ver⸗ 
treter fand. Die A. kolportierte insbeſon⸗ 


dere eine Antiſemitenpetition an| IS 


den Reichskanzler, fuchte in verfchiedenen 
Vollsverfammlungen das Volk gegen die 
Juden aufzureizen unb erregte durch die 
Maplofigfeit ihres Auftretens gerechte Ent- 
rüſtung und Widerwillen. Bol. Juden. 

Antrag, im Rechtsleben und im öffent- 
lichen Leben überhaupt die an eine Behörde 
oder ſonſtige öffentliche Stelle gerichtete 
formelle Aufforderung, nach bejtimmter 
Richtung hin eine fpeziell bezeichnete Thä⸗ 
tigfeit eintreten zu laflen. Dergleichen An⸗ 
träge werden entweber münblich geftellt, 
j0 5.8. in einer Gerichtsverhandlung von 
jeiten des Staatsanwalt? oder des Ber: 
teidiger bes Angefchuldigten, oder ineiner 
Repräfentativverfammlung von den Mit- 
gliedern ber betreffenden Körperſchaft, ober 
jie werben jchriftlich in befondern Eingaben 
und Gefuchen eingereicht. In beiden Fäl- 
fen ift aber eine gehörige Begründung des 
Antrags beizugeben,, von beven Klarheit 
und Stihhaltigfeit Die Annahme und die 
Gewährung bed Antrags zumeift abhän⸗ 
gen. Dies kann aberentweder jo gefcheben, 
dab in erfler Linie der A. geftellt und dann 
veffen Begründung angefügt wird, oder 
je, daß zunächſt das thatfächlihe Material 
vorgetragen, bie nötigen Rechtsausfüh- 
rungen beigefügt werden und endlich al? 
logiſche Schlußfolgerung des Ganzen der 
kefimmt formulierte A. (3. B. auf Frei⸗ 
ſprechung oder auf Verurteilung eines 
Angeſchuldigten) geſtellt wird, wie dies 
namentlich in den Gerichtsverhandlungen 
zu geſchehen pflegt. 

Antragsverbrechen (Antragsde— 
likt e), diejenigen ſtrafbaren Handlungen, 
bei welchen eine ſtrafrechtliche Verfolgung 
nur auf ausdrücklichen Antrag des Ver⸗ 
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letzten oder ſeines geſetzlichen Vertreters 
eintritt, während der Regel nach ber Staat 
durch feine Organe von Amts wegen gegen 
den Verbrecher einfchreitet. Derartige A. 
find 3. B. Beleidigung, leichte Körperver: 
legung, Ehebruch, Bedrohungen ıc. Die 
Novelle zum deutſchen Strafgeſetzbuch 
(5 64 in feiner nunmehrigen Faſſung) ge: 
attet aber bie Zurüdnahme bes einmal 
geftellten Antrags nur noch ausnahms⸗ 
weiſe in den im Geſetz ausdrücklich beſtimm⸗ 
ten Fällen. Dieſe Fälle finden ſich in den 
102 - 104 (feindliche Handlungen ge⸗ 
gen befreundete Staaten), 194 (Beleibi- 
gung), 232 (feichte vorfäßliche und fahr: 
äſſige Körperverlegungen, gegen Angehö⸗ 
tige If. b.] verübt), 247 (Haus= und Ver⸗ 
wandtendiebſtahl oder Unterfchlagung die- 
jer Art), 263 (Betrug, gegen Angehorige 
Vormünder oder Erzieher begangen), 292 
(Wilddiebſtahl, verübt von einem Ange 
hörigen bes Jagdberechtigten), 303 (Sach⸗ 
beihädigung, einem Angehörigen gegen 
über begangen) und 370 des Strafgeſetz⸗ 
buchs (Entwendbung von Nahrungsmitteln 
zum aldbaldigen Verbrauch oder Weg: 
nahme von Viehfutter, um das eigne Vieh 
des Beſtohlenen damit zu füttern), Aber 
auch in biefen Fällen ift die zurücknahme des 
Antrags nur bis zur Verkündigung eines 
auf Strafe lautenden Urteils zuläffig. Vgl. 
Hergenhbahn, Das Antragsreht im 
—* Strafrecht (1878). 

Anwalt, Rechtsbeiſtand einer Perſon 
(ſ.,.Rechtsanwalt); Anwaltsprozeß, 
das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten vor den Landgerichten, einſchließ⸗ 
lich der Handelskammern, in erſter ſowie 
in dem Verfahren vor den Gerichten in zwei⸗ 
ter und dritter Inftanz (ſ. Gericht). Für. 
dies Verfahren beiteht nämlich der fogen. 
Anwaltszwang, d.h. jede Partei, auch 
eine rechtsfundige, muß fid) in dieſem 
Verfahren durch einen bei dem Prozeßge- 
richt zugelajlenen Rechtsanwalt vertreten 
laſſen. Nur ein bei dem Prozeßgericht zu- 
gelaſſener Nechtsanwalt kann fich als Par: 
tei ſelbſt vertreten. Den Gegenſatz zum 
Anwaltsprozeß bildet der ſogen. Partei⸗ 
prozeß vor dem Amtsgericht, in welchem 
die Partei ſelbſt oder durch einen Prozeß: 
bevollmädhtigten, ber fein A. zu fein 
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braucht, vor Gericht auftreten kann. Val. 
Deutſche Zivilprozeßordnung, 65 74 ff. 
Übrigens wird ber Ausbrud A. auch zur 
Bezeichnung des fonftigen Vertreters einer 
Perfon ober einer Körperichaft gebraucht, 
3. B. der A. der deutſchen Genofjenfchaften. 
Der durch das Verbrechen verlegte Staat 
wird duch den Staatsanwalt (f. d.) 
vertreten. 

Anzeige, im Strafprozeß die Mittei- 
lung, welche einer Behörde von einer be- 
abſichtigten oder von einer begangenen 
ftrafbaren Handlung zum Zwed ihrer Ver: 
bütung oder ihrer Beſtrafung gemacht 
wird. Eine Verpflichtung zur Erſtattung 
einer ſolchen X. (Anzeigepflicht) liegt 
gunächt nurden hierzu berufenen Organen 

er öffentlichen Sicherheit und denjenigen 
Beamten ob, welche bei Ausübung der 
Strafgewalt mitzuwirken haben. Allein 
manche Verbrechen enthalten einen fo ges 
fährlichen Eingriffin die allgemeine Rechts: 
ordnung und Rechtsſicherheit, daß es als 
eine allgemeine Bürgerpflicht erachtetiwird, 
zur Verhütung einer ſolchen ftrafbaren 
Handlung durch rechtzeitige A. mit beizu: 
tragen. Das öfterreichiiche Strafgefebuch 
nimmt dieſe Anzeigepflicht in Bezug auf 
alle bevorftehenden Verbrechen (im en: 
gern Sinn), das beutfche Strafgeſetzbuch 
($ 139) dagegen nur in Anjehung ber Ber: 
brechen des Hochverrats, Landesverrats, 
Münzverbrechens, Mordes, Raubes, Men- 
ſchenraubs oder eines gemeingefährlichen 
Verbrechen! an. Es bedroht denjenigen, 
welcher von einem folchen Verbrechen zu 
einer Zeit, in welcher die Verhütung des⸗ 
jelben möglih ift, glaubhafte Kenntnis 
erhält und es gleichwohl unterläßt, bier: 
bon ber Behörde oder ber durch das Ber: 
brechen bedrohten Perſon zur rechten Zeit 
A. zu machen, mit Gefängnis bis zu 5 
Sahren, wofern das Verbrechen oder ein 
ftrafbarer Verſuch eines foldhen wirklich 
begangen worden iſt. ft jeboch die X. mit 
einer Gefahr für Leib oder Leben bes An⸗ 
zeigepflichtigen oder eined Angehörigen 
(j. d.) von ihm verfnüpft, fo ift Die Unter: 
laffung der U. nit ftrafbar (deutfches 
Strafgeſetzbuch, SG 52, 54). Was aber 
bie A. eined begangenen Verbrechens 
anbetrifft, jo wird die Unterlaffung ter: 


Unzeige — Apanage. 


felben nad) dem deutſchen Strafgeſetzbuch 


1. |($ 346) nur dann beſtraft, wenn fie zu: 


gleich als Unterlaffung einer befondern 
Amtöpflicht erfcheint. Ein Beamter, welcher 
vermöge feine? Amtes bei Ausübung der 
Strafgewalt ober bei Vollfiredung der 
Strafe mitzuwirken hat, wird nämlich mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren belegt, wenn 
er in ber Abfiht, jemand ber gefetlichen 
Strafe tegtawiden zu entziehen, die Ber: 
folgung einer ftrafbaren Handlung unter: 
läßt. Sind mildernde Umftände vorhan- 
den, fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter 
einem Monat ein. Hat eine folche Abſicht 
auf feiten des anzeigepflichtigen Beamten 
nicht vorgelegen, jo wird berfelbe fich gleich 
wohl einer Disziplinarunterfudung aus: 
ſetzen. Anzeigen flrafbarer Handlungen 
ober Anträge auf Strafverfolgung können 
nad der beutfchen Strafprozeßordnung 
($ 156) bei der Staatsanwaltichaft, bei 
ben Behörden und Beamten des Polizei: 
und Sicherheitsdienftes und bei den Amt: 
gerichten mündlich oder fchriftlich ange 
racht werden. Die mündliche A. ift zu 
beurfunden. Sind Anhaltspunkte bafır 
vorhanden, daß jemand eines nicht natür⸗ 
lichen Todes geftorben, oder wird der Leich⸗ 
nam eines Unbekannten gefunden, fo find 
bie Polizei: und Gemeindebehörden zur 
jofortigen A. an die Staatsanwaltſchaft 
oder an den Amtsrichter verpflichtet. Die 
Beerdigung darf nur auf Grund ſchriſt⸗ 
licher Genehmigung ber Staatsanwalt: 
ſchaft oder des Amisrichters erfolgen 
deutſche Strafprozeßordnung, $ 157). 
brigens wird der Ausdruck A. im ſtraf⸗ 
prozeſſualiſchen Sinn auch als gleichbe⸗ 
beufend mit Indiz gebraucht, worunter 
man ein Moment verfteht, deſſen Gewih- 
beit auf bie Wahrfcheinlichfeit der Schuld 
oder Unſchuld eines Angeſchuldigten 
fchließen läßt. Wird ber Beweis ber 
Schuld des Angeflagten ohne deſſen Ge⸗ 
ſtändnis lediglich durch Indizien erbraft, 
jo ſpricht man von Indizienbeweis. 
Apanage (hanz. ſpr. mahſch), die zum 
flandesgemäßen Unterhalt nicht regie | 
render Mitglieber eines fürftlichen Haus | 
ſes beflimmte Dotation, Das Nechtöinfti: 
tut der U. ſteht mit dem Grundſatz der 
Primogenitur im Zuſammenhang, me 





- Apoftafie — Appel comme d’abus. 


nach immer ber Erftgeborne und bejien 
Linie zur Regierungsnachfolge berufen 
werben. Hierdurch entfieht bei ber Unteil- 
barkeit des Landes die Notwendigkeit, die 
nachgebornen Prinzen und Prinzeffinnen 
zu verforgen. Dies geſchah in Älterer Zeit 
vielfach durch fogen. Baragien, d 
durh Die Überweifung beflimmter Güter 
und ihrer Einkünfte. Die jet übliche Form 
der Berforgung ift aber die der A., d. 5. 
jührlicher Rentenzahlung. Die Höhe diefer 
Renten ift regelmäßig durch Haus: oder 
Staatsgeſetz feitgeftellt, und zwar fommen 
in biefer Hinficht zwei Syſteme vor. er 
tem einen Syſtem werden bie Linien, na 

dein andern bie einzelnen Familienglieder 
ausgeftattet. Nach dem letztern Syſtem er: 
halten die Mitglieder des fürſtlichen Haufes 
zumeiſt mit dem Zeitpunkt der Bolljäh⸗ 
rigkeit ihre A.; dieſe fällt mit dem Tode 
des »apanagierten« Prinzen heim. Nach 
tem erftern Syſtem dagegen, welches in 
Sachſen, Bayern und Württemberg be: 
fieht, Fommt die A. in Gebgang, bis bie 
Linie ausgeftorben ift. Auch die Nachkom⸗ 
men bed regierenden Herrn, namentlich 


auch der Thronfolger, alfo nicht nur die ſch 


Seitenverwanbten, haben in manchen Län- 
dern Anfpruch auf A., wihrend fie in 
andern Staaten bei Xebzeiten bes Vaters 
von biefem mit unterhalten werden müjfen. 
Tie Rrinzeffinnen des Hauſes werben, fo: 
lange fie unvermäblt find, entweder aus 
der A. der Linie mit erhalten, oder fie em- 
fangen eine befondere A., für welche auch 
der Ausdrud Suftentation vorkommt. 
Im Fall der Verheiratung haben fie An: 
ſpruch auf Ausfteuer (Brinzejlinnen: 
teuer, Fräuleinſteuer). Die Witwe 
des Monarchen und bie Witwen ber 
Prinzen des fürftlichen Hauſes haben ein 
Wittum zu beanfprucden. Der Fonds, 
aus welchem A., Ausfteuer und Wittum 
zu entrichten , ift in ben einzelnen Staaten 
ein verfchiebener, nämlich Die Staatskaſſe, 
die Zivilfifte, das Kammer: oder Domänen: 
vermögen ober bag fürftliche Famil ienfidei⸗ 
fommißgut. Vgl. außer den Lehrbüchern 
des Staatsrechts Heffter, Die Sonder: 
tehte ber fouveränen und mediatifierten 
Hiufer Deutfchlands (1871). 

Anofafie (griech.), Abfall, namentlich 
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von einer Partei oder von einer Parteian⸗ 
fiht, auch von einer NReligionspartei, na⸗ 
mentlich von der chriftlichen Religion; da⸗ 
ber Apoftat, ſ. v. w. Abtrünniger. 
Apofolifher König (Rex apostoli- 
cus), Ehrentitel der Könige von Ungarn, 


b. | welcher von dem Papſt Sylvefter II. dem 


König Stephan von Ungarn verliehen 
und 1758 von Clemens XIIL für Maria 
Thereſia erneuert wurde. 

Apotheker. Die deutiche Gewerbeord⸗ 
nung bat dag Apothefergemerbe nicht freis 
gegeben, fie verlangt vielmehr für X. die 
ttaatlihe Approbation, melde auf 
Grund eines Nachweifes ber Befähigung 
erteilt wird (5 29). Das Nähere über bie 
Prüfung ber 4. (pharmazeutifche 
Prüfung), d. 5. über die Prüfung ber: 
jenigen, welche ven Betrieb einer Apothefe 
im Gebiet des Deutſchen Reichs felb- 
fländig betreiben wollen, ift auf Grund 
eines Bundesratsbeſchlufſes durch Be— 
kanntmachung bes Reichskanzlers vom d. 
März 1875 (Reichszentralblatt 1875, ©. 
167 ff.) beftimmt und über bie Prüfung 
der Apothefergehilfen durch Bekanntma⸗ 
ung vom 13. Nov. 1875 (Reichszen⸗ 
tralblatt, ©. 761 ff.). Auf die Errich— 
tung und Verlegung von Apotheken fin- 
bet die Gemwerbeorbnung und alſo auch 
die darin ausgeſprochene Gewerbefreiheit 
feine Anwendung. Hier ift vielmehr das 
Konzeſſionsſyſtem der Einzelftaaten, ſei es 
Realprivilegium, ſei es perſönliche Kon⸗ 
zeſſion, beibehalten, trotz einer Agitation 
von Apothekergehilfen und ſonſtigen In⸗ 
tereſſenten, welche eine reichsgeſetzliche 
Regelung dieſer Angelegenheit und eine 
Freigabe des Apothekergewerbes anſtrebte. 
Über die Zubereitung ber Medikamente 
erteilten früber bie Srgneiblicher (phar- 
macopoeae) ber einzelnen Staaten bie 
nötigen Vorfchriften, bis durch Bekannt: 
machung bed Reich8fanzlerd vom 1. Juni 
1872 (Reichsgeſetzblatt, S. 172) ein all: 
gemeine deutſches Arzneibuch. (»Phar- 
macopoea germanica«) an deren Stelle 
trat. Vgl. Eulenberg, Tas preußifche 
Apotheferwejen (1874). 

Appel comme d’abus (franz., ſpr. 
appell lomm dabüh), das Rechtsmittel der 
Beſchwerde wegen Mißbrauchs ber geift- 
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lien Gewalt, welches an bie Staatsge- 
walt gerichtet wirb( j.Recursusab abusu). 

Appellation (lat.), das Rechtsmittel 
ber Berufung (j.d.);appellieren, das 


Appellation — Arbeitzeinflellung. 


21 yahten nicht befchäftigt werben darf, 
erfolgt unter bem Siegel und ber Unter: 
ſchrift der zuftändigen Behörde. Werner 
ift die Beichäftigung eines Kindes in einer 


Rechtömittel der Berufung gegen ein Er- 
kenntnis einlegen, durch welches man fich 
befchwert fühlt. Appellationsgerict, 
Gericht zweiter Inftanz, eine Bezeichnung, 
welche in die deutſchen Juſtizgeſetze nicht 
aufgenommen worben tft (ſ. Gericht). 

Approbieren (lat.), billigen, geneh⸗ 
migen; Approbation, Billigung, Ges 
nehmigung, namentlich die Genehmigun 
zum Betrieb gewifler Gewerbe, welche auf 
Grund eines Befähigungsnachweifes er: 
teilt wird (ſ. Öemerbegefepacbung). 

Agnität (Tat.), Billigfeit; Aquitäts: 
rückſichten, Rüdfihtnahme auf die Kor: 
derungen ber Billigfeit gegenüber ben Vor⸗ 
ſchriften des ftrengen Rechts, welch letzte⸗ 
res, wenn es auf die Spitze getrieben wird, 
zum Unrecht werben kann (Summum ju 
summa injuria). - 

Ar (franz. Are, ital. Ara, ſpan. Area, 
v. lat. area, en: die Einheit des 
metrifhen Flächenmaßes; 100 Ar = 1 
ha; 1 Ar = 100 qm, = 10 Deziar, 100 
Zentiar, 1000 Milliar; 100 ha 1 qkm. 

Arar (Iat.), Staatskaſſe, Kafle des 
Fiskus (Staatsäſrar); auch Bezeichnung 
tür beſtimmte einzelne Staatskaſſen, 3. ©. 
Zollärar; zuweilen werden auch kommu⸗ 
nale Kaſſen und diejenigen von Privat⸗ 
korporationen fo genannt. 

Arbeitergilden, |. Sewerfvereine. 

Arbeiterpartei, Bezeihnung ber fo: 
zialbemofratifhen Partei Deutſchlands 
(ſ. Sozialdemofratie). 

Arbeitsbuch, die gewerbliche Kegiti- 
mation des Arbeiterd. Diefelbe ift nach 
der deutſchen Gewerbeordnung fiir Ge- 
ſellen und Gebilfen felbftändiger Ge 
werbtreibender nicht mehr unbedingt er: 
forderlih; doch hat die Novelle zur Ge: 
werbeordnung vom 17. Suli 1878 mwenig- 
ftens für die Arbeiter unter 21 Jahren 
die Verpflichtung zur Führung von Ar: 
beitSbüchern wieder eingeführt. Das 4. 
muß den Nanıen des Arbeiterg, Ort, Jahr 
und Tag feiner Geburt fowie feine inter: 
fchrift enthalten. Die Ausftelung bes 
Buches, ohne welches ein Arbeiter unter 


Fabrik nicht geitattet, werrn dem Arbeit: 
geber nicht zuvor eine Arbeitsfarte für 
asjelbe eingehändigt wurde. Neben ber 
Arbeitsfarte braucht ein A. nicht geführt 
zu werden. Die Beichäftigung von Kin: 
bern unter 12 Sahren in Fabriken it 
unterfagt. Die Arbeitsfarten müflen Na: 
men, Tag und Jahr der Geburt, Stand 
und letzten Wohnort des Vaters oder Bor: 
munds und außerdem die zur Erfüllung 
ber gefeglichen Schulpflict etroffenen 
Einrichtungen angeben. Vgl. Reichsgeſetz 
vom 17. Juli 1878, betreifend Die Abän- 
derung der Gewerbeordnung (Reichsge: 
jeßblatt, ©.199 ff.), FF 107—114, 137. 

Arbeitseinftellung (engl. Strike, ipr. 
fireit), die gemeinichaftliche Unterbrechung 
eines Arbeitsperhältnilfes durch die Ar: 
beitnehmer zur Herbeiführung günftigerer 
Lohn: und ArbeitSbedingungen. Während 
das frühere Recht derartige Verabredun- 
gen ber Arbeiter mit Strafe bedrohte und 
Knie unterjagte, und während dieſer 

tandpunft noch jet von dem franzöft- 


ſchen Recht feftgehalten wird, hat das ns 


liſche Recht (Geſetz vom 13. April 185 

die volle Koalitionsfreiheit einge: 
führt, wonach derartige Verabredungen 
nicht unzuläſſig und nicht ſtraſbar find. 
Dasſelbe Syſtem ift 


in der Schweiz und 


in den Vereinigten Staaten von Nord⸗ 


amerifa in Geltung, und auch die beutjche 
Gewerbeordnung hat bazjelbe adoptiert. 


Sie hält jedoch einem jeden Teilnehmer 
ben Rüdtritt von foldhen Vereinigungen : 
und Verabrebungen offen; auch findet aus . 


dieſen weder eine A oc eine Einrebe : 


flatt (F 152). Strafbar iſt e8 dagegen, 


wenn man andre durch Anwendung Tür: : 
perlihen Zwanges, durch Drohungen, durch 


Ehrverletzung oder durch Verrufserklärung 


beſtimmt oder zu beſtimmen ſucht, an der 


artigen Verabredungen teilzunehmen ober‘. 


ihnen Folge zu leiſten, oder andre burds., 


leihe Mittel hindert oder zu hindern 
ht. von ſolchen Verabredungen zurüdss:, 


utreten. Die Gewerbeordnung ( 153);.; 
voht in folchen Füllen Gefängnisſtrafen 


Arbeitshaus — Argentinifche Republik. 


bis zu 3 Monaten an, fofern nicht nad 
dem Strafgeſetzbuch eine härtere Strafe 
eintritt. Da übrigens die Arbeitseinftel- 
lungen nicht felten mit einem Bruch ber 
Arbeitsverträge Hand in Hand geben, fo 
fommen bier auch die gegen den fogen. 
Kontraftbrud gerichteten Beſtimmun⸗ 
gen ber Novelle zur Gewerbeorbuuung vom 
17. Juli 1878 mit in Betracht, nament: 
lich diejenige ($ 125 der Gewerbeord- 
nung), wonach ein Arbeitgeber, welcher 
einen Gefellen oder Gehilfen verleitet, 
vor rechtmäßiger Beendigung des Arbeits: 
verhältnifles Die Arbeit zu verlaffen, dem 
frübern Arbeitgeber für ben badurd) ent⸗ 
ftehenden Schaden als Selbitfchuldner 
baftet. In gleicher Weife haftet ein Ar: 
beitgeber, welcher einen Sefellen ober Ge- 
hilfen annimmt ober behält, von dem er 
weiß, daß berfelbe einem andern Arbeit: 
geber zur Arbeit noch verpflichtet ift. 
Arbeitshaus, in den Strafenſyſtem 
der frühern beutjchen Partikularſtrafge⸗ 
ſetzbücher eine Strafart, welche zwifchen 
der Zuchthaus— und der Gefängnisftrafe 
in der Mitte ftand, dent hayrifchen und 
dem preußiſchen Strafgeſetzbuch jedoch 
jremd war. Das deutſche Strafgeſetzbuch 
folgt in dieſer Hinſicht dem preußiſchen; 
es kennt jedoch die Arbeitshausſtrafe als 
eme Nebenſtrafe, nämlich als korrektio⸗ 
nelle Nachhaft in ſolchen Fällen, in denen 
die geringe Übertretungsſtrafe nicht als 
genügenbe Reaftion gegen den gewohn⸗ 
heitsmäßigen widerrechtlihen Willen er: 
iheint. Dieſe Fälle find: Landſtreicherei, 
Betteln, Erwerbsloſigkeit, welche durch 
Spiel, Trunk oder Müßiggang verurjacht, 
Unzucht von Weibsperfonen, welche ge- 
werbsmäßig und polizeilichen Anordnun: 
gen zuwider getrieben wurde, Arbeitöfcheu 
der aus Öffentlichen Mitteln unterftüßten 
Almofenempfänger und verjchuldete Ob⸗ 
dachloſigkeit. In diefen Fällen kann das 
Bericht dahin erfennen, daß die verurteilte 





tbeiten zu verwenden. Vgl. Deutiches 
trafgefeßbuch, 8S 361, Ziff. 3—8; 362. 
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Arbeitslarte, |. Arbeitsbuch. 
Arbiter (Iat.), Schiebsridter. 
Ardi..., griech. VBorfilbe zur Bezeich⸗ 
nung des Erften, Oberſten. Eine Nady 
bildung ift das deutfche »Erz:...e, z. B. 
en og (archidux). 
taidiafonns (griedh.), kirchliche 
Würde; in ber lutheriſchen Kirche Titel 
des eriten Diakonus und Stellvertreters 
bes Oberpfarrers an Stadtkirchen; in der 
fatholifchen Kirche ehedem der Stellver- 
treter eines Biſchofs und Vorfteher eines 
Sprengels der Didzefe ( Archidiafonat). 

Arion (arieh.), Sammlung fchrift- 
licher Urkunden von rechtlicher oder ges 
ſchichtlicher Bedeutung; Arhiväar, Ar- 
hivbeamter; Archivwiſſenſchaft, ſy⸗ 
ſtematiſche Darſtellung der für die Ein⸗ 
richtung und Verwaltung der Archive 
maßgebenden Grundſätze. Vgl. Brand, 
Arhivwiflenichaft (1854). 

Areopäg (griech., »Hügel des Ares⸗), 
in Athen ein uralter Gerichtshof, fo be⸗ 
nannt nach feinem Verſammlungsort. 
Neuerdings ift der Name zur Bezeichnung 
be3 oberiten Gerichtshofs für Griechen: 
land in Athen wieder aufgenommen wor: 
den. Auch wird der Ausdrud zuweilen 
angewendet, um ein völferrechtliches 
Schiedsgericht zu bezeichnen, indem man 
3. B. davon fpricht, daß eine Sache vor 
den U. der Großmächte au bringen fei. 

Argentinifhe Republit (Republica 
Arjentina, Argentinien, Ber: 
einigte Stanten von La Plata, La 
Plata-Staaten), fübamerifan. Staa: 
tenbund, welcher ſich aus 14 Freiflaaten 
zufanımenfeßt, nämlidh: Buenos Ayres, 
Santa Fé, Entre:Rigs, Corrientes, Cor: 
doba, San Luis, Santiago, Mendoza, 
San Auan, La Rioja, Catamarca, Tucu⸗ 
man, Salta und Jujuy. Hierzu fommen 
bie abhängigen Territorien Gran-Chaco, 
Miffioned und Pampas Argentinad, im 

ayen 2,080,506 qkm mit (1869) 

877,490 Einw. Dazu fommt ferner das 
gewaltige Gebiet von Patagonien, welches 
jreilih auf 971,200 qkm nur 24,000 
Einw. zählt. Die Hauptitabt ft Buenos 
Ayres mit (1878) 200,000 Einw. Die 
Einwohner find zum überwiegenden Teil 
Indianer, Kreolen, Meftizen und Mus 
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latten; doch ift die europäiſche Einwande⸗ 
rung neuerdings eine bebeutende. Die 
offizielle Sprache ift die fpanifche. Die 


Argyrofratie — Ariſtokratie. 


welche einen Stab mit ber Freiheitsmütze 
halten. Bol. Rapp, Die AR. (1876). 
Argyrokratie (griech.), ſ. v. w. Plute- 


Republik iſt aus den ſüdlichen Teilen des krat 


ehemaligen ſpaniſchen Sigefönigreih® 
Buenos Ayres gebildet. Am 9. Suli 1819 
erfolgte die Unabhängigfeitserflärung ber 
Vereinigten Staaten von La ‘Plata, bis 
endlich nach Iangen Kämpfen und Wirren 
neben ben Staaten Paraguay undllruguay 
die nunmehrige Republif Argentinien ge 
gründet ward, deren Verfaſſungsurkunde 
vom1. Mai1853 datiert und nachder Wie: 
bervereinigung mit Buenos Ayres 6. Juni 
1860 reformiert ward. Sie ift im weſent⸗ 
lien der Konſtitution der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika nachgebildet. 
Die gefeßgebende Gewalt ift dem Kongreß 
übertragen, welcher aus zwei Kammern, 
einer aus den Deputierten der Nation (von 
86 Aritgliebern) und einer aus Senatoren 
von 25 Mitgliedern) geilkelen, beftebt. 
ie vollziehende Gewalt Tiegt in der Hand 
bes Brüfidenten, welchemein Vizepräfident 
zur Seite ſteht. Beide werben jeweilig auf 
ſechs Jahre gewählt. Inter dem Präſiden— 
ten jtehen die Deinifterfefretäre des In⸗ 
nern, bes Außern, ber Finanzen, der Juſtiz 
und des Kriegs. Der oberfte Gerichtshof 
des Bundes hat feinen Sik in Buenos 
Ayred. Die Einnahmen der Republik 
waren pro 1878—79 auf 16,869,129, die 
Ausgaben auf 17,311,613 Peſos (1 Peſo 
= 4ı Mf.) veranfchlagt, Die Staats: 
Schuld betrug 1. Jan. 1878: 60,744,109 
Peſos. Jeder Einzelftant hat außerdem 
noch fein befonderes Budget. Das Bun: 
besmilitär beiteht aus 7506 Mann ohne 
die Nationalgarde, weldye der Leitung der 
Provinzialregierungen unterjtellt ift und 
36,000 Mann und 68,000 Mann Re: 
ſerve betragen fol. Konſulate des Deut- 
[chen Reichs beftehen in Buenos Ayres, 
Cordoba, Gualeguaychu, Rojario, Salta 
und San Juan. Ein deutfcher Dtinifter- 
refident für die A. R. und für die Freiftan- 
ten Paraguay und Uruguay bat in Buenos 
Ayres feinen Sit. Die Flagge ber Re: 
publik ift blau=weiß-blau geftreift. Das 
Wappen bildet ein in zwei Felder geteiltes 
Schild, darüber die aufgehende Sonne; 
im untern Feld zwei verſchlungene Hänbe. 


ratie. 
Ariftofratie (griech., »Herrſchaft der 
Beftene), in dem ftaatsphilojophifchen 
Syſtem des Ariftoteled diejenige Staats⸗ 
beherrſchungsform, nach welcher eine ge⸗ 
wiſſe bevorzugte Klaſſe der Staatsange— 
hörigen im Beſitz ber Staatsgewalt ill. 
Bis auf die neueſte Zeit iſt nämlich jene 
Dreiteilung des Ariſtoteles beibehalten 
worden, welcher Die Staatsbeherrſchungs⸗ 
formen in das Königtum (Monardjie), 
die A. und die Demofratie einteilte, je 
nachdem die Staatögewalt in der Hand 
eines Einzelnen fich befinde, ober je nad; 
dem fie einer gewifjen bevorzugten Klafie 
ober endlich der Geſamtheit des Volks zu⸗ 
ftehe. Die Ausartungen jener drei Re 
ierungsformen aber find nad) Ariftote 
es die Tyrannis, die Dligarchte und die 
Ochlokratie. In der erften Ausartungs⸗ 
form iſt der deſpotiſche Einzelwille des 
Staatsbeherrſchers unbedingt maßgebend, 
während in der Oligarchie nur eine ge⸗ 
ringe Anzahl von Männern zu eignem 
Vorteil die Regierungsgewalt ausübt und 
ausbeutet, und während in der Ochlokratie 
endlich die rohe Maſſe des Pöbels ſich der 
Herrſchaft bemächtigt hat. Mit Rückſicht 
auf die modernen Siaatsverhältniſſe aber 
pflegt man jetzt zumeiſt nur zwei Grund⸗ 
formen der Staatsverfaſſung zu unter⸗ 
ſcheiden, die monarchiſche u. die repu— 
blikaniſche, je nachdem die Staatsge⸗ 
walt einem Einzelnen oder je nachdem ſie 
der Geſamtheit der Staatsangehörigen 
zuſteht. In Anſehung der Republik wird 
dann allerdings wieder zwiſchen A. und 
Demokratie unterſchieden, inſofern näm: 
lich entweder eine gewiſſe Klaſſe von 
Staatsbürgern die Fuͤhrerſchaft der übri⸗ 
en und bie Zügel bes Staats in Händen 
bat, oder die Geſamtheit des Volks ohne 
Standesunterfchied als der Souverän er: 
ſcheint. Dem ariftofratifchen Syftem aber 
ift die Neuzeit nicht günſtig. Keine der 
dermalen bejtehenden Republifen hat eine 
ariftofratifche Staatsform, während biele 
im Altertum vielfach vertreten war. Wie 
namentlich in Griechenland Athen als das 





Armateur — Armenrecht. 


Mufterbilb der antifen Demokratie er: 
Iheint, fo wurde die 4. gan bejonders 
duch Sparta repräfentiert. Auch die alt- 
römiſche Republik mit ihrer Patrizier⸗ 
herrſchaft war recht eigentlich eine A. 
Ebenſo hat man das frühere Deutſche 
Reich in der Zeit des Verfalls, als die 
kaiſerliche Autorität lediglich ein Schat⸗ 
tenbild und die Regierungsgewalt in den 
einzelnen Territorien in den Händen einer 
gtoßen Anzahl von Kurfürſten, Fürſten, 
Grafen, weltlichen und geiſtlichen Herren 
war, nicht mit Unrecht als eine A. bezeich⸗ 
net. Auch in dem Freiſtaat Venedig hat 
ſich lange Zeit hindurch die ariſtokratiſche 
Staatsform erhalten. Wenn aber auch 
der Begriff der A. heutzutage als Staats⸗ 
de ungeorm nicht mehr von prak⸗ 
tiſcher Bedeutung iſt, ſo ſpricht man doch 
noch von A. in dem Sinn, daß man dar⸗ 
unter eine bevorzugte Klaſſe der Staats⸗ 
angehörigen verſteht, und zwar iſt es jur 
meiſt die Geburts⸗ (Standes-, Erb-) 
Ariftofratie, welche man dabei im Auge 
bat, alfo der Adel (ſ. d.). Aber auch von 
einer Beamten= und von einer Gelb- 
ariftofratie (Plutofratie) wird in 
ehendiefem Sinn gefprochen, wie ja auch 
nicht felten von einer A. bed Geiftes die 
Rede ift, welcher ein befonberer Grab von 
Bildung eine bevorzugte Stellung ein⸗ 
räumt. Ariftofrat wırd der Zugehörige 
oder der Anhänger ber A., namentlich der 
Geburtzariftofratie, genannt; Ariſto⸗ 
kratismus ift die ausgefprochene Vor: 
liebe für ariftofratifche VBorrechte und Ge⸗ 
bräude. Ariftofratifierend nennt 
man eine Staatöverfafiung, welche zwar 
nicht die A. als Stantöbeherrfgungsiorm 
aufweift, aber gleichwohl einen gewiſſen 
eriftofratifchen Zug und Charakter erfen: 
nen läßt, wie dies namentlidy bei der eng: 
lichen Staatsverfaffung der Fall ift. 

Armateur (ie ipr.-öhr), ſ. v. w. Kaper. 

Armatür (lat.), die Ausrüſtung eines 
Schiffs, einer Feſtung ober eines einzel: 
nen Soldaten. 

Armee (franz.), Kriegäheer; die ge: 
ſamte Truppenmadht eines Staats; dann 
auch eine größere Truppenmaffe, welche 
unter einem Oberbefehlähaber auf einem 
keftimmten Kriegsſchauplatz in Thätigfeit 

Staatslerikon. 
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tritt, teils nach dem Zweck (z. B. Okku⸗ 
pations⸗, Obſervationsarmee), teils nach 
dem Schauplatz ihrer Thätigkeit (z. B. 
Mainarmee, Loirearmee, Nordarmee ꝛc.) 
benannt. Armeekorps, eine aus Trup⸗ 
penkoörpern von allen Waffengattungen zu⸗ 
ſammengeſetzte Heeresabteilung, groß ge⸗ 
nug, um ſelbſtändig operieren zu können. 
Armenpftege. Während im Mittel— 
alter die A. zumeiſt in den Händen der 
Kirche war, hat in neuerer Zeit der Staat 
dieſelbe mehr und mehr in die Hand ge⸗ 
nommen und namentlich die Gemeinden 
zur öffentlichen Unterſtützung hilfsbedürf⸗ 
tiger Perſonen herangezogen. Die Ar⸗ 
menpolizei iſt ein wichtiger Teil der 
öffentlichen Verwaltung, namentlich in 
den größern Städten zumeiſt beſondern 
Körperſchaften (Armendeputationen, Ar⸗ 
menpflegſchaftsräten 2c.) übertragen; Fr 
ift die Privatwohlthätigfeit durch zahl- 
reihe Vereine einigermaßen organifiert 
worden. Für das Deutfche Reich, mit 
Ausnahme von Bayern und Eljaß-Lo- 
thringen, find die Bedingungen, unter 
welchen bie Öffentliche Unterftükung zu ge 
währen ift, durch das Bundesgefeß über 
den Unterftügungswohnfig (f. d.) vom 
6. Zuni 1870 und durch die Ausführungs- 
beftimmungen der Einzelfianten geregelt. 
Armenretht, das Recht einftweiliger 
Befreiung von den Koften eines bürger- 
lichen Rechtsſtreits, welches nach der deut⸗ 
ſchen —2 eßordnung diejenige Partei 
für ſich in —32 nehmen kann, welche 
außer Stande iſt, ohne Beeinträchtigung 
des für ſie und für ihre Familie notwen⸗ 
digen Lebensunterhalts die Koſten des 
Prozeſſes zu beſtreiten. Das Geſuch um 
Verwilligung des Armenrechts muß von 
einem obrigkeitlichen Zeugnis begleitet 
ein, in welchem unter Angabe des Stan⸗ 
8 oder Gewerbes, der Vermögens- und 
Tamilienverhältnijfe der Parteı forwie des 
Betrags ber von biefer zu entrichtenden 
bireften Staatsfteuern das Unvermögen 
F Beſtreitung der Prozeßkoſten aus⸗ 
rücklich bezeugt wird. Einer ſolchen Par⸗ 
tei kann das Gericht von Amts wegen einen 
Rechtsanwalt beiordnen. Vgl. Deutſche 
Zivilprozeßordnung, S$ 106 ff.; Deutſche 
Rechtsanwaltsordnung, 65 34, 37. 
3 
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Armenverbände, Gemeinbeverbänbe, 
welchen die öffentliche Unterftüßung hilfe: 
bebürftiger Perſonen obliegt. Das nord: 
deutfche Bundesgejeb vom 6. Zuni 1870 
iiber den Unterftü bungemwohniig (f. db.) 
unterjcheibet in diefer Beziehung zwifchen 
Orts⸗ und Lanbarmenverbänden. Die 
Drtsarmenverbände beftehen in ber 
Negel aus einzelnen Gemeinden. Der 
Drtdarmenverband, in welchem fich ein 
Hilfsbedürftiger bei dem Eintritt der 
Hilfsbedürftigfeit befindet, muß ihn vor: 
läufig und vorbehaltlich bed Anſpruchs auf 
Erftattung der Koften und aufübernahme 
des Hilfsbebürftigen gegen den hierzu 
verpflichteten Armenverband unterftügen. 
Zur Eritattung und Übernahme verpflich⸗ 
tet ift aber der Ortsarmenverband, in 
welhem der Unterjtüste feinen Unter: 
ftüßungsmwohnfig hat. Wenn jedoch Per: 
jonen, welche im Gefinbebienft ſtehen, Ge⸗ 
fellen, Gewerbögehilfen oder Lehrlinge an 
dem Ort ihres Dienftverhältnifjes erfran: 
fen, jo bat der Ortsarmenverband des 
Dienftorts die Verpflihtung, den Erfrant: 
ten bie erforderliche Kur und Verpflegung 
zu gewähren. Ein Anſpruch auf Eritat- 
tung ber Koften erwächſt in folchen Fällen 
nur dann, wenn die Krankenpflege länger 
als ſechs Wochen fortgejebt wurde, und 
nur für den über diefe Friſt hinausgehen 
ben Zeitraum. Hat der Unterſtützte kei⸗ 
nen Unterftügungswohnfiß, fo muß der 
Randarmenverbanbd eintreten, in bef- 
jen Bezirk er ſich bei dem Eintritt der 
Hilfsbebürftigfeit befand, oder, falls er 
im bilfsbedürftigen Zuftand aus einer 
Strafs, Kranken-, Bewahr- oder Heilan- 
ftalt entlafien wurde, derjenige Landar⸗ 
menverband, aus welchem feine Einliefe- 
rung in die Anftalt erfolgt ift. 

rnims Paragraph, |. Umtsver: 
brechen. 

Arret (lat, Haft, Verkümme— 
rung, Beihlagnahme), die amtlich 
verfügte Feſthaltung eine Menſchen 
(Perfonalarrefi) oder einer Sache 
(dingliher A., Realarreſt). Der 
Ausdrud A. wird vielfach als gleichbedeu⸗ 
gend mit Haft (ſ. d.) gebraucht; im Stra⸗ 
fenſyſtem des deutſchen Militär-Strafge⸗ 
ſetzbuchs ($$ 16 ff.) aber verſteht man dar⸗ 


Armenverbände — Arreſt. 


unter eine beſtimmte Art der militäriſchen 
Freiheitsſtrafen, und zwar zerfällt hier der 
A. in Stubenarreſt — 
welcher nur gegen Offiziere, gelinden 
A., welcher gegen Iinteroffiziere und Ge 
meine, mittlern Q., der gegen Unter: 
offiziere ohne Portepee und gegen Ge: 
meine zur Anwenbung fommt. Der Stu: 
benarreft wird von dem Verurteilten in 
feiner Wohnung verbüßt; diefer darf wäh: 
rend der Dauer desfelben die Wohnung 
nicht verlaffen, auch Selude nicht anneh⸗ 
men. Gegen Hauptleute, Rittmeifter und 
Subalternoffiziere Tann durch Richter 
ſpruch die Strafpollitredung in einem be: 
fondern Offizierarrefizjimmer angeordnet 
werden (gefhärfter Stubenarreft). 
Gelinder, mittler und firenger N. find 
in Einzelhaft zu verbüßen. Der zu Mit: 
telarrejt Verurteilte erhält eine Harte La⸗ 
gerftätte und als Nahrung Waffer und 
Brot; doch kommen biefe Schärfungen 
am 4., 8., 12. und demnädhft an jedem 
3. Tag in Wegfall. Der firenge A, 
deffen Höchftbetrag 4 Wochen ift, wird in 
einer dunfeln Zelle, font aber wie der 
Mittelarrefi und unter Hinwegfall der 
Schärfungen am 4., 8. und demnächſt an 
jedem 3. Tag vollitredt. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
kommt der Perſonalarreſt nach dem Hin- 
wegfall der Wechfelbaft in. den meiſten 
Ländern und indbefondere nach ber deut: 
[chen Zivilprogeßordnung (66798 FF.) nur 
noch ausnahmsweiſe vor, wenn er erfor: 
derlich ift, um bie gefährdete Zwangsvoll⸗ 
firefung in das Vermögen des Schuld. 
ners zu fichern. Der dingliche A. findet 
ftatt, wenn zu beforgen ift, Daß ohne defien 
Verhängung die Vollitredung des Urteils 
vereitelt oder wefentlich erſchwert werden 
würbe. Diefer A. harafterifiert fich als 
ein Sicherheitäarreft, welcher auf 
Grund eines jchleunigen Prozeßverfahrens 
— ſtprozeß) gegen den Schuldner 

Arreſtat) verfügt wird, im Gegenſatz 
zum fogen. Vollſtreckungsarreſt, ber 
Beihlagnahme von Sachen ober Forde⸗ 
rungen zum Zweck ber zwangsweiſen Ber: 
wirflihung eines Ynpru 3 ber Klag⸗ 
partei. gl. Deutfche Zivilprozeßord⸗ 
nung, $$ 736 ff. 





Arretieren — Aſſervieren. 


Arretieren (franz.), im Lauf anhalten, 
feffnebmen; verbaften; mit Beſchlag be 
legen (val. Yan 

Arrondieren (lat.), abrunden; Ar⸗ 
rondierung, Abrundung, daher Ar⸗ 
tondierungspolitif, diejenige Politik, 
welche ein Staatsgebiet auf Koften bes 
Nachbarn abzurunden und mit beffern 
Grenzen zu verjehen bemüht if. Auch 
wird der Ausdruck Arrondierung gleichbe- 
deutend mit Zufammenlegung ber Grund⸗ 
Hüde einer Jeldmark (Separation) ge 
braucht. 

Arrondiffement (franz. ſpr. arrongdifl’- 
mang), in Franfreich Unterabteilung eines 
Departements, entſprechend dem preußi- 
ſchen Kreis(f.d.). Das A. fteht untereinem 
Unterpräfelten (sous-pröfet). Jedes Des 
partenıent (f. d.) zerfällt in 3—7 Arron⸗ 
diffements. Die fommunalen Gejamt: 
interejfen des Arrondiſſements werden 
durh ein Conseil d’arrondissement, 
einen Bezirksrat, entſprechend dem preußi- 
ihen Kreistag, vertreten. 

Artilel(lat., »Slieb«), Teil eines Gan- 
zen, insbeſondere bie einzelnen Teile und 
Beſtimmungen eine® Geſetzes oder eines 
Vertrags. Die Kriegsartitel (f. d.) 
ftellen die Pflichtenlehre des Soldaten dar. 

Artillerie (franz.), Inbegriff derjeni- 
gen Feuerwaffen, welche mehr als einen 
Mann zur Bedienung brauchen, aud) Be 
zeihnung für das zugehörige Perjonal 
(Belagerung, Feld⸗, Feitungs-, Küften- 
und Schiffahrt3artillerte). 

Arzt. Die beutiche Gemwerbeorbnung 
vom 21. Zuni 1869 Hat zwar die Ärztliche 
Traris völlig freigegeben, allein fie be⸗ 
itimmt ($ 29), daß diejenigen, welche ſich 
als Arzte (Wundärzte, Augenärzte, Ge 
burtshelfer, Zahnärzte und Tierärzte) 
oder mit gleichbebeutenben Titeln bezeich- 
nen ober jeitens des Staats ober einer 
Gemeinde als foldde anerfannt ober mit 
amtlichen Funktionen betraut werben jol- 
len, einer flaatliden Approbation auf 
Grund eined Nachweiſes ber Befähigung 
bedürfen. Diejenigen, welche die Appro- 
bation erlangt haben, find i 
Reichsgebiet3 in der Wahl des Orts, wo 
fie ihr Gewerbe betreiben wollen, unbe 
ſchrãnkt. Die Bezahlung der approbierten 
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Arzte bleibt ber Vereinbarung überlaffen, 
doch kann als Norm für ftreitige Fälle im 
Mangel einer Vereinbarung eine Tare 
von ben Zentralbehörben feftgeftellt wers 
den. Die Prüfung ber Oirzte und Zahn: 
ärzte richtet fich in Deutfchland nunmehr 
nach ben Beichlüffen des Bundesrats, wie 
foldhe in den Bekanntmachungen bes Bun⸗ 
besfanzler? vom 26. Sept. 1869 (Bundes⸗ 
gefeßblatt, ©. 635 ff.) und vom 9. Dez. 
1 (Eunbengefeg6 att, ©. 687) ent: 
balten find. gl. auch bie Belannts 
machung, betreffend die Prüfung ber Tier- 
ärzte, vom 27. März 1878 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, ©. 10; Zentralblatt des Deutſchen 
Reichs 1878, ©. 160 ff.). 

Alpirant(lat.), einer, der fich um etwas 
bewirbt, namentlid um ein Amt, um eine 
Stelle; & B. Offiziersafpirant. 

Affelurieren (lat.), verfihern; Affe: 
furant (Aſſekurateur, VBerficherer), der⸗ 
jenige, welcher gegen das Verfprechen einer 
beftimmten Summe (Prämie) eine ge 
wilfe Gefahr übernimmt; Aſſekurat 
(Aflefurierter, Berficherter), berjenige, 
welcher fi durch Zahlung der Prämie 
einer Gefahr gegenüber ſicherſtellt (vgl: 
Berfiderungswefen). 

Assembl6e_ftan;.. fpr. »fangbieh), Ver⸗ 
fammlung; in Frankreich Dexeichnung für 
die Volksvertretung, z. B. A. nationale 
constituante, bie fonftituierende Natio⸗ 
nalverfammlung von1789; A. nationale 
wird in ber jranzöfiichen Verfaifung von 
1875 die Bereinigung der Deputierten- 
fammıer (Chambre des d&putes) und bes 
Senats genannt. 

Aflentieren (Tat), beipflichten; für 
tauglich erflären, 3.3. für den Militär: 
bienft; daher (in Oflerreih) Affentie- 
tung, ſ. v. w. Refrutenaushebung. 

- Aflerieren (Iat.), mit Beftimmtbeit 
ausfagen, behaupten; daher affertori- 
Iher Eid, die eidliche Beſtärkung einer 
Ausfage, im Gegenfaß zum promiffo- 
riſchen Eid, ber eidlichen Beftärfung 
einer Zufage (f. Eid). 

Aflersieren (Iat.), aufbewahren, na: 


des | mentlih in behördliche Verwahrung neh⸗ 


men, baber Aſſervandum, ein von 

einer Behörde aufzubewahrenber Gegen⸗ 

fand; Ajiervation, Aufberwahrung. 
3% 
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Aſſefſor (lat. ), Beiſitzer, Mitglied einer 
Behörde, und zwar unterfcheidet man je 
nach ber Verſchiedenheit der letztern zwi⸗ 
ſchen Amts», Gerichts⸗, Medizinal⸗, In⸗ 
tendantur⸗, Regierungs⸗ ꝛc. Aſſeſſoren. 

Aifiento (ſpan.), Vertrag, namentlich 
—— für diejenigen Verträge, 
welche ehedem von der ſpaniſchen Regie⸗ 
rung mit andern Nationen abgefchlojjen 
wurden, und woburch dieſe auf eine be: 
flimmte Zahl von Jahren und gegen eine 

ewiffe Abgabe das Hecht eingeräumt er: 
Keen, mit ihren Schiffen (Affiento- 
hiffen) Negerſklaven in bie fpanifchen 
Kolonien einzuführen und mit ihnen 
Handel (Afftentohandel) zu treiben. 

Aſſiſen (franz), urſprünglich jebe 

feierliche Sitzung, dann befondere Gerichte 


in Frankreich; ( Bezeichnung für die 


Särurgeriihte ſ. b.). 
ffiflieren (lat.), beiltehen, helfen; 
daher Affiftent, f. v. w. Gehilfe, beſon⸗ 
ders im Verwaltungsweſen; A 1 fiftenz, 
Beihilfe, Unterſtützung; z.B. Alfıftenzarzt, 
ber Gehilfe eines etc x. 

Affoziation (neulat.), allgemeine Be⸗ 
- zeichnung für Vereinigungen, Genoſſen⸗ 

Üaften, Geſellſchaften, namentli für 
jreie Vereinigungen zur Erreichung eines 
auernden Zweds (f. Verein). 

Aſijl (griech.), Freiſtätte, ein Schub 
gewährender Ort; Aſylrecht, der Inbe⸗ 
riff der rechtlichen Beitimmungen über 
— und der Rechtsgrundſätze 
ber die Auslieferung von Berbredhern; 
dann auch der Rechtsſchutz, welcher dem 
ein A. Auffuchenden gewährt und bezüg⸗ 
lih von biejem beanfprucht wirb. 
Altertum galten Tempel und Götterbilder 
als ſolche Zufluchtsftätten, an beren Stelle 
fpäter chriſtliche Kirchen, Klöfter u. dal. 
traten. Das moderne Staats⸗ und Voͤl⸗ 
ferrecht erkennt jedoch das Aſylrecht in 
bem frühern Umfang nicht mehr an; na= 
mentlich gelten die Wohnungen ber Ge⸗ 
fanbten, obgleich deren Erterritorialität 
.d.) anerfannt wird, nicht als Afyle. 
3 find in dieſer Hinficht heutzutage bie 
völferrechtlichen Verträge Über die Aus- 
lieferung (ſ. db.) maßgebend. 

Afzendenten (Iat.), Verwandte in auf: 
fteigender Linie. 


Afleffor — Audienz. 


Attach6 (franz., ſpr. cheh), beigeord: 
neter Gehilfe bei einem Geſchäft, Amt 
oder bei einer Miffion; vorzugsweife Be 
gleiter eines Gefandten, der entiweber nur 
zur Vermehrung des Glanzes ber Geſandt⸗ 
jchaft dient, ober die biplomatifche Lauf: 
bahn beginnen fol; aud eine Militär: 
perfon, die einer Gefandtichaft mit Rüd- 
ſicht auf die militärifchen Intereſſen bei: 
gegeben (»attadiert«) ift (Militär: 

t 


attache). 

Attentat (lat.), Verſuch eines rechts: 
wibrigen Angriffs, namentli auf das 
Leben einer hervorragenden Perfjönlichkeit. 

Arte (Int., Atteftat), ſchriftliches, 
namentlich von einer Behörbe ausgeftell- 
ted Zeugnis; atteftieren, befcheinigen, 
bezeugen; z. B. eine Rechnung atteftieren, 
die Richtigkeit derfelben befcheinigen ober 
beglaubigen. | 

ttorney (engl., pr. ättömi), in Eng 
land Bezeichnung für eine gewiſſe Klaſſe 
von Rent elehrten. Es And dies die 
jenigen Rechtsanwälte, welche bei den Ge 
richtsverhandlungen nicht jelbft plaidieren, 
fondern vielmehr den eigentlien Sad: 
walter (Barrifter) inftruieren, ben un: 
mittelbaren Verkehr mit dem Klienten 
übernehmen und für diefen VBorftellungen 
und Prozekfchriften einreichen. Attor: 
ney general(Kronanmwalt) ift ber Titel 
bes Rechtsanwalts, welcher die Krone zu 
vertreten bat. 

Attribüt (Iat.), das äußere Zeichen 
(Symbol), wodurd die Bedeutung einer 
Perſon oder einer Sache angezeigt werden 
ſoll; jo ift z. B. das Zepter das A. ber 


nige. | 
Aubaine, droit d’ (franz., pr. droa 
dobähn), Heimfallsrecht (ſ. Fremden⸗ 
recht | 


uburnihes Syſtem (ipr. oͤhb'rn⸗), |. 
Gefängniswefen. 

Audiätur et altöra pars (man 
höre aud ben andern Teile), Rechtsſprich 
wort, welches barauf binweift, baß nie: 
mand ungehört oder doch nicht verurteilt 
werde, ohne daß man ihm Gelegenheit 
gab, ſich über die gegen ihn erhobene Klage 
oder Beichwerde hören zu laſſen. 

Aubienz (lat.), Gehör, Vorlaſſung bei 
Fürſten und fonftigen hHochgeftellten Per⸗ 


m | Köni 








Auditene — Aufgebot. 


jonen, daher »A. erhaltene. In der frühern 
Gerichtsſprache verſtand man darunter 
eine Gericht 8ſitzung, insbeſondere bei dem 
deutſchen Reichskammergericht und ben 
jitanzöſiſchen Parlamenten, ſowie auch 
ein Verhoͤr, einen Vorbeſcheid oder eine 
mündliche Verhandlung. Auch in der mo⸗ 
dernen Gerichtsſprache wird ein öffentlicher 
Verhandlungstermin zuweilen noch als 
Audienztermin bezeichnet. 

Auditenr (franz. ipr. oditohr), derjenige 
rechtsverſtãndige Militärbeamte, welcher 
bei Unterfuchungen das Technifche des 
Rechtsgangs leitet und bie Rechtöfrage 
begutachtet, ohne daß ihm jedoch eine rich: 
terlihe Gewalt und Stimme zuftänbe. 
Auditoriat, bie Behörde und öffentliche 
elle, welche durch den A. repräfentiert 
wird. 

Anfbringen, ein feindliches Schiff weg⸗ 
nehmen (f. Prife). 

Aufforderung zum Verbrechen, ſ. 
Anftifter. 

Aufgebot, öffentliche Belanntınachung, 
öffentlicher Aufruf, daher man insbefon= 
dere von dem A. aller wehrhaften Männer 
zum Schuß des Vaterlands in Zeiten ber 
Gefahr und namentlich auch von einem 
A. des Landflurms (ſ. b.) ſpricht. Im 
Kirchenrecht verſteht man unter X. (Pros 
klamation) die Bekanntmachung einer 
beabſichtigten ehelichen Verbindung vor 
verſammelter Kirchengemeinde. Dies A. 
ſoll nach dem Tridentiner Konz duch 
die beiberfeitigen Pfarrer des Domizils 
der Berlobten an drei aufeinander folgen: 
ben Feſt⸗, reſp. Sonntagen öffentlich wäh⸗ 
rend des Gottesdienſtes erfolgen. Eine 
Nichtigkeit der Ehe hat jedoch die Unter: 
laſſung des Aufgebots nicht zur Folge. 
Auch die evangeliſche Kirche aboptierte die 
Borfehriften des kanoniſchen Rechts über 
das A. Dagegen ift durch die Einführung 
des Inſtituis der gisiiehe in diefer Hin⸗ 
iiht eine wefentliche Anderung hervorge⸗ 
rufen worden. Das N. bat nunmehr 
duch den Standesbeamten zu erfolgen. 
Dasſelbe fol die Berfonalien der Verlob: 
ten und ihrer Eltern enthalten und ift 
durch zweiwöchigen Aushang befannt zu 
gen und zwar in der Gemeinde oder in 

tn Gemeinden, in welchen die Verlobten 


37 


ihren Wohnfit haben. Wenn einer ber 
Verlobten feinen gewöhnlichen Aufenthalt 
außerhalb feines negenwärtigen Wohns 
fites bat, fo muß das N. aud in der Ge: 
meinde feines jetigen Aufenthalts erfol- 
gen und, wenn einer ber Verlobten feinen 
Wohnſitz innerhalb ber letzten ſechs Mo: 
nate gewechfelt bat, auch in ber Gemeinde 
feines frühern Wohnort. Das A. ift nach 
vorgängiger Brüfung der Statthaftigkeit 
ber Ehe, welche bie Verlobten eingeben 
wollen, von dem zuftändigen Standes: 
beamten zu erlaffen und zu veranlaflen. 
Es verliert feine Kraft, wenn feit deſſen 
Bollziehung ſechs Monate verftrichen find, 
ohne daR die Ehe geſchloſſen worden ift. 
Bon dem A. fann nur die zuftändige 
Staatsbehörde dispenfieren. Wird jeboch 
eine lebensgefährliche Krankheit, die den 
Auffchub der Eheſchließung nicht geftattet, 
ärztlich beicheinigt, fo kann der Standes: 
beamte auch ohne A. die Eheichließung 
vornehmen. Wenn übrigens bie Kirche 
dieſem ftaatlichen X. gegenüber eh 
auch an ben kirchlichen U. feithält, jo 
Tann daßsfelbe lediglich nur als eine Auf: 
forderung zur Fürbitte für die Verlobten 
aufgefabt werben. Die evangeli Gen Lan⸗ 
deskirchen Deutſchlands haben zudem das 
A. der Kirche meiſtens auf eine einmalige 
Proklamierung beſchränkt. 

Endlich gebraucht bie deutſche Zivil: 
prozeßordnung ben Ausdruck A. und 
Aufgebotsverfahren ſür die öffent⸗ 
liche gerichtliche Aufforderung zur An⸗ 
meldung von Anſprüchen oder Rechten 
mit der Wirkung, daß die Unterlaſſung 
der Anmeldung einen Rechtsnachteil zur 
Folge hat (Ediktalladung, Edikta— 
lien). Diefer Rechtsnachteil befteht re- 
gelmäßig in dem Auzfchluß bes betreffen: 
den Rechts oder des Anſpruchs, um wel: 
chen e8 fich handelt. Das Aufgebotsver: 
fahren gehört zur Zuſtändigkeit der Anıts- 
gericht. Für die einzelnen Fälle, in 
welchen es Hattfinben fann, iſt die Lan⸗ 
desgeſetzgebung maßgebend, während das 
Verfahren durch die deutſche Zivilprozeß⸗ 
ordnung geregelt ift. Befondere Vorſchrif⸗ 
ten find hier namentlich in Anfehung bes 
Verfahrens zum Zweck ber Kraftloserklä⸗ 
rung (Amortifation) abhanden ge 
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fommener oder vernichteter Wechjel und 
faufmännifher Waren: und Dispoſi⸗ 
tionspapiere getroffen. In ſolchen Fällen 
ift für das Aufgebotöverfahren das Ges 
richt des Orts zuftändig, welchen bie Ur⸗ 
tunde als den Erfüllungsort bezeichnet. 
Enthält die Urkunde eine ſolche Bezeich⸗ 
nung nicht, fo ift das Gericht zuftändig, 
bei welchem der Ausfteller jeinen allge: 
meinen Gerichtöftand bat, und in Er: 
mangelung eined ſolchen Gerichts das⸗ 
jenige, bei welchem ber Ausſteller zur 
Zeit ber Ausftellung feinen allgemeinen 
Gerichtsftand gehabt Hat. ft der An: 
pruch, über welchen die Urkunde ausge: 
elt ift, in einem Grunds und Hypothe⸗ 
kenbuch eingetragen, fo ift das Gericht der 
belegenen Sache auejhtiehlic zuftändig. 
Zur Antragftellung ift der aus ber Ur- 
tunde Berechtigte, bei Inhaberpapieren 
und den mit Blankoindoſſament verfehe- 
nen, begebbaren Papieren der lebte In⸗ 
baber befugt. Der Aufgebotsternin ift in 
ſolchen Fällen auf mindeſtens ſechs Mo⸗ 
nate hinaus zu beſtimmen. In dem A. 
iſt der Inhaber der Urkunde aufzufor⸗ 
dern, ſpäteſtens im Aufgebotstermin ſeine 
Rechte bei Gericht anzumelden und die 
Urkunde vorzulegen. Als Rechtsnachteil 
iſt anzudrohen, daß die Kraftloserklärung 
der Urkunde erfolgen werde. Die öffent: 
liche Bekanntmachung bes Aufgebots er: 
folgt dur Anheftung an die Gerichts- 
tafel und in dem Xofal der Börfe, wenn 
eine ſolche am Sit bes Aufgebotsgerichts 
befteht, fowie Durch dreimalige Einrüdung 
in öffentliche Blätter. Das nach frucht⸗ 
loſem Ablauf der Aufgebotzfrift zu er⸗ 
lafiende Urteil, welches den Eintritt des 
angebrohten Rechtsnachteils ausipricht, 
wird Ausfchlußurteil genannt. Val. 
Reichsgeſetz vom 6. Febr. 1875 über Die 
Beurfundung des Berfonenitands und 
bie Eheſchließung, $$ 44 ff; Deutſche Zi: 
vilprogeßordnnung, .; Blum: 

engl, Die Trauung im evangelifchen 
Deutihland (1879). 

Auflaffung, die gerichtliche Erklärung 
ded Grundeigentümers, daß er fein Eigen 
tumsrecht auf einen gewiſſen neuen Er⸗ 
werber üibertrage. An bie Stelle der ge 
richtlichen Einweifung bes neuen Erwer⸗ 


Auflaffung — Auflöfung der Kammer. 


ber, welde im ältern deutſchen Mechte 
durch bie U, eingeleitet wurde, bat das 
moderne Recht den Eintrag in die öffent: 
lihen Bücher Grundbücher) gefebt. 

Auflauf, im ſtrafrechtlichen Sinn das 
rechtswidrige Zufammenlaufen und, Zu: 
lammenbleibeneiner Volksmenge an einem 
öffentlichen Orte. Das deutſche Reichäftraf- 

eſetzbuch (F 116) verlangt zum Thatbe- 
and bes Auflaufs, daß fich eine Menſchen⸗ 
menge auf öffentlichen Wegen, Straßen 
oder Pläßen verfammelt, daß diefelbe von 
einem zuflänbigen Zivil- oder Militär 
beamter zum Auseinandergehen aufge: 
fordert worden, und baß eine breimalige 
derartige Aufforderung erfolglos gewefen 
ift. Als Strafe wird Gefängnis bis au 
Monaten oder Geldftrafe bis zu 1500 ME. 
angebroht. Iſt jedod Dabei gegen die De: 
amten ober gegen die bewaffnete Macht 
mit vereinten Kräften thätlich Widerſtand 
geleiftet oder Gewalt verübt worden, fo 
wird das Vergehen als Aufruhr (f. d.) 
ts und beitraft. 

Auflöfung der Kammer, bie vor Ab: 
lauf der gejeglichen Legislaturperiode durch 
den Willen des Monarchen herbeigeführte 
Beendigung eines Landtags. Das echt 
des Monarchen zur Vornahme einer jol: 
hen Maßregel ift in den modernen Ber: 
faffungsgefegen ausdrücklich anerkannt. 
Die A., welche die Vornahme von Neu: 
Auen zur Folge get, ift im Grund eine 
Aufforderung der Krone an das Volk, ſich 
durch eigne Prüfung bavon zu überzeu: 
gen, ob eine bislang beftehende Dishar: 
monie zwiſchen dem Staatsmintfterium 
und der Volfsvertretung bem erftern zur 
Laſt zu legen fei, und Durch die Reumahlen 
darzuthun, ob es das bisherige ablehnende 
Verhalten der oppofitionellen Rammer: 
majorität gutheiße oder mißbillige. Der 
Souverän wird nämlich regelmäßig nur 
dann zur U. fchreiten, wenn er anneh: 
men zu können glaubt, daB bie bermalige 
Volksvertretung in ihrer Mehrheit nicht den 
wirklichen Volkswillen barftelle; Die Neu: 
wahlen jollen mithin in dieſer Hinſicht Ab: 
ve verfchaffen. Durch die A. werben 
daher auch nur die gewählten Mitglie 
der des Landtags und nicht diejenigen ge: 
troffen, welche Fraft erblichen Rechts ober 





Aufruhr — 


auf Grund einer Ernennung auf Lebens | bi 
zit ber. Sehen Kammer eines —8* — 

angehören. Die A, wele den aldhale 
digen Vine —— emict, erfolgt 
durch Beron ‚und 


rbnung bes Mor 
zwar ift Fepelmi ng in mi ben De faffungs: | Ti 


urfunben eine bei ft vorgefeben, 
binnen deren bie — fen ſtaltfinden 
müen, fowie eine weitere FciR, inner» 
halb welcher. ber neue Landtag zu verfams 
meln if, So müffen 3. ®. in Preußen 
binnen 60 Tagen bie Bühler und in 90 
Zen muß ber neue Landtag verfammelt 
Diefe Diefe Tehtere Beſtimmung ift auc 
1 mie deuiſche uns Art. 25) 
jangen. Die Auflöjung des deut⸗ 
—* ideiage ſebt aber rn besfall: 
figen Beſchluß des Bunbesrat3 und bie 
Zuftimmung des Kaiſers voraus (Reichs⸗ 
verfaffung, Art. 24). Die Neuwahlen er: 
folgen wieberum auf eine volle Legislatur⸗ 
periode. Nur ausnahmsweiſe (in Olden⸗ 
unb in SachfensRoburg-Gotha) fin⸗ 
—X die imiun daß die an Stelle 
der aufgelöften Kammer tretenbe parla⸗ 
Be FR Körperichaft Bloß in die Legis- 
Taturperiobe ber aufgelöften Gtänbever- 


fammlung eintreten ſoll 
in Auftand, Empörung, 


Auffichtsrat. 


afe anbetrifft, ale nach dem deut⸗ 
ve Strafnejekbuch für jeden Teilnehmer 
—— 6 Monaten bis zu 5 
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Jahren, für idelsführer und für dies 
jettigen Aufrührer aber, welche bie eigent- 
liche unge und Nötlgungs hand⸗ 
lungjell rübten, Zucthausftrafe bis zu 
40 Jahren eintreten, wofern nicht ehua 


milbernde mjtände vorliegen follten. Auch 
Tann neben der Zuchthausſtrafe auf Zuläf- 
figfeit der au icht erfannt werben. 
Aufruhrakte (engl. Riot act), ein durch 
Barlamentsbeichluß, 4817 in England 
jellande gefommenes Gefeß, welches, for 
eine Serfammlung einen aufeühres 
riſchen Charakter annimmt, ben Tumul⸗ 
tuanten, wenigftend teihweije, vorgeleſen 
werben muß und die Verwarnüng enthält, 
daß alle Berfanmelten bei Todes ſtrafe ru⸗ 
— — ſollen. Haben ſie die⸗ 
—— — tundenicht gethan, 
fo kann die bewaffnete Macht einſchreiten 
zulndt, polizeiliche, . Polizei⸗ 
auffi 
Auffichtsrat (Verwaltungsrat, 
Ausfhuß), bei Atiengefelfcjaften, Ar 
tienfommanbitgefellichaften und Erwerbs- 
und Wirtjaftögenoffenepaften dasjenige 
Organ, melden bie fortlaufende Über 


Tumurlt), im weitern Sinn eng öffent- | wachung ber Sesäftefü rung ber Gefell- 
liche Auflehnung gegen bie Obrigkeit; in | [haft ober der Genoſſenſchaft und insbe⸗ 
vr eigentlichen ne tung fonbere bie Kontrolle bes Vorſiands obliegt. 


aftechtlihen Bon 
orts aber eine bei öffentlic us 
—E mit vereinten Kraften 
gegen bie Obrigfeit gene —I— oder 
Share zung. Daß beutiche Reicheftrafs 
gefet insbefondere ($$ 113 ff.) hebt 
ki Aiellung bes Begriff dieſer ſtraf⸗ 
baren Handlung ausbrüdlid bie beiden 
le hervor, baß entweder bei ber öffent⸗ 
lichen Zufammenrottun. einem Beamten 
in ber rechtmäßigen Ausübung feines Am⸗ 
te8 mit Gewalt ober mit vereinten Kräften 
ind b geleitet ‚ober auf benfelben ein 
tbätlic ingriff erfolgt ift, ober aber, 
daß Babel pr jucht wurde, eine Behörde 
ober einen Beamten durch Gewalt ober 
Drohung zur Vornahme ober Unterlaſ⸗ 
fung einer Amtshandlung zu nötigen. 
air Ausführung ‚ober ein Gelingen biefes 
Unternehmens ilt alfo für den Thatbe- 
Rand des Aufruhrs nicht tere, Bas 








Bei Atiengefellfchaften und Aftienfom- 
manbitgefel ſchaften ift das Borhanbenfein 
eines Auffichtsr ats ein notwenbiges Re⸗ 
quifit. Der 4. ift hier ein Kollegium von 
mindeften® brei Aktionären, re p. Kom: 
manbitiften, welches von ber Generalver: 
fammlung auf Zeit und zwar das erſte 
Mal nicht Tänger als auf ein, be und 
fpäter nicht ander als auf fünf * ge⸗ 
wählt wird; ſo nach ber Novelle aum beutz 
ſchen Hanbel elögefegbuc Bundes: [Reidhe:] 
Sefeb vom 11. Juni 1870). Sür die eine 
getragenen Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsge⸗ 
noffenfejaften bagegen ift ba8 Borbanben- 
fein eines Auffichisrats nicht ind 
erforberlih. Die Gefepgebung ſebt aber, 
mwofern ftatutenmäßig Ka fteht, „oe 
Rechte und Pflicsten besfelben im all ge 
meinen feit. Vgl Renaub, Das Recht 

ber MtiengefeNfaften @. Aufl. 5 


40 
v. Sicherer, Die Genoffenfchaftsgefeb: 


— in Deutſchland (1872); Deutſchesf 


andelsgeſetzbuch, Art. 175, 177, 188 — 
187, 191 195, 204, 225 f., 231; Deut⸗ 
ſches Genoſſenſchaftsgeſetz vom 4. Juli 
1868, 66528 ff. 


Augenſchein (lat. Inspectio ocularis), 
die von einer Behörde in amtlicher Eigen: 
ſchaft vorgenommene Befichtigung eines 
Gegenftands, und zwar ift insbejondere bie 
richterlihe. Augenfcheingeinnahme 
als Beweismittel von großer Wichtigfeit. 
In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten fönnen 
die Parteien darauf antragen, doch kann 
ber Richter aud) von Amts wegen bie Ein- 
nahme des Augenſcheins veranlaffen, unter 
Zuziehung der Parteien und nach Befin- 
den aud unter Zuziehung von Sachver⸗ 
ftändigen. Findet im ftrafrechtlichen Ver- 
fahren eine Befichtigung ftatt, 3.8. bie Be: 
ſichtigung einer Branbftätte, einer Leiche, 
des Schauplages eines Verbrechens, ber 
Werkzeuge, womit ein folches veriibt ward, 
u. dal., fo ift nach der deutſchen Straf: 
prozeßordnung ber vorgefundene Sachbe⸗ 
fland im Protokoll feftzuftellen und dar⸗ 
über Auskunft zu geben, welche Spuren 
und Merkmale, deren Borhandenfein nach 
ber Beichaffenheit des Falles vermutet wer: 
ben fonnte, gefehlt haben. Vor befonderer 
Wichtigkeit ift die richterliche Totenfchau. 
Bol. Deutfche Zivilprozeßorbnung, R 
336 f.; Deutfche Strafprogeßordnung, 

, ., 224, 248; Ofterreichifche 
Strafprozeßordnung, $$ 116 ff. 
zugufinee ſ. Orden. 

Auktion (fat), öffentliche Verfteige- 
rung,fei e8 eine gerichtliche oder eine außer: 
gerichtliche. Die Berjteigerung der im Weg 
der Zwangsvollſtreckung gepfändeten Sa- 
chen, welche durch den Gerichtövollzieher 
erfolgt, ift durch die deutfche Zivilprozeß⸗ 
ordnung ($6716— 728) geregelt. Die deut⸗ 
ſche Gewerbeordnung ( 369 hat das Ges 
werbe ber öffentlichen Verſteigerer (Auf: 
tionatoren) zwar freigegeben, jeboch 
ben Staat® und Kommunalbehörden bie 
Berechtigung vorbehalten, Perſonen, welche 
die8 Gewerbe betreiben wollen, auf die 
Beobachtung der beitebenden Vorſchriften 
zu beeidigen und öffentlich anzuitellen. 
Neuerdings will man jebod) Died Gewerbe 


Augenfchein — Ausgleich. 


mannigfachen Befchränfungen unterwor- 
en, auch Warenauftionen im Umber- 
ziehen gänzlich verboten wiſſen. 

Au porteur (franz., ipr. o portör, »auf 
den Inhaber«), ein Ausdrud, welcher zur 
Bezeihnung von Geldpapieren (Inha⸗ 
berpapieren) üblich ift, die demjenigen 
Glaäubiger verzinſt und ausbezahlt werden, 
der fie in Händen bat, im Gegenſatz zu den 
auf den Namen lautenden Schuldbriefen. 

usfuhr (Erport, Erportation), 
das Berfenden von Waren aus einem 
Staat in das Ausland, auch Bezeichnung 
für die Gefamtheit der Güter, weldhe ein 
Staat ober ein gewiffer Bezirk an das 
Ausland abfett. Während man nun nad) 
dem frühern Merfantilfyftem (f. d.) bie 
A. durch fogen. Ausfuhrverbote, 3.8. 
in Anfehung von Edelmetallen, vielfach 
a erſchweren fuchte oder doch wenigftend 
usfuhrzölle (Ausgangszölle)auf 
ewiſſe Artikel, namentlich auf Robftoffe, 
egte, deren die heimifche Induſtrie be- 
durfte, jo fand ein entgegengefebtes Ver: 
fahren in manchen Ländern inſofern ftatt, 
als man buch Ausfuhrprämien (Er: 
portbonififationen) die A, zu heben 
fuchte. Dahin gehören auch die fogen. 
Rückzölle, welde in Deutichland noch 
bei der A. von Tabak und Tabakfabrifa- 
ten, Rübenzuder, Bier und Brannıtwein 
ewährt werben. Hier werben nämlich die 
—* die Produktion und Fabrikation der 
ausgeführten Artikel erhobenen indirekten 
Steuern rückvergütet. Aus politiſchen 
Gründen kommen übrigens Ausfuhrver⸗ 
bote namentlich zu Kriegszeiten und bei 
drohendem Krieg vor; fie beziehen ſich zu⸗ 
meist auf die A. von Waffen, Munition, 
Proviant und Pferbeit. 

Ausgangszoll, |. Ausfuhr. 

Ausgedinge, |. v. w. Altenteil (ſ. d.). 

Ausgleich, in Oſterreich⸗ Ungarn Be: 
zeichnung für diejenigen drei Geſetze, 
welche das finanzielle Verhältnis geiiden 
Oſterreich und Ungarn regeln. Der erfte 
U. kam 24. Dez. 1867 auf zehn Jahre zu: 
ftande und warb nach dreijährigen Ber: 
bandlungen 28. Zuni 1878 wieberum 
auf zehn Jahre erneuert. Auch zwifchen 
Ungarn und Kroatien befteht ein folder 
A. dei 20. Sept. 1868, 


Aushebung — Ausland. 








ung, |. Erfagwefen. 

md, {im flaatsregtlichen Ginn 
und mit Iüdficht auf Bas Orbiet eines 
gegebenen Staats oder auf das Gebiet 
mehrerer zu einem Bunbesftaat vereimic 
ter Staaten jebes nicht zu biefem Gebiet 
(Inland) gehörige Territorium. Was 
dab Verhältnis zwifchen Inland und A. 
und das zwiſchen ben beiberfeitigen Ange: 
hörigen berfelben, ben Jnländern und 
den Ausländern, anbelangt, fo liegt e8 
zunãchſt in ber Natur ber Sache, daß ſich 
die inlänbifche Staatsgewalt nur auf das 
ist unterworfene Stantögebiet, alfo mur 
auf das Inland, beziehen fan, und daß 
folgeweife ber Ausländer, eben weil er 
jener nicht unterworfen ift, auch an und 
für ſich deren Autorität nicht zu reſpek⸗ 
tieren braucht. Auf der andern Seite 
lann aber auch ber Ausländer im Inland 
nicht die ſaatsbütgerlichen und politischen 
Rechte eine inlandiſchen Staatdangehöri- 
gu beanfprudien, weil ja feine ftaatäredt- 
fihe Berjönlichkeit einem anbern Staats: 
nefen angehört, Beides hat jebodh im heu 
tigen Bölferleben, in weldem bie vinzels 
nen Rationen in politifcher, Sozialer, geiltie 
ger und merfantiler Beziehung durch fo 
mande Bande miteinander verknüpft find, 
in verfehiebener Hinficht und namentlid) 
duch volkerrechtliche Stantsverträge, 
welche zwiſchen ben einzelnen Stuaten abs 
geilofien find, Veränderungen erfahren. 
Daher wirb bie Autorität befreunbeter 
autlänsifcier Staaten auf im- Inland 
geachtet, und es ift in biefer Beziehung 
namentlich an das heutige Gefandtichafts: 
tet, an bie Erterritorialität bes Geſandt⸗ 
Idafteperfonals, an bie Gerichtäbarfeit ber 
Konfuln und an bie fonftigen wichtigen 
aefagmite der Gefandten und Konfuln 
zur Wahrung ber Intereſſen ihrer Staats: 
angehörigen im A. zu erinnern. Es wird 
ferner auch im Inland bie Rechtsorbnung 
bes Auslands infofern anerfannt, als ber 
Ausländer, welcher gegen fie gefrebelt hat, 
in den fehweren, Eriminell Arafbaren Fäl: 
Ten tegelmäßig an die auslänbifche 
tung ausgeliefert wird (f. Ausliefes 
tung). Endlich gehören aud) bie ftraf: 
tehtlichen. Sefimmungen hierher, welche 
in Betreff ber feindlichen Handlungen 
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gegen ‚befreundete auslänbifche Staaten 
gegeben find. Auf der andern Seite ift 
aber auch ber Auslänber im Inland nicht 
mehr, wie früher im Altertum, techtloß; 
er genießt vielmehr den Schuß bes Staats 
und wird regelmäßig aud) ji Ausübung 
aller derjenigen Rechte ae aſſen bie nicht 
Raatsrechtlicher Ratur find, unb deren Ge- 
nuß nicht dureh bie Stantsangebörigfeit 
des Berechtigten Stingt ift. Umgefebrt 
ſteht aber auch ber Ausländer im Inland 
unter ber inlänbifien Staatshoheit und 
Gefeggebung. Deshalb ifter bei Eingehung 
von Rehtögefchäften, wenigftens in Anz 
fehung ber Form, an bie inlänbifche Ger 
K gebunben (locus regitactum); 
ie] be für ihn in Anfehung des Erz 
werbs und bes Verluftes von Rechten im 
Inland maßgebend, und ebenjo ift der 
Ausländer wegen etivaiger im Inland bes 
er ftrafbarer Handlungen nad) ber 
:htöorbnung bed Inlande, welche er das 
durch verle‘ — zu bei In und zu bez 
trafen. Was dagegen die im A. verübten 
ʒerbrechen anbelangt, fo ift deren Behand⸗ 
Tungsweife in ber Theorie wie in der Ge⸗ 
febgebung eine verfchiebene. Daß beutfche 
Reichöftzafgefegbuch nähert fid) dem ben 
Territorial le (og. $$3 ff.). Es 
beftraft nämlich bie im X. begangenen 
Verbrechen ber Regel nad) nicht, doch wird 
4) ein Ausländer beftraft, weicher im A. 
eine erräteriiche Handlung gegen bas 
Zeutfie Reid, obe gegen einen engenen 
Bundesſtaat oder ein Münzverbrechen bes 
gran Bat; 2) ein Inlänber, welder im 
. eine hochverräteriſche ober landesver⸗ 
tie Oanblung gegen dab Deuiäe 
Reich oder einen Bundeöftaat, eine Beleis 
Binung, gegen einen Bunbesfürften oder 
ein Münzverbreden begangen bat; ” ein 
Deutfcher, der im X, eine nad den Geſeben 
des Dentichen Reichs ald Verbrechen oder · 
Vergehen (alfo nicht bei bloßen Übertrer 
tungen) zu befttafenbe Handlung verübt 
Hat, wofeen nur biefe Hanblung auch; nadı 
den Gefegen, welche am Orte ber That gel⸗ 
ten, mit Strafe zu belegen iſt. A. im 
Sinn des beutfchen —A— 8 iſt 
aber jedes nicht — Deutſchen Reiche ges 
hörige Gebiet, wie es denn überhaupt einer 
der größten Sortiehritte auf der Bahn 
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unfrer nationalen Entwidelung tft, daß 
feit der Gründung des Norbbeutfchen 
Bundes und bes nunmehrigen Deutichen 
Reichs die Angehörigen ber einzelnen deut: 
chen Staaten im Verhältnis zu einander 
nicht mehr als Ausländer ericheinen, in⸗ 
bem Art. 3 ber Reichöverfaflung vom 
16. April 1871 ausdrüdlich beftimmt, daß 
jeder Angehörige eines jeden Bunbesitaats 
in jedem andern Bundesftant als Inlän⸗ 
der und ‚namentlich in Beziehung auf 
Rechtsſchutz und Rechtsverfolgung dem: 
ſelben glei zu behandeln ift (vgl. Bun⸗ 
desindigenaf). 

Auslegung Der Geſetze, ſ. Inter: 
pretieren. 

Auslieferung eines Beſchuldigten, die 
Verabfolgung des einer verbrecheriſchen 
Handlung Beichuldigten von dem Gericht 
bes Aufenthaltsorts an ein andrea Gericht 
zum Zweck ftrafrechtlicher Verfolgung ober 
zum Zweck der Strafvollftredung. Gehören 
beide Gerichte, das erfuchende wohl wie 
das erjuchte, ein und demfelben Staat 
an, jo bietet die Sache regelmäßig Teine 
Schwierigkeiten dar, da bie Gerichte eines 
Staats einander zur Rechtshilfe und ins⸗ 
befondere zur Auslieferung verpflichtet find. 
Nötig ift nur, daß das erſuchende Gericht in 
ber fraglichenlUnterfuchungsfachezuftändig 
ift, und ebendiefe Juftändigfeit beſtimmt 
fi) nach den beſtehenden ſtrafprozeſſuali⸗ 
ſchen Beitimmungen. Unter mehreren zu: 
Ränbigen Gerichten gebührt dem präve⸗ 
nierenden, d. b. demjenigen der Vorzug, 
welches die Unterfuhung zuerft eri net 
bat. So ift nach der deutſchen Strafpro: 
zeßordrnung (65 7 ff.) der Gerichtsftand 
regelmäbig bei demjenigen Gericht begrün- 
det, in beifen Bezirk die ftrafbare Hand⸗ 
lung begangen wurde. Daneben befteht 
aber auch ver Gerichtäftand des Wohnortg, 
« welcher bei demjenigen Gericht begründet 
ift, in deffen Bezirk der Angefchuldigte air 
Zeit der Erhebung der Klage feinen Wohn⸗ 
ji hat. In dem gegebenen Fall iftalfo das 
.. Gericht zuftändig, welches zuerftdie Unter⸗ 
fuhung eröffnete, und ebendiefes Gericht 
würde von einem andern Gericht Desfelben 
Staats die Auslieferung verlangen können. 
Anders verhält es ſich aber, wenn die Aus⸗ 
lieferung von einer Gerichtsbehörde ver⸗ 
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langt wird, welche nicht demjenigen Staat 
angehört, in welchem fich der Auszuliefernde 
bermalen befindet. Hier gilt zunächſt die 
Regel, baß Angehörige bed eignen Staats 
an Trembe Staaten nicht ausgeliefert wer: 


den, auch nicht wegen Verbrecher, welche 


fie im Ausland begangen haben; fo nad) 
ber Gefeßgebung der meiften Staaten 
und namentlich nach ˖dem Strafgefeßbud 
des Deutſchen Reiche (K 9), welches aus: 
brüdlich erflärt: »Ein Deuticherdarf einer 
ausländiihen Regierung zur Verfolgung 
oder Beftrafung nicht überliefert werden«. 
Es ift damit ja feineswegs gejagt, daß der 
Inländer wegen Verbrechen, die er im 
Ausland beging, ftraflos fein fol. Im 
Gegenteil kann 3. B. nach dem beutfchen 
IH He ein Deutfcher nach ben 
Strafgefeben des Deutſchen Reichs wegen 
Verbrechen und Vergeben, bie er im Aus: 
land verübte, regelmäßig zur Strafe ge 
zogen werben, wofern nur bie That nicht 
nur nach deutſchem Strafrecht, ſondern 
auch nach den Geſetzen bed Ortö, an wel: 
chem fie begangen wurde, mit Strafe be: 
droht iftz aber ausgeliefert, der fremben 
Regierung zum Zweck ftrafrechtlicher Ver: 
folgung übergeben, werden darf ber Deut: 
ſche fchlechterdings nicht. Diefer Grundſatz, 
welcher, wie gejagt, nach der Geſetzgebung 
der meiften Staaten Rechtens ift, findet 
fich jedoch im englifchen Recht ebenſowenig 
wie in ber Gejebgebung von Nordamerifa 
anerfannt. Ebenſo wirb nach der Geſetz⸗ 
gebung ‚ber meiften Staaten der Auslän: 
er, welcher im Inland eine ftrafbare Hand: 
lung beging, im Inland beftraft und nicht 
etwa zur Beitrafung an die betreffende 
ausländiiheStaatsregierung ausgeliefert. 
Dagegen. können Außländer, welche im 
Ausland ein Verbrechen begingen, auf 
Verlangen ver ausländifchen Regierung 
ausgeliefert werben, und die Verpflichtung 
bierzuiftinzablreichen Auslieferungg: 
verträgen, welche die einzelnen Staaten 
miteinander abgeſchloſſen haben, ausdrück⸗ 
lich anerfannt. So wurbe 16. Juni 1852 
zwifchden Preußen und einigen beutichen 
Bundesftaaten einerſeits und den Vereinig: 
ten Staaten von Nordamerika anderſeits 
ein Auslieferungsvertrag abgeſchloſſen, 
welcher durch Vertrag vom 22. Febr. 1 





Auslobung — Ausnahmegefeh. 


(Bundesgefebblatt, S.228ff.) auf alle zum 
damaligen Norddeutſchen Bund gehörigen 
" Stuten ausgedehnt ward. Auch zwiſchen 
den jütddeutichen Staaten und Norb- 
amerifa beftehen berartige Verträge. Das 
Deutfche Neich aber hat Auslieferungs: 
verträge abgefchloffen mit Stalien 31. Oft. 
1871, England 14. Mai 1872, mit ber 
Schweiz 24. Jan. 1874, mit Belgien 24. 
Dez. 1874, mit Luxemburg 9. März 1876, 
mit Brafilien 17. Sept. 1877, mit Schwe⸗ 
den und Norwegen 19. San. 1878 und 
mitSpanien 2. Mai1878. Auch in diefen 
Verträgen kehrt regelmäßig die Beſtim⸗ 
mung wieder, baß Feiner der kontrahieren⸗ 
den Zeile verpflichtet fei, feine eignen 
Bürger oder Unterthanen auszuliefern. 
Regelmäßig find aber ferner in diefen Ver⸗ 
trägen bie einzelnen Verbrechen bezeichnet, 
wegen deren bie Auslieferung beansprucht 
werden kann. So werben in dem obener: 
wähntenQertrag mit Nordamerika folgende 
Verbrechen entgesäblt: Mord, Angriff in 
mörderiſcher Abficht, Seeraub, Branbitif: 
tung, Raub, Fälſchung, Ausgabe falfcher 
Dokumente, Berfertigung oder Verbrei- 
tung falſchen Gelded und Unterſchlagung 
öffentlicher Gelder. "Die neueren Staats- 
verträge haben jedoch die Zahl der Aus: 
lieferungsperbrechen bedeutend ver⸗ 
mehrt, fo daß zu denſelben fait alle Haupt: 
gattungen der Verbrechen, mit Ausnahme 
der polttifchen und religiöfen Verbrechen, 
gerechnet werden. Der Auslieferungsan- 
trag ift auf biplomatiihem Weg zu be- 
Hiftigen. Was aber dad Verhältnis der 
einzelnen deutſchen Staaten untereinan- 
deranbetrifft, fo war den zum vormaligen 
Teutihen Bund gehörigen Staaten bereits 
durch Bundesbeſchluß vom 18. Aug. 1836 
die wechfelfeitige Auslieferung von politiz 
ſchen Verbrechern zur Pflicht gemacht wor: 
den. Ein Bunbdesbefhluß vom 26. Sun. 
1854, welcher, ſoweit er die öfterreichifche 
Monarchie mit betrifft, noch jebt praftifchen 
Wert hat, begründete dann eine allgemeine 
wechjelfeitige Aualieierungspficht für bie 
beutichen Bunbesftaaten. Dienunmehrige 
deutiche Reichsverfaſſung aber läßt bie 
einzelnen beutjchen Staaten in Verhältnis 
zu einander nicht mehr ald Ausland er: 
ſcheinen. Schon der Norddeutiche Bund 
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brachte ein befonderes Gefeß über bie Ge⸗ 
währung ber Rechtshilfe vom 21. Juni 
1869 (Bunbesgefeßblatt, ©. 305 ff.), wel- 
ches auch aufdie füddeutfchen Staaten aus: 
gebehni ward und welches die Auslieferung 
eſonders behandelte und flatuierte. Aller- 
dings wurde hier Die A. für ben Fall eines 
politiihen Verbrechens oder Vergehens 
ſowie für den Fall eines Preßvergehens 
fufpendiert bis zum Erlaß eines gemein: 
ſamen Strafgeſetzbuchs, ein Vorbehalt, 
der ſich aber inzwifchen durch bie Publi⸗ 
fation des norddeutſchen Strafgeſetzbuchs 
und nunmehrigen Reichsſtrafgeſetzbuchs 
erledigt hat. Nach dem deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz (F 157) haben ſich die 
deutſchen Gerichte in Strafſachen überhaupt 
Rechtshilfe zu leiſten, alſo auch die Aus⸗ 
lieferung auf Verlangen und unter der Vor⸗ 
ausſetzung ber Zuſtaͤndigkeit zu bewirken. 
Vgl. Bulmerincq, Das —— — 
Billot, Traité de l'extradition (1874); 
Clarke, Treatise upon the law of ex- 
tradition (2.Aufl. 1874); Deutihe Aus: 
lieferungsverträge«, herausgegeben vom 
auswärtigen Amt (1875); Knitſchky, 
Die Auslieferungsverträge des Deutichen 
Reiche, in v. Holbenborfis >Jahrbuc für 
Oelesgebung im Deutichen Reiche (1877, 
S. 651ff.); v. Holtzendorff, Die A. der 
Verbrecher und das Aſylrecht (1881). 

Auslobung, die öffentliche Aufforde⸗ 
rung Ei einer beſtimmten eiftung mit 
dem Berfprechen einer gewiffer Gegen: 
Veiftung. 

Ausnahmegeſetz, diejenige Geſetzesvor⸗ 
ſchrift, welche nicht für die Geſamtheit der 
Staatsangehörigen, ſondern nur für eine 
beſtimmte Klaſſe derſelben erlaſſen wird. 
Den Gegenſatz bildet das allgemeine oder 
gemeinſame Recht, welches, dem Grund⸗ 
ſatz der Rechtsgleichheit entſprechend, für 
alle Staatsbürger die gleiche Bedeutung 
hat und alle in gleicher und gleichmäßiger 
Weiſe trifft. Das A. charakteriſiert ſich 
alſo als eine Abweichung von dem im 
Rechtsſtaat geltenden Prinzip der Gleich— 
heit, und ebendarum erſcheint der Erlaß 
eines jolhen nur ausnahmsweiſe aus be: 
ſonders triftigen und dringenden Gründen 
als gerechtfertigt. Auch wird ein X. zu: 
weilen nur auf eine beflimmte Zeit er: 
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Auspfändung — Austräge. 


laſſen, um den Bruch, welcher dadurch in| chen Ländern Bezeichnung für das Ge 


bie allgemeine Rechtsordnung gemacht 
wird, möglichft bald wieder befeitigen zu 
fönnen. Ein ſolches A. über deſſen innere 
Berechtigung viel geftritten wurbe, iſt daß 
Beutiche Sogialifiengefep(Heihägelchbom 
21. Oft. 1878, verlängert durch Reichs⸗ 
geſetz vom 31. Mai 1830), welches gegen 
ſozialdemokratiſche, fozialiftifche und kom⸗ 
muniflifche Beftrebungen gerichtet ift, Die 
ben Umflurz ber beftehenben Staat3- ober 
Geſellſchaftsordnung bezwecken. Auch dag 
deutſche Reichsgeſetz vom 4. Juli 1872, 
betreffend den Orden der Geſellſchaft Jeſu, 
iſt ein A., auf Grund deſſen den Ange⸗ 
hörigen dieſes Ordens der Aufenthalt in 
beſtimmten Bezirken oder an beſtiinmten 
Orten unterfagt werben kann. Als A. 
bezeichnet man aber auch diejenige Norm, 
welche nicht auf dem regelmäßigen gefeß- 
lichen und verfaffungsmäßigen Weg zu⸗ 
ftande komnit, fondern bie in Tonftitutio- 
nell=monardifchen Staaten einfeitig von 
der Regierung erlafien wird. Ein folches 
A. kann aber nur in befondern Fällen und 
nur daun, wenn der Regierung zu dem 
Erlaß eines foldyen befondere Vollmacht 
erteilt if, als rechtäverbindlich angefehen 
werben. In England kann 3.8. dur 
Sujpenfion der Habeaskorpusakte (f. d. 
ein folcher Ausnahmezuſtand herbeigeführt 
werben, wodurch die Negierung zu außer- 
ordentlihen Maßregeln und inZbefondere 
zur Vornahme von Berhaftungen ermäch⸗ 
tigt wird. Auf ber andern Seite gehört 
aber auch die fogen. Bill of attainder 
(Strafbilt) bierber, wodurch dag Parla⸗ 
ment in einzelnen Fällen die Befugnis er: 
hält, eine beſtimmte Perſon ohne gericht: 
liches Verfahren ſelbſt zur Unterfuchung 
zu ziehen und zu betrafen. Derartige 
Ausnahmegeſetze haben aber immer einen 
bedenflichen und nicht felten einen gehäffi: 
gen Charakter, und nur in bejoubern 
Fällen des jogen. Staatsnotrechts Tann 
der Erlaß eines ſolchen Geſetzes als ge 
rechtfertigt erſcheinen. 

Auspfändung, ſ. Pfändung. 

Ausſchuß, ein aus einer größern Ver: 
einigung von Berfonen gewählter und mit 
befondern Funktionen betrauter engerer 
Kreis von Dlitgliebern, fo 3. B. in man 


meinderatöfollegium (Gemeindeaus: | 
ſchuß), dann für die Kommiffionen 
der parlamentarifchen Körperfchaften (I. 
Kommiffion). Über bie Ausſchüſſe des 
deutihen Bundesrats insbefondere |. 
Bundesrat. 

Außer Kurs ſetzen, ſ. Börie 

Ausſetzung, das Vergehen desjenigen, 
welcher eine wegen jugendlichen Alters, 
Gebrechlichkeit oder Krankheit hilfloſe 
Perſon ausſetzt oder eine ſolche Perſon, 
wenn ſie unter ſeiner Obhut ſteht, oder 
wenn er für ihre Unterbringung, Fort⸗ 
ſchaffung oder Aufnahme zu ſorgen hat, 
in hilfloſer Lage vorſätzlich verläßt. Das 
deutſche Strafgeſetzbuch (F 221) droht in 
einem ſolchen Fall Gefängnisſtrafe von 
3 Monaten bis zu 5 Jahren an. Wurde 
die Handlung von leiblichen Eltern ge 
gen ihr Kind begangen, fo foll dag Mi⸗ 
nimum ber Gefängnisftrafe 6 Monate 
betragen. ft aber durch die Handlumg 
eine ſchwere Körperverlegung ber ausge: 
ſetzten oder verlaſſenen Perfon verurfacht 
worden, fo fol Zuchthausſtrafe bis zu 
10 Jahren und, wenn durch die Hanb- 
lung der Tod verurſacht worden ifl, Zucht⸗ 
hausftrafe nicht unter 3 Jahren und bis 
zu 15 Jahren eintreten. Vgl. Pla, Ge 
ſchichte des Verbrechens ber A. (1816). 

Ausfonderung, im Konfuräverjah- 
ren die Ausfcheidung von Gegenftänden, 
welche dem Gemeinſchuldner nicht gehören, 
aus der Konkursmaſſe, fei es auf Grund 
eines dinglichen oder eines perfünlichen 
egis Spt. Deutfche Konkursordnung, 


R 
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Austräge, ſchiedsrichterliche Entſchei⸗ 
dungen; auch Bezeichnung für die zur Er⸗ 
teilung derartiger Entſcheidungen heru⸗ 
fenen Schiedsgerichte. So ſollten nach der 
Verfaſſung des vormaligen Deutſchen Bun⸗ 
des die Bundesglieder ſich unter keinem 
Vorwand bekriegen oder ihre Streitigkei⸗ 
ten mit Gewalt verfolgen. Letztere ſollten 
vielmehr bei der Bundesverſammlung an⸗ 

ebracht werden, welche dieſelben nötigen⸗ 
alls zur gerichtlichen Entſcheidung durch 


eine wohlgeordnete Austrägalinſtanz 


(Austrägalgeriht)bringenfollte Das 
Verfahren war durch die Bundegsaus: 





Auftralifche Kolonien — Auswanderung. 


tägalorbnung vom 16. uni 1817 
und durch einen Bundesbeſchluß vom 3. 
Aug. 1820 über das bei der Aufftellung 
der Bunbesausträgalinftang zu beobach⸗ 
tende Verfahren geregelt. Die deutiche 
Reichsverfaſſung (Art. 76) ſchreibt da⸗ 
gegen vor, daß Streitigkeiten zwiſchen ver⸗ 
Ihiedenen Bunbesftaaten, fofern biejelben 
nit privatrechtlicher Natur und baber 
von den fompetenten Gerichtsbehörden zu 
entiheiden find, auf Anrufen des einen 
Zeild von dem Bundesrat erledigt werben 
jollen. Bgl. Leonhard, Das Austrägal- 
verfahren des Deutihen Bundes (1838 — 
1845, 2 Bde 


Anfralifge Kolonien, |. Großbri⸗ 
tannien. 

Auswanderung, das Aufgeben ber bis- 
berigen Staatsangehörigfeit zum Zweck 
der dauernden Niederlafiung im Ausland. 
Während die frühere Gejekgebung ben 
Staatdangehörigen die A. vielfach in ber 
engberzigften Weiſe erfchwerte, haben die 
nenern Berfajfungsurkunden regelmäßig 
den Grundfag der Auswanderungs= 
freiheit ſanktioniert; auch ift berfelbe 
für da8 Deutſche Reich in dem Bundes⸗ 
Reichs⸗) Gefet vom 1. Juni 1870 über 
die Erwerbung und den Berluft der Bun⸗ 
ded- und Reichsangehörigkeit ausbrüdlich 
anerfannt. Dabei ift aber zu beachten, 
daß die einzelnen Staaten, welche zu dem 
nunmebrigen Deutjchen Reiche gehören, 
m Verhältnis zu einander nicht mehr als 
Ausland erfheinen, und ebendarum ift 
die Entlaffung aus dem bisherigen Un: 
terthbanenverband jedem Staatsangehöri- 
gen ohne weiteres zu erteilen, welcher 
nachweiſt, daß er in einem andern Bun⸗ 
desſtaat bie Staatsangehörigkeit erworben 
habe. Dan pflegt jet dieſen Übertritt aus 
dem einen deutichen Bunbesftaat in ben 
andern als Überwanderung zu bezeich- 
nen, im Gegenfab zu. dem Ausjcheiben aus 
dem beutichen Reichsverband überhaupt 
als der eigentlichen A., welche zum Zweck 
ber Erwerbung der Staatsangehörigkeit 
oder doc zum Zweck ber Nieberlaflung 
im Ausland erfolgt. Aud) bier befteht 
da8 Prinzip der Auswanderungsfreiheit, 
wie bort dasjenige ber Freizügigkeit (ſ. d.) 
anerfannt iſt; allein es benehen bier ge⸗ 
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wiſſe Eınjchränfungen, weldye durch die 
bejondern Pflichten des Beamtendienftes 
und durch die Unterthanenverpflichtung 
zum Kriegsdienit begründet find. Nach 
deutſchem Neichäreht muß nämlich die 
Entlafjung ben aktiven Militärperfonen 
unbedingt verfagt werben, zu welden auch 
die zum Dienft einberufenen Rejerviften, 
Land: und Seewehrleute zu rechnen find, 
desgleichen Beamten, bevor man fie aus 
dem Dienft entkiffen bat. Andern Per⸗ 
jonen, welche zwar nicht im aftiven Dtili- 
tärbdienft ftehen, die aber doch noch einer 
Wehrpflicht dem Reiche gegenüber zu ge: 
nügen haben, fann die Entlafjung nur 
unter gewijlen Borausfegungen erteilt 
werden. Insbeſondere beftcht bie Vor—⸗ 
ſchrift, daß Webrpflichtigen, welche ſich im 
Alter vom vollendeten 17. bi8 zum voll- 
endeten 25. Lebensjahr befinden, die Ent- 
Lafjuungöurfunbe nicht eher erteilt werden 
darf, bevor fie ein Zeugnis ber Kreiser- 
fagfommiffion darüber beigebracht haben, 
daß fie die Entlafjung nicht Bloß in ber 
Abſicht nachſuchen, um fich der Dienft- 
pflicht im ftehenden Heer oder in der Flotte 
zu entziehen. Gewiſſe Klaſſen de3 Beur⸗ 
laubtenſtands bedürfen ferner zur X. der 
Genehmigung ber Militärbehörde, eben- 
fo Mannſchaften der Reſerve, der Land⸗ 
wehr und der Seewehr, auch wenn fie 
nicht zum Dienft einberufen find. Übri- 
gens Tann ber Kaifer für Zeiten de Kriegs 
oder der Kriegsgefahr auch noch weitere 
Beichränfungen der Auswanderunggsfrei⸗ 
heit anordnen. Die Entlaffjungsurfunde 
bewirkt aber mit dem Zeitpunkt der. Aug: 
VER ben Verluſt der Staatsange- 

Örigfeit. Die Entlaffung wird unwirk— 
fam, wenn ber Entlajjene nicht binnen 
6 Monaten vom Tag der Aushändigung 
der Entlafjungsurfunde an feinen Wohn 
fig außerhalb bes Reichsgebiets verlegt 
oder die Staatsangehörigkeit in einem an⸗ 
dern Bundesftaat erwirbt. Der fürm- 
fihen A. wird es übrigens gleich geachtet, 
wenn ein Neichsangehöriger das Neichs- 
gebiet verläßt und ſich 10 Jahre lang un⸗ 
unterbrochen im Ausland aufhält, es fei 
denn, daß der Betreffenbe ſich im Beſitz 
eines Reifepaifes oder eines Heimatſcheins 
befindet, oder daß er in die Matrifel eines 
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Ichaft, mit Firchlichen Angelegenheiten ec. 
Die Abteilung IT ift für die Bearbeitung 
ber Angelegenheiten des Handels und Bere 
tehrs, des Stonfulatswelens, ber Stande 
und zivilrechtlichen Angelegenheiten, ber 
Privatangelegenheiten der Deutjhen im 
Ausland und der Gegenflände, welche das 
Au Polizei⸗ und Poftwejen, die Aus⸗ 
wanderung, die Schiffsangelegenheiten, 
die Grenzladjen und Ausgleihungen mit 
fremden Staaten zc. betreffen, keitimmt. 
AS ftindiger Vertveter des Reichskanz⸗ 
{ers in ber Leitung diefer wichtigen Be: 
hörbe fungiert berOtaatsfekretärbes 
auswärtigen Amtes, zugleich Chef ber 
Abteilung IA; bie Abteilung IL ift dem 
Direktor bes auswärtigen Amtes 





















unterftellt, während als Dirigent ber Abs | fir 


teilung IB einer der Ältern Räte fungiert. 
Bon ben auswärtigen Amt rohen: 
die Botfchaften bes Deutſchen Reichs für 
tanfreih, Großbritannien, Stalien, 
ſerreich Ungarn, Rußland und bie 
Türkei; bie Gejandtfgaften für Belgien, 
Brafilien, China, Dänemark, Griehen: 
Iand, bie Niederlande, Portugal, Ru= 
mänlen, Schweden und Norwegen, bie 
Schweiz, Spanien unb bie Vereinigten 
Staaten von Nordamerika; bie Minifter- 
reſidenturen für Zentralamerifa, Chile, 
Columbia, Japan, Maroffo, Merito, 
Ber bie % Miele State, Ka 
und Benezuela; enblid} auch bie deutſchen 
Konfufate tm Solar 
Answeifung(Lanbesverweifung), 
die Maßregel, wodurch jemanb amtlich, 
angewiefen unb nötigenfalß gezwungen 
wird, das Gebiet eines — Staats 
‚ober eines gewiſſen Orts zu meiden. Für 
bie Beantwortung ber Frage, unter wwels 
am Sorausfekungen eine Staats · ober 
meinbebehörbe befugt fei, gegen eine 
beftimmte Perfon die A. zu verfügen, ift 
aber ald oberfles Prinzip der völfer= und 
ſtaatsrechtliche —— zu, bezeichnen, 
daß nur der Ungehörige eines Staats 
ein eigentliches Recht darauf Hat, fich in⸗ 
nerhalb des Staatsgebiet? aufzuhalten. 
Das Wohn: und Aufenthaltsrecht bes 
Staatsbürgers ift eins ber Grundrechte 
bes Untertanen, unb ebenbeshalb ift 
gegen ihn weder eine X. noch eine Aus— 





Ausweiſung. 


lieferung (ij. d. an eine frembe Staats 
tegierung zuläffig. Dagegen wirb bem 
vembden, welder fih im Inland auf: 
lt, nad mobernem Bölferreht (j. 
remdenrecht) ber Aufenthalt year 
— verfagt, und auch er feht, 
wie der Inländer, unter bem Schuß der 
Staategeekgebung. GB it aber ab un, 
beftrittene Recht deö StantS, einem fı 
den den Aufenthalt im Irland zu ver: 
fügen, wenn es bie Rüdjichtmahme auf 
das Gemeintwohl erhei ir. ®. 
auf Grund bes beutjchen Strafgefehbuchs 
gegen einen Ausländer auf Zuläffigkeit 
der Bolizeiaufficht erkannt, fo ült die böbere 
Landespolizeibebörbe befugt, benfelbenang 
bem Neichögebiet, auıszuiweifen (Reiches 


























geſebbuch (G 
auf üb 





eineteilten an 
bie Lant olizeibehörde erlannt werden 
fo gegen Lanpdftreicher, Bettler ze MM 
nun gegen einen Außlänber auf Über 
weifung an bie Sanbespefipeibepörhe er⸗ 
kannt, jo kann die X. aus dem Reichsge- 
bieterfolgen, Endlich beftimmtdas eich: 
firafgefeßbuch ($ 284), bag ein Auslän- 
der, ber wegen verbotenen Glüdsfpiels 
verurteilt wurde, bes Reichs verwieſen 
werden kann. Die Rüdfehr eines Aus 
jeiwiefenen aber twirb nad $ 361 Ks 

strafgefegbuchd mit Haft bis zu ſecht 
Wochen beftraft. Aber abgefehen von fol: 
hen fpeziel im Gefeß vorgefehenen Fil: 
Ten, in welchen die X. mehr den Char: 
ter einer Strafe trägt, kann diefelke aı 
als polizeiliche —T namentlich 
Rückſicht auf bie öffentliche Sicherheit, 
Anwendung fommen. Freilich wird I 
eine Staatsregierung, bie hier in eng! 
iger und indumaner Weife vorgeht, 
echtem Tabel ausfegen und möglic 
weife ein Einfchreiten berjenigen Sta 
regierung veranlaffen, beren Untertt 
hc biefe Maßregel betroffen mart 
SUR 
tankreich, im beutichefranzöfiichen 
von 1870/71 fntliche Deutfche, ei 
ob bem Zivil⸗ oder Militäritand an 
börig, aus dem frangöfifchen Gebiet 
wies. Die hierdurch verurſachte 




















Ausweifung. 


iuns wurde aber nachmals bei Feſt 
ſtellung der von Frankreich zu zahlenden 
Kriegskoſten berückſichtigt, und ein Reichs⸗ 
geſetz vom 14. Juni 1871 beſtimmte aus⸗ 
drücklich, daß zur Gewährung von Bei⸗ 
hilfen an die während bes Kriegs aus⸗ 
ewieſenen Deutſchen außer den für dieſen 
Ace in Frankreich erhobenen befondern 
Kontributionen die Summe von 6 Mill. 
Me. aus ber von Frankreich zu zahlen⸗ 
den Kriegsentſchädigung zu verwenden fei. 
Auf der andern Seite aber können ſehr 
wohl Fälle vorkommen, in denen bie U. 
eines Ausländers als geboten ericheinen 
muß; fo namentlid dann, wenn ein Aus 
finder ber öffentlichen Armenpflege an⸗ 
beimfällt, denn ber Staat ift nicht ver- 
pflichtet, Fremden Perſonen auf die Dauer 
öffentliche Unterftügung zu gewähren. 
Dabet ift aber zu beachten, baß bie ein- 
zelnen Staaten, melde jet zum Deut: 
Ihen Reiche gehören, vermöge des gemein 
jomen Bundesindigenats (f. d.) im 
Verhältnis zu einander nicht niehr ala 
Ausland erfcheinen; vielmehr ift jeder An- 
gehörige eines jeden Bundesſtaats in jedem 
andern Bundesſtaat als ein Inländer zu 
betrachten, und das nunmehrige Reich$- 
geſetz über die Sreizligigfeit (f. d.) erklärt 
ausdrücklich: »Die polizeiliche A. Bun: 
besangehöriger aus bem Ortihresbauern- 
den oder vorübergehenden Aufenthalts in 
andern als in den durch dieſes Geſetz vor: 
gefebenen Fallen iſt unzuläffige. Was 
aber bieje Kalle im einzelnen anbelangt, 
jo kann namentlich Alhen Perſonen, 
welche in einem Bundesſtaat innerhalb 
der letzten zwölf Monate wegen wieder⸗ 
holten Bettelns oder wegen wiederholter 
Landftreicherei beſtraft worden find, ber 
Aufenthalt in jedem andern Bunbesitaat 
verweigert werden. Arch ift die Gemeinde 
befugt, einen neu Anziehenden, welcher 
an feinem neuen Aufenthaltsort den Un- 
terſtũützungswohnſitz noch nicht erworben 
bat, auszumweifen, wenn fich nad) dem An⸗ 
zug die Notwendigkeit einer öffentlichen 
Unterſtützung offenbart, die nicht bloß 
wegen einer vorübergehenden Arbeitsun⸗ 
fähigkeit nötig war. Sind in einem fol- 
den Ausweilungsfal mehrere Staaten 
beteiligt, fo richtet ſich das Verfahren nach 
Staatslexikon. 
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dem ſogen. Gothaer Vertrag, welcher 
unterm 15. Juli 1851 von den deutſchen 
Staaten abgeſchloſſen und durch die Eiſe⸗ 
nacher Konvention vom 11. Juli 1853 
näher ausgeführt worden iſt (abgedruckt 
in Hirths »Annalen des Norddeutſchen 
Bundes«,Bb.1, ©.478 ff., 1868). Außer: 
dem ift hier das norddeutfche Bundesgeſetz 
über den Unterftübungswohnfig (ſ. d.) 
maßgebend, welches aber in Bayern und 
Elfaß Lothringen feine Gültigfeit hat. 
Als Strafmittel fommt die A., wie oben 
ausgeführt, im mobernen Strafrecht nur 
noch gegen Ausländer vor, und fo flatuiert 
benn auch das Reichsgeſetz vom 4. Juli 
1872 (Reichsgeſetzblatt, ©. 253), betref⸗ 
fend den Orden der Geſellſchaft Jeſu, die 
A. von Sefuiten aus dent Bundesgebiet 
nur dann, wenn fie Ausländer find. 
Dagegen Icheint das Neihegele vom 4. 
Mai 1874, betreffend die Verhinderung 
ber unbefugten Ausübung von Kirchen⸗ 
ämtern (Reichsgeſetzblatt, ©. 43 f.), aller- 
vinge gegen den an die Spite diejes Ar⸗ 
tifel8 gejtellten Grundſatz zu verftoßen. 
Denn nad) ebendiefem Gefet kann auch 
eininländijcher@eiftlicher oder ein an: 
drer Religionsbiener, welcher durch ge- 
richtliche Urteil aus feinem Amt entlaf- 
fen ift und ſich gleichwohl dies Amt an: 
maßt ober basfelbe thatſächlich ausübt, 
aus dem Bundesgebiet ausgewieſen wer⸗ 
ven. Allein diefer VBerftoß ift doch nur ein 
einbagen denn es iſt in dieſem Ge- 
etz ausdrücklich beſtimmt, daß ein ſolcher 
Geiſtlicher durch Verfügung der Kontroll⸗ 
behörde ſeines Seimatitants der Staats⸗ 
angehörigfeit verluftig erflärt und dann 
erft ausgewiefen werden kann. Die Q. 
trifft alſo auch in biefem Fall keinen 
Staats: oder Reichsangehörigen, da bie 
Bundes: oder Reichsangehörigkeit mit ber 
Staatsangehörigfeit erworben und ver: 
loren wird und das in Frage ſtehende 
Reichsgeſetz ausdrüdlich erflärt: »Per⸗ 
fonen, welche nach den Vorjchriften bie: 
ſes Geſetzes ihrer Staatsangebörigkeit in 
einem Bundesſtaat verluftig erklärt find, 
verlieren diefelbe auch in jebem andern 
Bundesftaat und Fünnen ohne Genehmi: 
ung des Bundesrats in feinem Bunbes- 
aat bie Stantsangehörigfeit von neuem 
4 
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erwerben«, Auch auf Grund bes fogen. 
Sozialiſtengeſetzes (Reichögefeb vom 21. 
Dft. 1878) kann eine A. nicht aus dem 
Neichegebiet, fondern nur aus einzelnen 
Bezirken oder Ortfchaften, fiir welche der 
fogen. Heine Belagerungszuftand profla- 
miert worden ift, erfolgen (ſ. Sozial: 
bemofratie). 

Auszug, |. v. iv. Altenteil (ſ. d.). In 
ber Schweiz verfieht man unter A. den 
einen Hauptteil des Bundesheers, näm⸗ 
lich die Mannſchaften von 20—32 Jah⸗ 
ren, im Gegenſatz zur Landwehr. 

Autaͤrch — ſ. v. w. Autokrat, 
Selbſtherrſcher; Autarchie, Selbſtherr⸗ 


ſchaft. 

Authentiſche Interpretation, |. Sn: 
terpretieren. 

Autotratie (gricdh.,»Selbft: oder Allein: 
herrichafte), diejenige monarchiſche Staats: 
form, bei welcher der Staatsbeherricher 
völlig unumſchränkt, während er in ber 
fonftitutionellen Monarchie bei ben wich⸗ 
tigften Regierungshandlungen an Die Zu⸗ 
ftimmung der Bolfövertreter gebunden iſt; 
Auto krat, Selbſtherrſcher, unumſchränk⸗ 
ter Gebieter. So führt der Kaiſer von 
Rußland den Titel eines Selbſtherrſchers 
aller Rußen. Autokratismus, Be 
zeichnung für ein derartiges Regierungs⸗ 
ſyſtem und für die auf Herbeiführung 
eines ſolchen gerichteten Beſtrebungen. 
Übrigens wird auch zuweilen die unmit- 
telbare Demofratie als autofratifche De: 
mofratie bezeichnet (f. Demofratie). 

Autonomie (griech., „Selbfigelebge- 
bunge), die Befugnis gemwiljer Körper: 
[haften und gewiſſer Stände, zur Rege 
lung ihrer innern Angelegenheiten Be- 
flimmungen mit rechtsverbindlicher Kraft 
zu erlajfen. Der Umftand, daß bie ſtaat⸗ 
liche Autorität im Mittelalter nur wenig 
entwicelt, umd daß ber moderne Grund: 
faß der Zentralifation auf bem Gebiet der 
Geſetzgebung noch nicht zu einer konſe⸗ 
quenten Aus: und Durdhführung gelangt 
war, mußte der autonomiſchen Rechtsbil⸗ 
dung im Mittelalter ganz befonders gün⸗ 
fig fein. Befonders waren e8 in Deutfch- 
land die Städte, welche fih ihr eignes 
Stadtreht und ihre eignen Statuten 
gaben und ſich jo namentlich auf dem Ge⸗ 


Auszug — Autonomie. 


biet des Privatrechts ein befonderes Recht 
ſchufen, jo daß bier neben den durch Ge⸗ 
wohnbeitsrecht entftandenen Normen ganz 
befonders die A. für jene Zeiten als Rechts⸗ 
uelle zu bezeichnen iſt. Wie aber das 
ewohnheitsrecht heutzutage faft aufge: 
hört hat, eine fließende Duelle des Rechts 
zu fein, fo ift auch Die A. der Gemeinden 
von ber modernen Öejeßgebung mehr und 
mehr abforbiert worden. Gleichwohl be: 
et auch noch heutzutage das Necht ber 
. ber Gemeinden und andrer Kommunal- 
verbände (Provinzen, Kreile, Bezirke), 
wenngleich in befchränkten Umfang und 
mit dem Charafter einer von ber flaat- 
lichen Geſetzgebung abgeleiteten Befugnis. 
Diefe Verbände Haben nämlich regelmäßi 
das Recht, innere Angelegenheiten dure 
rechtsverbindliche Statuten zu ordnen. 
So beftimmt 3. B. die deutfche Gewerbe: 
ordnung ($ 142), daß die durch das Ge⸗ 
je bezeichneten gewerblichen Gegenftänbe 
duch Ortsftatuten, welche auf Grund 
eines Semeinbebefchlufjes nach Anhörung 
beteiligter Gewerbtreibenden erlaffen wer: 
den, mit verbindlicher Kraft geordnet wer: 
ben fönnen. Derartige Statuten bebür- 
fen jedoch der Genehmigung der höhern 
Berwaltungsbehörde; auch it bie Zentral 
behörde befugt, Ortsftatuten, welche mit 
den Gefegen im Widerſpruch fteben, außer 
Kraft zu ſetzen. Bon praftiicher Bebeu- 
tung ift ferner aud) noch die A. des Hohen 
Adels (f. d.). Die deutiche Bundesafte 
(Art. 14) fiherte nämlih den 1806 
und feitdem mittelbar gewordenen ehe: 
maligen Reichsſtänden und Reichsan⸗— 
ehörigen zu, daß ihre noch beftehenden 
Sumilienverträge aufrecht erhalten werben 
follten, und daß ihnen die Befugnis zu- 
ſtehen folle, über ihre Güter: und Familien: 
ar nl verbindliche Verfügungen zu 
treffen, welche jedoch dem Souverän vor: 
zulegen und bei den höchften Landesſtellen 
zur allgemeinen Kenntnis und Nachady: 
tung zu bringen feien. Nach manchen 
Staatsgefeten (Baden, Bayern, Breußen) 
müffen übrigens derartige Ha usgeſetze 
dem Souverän nit nur zur Kenntnis: 
nahme, jondern zur Betätigung unter: 
breitet werben. Übrigens ſteht Dies Recht 
der A. auch den regierenden Häufern und 


Autonomiften — Averfum. 


ihren Oberhäuptern zu. Auch die Kirche 
hat ein gewilles t der A. fofern es 
ſich um innere kirchliche Berhältnifie, 3.2. 
um Liturgie und Kirchendisziplin, han⸗ 
beit, unbeichadet des ſtaatlichen Oberauf⸗ 
ſichtsrechts, welches in einzelnen Staaten, 
3 B. in Bayern, dadurch zum befondern 
Ausdruck gebracht ift, daß zu ſolchen auto- 
nomen Saßungen der Kirdye das landes⸗ 
berrliche Placet eingeholt werben muß. 
Endlidy haben auch die Geſchäftsordnun⸗ 
gen ber parlamentarifchen Körperſchaf⸗ 
ten gewiflermaßen ben Charakter autono- 
mer Sagungen ([.Sefhäftsorbnung). 
Bol Heffter, Sonderrechte ber fouverä- 
nen und ber mebiatifierten Häufer Deutſch⸗ 
lands (1871); Schulze, Die Hausge- 
ſetze der regierenden beutfchen Fürſten⸗ 
häufer (1862— 78, Bb. 1 u. 2). 

iech.), Bezeichnung 
einer politifhen Partei in Elſaß⸗Lothrin⸗ 
r o⸗ 


lich 
willen will. 


befind- 
lie Regierung erlangt (f. El ſaß⸗Lo⸗ 
thringen). , 

Anutspfie (griech.), Befihtigung, Aus 
genjcheinseinnahme (f. Augenſchein) 

Autsrifieren (lat.), ermächtigen, be 
vollmächtigen; Autorifation, Ermid> 
tigung, @rteilung einer Befugnis oder 
einer Vollmacht. 

Autsrität (lat), Anſehen, Macht; un⸗ 
ter öffentlicher A. insbeſondere werben 
das Anſehen und bie öffentliche aan 
verfianden, welche die Stantögewalt u 
ihre Organe für ſich in Anfpruch nehmen 
fönnen und müſſen. Eine Auflehnung 
gegen biefe A. ift, wenn fie in Witerfeß- 


Id [4 4 


51 


lichkeit (f. d.) übergeht, Friminell ftrafbar. 
Denn bad Weſen bes Staats befteht in 
ber Unterordnung ber Gefamtheit ber 
Regierten unter bie Staatsregierung, welch 
lettere bie ihr hiermit verliehene A. auf- 
recht zu erhalten hat, will fie bie Eriftenz 
bes Staats ſelbſt nicht in Frage ftellen. 
Die Macht der Regierung, die Staatöge- 
walt, gründet ſich aber entweber auf bie 
eigne Machtvollkommenheit ober auf das 
Prinzip ber Majorität, und in biefem 
Sinn ſpricht man von dem Gegenfaß des 
Autoritätsprinzips zum Majori- 
tät8prinzip. So formulierte befannt- 
lih Stahl den Grundgedanken des fogen. 
»Königtums von Gottes Gnaden« dahin: 
>A., nicht Majoritäte. Das Autoritäts- 
prinzip nimmt nämlich die Staatsgewalt 
für den Monarchen Eraft göttlichen Rechts 
ın Anſpruch, unabhängig von dem Willen 
des Volle, aus eiguer Machtvollkommen⸗ 
heit. Das Autoritätsprinzip ift daher 
dasjenige ber abfoluten Monarchie. Das 
Majoritätsprinzip dagegen ift ber Grund- 
fat der Republifen, in welchen die Sou⸗ 
veränität der Gefamtheit der Staat 
bürger zufieht, indem ſich ber einzelne 
Staat3angebörige der ihm gegenüber: 
ſtehenden Mehrheit unterorbnen muß. 


ei | Eine Berfchmelzung beider Syiteme bietet 


und die moderne Tonftitutionelle Monar⸗ 
hie Dar, welche die A. des Einzelherrichers 
mit dem ®illen ber Meh bes Volks 
in Berbindung bringt, welch letzterer in 
der Bolfövertretung (f. d.) feinen Aus- 
brud findet. 
Autorretht, |. Urheberrecht. 
Anancieren (franz., jpr. awangfi-), fort- 
ſchreiten, vorrüden, aufrüden; Adance- 
ment (fpr. Amang), das Aufrüden in eine 
höhere Stelle im Zivil: oder Militärbienft. 
Asarie (jranz), f. Havarie. 
Aberſum (lat., Averfionalguan- 
tum, Averjionaliumme), Bauſch⸗ 
ſumme. So wird 3.3. von verfchiedenen 
beutichen Einzeljlaaten an die Reichspoſi⸗ 
verwaltung. fir Die portofreie Beförbde: 
rung der Staatsdienftiachen ein A. be 


zahlt. Ebenfo haben diejenigen Gebiete 


des Deut , we Ib der 
—— —— enge gen, zu 
Ausgaben des 


ichs durch Zahlung 
4* 
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eines Averſums niit beizutragen. Aver: 
fionierung, dieFeſtſetzung einer Baufch- 
ſumme an Stelle der Erhebung von Ein- 
zelbeiträgen. 

Avocatorium (fat., Literae avo- 
catoriae, franz. Decret de rappel), Ab- 
berufungsichreiben, eine von ber Staats: 
gewalt erlaffene öffentlihe Befanntma- 
hung, durch weldye ihre im Ausland ſich 
aufbaltenben Angehörigen zur Rückkehr 
in die Heimat aufgefordert werben. Soldye 
Avofatorien kommen noch infofern vor, 


Avocatorıum — Baden. 


als zuweilen bei bevorſtehendem % riedens⸗ 
bruch die Regierung ihre in Feindesland 
lebenden Unterthanen auf die Sähublefig: 
feit, welcher fie bort preisgegeben find, 
durch Avokatorien aufmerkffam zu machen 
fich verpflichtet Hält, wie dies z. B. die öfter: 
veichifche Regierung im italienifchen Feld⸗ 
zugvon1859 ihren in der Lombardei leben⸗ 
den Unterthanen gegenüber gethan hat. 

Ayuntamiento, in Spanien bie ſtäd⸗ 
tifche Munizipalgewalt und Munizipal- 
behörde. 





B. 
Baden, Großherzogtum und Bundes⸗Friedrich bie Würde eines Großherzogs 


ſtaat des Deutſchen Reichs, 15,084 qkm 
mit 1,570,189 Einw. Haupt: und Refi 
denzſtadt: Karlsruhe mit (1880) 50,1 

Einw. Derüberwiegende Teilder Bevölke⸗ 
rung gehört der katholiſchen Konfeſſion an. 


Arealu. Bevölkerung (1. Te. 1880) 


Die Bezirke find die Kreife der Landestommiffion. 


Einw. 
7) Baden . 134562 
8) Karlsruhe 272536 


Bez. Karlsruhe 407 098 
9) Mannheim 124113 


Einw. 
ſtreisKonſtanz 131373 
2) = Rillingen 70614 
3) » Waldshut 80313 
Bezirk Konſtanz 282300 
4) NreisFreiburg 206 626 | 10) Heidelberg 143377 
5) . 92408 | 11) Mosbah. 159199 
6) Offenburg . 155088 | Bey. Mannheim 426689 
Dez. Freiburg 454102 | Zujammen: 1570189 

An der Spike des Staats fieht ber 
Großherzog (Königliche Hoheit), welcher 
ſich zur evangelifhen Konfeffion befennt. 
Sein vollftändiger Titel ift: »Von Gottes 
Gnaden Großherzog von B., Herzog von 
Zähringene. Die Zivillifte beträgt mit 
den fonftigen Ausgaben für das groß: 
herzogliche Haus jährlich 1,788,350 ME. 
Das regierende Haus gehört ber Linie B.- 
Durlad) an. Der Reichsdeputationshaupt⸗ 
Gluß vom 25. Juni 1803 brachte dem 

arkgrafen von B. zur Entſchädigung 
für ſeine Verluſte auf dem linken Rhein— 
ufer die Kurfürſtenwürde, während im 
übrigen die Entſchädigung durch ſäkulari⸗ 
ſierte geiſtliche und mediatiſierte weltliche 
Beſitzungen erfolgte. Durch den Anſchluß 
an Napoleon J. erhielt der Kurfürſt Karl 














und bie volle Souveränität. 

Die Staatsform ift nach der Berfaf- 
fungsurfunde vom22. Aug. 1818 bie einer 
erblichen Fonftitutionellen Monarchie (Ab- 
inderungsgefege vom 5. Aug. 18&41, 17. 

ebr. 1849, 17. Juni 1862, 21. Oft. 1867, 

1.De3.1869 und16. April 1870). Es be- 
fieht das Zweikammerſyſtem. Die Erfte 
Kammer ſetzt ich aus ben Prinzen des groß: 
herzoglichen Hauſes, ben Häuptern ber 
ftandesherrlihen Familien, dem Landes⸗ 
bifhof und 1 vom Großherzog ernannten 
proteftantifchen Brälaten, 8 Abgeordneten 
des grundherrlichen Adels, 2Abgeordneten 
ber Landesuniverſitäten und höchſtens 8 
vom Großherzog ernannten Mitgliedern 
zufammen. Die Zweite Kammer befteht 
aus 22 Abgeordneten beftimmter Städte 
und 41 der Amter, welche in inbireften 
Wahlen auf vier Jahre gewählt werben. 
Dur Staatsvertrag mit dem Norbdeut: 
(hen Bund vom 15. Nov. 1870 trat B. 
dem nunmehrigen Deutſchen Reich bei, 
und zwar wurde, während Bayern und 
Württemberg verfchiedene Refervatrechte 
erhielten, für B. nur ber eine Vorbehalt 
emacht, daß für dieſen Staat die Be— 
Neuerung bes inländiſchen Branntweins 
und bes inlänbifchen Biers der Landes⸗ 
gefeßgebung vorbehalten bleibe (Art. 35 
der deutſchen Reichsverfaſſung). Im Bun⸗ 
desrat führt das Großherzogtum drei 
Stimmen; in den deutſchen Reichstag ent⸗ 
ſendet es 14 Abgeordnete. 


Baden. 


Staatsverwaltung. Die oberfte 
vollziehende Behörde bed Landes ift das 
StaatSminifterium, welches unter einem 
Minifterpräfidenten fteht und fich aus den 
Chef3 der einzelnen Miniiterialdeparte- 
ments und verfchiebenen Räten zuſam⸗ 
menſetzt. Ihm ſteht die Oberrechnungs⸗ 
kammer zur Seite, welche das geſamte 
Rechnungsweſen leitet und mit der Su⸗ 
perreviſion der Staats⸗, Provinzial⸗ und 
andrer Kaſſen betraut iſt. Im übrigen 
beſtehen vier Departements des Staats⸗ 
miniſteriums, nämlich: das Miniſterium 
des gropberznglihen Haufes und der Ju⸗ 
fg, das Miniſterium bes Innern, das 
Handeldminifterium und das Minifterium 
der Finanzen. 

Sufizorganifation. Das Ober: 
landeögericht des Großherzogtum it in 
Karlsruhe errichtet. Es beftehen folgende 
fieben Landgerichte: 

1) Landgericht Konftanz (mit den Amtögerichten: 
Donaueſchingen, Engen, Konſtanz, Meßkirch, 
Pfullendorf, Radolfszell, Stockach, überlin⸗ 
gen, Billingen); 

2) Waldshut (Bonndorf, Säckingen, St. Bla⸗ 
fien, Waldshut); 

3) Freiburg (Breifah, Emmendingen, Etten- 
heim, Freiburg, Kenzingen, Lörcad), Müllheim, 
Reuftadt, Schönau, Schopfheim, Staufen, 


Waldkirch); 

4) Dffenburg (Adern, Bühl, Kork, Lahr, Ober⸗ 
tird, Offenburg, Triberg, Wolfadh); 

5) Karlsruhe (Baden-Baden, Bretten, Bruch⸗ 
fal, Durlach, Eppingen, Ettlingen, Gerns⸗ 
bad, Karlsruhe, Pforzheim, Raftatt); 

6) Mannheim (Heidelberg Mannheim, Schwetzin⸗ 
gen, Sinsheim, Weinheim, Wiesloch); 

7) Mosbach (Adelsheim, Boxberg, Buchen, Eber⸗ 
bad, Mosbach, Tauberbiſchofsheim, Wall⸗ 
dürn, Wertheim). 

Berwaltung. Zum Zweck der innern 
Verwaltung zerfiel das Staatögebiet früber 
in die vier Kreife: Mittel:, Ober⸗, Unter: 
ıheinfreis und Seekreis. Seit 1864 ift 
dazfelbe aber in 11 Verwaltungsfreife 
mit folgenden 52 Amtöbezirten (Bezirks: 
ämtern) eingeteilt: 

1) ſereis Aonſtanz mit 6 Bezirksämtern zu 
Engn, Konſtanz, Meßkirch, Pfullendorf, 
Stockach, Überlingen; 

2) Kreis Billingen (3): Donauejhingen, Tri« 
berg, Billingen; 

3) Kreis Waldshut (4): Bonndorf, Sädin- 

gen, St. Blafien, Waldshut; 
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4) Kreis Freiburg (D: Breiſach, Emmendingen, 
Ettenheim, Freiburg, Neuftadt, Staufen, 
Waldkirch; 

5) Kreis Lörrach (4); Lörrach, Müllheim, Schö⸗ 
nau, Schopfheim; 

6) Kreis Offenburg (5): Kork, Lahr, Ober- 
tich, Offenburg, Wolfadh; 

7) Kreis Baden (4): Achern, Baden, Bühl, 
Raſtatt; 

8) Kreis Karlsruhe (6): Bretten, Bruchſal, 
Durlach, Ettlingen, Karlsruhe, Pforzheim; 

9) Kreid Mannheim (8): Mannheim, Wein⸗ 
heim, Schwetzingen; 

10) Kreis Heidelberg (4): Eppingen, Heidel⸗ 
berg, Sinsheim, Wiesloch; 

11) Kreis Mosbach (6): Adelsheim, Buchen, 
Eberbach, Mosbach, Tauberbiihofsheim, 
Wertheim. 

Dieſe elf Kreiſe ſind vie Landeskommiſ— 

faren unterſtellt (deren Bezirke |. S. 52, 

Tabelle), unmittelbar unter dem Staats⸗ 

miniſterium des Innern ſtehend, bei dem 

vier Minifterialräte als Landeskommiſſare 
für jene vier Diftrifte fungieren. An ber 

Spipe eines Bezirksamts fteht ber Bezirfs- 

amtmann, welchem als Organ ber Tom: 

munalen Selbftverwaltung ein aus 6—9 

Mitgliedern beftehender Bezirksrat beige: 

geben ift. Der Kreis wird in biefer Hin- 

ſicht durch bie Kreißverfammlung vertreten, 
welche aus ihrer Mitte einen Kreisaus⸗ 
ſchuß wählt. Derjenige Verwaltungsbe- 
amte, welcher dem Bezirk vorfteht, in dem 
die Kreisverwaltung ıhren Sit hat, fun⸗ 
giert in anfebung der leßtern al3 Organ 

der Regierung (Gefet vom 5. Oft. 1863, 

betreffend die Organifation der innern 

Verwaltung). In Berwaltungsrechtsitrei- 

tigfeiten eniſcheidet in zweiter und letzter 

Snitanz der Verwaltungsgerichts— 

hof. Dem Minifterium bes Innern ift 

auch das Schulwesen unterftellt, welches 
durch einen Oberjchulrat verwaltet wird. 

Was das Kirchenwefen anbetrifit, fo ift 

dag Haupt berfatholifchen Landeskirche der 

Erzbifchof zu Freiburg, zugleich Metro- 

polit der oberrheinifchen Kirchenprovinz; 

unter ihm ftehben 35 LTandfapitel mit je 

einem erzbiihöflihen Dekan und 660 

Pfarreien. Die proteftantifche Kirche ſteht 

unter dem aus geiftlichen und weltlichen 

Mitgliedern beſtehenden Oberfirchenrat. 

Die Pfarrämter find zu Didzefen zufam- 

mengefaßt, welche unter Defanen leben. 
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Die Geſamtkirche wirb durch die General- 
fynode repräfentiert. Für die Diözefen 
beſtehen Diözeſanſynoden, während in ben 
einzelnen Kirchengemeinden Kirchenge- 
meinderäte undRirchengemeindeverfamm: 
Iungen die Repräfentativförperfchaften ber 
Kirchengemeinbeniitglieder find. Von dem 
-Hanbdelsminifterium reflortieren die 
Oberbireftion des Wafler- und Straßen: 
baus, die Generaldireftion ber Eiſenbah⸗ 
nen, das Statiftifhe Büreau und bie 
Rheinfchiffahrts - Zentralflommilfion (in 

annheim). 

Finanzen. Das Budget für die Jahre 
1880 und 1881 beträgt (in Marf): 


Ordentliche Ausgaben für 1880. . 37508081 
. . « 1881. . 37615518 
Außerorbentl. Ausgaben für1880/81: 83010739 
78132283 


Ausgaben: 
Drdentlide Einnahmen für 1880 . 38468421 
⸗ ⸗ ⸗I11881. 39224080 
Außerord. Einnahmen für 1880/81. 393527 


Einnahmen: 78086 028 


Das hiernach für beide Jahre vorauszu⸗ 
jehende Defizit fol aus dem Betriebsfonds 
der allgemeinen Landesverwaltung gedeckt 
werben. Unter ben orbentliden Einnab- 
men pro 1881 find die direkten Steuern 
auf 10,529,533 ME., die indireften auf 
8,993,429 ME., die Einnahmen aus ber 
Domänenverwaltung aber auf 7,560,557 
ME. veranfchlagt. Unter den Ausgaben ift 
die Erigenz des Unterrichtsweſens mit 
2,611,493 ME. , diejenige der Bezirksver⸗ 
waltung und Polizei mit 2,746,074 ME. 
und die für Waffer- und Straßenbau mit 
4,224,819 Mf. in Anfat gebracht, abge: 
ſehen von den auf das Ertraordbinarium 
übernommenen Ausgaben für das Bau: 
weſen. Die (reine) allgemeine Staats: 
ſchuld belief ſich nad) ug der Aftiven 
31.03.1879 auf 11,599, 28 ME., diereine 
Eifenbahnfhuld auf 324,138,664 ME. 
Bezüglich der Militärverbältnifje ift 
die 29. Nov. 1870 zwifchen Preußen und 
B. abgefchloffene Militärfonvention maß⸗ 
gebend, wonach das badifche Kontingent 
unmittelbarer Beftanbteil ber Föniglich 
preußifchen Armee geworben ift, indem 
ber König von Preußen alle Rechte und 
Pflichten des Kontingents= und Kriegs⸗ 


Bagatellfachen — Banat. 


herrn übernommen hat. Das Kontingent 
bildet gegenwärtig ben Hauptbeſtandteil 
bes 14. Armeekorps. — Das badifche 
Staatswappen bat im Feld rechtö oben 
einen jchrägen goldnen Balken in pur- 
purnem Feld und links unten einen gold⸗ 
nen, links gehenden Löwen mit ausgeſchla⸗ 
gener Base als Wappenzeichen ber zäb- 
ringiſchen Abſtammung. Das in 28 Felder 
geteilte große Wappen, welches Die Wappen 
der einzelnen Landesteile enthält, wird 
von zwei Greifen gehalten. Die Landes: 
farben find PBurpurrot und Gold. Vgl. 
KERN Das Großherzogtum 2. 

1857); Bed, Das badische Land (1873); 
— Geſchichte der badiſchen Verfaſ⸗ 
jung (1868); Weizel, Das badiſche Ge: 
ſeb vom 5. Oft. 1863 über bie Organi- 
fation ber Verwaltung (1864) ; > Hof⸗ und 
Staatshandbud des Großherzogtums B.« 

Bagatellfadhen, bürgerliche Rechts⸗ 
ftreitigfeiten, welche wegen der Geringfü- 
gl feit bes Gegenſtands im minder förm: 

iden, bejchleunigten Verfahren (Baga: 

tellprozeß) erledigt werben; im beut- 
ſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz Diejenigen 
Prozeßſachen, welche in erſter Inſtanz nicht 
vor ben kollegialiſch beſetzten Landgerich⸗ 
ten, ſondern vor den Amtsgerichten (Ein⸗ 
zelgerichten) zu erledigen ſind. 

Balkãn, ber Hämos der Alten, das bul⸗ 
gariih-thrnt: Sceidegebirge auf ber tür- 
iſchen Halbinfel, daher man mit der Be- 
zeichnung Balkanhalbinſel die Länder 
Bosnien, Montenegro, Serbien, Rumä: 
nien, Bulgarien und Griechenland zu: 
fammenfaßt. 

Ballotage (franz, ſpr. tahſch), Kuge⸗ 
lung, Wahl oder Abſtimmung mit ſchwar⸗ 
zen und weißen Kugeln; daher ballotie: 
ten, auf biefe Weiſe abſtimmen. 

Banat, ein von einem Ban regierter 
air insbeſondere Name einerLandſchaft 
in Ungarn, die Komitate Temes, Toron⸗ 
tal und Kraſſoͤ umfaſſend, Hauptſtadt: 
Temesvaͤr, 28,040 qkm, von jeher zu 
Ungarn gehörend, 1849 — 60 ein befon- 
deres üfterreichiiches Kronland bildend, 
ſeitdem wieber mit Ungarn verſchmolzen. 
®an(Banus, v. flaw. pan, —35 iſt 
gegenwärtig noch der Titel des Statthal⸗ 
ters von Kroatien und Slawonien. 








Bancroft=Berträge — Bant. 


Baucroft⸗Vertrãge ¶pr. baͤn⸗, ſ. u8: 
wanderung. 
Bauk, eine Anftalt, welche bie Auf: 
abe hat, gewerbsmäßig den Geld» und 
nebitperfehr zu vermitteln und zu erleich⸗ 
tern. Im einzelnen find die Gefchäfte jol- 
her Bankinftitute fehr mannigfaltiger und 
verfhiedener Natur. Es kommen hier Wech⸗ 
jelgeihäft, Handel mit Münzforten, Geld» 
wechſeln, Depoſitengeſchäft, Banknoten: 
emiſſion, Diskont-⸗, Lombard⸗, Kontokor⸗ 
rent⸗ Spekulations⸗, Effekten⸗ Börſenkom⸗ 
miſſions⸗, Inkaſſo⸗, Verſicherungs⸗ Kom⸗ 
— ——— und 
Pfandbriefemiſſion ꝛc. vor. D —— 
tigen ſich nicht alle Banken gleichzeitig mit 
all diefen verfchiedenen Banfgefchäften; fie 
befhränfen fich vielmehr zumeiſt auf ein: 
zelne beflimmte Branchen, welche fie aus⸗ 
Ichließlich oder Doch vorzugsweife kultivie⸗ 
ten, daher man denn von Wechſel-, Kre⸗ 
dit-, Zettel- oder Noten=, Hypotheken, 
Siro-, Diskont-, Handels⸗, Induſtrie⸗ 
banken u. dal. ſpricht. Viele dieſer Ban: 
fen haben den Charakter von Handele- 
geſellſchaften; manche find Staatsinfti- 
tute; andre find zwar Brivatunternehmen, 
die aber vom Staat mit befondern Vor: 
tehten ausgeftattet und ber flaatlichen 


Oberaufficht unterftellt find, fo 3. B.|ft 


die privilegierte Oſterreichiſche Sattonal. 
banf, die Belgiſche Nationalbanf, die B. 
von Sranfreid und die B. von England. 
Bon befonderer Wichtigkeit find aber bie 
jenigen Banken (Zettelbanfen, No: 
tenbanfen), welche zur Ausgabe von 
Banknoten (franz. billets de banque, 
engl. bank-notes) ermächtigt find, d. h. 
zur Emiffion von unverzinslichen, auf den 
Inhaber Yautenden Zahlungsanweiſun⸗ 
gen einer B. auf fich felbft, die jederzeit 
von ber B. mit bem baren Geldbetrag, 
auf welcyen fie Yauten, eingelöft werben 
müjlen. Sie find fein Papiergeld, fon- 
dern nur Geldpapier; ihr Geben und Neh⸗ 
men ift feine Zahlung, jondern nur ein 
Sehen un d Empfangen an Zahlungsftatt. 
Die Bedeutung, welche derartige Noten 
jür den Verkehr haben, läßt es aber ale 
wrechtfertigt erfcheinen, daß der Staat 
ih die Kontrolle über ſolche Bankinſti⸗ 
inte vorbehält. In manchen Staaten ift 
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daher das Notenprivilegium einem be- 
flimmten Bankinſtitut in ausfchlieglicher 
Weiſe erteilt, fo in Frankreich, Holland, 
Norwegen, Ofterreih, Rußland undSchwes 
ben. Im Deutſchen Reich dagegen hat 
man neben der aus der Preußiſchen 2. 
beroorgegangenen Reich bank (f. d.) bie 
in den Einzelſtaaten von den betreffenden 
Regierungen konzeſſionierten Banken be⸗ 
ſtehen laſſen; allein ihr Notenprivileginm 
iſt durch das Reichsbankgeſetz vom 14. 
März 1875(Reichsgeſetzblatt, S. 177 ff.), 
welches gleichzeitig die Reichsbank ins Le⸗ 
ben rief, fo My daß verſchiedene 
biefer Banken für bie Folgezeit auf bie 
Emiffion von Banknoten Verzicht leiſte⸗ 
ten. Das Banfgejeb beitimmte nämlid) 
für jede diefer Banken einen Marimalbe- 
trag und verordnete, daß jede B., deren 
Notenumlauf ihren Barvorrat und jenen 
Betrag liberfteigt, von dem Überfchuß eine 
Steuer von jährlih 5 Proz. zur Reichs: 
kaſſe entrichten müſſe. Außerdem ift be 
ftimmt, daß die Befugnis zur Ausgabe von 
Banknoten fünftighin nur burch Reichs: 
geſetz erworben oder erweitert werden kann. 
Eine Verpflichtung zur Annahme von 
Banknoten bei Zahlungen, welche geſetz⸗ 
lich in Geld zu Ieiften find, findet nicht 
att; auch follen Banknoten nur auf Be: 
träge von 100, 200, 500 und 1000 MF. 
oder von einem Bielfachen von 1000 ME. 
ausgefertigt werben bürfen. Diejenigen 
Privatnotenbankten, welche zur Zeit 
in Deutfchland neben ber Reichsbank noch 
Banknoten ausgeben, find folgende: 1) 
die Stäbtifhe B. zu Breslau; 2) die Köl- 
nifche Privatbank; 3) die Magdeburger 
Privatbank; 4) die Danziger Brivataftien- 
bank; 4) die Provinzialaftienbant des 
Öroßherzontums Poſen; 6) die Hanno: 
verifche B. ; 7) die Frankfurter B.; 2 die 
Bayriiche Notenbank; I) die Sächfifche 
B. zu Dresden; 10) der Leipziger Kaſſen⸗ 
verein; 41) die Chemniker Stabtbanf; 
12) die Württembergifche Notenbanf; 13) 
die Badifche B.; 14) die B. für Süddeutſch⸗ 
land; 15) die Braunſchweigiſche B.; 16) 
bie Kommerzbant in Lübeck; 17) die Bre⸗ 
mer B. Val. Wirth, Handbuch des Banf- 
wejens (1870); Soetbeer, Die beutiche 
Bankverfaſſung (1875); Coquelin, Le 


56 


credit et les banques (1876); Poſchin⸗ 
ger, Die Banken im Deutſchen Reich 
(1876 ff. Bd.1—5); Saling, Börfen: 
papiere, Bd. 3. 

Banknote, f. Ban. 

Baukroͤtt (Bankrutt, franzöſiſch 
Banqueroute, engl. Bankruptey, ital. 
Banco rotto, Banca rotta, d. h. zer⸗ 
brochene Bank, nämlich der zerbrochene 
Wechſeltiſch des inſolventen Geldwechs⸗ 
lers), im gewößnlichen Sprachgebrauch 
ſ. v. w. Falliment (Falliſſement), d. h. 
die öffentlich erklärte Zahlungsunfähig⸗ 
keit (Inſolvenz) einer Perſon, nament- 
lich eines Gewerbtreibenden. Im engern 
und eigentlichen Sinn aber verſteht man 
darunter den ſtrafbaren Konkurs (ſ. d.), 
die verſchuldete Zahlungsunfähigkeit, 
welche den Bankrottierer als ſtraf⸗ 
nig ericheinen läßt. Die für das Deut⸗ 
ſche Reich in letzterer Hinſicht bisher maß⸗ 
gebenden eimmungen des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs ($$ 281—283) find aber nun⸗ 
mehr durch die einfchlägigen Normen ber 
beutichenKonfursordnung (SI 209— 214) 
erjeßt worden. Hiernady find folgende 
Interipeiöungen zumaden: 1) Betrüg- 
licher B., welcher, wenn feine milbern- 
ben Umftände vorliegen, mit Zuchthaus 
bis zu 15 Jahren befraft wird, ift dann 
vorhanden, wenn ein Schuldner, ber feine 
zaplungen eingeftellt hat, ober über bejlen 

ermögen dad Konfursverfahren eröff⸗ 
niet worden ift, in ber Abficht, feine Gläu⸗ 
biger zu benachteiligen, Vermögensſtücke 
verheimlicht oder beifeite geichafft, ober 
Schulden oder Rechtögefchäfte anerkannt 
oder aufgeitellt hat, welche ganz ober teil: 
weife erdichtet find. Ebenjo wird ein in⸗ 
folventer Kaufmann wegen betrüglichen 
Banfrotts beitraft, wenn er in ber naäm⸗ 
lichen Abſicht Handelsbücher, deren Füh⸗ 
rung ihm gefelich oblag, zu führen unter: 
laſſen oder feine Sanbelsbücher vernichtet, 
verheimlicht ober fo geführt oder verändert 
bat, daß dieſelben Feine Überficht bes Ver⸗ 
mögensgewäbren. 2) Einfaher®. (Ge 
fängnis bis zu2 Sahren) ift das Vergehen 
infolventer —— welche durch Auf⸗ 
wand, Spiel oder Differenzhandel mit 
Waren oder Börſenpapieren übermäßige 
Summen verbraucht haben oder ſchuldig 


Banknote — Bankrott. 


geworden find oder bie Handelsbücher zu 
ihren unterlafien haben, deren Führung 
ihnen geſetzlich oblag, oder biefelben ver: 
heimlicht, vernichtet ober fo unorbentlich 
geführt haben, daß fie Feine fiberficht ihres 

ermögenszuflands gewähren, oder welche 
es den Beflimmungen bed Handelögefeb: 
buchs zumiber unterlaffen haben, bie 
Bilanz ihres Vermögens in ber vorge- 
fchriebenen Zeit zu ziehen. 3) Wider: 
rechtliche Begünſtigung einzelner 
Gläubiger: Schuldner, welche ihre 
gzehungen eingeſtellt, oder über deren 

ermögen das Konkursverfahren eröfi⸗ 
net worden iſt, werben mit Gefängnis bis 
u 2 Jahren beftraft, wenn fie, obwohl 
he ihre Sehlungeunfübigfeit fannten, 
einem Gläubiger in ber Abficht, ihn vor 
den übrigen Gläubigern zu begünftigen, 
eine Sicherung ober Befriedigung gewährt 
haben, welche berfelbe nicht oder nicht in 
diefer Art oder nicht zu diefer Zeit zu be- 
anipruchen hatte. 4) Handlungen 
dritter Perfonen zum Jwed der 
Benahteiligung ber Gläubiger: 
Mit Zuchthaus bi zu 10 Jahren und, 
falls mildernde Umflände vorhanden, mit 
Gefängnizftrafe bis zu 5 Jahren oder mit 
Geldſtrafe bis zu 6000 ME. wird beitraft, 
wer im Antereft eines infolventern Schulb- 
ners Vermögensſtücke desfelben verheim⸗ 
licht oder beiſeite geſchafft hat, oder wer 
im Intereſſe eines ſolchen Schuldners, 
oder um ſich oder einem andern Vorteile 
u verſchaffen, in dem Verfahren erdichtete 

orderungen im eignen Namen oder 
durch vorgeſchobene Perſonen geltend ge⸗ 
macht hat. 5) Ein Gläubiger, welcher ſich 
von dem Gemeinfhuldner oder von 
andern Perfonen befondere Vorteile da- 
für hat gewähren ober verfprechen laſſen, 
daß er bei den Abftimmungen ber Kon 
fursgläubiger in einem gewiſſen Sinn 
ſtimme, wird mit Geldftrafe bis zu 3000 
ME. oder mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr beitraft. 6) Endlich find auch bie 
im Vorſtehenden aufgeführten Strafvor- 
ſchriften ausdrüdlich für anwendbar er: 
klärt gegenüber den Mitgliedern des Bor: 
ſtands einer Aktiengeſellſchaft oder einge: 
tragenen Genoſſenſchaft und gegenüber den 
Ziquidatoren einer Handelsgejellfchaft ober 





Banner — Barre. 


eingetragenen Genofjenichaft, welche ihre 
%ablungen eingeftellt hat, ober über beren 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet 
worden ift, wenn fie in ebendiefer Eigen 
haft die mit Strafe bebrohten Hand: 
lungen begangen haben. Vgl. Konkurs, 
auner (Banier, franz. Banniere), 
Heerfahne, Feldzeichen. Das vormalige 
deutihe Reichsbanner (Reihspa: 
nier) zeigte einen ſchwarzen Adler, mit 
des Kaiſers Hausmwappen auf ber Bruft, 
auf gelbem Teld. Bei Belehnungen hatte 
der Kaifer aber neben der Reichsfahne, 
deren Farben alfo Schwarz und Golden 
waren, zur Verleihung des Blutbanns 
noch eine rote Fahne zur Seite, und durch 
eine allerding? gegen die Regeln ber 
Heraldik vorgenommene Verbindung bie- 
jer Farben kam man auf die Xrifolore 
‚Schwarz: Rot-Gold« , welche bis in die 
neuefte Zeit als die deutſche Fahne bezeich- 
net ward. Das dermalige Reichsbanner 
oder bie Faiferliche Standarte enthält in 
Purpurgrund das Eiſerne Kreuz, belegt mit 
dem kaiſerlichen, von der Kette des Schwar⸗ 
zen Adlerordens umgebenen Wappen in 
weißem Feld, und in den vier Eckfeldern 
des Fahnentuchs abwechſelnd den preußi- 
ſchen Adler und bie Faiferliche Krone. Sy 
den allerhöchften Erlaß vom 3. Aug. 1871, 
betreffend bie Bezeichnung ber Behörden 
und Beamten bed Deutſchen Reichs fowie 
die Feitftellung bes Faiferlichen Wappens 
und der kaiſerlichen Standarte (Reichs⸗ 
geſetzblatt, ©. 318). Val. Flagge. 
Baptiften (grieh.,»Täufer«), hriftliche 
Seften, welche die Kindertaufe verwerfen 
und ftatt berfelben die Taufe der Er: 
wachſenen zum Hauptgegenſtand ihrer 
Lehre (Baptismus) gemacht haben. 
Barmberzige Brüder undSchweſtern 
(franz. Freres de la charit£, ital. Fate 
bene fratelli, Sœurs oder Filles de la 
charit& ober de la misericorde), weit 
verzweigte Fatholifche Vereine zur Pflege 
von Armen und Kranken ohne Inter: 
Ihied der Nationalität und bes Glaubens: 
befenntnijjeg. Der Verein ber Barmber: 
zigen Brüber wurde 1540 in Granada 
von Juan bi Dio geftiftet und 1572 vom 
Vapit anerfannt und zwar unter Auf: 
erlegung ber Orbenzregeln des heil, Aus 
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uftin. Der Orden ber Barmberzigen 
chweſtern aber warb 1625 in Frankreich 
von Vincenz be Paula geftiftet und ift 
auch —— verbreitet. Das preußi⸗ 
ſche Ordensgeſetz vom 31. Mai 1875 
ließ die beſtehenden Niederlaſſungen 
ber Orden oder ordensähnlichen Kongrega⸗ 
tionen, welche ſich ausschließlich der Kran⸗ 
fenpflege wibınen, en und das 
Geſetz vom 14. Juli 1 atuiert auch 
neue Rieberlaffungen für Krankenpflege, 
geitattet den weiblichen Genoſſenſchaften 
in wiberruflider Weile die Kinderer⸗ 
iebung und ftellt die Pflege von Idioten, 
linden, Tauben, Stummen und gefalle- 
nen Frauensperſonen der Krankenpflege 
gleich. Eine Nachbildung der Barmberzi- 
gen Schweltern find die proteftantifchen 
iafonifjinnen. ' 

Baron (v. altfranz. bar, »freier 
Manne), früher perjenige Adlige, welcher 
unmittelbar unter bem Kaifer ſtand, alfo 
ſ. v. w. Freiherr. Gegenwärtig verfteht 
man darunter in Deutichland und in 
Frankreich die erfte Klaſſe bes niebern 
Adels, welche zwilchen ben Grafen und 
den gewöhnlichen Ebdelleuten bie Mittel: 
ftufe bilbet; in England ift e3 die unterfte 
Klaſſe des Hohen Adels. Baronefie 
(franz. baronne), Baronin, Freifrau, 
— baroniſieren, in den 

reiherrenſtand erheben. 

Baronet (engl, abgefürzt Bart.), eine 
zwifchen dem Abel, der Beerage und ber 
Gentry jtehende Ritterflaffe, geitiftet 1611 
von Safob J. für jeden, der zur Behaup⸗ 
tung Irlands und befonders der Provinz 
Ulfter 30 Mann zu Fuß zur Kolonifation 
auf feine Koften ftellen oder die Summe 
von 1095 Bd. Sterl. zu Kolonifations- 

weden zahlen würde, unb ſodann beibe- 
* Das Recht, zum B. zu ernennen, 
aben die Könige. 

Barre (franz., engl. Bar), Gerichts⸗ 
ichranfe; die Brufiwehr, welche die Tri: 
büne des Gerichtshofs von dem Publifum 
trennt; baber Barreau (franz., fpr. «tob), 
der Stand ber Advokaten, welche an ber 
B. ihren Plaß haben. Mit ber Bezeich- 
nung B. hängt auch diejenige der erften 
Stufe der englifhen Sachwalter (Bar: 
rifter) aufanmen. 


58 Barriladen 


Barriladen (v. franz. barrique, 
»Tonnee), aus Möbeln, Steinen, Erbe 
u. dgl. zur Verteidigung eilig hergerichtete 
Straßenjperren, ſeit dem Mittelalter vor- 
fommend. 

Baſſermannſche Geflalten, fcherzhafte 
Bezeichnung für verwegene, revolutionäre 
Typen ber bürgerlichen Gejellfchaft; der 
Ausdrud rührt von bem Buchhändler 
Bafjermann aus Mannheim ber, welcher 
als. Mitglied der Frankfurter National- 
verfammlung von den Berliner Revolu- 
tionären eine befonders draſtiſche Schil- 
berung gegeben hatte. 

Baftard (altveutiches Wort, f. v. w. 
unecht), der natürliche Sohn eines hoch⸗ 
abligen Mannes, auch wohl bie Bezeich⸗ 
nung für den aus der morganatijchen 
Ehe eined Fürſten bervorgegangenen 
—— 

Bataillon (franz. ſpr. taljohn, v. ital. 
battaglione), im 16. Jahrh. jeder ſelb⸗ 
ſtändige Schlachthaufe, gegenwärtig tal- 
tiſche Einheit der Infanterie, 00 -1000 
Köpfe ſtark, aus 4 (Deutſchland) bis 6 
Kompanien beſtehend, 2 (in Deutſchland: 
Infanterie 3, Fußartillerie 2) bis bein Re⸗ 
giment bildend oder (Pioniere, Jäger, 
Schützen, Fußartillerie) ſelbſtändig. Der 
Bataillonskommandeuriſt ein Major. 

Batterie (franz.), Zuſammenſtellung 
mehrerer Geſchütze zu einem taktiſchen 
Zweck, als Feld⸗, Belagerungss, Feſtungs⸗, 
Küſten- oder Strand: und ſchwimmende 
Batterien; auch Bezeihnung für die biefe 
deckende Erdbruftiwehr oder das seltunge- 
werk; auf Kriegsſchiffen der Naum über 
dem Batteriebed, in dem die Geſchütze 
aufgelett find. 

anerndienfle, |. Fronen. 

Baupolizei, Inbegriff aller Beranital- 
tungen, welche die Regierung trifft, um 
zu bewirken, baß burd) Bauten und Ge⸗ 
bautes Sicherheit, Bequemlichkeit und 
Ordnung gefördert und bie durch beides 
etwa entitehenden Gefahren abgewendet 
werben. Die Vorichriften der B. bilden 
die Bauordnung; ihre Ausübung fteht 
entweder befondern Baufollegien oder der 
allgemeinen Wohlfahrtspolizei zu. Val. 
Kletke, Repertorium der baupolizeilichen 
Geſetze im preußiichen Staat (1873). 


— Bayern. 


Bayern, Königreich und Bundesſtaat 
des Deutichen Reichs, 75,863 qkm mit 
(1880) 5,271,516 Einw., von denen 1875: 
3,5 Mil Katholiken, 1,4 Mill. Broteftan- 
ten und 51,335 Juden gezählt wurden. 
Der döftliche Teil des Staatsgebiets beitebt 
aus dem ehemaligen Kurfürltentum B., 
aus ben ehemaligen preußifchen Fürften: 
tümern Ansbach und Baireutb, den vor: 
maligen Bistümern Augsburg, Ban: 
berg, Eichſtätt, Freiſing, Paſſau und 
Würzburg, vielen ehemals freien Reichs⸗ 
ftädten (Kaufbeuren, Memmingen, Nörd- 
lingen, Nürnberg, Regenabur ‚ Schwein: 
furt, Ulm u. a.), 13 Abteien Elchingen, 
Kempten, Ursberg ꝛc.) und verſchiedenen 
vormals reichsritterſchaftlichen Beſitzun⸗ 
gen. Der weſtlich vom Rhein abgeſondert 
liegende Gebietsteil, Rheinbayer n oder 
die Pfalz genannt, fett ſich aus dem ebe- 
maligen Herzogtum Pfalz: Zueibrüden, 
mehreren ebedem reichsfreien Städten, den 
Beſitzungen verfchtebener Heiner Fürſten 
und einigen von Frankreich abgetretenen 
Gebietsteilen zufanımen. 


Arealu. Bevölke rung (1. Dez. 1880): 


Regierungsbezirke QOſtilom. Einw. 
1) Oberbayern. . . .. » 17047 949899 
2) Niederbayern . . » . . 10768 643847 
3) Pal.» . 2 220. 5937 676098 
4) Oberpfalz und Megentburg 9665 526967 
5) Oberfranten . . . .o. 6999 5740% 
6) Mittelfranten. . . . - 7559 642344 
7) Unterfranken u. Aſchaffenb. 8398 625478 
8 Schwaben und Neuburg . 9491 632793 


Zufammen: 75863 5271516 

Die Hauptitabt der Monarchie HM iin: 
Ken mit (1880) 229,343 Einw. An ber 
Spike bed Staatsweſens fteht der König 
(Majeftät) aus dem Hans Wittelsbach, 
welch letzteres 1180 von Friedrich Bar: 
baroifa mit dem damaligen Herzogtum 
B. belieben ward und ſeitdem in B. re 
giert. Im Dreißigjährigen Krieg erhielt 
der Herzog Marimilian I. bie dem Kur⸗ 
fürften Friedrich V. von der Pfalz abge: 
nommene Rurwürde. Nachdem B. ın bem 
franzöfifch: öfterreichifchen Krieg von 1805 
auf feiten Frankreichs geitanden hatte, 
wurbe ber Kurfürft von Napoleon mit 
dem Königstitel belohnt, welchen er feit 
1. San. 1806 führte. Schon 17. Sept. 





Bayern (Bolfövertretung). 


1814 ertlärtedernunmehrige König Maxi⸗ 
milian Joſeph L., daß zu einer Verfaſſungs⸗ 
reform geſchritten werden müſſe und ſolle, 
und 26. Mai 1818 gab er ſeinem Volk 
eine Konſtitution, welche im weſentlichen 
noch jetzt in Kraft iſt, wenn ſie auch durch 
das Wahlgeſetz vom 4. den 1848 wid: 
tige Abänderungen erfahren bat. Hier- 
nad) bildet ber bayrifche Staat eine kon⸗ 
ititutionelle Monarchie, an deren Spike 
der König ſteht, deſſen Krone im Mans 
nesſtamm erblich ift nach bem Rechte der 
Eritgeburt und der agnatifchen Linear: 
erbiolge, mit Ausfchluß der weiblichen 
Nachkommen, folange noch ein ſucceſ⸗ 
onsfähiger Agnat aus ebenbürtiger, mit 
Bewilligung des Königs gefchloffener Che 
oder ein durch Erbverbruͤderung zur Thron⸗ 
folge berufener Prinz vorhanden iſt. Die 
Zitulatur des Königs, welcher ſich zur 
katholiſchen Konfeffion befennt, ift: »Von 
Gottes Gnaden König von B., Pfalzgraf 
bei Rhein, Herzog von B., Franken und 
in Schwaben zc.« Die Zivillifte beträgt 
mit den Apanagen 5,342,528 ME. 

Die Bolfsvertretung beiteht aus 
dem Landtag bes Königreich, welcher fich 
aus zwei Kammern —— Die 
Erſte Kammer (Kammer der Reichs- 
räte) wird durch bie volljährigen Prinzen 


des königlichen Hauſes, die Kronbeamten 
des Reichs, die Erzbifchöfe von München: 
Freiſing und von Bamberg, die Häupter 


der vormals reichsſtändiſchen fürftlichen 
und gräflichen Zamilien(Stanbesherren), 
einen vom König auflebenszeit zum Mit- 
glied ernannten Bifchof und dem jeiweili- 
gen Bräfidenten bes proteftantiichen Ober: 
onfiltoriums gebildet. Dazu kommen bie 
vom König erblich oder lebenslänglich er⸗ 
nannten Rteichsräte, und zwar barf bie 
Zahl der letztern ben britten Teil ber er: 
tern Klafie nicht überfteigen. Die Zweite 
Kammer (Kammer ber Abgeorbne: 
ten) befteht zur Zeit aus 156 Mitglie- 
dern, indem auf je 31,500 Einw. ein Ab- 
geordneter zu wählen if. Die Wahl tft 
eine indirefte durch Wahlmänner, bie 
Wahlperiode ift eine fehsjährige. Aftiv 
wahlberechtigt ift jeder Staatsbürger und 
volljährige Staatsangehörige, welcher eine 
direfte Staatsfteuer zahlt. Paſſiv wahl- 
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fähig und zwar zum Wahlmann iſt je: 
ber Staatsbürger über 25 Jahre, zum 
Abgeordneten jeder aktiv Wahlfähige iiber 
30 Jahre. Wahlfühigfeit und Wahlbe- 
rehtigung find denjenigen Staatsange- 
hörigen entzogen, welchen bie bürgerlichen 
Ehrenrechte aberfannt find. Ohne zu: 
ftimmenden Beſchluß des Landtags und 
war ber beiden Häufer kann fein Gefeb, 
etreffend bie Seht ber Perſon oder das 
Eigentum berStuatzangehörigen, erlaffen, 
abgeändert, authentifch erflärt oder auf: 
gehoben werden. Zur Erhebung aller di⸗ 
reften und indirekten Staatöfteuern und 
ur Erhöhung und Veränderung der be- 
Hebenben" inſoweit nicht die Beſteuerung 
dem Deutſchen Reich zufteht, besgleichen 
zur Kontrahierung einer Staatsſchuld iſt 
die Zuftimmung ded Landtags erforder: 
lid. Die Finanz⸗ unb Etatsperiode ber 
Monarchie ift eine zweijährige ‚und eben 
darum muß der Landtag mindeftens alle 
zwei Sahre einberufen iverden. Das Recht 
ber Vertagung und ber Auflöfung ftebt 
dem König zu, doch muß im legtern Fall 
fpäteftens binnen drei Monaten die Neu: 
wahl der Abgeoroneten für die Zweite 
Kammer vorgenommen werben. Der erfte 
PVräfident des Reichsrats wird vom König 
je auf eine Situngäperiode ernannt, wäh: 
rend der zweite von ber Reichsratskammer 
jelöft aewählt wird. Die Zweite Kammer 
wählt ihre beiden Präfidenten. Anträge 
auf Abänderung der Verfaffung Fünnen 
nur vom König an den Landtag gebracht 
werden und erfordern zu einem aültigen 
Beichluß die Gegenwart von brei Vier: 
teilen ber die VBerfammlung bilbenden 
Mitglieder in jeber Kammer und eine 
Mehrheit von zwei Dritteln ber Stim⸗ 
men. Die Sanftion der Gefeke fteht dem 
König zu, welcher biefelben, wenn fie 
feine Zuftimmung finden, unter ver kö— 
niglihen Unterfchrift publiziert. Der 
Landtag Hat das Recht ber Beſchwerde 
und der Miniſteranklage wegen Verlegung 
der Verfaſſung. Die Geſchäftsordnung 
bes Landtags ift durch Geſetz vom 19. Ian. 
1872 geregelt. 
Dem König ftebt ferner ein Staats: 
rat zur Seite, welcher fich unter des Kö- 
nigs unmittelbarer oberſter Leitung aus 





al 
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dem Kronprinzen, den vom König be 
rufenen Prinzen des Füniglichen Haufes 
in ber direkten Linie, aus den Miniftern 
und aus einer der Zahl der Minifter 
minbdeftens gleichfommenben Anzahl von 
hohen Beamten und Militärs zufammen- 
jeßt (Inftruftion vom 18. Nov. 1825, revi- 
biert 3. Aug. 1879). Die oberfte voll⸗ 
ziehende Behörde bed Staats ift das Ge⸗ 
jamtftaatsminifterium, beffen Vorſitzen⸗ 
der zugleich ber Staatsminifter bes kö⸗ 
niglichen Hauſes und des Außern ift. 
Dazu kommen die Minifterien bes In⸗ 
nern, für Kirchen: und Schulangelegen: 
heiten, der Juſtiz, ber Finanzen und 
das Kriegsminifterium. Dem Minifte 
rium bes Töniglichen Haufe und bes 
Außern ift die Generaldireftion ber Ver: 
kehrsanſtalten, mit Baus, Betriebs-, Poſt⸗ 
und Telegraphenabteilungen, unteritellt. 
Im Minijterium des Innern befteht eine 
bejondere Abteilung für Kandwirtfchaft, 
Gewerbe und Handel; auch reilortieren 
von demfelben namentlih bie oberfte 
Baubehörde, der Obermedizinalausſchuß, 
das allgemeine Reichsarchiv, die Normal⸗ 
eihungsfonmiffion, die ftatiftiiche Zen⸗ 
tralfommiffion, das Statiftifche Büreau 
und der Verwaltungsgerihtshof. Dem 
Staatöminifterium der Finanzen find ber 
oberjte Rechnungshof, die General= Berg: 
werfs- und Salinenverwaltung, bie 
Staatsfhuldentilgungsfommiffion und 
die Generalgollabminiftration unterftellt. 
Für die römiſch-katholiſche Kirche beftehen 
Die beiden Erzbistümerzu Münden (Frei: 
fing) und Bamberg und die Bistümer zu 
Augsburg, Eichftätt, Paſſau, Regen? 
burg, Speier und Würzburg. Die pro: 
teftantifche Landeskirche fteht unter dem 
Oberfonfiftorium gu Münden und dem 
Konfiftorium in Speier. 

Was die Stellung Bayerns in dem 
nunmehrigen Deutſchen Reich anbetrifft, 
jo hatte fi) B. in dem Friedensvertrag 
zu Berlin vom 22. Aug. 1866 , abgefehen 
von einer Kriegsfoftenentfhädigung von 
30 Mil. Fl., zu der Abtretung bed Be⸗ 
zirksamts Gersfeld, eined Diftrifts um 
Drb und der zwifchen Saalfeld und Zie- 
genrüd gelegenen Enklave Kaulsdorf 
verftehen müſſen. Gleichzeitig warb aber 


Bayern (Minifterien. Sonberrechte). 


zwifchen Preußen und B. ein Schuß: und 
Trutzbündnis abgefchloffen; auch Tam 
zwiſchen dem Norddeutſchen Bund ſamt 

em Großherzogtum Luxemburg und der 
ſüddeutſchen Staatengruppe mit Einſchluß 
Bayerns ber Vertrag vom 8. Juli 1867 
zuflande, wonach der neu begründete Deut- 
ſche Zol- und Hanbelöverein den Cha- 
rakter einer ftaatenbundlichen Bereinigung 
und indem fogen. Zollparlament eine Art 
Volksvertretung erhielt. 

Nach dem auf Antrag Bayerns zwifchen 
den gelebgebenden Faktoren des Norddeut—⸗ 
ſchen Bundes und ben Regierungen der 
füddeutfchen Staaten abgeſchloſſenen Ber: 
trag vom 23. Nov. 1870 (Bundesgefeb- 
blatt vom 31. San. 1871, mit Schluß: 
protofol) bildet B. nunmehr einen Be 
ftanbteil des Deutfchen Reichs, indem «8 
in den deutſchen Reichſtag 48 Abgeord- 
nete entjendet. Es find aber dem bay 
rifhen Staat mit NRüdfiht auf die 
Größe und Bedeutung besfelben wich 
tige Bor: und Sonderredhte einge 
raumt worden. Zunächſt ift bie Militär: 
macht Bayerns im Frieden felbftändig 
geftellt. Das bayriiche Heer bildet einen 
in ſich geſchloſſenen Beſtandteil des deut- 
fhen Bunbesheers mit felbftändiger Ver: 
waltung unter ber Militärhoheit bes Kö⸗ 
nigs von B. Im Krieg und zwar mit 
dem Beginn der Mobilifierung ſteht aber 
auch das bayrifche Heer unter dem Befehl 
bes Bunbdesfeldherrn. Auch hat diefer bas 
Recht und die Pflicht, fich durch Sufpel: 
tionen von ber ausdrücklich ftipulierten 
Übereinftimmung in Organifation, For: 
mation und Ausbildung ber bayriſchen 
mit den übrigen beutjchen Truppen ſowie 
von der VBollzähligfeit und Kriegstüchtig- 
feit des -bayrifchen Kontingents Überzeu- 
gung zu verſchaffen. Im Krieg find die 

ayrifchen Truppen verpflichtet, den Be: 
fehlen des Bundesherrn unbedingt Folge 
gu leiften, eine Verpflichtung, weldye in 

en Fahneneib mit aufzunehmen tft. Ein 
weiteres Nefervatrecht ift ber Krone B. in 
Anfehung des Poſt- und Telegraphenwe⸗ 
ſens eingeräumt: die Einrichtung und 
Berwaltung des Poſt- und Telegraphen- 
weſens und die Einnahmen ausbemjelben 
find, ebenjo wie für Württemberg, für 











Bayern (Juftizorganifation). 


® D, nacbehatten und ifo bier nicht Sache 
Reiche. Während ferner bie Kompe⸗ 
m ber Fe im allgemeis 
nen auch auf B. ausgebel am worden ift, 
und während die meiften Erin Nord: 
kur ven Bundes auch auf bie fühbeuts 
taaten mit erftredt und zu Reichd- 
De erhoben worden find, 1 bie Ber 
aufehtigung ig und —— bes Reis 
iöloffen Hinfihtlich ber 
und Rieberlaffungsverhältnifie — 
jehung des Vereheli TR ſoweit 
mii jenen Berhältniffen im Zuſammen⸗ 
ha ſieht. Daher gilt insbeſondere das 
{che Bundesgeſetz über den Unter⸗ 
Mnpungemapufig (f.d.) in ®. nit. Fer: 
ner Tann eine reichägefekliche gelung 
des Jmmobilian TUNG jend in B. 
nur mit Suftimmung ber dortigen R * 
rung Gel tung gelangen. —8 
ebenfo wie Wi 
aeg auf die Seheuering ur ande 
8 und —e—— felftänbig 
el Diefe ift der Sanbesgeie bung 
vorbehalten, auch verbleibt rtrag 
biefer Steuern dem bayrifhen Staat. 
Juch Hinfichtlich bes Eiſenbahnweſens hat 
®, eine Sonberftellung, boch fteht dem 
Reich a 8. gegenüber das Recht zu, im 
Weg ber bung einheitliche Nor— 
men für. ie teuktion und Ausrüftung 
ber für bie Tandeöverteibigung wichtigen 
Eijenbahnen aufzuftellen. Endlich ift aus 
bie Kompetenz der Rormaleicun 
miffion des Reiche in B. aut teen. 
Außerdem ift aber die Krone im Bun⸗ 
desrat mit beſondern Regien ausge 
flattet. Sie führt bier jeh® Stimmen, 
während ihr in dem Plenum Bi ee 
maligen Deutſchen Bundes, beffen Stim- 
menverhältniß fonft berüdfichtigt wurde, 
nur vier Stimmen zulamen. In bem 
Bundesratsausihuß, für Lanbheer an 
deſtungen hat B. einen ftäi Sip; 
& führt ben Borfi in bem Ausfchuf 
für bie auswärtigen Angelegenheiten uı 





—8 erinnern, wo: 
junbeöflanten, in 
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welchen mehrere Oberlanbesgerichte er⸗ 
richtet werben, ein oberſtes Landesgericht 
ur Guten, über die font an das 
richt gehenden Revifionen gei 

zueitifanitige Urteile ber ber lantese 
geräte in Zivilfachen eingefept werben 

fanın. Bon’diefer Befugnis bat nur ®. 
Gebrauch gemacht und ein partifuläres 
oberſtes — in Münden er⸗ 















richtet. Die Zuftändigkeit, desfelben be⸗ 
sieht fich jedoch nicht Auf Biefnt, ven Rechts: 
Ya en, welche ehedem vor das Keictober- 
Bandelögericht gehörten. Im biefen Bro: 
ehfachen bildet mehr auch für B. das 
ichögericht zu Leipzig Die dritte Inſtanz 
Juftizorganifation. Ein oberftes 


Landesgericht iſt, wie oben bemerkt, in 
München errichtet. Die Begixfe ber im 
madftehenden aufgeführten 6 Oberlan- 
desgerichte zerfallen in 28 Lanbgerichtss 
ehe weldje wieberum in bie im nach⸗ 
ſtehenden auf; eführten Amtogerichtsbe⸗ 
zirke eingeteilt ind: 


1. Oberlanbesgeriät Kugäburg. 

1) Landgerit Wugsburg mit den Amtbger 
rihten: Wach, Augsburg, Burgau, Friede 
derg, Landsberg, Gäwobmüinden, Wertingen, 


Zusmarshaufen., 

9 Eigfätt: Beilngeieb, Ciäflätt, Ellingen, 
Greding, Ingolfadt, Kipfenberg, Mongeim, 
Bappenheim, Meipenburg. 

9) Rempten: Füfien, Immenfiadt, Raufbeu- 
ven, Kempten, Sinbau, Oberborf, Oberglinge 
— Shongau, Sonthofen, Weiler, 

4) Memmingen: Babenhaufen, Buchloe, Bünz- 
burg a. D., Iertifien, Srumbadh, Memmin- 
gen, Dinbelfeim, Reusillm, Ottobeuren, Türt- 


Yeim, Weipenhorn. j 

5) Reuburga.d. Donau: Dilingen, Donau- 
wörtß, Geeifenfel, Hödfläbt a. D. Sauingen, 
Neuburg a. D., Nördlingen, Öttingen, Pfofe 
fenofen, Rain, Sörobengaufen. 

TI. Oberlaubeßgeritht Bamberg. 

6) Algaffenburg: Alzenau, Amorbach Aſchaf · 
fenburg, Mingenberg, Lob, Marktheidenfeld, 
Wiener, Obenburg, G6Bteippen, Ela: 


d Bereutg: Bairutt. Bert, Yotfed, 
Rulmbad, Pegnit, Pottenften, Gtabtfteinad, 
Lhumau, Meidenderg, Weismain. 

8) Bamberg: Bamberg I, Bamberg IT, Bau- 
nad), Burgebrah, Ebermannftadt, Ebern, 
Forägelm, Hösftadt 0. d. A, Rronacı, Lide 
tenfelß, Sudioigfladt, Roralben, Eihehtik, 
ESrhlad, Staffelftein. 
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9) Hof: Hof, Kirchenlamitz. Münchberg, Naila, 
Rehau, Selb, Thiersheim, Wunſiedel. 
10) Schweinfurt: Biſchofsheim, Euerborf, Ge⸗ 
rolzhofen, Hammelburg, Haßfurt, Hofheim, 
Kiffingen, Königähofen, Mellrichſtadt, Mün⸗ 
nerftabt, Neuftadt a. d. S. Schweinfurt, Bol- 
ta, Werneck. 
Würzburg: Arnftein, Aub, Brüdenau, Det- 
telbadı, Gemünden, Karlftabt, Kitzingen, Markt⸗ 
breit, Ochſenfurt, Wiefentheid, Würzburg L 
Würzburg IL 
III. Oberlandeögerigt Münden. 


11 


— 


12) 

13) Münden II: Bruck, Dachau, Dorfen, Ebers⸗ 

berg, Erding, Yreifing, Haag, Miesbach, 

Starnberg, Tegernjee, Tölz, Weilheim, Wer⸗ 

denfeld, Wolfratshaufen. 

Deggendorf: Arnstorf, Deggendorf, Gra⸗ 

fenau, Hengersberg, Dfterhofen, Regen, 

Viechtach. 

15) Landshut: Dingolfing, Eggenfelden, Lands⸗ 
hut, Mainburg, Moosburg, Neumarkt a. d. 
Rott, Rottenburg, Bilsbiburg. 

16) Baffau: Freyung, Griesbach, Paflau, Pfarr 

tirhen, Rotthalmünfter, Simbach, Vilshofen, 

Waldkirchen, Wegſcheid. 

Straubing: Bogen, Kökting, Landau a. d. 

Zar, Mallersdorf, Mitterfel3, Neukirchen, 

Straubing. 

18) Traunftein: Aibling, Altötting, Berchtes- 

gaben, Burghaufen, Laufen, Mühldorf, Prien, 

Reichenhall, Rofenheim, Tittmoning, Traun 

ftein, Troftberg, Wafjerburg. 

IV. Oberlandeögerigt Nürnberg. 
Amberg: Amberg, Cham, Furth, Kafll, 
Rabburg, Neumarkt i. d. Oberpfalz, Neun⸗ 
burg v. d. W., Paräberg, Schwandorf, Sulz. 
bad, Waldmünden. 

Ansbach: Ansbach, Dinkelsbühl, Feucht⸗ 

wangen, Gunzenhauſen, Heidenheim, Heils⸗ 

bronn, Herrieden, Rothenburg, Schillingsfürft, 

Uffenheim, Waffertrüdingen. 

21) Fürth: Erlangen, Würth, Herzogenaurach, 
Kadolzburg, Markterlbach, Neuftadt a. d. 
Aiſch, Scheinfeld, Windsheim. 

22) Nürnberg: Altporf, Gräfenberg, Hersbruck, 
Hilpoltftein, Lauf, Nürnberg, Roth, Schwabad). 

23) Regensburg: Abendberg, Burglengenfeld, 
Hemau, Kelheim, Nittenau, Regensburg J, 
Regensburg II, Regenſtauf, Niedenburg, Ro⸗ 
ding, Stadtamhof, Wörth. 

24) Weiden: Auerbach, Erbendorf, Eſchenbach, 
Kemnath, Neuſftadt a. d. W., Oberviechtach, 
Tirſchenreuth, Vilseck, Vohenſtrauß, Wald⸗ 
ſaſſen, Weiden. 

V. Oberlandesgericht Zweibräden. 

35) Frankenthal: Dürkheim, Frankenthal, 
unſadi. Lubwigähafen, Neuſtadt a. d. Hardt, 

peier. 


14 


u 


17 


— 


19 


— 


20 


Sr 


Münden I: Münden I und Münden II. 


Bayern (Verwaltungdorganifation). 


26) Raiferslautern: Kaiferdlautern, Kir: 
heimbolanden , Kufel, Lautereden, Obermo- 
ſchel, Dtterberg, Rodenhaufen, Winnweiler, 
Molfftein. 

27) Landau: Annweiler, Bergzabern, Edenkoben, 
Germersheim, Kandel, Landau. | 

28) Zweibrüden: Bliesfaftel, Dahn, Homburg, 
Et. Ingbert, Landftupl, Pirmafens, Wald: 
fiſchbach, Waldmohr, Zweibrüden. 

Verwaltung. Was bie innere Ber: 
waltung anbetrifft, fo ift das Königreich, 
ebenfo wie die übrigen beutfchen Bundes: 

ftaaten, im weſentlichen vom Reich u: 

abhängig geftelt. Das Land zerfällt zum 

Awed ber innern Verwaltung in bie acht 

Regierungsbezirfe Oberbayern (Haupt: 

fladbt: München), Niederbayern (Lands: 

but), Pfalz (Speier), Oberpfalz (Re 
gensburg), Oberfranken (Baireuth), 

Mittelfranfen (Ansbach), Unterfranten 

Würzburg) und Schwaben (Augzburg). 
ür jeden Regierungsbezirk bejteht eine 

eigregierung, welche in zwei Kammern, 
des Innern und der Finanzen, zerfällt und 
einem NRegierungspräfidenten unterftelt 
if. Unter den Kreisregierungen ſtehen 
dann die Bezirksämter, die unmittelbaren 

Magiftrate der größern Stäbte, die Bau: 

ämter, die Rent= und Forſtämter. Zum 

aned ber fommunalen Selbftverwaltung 

ifdet jeder Regierungsbezirk eine Kreis: 
gemeinde, beren Vertretung der Land⸗ 
vat iſt, und jeder Diftrift eines Bezirke: 
amtmanns eine Diftriftögemeinde, 
welche durch den Diftriftsrat repräfen: 
tiert wird. Der Diftriftsrat ſetzt ſich aus 

Großgrundbeſitzern und Abgeordneten ver 

Gemeinden zufamnten, unter Hinzutritt 

eines Vertreterd des Staatsärars, wenn 

diefer bei den Umlagen beteiligt ift. Der 

Landrat befteht aus ben Vertretern ber 

Diftriktsräte, der der Kreisregierung direkt 

untergeordneten Stäbte, ber Großgrund: 

befiter, der Bfarrer und der Univerfitäten. 

Der Landrat wählt aus feiner Mitte einen 

Landratsausfhuß, ber Diftriktsrat einen 

Diftriftsausfchng, welchen Die laufende 

Verwaltung bed Kreid:, reſp. Diftriftd: 

vermögend und bie Aufficht über bie Kreis: 

und Diſtriktsanſtalten zuftebt. 
In nachfolgendem geben wir eine Über: 
ficht der Berwaltungsorganifation 

des Königreichs B.: 





Bayern (Finanzen). 


(Rreiöregierungen, Bezirkzämter und Magiftrate.) 


L Regierungdbezirt Oberbayern. 
Skreißregierung in Münden. 

Bezirtsämter zu Aichach, Altötting, Berch⸗ 
tesgaden, Brut, Dachau, Eberäberg, Erding, Frei⸗ 
fing, Friedberg, Ingolfiadt, Landsberg, Laufen, 
Miesbah, Mühldorf, München L. d. Ifar, Mün⸗ 
den r. d. Zar, Pfaffenhofen, Rojenheim, Schon⸗ 
gau, Schrobenhaufen, Tölz, Traunftein, Waſſer⸗ 
burg, Weilheim, Werdenfels. 

Der Töniglihen SKreiöregierung unmittelbar 
untergeordnete Magiftrate: Münden, Ingol⸗ 
ftadt, Freiſing, Landsberg, Rojenheim, Traunftein. 

Für die Nefidenzftadt München beftebt eine 
lonigliche Polizeidirektion. . 

IL Niederbayern. 
Kreisregierung in Landshut. 

Bezirtsämter zu Bogen, Deggendorf, Din- 
golfing, Eggenfelden, Grafenau, Griesbach, Kehl⸗ 
heim, Kößting, Landau, Landshut, Mallersdorf, 
Paſſau, Pfarrkirchen, Regen, Rottenburg, Strau⸗ 
bing, Viechtach, Vilsbiburg, Vilshofen, Weg⸗ 
ſcheid, Wolfſtein. 

Der köoniglichen SKreißregierung unmittelbar 
untergeorbnete Magiftrate: Landshut, Paſſau 
und Straubing. 

II. Pfalz. 
Kreisregierung in Speier. 

Bezirtsämter zu Bergzabern, Frankenthal, 
Germersheim, Homburg, Kaiſerslautern, Kirch 
beimbolanden, Kufel, Landau, Reuftabt a. d. H. 
Pirmaſens, Speier, Zweibrüden. 


IV. Oberpfalz und Negendburg. 

Kreisregierung in Negensburg. 
Bezirlsämter zu Amberg, Burglengenfeld, 
Cham, Eſchenbach, Hemau, Kemnath, Nabburg, 
Neumarkt, v. W., Neuftadt a. d. W., 
Negenäburg, Roding, Siadiamhof. Sulzbach, —* 
ſchenreuih, Velbung, Vohenſtrauß, Waldmünchen. 
Der Lönigliden Kreiſsregierung unmittelbar 
untergeoxvnete Magiftrate: Regensburg und 


Amberg. 
V. Oberfranten. 
Kreisregierung in Baireuth. 

Bezirls3ämter zu Bamberg L, Bamberg II, 
Baireuth, Berneck, Ebermannfladt, Forchheim, 
Hõchſtadt a. d. A, Hof, Kronach, Kulmbach, Lich⸗ 
tenfels, Mũnchberg, Naila, Pegnik, Rehau, Stadt⸗ 
ſteinach, Staffelſtein, Wunſiedel. 

Der Töniglihen Streisregierung unmittelbar 
untergeordnete Magiftrate: Baireuth, Bam⸗ 
berg und Hof. 


VL Rittelfranten. 
Sreisregierung in Ansbad. 
Bezirtsämter zu Ansbach, Beilngries, 
Eichſtãtt, Erlangen, Feuchtwangen, 
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Fürth, Gunzenhauſen, Heilsbronn, Hersbruck, 
Neuſtadt a. d. A. Nürnberg, Rothenburg a. d. T., 
Scheinfeld, Schwabach, Uffenheim, Weißenburg. 

Der königlichen Kreisſsregierung unmittelbar 
untergeordnete Magiſtrate: Ansbach, Dinkels⸗ 
bühl, Eichſtätt, Erlangen, Fürth, Nürnberg, Ro⸗ 
thenburg, Schwabach, Weißenburg. 


VIL Unterfranken und Aſchaffenburg. 
ſtreisregierung in Würzburg. 

Bezirksämter zu Alzenau, Aſchaffenburg, 
Brückenau, Ebern, Gerolzhofen, Hammelburg, 
Haßfurt, Karlftadt, Kiffingen, Kitzingen, KRönigs- 
hofen, Lohe, Marktheidenfeld, Mellrichſtadt. Mil⸗ 
tenberg, Neuſtadt a. d. S., Obernburg, Ochſen⸗ 
furt, Schweinfurt, Würzburg. 

Der ksoͤniglichen Kreißregierung unmittelbar 
untergeordnete Magiſtrate: Würzburg, Aſchaf⸗ 
fenburg, Kitzingen und Schweinfurt. 


VIII. Schwaben und Reuburg. 
Kreisregierung in Augsburg. 

Bezirtsämter zu Augsburg, Dillingen, 
Donauwörth, Yüflen, Günzburg, Illertiſſen, 
Kaufbeuren, Kempten, Krumbach, Lindau, Mem⸗ 
mingen, Mindelheim, Neuburg, Neu-Ulm, Nörd⸗ 
lingen, Oberdorf, Sonthofen, Wertingen, Zus⸗ 
marshauſen. 

Der koniglichen Kreiſsregierung unmittelbar une 
tergeorbnete Magiftrate: Augsburg, Dillingen, 
Donauwörth, Günzburg, Kaufbeuren, Kempten, 
Lindau, Memmingen, Neuburg, Nörblingen. 


Tinanzen. Die Staateinnahme für 
jedes Jahr der Finanzperiobe 1880—81 be: 
trägt nach dem Voranfchlag 220,581,122 
ME., die Ausgabe 221 ,741,445 DE, fodaß 
fi) ein Defizit von I6d 23 ME. pro Jahr 
ergeben würde Gin höheres Defizit ift 
durch Die bi8 1882 bewilligte Erhöhung bes 
Malzauffchlags von 4 auf 6 ME. pro Hel- 
toliter vermieden worden. In der Ein⸗ 
nahme fguieren b die bireften Steuern 
mit jährlih 22 Mt. und bie 
inbdireften mit 1 2 550 Mf., wovon 
allein auf die Einnahme aus ber Bier: 
und Branntweinfteuer 42,148,610 ME. 
entfallen. Die Einnahme aus den Staats: 
domänen tft auf jährlich 33,902,510 DIE. 
veranfchlagt. In die Ausgaben find 
45,826,625 Mf. auf die Staatsfchulden, 
12, 666, 626 ME. für die Erigenz des Ju⸗ 
figminifteriumg, 17,785,458 ME. für die 
jenige bed Minifteriums des Innern, 
19,224,243 ME. für das Kultusminifte- 
rium und 3,400,478 ME. für das Finanz⸗ 
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minifterium eingeftellt. Die Ausgaben 
für die Armee, welche aus ber Reichskaſſe 
ükerwiefen werben, find auf 42,030,416 
Mr. pro 1880— 81 veranlagt. Die 
Staatsſchuld Dee fi a me bes 
Jahrs 1879 auf 1,320,470,283 ME. 

Das bayriiche Staatswappen ift ein 
länglich-wierediger Schild, in vier Teile 
geteilt, mit einem Herzſchild, oben rechts 
der pfälzifche goldne, rotgefrönte Löwe 
in Schwarz, unten links ber blaue, golb- 
gefrönte Löwe (wegen bed Fürftentums 
Veldenz) in Weiß, oben links drei filberne 
Spiten in Rot (wegen Franken), unten 
rechts ein golbner Pfahl auf rot und weiß 
geftveil tem Grund (wegen Burgau-Schwa- 

en). Der Mittelfchild enthält 42 filberne 
und blaue Rauten, diagonal von der Rech⸗ 
ten zur Linken auffteigend, als Sinnbild 
aller vereinigten Teile. Schildhalter find 
anei golbne Löwen mit gefpaltenem 
chweif, von denen jeber eine in filberne 
und blaue Rauten geteilte Fahne hält. Das 
Ganze umgibt ein mitHermelin ausgefchla: 
genes Zelt, oben mit der Königefrone. Die 
anbesfarben find Blau und Weiß. Val. 
Spruner, Leitfaden zur Gefchichte von 
B. (2. Aufl. 1853); »Ortſchaftenverzeich⸗ 
nis des Königreich B.« (herausgeg. vom 
Statiſtiſchen Büreau, 1877); Geiſt- 
bed, Das Köonigreich B. in geographiſch⸗ 
ſtatiſtiſcher Beziehung (1878); Pözl, 
Lehrbuch des bayriſchen Verfaſſungsrechts 
(5. Aufl. 1877); Brater, Die Verfaſ⸗ 
j unge urkunde des Königreichs B. (3. Aufl. 
1878); Pözl, Sammlung der bayriichen 
Verfaſſungsgeſetze (2. Aufl. 1869, Sup: 
plement 1872). 

Beamtenadel, ſ. Dienftabel. 

Beamtenbeleidigung, |. Amtsbe⸗ 
feidigung. 

Beamter, Inhaber eines Anıtes(f.b.); 
Beamtenvereine, Allociationen, die, 
auf dem Prinzip der Selbfthilfe und ber 
Gegenfeitigfeit beruhend, bie materiellen 
Intereſſen der Beamten zu fördern beftrebt 
find; fo insbefondere der Preußiſche 
Beamtenverein, welder feinen Sib 
in Hannover bat. Zur Aufnahme in 
diefen Verein, welcher fi namentlich 
mit Lebens» und Rapitalverficherung be: 
faßt, aber auch Beamtenfpar: und Dar: 


Beamtenadel — Begnadigung. 


lehnskaſſen errichtet, find die unmittelba⸗ 
ren unb mittelbaren beutfchen Reichsbeam⸗ 
ten, die preußifchen Staats, ftändifchen 
und Kommunalbeamten, die innerhalb 
ber deutfchen Reichslande und bes preußi- 
ſchen Staats angeftellten Kirchen⸗- und 
Schuldiener, bie bei ber Verwaltung bes 
Vereins angeftellten Beamten und endlich 
die auf Ruhegehalt oder Wartegeld ge: 
jegten Perſonen ber genannten Klaſſen 
berechtigt. Es können jedoch auch Staats⸗ 
und Kommunalbeamten andrer deutſcher 
Staaten ſowie Privatbeamte ugelaffen 
werben. Organ des Vereins Mn ie feit 
1877 ericheinende »Monatsfchrift für 
deutfche Beamte«. 

Beglaubigung (Fidemation, Vidi— 
mation), der Aft, burch welchen eine 
hierzu ermächtigte Behörde ober fonitige 
Öffentliche Perfon (Gericht, Konful, No: 
tar) die Richtigteit einer Thatfache, ins: 
befondere die Echtheit einer Unterfchrift 
oder die Übereinflimmung einer Abjchriit 
mit dem Original, in amtlicher Form und 
von Amts wegen bezeugt. Beglaubi— 
gungafärei en (Kreditiv, Lettre 

e cr&ance) ift das Schriftſtück, durd 
welches die Stellung eines Geſandten 
(ſ. d.) als folchen bei ber empfangenden 
Regierung durch Die abſendende beurkun: 
det wird. 

Begnadigung,, ber gänzliche oder teil- 
weile Erlaß ber durch eine ſtrafbare Hand: 
lung verwirkten Strafe durch das Staats: 
oberbaupt. Dabei ift aber zu unterfchei: 
den wiſchen der B.im engern Sinn 
und der fogen. Amneftie, je nachdem «8 
fih um die B. eines einzelnen Verbrechers 
oder um bie B. einer ganzen Klafie von 
Berbrechern handelt. Eine foldye Anıneftie 
(Generalparbon) kommt nantentlid 
politiſchen VBerbrechern gegenüber vor, um 
nach politiſch bewegten Seiten eine Ber: 
ſöhnung ber dermaligen Staatsregierung 
mit ihren bisherigen. Gegnern berbeizu- 
führen. Die Einzelbegnadigung ift aber, 


ebenfo wie bie Amneflie, entweder eine B. 
nad) ober vor gefällten Strafurteil. Für 


den oe Tall ift der Ausdrud Aboli— 
tion (Niederſchlagung) gebräuchlich. 


Die nach gefälltem Strafurteil eintretende 


B. kann entweber in einem gänzlichen ober 


Begnadigung. 


in einem teilweifen Erlaß ber Strafe be 
ftehen, oder fie tritt erft nach teilmeifer 
Vollſtreckung der Strafe ein, indem fie den 
Etlaß des Strafreftes herbeiführt, oder in- 
dem fie die mit ber Strafe verbundenen 
Rechtsnachteile aufhebt. In dieſem Iegtern 
Sinn wird die B. als Rehabilitation 
bezeichnet, wenn ſie die Wiederherſtellung 
der dem Verbrecher entzogenen bürgerli⸗ 
chen Ehrenrechte enthält. Darüber, ob das 
Begnadigungsrecht des Souveräns, 
welches verfaſſungsmäßig in den meiſten 
Kulturſtaaten ausdrücklich anerkannt iſt, 
auch vom rechtspolitiſchen und -philoſo⸗ 
phiſchen Standpunkt aus zu rechtfertigen 
ſei, iſt viel Streit. Namentlich war der 
große Philoſoph Kant ein Gegner desſel⸗ 
ber. Es läßt ſich ja in der That auch 
nicht wegleugnen, daß bag Begnadigungs⸗ 
echt eine Abweichung von dem nach der 
Geſetzesvorſchrift ftattfindenden ftrafrecht- 
lichen Berfahren bewirkt, daß ferner die 
Möglichkeit einer willfürlihen und un- 
gerechten Handhabung besjelben nicht aus⸗ 
geichloffen ift, und daß dasjelbe endlich 
anz entbehrlich fein würde, wenn bie 

trafgeſetzgebung eine vollflommene wäre. 
Da dies aber bei ber Mangelhaftigfeit 
aller menſchlichen Snititutionen nie ganz 
ber Fall fein wirb, ba vielmehr das for: 
melle Recht, wie es fich in ben Durch: 
jhnittäregeln der Strafgefeßgebung dar⸗ 
ſtellt, mit dem materiellen Recht, wie es 
der Idee der höhern Gerechtigkeit und Bil: 
ligfeit entfpricht, in Widerſpruch geraten 
kann, jo erfcheint das Begnadigungsrecht 
des Souveräns als befien ſchönſtes Necht, 
notwendig zur Vermittelung und Aus: 
gleihung der Härten bes ftarren Rechts. 
Wohl zu beachten ift aber hierbei, daß bie 
Anwenbungsiphäre des Begnadigungs- 
rechts eine engere wirb, je größer Der 
Spielraum ift, welchen die Strafgefeße 
dem richterlichen Ermeſſen bei Ausmeſſung 
der Strafe offen laffen, und je mehr ber 
Richter ſelbſt hiernach die individuellen 
Verhältniffe des Angefchuldigten berüd: 
fihtigen kann, wie dies namentlich auch 
nah dem bermaligen deutſchen Strafge: 
ſetzbuch der Fall if. Das Recht der B. 
fieht dem Monarchen und in den Republi- 
fen den verfaffungsmäßig damit ausge⸗ 

Etaatälerikon. 
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geftatteten Organen, fo 3. B. in ben beut: 
Igen Freien Städten bem Senat, zu. In 
eichtern Fällen ift die Ausübung diejes 
Nechts von dem Souverän vielfach be 
ftimmten Behörden, befonders dem Juſtiz⸗ 
minifterium, in Kriegszeiten einem Toms 
mandierenden General, einem Statthal- 
ter 2c., übertragen. Im Deutichen Reich 
bat der Kaifer als folcher nur in denjeni⸗ 
gen Straffachen das Recht der B., welche 
in erfter Inftanz vor das Reichsgericht ge⸗ 
hören, aljo in den Fällen des Hochverrats 
und des Lanbeöverrats, infofern diefe Ver⸗ 
brechen gegen den Kaiſer oder bad Reich 
gerichtet find (deutſche Strafprogeßorb: 
nung, 6 484), ſowie in denjenigen Iälen, 
in welden ein beutfcher Konjul oder ein 
Konfulargericht in erfter duſtianz erkanut 
hat (ſ. Konſul). Im übrigen ſteht das 
Begnadigungsrecht den Monarchen der 
deutſchen Einzelſtaaten und in den Freien 
Städten, wie bereits bemerkt, den Sena⸗ 
ten zu. Todesurteile bedürfen nach der 
deutſchen Strafprozeßordnung ($ 486) 
zu ihrer Vollſtrekung zwar feiner Beſtä⸗ 
tigung mehr, bach follen fie nicht eher voll: 
vet werden, als big die Entſchließung 
es Staatsoberhaups, tefp. bes Kaiſers 
ergangen ift, in dem vorliegenden Fall von 
bem Rechte der B. feinen Gebrauch machen 
zu wollen. Übrigens iftin den Derfaffungs- 
urkunden ber modernen Tonftitutionellen 
Monardien eine Beichränfung des Be: 
gnadigungsrechts infofern anerfannt, als 
ein Miniſter oder ein fonftiger höherer 
verantwortlicher Stnatsbeamter, welcher 
buch die Stände einer Verfaflungsver: 
legun angeriagt worden ift, von der ge- 
gen ihn deshalb ausgeſprochenen Strafe 
nicht oder nur auf Antrag der anflagen- 
ben Kammer felbft im Gnadenweg befreit 
werben kann, weil jonftein Hauptmoment 
bes fonfiitutionellen Syſtems, das In⸗ 
ftitut der Minifterverantivortlichfeit und 
Minifleranflage, binfällig werben würde 
(vgl. die Verfajlungsurfunden von Bel- 
gien, 591, Preußen, $49, Sachſen, $150, 
Württemberg, $205; Bayriſches Gefeß, bie 
Verantwortlichkeit der Minifter betr., vom 
4. Juni 1848, Art, 12, zc.). Eine weitere 
Beſchränkung bes Begnadigungsrechts ift 
ferner in manchen Verfaſſungsgeſetzen in 
4) 
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Anfehung der Abolition enthalten, bie teil? 
für gänzlich unzuläffig erffärt, teils we⸗ 
nigitend bei gewiſſen Verbrechen nicht 
ftatthaft ift. Andre Berfaffungsurfunden 
fnüpfen die Zuläffigfeit der Nieberfchla- 
gung an die Zuſtimmung des höchften Ge⸗ 
richtshofs ober deö Landtags. Was ferner 
bie viel erörterte Frage anbetrifit, ob ein 
Berurteilter auch gegen feinen Willen 
begnabigt werben Fönne, fo bürfte diefelbe 
wohl zu bejahen fein, da bie B. Fein Akt 
ber Willkür, fondern ein At der höhern 
Gerechtigkeit fein ſoll, welchem ſich ber 
einzelne nicht beliebig entziehen kann. 
Nur in anfchung ber Abolition könnte es 
für einen Unfchuldigen geradezu eine Härte 
involvieren, wenn er auch gegen feinen 
Willen eine folhe B. annehmen müßte; 
er hat vielmehr ein Recht, zu verlangen, 
daß feine Unſchuld durch Urteil und Recht 
bargethan werde, und ebenbarum würde 
er eine B. gegen feinen Willen ablehnen 
können. Die norwegiſche Berfaffung fta- 
tuiert übrigens ganz allgemeinbie Zurüd- 
weifung einer B. ſeitens des gegen feinen 
Willen Beguadigten. Endlich ift noch dar⸗ 
auf binzuweifen, daß die privatrechtlichen 
Tolgen eines Berbrechens durch eine DB. 
nicht alteriert werben. Vgl. außer den 
Lehrbüchern des Staatsrehtö und bes 
Strafrechts: Lüber, Das Souveränitäts- 
recht der B. (1860); v. Arnold, fiber 
Umfang und zunwenbung bes Begnabi- 
gungsrehts (1860); R.v. Mohl, Staats⸗ 
recht, Völkerrecht und Politik, Bd. 2, ©. 
634 ff. (1869). 
Begünfligung,, das Vergehen besjeni- 
gen, welcher nach Begehung eines Ber: 
rechens ober Vergehens bem Thäter wiſ⸗ 
ſentlich Beiſtand leiftet, um denfelben der 
Beitrafung zu entziehen, oder um ihm bie 
Vorteile bes Verbrechens ober Vergehens 
zu ſichern. Bei einer bloßen Übertretung 
fennt das deutſche Strafgeſetzbuch eine 
B. nicht. Während nämlich die frühere 
Geſetzgebung die B. regelmäßig aus dem 
Geſichispunkt der Teilnahme am Verbre⸗ 
chen beftrafte, behanbelt das Reichsſtrafge⸗ 
ſetzbuch Die B. als ein befonderes Vergehen 
und bedroht dieſelbe mit Geldftrafe bis zu 
600 ME. oder mit Öefängnis bis zu 


1 Jahr und, wenn jener Beiltand um 


Begünftigung — Beihilfe. 


des eignen Borteils willen geleiftet ward, 
fogar_mit Gefängnis bis zu 5 Jahren. 
Die Strafe darf jedoch der Art und bem 
Maß nad Feine fchwerere fein als Die auf 
die verbrecherifche Handlung felbit ange- 
drohte. WarbagegendieB. vor Degehung 
ber That zugefagt worden, fo wird dieſelbe 
ftrenger, nämlid) als Beihilfe (f. d.), ge- 
ahndet. Die B. ift ftraflos, wenn diejelbe 
bem Thäter ober Teilnehmer von einem 
Angehörigen (f. d.) geleiſtet worben ift, um 
ihn ber Beitrafung zu entziehen. Wurde 
dagegen bie B. bes Vorteils wegen began- 
gen, fo verwandelt fich diefelbe in bas 
jhwerere Bergehen der Hehlerei (f.d.), 
wofern ber Begünftigte Diebſtahl, Raub, 
Unterfchlagung oder ein dem Raub gleidy 
u beftrafendes Verbrechen verübt hat. Der 

erſuch der B. ift nicht firafbar. Dal. 
Deutiches —— 27 ff.; Oſter⸗ 
zeichen Strafgefeibu 6,211, 214— 


Beichtgeheimnis (lat. Sigillum con- 
fessionis), die in der Tatholifchen wie in 
der proteftantifchen Kirche anerfannte Ber: 
pflihtung des Geiftlihen zur Geheimhal⸗ 
tung besjenigen, was ihm in ber Beichte 
oder fonft bei Zueübung der Seelforge 
anvertraut ward. Das B. wirb auch von 
ber ſtaatlichen Gefeßgebung infofern re 
fpeftiert, als der allgemeine Zeugniszwang 
ſich nicht auf dasjenige erfiredt, was einem 
Geiftlihen bei Ausübung ber Seelſorge 
anvertraut wurde. Vgl. Deutſche Straf- 
progeforbnnung, $ 348; Knopp, Der fa: 
tnolilte Seeljorger als Zeuge vor Gericht 


( 

Beigeordneter, in manchen Gegen- 
ben Amtstitel bes Gehilfen des Bürger- 
meiſters. 

Beihilfe, die abſichtliche Förderung der 
Begehung eines Verbrechens oder Ber: 
gebens. Im Gegenſatz zum fogen. Anftif- 
ter (f. d.) ift der Gehil fe eines Berbre- 
her? nad) dem deutſchen Strafgefeßbuch 
($ 49) derjenige, welcher dem Thäter zur 

egehung eines Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens durch Rat oder That wiſſentlich 
Hilfe geleiftet hat. Die B. zu einer Über: 
tretung ift dagegen ftraflos. Während aber 
basfrangöfife trafrechtalle Teilnehmer, 
gleichviel ob Urheber oder Gehilfen, für 


’ 








Beiſaſſen — Belagerungszuftand. 


gie ftrafbar erklärt, ſtellt das deutſche 
trafgefeßbuch die B. dem Verſuch eines 
Verbrechens oder Vergehens gleich und 
ftraft demnach ben Gehilfen zwar nad 
demjenigen Geſetz, welches auf die Hand⸗ 
lung Anwendung findet, zu welcher er 
wiſſentlich Hilfe geleiftet hat, jedoch mil- 
ber al& ben Urheber (Tihäter) und als den 


uſtifter. 

Beiſaſſen GBeiwohner, Schutzver⸗ 
wandte, Schutzbürger), im weitern 
Sinn alle Perſonen, welche bloß innerhalb 
einer Stadt ihren mi ewäbhlt oder 
den Schub ber ftädtiihen Obrigkeit ohne 
das Bürgerrecht erworben haben; im 
engern Sinn Einwohner, bie nicht im Be⸗ 
fit des vollen, fondern nur des fogen. Eleis 
nen Bürgerrechts find. Der Sue ber 
ihnen gewährten Mechte ift das Beiſaſ⸗ 
ſenrecht, ihre Verfaſſungsurkunde bie 
Beifaffenordnung, die zu entrichtende 
Abgabe das Beifaffengeld. Al Unter⸗ 
pfand für die Ginbarkung feiner Obliegens 
heiten leitet ber Beifaffe den Beilaffen: 
eid. Der Unterfchieb zwiſchen Vollbür⸗ 
gern und B. oder Niedergelafjenen findet 
namentlich in ber Schweiz praftifche An⸗ 
wendung. &3 eriftiert dort faum eine Ge⸗ 
meinde, die neben den eigentlichen Ge⸗ 
meinbemitgliebern nicht auch eine größere 
ober geringere Zahl von Niedergelafjenen 
enthielt. Bol. Rüttimann, Über bie 
Gefchichte des ſchweizeriſchen Gemeinde: 
bürgerrecht? (1862). Die nad) 1848 er: 
laſſenen Berfaffungsurfunden der einzel- 
nen beutfchen Staaten haben faft durch⸗ 
weg den Unterſchied zwifchen eigentlichen 
Bürgern und Schugbürgern aufgehoben, 
wie dies auch ſchon zuvor in einzelnen 
Staaten, 3. B. in Baden durch Geſetz von 
1831, geihehen war. 

‚Belsgerungsjnflend (franz. Ntat de 
siege), eine Art moderner Diktatur, be: 
ftehend in ber Übertragung der gefamten 
öffentlichen Autorität auf die Militärbe⸗ 
hörden, welche zugleich mit außerorbent- 
lihen Bollmachten befleibet werben. Die 
tranzöfifche Revolution vegelte zuerft ben 
Etat de siege und zwar burch Gefek 
vom 8. Zuli 1791, woran fih dann 
jpäter, namentlih unter Napoleon L, 
verihiebene andre wichtige Geſetze an- 
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ſchloſſen. Hiernah kann der B. über 
ganze Diftrifte und Provinzen und nicht 
bloß bei einer eigentlichen Belagerung 
und überhaupt nicht bloß in Kriegszei: 
ten, fondern auch im Frieden zur Unter: 
drüdung revolutionärer Bewegungen ver: 
bängt werben. So erflärte 3. 8. KarlX. 
28. Suli 1830 die Stabt Paris in den ®. 
Auch das Jahr 1848 rief über bie Haupt: 
ftadt der damaligen franzöfifchen Republik 
den B. herbei, und Gleiches war 1871 in: 
folge bes furchtbaren Aufruhrs der Kom: 
mune zu Paris der Fall. Ebenſo ift in 
diefem —— auch in andern Staa⸗ 
ten des Kontinents wiederholt der B. zur 
Unterdrückung von revolutionären Ver⸗ 
ſuchen verfügt worden, namentlich auch 
in Deutſchland 1848 und 1849. Nach der 
ie enwärtigen deutſchen Reichsverfaflung 
teht dem Kaifer das Necht zu, wenn bie 
öffentliche Sicherheit in dem Bundes⸗ 

ebiet bebroht ift, einen jeden Teil bes- 
—* in ben Kriegszuſtand zu er—⸗ 
Hären (ReichSverfaflung vom 16. April 
1871, Art. 68). Dabei wird auf das kö⸗ 
niglich preußilche Gefeß vom 4. Juni 1851 
über den B. Bezug genommen, deffen Be: 
fimmungen in einem folden Fall maß⸗ 
gebend fein follen, und wonach die Er: 
klaãrung des Belagerungszuftande von der 
vorgängigen Erflärung bed Kriegszu⸗ 
ſtands abhängig ift. Nach bein angezoge- 
nen Oder vom 4. Juni 1851 ift aber für 
ben Fall des Kriegs in den vom Feind be⸗ 
drohten Provinzen jeder Feſtungskom⸗ 
mandant befugt, die ihm anvertraute 
Feſtung mit ihrem Rayonbezirk in®. zu 
erklären; für andre Bezirke fteht bie Er: 
klärung dem fommandierenden General 
u. Für den Tall eines Aufruhrs kann 
er B. fowohl in Kriegs: als Friedens⸗ 
zeiten erflärt werden, doch nebt die Er: 
HMärung dann vom Staatsminifterium 
aus, und nur in dringenden Fällen kann 
diejelbe proviſoriſch und vorbehaltlich der 
miniſteriellen Betätigung rückſichtlich ein⸗ 
zelner Orte und Bezirke durch den oberſten 
Militärbefehlshaber auf Antrag des Ver⸗ 
waltungschefs oder, wenn Gefahr im Ver⸗ 
zug iſt, durch den Militärbefehlshaber allein 
erfolgen. Die Erflärung bes Belagerungs⸗ 
zuftands geſchieht burdı öffentlichen Aus: 

n® 
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ruf bei Trommelſchlag oder Trompeten- 
ſchall, durch Mitteilung an bie Gemeinde 
bebörbe, durch Anſchlag an Bffentlichen 
Pläten und durch öffentliche Blätter. Mit 
der erfolgten Bekanntmachung geht die 
vollziehende Gewalt an bie Militärbefehls: 
haber über, jo daß die Zivilverwaltungs⸗ 
und die Kommunalbebörben den Anord⸗ 
nungen ber Militärbefehlöhaber Folge zu 
Veiften haben. Gleichzeitig können auch 
das freie Vereins und Verſammlungs⸗ 
recht, das Recht, bag niemand feinem or- 
bentlihen Nichter entzogen werben darf, 
bie Freiheit der Preffe, die Rechte, welche 
ſich auf Unverleglichkeit der Wohnung und 
die perfönliche Freiheit beziehen, für die 
Dauer bes Ausnahmezuftands fufpendiert 
werben, und c8 hängt lebigli von dem 
Ermeſſen des Tommandierenden Militär- 
befehlshabers ab, welche Beichränfungen 
er an die Stelle der hierüber fonft gelten: 
ben Beſtimmungen treten laſſen will. Hält 
es berfelbe oder das Staatsminiſterium 
für nötig, die ordentlichen Gerichte zu ſus⸗ 
penbieren, fo treten an bie Stelle derfel- 
ben bie Kriegögerichte, welde beſon⸗ 
ders die Verbrechen ded Aufruhrs, Hoc: 
verrats, Landesverrats, ber thätlichen Wi⸗ 
berfeßung, der Meuterei, der Plünderung, 
ber Erpreflung, der Verleitung der Sol: 
baten zum Ingeborfam oder zu Vergehen 
gegen die militärische Zucht und Ordnung 
zur Unterfuhung und Beltrafung liber: 
wieſen erhalten. Die Kriegsgerichte werben 
aus Offizieren und Zivilrichtern zufam- 
mengefeßt; in eingefchloflenen Te ungen 
fönnen an Stelle der Zivilrichter ſelbſt 
Kommunalbeamte dazu genommen mer: 
den. Das Verfahren ift ein ſehr ſumma⸗ 
rifches, das fogen. ſtandrechtliche. Die 
Verhandlungen find öffentlich und münd⸗ 
lich, und der Beſchuldigte kann ſich eines 
Verteidigers bedienen. Der Berichterſtat⸗ 
ter (Öffentliche Ankläger), als welcher ein 
Auditeur oder in Ermangelung besjelben 
ein andrer Offizier fungiert, trägt in An⸗ 
weſenheit des Beſchuldigten die bemfelben 

ur Laft gelegte Thatfache vor. Der Be: 
Noutbigte wird aufgefordert, fich darüber 
zu erflären, und wenn erbiejelbe beftreitet, 
jo wird fogleich zur Aufnahme des That- 
beftands Durch Erhebung der vorliegenden 


Beleidigung. 


Beweiſe geichritten. Darauf folgt in nicht 
Öffentlicher Beratung die Faſſung des Ur⸗ 
teilsſpruchs, gegen den Fein Rechtämittel 
zuläſſig it; nur die auf Tobesftrafe lau⸗ 
tenden Erkenntniſſe unterliegen in Frie⸗ 
denszeiten der Betätigung von feiten 
des Tommanbierenden Generals ber Pro: 
vinz. Alle Strafen werben fogleich nach 
Berfündigung des Erkenntniſſes zum Voll: 
ug gebracht und zwar binnen 24 Stun- 
en, Tobesftrafen in gleicher Zeit nach ber 
erfolgten Betätigung des Befehlshabers. 
Die lebtern werden durch Erichießen voll: 
ftredt. Über ben fogen. kleinen ®. vgl. 
Sozialdempfratie. 
eleidigung (Ehrenkränkung, 
Chroverlegung, Injurie, lat. In- 
juris), diejenige rechtswidrige Handlung, 
urch welche jemand die Ehre einer andern 
Perſon vorfägli angreift. Zum That: 
beftand einer B. gehört aber folgendes: 
1) Die Ehre einer Berfon, d. h. Die Ach⸗ 
tung, welche einer Berjon als foldyer ge 
bührt, muß angegrifien fein. Die pri: 
vatperfönliche Ehrenhaftigkeit berfelben 
tommtbierbei nur als Strafausmeſſungs⸗ 
rund in Anbetracht. 2) Eine Ver⸗ 
etzung der Ehre muß deegen es gibt 
keinen ſtrafbaren Verſuch der B. Ob eine 
ſolche Verletzung wirklich vorliege, be⸗ 
ſtimmt ſich nach ben Umſtänden bes ein⸗ 
—* Falles, namentlich auch nach der 
ebensitellung des Beleidigers und des 
Beleidigten. In letzterer Beziehung er⸗ 
ſcheint es namentlich als ein Strafer: 
höhungsgrund, wenn ein Beamter in ſei⸗ 
ner amtlichen Stellung beleidigt wurde 
([. Amt3beleidigung), oder wenn eine 
Militärperfon ben Vorgeſetzten beleidigt 
(| Militärbeleibigun ) 3) Vor: 
ſätzlichkeit ber Handlung ift erforderlich. 
Es muß dad Bewußtfein des beleidigen: 
ben Moments der fraglihen Handlungs 
weife vorliegen (animus injuriandi); 
doch genügt dazu das Bewußtfein, daß 
ebendiefe Handlungsweiſe geeignet fei, 
einen. andern an ber Ehre zu kränken. 
4) Widerrechtlichfeit ber fraglichen 
Handlung muß vorliegen. In biejer Bes 
ziehung iſt befonders hervorzuheben, daß 
man die Wahrheit jederzeit Tagen darf, 
follte died auch der Ehre eines andern Ein: 


Beleidigung. 


trag thun. Man nennt den Einwand, 


daß bie angeblich injuridfe Behauptung | Sch 


bie Wahrheit enthalte, bie Einrebe der 
Wahrheit (exceptio veritatis), deren 
Beweis derjenige, welcher fich darauf be= 
ruft, zu erbringen hat. Iſt die Thatfache, 
um welche e8 ich handelt, eine ftrafbare 
Handlung, IN fol nah dem deutſchen 
Reichsſtrafgeſetzbuch ($ 190) der Beweis 
ber Wahrheit als erbracht angejehen wer⸗ 
den, wenn ber angeblich Beleidigte wegen 
diefer Handlung rechtsfräftig verurteilt 
worden if. Dagegen foll der Beweis der 
Wahrheit ausgeichloffen fein, wenn ber 
Beleidigte.. wegen bdiefer Handlung be- 
reits rechtsfräftig freigefprochen worben ift. 
Dazu fommt die Vorſchrift ($ 191), wo: 
ns für den Fall, daß wegen der behaup: 
teten ftrafbaren Handlung Anzeige bei der 
Behörde gemacht ift, das Verfahren wegen 
der B. 518 zur Erledigung jener Unter: 
juhungsfache filtiert werben fol. Dabei 
ift aber zu beachten und auch in 192 des 


MH ausbrüdlich hervor- | ( 


gehoben, daß der Beweis der Wahrheit 
dieStrafbarkeit der handlungsweiſe gleich 
wohl nicht ausſchließt, wenn ehem ber 
Behauptung fhon an und für fich eine be⸗ 
feibigende war. Dieſe letztere Einfchrän- 
fung gilt auch für die $ 193 zufammen- 
geftellten Fälle; es ſollen nämlich hierrrach 
tadelnde Urteile über wilfenfchaftliche, 
fünfllerifche oder gewerbliche Leiitungen, 
ferner Außerungen, welche zur Aushih: 
tung oder Verteidigung von Rechten’ oder 
zur Wahrnehmung beredhtigter Intereſſen 
gemacht werben, ſowie Borbaltüngen und 
Rügen der Vorgeſetzten gegen ihre Unter: 
gebenen, dienftliche Anzeigen ober Urteile 
von feiten eined® Beamten und Ähnliche 
Fälle, alſo 3. B. auch Rügen des Lehrers 
den Schülern, ber Eltern ben Kindern, 
des Dienftherrnt dem Dienſtboten gegen- 
über, an und für ſich ftraflos fein. 

Was die Beftrafung der B. anbelangt, 
fo hat das deutſche Strafgeſetzbuch die 
früher üblichen Privatitrafen (Abbitte, 
Ehrenerflärung, Widerruf) nicht beibe: 
halten; es gewährt dem Beleidigten nur 
infofern eine Privatgenugthuung, als ihm 
auf Koften des Schulbigen eine Auzfer- 
tigung des. Urteils erteilt: und, wertn bie 
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B. öffentlich oder durch Verbreitung von 
riften, Darftellungen oder Abbildun- 
gen oder in einer Zeitung ober Zeitfchrift 
erfolgte, die Befugnis zugeſprochen wird, 
die Verurteilung auf oflen des Schul: 
digen öffentlich befannt zu machen und 
zwar im letztgedachten Tall, wenn möglich, 
durch ebendieſelbe zung oder Zeitfchrift 
und in bemfelben Zeil und mit derſelben 
Schrift, wie die B. veröffentlicht worden 
war ($ 200). Zudem wird dem privat: 
rechtlichen Charakter des Delikts auch da⸗ 
durch Rechnung getragen, daß die Ver: 
folgung nur auf Antrag eintritt, welch 
legterer big zur VBerfündigung eines auf 
Strafe lautenden Urteil zurüdgenon: 
men werden kann ($ 194). Bei Inju—⸗ 
rien, welche gegen Ehefrauen oder Kinder 
noch unter vaterlicher Gewalt verübt wur⸗ 
den, haben aud) die Ehemänner und Bä- 
ter ($ 195) und bei Amtöbeleidigungen 
die amtlichen Vorgejeßten des Beleidigten 
da8 Recht zur Stellung des Strafantrags 
F 196). -Wurde eine B. gegen eine ge: 
jeßgebende Verſammlung des Reichs oder 
eines Bundesſtaats oder gegen eine fonftige 
politifche Körperſchaft begangen, fo bedarf 
es zwar feines Antrags auf Beſtrafung, 
—89— aber ber Ermächtigung ber beleidige 
ten Körperfchaft zur ftrafrechtlichen Ver: 
folgung ($ 197). Der Antrag auf Bes 
ftrafung muß aber binnen drei Monaten 
von dem Tag an, feit weldyen der zu die- 
fem Antrag Berechtigte von der Handlung 
und von der Perſon bed Thäters Kennt: 
nis gehabt, geftelt werden. it bei wechjel- 
feitigen Beleidigungen von dem einen 
Zeil Strafantrag geitellt worden, jo kann 
ber andre Teil feinerjeits bi zum Schluß 
der Verhandlung in eriter Inſtanz, ohne 
Rückſicht auf jene Frift, ebenfalls Straf: 
antrag ftellen, muß Dies aber auch bei 
Verluſt dieſes Nechts bis zu jenem Zeit: 
punft thun (F 198). Wurden Beleibi- 
gungen auf der Stelle mit folchen oder 
mit leichten Körperverleßungen oder letz⸗ 
tere mit erftern ermwidert, jo kann ber 
Richter unter Umftänden ben einen Teil 
ober auch beide Teile für ſtraflos erklären, 
indem bier eine Iogen. Kompenfation ber 
beiderjeit8 verwirkten Strafen eintritt. 
($$ 199, 233). 
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Mit Rüdficht auf die Strafbarfeit ber 
Beleidigungen wird zwifcden verleum: 
berifer und einfader ®. unteridjie: 
ben. Eine verleumberifche B. ober Ver: 
Teumbung, Kain dem deutfchen Straf⸗ 
gelenöug (8187) dann vor, wenn jemanb 
wiber beſſeres Wiffen in Beziehung 
auf einen andern eine unwahre Thatjaı 
behauptet ober verbreitet, welche denfelben 
verächtlih zu machen oder in ber öffent: 





Tichen Meinung berabzuivürbigen ober befs | bei 


fen Krebit zu gefährben geeignet ift. Hier 
tritt Sefärnniöfafe vn ehem Tag bis 
zu zwei Jahren ein. Die Behanptung 
und Verbreitung folder Thatſachen ohne 
das Bewußtſein ihrer Unwahrheit wirb 


dagegen al® einfache ®. beftraft, toofern | d 


nicht etwa jene Thatjachen erweislih wahr 
fein follten. 8 wird aber bei ber eins 
fadien 8. ($$ 185, 186) zwifeien wörts 
liger (Berbal:) und thätlider 
(Real:)Injurieunterjieen. Erftere 
wird mit Gelbftrafe von 300— 600 Mt. 
oder mit Haft von einem Tag bis zu ſechs 
Wochen oder mit Sefin nis von einem 
Tag bis zu einem Jabr, legtere mıit Geld: 
:afe von 300-1500 ME. oder mit Ge: 
fängnis von einem Tag bis En zwei Jah · 
ven beftraft. Als Straferhöhungsgrund 
erſcheint es aber ſowohl bei ber einfachen 
wie bei ber verleumberifchen B., wein 
biefe öffentlidy oder durch Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen oder Darftellunz 
gen begangen ift. Die Strafe befteht dann 
ei ber einfachen B. in Geldftrafe bis zu 
1500 ME. oder Gefängnisftrafe bis zu 
zwei Jahren und bei der Verleumbung 
in Gefängnis bis zu fünf Jahren und nicht 
unter einem Monat. Doch kann bei ber 
verleumderiſchen B. überhaupt, wenn mil⸗ 
dernde Umftände vorhanden, die Strafe 
6i8 auf einen Tag Gefängnis srmäfint, 
ober «8 Fan auf Gelbftrafe bis zu 
ME. erfannt werden. Übrigens kann, 
wenn bie Verbreitung folcher Thatfachen 
nachteilige Folgen für bie Vermögens- 
verhältniffe, ben Erwerb ober das dort⸗ 
kommen bes Beleidigten mit fich bringen 
follte, auf Antrag des lebiern meben der 
Strafe auf eine an ihn zu erfegenbe Buße 
Bi6 zum Betrag von 6000 Dr, erfannt 
werten ($ 188). Auch die ®. eines Ber 
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forbenen, b. h. bie Beihimpfung des An- 
denkens eines ſolchen durch wiſſentlich un⸗ 
wahre Behauptung oder Verbreitung von 
Thatfacgen, welche benfelben bei Lebzeiten 
verächtlich zu machen oder in ber öffent 
lichen Meinung herabzumwürbigen geeignet 
geweſen wären, wird auf Antrag der El: 
tern, ber Kinber ober bed Ehegatten bed 
Berftorbenen mit Gefängnis von einen 
Tag bis zu ſechs Monaten, beim Borhan- 
dein milbernder Umftände mit Gelb 
fraje bis zu SOOMT. beftraft. Veleibigun: 
er Perſonen fallen, weil es 





und ber 
a p cher Sprache; am 
weiteſten verbreitet und zugleich Amts⸗ 


und Gerichtsfprade ift jedod) bie franze- 
filche. Dem Glaubensbefenntnis nach ift 
faft die gefamte Bevölferung des König- 
reiche Katholifch; bie — 
wird nur auf etwa 1 ), bie ber Juden 
auf 3000 gefejägt. Die franzöfifdie Juli 
revolution 1830 gib bie äufere Bei 
Tafjung zu einer bald ganz B. ergreifen⸗ 
den Revolution und zur Tosfagung von 
den Nieberlanden. An 20. Sept. 1830 
wurbe eine proviſoriſche Negierung ein: 
efett, weihe 4. Oft. d. 3. bie Unabe 
ingigfeit Belgiens erklärte und bie Ber 
Tufung eine Nationalfongreffes anfün- 
digte. Dieſer nahm dann unter Aus- 
ſchließung des Haufe Dranien vom Thron 
eine monarchich-Tonftitutionelle Verfaſ⸗ 
fung für das Sand an ausgezeichnet durch 
befonders freifinnige Iufitutionen, und 
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übertrug die Königswürde 4. Juni 1831 
auf Empfehlung England3 bem Bringen 
Leopold von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, wel- 
ches Haus fomit auf den belgifchen Thron 
gelangte. Nach der SKonflitution vom 
7. Febr. 1831 iſt die Krone im Mannes⸗ 
Hamm nad) dem Nechte der Erftgeburt 
erblih; Frauen und ihre Nachkommen⸗ 
ſchaft iind ausgefchlojlen. In Ermange- 
lung männlicher Nachkommen kann fich 
der König mit Zuftimmung der Kammern 
einen Nachfolger ernennen. Der König 
kann die Negierung nicht eher führen, als 
bis er in der Mitte der Volfövertretung 
einen feierlichen Eid geleiftet hat, bie Ver: 
fafjung und die Geſetze de3 belgischen Volks 
zu beobachten und die Unabhängigkeit ber 
Nation wie Die Unverleßbarfeit des Staats⸗ 
gebiet aufrecht zu erhalten. Der König 
eſitzt die ausübende Gewalt nad) Maß— 
gabe der Verfaſſung. Die geietigebenbe 
Sewalt wird von dem König, dem Senat 
(58) und der Kanımer der Reprä: 
jentanten (116 Mitglieder) gemeinfam 
ausgeübt. Die Mitglieder der Tettern 
werden in birefter Wahl von den Bürgern 
and ber Zahl derjenigen Belgier gewählt, 
weldhe, 25 Sabre alt, im Genuß der bür⸗ 
gerlihen und politifchen Rechte find, in 
B. ihren Wohnſitz haben und nicht unter 
40 Frank jährliche birefte Steuern zahlen. 
Die Mitglieder der Repräſentantenkam⸗ 
mer werden auf 4 Jahre gewählt und alle 
2 Jahre zur Hälfte erneuert. Sie beziehen 
Diäten (240 Fr. monatlich). Die Sena- 
toren müſſen wenigftens 40 Jahre alt 
fein und mindeftens 2100 fr. direkte 
Steuern zahlen. Die Wahlperiode iſt eine 
achtjährige; die Hälfte der Senatoren 
wird alle vier Sahre erneuert. Die Kam⸗ 


mern treten, wenn fie nicht zuvor vom | fc 


König berufen werben, verfaffungsmäßig 
am zweiten Dienstag des Novenibers zu: 
fanımen. Der König janftioniert und ver: 
fündigt bie Geſetze. An der Spibe ber Lan: 
desverwaltung ſteht der Miniſterrat. Den 
Departementsminiſtern der auswärtigen 
naselegenpeisen ‚bed Innern, des öffent: 
lichen Unterrichts, der Juftiz, der Finanzen 
und ber öffentlichen Arbeiten find Gene- 
talfefretäre beigegeben. 

Das Königreich ift in folgende neun 
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Provinzen eingeteilt: Antwerpen, Bra: 
bant, Weſtflandern, Oftflandern, Senne: 
ga, Lüttich, Limburg, Zuremburg und 
Namur. An der Spite der Provinzial: 
verwaltung fteht ein vom König ernannter 
Gouverneur, welchem eine von den An- 
ehörigen ber Provinz gewählte Körper: 
ft, der Provinzialrat, mit einem 
ſtändigen Ausſchuß von je ſechs Mitglie- 
derrt zur Seite ſteht. Die Provinzen zer: 
fallen in Kantone, an deren Spite könig⸗ 
liche Kommiffare ftehen. Die Gemeinde: 
obrigfeit der einzelnen Kommunen beiteht 
aus dem Gemeinderat, dem Bürgermeifter 
und den Scöffen. Was die Nechts- 
pflege anbetrifft, fo befteht ein Kaffa- 
tionshof in Brüffel. In bürgerlichen 
Nechtsitreitigkeiten enticheiden in eriter 
Juſtanz bie Ziviltribunale, in zweiter Die 
Appellationsgerichtshöfe zu Brüffel, Gent 
und Lüttich. Daneben beitehen Friedens: 
gerichte und Handelsgerichte. Polizeiver- 
geben gehören vor bie Zuchtpolizeigerichte; 
Aſſiſenhöfe gibt ed neun. Außerdem be⸗ 
ſteht ein Militärgerichtshof. Katholifche 
Bifchöfe telbieren in Brügge, Gent, 
Lüttich und Namur. Der Erzbifchof und 
Primas von B. hat feinen Sit in Mecheln. 
Die Armee, welche ausichließlich zur 
Verteidigung bed Landes und zur Auf- 
techterhaltung der von den Sromächten 
garantierten Neutralität beftimmt, und 
in welcher bie Stellvertretun getatiet ift, 
beläuft fich im Trieben auf 46,583 Mann, 
10,165 Pferde und 204 Feldgeſchütze, ab: 
gejeden von ber aktiven und inaktiven 

ürgergarde. Die Hauptfeftung ift Ant: 
werpen. Finanzen. Die Einnahmelt 
werden pro 1880 auf 273,497,060 Fran, 
die Ausgaben auf 278,818,548 Fr. veran⸗ 
lagt, Die Staatsſchuld belief ſich 1880 
auf 1,347,286,720 Tr. Tas Staats: 
wappen ift ber goldne ftehende Braban⸗ 
ter Löwe mit auögeftredter roter Zunge 
auf ſchwarzem Grund und mit ber De: 
vife: »L’union fait la force«e. Die Lan: 
besfarben find Rot, Gelb, Schwarz, ſenk⸗ 
recht nebeneinander. Vgl.» Annuaire sta- 
tistique de la Belgique«e (11. Jahrg. 
1880); Doublets de Billers, Diction- 
naire national belge (1864); Dtofe, 
Histoire de la Belgique (6. Aufl. 1876). 
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Benediktiner, ber nad) ber Regel des 
beil. Benedikt von Nurfin lebende Mönchs⸗ 
orten (ſ. Orden). 

Benediktion (Iat.), in ber Tatholi- 
fhen Kirche die Sinfegnung einer Sache 
oder Perfon durch Gebete, Beiprengung 
nit Weihwafler, Räucherung x. Der 
Papſt erteilt dreimal im Jahr, am Grün- 
bonnerstag, am Ofterfeft und am Him⸗ 
melfahrtötag, die feierliche B. der Stabt 
Rom und dem Erbfreis (»Urbi et orbi«). 

Benefisinm (lat.), Wohlthat, insbeſon⸗ 
dere Rechtswohlthat (beneficium juris); 
in letzterer Beziehung namentlich Bezeich⸗ 
nung für gewiſſe aus Gründen ber Bil: 
ligfeit ftatuierte Ausnahmeregeln. Auch 
wird mit B. die Pfründe oder das Kirchen: 
amt ſelbſt, mit welchem eine folche ver: 
bunden ift, bezeichnet. 

Bergelohn, die Vergütung, welche man 
von dem Eigentümer eines Schiffs ober 
der Ladung eines ſolchen beanſpruͤchen 
fann, wenn man Schiff ober Yadung aus 
Seenot oder die Güter eines gefcheiterten 
oder geftrandeten Schiffs rettete. Man 
unterfäheibet hierbei Zivilbergung und 
Militärbergung, je nachdem bie See- 
not dur Sturm oder andre natürliche 
Ereigniſſe hervorgerufen ober aber das 
Shit aus Feindesgewalt oder aus ben 
pünen von Seeräubern gerettet worden 
it. In England beftimmt in folchen 
Fällen ber Adntiralitätshof die Größe bes 
Bergegelds je nach ber beftandenen Ge- 
fahr, der Größe der Arbeit und Anftren- 
gung des Bergenden, nach dem Werte des 
Schiffs und der Ladung; es wirb oft bie 
Hälfte, Ys ober "ıo des Werts bes Ret⸗ 
tungsobjeftß dem’ Berger zugeſprochen. 
Der B. bei Wiedernahme eines Schiffs 
aus Feindeshand beträgt Vs u Werts 
ober feiner Ladung, wofern fie von einem 
königlichen Kriegsſchiff, Ys, wenn bie- 
felbe von einem engliihen Kaper oder 
einem andern engliihen Schiff bewirkt 
wird; ift aber das Schiff von Feind zu 
einem Kriegẽſchiff ausgerüftet worden, fo 
bringt die Bergung basfelbe ganz in das 
Eigentum ded Wiedernehmerd. Das 
deutſche Handelsgeſetzbuch (Art. 742) un: 
terfcheidet zwifchen eigentliher Bergung 
und B. einerſeits fowie bloßer Hilfe: 
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leitung und Hilfslohn anderfeits, je 
nachdem das Schiff ober bie gerettete La⸗ 
bung der Verfügung der Schiffsbeſatzung 
entzogen oder bie Hilfeleiflungen ber be: 
treffenden Perſonen zu den Bemühungen 
ber Schiffsmannſchaft nur Binzugetreten 
find. Der Betrag dei im legtern Fall zu 
leiftenden Hilfslohns fol ein geringerer 
fein als bei ber eigentlichen Bergung. 
Der B. aber fol regelmäßig ben dritten 
Teil des Werts bes Geborgenen nicht über- 
fteigen und ohne den übereinftimmenben 
Antrag der Parteien nicht auf einen 
Duoteteil ber geborgenen oder geretteten 
Güter, und ziwar nötigenfalls durch rich: 
terliches Ermeſſen, feitgefeßt werden. Der 
Anſpruch auf B. geht verloren, wenn der 
Berger feine Dienfte aufgebrungen, oder 
wenn er von ben geborgenen Gegenflän: 
ben dem Schiffer, bem Eigentümer ober 
ber zuftändigen Behörde nicht fofort An: 
jeige gemacht Hat. Wurde nod, während 
er Gefahr ein Vertrag über die Höhe 
bes Bergelohns abgeſchloſſen, fo kann ber: 
felbe wegen Übermaßes der zugeficherten 
—— angel n lo: me 
es Handelsgeſetzbuch, Art. .; Ham: 
burger Statuten, IL, 17,5. 
ergrecht, Inbegriff der Rechtsgrund⸗ 
fäbe, welche fi auf den Bergbau, ins⸗ 
bejondere auf bie Erlangung des Berg: 
eigentums und deſſen Verluit und die ba- 
mit im Zufammenhang ftehenben Rechts: 
verhältniffe, beziehen. Bergregal, die 
ausschliegliche Befugnis der Staatzgewalt 
zur Gewinnung beitimmter Foſſilien. 
Der Umfang besjelben ift in den verfchie: 
denen Landesgeſetzen verſchieden begrenzt, 
doch ift der Bergbau in Deutſchland zu- 
meift »für frei erflärt«e, d. 5. es kann jeder 
unter Beobachtung gewiller Vorfchriften 
das Eigentum an den betreffenden Metal: 
len oder fonftigen Foſſilien gewinnen. 
Verſchieden von dem Bergregal ift bie 
Berghoheit, d.h. das dem Staatsober⸗ 
haupt als ſolchem zuftehende Recht, das 
Bergbauweſen zu beauffichtigen, zu be: 
ſteuern und mit Rückſicht auf Die öffent: 
liche Sicherheit zu regeln und zu ordnen. 
Dazu dienen die Bergbehörben. So 
ftehen 3. B. in Preußen die fämtlichen 
DOberbergämter unter einem Ober: 
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berghbauptmann. An der Spike ber 
Sherbergämter aber fteht ber Berg: 
hauptmann, bie Mitglieder berfelben 
find die Oberbergräte mit den Hilfs: 
arheitern (Bergaffefforen, Marl: 
ſcheidern, Bauinspeftoren). Unter 
den Oberbergämtern ftehen bie (Privat-) 
Bergreviere mit Bergmeiitern ober 
Berggeſchwornen an ber Spite, wäh⸗ 
rend für den Stantöbergbau Bergin: 
ipeftionen und Hüttenämter be 
Dr Be m den 

togefeße fchließen fich dem preußiſchen 
Berggefeß vom 24. Juni 1865 (kommen⸗ 
tiert von Kloftermann, 3. Aufl. 1874) an. 
Dal. Kloftermann, Lehrbuch bes preußi⸗ 
hen Bergrechts (1871); Achenbach, 
Das franzöfifche B. (1869); Derfelbe, 
Das gemeine beutiche B. (1871, Teil 1). 
At, im geſchäftlichen und dienft- 
lien Berkehr bie Mitteilung über einen 
beitimmten Gegenftand, nantentlich die 
Außerung einer untergeorbneten Stelle 
an die übergeorbniete und vorgejeßte Dienit- 
bebörde. In parlamentariihen Körper: 
ſchaften iſt es üblich, Gegenftänbe von 
Wichtigkeit zunächft zur Vorberatung an 
befondere Kommiffionen zu verweiſen, 
welhe dann bem Plenum mündlichen 
oder ſchriftlichen B. erftatten, ber zur 
Grundlage für bie weitern Plenarbera⸗ 
tungen dient. So wählt nach der Ge⸗ 
ſchäſtsordnung bes deutſchen Reichstags 
($ 27) jede Kommiſſion nach geſchloſſener 
Beratung aus ihrer Mitte einen Bericht⸗ 
erſtatter, ber die Anſichten und Anträge 
der Kommiſſion in einem B. zuſammen⸗ 
ſtellt. Dieſer B. wird gedruckt und min⸗ 
deſtens zwei Tage vor der Beratung im 
Reichstag an ſämtliche Abgeordnete ver: 
teilt, auch dem Bundesrat in einer an⸗ 
gemeſſenen Anzahl von Exemplaren über⸗ 
ſandt. Die Kommiſſionen ſind aber auch 
befugt, durch ihren Berichterſtatter im 
Reichstag ohne ſchriftlichen B. lediglich 
mündlichen B. erſtatten zu laſſen. Der 
Reichstag kann aber in jedem Fall ſchrift⸗ 
lichen B. verlangen und zu dieſem Zweck 
ae an die Kommilfion zurüdver- 
weifen. 

Berufung (Appellation), dazjenige 
Rehtsmittel, durch welches ein gericht- 
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liches Urteil angefochten wird, um eine 
nochmalige Peifung und Entfcheidung der 
Sache Durch das zuftändigeObergericht ber: 
beizuführen; Berufungsgericht (Be: 
rufungsrichter), das Obergericht, wel: 
ches nach der beitehenden Öeeggebung 
über die B. zu entfcheiden hat; Beru⸗ 
jungsfriit, die geſetzlich geordnete Not: 
frift, innerhalb welcher das Rechtsmittel 
ber B, bei Vermeidung bes Verluftes des⸗ 
jelben einzuwenden ijt. Das Weſen ber 
B. befteht im ee ur Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde oder Reviſion & .d.) darin, daß 
dadurch eine nochmalige Prüfung ber frag⸗ 
lichen Rechtsſache in ihrem ganzen Um⸗ 
fang, alſo nicht nur wie bei der Reviſion, 
der Rechtsfrage, ſondern auch eine noch: 
malige Unterfuchung des thatfächlichen und 
des Beweismateriald herbeigeführt wird. 
Mit dem Grundfag des münblichen Pro: 
jebverfabreng ift daher das NRechtämittel 
er DB. wenig verträglich, benn e6 ift faft 
widerfinnig, den Richter erfter Inſtanz 
auf Grund mindlicher Verhandlung ur: 
teilen zu laffen und bies Urteil —5* 
alsdann einer zweitinſtanzlichen richter⸗ 
lichen Prüfung zu unterzieben, welche fich 
doch zumeift auf das jchriftliche Akten⸗ 
material gründen wird. Auf der andern 
Seite bietet aber die B. bie Garantie einer 
beſonders gründlichen und wiederholten 
richterfichen Prüfung dar, und ebendbarum 
ericheint es als gerechtfertigt, wenn bie 
moberne Geſetzgebung nicht ſowohl bie 
änzlihe Befeitigung als vielmehr bie 
infchränfung dieſes Rechtsmittels ins 
Auge gefaßt hat. Nach ver deutfchen Straf: 
prozeßordnung insbefondere iſt das Rechts⸗ 
mittel der B. in Strafſachen nur gegen 
Urteile der Schöffengerichte und gegen die: 
jenigen Urteile des Amtsrichters gegeben, 
welche mit Zuftimmung ber Staatsan- 
waltihaft ohne Zuziehung ber Schdifen 
ergangen find, wenn ber Befchulbigte bein 
Amtsrichter wegen einer bloßen Übertre- 
tung vorgeführt wird und die ihm zur 
va Beh That einräumt. Berufungs: 
gericht ift bier Die Straffammer bes Land⸗ 
erichts. Die Berufungzfrift beträgt eine 
oche. Straferfenntnifle ber Landgerichte 
und ſchwurgerichtliche Urteile find nur 
mit der Revilion anfechtbar. In bürger: 
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lihen Nedtsftreitigfeiten iſt da— 
gegen nach der beutfchen Zivilprozeßorb: 
nung gegen die in erſter Inſtanz von den 
Amtö= oder von den Landgerichten er: 
laſſenen Endurteile ftet3 die B. (an das 
Landgericht, refp. Oberlandesgericht) zu: 
läſſig. Die Berufungsfrift beträgt einen 
Monat. Die Einlegung ber B. erfolgt 
durch die Zuftelung eines Schriftfates 
(Berufungsf ri), weldyer vom ‘Be: 
rufungebeflagten ebenfalls mittelft eines 
vorbereitenden Schriftfates beantwortet 
werden kann, bevor e8 zur mündlichen 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht 
kommt (ſ. Gericht). Vgl. Deutfche Straf: 
prozeßordnung, ) 354— 373; Zivilpro: 
zeßordnung, 2— 506. Neuerdings 
wird der Ausdrud B. übrigend auch zur 
Bezeichnung der in VBermwaltungsange- 
legenheiten zuläffigen Rechtsmittel ge: 
Hr alfo gleichbedeutend mit Rekurs. 
Beſchädigung fremden Eigentums, 
ſ. Sachbeſchädigung. 
Beſchlagnahme von Gegenſtänden, 
welche als Beweismittel für eine Un⸗ 
terſuchungsſache von Bedeutung ſind, iſt 
nach der deutſchen Strafprozeßordnung 
(85 88 ff.) in der Regel nur dem Richter, 
bei Gefahr im Verzug aber auch der 
Staatsanwaltichaft und denjenigen Poli: 
zeis und Sicherheitäbeamten geſtattet, 
welche als Hilfbeamte der Staatsanwalt: 
haft den Anordnungen ber legtern Folge 
zu leiften haben Iſt eine B. ohne richter- 
lihe Anordnung erfolgt, jo fol der Be: 
anıte, welcher fie angeordnet bat, binnen 
drei Tagen die richterliche Beſtätigung 
nachfuchen, wenn bei der B. weder der da⸗ 
von Betroffene noch ein erivachiener An 
nehöriger anwefend war, oder wenn ber 
Betroffene und im Fall feiner Abweſen⸗ 
heit ein erwachſener Angehöriger besjelben 
gegen die B. ausdrücklichen Widerfpruch 
erhoben bat. Der Betroffene kann jeder: 
zeit bie richterliche Entfcheidung nach— 
ſuchen. Solange die öffentliche Klage 
noch nicht erhoben ift, erfolgt die Entſchei⸗ 
dung durch den Aıntsrichter, in deſſen Be⸗ 
zirk die B. erfolgte. Auch können Briefe 
und fonftige Sendungen auf der Poſt fo: 
wie Telegramme an einen Befchuldigten 
aufden Telegraphenanftalten mit Beſchlag 
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belegt werden. Zur ®. ift hier der Richter 
und, wenn bie Unterfuchung nicht bloß 
eine Übertretung betrifft, auch Die Staats 
anwaltichaft befugt. Die leßtere muß je 
doch den ihr ausgelieferten Gegenitand 
fofort, und zwar Briefe und andre Poſt⸗ 
jendungen uneröffnet, dem Richter vor: 
legen. Wird bie von der Staatsanwalt: 
ſchaft verfügte B. binnen drei Tagen vom 
Nichter nicht beitätigt, fo tritt diefelbe 
außer Kraft. In bürgerlichen Rechts- 
ftreitigfeiten fan die B. einer Sache zur 
Sicherung einer Fünftigen Zwangsvoll- 
ftredung oder zur Ausführung einer 
folchen verfügt werben. Für die B. von 
Forderungen insbefondere, welche einen 
Schuldner zuftehen, gebraucht die deutſche 
Zivilprozeßordnung, wie bei Meobilien, 
den Ausdrud »Pfändung« (ſ. d.). Eine 
B. des ganzen Vermögens ift nach der 
beutfchen Strafprozeßordnung, außer in 
Schöffengerichtsfachen, gegen ben abwe: 
jenden Angefchuldigten durch gericht: 
lichen Beſchluß zuläffig, wofern bie Vor: 
gusſetzungen eines Haftbefehl vorliegen. 
Übrigens können aud), infoweit e8 zur 
Dedung einer den Angeichuldigten mög: 
licherweiſe treffenden höchſten Geldſtrafe 
und ber Koſten des Verfahrens erforber: 
lich ift, einzelne zum Vermögen des An— 
geſchuldigten gehörige Gegenſtände mit 
Beſchlag belegt werden, eine Maßregel, 
welche namentlich flüchtigen Militärpflich⸗ 
tigen gegenüber zuläſſig iſt. Val. Deut: 
Ide Reiheftnfpogehorimung, 6% 325 ff., 
332 ff., 4805 Reichsitrafgefeßbudh, F 140. 

Beſchlußfähigkeit, die Befugnis eines 
Kollegium oder einer Verfanmlung, 
vollwirkſame Befchlüffe innerhalb ihres 
Kompetenzfreifed zu faffen, bängt ge: 
ſchäftsordnungsmäßig zumeift davon ab, 
daß eine beftimmte Anzahl von Mitglie 
bern anweſend ifl. So verlangen bie 
meiften Berfaffungsurfunden ber beut: 
ihen Einzelitaaten zur B. der Kammern 
Anweſenheit der Mehrheit der Mitglieder. 
Zur B. des preußifchen Herrenhauſes ift 
dagegen die Anwefenheit von 60 Mit: 
gliedern erforderlich, Der beutfche Reichs⸗ 
tag iſt beſchlußfähig (Meichsverfaflung, 
Art. 28), wenn die Mebrheit der gefek: 
lichen Anzahl Mitglieder (397), alfo wenn 








Beichwerde — Beitechung. 


199 Mitglieder zugegen find. Der Um⸗ 
ftand, daß zur Zeit einer Abftimmung 
einzelne Mandate erledigt find, fommt 
dabei nicht in Betracht. Es iſt aber nicht 
erforderlich, daß fih nun auch wirflich 
die Mehrheit der Rätglieber bei der Ab- 
ſtimmung beteiligt. Wenn alfo 3. ®. bei 
der Mahl eines Bräfidenten ein Teil ber 
Reichſtagsabgeordneten mit weißen Jet: 
teln flimmt, fo ift die Wahl immerhin 
gültiq, wofern nur die Mehrheit der Mit- 
glieder anwejenb war, was eben durch die 
abgegebenen Zettel Fonftatiert wir, einer: 
kei, wie viele Mitglieder wirklich gewählt 
haben. Für den deutichen Bundesrat ſind 
beiondere Beſtimmungen in Anſehung jei- 
ner B. nicht gegeben. Derſelbe ericheint 
aljo ohne Rũckſicht auf die Zahl der an⸗ 
weienden Mitglieder als beichlußfähig. 
Beſchwerde über obrigfeitlihe Anord: 
nungen und Derfügungen ift in den mei- 
ten Berfaffungsurfundenausbrüdlich für 
zuläſſig erklärt, und das Beſchwerde⸗ 
recht der Unterthanen iſt in jedem Kul⸗ 
turftaat anerkannt. Der Regel nach find 
derartige Beſchwerden bei ber vorgejetten 
Tehörbe berjenigen Stelle anzubringen, 
weile zu der B. Veranlaſſung gegeben 
bat. Es ift aber audy den Landjtänden 
nachgelaſſen, Beichwerden entgegenzuneb- 
men und derartige Petitionen der Staats⸗ 
tegierung zur Berüdlichtigung und Er- 
ledigung zu überweifen (|. Petition). 
In monarchiſchen Staaten kann die B. 
au dem Staatsoberhaupt felbft unter: 
breitet werden; namentlich haben die 
Kammern das Recht der B. den Mini- 
fern gegenüber, indem fie in einer Abreile 
die einzelnen Bejchwerbepunfte bem Mon⸗ 
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ordnungen gegeben if. Sofortige 2. 
heißt dies Rechtsmittel dann, wenn es 
innerhalb einer beſtimmten Frift (im 
Strafprozeß binnen einer Woche, im Zi: 
vilprozeß binnen zwei Wochen) eingelegt 
werden muß. Gegen Berfügungen ber 
Verwaltungsbehörden ift in ber Negel das 
Rechtsmittel der B. an bie übergeordnete 
Stelle zuläffig (Refurs), und zwar ift 
in manchen Staaten die Einrichtung ge 
troffen, daß in foldhen Fällen ein fogen. 
Verwaltungsgerichtshof die Entſcheidung 
erteilt (ſ. Verwaltung). Über die B. 
gegen Anordnungen der Kirchenbehörde 
an die Staatsgewalt vgl. Recursus ab 
abusu. 

Beſchwerderegiſter (Beſchwerde⸗ 
buch), Buch, in welches Beſchwerden ein⸗ 
etragen werben, 3. B. auf Poſt- und 

hnerpeditionen, Dampfjchiffen ꝛc. für 
die Bejchwerden der Paflagiere über bie 
betreffenden Beamten. 

Befiätigung, ſ. Augenſchein. 

Befitz (lat. Possessio), die phyſiſche 
Innehabung einer Sache, im Gegenſatz 
zur rechtlichen Innehabung, dem Eigen⸗ 
tum (ſ. d.). i 

Beſoldung, das Einkommen, weldyes 
einem öffentlihen Beamten (bed Staats, 
einer Gemeinde, einer Korporationzc.) für 
die ihm übertragene fortlaufende Dienft- 
leitung verabreicht oder angewiefen wird. 
Richt zur B. ift zu rechnen der Lohn fürein- 
zelne Verrichtungen oder Arbeiten, welche 
vermöge beſondern Vertrags oder Auf⸗ 
trags übernommen und geleiſtet werden 
(3. B. für eine außerordentliche Kommiſ⸗ 
ſionsreiſe, für die Aufführung eines be⸗ 
fiimmten Baues 2c.), ebenſowenig ber für 


arhen vortragen fünnen. Gegen beſchwe⸗bloße Privatdienjte bezogene Gehalt. 


rende Verfügungen und Urteile der Get Beflallung, die Einfeßung in ein Amt 
Tihte find befondere Rechtömittel (Beru: | ober einen Dienit; Beftallungsdefret, 
jung, B., Revifion) gegebeit, über welche . bie darüber ausgeftellte Urkunde, nament⸗ 
von den Gerichten höherer Inſtanz im | lich das Bejoldungsdefret. 

geordneten Inftanzenzug entfchieden wird.| Beleung, das Verbrechen, welches 
In ber deutſchen Strafprozeßorbnung | derjenige Beamte begeht, der von einem 
und ebenjo in der deutſchen Zivilprozeß⸗ andern ein Geſchenk oder einen fonitigen 
otdnung wird bie Bezeichnung B. insbe: | Vorteil annimmt, fordert oder fich ver⸗ 
jondere für dasjenige Rechtömittel ge- ! jpredhen läßt, aui welchen er rechtlich und 
braucht, welches nicht gegen cigentliche geſetzlich keinen Auipruch hat, während er 
Urteile, fondern gegen jonfiige beſchwer⸗ weiß, daß dadurch auf feine Amtsthätig- 
liche richterliche Verfügungen und An: keit eingewirkt werden fol (pa ffive 2.). 
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Aber auch derjenige, welcher bem Beamten 
ben ungejeglichen Vorteil zufagt oder ge⸗ 
währt in ber Abficht, dadurch auf deſſen 
amtliche Thätigfeit einzuwirken, macht 
fi) bes Verbrechens der B. ſchuldig (ak⸗ 
tive B.) Das beutjche Strafgeſetzbuch 
beftraft den Beamten, welcher für eine 
Handlung, die eine Berlekung einer 
Amts: oder Dienftpflichtenthält, Sefchenfe 
oder andre Vorteile annimmt, forbert 
oder fich verfpredhen läßt, mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren und, falls mildernde 
Umjtände vorliegen, mit Gefängniß bis 
zu 5 Jahren, Die aktive B. dagegen wird 
($ 333) mit Gefängnis und, wenn mil- 
dernde Umſtände vorhanden, mit Gelb: 
ftrafe bis zu 1500 Mk. beftraft, auch kann 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. Al Straferhöhungs- 
grund erfcheint ed aber (F 334), wenn ein 
Richter, Schiedsrichter, Geſchworner oder 
Schöffe Geſchenke oder andre Vorteile 
fordert, annimmt oder fidh verſprechen 
läßt, um eine Rechtsſache, deren Leitung 
und Entſcheidung ihm obliegt, zu Gunſten 
oder zum Nachteil eines Beteiligten zu lei⸗ 
ten oder zu entſcheiden. In ſolchem Fall 
tritt Zuchthausſtrafe bis zu 15 Jahren 
ein, und ebendieſelbe Strafe iſt in dieſem 
de für die aktive B. angeordnet. Im 
335 des Strafgeſetzbuchs tft endlich noch 
beſtimmt, daß bei der B. das Empfangene 
ober ber Wert besfelben für den Staat 
verfallen if. Zu beachten ift übrigens, 
daß nad) dem deutjchen Strafgefeßbuch 
($ 331) ein Beamter ſchon dann mit 
Geldftrafe bis zu 1500 ME. oder Gefäng: 
ni? bis zu 6 Monaten beitraft wird, 
wein er, abgejehen von einer B., für eine 
in fein Amt einfchlagende Handlung, 
welche an fich nicht pflichtwidrig ift, Ge: 
ichenfe oder andre Vorteile annimmt, for: 
dert oder ſich verfprechen läßt. 
Beflellungsbrief, f. Exequatur. 
Betrug, die ftrafbare Handlung des⸗ 
jenigen, welcher in der Abficht, fich oder 
einem Dritten einen rechtswidrigen Ver: 
mögensvorteil zu verfchaffen, das Vermö⸗ 
gen eines andern dadurch beſchädigt, daß 
er durch Vorſpiegelung falfcher oder durch 
Entitelung oder Unterdrüdung wahrer 
Thatfachen einen Irrtum erregt oder un⸗ 


Beitellungsbriefe — Betrug. 


terhält. Das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch, 
welches den Begriff des Betrug? alſo be- 
finiert, befchränft benfelben ſomit auf die 
Sphäre der VBermögensverleßung in ge⸗ 
winnjüchtigerAbficht durch eine Truſchung 
des Benachteiligten oder feines Vertreters. 
Es bedroht den Betrüger mit Gefängnis: 
firafe 6i8 zu 5 Jahren, neben welcher 
auf Geldftrafe bis zu 3000 ME; fowie 
auf Verluft ber vürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werben kann. Sind mildernde 
Umſtände vorhanden, jo Tann ausſchließ⸗ 
lich auf die Geldſtrafe erfannt werben. 
Das Vergehen bes Betrugs, deſſen Ber: 
ſuch übrigens ausdrücklich für firafbar er: 
klärt ift, wird von Amts wegen verfolgt; 
nur wenn ber B. gegen Angehörige, Vor: 
minder oder Erzieher begangen warb, ift 
berfelbe bloß auf Antrag zu verfolgen, 
und zwar ift die Zurücknahme biefes An- 
trags geftattet. Eine befonderd ftrenge 
Strafe iſt für den Fall angebroht, daß je: 
mand im Inland wegen Betrugs einmal 
und wegen eines darauf begangenen Be: 
trugs zum zweitenmal beftraft worden 
‘ und nun abermals einen B. verübt. 
ier ſoll Zuchthausſtrafe bis zu 10 Jah⸗ 
ren, gleichzeitig aber auch Geldſtrafe von 
150 — 6000 ME. eintreten. Sind mil: 
bernde Umſtände vorhanden, fo tritt Ge 
fängnisftrafe nicht unter 3 Monaten 
ein, neben welcher zugleich auf Geldſtrafe 
big zu 3000 ME. erfannt werden Tann. 
Außerdem ftellt das deutfche Strafgejeb: 
buch mit bem B. noch das Verbrechen des: 
jenigen zufammen, der in betrügerifcher 
Abficht eine gegen Feuersgefahr verficherte 
Sache in Brand febt oder ein Schiff, wel: 
ches als jolches ober in feiner Zabung oder 
in feinem Frachtlohn verfichert ift, en 
oder ftranden macht. In einem ſolchen 
Tall tritt Zuchthausſtrafe bis FR 10 Zah 
ren und zugleich Selditrafe von 150 —600V 
ME, ein. Sind mildernde Umftänbe vor. 
handen, fo fol auf Gefängnisitrafe nicht 
unter 6 Monaten erfannt werden, neben: 
welcher noch eine Geldftrafe bis zu 3000 
ME. ausgeiprochen werden kann. Dal. 
Deutiches Reichsſtrafgeſetzbuch, SS 263 
bis 265; Merkel, Kriminaliftifche Ab 
handlungen, Bd. 2 (1867); Gryziecky, 
Studien über den ftrafbaren 3. 1870) 





Betrüglicher Bankrott — Beute. 


detraglicher Bankrott, ſ. Bank⸗ 
To 


Beitelmönde, in der Tatholiichen 
Kirche Mönche, welche nach ihrer Ordens⸗ 
regel Fein Eigentum beſitzen dürfen und 
nur von milden Gaben leben follen (Do: 
minifaner, Tranzisfaner, Karmeliter, 
Auguftiner und Serviten). Vgl. Orden. 

eitler, desgleichen diejenigen, welche 
Rinder zum Betteln anleiten ober aus⸗ 
ihiden oder Perſonen, welche ihrer Ge- 
walt und Aufficht übergeben find und zu 
ihrer Hansgenoffenihaft gehören, vom 
Betteln abzuhalten unterlaffen, werben 
nad dem deutſchen Reichsftrafgefetbuch 
($ 361) mit Haft bis zu 6 Wochen be- 
ftraft. Iſt der Betreffende aber innerhalb 
ber letzten 3 Jahre wegen derartiger 
übertretung wiederholt verurteilt worden, 
oder bat derfelbe unter Drohung oder mit 
Waffen gebettelt, fo Tann auf Überwei- 
jung an die Landespolizeibehörde nach ver- 


büßter Strafe erfannt werden, die ben 


Verurteilten alsdann bis zu 2 Jahren in 
einem Arbeitshaus unterbringen oder zu 
gemeinnügigen Arbeiten verwenden, reſp. 
den Ausländer aus dem Reichsgebiet aus⸗ 
weilen Tann. 


Beugung Des Rechts ans Parteilich⸗ | Seef 


keit (verlegte Richterpflicht, Syn- 
dikatsverbrechen, Crimen syndica- 
tus), Amtsverbrechen, welches darin be- 
ſteht, daß ein Richter in einer ftreitigen 


Rechtsſache durch Nichtausübung oder ge⸗ 


ſetzwidrige Ausübung ſeines Amtes in ir⸗ 
gend einer Amtshandlung ohne Beabſich⸗ 
tigung eines Gewinns, auch nicht aus 
bloßer Trägheit oder Ungeſchicklichkeit, 
ſondern auf Bitten, aus Freundſchaft oder 
Jandcaft x., mit Einem Wott wiſſent⸗ 
ih, eine Ungerechtigkeit begeht; fie wird 
nad) ber Befchaffenheit der Motive und 
ber Größe des Unrechts mit größerer oder 
geringerer Strafe belegt. Die neuere Ge- 
jebgebung und namentlich auch das Straf: 
gelegbn des Deutfchen Reichs ($ 336) 

ſchränken das Syndifatsperbrechen nicht 
bloß auf ftreitige Nechtsfachen. Jenes 
insbeſondere be oft den Beamten oder 
Schiedsrichter, welcher fich bei Leitung 
oder Entfcheidung einer Rechtsſache vor: 
ſätzlich zu Gunſten oder zum Nachteil 


vom 31. Okt. 1872, melde Im Anf 9 


77 


einer Partei einer B. ſchuldig macht, mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren. 

Benrlanbung, ſ. Urlaub. 

Beurlaubungsſyſtem, |. Freiheits⸗ 
ſtrafe. 

Beute, die Aneignung gewiſſer dem 
Feind gehöriger Mobilien im Krieg; auch 
Bezeichnung für dieſe Mobilien ſelbſt. 
Die Frage, welche Gegenſtände als B. 
angeſehen werben können, wird von ben 
Lehrern des Völkerrechts verſchieden be⸗ 
antwortet, und auch die völkerrechtliche 
Praxis, welche freilich dermalen eine weit 
humanere iſt als in frühern Zeiten, iſt 
hier noch nicht zum Abſchluß gelangt. 
Unzweifelhaft gehört nämlich das gefamte 
Kriegsmaterial der feindlichen Macht zu 
den Begenftänden , welche ver Erbeutung 
unterliegen, aljo Munition, Waffen, 
Kriegskaſſen, Proviant, Transportmittel 
u. ögl. Was dagegen das mit bem Kriegs⸗ 
zwed nicht zuſammenhängende Privat⸗ 
eigentum anbetrifft, ſo beſteht hier immer 
noch ein Unterſchied zwiſchen Land⸗ und 
Seekrieg. Denn während das Privat⸗ 
eigentum der Unterthanen des feindlichen 
Staats im Landkrieg der Regel nach re⸗ 
ſpektiert werden ſoll, iſt dieſer Satz im 
eekrieg noch nicht zu allgemeiner Aner⸗ 
fennung gelangt ſ. Prife). Aber auch 
im Landfrieg bebürfen einzelne Fragen 
noch der Entjheidung ur die Seh 
gebung ber Kulturftaaten, jo namentlid) 
bie frage, ob das bewegliche Eigentum 
ber Tämpfenden Soldaten dem Gieger 
preisgegeben ift und alfo von dem letz⸗ 
tern einem Gefallenen, Gefangenen ober 
Wehrlofen abgenommen werden kann. 
Beſonders wichtig find in diefer Hinficht 
die Kriegsartikel für das deutiche Heer 


an das beutfhe Militärftrafgefehbuc 
folgendes beftimmen (Art. 30); »Eigen⸗ 
mächtiges Beuternachen ift bem Soldaten 
verboten. Übertretungen Diele Verbote 
werden mit Arreft oder mit Gefängnis ober 

eſtungshaft bis au 3 Jahren, nach Um— 
Händen unter gleichzeltiger Verſeßung 
in die zweite Selaffe bed Solbatnulinnbs, 
beſtraft.« Weiter iſt hier (un. Al) and 
brüclich erklärt, daß Hab' und (Mut bes 
feindlichen Landes unter beim beſondern 
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Schuß des Geſetzes ftehen, und endlich iſt 
im Art. 32 verordnet: »Wer im Feld in 
ber Abficht rechtswidriger Zueignung eine 
Sache der Lanbedeinwohner offen weg: 
nimmt oder denſelben abnötigt ober bes 
eignen Vorteils wegen unbefugt Requi⸗ 
fitionen vornimmt, wirb wegen Plünde- 
rung mit Verſetzung in bie zweite Klaſſe 
des GSoldatenitands und Gefängnis bis 
zu 5 Jahren, in ſchwerern Fällen mit 
Zuchthaus von 10 Jahren bis zu leben: 
länglicyer Dauer oder mit dem Tob be: 
ftraft. Als Plünderung ift es nicht an⸗ 
zuſehen, wenn die Aneignung nur auf 
Lebensmittel, Heilmittel, Bekleidungs⸗ 
gegenſtände, Feuerungsmittel, Furage 
oder Transportmittel ſich erſtreckt und 
nicht außer Verhältnis zu dem vorhande⸗ 
nen Bedürfnis ſteht.« Übrigens iſt zu 
beachten, daß auch die rechtmäßige B., ab⸗ 
geieben von Gegenftänden der letztern 

tt, nicht Eigentum des einzelnen erbeu: 
tenden Soldaten wird, fondern vielmehr 
bem Kriegsherrn gebührt; doch erhält der 
Soldat, reip. der betreffende Truppenteil 
namentlich bei der Erbeutung von Ge: 
hüten und Pferden ein fogen. Beute: 
geld. Vgl. Bluntfhli, Das Beute: 


recht im Krieg (1877). 
Bevollmächtigter Minifler, |. Ge⸗ 
andte. 
Beweiszeuge, |. Zeu 


e. 

Bezirk ntebesith), Unterabtei- 
lung des Staatögebietß, welche einer ges 
willen Behörde unterftellt ift. Namentlich 
zum Zweck ber innern Verwaltung find 
verschiedene Staaten in Bezirke eingeteilt, 
während in andern bafür bie Bezeichnung 
»Kreis« üblich ift. So zerfallen bie bay: 
rifhen Kreife in Verwaltungsdiſtrikte, 
welche Bezirfsämtern unterftellt find. 
An Sachſen bildet jede Amtshauptmann⸗ 
ſchaft einen Bezirksverband, welcher 
in ſeinen kommunalen Geſamtintereſſen 
durch die Bezirksverſammlung ver: 
treten wird, welch letztere wiederum einen 
Bezirksausſchuß wählt. Ebenſo be⸗ 
ſtehen in Baden Bezirke mit Bezirks⸗ 
ämtern, in Weimar mit Bezirksdi— 
reftoren, während die Kommunalver- 
tretung diefer Berbände vom Bezirfärat 
oder Bezirksausſchuß ausgeht. 


Bevollmächtigter Miniſter — Bill. 


Biardie (lat.= griech), Doppelherr⸗ 
haft, das gleichzeitige Nenieren zweier 
Serrider, wie 3. B. in Sparta; aud 

iarchie genannt. 

DBierfiener, |. Braufteuer. 

Bigamie (griech.) Doppelebe (f. In: 
zuchtsverbrechen). 

Bikamerismus (neulat.), Zweilam⸗ 
merſyſtem. 

Bilaͤnz (v. lat. bilanx, ital. bilan- 
cia, »Wages«, Gleichgewicht), Die perio: 
diſche Sälubrehnung zur Ermittelung 
des Standes eines Geſchäftsvermögens 
oder einer Bermögensverwaltung. In 
biefem Sinn ſpricht man auch von ber 
B. der Staatsfaffe, der Gemeinbefafle ıc. 
Die Handel2bilanz eines Xerrito 
riums ift das Verhältnis zwiſchen deſſen 
Gefamteinfuhr und Gefamtausfuhr. 

ill (neulat, billa, von libellus abge: 
leitet), in England ein ſchriftlicher Auf: 
fab; im parlamentarifchen Leben insbe⸗ 
fondere (B. in parliament) der aus dem 
Schoß des Parlaments hervorgehende 
Vorſchlag eines Gefepentwurfd. Einer B. 
über öffentliche Angelegenheiten (public 
b.) muß ſtets eine ſogen. Motion als 
vorbereitender Antrag vorausgeben, d. h. 
das Geſuch, eine B. einbringen zu dürfen. 
Wird diefem Antrag ftattgegeben, fo wird 


die B. fchriftlich eingereicht. Privatbills 
Dagegen, welche eine Verfügung zu Gun: 


ften einzelner Perfonen oder Korpora: 
tionen betreffen, werben im Weg ſchrift⸗ 
ficher Petition eingeleitet. Die Bills wer: 
den dreimal gelefen. Iſt die B. durchge⸗ 


gangen, fo wird fie famt den etwa bazu | 
beichlojfenen Amendements vor Das andıc 


Haus gebracht, in welchem dasſelbe Ver: 
fahren ftattfindet. Wird die B. auch hier 
angenommen, fo gelangt fie an bie Krone 
ur Beftätigung. Als Beitätigungsformel 


at fih die alte franzöſiſche Formel er: _ 


galten, welche bei Brivatbill8 lautet: »Soit 
ait, comme il est désiré« (>88 geſchehe, 
wie man gewünfcht hat«) und bei öffent: 
lichen Bills: »Le roi le veut« (»der Köniy 
will e8«). Für eine Verweinerung ift bie 
böfliche Form gebräuchlich: »Le roi s’avi- 
gera« (»der König wird Einficht davon 
nehmene«). Übrigens haben bie Könige 
von England aus dem Haus Hannover 


Billet — Bifchof3paragraph. 


von dem Rechte der Bertveigerung nie Ge⸗ 
trauch gemacht, indem man e8 vielmehr 
tet verftand, Bills, welche der Krone ab- 
jolut unannehmbar erjchienen, in dem 
einen ober in bem andern Haus durch 
eine Majorität zu befeitigen. Aus bem 
engliſchen —— ging dies Ver⸗ 
jahren auch in die nordamerifanifche 
Verfaſſung über. Der Präfident billigt 
(approves) oder mißbilligt (disapproves) 
tie von beiten Häufern (Senat und Re⸗ 
träientantenhaus) angenonmenen Bill. 
Sein Beto ift jedoch nur ein fufpenfives. 
Es wird hinfällig, wenn die B. bei wieber: 
bolter Beratung in jedem der beiden Häu- 
ier eine Majorität von zwei Dritteln ber 
Stimmen erhält. Aus dem englijchen 
Recht iſt das Inſtitut der drei Lejungen 
bei Geſetzentwürfen auch in die parlamen⸗ 
tariſchen Geſchäftsordnungen des Konti⸗ 
nento ütgeegangen ſo z. B. auch in die 
des deutſchen Reichstags. 

Billet (franz., pr. bijeh, biliett), Brief⸗ 
den, Einlaßſchein; Bankbillet, ſ. v. w. 
Banknote. 

Bimeta Iiſsmus (lat.), Doppelwäh⸗ 
un‘ Währung). 

irtenfeld, Fürftentum, Beſtandteil 
des Großherzogtums Oldenburg (ſ. b.). 
Biſchof (griech. episkopos, »Auf- 
ichere), in ber älieſten chriftlichen Kirche 
ider Gemeinbevorfieher oder Presbyter 
Alteſter) dann Titel eines Kirchenobern, 
welcher, im Befit der höchften Weihe, bie 
oberſte Kirchengewalt in bem ihm über: 
wieinen Sprengel (Diödzefe) ausübt. 
Die katholiſche Kirche betrachtet die Bi- 
ihöie ald Nachfolger ber Apoitel, welchen 
tie Pflicht obliegt, bie reine Lehre in ihrer 
Ziögefe zu erhalten unb zu verbreiten, 
tie heiligen Handlungen (jura ordinis) 
‚u verwalten, wie die Erteilung der Fir- 
melung, Die Weihe der Klerifer, die Sal- 
kung der Könige, die Einweihung ber 
Then x., ferner aber auch die Äußere 
Sermaltung und Vertretung ber Diözefe, 
tie Berwaltung des Kirchenguts und bie 
Erhebung der herfümmlichen Abgaben 
qura jurisdictionis). Die Wahl ber 
Life ift in der Regel Sache des Dom: 
ſapiiels doch Hat die Staatsregierung das 
Recht, Berfonen, welche ihr nicht genehm 
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find (personae minus gratae), von der 
Wahl auszuſchließen. Jırandern Staaten, 
* in Bayern, ſteht dem König das 
ominationsrecht zu. Die Wahl bedarf 
der päpſtlichen Beſtätigung. Der Spren⸗ 
des Biſchofs wird Bistum genannt. 
er erſte B. einer Kirchenprovinz iſt der 
Erzbiſchof (ſ. d.); ihm find die übrigen 
Biſchöfe (Suffraganbiſchöfe) unter: 
eordnet. Der Weihbiſchof iſt der Ge⸗ 
Bilfe eines Biſchofs und der Stellvertre: 
ter desſelben, es ift dies ein fogen. B. in 
partibus (infidelium), d. 5. ein B., der 
zwar die biſchöfliche Weihe empfangen, 
aber feine Diözefe hat, vielmehr dem Na: 
men nah an der Spite einer Diözeſe 
ſteht, welche fich in den Händen der Un⸗ 
gläubigen befindet. Die proteftantijche 
Kirche hat in den meilten Ländern die bi: 
ihöflihe Würde auf den Landesherrn 
übertragen, welder als Oberhaupt ber 
Kirche (summus episcopus) erjcheint. 
In England, Schweden und Norwegen 
und in Dänemarf hat man die Bilchöfe 
jedoch beibehalten. Vol. Meier, Das 
Veto beutfchproteflantiicher Staatsregie⸗ 
zungen aegen Fatholifche Biſchofswahlen 
(1806); Fried berg, Der Staat unb die 
— in Deutſchland (1874). 
PR aöfligeRirge,i.Angti aniſche 
irche. 

Biſchofſsparagraph, Bezeichnung für 
einen Teil (Art. 4) der Vorlage, welche 
W. Mai 1880 von dem Kultusminiſter 
v. Puttkamer dem preußiſchen Abgeord⸗ 
netenhaus gemacht wurde, um eine Ab: 
änderung ber Tirchenpolitiihen Geſetzge⸗ 
bung in Preußen (»Maigefeße«) herbeizu- 
führen. Es bandelte ſich hier fpeziell um 
folgenden Vorſchlag der Regierung: einen 
Bilchof, der durch gerichtliches Urteil aus 
dem Amt entlaffen worden, follte von 
König die Staatliche Anerkennung als Bi: 
ſchof der frühern Diözefe wiederum erteilt 
werben können. Allein diefer in der That 
ungeheuerliche Vorfchlag, auf welden bie 
Konfervativen allerdings eingehen woll⸗ 
ten, wurbe abgelehnt. Eine folche Be: 
fimmung wäre juriftifh auch gar nicht 
fonftruierbar. Denn der König kann 
kraft ſeines Begnadigungsrechts die ver- 
urteilten Bijchöfe wohl begnadigen; da⸗ 
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mit würde ein ſolcher Biſchof wieder fähig, 
ein preußifches Bistum au erhalten. Kei⸗ 
neswegs aber würbe er Durch die Begna⸗ 
digung ohne weiteres in das Amt felbft 
wieder eintreten; Hierzu wäre vielmehr 
nad) dem in Preußen geltenden Recht 
"(Breve quod de fidelium) eine orbent: 
lihe Neuwahl durch das Domkapitel er- 
forderlich. 

Bistum, Sprengel eines Biſchofs (ſ. d.). 

Blanco (ſpan., ital. Bianco), weiß, 
unbefchrieben,; daher Blankoindoſſa⸗ 
ment, das Weiterbegeben eined Wechſels 
ohne Bezeichnung des Nehmers; Blanko⸗ 
fredit, offener, unbegrenzter Kredit; 
Blanfovollmadt, unbeſchränkte Vol: 


macht. 

Blaukeétt (franz. Blanc, ital. Carta 
bianca), unvolftändige, oft nur mittelft 
Namensunterfchrift auf einem leeren 
Blatt erteilte Vollmacht. 

Slaſenzins, |. Braufteuer. 

Blnsphemie (griech.), ſ. Gottes: 
läfterung. 

Blanbnch (engl. Blue Book), in Eng- 
land Sammlung von Aftenftiiden, welche 
bie Regierung dem Parlament vorzulegen 
pflegt, fo genannt nach der Farbe des Ilm- 
ſchlags. Die diplomatifhen Blaubücher 
enthalten die Korrefpondenz zwiſchen dem 
Minifterium des Auswärtigen und den 
Vertretern Englands im Ausland, 
. ‚Blodade (franz.), bie Abfperrung eines 
feindlichen Hafen? vom Verkehr. Eine B. 
ift aber nidyt nur für die Friegführenden 
Mächte, ſondern auch für neutrale Schiffe 
um beswillen von Wichtigfeit, weil bei 
einem Blockadebruch dasjenige neutrale 
Schiff, Durch welches er verübt warb, von 
dem blodierenden Teil aufgebradht und 
»für gute Priſe« erflärtwerdentann. Der 
Pariſer Friedensvertrag vom 16. April 
1856 bat aber hierbei ausprüdlih ben 
völferrechtlichen Grundſatz anerkannt, daß 
eine Hafenblodabe effeftiv(frang.blocus 
effectif), d. h. daß das Einlaufen in dei 
blockierten dten mit wirklicher Gefahr 
oerbunden ſein muß, wenn ſie auch für 
neutrale Schiffe verbindlich und für den 
Fall des Blocadebruchs von jener Wirkung 

gleitet fein fol. Ein folder liegt aber 
dann vor, wenn ein neutrales Schiff mit 


Bistum — Bolivia. 


Gewalt oder mit Lift Die Blodabelinie zu 
durchbrechen ſucht. Auch ift neuerdings 
ber Grundſatz anerkannt worden, bap dem 
neutralen Schiff noch eine befondere Ro: 
tififation von dem Beftehen der B. zuge: 
gangen fein muß, um einen Blodabebrud 
als thatfächlih vorhanden erfcheinen zu 
laffen. Vgl. außer ben Lehrbüchern des Böl- 
ferrechtö insbefonbere Geſſner, Le droit 
des neutres sur mer (2. Aufl. 1876). 

Blodieren (franz.), belagern, abiper: 
ren, namentlich einen feindlichen Hafen 
vom Verkehr abiperren. 

Blutbaun, das Recht eines Landes⸗ 
bern über Leben und Tod feiner Unter: 


tbanen. 
Blutihande, f. Unzuchtsverbre—⸗ 


en. 
Böhmen, früher jelbftändiges König: 
reich, jetzt öfterreichifches Kronland, welche? 
unter einem in Prag refidierenden Statt: 
halter fteht; 51,955 qkm mit 5,140,544 
Einw. (f. Oferzeih Ungarn) 
- Selivia, füdamerifan. Freiſtaat, ca. 
1,297,255 qkm mit etiva 2,325,000 Ein. 
Die Haupftabt ift dermalen Sucre mit. 
23,979 Einw. Nach längern Freiheitskäm⸗ 
pfen erfolgte 6.Aug. 1825 die Unabhängig: 
feitserflärung und Die Rosfagung von Spa⸗ 
nien, und bie nunmebrige Republif nahm 
11. Aug. 1825 den Namen B. an. Lang 
wierige Barteifämpfe und neuerdings der 
Krieg mit Chile haben das Emporblühen 
beö Yanbes verhindert. Die lebte Kon: 
ftitution von 1868 warb 1869 wieber auf: 
gehoben. Zur Zeit ift Die oberfte Exekutiv⸗ 
gewalt einem auf vier Jahre zu wählen: 
den Präfidenten übertragen, welchem bie 
Nationalverfammlung als gefeßgebender 
Körper zur Seite fteht. Die Bevölkerung 
befteht zum größten Teil aus Indianern, 
die aber meiſt zum katholiſchen Glauben 
befehrt find. Die vorherrſchende Landes: 
ſprache ift die fpanifche. Das Land it 
in neun Departements eingeteilt. Die 
Staatöfinanzen befinden fich in einem 
fehr traurigen Zuftand, und es wird in: 
folge des Kriegs mit einem bebeutenben 
Dehzit gearbeitet, Die Staatsfchuld ke 
trug 1879: 6 Mil. Pd. Sterl. Tas 
fiehende Heer befteht aus 8 Generalen, 
359 Stabs- und 654 Subalternoffizieren 


Bona fides — Börfenfteuer. 


und böchiiend 2000 Mann. Deutſche 
Konfulate beitehen in Cochabamba und 


a Paz. 
. Bona fides (Tat., »quter Glaube«), die 
Überzeugung von ber Rechtmäßigkeit eines 
Zuſtands, 3.38. eines Beſitzes; daher bona 
fide, in gutem Glauben. 

Bonde, in Schleswig ein Bauer, wel: 
der feine Güter erb⸗ und eigentümlich 
befist, Freibauer. 

Bonifilation (Int.), Vergütung; na⸗ 
mentlih Rückzoll für bereits verfteuerte 
ausgeführte Produfte. 

snitierung (neulat.), Abſchätzung 
des fulturfäbigen Bodens in Hinfiht auf 
Grtragsfähigfeit zum Behuf feiner Ein- 
orbnung in eine gewiſſe Bonitäts- 
klaſſe. Sie findet befonbers bei Sepa- 
rationen und Ronfolibationen, aber auch 
bei Beranlagung der Grundſteuern ftatt. 
Es wirb dabei die Lage bed Grundſtücks, 
die chemiſche Zufammenfetung ber Ader- 
frume, ihre Dide, der Untergrund, bie 
Waſſerhaltigkeit 2c. fowie der fünf- oder 
zehnjährige Durchſchnittsertrag in Bes 
tracht gezogen. 

Borough (engl., ſpr. börro), Burg; 
dann Bezeichnung für bebdeutenbere Orte 
mit ftädtifchen Gerechtſamen. Je nachdem 
diefe Flecken Abgeordnete zum Parlament 
erwählen oder nicht, unterfcheidet man 
zwiſchen parlamentaren und munii- 
ralen Boroughs. Rottenborougbs 
hießen diejenigen verfallenen (»faulen«) 
Marftileden, in welden das Recht zur 
Barlamentswahl in den Händen weniger 
Einwohner war, ein Zuſtand, bem die Par⸗ 
Iamentsreform von 1832 ein Enbe machte. 

Börfe (franz. Bourse, engl. Exchange, 
v. mittellat. bursa, »Geldbeutel«), das 
für die Berfammlungen von Kaufleuten 
und die Abfchließung ihrer Geichäfte be 
itimmte Gebäude, dann biefe Verſamm⸗ 
ungen felbft und der Marft des Tauf: 
männifchen Geſchäftslebens überhaupt. 
Je nach der Art diefer Geſchäfte wird zwi⸗ 
ſchen Fonds⸗ oder Effeften-, Korn-, Ge 
treide- und BProduften-, Buchhändler, 
Geld, Waren, Schiffsverficherungsbör: 
fen zc. unterſchieden. Die Regeln, nad) wel⸗ 
hen fich der Börfenverfehr zu richten Bat, 
jind durch die Börfenordnung beftimmt. 

Etaatölerilon. 
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Die Börfenfähigkfeit, d. h. die Beredh: 
tigung zum Befuch der B., hängt von unbe: 
Icholtenem Gefhäftsruf und von der Jah: 
lung eines Beitrags ab; fie Tann ganz oder 
zeitweife entzogen werden. Minderjähri- 
gen und rauen ift der Befuch regelmäßig 
unterfagt. Nach dem Schluß ber 8. fin- 
det die Gefftellung ber Kurſe, d. h. der 
laufenden reife, wie fie fich herausgeftellt 
ben, durch die vereidigten Mäkler 
Senfale) auf Grund beftimmter Uſan⸗ 
cen und Vorfchriften ftatt. Die Zuſam⸗ 
menftellung der Kurſe der an einer B. ge⸗ 
bandelten Mechjel, Wertpapiere, Geld: 
forten zc. bildet den Kurszettel. In 
Breußen befinden fi Geld-, Fonds⸗, 
Effekten: und Produftenbörjen in Berlin, 
Breslau, Danzig, Elbing, Frankfurt a. M., 
Köln, Königäberg i. Pr., Magbeburg, 
Memel, Pofen, Stettin und Tilfit. Außer: 
den beſtehen Produftenbörfen in Görlitz 
und in Halle; Kornbörſen eriftieren in 
verfchiedenen Städten. In Wien beiteht 
neben ber Fondsbörſe neuerdings auch eine 
Warenbörfe. Bol. Saling, Die B. 
und die Börfengefchäfte (4. Aufl. 1870) 
Swoboba, Börfen und Aftien (1869); 
Gareid, Die B. und die Gründungen 
(1874). 

Börfenfleuer, Steuer auf die im Bör⸗ 
fenverfehr üblichen Schlußnoten und Rech⸗ 
nungen über Oırantitäten von Geld und 
Waren jeder Art, welche nach Gewicht, 
Maß oder Zahl gehandelt werden. Nad) 
einem bem Reichdtag wiederholt vorgeleg⸗ 
ten Gefeßentwurf foll diefe B. (Stempel⸗ 
fteuer) bei Gefchäften von 300—1000MF. 
Wert: 10 Pf., bei Geichäften von mehr 
ala 1000 ME. His 5000 ME.: 25 Pf. und 
bei Gelchäften von mehr als 5000 ME.: 
50 Pf. betragen. Außerdem iſt noch eine 
Stempelfteuer auf bie Ausgabe von Aftien 
und aufSchulbobligationen und Inhaber: 
papiere im Betrag von fünf vom Tau⸗ 
ſend proponiert; ebenſo follen Lombard⸗ 
darlehen, Checks und Giroanweiſungen 
(10 Pf.) und Lotterieloſe (5 Proz. des 
Werts) befteuert werden. Ja, bie Vorlage 

eht ſogar jo weit, eine Quittungsfteuer 

in Vorſchlag zu bringen, welche regel- 

mäßig eine jede Quittung, die über den 

Betrag von 20 Mk. und darüber lautet, 
6 
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mit einer Steuer von 10 Bf. belaften 
würde. Gegen diefe letztere Steuer haben 
fi alle Parteien faft ausnahmslos er: 
Härt, und auch im Übrigen bürfte bie 2. 
nur allenfalls, infoweit fie die eigentlichen 
Börfengefchäfte betrifft, auf Annahme 
rechnen können. Man erblidt nämlich in 
ber B. eine Art Ausgleihung gegenüber 
ber Mebrbelaftung des Grundvermögens 
durch die Grundfteuer und fieht zubem in 
der B. eine Steuer auf Veränderungen 
im mobilen Kapitalbefit, ebenſo wie Die 
Veränderungen des Belikftands auf dem 
Gebiet des Immobiliarvermögens in der 

orm ber Übereignungsfoften (in Preußen 

Proz. vom Wert) einer Stempelabgabe 
unterliegen. Freilich ift auf der andern 
Seite nicht mit Unrecht geltend gemacht 
worden, baß die großen Börjengefchäfte 
dadurch verhältnismäßig wenig ober gar 
nicht betroffen werben, und dab die Ban: 
kiers die Stempeliteuern- einfach ihren 
Kunden aufrechnen werben, jo Daß na= 
mentlich der kleine Verkehr durch die eigent⸗ 
liche B. belaftet werden wird, 

Bosnien, ehebem norbweftliche Pro⸗ 
vinz ber europäiſchen Türkei, wurbe mit 
einzelnen Teilen der Her B egowina (jekt 
Kreis Moftar) im Berliner Frieden von 
der Türfei an Ofterreich abgetreten, indem 
bie Souveränitätstechte bes Sultans dem 
Scheine nad) gewahrt wurben, deſſen 
Name 3. B. nach wie vor in den öffent⸗ 
lichen Gebeten genannt werben ſoll. Da: 


gegen fol von den Einkünften des Lanz. 


des nichts nach Konftantinopel fließen, die 
Erhebung berjelben vielmehr durch Öfter- 
reich Ungarn erfolgen und die Verwen⸗ 
dung zu Gunften und im Intereſſe des 
Landes ftattfinden. Eine Volkszählung 
vom 15. Juni 1879 ergab eine Bevölfe- 
rung von 1,142,147 Einw. Das etwa 
52,100 qkm große Land zerfällt in bie 
ſechs Kreife: Serajewo, Zwornik, Traw⸗ 
nik, Banjaluka, Bihatſch und Moſtar 
(Herzegowina). Sitz der Landesregierung 
iſt Serajewo. Vgl. »Die Okkupation Bos⸗ 
niens und der Herzegowina«, Bericht des 
k. k. Generalftabs (1879); Büchelen, 
DB. und feine wirtjchaftlihe Bedeutung 
für OfterreiheUngarn (1879); Helfert, 
Bosniſches (1878). 


Bosnien — Bourgeoifte. 


Botihaft, im parlamentarifchen Leben 
eine Eröffnung, welche das Staatsober⸗ 
haupt direft an bie Landesvertretung rich⸗ 
tet, im Gegenſatz zu Ionftigen dtegierunge- | 
vorlagen, welche von dem Minifterium al 
foldem im Namen des StaatZoberhaupts 
an die Randesvertretung gelangen. Da im 
Tonftitutionellen Staat Tein Regierung: 
alt ohne Mitunterfchrift der Miniſter Sul 
tigfeit bat, fo muß auch jede B. von bie 
fen fontrafigniert fein. Man macht von 
folchen Botichaften nur in außerorbent: 
lichen Fällen Gebrauch, fo namentlich bei 
innern Konflitten (3. B. bei einer Kam: 
merauflöfung) oder bei wichtigen Bor: 
gängen der Außern Politit (3. B. bei 
Kriegserflärungen). Der Bröfibent ber 
Vereinigten Staaten von Norbamerifa 
pflegt an den Kongreß bei deſſen Eröff: 
nung eine B. ergehen zu lafjen, worin er 
fih über den Gefamtzuftand der Union 
überhaupt ausfpricht. In einem andern 
Sinn ift B. gleihlautend mit Gefandt- 
ſchaft (1. Sefanbte). 

Botſchafter, f. Geſandte. 

Bottichſteuer, |. Braufteuer. 

Bourbon (ipr. burbong), altes franz. Ge⸗ 
fchlecht, welches in dem Herzog Anton von 
B. auf den Thron von Navarra und 1589 
nach dem Erldfchen des Haufes Valois in 
ber Berfon Heinrichg IV. auf den Thron 
von Frankreich, in der Folgezeit aber auch 
in Spanien, wo bie Bourbonen noch jett 
regieren, und in Neapel zur Regierung 
gelangte, An Frankreich regierten die Bour- 

onen (mit Unterbrehung von 1792— 
1814) in der Zeit von 1589—1830. Der 
legte Sprofle des Haufes in ber Haupt: 
linie ift Heinrich Karl Ferdinand Marie 
Dieudonne, Herzog von Bordeaur, Graf 
von Chambord, von feinen Anhängern 
Heinrich V. genannt. Eine Seitenlinie 
des Haufes B. ift das Haus der Orleans, 
welches von Philipp I., Herzog don Or: 
leans, dem Bruder Ludwigs XIV., ab: 
ſtammt und zur Zeit hauptſächlich durch 
bie beiden Söhne des Herzogs Ferdinand 
von Orleans, den Grafen Louis Philippe 
von Paris und den Herzog Robert Philippe 
von Chartres, vertreten ift. 

Bourgeoifie (franz., ipr. burjpoafih), in 
Franfreih die Bürgerfchaft als Stand 








Brahma — Brandftiftung. 


ober Vollsklaſſe; begreift die felbftändigen 
Handwerfer, Handeld- und Kaufleute, 
Künftler, Rentiers, Anwalte ꝛc., über: 
haupt bie Inhaber eines feften und fichern 
Einfommens, im Gegenfaß zu dem Abel, 
den Bauern, ben Arbeitern und Broleta- 
riern in fih. Die Sozialdemofratie (f.b.) 
bezeichnet Die B. als den hauptſächlichſten 
Gegner der Arbeiterbevölferung,, deflen 
Macht im Kapitalbelig zu fuchen fei. Sie 
befämpft die B., indem fie die Tapitalifti- 
Ihe Produktionsweiſe durch die gefellichaft- 
liche Arbeit erfegen und an bie Stelle des 
Rapitalbefites ben genofieniiaftlichen Ge⸗ 
ſamtbeſitz ſetzen will. 

Brahma, ind. Gottheit, mit Wiſchnu 
(dem Erhaltenden) und Siwa (dem Ser: 
förenten) die Dreieinigfeit der Inder bil- 
dend; daher bie Priefter desfelben Brab- 
manen (Braminen) und ihre Religion 
Brahbmanismug genannt wird; be- 
fonder3 merfwürdig durch bie Lehre von 
der Seelenwanderung und vom Kaften: 
unterichied. 

Branbfliftung, das Verbrechen, deſſen 
fih derjenige ſchuldig macht, welcher gewiſſe 
im Geſetz bezeichnete Gegenſtände (Brand⸗ 
ſtiftungs objekte) vorſätzlicher- oder 
fahrläſſigerweiſe in Brand ſetzt. Bei ber 
vorſätzlichen B. ift aber wieberum zu 
unterfcheiden zwiſchen fchwerer (qualifi- 
zierte) und einfacher B. Eine ſchwere 
B. liegt nad) dem deutichen Strafgefek- 
buch (5 306) vor, wenn das Verbrechen 
an einem zu gottesdienftlichen Berfanm- 
lungen beftimmten Gebäude ober an 
einem Gebäude, einem Schiff oder einer 
Hütte, welche zur Wohnung von Men: 
Ihen dienen, oder an einer ſolchen Räum: 
lihfeit verübt wurbe, welche wenigitens 
zeitweife zum Aufenthalt von Menſchen 
dient, und zwar zu einer Zeit, während 
welcher Menſchen in derſelben fich aufzu- 
balten pflegen. In einem folden Fall 
tritt Zuchthausſtrafe von 1 bis zu 15 Jah: 
ren ein. Dabei wird e8 aber noch als be- 
jonders fchwere B. (6 307) behandelt und 
mit Zuchthaus nicht unter 10 Jahren ober 
mit lebenslänglichem Zuchthaus beftraft, 
wenn ber Brand ben Tod eines Menſchen 
verurfacht hat, welcher fi) zur Zeit ber 
That in einerberin Brand geſetzten Räum⸗ 
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lichkeiten befand, ober wenn bie B. in ber 
Abficht begangen morben ift, um unter 
Begünftigung derfelben Mord oder Raub 
zu begehen ober einen Aufruhr zu erre⸗ 
gen, oder wenn ber Brandftifter, um bas 

öſchen des Feuer? zu verhindern ober zu 
erſchweren, Köfchgerätichaften entfernt oder 
unbrauchbar gemacht hat. Einfache B. 
wird mit Zuchthaus bis Ex 10 Sahren 
und, wenn mildernde Umftände vorliegen, 
mit Gefängnis bis zu 5 Jahren und nicht 
unter 6 Monaten beftraft, und zwar ift 
bier zwifchen einer unmittelbaren und 
zwiſchen einer mittelbaren einfachen B. zu 
unterfcheiden, je nachdem das in Brand 
geſetzte Objekt fremdes Cigentum oder 
Eigentum des Thäters jelbft ift. In erfte- 
rer Beziehun tient eine (unmittelbare 
einfache) B. es ) vor, wenn Gebäude, 
Schiffe, Hütten, Bergwerle, Magazine, 
Warenvorräte, welche auf bazu beitimm: 
ten öffentlichen Pläben lagern, Vorräte 
von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen ober 
von Bau: ober Brennmaterialien, Früchte 
auf dem Feld, Waldungen oder Torfmoore, 
welche fremdes Eigentum find, vorfäglid) 
in Branb geſetzt werden. Gehören dage- 
gen derartige in Brand geſetzte Gegen- 
fände dem Thäter felbft eigentümlich zu, 
jo wird eine B. nur dann angenommen, 
wenn jene. Gegenftände ihrer Beichaffen- 
beit und Lage nach geeignet find, bas Feuer 
einer ber $ (f. oben) bezeichneten 
Räumlichkeiten ober einem ber ebenbe- 
geichneten fremden Gegenftänbe mitzutei⸗ 
en (mittelbare einfache B.). Es wirb 
mithin nach dem deutichen Strafgeſetzbuch 
nicht als B. betrachtet, wenn jemand feine 
eigne Sache anzündet, wofern biefelbe we- 
der unter bie Kategorie des G 306 fällt, 
noch geeignet ift, das Teuer fremden Ge: 
genftänben ber bezeichneten Art mitzutei- 
en. Dagegen können in ſolchem Fall bie 
Borfchriften des G 265 Plab greifen, wo: 
nad) derjenige, der in betrügerijcher Ab: 
fiht, alfo namentlih, um eine Verfiche- 
rungsgefellichaft zu benachteiligen, eine 
gegen Feuersgefahr verficherte Sache in 
Brand fest, mit Zuchthaus bis zu 10 Jah⸗ 
ren und aut mit Gelbftrafe von 150 
bis zu 6000 ME. und, wenn milbernde 
Umftände vorliegen, mit Gefängnis biß zu 

6* 
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5 Jahren und nicht unter 6 Monaten be: 
firaft werben fol, neben welch lebterer 
Strafe noch auf Seldftrafe bis zu 3000 
ME. erfannt werden kann. Fahrläfs 
fige (kulpoſe) B. liegt dagegen vor 
($ 309), wenn ein Brand ber im F 306 
oder der im F 308 (f. oben) bezeichneten 
Art nicht in vorſätzlicher, fondern nur in 
fabrläffiger Weiſe herbeigeführt wird. Als 
Strafe ift Gefängnis big zu 1 Jahr oder 
Gelbitrafe bis zu IOOME. und, wenn durch 
den Brand der Tod eines Menſchen verur- 
acht worden ift, Gefängnis von 1 Monat 
bis zu 3 Jahren feftgefebt. Dabei ift die Be⸗ 
ftimmung im $ 310 hervorzuheben, wonach 
bei jeder B. Straflofigkeit eintreten foll, 
wenn ber Thäter den Brand, bevor berfelbe 
entdeckt und ein weiterer Schaben als ber 
durch bie bloße eng bewirkte 
entitanden war, jelbit wieber gelöfcht hat. 

Brannimweinflener, die auf die Erzeu⸗ 
gung von Branntwein (Alkohol, Epiri: 
tus) gelegte indirekte Steuer. Dieje faft 
in allen Staaten eingeführte Steuer wirb 
jedoch in fehr verichiedenartiger Form er: 
boben. Sie kommt nämlich 1)) alsBrannt⸗ 
weinmaterialfteuer vor, indem das 
Nohmaterial einer Befteuerung untertwors 
fen wird. Dies ift in Deutfchland (mit 
Ausnahme von Württemberg, Hamburg 
und Bremen) in Anſehung des aus nicht 
mehligen Stoffen bereiteten Branntweing 
ber Fall. Je 60 Duart (68,7 Kit.) einge: 
ftampfte Meintreber, Kernobft und Bee 
tenfrüchte zahlen AO Pf., Trauben ober 
Obflwein, Weinbefe oder Steinobft BOPF. 
(nad) dem norddeutſchen Bundesgeſetz vom 
8. Juli 1868). 2) Die Fabrikations- 
ſteuer, mit welcher der Branntwein in 
eiuem gervifien Stadium feiner Heritel: 
lung belegt wird. Hierher gehört die ſogen. 
Maifhraumfteuer (in England, 
Deutihland mit Ausnahme von Würt: 
temberg, Baden, Bremen und Hamburg 


> 


Belgien, Italien und Holland) für mehlige | 386,9 


Stoffe. Bei ber Bereitung von Brannt- 
wein aus Getreide und andern mehligen 
Stoffen wird nämlich die Steuer nach den: 
Rauminhalt ber zur Einmaifchung ober 
Gärung der Maijche benupten Gefäße 
(Ma if ottihfteuer) erhoben, und 
zwar follen nach Dem norddeutſchen Bun 
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beögefet vom 8. Juli 1868 der Regel nad) 
30 Pr. für je 20 preußifche Quart (22,9 
Lit.) des Rauminbalts ber Maifchbottiche 
und für jeve Einmaiſchung erhoben wer: 
ben. Auch ber fogen. Blafenzins in 
Baden tft eine Fabrifationsfteuer. 3) Die 
Tabrifatfteuer, weldhe vom fertigen 
Produft und vom Fabrifanten erhoben 
wird, wiein England, Rußland und Öfter: 
reih. 4) Die Konfumtionsfteuer, 
welche, wie in Frankreich, direkt vom Kon: 
fumenten erhoben wird. Neuerdings wird 
auch in Deutichland bie Beiteuerung des 
fertigen Branntweins vielfach als die rich⸗ 
tigite Form der B. bezeichnet, und man 
ift in Bayern bereits in biefem Sinn le: 
get vorgegangen. Die Befteuerung 

es inländifchen Branntweins ift nach der 
Reichsverfaffung (Art. 35, 38) Sache bes 
Reichs; doch findet dies auf Baden, Bayern 
und &ürttemberg Feine Anwendung, und 
diefe Staaten haben daher auch an dem 
in bie Reichskaſſe fliegenden Ertrag ber 
Steuern von Branntwein feinen Anteil. 


. Släfer, Die Steuerfufteme ber ®. 


Dal 
(1867); Materne, Tabellen zur Be 
rechnung ber B. (1875). 

Brafilien, Kaiferreich in Sübamerifa, 
bie einzige Monarchie Amerifas;8,337,218 
qkm mit (1872) ca. 10,108,291 Einw., wo: 

unod etwa 1 Mil. Indianer zu rechnen 
Kind, Hauptftadt: Rio de Janeiro mit 
274,972 Einw. Unter ben Einwohnern 
befanden fi) 1876 uoch 1,409,448 Skla⸗- 
ven. Durch Geſetz vom 1. Juni 1871 ift 
nämlich die Sklaverei in der Weife au: 


gehoben worben, daß alle nad) dem Erfah 


dieſes Geſetzes gebornen Sflavenkinder 
von felbft frei find, während allen Skla⸗ 
ven bie Freiheit gewährt werben muß, 
wenn fie fi Losfaufen können und wol: 
len. Bon 9,930,478 gezäblten Einwoh⸗ 
nern gehörten 1872: 3,787,289 der fau: 
tafifchen, 1,954,452 der afrifanifchen und 
‚955 der amerifanifhen Raſſe an; 
3,801,782 Bewohner waren Mifchlinge. 
9,902,712 Einw. befannten fich zur fa 
tholifchen Konfeffion. Aus einer abhäu⸗ 
gigen portugiefiichen Kolonie ging 2. 
durch die Unabhängigfeitserflärung vom 
1.Aug.1822 als jelbitändiger Staat hewor, 
indem ber bisherige Prinz: Regent Dom 
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Pedro zum immeriwährenden Verteidiger 
Brafilien? (Defensor perpetuo do Bra- 
zil) und demnädft zum Kaiſer ernannt 
ward. Die Berfafjung datiert von 25. 
März 1824, ift aber durch Nachtragsge: 
jege vom 12. Aug. 1834 und 12. Mai 
1840 mopifiziert. Die Stantsverfaflung 
ift hiernach eine Fonftitutignell -monar: 
chiſche. Die Thronfolge bleibt nach dem 
Rechte ber Erftgeburt bei ven Nachkommen 
Dom Pedros (Pedro IL.) aus dem Haus 
Braganza. Dem Kaiſer, welcher ben Titel 
»tonftitutioneller Kaifer und beftänbiger 
Berteidiger Brafiliende führt, ift die voll- 
ziehende und daneben auch eine fogen. 
auögleihende Gewalt übertragen, welch 
lettere er ohne Mitwirkung der Minifter 
bei der Ernennung von Senatoren, bei 
Berufung einer außerordentlichen Situng 
der Reichsverſammlung, bei Sanftionie: 
rung von Beichlüffen der lettern, bei Ver⸗ 
tagung und Auflöjung diefer Verſamm⸗ 
lung, bei Ausübung des Begnadigungs⸗ 
rechts und in einigen andern verfaſ⸗ 
hungemäig feftgeftellten Angelegenheiten 
ausübt. Die vollziehende Gewalt wirb 
durch die verantwortlichen Minifter (für 
Tinanzen, Inneres, Juſtiz, ÄAußeres, Ma⸗ 
rine, Krieg und öffentliche Arbeiten, Han⸗ 
del und Ackerbau) wahrgenommen. Bei 
der Ausübung der ausgleichenden Gewalt 
ſteht dem Kaiſer ein Staatsrat von 24 
lebensläänglichen, vom Kaiſer ernannten, 
12 orbentlihen und 12 außerordentlichen 
Mitgliedern zur Seite, Der Thronerbe iſt 
mit dem 18. Lebensjahr Mitglied. Die 
Volksvertretung befteht aus dem Senat 
(3 Mitglieder) und der Deputierten: 
kammer (122 Mitglieder). Die Senato- 
ten, vom Kaiſer aus drei von jedem Wahl- 
frei3 vorgefchlagenen Kandidaten ausge: 
wählt, werden auf Lebenszeit ernannt. 
Die Deputirtenfammer (Wahlgejeß vom 
19. Aug. 1846) wird regelmäßig alle vier 
Jahre erneuert. Abgeordneter kann jeder 
Brafilier werben, welder fi zur fa- 
tholifchen Konfeſſion befennt, 25 Jahre 
alt it und 1200 Frank jührliches Einfom= 
men nachweiſt. Das Recht der Geſetz⸗ 
gebung wird vom Raijer und von ben 
beiden Kammern ber Reichsverſammlung 
gemeinjchaftfich ausgeübt. Die einzelnen 


85 


Provinzen, 20 an ber Zahl, haben Pro- 
vinzialjtände zur Wahrung der Spezials 
interejlen der Provinz Die Xuftoiirb 
abgefehen von Friedens- und Gemeinbe- 
richtern, in eriter Inſtanz buch Zivil⸗, 
Kriminal- und Warfenrichter ausgeübt. 
Verbrechen werden durch Schwurgerichte 
abgeurteilt. In zweiter Inſtanz entſchei⸗ 
ben die Appellationstribunale; ein oberſtes 
Suftiztribunal (Kaſſationshof) befteht in 
Rio de Janeiro. Außerdem find auch 
Fu a eingefeßt. — Die brafilis 
he Kirche ift die orthodox⸗-katholiſche; 
doch kann verfaffungsmäßig niemandbmus 
Rückſichten der Religion verfolgt werden, 
wenn er bie Staatsreligion refpeftiert und 
der öffentlichen Sittlicykeit feinen Anſtoß 
gibt. Es beftehen elf Bistümer. Der Erz 
biſchof, Metropolit und Primas von 
B., refibiert in Bahia. — Heerwefen. 
Durch Gejeh vom 27. Febr. 1875 ift die 
allgemeine Wehrpflicht eingeführt. Die 
Dienftzeit beträgt ſechs Sabre bei ber 
Armee und drei in der Reſerve. Stellver: 
tretung ift zuläffig. Die Friedenspräſenz⸗ 
ftärfe ift auf 13,000, die Kriegsftärfe auf 
32,000 Mann feftgeftelltz doch bettug die 

riedensftärfe der Armee 1880: 1743 

ffiziere und 13,561 Mann. Die Kriegs- 
flotte beftand 1880 aus 41 armierten 
Schiffen mit 166 Kanonen, mit einem Ge⸗ 
famtperfonenbeftand von 4984 Mann. — 
Finanzen. Die Einnahmen waren pro 
1881 — 82 auf 116,958,000 Milreis, die 
Ausgaben auf 118,286,758 Milreis ver: 
anſchlagt, jo daß ein Defizit von 1,328,758 
Milreid zu erwarten ftand (1 Milreis — 
2,35 Mf.). Die Staatsſchuld betrug 31. 
März 1880: 815,432,114 Milreis. — Das 
Wappen der Monarchie zeigt in grü- 
nem Felde die Himmelskugel Heinrichs 
des Seefahrers, durch das filberne, mit 
einem roten Rand eingefaßte Kreuz des 
Chriſtusordens in vier Teile geteilt und 
von einem blauen, runden Reit umgeben, 
welcher mit 19 filbernen Sternen belegt 
ift und auf beiden Seiten eine filberne 
Einfaflung bat. Den Schild deckt bie 
Kaiferkrone; er ift recht3 von einem Zweig 
des Kaffeebaums, links von einem Zweig 
ber Tabakpflanze umgeben, beide Zweige 
unten ſich Freuzend und mit einem griln- 
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goldnen Band gebunden. Die Flagge 
iſt grün mit eingefhobenergoldner Raute, 
in welcher fich der appentilb befindet. 
Die Landesfarben find Grün und Golden. 
Ein deutſcher Gefandter refidiert zu Rio 
de Janeiro; daneben beftehen 18 Konſulate 
des Deutſchen Reich, namentlich befindet 
fih ein ſolches in der deutſchen Kolonie 
Vgl. Wappäus, Das Kai- 
ferreih 8. (1871); Handelmann, Ge 
ichichte von B. (1 60); Schultz, Studien 
über agrarifche und phyſikaliſche Verhält- 
niffe in Sübbrafilien im Hinblid auf die 
Kolonifation a; Canftatt, B., Land 
und Leute (1877). 

Brannihweig, Herzogtum und Bun- 
besftant des Deutjchen Reichs, 3690 qkm, 
(1880) 350,403 zumeift evangelifch-Tuther. 
Einwohner; Haupt: und Reſidenzſtadt: 
Braunfhweig mit 75,073 Einw. Nach 
dem Landesgrundgeſetz vom 12.08.1832, 
welches nur in einzelnen Beitimmungen 
durch fpätere Geſeße modifiziert worden 
ift, ftellt fich die Staatsform als die einer 
fonftitutionellen Monarchie mit Einfam- 
merſyſtem dar. Nach dem Geje vom 22. 
Nov. 1851 über die Zuſammenſetzung ber 
Landesverſammlung dem Wahlgeſetz vom 
23. Nov. 1851 und einem zu dem legtern 
erlaijenen Abänderungsgefeb vom 3. Aug. 
1864 befteht der Landtag aus 36 durch in- 
birefte Wahlen jeweilig auf ſechs Jahre 
gewählten Mitgliedern, von welchen 21 
von den Höchftbefteuerten, 10 von ben 
Städten, 12 von ben Landgemeinden 
und 3 als Vertreter der Geiftlichleit ge⸗ 
wählt werden. Das Oberhaupt des Staats 
ift der Herzog (Hoheit) aus dem Haus 
B.-Lüneburg, ber ältern Linie bes wel- 
fiichen Fürftenhaufes, deſſen jüngere Linie 
die entthronte Tönigliche Linie von Han: 
nover if. Da der regierende Herzog kin⸗ 
derlos ift, fo bat man es für nötig er- 
achtet, im Weg der Gefetgebung eine 
proviforifche Ordnung der Regiegungs- 
verhältniife bei einer Thronerledigung zu 
treffen. Die Landftände haben das Recht 
der Stenerverwilligung und der Zuſtim⸗ 
mung beider Geſetzgebung, das Beſchwerde⸗ 
recht, das Recht der Miniſteranklage we⸗ 
nen Verfaſſungsverletzung und das Recht 
ber Initiative auf dem Gebiete der Geſetz⸗ 
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gebung. Die oberite Leitung ber Staats- 
verwaltung iſt dem Staatsminiſterium 
übertragen, welches Tollegialiih organi⸗ 
fiert ift, und dem das Statiftifhe Büreau 
und das Landeshauptarchiv unterftellt find. 
Daneben befteht eine Minifterialfom- 
miffion mit Unterabteilungen für in- 
nere Sanbesverwaltung und Bolizei, für 
Finanzen und Handeldangelegenheiten, 
für die Juſtiz, für geiftlihe und Schul⸗ 
ſachen und für Militärfachen. Für die Fi- 
nanzverwaltung beitehben als Mittelbe⸗ 
hörden bas Finanzfollegium, die Zoll⸗ 
und Steuerbirektion, die herzogliche Kam⸗ 
mer und bie Baudireftion. 

Berwaltung. Zum Zweck ber inner 
Landesverwaltung zerfällt da8 Herzogtum 
in ſechs Kreife mit den Kreisdireftionen 

u Blanfenburg, Braunfchweig, Ganders⸗ 
beim ‚ Helmftädt, Holzminden und Wol⸗ 
fenbüttel. Unterverwaltungsbehörben find 
die Magiftrate ber Stäbte und die Ge- 
meinbevorfteher der Landgemeinden. Zum 
Zweck der Selbftverwaltung ift aber das 
Yand durch die Kreisordnung vom 5. Juni 
1871 in acht Kreisfommunalver- 
bände eingeteilt, und zwar zerfällt der 
Kreis B. in drei Kommunalverbände (die 
Stadt B., —— bie übrigen unb 
Thedinghaufen), während bieübrigen fünf 
Kreife je einen Kommunalverband bilden. 
— Suftizorganifation. Das Oberlan⸗ 
besgericht des Dergogtumd ift in der Re 
ſidenz B. errichtet. Es betehen zwei Land⸗ 
gerichte, zu B. (mit ben Amtsgerichten: 
B., Riddagshauſen [Sig ebenfalls in B.], 
Vechelde, Thedinghauſen, Wolfenbüttel, 
Salder, Schöppenſtedt, Harzburg, Helm⸗ 
ſtädt, Schöningen, Königslutter, Vors⸗ 
felde, Kalvörde Blankenburg, Haſſelfelde 
und Walkenried) und zu Holzminden (mit 
den Amtsgerichten: Holzminden, Stadt⸗ 
oldendorf, Eſchershauſen, Ottenſtein, Gan⸗ 
dersheim, Seeſen, Lutter am Barenberg 
und Greene). — Heerweſen. B. iſt ber 
einzige deutſche Kleinſtaat, der es ver⸗ 
ſchmaäht hat, mit Preußen eine Militär: 
Tonvention abzufchliegen und ſich ber eig- 

nen Militärverwaltung zu begeben. Das 

Kontingent des Herzogtums beiteht aus 

einem Regiment Infanterie (Nr. 92), 

einem Hufarentegiment (Nr. 17), einer 
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jehöpfündigen Batterie und zwei Land— 
wehrbataillonen. Es ift der 20. Divifion 
(10. Armeeforps) zugeteilt; doch ift das 
Anfanterieregiment dem 15. Armeeforps 
zeitweilig zugewiefen und fleht bermalen 
m Metz. — Finanzen. Der Staats: 
haushaltsetat pro 1880—81 bilanziert in 
Einnahme und Ausgabe mit jährlich 
8,593,570 ME. Die öffentliche Schuld des 
Herzogtums zerfällt in die Kammerjchuld 
und in die Lanbesfhuld, von denen bie 
eritere 31. Der 1879: 1,029,542 ME., die 
legtere 34,423,706 ME. beitrug. Außer: 
dem beftebt ein unberzinslichee Prämien: 
anleben von noch 49,582,860 Mk. Dem 
gegenüber beziffern fih die Aftiven auf 
45,006, 110 ME. Das Herzogtum entfendet 
jum beutfchen Reichötag drei Abgeorbnete ; 
ım Bundesrat führt e8 zwei Stimmen. 
— Das Staatsiwappen ift ein fprin- 
jenbes filbernes Pferd (das alte Zeichen 
tieberfachfens) zwiſchen zwei gegenein- 
ander gefehrten, mit Pfauenfedern beſetz⸗ 
tm Sicheln. Vollſtändiger enthält es noch 
die Embleme für B., nämlich zwei über: 
einander jchreitende goldne, blaubewehrte 
Leoparden mit außgeichlagenen blauen 
Zungen, und bie für Lüneburg (einen 
blauen, rotbewehrten Löwen mit roter 
Zunge), mit der Anjchrift: »Immota 
fidese und der Unterjchrift: »Nec aspera 
terrente. Die Landesfarben find Hellblau 
und Geld. Val. Lambrecht, Das Her: 
zogtum B. (1863); Guthe, Die Lande 
B. und Hannover (1 . 
Branftener (Bierfleuer, Malz: 
aufichlag), diejenige indirekte Abgabe, 
welche auf bie Orgeugung des in ber Re: 
gel aus Hopfen und Malz erzeugten Biers 
gelegt ift. Die Art der Erhebung biefer 
Steuer ift jeboch in ben verfchiebenen Län- 
dern eine ſehr verfchiedene. Die deutfche 
Reicheverfaflung (Art. 35) hat zwar bie 
Gefeßgebung über die Befteuerung des im 
Bundesgebiet erzeugten Biers bem Meich 
zugewieſen und läßt den Ertrag ber 8. in 
bie Reichskaſſe fließen; allein es find die 
ſüddeutſchen Staaten Baden, Bayern und 
Württemberg davon ausgenommen,ebenfo 
wie in dieſen Staaten die Beſteuerung 
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Lothringen noch nicht reichsgeſeßzlich gere⸗ 
gelt, und auch bie vom bayrifchen Gebiet 
volftändig umfchloflenen weimarifchen 
und Foburgifchen Enklaven Oftheim und 
Königsberg find vertraggmäßig dem bay: 
riſchen Steuerſyſtem angeſchloſſen. Im 
übrigen Deutſchland (Deutſche Bier— 
ſteuergemeinſchaft) wird die B. nach 
der Menge der zum Brauen verwendeten 
Gegenſtände und zwar von dem gebroche⸗ 
nen Malzſchrot und von etwaigen Surro⸗ 

aten nach dem Gewicht erhoben. Vom 
Bentner Malz find ME. Steuer zu ent: 
richten; bei den Surrogaten beträgt bie 
B.2—AM. In Bayern und Württem- 
berg wird bie B. von der zum Bierbrauen 
verwendeten Gerfte und anderm Getreide 
nad dem Maß erhoben; fie beträgt in 
Württemberg 3 ME. 66 Pf. vom Hekto⸗ 
liter. In Bayern ift der Malzaufichlag, 
welcher bis dahin 4 ME, vom Heftoliter 
betrug, auf die Zeit vom 1. Nov. 1879 
bis 1. Kan. 1882 auf 6 ME. erhöht wor: 
den. In Baden wird die B., ebenfo 
wie in Sranfreih und Elfaß-Rothringen, 
wach der Größe der Braufeffel (Keſſel⸗ 
fteuer) erhoben, in Belgien, Holland und 
Rußland nad) ber Größe ber Maiſchbot⸗ 
tiche (Bottichfteuer), tn Oſterreich nach 
ben Gehalt der Würze, in Norbamerifa 
nad der Menge des erzeugten Bier und 
in England endlich nad) dem Umfang ber 
eingeweichten Gerfte. Ein 1880 dem Reichs⸗ 
tag vorgelegter, aber nicht angenommener 
Gefepesvorfehlag ſuchte für die Deutfche 
Braufteuergemeinjchaft eine der bayri- 
ſchen nadgebildete Bierbefteuerung und 
namentlich den Sak von 4 Mk. pro Hefto: 
liter (3 ME. 93 Pf. pro Zentner), einzu: 
führen; auch follte das in Bayern be- 
ftehende Verbot der Malzfurrogate einge: 
führt werben, was aber mit dem ganzen 
GSefepentwurfabgelehnt ward. Vgl. Deut: 
ſches Reichdgefeß wegen Erhebung ber B. 
vom 31. Mai 1872 (Reichögejekblatt, 
©. 153 ff.); Bayrifches Geſetz vom 31. 
Okt. 1879; v. Auffeß, Die Zölle und 
Verbrauchsfteuern des Deutſchen Reichs 
(1873); Leudheder, Die Zölle und bie 
indirekten Steuern in Elfaß: Lothringen 


des Branntweins Landesſache ift. Auch | (1877). 


it die Beſteuerung des Bier? in Elfaß- 


Bremen, Freie und Hanfeftadt, Bun⸗ 
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besitant des Deutichen Reichs; 257 qkm 
mit (1880) 156,089 meift evangel. Einwoh⸗ 
nern, wovon 112,158 aufbieStabt 3. kom⸗ 
men. Das Freibafengebiet umfapt einen 

lächenraum von 19,087 ha mit 126,225 

inw. Die republifanifche Staatsver: 
faſſung iſt durch die Verfaſſungsur⸗ 
kunde vom 21. Febr. 1854 normiert, welche 
durch eine Reihe von Nachtragsgefeken 
teilweife Abinderungen erfahren und 17. 
Nov. 1875 eine neue Redaktion erhalten 
hat. Hiernach wird die Gefeßgebung von 
dem Senat und von ber Bürgerichaft aus: 
geübt. Erfterer beiteht aus 18 Mitglie- 
dern, wovon wenigftens 10 Rechtsgelehrte 
und 4 Kaufleute Fin müflen, und zwar 
wählt die Bürgerfchaft den betreffenden 
Senator aus drei Kandidaten aus, über 
welche fünf Deputierte bed Senats und 
fünf Deputierte ber Bürgerſchaft fich zu⸗ 
vor geeinigt haben, und die nun von Se⸗ 
nat der Bürgerſchaft präfentiert werben. 
Wählbar ift jeder Bürger, welcher das 30. 
Lebensjahr vollendet bat und ſich im Voll: 
genuß ber ftaatsbürgerlichen Rechte befin- 
det. Der Senat wählt aus feiner Mitte 
gel Bürgermeifter, von welchen einer auf 

ie Dauer eines Jahrs aud) zugleich Prä⸗ 
fident de8 Senats iſt. Alle zwei Sabre 
tritt einer der beiden Bürgermeilter vom 
Amt zurüd. Die Bürgerjchaft beitebt aus 
150 Mitgliedern, weiche auf ſechs Jahre 
gewählt werden, und von denen alle 
drei Jahre die Hälfte ausfcheidet. Wähl- 
bar und weht äh find alle 2bjährigen 
Staatsbürger. Die Wähler felbit —3 
len zur Vornahme der Wahlen in folgende 
acht Klaſſen, von denen jede eine gewiſſe 
Anzahl von Abgeordneten wählen bat: 
1) diejenigen in ber Stadt B. wohnhaften 
Staatsbürger, welche auf einer Univer: 
fität gelehrte Bildung erworben haben; 
2) die Teilnehmer des Kaufmannskon⸗ 
vents und ber Handelskammer; 3) bie 
Teilnehmer des Gewerbekonvents und der 
- Gewerbefammer; 4) die übrigen in ber 
Stadt B. wohnhaften Staatsbürger; 
5) die Staatöbiirger zu Vegefad; 6) die 
Gemeindegenoſſen der Stadt Bremerha: 
fen; 7) bie für die Kammer für Lanb- 
wirtfchaft wahlberedhtigten Landwirte; 8) 
die übrigen im Eebiet wohnenden Staats: 


Bremen. 


bürger. Die Gefebgebung wirb von Se: ' 
nat und Bürgerichaft gemeinfant ausge⸗ 
übt. In den beutichen Bundesrat entfen= | 
det B. einen Bevollmächtigten und cbenfo 
einen Abgeorbneten in den Reichdtag. — 
Die Staatöverwaltung dagegen ift 
zumeift Sade bed Senats, boch findet 
namentlich bei der Finanzverwaltung eine 
Mitwirkung der Bür erhaft ftatt, inſo⸗ 
fern e8 fih um die Einführung, Aufbe- 
bung und Beränderung von direkten und 
indirekten Steuern, um den Abſchluß von 
Anleihen und um die Feltitellung des 
Staatshaushaltsetats handelt. Die ein- 
zelnen Senatsmitglieder find zugleich re 
publifanifche Staatsbeanite, weldye an ber 
Spitze einzelnerBerwaltungszweige ſtehen. 
gierkei werden fie teil von beſondern 

erufsbeamten, teild von Kommiffionen 
unterftüßt, welche ſich aus Mitgliedern 
bes Senats und ber Bürgerfchaft ober 
fonftigen Bürgern zuſammenſetzen. Ein 
aus der Mitte der Bürgerfchaft und von 
diefer gewählter Ausjchuß, das Bürger: 
amt, beitehbend aus einem Gejchäftsvor- 
ftand und 18 Mitgliedern, bat fortwäh⸗ 
rend aufAufrechterbaltung der Verfaſſung, 
der Gejege und der Staatseinrichtungen 
zu achten, gewille minder wichtige Funk⸗ 
tionen der Bürgerichaft wahrzunehmen 
und ben Verkehr zwifchen diefer und dem 
Senat zu vermitteln. — Rechtspflege. 
Das Oberlanbesgericht zu Hamburg tft den 
drei Freien Städten B., Hamburg und Lü⸗ 
be gemeinfam. Außerdem beiteht in B.ein 
Landgericht und in B. und Bremerhafen je 
ein Amtsgericht. Laut Militär konven⸗ 
tion vom 27 Juni 1867 ift das Bremer 
Zruppenkontingent in den preußifchen 
Milttärverband mit aufgenommen; die 
banfeatiihen Snfanterieregimenter Nr. 
75 und 76 gehören zum 9. Armeekorps 
(Generalkommando in Altena) und zur 
17. Divifion (Schwerin). — Finanzen. 
Das Staatsbudget pro 1880 weift eine 
Einnahme von 10,802,150 Mk. und eine 
Ausgabe von 11,536,330, mithin ein De: 


fizit von 734,180 ME. aus. Die Staats: 


ihuld betrug Ende 1879: 81,010,167 
ME. Nach Art. 34 der deutſchen Reichs: 
verfaffung iſt ®., ebenfo wie Hamburg, mit 
einem Zeil feines Gebiets als Freihafen 
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erflärt fo lange, bis die Stadt felbft ihre 
Aufnahme in den gemeinſchaftlichen Zoll: 
verband beantragen follte.— Das Wappen 
ber Freien Stabt ®. ift ein filberner, fchräg 
rechtohin liegender Schlüſſel in rotem Felde. 
Die Landesfarben ſind Weiß und Rot. Die 
Flagge iſt rot und weiß fünfmal bori- 
zontal geftreift, hinter zwei Reihen ge- 
ſchichteter Vierecke von ebendenfelben Far: 
ben. Bal. Buchenau, Die freie Hanſe⸗ 
Habt 8. (1862); Ehmd und v. Bippen, 
Bremifches Urkundenbuch (1863 — 80, 
Bd. 1—3); Wefing, Bremijche Hei- 
matöfunde (1874). 

Brese (v. lat. brevis, »furze), ur- 
ſprũnglich jebe Fürzere Zuſchrift; jetzt 
päpſtliches Schreiben, worin der Papſt 
über einen minder wichtigen Gegenftand 
eine Verordnung erläßt. 

Briefgeheimmis, der Rechtsgrundſatz, 
wonach die Unverletlichfeit von Briefen 
und Äähnlihen Dokumenten gewährleiftet 
it. Gewöhnlich haben es nämlich bie mo⸗ 
ternen Berfaflungsurfunden befonders 
amerfannt, daß das B. den Untertbanen 
garantiert fei. Kür das Deutjche Reich 
erflärt das Reichspoſtgeſetz vom 28. Okt. 
1871 ($ 5) ausdrücklich: »Das B. iſt un⸗ 
verletzlich. Die bei ſtrafgerichtlichen Un⸗ 
terſuchungen und in Konkurs⸗ und zivil⸗ 
prozeſſualiſchen Fällen notwendigen Aus⸗ 
nahmen find durch ein Reichsgeſetz feſtzu⸗ 
ſiellen.« Die deutſche Strafprozeßordnung 
(IX 94 ff.) geitattet denn auch bie Be: 
Ihlagnahme von Briefen in einer Unter: 
ſuchungsſache regelmäßig nur dem Rich: 
ter. Sit Gefahr in —I und betrifft 
die Unterſuchung nicht bloß eine Üübertre⸗ 
tung, fo ift allerdings auch die Staatsan⸗ 
waltſchaft zur Beſchlagnahme befugt; fie 
muß jedoch Briefe und andre mit Beichlag 
kelegte Poſtſendungen unerdfinet dem 
Richter vorlegen. Iſt ferner gegen einen 
Schuldner auf Konkurs erfannt, fo find 
die Poſt- und Telegraphenanftalten nach 
der beutfchen Konfursorbnung ($ 111) 
verpflichtet, alle für den Gemeinſchuldner 
eingehenden Sendungen, Briefe und De: 
peſchen dem Konfursverwalter auszulie⸗ 
ſern, welcher zu ihrer Eröffnung berech⸗ 
uigt iſt. Wird ein verſchloſſener Brief oder 

eine andre verſchloſſene Urkunde, welche 
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nicht zur Kenntnisnahme des Thäters be: 
ſtimmt ift, vorfäßlich und unbefugterweiſe 
eröffnet, jo tritt nach dem deutſchen Straf- 
geikseug ($ 299) Geldftrafe bis zu 300 

t. oder Gefängnis bis zu 3 Monaten 
ein; es ift aber ein befonberer Antrag des 
Verletzten auf ‚Deiitafung erforderlich. 
Strengere Strafe (Fg 354, 355, 358) 
trifft Poſt⸗ oder Telegrapbenbeamte, welche 
die der Poſt anvertrauten Briefe, Pakete 
oder Depeihen ohne Willen bes Abfen- 
ber? vorfägtlich und in andern als von dem 
Geſetz vorgefehenen Füllen eröffnen oder 
unterdrüden oder andern bei ſolchen Hand⸗ 
lungen wifjentlich Hilfe leiften oder ihnen 
folhe Handlungen geftatten. In Ofter: 
reich ift zum Schub des Brief: und Schrif- 
tengeheimnifies ein befonderes Geſetz (vom 
7. April 1870) erlaflen. 

Brigade (franz.), taftifcher Verband 
mehrerer Truppenförper von gleicher Waf⸗ 
fengattung. Im deutſchen Heer befteht 
1 Infanterie und 1 Feldartilleriebri- 
gade auß je 2, 1 Kavallerie: und in ber 
Regel 1 Fußartilleriebrigade aus je 3 
Negimentern, in England und Nußland 
1 Artilleriehrigade aus 6, beziehentlich 7 
Batterien. 

Britannia (Iat., Britannien), bie 
Anfel Albion, d. h. England mit Schott: _ 
land; daher Briten, ſ. v. w. Engländer; 
britifch, engliſch. 

Brotkorbgeſetz, jcherzhafte Bezeichnung 
für das preußifche Gele vom 22. April 
1875 (Geſetzſammlung, S. 194 ff.), be 
treffend die Einftellung der Leiftungen aus 
Staatzmitteln für die römifch-Fatholifchen 
Bistiimer und Geiftliden, auch »Sperr⸗ 
gefeße« genannt. Der Ausdruck B. erklärt 
ih daraus, »daß man ben renitenten ka⸗ 
tholifchen Geiftlichen den Brotforb höher 
ne d. h. die Staatszuſchüſſe entzie- 

en, und fo in dem ſogen. Kulturkampf 
eine Preſſion auf jene ausüben wollte. 

Büderzenfur, ſ. Zenfur. ' 

Buddha (ſanskr. »der Erleuchtetee), 
Ehrenname des Königfohns Siddhaͤrtha 
aus dem Gefchlecht der Saͤkja, Stifter ber 
Buddhismus genannten indischen 
Religion, welche als Höchites Ziel des 
Menſchen das Erlöfchen (Nirwäna) be 
zeichnet. In Vorderindien durch ben 
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Brahmanismus mehr und mehr ver: 
drängt, fand der Buddhismus in Hinter: 
indien, Japan, Tibet, in der Mongolei 
und in China Eingang, wofelbft B. »Fo« 
enannt wird. Der oberfte Priefter der 
uddhiſten ift der Dalai Lama, welcher 
zu Lhaſſa in Tibet refidiert. 

Budget (engl., ipr. boͤddichet; franz., ſpr. 
büdbiceh), eigentlich Beutel, Tafche, ins⸗ 
befondere Portefeuille für die Staatsrech- 
nungen; daber |. v. w. Voranfchlag des 
Staatshaushaltz, Feitftellung der Staats: 
ausgaben und =Sinnahmen; überhaupt 
Bezeichnung für den Haushaltsetat einer 
Korporation(|. Etat). Je nachdem es ſich 
babei um ordentliche und regelmäßige oder 
um nut vorübergehende und einmalige 
Ausgaben handelt, wird zwiſchen ordent: 
lidem und außerordentlidem 2. 
unterſchieden. Budgetredt, in ber kon⸗ 
ftitutionellen Monarchie das Recht ber 
Stände, bei ber Feitftellung bes von ber 
Staatöregierung vorgelegten Staatshaus: 
haltsetats mitzuwirken, da8 B. mitzube⸗ 
raten und Anträge auf Abänderung des 
Entwurfs p ſtellen. 

Bulgarien (Bulgarei), ber nordöſt⸗ 
liche Teil der Türkei zwiſchen der Donau 
und dem Balkan, ſeit 1879 infolge des 
ruſſiſch-türkiſchen Kriegs als ein befon- 
berer Staat fonftitwiert. Nachdem im 
Frieden von San Stefano die Türkei die 
Errichtung eines halbſouveränen Fürften: 
tums B. hatte zugeftehen müfjen, wurden 
die nähern Beflimmungen darüber auf 
bem Berliner Kongreß getroffen und B. 
als ein »autonomes und tributäres Für- 
ftentum unter der Suzeränität des Sul: 
tans mit chriftlicher Regierung und mit 
einer Nationalmilize fonftituiert. Dabei 
wurde ausdrüdlich beftimmt, daß der Ge⸗ 
nuß der bürgerlichen und ftaat3bürgerli- 
hen Rechte vom religiöfen Bekenntnis 
unabhängig fein folle, ebenſo die Fähig⸗ 
feit zu öffentlichen Amtern, Funktionen 
und Ehren fowie zur Ausübung von Ge: 
ihärten und Gewerben. Die Gewillens- 
und Kultusfreibeit ift ben Bulgaren 
ebenfo wie den in B. ſich aufhaltenden 
Fremden gewährleiftet. Der Flächenge- 

alt des Landes beträgt 63,865 qkm mit 
:1,859,000 Einw., Hauptftadt ift Sofia 


Budget — Bund. 





mit ca. 42,000 Einw. Die 1879 von ber 
Fonftituierenden bulgariſchen National: 
verfammlung beſchloſſene Verfaſſung 

(vom 28. April 1879) kennzeichnet B. als 


eine erbliche konſtitutionelle Monarchie, 
welche zur Hohen Pforte im Vaſallenver⸗ 
hältnis steht. Der Fürſt beftätigt und 
verfündigat die von der Deputiertenfam: 
mer (Skupſchtina) beichlojienen Geſetze. 


Die Skupſchtina befteht aus den: bulaari- 
[hen Erardyen, der Hälfte der Biſchöfe, 


der Hälfte der Präfidenten und Mitglie— 
der des höchften Gerichtshofs, der Hälfte 
ber Präfidenten ber Bezirks- und Han: 
belägerichte und aus Abgeordneten des 
Volks, je einer auf 20,000 Seelen. Die 
Minifter find der Nationalverfammlung 
verantwortlich, Der Tribut, welchen der 


Fürſt an bie Pforte zu entrichten hat, ber 
trägt nach dem Berliner Frieden die Hälfte 
des Einkommens bes Fürftentums. Das 


Staatswappen ift ein golbner Löwe auf 
dunfelbraunem Schild. Als regierender | 
Fürſt mit dem Rechte der erblicyen Re 
gierungsnachfolge wurde 17. (29.) April 
1879 von der Volfsvertretung Fürſt Aler: 
anber I. aus dem Haus Battenberg (Hel: 





jen) newählt. Vgl. »Der Friebe von Ber: 
lin und bie Protokolle des Berliner Kon: 
greſſes« (1878); Kanig, Donau-B. (2. 


Aufl. 188U, 3 Bde.) 


Bulle (v. mitteflat. bulla), urſprüng⸗ | 


lich Die Kapfel für das an einer Schnur bes 


feftigte Siegel einer Urkunde, dann dieſe 


Urfunde felbit; jo z. B. die »goldne B.« 


Kaifer Karls IV. 
lich die im Nanıen des Papites ausgefer⸗ 


ullen heißen nament: 


tigten wichtigern Urkunden, welche, auf 


Eergament gejchrieben, in Tateinifcher 
prache verabfaßt find und nad) den An 


Tangetorten benannt werden. 


ulletin (franz., ſpr. bülliäng, ital. 
Bulletino), Furzer offizieller Bericht über | 
gewiſſe Vorkommniſſe, namentlich über 
den Gejundheitäzuftand einer hohen Per: 
fon ; bann insbejondere ein zur Veröffent: 
fihung beftimmter Bericht eines Gene: 


rals über eine Schlacht ac. 


und (Bündnis, Union im wei: 
tern Sinn), im völferrechtlichen und poli-⸗ 


tiichen Sinn des Worts die Verbindung 


mehrerer Staaten zur Erreihung eines 





Bundesatte — Bundesamt für das Heimatstwejen. 


gewiſſen flantlichen Zwecks und zur Ver: 
wirflihung einer beflimmten politifchen 
‘bee, fei es nun, daß dieſe Verbindung 
nur einen vorübergehenden Charakter hat 
(Allianz, Koalition), ſei eg, daß der 
B. auf die Dauer berechnet ift. In dem 
letztern Fall wird dann wiederum zwifchen 
den Untonen im engern Sinn und ben 
fogn. Konföderationen unterfcie- 
den, je nachdem die verſchiedenen Staaten 
einen gemeinfamen Souverän haben, oder 
je nachdem die verbündeten Staaten zwar 
unter befondern Regierungen und befon: 
dern Souveränen ftehen, aber gleichwohl 
vermöge einer gewiſſen vwölferrechtlichen 
Berbindung zu einent politifchen Gemein: 
weien vereinigt find. Bei den Unionen 
it dann wieber der Unterfchieb zwifchen 
Perſonal- und Realunion und be 
den Konföderationen derjenige zwiſchen 
Staatenbund und Bundesflaat von 
befonderer Bebeutung (f. Staat). 

BundeBalie (vom 8. Juni 1815), das 
Grundgefeß bed vormaligen Deutſchen 
Bunbes (f. d.). _ 

Bundesamt für das Heimatsweſen, 
eine für die Enticheidung von Heimat- 
jahen in böchfter und letter Anftanz be: 
fimmte Berwaltungsbehörbe, welche Durch 
das — inzwiſchen auch auf Baden, Sübd- 
befien und Mürttemberg, nicht aber aud) 
auf Bayern und Elfaß:Lothringen ausge: 
dehnte — norddeutſche Bundesgeſetz vom 
6. Juni 1870 ins Leben gerufen worden 
ft Während Fer die Ordnung bes 
Inftanzenzugs in Anjehung der untern 
Lerwaltungsitellen, welche in Heimat⸗ 
ſachen und namentlich bei Streitigkeiten 
wilchen vwerfchiedenen Armenverbänden 
über die Unterſtützung Hilföbebürftiger 
zu entjcheiden paben, ber Landesgeſetz⸗ 
gebung der einzelnen Bunbesftaaten über⸗ 
laſſen bleibt, ift für die Entſcheidung 
in letzter Inſtanz in dem B., welches 
in Berlin ſeinen Sitz hat, eine gemein⸗ 
ſame Behörde gegeben, die in denjeni⸗ 
gen Faͤllen zu entſcheiden hat, in welchen 
die ſtreitenden Armenverbände verſchiede⸗ 
nen Bundesſtaaten angehören, und in 
denen nicht die Organiſation oder die ört⸗ 
liche Abgrenzung der Armenverbände Ge⸗ 
genſtand des Streits iſt. Die Landes 
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geſetzgebung der einzelnen Staaten kann 
jedoch die Kompetenz des Bundesamts für 
das Heimatsweſen auch auf Streitigkeiten 
zwiſchen Armenverbãnden desſelben Staats 
übertragen, wie dies in Preußen, Heſſen, 
Sachſen⸗Weimar-⸗Eiſenach, Braunſchweig, 
Sachſen-Altenburg, Sachſen⸗-Koburg⸗ 
Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolſtadt, 
Schwarzburg-Sondershaufen, Waldeck, 
Reuß jüngere Linie, Lippe, Lübeck und 
Bremen geſchehen iſt. Die Einrichtung 
dieſes Amtes erfolgte namentlich mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß die Geſetzgebung in Hei⸗ 
matſachen für das ganze Reich eine ge⸗ 
meinſame iſt, freilich nach Art.4 der Reichs⸗ 
verfaſſung vom 16. April 1871 mit Aus⸗ 
nahme Bayerns, und daß es hiernach zweck⸗ 
mäßig erſcheint, für die Entſcheidung dieſer 
Heimatſachen in letzter Inſtanz eine ge⸗ 
meinſame Stelle zu ſchaffen, um ſo auch 
eine einheitliche Spruchpraxis zu ſichern. 
Das B. iſt eine ſtändige und kollegiale 
Reichsbehörde, beſtehend aus einem Vor⸗ 
ſitzenden und mindeſtens vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende ſowohl wie die Mitglie⸗ 
der werden auf Vorſchlag des Bundesrats 
von dem Bundespräſidium auf Leben? 
zeit ernannt. Was das Verfahren vor 
dem B. anlangt, fo muß die Berufung 
an ba3felbe binnen einer ausfchließlichen 
Frift von 14 Tagen, von Behändigung der 
angefochtenen Entſcheidung an gerechnet, 
bei derjenigen Behörde, gegen deren Ent- 
ſcheidung fie gerichtet ift, fchriftlich ange⸗ 
meldet werben. Zur Anführung und Aus- 
führung der Beſchwerden ift eine weitere 
Friſt von 4 Wochen verftattet, und eine 
gleiche Frift ift der Segenpartei zur Gegen⸗ 
ausführung, von Behändigung der Be: 
fhwerdeausführung an gerechnet, offen- 
gelafien. Alsdann legt die betreffende 

ehörbe die Alten dem B. vor, wel: 
ches (nad) Befinden nad) vorgängigen 
Necherchen durch bie Unterbehörde) in 
öffentlicher Sitzung und koſtenfrei feine 
Entfcheidung erteilt. Zu diefer Entjchei- 
bung ift die Anweſenheit von mindefteng 
brei Mitgliedern erforderlich, von denen 
wenigitens ein Mitglied die Qualififation 
zum böhern Richteranıt in dem Staat, 
den ed angehört, haben muß. Das Er: 
fenntnis wird fchlieglih, und zwar mit 
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Gründen verfehen, durch Bermittelung 
ber Behörde, gegen deren Beſchluß ed er: 
gangen ift, den Parteien ſchriftlich zuge- 
fertigt. Die Entiheibungen des Bunbes- 
amt3 werden geſammelt und herausgege: 
ben von Wohlers (1873 fi.). Dal. das 
norbbeutiche Bundesgefeß vom 6. Juni 
1870 (Bundesgefeßblatt, S. 360 fi.). 

Bundesausträgalinftang, |. Deut- 
ſcher Bund. 

Bundesexrekution, in einem völker⸗ 
rechtlichen Verein oder in einem Bundes⸗ 
ſtaat das Verfahren, um die Mitglieder 
des Bundes nötigenfalls zwangsweiſe zur 
Erfüllung ihrer Bundespflichten anzu⸗ 
halten. Nach der deutſchen Reichsverfaſ⸗ 
ſung (Art. 19) iſt die B. vom Bundesrat 
zu beſchließen und vom Kaiſer zu voll⸗ 
ftreden. 

Buubesfeldherr, im Bunbesftaat, ins⸗ 
befondere im Deutjchen eich, ber oberfte 
Kriegebert ber vereinigten Streitkräfte 
bes Bundes. In Deutichland ift dies der 
Raifer felbft, unter befien Oberbefehl die 
geſamte Landmacht des Reichs im Krieg 
und im Frieden ſieht (ſ. Deutſches 


Reid). 

Bundesgericht (franz. Tribunal fé- 
deral), in der Schweiz der zu Lauſanne 
beftehende Staatsgerichtshof ber Cidgenof- 
fenihaft (1. Shwei),._ — 

Bundesindigenat (Reichsindige— 
nat), der Inbegriff derjenigen Rechte und 
Befugniſſe, welche einem jeden Angehöri⸗ 
gen eines jeden zum Deutſchen Reiche ge⸗ 
hörigen Staats als ſolchem gewährki tet 
find. Aus dem Wefen eines Bundesſtaats 
als eines wirklichen Staats folgt nämlich, 
daß die Angehörigen ber verfchiedenen ein: 
zelnen Staaten, welche zufammen ben 
Bundesſtaat bilden, eine doppelte Unter: 
thaneneigenfchaft und ein zwiefaches 
Diantsbürgerrecit haben. Sie Jind näm⸗ 
lih einmal in ihrer Eigenichaft als An- 
gehörige des Einzelftants Bürger dieſes 
legtern und Untertbanen ber Regierung 
besfelben. Sie ericheinen aber auf der 
andern Seite aud) als Angehörige bed 
Geſamtſtaats, zu welchem der betreffende 
Einzelitaat gehört, und es fleht ihnen in- 
fofern ein mit den Angehörigen ber übri- 
gen verbündeten Staaten gemeinfames 
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Staatsbürgerrecht zu. So befieht 3. B. 
in der Schweiz ein Pooen. Kantonsbürger: 
recht für die Angehörigen der einzelnen 
zum Bund gehörigen Staaten und außer: 
bem ein fogen. Schweizerbürgerrecht ver: 
möge der Sugebörigfeit zu bem Schweizer 
Föderativſtaat. Ebenfo beflanb bis zur 
Auflöfung de frühern Deutſchen Reiche 
für die Angehörigen der fämtlichen zuge: 
görigen ftaatlichen Eriftenzen neben dem 
erritorialindigenat ein gemeinſames 
Reichdindigenat ober Reichsbürgerrecht. 
Freilich war die Bedeutung der barin ent: 
haltenen Rechte mit ber Zeit mehr und 
mehr abgeſchwächt worden; aber jenes 
gemeinfame Reichsindigenat blieb doch 
immerbin noch infofern von einer nidt 
zu unterſchätzenden Wichtigfeit, als es vor: 
zugsweiſe Dazu geeignet war, das Bewußt⸗ 
fein der nationalen Zufammengebörigfeit 
in den einzelnen deutſchen Stämmen zu 
beurfunden und aufrecht zu erhalten. Der 
nachmalige Deutiche Bund dagegen war 
ein Staatenbund, d. h. ein bloßer völfer: 
rechtlicher Verein, fein wirklicher Staat. 
Darum mußten auch bier jene zwiefade 
Unterthanenqualitit und jenes boppelte 
Staatsbürgerrecht wegfallen. Allerding: 
ſprach man auch zur Beit des vormaligen 
Deutſchen Bundes von einem fogen. E. 
Dasſelbe befchränfte fich jedoch auf einige 
wenige Rechte, welde in den Bundes: 
rundgefegen den Angehörigen ber ver: 
ichenen Bundesftaaten als folchen aus 
brüdli garantiert waren. Hierzu ge 
börte insbejondere das Recht bes freien 
Wegziehens von einem Bunbesftaat in den 
andern; ferner das Recht, in ben Zivil: 
und Militärdienft eines andern Bundes 
ſtaats zu treten, vorausgefett, daß, wie 
die Bundesafte (Art. 18) jagte, Feine Per: 
bindlichfeit zu Militärdienften gegen das 
bisherige »Vaterland« beftand; endlich bie 
Freiheit don der fogen. Nachiteuer beim 
Übergang von Bermögensgegenftänden von | 
einem Bunbesftaat in den andern. Im 
übrigen aber jtanden ſich die Angehörigen 
der einzelnen beutichen Staatskoͤrper als 
die Bürger verjchiedener Vaterländer, alfo 
als Ausländer, gegenüber, ein nachgerabe 
unerträgnlicher Sufand, auf deſſen Bele 
tigung denn auch vorzugsweiſe die deut 





Bundeskanzlei. 


den Einheitöbefirebungen ber Tebten 
Jabtzehnte gerichtet waren, wie denn die 
beutichen —— — von eich un in 
der Fol ie jogen. Reichsverfaſſung 
vom —** 1 Hin gemeinfomes beut- 
ſches Reihebürgerreiht proflamiert hatten. 
Die norddeutſche Bundesverfajlung vom 
%. Zuli 1867 aber janktionierte (Art. 3) in 
eriter Linie für bie Angehörigen der jämt- 
lihen Bundesftaaten ein gemeinfames 
Türgerrecht, und dieſe Beftimmung ift mit 
der Gründung bed Deutichen Reichs auch 
auf bie ſüddeutſche Staatengruppe und 
nunmehr auch auf Elſaß⸗Lothringen aus: 
gedehnt worben. Allerdings kennt die neue 
deutiche Reichöverfaflung vom 16. April 
1871 den Ausdrud »Reichsbürgerrecht« 
nit; fie gebraucht vielmehr nach dem 
Bergang ber norbdeutichen Bundesverfaf: 
iung flatt bejien die Bezeichnung ®. Allein 


bie ift in der That nur ein andrer Aus⸗ 


drud für diefelbe Sache, denn e8 find in 
tiefem B. ebenbiejelben, ja noch weiter 
gehende Rechte und Befugnilie enthalten, 
ala fie die fogen. Reichöverfallung vom 
23. März 1849 verheißen hatte. Art. 3 
der Reichöverfallung vom 16. April 1871 
kertimmt nämlich folgendes: »Für ganz 
Deutſchland befteht ein gemeinfames In⸗ 
digenat mit ber Wirkung, daß der Ange: 
börige (Untertban, Staatsbürger) eines 
jeden Bunbesftaats in jebem andern Buns 
desſtaat als Inländer behandeln und 
demgemäß zum feſten Wohnſitz, zum Ge⸗ 
werbebetrieb, zu öffentlichen Amtern, zur 
Erwerbung von Grundſtücken, zur Er⸗ 
langung des Staatsbürgerrechts und zum 
Genuß aller ſonſtigen buͤrgerlichen Rechte 
unter denfelben Borausfeßungen wie der 
Einheimiſche zuzulaſſen, auch in betreffder 
Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes 
demjelben gleich zu behandeln iſte. An 
diefe Höchft wichtige Beitimmung über das 
B. ſchließen fi nun verjchiedene weitere, 
bereits zur Zeit des Norddeutſchen Bundes 
erlaſſene Geſetze an, welche inzwifchen zu 
Reihsgefeben erhoben worden find, und 
durch welche bas im Art. 3 aufgeftellte 
Prinzip näher aus: und burdgeführt 
wird. Diefe find: dad Geſetz iiber das 
Rakweien vom 12. Oft. 1867 (Bundes⸗ 
geiekblatt 1867,Nr.5, ©. 33), das Geſetz 
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über bie Freizügigfeit vom 1. Nov. 1867 
(Bundesgefeßblatt 1867, Nr. 16, ©. 55), 
das Geſetz betreffend die Sleichberechtigung 
der Konfeffionen in bürgerlicher und 
ftaatsbürgerlicher Beziehung, vom 3. Juli 
1869 (Bunbesgefepblatt 1869, Nr. 319, 
©. 292), das Geſetz über Befeitigung ber 
Doppelbefteuerung vom 13. Mai 1870 
(Bunbesgefeßblatt 1870, Nr. 14, S. 119), 
das Geſetz über Erwerbung und Berluft 
der Bundes: und Staatsangehörigfeit vom 
41. Zuni 1870 (Bundesgejetblatt 1870, 
Nr. 20, ©. 355), endlich auch die nord⸗ 
deutiche, jekt beutiche Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 (Bundesgefctblatt 
1869, Nr. 312, ©. 345). Auch das Ge 
jeß über Aufhebung der polizeilichen Bes 
fchränfung ber Cheichließung vom 4. Mai 
1868 (Bundesgeſetzblatt 1868, Nr. 11, 
©. 149) und das Sefek über den Unter: 
ftüßungswohnftg vom 6. Juni 1870 (Bun⸗ 
desgefeßblatt 1870, Nr. 511, ©. 360) ge 
hören hierher; doch Haben diefe beiden Ge⸗ 
jeße vermöge der dem Königreich Bayern 
in Anfebung ber Gefeßgebung für Hei: 
mats= unb Rieberlafjungsverhältniffe ges 
lafienen Sonderftellung in biefem Staat 
zur Zeit noch Feine Geltung, und ebenfo: 
wenig ift dies in Elfaß-Lothringen ber 
Tal. Im übrigen aber ericheinen die An- 
gehörigen ber einzelnen deutſchen Staaten 
ım Berhältnis zu einander nicht mehr, 
wie zur Zeit bes frübern Deutichen Buns 
bes, als Ausländer, ſondern als bie Bür- 
ger eined gemeinjamen Vaterlands, und 
jene Beſtimmung ber Reichsverfaflung, 
daß fie insbeſondere in betreff der Rechts: 
verfolgung und des Rechtsſchutzes gleich zu 
behandeln feien, tft nunmehr durch die 
emeinfame Auftizorganifation im Deut: 
Öfen Reich in ber umfaſſendſten Weife 
ut Aus- und Durchführung gelangt. 
Bol. außer den Lehrbüchern bes beutfchen 
Reichsſtaatsrechts: Brüdner, Über das 
gemeinfame Indigenat im Gebiet bes 
Norddeutſchen Bundes (1867); Stoly, 
Die deutſche Sruatsangehärigteitd- und 
Heimatdgefeßgebung (1871). 
Bundestanzlei (franz. Chancellerie 
fedsrale), in der Schweiz diejenige Be- 
hörde, welche die Kanzleigefchäfte ber Bun- 
desverfammlung und bed Bunbesrats be: 
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best und unter einem von ber Bunbesver: 
ammlung jeweilig auf die Dauer von 3 
Jahren gewählten Kanzler fteht. 

Bunbeslauzler, in der Schweiz (1. b.) 
ber&hefder Bundeskanzlei, welcher von 
der Bundesverſammlung auf je 3 Jahre 
gewählt wird. Im vormaligen Nord⸗ 
deutſchen Bund war der B. der oberſte Be⸗ 
amte und der alleinige verantwortliche Mi⸗ 
niſter des Bundesſtaats, zugleich auch ber 
Vorſitzende des Bundesrats entſprechend 
dem nunmehrigen Reichskanzler d.). 

Bunbesmatrifel, |. Matrikel. 

Bundespräfident, inder Schweiz(f.b.) 
ber Vorfitende des Bundesrats, welcher, 
ebenfo wie ver Bundespizepräfibent, 
von den Mitgliedern bes Bundesrats aus 
ber Zahl berfelben jeweilig auf ein Jahr 
gewählt wirb. 

Bunbespräfipinm, im Staatenbund 
und im Bunbesftaat Biejeni e Autorität, 
welcher die oberfte Leitung der Bunbes- 
angelegenbeiten zufteht; in einem andern 
Sinn der Inbegriff ber Rechte und Be⸗ 
furgniffe, welche jener Autorität als ſolcher 
ukommen. Nach ber gegenwärtigen beut- 
Sen Reichöverfaffung gebührt das B. in 
den neuen Bunbesitaat, welcher den Na⸗ 
men »Deutiches Neich« führt, ber Krone 
Preußen, wie dies bereits im frühern Nord⸗ 
deutſchen Bunde ber Fall geweſen war. 
Seit der Gründung bes Deutfchen Reiche 
aber und nach Art. 11 der Reichsverfaſ⸗ 
fung vom 16. April 1871 führt der König 
von Preußen als Inhaber des Bundes: 
präfidbiumsd den Titel »Deutſcher Kaifere 
(f. Raifer). Im vormaligen Deutichen 
Bund hatte Ofterreich das B., weshalb der 
öſterreichiſche Bundestagsgeſandte den Titel 
Präſidialgeſandter führte. Die ba- 
mit verbundenen Rechte waren jeboch Feine 
eigentlichen politifchen, fondern nur Ehren: 
rechte, wie namentlich dad Recht des Bor: 
fiße8 in der Bundesverfammtlung und bag 
Recht einer entfcheidenden Stimme im en= 
gern Rat bei etwaiger Stimmengleichheit. 

Bundesrat, 1) im frühern Nord: 
dbeutfhen Bund und im gegenwärti- 
gen Deutioen Reich das Kollegiunt der 

ertreter der verbündeten Regierungen. 
Dies Kollegium befteht nämlich aus den 
dazu beauftragten Bevollmächtigten der 


Bundeskanzler — Bundesrat (Charafter). 


einzelner Regierungen, biezubem deutſchen 
Se/amtftant gehören. Es find dies in- 
firuierte Vertreter, im Gegenfaß zu ben 
nuitiebern bes Reichstags, welch lebtere 
das Volk in feiner Gefamtheit vertreten, 
ohne an irgend eine Inftruftion gebunden 
zu fein. Der B. ift, wie Gerber fagt, das Zen- 
tralorgan des Bundes, in welchem jeder 
Bunbesftant als foldher nad) einem feinen 
Staatsfräften eutſprechenden Stimmen⸗ 
maß für die Zwecke bed Bundes zur Mit: 
wirfunggelangt. Das Eigentümliche biefer 
Körperichaft beiteht aber darin, daß berfel- 
ben eine zwiefadhe Funktion übertragen ift. 

Einmal namlich iſt der B. einer ber geſetz⸗ 
gebenden Faktoren des Reichs. Die Reichs⸗ 
geſetze entſtehen durch den übereinſtim⸗ 
menden Mehrheitsbeſchluß des Bundes⸗ 
rats und des Reichstags, und in ſofern hat 
der B. den Charakter eines geſetzgebenden 


Körpers. Außerdem erſcheint ber DB. aber 


auch als Regierungsfollegium, als ver: 
waltende und vollziehende Behörde des 
Reiche. In erſterer Beziehung, in feiner 


Eigenſchaft als gejetgebender Körper, hat 


aber der B. gleichwohl nicht benfelben 


Charakter, wie er einem Oberhaus oder 


der Erſten Kammer in jenen Staaten inne: 
wohnt, in welchen das Zweikammerſyſtem 


befteht, auch nicht etwa den Charafter eines 


zur Bertretung ber Eingelftaaten gegen: 


über der Geſamtheit beitimmten Staa: 
tenhaufes, wie 3.8. ber Ständerat in ber 
wei. 

tution befteht vielmehr darin, daß fich der 
B. lediglich aus Vertretern ber Einzel: 


regierungen zufammenfeßt, bie nad) be 


ftimmter Inſtruktion ihrer Machtgeber, 
d. h. der einzelnen verbünbeten 
rungen, zu handeln und abzuftinmen 
haben. Dazu fommt, daß ber DB. eben 
auch zugleich ein Organ der Reichsver⸗ 
waltung ift, fo daß bie einzelnen Bundes: 
ratsbevollmächtigten gewiffermaßen als 


Das Eigentümliche der Aniti: 


egie⸗ 


Regierungsbeamte und auch inſofern als 


Vertreter der ben verbündeten Regierun⸗ 
en zuſtehenden Reichsgewalt erſcheinen. 

ie aber die Miniſter in den Einheits⸗ 
flaaten die Regierungsanträge. und Re 


gierungsmaßregeln ben Kammern gegen: 


über unb in den Kammern vertreten, fo 
haben aud) bie Mitglieder bes Bundes: 
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rats das Recht, im Reichstag zu erfchei- 
nen und ben Standpunkt der verbündeten 
Regierungen in ben einzelnen Fällen bar- 
zulegen und zu vertreten. Yu ebendem- 
jelben Zweck können au von dem B. 
bejondere Kommiſſare ernannt werben. 
Diefe ganz eigentümliche Einrichtung, 
weldye fo wenig ın ben Rahmen eines Ton: 
ftitutignellen Einheitsſtaats und in bie 
hergebrachten Schulbegriffe eines folchen 
paßt, hat denn auch bereits manchen Ans 
griff erfahren und manchen Vorſchlag der 
ngeita bung hervorgerufen, während auf 
der andern Seite, nicht etwa nur von 
keiten der Meittels und Kleinftaaten, ſon⸗ 
dern auch von dem Reichskanzler, die 
Zweckniäßigkeit der Anftitution, »in wel- 
der die Souveränität ber einzelnen Bun: 
deöregierungen ihren unbeftrittenen Aus⸗ 
drud finde« , behauptet wo.ben ift. Noch 
it babei zu betonen, daß die Regierungen 
der Einzelftanten bei der Wahl ber Bevoll- 
mädhtigten zum B. unb bei ber Inſtruk⸗ 
tion derfelben Teineöwegs an bie Zuftim- 
mung ber Einzellanbtage gebunden find. 
Auf der andern Seite bleibt die betref- 
iende Regierung ben Volfsvertretern bes 
jeweiligen Einzelftants auch wegen biefer 
Regierung3maßregel verantwortlich und 
würde dieferhalb von demielben in ber 
Kammer des Einzelftaats interpelliert 
werden können. 

Zuſammenſetzung. Nach der deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung (Art. 6 ff.) beſteht 
der B. aus ben Vertretern der Mitglie⸗ 
der des Bundes, unter welchen ſich die 
Stimmführung ſo verteilt, daß Preußen 
mit den ehemaligen Stimmen von Han⸗ 
nover, Kurheſſen, Holftein, Naſſau und 
Frankfurt a. M. (zur Zeit des vormaligen 
Deutihen Bundes) zufammen 17 Stim- 
men führt, während Bayern über 6, Würt- 
temberg und Sachfen über je 4, Baben und 
Heſſen über je 3 und Medlenburg:Schwe- 
rin und Braunfchweig über je 2 Stimmen 
verfügen. Die übrigen Staaten: Sachſen⸗ 
Beimar, Mecklenburg-Strelitz, Olden- 
burg, Sachfen-Meiningen, Sachſen⸗Alten⸗ 
burg, Sachſen⸗Koburg-Gotha, Anhalt, 
Schwarzburg-Rubolftadt, Schwarzburg- 
Sondershauſen, Walde, Reuß ältere Li⸗ 
nie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg: 
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Lippe, Kippe, Lübel, Bremen und Ham: 
burg führen je eine Stimme. Die Ge 
famtftimmenzahl ift 58. . Jedes Mit: 
glied des Bundes kann fo viel Bevollmäch⸗ 
tigte zum B. ernennen, als e8 Stimmen 


bat. Die Gejamtheit der einem einzel: 
nen Mitglied zuftehenden Stimmen muß 


jedoch in einheitlicher Weiſe abgegeben 


werden. Das Reichsland Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gen ift durch ſtimmberechtigte Bevollmäd;- 
tigte im B. nicht vertreten, weil eine be- 
ſondere Landesregierung bort nichteriftiert. 
Es können jedoch nach dem Gefeß vom 4. 
gel 1879, betreffend die Verfaffung und 

erwaltung von Elfaß-Lothringen is N), 
jur Vertretung der Vorlagen aus bem 

ereich der dortigen Landesgeſetzgebung 
fowie der Intereſſen de Reichslands bei 
Gegenftänden ber Reichsgeſetzgebung durch 
ben Statthalter Kommiflare in den B. 
abgeordnet werben, die an den Beratungen 
des letztern über jene Angelegenheiten teil- 
nehmen. Übrigens fungiert der B. auch als 
gefeggebender Faktor fir Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gen (ſ. d.) Im einzelnen iſt der Geſchäfts⸗ 
gang im B. durch die Geſchäftsord⸗ 
nun vom 26. April 1880 geregelt, welche 
auf Betreiben des Fürſten Bismarck vom 
B. beſchloſſen ward und an die Stelle der 
bisherigen Geſchäftsordnung vom 27. Febr. 
1871 getreten ift. Veranlaſſung zur Re- 
organifation des Bundesrats und zum 
Erlaß diefer neuen Geſchäftsordnung hatte 
namentlich eine Beftimmung der frübern 
Geſchäftsordnung gegeben, wonach jeder 
Bunbezratöbevollmächtigte in Verhinde⸗ 
rungsfällen einen andern mit feiner Ber: 
tretung und Stimmabgabe beauftragen 
Fonnte. Bon diefer Befugnig wurde nun, 
von den Kleinftaaten namentlich, ein allzu 
ausgiebiger Gebrauch gemacht, welcher 
nad) der Erflärung des Reichskanzlers das 
Anfeben dieſer Körperſchaft — 
Ebenſo ſtellte es ſich als ein Nachteil her⸗ 
aus, daß die leitenden und verantwort⸗ 
lichen Miniſter nicht regelmäßig und na⸗ 
mentlich nicht immer bei den wichtigern 
Vorlagen an den Verhandlungen des 
Bunbesrats ſich beteiligten. Dieſem letz⸗ 
tern Mißſtand ſoll nun durch die ſogen. 
Miniſterſitzungen abgeholfen werden, 
welche die neue Geſchäftsordnung einge⸗ 
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führt hat. Bon einem durch den Reichs⸗ 
Tanzler für jede Seſſion des Bundesrats zu 
beftimmenben Zeitpunft an follen näm⸗ 
lich bie wichtigern Geſchäftsaufgaben des 
Bundesrats und indbejondere Die Geſetzes⸗ 
vorlagen in möglichft rafch ſich folgenden 
Situngen, weldyen die erften Bevollmäch⸗ 
tigten der Regierungen anwohnen werben, 
zur befinitiven Erledigung gelangen. 
Werben bie hier behandelten singelegen: 
beiten nochmals Gegenitand ber Beſchluß⸗ 
nahme bes Bundesrats, fo wird ber Reichs⸗ 
kanzler behufs Ermöglidung ber Zeil: 
nahme der erften Bevollmächtigten bie 
Einleitung treffen, daß jene Angelegen: 
beiten möglichft frühzeitig erledigt werben. 
Borlagen, weldye nicht früber als brei 
Wochen vor dem vom Reichskanzler be- 
ftimmten Zeitpunft an den B. gelangen, 
werden in ber laufenden Seffion nur dann 
endgültig feftgeftellt, wenn ſie durch Mehr: 
heitsbeſchluß als dringlich erklärt werden. 
Am übrigen können die verbündeten Re: 
gierungen für bie von ihnen zu ernen= 
nenden Bevollmädtigten Stellvertreter 
aufitellen, welche im Fall ber Verhinde⸗ 
rung ber Hauptibevollmädhtigten für Die- 
jelben als Mitglieder in den B. eintreten. 
Die Vertretung mehrerer Staaten durch 
Einen Bevollmäditigten aber ift nur auf 
Grund von VBollmadıten zuläffig, welche 
von bei Regierungen ſelbſt auf beftentmte 
Perſonen ausgeftellt find. Jeder ſtimm⸗ 
führende Bevollmächtigte Tann in Ver⸗ 
hinderungsfällen den Bevollmächtigten 
eines andern Staats ſubſtituieren. Dieſe 
Subſtitution gilt jedoch nicht länger als 
für Eine Sitzung. In der nächſtfolgen⸗ 
den Sitzung aber kann nur ein Bevoll⸗ 
mächtigter der Regierung dieſelbe vertre⸗ 
ten. Von jeder Subſtitution iſt dem Reichs⸗ 
kanzler alsbald Mitteilung zu machen. 

Der Vorſitz im B. und die Leitung 
der Gefhäfte ftehen dem vom Kaiſer er- 
nannten Reichöfanzler zu. Da nun aberder 
B. nur aus Vertretern der Mitglieder bes 
Bundes beiteht, To folgt daraus, daß aud) 
ber Reichskanzler zuben Bundesratsbevoll⸗ 
mächtigten gehören, alfo einer ber 17 Bes 
vollmächtigten, welche die Krone Preußen 
ernennen kann, fein muß. Der Reid: 
Fanzler Tann fih in Verhinderungsfällen 
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durch jedes andre Mitglied des Bundes- 
rats vermöge fchriftliher Subftitution 
vertreten laſſen (Art. 45 ber Reichsver⸗ 
faffung). Bei Gelegenheit des Abſchluſſes 
bes Vertrags aber, auf Grund deſſen das 
Königreih Bayern dem Deutichen Rei 
beitrat, hat bie preußische Staatsregierung. 
ber bayrijchen das Recht eingeräumt, daß 
fie im Fall der Verhinderung Preußens, 
db. b. der jemtichen preußifchen Bunde: 
tatsbevollmächtigten, den Vorſitz im B. 
führen folle, ein Ehrenrecht, welches jedoch 
faum einmal zur praftiichen Ausübung 
fommen bürfte. Anträge und Vorſchläge 
fönnen von jedem Bundedmitalied durch 
deſſen Bevollmächtigte vorgebracht werben, 
und das Präfidium ift verpflichtet, die 
jelben der Beratung zu übergeben. Die 
Anweſenheit einer beftimmten Anzahl von 
Mitgliedern ift zur Beſchlußfähigkeit des 
Bundesrats nicht erforderlih. Die Be 
chlußfaſſung felbft erfolgt nach einfacher 

ajorität. Nicht vertretene ober nicht 
inftruterte Stimmen werben nicht mitge: 
zählt. Bei Stimmengleichheit gibt die 
preußiſche Präfibialftimme den Ausichlag. 
In gewiffen Fällen ift aber die Bräfibial: 
ftimme ftet8 ausfchlaggebend, wofern fie 
fich für die Aufrechterhaltung ber beftehen: 
ben Zuftände ausfpricht. Dies ift näm: 
lich dann ber Fall, wenn e8 ſich um Ge 
ſetzvorſchläge über das Militärwefen, bie 
Krieggmarine und bie Zölle und Ber: 
brauchsfteuern von dem im Bundesgebiet 
gewonnenen Salz, Tabak, Branntivein, 
Bier, Zuder und Sirup oder um Per: 
waltungsvorjchriften und Einrichtungen 
handelt, welche zur Ausführung berarti: 
er Zoll und Steuergeſetze dienen follen 
Reichsverfaſſung, Art.d und 37). Ferner 
befteht die wichtige Vorſchrift, daß Abär- 
derungen ber Reichöverfaffung als abge: 
lehnt gelten, wenn jie im B. 14 Stimmen 
gegen fich haben (Reichsverfaſſung, Art. 
75). Es bebarf alfo noch nicht einmal 
der ſämtlichen 17 Stimmen der preußi: 
[hen Regierung, um eine Verfafunge: 
änderung abzulehnen. Auf ber andern 
Seite würden die6 Stimmen von Bayern, 
die 4 Stimmen von Sadıfen und bie # 
Stimmen von Württernberg zufammen 
ſchon hinreichen, um eine von Preußen 
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beabfichtigte Verfaflungsveränderung zu 
vereiteln. Handelt es jich ferner um eine 
Angelegenheit, welche nady ben Beſtim⸗ 
mungen der Neichöverfaffung nicht dem 
ganzen Reich gemeinfchaftlich ift, alfo 
B. um ein auf Bayern und Württem⸗ 
berg nicht anwendbares Poſtgeſetz, fo wer: 
den nur bie Stimmen berjenigen Bundes⸗ 
ſtaaten gezählt, welchen bie Angelegenheit 
gemeinſchaftlich ift. 

Der B. bildet aus feiner Mitte bauernde 
Ausſchüſſe, welchen bie zu ihren Arbei- 
ten nötigen Beamten zurBerfügung geitellt 
werden, unb zwar 1) für das Landheer 
und die Feftungen, 2) für das Seeweſen, 
3) für da8 Zoll: und Stenerweien, 4) für 
Handel und Verkehr, 5) für Eifenbahnen,, 
Poſt und Telegraphen, 6) für Juſtizweſen, 
T) für das Rechnungsweſen. Was bie 
Sulummenfegung ie Ausichüfle anbe- 
trifft, fo gelten dafür folgende Regeln: 
Das Präfidium ift in jebem biefer Aus⸗ 
jhüffe vertreten. Außerdem müffen in 
jedem Ausſchuß mindeftend vier Bundes: 
ſtaaten vertreten fein. In bem befonderd 
wichtigen Ausſchuß für das Landheer und 
die Zeitungen hat Bayern einen ſtändigen 
Sit, während die übrigen Mitglieder bes- 
jelben von dem Kaifer ernannt werben. 
Den Staaten Sachſen und Württemberg 
ift übrigen? von der preußifchen Staats⸗ 
regierung in den Sekrefenben Militärkon- 
ventionen bie Zufiherung erteilt, daB 
jederzeit ein Vertreter dieſer Staaten in 
den fraglichen Ausſchuß bed Bundesrat 
mit aufgenommen werden fol. Der Kai- 
fer ernennt ferner die fämtlichen Mitglie- 
ber bes Ausſchuſſes fiir das Seewelen. 
Die Mitglieder andrer Ausſchüſſe da⸗ 
gegen werden von bem B. gewählt. Die 
Zufammenfegung der Ausichüffe ift aber 
für jeve Seflion des Bundesrats refp. 
mit jedem Jahr zu erneuern, wobei jedoch 
die ausſcheidenden Mitglieder wieber 
wählbar find. Zu diefen in der Ver 
faſſung vorgefehenen Ausſchüſſen find 
dann auf Grund von Bunbesratsbefchlüf- 
jen noch weitere ſtändige Ausſchüſſe für 
Elſaß⸗Lothringen, für bie Berfaffung und 
für die Gefchäftsordnung hinzugelommen. 
Berfaffungsgemäß ift endlich noch ein be: 
jonderer dauernder Ausſchuß für die aus⸗ 

Staatslexikon. 
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wärtigen Angelegenheiten zu bilden, wel: 
cher fi) aus je einem Bevollmächtigten 
der FKönigreihe Bayern, Sachſen und 
Württemberg und zwei vom B. alljähr: 
ih) zu wählenden Bevollmächtigten zu⸗ 
fammenjebt, und in welchem Bayern den 
Borfiß führt. Diefer Ausſchuß ift dazu 
beitimmt, von der Taiferlihen Regierung, 
welcher die Beforgung der augwärtigen 
Angelegenheiten bes Reichs übertragen ift, 
Mitteilungen über den Stand derfelben 
in empfangen. Er beftebt, ebenfo wie ber 

usſchuß Air das Seewefen, aus fünf 
Mitgliedern, während bie übrigen bauern- 
ben Ausſchüſſe deren je fieben zählen. 
Die Ausichußmitglieder, welche vom B. 
u wählen find, werben in folgender Weiſe 

ftimmt. Jeder fimmführende Bevoll- 
mächtigte bezeichnet bei Beginn jeber or- 
dentlihen Seſſion in geheimer Abftim- 
mung fo viel Bunbesftaaten, als in dem 
Ausschuß außer dem Bräfidium, refp. den 
verfaffunggmäßig berufenen Bundesilan- 
ten vertreten fein follen, fowie für bie 
Stellvertreter, welchezu wählen find, einen 
oder zwei Bunbdesftaaten, je nachdem einer 
oder geei Stellvertreter zu wählen find. 
Ergibt fich bei der Abſtimmung Feine ab: 
folute Stimmenmebrbeit, jo findet eine 
dee Wahl ftatt, bei welcher die relative 

timmenmehrheit und im Fall der Stim⸗ 
mengleichheit das Los entſcheidet. Dies 
jenigen Bundesſtaaten, auf welche die 
Wahl gefallen, ernennen dann bie Mit- 
glieder und Stellvertreter der Ausſchüſſe 
aus ihren Benollmächtigten oder den für 
die leßtern ernannten Stellvertretern. In⸗ 
nerhalb des Ausſchuſſes führt jeder Staat 
nur eine Stimme. Der jeweilige Be: 
vollmächtigte des Präſidiums (Preußens) 
führt in jedem Ausschuß den Borfig, ab- 
gefehen von dem Ausfhuß für Die aus— 
wärtigen Angelegenheiten, in welchem 
Bayern präfidiert. Die dauernden Aus- 
ſchüſſe bleiben auch in der Zwiſchenzeit 
zwiichen ben Seſſionen be3 Bundesrat? 
ın Thätigfeit. Die Mitglieder berjel- 
ben werden je nad Bebürinis entweder 
ſtändig am Sit des Bundesrats anwefend 
fein, oder fich daſelbſt zeitiveife auf Einla- 
bung des Vorſitzenden zur Erledigung 
ihrer Gefchäfte verfammeln. Da aber ber 

7 


98 


Einfluß, welchen die Ausfchußberatungen 
auf bie Verhandlungen im Pienum bes 
Bundesrats ausübten, mit ber Zeit ein 
überwiegender geworben zu fein fdhien, 
wurde auf Veranlaffung bed Reichskanz⸗ 
lers in die revidierte Geſchäftsordnung 
die Beflimmung mit aufgenonmen, daß 
Geſetzentwürfe und fonftige wichtige Vor: 
lagen im Plenum des Bundesrats einer 
zweimaligen Lejung unterzogen werben 
müfjen. An der erften Beratung erfolgt 
eine definitive Beſchlußfaſſung noch nicht. 
Diefe erfte Lefung kann einer Berichter: 
ftattung der Ausſchüſſe, wofern eine ſolche 
überhaupt bejchlojfen wird, fowohl vor: 
ausgeben, als nachfolgen. Zwiſchen ber 
eriten und ber zweiten Beratung mülfen 
mindeſtens in? Tage in ber Mitte liegen. 
Eine Abfürgung diefer Frift fowie die 
Bornahme ber erften und zweiten Bera- 
tung in berjelden Situng fünnen gegen 
ben Widerſpruch von 14 Stimmen nicht 
befchloffen werden. Der Antrag, die defi⸗ 
nitive Beichlußfaflung auszufegen, Tann 
auch am Schluß der zweiten Beratung ge⸗ 
ftellt und burh Stimmenmehrheit geneh⸗ 
migt werden. 

Der B. verfammelt ſich aber nicht aus 
eigner Initiative; es ift vielmehr das 
Borrecht des Kaifers, ben B. zu berufen, 
zu eröffnen, zu vertagen und zu jchließen. 
Der B. muß jedoch alljährlich berufen wer: 
den, und zwar Tann derfelbe zur Vorberei- 
tung der Arbeiten ohne gleichzeitige Ein- 
berufung des Reichstags zufanmenberufen 
werden, während umgelehrt der Reichs: 
tag nicht ohne den B. berufen werben 
darf. Übrigens muß bie Berufung bes 
Bundesrat? erfolgen, jobald fie von einem 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wirb 
(Reichsverfaſſung, Art. 14). Die Aus⸗ 
ihüfle des Bundesrats können aud in 
der Zeit zwiichen den Seffionen des Bun- 
besrats auf Veranlaflung ihres Vorſitzen⸗ 
den zufammentreten. Die Verbanblun: 
gen des Bundesrats find dem beitehenden 

ebrauch gemäß, und da bie Reichsver⸗ 
faſſung hierüber eine VBorfchrift nicht ent- 
hält, nicht Öffentlich; audy) werben weder 
die Protofolle über die Situngen bes 
Bundesrat3 noch die Berichte der Aus- 
ſchüſſe desſelben offiziell und regelmäßig 


Bundesrat (Thätigkeit). 


veröffentlicht. Doch fol nach jeder Sibung 
ein Bericht, welcher die Gegenftände der 
Verhandlung und den wejentlichen In: 
halt der Beichlüffe Furz zufammenfaßt, 
im »Reichdanzeiger« veröffentlicht werben. 

Was num bie Thätigfeit de3 Bundes: 
rats im einzelnen anbetrifft, fo ift bereit 
oben hervorgehoben worden, daß derfelbe 
nad) boppelter Richtung hin wirkfam if, 
nämlich auf bem Gebiete der Reichsgeſetz⸗ 
gebung und auf demjenigen ber Reiche: 
verwaltung. Die Reichsverfaſſung (Art.7) 
faßt biefe Thätigfeit dahin zuſammen: 
»Der B. befchließt 1) über die dem Neiche- 
tag zu madjenden Vorlagen und bie von 
demielben gefaßten Beſchlüſſe; 2) über 
bie zur Ausführung ber Reichsgeſetze er: 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor: 
ſchriften und Einrichtungen, fofern nicht 
durch Reichsgeſetz etwas andres beftinmt 
iſt; 3) über Mängel, welche bei der Aus: 
führung der Reichsgeſetze oder ber vor: 
ftehend ermähnten Borfchriften oder Ein: 
rihtungen bervortreten«e. Hiernach ift 
aljo zunächft bie Mitwirkung des Bundes: 
rats in allen Zweigen der Reichsgeſetz 
gebung erforderlich, namentlich auch bei 
der Sehetung des Reichshaushaltsetats, 
welche verfaflungsmäßig im Weg der 
Neichsgefebgebung erfolgt. Der B. be: 
ſchließt Daher über alle dem Reichstag zu 
machenden Geſetzesvorlagen und über die 
von demſelben hierüber gefaßten Beſchlüſſe 
ſowie über die aus der eignen Initiative 
des Reichstags hervorgegangenen Geſetzes⸗ 
vorſchläge. Die für den Reichstag be 
ftimmten Vorlagen werben im Namen 
bes Kaiſers durch den ReichSfanzler an 
den Reichstag gebracht nah Maßgabe ber 
Beihlüffe des Bundesrat, Der Kaifer 
als folder hat aber nicht das Recht, Ge: 
ſetzentwürfe dem Reichstag unmittelbar 
vorzulegen; er ift vielmehr nur als König 
von Preußen gleich jeder andern ber ver: 
bünbeten Regierungen berechtigt, biefelben 
im B. vorzubringen, weldher zunächſt bar: 
über Beſchluß faßt. Die Vertretung ber 
Vorlagen im Reichstag kann ber B. zwar 
dem Reichskanzler überlaſſen, es Fönnen 
damit aber aud) andre Mitglieder bes 
Bundesrats oder befondere Kommilffionen 
desjelben beauftragt werben. Übrigens 





Bundesrat (Thätigkeit, Befugniſſe). 


bat jedes Mitglied des Bundesrats das 
Recht, im Reichstag zu erfcheinen, wofelbft 
ed auf Verlangen jederzeit gehört werben 
mug, um die Anfichten feiner Regierung 
zu vertreten, auch wenn biefelben von der 
Mehrheit des Bundesrats nicht angenom: 
men worben find. 

Der B. bat aber ferner innerhalb ber 
Zuſtändigkeit des Reichs die Befugnis, 
über die zur Ausführung von Reichsge⸗ 
jeten erforderlichen allgemeinen Verwal: 
tungsvorjchriften und Einrichtungen zu 
beſchließen. Allein dies Verordnungsrecht 
it infofern ein beſchränktes, als in ge 
willen Angelegenheiten bas Recht zum 
Etlaß von Verordnungen und allgemei- 
nen Inftruftionen bem Kaifer übertragen 
it, jo namentlich in Angelegenheiten des 
Nilitänvefend, ber Kriegsmarine, ber 
Poſt⸗ und Zelegraphenverwaltung und 
des Konſulatsweſens. Zuweilen fteht das 
Recht, bie nötigen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen, auch dem Reihslanz- 
ler oder einer bejondern Reichsbehörbe zu, 
cder es ifi den Einzelfinaten überlaflen, 
die zur Ausführung einer reichegeſetzlichen 
zu trefien. Das beirefjenbe ee 
beitinsmet in folchen Fällen regel die⸗ 


jenige Stelle, welche bie netigen Verord⸗ 
und i zu erlafien: 


als ein Berwaltungsorzan 
und zwar zunãchũ iniorern, als er über 
Minzel, weſche bei ber Ausführung ber 
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ihm unterfiellten Reichsbehörben, zu. 
Wenn ferner Bunbesglieber Ihre verfafs 
funggmäßigen Bundespflichten nicht er» 
füllen, fo Fünnen fle dazu Im Weg ber 
en an ebalten aan ya * 
ußfaſſung fiber eine ſolche Maßrege 
ſteht dem B. ihre a heehung bein Rai 
fer zu (Neicheverfaffung, Art. 19). Sollte 
ferner in einem Bunbesant ber Fall einer 
Juſtizverweigerung eintreten und auf ge⸗ 
ſetzlichem Weg ausreichend Hilſe nicht 
zu erlangen fein, fo liegt es dem ‘3, o 
erwieſene, nach ber Verfaflung und nad 
ben Geſetzen bes betreffendein Bundes⸗ 
ſtaats zu beurteilende Beſchwerden fiber 
verweigerte oder gebemnte Rechtöpflege 
anzunehmen und darauf bie gerichtliche 
gilfe bei der Bundesregierung, bie zu der 
Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu bewir⸗ 
fen (Reihöverfaffung, Art. 77). benfo 
find Streitigleiten zwiſchen verfchiebenen 
Bundesftaaten, fofern biefelben nicht pri: 
vatrechtlicher Natur und Daher von ben 
fompetenten ®erichtöbehörben zu entichei 
den find, auf Anrufen bes einen Teils 
von dem ©. zus erledigen. Beriaflungs- 
ftreitigfeiten in folhen Bundesttasten, 


Behörde zur Entjcheidung folder Streitig⸗ 
feiten bertinımt int, hat auf Anınfen cine 
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führenden Beträge (Reichöverfaflung, 
Art. 39). Über die Berwendung aller Ein: 
nabınen des Reichs ift aber nicht nur bem 
Reichstag, fondern auch dem B. alljährlich 
von bem Reichskanzler Rechnung zu Icgen 
(Reichsverfaſſung, Art. 72). Endlich ift 
der B. auch bei der Verwaltung der aus: 
wärtigen Angelegenheiten des Reichs in⸗ 
fofern beteiligt, als der Kaifer zur Er: 
klärung des Kriegs im Namen des Reichs 
nur mit ee des Bundesrats 
berechtigt iſt, es fei denn, daß ein Angriff 
auf das Bundesgebiet oder befjen Küften 
erfolgt. Handelt e8 fich ferner um den 
Abſchluß von Verträgen mit fremden 
Staaten, welche fi) auf Segenftände be- 
ziehen, die verfaſſungsmäßig in den Kom: 
petenzkreis ber an ebung gehö⸗ 
ren, jo ift zu ihrem Ab RAM bie ultim: 
mung des Bundesrats erforderlich, vor: 
behaltlih der Genehmigung bes Reichs⸗ 
tags (Reichsverfaſſung, Art. 11). 

Was fchließlih die perfönliche Stel- 
ung der Bevollmächtigten zum B. anbe- 
trifft, fo ericheinen fie als diplomatische 
Bertreter ihrer Kabinette, und die Reichs⸗ 
verfaflung erflärt ausbrüdlih: »Dem 
Kaifer liegt e8 ob, den Mitgliedern des 
Bunbdesrats den üblichen diplomatifchen 
Schutz zu gewähren«. Hiernach genießen 
die Bundesratsbevollmächtigten gleich ſon⸗ 
ſtigen Geſandten das Recht der Exterri⸗ 
torialität( Gerichtsverfaſſungsgeſetz, F18), 
und die Prozeßordnungen des Deutſchen 
Reichs enthalten zudem noch die ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung, daß die Mitglieder des 
Bundesrats, während ſie ſich am Sitz des 
letztern aufhalten, nur mit Genehmigung 
ihres Landesherrn an einem andern Ort als 
Zeugen oder Sachverſtändige vernommen 
werden dürfen. Zu bemerken iſt endlich 
noch, daß Mitglieder des Bundesrats nicht 
auch zugleich Mitglieder des Reichstags 
ſein können (Reichsverfaſſung, Art. 9). 

2) In der Schweiz iſt der B. (Con- 
seil fédéral) die oberſte vollziehende und 
leitende Behörde der Eidgenoſſenſchaft, 
welche aus ſieben Mitgliedern be 2 
(Bundesverfaflung vom 29. Mai 1876, 
Art. 95Ff.), die von der Bunbdesverjamm:- 
Yung aus der Zahl derjenigen Schweizer 
Bürger, welche als Mitglieder des Natio⸗ 


Bundesreih — Büreaufratie. 


nalrat3 wählbar find, auf bie Dauer von 
drei Jahren gewähltwerben (ſ. Schweiz). 
Bundesreich, f. v. w. Bundesſtaat (ſ. 


Staat). 
9 Bunbesfgiehtgeriät, f. Deutfder 
n 


und. 

Bundesflanten, Bezeihnung für bie 
einzelnen Staaten, weldyezufammen einen 
fogen. Staatenbund oder einen Bun: 
besftaat bilden (ſ. Staat); namentlich 
braucht die deutſche Neichöverfaffung vom 
46. April 1871 diefe Bezeichnung fir die 
deutſchen Staaten, welche jett zu dem 
Deutichen Reich vereinigt find. 

Bundestag, die Verſammlung ber De: 
Vegierten eines Stantenbunb3; [peziell ver: 
ftand man darunter die Bundesverſamm⸗ 
lung zu Frankfurt (f. Deu tſcher Bund). 

undesverfammlung, in der Schweiz 
diejenige Körperichaft, welche die oberftc 
Gewalt des Bundes ausübt und aus dem 
Nationalrat und dem Ständerat zufam: 
mengefett ift (f. Schweiz). Zur Zeit 
des vormaligen Deutichen Bundes wurde 
auch dad Organ bes letztern, ber fogen. 
Bundestag in Frankfurt, alſo bezeichnet 
(f. Deutiher Bund). 

Bündnis, |. Bund. 

Bürean (franz., ipr. roh), Schreibtildh, 
Schreib- oder Amtsftube; auch Bezeic- 
nung für gewille Behörben, 3.8. Stati⸗ 
ſtiſches B. In öffentlichen Berfammtlungen 
und parlamentarifhen Situngen wird 
das B. durch ben Präfidenten und bie 
Schriftführer gebildet. 

Bürenufratie, diejenige Einrichtung, 
wonach ein gewifler Zweig der Staatsver⸗ 
waltung von einem einzelnen Staatsbeant: 
ten unter deſſen alleiniger Berantwortlid- 
feit geleitet wird, im Gegenſatz zum Kol: 
legialſyſtem. So ſind z. B. bie einzelnen 
Departements des Staatsminiſteriums in 
ber Regel büreaukratiſch organiſiert, d. h. 
ſie ſind dem beſtimmten Departementschef 
unterſtellt, welcher allein die Verantwor⸗ 
tung trägt, während das Geſamtminiſte⸗ 
rium, welches über die wichtigſten Staats⸗ 
angelegenheiten zu entſcheiden hat, ſich als 
eine Kollegialbehörde darſtellt. Vielfach 
wird aber auch mit dem Ausdruck B. 
( Schreibſtubenherrſchaft«, Regimentvom 
grünen Tiſch aus) der —* einer eng 


Bürger — Capitis deminutio. 


berzigen und dünkelhaften Beamtentwirt- 
Ihaft verbunden, welche, bem eigentlichen 
Volksleben entfremdet, in pedantifcher 
Weiſe ohne wirkliches praftifches Verſtänd⸗ 
nis verführt, daher man mit Büreau- 
fratismus die kaſtenmäßige Abfonde- 
rung der Beamtenariftofratie und ein Ver: 
führen, wie es eben gejchildert wurde, und 
WB Büreaufraten einen Beamten von 
diefer Sorte bezeichnet. 

Bürger, Bezeichnung des vollberech- 
tigten Mitglied einer Gemeinde, wofür 
in Landgemeinden vielfach der Ausdruck 
Nachbar üblich ift (Gemeinbebür: 
ger). Derjelbe befitt in ber betreffenden 
Gemeinde dag Bürgerrecht, welches 
vielfadh durch Zahlung eine® Bürger: 
gelds (Nachbar-, Einzugsgeld) erwor⸗ 
ben wird (f. Gemeinde). Weiter aber 
wird mit B. der vollberechtigte Angehö- 
tige eine3 Staats (Staatsbürger) ver: 
fanden (f. Untertban). 

Bürgeramt, in Bremen ein Ausſchuß 
der Bürgerfchaft (f. Bremen). 

‚Bürgerausfäuß, f. Hamburg und 

übed. 

Bürgerlicher Tod (franz. Mort ci- 
vile), bie bei den fchiwerjten Verbrechen für 
den Verurteilten eintretende vollftändige 
Rechtloſigkeit, wie fie dag franzöſiſche Recht 
ftatıtiert, und wie fie ehemals in Deutſch⸗ 
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and gegen einen Geächteten eintrat, ähn⸗ 
Tich der altrömifchen Capitis deminutio 
maxima. Bol. Capitis deminutio. 

Bürgermeifler, Gemeindevorficher (f. 
Gemeinde). 

Bürgermeifterei, in der Rheinprovinz 
ein aus mehreren Landgemeinden zuſam⸗ 
mengejegter Kommunalverband. Derjelke 
fteht unter einem von ber Regierung er: 
nannten Bürgermeijter, welcher von 
der B. befoldet wird, und bem die Bür— 
germeiftereiverfammlung ala Or: 
gan des Verbands zur Seite ſteht. 

Bürgerſchaft, in den deutſchen Freien 
Städten Bremen, Hamburg und Tübed 
(1. d.) Bezeichnung der Volksvertretung. 

Bylaws (engl., ſpr. beilahs, »Nebenge- 
feße«, Ortsgeſetze), Bezeichnung für 
bie englifchen Bolizeiverordnnungen für be⸗ 
ftimmte Fälle. 

Deutiniid, öfter gleichbedeutend mit 
jervil; daher Byzantinismus, f. v. w. 
Servilismus, Bezeichnung für das Beneb- 
men besjenigen, welcher einem Hof oder 
einer Regierung blind ergeben ijt, qleich- 
viel ob dies der eignen Mannedwürbe 
Eintrag thut oder nicht. Der Ausdrud 
hängt mit der gefehichtlichen Thatfache zu⸗ 
fammen, daß am Hof zu Byzanz (oftrö- 
miſches Kaiſerreich) das Hofzeremoniell in 
einem ſolchen Sinn ausgebildet war. 


C. 


Artikel, die unter C vermißt werben, find unter Keoder Z nachzuſchlagen. 


Cabotage (franz., ipr. -tahſch, v. ſpan. 


cabo, Kap), Küſtenfrachtfahrt (ſ. d.). 

Caisse (franz. , ipr. 1aff), Kalle, 3.2. 
C. d’amortissement, Schuldentilgungs⸗ 
kaſſe; C. d’assurance, Verficherungsfajie; 
C. des d&pots, Hinterlegungsfaffe; C. 
d’epargne, Sparkaſſe ıc. 

amera (lat.), Gemach, Kammer, 
befonders bie Tofalität, in welcher man 
das Privatvermögen eines Fürſten auf: 
bewahrt (f. Kammer); auch Bezeichnung 
von Behörden, 3. B. C. imperialis, das 
Reihsfanmergericht; C. apostolica, die 
räpftliche Irentenfammer. 


Camerälia (Yat.), Kameral-, Staats⸗ 
wiſſenſchaften (f. d.). 

Samerlengo (ital., »Kämmerling«), 
am päpftlichen Hof der mit der Verwal: 
tung des Schabes betraute Kardinal. 

ancelläria (lat.), Kanzlei; Cancel- 
larius, Kanzler. 

Capitis deminütio (fat.), bei ben 
Römern die Aufhebung oder Verminde: 
rung der Rechtsfähigkeit durch Verände- 
rung in einer der drei Rechtsſtufen der letz⸗ 
tern: Freiheit (libertas), römifches Bür⸗ 
gerrecht (eivitas) und Familienftand (fa- 
milia), Hiernach unterfchied man zwis 
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ſchen C. d. maxima, Verluft der Freibeit, 
bürgerlicher Tod, C. d. media, Verlu 
des Vm ſoen Bürgerrechts, und C. d. mi- 
nima, Verluſt der bisherigen Familien⸗ 
rechte, z. B. durch Adoption. 

arolina (eigentig Constitutio cri- 
minalis C., abgefürzt ©. C. C.), die pein- 
liche Halsgerichtsorbnung Karls V., bie 
Grundlage des ehemaligen gemeinen deut- 
ſchen Strafrechts un trafprozeſſes; 
herausgegeben von Zöpfl (2. Aufl. 1876). 

Gäler, Familienname eines Zweigs 
bes alten römischen Geſchlechts ber Julier, 
dann Titel ber römifchen Kaiſer, welchen 
Auguſtus, ber Aboptivfohn Julius Cä⸗ 
fürs, annahm. Cäfarismus (Cäſa⸗ 
rentum), Gewaltberrichaft, abfolute 
Militärherrſchaft, wie zur Zeit ber römi⸗ 
ſchen Eäfaren, jedoch mit beſonderer Be: 
rüdfichtigung des niedern Volks, um def: 
fen Gunſt fi der Machthaber, wie 3. 2. 
Napoleon HI., beſonders bemüht, daher 
man unfer cäfariftifcher Negierungsweife 
ein abjolutes Regiment mit parlamentari: 
ſchen Formen verfteht. Chfareopapis: 
muslCähfareopapät), Bereinigung der 
geiftlichen mit der Höchften weltlichen Macht. 

Gäfarewitih (Zarewitfch), der ruſſ. 
Thronfolger; Caſaréwa, die Kaiſerin; 

äſarewna, eine kaiſerliche Prinzeffin. 

Casus (lat.), Tall, Zufall; C. belli, 
Kriegsfall, Veranlaffung zur Kriegser: 
klärung, oft willfürlich gefucht. 

Causae cognitio (lat.), die richter: 
liche Prüfung, Unterfuhung und Erör⸗ 
terung einer Sache. 

C. €. C., Abkürzung für Constitutio 
criminalis Carolina, f. Carolina. 

Gent, 1) (engl. ſpr. ſſent) der 100. Zeil 
bes nordamerilanifchen Dollars; Een: 
tefimo (ital., fpr. tigent) — Yıoo Lira; 
Bentima (fpan.) = Yıoo Peſeta; Een: 
time (franz., ſpr. ſangtihm) ="/ı00 Kran. 
In den Niederlanden ift C. —= Yıoo FI. 
— 2) (v. lat. centena) veraltete Bezeich⸗ 
nung für Gerichtöfprengel, Gerichtsbar⸗ 
feit, inöbefondere Kriminalgerichtöbarfeit; 
baber Centfall (Kriminalfall), Gent: 
pflicht, Centfolge ac. 

Geremoniell, ſ. Zeremoniell. 

Lertifikat (lat.), ſchriftliche und amt: 
liche Beſcheinigung, 3. B. über den Ein: 


Carolina — Chauvinismus. 


trag eines Schiffs in das Schiffsregiiter. 


ft |Urfprungscertififate,Nachmeife über 


bie Herfunft von Waren, d. b. über deren 
Erzeugung und Berfertigung in einem ge 
wiſſen Land ober Ort, zu dem Zweck ausge: 
ftellt, um ber Ware in einem andern Staat 
unter den durch Handelövertrag feitgefeß- 
ten Bedingungen Eingang zu verichaffen. 
Chalif — »Stellvertreter«), Titel 
ber Nachfolger Mohammeds, baher beren 
Reid Chalifat genannt wird. Jetzt 
führen die türkiſchen Sultane ben Cha: 
lifentitel, oo 
Chancelier (franz., fpr. ſchängſſ'ljeh; 
engl. Chancellor, jpr.tigänfielör), Kanzler. 
;harge (franz., ſpr. (had), Ant, 
Stelle, Rang; Charge d’affaires (Ipr. 
ſcharſcheh daffähr), Diplomatifcher Agent, Ges 
Tchäftsträger, welcher nicht von dem einen 
Souverän bei bem andern dauernd affre: 
ditiert, Jondern nur von einem Kabinett be⸗ 
ſonders beauftragt und bevollmächtigt ift. 
Charta (lat.), Urkunde, namentlich im 
Mittelalter von öffentlichen Urkunden ge: 
braucht; 3. B. Magna c. (f. b.). 
Charte(fran;., ipr.igart), Berfaffungs- 
geſetz, nameutlich die C. constitutionelle 
Ludwigs XVII. von Frankreich; in Eng: 
land nannten bie Rabifalreformers ihr 
Programm die E., weshalb fie Eharti: 
ften genannt werden. 
Chartern (engl., ipr. tihdprt-), privile⸗ 
ieren, bevorrechten; auch ein Schiff ver⸗ 
—* oder mieten. 
Chaufſeegeld (Wegegeld, Maut, 
Straßen: und Brückengeld), eine Ge⸗ 
bühr, welche von den eine Landſtraße be⸗ 
nutzenden Fuhrwerken und von dem Vieh, 
welches die Straße paſſiert, An wird, 
ſei e3 für Die Staats-, fei es fiir die Ge: 
meindekaſſe; in vielen Staaten, z. B. in 
Preußen, Bayern und Baden, abgefchafit. 
Shaupinismuß (ipr. ſchow⸗), übermäßi—⸗ 
ger und herausfordernder Patriotismus; 
Chauviniſt, jemand, ber feine Partei: 
Veidenjchaft und feinen angeblichen Pa: 
triotismus mit befonderer Oftentation zur 
Schau trägt. Der Ausdruck ift auf ein 
Stück von Scribe (»Le soldat labou- 
reur«) zurüdzuführen, in welchem ein 
blinder Bewunbderer Napoleons I., Na: 
mens Chauvin, eine komiſche Rolle fpielt. 


Artikel, die unter & vermißt werden, find unter MR ober 3 nachzuſchlagen. 





Chedive — China. 


Chedie (Khibiv), offizieller Titel des 

Beherrfchers von Ayypten (1. d.) feit 1867, 
etwa |. v. w. Bizefönig. 
. el Ne nee feet), Haupt, Bor: 
feber ; baber Cheipräfibent, Ceines Trup⸗ 
scnförperd, einer WRiniflerialabteilung 
u. dal. über ven E. der kaiſerlichen 
Admiralität in Deutſchland indbefon- 
dere vol. Admiral, 

Ehifire_(franz., for. i6iffe), Zeichen, 
geheimes Schriftzeichen; Chiffreſchrift, 
Geheimſchrift, feit Richelien im diploma⸗ 
tiſchen Verkehr angewandt; daher Chiff⸗ 
rierkunſt (Dechiffrierkunſt), das 
jachmãnniſche Anwenden und Entziffern 
der Chiffreſchrift, eine Hilfswiſſenſchaft 
der Diplomatie. So t z. B. im aus 
wirtigen Amte des Deutſchen Reichs ein 
beſonderes Chi fjrie rbũreau, mit einem 
Vorſteher (Compositeur des chiffres), 
einem Büreauinjpeftor und zehn Mitglie⸗ 
bern (Dechiffeeurs) bejeht. 

Chile (ir. Haile), Freiſtaat auf der 


Reitfüfte von Südamerifa, 321,462 qkm | Ch 


mit 2,136,724 Einw. und der Hauptitabt 
Santiago (150,367 Einw.). Die Unab- 


hängigfeitserflärung und Lo3jagung von 
ber ſpaniſchen Herrſchaft erfolgte 18. 
Sept. 1810. Rad) der Staatsverfaj- 
jung von 1833 teilt ſich die der Geſamt⸗ 
beit Volks zuftehende Staats⸗ und 
Re ierungögervalt in brei Gewalten: bie 
oolbiehende, die geiepgebenbe unb bie 
nihterliche Gewalt. Die Exekutivgewalt 
itcht bem Präfidenten zu, weldyer auf 
iünf Jahre gewählt wird und zweimal 
bintereinander wählbar ift. m. ftebt 
der Staatsrat zur Seite, welcher aus den 
Miniftern, zwei Mitgliebern der Juſtiz⸗ 
höfe, einem geiſtlichen Wiürdenträger, 
einem General oder Admiral, einem 

der Sinanzbehörbe, zwei Erminiftern und 
zwei frühern PBrovinzialftatthaltern ober 
Intendanten beftebt. Ber Präfident er- 
nennt die Minifter und bie Berwaltungs- 
beamten der Provinzen; die Diunizipal- 
Beamten werben von ben Gemeinden ge⸗ 
wihlt, An der Spike der 19 Provinzen 
ſiehen vom Präfidenten ernannte Gouver: 
neure. Die geleßgebende Gewalt wird 
von dem aus zwei Kammern beftchenden 
Rationalfongreß ausgeübt, welcher all- 


Artibt, tie unter S vermißt werten, fint unier R cher 2 
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jährlich vom 1. Juni bis 1. Sept. tagt. Die 
Erfte Kammer zählt 20 Senatoren, bie 
auf neun Jahre gewählt werben, unb von 
denen nach drei Jahren ein Drittel aus⸗ 
tritt. Die Abgeordneten der Zweilen Kam⸗ 
mer müſſen ein Einkommen von minde- 
ftens 500 Peſo jährlich nachweifen, fie wer: 
ben, auf je 20,000 Einw. einer, auf je drei 
Jahre gewählt nad) dem Grundſatz des 
allgemeinen Wahlrechts. Diericgterliche 
Gewalt wird ven dem Arpellhof zu Sau: 
tiago, von ben Obergerichten in La Se⸗ 
rena, Santiago und Eonceprion und ven 
den Brevinzialrichterbeamten ausgeübt. 
Das Budget betrug 1878: 17,506,615 
Peſo (1 Belo = LM.) Einnahme und 
17,245, 431 Belo Ausgabe; bie Ctaat3- 
ſchuld bezifferte ſich auf 54,823,325 Velo. 
Die Armee zählte 20,000 Mann. Die 
Kriegdmarine weilt 2 Panzerfregatten, 4 
Korwetten, 3 Pontond, 12 Transport: | 
ſchiffe x. auf. ©. ift der georbnetite ber 
Ipanifh-amerifaniichen Kreiftaaten. Die 
ilenen erfennen bie Sklaverei nicht an. 
Das Rappen der Republik ift in Schild, 
deſſen obere Hälfte blau tft, während bie 
untere in rotem Feld einen filbernen fünf: 
ftrahligen Stern geist; Wappenbalter find 
auf ber rechten Seite ein Huemul (eine 
Art Reh), auf der linken ein Konbor mit 
oldner Krone; auf dem Schilde brei 
außenfebern. Die Umfchrift ift: »Por 
la razon o la fuerza«. Die Slagge be: 
Richt aus zwei horizontalen Streifen, der 
obere im erfien Drittel blau mit weißen: 
fünfftrabligen Etern, im übrigen weiß; 
ber untere boppelt jo breite Streifen ift 
rot. Bl. Ernft, Die Republik €. (1863). 
Chine, Kaiferreich, volkreichſter Staat 
der Erde, zerfällt in drei Zeile, nämlich 
1) die Mandſchurei, das Stammland bes 
bermaligen Kaijerhaufes; 2) das eigent- 
lihe &., welches in 18 Provinzen einge: 
teilt ift, und 3) die unterthänigen Land⸗ 
ihaften (Mongolei, Diungarei, Korea, 
Chineſiſch⸗Turkiſtan und Tibet). Die 
Denö Terung wird nad) den neueilen An⸗ 
gaben auf 434,5 Mill. Einw., ber Flã⸗ 
heninhalt des ungeheuern, für Europäer 
immer noch verhältnismäßig wenig zu- 
gänglihen Reichs auf 11,756,780 qkm 
geſchãtzt. Die Einwohnerzahl der Haupt⸗ 
undzuidlogen. . 
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ft Veling wird fehr verfe 
—A— —— 000 u unb 1, 
itopäern war 
ae ber eine ine Safe Kanton geöffnet, bis | bäı 
in ber neuern Zeit durch ben Abſchluß 
von Handelöverträgen eine Reihe von for 
gen. Traktatshäfen ben Europäern 
engig ward. Diefe Bertragshäfen 
:anton, Tientfin, Hanlau, Fu 
iſchau, —— Takau und Taiwanfır, 
Tichinfiang, Ningpo, Amoy, Niutſchwang, 
Zamfui und Kilung, Wentfe hu, 
Kiukiang, Tſchifu Khiung! (au, Swa- 
ton, i unb Stiegang. Imfolge ber 
Handelöverträge len bie Gefandten 
verſchiedener Mächte in ling: Der die 
Fr ftich = preußiiche Hanbelövertrag if 2. 
‚Sept. 1861 von dem Grafen Cu lenburg 
für die gelamten Beutfien 1 Beliereing 
Haaten abgefälofien worden. Ein 
ſandter bes Deutfchen Reichs ift in Peling 
erheben Ron late regen 
in Schanghat, Ningpo, Amoy, 
Zafau und Taiwanfu, Tamfut, faul, 
Tientfin, Riutiäman, Tſchifu und Kan⸗ 
ton. In Schanghai ift ein Generaltonſu⸗ 
Tat errichtet. Die Staatsverfafjung 
Gbinas iſt die einer abfoluten Monarchie, 
n theolratiſchenCharalter hat indeni 
du Raifer (aber Soßn des Himmeld«) zu: 
‚gleich geiftliches Oberhaupt 1ft, ebenfo wie 
oberfter Richter und oberfter Anführer im 
Krieg, und in — er Weiſe verehrt 
wir, Der Thronfolger des Kaiſers wird 
von ihm unter, den Söhnen feiner brei 
erften Gemahlinnen auserwählt, doch 
wird dieſe Wahl erft bei dem Tode bed Kai⸗ 
ſers befannt geı & macht. Die gegenwärtige 
Dynaftie ift die ber Manbihu (aus der 
Mandfdurei) oder Zfing (feit 1644). 
Der Kal herrſcht mittelit einer — 
hen Gelehrten: und Beamten: (Manda⸗ 
rinen⸗) Xriftofratie; der Schwerpunft 
liegt aber in ben Provinzialtegierungen. 
Die oberften Staatsförperfchaften ſind das 
Große Sekretariat und das Staatsfefre- 
tariat, welch Iepteren fi aus Taiferlicen 
Prinzen, Mitgliebern des Großen Sekte: 
tariat8, Präftdenten der Minifterien und 
fonftigen hoben Beamten aulemmentkt, 
währenb jene? aus fech8 hoben 
trägern befteht. Dazu Tommen bie fee 


sieben, nam⸗ 
),000, anz 





Zeremonien, 
u + und gr ntliche arbeiten. Unab- 
hr Si m fe Behörben ift bas Kol: | 


Ge: | Schanghai. Auch überbie‘ 


ıtichau, | 502 





Chriſtlich⸗ ſozial — Cisleithanien. 


—— fie —*5 — Finan- 


In von biefen Behi 
ii ber öffentlichen Zenforen, welches 
ein bad Recht Hat, dem Kaifer Borftel- 
Tungen und Belchwerben zu unterbreiten. 
fen | Die Provinzen werben von Generalgou: 
verneuten unb Provinzgouverneuren ge 
leitet. Die Armee beiteht aus 24 fogen. 
Bannern, ber kaiſerlichen Garde und ber 
Provinzialarmee. stere (bie >Arınee 
ber grünen Fahnen«Jiftbieftärkite und bie 
eigentliche Kriegsarnter, währenbbie Ban- 
ner im Sieden zum Polizeibienft ver- 
wenbetwerben. Zuverläffige Angaben über 
bie Heeresftärke find bis fept nicht zu er⸗ 
Tangen. Die Flotte befteht aus ben brei 
Geſchwadern von Kanton, Futihau und 


1 en 
war zuverläffigen %ı "0100,50 — 
bie Einnahmen 7° 
Mil. Mi. betragen — —* hen 
Mill, auf Srundfteuer, 20 Mill. auf neue 
Waren, 12 Mil. auf Je unter Berwal- 
tung der Ausländer, 3 MIN. auf Zölle 
unter Verwaltung der Ein! imifhen, 5 
Mil. auf das ei, und 7 Did. Tael auf 
Verkauf Ber Banarla aflen entfielen, ste 
ftehen drei vollberechtigte Religionen: 
der Buddhismus (Me — des Fo), die 
allgemeine Volfäreligion; bie Lehre bed 
Ronfutie, bie Religion — Hofs und der 
Sebilbeten, und bie bes Laotfe; Daneben 
N «8 etwa 350,000 Ghriften und 3 
MB Ben 
jen beftanben englifche, 
amerifanifche, 64 beutiche, e ruſſiſche 
und 20 franzöftfche Sternen m Sites, 
Shinefifche Skizzen (18 an ug 
Geſchichte von en & 3 Be. 
Chriſtlich⸗ ſozial, |. —— 
Ci-devant (franz., ge. Med’wang), 
ehemals, früher; Ci-devants, zur Zeit der 
franzöfiichen Revolution Beeiöming der 
vormald adligen unb fürſtlichen Perſo⸗ 
nen, Auch jegt noch wird ber Ausbrud 
im öffentlichen Leben vielfach zur Bezeich 
WR iner ehemaligen Größe gebraudt, 
leithanien, ei ber iteilung 
öfterreich? (Öfterreid-Ungarn) 1867 ge: 
braͤuchliche, wenn auch nicht offizielle Be: 








& 
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Civil — Corps. 


zeichnung für die (von Wien aus) dics- 
jeit der Leitha gelegenen öſterreichiſchen 
Kronländer, wie jolche im Reichsrat ver: 
treten find, nämlich: Ofterreih ob und 
unter der Enns, Salzburg, Steiermarl, 
Kärnten, Krain, Trieft mit Gebiet, Görz 
und Gradisca, Iſtrien, Tirol, Vorarl- 
berg, Böhmen, Mähren, Schlefien, Ga⸗ 
lien, Bufowina und Dalmatien. Den 
Gegenſatz bildet Trangleithanien,d.b. 
die ungarifchen Kronländer, nämlich: Un⸗ 
gan, Siebenbürgen, Fiume, Kroatien, 
Slawonien und bie Militärgrenze. 

Civil, ſ. Zivil, 

Civis (lat.), Bürger; Eivität, Bür⸗ 
gerrecht. 

Cobdeutlub, in England eine ange⸗ 
jehene Bereinigung freihänblerifcher Po⸗ 
litifer, welcher als Ehrenmitglieder auch 
namhafte deutfche Volkswirte angehören; 
jo benannt nach Richard Cobden (geit. 
1865), welcher an ber Spite der Anti- 
Cornlaw-League (j. d.) bie Aufhebung 
des Getreidezolls in England durchſetzte. 

Code (franz., ſpr. todd), Geſetzbuch, befon- 
ders Bezeichnung für die zu Anfang dieſes 
Sahrhunderts in Frankreich publizierten 
umfaſſenden Gefeßbücher, namentlich für 
den C. civil sderC. Napol6on, das rangs- 
jiiche bürgerliche Geſetzbuch vom 20. März 
1804. Das franzöfiihe Strafrecht wird 
im C. penal behandelt, der Strafprozeß 
im C, d’instruction criminelle, der Br 
vilprogeß im C. de procedure civile xc. 

Ehlibat (Iat.), Ehelofigfeit, insbeſon⸗ 
dere die Berpflichtung bes römiſch⸗katho⸗ 
lichen Klerus zur Ehelofigkeit, welche von 
Bapft Gregor VIL 1074 durchgeſetzt warb, 
um die Geiftlihen won bem Familien⸗ 
leben Ioszulöfen und ganz dem Dienite 
der Kirche zu weiben. Vgl. v. Holtzen⸗ 
verft, Das PVrieftercölibat (1875). 

Colonel (fran;., ipr. «nel), Oberft. 

Columbia, |. Kolumbien. 

Commons, House of (engl., ipr. hauſ 
öm limm’ns, »Haus ber Gemeinen«), in 
England im Gegenfaß zu bem Oberhaus 
die aus VBolfswahlen hervorgehende Ver: 
tretung der Nicht Beers ober Gemeinen, 
das Unterhaus. 
_(Comparatio literarum (lat.), 
Shriftvergleihung (f. d.). 
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Comte (franz., fpr. kongt, dv. Tat. co- 
mes), Graf. 

Comtesse (franz., ſpr. kongteſſ), Gräfin, 
im Deutfchen beſonders für unverbeiratete_ 
Damen gräflicher Abfunft gebraucht. 

Conätus (lat. Konät), ſ. Verſuch 


eines Verbrechens. 


Conseil(franz., ipr.tongfiaj), Rat, Rats⸗ 
verfammlung, namentlich Minifterrat 
(Minifterfonjeil). C. d’arrondisse- 
ment, in Frankreich die kommunale Ber: 
tretung des Arrondilfements; C. d’etat, 
Staatsrat; C. de prefecture, Prüfeftur- 
rat, der in Frankreich dem Präfeften zur 
©eite ficht; C. general, Generalrat, bie 
Kommunalvertretung bed Departements; 
C. municipal, Munizipalrat, die Lofal- 
gemeinbevertretung in Sranfreich; C. de 
prud’hommes, gewerbliches Schiedsgericht 
durch fachverftändige Vertrauensmänner. 

Consensus (lat.), Zuftimmung, Über: 
einftimmung; 3. B. C. principis, landes⸗ 
herrliche Genehmigung. 

Constable(engl., ipr. tönnftäsl), öffent: 
licher Sicherheitsbenmter in England. Die 
Gemeindeconftable® (petty constables) 
find die untern Exekutivbehörden; fie er: 
jcheinen, obwohl nur mit einem Stabe be: 
waffnet, als eine Art Nationalgarde und 
werben bei dem Rechtsfinn des englifchen 
Volks und bei dem Takt ihres Auftretens 
befonders rejpettiert. Das im Deutfchen 
nachgebilbete Wort » Konftabler« wird ge 
wöhnlich als gleichbedeutend mit »Poli⸗ 
deibiener« gebraucht, Doch entſprechen bie 

tellung und das Anfehen unfrer Bolizei- 
offizianten und Schußleute denen ber eng⸗ 
liſchen Conſtables keineswegs. 

Constitütio Ct Ordnung, Verord⸗ 
nung, —— ſ. Konſtitution). 

Coröner (engl.), in England und 
Nordamerika ein Beamter, weldher bei 
plöglichen Tobesfällen unter Zuziehung 
einer Jury beren Urfachen zu unterfuchen 
und feftzuftellen und eventuell das gericht: 
liche Verfahren gegen dritte beteiligte Per⸗ 
ſonen einzuleiten bat. 

Gorp8 (franz., ipr. Lohr), Körper, Kör⸗ 
perſchaft, 3. B. Offizierlorps; beim Mili- 
tär ein aus verfchiebenen Truppengat⸗ 
tungen beftehenber Truppenverbaud, ing: 
befondere ein Armeeforpd. Das Diplo 


Artikel, die unter @ bermißt werben, finb unter M ober 3 nachzufchlagen. 
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matifhe Korps ift die Geſamtheit der 
an einem Hof affreditierten Gefandten 
mit ihrem Beamtenperſonal. 

Corpus (Tat.), Körper, Körperfchaft; 
dann |. dv. iv. Sammlung, daher C. juris 
eivilis, Bezeichnung der Gefeßbücher des 
oſtrömiſchen Kaiſers Juſtinian (Inſtitu⸗ 
tionen, Pandekten, Kodex und Novellen), 
welche mit der angehängten Sammlung 
des lombardiſchen Lehnrechts (libri feu- 
dorum) in Deutfchland Eingang fanden 
und zur Grundlage bed gemeinen beut- 
ſchen Brivatrechts —ES Recht). Aus⸗ 
gaben des C. juris civilis find z. B. von 
Ded (1825 —37, 2 Bbe.; 1833— 37, 3 
Bde.) und von ben Gebrübern Kriegel 
beforgt, nach bem Tode ber letztern fort- 

eſetzt von german und Dienbrüggen 
(6. Aufl. 1 2; fritifche Ausgabe von 
Mommſen und Krüger(1868 ff.); deutſche 
Ausgabe von Dito, Schilling und Sin- 
tenig (1830— 33). Eine Ähnliche Samm⸗ 
tung Tanonifcher Rechtsquellen des Mit: 
telalters, päpitlicher Defretalen, Konzi- 
lienſchlüſſe x. wird C. juris canonici 
genannt (herausgegeben von Richter, 2. 
Aufl. von Friedberg, 1876 ff.; deutſch von 
Schilling und Sintenis, 1835 —39, 2 
Bde.). Auch verfchiedene Privatſammlun⸗ 
gen von Rechtsquellen werben als C. ju- 
ris bezeichnet, 3. B. C. juris germanici 
u.dgl. C. delicti, ber Thatbeſtand eines 
Verbrechens, auch das Werkzeug, womit 
ein ſolches begangen worden ift. 
oflarica (Ipan., »reiche Küfte«), Re 
publif Zentralamerifas, 55,669 qkm, 
185,000 Einw. Hauptftadt: San Sofe 
mit 12,000 Einw. Nachdem 1821 bie 
Urabbängigkeitserflärung von Spanien 
erfolgt war, gehörte C. zu den »Vereinig- 
ten Staaten von Mittelamerifa«, bis ſich 
das Land 1840 von der Föderation los⸗ 
fagte und 1848 als ſelbſtändiger Staat 
fonftituierte. Die bermalige Berfaffung 
batiert vom 22. Dez. 1871. An ber Spike 
der Republik fteht ein auf vier Jahre ge⸗ 
wählter Präſident. Die Volfsvertretung 
beiteht in dem Kongreß, welcher fich aus21 
Deputierten zufammenfebt. Das ftehende 
Heer beträgt 900 Mann, während die Mi- 
liz fi auf 15,225 Mann beläuft. Die 
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jährliden Einnahmen der Republik be- 
trugen 1878: 3,819,211 Dollar, die Aus: 
gaben 3,904,657 Doll., fo daß ein Defizit 
von 85,446 Doll. vorhanden war. Die 
Staatsſchuld belief fich auf ca. 12 Mil. 
DoU. Ein Tatholifcher Bifchof refidiert in 
San oft. Ein Geſchäftsträger bes Deut- 
[hen Reichs für Zentralamerifa hat in 
Guatemala feinen Sit. Deutiche Konſu⸗ 
Iate beitenen zu San oje und Punta Are- 
nas. Bol. M. Wagner und Scherzer, 
Der Freiftaat €. (1856); PBeralta, C., 
its constitution and resources (1873). 

Council (eugl., ſpr. kaunſſil) Beratung, 
Ratsverſammlung; Legislative c., gejeß- 
gebende Verfammlung. 

Counsel (engl., ſpr. kaunſſel), Rat; 
Titel der Abvofaten inEngland. Queen’s 
C. (ipr. twipns), Rat der Königin, Titel 
einer höhern Stufe der Sachwalter (Ser- 
geants at law), welcher zum Tragen bes 
jeidenen Talars berechtigt. Aus ben 
Eounjels geben die Generalanwälte und 
Seneralfisfale, die Richter und jelbit der 
Lord: Kanzler hervor. 

County (engl., ſpr. kaunti), Grafſchaft; 
politiſche Unterabteilung des Staatsge⸗ 
biets, entſprechend dem franzöſiſchen »de- 
partemente« oder dem deutſchen »Kreise. 

Coup (franz., ſpr. kuh), Streich, Schlag; 
daher C. d’etat (ipr. detah), Staatsftreich, 
eine gewaltfame Verfaſſungsänderung, 
welche von den Inhabern ber Staatsge⸗ 
walt plötzlich ausgeführt wird. 

Cour (franz., ſpr. kuhr), Hof; dann Em- 
pfang oder Borftelung bei Hof, baber 
Cour-Tage, ſ. v. w. Empfangstage eines 
Hofs; courfähig, Bezeichnung für die⸗ 
jenigen Perſonen, welche bier zur Vor: 
ſtellung erſcheinen dürfen. Im Franzöſi⸗ 
ſchen bebeutet ec. auch ſ. v. w. Gerichtshof. 

Coutume (franz., ſpr. kutühm), Ge 
wohnheit, Gewohnheitsrecht. 

Crimen (lat.), Verbrechen, z. B. C. 
ambitus, Amtserſchleichung; C. laesae 
majestatis, Majeſtätsverbrechen; daher 
Kriminalrecht, ſ. v. w. Strafrecht. 

Culpa (lat.), Schuld, insbeſondere 
ſchuldhafte Fahrläſſigkeit im Gegenſatz 
zum rechtswidrigen Vorſatz (dolus). 

Czar (pr. zahr), |. Zar. 


Artikel, bie unter & vermißt werben, ſind unter ® ober 3 nachzufchlagen. 
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Dachauer Banken, Bezeichnung für 
Schwinbelinftitute in Münden, wie na⸗ 
mentlich das ber Adele Spikeder (1871— 
1873), welche anfangs zumeift auf Aus- 
beutung der Bauern aus Dachau und 
Umgegenb berechnet war. 

Dalmatien, |. Ofterreih-Ungarn. 

Dame d’honneur (franz., ſpr. dam 
donnöhr, » Ehrendame«), Hofdame, welcher 
diefe Würde aus Rückſicht aufihren Stand 
oder den ihres Gatten verliehen ift. 

Dame du palais (fran;., ſpr. dam dü 
palãh, »Palaſtdame«), befoldete Hofbanıe, 
;. 8. in Belgien. 

Damnum (lat.), Schaden. 

Danebrag, dan. Reichsbanner; Dane: 
drogsorden, dänischer Orden, geitiftet 
von König WalbemarIL 1219 (vier Klaf- 
ſen und »Danebrogamänner«). 

Dänemark, eins ber drei jfandinavi- 
ihen Königreiche im nörblihen Europa. 
Nachdem D. durch den Wiener Frieden 
vom 30. Oft. 1864 der brei Herzogtümer 
Yauenburg, Holftein und Schleswig, welche 
damals an SOfterreich und Preußen abge 
treten werben mußten und in der folge 
an Preußen Tamen, verluftig gegangen, 
befteht das Königreich noch aus Dem eigent⸗ 
den D., d. b. aus der Halbinfel Jüt⸗ 
land mit den önlich anliegenben Inſeln 
Seeland, Fünen, Möen, Falſter, Laa⸗ 
land, Bornholm ꝛc., 38,302 qkm mit 
(1880) 1,969,454 Einw., aus den Färöer⸗ 
injeln, 1333 qkm mit 11,221 Einw., 
der Inſel Island, 102,471 gkmmıit 72,000 
Einw. und Grönland, etiva 88,100 qkm 
mit 931 Einw. Dazu fommen bie weft- 
indiſchen Befitungen (Ste. Croir, St. 
sohn und St. Thomas) mit 359 qkm 
und 37,600 Einw. Bezüglih Nord: 
ihleswigs war in dem enger Frieden 
vom 23. Aug. 1866 (Art. 5) zwilchen 
Ofterreich und Preußen vereinbart wor- 
ven, daß bie definitive Zuteilung diejes 
Landesteils an Preußen oder D. von einer 
Bolfsabftiimmung abhängig gemacht wer: 
den ſolle; allein ein zwiſchen Sfterreich 
und Preußen 11. Oft. 1878 abgeſchloſſe⸗ 
ner Vertrag enthob den letztern Staat 


biefer Verpflichtung. Die Hauptitabt der 
Monardie ift Kopenbagen (235,254 
Einw.). Die weitaus größte-Zahl der Ein- 
wohner (II Proz.) gehört dem evangelifch- 
lutheriſchen Glaubensbekenntnis an. Nach 
der Verfa N ung vom 5. Juni 1849, re: 
vidiert 28. Juli 1866, iſt die Staatsform 
die einer Tonftitutionelen Erbmonarchie. 
Da König Friedrich VII. Finderlos war, 
fo wurbe 1853 ber Prinz Ehriftian von 
äleswig-Dolftein-Son erburg⸗Glücks⸗ 
burg als Thronerbe anerkannt und 1863 
als Chriſtian IX. auf ben Thron be⸗ 
rufen. Der König beſitzt bie höchſte Se- 
welt über bie Land= und Seemacht, er- 
Hört Krieg, jchließt Frieden, Bündniſſe 
und Danberöverträne, kann jedoch ohne 
Einwilligung des Reichstags feinen Teil 
des Landes veräußern, über feine Staats⸗ 
einnabme verfügen oder bem Land eine 
laftende Verpflichtung aufbürben. In der 
Ausübung der gefebgebenden Gewalt ift 
ber Königan bie Sufimmun des Reichs⸗ 
tags gebunden, welcher HR aus dem 
Landsthing und dem Folfething zu- 
ſammenſetzt. Die Zahl der Mitglieder des 
Landsthings beträgt 66. Bon biefen er: 
nennt ber König 12, in Kopenhagen wer: 
ben 7, in den Wahlbezirfen der Stäbte und 
bes Landes 45, ein Mitglied wird von Born: 
holm und eins von den Färdern gequ 
Die Wahl geſchieht indirekt auf 8 Jahre, 
fo zwar, Daß nach je 4 Jahren immer bie 
Hälfte ausfcheidet. Zu ber Zweiten Kam⸗ 
mer, dem Folfething, wird auf f 16,000 
Einw. ein Abgeordneter je auf 3 Jahre 
in allgemeinen Wahlen gewählt. Jedes 
Thing hat für ſich allein die Snitiative in 
der Gefetgebung. Unter bem Präfidium 
des Königs tritt ber Staatsrat ber 
Monarchie zufammen, beftehend aus dem 
Kronprinzen und den Miniftern (für die 
Finanzen, Inneres, Juſtiz [zugleich Mi- 
nifter für Island]), Außeres, Marine, 
Krieg, Kultus und Unterricht). 

Zum Zwed ber innern Verwaltung 
zerfällt da8 eigentliche D. in 18 Amter, 
wovon 9 (Hjörring, Thifted, Aalborg, 
Viborg, Randers, Aarhus, Veile, Ning- 
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fiöbing und Ribe) auf die Series Jüt⸗ 
land und 9 (Kopenhagen, Frederiksborg, 
Solbet, Sord, Präftd, Bornholm, Maribo, 

denje und Spendborg) auf die Inſeln 
fommen. Die Stadt Kopenhagen bildet 
einen bejondern Bezirf. An der Spike 
der Amter ftehen Anıtmänner, welde in 
ben fieben Stiftäftäbten, b. b. den Wohn- 
figen der Biſchöfe, den Titel »Stiftsamt- 
mann« führen. Das Land zerfällt näm- 
lich in fieben Sprengel oder Stifter, denen 
jeweilig ein (evangeliſcher) Biſchof vorge: 
jest ift. Primas tft der Biſchof von See⸗ 
land, welder in Kopenhagen tefidiert. 
Die Stifter zerfallen in 69 Propiteien 
mit 1697 Kirchſpielen. Als apoftolifcher 
Vikar fungiert für die Katholiken des Kö- 
nigreichs der Bilchof zu Osnabrück in ber 
preußifchen Provinz Hannover. — Für bie 
Rechtspflege beitehen Stadt- und 
Thinggerichte in erfter und die königlichen 
Zandesobergerichte zu Kopenhagen und 
Viborg in zweiter Inflanz. Das höchite 
Gericht für das Königreich bat feinen Sik 
in Kopenhagen, wojelbft aud) ein See⸗ und 
ganbelSgeriät befiebt. — Heerwefen. 

urch die Gefeße vom 6. Juli 1867 und 
25. Juli 1880 ift die allgemeine Wehr: 
pflicht eingeführt. Nach dem letztern Ge⸗ 
ſetz fol die Infanterie 31 Linienbataillone 
(1 Sarbdebataillon, die übrigen in 10 Re⸗ 
gimenter zu je 3 Bataillonen formiert) 
ählen; die Kavallerie 5 Regimenter zu 
je 3 Linieneskadrons und 1 Eskadron 
Garde; die Yeldartillerie 2 Regimenter 
mit je 6 Linienbatterien; die Feſtungs⸗ 
artilerie 2 Bataillone zu 6 Kompanien; 
die Genietruppen 1 Regiment zu 2 Ba: 
tailonen. Auf dem Kriegsfuß zählt die 
Armee mit dem erflen und zweiten Auf- 
aebot 49,054 Mann. Die Kriegsflotte ſoll 
rünftighin aus 8 fchweren Panzerbatte- 
rien, 2 ungepanzerten Korvetten, 2 unge: 
panzerten rafchen, großen Schiffer zum 
Rekognoszieren, 4 gepanzerten Kanonen: 
booten, 8 ungepanzerten Ranonenbooten, 
30 Torpedobooten, 10 Fleinern Korvetten, 
Schonern 2. beitehen. — Das Budget 
zeigt pro 1880—81 bei einer Einnahnte 
von 47,145,000 Kronen und einer Aus: 
gabe von 43,052,000 einen überſchuß von 
über 4 Mil. Kronen (1 Krone = 1 ME. 
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121% BE). Die Staatsfhuld betrug 
1879: 175 Mil. Kronen, welchen 187 
Mil. Aktiven gegenüberſtanden. — Das 
Staatswappen ift ein bimmelblauer, 
oldgefrönter Löwe, verbunden mit den 
 appenzeichen ber einzelnen Landesteile. 
Die Landesfarben find Rot und Weiß. Die 
Flagge (Danebrog) ift hochrot mit: 
weißem, fie rechtwinkelig durchſchneiden⸗ 
bem Kreuz und dem Namenzzug bes Kö: 
nigs in der Mitte; bei Kriegsichirien ohne 
biefen, vorn mit zwei Spitzen. Bgl. 
die Gefhichtswerfe von Allen (deutſch 
1865), Müller (1874 ff.), die geogra⸗ 
iſch ſiatigihen Beſchreibungen von 
rap (2. Aufl. 1870 fi), Both 
(1870 ff.). | 
Darmfladt, ſ. Heſſen-Darmſtadt.“ 
Dataria (Batarie, lat.), diejenige 
päpftliche Verwaltungsbehörde, weldye die 
Tirchlihen Onadenjachen, Dispenjatio: 
nenzc. zu erledigen, auch gewiſſe Bfründen 
u bejeten bat. An der Spike diefer Behörde 
ebt ein Kardinal mit dem Titel Proto: 
datarius, unter welchem dann ber Da⸗ 
tarius u. bie Subbatarien rangieren. 

Dauphin (franz., ſpr. dofäng, Tat. Del- 
phinus), früher Titel bes älteften Sohns 
und präjfumtiven Thronfolgers der fran: 
zöfifchen Könige. Der legte D. war ber 
Deraog von Angouldme, Sohn Karla X. 

er Titel rührt von einem Vorbehalt 
ber, welchen Humbert II., Beberrfcher der 
Dauphine, bei Abtretung feines Landes 
an Karl von Balois 1349 machte, wonach 
der jeweilige Thronerbe in Frankreich eben: 
diefen Titel führen jollte. 

Debatte (franz, Distuffion), mind: 
liche Beratung und Erörterung eines Ge 
genſtands namentlich in Berfammlungen; 
daher debattieren, f. v. w. tiber etwas 
verhandeln in münblicher Rede und Ge: 

enrede. Die D. über einen Antrag oder 
über eine Vorlage wird im öffentlichen 
Leben von dem Vorſitzenden ber betreffen: 
ben Berfammlung eröffnet und geſchloſſen. 
Ber den Beratungen ber Volksvertreter 
über Regierungsvorlagen und nament: 
lich über Geſetzentwürfe wird regelmäßig 
wilhen General: und Spezialde: 
atte oder zwiſchen Generaldiskuſ— 
fion (allgemeiner Beratung) und 








. Debellatio — Degradieren. 


Sprzialdisfuffion (beſonderer 
Feratung) unterfdieden. Die allge 
meine D. beſchäftigt ih mit den Grund⸗ 
higen bes vorliegenden Geſetzentwurfs 
überhaupt. Dieſelbe findet nach der Ge⸗ 
ihäftsorbnung bes beutfchen Reichstags 
($ 15) indbefondere zunãchſt bei der erften 
Keratung (Lefung) bes Geſetzentwurfs 
oder einer ſonſtigen Regierungsvorlage 
fiatt. Die zweite Beratung iſt für bie Spe⸗ 
zialdiskuſſion beſtimmt. Hier wird über 
jeden einzelnen Artikel der Reihenfolge 
nach die D. eröffnet und geſchloſſen und 
die Abſtimmung herbeigeführt. Doch kann 
auf Beſchluß des Reichstags die Reihen⸗ 
jolge verlaſſen, in gleicher Weiſe bie D. 
über mehrere Artifel verbunden ober über 
verſchiedene zu demſelben Artikel geftellte 
Abinderungsvorfchläge getrennt werben. 
Tie dritte Beratung enblich verbindet eine 
allgemeine mit der fpeziellen D.; fie bat 
ten Charakter einer revidierenden Schluß: 
keratung. Die D. wird gefchlofjen, wenn 
rh niemand mehr zum Wort melbet, 
außerdem wenn ein Antrag anf Schluß 
der D. geftellt und angenommen wird, 
Zerartige Schlußanträge bebürfen nach 
ver Geſchäftsordnung des beutfchen Reichs⸗ 
tags (553) der Unterſtützung von 30 Mit- 
gliedern bes Haufes. Nimmt ein Vertreter 
des Bundesrats nach dem Schluß der De: 
batte das Wort, wozu er berechtigt ift, da 
Lertreter des Bundesrats jederzeit gehört 
werden müſſen, jo gilt die Diskuſſion aufs 
neue für eröffnet. Antragfteller und Be: 
titerftatter erhalten, wenn fie es ver- 
langen, ſowohl bei Beginn als nach Schluß 
der D. nochmals das Wort Sſgaftsord⸗ 
nung des Reichstags, SG 47, 48). 

‚ Debellätio (lat. Debellation),völs 
lige Unterwerfung unb folgeroeife Einver: 
leitung eines Staats durch und in einen 
andern; bebellieren, gänzlich befiegen 
und unterwerfen. 

Debiter (Iat.), Schulbner. 
Debi Bren, ſ. Konkurs. 
at, ſ. v. w. Dekan (ſ. d.). 
Detharge (franz., ſpr.⸗ſchärſch), Ent: 
laſtung, namentlich die Entlaſtung eines 

Rehnungsführers nad) Ablegung ber für 
tihtig Hefundenen Rechnung; im Staats: 
leben ift es Sache ber parlamentarifchen 
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Körperfchaften, für die Einhaltung bes 
bewilligten Etats nach Abfchluß der Rech: 
nungen ber Regierung ®. zu erteilen ober, 
mit andern Worten, die Verwaltung durch 
Gutheißung und Anerkennung von einer 
weitern Verantwortlichkeit zu entbinben. 

Desiffrierfunft, |. Chiffre 

Debitisn (lat.), Übergabe, Unterwer: 
fung eine? Volks unter die Herrichaft 
eined andern. 

Defekt (Iat.), Mangel; insbeſondere 
Kaſſendefekt, das Mankoineiner Kaffe, 
welches dem Kajjenführer zur Laft fällt. 

Defenfisu (lat.), Verteidigung; De: 
fenfor, Verteidiger (im Strafprogeh). 

Deferieren (lat.), antragen, insbeſon⸗ 
dere einen Eib antragen oder zufchieben. 
Die Partei, bie der andern (dem Dela- 
ten) einen Eid zuſchiebt, heißt der De: 
ferent. D. heißt audy einem Geſuch ftatt: 


geben. 

Deſinitiv (Tat.), enticheidend, beftimmt, 
daher man von ber definitiven Anftellung 
eines Beamten im Gegenfaß zur vorläu: 
figen ober peovijoriicden ſpricht. Defi- 
nitivum, bie endgültige Regelung einer 
Angelegenheit, namentlich im völkerrecht⸗ 
lihen Verkehr, im Gegenfaß zu einem 
Proviſorium oder Interimiſtikum. 

Defizit (Int., »es jehlt«), Verluſt; na⸗ 
mentlich im Etat, d. h. im Voranſchlag 
der Ausgaben und Einnahmen, ber Lit: 
terfchied, um welchen bie Außgaben größer 
find ald die Einnahmen; überhaupt der 
Mehrbetrag der Ausgaben gegen bie Ein- 
nahmen; auch bie Summe, um welche der 
Beitand einer Kaſſe (Kaffendefizit) 
nach den Büchern zu gering ifl. 

Deirandation dat), Hinterziehung ge: 
feßlicher Abgaben, namentlich inbirefter 
Steuern; Defraudänt, derjenige, wel- 
cher fich einer ſolchen ſchuldig macht; de⸗ 
fraubdieren, eine derartige Abgabe hin: 
terziehen. 

egradieren (Tat.), auf eine niedrigere 
Stufe herabjegen; Degrabation, bie 
Amts = oder Stanbesherabfeßung, welche 
als Ehrenftrafe in den meilten Armeen 
noch bei Interoffizieren, in Rußland und 
in ber Türfei aber auch bet Offizieren ftatt: 
findet, während fie Zivilbeamten gegen- 
über außer Gebrauch gelommen ift. 
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Defan (Iat., Dedend, Borftand 
eined Domtfapitel® oder Kollegiatitifts 
(wörtlich>der Auffeher über gehn Wlannı«); 
auch zuweilen Titel eines evangeliichen 
Superintendbenten fowie auf Univerſitä⸗ 
ten ber Titel des Vorſtands einer Fa⸗ 
Fultät. 

Dellarieren (Tat.), erflären; eine 
Ware als fteuerbar anmelden. D eflara- 
tion, Erklärung; Angabe, welche als 
Grundlageeiner Verſicherung gilt; völfer- 
rechtliche Erklärung der Bedeutung eines 
früher abgeſ Ioffenen Staatövertrags 
ober eines beitehenden Rechteverhältnijies. 

Dekorieren (lat.), ſchmücken, durch 
einen Orden auszeichnen; Dekoration, 
Ordenszeichen. 

Dekrẽet (lat.), obrigkeitliche, insbeſon⸗ 
dere richterliche Entſcheidung, welche auf 
einſeitigen Parteiantrag ergeht, im Ge⸗ 
genſatz zum Beſcheid, der nach wechſel⸗ 
—328— Gehör der Parteien erteilt wird; 
auch eine von der Staatsregierung an 
eine beſtimmte Perſon erlaffene Verfü⸗ 
gung (Anſtellungs-, Beſoldungs-, 
Entlaſſungsdekret). Dekretalen, 
päpſtliche Entſcheidungen, welche im ka⸗ 
noniſchen Recht teilweiſe zu allgemein 
verbindlichen Normen erhoben wurden. 

Delation (lat.), im Prozeßrecht die 
Zufchiebung des Eides durch den » Deferen: 
ten« an den »Delaten«. 

Delegieren (Tat.), überweifen, abord⸗ 
nen, baber man 3. B. von »Delegierten« 
des Kaufmannsſtands oder von einem 
Delegiertenfongreß einer gewiſſen 
Partet ſpricht. In Ofterreih-Ungarn ift 
Delegation gleichbebeutend mit Bar: 
lamentsausfchuß. 

Delikt (Iat.), Verbrechen; Delin: 
quent, Verbrecher. 

Delit (franz, ſpr. -!ih), im Code pénal 
die Bezeichnung ber zweiten Klaſſe ftraf- 
barer Handlungen, welch leßtere in dem 
franzöſiſchen Strafgeſetzbuch in crimes, 
delits und contraventions eingeteilt 
werden. Entiprechend ift die deutſche Ein⸗ 
teilung in Verbrechen, Bergehen und 
Übertretungen. 

Demagog (griech. »Volfsführere), in 
ben griechiichen Freiſtaaten, beſonders in 
Athen, ein Volksredner, welcher in den 
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Bolfsverfammlungen einen bebeuterden 
Einfluß ausübte, dad Volk führte und 
wohl auch zuweilen verführte. Heutzutage 
wird der Ausdruck zumeiſt in dem letztge⸗ 
dachten Sinn gebraucht, welcher jedoch an 
und für fih nicht in dieſem Wort liegt. 
Demagogiihellmtriebe nannteman 
nach den Freibeitsfriegen in Deutichland 
die Beftrebungen jener politifchen Ver: 
bindungen, welche es auf eine freiheitliche 
Geftaltung ber Verfaflung und nad) der 
Meinung der Regierungen auf den Um: 
ſturz der beftehenden Staatsverhältniiic 
abgefehen hatten. Zu ihrer Unterſuchung 
wurde die berüchtigte Mainzer Zentralun⸗ 
terfuchungsfommiffion eingefett. Neuer: 
dings bat die ſozialdemokratiſche Partei 
manden Demagogen in jener übeln Be: 
deutung bed Woris großgezogen. 
Demarlatisuslinie (lat.), Begren: 
zungslinie, welche, zumeift gelegentlich 
einer Waffenftillftandspereinbarung, zii: 
ſchen zwei Mächten ober Friegführenten 
Heeren feitgeftellt wird, und die von ben 
beiderfeitigen Truppen, umeiner Kolliſion 
berfelben vorzubeugen, nicht überfchritten 
werden darf. Die D. folgt in folden 
Fällen gewöhnlich ſogen. natürlichen Gren⸗ 
zen, Flüſſen, Bächen, Wegen 2c. So wurde 
3. 8. 1871 in den Friedenspräliminarien 
von Verfailles die 8 genau feſtgeſetzt, in⸗ 
dem Frankreich auf alle Rechte und An: 
jprüche auf diejenigen Gebiete verzichtete, 
welche öftlich von diefer Linie lagen. (Val. 
Reichsgeſetzblatt 1871, ©. 216 f.) | 
Dementieren (franz.), für unwahr er: 
klären, eine unrichtige Zeitungsnachricht 
richtig ſtellen. Dementi (ipr. «mangti), Rad: 
weis der Unwahrbeit. | 
Demobilifieren (Iat.), eine Truppe aus 
ben Kriegsfland wieder auf den Friedens⸗ 
ſtand —5 — | 
Demokratie (grich., »⸗Volksherr⸗ 
ſchaft«), diejenige Staatsform, bei welcher! 
bie Staatögewalt der Geſamtheit der 
Staatsbürger zuftebt. Demokrat, de 
Anhänger eines derartigen Regierung 
foftems; Demofratisnus, bas Gt 
ben nad) der Herbeiführung einer ſolche 
Regierungsform. Die D. findet ſich 
der antifen Welt zuerft in Griechenlan 
woſelbſt man bamit die Herrfchaft 
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Demos, d. h. die Herrſchaft der freien 
Vollbürger, bezeichnete. Abgefehen näm- 
li von der fogen. Theofratie, bei ber 
die Gottheit jelbit ald das Oberhaupt bes 
Staats, welches durch die Priefter herricht, 
aufgefaßt wird, laſſen fi) alle Staats⸗ 
verfaflungsformen auf zwei Kategorien 
zurüdführen. Die Staatögerwalt befindet 
ſich nämlich entweder in der Hand eines 
Einzelnen, diefer allein erfcheint als ber 
Regierende, während alle übrigen Staats⸗ 
angebörigen bie Negierten find; oder das 
Volk ſelbſt ift der Regierende, die Einzel: 
nen als ſolche find die Regierten. Im 
erftern Fall ift eine Monardie, eine 
Fürſtenſouveränität, im zweiten eine Re⸗ 
publif, eine Volksſouveränität, gegeben. 
In Anfehung ber letztern ift aber wiederum 
zwiſchen Ariſtokratie und D. zu unter: 
ſcheiden. Bei jener übt eine bevorzugte 
Klaffe der Staatsangehörigen oder ein 
bejonderer Stand die Herrichaft aus. Die 
Angehörigen diefer Klaffe ftelen fi in 
ihrer Geſamtheit als die Regierenden bar, 
während fie in ihrer Stellung als Einzelne 
als Regierte ericheinen. Bei der D. da⸗ 
gegen befteht vollftändige Gleichheit und 
Gleichberechtigung aller Staatsangehöri⸗ 
gen, deren Geſamtheit die regierende Macht 
im Staat iſt, welcher die Einzelnen als 
jolde unterworfen find. Im Zujammen: 
bang mit diefer Einteilung der Staatsfor⸗ 
men, welche übrigens ſchon ben alten 
Römern geläufig war und namentlich in 
Giceros Schriften vorkommt, pflegt man 
dann als deren Auzfchreitungen und zwar 
ald die ber Alleinherrichaft die Defpotie 
oder Willfürherrichaft, als die Ausartung 
der Ariftofratie die Oligarchie, d. h. die 
Herrſchaft einiger bejonderd reicher und 
vornehmer PBerfonen, und ald Ausfchrei- 
tung der D. endlich die Ochlofratie, die 
Herrſchaft der rohen Maſſe des Pöbels, zu 
bezeichnen. Die D. insbeſondere ift aber 
entweder eine unmittelbare (aud 
autofratijche genannt), oder eine mit: 
telbare (repräfentative). In jener 
tegiert das Volk nicht bloß duch Männer 
feiner Wahl, fondern eg übt die wichtigften 
Rechte der ftaatlihen Machtvollkommen⸗ 
keit unmittelbar jelbft aus, während in 
dieſer das Volk nur indireft durch die von 
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ihm gewählten Vertreter berrfcht. Dabei 
liegt e8 aber in der Natur der Sache, daß 
die unmittelbare D. nur in einem kleinen 
Staatsgebiet möglich ift, wie ſich denn 
diefelbe heutzutage nur noch in einigen 
Heinen fchweizerifhen Kantonen findet. 
Anders im Altertum, welchen unfer heu⸗ 
tiges Repräſentativſyſtem, deſſen Ausbil- 
bung das große Verdienſt der englifchen 
Nation ift, völlig fremd war. Die alte Welt 
fannte nur bie unmittelbare D., weshalb 
die leßtere auch von mandyen Vubliziften 
undnamentlicdy von Bluntſchlidie antike, 
die repräfentative dagegen die moderne 
D. genannt wird. Wie ber fpartanifche 
Staat und bie altrömifche Republif das 
Mufter einer Ariftofratie, jo war Athen 
das Muſter diejer unmittelbaren oder an⸗ 
tifen D. Die Volksbeſchlüſſe waren bier 
für das gefamte Staatsleben maßgebend, 
und die völlige Gleichſtellung aller freien 
Staatsgenoſſen ging hier fo weit, daß bei 
der Wahl der Beamten bed Freiſtaats 
nicht die perfönliche Tüchtigkeit, fondern 
das blinde Los entihhied, und daß man 
völlig unbefcholtene, ja um bas Vaterland 
hochverdiente Männer, deren Übergewicht 
gefürchtet ward, dem Grundſatz ber allge- 
meinen Gleichheit opferte unb durch ge: 
heime Abſtimmung, den Oftrafigmos, ver- 
bannte. In dieſer völligen Gleichſtellung 
aller Bürger lag aber auch der Keim zu dem 
Verfall Athens, denn die Erfahrung hat ge⸗ 
zeigt, Daß die ſchrankenloſe Gleichberech⸗ 
tigung aller Teicht zu einem verderblichen 
Dünkel und zu einer verhängnißvollen 
Selbftüberhebung und Überfchäßung der 
Maſſen führt, daß die Herrichaft der viel: 
köpfigen und veränderlichen Menge regel: 
mäßig Mu politiichen Schwankungen und 
zur Bildung entgegengefeßter Parteien, 
ſchließlich aber zur Gewaltherrfchaft ein- 
zelner ehrgeiziger Männer, zur Deſpotie, 
führt. Daher konnte Bolybius es mit 
Recht als das Naturgefeß ber Staaten 
oegeichnen, baß auf die D. die Defpotie 
folge, und die moderne Gefchichte Frank⸗ 
reichs zeigt und, daß biefer Sat nicht 
bloß für das Altertum zutreffend mar. 
Tür die repräfentative D., wie fie ung 
gegenwärtig in den meilten ſchweizeriſchen 
Kantonen und jeßt auch in Frankreich, 
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vor allem aber in den Vereinigten Staa⸗ 
ten Norbamerifas entgegentritt, liegt jene 
Gefahr weniger nahe. Hier herricht das 
Bolt nur mittelbar durch die von ihm 
periodiich gewählten Vertreter, zu benen 
bie tüchtigiten Kräfte und die Beſten aus 
dem Volt herangezogen werben follen, fo 
daß man bie repräfentative D. nicht mit 
Unrecht eine Wablariftofratie ge 
nannt bat. Wirb ed dann zur Wahrheit, 
daß die Tugend, nach Montesquieu bag 
Prinzip der D., Das beftimmende Moment 
für das politifche Leben bes Volks und 
feiner Vertreter wird, dann Tann fich der 
Staat auf ber breiten Bafis der Gleich: 
beit aller Staatsbürger zu jener hoben 
Blute und die Baterlandsliebe der Staats⸗ 
genoffen zu jener großartigen Opferfreu- 
digfeit erheben, wie fie fih in der norb- 
amerifanifchen Union gezeigt hat. Aller- 
bings ift nicht zu verfennen, daß in bem 
europäifchen Staatsleben das monardhifche 
Prinzip zu feft gewurzelt ift, als daß bie 
D. bier auf die Dauer Boden gewinnen 
fünnte, wenn man auch nicht fo weit 
gehen will wie Dahlmann, ber e8 als 
»Unſinn und Frevel« bezeichnete, wollte 
man unjern von monarchiſchen Ordnun⸗ 
gen durchdrungenen Weltteil in Nepublis 
Ten bes Altertums ummanbeln. Zudem 
fcheint e8, als hätten wir in ber konſtitu⸗ 
tionellen Monarchie diejenige Staatsform 
gefunden, welche unbejchadet des mon: 
archiſchen Prinzips auch dem Volk feinen 
Anteil an ber Staatsverwaltung und an 
der Geſetzgebung fichert (fogen. Repräͤ⸗ 
fentativverfaffung). Zu beachten ift 
übrigens, ba man auch in einem mon: 
archiſchen Staat von einer D. zu fprechen 
und dann unter Demokraten diejenigen 
zu veritehen pflegt, welche Dem demokra⸗ 
tiihen Prinzip Eingang zu verichaffen 
ſuchen oder doch eine liberale ftantliche 
Entwidelung burd Vergrößerung ber 
Volksrechte und Verbreitung demokrati⸗ 
(der Snftitutionen anftreben. Im Gegen: 
ab zus diefer D. veriteht man dann unter 
Ariftofratie (ſ. d.) die mehr fonfervativen 
Elemente der Nation und die Gefamtheit 
aller derer, welche durch ihre Geburt, 
durch ihren Stand, durch Vermögen und 
Intelligenz andgezeichnet find und darum 
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im öffentlichen Leben eine in mancher Hin- 
ficht bevorzugte Stellungeinnehmen. Doch 
ift die gegenwärtige Strömung ber Zeit 
mehr dem bemofratifchen als dem ariito- 
fratifchen Prinzip günftig, und in unjerer 
modernen Fonftitutionellen Monarchie 
find dem erftern Konzeflionen von hoher 
Wichtigkeit gemacht worden. Endlich ift 
noch ber fogen. Sozialdemofratie zu 
gebenten, bie, anfangs wenig beachtet und 
in ihrer Bedeutung oder vielmehr Gefähr: 
lichkeit vielfach unterſchätzt, in den letzten 
Fahren mehr und mehr Boden gewann, 
indem fie den Kampf ber Arbeit mit dem 
Kapital aufgenommen und bie foziale 
und damit auch politiiche Gleichſtellung 
aller durch Beſeitigung ber beſitzenden 
Klaſſe (Bourgeoiſie) zu ihrem Prinzip 
erhoben und ſchließlich in Deutſchland 
ein energiſches Einſchreiten der Regierun⸗ 
gen nötig gemacht bat (ſ. Sozialdemo⸗ 
ratie). Vgl. außer den Lehrbüchern des 
Staatsrechts: Zöpfl, Die D. in Deutlich 
land (2. Aufl.1853); Schvarcz, Diet. 
(1877, 2b. 1); Day, Democracy in 
Europe 3 ‚2 Bde.). 
Demolieren (franz.), zerſtören, insbe⸗ 
ſondere die Werke einer Feſtung ſchleifen. 
Demonetifieren (franz), Münzen 
außer Kurs ſetzen oder im Kurs herabſetzen. 
Demouſtrieren (lat.), darthun, darle⸗ 
gen. Im militäriſchen und im diplo—⸗ 
matifchen Sprachgebrauch verftebt man 
darunter eine Operation (Demonftra: 
tion), welde keinen thätlichen Angriff 
ober eine eigentliche Verteidigung bezweckt, 
jondern mehr zur Verdeckung des eigent: 
lichen Plans dient. Dann verfteht man 
unter Demonftration auch eine öffentliche 
Kundgebung, welche von einer Regierung, 
einer Partei, einer öffentlichen örperſchaft, 
einem Verein ausgeht, um den Stand: 
punkt des Demonftrierenben in auffallen: 
der Weije Fundzugeben, fo 3. B. dadurch, 
daß die Mitglieder der Oppofitionspartei 
an ber Eröffnung der Kammer nicht teil- 
nehmen, durch eine Ovation, durch einen 
Öffentlichen Aufzug u. dgl. Die von den 
europäiſchen Großmächten 1880 veran: 
ftaltete Slottendemonftration Hatte 
den Zweck, eine Preffion auf die türkfifche 
Regierung auszuüben, um die übergabe 
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von Dulcigno an bie Montenegriner here 
beizuführen. 
emos (griech.), Volk, Volksgemeinde; 
Demographie, »Volksbeſchreibung« als 
Ergebnis der ſtatiſtiſchen Unterſuchungen. 
enaturieren (lat.) Nahrungs: und 
Genußmittel, die mit einer Steuer belegt 
ſind, wie Salz und Spiritus, durch Ver⸗ 
mengung mit fremden Subſtanzen zum 
Genuß untauglich machen, ohne ihre 
(ſteuerfreie) Verwendung zu beſtimmten 
techniſchen, landwirtſchaftlichen oder ge⸗ 
werblichen Zwecken zu beeinträchtigen. 
Densminieren (lat.), benennen, er: 
nennen. Das Recht der Denomina⸗ 
tion ift die Befugnis, zu einer gewiffen 
Stelle einen Kandidaten vorzufchlagen. 
Denunzieren (lat.), anzeigen, nament: 
lich in ftrafrechtlichen Fällen eine Anzeige 
bei der Behörbe erftattern. Der Anzeigende 
it der Denunziant, der durch die An⸗ 
zeige Betroffene der Denunziat; bie 
Anzeige felbft wird Denunziation ges 
nannt. In gewiflen Fällen beſteht eine 
Denunziationspflidt (f.Anzeige). 
Depa at (franz., Ipr. «t'mang), Ge⸗ 
ſchäftsbezirk, Abteilung einer Behörde. 
In diefem Sinn fpriht man namentlich 
von ben Departements eined Minifte 
riums, indem man 3. B. unter bem D. 
des Kultus die Minifterialabteifung für 
Kultus, unter D. der Juſtiz das Juſtiz⸗ 
minifterium verftebt 2. In Frankreich 
wurde währenb der Revolution burch De 
fret der Nationalverfammlung vom 22. 
Dez. 1789 an Stelle der bisherigen Ein- 
teilung des Landes in Provinzen bie: 
jenige in Departements eingeführt. Die 
Zahl ber letztern beträgt dermalen 89, 
einschließlich 3 in Algerien. Jedes D. 
zerfällt in 3—7 Arrondiffements, 
während bie lettern wieberum in Kan: 
tone eingeteilt find. Der Kanton ift ber 
Bezirk des Triedensrichters. Der Ver⸗ 
wollungeh bes Departements ift ber 
Bräfeft (prefet), welchem ein Prä⸗ 
felturrat (Conseil de pr&fecture) zur 
Seite fteht, der zugleich als Verwaltungs⸗ 
gerichtähof fungiert. Die Mitglieder des 
Präfefturrats werben vom Staatsober: 
haupt ernannt. Die gemeinfamen Inter: 
eſſen be Departement? werben durch 
Staatslexiton. 
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ben Generalrat (Conseil général) 
wahrgenommen, eine Verſammlung, die 
aus allgemeinen Wahlen hervorgehi, in⸗ 
dem jeder Kanton ein Mitglied wählt. 
Die Arrondiſſements ſtehen unter dem 
Unterpräfekt (gouspréfet). Hier be: 
fteht ein Arrondiffementsrat (Con- 
seil d’arrondissement), ber auf eben- 
diefelbe Weife wie ber Generalrat gemählt 
wird. An ber Spite jeder einzelnen Ge⸗ 
meinde bed Arrondiſſements ſteht ber 
Maire, welhem ein Munizipalrat 
(Conseil municipal) als Lofalgemeinbe- 
vertretung zur Seite fteht. 

epeſchen (Depechen, franz., vom 
ital. dispaccio), amtliche Schreiben, 
welche zwifchen bem Miniſterium der aus- 
wärtigen Angelegenheiten und ben ihm 
unterfellten diplomatifchen Agenten ge: 
wechielt werden; fie find eigentlich von 
der einen Seite die jextlanfenden Ergän: 
zungen der Anftruftionen und von ber 
andern Berichte. Fremden biplomati- 
Sen Agenten ftellt man nicht D., fondern 

oten zu. Den Namen haben bie D. 
von der Notwendigkeit ihrer fchleunigen 
Beforgung. Im weitern Sinn verfteht 
man unter D. überhaupt Bapiere von 
Wichtigfeit, die durch Kuriere befördert 
werden. Mit Nüdficht auf bie fehnelle 
Beförderung hat man den Namen ber D. 
ſchlechtweg auf die Telegramme übertra= 
gen ST HE D.) 

Deponieren (lat.), nieberlegen, hinter: 
legen, vor Gericht als Fuge zu vernehmen 
geben; Depojition, Niederlegung, Hin: 
terlegung; Depofitum, Hinterlegungs- 
vertrag, vermöge befjen der eine Kontra⸗ 
bent (Depofitar) die vom andern Kon 
trahenten (Deponent) bei dem erftern 
niebergelegten Sachen (Depofiten) zu 
bewahren und auf Verlangen zurüdzus 
geben verfpriht. Gerichtliche Depofitton 
—* an Stelle der Zahlung ſtatt, wenn 
dieſe unmöglich Mi namentlid wenn ber 
Gläubiger die Annahme verweigert. Das 
Verfahren in folden Fällen, in welchen 
die Depofition bei einer Behörde erfolgt, 
iftdurh Depofitalordnungen(Hin- 
terlegungdorbnungen, 3. B. bie 
preußifche vom 14. März 1878) geregelt; 
namentlich muß der Depofitar Durch eine 
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ſchriftlich Depofitalanmweifung zur 
Annahme bes Depofitums ermächtigt fein; 
Depofitenbüder find über die einge 
gangenen Depofiten zu führen, und De: 
poſitenſcheine find in ben einzelnen 
Fällen auszufertigen. Depofitenban- 
fen find ſolche Banfinftitute, welche 
Geld, Wertpapiere und fonftige Wertob- 
jefte gegen Vergütung in Verwahrung 
nehmen. 

Deportation (lat., Berbringung), 
diejenige Freiheitsſtrafe, bei welcher der 
Berurteilte unter Minderung feiner bür- 
gerlichen Rechtsfähigkeit zwangsweiſe an 
einen beflimmten Ort (Straffolonie) 
gebracht und dort feftgehalten, regelmäßig 
auch zu Öffentlichen Arbeiten verwendet 
wird; fo in Frankreich (Cayenne, Neu: 
kaledonien) und Rußland (Sibirien), 
Spanien (Philippinen) und Portugal 
(Moſambik). AnEngland, wofelbit früher 
die D. ſehr gebräudhlih war (Norbame: 
rifa, Neuſüdwales), ift fie gefeßlich abge 
ſchafft. Dem deutſchen Strafrecht ift die 
D. fremd. Bol. v. olpenborff, Die 
D. als Strafmittel (1859). 

Depoffedieren (Iat.), aus dem Befit 
feßen; einen Fürſten aus feinem Reid) 
vertreiben. 

Depot (franz., ipr. voh), Niederlage; 
im Handelsverkehr Warennieberlage; 
im Militirwefen Magazin von Kriegs: 
materialien ; auch Bezeichnung der Erſatz⸗ 
truppen (Depotbataillon ꝛc.), auch 
wohl des Orts, wo biefelben gefammelt 
unb außgebildet werben. 

Depntat (Iat.), dasjenige, was einem 
Beamten oder einem jonftigen Empfangs- 
berechtigten(Deputatiften)außer barem 
Geld an Naturalbezügen ausgeſetzt ift; 
3.8. Deputatholz, Deputatgetreide u. dal. 

Deputation (lat.), Aborbnung, Ent: 
ſendung einiger Mitglieder aus einem 
Kollegium, einer Korporation oder aus 
der Mitte ſonſtiger Genofien, welche für 
jene auftreten und fie vertreten jollen; 
auch Bezeichnung derjenigen, welche auf 
diefe Meife »deputiert« werben. So wer: 
den in manchen Gemeinden zur Verwal: 
tung einzelner Zweige des Gemeinbe- 
weſens (Armenweien, Schulmefen, Ges 
werbewejen 2c.) bejondere Deputationen 
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gewählt. In den deutſchen Freien Stäbten 
ıft dies ber offizielle Titel gewiller Ver: 
waltungsfollegien. In der preußifchen 
Kreisverfaflung fommen Kreisdeputierte 
als Vertreter bes Landrats vor. Nament⸗ 
lich wird der Ausdrud Deputierte aud 
für die Mitglieder eines Landtags ge: 
braucht. Inn Frankreich führt die aus all- 
gemeinen Wahlen hervorgehende Zweite 

ammer bie Bezeihnung Deputiers 
tenfammer (Chambre des deputes). 
Bon befonderer Wichtigfeit find die De: 
putationen, welche eine ftänbifche Körper: 
Kheft an ben Monarchen, namentlicdy zur 

berreichung einer Abrefie, überfendet. 
Nach ber Geſchäftsordnung des deutſchen 
Reichſstags insbeſondere beſtimmt ber 
letztere auf Vorſchlag des Präfidenten bie 
Zahl der Mitglieder einer D., welche dem 
Kaifer eine Adrefje überreichen fol. Die 
Mitglieder der D. ſelbſt werben dann burch 
das Los bezeichnet. Der Präſident des 
Reichstags iſt jedoch jedesmal Mitglied 
und alleiniger Wortführer der D. Zur 
Zeit des ehemaligen Deutſchen Reichs ver⸗ 
ſtand man unter Reichsdeputationen 
Ausſchüſſe des Reichstags, welche in der 
Zwiſchenzeit zwifchen ben einzelnen Reichs⸗ 
tagen bie Gedäfte einftweilen beforgten, 
fpäter Ausfchüffe des Reichstags, welche 
zur Beforgung gewiller Angelegenheiten 
beputiert wurden. Wichtig ıft 3. B. ber 
Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. 
Febr. 1803, welcher bie beutichen Fürften, 
bie ihre Befigungen auf dem linken Rhein: 
ufer an Frankreich verloren hatten, teils 
dur) Säfularifationen geiftlicher, teils 
durch Mebdiatifierungen weltliher Terri⸗ 
torien entſchädigte. 

Derogieren nt.) außer Kraft jeken; 
fo fagt man 3. B. von einen fpätern Ge 
ſetz, daß es bie Beſtimmungen eines 
frühern derogiere; Derogation, Abin: 
derung eined Geſetzes durch teilweife Auf: 
hebung desſelben. 

Deroute (franz., ſpr.⸗ruht) Zerſtörung, 
nu Zerfprengung einer Truppe, einer 

artei. 

Derwiſch (peri., »Armere), Name mo: 
hammedaniſcher Möndye, welche in zahl: 
reiche Orden zerfallen, bie unter Scheich? 
(»Biröe) ftehen. 
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Defertieren (Tat.), entiveichen, entlau: 
ien; Defertion, Berlaffung, namentlich 
im Militärwefen bie eigenmäghtige Ent: 
fermung eines Soldaten von ber Truppe 
ober von dem dienſtmäßigen Aufenthalts- 
rt; Dei erteur (franz., fpr. «tör), berje- 
nige, welcher fich eines ſolchen Berbrechens 
ſchuldig macht. Das deutſche Militärftraf- 
geſetzbuch (SS 6AFF.) unterſcheidet zwiſchen 
unerlaubter Entfernung und Fahnenflucht 
oder Deſertion. Der unerlaubten Ent⸗ 
fernung macht ſich derjenige ſchuldig, wel⸗ 
cher ſich von ſeiner Truppe oder von ſeiner 
Dienſtſtellung eigenmächtig entfernt oder 
vorſätzlich fern bleibt, oder wer den ihm er⸗ 
teilten Urlaub eigenmächtig überichreitet. 
Hier tritt Freiheitsſtrafe bis zu6 Monaten 
ein. Dauert die Abweſenheit durch Ber: 
ſchulden des Abweſenden länger al37 wog 
im Feld länger als 3 Tage, jo tritt Ge 
füngnis ober Feitungshaft bis zu 2 Jah⸗ 
ven ein. Dauerte dieſelbe im Feld länger 
als 7 Tage, fo ift Freiheitzitrafe von 6 
Monaten bis zu 5 Jahren verwirkt. 
Bergehen der unerlaubten Entfernung 
geht aber in das Verbrechen ber Fahnen» 
fludt über, wenn jene Entfernung bed 
Soldaten in ber Abficht erfolgt, fich feiner 

efelichen ober von ihm übernommenen 

erpflihtung zu.entziehen. In dieſem 
Fall tritt Gefängnis von 6 Monaten big 
zu 2 Jahren, beim erften Rüdfall aber 
Gefängnis von 1—5 Jahren und bei wies 
derholtem Rückfall Zuchthaus von 5—10 
Jahren ein. Die Fahnenflucht, bei welcher 
übrigens auch ſchon der bloße Verſuch ſtraf⸗ 
bar it, wird im Feld mit Gefängnis von 5 
bi8 10 Jahren beitraft; im Rüdfall tritt, 
wenn die frühere Fahnenflucht nicht im 
Feld begangen ift, Zuchthaus nicht unter 5 
Jahren und, wenn bie frühere Fahnenflucht 
im Feld begangen war, Tobeditrafe ein. 
Fahnenflucht vom Poſten vor dem Feind 
oder aus einer belagerten Feſtung wird 
ſtets mit dem Tob beitraft. Diejelbe Strafe 
trifft den Fahnenflüchtigen, der zum Feind 
übergeht. Neben dem wegen Fahnenflucht 
verwirkten Gefängnis ift auf Verſetzung 
in die zweite Rlatfe des Soldatenſtands 
zu erkennen. Straferhöhend wirkt es end⸗ 
lich, wenn mehrere eine Fahnenflucht ver⸗ 
abreden und gemeinſchaftlich ausführen. 


Das Willkürherrſ 
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Deſerviten (lat.), die Gebühren eines 
Anwalts für geleiftete Dienfte. 

Defignieren (Iat.), beftimment, bezeich⸗ 
nen; Defignation, Anweifung, Ber: 
zeichnis, Bezeichnung; insbelondere Be⸗ 
zeichnung einer Perſon, welche für ein 
gewiſſes Amt in Ausficht genommen ift. 
Befoldungsbefignation wird bas 
Verzeichnis der Einkünfte genannt, aus 
welchen ſich das Gefamteinfommen eines 
Beamten, eined Geiltlichen ober eines 
Lehrers zuſammenſetzt. 

Deſpot (arieh., »Herr«), Gebieter, 

ausberr, im Altertum insbefondere den 

Haven gegenüber; dann Bezeichnung 
für einen unumſchränkten, willfürlich 
fhaltenden Machthaber; Deſpotismus 
(Defipotie), diejenige Regierungsform, 
bei welcher lediglich der Wille und bie 
Willfür des Herrſchers entfcheiden. Man 
bezeichnet jo die Außartung und ben höch- 
ften Grad eines abjolutiftiichen ober auto: 
Fratifhen Regiments (Tyrannis), die 
Haft. Im Mittelalter und 
insbeſondere im 17. und 18. Jahrh. Hatte 
der Deſpotismus in ben meiften einzelnen 
beutfchen Territorien einen gewiflen pa⸗ 
triarchalifchen Charafter angenommen 
und erſchien ebenbarum als weniger 
drüdend. Auch in Rußland, der frühern 
Heimat bed Defpotismus, find mildere 
Formen zur Anwendung gefommen, fo 
daß man jebt nicht felten im Hinblid auf 
das ruffifche Reich von einem aufgeflär: 
ten Deſpotismus fpricht. Aber nicht 
nur die ultrasabfolutiftifche Staatsform 
wird als Deipotie bezeichnet; man fpricht 
vielmehr auch inandern Staaten von einer 
befpotifchen Handhabung der Staatsge⸗ 
walt, von einem deſpotiſchen Auftreten 
und nicht nur von einem Fürſtendeſpotis⸗ 
mus, fondern auch von einem Minifter: 
befpotismug u. dal. 

Deizendenten (Iat.), Nachkommen, 
Berwandte in abjteigender Linie; De: 
fzendenz, Nachkommenſchaft. 

Detail (franz., ipr. -taj), das Einzelne; 
Detailbandel, Kleinbandel; Detail: 
liſt, Kleinbändfer. 

Detective (engl., ſpr. ditedtiw), in Eng- 
land und Amerika ein Mitglied der Ent- 
bedungs = oder geheimen Polizei. 

8* 
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Detention (Tat.), bung, 5 
aud bie un) — me edles 
fon (1. Haft). 

ctus personalis (fat.), f. 


Nacfteuer, 

Dentide Fortfäritispartei, |. Forts 
fSrittspartei. 

)eutſcher Bund, Staatenbund, welcher 

von 1815 —66 bie verfchiebenen deutſchen 
Einzelftaaten, mit Einfluß Öfterreichz, 
umfaßte. Diefe Staaten hatten na 
ber Auflöfung bes Deutfchen Reichs 1 


bie volle Souveränität erlangt, und bie| $ı 


Bereinigung des größten Teils berfelben 
dem hi Rei ıbund (f. 6.) lü: 
en fogen. Rheinbunb (f. d.) war glüd: 
Ticherweife-nur von kurzer Dauer. Der 
exfte Rarifer Friede vom 30, Mai 1814 
beftimmte, baß bie beutfehen Staaten unz 
abhängig und durch ein föberatived Band 
vereinigt fein follten. Die Verfaſſung dieſes 
Bundes wurbe auf dem Wiener Kongreß 
beſchloſſen, nachdem verfchiebene Verſuche, 
die deutſchen Staaten zu einer feitern 
ſtaatlichen Verbindung zu vereinigen, ges 
f&eitert waren, Die deutihe Bundes 
afte, das Grundgeſetz bed Bunbes, batierte 
vom 8. Juni 1815. Damals traten bie 
meiften dentſchen Staaten bem Bund bei, 
Noch in demſelben Jahr erfolgte ber Bei⸗ 
teitt von Baben und Württemberg, wäh. 
end Heſſen⸗ Hombun ———— 
Die Yundesafte fiat 38 Mitglieder na⸗ 
mentlic auf; da aber daß Fürftentum 
Reuß jüngere Linie damals in drei dürſten⸗ 
tũmer — waren es im Grund 40 
Mitglieder, deren at fich durch das Hine 
aufommen vo $ fen< Homburg auf 41 
erhöhte. Diefe Mitgfieber waren: 1) der 
Kaifer von —*8 2) ber König von 
Breußen, beibe jebod nur in Anfehung 
ihrer früher zum Deutfchen Reiche gehöri- 
a Xänder; 3) ber König von Bavern; 
) ber König von Sachſen; 5) der König 
von Hannover; be König von Wilrt: 
—X ber Großherzog don Baden; 
8) ber fürft von Heffen; 9) ber Groß: 
Deren von geflen; 10) ber König von 

inemark filr Holftein unb Lauenburg; 
41) ber Künt — Niederlande fürLurenz- 
burg und fpäter auch für Simbung; 12) 
der Herzog von Braunſchweig; 13) der 


tmäßigfeit Napoleons I. zu | I 





Detention — Deutfcher Vund. 


Großherzog von Metenburg mwerin; 


14) der Herzog von Naffau; 15) der Grof 

berzog von jen= Weimar = Eiſenach; 
16) ber Sn von Sachſen⸗ Gotha, 17) 
Sacjfen-Roburg, 18) Sachien-Meiningen, 


19) Sadfen= Hilbl megbaufen; 20) ber 
Se ns) 
er Srof on enburg; 
der Seren dor Anhalt» Beffan 23) 

















And 4) Anhalt Köthen; 
B) ber }i warzbur; = 
Baufen, ‚burgRude ) 





ollern 28) 


gmarimgen, 








eig 1 
Reuß-Gbersdorf (j re Linie), 35 
Schaumburg:Lippe, 36) Lippe; 37) bie 
reien Städte Srankfurt, 38) Bremen, 
39) Hamburg, 40) Lübedl und A1) der 
Landgraf von Helfen Homburg. 

Bei Aufföfung des Deutfchen Bundes 
waren jedoch nur noch 33 Mitgliebervorhan: 
ben. 1825 farb nämlid)bas Haus Sadfen: 
Gotha aus, und durch Erbvergleich vom 
a. 160 entladen dir brei wi 

ehenden fächfi mer Sacjfen: 
Koburg: Gotha, Sa — itenburg bar 
mals — — rer vi 
ningen-Hilbburghaufen. erlofch bie 
Linie Reuf —A und 1848 iwurde 
auch Reuß Ebersdorf mit Reuß-Schleiz, 
nunmehr Neuß jüngere Ligte vereinigt. 
Die beiden hol enolernfen Fürfen: 
tümer wurden 1849 in ben preußifcen 
Staatsverband aufgenommen. Anbalt- 
Köthen ftarb 1847, Anhalt:Beruburg 1863 
aus, fo daß feitbem nur ein Herzogtum 
Anhalt befteht. Endlich fiel 1: bie 
Landgrafihaft Heffen-Homburg mit dem 
Tode des Landgrafen Ferdinand Heinrich 
Friedrich an Heffen- Darmilabt. 

Was aber die Verfaſſung des Deutſchen 
Bundes anbetrifit, jo war biefelbe, außer 
im ber Bundesalte vom 8. Juni 1815, 
namentlih durch die Wiener Schluß: 
alte vom 15. Mat 1820 (Schlußatte ber 
Beiener Teinieriltonferengen)normiel, 
Fr) letztere burch Abgefandte ſamitlichet 
beuticher Staaten beſchloſſen und von ber 
Bunbesverfammlung ausbrüdlich als 
Bundesgrundgefepanerfannt worden war. 





Deuticher Bund. 


Außerdem hatten verfchiebene Bundesbe⸗ 
Ihlüffe Die Bundesverfafjung vervollſtän⸗ 
digt. Ter Bund felbit ward in der Wiener 
Schlußakte (Art. 1) als »ein völkerrecht⸗ 
liher Berein der beutichen fouveränen 
zürften und Freien Stäbte« bezeichnet, 
und bie Bundesgrundgefeke ftellten als den 
Bundeszweck »die Erhaltung der äußern 
und innern Sicherheit Deutihlands und 
der Unabhängigkeit und Unverleßbarfeit 
der einzelnen deutſchen Staaten«e hin. 
Bährend aber in dem gegenwärtigen 
Deutfchen Reich die verbündeten Staaten 
iu einem wirklichen Staat, einem Gefamt- 

aat ober Bundesſtaat, vereinigt find, 
war ber Deutfche Bund ein bloßer Staa: 
tenbund (ſ. Staat). Die Bundesgrund- 
gejebe betonten ausbrüdlich, daß bie ein- 
zelnen Bundesſtaaten vollftändig fouverän 
jeien, und bie Bunbesgewalt warb nicht 
ala etwas über ben Staaten Stehendes, 
jondern vielmehr als eine Macht hinge⸗ 
ftellt, welche fich aus der Souveränität der 
einzelnen Staaten zuſammenſetze oder von 
dieſer abgeleitet jet. Auch febte fich der 
Deutfche Bund nicht das Ziel und ben 
Zwed eines wirklichen Staats, ſondern 
beſchränkte fich auf die Bewahrung der 
Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit ber 
im Bund begriffenen Staaten und auf 
bie Erhaltung ber innern und äußern 
Sicherheit Deutfchlande. Das Organ 
diefes völferrechtlichen Vereins war bie 
Bundesverfammlung, aub Bun: 
dedtag genannt, zu Frankfurt a. M., 
eine Händige Bereinigung von Benollmädh- 
tigten (Bunbestagsgelanbten) ber 
verbündeten beutichen Staaten. Den Bor: 
fig führte Sfterreich durch den Bundes: 


präfibialgefandten. Die Verband: | 
Iungsweife auf dem Bundestag war eine Entſcheidung erforderlich war. Dies galt 
ziwiefache, im fogen. engern Rat und : aber nur für die Beſchlüſſe über Krieg und 
im Plenum. Nur im engern Rat konnte | Frieden; für alle übrigen Gegenftände, bie 
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benbe Anftalten ala Mittel zur Erfüllung 
der ausgefprochenen Bundeszwecke, undge- 
meinnüßige Anordnungen fonftiger Art; 3) 
Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 
4) Entfeheidbung über Kriegderflärungen 
und Friedensichlüffe Im Plenum hatte 
jedes Mitglied mindeſtens eine Stimme, 
und zwar war die Stimmenverteilung in 
den letzten Zeiten bes Bundes folgende: 
Oſterreich, Nreußen, Bayern, Sachſen, 
Hannover und Württemberg hatten je 4, 
Baden, Kurbefien, Heſſen⸗Darmſtadt, Hol- 
fein unb Quremburg je 3, Braunfchweig, 
Medienburg- Schwerin und Naffau je 
und bie übrigen 19 Staaten je eine 
Stimme, zufammen 64 Stimmen. Im 
engern Rate dagegen hatten nur 11 Staa= 
ten (Ofterreich, Preußen, Bayern, Sach⸗ 
fen, Württemberg, Hannover, Baden, 
Kurbeflen, Heflen: DBarmftadt, SHolftein 
und Luremburg) je eine einzelne (Biril-) 
Stimme, während bie übrigen Staaten 
gruppenweife zu fogen. Kuriatitimmen 
dereinigt waren. Die 12. Kurie bildeten 
nämlich bie großherzoglich und herzoglich 
ſächſiſchen Häufer, die 13. Braunſchweig 
und Naſſau, während die 14. die beiben 
mecklenburgiſchen Großherzogtümer um: 
faßte. Die 15. Kurie beſtand aus den Staa: 
ten Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt und Schwarzburg⸗ Sonders⸗ 
ae lan 
entümern und die 17. aus ben vier Freien 
Städten. Die Art undWeife, wie die Abſtim⸗ 
mung innerhalb ber einzelnen Kurie er: 
folgte, war für jede Kurie beſonders feſtge⸗ 
ſetzt. Im engern Rat genügte zur Gültig- 
keit eines Beſchluſſes die abjolute Stimmen: 
mebrbeit, während im Plenum eine Majo⸗ 
rität von zwei Dritteln ber Botierenden zur 


nämlich die Beratung und Erörterung : vor bad Plenum gehörten, war Stimmen= 
eines Gegenſtands ftattfinden, felbft wen ! einhelligfeit erforderlich. Ebenſo wurde 
die Beſchlußfaſſung darüber im Plenum | zur Belhlußfaflung in Religionsange- 
erfolgen mußte, und zwar waten bundes= | legenbeiten unb in einigen andern wid 
gefeglich zur Abſtinmung vor das Blenum | tigen Fragen Stimmeneinhelligfeit, auch 
!im engern Rat, erfordert. Die Gefchäfte- 


verwwiefen: 1) Abfaffung und Abänderung 
von Grundgefeben des Bundes und Be: 


behandlung in beiden Körperjchaften rich- 


Ihlüffe, welche die Bundesakte ſelbſt betra= : tete ſich nach der proviſoriſchen Geſchäfts⸗ 
ten; 2) organische Einrichtungen, d. h. blei⸗ ordnung vom 14. Nov. 1816 u. der revidier⸗ 
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ten Geſchäftsordnung vom 16. Juni 1854. 
Die Beichlüffe des Bundes(Bundesgefeke), 
welche in bie Verhältniſſe der einzelnen 
Bundesftaaten eingriffen, hatten aber kei⸗ 
neswegs ohne weiteres für die Angeböri- 
gen derſelben rechtöverbindliche Kraft, wie 
dies jebt in Anſehung berbeutfchen Reichs⸗ 
gejete der Tall if. Es entſprach vielmehr 
dem ftaatenbundlichen Charakter der Bun⸗ 
beöverfaffung, daß bie Bundesregierun⸗ 
en zwar die Verpflichtung hatten, bie 

undesbejchlüffe zur Ausführung zu 
bringen, daß aber für die Unterthanen 
der einzelnen Regierungen das Bundesge- 
fe erft dadurch wirffam mwurbe, baß es 
fiir den betreffenden Staat als Geſetz 
durch deſſen Regierung verfündet warb. 
Standen demnach alfo die Angehörigen 
ber Einzelftaaten zu dem Bund felbft in 
feinem direften Verhältnis, jo waren 
ihnen doc bundesgrundgefetlich gewiſſe 
Rechte garantiert, zu deren Realifierung 
die einzelnen Regierungen nötigenfalls von 
Bundes wegen angehalten werden konn⸗ 
ten. Namentlich war benjelben Religions: 
freiheit zugeſichert; insbefondere follte 
die Verſchiedenheit der chriftlichen Reli: 
gionsparteien in den Ländern und Gebie- 
ten be8 Deutfchen Bundes feinen Unter- 
ſchied im Genuß ber bürgerlichen und po= 
litiſchen Rechte begründen. Ferner war 
ben Unterthanen dag Recht gewährleiftet, 
Grundeigentum außerhalb des Staats, 
ben fie bewohnten, zu erwerben und zu 
befiten, ohne deshalb in bem fremden 
Staat mehreren Abgaben und Laſten 
unterworfen zu fein als befien eigne 
Unterthanen. Ebenfo war die Befugnis 
des freien Wegziehend aus einem Bundes⸗ 
ftaat in den andern, der ben Anziehenden 
ermeislih zum Unterthanen aufnehmen 
wollte, bundesgrundgejetlich anerkannt; 
beögleichen die Befugnis, in den Zivil: 
und Militärdienft eines andern deutſchen 
Bundesftaats zu treten, wofern feine Ber: 
bindlichkeit zu Militäxrdienften gegen das 
bisherige Vaterland im Weg ftand; end: 
lich auch die Freiheit von aller Nachiteuer, 
infofern Vermögen aus dem einen in ben 
andern Bunbesftaat übergehen würde. 


Deuticher Bund. 


mancherlei Einfchräntungen dur Bun: 


beöbejchlüffe bis 1848 ziemlich illuſoriſch 


gemacht worden. Außerdent follte in allen 
undesftaaten eine lanbftänbiihe Ber: 
faffung flattfinden; in allen beutfchen 


Staaten follten Gerichte dreier Inſtanzen 


beitehen, und die Bundesverfammlung 
ſollte ermächtigt fein, aus den einzelnen 
Bunbdesftaaten Beſchwerden über Juſtiz⸗ 
vermweigerung anzunehmen und beren 
Abſtellung gu bewirken. Streitigkeiten 
unter den Bunbesgliedern felbit jollten 
unter Ausfchluß der Selbithilfe durch 
die Bundesverſammlung erledigt werben. 
Ein Bundesgericht fehlte; die Bundes 
verſammlung ſelbſt follte in berartigen 
Fällen gewiſſermaßen als Gerichtöbe- 
hörde entjcheiden oder, wie man es aus: 
drüdte, als Bundesausträgalin— 
ſtanz fungieren. Doch fand die Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung nicht vor der Bun⸗ 
desverſammlung und unmittelbar durch 
dieſelbe ſtatt, Pondern dieſe beauftragte 
bamit unter Beobachtung gewiſſer Vor: 
ſchriften die oberite Suftizitelle eines Buu⸗ 
desſtaats, welche im Namen und anftatt 
der Bundesverfammlung als Austrä⸗ 
galgericht entichied. Innerhalb ber ein: 
zelnen Bundesftnaten fand die Aufrecht- 
haltung der innern Ruhe und Ordnung 
den einzelnen Regierungen zu, und nur 
ausnahmsweiſe war ein Einfchreiten des 
Bundes für den Fall vorgefehen, daß eine 
Regierung nach Erihöpfung der ver: 
fafjungsmäßigen und gejeglihen Mittel 
ben Beiltand des Bundes anrufen ober 
durch die Umftände verhindert fein würde, 
diefe Hilfe zu begehren, oder wenn es ſich 
um eine Bewegung handelte, welche bie 
innere Sicherheit des gefamten Bunbes 
bedrohte und fich auf mehrere Bundes: 
ſtaaten ausdehnte. Auch Streitigfeiten 
groif chen einzelnen Staatöregierungen und 
en Landftänden Tonnten an den Bund 
ebracht werden, und zwar war für folche 
ae ung einodnnbes Tgiebs- 
gericht? vorgejehen. Die Vollziehung 
der Bundesbejchlüffe fowie der unter ber 
Autorität des Bundes ergehenben Richter: 
ſprüche erfolgte nötigenfalls im Weg ber 


Auch die Preßfreibeit war bunbesgrund: | Bundeserefution, über welche bie 
gejeglih verheißen, aber freilih durch iBundeserefutionsorbnung vom 














Deutſche Reichgpartei — Deutiches Recht. 


3. Aug. 1820 das Nähere beftimmte. Die 
Bundegerefution beftand in der militäri- 
ihen Bejebung des betreffenden Landes, 
welhe einem Bundesſtaat oder mehreren 
Bundesftaaten übertragen wurde, nachdem 
die Bundesregierung, gegen die fiegerichtet, 
vergeblich zur Befolgung bed in Frage 
ſtehenden Bunpdesbeichluffes innerhalb (ei 
geſetzter Friſt aufgefordert worben war. 
Das Bundesheer febte fi) aus ben Kon⸗ 
tingenten ber Einzeljtaaten zufammen und 
war in zehn Armeeforps und eine Referve: 
infanteriedivifion eingeteilt. Nur für den 
Fall eines Kriegs follten ein Bundes⸗ 
oberfeldherr und ein Generalleutnant 
ala deſſen Stellvertreter erwählt werden. 
Bas endlich die Finanzen des Bundes an- 
belangt, jo war derſelbe als ein bloßer 
Staatendund lediglich auf die Matrifu- 
larbeiträge der Einzelitaaten angemwiefen, 
welche durch bie Bundesmatrikel feſt⸗ 
geſtellt waren. 

Daß dieſe Bundesverfaſſung die größten 
Mängel hatte, daß ſie ſich dem erwachen⸗ 
den Nationalgefühl des deutſchen Volks 
gegenüber als ungenügend erwies, bebarf 
einer weitern Ausführung. Es bat ja 
auch zur Zeit des Deutjchen Bundes nicht 
an Berfuchen gefehlt, eine feitere Verbin⸗ 
dung ber einzelnen beutichen Staaten her⸗ 
beizuführen und Deutfchland aus einem 
Staatenbund in einen Bunbesftaat um: 
zuwandeln. Dies war insbefonbere das 
Streben der nationalen Bewegung in ben 
Jahren 1848 und 1849. Namentlich) war 
dad Organ bes Bundes, der Frankfurter 
Bundestag, mit der Zeit mehr und mehr 
zum Gegenftand bed Spottes geworben 
wegen feiner Schwerfälligfeit und wegen 
der großartigen Unbilligfeit und ber in: 
nern Unwahrheit, welche in der Art und 
Weiſe, wie bie einze/nen Staaten bort ihre 
Vertretung und ihre Teilnahme an ber 
Ausübung der Bunbesgewalt fanden, zu 
Tage traten. Denn von den 64 Stimmen 
des Plenums hatte 3. B. Reuß Ältere Linie 
eine Stimme, alſo Yss Stimmgewidt, 
während Oſterreich A Stimmen, alfo Yıe 
Stimmgewicht, hatte; gewiß ein Folofja- 
les Mifverhältnis. Das Kleine Liechten⸗ 
fein repräſentierte nur etwa den 6000. 
Teil der Geſamtbevölkerung des Bun⸗ 


2 
* 


119 


des, hatte aber gleichwohl ebenfalld 6 
Stimmgewicht. Es repräfentierten ferner- 
die drei größten zum Bund gehörigen 
Staaten Ofterreich, Preußen und Bayern 
zuſammen über ?/s der Gejamtbevälferung 
des Bundes, hatten aber zufammen nur 
12 von 64 Stimmen, alfo noch nicht ein: 
mal Us der Sefamtjtimmenzahl, und es 
brauchten nur 13 Kleinftaaten zufammen= 
zuflimmen, um zwei Großmädhte und den 
drittgrößten Staat bes Bundes dazu zu 
überſtimmen. SHiernach hätten bie Klein- 
ftaaten eigentlih die ganze Politif des 
Bundes beitimmen fünnen. Freilich haben 
fie von diefer Macht nur wenig Gebrauch 
gemadit, aber gerade darin zeigen fich die 

ngefundbeit und die innere Inwahrbeit 
der ganzen Bundesverfafiung. Die Haupt: 
fhwierigfeit aber, weldye eine Fräftige Ent: 
widelungbe8Deutfchen Bundes überhaupt 
unmöglich machte, ift barin zu juchen, daß 
in biefem Bund zwei Großmächte mit 
teilweife wiberftrebenden Intereſſen ver: 
einigt waren, und ebendarum war e8 ge: 
wiß die richtige Löfung ber deutfchen Frage, 
eine Neufonftituierung Deutfchlands herz 
beizuführen mit Ausfchluß Oſterreichs, 
wie e8 mit ber Gründung bes Norddeut: 
jhen Bundes und des nunmehrigen Deut: 
ſchen Reichs gefchehen ift. 

Bol. außer ben en be3 deut⸗ 
ſchen Staatsrechts: Häuſſer, Deutfche 
Geſchichte vom Tode Friedrichs d. Gr. bis 
an Gründung de Deutichen Bundes, 

db. 4 (4. Aufl. 1869); Klüber, Über: 
fiht der diplomatischen Verhandlungen 
des Wiener Kongreſſes (1816, 3 Bde.); 
Derfelbe, Offentliches Necht des Deut: 
fhen Bundes (4. Aufl. 1840); Oreſch, 
Öffentliches Recht des Deutfchen Bundes 
(1822); Kalten born, Geſchichte der deut⸗ 
ſchen Bundesverhältniſſe von 1806 — 56 
(1857, 2 Bde.); ©. v. Meyer, Staats: 
aften für Geſchichte und öffentliches Necht 
des Deutichen Bundes (2. Aufl. 1833 ff.). 

Deutſche Reihspartei, |. Konjer: 


vativ. 
Deutſches Recht, Inbegriff der Rechts⸗ 
grundſätze, welche in Deutſchland entſtan⸗ 
den und zur Geltung gekommen ſind, im 
Gegenſaß zum römiſchen und kanoniſchen 


Recht (f. Recht). 
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Dentſches Neid, Bundesſtaat, umfaſ⸗ KReichsland Elfaß = Lothringen (ſ. b.); 
jend die zum ehemaligen Deutichen Bund | 540,477 qkm mit (1880)45,203,921 Einw. 


von 


(ſ. d) gehörigen Länder, mit Ausfchluß | (Bezüglich ber zugehörigen Staaten vol. 
jterreich und Kiechtenftein, ſowie das | die & 


inzelartifel Bayern, Sachſen x.) 


Aberſicht über Die zum Deutſchen Reiche gehörigen Staaten. 






Bevolke⸗ 









Konfeſſtonen 1871Stim⸗ Abge⸗Matrikularbei⸗ 


träge 1881—82 





Staaten 1. Dez | gelie |igori-) Su pro 
1880 | fee ſche überhaupt gopf 
Proz. Proʒ. Bros. Mar |ME. 
Königreide: 
Preußen . 2 2... . 1 847509 127251067| 65,0 | 88,5 | 1,3] 17 | 236 | 52501405 | 1,95 
Bayern . . 758638 | 5271516] 27,8 | 7Ls| Lo| 6 48 | 20149588 | 3,82 
Sadien. -. - - 2.2... 14993| 2970220) 97,51 21] O1 4 2 5624998 | 1,89 
Württemberg. - . . . . 19504| 1970132] 68,7 | 30,4] 0,71 4 17 1281433 | 3,70 
Großherzogtümer: 
Baden 15084| 1570189| 33,0 64,5 | 1,8| 3 14 5185452 | 3,30 
Mn. 716801 9364| 68,6 | 27,0 | 3,0 8 9 183068 6% | 1,93 
Medlendburg - Schwerin . . 13304| 576827| 9,2| 03| 05| 2 6 1129439) 1,96 
Sadjen- Weimar . . . » 3503] 308508] 96,8 | 3,3| 04| 1 8 597434 | 1,93 
Medienburg- Streli . . . 2929| 100269| 99,3| 0,3| 0,5| 1 1 195 125 | 1,95 
Ohdenbug. . 2. 2... 6400| 337454| 76,6 | 20| 05| 1 8 651238 | 1,93 
Herzogtümer: 
Braunihweis. -. - » . » 3060| 349429| 97,3] 2353| 041 2 3 667 304 | 1,91 
Sadjfen « Meiningen 24685 207147] 96,8| 0,8] 08| 1 2 896 669 | 1,91 
Sadıfen » Altenburg .. 1322| 15 002 99,9| 01| —| 1 1 297448 | 1,92: 
Sadfen »Koburg» Gotha . . 1968| 19479] Wı| O0,7| 01| 1 2 372409 | 1,91 
Anbalt. . 2 22 0. 2347) 232747| 97,4] 1,7| 021 1 2 435562 | 1,87 
Fürftentümer: 
Shwurzburg-Rubolfiadt. . 942 8019| 9,7| O,1| O1| 1 1 156 879 | 1,95 
Schwarzburg⸗ Sondershaufen 862 71083] 9,5| 0,8} 0383| 1 1 137625 | 1,93 
Waled. -. » . 2 20. 1121 56548 | 96,1| 2,3) 15 1 1 111648 | 1,97 
Reuß ältere Linie. . . . 316| 507821 Mel 08 —| 1 1 95823 | 1,89 
Neuß jüngere Linie 8289| 101265 | | 08 —| 1 1 188 405 | 1,86 
Schaumburg - Lippe 443 35832| 97,41 12| 1ı| 1 1 67575) 191 
1 ı) ı) 1189| 120216| 96,7| 24| 0,0| 1 1 229343 | 1,9 
Freie Städte: 
Sübed . » 2 2 2 202. 283 63571] 80] O8| Li 1 1 116070 | 1,83 
Bremen. » - 2 00 0. 255| 156229] 96,5 | 2,9| 0,5 1 1 290016 | 1,86 
Hamburg . . 2 2.2.2. 410] 454041) 004 23| 4ı 1 8 792583 | 1,75 
Reichsland: 
Elſaß⸗ Lothringen....14808] ı571971| 178 | 0,7 | 200 — 15381084242 





Deutfches Reich: 


Die Aufldfung des vormaligen Deut: 
{hen Reichs war mit der Gründung bes 
Rheinbunds (ſ. d.) beſiegelt worden und mit 
der daraufhin erfolgten Niederlegung der 
deutſchenKaiſerkrone durch KaiſerFranz II. 
6. Aug. 1806 (. Kaiſer). Nach ben 
Treiheitsfriegen aber gelang eine Zufanı= 
menfafjung der deutichen Staaten zu 


54047745203 921| 62,3 | 36,| 1,2] 58 | 397 |108288523| — 


einem eigentlihen Bundesſtaat oder 
Gefamtftaat nicht. Es Fam vielmehr un: 
ter dem Namen »Deutjcher Bund« 
(f. d.) nur ein Staatenbund zuftande, 
welcher die veutfchen Länder burch ein fö- 
berativeg Band zufammenbielt, das jedoch 
durch den Krieg von 1866 zerriſſen ward, 
welchen Ofterreich und Preußen um bie 





Deutfches Reich (Berfaffung). 


zübrerfhaft in Deutichland kämpften, 
und in weldyem die übrigen beutjchen 
Staaten teild auf Preußens, teild auf 
Öfterreichd Seite flanden. Der entfchei: 
denbe Sieg ber preußifchen Waffen bei 
Königgräß 3. Zuli 1866 ermöglichte eine 
Neugeitaltung der beutichen Bundesver⸗ 
faffung mit Ausſchluß Sfterreichd, deſ⸗ 
jen Kaiſer fi im Art. 6 des 23. Aug. 
1866 zu Prag abgefchlofienen Friedens- 
vertragg zu der Erklärung verftehen 
mußte, daß »er die Auflöfung bes biäheri- 
nen Deutichen Bunde anerfenne, feine 
Zuſtimmung zu einer neuen Geftaltung 
Deutichlandg ohne Beteiligung des öfter- 
reichiſchen Kaiferftaats erteile und das en- 
gere Bundesverhältnis, welches Se. Mai. 
der König von Preußen nördlich der 
Linie des Mains begründen werde, aner- 
fennen wolle«e.. Demnächſt wurden die 
Herzogtüümer Holftein und Schleswig ber 
preußischen Vonarchie einverleibt, wäh- 
end Lauenburg (ſ. d.) zunächſt in Perſo⸗ 
nolunion mit Preußen verblieb. Preußen 
vereinigte ferner die eroberten Gebiete von 
Hannover, Kurheſſen, Naflau und Frank⸗ 
furt a. M. fowie das bayrijche Amt Gers⸗ 
feld, einen Bezirk um Orb und bie bay⸗ 
riſche Enflave Kaulsdorf ſowie die heſſiſchen 
Kreiſe Biedenkopf und Vöhl nebſt einigen 
andern heſſiſchen Gebietsteilen, wofür je: 
doch Turbeffifche Gebietsteile als Entſchä⸗ 
digung gegeben wurden, und die Landgraf⸗ 
ſchaft Heflen- Homburg mit feinem Gebiet. 
Die übrigen norddeutſchen Staaten aber 
vereinigten fih mit Preußen zu einem 
Schub: und Trugbündnis, aus welchem 
der Norddeutſche Bund hervorging, 
welchem auch Heffen-Darmitadt für feine 
ſämtlichen nördlich de8 Maine gelegenen 
Gebietöteile beitreten mußte. Die Verfaſ⸗ 
fung dieſes Bundes wurde von ben betei- 
Iigten Regierungen mit einem Tonftitwie- 
renden Reichstag des Norddeutſchen Bundes 
vereinbart und, nachdem die Zuſtimmung 
der Einzellandtage erfolgt war, 24. Juni 
1867 publiziert. Mit den ſüddeutſchen 
Staaten Bayern, Württemberg, Baden 
und Heſſen be ich feiner nit zum 
Norddeutſchen Bund gehörigen Gebiets⸗ 
teile wurbe ein neuer Zoll⸗ unb dels⸗ 
vertrag abgeſchloſſen und vereiubart, daß 
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die Delebnebung bes Zollvereins durch 
einen Zollbundesrat und ein gemeinfa- 
mes Zollyarlament ausgeübt werben folle. 
Das erſte deutfche „golparlament trat 27. 
April 1868 in Berlin zufammen. Außer: 
dem hatte Preußen unmittelbar nach dem 
Selbaug von 1866 mit Bayern, Württem: 

rg und Baden Schuß: und Trutzbünd⸗ 
niffe abgefchlofien, wodurch ſich die Kon- 
trahenten gegenfeitig die Integrität ihrer 
Territorien garantierten und fichverpflich- 
teten, im all eines Kriegs ihre Trup- 
pen einander zur Berfügung Fin ftellen, 
indem für ben Kriegsfall der König von 
Preußen auch über die Truppen ber füd- 
deutichen Staaten den Oberbefehl überneh- 
men follte. In dem deutſch⸗franzöſiſchen 
Krieg von 1870/71 warb nun bied Bünb- 
nis erprobt, und die Erfolge bes glorrei- 
hen — führten zur Gründung des 
Deutſchen Reichs und zur Wiederherſtel⸗ 
lung der deutſchen Kaiſerwürde. Die Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reichs iſt durch Ge⸗ 
ſetz vom 16. April 1871 verkündet wor⸗ 
den. Durch ein weiteres Geſetz vom 9. 
Juni 1871 ward ſodann auch das Gebiet 
von Eljaß-Lothringen (ſ. d.) für immer mit 
dem Deutſchen Reich vereinigt. 

Im Gegenſatz zu dem vormaligen Deut⸗ 
ſchen Bund ſtellt ſich das Deutſche Reich 
als ein Bundesſtaat, nicht als ein bloßer 
Staatenbund bar (ſ. Staat). Den Mit- 
gliedern des Bundes ftehen an und für fich 
gleiche Rechte zu, abgefehen von bem mit 
Rückſicht auf die Größe ber einzelnen 
Staaten geordneten Stimmenverhältnis 
im Bundesrat (f. d.). Außerdem find 
den Staaten Bayern, Württemberg und 
Baden gewilje Bor: und Sonderrechte ein⸗ 
geräumt. Endlich nimmt der König von 
Preußen eine wejentlich bevorzugte Stel- 
lung infofern ein, als ihm das Bräfi- 
bium des Bundes übertragen ift. Ebenſo 
ftebt ihm als dem Inhaber des Bundes- 
präfidiums, weldyer den Titel beutfcher 
Kaiſer führt, der Oberbefehl über vie 
Kriegsmarine bed Reich? zu, wie er auch 
der Reichsfeldherr ift. Ihm Tiegt die völ- 
Terrechtliche Vertretung bed Reichs ob, die 
oberfte Leitung ber vom Reich refjortieren- 
ben Verwaltungsangelegenheiten und bie 
Ernennung der Reichsbeamten. Der Kai: 
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fer hat ferner die Ausfertigung und Ber: 
fündigung ber Reichögefege und die Über: 
wachung der Ausführung derſelben wahr: 
unehmen. Die Reichsgeſetze jeröft ent- 
Heben durch den übereinftimmenden Mehr⸗ 
heitsbeſchluß des Bundesrats und bes 
Reichstags. In der erfigebachten Kör⸗ 
perſchaft ſind die einzelnen Bundesregie⸗ 
rungen als ſolche vertreten, während der 
Reichstag eine Geſamtvertretung des deut⸗ 
ſchen Volks iſt. Der einzige verantwort⸗ 
liche Miniſter des Reichs iſt der Reichs⸗ 
kanzler, der zugleich den Vorſitz im 
Bundesrat führt. Die Anordnungen und 
Verfügungen des Kaiſers werden im Na⸗ 
men des Reichs erlaſſen und beduͤrfen zu 
igtt Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
eichskanzlers, welcher dadurch die Ver⸗ 
antwortlichkeit übernimmt. Der Kompe⸗ 
tenzkreis der — une iſt durch 
Art. 4 der Reichsverfaſſung beſtimmt, und 
ein Nachtragsgeſetz vom 20. Dez. 1873 bat 
die gemeinjame Gejeßgebung über das ge⸗ 
jamte bürgerliche Recht in diefen Kompe⸗ 
tenzfreis hineingezogen. Die Ausbildung 
der Organifation bed Reiche hat ferner 
eine große Anzahl von Reichsbehörden ins 
Leben gerufen und einen bebeutenden Be- 
amtenapparat, ohne daß man jedoch in 
biefer Hinficht Thon jetzt zu einem Abſchluß 
gelangt wäre. Hervorzuheben ift ferner, 
daß, abgefehen von Bayern und Württem- 
berg, da8 gefamte Poſtweſen ebenfo wie 
das Telegrapbenmwefen Reihsfageift. 
Ebenso bilden die Kauffahrteifchiffe der 
fämtlichen Bunbesftaaten einegemeinfame 
e—— rine, und auch das Kon⸗ 
ulatsweſen iſt Reichsſache geworden. Das 
Reich bildet ein gemeinſames Zoll⸗ und 
Danbelegebiet, und aud) dag Eiſen⸗ 
ahnweſen ift in einem gewiflen Um⸗ 
fang vom Reich abhängig (vgl. Eiſen⸗ 
bahnen). 

Reichsfinanzen. Die Einnahmen 
des Reichs beſtehen zunächſt aus ben Er- 
trägniffen der Zölle und der Averfa ſowie 
ber gemeinfchaftlichen Verbrauchsfteuern. 
Als ſolche find die Branntwein-, Brau⸗, 
NRübenzuder-, Salz: und Tabaffteuer ein- 
gefübrt (1.d.). Für Bayern, Württem: 
berg, Baden unb Elfaß-Lothringen: ift 
jedoch die Beſteuerung bed Biers Landes⸗, 


Deutiches Reich (Reichsfinanzen). 


nicht Reichsſache. Dasselbe gilt für Die drei 
erſtgedachten Staaten von der Brannt- 
weinfteuer. Daher haben jene Länder an 
den betreffenden Reichseinnahmen auch 
feinen Anteil. Dazu kommen bann bie 
Einnahmen aus der Reichspoſt⸗ und Tele: 
graphenverwaltung. Bayern und Würt: 
temberg, welche in Anfehung dieſer Ver: 
waltung jer6ftänbig geftellt find, haben 
auch an dieſen Erträgnifien feinen Anteil 
und müſſen dem entfpreihenb höhere Ma: 
trifularbeiträge bezahlen. Dazu treten 
ferner die Einnahmen aus ber für das 
Reich zur Erhebung Tommenden Wedel: 
ftiempelfteuer und aus dem Spielfarten- 
fembel, ferner die Zinfen der Fonds des 
eich, die Einnahmen aus der Reiche: 
eifenbahnverwaltung, aus ber Reiche: 
bruderei, bie Ratiftitihe Gebühr, Tonftige 
Gebühren, Steuern ber Banken und enb⸗ 
lich die Matritularbeiträge. Soweit näm- 
lich die direkten Einnahmen zur Beſtrei⸗ 
tung der gemeinfchaftlichen Ausgaben des 
Reichs nicht ausreichen, find Die Mittel 
durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaa⸗ 
ten nad) Maßgabe ihrer Bevölkerung auf: 
zubringen (ſ. die Tabelle auf ©. 120). 
Die Einnahmen und Ausgaben bed Reiche 


werden aljährlih duch ein Etatögefeh 


vom Bundesrat und von bem Reichstag 
für jedes Etatsjahr, welches mit 1. April 
beginnt, feitgeleßt. Ebenſo ift über bie 
Berwenbung aller Einnahmen bes Reiche 
bem Bundesrat und dem Reichätng zur 
Entlaftung jährlih Rechnung zu legen. 
Nach dem Reichshausbaltsetat Hr 1 

bi3 1882 balanciert die Einnahme mit ber 


Ausgabe in der Summe von 592,956,554 | 


ME. Die Einnahme aus ben Zöllen und 
Verbrauchsſteuern iftauf 335,490, 150 Mt. 
veranſchlagt und zwar: Zölle 188,250,000 


Mk., Tabatiteuer 4,578,000, Rübenzuder 


fteuer 49,553,000, Salzſteuer 36,368,73C 
ME; san kommen bie Branntweinfteuer 
mit 34, 

mit 15,095,760 ME. fowie die Averfa von 


den außerhalb ber zngenge diegen nn 
k. Die 


Bundesgebieten mit 6,790,5 
Einnahme aus dem Spielfartenftempel iſt 


mit 1,100,000 ME. und die aus bem Wech⸗ 
jelftempel mit 6,106, 900 ME. veranfchlagt, 


1 n 


4,120 ME. und bie Braufteuer | 





die ftatiftiiche Gebühr mit 300,000 ME. 
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Die überſchüſſe aus der Poft: und Telegra: 
phenverwaltung find mit 18,697,145 
aus der Reichsdruckerei mit 1,061,520 
Mt. und aus der Eifenbahnverwaltung 
mit 11,039,400 DEE. eingeftellt. Der An⸗ 
teil des Reichs an dem Reingewinn ber 
Reichsbank (1. d.) beträgt 1,500,000 Mk. 
Aus dem Reichsinvalidenfonds fließen 
31,071,344 ME. in die Reichskaſſe. Die 
zu derfelben zu vereinnahmenden Zinfen 
aus dem Reichsfeſtungsbaufonds, dem 
Reichseifenbahnbaufonds und dem Reichs⸗ 
tagsgebãudefonds betragen für dag Etats: 
jahr 3,842,605 Mk. Die Matrifularbei: 
träge belaufen fi pro 1881 — 82 auf 
103,288,523 ME. Die Ausgaben bed 
Reichs find auf 

511652061 ‘ME. an fortdauernden und 

8130448 - am einmaligen Ausgaben, 


592 956 554 Mtk. in Summa veranfchlagt. 


Aus der eritern Kategorie find beſonders 
folgende Boften hervorzubeben: 1,105,170 
ME. für das auswärtige Amt, 5,021,300 
ME für Gefandtfchaften und Konjulate, 
nit weniger als 342,190,985 ME. für 
das Reichſsheer, 27 518,326 Mf. für die 
Marineverwaltung, 1,700,852 Mf. für 
dieReichsjuftizperwaltung und10,602,500 
ME.für die Berzinfung undBerwaltungder 
Reihsfchulden. Der Betrag, welcher aus 
den Einnahmen aus den Zöllen und aus 
der Tabaffteuer, infoweit diefe Einnahmen 
bie Summe von 130 Mill. ME. überftei- 
gen, in Gemäßheit des Franckenſteinſchen 
Antrags (f. d.) an die Einzelftaaten ode 
verteilen iſt, beläuft fich auf 62,828, 

. Unter den einmaligen Ausgaben 
fommen 51,130,733 MF. auf die Verwal⸗ 
tung des Reichsheers, 11,373,558 ME. 
auf Die Marineverwaltung und 3,388,064 
ME. auf die Eifenbahnverwaltung. Für 
die Poit= und Telegraphenverwaltung find 
3,159,122 ME. an einmaligen Ausgaben 
venwilligt. | 

Die Schulden des Reichs beſtan⸗ 
den 31. März 1879 in 138,885,150 
ME. verzinslihen Schuldverfchreibungen, 
60,004,000 ME. unverzinslichen Schatz⸗ 
anweifungen, 163,097,900 ME. Reichs: 
kaſſenſcheinen, zufanmen in 361,987,000 
ME, dazu Zinsrückſtände 52,300 ME 


t,|h 


An Fonds waren 31. San. 1880 vor: 


anden: Marl 

Neichainvalibenfonds . . . . 549459 707 
Reichsfeſtungsbaufonds .33 488 596 
Fonds für das Reichſtagögebäude 29522518 
Reichskriegsſchaß....... 120.000 000 


Eine vergleichende Überficht des Haus: 
baltsetats feit 1872 ergibt (in Mark): 


Einnahmen | Zölle und Matri⸗ 

Jahr und Verbrauchs⸗⸗ kular⸗ 

Ausgaben je] ſteuern beiträge 
1872 840970000 | 187608300 | 96648 162 
1873 356521467) 196569780] 73943601 
1874 449428920 | 208716150] 67186251 
1875 515018563 | 229017690] 68969549 
1876 414256998| 242629170| 71376215 
1877—78 | 540608165 | 253058810| 81044171 
1878—79 | 536496800 | 250326840| 87145516 
1879—80 | 540796587 | 251698360 | 90371390 
1880-81 | 539252640 | 307196470} 81670950 
1881—82 | 592956 554 | 335490 150 1103288528 


Das Reichskriegsweſen ift durch 
Beltimmungen der Berfaflung (Art. 57— 
68), durch das Bundes⸗( Reichs⸗)Geſetz vom 
9. Nov. 1867, betreffend die Verpflichtung 
zum Kriegsdienſt, durch das Reichsmili— 
lärgeſetz vom 2. Mai 1874 und durch die 
Novelle zu dieſem Geſetz vom 6. Mai 1880 
normiert. Jeder Deutſche iſt wehrpflich⸗ 
tig und Tann ſich in der Ausübung dieſer 
Pflicht nicht vertreten laffen (|. Wehr: 
pfliht). Die Landmacht des Deutſchen 
Reichs teilt fich in das ftehende Heer, bie 
Landwehr und den Landſturm. Die Dienft- 
pflicht beträgt für das ftehende Heer fieben 
Jahre und zwar drei Jahre bei ber afti- 
ven Armee und vier „ahte bei der Referve; 
dann folgt bie Terpflihtung zum Dienft 
in der Landwehr für fünf Jahre und end» 
lich die Landſturmpflicht für alle Wehr: 
pflihtigen vom 17. bis zum vollendeten 
42. Lebensjahr (f. Erſatzweſen). Die 
gefamte Landmacht des Reich bildet ein 
einheitliches Heer, welches im Krieg und im 
Den unter dem Oberbefehl des Kaifers 

eht, unbefchadet der Vor- und Sonder: 
rechte der Staaten Bayern und Wiürttem: 
berg. Mit den deutſchen Kleinftaaten, 
abgefehen von Braunfchweig, find befon- 
dere Militärfonventionen (f. d.) ab: 
geſchloſſen, Durch welche die Militärver- 
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waltung auf Preußen übergegangen ift. 


Deutjches Reich (Neichsheer). 


Jäger und Schützen. 


Das deutſche Reichsheer beſteht aus 15 | 20 Jägerbataillone (Inkl. 1 Schützen · Bat.). 


Armeeforps und zwar: 


Gardelorps (Berlin und Umgegend). 
1. Armeelorps. Prov. Oft» und Weftpreußen. 


2. ⸗ Provinz Pommern. 

3. ⸗ Provinz Brandenburg. 

4. ⸗ Provinz Sachſen. 

5. ⸗ Provinz Poſen. 

6. ⸗ Provinz Schleſien. 

7. ⸗ Provinz Weſtfalen. 

8. . RhHeinprovinz. 

9. ⸗ Provinz Schleswig - Holſtein. 

10. ⸗ Provinz Hannover. 

II. mit der Großh. Heſſiſchen Divi⸗ 
fion. Prov. Heſſen und Thürin⸗ 
giſche Staaten. 

12. ⸗ Konigreich Sachſen. 

13. ⸗ Konigreich Württemberg. 

14. Großherzogtum Baden. 

15. Elſaß und Lothringen. 

16. . (1. Königl. Bayr. Armeelorps). 
Gen.» Komm. Münden. 

17. . (2. Königl. Bayr. Armeekorps). 


Ben. Komm. Würzburg. 


Jedes Armeelorp8 befteht im Frieden aus 2 
Divifionen, jede Divifion aus 2 Infanterie« und 
1 Kavalleriebrigade. ine Ausnahme biervon 
macht das 11. Armeekorps, welches mit der Großh. 
Heſſiſchen Divifion drei Divifionen zählt Das 
Gardekorps bat 1 Stavalleriebivifion von 3 Briga- 
den zu 2 und 8 NRegimentern; daß 12. und 15. 
Armeekorps haben je 1 Ktavalleriebivifion von 2 
Brigaden, erftere zu 3, lebtere zu 4 Reg. 

Eine Infanteriebrigabe befteht aus 2 Reg. regel- 
mäßig zu 3 Bat. und 2 Landwehr⸗Reg. zu 2 Bat.; 
eine Stavalleriebrigade aus 2, 8 und 4 Reg. 


Ferner gehören zu jedem Armeelorps 1 Feld⸗ 
artilleriebrigade, 1 Fußartillerie⸗Reg. oder » Ba» 
taillon, 1 Yäger-, 1 Pionier-, 1 Train-Bat. 
und 1 Invalidenkompanie. — 1 Infanterieregi⸗ 
ment — 3 Bat. zu 4 Komp. — 1 Kavallerie⸗ 
regiment = 5 Estadrons. — 1 Feldartillerie⸗ 
regiment aus 3 Abteilungen zu 3 Batterien ober 
2 Abt. zu 4 Batt., in Bayern zu 5 Batt. — 1 Yuß- 
art.» Reg. — 2 Bat, zu 4 Komp. — 1 Pionier 
Bat. zu 4 Komp. — 1 Train» Bat. zu 2 Komp. 
(Garde» u. Train» Bat. Nr. 2 zu 3 Komp.). 


Das deutſche Reichsheer wird gebildet 
aus: 
Infanterie. 
161 Infanterieregimenter mit 508 Bataillonen. 
(9 Kal. Preuß. Garde⸗Reg., 104 Preuß. 
und deutſche Reg., 11 Kgl. Sächſ. Reg., 6 


Großh. Badiſche, 4 Großh. Heſſiſche, 8 Kgl. 
Württemb., 19 Kgl. Bayr. Reg.) 


(1 Agl. Preuß. Gardejäger⸗ und 1 Garde 
ſchüten⸗Bat., 11 Preußiſche, 2 Kal. Sächſ. 
1 Großh. Medlend., 4 Kol. Bayr. Bat.) 


Kavallerie 
93 Kavallerie Reg. zu 5 Eskadrons. 

(8 Kol. Preuß. Garde⸗ 8 Preuß. Küraffier-, 
25 Preuß. und deutſche Dragoner- [intl. 2 
Großh. Heſſiſche und 2 Kal. Württemb.], 19 
Preuß. und deutihe Hufaren- [inflL 2 Kol 
Sächſ.], 20 Preuß. und deutſche Ulanen- ſinkl. 
2 Kol. Sächſ. und 2 Kgl. Württemb.), 2 Kol. 
Sächſ. ſchwere Reg, 10 Kol. Bayr. Reg.) 

Feldartillerie 
37 Feldartillerieregimenter. 

(2 Kgl. Preuß. Garde, 81 Preuß. und 
deutſche Reg. linkl. 2 Kol. Sächſ., 2 Anl 
Württemb., 2 Großh. Bad. 1 Großh. Hefi.l, 
4 Kol. Bayr. Reg.) 

Fußartillerie. 
13 Fußartillerieregimenter zu 2 Bat. und 3 
Yuß» Art.» Bat., je zu 4 Komp. 

(1 Kal. Preuß. Garde, 9 Preuß. Reg. ı. 
1 Preuß. Bat., 1 Kal. Sächſ. Reg., 1 Al. 
Württemb. Bat., 1 Großh. Bad. Bat, 1 Kgl. 
Preuß. Reg., 2 Kgl. Bayr. Reg.) 

Pioniere. 
1 Agl. Preuß. Eifenbahn- Reg. zu 2 Bat., 19 Pio- 
nier» Bat. zu 4 Komp. 

(1 Rol. Preuß. Garde», 18 Preuß. Bat, 1 
Kol. Sächſ. 1 Kgl. Württemb., 1 Großh. Bad, 
2 ſgl. Bayr. Bat.) 

1 Kol. Bayr. Eifenbaht» Komp. 
Train. 
18 Trainbataillone, je zu 2 Komp. (Garde⸗ und 
Bat. Rr. 2 zu 3 Komp.). 

(1 Kgl. Preuß. Garde, 2 Preuß. Bat., 1Npl. 
Eädf., 1 Kal. Württemb,, 1 Großh. Bad, 2 
Kal. Bayr. Bat.) 

1 Großh. Heſſ. Train⸗Komp. 

Für die Zeit vom 1. April 1881 bis zum 
81. März 1888 wird. die Friedens⸗Präſenzſtärke 
des deutſchen Reichſsheers auf 427,274 Dann 
feftgefteltt. Die Einjärig- Freiwilligen find ba 
bei noch nicht mitgeredhnet. Es werden formieren: 
die Infanterie 503 Bataillone, die Syeldartillerie | 
340 Batterien, die Yußartillerie 31 Bataillone, | 
die Pioniere 19 Bataillone, 


Die Gefamtetatsitärfe des deutſchen 
Heers beträgt pro 1881—82: 18,123 Of⸗ 
fijiere, 51,586 Unteroffiziere, 788 Zahl: 
meifterafpiranten, 5325 Spielleute-Un: 
teroffigiere, 8103 Spielleute: Gemeine, 
347,849 Gefreite und Gemeine, 3532 La⸗ 
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zarettgebilfen, 10,091 Okonomiehandwer⸗ 
er, 1698 Militärärzte, 784 Zahlmeifter, 
624 Roßärzte, 656 Büchfenniacher und 
% Sattler; dazu 81,629 Dienftpferbe. 
Die Kriegdömarine zerfällt in bie 
Kriegsflotte und in bie Seewehr, weld 
leßtere der Landwehr entipricht (}. Ma: 
tine). Der etatgmäßige Perfonalbeftand 
der kaiſerl. Marine war 1881 folgender: 


1 Abmiral, 2 Rapitäne und 1 Kapitänleut- 
nant & la suite des Seeoffizierkorps; 1 Konter⸗ 
admiral, 1 Kapitän zur See, 1 Oberftleutnant, 
1 Major & 1a suite der Marine; 2 Generalmajore. 

1 Bizeadmiral, 3 Konteradmirale, 22 Rapitäne, 
50 Korvettenlapitäne, 84 Kapitänleutnants, 155 
Leninants und 128 Unterleutnants zur See, 100 
Seeladetten, 28 Mafhineningenieure, 42 Zahl 
meifter, 17 Ajpiranten, 9 Geiftliche, 4 Aubiteure, 
1 Generalarzt, 6 Oberftabsärzte, 20 Stabsärzte, 
%4 Aſſiſtenzärzte; außerdem 73 Dffiziere, 24 Urzte 
und 25 Seekadetten der Rejerve und Seewehr. 

2 Matrofendivifionen, jede zu 4 Abteilungen, 
und 1 Matrojen -» Artillerieabteilung: 79 Dedoffi- 
jiere, 265 Feldwebel, 4 Bizefeldivebel, 739 Unter- 
offiziere, 5902 Dlatrofen und 4 Büchſenmacher. 

1 Shiffsjungenabteilung: 1 Dedoffizier, 1 Feld⸗ 
webel, 9 Unteroffiziere, 1 Obermatrofe, 400 Schiffs⸗ 
jungen. 

2 Werftdivifionen, jede zu 1 Majchiniften- und 
1 Handiwerkerabteilung: 154 Dedoffiziere, 4 Feld⸗ 
webel, 1808 linteroffiziere und Gemeine, 73 Laza⸗ 
tettgehilfen umd 1 Büchſenmacher. 

Eeebataillon: 1 General der Smfanterie und 1 
Major & 1a suite, 1 Oberftleutnant, Komman- 
deur; 6 Kompanien Smfanterie mit zufammen 6 
Hauptleuten, 6 Premierleutnants, 19 Gelondes 
leutnants, außerdem 6 Selondeleutnants der Re» 
ierve und der Eeewehr, 1087 Unteroffizieren und 
Semeinen, 1 Büchſenmacher. 

Marineftabswadt, attadhiert dem Seebataillon: 
8 Stabswachtmeiſter und Stabsfergeanten. 


An Kriegsichifien waren 1881 vorhanden 
78 Schiffe mit 517 Kanonen, barunter die 
Panzerfregatten König Wilhelm, Kaifer, 
Deutihland, Friedrich Karl, Kronprinz, 
Friedrich d. Sr. und Preußen; ferner bie 
Panzerforvetten Hanfa, Bayern, Sach⸗ 
jen unb Württemberg. über die Flagge 
der Kriegs: und Handelsmarine ſ. Flagge, 
und über das Wappen und bie Taijerliche 
Standarte-f. Raifer. 

Bas bie politifhen Redhtsver: 
hältniffe ber Reichsangehörigen anbe 
kifit, jo find diefelben in den betreffenden 
Eimelartifeln dargeftellt; namentlich find 
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bierüber die Artifel: »Außlieferung, Aus- 
weifung, Beichlagnabme, Beſchwerde, 
Bundezindigenat,  SDoppelbefteuerung, 
Durchſuchung, Ehe, Freizügigfeit, Ge 
werbegefeßgebung, Haft, Heimat, Konfeſ⸗ 
fion, ap ‚ Batent, Petition, Preſſe, Un: 
terftügungswohnfig, Urheberrecht und 
Verein« zu vergleichen. Über bie Littera⸗ 
tur des deutſchen Reichsſtaatsrechts ſ. 
Staats recht. Val. »Handbuch für dns 
Deutſche Reiche (1877 ff.); »Statiſtiſches 
NT hir een Ne Reich« 6532 
.);: Waitz, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte 
(1834—75, 7 Bbe.). s 

Dentſchkatholiken, eine 1844 aus ber 
Fatbolifchen Kirche ausgeſchiedene Reli: 
giondpartei. Die Außere Veranlaſſung zur 
Gründung derfelben war durch bie Aus- 
ftellung bes heiligen Rod8 in Trier ge- 
geden worden und durch einen offenen 

rief, welchen bamalß der Fatholifche Prie- 
fter Ronge an den Biſchof von Trier richtete. 
Die deutjchlatholifchen oder freireligiöfen 
Gemeinden huldigen bem Grundfaß freier 
Selbſtbeſtimmung in allen religiöfen An 
nelegenbeiten auf Grund der Heiligen 
Schrift, welche der Auslegung der Ver: 
nunft völlig anheimgegeben ift. Im Kö⸗ 
nigreih Sachſen find bie Rechtsverhält- 
niffe ber D. durch ein beſonderes Geſetz 
vom 2. Nov. 1848 geregelt. 

Deuntſchkonſerva u Konfervativ. 

Devalvieren (Iat.), Geld im Wert 
berabfeten; Devalvation, bie Herab: 
jetung bed Werts einer Münzforte von 
Staats wegen. 

Devife (v. mittellat. divisa), in ber 
Heralbit |. v. w. Wahlſpruch, Motto; vor: 
nehmlich auf Wappenſchildern, Siegeln, 
Fahnen u. ogl. gebräuchlich; wie 3. B. 
Suum cuique (Preußen), Viribus unitis 
(Ofterreih), Dieu et mon droit (Eng- 
land), Ich dien’ (Prinz von Wales), Viel 
geind, viel Ehr’ (Fürſt Bismard) u. dgl. 

gl. v. Radowitz, Die Devifen und 
Mottos des fpätern Mittelalters (1850). 

Devolution (lat., von »devolvieren«, 
abwälzen), Übertragung, Übergang eines 
Rechts auf einen andern. Im Kirchenrecht 
veriteht man unter Devolutionsrecht 
(us devolutionis) bie Befugnis ber 
höhern Kirchenbebörde, eine erledigte geiſt⸗ 
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liche Stelle außerorbentlichermweife zu be- 
jegen, wenn died von der zur Beſetzung 
berufenen Behörbe ordentlidherweife, alfo 
namentlich innerhalb der georbneten Friſt, 
nicht geſchieht. So »devolviert« 3. B. das 
Beſetzungsrecht der vom Kapitel zu ver: 
gebenden Pfründe an den Biſchof, von 
diefem an den Erzbifchof und von biefem 
letztern "wiederum an ben Bapft. 
Prozeß verſteht man unter Devolutiv: 
effeft die Wirkung eines Rechtsmittels, 
wodurch Die Sache von einem Untergericht 
an ein höheres gebracht wird, wie Dieß bei 
den Rechtmitteln der Berufung, ber Bes 
ſchwerde und ber Revifion der Fall ift. 

Devotion (Iat.), Ehrfurcht, Ehrerbie- 
tung; Ausdrud, weldyer insbeſondere zur 
Bezeichnung ber Unterwürfigfeit und Er: 
gebenheit Fürſten und Oberbehörden ge: 
genüber gebraucht wird. Devot, ergeben, 
unterthänig. 

Dezentralifation (lat.), ſ. Zentra: 
lifation. | 

Dezernieren (lat.), beichließen, einen 

erichtlichen oder überhaupt amtlichen Be⸗ 
cheid erteilen; Dezernent, dasjenige 
Mitglied eined Kollegiums, welches in 
dem legtern über eine zu erlaſſende Ver⸗ 
fügung oder über einen zu fallenden Be⸗ 
ſchluß Bericht erftattet (»referiert«); De⸗ 
zernat, Berichteritattung; auch Bezeich⸗ 
nung für bie Unterabteilungen einer Be: 
hörde, welche für Die Bearbeitung einzelner 
Fächer eingerichtet find. 

Desimieren (lat.), den Zehnten neh: 
men; in ber Kriegsſprache das Strafge⸗ 
richt über eine Truppe, welche fich der Feig⸗ 
heit oder der Meuterei jhuldig gemadht 
bat, wofür je der zehnte Mann mit dem 
Tod büßen muß. 

Dezifin (lat.), entjcheidend; 3.8. De: 
zifivworte, berjenige Teil eines richter- 
lichen Erfenntniffes, in welchem die Ent- 
ſcheidung enthalten it, im Segen ſaß zu 
den beigegebenen Gründen; Deziſiv— 
ſtim me (votum decisivum), im Gegen⸗ 
fat zu ber bloß beratenden Stimme (vo- 
tum consültativum) eine folche, welche 
bei einem Beichluß nach Stimmenmehr: 
beit mitgezählt wird; dann befonders das 
Recht, bei Stimmengleichheit die Entſchei⸗ 
dung zu geben, welches zumeift dem Vor⸗ 


Im | verpflichtet; in der evangeli 
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firenden der Verfammlung beigelegt if. 
So gibt 3. B. im deutichen Bundesrat bei 





Stimmengleichheit die Präfidialftinme | 


ben Ausſchlag. 


‘ 


Diaton (Distonus, grieh., »Die 


ner«), in ber Fatholifchen Kirche ein Ge- 
hilfe des Priefters beim Altarbienftz;dritter 


Grab des Priefterfiands, der In Cõlibat 


chen Kirche | 


Hilfsgeiftlicder. Diakoniſſinnen, ſ. v. 


w. Krankenpflegerinnen. Eine 
niſſenanſtalt wurde 1836 vom Paſtor 
Fliedner in Kaiſerswerth gegründet. Seit⸗ 
dem ſind zahlreiche Diakoniſſenanſtalten 


Diako⸗ 


und Arbeitsſtationen entſtanden und zwar 


nicht nur in Deutſchland. 


iarchie (gried., »Zweiherrfchafte), 
Regierungsform, wonach zwei Staatsbe- 


berrjcher gleichzeitig neben= und miteinan: 
der regieren, wie in Sparta; auch Bezeich⸗ 
nung Pi das Borhandenfein zweier Gegen: 
faifer oder ſonſtigen Thronprätendenten. 

Diäten (richtiger eigentlih: Dieten, v. 


lat. dies, »Tagegelber«), Vergätungen, | 


welche an. Beamte für Gejchäftsreifen, an 
Anwalte bei auswärtigen Gejhäften, an 


Abgeordnete während ber Sigungsperiode 
zur Entfchäbigung für ben hierdurch er: 


wachfenden befondern Aufwand gezahlt 
werben; baher Diät, |. v. w. Sitzungs⸗ 


periode einer Ständeverfammlung; Diä= 
tarius(Diätar), ber zeitweilig beteiner 


Behörde unter Verwilligung von D. An- 
geftellte. 


Die Trage, ob den Mitgliedern flän- 
difcher Körperfchaften als folden wäh 
rend ber Legislaturperiobe D. zu zahlen 
feien ober nicht, ift ber Gegenftand Ieb 
haften Streits geworben, namentlich feit- 


bem man bei der Errichtung des Nord: 
deutſchen Bunbes, abweichend von ber bis⸗ 
her en deutſchen Gewohnheit, das Prinzip 

er 
neten adoptiert hat. Man macht naͤmlich 
auf der einen Seite für die Nichtzahlung 


von D. den Umſtand geltend, daß die Stel 
D. be⸗ 


lung des Abgeordneten, der keine 
ziehe, alſo ein reines Ehrenamt bekleide, 
eine würdigere und angeſehenere ſei als 
im umgekehrten Fall, wo man durch die 
Zahlung von D. manches unlautere Mit- 
glied in die Kammer ziehe; ja, John Stuart 


iätenloſigkeit der Neichetagsabgeord: 





Diebſtahl. 


Mill nennt die D. geradezu »ein immer⸗ 
währendes Zugpflafter, auf die übelſten 
Sxiten der menjhlichen Natur _gelegte. 
Schwãcher ift der weiter für bie Nichtver: 
willigung von D. geltend gemachte Grund, 
daß nämlich die Seffionen der Stänbever: 
ſammlungen fürzer und der Gefhäftsgang 
ein rafcherer fei, wenn bie Abgeorbneten 
lediglich auf ihre eignen Mittel angewiefen 
würden. Namentlich aber wird an der 
Diätenlofigkeit von den deutſchen Bunbes- 
valerungen und vorzugsweife von dem 
Fürften Bismard um deswillen feitgehal: 
ten, weil man darin ein Tonfervatives 
Örgengewoicht gegen daß allgemeine Wahl⸗ 
ıcht zu erbliden glaubt, da allerdings die 
Wahlen regelmäßig konſervativer ausfal⸗ 
len werben, wenn keine D. bezahlt und 
die Abgeordneten alſo vorzugsweile aus 
der befigenden Klaſſe gewählt werden, beren 
Angehörige erfahrungsmäßig Tonjervati- 
ver find als diejenigen, bie nicht® zu ver⸗ 
heren haben. Man beruft fich endlich auf 
das Beifpiel Englands, wo feit der zweiten 
Revolution die Vlitglieder des Parlaments 
feine D. beziehen; doch ift dieſer Vergleich 
bei der Verſchiedenheit bes politiichen Le⸗ 
bens und der volföwirtichaftlichen Zuftänbe 
Englands und der unjrigen wenig zu⸗ 
treffend; auch hat die in Frankreich wieber- 
holt verſuchte Nachahmung jenes englifchen 
Prinzips keinen Erfolg gehabt. Dabei iſt 
auch das Wort Dahlmanns wohl zu be⸗ 
herzigen, daß »nur die D. dem Volk ver⸗ 
bürgen, daß feine Wahlkammer dem bür- 
gerlichen Verdienſt auch ohne das Geleit 
des Reichtums offen ſtehe«. Gleichwohl 
haben die verbündeten Regierungen an 
dem 32 der nunmehrigen deutſchen Reichs⸗ 
verfaſſung (»Die Mitglieder des Reichs⸗ 
tags dürfen als ſolche keine Beſoldung 
oder Entſchädigung beziehene) mit Ent: 
ſchiedenheit feftgehalten, obgleich der feiner 
Zeit von Schulze-Delikfch eingebrachte 
Geſetzentwurf zur Zahlung von D. und 
Reifefoften an die Reichſstagsabgeordneten 
vom Reichstag angenommen worben ift, 
nachdem ein gleicher Antrag des Abgeorb- 
neten Walbed in ber Legislaturperiode 
von 1868 und 1869 abgeworfen worden 
war. Dagegen wird jett den Reichstags: 
abgeordneien auf allen deutſchen Eifen- 
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bahnen während ber Dauer einer jeden 
Seſſion ſowie acht Tage vor der Eröff⸗ 
nung und acht Tage nad) dem Schluß des 
Reichstags freie Fahrt gewährt. Den Mit: 

liedern der deutſchen Speziallandtage 

agegen, wenigitens, wo das Zweikammer⸗ 
foflern befteht, den Mitgliedern der Zwei⸗ 
ten Kammern, werden allenthalben neben 
bem Erfah der Reifekoften D. bezahlt, die 
allerdings mit Recht nur nad) einem nic: 
drigen Sat bemeffen find, ba die Stellung 
eines Abgeordneten nicht ald ein lukratives 
Geſchäft ericheinen fol; fo namentlich in 
Preußen, Bayern (Wahlgefeb vom 4. Juni 
1848, Art. 30), Sachſen (Gefe vom 12. 
Oft. 1870), Württemberg, Baden, He: 
fen 2c. Dagegen ijt man inNordamerika, 
ähnlich wie —— unter dem Kaiſer⸗ 
reich, in das dem engliſchen Prinzip ent⸗ 
gegengeſetzte Extrem verfallen, indem dort 
ftatt mäßiger Tagegelder an die Abgeord⸗ 
neten ein Fixum Hr bie Legislaturperiode 
bezahlt wird, welches 5000 Doll. beträgt, 
abgejehen von den nebenbei noch veriwillig- 
ten und ebenfalls unverhältnismäßig hoch 

egriffenen Reiſekoſten. In der Schweiz 
Beziehen die Mitglieder der Fantonalen 
Sroßen Räte oft Teine D., während bie 
Mitglieder der Bunbesverfammlung D. 
und Transportkoften erhalten. 

An Send auf den Rang und bie amt- 
lihe Stellung ber Beamten werden ver: 
ſchiedene Diätentlajjen unterſchieden, 
indem die höhern Beamten höhere, die 
niedern Beamten geringere Diätenfäge zu 
beanipruchen haben. Für die Beamten des 
Deutſchen Reichs ift das Diätenwefen buch 
Verordnung vom 21. Juni 1875 (Reichd- 
geſetzblatt, S. 249 ff.) und für die Beam- 
ten der Reichdeifenbahn- und der Poftver: 
waltung insbefondere duch Verordnung 
vom 5. Juli 1875 (Reichsgeſetzblatt, ©. 
255 ff.) normiert worben. 

Diebſtahl (Entwendung, Furtum), 
die Wegnahme einer fremden beweglichen 
Sache in der Abſicht, dieſelbe ſich rechts⸗ 
widrig zuzueignen (vgl. Deutſches Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, F 242). Hiernach gehören 
zum Begriff eines Diebſtahls folgende ein⸗ 

elne Requiſiten. Was J. den Gegen⸗ 
Hand bes Verbrechens anbelangt, fo 
ift ein D. 1) nur möglich an einer Sache, 
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b. h. an einem unperſoͤnlichen, Törperlichen 
Gegenſtand. Hieraus folgt, daß die wider⸗ 
rechtliche Aneignung von Gedanken und 
fonftinen Geiftesproduften, ber ſogen. lit⸗ 
terarifche D., Fein D. im ſtrafrechtlichen 
Sinn iſt. 2) Die Sache muß eine be= 
wegliche fein, fei es auch, daß fie erft 


zum Zweck des Stehlens beweglich gemacht, | ($ 


daß 3.2. ein in eine Wand eingemanerter 
Spiegel herauggerifien und nun entwen- 
det wurde. Da hiernach an einer unbe- 
ae Sade ein D. nicht möglich ift, 
jo Fällt namentlich auch bas Abgraben ober 
Abpflügen eined Grundſtücks nicht unter 
den Begriff eines Diebſtahls und wird da⸗ 
ber im beutfchen Straigeletbuch ($ 370, 
Ziff. 1) als befondere Übertretung behan⸗ 
delt und befiraft. 3) Die Sache muß eine 
fremde, alfo einer dritten Perſon zuge 
börig fein; an feiner eignen Sache Tann 
man feinen D. begeben. Aus ebenbem- 
felben Grund kann aud an einer berren- 
Iojen, in niemanbes Eigentum ftehenben 
Sache ein D. nicht begangen werden. So 
iſt 3. B. das Wild, welches ſich nicht in 
einem befonbern Gehege, ber Fiſch, wel- 
her ſich nicht in einem abgejchloffenen 
Behälter, fondern im offenen Wafler be 
findet, in niemandes Eigentum, und eben- 
darum fällt das unbefugte Jagen, Fiſchen 
oder Krebfen, der fogen. Wild- und Fiſch⸗ 
diebftahl, nicht unter ben Begriff bes eigent- 
lichen Diebſtahls, jondern unter bejon- 
bere Strafbeftimmungen. og Deutfches 
Steafgeiegbuß), 65 292,296, 370, Ziff. 4.) 
Auch der Leichnam eines Menſchen fteht 
in niemandes Eigentum, und ebendarum 
ift auch der fogen. Leichenraub fein D., 
fondern ein bejonderes ergehen. (Bol. 
Deutiches Strafgeſetzbuch, $ 168.) 4) Die 
* betreffende Sache muß fih im Sewahr- 
fam eined andern befinden, und eben- 
darum ift die Handlung besjenigen, der 
eine fremde bewegliche Sache, die er ſelbſt im 
Beſitz oder im Gewahrfam bat, ſich rechts⸗ 
wibrig zueignet, fein D., jondern das be- 
fondere Vergeben ber Unterfchlagung oder 
Beruntreuung (deutſches Strafgeſetzbuch, 
3 216) Aus demfelben Grund ift au 

er fogen. Fe b. h. die rechts⸗ 
wibrige Zueignung einer beweglichen 
Sadye, welche der Eigentümer aus feinem 


Diebſtahl. 


Beſitz verloren bat, fein D., ſondern wird 
nach dem deutſchen Strafgefebbuch als ein 
ya ber Unterjchlagung eftraft. Ebenfo 
ann man auch die wiberredhtliche Zu- 
eignung verſchoſſener Munition nicht als 
D. beitrafen, und ebendeshalb enthält 
das Strafgefegbuch des Deutſchen Reich? 

291) hierfuͤr eine beſondere Strafan⸗ 
drohung. 

IL Sn Anfebung bes äußern That: 
beftands des Diebitahls ift 4) die Weg- 
nahme ber fremden beweglichen Sache aus 
dem Gewahrfam eines andernerforberlidh; 
folange die Sache noch nicht weggenommen 
it, Tann e8 fich höchſtens um den Verſuch 
eines Diebftahls handeln. 2) Diefe Weg: 
nahme muß aber ohne Anwendung von 
Gewalt gegen eine Perfon geihehen (vgl. 

au 


IH. Zumfubjeftiven Thatbeftand 
bes Diebſtahls gehört folgendes: 1) Der 
Dieb muß die Abficht haben, ſich Die Sache 
rechtswidrig zuzueignen; ed gibt keinen D. 
aus —— eit. 2) Der Dieb muß die 
rechtswidrige Zueignung einer fremden 
Sache beabſichtigen, d.h. er muß das Be 
wußtfein von der Nechtäwibrigfeit feiner 
Hanblungsweife haben; daher ſchließen 
die Einwilligung des (wirklichen oder ver: 
meintlichen) Eigentümers der fraglichen 
Sache in deren Wegnahme jowie die irrige 
Annahme, daß man felbft der Eigentümer 
fei, das Vorhandenſein eines Diebftahld 
aus. 3) Die Zueigmung ber Sache muß 
es fein, worauf die wiberrechtliche Ab: 
fit des Diebes gerichtet iſt; er muß bie 
Sache ſich zu eigen machen, ganz in feine 
Gewalt bringen wollen. Daher ift der 
jogen. Futterdiebftahl, d. 5. Wegnahme 
von Getreide oder andrer zur Yütterung 
des Viehs beftimmter oder geeigneter Ge: 
genftände wider Willen bed Eigentümers, 
um befien Vieh damit zu füttern, fein | 
eigentlicher D., fondern eine in unferm 
Strafgeſetzbuch (F 370, Ziff. 6) mit be 
fonderer Strafe bedrohte Übertretung. 

Was ferner bie verfchiebenen Einteilun- 
gen des Diebftahls anbelangt, fo fann man 





& | einmal zwifhen gemeinem und privis 


legiertem D. unterjcheiden, indem dann 
unter dem Jeßtern der durch eine mildere 
Behandlungsweiſe ausgezeichnete D. zu 


Diebſtahl. 


verſtehen iſt. In dieſe Kategorie gehört aber 
namentlich der ſofen. Haug: oder Fa⸗ 
miliendiebitahl. 
Strafgeſetzbuch (F 247) tritt nämlich in 
Anfehung eines Diebſtahls, der gegen 
Verwandte abiteigender Linie, gegen Ver: 
Ihwägerte in auf: und abſteigender Linie, 
Adoptiv: und Pflegeeltern und Kinder, 
Geſchwiſter ſowie deren Ehegatten oder 
Berlobte oder gegen Bormünder, Erzieher 
oder folche Perſonen, zu welchen ber Dieb 
im Lehrlingsverhältnis fteht, oder in deren 
häuslicher Gemeinſchaft als Gefinde er ſich 
befindet, bie ftrafrechtliche Verfolgung nur 
auf Antrag des Beftohlenen ein, und Dieb: 
ftähle, von Verwandten auffteigenber Linie 
gegen Verwandte abfteigenber Linie oder 
von einem Ehegatten gegen ben andern 
begangen, bleiben ganz —32* Auch der 
ſogen Mundraub gebört hierher, d. h. die 
Entwendung von Nahrungs⸗ oder Genuß: 
mitteln von unbebeutendem Wert oder 
von geringer Menge zum alöbaldigen Ber: 
brauch , weldye von der modernen Straf: 
geſetzgebung und jo auch von unſerm deut- 
hen Strafgefehbuc nicht als eigentlicher 
D., fondern als eine bloße Übertretung 
mit Geldftrafe ober Haft belegt wirb (vgl. 
Deutſches Strafgefegbud, $ 370, Ziff. 3). 
Zu dem privilegierten D. ift auch ber 
jogen. Forſt- oder Holgdiebftahl, d.h. 
die Entwwenbung von Holz oder fonftigen 
Baldproduften aus Foriten oder unter 
Forſtſchutz ſtehenden Orten, und ber fogen. 
Felddiebſtahl, d. h. die Entwendung von 
Bodenerzeugniſſen vom Feld, zu rechnen. 
Derartige Entwendungen werden nämlich 
bei Geringfügigfeit ber entwendeten Forſt⸗ 
oder Felbprodufte nach den Forſtſtrafgeſetz⸗ 
büchern und Felbpolizeiordnungen ber ein: 
zelnen deutſchen Staaten mit viel geringe 
rer Strafe als ber gemeine D. belegt, und 
zwar find diefe Strafbeftiimmungen nach 
dem Einführungsgefeß zum norddeutichen, 
jest deutſchen Strafgeſetzbuch vom 31. Mai 
1870 ($ 2) neben dem legtern in Kraft 
geblieben. Eine weitere wichtige Eintei- 
ung ift die in einfachen und ausge- 
jeihneten ober [hweren D., we 
leterer dann vorliegt, wenn ein D. unter 
beſonders erfchiwerenden Umfiänben ver: 


Nach dem beutichen | | 
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Ieafmürbig ericheint. Nach bem beutfchen 
Strafgeſetzbuch (F 243) wird ein D. als 
chwerer beftraft, wenn er mittelft Ein- 
bruchs oder Einiteigens in ein Gebäube 
oder einen umſchloſſenen Raum, ober 
mittelft Erbrechens von Bebältnifien, oder 
mittelft Anwendung falicher Schlüffel oder 
andrer zur ordnungsmäßigen Eröffnung 
von Behältnifien oder Thuͤren nicht bes 
ftimmter Werkzeuge verübt wurde; ferner, 
wenn aus einem zum Gotteödienft bes 
fiimmten Gebäude dem Gottesdienſt ge⸗ 
widmete Gegenftände geftohlen werben; 
wenn auf einem Öffentlihen Weg, einer 
Eifenbahn, in einem Poſtgebäude oder an 
einem andern öffentlichen Ort Gegenftände 
der Beförderung mittelft Abſchneidens oder 
Abldfenz der Befeftigungs- oder Verwah⸗ 
rungsmittel, ober durch Anwendung fal- 
ſcher Schlüffel oder andrer zur ordnungs⸗ 
mäßigen Eröffnung nicht beitimmter 
Werkzeuge entivenbet werben; wenn ber 
Dieb bei Begehung bes Diebſtahls Waffen 
bei fich führte; wenn der D. von mehreren 
ausgeführt wurbe, welche fi) zur fort: 
efeßten Begehung von Raub ober D. ver: 
unden haben; endlich, wenn der D. zur 
Nadhtzeit in einem bewohnten Gebäude, 
in welches ſich der Thäter in biebifcher Ab⸗ 
fit eingefchlichen, oder in dem er ſich ver: 
borgen hatte, verübt worden ift. Was bie 
Beitrafung des Diebſtahls anbelangt, fo 
ift die Rormalftrafe für den D. jebt Frei⸗ 
beitöftrafe, neben welcher die franzöfifche 
Geſetzgebung fafultativ, bie belgifche obli⸗ 
gatortic audy Geldftrafe ſtatuiert. Nach 
deutſchen Strafgeſetzbuch wirb ber 
einfache D. mit Gefängnis bis zu 5 Jah- 
ren beftraft, fo daß alfo die Minimalitrafe 
1 Zag Gefängnis if. Der fchwere ober 
ausgezeichnete D. dagegen wird mit Zucht⸗ 
haus von 1—10 Jahren beftraft. Al 
befonberer Straferhöhungsgrundgiltbeim 
D. der wiederholte Rückfall, ba berfelbe 
von einem befonbers eingewurzelten Hang 
zum Stehlen zeugt und beshalb eine be 
jonders firenge ſtrafrechtliche Reaktion er 


heiſcht. Das deutſche Strafgeſetzbuch ($ 


I | 244) läßt eine ſolche ſtrengere Beſtrafung 


ihon beim dritten D. eintreten. Es be⸗ 
ftraft denjenigen, weldyer im Inland als 


übt wurde und ebendeshalb als befonbers | Dieb, Räuber ober gleich einem foldyen 
9 


Staaislexiton. 
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abermalseinediejer Handlungen begangen 
bat und wegen berfelben beitraft worden 
ift, werrn er nun wiederum einen einfachen 
D. begeht, mit Zuchthaus bis zu 10 und, 
wenn er einen jötweren D. begeht, mit 
zuatbaus von 2—15 Jahren. Beim 

orhandenfein milbernber Umftände kann 
jeboch auch beim dritten ebenfo wie beim 
ſchweren D. auf Gefängnis, jebod nicht 
Bunter 3 Monaten, erfannt werben. Übri: 
gens ift es nad) F 248 zuläffig, neben der 
wegen Diebſtahls erkannten Gefängnis: 
ftrafe auf Verluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte und neben ber wegen Diebftahls er- 
kannten Zuchthausftrafe auf Zuläſſigkeit 
von Pollzeiaufficht mit zu erfennen. 

Dienfladel (Beamtenabel), Abel, 
ber durch Verwaltung gewifier Amter und 
Würden erlangt wird; vgl. Adel. 

Dienfleid, |. Amtseid. 

Dienflvergehen, Amtsverbrechen. 

Dies (lat.), Tag, insbeſondere Gerichts⸗ 
tage, Termin, Tagfahrt. 

et, ſ. Eifenbahnen. 

Differentialgoll, |. Zoll. 

Diltäter (Tat.), eine in Zeiten ber Not 
beſtellte außerordentliche Magiftratsperfon 
ber altrömifchen Republif. Man 
zur Diftatur oder zur diktatoriſchen 
Gewalt in Zeiten, wo befondere Gefahren 
ben Staat bedrängten, und wo es rätlich, 
ja notwendig erſchien, die ganze Staats: 
gewent in Einer Hand zur unumfchräntten 

achtbefugnis zu vereinigen. Auch im 
mobernen Staatsleben ſpricht man zu: 
weilen von diktatorifcher Gewalt ober von 
biftatorifhem Auftreten eines Staats: 
mann, um deſſen allmächtiges, über den 
ge en Rahmen des Staats> und 

erfaſſungsweſens hinausgehendes Wal- 
ten zu bezeichnen. 

Dimifſoriãle (lat.), Entlaſſungsſchein; 
insbeſondere die von dem zuſtändigen Geiſt⸗ 
lichen einem Brautpaar ſchriftlich erteilte 
Erlaubnis, ſich von einem andern Pfarrer 
trauen zu laſſen. 

Diner, ſerbiſche Silbermünze, — 1 
Frank oder 80 Pfennig. 

Ding (isländ. Thing), vormals und 
noch jest in Skandinavien, auch wohl 
bier und da in Deutfchland f. v. w. Ver- 


Dienftadel — Diplomatie. 
oder als Hehler beftraft worden ift, barauf | 


fammlung, namentlich” Gericht$= ober 
Koltenerfammlun .Insbeſondere fommt 
der Ausdruck * jetzt in Zuſammen⸗ 
ſetzungen, wie Folkething, Storthing, vor. 
Diozefe (griech.), Jurisdiktionsbezirk 
eines Biſchoͤfs; in der proteſtantiſchen 
Kirche die Geſamtheit der unter der Auf⸗ 
ſicht eines Superintendenten ( Ephorus) 
oder eines Dekans ſtehenden Pfarreien; 
Didzefan, jedes zu einer beſtimmten D. 
gehörige Mitglied der Kirche. 
Diplom (grieh., eigentlich eine aus 
zwei Blättern beſtehende Schreibtafel), 
wichtige Urkunde, Erlaß eines Yürften, 
einer Korporation xc., 3. B. Adelds, Dof: 
tordiplom x. Diplomatif, der Inbe 
riff von Regeln für die Auslegung und 
Pi ben Gebraud von Urkunden. Di: 
plomat, urfprünglich derjenige , welcher 
Diplome verabfaßt; dann Bezeichnung 
der Perfonen, welche im internationalen 
Verkehr einen Staat zu vertreten haben 
(ſ. Diplomatifhes Korps). 
Diplomatie, Inbegriff der bei dem 
völkerrechtlichen Verkehr zwiſchen zivili⸗ 


ſierten Staaten geltenden Regeln und 


Grundſätze. Während früher bie D. ben 
Charakter einer gewiſſen Unwahrheit, 


ff | ängſtlicher Vorſicht und kluger 


— 
haltung trug, ſo daß der Fürſt Tal 
leyrand, das Muſter eines Diplomaten 
der alten Schule, gerabezu- erflärte, bie 
Sprache fet bazu da, um die Gebanfen zu 
verbergen, gebt’ bie moderne Diplomatie 
nach beim Soreng des Fürften Bismard 
mit größerer Offenheit vor; ja, diefer hat 
fogar gerade dadurch feine bedeutenbdften 
diplomatiſchen Erfolge erzielt, baß er rück⸗ 
halts⸗ und rückſichtslos bie Dinge beim 


rechten Namen nannte. Aber noch immer 


wird mit dem Worte Diplomatie der Bes 
riff einer vorfichtigen Gewandtheit vers 

üpft; man bezeichnet ein berartiges Bor: 
geben vielfach als ein Diplomatifches 

erfahren und jpricht von diplomati— 
fieren, um eine Verhandlungsweiſe zu 
harakterifieren, welche die Sache hinzu: 
halten und ein beflimmtes Ein: und Auf: 
treten klüglich zu vermeiden fucht. Die im 
biplomatijchen Verlehr übliche Sprade 
(diplomatifhe Spracde) war früber 
bie Iateinifche, an deren Stelle dann bie 





Diplomatifcher Agent — Dismembrieren. 


franzöfifche trat. Doc, ift es neuerdings 
üblih, daß bie Sekte ihre Noten 
und jonftigen diplomatifchen Schriftſtücke 
in ber jeweiligen Lanbesfprache ergehen 
laſſen. Vgl. Gefanbte. 

Diplomatiſcher Agent, |. Geſandte. 

Diplomatiſches Korps (franz. Corps 
diplomatique), die Geſamtheit der diplos 
matifchen Vertreter fremder Staaten bei 
einem Souverän. Regelmäßig werben nur 
die eigentlichen Geſandten (1. d.) hierzu 
gerechnet, Konfuln und jonftige diploma⸗ 
tifche Agenten nicht. Da die Gejanbdten 
der einzelnen Staaten verfchiebene und oft 
jehr weit auseinander gehende Interefien 
verfolgen, jo fann von einer eigentlichen 
Körperichaft, einer rechtlichen Korporation 
der diplomatischen Vertreter der verjchie- 
denen Staaten bei ein und bemfelben 
Souverän nicht wohl die Rebe fein. Nur 
bei gewillen zeremoniellen Gelegenheiten 
bilben fie eine außerlihe Semeinichaft, fo 
bei Krönungen, Hoffeften, Gratulationen, 
Eröffnung der Ständeverfammlungen 
u.dgl. Der Vortritt und die Wortführung 
gebühren hierbei bemjenigen Gejanbten 
erſter Klaffe, welcher am längften bei der 
betreffenden Regierung affreditiert ift, 
dem Alteſten (Doyen) des diplomatifchen 
Korps. Doch wird bei den katholiſchen 
Mächten meift dem päpfllihen Nunzius 
der Borrang gelaſſen. In Deutihland 


ſind gegenwärtig auch die Mitglieder des | 


Bundesrats (f. d.) zum diplomatiſchen 
Korps zu rechnen. 

Direktion (lat.), Leitung; Direktor, 
geiter, Vorſteher; Direktorium, Lei⸗ 
tung einer Angelegenheit; dann Bezeich- 
nung für einen Ausschuß oder für eine 
Behörde, welche mit ber Reitung gewiſſer 
Angelegenbeiten betraut ift, wie 3. B. die 
in der erſten franzöfifchen Revolution 1795 
eingefeßte oberfte Negierungsbehörbe. 

Dirigieren (Iat.), lenken, leiten; daher 
dirigierender Staatsminifter, Be 
zeichnung für ben Chefminifter oder Mi- 
nifterpräfibent, welcher an ber Spite bes 
Staatsminifteriums fteht. 

Disagio (ital), |. Agio. 

Distont (Disconto, ital. Sconto, 
ftanz. Escompte, engl. Discount, Ra⸗ 
batt), Verguͤtung für Zinsverluft bei 
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Zahlung einer exit jpäter tätigen Summe; 
im Wechjelgefchäft eine an ber W 
jumme in Abzug gebrachte Zinsvergü⸗ 
tung; daber der Name Disfontban- 
fen, Diskontgeſellſchaften, welche 
fi vorzugsweife mit dem »Disfontieren« 
von Wechſeln befaffen. 

Disfontinnität (Iat.), Unterbrochen- 
beit (f. Kontinuität). 

Diskret (lat.), getrennt, rückſichtsvoll; 
Disfretion, befonnene Zurückhaltung; 
disfretionär, taftuollem Ermeſſen an- 
heimgeſtellt. In dieſem Sinn ſpricht 
man namentlich von einer diskretionären 
Gewalt bes Richterd, namentlich. des Vor⸗ 
fitenden in einer Öffentlichen Gerichtsver⸗ 


2 


handlung, welcher z. B. unter Umſtänden 
aus dem Publikum heraus einen Sach⸗ 


verſtändigen zu einer Auskunftserteilung 
aufrufen kann. Die preußiſche Kirchen⸗ 
vorlage von 1880 bezweckte die Erteilung 
einer diskretionären Gewalt für die Staats⸗ 
behörden bei Handhabung der kirchenpoli⸗ 
tiſchen Geſetze. 

Diskutieren (lat.), beſprechen, über 
einen Gegenſtand verhandeln; Diskuſ⸗ 
ſion, die mündliche Beſprechung eines 


Gegenſtands in einer Verſammlung, na⸗ 
mentlich in einer parlamentariſchen Kör- 


perichaft. Bei Gefebentwürfen wird dabei 


in ber, Regel zwiſchen General- und 


Spezialdisfuffion, d. h. zwifchen all: 
emeiner und befonderer Beratung, unter: 
Ühieden (. Debatte). 

Dismembrieren (lat.), zerſtückeln, zer: 
gliedern; Dismembration, Zerftüdes 
lung, Parzellierung, Vereinzelung, Zers 
Ihlagung von Grunditüden. In dem 
Eigentumsrechtan einem Grundſtück, alfo 
in ber totalen rechtlichen Herrſchaft über 
ein folches, liegt an und fitr fich auch die 
Berechtigung, Teilungen desielben vorzu⸗ 
nehmen, und ebendarun waren dem rö- 
miſchen Recht Beichränfungen der Teil- 
barfeit des Grundſtücks (Dismembra: 
tionsverbote) fremd. Im ältern deut: 
Then Nechte dagegen ericheint das Eigentum 
am Grund und Boden nicht als ein bloßes 
Privatrecht, ſondern es waren damit auch 
politifche Rechte verbunden, und ebendies 
war ber Grund, warum Herfommen und 
Geſetz die freie Teilbarkeit vielfach erſchwer⸗ 

9 * 
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ten. Allein mit jener Öffentlich-rechtlichen 
Bedeutung des Grunbeigentumd ver: 
ſchwanden aud biefe Beichränfungen 
mehr.und mehr, und nur die — 
ſetze des hohen Adels haben in dieſer Hin⸗ 
ſicht den ungeteilten Grundbeſitz als eine 
Grundlage des Standesanſehens zu er⸗ 
halten und einzelne Güter der Teilung zu 
entziehen gewußt, wie denn auch der nie⸗ 
dere Adel durch Familienfideikommiſſe die 
Familiengüter in ihrer Integrität zu er⸗ 
halten ſuchte. Dagegen hat ſich die Un⸗ 
teilbarkeit der Bauerngüter (Geſchloſ⸗ 
ſenheit) vielfach —* Sitte und Her⸗ 
kommen, in einzelnen Gegenden ſogar 
durch Geſetz bis auf die Gegenwart erhal⸗ 
ten. Wo derartige Dismembrationsver⸗ 
bote beſtanden und beſtehen, war und iſt 
übrigens dadurch, daß neben ben geſchloſ⸗ 
fenen Gütern regelmäßig eine Anzahl 
ledige (»walzende«) Grundſtücke vorban- 
den, d. h. Liegenjchaften, welche von jenem 
Verbot ausgenommen waren, bem Be: 
bürfnis geringerer Bewirtfchaftung und 
der Nachfrage nach Fleinern Parzellen 
Rechnung getragen. Die verbotäwidrige 
Teilung eines gefchloffenen Guts ift ie 
tig und berechtigt den Cigentümer der 
Hofftätte und beflen Erben, unter Um: 
ftänden auch den Gutsherrn zur Anitel: 
lung der Eigentumsflage, in biefer An⸗ 
wendung Reunionsflage genannt. 
Die Trage aber, ob jenes Pringip ber Ge⸗ 
ſchloſſenheit der Banerngüter beizubehal- 
ten oder aufzugeben fei, ijt eine ungemein 
beftrittene, namentlich ſeitdem die deutſchen 
Grundrechte von 1848 bie vollftändige 
Treiheit bes Grundeigentums proflamiert 
hatten. Allein die verfchiedenen Gründe, 
welche man gegen bie Xeilbarfeit der 
Bauerngüter vorbrachte, und unter denen 
das Streben nach der Erhaltung eines Fräf- 
tigen Bauernftands ja an und fürfih nicht 
zu verwerfen war, Fonnten die Bedenken 
nicht befeitigen, welche man von jurifti- 
chen, politischen und volfawirtichaftlichen 
Geſichtspunkten aus gegen die Beibehal- 
tung des Digmembrationsverbot8 geltend 
machte. Auch bat die Erfahrung die Be- 
fürdtungen derer, welche durch Die Beſei⸗ 
tigung bes Dismembrationsverbot den 
Bauernſtand in feiner Selbftändigfeit fiir 


Dispache — Dispens. 


bedroht und eine rationelle Landwirtſchaft 
für unmöglich hielten und daraus ein 
ländliches Proletariat entitehen fahen, 
nicht beftätigt. So ift denn in Breußen 


Kon durch die Landesfufturedilte vom 
. Oft. 1807 und 14. Sept. 1811 das ge 


dachte Verbot befeitigt, in der Verfaſſungs⸗ 
urfunde die Teilbarfeit des Grundeigen⸗ 
tums gewährleiftet und neuerbings auch 


fir die 1866 neu erworbenen Gebietäteile 


adoptiert worden. Dasfelbe ift in andern 
beutichen Staaten, wie Baden, Bayern, 


effen, Sachſen-Koburg⸗Gotha, Sachen: 
gen und Württemberg, geſchehen; 


jedoch iſt alsdann richterliche 


ognition 


und Beitätigung ber Teilung, reſp. gericht: 
lihe Verlautbarung und Konfirmation 


ber Veräußerungs- und Teilungöverträge 


vorgefchrieben. Auf ber andern Seite 
baben die Gefeßgebungen mancher Staa: 
ten, wie 3. B. in Bayern und Württem: 


berg, der gewerbsmäßigen zeitung der 
Grundftüde (der jogen. Süterfchläd- 
terei oder Hofmeggerei) durch zwed: 
mäßige Verbotsbeftiimmungen entgegen: 
zuwirten gefucht. Vgl. außer den Lehr: 
büchern des Staats- und des Privatrechts 


fowie der Nationalölonomie: Kette, Die 
so aeverhättniffe bes Grundbeſitzes 


(1859 


Dispache (franz., ſpr. Paſch), Seeſcha⸗ 
denberechnung; Dispacheur (ipr. »ihör, 
ein damit betrauter Rechnungsverſtändi⸗ 


. Hadarie). 


ger (| | 
Dispens (Dispenſation, lat. »Los⸗ 
Sreilprehunge), die Aufhebung einer 


Nechtenorm für einen einzelnen Fall; 
Dispenjationsrecht, die: efugnis, bie 
Anwendung einer Rechtsnorm für einen 

egebenen Fall auszujchließen; dispen: 
ji eren, von einer Verpflichtung, nament: 
lich von der Verbindlichkeit zur Befolgung 


einer Geſetzesvorſchrift, entbinden. Ezliegt 


in ber Natur der Sache, baß an und fit 
fi) nur diejenige Gewalt von einer gefeß: 
lichen Vorschrift dispenſieren kann, welche 


dies Gefeß erlaffen hat, und daß die Auf 


hebung eines Geſetzes für einen beſtimm⸗ 
ten einzelnen Fall nur durch ein ander: 
weites Geſetz unter Mitwirkung fämtlicher 
Faktoren der gefetgebenden Gewalt erfol- 
gen kann. Hiernady würde alfo an und 





Disponieren. 


für fi in einer Fonftitutionellen Monar⸗ 
hie der Regent nur unter Mitwirkung 
der Stände und eines verantwortlichen 
Minifteriumsg D. erteilen können. Allein 
fat alle neuern Publiziften, namentlich 
Zöpfl, Mohl, Nönne und Zachariä, 
ſprechen ſich dafür aus, daß die Dispen⸗ 
ſationsbefugnis bes Landesherrn, wenig⸗ 
ſtens in Anſehung der Zivilrechtsnor⸗ 
men, an die Zuſtimmung der Stände 
nicht gebunden und nur int ofern begrenzt 
jei, als dadurch feine wohlerworbenen 
Rechte einer Perſon und feine folchen ge⸗ 
jeglichen Vorſchriften verlett werben bür- 
fen, welche unbedingt verpflichtend find 
und feinerlei Ausnahmen im Weg bes 
Dispenjes zulajien. Dagegen iſt neuer: 
dings von Gerber der mit ben Prinzipien 
des Rechtsſtaats allein vereinbarlicde Sat 
vertebigt worben, baß der ftantörechtlichen 
Natur des Geſetzes im modernen Verfaſ⸗ 
fungsftaat der Grundſatz entſpreche, daß 
nur in denjenigen Fällen Diöpenfiert werben 
fönne, in denen das Geſetz oder überhaupt 
dag geltende Recht dies ausdrücklich zu⸗ 
laſſe: eine Anficht, welche, da außerdem 
durch eine wiederholte Erteilung von Dis⸗ 
penfationen durch bie vollziehende Gewalt 
die ganze Thätigfeit ber Legislative illu- 
jorifch gemacht werden könnte, auch von 
der gerichtlichen Praris, namentlih in 
Preußen, aboptiert worden iſt. Die Ver: 
faſſungsurkunden ber einzelnen deutſchen 
Staaten erwähnen nämlid) das Dispenſa⸗ 
tionsrecht bes Landesherrn regelmäßignur 
furz, ohne dasſelbe näher zu präzifieren; 
insbeſondere fehlt es in der preußifchen 
Verfaflungsurfunde gänzlich an derartigen 
Befimmungen. DieHauptfälle, in welchen 
die Dispenfationdbefugnis au: 
geübt zu werben pflegt, find die Erteilung 
der BolljährigfeitMajorennifierung) und 
die Ergänzung bes elterlichen Konjenjes 
bei Berheiratungen fowie in protejtanti- 
den Ländern die Eheicheidung und ber 
D. von Ehehinderniſſen. Die Ausübun 

diefes letztern Dispenfationsrechts, wel: 
Ge ben evangelifchen Landesherren als 
den Häuptern ber Staatskirche zufteht, 
wird regelmäßig unter Mitwirkung ber 
Konfiftorien oder Kultusminiiterien aus⸗ 
geübt. Im FTatholifchen Kirchenrecht ift 
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ba3 oben entwidelte Brinzip, baß die Dis⸗ 
penjationsbefugnis der gefetgebenden Ge⸗ 
walt Forrefpondieren müſſe, in Tonie- 
quenter Weife durchgeführt. Diefelbe jtebt 
daher in kirchenrechtlichen Angelegenhei⸗ 
ten zunächſt dem Papft zu; body findet fic 
bier in dem fogen. göttfichen Recht ihre 
Schranfe, indem 3. B. von bem Verbot 
ber Ehe zwiſchen Eltern und Kindern aud) 
ber Papſt nicht dispenfieren kann. Der 
Form nad) werben bie päpftlichen Dispenfe 
eingeteilt in Dispenfationen in forma 
gratiosa und in forma commissoria, 
je nachdem fie unmittelbar durch die rö⸗ 
milde Kurie ober durch Bermittelung bes 
Drdinariats, d. 9. durch den fompetenten 
Bilchof (ordinarius), erteilt werden. Den 
Biſchöfen felbit fteht das Recht zum D. 
von firchenrechtlichen Sabungen nur in 
Anfehung ihres partifuläten Diözeſan⸗ 
rechts zu, rüdfichtlich bes gemeinen Kir: 
chenrechts nur, wenn und foweit ihnen 
eine Dispenfationsbefugnid vom Papſt 
übertragen worden ift. Letzteres gefchieht 
durch die ſogen. facultates (Vollmach⸗ 
ten) und zwar regelmäßig nur auf fünf 
ahre (Quinguennalfalultäten). 
u bemerfen ift noch, daß in England das 
ispenfationgredht der Krone durch bie 
Bill of rights für immer befeitigt wor: 
den ift, nachdent dasſelbe unter Jakob II. 
durch fuftematifchen Mißbrauch faft zu 
einer gänzlichen Bejeitigung der alten 
Landesrechte geführt hatte. Auf bem Ge: 
biet des Strafrechts ift von eigentlicher 
Dispenserteilung feine Rebe; bier tritt 
das Begnadigungsrecht an bie Stelle der- 
felben (1 Begnabigung). Bol. Gneiſt, 
Engliſches Berwaltungsreht (2. Aufl. 
1867); Derjelbe, Verwaltung, Juſtiz, 
Rechtsweg ıc., ©. 62 ff. (1869); Ger: 
ber, Über Privilegienhoheit und Dispen⸗ 
fationdgewalt im modernen Staat (Tüs 
binger > Zeitfchrift für Staatswilfenfchaf- 
ten«e 1871); Derfelbe, Geſammelte ju⸗ 
riftifche Abhandlungen (1872). 
Disponieren (lat.), verfügen, beſtim⸗ 
men; Dispofition, Anordnung, Ver: 
fügung; namentlid im Rechtsleben jebe 
Verfügung über einen vermögensrecht- 
lien Gegenftand, fei e8 unter Leben: 
ben (Kauf, Taufch, Schenfung u. dgl.), 
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fei ed »auf ben Tobesfalle (legtwillige 
Dispofition, wie Teitament, Erbver: 
trag); Dispofitionsfähigkteit, bie 
rechtliche Hanblungsfähigkeit. Im Staato⸗ 
und Mi ärbienf verſteht man unter 
Stellung aut Dispofition bie Ver 
fegung in den zeitweiligen Rubeftanb ober 
auf Wartegeld, welche fpätere Verwen⸗ 
bung des zur Dißpofition Geſtellten durch⸗ 
aus nicht ausfchlieft. Das Verfahren, 
welches in foldhen Fällen eintritt, ift in 
ben einzelnen Staaten durch Geſetz gere⸗ 
gelt. Für Richterbeamte ift der Grund: 
laß, daß fie wiber ihren Willen nur kraft 
richterlicher Enticheidung unb nur aus 
den Gründen und unter den Formen, 
welche bie Gefebe beſtimmen, bauernd 
oder zeitweije ihred Amtes enthoben oder 
an eine andre Stelle ober in ben Ruhe⸗ 
ftand verſetzt werben können, aud) in dem 
deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz ($ 8) 
ausdrücklich anerkannt. 

Disputationustage, ſ. Mecklenburg⸗ 
Schwerin. 

iſſenters (engl., »Andersbenkende«), 
in England alle nicht zur Staatskirche ge⸗ 
hörigen Perſonen; namentlich bie prote⸗ 
ſtantiſchen Sekten, wie die Presbyterianer, 
Baptiſten, Quäker, Irvingianer ꝛc., welche 
ſich von der anglikaniſchen Kirche losge⸗ 
ſagt haben. 

Diffidenten (lat. »Getrennte«), bie 
außerhalb der ſtaatlich anerkannten Kir⸗ 
chen — Religionsparteien. Dieſel⸗ 
ben fiehen in den meiſten Staaten nicht 
unter einer geordneten ftaatlichen Ober: 
aufficht, doch Beziehen fich die preußischen 
und Heffifchen Vorſchriften über Firchliche 
Straf: und Zuchtmittel auch auf Diſſiden⸗ 
tengemeinben. Neuerbings ift der Erlaß 
von Diffidentengefeken in Anregung 
gebracht worden. Wichtig ift Die Beſtim⸗ 
mung ber deutſchen Zivilprogeßorbnung 
($ 446), welche ebenſo wie bie Strafpro- 
zeßordnung (6 64) erklärt, daß es der 
Eidezleiftung gleich geachtet werden foll, 
wenn ein Mitglied einer Religionsgeſell⸗ 
ſchaft, welcher das Geſetz den Gebrauch 
gewiſſer Beteuerungsformeln an Stelle 
des Eides geſtattet, eine Erklärung unter 
ber Beteuerungsformel dieſer Reugions⸗ 
geſellſchaft abgibi. 


Disputationstage — Dividende. 


Diſtrikt (lat.), Bezirk, Unterabteilung 
einer Provinz; in Bayern zerfallen die 
Kreiſe in Diſtrikte, welche den Bezirks⸗ 
ämtern unterſtellt ſind. Der Kommu- 
nalverband des Diſtrikts, die ſogen. Di⸗ 
ſtriktsgemeinde, aber wird durch einen 
Diſtriktsrat vertreten, welch letzterer 
wiederum für die laufende Verwaltung 
einen Diſtriktsausſchuß erwählt. 

Disziplin (lat.), Zucht, Ordnung; im 
Militärwefen bie Mannszucht; auch Be: 


zeichnung für einen gewiſſen Zweig einer 
Wiflenf ft, z. B. bie D. des Staats⸗ 
rechts. Disziplinargewalt, die von 


der Staatsgewalt ausgehende Aufſichts⸗ 
gewalt der vorgeſetzten über die unterge⸗ 
ordneten Behörden, namentlich in den An⸗ 
gelegenheiten des Geſchäftsgangs und ber 
ſittlichen Führung, inſoweit Verſtöße da⸗ 
gegen nicht unter die allgemeinen Straf⸗ 
eſetze fallen. Als Disziplinarſtra— 
en kommen Rügen, Warnungen, Ber: 
weife, Gelbftrafen, Strafverfeßungen, 
Sufpenfion vom Amt und Dienftent: 


laflung vor. Disziplinarunterfu: 


hung, bie von ber vorgefeten Dienftbe 


hörde wegen einer bienftlichen Ungepärig: 
Teit eingeleitete Unterfuhung; Diszi— 
plinardergehen, Überjchreitungen der 
amtlichen Dienfivorichriften und Dienit- 
anweilungen. Wirb gegen einen Beam: 
ten bes Deutichen Reichs das förmliche 


Disziplinarverfabren behufs ber 


Gntfernung aus bem Amt eingeleitet, jo 
entfcheiden darüber befonbere Diszipli- 
narbehörben und zwar in erfter In⸗ 
flanz die Disziplinarfammern, in 
weiterber Disziplinarhof(l]. Reichs⸗ 
e —2 

iurniſt (lat, Diätarins), ein nicht 
mit feſtem Gehalt Angeſtellter, der gegen 
Diäten Cengegelber) arbeitet. 

Divide et impöra (lat., »trenne 
und herrſche«), oft als Staatömarime bes 
alten Nom ben unterworfenen Bölfern 
gegenüber bezeichnet; auch wohl auf bie 
Metternichiche Politik angewandt, welde 
die verſchiedenen Völkerſchaften des öfter: 
reichiſchen Kaiſerſtaats gegeneinander in 
Schach zu halten und fie ebendadurch völ- 
lig beherrſchen ſuchte. 

ividende (Int., »Das zu Berteilende«), 
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berjenige Gewinnenteil, welcher den Teil: 
nehmern an einem Unternehmen, na⸗ 
mentlih an einem Altienunternehmen, 
zu teil wird; Dividendbengarantie, 
bie Gewährleiftung eines beftimmtten jähr- 
Then Dividenbenbetragd, wie er 3.3. von 
einer Staatsregierung für die Altien einer 
Eiſenbahngeſellſchaft übernommen wird. 

Disifion (Iat.), im Militärweſen eine 
Truppenabteilung, welche zumeiſt aus 
wei Brigaben berjelben Waffengattung be- 
* Divifionär, Befehlshaber der D., 
in Deutiäland gewöhnlich ein General: 

t 


nt. 

Dottor( lat. Doctor, »Lehrer«), Ehren: 
titel für Gelehrte, 1130 zuerft von der 
Univerfität zu Bologna verliehen; Doc- 
tor jaris utriusque, D. beider Rechte, 
d. h. des römiſchen und des kanoniſchen 
Rechts. Die Ernennung zum D. einer 
Tafultät erfolgt durch deren Dekan ent⸗ 
weder nach porgängigen Examen (Dok⸗ 
torexame n) oder auf Grund einer ſchrift⸗ 
lichen Arbeit (»in absentia«) oder als eh⸗ 
renvoſle Auszeichnung (>honoris causa«) 
durch Beichluß der Fakultät (Doktor: 
promotion). Die über die Verleihung 
der Doktorwürde ausgefertigte Urkunde 
wird Doftordiplom genannt. | 

Daltrinäre (v. lat. doctrina, »ꝰWiſ⸗ 
fenihaft«), Männer der Wifienfchaft, na⸗ 
mentlich ſolche, welche in unpraftifcher 
Weiſe lediglich nach theoretifchen Grund: 
faten verfahren. So wandte man bieje 
Bezeichnung in Frankreich während ber 
Reitauration auf diejenigen Mitglieder der 
parlamentarifchen Oppofition an, welche 
ber Politik ber Willfür gegenüber eine 
wiſſenſchaftliche Staatslehre aufftellten 
und den Konſtitutionaliamus auf Grund 
der Charte Ludwigs XVIII. weiter aus⸗ 
gebildet wiſſen wollten. Neuerdings hat 
man namentlich einzelne nationalliberale 
Politiker, freilich mit wenig Recht, zuwei⸗ 
len als »D.« bezeichnet. 

Dokument (lat. Documentum), Ur⸗ 
kunde (f. d.); dofumentieren, beur: 
kunden, urkundlich barthun. 

‚ Dollar (v. deutſchen sThaler«), bie 
in Münzen wie in Papiergeld dargeftellte 
Münzeinheit ber norbamerifanifchen 
Union, eingeteilt in 100 Gent =4,108 ME. 


Dolmetſcher (Dolm etſch), Überfeker, 
Geſprãchsvermittler. So find ben Geſandt⸗ 
haften vielfach D. als ftändige Unterbe- 
amte (im Orient »Dragomane« genannt) 
beigegeben. Wird vor Gericht unter Be- 
teiligung von Berjonen verhandelt, welche 
der deutſchen Sprache nicht mächtig find, 
fo ift nad) dem deutſchen Gerichtsverfaſ⸗ 
jungsgefeß, welches bie deutſche Sprache 
für die &erichtsfpracdhe erflärt, ein D. 
zuzuziehen. Doc kann diefe Zuziehung 
eined Dolmetſchers unterbleiben, wenn bie 
beteiligten Perſonen ſämtlich der fremden 
Spradye mädtig find. Ebenſo ift zur Ver: 
handlung mit tauben ober ftummen Ber: 
fonen, fofern nicht eine ſchriftliche Ver⸗ 
ftändigung erfolgt, eine F ignete Perſon 
als D. zuzuziehen. Der D. hat als Sach⸗ 
verftändiger des Gerichts einen Eid dahin 
abzuleiften, baß er treu und gewiflenhaft 
übertragen werde. Der Dienit desjelben 
fann aber auch von dein Gerichtöfchreiber 
wahrgenommen werden. Vgl. Deutiches 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz, FF 187 — 193. 

Dolus (lat.) vorſatzliches rechtswidriges 
Handeln, im Gegenſatz zur rechtswidrigen 
dabelaigreit pa), daher man 
von einer doloſen im Gegenſatz zur 
kulpoſen Rechtsverletzung ſpricht. 

Dom, ſ. Don. 

Domäne (v. lat. dominium, »herr⸗ 
ſchaftliches Sute,Kammergut), Grund⸗ 
jtüdle, namentlich größere geſchlofſene Gü⸗ 
ter, aus deren Ertrag die Staatsausgaben 
zum Teil beſtritten werden. Die Domä⸗ 
nen ſind ihrem hiſtoriſchen Urſprung nach 
in den einzelnen Staaten von verſchiede⸗ 
ner rechtlicher Natur; ſie ſind teils als 
Staatseigentum, teils als Eigentum des 
regierenden Hauſes anzuſehen. In man⸗ 
chen deutſchen Staaten war die Unſicher⸗ 
heit der Eigentumsverhältniſſe in An⸗ 
ſehung bes Vomanialvermögens die Ver⸗ 
anlaflung zu Iangtvierigen Differenzen 
zwifchen bem fürſtlichen Haus und zini- 
ſchen ber Bolfsvertretung; doch find Diefe 
Streitigkeiten jeßtzumeift beigelegt, inbem 
man bie Domänen teils als Staatsgut, 
teils als fürfiliches Familienfldeifeommiß- 
gt erflärt und über die Berwenbung ber 

infünfte beitimmte — ge⸗ 
troffen, auch wohl Teilung ber Subflans 


de 


Bam | 
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bes Domänenguts für den Fall einer Die 
diatifierung des regierenden Haufes vor: 
ejeben bat. Die Veräußerung von Bes 
Nanbteilen des Domanialguts ift regel 
mäßig von der Zuftimmung der Stände 
abhangis gemacht. 
Dominikaner, |. Orben. 
Dominikaniſche Republik, |. Hayti. 
Domizil (lat., Wohnort), im allge: 
meinen ber Ort, wo ſich jemand bleibend 
aufhält. In der Jurisprudenz unterfcheis 
bet man ein Domicilium voluntarium, 
d. 5. freiwilliges D., vom Domicilium ne- 
cessarium, d. h. notwendigen D., welch 
letzteres bei ben durch ihre amtliche Stel- 
lung oder fonitige Dienftverhältnifie an 
einen beftimmten Drfgewiefenen Perſonen 
fowie bei Ehefrauen, welche das D. ihres 
Mannes teilen, ftattfindet (vgl. Heimat). 
Don (ipan., portug. Dom, v. Tat. do- 
minus, >Herre; Femininum Doiia, 
Donna),in Spanien und Portugal Titel, 
welchen der Abel dem Taufnamen vorfebt. 
Doppeladler, Wappen bes ehemaligen 
römischen Kaiſerreichs, 1846 auch vom 
Deutichen Bund als Wappenzeichen ange- 
nommen, von Ofterreich nad) Auflöfung 
bes Deutichen Reichs 1806 beibehalten, 
auch von Rußland unter dem Zaren Iwan 
Wafiljewitich angenommen. Dagegen ift 
als Wappen des neuen Deutjchen Reichs 
ber einföpfige Adler gewählt worden. Val. 
allerhöchſten Erlaß vom 3. Aug. 1874 
(Reichsgeſetzblatt, S. 318). 
Doppelbeſteuerung. Durch das nord⸗ 
deutſche Bundesgeſetz, jetzt deutſche Reichs⸗ 
geſetz vom 1. Nov. 1867 iſt für den vor⸗ 
maligen Norddeutſchen Bund und nun⸗ 
mehr für das Deutſche Reich der Grund⸗ 
ſatz der Freizügigkeit geſetzlich ſanktioniert 
und jedem Deutſchen damit das Recht 
eingeräumt worden, ſich innerhalb des 
Reichs und in den einzelnen Bundesſtaa⸗ 
ten an jedem Ort aufzuhalten oder nieder⸗ 
zulaſſen, wo er eine eigne Wohnung oder 
ein Unterkommen ſich zu verſchaffen im⸗ 
ſtande ſei. Schon das Freizügigkeitsgeſetz 
erklärte, daß ein Bundesangebötiger in 
der Ausübung dieſes Necht? weder durch 
die Obrigkeit Deiner Heimat noch durch bie 
jeinesAufenthaltsorts gehindert oder durch 
läftige Bedingungen befchränkt werben 
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bürfe. Damit war denn aud) bie Heran- 
ra ber Bundesangehörigen, weldhe 


ich außerhalb ihres Heimatſtaats nieder⸗ 


gelaſſen, zu ben direkten Steuern fomwohl 


in dem letztern als auch zugleich in dem 
Staat, in weldhem fie ihren Wohnfiß ge: 
nommen, unverträglid, und zahlreiche 
Petitionen ber durch eine ſolche Maßregel 
Betroffenen veranlagten eine Befeitigung 
dieſer D. im Weg der Bundesgefeßgebung. 
Das jest für Das ganze Deutiche Reich 


verbindliche Gefek vom 13. Mai 1870 


wegen Beſeitigung ber D.« beſtimmt 
hieruͤber folgendes: Ein Deutſcher ſoll zu 
ben direkten Staatsſteuern nur in dem⸗ 
jenigen Bundesſtaat herangezogen werden, 
in welchem er ſeinen Bokrlie bat. Ale 
Wohnſitz gilt aber berjenige Dt, an wel- 
chem ber Betreffende eine Wohnung unter 
Umftänden innehat, weldye auf die Ab- 
Nat der dauernden Beibehaltung einer 
ſolchen fchließen Yaffen. Fehlt es über: 
haupt an einem eigentlichen Wohnfig , fo 
ift der Aufenthaltsort maßgebend. Wer 
Dagegen ſowohl in feinem Heimatfiaat 
als auch in einem andern Bunbesftaat 
einen Wohnfib Hat, darf nur in bem 
erſtern mit direlten Steuern belaftet wer: 
ben. Bei Beamten entjcheidet der dienſt⸗ 
liche Wohnſitz; Militärperfonen und Zivil- 
beamte jowie deren Hinterbliebene find 
wegen ihres Gehalts, wegen Penſion over 
Wartegeld nur in demjenigen Staat zu 
befteuern, welcher die Zahlung zu Teiften 
bat. Endlich ift noch verordnet, daß ber 
Grundbeſitz und der Betrieb eines Ge 
werbes fowie das aus dieſen Quellen ber: 
rührende Einfommen nur von demjenigen 
Bundesſtaat befteuert werden dürfen, in 
welchem ber Grundbeſitz liegt ober das Ge: 
werbe betrieben wirb. 
Doppelehe,f.Unzuchtöverbreden. 
Doppelwährung, j. Währung. 
Dorigemeinde, j. Semeinde. 
Dotieren (Int), ausftatten; Dota⸗ 
tion, Ausftattung; auch die außerordent: 
liche Zuwendung ſelbſt, mit welcher 3. 2. 
ein verdienter Staatsmann oder ein * 
herr für ganz beſonders ausgezeichnete 
Dienſte belohnt wird. 
Douane (franz., ſpr. duahn, v. per: 
ſiſch-arab. Diwan), Zollhaus, Zollbüreau, 





Doyen — Dukaten. 


Mautamt; auch Bezeihnung für das ge⸗ 
famte zur Kontrolle der Aus⸗ und Einfuhr 
und zur&rhebung der gefeßlichen Zölle be- 
Rellte Beamtenperfonal (Douaniers). 

Dohen (franz. , fpr. doajäng, v. lat. 
decanus), der Altefte, namentlich in ben 
diplomatifchen Korps der an einem Hof 
affreditierten Gejandten, welcher den Bor: 
tritt bat und bei gewiſſen Gelegenheiten 
Wortführer ifl. 

Drachme, bie bdermalige griechifche 
Münzeinheit (— 1 Frank = 80 Pf.). 

Dragamän (türt.), Dolmeticher, be: 
ſonders bei der Pforte und bei Geſandt⸗ 
haften im Orient. 

Dragsner, urſprünglich Büchſen⸗ 
ſchützen zu Pferd, welche als Kavallerie 
und als Infanterie gebraucht wurden; 
jetzt leichte Kavallerie, mit Säbeln und 
Karabinern bewaffnet. 

Dreijãhrig⸗ Freiwillige, ſ. Frei⸗ 


willige. 

Dreitlaſſenfyſtem, |. Wahl. 

Drohung(lat. Minatio), die handlungs⸗ 
weiſe, durch welche man einem andern die 
rechtswidrige Zufügung gewiſſer Nachteile 
in Ausſicht ſtellt. Abgeſehen vom Privat⸗ 
recht, wird die D. namentlich auf dem Ge⸗ 
biet des Strafrechts berückſichtigt und zwar 
zunächſt inſofern, als derjenige, welcher 
einen andern durch D. vorſätzlich zu einem 
Verbrechen beſtimmte, als Anftifter (in: 
telleftueller Urheber) nah Maßgabe 
desjenigen Strafgeſetzes beitraft wird, wel⸗ 
ches auf die Handlung Anwendung findet, 
zu der er wiſſentlich angeftiftet Hat (beut- 
ſches Reichsſtrafgeſetzbuch, G 48). Au 
der anbern Seite wird die Strafbarfeit 
einer Handlung für ben — dadurch 
ausgeſchloſſen, daß er zu dieſer Handlung 
durch eine D., welche mit einer gegenwär⸗ 
tigen, auf andre Weiſe nicht abwendbaren 
Gefahr für Leib oder Leben ſeiner ſelbſt 
oder eines Angehörigen verbunden war, 
genötigt wurde. Als »Angehörige« ſind 
aber nach dem deutſchen Strafgeſetzbuch 
($ 52) Verwandte und Verfchmwägerte 
auf- und abfteigenber Linie, Aboptiv- und 
Pflegeeltern und Kinder, Ehegatten, Ge: 
ſchwiſter und deren Ehegatten jowie Ber: 
lobte anzufehen. Außerdem fommt die D. 
bei einer Reihe von Verbrechen, als zu 
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beren Thatbeitand gehörig, in Anbetracht, 
fo beim Raub, deſſen Thatbeitand darin 
beruht, daß der Räuber mit Gewalt gegen 
eine Perfon oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Xeben einem andern eine fremde 
bewegliche Sache in der Abſicht wegnimmt, 
ſich diefelbe rechtswidrig zuzueignen, ebenfo 
bei der Notzucht, Erpreffung, Nötigung, 
bei dem Widerſtand gegen bie Staatsge- 
walt u. dgl. Aber auch bie einfache Des 
drohung eined andern mit einem Verbre⸗ 
hen wird beftraft und zwar nach F 241 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Gefängnis 
bi8 zu 6 Monaten oder mit Geldftrafe bis 
zu 300 ME. Befonders firafbar erjcheint 
es endlich, wenn durch die Androhung 
eines gemeingefährlichen Verbrechens, aljo 
namenilich duch D. mit Brandftiftung 
mittelft ſogen. Brand: ober Drohbriefe, ber 
öffentliche Friede geitört wird. Nach F 126 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs ſoll hier Gefäng⸗ 
nisſtrafe bis zu einem Jahr eintreten. 

Droit d’aubaine (franz., ſpr. droa do⸗ 
bähn), Heimfallsrecht, Fremdlingsrecht (ſ. 
Fremdenrecht). 

Drofl, in Niederſachſen ehedem der Ber: 
walter einer Vogtei; in Hannover feit 1822 
Titel der Präfidenten der Regierungsbe- 
giete (Landdrofteien) Der Titel 

anddr oft iſt für Diefe Beamten auch nach 
Einverleibung Hannover in die preußiſche 
Monarchie beibehalten worben. 

Dualismus (neulat., »Zweiteilung«), 
in der Politit die Teilung der Gewalt 
zwilchen zwei Saftoren oder Mächten. So 


f| war 3. B. zur Zeit des frühern Deutichen 


Bundes der D. Ofterreich und Preußens, 
welche fih in bie eigentlihe Macht in 
Deutichland teilen follten, der Hauptgrund 
der Schwäche des Bundes. Auch bie gegen- 
wärtige Verfaſſung der öfterreichiichen 
Monarchie ift Inforern eine dualiftifche, 
als Cis- und Transleithanien als völlig 
gleichberechtigte Staatskörper angefehen 
und behandelt werben. 

Due (fran;., ipr. dück, lat. Dux, ital. 
Duca), hAgER (ſ. d.) in Frankreich höchite 
Rangſtufe des Adels zwiſchen prince und 
Due (lat), [.v.w Zweikampf 

Zuell (lat.), ſ. v. w. Zweikampf. 

Dukãten, Goldmünze, angeblich fo be 
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nannt nach ben Familiennamen »Dufas« 

der byzantinifchen Kaifer Konitantin und 

Michael; in Deutſchland jeit 1559 Reichs⸗ 

münze, heutzutage noch in Hollanb (9,583 

ME), Ofterreich (9, x04 ME.) und Rußland 

(omperialbufaten, 10,04 ME.) gangbare 
nze 


ze. 

Dunkelarreſt, |. Arreſt. 

Duplik bet) die Antwort des Beklag⸗ 

ten auf bie Neplit Des Klägers, zu welcher 
fi die D. wie die Einrede dur Klage 
verhält; auch Bezeichnung für den vorbe⸗ 
reitenden Scriftiab, ben vierten Partei: 
fat, welcher die Beantivortung ber Replik⸗ 
ſchrift enthält. Vgl. Deutfche Zivilprozeß⸗ 
ordnung, F 245. 

Duplikat (lat.), Doppelſchrift; das 
zweite Exemplar einer Schrift, insbeſon⸗ 
dere einer Prozeßſchrift, welche doppelt (in 
duplo) einzureichen iſt, damit das eine 
Exemplar bei den Akten bleibe, das andre 
aber dem Prozeßgegner ngefertipt werde. 

Durdlandt —— t fat. 
serenus, serenissimug), Titel fürftlicher 
Perfonen, insbefonbere ber Souveräne 
ber beutichen Fürftentünter und der Ange: 
hörigen ihrer Häufer. Durch Beichluß der 
Bundesverfammlung vom 18. Aug. 18 
wurde aber auch ben vormals reichäftän- 
bifchen, jet ftandesherrlichen Fürſten bas 
Prädikat D. erteilt. Zwar follte nach dem 
Bundesbeihluß vom 12. März 1829 
eigentlih nur ben Häuptern ber mittel- 
bar gewordenen, vormals reihsftänbifchen 
fürftlihden Familien biefes Präbifat jus 
fommen; doch ift dasſelbe auch den nicht 
zum Reichsfürftenftand gehörenden Für- 
ten Hardenberg, Putbus, Püdler, Wrebe 
u. a. beigelegt worden, weshalb die regie- 
renden Herzöge feit 1844 ben Titel »Ho⸗ 
beite annahmen. Durchlauchtigſt (sere- 
nissima) nannten fi) auch fonft die Re⸗ 
publifen Venedig, Genua und Bolen 
fowie der Deutiche Bund. 

Durthſuchung einer Perſon und der ihr 
zugehörigen Sachen, der Wohnung und 
andrer Räume (Hausſuchung), als 
polizeiliche oder ſtrafprozeſſualiſche Maß⸗ 
regel, iſt nur den geſetzlich dazu ermächtig⸗ 
ten Beamten unter den geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen geſtattet, fo 3. B. den Zoll⸗ und 
Steuerbeamten innerhalb ihrer Berufs⸗ 


25 | feiner Ergreifung, ſei es zumꝰ 


Dunkelarreſt — Durchſuchung. 


fphäre mit Rüuͤckſicht ge zoll⸗ und feuer: 
—5 — Gegenſtande. Im ſtrafrechtlichen 
erfahren iſt eine D. nach der deutſchen 
Strafprozeßordnung ($$ 102 ff.) regel | 
mäßig nur Richter unb nur bei Ge⸗ 
Ir ım Verzug auch der Staatsanwalt 
daft und den Sicherheits⸗ und Polizei: 
beamten mit ber Beftimmung geflattet, 
Daß, wenn es fih um eine Hausfuchung 
handelt, ber Inhaber der zu durchſuchen- 
ben Räume der D. beivohnen darf und 
in beffen Abwejenheit, wenn möglich, ein 
erwachiener Angehöriger, Hausgenoſſe 
ober Nachbar zuzuziehen ift. Findet eine 
D. der Wohnung, ber Gelchäftsriumeoder 
bes befriedeten Beſitztums ohne Beifein bes 
Richters ober des Staatsanwalts ftaft, jo 
find, wern dies möglich ift, ein Gemeinde: 
beamter oder zwei Mitglieder ber betref: 
fenden Gemeinde zuguziehen, und zwar 
dürfen die als Gemeinbemitglieber zugezo- 
enen Perfonen nicht Polizei- oder Sicher: 
Beitöbenmte fein. EineD. ift aber in erſter 
Linie nur bei bemjenigen zuläffig, welcher 
als Thäter oder Teilnehmer einer ftraf: 
baren Handlung oder als Begünfliger 
oder Hehler verbächtig fit, ſei es aum Zwed 
achſuchen 
nad) Beweismitteln. Bei andern Perſo⸗ 
sıen follen Surhfuchungen nur bebufs Er⸗ 
reifung bes Beſchuldigten oder behufs 
erfolgung von Spuren einer ftrafbaren 
Handlung oder zum Zwed ber Beihlag 
nahme beftimmter Gegenftänbe flattfinden, 
wofern anzunehmen ſieht, daß die gefuchte | 
Perſon, Spur oder Sache fih in den zu 
durchfuchenden Räumen befinde: eine Be 
[immung, welche jedoch auf die Räume, 
n welchen ber Angeſchuldigte ergriffen 
worden ift, ober bie er während der Ber: 
folgung betreten bat, ober in welchen eine 
unter Bofigeinuffücht fiehende Perfon ſich 
aufhält, Feine Anwendung findet. Auch 
follen zur Nachtzeit nur bei Verfolgung 
auf Frifcher That oder bei Gefahr im Ver: 
zug ober behufs Wiederergreifung eines 
entwichenen Gefangenen Faust ungen 
vorgenommen werden, abgefehen von ben 
Wohnungen ber unter Polizeiaufſicht 
febenben Perfonen , den zur Nachtzeit je: 
ermann zugänglichen Räumen, ben no 
torifden Herbergen und Verſammlungs⸗ 

















Durchſuchungsrecht — Ebenbürtigfeit. 


orten beſtrafter Perſonen, ben Niederlagen 
ton Sachen, weldye mittelft ftrafbarer 
Sandlumgen erlangt find, und ben be 
kannten Schlupfwinteln des Slüdsipiels 
oder ber gesverbsmäßigen Unzucht. Die 
fogen. generelle Hausſuchung bes frühern 
Strafprozeſſes, welche fich beliebig auf 
ganze Hänferfomplere oder ganze Ort⸗ 
ihaften erſtreckte, ift abgefchafft. 
Durtchſuchuugsſsrecht (Befichti: 
gungs- und Unterfuhungsredt, 
Jus visitationis; fram. Droit de visite, 
de recherche; engl. Right of visit, of 
search), die völferrechtlihe Befugnis 
ftiegführender Mächte, bie Privatichiffe 
der Neutralen durch ihre Kriegsichifte auf 
der See zum Zweck einer linterjuchung 
anhalten zur Taten. Vermoͤge dieſes Rechts 
kann eine im Kriegszuſtand befindliche 
Macht, nachdem dies den neutralen Staa⸗ 
ten notifiziert worden, auf der hohen See 
und in ben Küftengewäffern ber Triegfüb- 
tenden Mächte bie neutralen Handels- 
hiffe und fonftigen Transportmittel zum 
Zweck ber Fefiftellung ihrer Nationalität 
und der Durchſuchung nach feindlicher 
Mannſchaft ober nad Kriegöfonterbande 
oder behufs Feitftellung eines Blockade⸗ 
bruchs anhalten laſſen und zwar durch 
ihre Kriegsſchiffe und nötigenfalls unter 
Anwendung von Gewalt, welche im Tall 


des Widerſiands ober ber Flucht 618 zur | cher; im Mittelalter jolche 


Bernihtung des neutralen Fahrzeugs 
geben kann. Zur Bermeibung einer der- 
men Durchſuchung pflegen die neutra⸗ 
im Hanbelefchiffe vielfah unterdem Kon: 
voi (»Geleite) von Kriegsſchiffen ihres 
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Staats zu fegeln. Die »Undurchſuchbar⸗ 
feit« des Kriegsfchiffs erftredt fih dann 
auch auf das geleitete Schiff, welches von 
bem erftern überwadht wird, und es ge 
nügt die VBerfiherung des Konvoibefehls⸗ 
habers, daß die konvoyierten Schiffe Feine 
Kriegsfonterbande mit fich führen. Das 
gegen findet ein D. im Friedenszeiten 
(fogen. Droit d’enquete du pevillon, 
engl. Right of approach) völkerrechtlich 
feine Anerfennung. Nur zur Unter: 
drüdung des Sklavenhandels haben die 
Seemädte ſich gegenfeitig ein ſolches D. 
zugeftanden, bie norbamerikanifchen Ver: 
einigten Staaten aber auch nicht einmal 
u dieſem Zweck. Im übrigen iſt das D. 
in Friedenzzeiten, zur Feftftellung der Na⸗ 
tionalität oder wegen Verdachts ber Sees 
räuberei etwa, völferrechtlich nicht aner⸗ 
fannt. Zur Erörterung ber Frage gab das 
Borgehen des Kapitäng Werner 23. Juli 
1873, welder als Kapitän bes preußi- 
ſchen Kriegsſchiffs Friedrich Karl den ſpa⸗ 
niſchen Aviſo Vigilante vor Cartagena 
anhielt, mannigfachen Anlaß. Vgal. Ted: 
lenborg, Der »Vigilane-⸗Fall (1873); 
Heffter, Europäiiches Bölferreht (6. 
Aufl. 1873); 9. Kaltenborn, Seerecht, 
2b. 2 (1851). 
Dynafie (griei). Serricergefätedit, 
rſtenhaus; Dynaft, Machthaber, Herr- 
rafen und 
Herren, welche bei bem Berfall der alten 
Gauverfaflung in den Beſitz reich2freier 
Territorien gelangt waren. Dynaſtiſch, 
bo. bynaftifche Sntereflen, auf die D. 
züglich, die D. angehend. 


E. 


Earl (ſpr. rl, aus dem norwegiſchen 
Jarl« entſtanden), engliſcher Adelstitel, 
der bis Mitte des 14. Jahrh. die höchſte 
Stufe des engfülchen Abels bezeichnete; 
gegenwärtig bloße Standesauszeichnung. 

Ebenbũrtigkeit, Standesgleichheit der 
Geburt nach war früher bei dem Abel 
allgemein bie Bedingung einer flandes: 
mäßigen Ehe, während fie heutzutage nur 
no bei den ſouveränen Familien und 


denn hoben Abel von ebentung ift. 
Dem hohen (ehemalsreihsunmittelbaren, 
reihsfländifchen oder lanbesherrlichen) 
Adel war nämlich in der deutfchen Bun⸗ 
bezafte vom 8. Juni 1815, durch Bundes⸗ 
gefeß vom 19. Aug. 1825 und laut des 
Aachener Konferenzprototolls vom 7. Nov. 
1818 das Recht der E. gegenüber den fou- 
veränen Geichlechtern garantiert worden. 
Im Mittelalter war dagegen bad Erfor- 
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dernis der E. der Ehegatten aud) bei den 
Ehen der Ritterbürtigen injofern vorhan⸗ 
ben, als Kinder aus einer ungleichen Ehe 
»der ärgern Hand folgten«, d. h. den Stand 
des Nichtritterbürtigen teilten. Dies ift 
fpäter nur beim Herrenftand, den ehe⸗ 
maligen Reichsftänden, d. 5. dem heuti- 
gen ebenbürtigen hoben Adel, in Geltung 
geblieben, indem diejer Rechtsſatz in bie: 
jer Sphäre durch Hausgefete und Haus: 
verträge aufrecht erhalten warb. Von 
»Mißheiraten« des niedern Adels Tann 
daher heute nicht mehr die Rede ſein. Wenn 
dagegen bei Ehen des hohen Adels die E. 
fehlt, ſo iſt eine Mißheirat vorhanden, 
welche außer der Ausſchließung der Stan⸗ 
beögleichheit ver Ehegatten auch die Wir⸗ 
fung bat, daß die Kinder nicht ben höhern 
Geburtsftand und Rang bes Vaters tei⸗ 
len, und daß ſowohl die Frau als die Kin- 
ber nur biejenigen bermögensrechtlichen 
Anfprüche an die Hinterlafienichaft de? 
Vaters erhalten, welche von ber Voraus 
fetung der E. unabhängig find. Daber 
bat die Frau feinen Anſpruch auf das ftan- 
desgemäße Wittum, und die Kinder find 
nicht jucceffionsberechtigt in betreff ber 
Stamm, Fideikommiß⸗ und Lehngüter; 
jeboch Eünnen diefe Nachteile durch Ver: 
zicht der ebenbürtigen Erben und Einwil- 
ligung des Lehnsherrn teilweife gehoben 
werden. ‚Werden diefe Wirkungen ber 
Mißheirat gleich bei Eingehung der Ehe 
vertragsinägig beftimmt, fo nennt man 
bie Ehe eine Ehezurlinfen Hand ober 
morganatiſche Ehe. Vgl. Göhrum, 
Geſchichtliche Darftellung ber Lehre vonder 
E. nad) gemeinem deutſchen Recht (1846, 
2 Bde.); Zöpfl, Grundſätze des gemeinen 
deutſchen Staatsrechts (5. Aufl. 1863). 

Ecelesia (griech.), Kirche; E. mili- 


tans, jtreitende Kirche, namentlich Be⸗ | 2000 


zeichnung für die Tatholifche Kirche im 
Kampf mit der Staatögemwalt. 

Echee (franz, ipr. get), Schachfpiel. 
Einen E. erleiden, eine Schlappe erleiden; 
en &. halten, ein feindliche Korps beſchäf⸗ 


tigen. 

 Ehtlofigteit (v. altdeutfch. echt, d. h. 

kai), un € ——— Ge⸗ 

ichteten nach altgermaniſchem Recht. 
Eclalreurs — ſpr. elläror), bie 


Eeclesia — Ecuador. 


äußerten Spiken vorgefchidter Truppen: 
abteilungen, die den Zwed haben, Ter⸗ 
rain und Stellung des Jeinbee zu erfor: 


ſchen; im politifhen Leben Bezeichnung 


für diejenigen, welche die Abficht der Re: 
me oder einer Gegenpartei erfunden 
ollen. 

Ecnadör (Quito), ſüdamerikan. Frei- 
ftaat; früher nach der Unabhängigkeits⸗ 
erflärung in Anſehung ber jpanifchen 
gerigaft ein Beſtandteil der Nepublif 

olumbien (f. d.), fonftituierte ſich E. 1830 


als befondere Republik und behauptete in 


langwierigen Kämpfen mit den Nachbar: 
ftaaten, insbefondere mit Peru, feine 
Selbftändigkeit. Das Land (643,295 qkm) 
zerfällt in elf ‚Brovingen mit 946,033 
Einw., wozu noch etwa ; 
fommen. Zu €. gehören die Galapagos⸗ 
infeln, 7643 qkm mit 50—60 Einw. 
Die Hauptftadt ver Republif ift Quito 
mit ca. 80, i 
von 1845 (mit Nachträgen von 1852 und 
1853) iſt die einer Republik. An der 
Spitze derſelben ſteht der Präſident, wel⸗ 
chem zwei Stellvertreter (designados) 
beigegeben ſind. Dieſelben werden vom 
Volk jeweilig ul vier Jahre gewählt. 
Dem Präfidenten jteht ein Rat zur Seite, 
beitehend aus ben Miniftern (ür Inne⸗ 
res und Auswärtiges, fiir Krieg und Ma⸗ 
rine und für Finanzen und öffentliche 
Arbeiten), dem Vorfikenden bes Oberge- 
richts und einem höhern Geiſtlichen. Die 
gejetgebende Gewalt wird von dem Kon: 
greb ausgeübt, welcher in einen Senat (18 
itglieder) und ein Repräfentantenhaus 
(30 Mitglieder) zerfällt. EinDbergerichtd: 
bof beftebt in Quito, unter diefem ſtehen 
drei Gerichtshöfe und Kinzelrichter. Die 
Kriegsmacht fol verfafjungsmäßig aus 
Dann ftehender Truppen und aus 
einer NRationalgarde beftehen. Eine eigent- 
liche Kriegsflotte ift nicht vorbanben. 
Die Religion ift die katholiſche; an ber 
Spike der Seiftlichkeit fteht der Erzbiichof 
von Quito mit Bilchöfen in Guenga, 
Guayaquil, Loja, Jbarra, Riobamba und 
Manari. Ein deuticher Konful hat feinen 
Sit in Guayaquil. Die Finanzlage ift 
feine günftige: es betrugen bie Ausgaben 
1876: 3,360,000 Biafter (1 Silberpiaiter 


00,000 Indianer 


Einw. Die Verfaflung | 


Edikt — Ehe. 


—4ME.), die Einnahmen (meift aus Zöl⸗ 
len) nur 2,317,000 Biafter. Die Staats- 
ſchuld belief fih 1877 auf 16,370,000 
Piaſter. Das Wappen der Republif beftebt 
aus einem ovalen Schild mit zwei Feldern, 
von denen das obere eine Krone, das un⸗ 
tere einen Berg nebit einem Fluß mit 
einem Dampfidifi enthält. Die Sragge 
zeigt die horizontal laufenden Farben 
Gelb, Blau, Rot. Bal. Wappäus, €. 
(in Steins »Geographiſchem Handbuche, 
1871), und über die Rechtsverhältniſſe in 
E. das Werk von Albertini (in fpani- 
ſcher Sprache, Par. 1866). 

Edikt (Iat.), Verordnung, obrigfeit- 
liche Bekanntmachung. 

Ediktalien (lat. Ediktalcitation, 
Ediktalladung, Aufgebot), öffent: 
liche, durch Anſchlag an Gerichtäftelle und 
Einrüdung in öffentliche Blätter erfol- 
gende gerichtliche Vorladung, welche er: 
Infjen wird, wenn ber Aufenthalt des Vor⸗ 
zuladenben unbefannt ober unbefannte 
Intereſſenten, 3. B. Gläubiger, Erben :c., 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte aufzufor: 
dern find (vgl. Aufgebot). 

Edler (Edler von.. FI, Titel für 
Adlige, bie im Rang über bem gewöhn⸗ 
hen Adel, aber unter den Freiherren 


ſtehen. 

Efendi (türk.), Herr, Gebieter, bei 
den Türken Ehrentitel der Staatsbeamten 
und Standesperſonen. 

Effekten (lat.), ſ. Staatspapiere. 

Effektiv (lat.), wirklich, in Wirklich⸗ 
leit vorhanden, daher man z. B. beim Mi⸗ 
litär von dem Effektivbeſtand der 
Truppen, als von der wirklichen Zahl der 
bei den Fahnen befindlichen Mannſchaften, 
ſpricht. Effekt ive Blocka de nennt man 
im Seekrieg eine wirklich mit Gefahr ver⸗ 
bundene Hafenabſperrung durch die feind⸗ 
liche Macht (vgl. Blodade). 

‚ Egalite (franz.), Gleichheit, beſonders 
in politifcyer Beziehung; auch Name, ben 
der Herzog Ludwig Joſeph Philipp von 
Orleans (auillotiniert 1793) angenom: 
men hatte. Während ber eriten franzöſi⸗ 
ſchen Revolution bildeten die Worte: Ii- 
berts, 6., fraternit& (freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit) die Devife der Nepublif. 
Ehe, die nad) geſetzlichen Vorfchriften 
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eingegangekhe Bereinigung eine? Mannes 
und Weibes zur lebenslänglichen und un: 
geteilten Gemeinschaft aller Lebensverhält⸗ 
nijfe. Das Tridentinifche Konzil (1563) 
erforderte zur Gültigkeit der E. Konſens⸗ 
erflärung vor dem Pfarrer und vor zwei 
oder drei Zeugen, woran ſich dann die 
firhlihe Trauung anſchließen fellte, 
welche auch in das proteftantijche Kirchen- 
recht überging. In neuerer Zeit hat jedoch 
das Inſtitut der Firil ehe große Verbrei⸗ 
tung gefunden, d. h. die durch Konfens⸗ 
erklaͤrung der Brautleute vor weltlichen 
Staatsbeamten (Zivilſtandsbeam⸗ 
ten) mit rechtlicher Wirkſamkeit eingegan⸗ 
gene E., und zwar: Notzivilehe, wenn 
die bürgerlihe Eheſchließung nur aus— 
nahmsweiſe ftattfindet, falls die Firchliche 
Trauung nicht erlangt werden fann, wie 
3. B. nach dem Gefeß vom 25. Mai 1868 
in Ofterreich für die fogen. Konfeſſions⸗ 
loſen; fafultative Zivilehe, wobei den 
Brautleuten zwiſchen kirchlicher und bür⸗ 
gerlicher Eheſchließung die Wahl gelaſſen 
wird, wie in England für bie Angehöri- 
gen der Staatöfirhe, und obligato: 
riſche Zivilehe, wenn die bürgerliche 
Gültigfeit der E. von ber Konfenserklä- 
rung vor dem Standesbeamten abhängt, 
bie unter allen Umftänben der Tirchlichen 
Trauung vorhergeben muß, wie in Frank⸗ 
reich, in England für die Diffenters und 
nach dem Reichsgeſetz vom 6. Febr. 1875 
auch in Deutjchland. Ehehinderniffe 
find, abgejehen von Zwang, Irrtum und 
Betrug, nach diefem Gefeß Mangel ber 
Ehemünbdigfeit (bei Maännern 20, bei 
Weibern 16 Jahre), der Einwilligung des 
Vaters, Solange der Sohn das 25., bie 
Tochter das 24. Lebensjahr nicht vollendet 
bat, der Mutter, wenn fein Vater vor⸗ 
handen, und bei Minderjährigen des Bor: 
munds. Ferner it Witwen der Abſchluß 
einer anderweiten E. vor Ablauf des zehn: 
ten Monat? nad) Beendigung der vorigen 
E. und Bormündern und beren Kindern 
die E. mit den Pflegebefohlenen ber er- 
ſtern unterfagt. Weitere Ehehinderniffe 
find: Verwandtſchaft in auf- und abftei- 
gender Linie; das Verhältnis zwifchen voll 
und nelbbürtigen Geſchwiſtern, zwilchen 
Stiefeltern und Stieffindern, Schwieger- 
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eltern und Schwiegerfinbern uͤnd zwifchen 
Aboptiveltern und Kindern. Auch ift bie 
€. zwifchen einem wegen Ehebruchs Ge 
ſchiedenen und feinem Mitfchulbigen un: 
terfant. Sonftige Ehehinbernifle konfeſ⸗ 
fioneller (Priefterweihe) und polizeilicher 
Natur find durch bie Reichsgeſetzgebung 
beſeitigt. Trennung einer rechtsguͤltigen 
E. durch Richterſpruch oder aus landes⸗ 
herrlicher Machtvollkommenheit ah 
ſaeurg iſt nur aus beſtimmten Ehe⸗ 
cheidungsgründen zuläffig, wie Le⸗ 
bensnachſtellung, Unfruchtbarkeit ber 
Frau, entehrende Strafen, Ehebruch ıc. 
Die ſogen morganatifhe &.(f.Eben: 
bürtigfeit) oder E zur linfen Hand 
kommt nur beim hoben Abel vor. 
Ehebruch, ſ. Unzuchtsverbrechen. 
Ehrenamt, ſ. Amt. 
Ehrenbürger, derjenige, welchen das 


Bürgerrecht als ein Ehrenrecht unentgelt⸗ 


lich von der ſtädtiſchen Behörde erteilt iſt. 

Ehreugericht, zur Schlichtung von 
Ehrenſachen niedergeſetzte Kommiffion, 
namentlich beim Militaär üblich. Über bie 
Ehrengerichte und. ben Ehrenrat ber An- 
wöälte insbefonbere vgl. Rechtsanwalt. 

Ehrenträufung, ſ. Beleidigung, 
Anjurie. 

Ghrenlegion, Orden der, einziger 
Orden Frankreichs, geftiftet un rt 
vom 29. Floreal bes Jahre X (19. Mai 
1802) zur Belohnung von Verbienften 
im Zivil- und Militärdienft, beftehend 
aus Sroßfreuzen, Großoffizieren, Kom: 
mandeuren, Offizieren und Rittern. Die 
Dekoration befteht aus einem Stern mit 
fünf doppelten Strahlen, auf deſſen Vor: 
bereite früher das Bildnis Napoleons J. 
erfichtlicy war, welches jeßt durch eine bild⸗ 
liche Darftellung der Republik erſetzt ift. 
Die Rückſeite zeigt gie Bahnen mit ber 
Devife: »Honneur et Patrie« (»Chreund 
Baterlande«). 

Ehrenrethte (bürgerliche), bie durch 
den Bollgenuß der bürgerlichen Ehre be⸗ 
bingten@ingelbefugniffe, welche der Menſch 
als Perfon und als Staatsbürger im 
öffentlichen Leben in Anfpruch nehmen 
kann. Verluſt diefer bürgerlichen E. tritt 
wur infolge eine? ausbrüdlich Hierauf ges 
richteten Strafurteils ein, und zwar iſt 


Ehebruch — 


Ehrenrechte. 


nad) bein beutichen Reiaflraigefebbun 
zwiichen bem Verluſt aller unb bem ein- 
zelner E. zu unterjcheiden. Berluft aller 
bürgerliden €. Tann nämlich im Straf: 
urteil ausgefprochen werden neben ber 
Todesftrafe und der Zuchthausſtrafe; neben 
der Gefängnisitrafe nur dann, wenn bie 
Dauer ber erkannten Strafe 3 Monate 


überfteigt und entweder bad Gejet ben | 


Berluft der bürgertüchen E. ausdrücklich 
uläßt, oder Die Gefängnisſtrafe an Stelle 


er Zuchthausſtrafe wegen Annahnze mil: 


dernder Umſtände außgefprochen wird. 
Die Hauptfälle, in denen neben Gefängnis⸗ 
firafe auch auf Berluft der &. erfannt 
werben kann, find: Diebſtahl, Unterfchla: 
gung, Heblerei, Erpreflung, Urkunden: 
Taf ung: Münzverfälfhung, Meineid 
und Verleitung bazu, Blutſchande, Kuppe⸗ 
lei, wibernatürlihe Unzucht, öffentliche 
unzüchtige Handlungen, 
Selbftverftünmelung zum Zweck des Un: 
tauglihmachen? zum Militärdienft,, In: 
treue (G 266), gewerbsmäßiges unbefugtes 
Sagen, gemerbsmäßiges Glucksſpiel, Fäl- 
hung Sfentlicher Wablen und Kauf unb 

erfauf von Wahlftiimmen. Die Zeit: 
bauer bed Verluftes, welche von dem Tag 
an berechnet wird, an bemt die betreffende 
Dreibeitöftzafe verbüßt, verjährt oder er: 
allen ift, beträgt bei zeitlicher Zuchthaus: 
ftrafe mindeften? 2 und höchſtens 10, 
bei Gefängnisftrafe mindeſtens 1 und 
öchſtens 5 Jahre. Die Folgen der Aber: 
ennung ber E. find: 1) bie Unfähigfeit, 
während der im Urteil beftimmten Zeit 
die Landeskokarde zu tragen ; in das Reichs: 
heer ober in die Marine einzutreten; 
öffentliche Amter, Würben, Titel, Orden 
und Ehrenzeichen zu erlangen, in öffent: 
lien Angelegenheiten zu ſtimmen, zu 
wählen oder gewählt zu werben ober 
anbre politifche Rechte auszuüben, Zeuge 
beit Aufnahme von Urkunden zu fein; 
Bormund, Nebenvormund, Kurator, ge: 
richtlicher Beiftand ober Mitglich eines 
KT ee zu fein, es jei denn, daß es 

ch um Berwandte abiteigender Linie 
handle und die obervormunbfchaftliche 
Behörde oderber Familienrat die Genehmi⸗ 
gung erteile; 2 Verluſt der aus öffent: 
ihen Wahlen für den Verurteilten ber: 








Reichenraub, _ 


Ehrenſtrafe 


vorgegangenen Nechte und der dauernde 
Verluſt der öffentlichen Amter, Würden, 
Titel, Orden und Ehrenzeichen. Verluſi 
einzelner bürgerlicher E. kommt einmal bei 
der Verurteilung zur Zuchthausſtrafe vor, 
die unter allen Umftänden die dauernde 
Unfähigkeit zum Dienft im Reichsheer 
und in ber 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter, Advokatur, Anwaltichait, Nota⸗ 
riat, Gejhwornen= und Schöffendienft 
mit inbegrifien, nachfich zieht. Außerdem 
it e8 dem Richter nadigelafien, neben 
einer Gefängnisſtrafe, mit welcher bie 
Aberfennung aller bürgerlichen €. ver: 
bunden werben könnte, nur auf die Un- 
fähigfeit zur Bekleidung öffentlicher Am: 
ter auf die Dauer von 1—5 Jahren zu er- 
kennen, welche zugleich ben bauernben 
— der hehe von 
Rechts wegen zur Folge hat. Vgl. Deuts 
ſches Bao a Din $ 31—37. 
renftrafe, trafe. 
Ehrverletzunz, |. Beleidigung. 
Eichen (Aichen, Berifizieren), das 
amtliche Abgleichen undBerichtigen berfür 
den Berfehr und den Gebrauch beftimmten 
Maße und Gewichte; Eihungsamt, 
Eihungsitelte, bie bierzu eingejeßte 
Behörde; Eihmeifter Eichungsin— 
ſpektor, Berififateur), der hiermit 
beauftragte Beamte, Eichordnung, bie 
Zufammenftellung der beim E. zu beobach⸗ 
tenden geſetzlichen Vorſchriften; Eichge- 
bübren, die für das E. an die Eichämter 
zu entrichtende Vergütung; Eichſchein, 
die amtliche Beicheinigung über die er- 
folgte Eihung und die Entrichtung ber 
Eichgebühren. Se Ir der Beichaffenbeit 
der zu eichenden Maße unb Gewichte ift 
bie Dabei vorzunehmende Manipulation 
eine verfchiebene. Sp werben auf hölzerne 
Gefäße die Eichzeichen oder Stempel. ein- 
gebrannt, auf gläferne eingefcliffen, auf 
metallene eingeprägt, nachdem zuvor durch 
Bergleihung ber zu eichenden Maße und 
Gewichte mit den Normalmaßen und Ge- 
wichten bie Übereinftimmung der erftern 
mit den letztern konſtatiert worben ift. 
Nun ift freilich eine abjolute Überein- 
fimmung faum erreichbar; auch bei ber 
forgfältigiten Vergleihung mit ben beſten 


arine jowie bie dauernde | 
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Apparaten kann e8 nicht ausbleiben, daß 
bie geeichten Gegenſtände von dem Nor- 
nalgewicht oder «Maß um ein Minimum 
abweichen. Ebendeshalb ift in den Ha 
orbnungen regelmäßig eine fogen. we ⸗ 
lergrenze aufgeftellt, welche das Maxi⸗ 
mum der zuläſſigen Abweichungen von 
den Normalen genau bezeichnet. Nach 
ber gegenwärtigen deutſchen Reichsgeſetz⸗ 
gebung insbefondere werben in Anjehung 

er Normale folgende Unterſcheidungen 
gemadt: 1) das Urmaß und Ürgewidit, 

) bie Sauptnormale, 3) die Eichungs⸗ 
normale. Inlegterer Beziehung wird noch 
zwilchen Gebrauchsnormalen und Kon: 
trollnormalen unterfchieben. Nach ber 


nunmehr zum Reichsgeſetz erhobenen 


Maß: und. Getwichtorbnung, für ben 
Norddeutſchen Bund vom 17. F 1868 
(Bundesgeſetzblatt 1868, ©. 473 ff.) 
gilt ald Urmaß derjenige Blatinftab, wel- 
cher im Beſitz der königlich preußifchen Re⸗ 
gierung befindlich und 1863 mit dem im 
damaligen kaiſerlichen Archiv zu Paris 
aufbewabrten Metre des archives ver: 
glihen worden ift. Ebenfo gilt als Ur- 
ewicht ein im Beſitz ber Töniglich preußi- 
Pen Regierung befindliches Platinkilo⸗ 
gramm, welches 1860 mit dem Kilo- 
gramme prototype zu Paris verglichen 
wurde. Bon biefem Urmaß und Urge⸗ 
wicht werdennun vonder Normaleichungs⸗ 
fommiffion zu Berlin den Auflichtsbe- 
börden der Eichungöftellen beglaubigte 
Kopien geliefert. Auf Grund berjelben 
ftelen dann biefe Auffichtsbehörben bie 
ſogen. Sauptnormale ber, nach denen bie 
Rontrollnormale der einzelnen Eichungs⸗ 
ftellen richtig erhalten werben. Dieſe 
letztern führen nämlich einmal Gebrauchs: 
normale, nach welchen die Richtigfeit der 
I eichenden Verfehrögegenftände bei ben 

ichungsarbeiten beurteilt wird, fodann 
Kontrollnormale, welche zur Berichtigung 
ber Gebrauchsnormale an ber Cihunge- 
ftelle dienen. Die Oberleitung des Ei⸗ 
chungsweſens ftehteiner befondern Reichs⸗ 
bebörde, der Normaleihungsfom- 
miffion in Berlin, zu. Diefe Behörde, 
deren Zuftänbigfeit fi auf das ganze 
Reichsgebiet mit Ausnahme von Bayern 
erſtreckt, hat alle Die techniſche Seite des 
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Eichungsweſens betreffenden Gegenftände 
13 regeln, bie bezüglicen allgemeinen 
orſchriften zu erlafien, bie Taren fürdie 
von ben Siäungstelen ‚zu erhebenben Ges 
aa elauie len unb darüber zu wachen, 
baß das Ci ungeiefen nad überein? 
flimmenben Hegel 
Eigorbnun 


efepblatt 1869, Beilage zu Nr. 
32, ©.1 ff.) maßgebend. Die Errichtung 
ber einzelnen Gihtungsämter ‚aber iſt ben 
Yundesregierungen überlaffen und nach 
Maßgabe der —— u be 
wirfen; basjelbe gilt von ben uf ts⸗ 
behörben ber Eidjungsftellen. Diefe Iet- 
tern aber haben einmal bie ihnen zur 
Eichung und Stempelung überbradhten, 
für den öffentlichen Verkehr beftimmten 
neuen —A deren Eichung in 





isren Gefgäftstreis fällt, ohme Be 
ſichtigung de& Urſprungsorts der Gegen 
ſtãnde auf ihre Richtigkeit, ven Vorjchrife 
ten ber Eihorbmung entjprechenb, zu prüs 
fen und abzuftenpeln, ſofern diefelben 
größere alsbie noch zuläjfigen Abweichun⸗ 
genden derRichtigkeitnicht zeigen. Außer 

m find aber bie Cichungsflellen vers 
pflicptet, an ben Öegenftänden, die bei 
jener Prüfung noch nicht jtempeljähig bes 
handen werden, ſolche Berichtigungsar⸗ 
beiten auszuführen, welche ſich innerhalb 
ber Grenzen ber im Berfeht no aulälinen 
Abweihungen halten, und für welche fie 
die erforderlichen Einrichtungen befigen, 
indem weiter gehenbe gerichtinungearbet 
ten ber Brivatverflänbigung der Beteilig- 
ten überlaffen bleiben. nblich hat je 
Eicjungsftelle ſolche bereits im Verkehr 
befindliche und mit bem Eidjungsftempel 
verfehene Gegenftänbe, zu beren Prüfung 
fie eingerichtet ift, auf erhaltene Beran- 
laffung entweber auf ihre Richtigfeit im 
Sinn der Eihorbnung Naheihung) 
ober auf bie Außerften Srengen ber im 
Fi Verkehr zu duldenden Abwei⸗ 

jungen von ber abjoluten Richtigkeit (Ne- 
vifion) zu prüfen. Die Eihungsftellen 
erheben für bie Eichungsarbeiten bie ihnen 








mac Mahgabe ber Eichgebührentape vom 


Eid — Eidesmündigteit. 


12. Dez. 1869 uupesgeesttt 1869, 
Dean a Nr. 40, ©.1 ff.) zufommen: 
den ühren, neben welchen fie aber 
auch noch die Außlagen für efiva verwen: 
detes Material in Anſat bringen önnen. 
Über bie von ihnen vorgenommenen Prü- 
fungen haben die Eihungsämter Eich⸗ 
Heine ober Befünbbeiceinigungen aus- 
uftellen, auf denen zugleich über bie 
Gebühren und Auslagen Quittung er: 
teilt wirb. 
Eid 
unter % 





e 
ichtlichen 
außergerigtfihier €, 





mauteib wird in bürgerli 
te 


gm Beweis einer Thatſache zugefchoben, 


tis), während man von einem Glaus 
bengeid (juramentum credulitatis) 
fpriit, wenn der €. bahin formuliert 
wirb, Daß man nach forgfältiger Prüfung 
und Erfunbigung die Kb — er⸗ 
langt babe, daß die betrefie: halſache 
wahr oder nicht wahr ſei. Für den Schmwur- 
pflichtigen iftgeiftige Integrität und Eibes- 
münbigfeit erforberlich, Die nach ber beut- 
chen Zivilprozegorbnung mit dem 16. Le⸗ 
ensjahr beginnt. Verlegung ber Eides 
pfliggt wirb al Meineib (0 b.) Beftraft. 
Eidesmündigkeit, f. Alter. 


Eigennuß — Cinquartierung. 


Eigennutz, im firafrechtlichen Sinn bes 
Bortd Bezeichnung für gewille Vergeben, 
welche jich als widerrechtliche Eingriffe in 
fremde Vermögensſphären aus gewinn- 
ſüchtiger Abſicht charafterifieren, abge 
jeben von beflimmten vermögensrecht⸗ 
Iihen Deliften, wie Diebſtahl, Unters 
Ihlaqung, Raub, Erprejlung, Betrug x. 
Die Vergehen, welche unter der Rubrif 
»ftrafbarer E.« im deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buch behandelt werden, ſind folgende: 
gewerbsmaßiges Betreiben und Geſtatten 
von Glücksſpielen, Veranſtaltung öffent⸗ 
licher Lotterien und Ausſpielungen ohne 
obrigkeitliche Erlaubnis, ſtrafbare Ver⸗ 

eitelung einer drohenden Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung; ferner das Vergehen desjenigen, 
der ſeine eigne bewegliche Sad oder eine 
fremde bewegliche Sache zu Gunſten des 
Eigentiimerd berjelben dem Nutznießer, 
Piaubgläubiger ober beinjenigen, welchem 
an ber 
behaltungsrecht zuftebt, in rechtswidriger 
Abficht wegnimmt; aumnefugte Gebrauge 
anmaßung verpfänbeter Sachen von jeis 
ten öffentlicher Pfandverleiher, wiberrecht- 
lie Zueignung verfchoflener Deunition, 
Wilderei oder ſogen. Wildbiebftahl (ſ. d.) 
und Beeinträchtigung frember Fiſcherei⸗ 
gerechtigkeit; endlich gewifle dem Ver⸗ 
tragsbruch und ber Untreue verwandte 
Vergeben ber Schiffsleute und Paflagiere, 
wide das Schiff oder ben Schiffsdienſt 

efährben. Nr Deutſches Reichsftrafge- 
u. 284 ff., Abſchn. 25. 

Eigentum (lat. Dominium), bie totale 
rechtliche Herrichaft über eine körperliche 
Sade, im Gegenſatz zum bloßen Beſitz, 
ber phyſiſchen Innehabung einer ſolchen. 
Eig 1, ſ. W 394 


alles, was ein Staat an Waren und Han⸗ 
delsartikeln aus dem Ausland bezieht, im 
Gegenſatz zur Ausfuhr. Giniunt 3ölle 
(Eingangszölle), diejenigen Zölle, mit 
welchen Lie in ein Land eingeführten 
Waren belegt werden. Dieſelben bilben 
für die meiſten Staaten eine Hauptein⸗ 
nahmequelle. Derartige Zölle werden zu⸗ 
meift auf verbreitete Nahrungsmittel oder 
auf Lurusartifel oder auf induftrielle 
Staatslexikon. 


Sache ein Gebrauchs⸗ oder Zurück⸗l 
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Fabrikate oder Halbfabrikate gelegt. Da⸗ 
gegen werden Rohſt offe in ber Regel zoll⸗ 
frei zugelaſſen, um der heimiſchen Indu⸗ 
ſtrie das zur Verarbeitung erforderliche 
Material nicht zu verteuern. Da der Ein⸗ 
gangszoll von dem Konſumenten regel⸗ 
mäßig getragen werben muß und alſo die 
Ware verteuert, ift es ein Grundfat rich⸗ 
tiger Handelspolitil, unentbehrliche Nah: 
rungsmittel, namentlich Getreide, frei von 
Einfuhrzoll zu Yaffen oder nur mit ganz 
eringem Zoll zu belegen. Überhaupt iſt es 
a3 Streben der Anhänger bed Freihan- 
dels, die Einfuhrzölle min zu befeiti: 
gen oder einzufchränfen. Vgl. Zoll. 
Eingangszell, f. Einfuhr. 
Einheitöflent, |. Staat. 
Einderrigaft, |. Monarchie. 
Einigungsämter, ſ. Sewerbege: 


richte. 
Einjüprigsgreimillige, f. Freiwil—⸗ 


ige. 
Cintemmeriyten, bas in Fleinern 
Staaten übliche Syftem, wonach der Land⸗ 
tag nur Ein Haus bildet und nicht, wie 
bet dem Zweifammerfyftem, in zwei 
Aufer ober Kammern zerfällt. Die 
inrichtung zweier Kammern ift aus ber 
englifchen Verfaflung, welche das Parla⸗ 
ment in ein Oberhaus und ein Unter: 
haus teilt, in fait alle Verfaflungen ber 
arößern Staaten übergegangen. Bon ben 
deutfchen Einzelftaaten haben Preußen, 
Bayern Sadıen, Württemberg, Baden 
und Heflen das Zweikammerſyſtem abop: 
tiert, während die Landtage der übrigen 
beutihen Staaten nad bem E. organ: 
fiert find. Auch das Deutſche Reich hat ein. 
eigentliche Volksvertretung nur in dem 
Reichstag, da der Bundesrat als eine Erſte 
Kammer nicht aufgefaßt werden kann. 
Vgl. Volksvertretung. 
Einkommenſtener, ſ. Steuern. 
Einquartierung, im Militärweſen die 
Unterbringung von Soldaten in Bürger⸗ 
quartieren. Die Verpflichtung zur Quar- 
Kierleiftung ift eine eilgemeine Bürger: 
pflicht, welche durch das Geſetz geregelt iſt, 
und der ſeitens des Staats die wenigſtens 
in ber neuern Zeit anerkannte Verpflich- 
tung entſpricht, in Friedenszeiten einige 
—— für den Quartiergeber zu 
10 
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gewähren. Für bag Deutjche Reich ift das 
Einguartierungswefen geregelt Durch das 
Bundes= (Neichs:) Geſetz vom 25. Juni 
1868 (Bundesgefeßblatt, ©. 523 ff.), be 
treffend die Quartierleiftung für bie be- 
waffnete Macht im Frieden, durch das 
Reichsgeſetz vom 13. Febr. 1875 über die 
Naturalleiſtungen für bie bewaffnete 
Macht im drieden (Reichsgeſetzblatt, S. 
52 ff.) und durch das Reichsgeſetz vom 13. 
Juni 1873 über bie Kriegsleiftungen 
(Reichsgeſetzblatt, S. 129 ff.). Bon der 
Aufnahme von E. find biernad) nur die 
Häufer und Wohnungen ber Mitglieder 
ber regierenden oder früher reichsunmittel⸗ 
baren Familien und ber fremden Gefand- 
ten und Konſuln befreit, ferner Dienftge- 
bäude von Bebörben, Bolt und Eifenbah- 
nen, Unterrichtsanftalten, Bibliothelen, 
Mufeen, Kirchen und Häufer, welche zum 
Eottesdienft, ſodann Gebäude, Die zu 
Waiſen⸗, Armen:, Kranken⸗, Straf und 
Befferungsanftalten beitimmt find, end» 
lich auch Privathäufer in ben erften bei- 
den Kalenderjahren nach demjenigen, in 
welchem fie bewohnbar wurben. amstrieg 
bleiben nur landesherrliche Schlöffer un 
u Staatszwecken bienende Gebäude von 


. frei. 

Einrede (lat. Exceptio), im allgemei⸗ 
nen jede Entgegnung eines Beklagten auf 
bie gegen Ihn erhobene Klage, insbeſondere 
bie von Beklagten der Klage entgegenge- 
fette pofitive und felbftändige Behaup- 
tung einer Thatfache, welche, wenn fie be- 
ioiefen wird, rechtlich geeignet ift, das 
Mägerifche Recht ober doch die Klage zu 
serhören fei e8 eine Dilatorifche (ver- 
zönerliche), wenn * nicht eine gänzliche 
Befreiung des Beklagten von dem geklag⸗ 
ten Anſpruch, ſondern nur temporäre Ab⸗ 
weiſung der Klage, ſei es eine perem⸗ 
toriſche (zerſtoͤrliche), wenn fie eine 
Zerftörung des der Klage zu Grunde lie- 
genden Rechts für immer bezwedt. Über 
die E. der Wahrheit (exceptio veritatis) 
inSbefondere |. Beleidigung. 

Einflellung der Unterfudung, Ges 
richtsbeſchluß nach geführter Vorunter- 
ſuchung, daß eine Hauptverhandlung nicht 
ftattfinden joll, jo daß es alfo weder zu 
einer Verurteilung noch zur Freiſprechung 


Einrede — Einwanderung. 


bes Angefchulbigten fommt. Das Gericht 
bat nämlich nach erfolgtem Schluß ber 
Borunterfuhung darüber zu erfennen, ob 
bas Hauptverfahren zu eröffnen, oder ob 
der Angefchuldigte außer Verfolgung zu 
feßen, d. b. die Unterſuchung einzuftellen, 
oder endlich, ob das Verfahren vorläufig 
einzuftellen jei. Letzteres kann befchlofien 
werben, wenn dem weitern Berfahren 
Abweſenheit des Angefchuldigten oder der 
Umftand ertgegeniteht, daß derjelbe nad) 
ber That in Geiſteskrankheit verfallen ift. 
Einwanderung, ber Übertritt aus bem 
einen Staat in einen andern zum Zweck 
ber dauernden Niederlaflung und bes Er- 
werbs bed Staatäbürgerreht3 (Natura: 
lifation) daſelbſt. Die Gefebgebungen 
der einzelnen Staaten enthalten über das 
hierbei zu beobachtende Verfahren fowohl 
als über die Bedingungen, bie ber um bie 
Aufnahme Nachſuchende zu erfüllen bat, 
betaillierte Beftimmungen. Vielfach ift 
ein beftimmter Zeitraum gefebt, innerhalb 
deffen fich der Ausländer zuvor in dem 
Gebiet des Staats aufgehalten haben 
muß, beffen Bürger er werben will; fo in 


England und andern 5, in Ofterreih 


und Frankreich 10 Jahre. In den Ber: 
einigten Staaten von Norbamerifa muß 
ber zu Naturalifierenbe zuvor innerhalb 
der Union 5 und innerhalb des Terri- 
toriums, wofelbft er dag Indigenat er: 
werben will, mindeſtens 1 Jahr fich auf 
gehalten haben. Außerdem find regel: 
mäßig Zeugniffe über moralifche Führung 
und über die nötigen Subfiftenzmittel 
beizubringen. Anders geftaltet fich bie 
Sade in Anfehung ber Angehörigen ver: 
Ichiedener Staaten, welche zufammen zu 
einem Bundesſtaat vereinigt find. Hier 
ericheint e8 als eine unmittelbare Folge 
der politiihen Zuſammengehörigkeit ber 
verbünbeten Staaten, baß dem Angehöri⸗ 
gen des einen Staats die E. in einen an: 

ern zum Bund gehörigen Staat gewähr: 
Veiftet ift; fo im der Schweiz, in den Bers 
einigten Staaten von Nordamerika undim 
Deutfchen Reich. Die Reichsgeſetzgebung 
unterfcheidet dabei zwifchen ver Natura: 
liſation eines Außlänbers, d. h. eined 
Nichtdeutſchen, und der Aufnahme ded 
Angehörigen eines deutſchen Bundes: 
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Raats in einem andern Bunbesftaat. Val. 
° eimelferrfänit, . Monarch 
nze aft, |. Monarchie. 
Einzelrichter, ſ. Gericht. 
Einziehnug (Konfiskation), bie 
amtliche Hinwegnahme gewiſſer Vermö⸗ 
gensobjekte, namentlich von Verbrechens⸗ 
gegenſtänden, welche infolge einer ſtraf⸗ 
baren Handlung verfügt wird. Während 
nämlich das römische Recht bei allen Ka⸗ 
pitalftrafen regelmäßig auch bie E. des 
gelamten Vermögens bed DVerurteilten 
eintreten ließ, fennt das moderne Straf 
recht und fo auch das deutſche Reichsſtraf⸗ 
gefegbuch nur eine E. einzelner Gegen 
fände. Letzteres beftimmt nämlich im all- 
meinen, daß bie durch ein vorjägliches 
erbrechen ober Vergeben hervorgebrach- 
ten oder zur Begehung eines folchen ge: 
brauchten ober beitimmten Gegenftänbe 
eingezogen werden kön nen, fofern ſie dem 
Thaͤter oder einem Teilnehmer gehbren. 
Ausnahmsweiſe fellen in einzelnen 
Fällen (und zwar felbft die dem Verur⸗ 
teilten nicht zugehörigen) Verbrechenzge- 
jenflänbe Fonfisziert werden, nämlich die 
ei dem unberechtigten Sagen benukten 
Gewehre, Zagbgeräte, Hunde, Schlingen, 
Rebe u. dgl.; ferner bie unbefugterweife 
aufgenommenen oder veröffentlichten Fe⸗ 
fungsriffe; bie unerlaubterweife auf: 
glmmelten Vorräte von Waffen oder 
chießbedarf; die unbefugtermweife ange⸗ 
fertigten Stempel, Siegel, Stiche, Plat- 
ten und fonftigen Formen zur Anfertigung 
von Metall- oder Papiergeld u. dgl. ſowie 
die Damit ohne Auftrag der Behoͤrde her: 
gefeliten Abdrüde; bie in der Form oder 
erzierung bem Papiergeld nachgeahmten 
Barenempfehlungsfarten, Ankuͤndigun⸗ 
gen und fonftigen Druckſachen; bie bei 
öffentlichen Glücksſpielen auf dem Spiel- 
tiih oder in der Bank befindlichen Gel: 
ders ferner bie Öffentlich feilgehaltenen 
verfälſchten oder verborbenen Eßwaren 
und Getränfe; bie ohne polizeilihe Er: 
laubnis gelegten Serbfigefioffe, Schlag: 
eiſen oder Yußangeln und endlich die ge= 
ſetzlichem Verbot zuwider geführten Waf- 
fen, wie Stockdegen u. dgl. Außer ben im 
vorſtehenden angebeuteten Fällen ſoll nach 
dem Reichsſtrafgeſetzbuch auch auf E. des 
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nachgemachten oder verfälfchten Geldes 
und der dazu dienenden Werkzeuge erkannt 
werben, ebenfo auf E. ungeeichter Maße, 
Gewichte und Wagen, welche bei einem 
Gewerbtreibenden vorgefunden werben. 
Ausnahmsweiſe ift in Anfehung der einem 
Beamten in Beziehung auf deilen Dienft- 
geichäfte gegebenen Geſchenke oder ber zur 
Beſtechung eines folchen gegebenen Ge: 
enitände beftimmt, daß an Stelle des 
mpfangenen auch ber Wert desfelben 
für dem Staat verfallen erklärt werben 
fann. Außerdem fommt die E. vielfach 
im Zolfmefen vor, indem die Konterbande 
(f. d.) regelmäßig einzuziehen ift. Vogl. 
Deutjches Bereinszollgeteh vom 1. Juli 
1869 Gaunbesgeit blatt 1869, Nr. 30, 
fehbu, (8 AD-—42, 109, 200, 330, 300, 
eßzbuch, / 200, 0099, 
N unb 369. 

Eiſenacher Konvention, ſ. Auswei⸗ 


ſung. 

Eiſenbahnen ſtehen teils im Eigen- 
tum des Staats, teil3 im Eigentum von 
Privaten; fleichwe lJ muß aber auch im 
Yegtern Tall ber Staatsregierung vers 
möge ihrer Oberberrfchaft und ihres Ober: 
aufſichtsrechts über alle öffentlichen Ver- 
febrsanftalten, welche fich innerhalb bes 
Staatsgebiet? befinden, eine Einwirkung 
zuftehen(&ifenbahnhopeit). Ein Aus— 
fluß dieſes ſtaatlichen Hoheitsrechts iſt das 
Eiſenbahnrecht guten br eſe tz⸗ 


gebung), d. h. der Inbegriff ver Rechts⸗ 
normen, durch welche die durch Die An- 
Inge und durch den Betrieb der E. hervor: 
gerufenen Rechts⸗ und Berfehrsverhält- 
niffe geregelt werden. Je nachdem fich 
nun dieſe Rechtsnormen auf die rechtliche 
Stellungber Eifenbahnverwaltungen dem 
Staat ober den Privaten gegenüber be- 
ziehen, erfcheinen fie ald Sabungen des 
öffentlichen oder des privaten Rechts. Auf 
Grund des der Staatögewalt zuftehenden 
Dberauffichtsrechts ift zunächſt zur Ans 
lage von €. durch Privatperfonen bie 
ftaatliche Genehmigung erforderlich, ebenfo 
wie ber Betrieb derfelben fich nach ben 
von ber Stantsregierung ergehenben Vor: 
fhriften richten muß. Hier find teils die 
allgemeinen Normen ber Eifenbahngefeß- 
gebung, teil® die bei Erteilung ber Staat: 
10* 
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lichen Konzeffion aufgeftellten beſondern 
Vorſchriften und Bedingungen maßgebenb. 
übrigens hat der Staat, namentlich nach 
preußifchet Geſetzgebung, das Recht, aud) 
das Eigentum von Brivatbahnen gegen 
vollſtändige Entjgäbigung zu erwerben. 
Diefe Abtretung Tann aber erft nad) 30 
Jahren von der Betriebseröffnung an ge: 
fordert werben, auch muß der betreffen- 
ben Gefellfchaft eine ſolche Abficyt min: 
beftens ein Jahr vor bem zur Übernahme 
beitimmten Zeitpunft mitgeteilt werden. 
Die Entfhädtgung erfolgt Durch Zahlung 
des 2bfachen Betrags, welcher in ben lebten 
fünf Jahren durchſchnittlich an die Aftio- 
näre ald Dividende ausbezahlt worben 
ift. In manchen Ländern wird auch in 
den Konzeffionen dem Staate das Recht 
bes Erwerbs der Bahn mit oder ohne Ent⸗ 
ſchädigung, meift nach 99 Jahren, vor: 
behalten. Die Eifenbahnpolitif ber 
Neuzeit ift überhaupt mehr bem St aat®= 
eifenbabniviten als dem Privat: 
eiſenbahnſyſtem zugeneigt. Neben die: 
fen beiden Syſtemen befteht das fogen. 
gemiſchte Syitem, wonadh Staats- 
und Brivatbahnen nebeneinander beftehen 
follen. Dies ift thatfächlich zur Zeit in 
Preußen das herrfchende, nachdem man 
dort neuerdings von Staats wegen zum 
Erwerb befonders wichtiger Bahnlinien 
geichritten ift, fo Durch Gejek vom 20. Dez. 
1879 in Anfehung der Berlin Stettiner, 
Dalberfiabt- Piogbeburger. Hannover⸗Al⸗ 
tenbekener und Köln⸗Mindener, durch Ge⸗ 
ſetz vom 14. Febr. 1880 bezüglich der Ber: 
lin-Potsdanı-Magdeburger und ber Rhei⸗ 
niſchen und endlich durch Geſetz vom 7. 
März 1880 rückſichtlich der im Großher⸗ 
zogtum Heſſen belegenen Strecke der Main⸗ 
Weſer-Eiſenbahn. Auch in andern deut: 
ſchen Staaten hat neuerdings der Erwerb 
privater E. durch den Staat (Berftaat- 
lihung)fattgefunden. Auch das Deutſche 
Neich hat bereits E. im Beſitz, nämlich 
die vormals ber Fran efilchen Dftbahn zu⸗ 
gehörigen E. in Elfaß-Xothringen, welche 
für 325 Mil. Frank angefauft wurden, 
indem diefer Preis auf die franzöſiſche 
Kriegsfoftenentichädigung aufgerechnet 
ward. So gingen diefe E. in das Eigen: 
tum des Reichs über, welch letzteres fie 
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durch das Reichſsamt für bie Vers 
waltung der Reichseiſenbahnen 
(j. d.) verwalten läßt. Sie find Beſtand⸗ 
teildes Reichsvermögeng, nicht etwa Eigen- 
tum bed Reichslands Elfah Lothringen. 
Sollte bergroßartige Plan, die €. Deutſch⸗ 
lands zu NReicheilenbahnen zu machen, 
jemals in Erfüllung geben, fo wäre dies 
in ber That für die Zentralifation Deutſch⸗ 
lands von der entſcheidendſten Bebeutung. 
Übrigens ift das deutſche Eiſenbahn⸗ 
recht mit ber Gründung des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes und des nunmehrigen Deut: | 
ſchen Reichs bereits in eine neue Ent-| 
widelungsphbafe getreten. Nach dem Bor 
gang der norddeutichen Bundesverfaſſung 
—8 nämlich die deutſche Reichsver⸗ 
faſſung (Art. 4), daß das Eiſenbahnweſen 
der Beaufſichtigung ſeitens des Reichs 
und der Geſetzgebung desſelben unter: 
liegen folle. Damit ift zwar das Eiſen⸗ 
bahnweſen der Gejeggebung der einzelnen 
Staaten Teinesiwegs ganzli entzogen un 
der Reichsgeſetzgebung ausſchließlich vor: 
behalten; doch geht die letztere ber Landes 
ejeßgebung vor, und bie Reichsverfaſſung 
2 enthält bereits eine Reihe wichtiger 
Beftimmungen über bie E. (Art. 449). 
Hiernach ſollen die deutſchen E. im In⸗ 
tereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein 
einheitliches Netz verwaltet, und neu her⸗ 
zuſtellende E. ſollen zu dieſem Behuf nach 
einheitlichen Normen angelegt und aus 
gerüftet werden. Demgemäß follen über: 
einftimmende Betriebseinrichtungen ge 
troffen und gleiche Bahrıpolizeireglementd 
eingeführt werden. Die len hnver⸗ 
waltungen aber ſind zur Einführung der 
für den durchgehenden Verkehr und in 
einander greifende Fahrpläne mätigen Ver: 
fonenzüge verpflichtet, nicht minder auf 
zur Einrichtung direkter Erpeditionen im 
PBerfonen= und im Güterverkehr unter 
Geftattung des Übergangs der Transport: 
mittel von einer Bahn auf bie andre 
gegen bie übliche Vergütung. Ferner ill 
dein Reich die Kontrolle über das Tarıf 
wejen eingeräumt und dem Kaifer das 
Recht zugeitanden, bei eintretenden Not- 
ſtänden, insbefonbere bei ungewöhnlicher 
Teurung derlebensmittel, für ben Trans 
port, namentlich von Getreide, Mehl, Hül: 
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fenfrüchten und Kartoffeln, auf Vorſchlag 
des Ausfchuffes im Bundesrat für das 
Eiſenbahnweſen einen befonders niedrigen 
Spezialtarif einzuführen. Allerdings fin- 
ben diefe Beſtimmungen auf Bayern feine 
Anwendung. Dagegen ift Die weitere Vor⸗ 
jhrift, wonach E. welche im Intereſſe ber 
Verteidigung Deutfchlanb8 oder im In⸗ 
tereſſe des gemeinſamen Verkehrs für not⸗ 
wendig erachtet werden, kraft eines Reichs⸗ 
geiehes auch gegen ben Wiberfpruch ber 

treffenden Bundesglieder für Rechnung 
des Reichs angelegt oder an Privatunter- 
nehmer zur Ausführung Tonzeffioniert 
werben können, auch auf Bayern anwend⸗ 
bar. Ebenfo ftebt dent Reich auch Bayern 
gegenüber das Recht zu, im Weg ber Ge- 
jebgebung einheitlihe Normen für bie 
Konſtruktion und Ausrüftung ber für Die 
Landesverteidigung wichtigen E. aufzu⸗ 
ftellen, wie denn auch Bayern gegenüber 
die Borichrift gilt, wonach die deutſchen 
Eifenbahnverwaltungen zum Zweck der 
Verteidigung Deutſchlands ben Anfor- 
derungen der Behörben bes Reichs in be 
treff der Benußung ber E. unweigerlich, 
Folge zu leiften haben. Das Neichsgefek 
über die Kriegsleiftungen vom 13. Juni 
1873 et esblatt, S. 129 ff.) hat 
dann (GG 28—31) dieſe letztern Beſtim⸗ 
mungen näher ausgeführt. Aber auch 
außerdem find noch verichiebene andre 
Reichögefebe für das Eiſenbahnweſen 
von Richtigkeit. Dahin gehört in eriter 
Linie das Reichsgeſetz vom 7. Juni 1871, 
betreffend die Verbindlichkeit zum Scha⸗ 
denerjat für bie bei bem Betrieb von E., 
Bergwerken, Fabriken, Steinbrüchen und 
Gräbereien herbeigefüihrten Tötungen 
und Körperverletzungen (basfogen. Haft: 
pflichtgeſetz, Reichsgeſetzblatt, S.207), 
welches unter befonberer Kormierung ber 
Beweislaſt vorfchreibt: Wenn bei dem 
Betrieb (alſo nicht bloß bei ber VBeför- 
derung auf ber Bahn) einer Eifenbahn 
ein Menſch getötet ober Törperlich ver: 
fegt wird, fo haftet ber Betriebsunterneh⸗ 
mer für ben dadurch entitanbenen Scha= 
den, fofern er nicht beweift, baß ber Un⸗ 
tal durch Höhere Gewalt oder burch eignes 
Berihulden des Getöteten oder des Ver: 
köten verurſacht if. Wichtig ift ferner 
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das fogen. Poſteiſenbahngeſetz (Reichdge⸗ 
jet vom 20. Dez. 1875, betreffend bie Ab⸗ 
änderung bes $ 4 bed Geſetzes über das 
Poſtweſen bed Deutichen Reichs vom 28. 
Oft, 1871), welches die Verpflichtungen 
ber E. gegenüber ber Reichspoſt normiert 
und ihnen indbefondere die Verbindlichkeit 
auferlegt, mit jedem regelmäßigen Zug 
einen von ber Poſtverwaltung geſtellten 
Poftwagen mit ben darin enthaltenen 
Briefen, Zeitungen, Geldern, Paketen bis 
zu 10 kg fowie den dienfithuenden Poſt⸗ 

eamten unentgeltlich AN befördern; doch 
kann bei Eilzilgen bie Deitbeförderung von 
Paketen ausgejchloflen werden. Auch find 
die E. verpflichtet, ber Poſt gegen Dergl- 
tung bie nötigen Packwagen zu ftellen 
Endlih müſſen fie bei Anlegung neuer 
Bahnhöfe die für die Poſt erforderlichen 
Dienfträume und Beamtenwohnungen 
gegen Entſchädigung beichaffen. Bon Bes 
beutung war ferner auch die Errichtung 
bed Reichseiſenbahnamts (ſ. d.) 
welche durch Geſetz vom 27. Juni 1873 
erfolgte, als einer Zentralaufſichtsbehörde 
über das Reichseiſenbahnweſen. Ein all⸗ 
gemeines Reichseiſenbahngeſetz, wie es 
gleichzeitig in dem letztgedachten Geſetz 
verheißen ward, iſt freilich noch nicht er⸗ 
laſſen; doch iſt das Betriebs⸗ und Tarif⸗ 
weſen durch verſchiedene Verordnungen, 
namentlich durch das Betriebsreglement 
vom 11. Mai 1874 — entralblatt für das 
Deutſche Reich, S. 179 ff.), normiert wor: 
den. Beſtimmungen über die Höhe der 
Frachtſätze ſind darin niet enthalten, ob⸗ 

leich eine einheitliche Regelung dieſer 
Nehinierigen Angelegenheit fehr wünjchens: 
wert wäre, namentlich mit Rüdficht auf die 
Berfchiebenartigfeit der Grundfäte, nach 
welchen die Bahnverwaltungen innerhalb 
der ihnen zuftehenden Tariffreiheit han: 
deln (Tarifpolitik, ein Hauptzweig der 
Eiſenbahnpolitik überhaupt). Ins— 
beſondere haben die ſogen Differential⸗ 
tarife ſchon manchen Angriff erfahren. 
Die im allgemeinen für angemeſſen er: 
achteten Frachtſätze pro Zentnermeile find 
nämlich in ben NRormaltarifen bered: 
net, welche in der Regel im Verkehr auf 
ein und derfelben Bahn oder im Ber: 
banbsverfchr zur Anwenbung kommen. 
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Der Konkurrenz der €. und bem Stre 
ben, den großen burchgebenden Verkehr 
an fich zu ziehen, verdanken baneben bie 
Differentialtarife ihre Entſtehung, welche 
für alle oder einzelne Güterklaſſen ober 
auch nur für einzelne Artifel niebrigere 
Einheitsjäge als bie Normaltarife enthal- 
ten und für ben Verkehr auf Tängern 
Streden Anwenbung finden. Zu gedenken 
ift endlich auch bes Bahnıpolizeireglements 
vom 4. %an.1875 (Zentralblatt, ©.57 ff.), 
mit welchem gleichzeitig auch eine Eiſen⸗ 
babnfignalorbnung publiziert warb. Vgl. 
Beihorner, Das deutſche Eifenbahn- 
recht (1858); Körftemann, Preußifches 
Eiſenbahnrecht (1869); Rod, Deutich- 
lands €. (1858, 2 Bde.); v. St 

Eifenbahnrehtsbildun (18); Ende: 
mann, Die Haftpflidt der €. (2. Aufl. 
1876), Stür mer, Geſchichte der E. (1872); 
Schmeidler, Geſchichte des deutſchen Ei⸗ 
ſenbahnweſens (1879); Lehr, Silenbenn: 
tarifweſen und Eiſenbahnmonopol (1879); 
Sar, Die Verkehrsmittel in Volks- und 
RR En Bd. 2: Die E. (1879). 

Eifenbahugarantie, ſ. Staatsgä⸗ 
rantie. 

Eiſenbahnregiment, in Preußen Frie⸗ 
densſlamm für die bei der Mobilmachung 
aufzuftellende elbeifenbahnformation, 
dem Chef bed Generalftab® ber Armee 
unterftelt. Die Thätigfeit befteht einer: 
ſeits in ber Anlage und dem Betrieb von 
Eifenbahnen und Telegraphenleitungen, 
anderfeit3 in ber Zerftörung folder Anla⸗ 
gen. Sarnifon: Berlin. 

Eiferne Krone, die Krone, mit ber feit 
Ende des 6. Jahrh. die lombardiſchen Kö- 
nige, dann Karl b. Gr. und bie meiften 
deutſchen Könige bis auf Karl V. fowie 
auch Napoleon I. 1805 und Ferdinand I. 
von Oſterreich 1838 als Könige von Ita⸗ 
lien gefrönt wurden. Sie beſteht aus 
einem goldnen, mit Ebelfteinen befebten 
Reif, auf ber innern Seite mit einem 
eingelegten jchmalen eifernen Reif, ber 
angeblich aus einem Nagel des Kreuzes 
Chriſti geichmiebet fein ſoll. Sie wird 
im Dom zu Monza aufbewahrt, nachdem 
fie 1859 von ben Öfterreichern genommen, 
aber 1866 wieber zurüderftattet worden 
it. Der Orden ber Eifernen Krone wurbe 
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von Rapoleon I. 1805 gefliftet, 1814 auf: 
gehoben und 1816 von ben Dfterreichern 
wiebderbergeftellt. 
Eiſernes Kreuz, preuß. Orden, von 
König Friedrich Wilhelm IH. 10. März 
1813 geftiftet, verliehen für Verdienſt um 
das Baterland im Kampf gegen Yranf- 
reih 1813 — 15; befteht aus zwei Klaſ⸗ 
in unb einem Großkreuz. Dekoration: 
chwarzes, in Silber —* Andreas⸗ 
Treug von Gußeifen mit dem Namenszug 
F. W., ber Föniglichen Krone, einer Ver: 
sierung von Eichenblättern und der Jah: 
reszahl 1813. Bei Ausbruch des Kriegs 
mit Frankreich 19. Juli 1870 erneuert 
mit der Anderung, daß auf ber glatten 
Vorderſeite der Buchſtabe W. mit ber Jah- 
reszahl 1870 angebracht wurde. Das Ei- 
ferne Kreuz wurde an ca. 45, 000 Berfonen, 
an Nichtlombattanten am weißen Band, 
verteilt. Großkreuze wurben 9 verliehen. 
Eklat (franz., ſpr. eklah), Lärm, Knall; 
Glanz, Schein, auffehenerregender Bor: 
fall; eflatant, glänzend, auffallend, 
auffebenerregenb. 
fefene, daher €. einer Gejellfchaft, Elite 
® Haß-Rotringen, be tſches Reiche 
aßs Lothringen, beu eichs⸗ 
land, 14,508 qkm mit (1880) 1,571,971 
Einw. Hauptftabt: Straßburg mit 
106,000 Einw. Die Bevölkerung gehört 
zum weitaus größten Teil ber Fatholifchen 
Konfeffion an (1875: 1,204,081 Katho⸗ 
Itfen, 285,329 Broteftanten, 39,002 38: 
raeliten). Durch den Frankfurter Trieben 
von 10. Mai 1871 wurden die Landed- 
teile, die das nunmehrige Reichsland bil- 
ben, von Joutra⸗ abgetrennt und dem 
Deutſchen Reich, welches ſie in einer Zeit 
der Schwäche und des Verfalls verloren, 
infolge des ruhmvollen Kriegs von 1870/71 
wiedergewonnen. Das Reichsland ſetzt 
ſich aus ben frühern franzöſiſchen De: 
partements des Oberrheins, mit Aus 
nahme bes Gebiets von Belfort, bes Nie 
derrheins und verfchiedenen Teilen ber 
Departeınent? der Mofel, ber Meurthe 
und der Vogeſen zufammen. 
Berfaffung. Nah dem Reichsgeſetz 
vom 9. Juni 1874, betreffend bie Bereini: 
gung von E. mit dem Deutfchen Reid 


ite (franz.), das Beſte oder Außer: | 
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(Reihögefekblatt, ©. 212), übt ber Kaiſer 
die Staatsgewalt in E. aus. Es ift fomit 
ein reichSunmittelbares Land geichaffen 
worden, welches bem Oberhaupt des Reichs 
unmittelbar unterftellt ift. Das Land hat 
den Charakter einer Provinz bes Deut- 
ſchen Reichs, und während in ben übrigen 
Staaten, welche den beutfchen Gefamtftaat 
bilden, eine befonbere Staatsgewalt vor: 
banden ift, fällt diefe für E., was die Per⸗ 
jon bes Trägers anbetrifft, mit der Reichs⸗ 
gewalt zufammen. Die thatfächlichen Ver: 
bältniffe aber, unter welchen E. wiederge⸗ 
wonnen ward, ließen eine Zeit bes Über: 
gangs als notwendig erfcheinen, und fo 
ward denn insbeſondere das Inkrafttre⸗ 
ten der deutſchen Dreicheverfaffung zunächſt 
bis 1. Jan. 1873, ſodann aber durch das 
Geſetz vom 20. Juni 1872 noch weiter 
bi3 1. Jan. 1874 hinausgeſchoben. Die 
Verwaltung, an beren Spite ber Reichs⸗ 
fanzler trat, wurde durch ein befon- 
deres Geſetz für E. vom 30. Dez. 1871 
geordnet. Eine befondere Abteilung des 
Reichskanzleramts für E. wurbe gelchaf- 
ten, an beren Stelle in ber Folgezeit ein 
befonderes Reichskanzleramt für E. trat. 
Die oberfte Verwaltungsbehörbe in E. 
jelbft war der Dberpräfident mit dem 
Amtsſitz in Strapburg. Ihn hatte dad 
Geſetz vom 30. Dez. 1871 im $ 10 (dem 
jogen. Diktaturparagraphen) inZbefondere 
ermächtigt, »bei Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit alle Maßregeln ungefäumt zu 
treffen, welche er zur Abwenbung ber Ge: 
fabr für erforderlich erachte«, auch »zur 
Ausführung der bezeichneten Maßnahmen 
die in €. ftehenden Truppen zu requirie- 
tene. Anlangend bie Geſetzgebung für 
E., hatte das Inverleiwungageſer vom 
9. Juni 1871 beſtimmt, daß bis zum Ein- 
tritt der Wirkſamkeit der Reichsverfaſſung 
der he bei Ausübung der Gefeßgebun 

an die Zuflimmung des Bundesrats un 

bei ber Aufnahme von Anleihen ober bei 
der Übernahme von Garantien für E., 
durch welche eine Belaftung bes Reich? 
herbeigeführt werde, auch an bie Zuftim- 
mung des Reichstags gebunden fein jolle. 
Rit der Einführung der Reichsverfaſſung 
aber follte, jo beſtimmte jenes Geſetz wei⸗ 
ker, bis zur anderweitigen Regelung durch 
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Reichsgefeb das Recht der Geſetzgebung 
auch in den der Reichsgeſetzgebung in ben 
Bunbesftaaten nicht unterliegenden An⸗ 
gelegenheiten bem Neich zuitehen. In⸗ 
withen hatte fich aber in €. eine Partei- 
römung nad) und nach einigen Einfluß 
zu verichaffert gewußt, die bemüht war, 
an Stelle prinzipieller Oppofition gegen 
das beutfche Negiment eine Politik zur 
Geltung zu bringen, welche, die Annerion 
als völkerrechtliche Thatfache anerken⸗ 
nend, dem Reichsland die Stellung eines 
möglichft felbftändigen Staatsförpers zu 
verfchaffen ſuchte. Diefem Einfluß ber 
»autonomiftifhen« Partei war es insbe- 
fondere zu verdanfen, daß durch kaiſer⸗ 
lichen Erlaß vom 29. Oft. 1874 ber 
Reichskanzler ermächtigt ward, in Zu⸗ 
kunft Entwürfe von Gefeten für €. über 
ſolche „ingeegenheiten, welche der Reichs⸗ 
gefeßgebung durch die Verfaſſung nicht 
vorbehalten find, einfchließlich des Lan⸗ 
beshaushaltzetats, einem aus Mitgliedern 
ber Bezirkstage, b. b. der Vertretungen 
ber Kommunalverbände der Bezirfe, zu 
bildenden Landesausſchuß zur gut- 
achtlihen Beratung vorzulegen. Einen 
weitern Erfolg aber hatte die autonomiſti⸗ 
ſche Bewegung, als fie das Reichsgeſetz 
vom 2. Mai 1877, betreffend bie Landes⸗ 
gelesaebung in E. (Reichsgeſetzblatt, ©. 
91), erlangte, wonach bie Landesgeſetze 
für E. einjchließlich des jährlichen Lan⸗ 
deshaushaltsetats, mit Zuftimmung des 
Bundesrats vom Kaiſer erlaflen werden 
follten, wenn ber Landesausſchuß zuge: 
ftimmt habe; doch blieb in diefem Geſetz 
der Erlaß von Landesgeſetzen im Weg ber 
Reichsgeſetzgebung immer noch vorbe hal⸗ 
ten. Ein weiteres Reichsgeſetz vom 4. Juli 
1879 aber, betreffend die Verfaſſung und 
Verwaltung Elſaß⸗-Lothringens (Reichs⸗ 
geſetzblatt, S. 165ff.), brachte dem Reichs⸗ 
land die von der autonomiſtiſchen Partei 
erſehnte Regierung im Land ſelbſt, ferner 
eine beſchließende Landesvertretung und 
endlich eine Vertretung im Bundesrat. 
Nach dem Geſetz vom 4. Juli 1879 ($ 1) 
kann nämlich der Kaifer landesherrliche 
Befugniffe, welche ihm Fraft Ausübung 
der Staatsgewalt in E. zujtehen, einem 
Statthalter übertragen. Der Statt: 
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balter, welcher vom Kaifer ernannt und 
abberufen wird, refibiert in Straßburg. 
Der Umfang der ihm zu übertragenden 
landesherrlichen Befugniffe fol nad dem 
Geſetz vom 4. Juli 1879 durch Taiferliche 
Derordnung beitimmt werben, und eben: 
diefe Verordnung ward 23. Juli 1879 
(Reichsgefegblatt, S. 282 ff.) erlafien. 
Der Generalfeldmarſchall Edwin Freiherr 
v. Manteuffel wurde Dadurch zum Taifer: 
lichen Statthalter in €. ernannt. 

Die landesherrlichen Befugniffe, welche 
dem Statt halter durch jene Berorbnung 
übertragen wurden, ſind folgende: 1) Die 
Vollziehung der Verordnungen, welche 
zum Gegenſtand haben: die Anordnungen 
von Wahlen zu ben Bezirkstagen und 
den Kreistagen; bie Berufung owie die 
Schließung der Bezirkötage und ber Kreis: 
tage; die Sufpenfion und die Vernichtung 
von Beichlüffen der Bezirkätage und der 
Kreistage; die Feftitellung des Haushalts: 
etats und bes Rechnungsweſens ber Be⸗ 
zirfe; Abänderungen in der Umgrenzung 
der Kreife und ber Gemeinden; die Auf: 
löfung von Rreistagen und von Gemeinde⸗ 
räten; bie Ermädtigung von Bezirken, 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten gut 
Aufnahme von Anleihen fowie zur Er: 
hebung von Steuerzufhlägen; bie Er: 
mädhtigung zur Erhebung von Sftreige: 
bühren und die Genehmigung ber auf die 
Erhebung diefer Gebühren bezüglichen 
Reglements; die Ermächtigung zur Er⸗ 
bebung von Brüden- und Fährgeld; bie 
Errihtung von Handelsfammern, bie 
Feſtſetzung der Mitgliederzahl und bie 
Umgrenzung ber Bezirke diefer Handels: 
fammern; bie Anerfennung gemeinnüßi- 

er Anjtalten und die Genehmigung der 
Statuten berartiger Anftalten; bie Ge- 
nehmigung ber Errichtung von Kranten- 
und Siechenhäufern; die Genehmigung 
ber Errichtung und die Aufhebung von 
Sparkaſſen; die Ermädtigung zur Bil- 
dung von Bobentreditgejellfchaften und 
von Derficherungageie haften fowie bie 
Genehmigung der Statuten berartiger Ges 
fellichaften; die Abänderung ber Umgren- 
zung und bie Verlegung des Pfarriites 
katholiſcher oder proteitantifcher Pfarreien; 
bie Abgrenzung von Inſpektionsbezirken 


Eljaß- Lothringen (Befugniffe des Statthalters). 


ber Kirche Augsburgiicher Konfeffion, von 
proteftantifhen Konfiftorialbezirken und 
von israelitiſchen Konfiftorial: und Rab: 
binatsbezirken; die Ermächtigung zur Er- 
Öffnung nener Kultusftätten; bie Ermäch⸗ 
tigung juriliiher Perſonen zur Annahme 
von Schenkungen und Iegtwilligen Zu: 
wendungen; die Ermächtigung zur Aus: 
Ne gemeinnüßiger Arbeiten und bie 

eitftellung ber Dringlichkeit berartiger 

rbeiten, ſoweit biefelben nicht für das 
Neid) ausgeführt werden; die Klaſſierung 
und Deflaffierung öffentlier Straßen; 
die „geihnung ber Gewäffer, welche als 
Iifibar oder floͤßbar anzujehen find; bie 
Erlaubnis zu baulichen Vorrichtungen in 
berartigen Gewäfjern und bie Erlaubni3, 
aus benfelben Wafier abzuleiten; bie Ge⸗ 
nehmigung von Verträgen, durch welde 
Holzberehtigungen in Staatzforfter gegen 
Abtretung von Waldgrundftiiden abgelöft 
werben; Die Feſtſetzung bes Meift- umd 
Mindeſtbetrags bes für ben Beſuch ber 
höbern öffentlichen Schulen zu erheben: 
ben Schulgelbe; bie Ermächtigung zu 
Namensänderungen. 2) Die Befugnis 
zum Erlaß von Geldſtrafen, welche durch 
richterliches Urteil oder im Verwaltungs: 
weg rechtöfräftig erfannt find, und die Be: 
fugnis zur Gewaͤhrung der Rehabilitation; 
die Befugnis zum Erlaß von Steuern, Ge⸗ 


bühren, Gefällen, zur Niederſchlagung von 


Kaſſendefekten und fiskaliſchen Forderun⸗ 
gen ſowie die Befugnis zur Genehmigung 
nachträglicher Abänderung für den Landes⸗ 
fiskus und für die Bezirke abgefchloffener 
Verträge. 
tufung der Bürgermeifter und deren Beige: 
orbneten; bie Ernennung ber PBräfidenten 
ber Bereine zugegenfeitiger Unterftügung; 
bie Genehmigung ber von den katholiſchen 
Biſchöfen des Landes vorgenommenen Er: 
nennungen zu geiftlihen Amtern und 
bie Öenehmigung der Abberufung von 
ſolchen Amtern; die Beftätigung der Er: 
nennung und ber Abberufung proteftan: 
tiſcher Pfarrer; die Genehmigung. ber 
Wahlen der Präfidenten der proteftan: 
tiſchen Konfiftorien, die Ernennung ber 
geifttichen Anfpeftoren der Kirche Aug: 

urgifcher Konfeffion und die Genehmi⸗ 
gung ber Wahlen der weltlichen Inſpel⸗ 


) Die Senennung und Abbe 
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toren; die Beflätigung ber Wahlen zu 
Amtern bes israelitifchen Kultus. 
Außerbem find auf den Statthalter bie 
buch Geſetze und BVerorbnungen dem 
Reichskanzler in elſaß⸗lothringiſchen Lan⸗ 
desangelegenheiten ũberwieſenen Befug⸗ 
niſſe und Obliegenheiten ſowie die durch 
den oben gedachten F 10 (Diktaturpara⸗ 
graphen) des Geſetzes vom 30. Dez. 1871 
dem Oberpraſidenten übertragenen außer⸗ 
ordentlichen Gewalten übergegangen. Das 
Reichskanzleramt für E. und das Ober⸗ 
prãfidium wurden aufgelöſt, indem ein 
verantwortliches Miniſter ium für E., 
welches ſeinen Sitz in Straßburg hat, und 
an deſſen Spitze ein Staatsſekretär ſteht, 
errichtet ward. Das Miniſterium zerfällt 
in Abteilungen (für Inneres, Kultus und 
Unterricht, für die Juſtiz, für Finanzen 
und Domänen, für Gewerbe, Landwirt⸗ 
haft und öffentliche Arbeiten), welche 
Unterftaatzfelretären unterjtellt find. Un⸗ 
ter dem Vorſitz des Statthalters ſoll fer: 
nerein Staatsratzufammentreten, wel- 
her aus dem Staatsjefretär, ben Unter: 
fiaatöfefretären, dem Präſidenten desOber⸗ 
landesgericht3 und dem erften Beamten 
ber Staatsanwaltfchaft bei biefem Gericht, 
endlich aus 8—12 Mitgliedern beftehen 
ſoll, welch letztere der Kaifer ernennt. 
Drei von Diefen Mitgliedern werben auf 
Vorfchlag des Landesausichuffes ernannt, 
während bie übrigen lediglich durch das 
allerhöchfte Vertrauen berufen werden. 
Der Staatsrat ift berufen zur Begutach- 
tung: 1) ber Gefebentwürfe, 2) der zur 
Ausführung bon Geſetzen zu erlafjenden 
allgemeinen Verordnungen, 3) andrer 
Angelegenheiten, welche ihm vom Statt⸗ 
halter uͤberwieſen werben. Durch bie Lan- 
beögefebgebung können dem Staatärat 
auch andre, insbeſondere beichließenbe, 
Funktionen Übertragen werben. Das Bub- 
geirecht und das Recht ber Zuftimmung 
ei Ausübung der gejetgebenden Gewalt 
find dem Landesausſchuß gewahrt. 
Die Landesgefeke werben alfo wie bisher 
vom Kaifer erlaſſen, mit Zuftimmung des 
Bundezrats und des Landesausfchuffes. 
Der Landesausſchuß beftcht aber nun- 
mehr aus 58 Mitgliedern. Bon diefen 
werben 34 durch bie Bezirkstage gewählt 
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und zwar 10 durch den Bezirkstag bes 
Oberelfaß, 11 durch den Bezirfstag von 
£othringen und 13 durch den von Unter: 
eljaß. Bon den übrigen 24 Mitgliedern 
werben je einer in den Gemeinden Straß- 
burg, Mülhauſen, Met und Kolmar von 
den Gemeinderäten aus deren Mitte ge: 
wählt, während 20 von den 20 Landfrei- 
en, in den Kreiſen Mülhauſen und Kol⸗ 
marunter Ausſcheidung der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, gewählt werben. Die 
Wahlperiode ift eine breijährige. Das 
Wahlverfahren ift geheim und indirekt. 
Wählbar zum Abgeordneten ift, wer daß 
aktive Gemeindewahlrecht befitt und in 
dem Bezirk feinen Wohnfiß bat. Der 
Kaiſer kann ben Landesausſchuß vertagen 
und une Die Auflöfung des Lan 
desausſchuſſes zieht die Auflöfung der Bes 
zirkstage nach fi. Die Neumahlen zu 
ben Bezirfätagen haben in einem folchen 
Tall innerhalb breier Monate, die Neu⸗ 
wahlen zu bem Landesausſchuß innerhalb 
ſechs Monaten nad) dem Tag der Auf: 
löfungsverordnnung- flattzufinden. Der 
Landesausſchuß bat das Recht, innerhalb 
des Bereichs Der Landesgeſ ebgebung Geſetze 
vorzuſchlagen und an ihn gerichtete Peti⸗ 
tionen dem Minifterium zu überweifen. 
Berwaltung. Zum Zweck der innern 
Verwaltung zerfällt das Reichsland in drei 
Bezirke, entiprechend ben ehemaligen 
franzöfischen Departements, nämlich: Un- 
tereltah (Straßburg), Oberelfaß (Kol: 
mar) und Lothringen (Meb). An ber 
Spipe eines jeden Bezirks jteht ber Be⸗ 
zirtspräfident, beiien Stellung im 
wefentlichen derjenigen des ehemaligen 
franzöfilchen Präfeften entipricht. Sur 
Ausübung der VerwaltungsgerichtSbarfeit 
ftebt dem Bezirfspräfibenten ein bem vor: 
maligen PBräfekturrat entfprechender Be- 
irksrat zur Seite, eine Follegiafifche 
ehörde, welche fich aus dem Bezirkspräſi⸗ 
denten, den ihm beigegebenen Räten und 
bem Steuerdireftor und dem Oberforft- 
meifter zufammenfeßt. Für jeden Bezirf 
ift zur Verwaltung der direften Steuern 
ein Steuerbireftor (in Straßburg, 
Kolmar und Meb) beitelt. Die Steuer: 
bireftionen ftehen unter ber Leitung ber 
Bezirkspräſidenten. Für die Forſiver⸗ 
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waltung beitehen Forftdireftionen zu 
Straßburg, Kolmar und Metz. Für die 
Verwaltung ber Zölle und ber indireften 
Steuern ift ein Generaldirektor eingefekt, 
unter welchem 6 Hauptzollämter, 5 Haupt: 
fteuerämter , 86 Enregiftrements - Ein- 
nabmeftellen unb 11 —— 
ehen. Den frühern Oberpräfekten ent⸗ 
prechen die nunmehrigen Kreisdirek⸗ 
toren, die an der Spitze der Kreiſe 
ſtehen, welch letztere den frühern Arron⸗ 
diſſements entſprechen. Die Zahl der Land⸗ 
kreiſe iſt 20, wovon 7 auf Unterelſaß 
(Straßburg, Erſtein, Hagenau, Mols⸗ 
heim, Schlettſtadt, Weißenburg und Za⸗ 
bern), 6 auf Oberelſaß (Altkirch, Kol- 
mar, Gebmweiler, Mülbaufen, Rappolts- 
weiler und Tann) und 7 auf Rothringen 
(Diet, Bolchen, Chaͤteau⸗Salins, Die 
denhofen, Korbach, SaarburgundSaarge- 
münd)fommen. Zu diefen treten noch die 
beiden Stabtkreife Straßburg und Met 
hinzu. Vorſteher der einzelnen Gemein- 
ben ift ber Bürgermeifter (Maire), 
welchem ber Beigeordnete (Adjunft) 
zur Seite fteht. Die kommunale Selbit: 
verwaltung wird für bie Gemeinden durch 
die Munizipalräte, fürdie Kreifedurdy 
die Kreistage (Conseils d’arrondisse- 
ment) und für die Bezirke durch die Be⸗ 
zirfstage (Conseils généraux) wahrge: 
nommen. In den Stabtgemeinden Met 
und Straßburg verfehen die Munizipal- 
räte gleichzeitig die Funktionen ber Kreis⸗ 
tage. Das aftıve Wahlrecht für die Ver: 
tretungen der Gemeinden und ber höhern 
Kommunalverbände Seht jedem Deutschen 
zu, welcher das 25. Lebensjahr zurückge⸗ 
legt hat, ſich im Vollbefi der bürgerlichen 
Rechte befindet und in ber betreffenden 
Gemeinde, dem Kreis oder dem Bezirk 
feinen Wohnfig Hat. Wählbar ift jeder 
Wähler und außerdem jeder Deutfche, bei 
welchem die fonftigen Bedingungen ber 
Ausübung des allgemeinen Wahlrechts 
vorhanden find, mit Ausnahme bes Wohn 
figeg, fofern er in der Gemeinde, dem 
Kreis oder dem Bezirk direkteSteuern zahlt. 
Je ein katholiſcher Biſchof reſidiert in 
Straßburg und in Metz. Für die refor⸗ 
mierte Kirche beſtehen fünf Konſiſtorien 
zu Markirch, Mülhauſen, Biſchweiler, 


Elſaß⸗Lothringen (Juſtiz, Finanzen). 





Straßburg und Metz. Das Direktorium 
ber Kirche Augsburgifcher Konfeffion bes 


findet fi in Straßburg. 
Konfiftorien beftehen in Straßburg, Kol 
mar und Met. 

Su Ri: Die deutſchen Juſtizgeſetze, 
welche 1. Oft. 


Israelitiſche 


1879 in Kraft traten, haben 
auch für E. eine neue Juſtizorganiſation 


veranlaßt. Das Oberlandesgericht 
für das Reichsland iſt in Kolmar er- 


richtet worben. Ihm find die folgenden 


ſechs Landgerichte untergeordnet: 


Landgeriht Kolmar (Amtsgeriäte in Barr, En- 


fisheim, Gebweiler, Kaifersberg, Kolmar, 
Markirch, Martolsheim, Münſter, Neubrei- 
fah, Rappoltsweiler, Rufach, Schlettftadt, 
Schnierlach, Sul; und Weile); _ 

Mey (Amtsgerichte in Ard a. d. Moſel, Bolchen, 
Bufendorf, Chaͤteau⸗Salins, Delme, Dieden- 
bofen, Dieuzge, Meß, Sierck und Bic); 

Mülhaufen (Amtsgerichte in Altkirch, Dammer- 
kirch, Hirfingen, Hüningen, Masmünfter, 
Mülhaufen, Pfirdt, Sennheim, Sierenz, Et. 
Amarin und Thann); 

Saargemiünd (Amtsgerichte in Albesdorf, Bitich, 
Drulingen, Syallenberg, Forbach, Großtän⸗ 
Ken, Rohrbach, Saaralben, Saargemünd, 
Saarunion und St. Avolb); 

Straßburg (Amtsgerichte in Benfeld, Biſchwei⸗ 
fer, Brumath, Hagenau, Hodfelden, Illkirch, 
Lauterburg, Niederbronn, Schiltigheim, Straß- 
burg, Sulz u. W., Truchtersheim, Weißen⸗ 
burg und Wörth); 

Zabern (Amtsgerichte in Buchsweiler, Finftin- 
gen, Loͤrchingen, Lützelſtein, Molsheim, Ober: 
ehnheim, Pfalzburg, Saarburg, Schirmed, 
Wafielnheim und Zabern). 

Finanzen. Für den Haußhaltsetat 
pro 1880-81 waren bie Einnahme des 
Zandes auf 39,137,640 ME. veranfchlagt. 
Hierbei find die direkten Steuern mit 
10,677,500 Mk., die indireften Steuern 
und bie Zölle mit 15,481,37I ME. in Anfat 
gebracht, während die Einnahmen der kai⸗ 
Ierligen Tabafmanufaltur in Straßburg 
auf 3,118,500 ME., diejenigen aus ber 
Torfiverwaltung aber auf 6,406,000 ME. 
veranfchlagt find. Die Ausgaben find mit 
39,905,798 ME. etatifiert. Die Staats⸗ 
ſchuld beſteht aus den auf Grund des 
Geſetzes vom 10. Juni 1872 zur Entſchä⸗ 
digung ber Inhaber verkäuflicher Juſtiz⸗ 
ſtellen ausgegebenen Schuldbriefen, von 
denen 1 noch 25,025,000 Frank im 





Emanzipation 


Umlauf waren. Die Eifenbahnen bed 
Reichslands, im Beſitz des Reichs befind- 
ih, ftehen unter einer befondern Reichs: 
behörde (|. Reicheamt für bie Ver: 
waltung der Reichseiſenbahnen) 
in Berlin; die Generaldirektion berfelben 
befindet fi in Strabbug. Zum beut- 
hen Reichſtag entſendet &. 15 Abgeord- 
nete (vgl. Reichstag). Im Bundes- 
rat iſt E. durch ſtimmberechtigte Ver: 
treter nicht repräſentiert, weil ja eine 
eigentliche Bundesregierung (wie in den 
übrigen Bundesſtaaten) im Reichsland 
nicht beſteht. Es iſt jedoch durch das Geſetz 
vom 4. Juli 1879 vorgeſehen, daß zur 
Vertretung der Vorlagen aus dem Bereich 
der ndeegegebung ſowie der Intereſ⸗ 
fen Elſaß-Lothringens bei Gegenſtänden 
der Reichögelebaebung durch den Statt: 
halter Kommiſſare in den Bundesrat abge- 
ordnet werden können, welche an beflen 
Beratungen über biefe Angelegenheiten 
teilnehmen. 

Heerwefen. Es beiteben befondere 
Truppenkörper, welche fih aus den Mi- 
ltärpflichtigen des Reichslands zufam- 
menfegten, bis jet noch nicht. Das 
Kontingent wirb vielmehr unter bie ver: 
ihiedenen deutſchen Armeekorpo verteilt. 
Bgl. das offizielle »Jahrbuch für E.« und 
tie »Statiftilchen Mitteilungen über E.«; 
»Statiftifche Beſchreibung von E.«, vom 
faiferl. Statiftifhen Büreau (1878); Ab. 
Schmidt, Elfaß und Lothringen; Nach⸗ 
weis, wie dieſe Provinzen dem Deutichen 
Reich verloren gingen G Aufl. 1871). 

Emanzipation (Iat.), Entlaffung aus 
der witerlichen Gewalt; dann überhaupt 
Befreiung aus einem Abhängigfeitszu: 
Hand, z. B. €. ber Frauen, Befreiung des 
weiblichen Geſchlechts von den Schranten, 
mit denen es natürliche und foziale Ver: 
hältnifjfe umgeben haben; €. ber Juden 
(ſ. d.), Gleichſtellung derjelben mit den 
übrigen Staatsbürgern; E. der Schule, Be⸗ 
fteiung derſelben, namentlich der Volks⸗ 
ſchule, aus der abhängigen Stellung zur 
Kirche; E. der Katholiken, in Großbritan⸗ 
nien die 18529 durchgeführte Maßregel, 
wodurch es den bortigen Katholifen mög: 
lich gemadt wurde, in® Parlament und 
in Staatsämter einzutreten. 
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Embargo (ipan. Embargar), ber auf 
ein Schiff nebft Ladung gelegte Arreit, um _ 
das Auslaufen desfelben aus dem Hafen, 
in welchem es fich befindet, zu verhindern. 
Je nachdem biefe Maßregel gegen bie eig: 
nen Untertbanen oder gegen die Angebo- 
rigen eines fremden Staats und beren 
Schiffe zur Anwendung gebracht wich, 
unterjcheibet man wilden zivilem ober 
ſtaatsrechtlichem E. und bem internatio- 
nalen oder völkerrechtlichen E. welch letz⸗ 
teres auch als E. im engern Sinn ober als 
E. ſchlechthin bezeichnet wird. Das zivile 
E. wird al? ein Ausfluß bes fogen. Staats⸗ 
notrechts, dem fich bie Privatinterefien 
ber Untertbanen unterordnen müjfen, na⸗ 
mentlih dann zur Anwendung gebracht, 
wenn bie Ausfuhr gewilfer Artilel im 
ftaatlihen Intereſſe verhindert werden 
fol. Das internationale €. Dagegen 
fommt einmal als Reprefjalie den An- 
gehörigen unb den Schifjen eines andern 

taats gegenüber vor, ber auvor gegen 
ven betreffenden Staat von dem €. Ge: 
brauch gemacht oder fonftige fehädliche 
Maßregeln gegen benfelben in Vollzug 
gefeßt hatte. Außerdem ftellt fih Das E. 
als eine Sicherheitämaßregel bei eingetre- 
tenem oder doch bevorftehenden Kriegs: 
Pand dar. Bricht im letztern Fall der 

rieg zwiſchen den beteiligten Mächten 
nicht aus, ſo werden die mit Beſchlag be⸗ 
legten Schiffe ſamt Mannſchaft und La⸗ 
bung freigegeben, während im umgekehr⸗ 
ten Fall die vorläufige Beſchlagnahme ſich 
in eine Appropriation umwmwanbelt, weil 
nach Kriegsrecht das feindliche Gut zur 
See ald gute Prife gilt. Da jedoch neuer: 
dings der Grundfat ber Unverletzlichkeit 
des Privateigentums im Krieg mehr und 
mehr zur Geltung kommt, ſe erſcheint 
auch jenes Priſenrecht als unhaltbar; die 
neuern Völkerrechtslehrer verdammen es, 
und auch die Praxis hat es teilweiſe auf⸗ 

egeben, wie denn z. B. im letzten deutſch⸗ 
—— chen Krieg durch Verordnung vom 
18. Juli 1870 (Bundesgeſetzblatt 1870, 
Nr. 27) beſtimmt ward, daß die franzöſi⸗ 
hen SHandelzichiffe, wofern fie feine 
Kriegsfonterbande führten, ber Aufbrin- 
gung und Wegnahme durch die Fahrzeuge 
der Bundeskriegsmarine nicht unterliegen 


156 Emeritus — Entente., 


follten. Noch viel weniger kaun aber als: 
dann bie Beichlagnahme fremder Schiffe 
fhon vor dem eigentlichen Ausbruch des 
Kriegs gebilligt werden. So wurbe denn 
anch vor bem Ausbruch bes orientalifchen 
Kriegs den in englifchen und franzöfifchen 
Häfen befindlichen ruffiihen Schiffen eine 
Friſt von ſechs Wochen zum Auslaufen 
oder zur Heimkehr offen gelaiten. Da- 
gegen haben bie Dänen im Krieg von 1864 
das E. gegen preußiſche und öfterreichifche 
Schiffe wieder zur Anwendung gebracht. 

Emeritus (lat.), ausgebient; in ben 
Ruheſtand verjeßter Geiftlicher oder Leh⸗ 
rer; Emeritenanftalten, in katholi⸗ 
ſchen Ländern Verforgungsanftalten für 


emeritierte Geiftliche. 
Emente (franz., ipr. emdht), Empd- 
rung. Meuterei. 
migranten (lat. »Auswanderere), 


ſolche, welche, um polittfcher oder firchlicher 
Unterbrüdung zu entgehen, ihr Vater⸗ 
land, entweder für immer ober mit Vor⸗ 
behalt der Rückkehr in beffern Zeiten, ver: 
laflen; insbeſondere Be nung ber wäh: 
vend der erften franzöjifchen Revolution 
ausgewanderten Franzoſen, namentlich 
Edelleute und Prieſter. 

Eminenz (lat. »Erhabenheit, Hoheit«), 
Titel ber Karbinäle und früher der geiſt⸗ 
lichen Kurfürften. 

Emir (arab., »Fürfte), im Orient und 
in Nordafrila Titel aller unabhängigen 
Stammeshäuptlinge fowie aller wirk- 
lichen oder angeblichen Nachkommen Mo: 
hammeds (von feiner Tochter Fatime), die 
das Vorrecht haben, einen grauen Turban 
zu tragen; jetzt auch Titel von Statthal⸗ 
tern von Provinzen. €. al Mumenin 
(⸗Fürſt der Gläubigen«), Titel ber Chali⸗ 
fen; &. al Omra (RFürſt der Fürften«), 
Titel der oberften Minifter der Chalifen. 

Emiffär (lat.), ein zu geheimen politi⸗ 
chen Zweden Ausgefanbter. 

Emiffion (Iat.), Ausfendung, Aus- 
gabe (3.8. von Bapiergeld); emittieren, 
ausſenden, ausgeben. 

Emolüment (lat.), Nuten, Vorteil; 
Emolumente, Einfünfte, befonders 
Prebeneinfünfte, die mit einem Amt ver: 
fnüpft find. 

Empire (franz. , ſpr. angpige), das Kai⸗ 


ferreich (v. lat. Imperium), bejonders das 
franzöfiiche Napoleons I. (le premier e.) 
und das Napoleons III. (le second e.); 
l'e. c’est la paix (»ba3 Kaiſerreich ift der 
Bricee), Ausfpruh Napoleons IH. 
. Oft. 1852 zu Borbeaur; nachmals oft 
in ironifhem Sinn zitiert, nachdem fich 
jene Berheifung feineswegs bewährt hatte. 
Emploi (franz. ‚pr. angploa), Dienſt, 
Amt; Employ6 (fpr. ⸗jeh), Angeftellter, 
Beamter. 


Empörung, |. Aufruhr. 

En bloo ei. fpr. ang blod), in 
Baufch und Bogen, wird im parlamen: 
tarifchen Leben insbefondere von ber An- 
nahme oder Berwerfung von Geſetzen im 
ganzen und ohne einzelne Modifikationen 
gebraucht. 

En chef (franz., ſpr. ang ſcheff), als Be 
fehlshaber, Haupt; Redakteur en chef, 
der leitende Redakteur (Chefredakteur) 
einer größern Zeitung. 

Encyhklika (griech.), Rundfchreiben, 
insbeſondere Erlaß des Papſtes an die 
Biſchöfe, namentlich von Pius IX. zu 


öffentlichen Kundgebungen angewendete 


Form; ſo vor allen die E. vom 8. Dez. 
1864 mit dem berüchtigten Syllabus als 
Beilage, wodurch bie Lehre von ber päpft: 
lichen Unfehlbarkeit verfündet warb. 

Engagement (franz., jpr. anggaſchmang). 
Verbindlichkeit, Berpflihtung, Anwer⸗ 
bung, Dienftannahme; Dienft, Amt, auch 
Gefecht; engagieren, anwerben, bere⸗ 
den; ſich engagieren, fich einlaffen, 
fich perpficten: 

Engere Wahl, |. Wahl. 

England, |. Großbritannien. 

Entläve (Iat.), Lleinerer, von einen 
andern Staat rings eingefchloffener Teil 
eines Staatögebiet?. 

Enquẽte (franz., ipr. angtäpt), Unterfu: 
Kung, insbefondereamtlichellnterfuchung, 
namentlich das meilt von einer aus Mit: 
gliedern des Geſetzgebenden Körpers be- 
jtehenden Kommiſſion geleitete Öffentliche 
Unterfuchungsverfahren zur Aufklärung 
und Austunftseinziehung über gewiſſe 
durch die Geſetzgebung zu regelnde ragen 
und Verhältniſſe bes praftiichen Lebens. 

Enteignung, |. Erpropriation. 


Entente (franz., ſpr. angtangt), Ein: | 





Entführung — Epifkopal. 


verſtändnis; e. cordiale, herzliches Ein- 
verjtändnis, Bezeichnung für die intimen 
Peyebunı en zweier Staatsregierungen. 
afübrung (fat. Crimenraptus), das 
Verbrechen, deſſen fich derjenige ſchuldig 
macht, welcher ſich einer Senienerfon 
entweder wider deren Willen ober doch 
ehne Einwilligung derjenigen Perfonen, 
von welchen fie familienredhtlich abhängig 
it, dur Hinwegführung zum Zweck ber 
Ehelichung ober der Unzucht bemädhtigt. 
Nach dem deutſchen Strafgefetbuch wird 
die E. nur auf befondern Strafantrag 
frafrechtlich verfolgt und, wenn der Ente 
führer die Entführte geheiratet hat, nur 
dann, wenn die Ehe für ungültig erflärt 
worden ift. Im übrigen macht das Straf: 
geſetzbuch folgende Unterfheidbung: Es 
ftraft einmal denjenigen, weldyer eine 
Frauensperſon wider ihren Willen durch 
it, Drohung oder Gewalt entführt, um 
fie zur Unzucht zu bringen, mit Zuchthaus 
von 1 bi3 zu 10 Sabren und, wenn 
die E. begangen wurde, um bie Entführte 
zur Ehe zu bringen, mit Gefängnis bis 
zu 5 Jahren. Weiter wird aber auch ber: 
jenige, welcher eine minderjährige, un- 
verebelichte Sranenzperion mit ihrem 
Willen, jedody ohne Einwilligung ihrer 
Eltern oder, ihres Vormunds entführt, 
um fie zur Unzucht oder zur Ehe zu brin- 
gen, mit Strake bedroht und zwar eben: 
jalls mit Gefängnis bis zu 5 Sahren. 
Wurde das Vergehen an einer verheirate: 
ten Frau mit deren Einwilligung began⸗ 
gen, jo greifen die ftrafrechtlichen Beflim- 
mungen über Ehebruch (ſ. Unzuchts⸗ 
verbrechen) nr pt. neutihen 
Reichsſtrafgeſetzbuch, $5 2 238. 
uptung, |. Todesſtrafe. 

Entlafiung ans dem Unterthanen⸗ 
verband, ſ. Auswanderung. 

Entmündigung, Bevormundung einer 
großjährigen Perjon durch einen Zuſtands⸗ 
vormund. Die E. kann wegen Geiftes- 
tranfheit fowie einem notorifhen Ver⸗ 
ſchwender gegenüber erfolgen. Das Ent: 
mündigungsverfahren findet im erfigebadh- 
ten Kal unter Mitwirkung der Staatsan- 
waltichaft, Verichwendern gegenüber ohne 
dieſe flatt. Vgl. Deutſche Zvilprozeßord⸗ 
nung, 66 593 — 627. 
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Entrepöt (franz. , ſpr. angtr'po, »Lager⸗ 
hause), Warenniederlage , befonders eine 
jolche, worin bie Waren vorläufig unver: 
zollt lagern, und woraus die im Inland 
unverfauften . gegen Entridtung bes 
Durchgangszolls wieder ausgeführt wer- 
ben Tünnen; Surtaxe d'e. (Unterſchei⸗ 
dungszoll), Zufchlagsabgabe, welche 
neben bem ‚Duchgangspoll von ſolchen 
Waren erhoben wird. Auch veriteht man 
darunter einen Zuſchlagszoll auf alle Wa⸗ 
ren, welche nicht direkt aus bem Urfprungs: 
land eingeführt werden. 

Entrebue (franz., fpr. angtr'wüh), Zus 
fammenfunft, Unterredung namentlich 
zwilchen Monarchen. 

Eutſatz, Beireiung einer Feſtung von 
dem fie einjchließenden Feind. 

Envoi (franz., ipr. angwoe), Sendung, 
Geſandtſchaft; Envoyé (ipr. angwögjeh), 
Sefandter (pweiten Ranges). 

Epanleiten (frunz., ipr. epo-, »Schul⸗ 
terbeden«), Rangabzeihenan Uniformen; 
bei Stabsoffizieren mit beweglichen Fran: 
fen (Kantillen), bei Generalen mit feften 
Raupen. In Deutfchland tragen aud) 
die Mannſchaften der Ulanen €. 

Ephören (ar., »Aufieher«), in Sparta 
obrigfeitliche Behörde für Aufrechterhal: 
tung ber Geſetze in der Staatöverwaltung, 
beitand aus fünf aus dem Bolf auf ein 
Jahr gewählten Mitgliedern, erhob fich 
allmählich zur mächtigiten Behörde und 
riß namentlich bie Leitung der ausmärti- 
gen Politifan fih. Ephörus, jekt f.v.w. 
GSuperintendent; Ephorie, Bezirk eines 
jolden; Ephorat, Amt desſelben. 

Epifkopäal (ariech.), den Bifchof ober 
deſſen Amt betreffend, daber Epiffopal: 
fire, Bezeichnung für die engliiche 
(anglitanifche, bifchöfliche) Kirche; Epi⸗ 
ſkopat, Bistum, Biſchofsamt. Epi: 
fEopaliyitem, im römiſch-katholiſchen 
Kirchenrecht diejenige Theorie, wonach die 
De kirchliche Gewalt in der Geſamt⸗ 

eit ber Bifchöfe beruht und der Papit als 
ber erfte unter Gleichberechtigten (primus 
inter pares) unter ber Autorität jener 
als der Repräfentanten ber ganzen Kirche 
fteht, im Gegenſatz zum Papalfyftem 
(j. d.); in der proteftantiichen Kirche bie 
Anfıcht von der Übertragung der bifchöf: 
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lichen Gewalt auf ben Lanbeöheren burch 
den Augsburger Religionsfrieden (1555 . 
Erbämter, die in einer Familie erb- 
lichen Amter. Sp waren insbeſondere zur 
eit des frühern römischen Reichs deut⸗ 
her Nation bie mter (f. d.) des 
Reichs erblich mit dem Kurwürden ver- 
bunden. Die Kurfürften (f. d.) übertru⸗ 
gen aber bie Ausübung ihrer Erzämter 
wiederum auf ablige Familien, und bie 
Inhaber dieſer Reichgerbämter wurden 
Reihserbbeamte genannt. So gab 
es einen Erbmarfhall (Bappenheim), 
einen Erbſchenk (Althan), Erbtruchſeß 
(Waldburg), Erbkämmerer (Hohenzol⸗ 
—9— und einen Erbſchatzmeiſter (Sinzen⸗ 
dorf). Aber auch in den einzelnen Terri⸗ 
torien wurden von den Landesherren der⸗ 
artige E. errichtet, und noch jetzt beſtehen 
ſolche Titulaturen in Oſterreich, in Oſt⸗ 
preußen, in Brandenburg, in Bayern 
(Reichskronaͤmter), Württemberg und 
Braunfchweig. 
Erbfolge, ſ. Erbrecht. 
Erbgerigisbarteit, |. Patrimonium. 
Erbgroßherzog, 1. Erbprinz. 
Erbieten zu einem Verbrechen wirb 
nachdem deutichen rrafgeje bon ($ 49a, 
Novelle vom 26. Febr. 1876, Art. II) gleid) 
ber Aufforderung zu einem folden be: 
ftraft. Es wird jedoch das lediglich münd⸗ 
lich auögedrüdte Erbieten, wie die An- 
nahme eines ſolchen Überhaupt, nur dann 
beitraft, wenn das Erbieten an bie Ge- 
 währung von Vorteilen irgend welcher 
Art geknüpft worden war. Nach bem Bor: 
gang ber belgifchen Geſetzgebung (Fall 
»Duchesne«) jtraft das deutiche Necht un⸗ 
ter jener Vorausſetzung denjenigen, wel: 
cher fich zur Begehung eines Verbrechens 
oder zur Teilnahme an einen Verbrechen 
erbietet, fowie denjenigen, welcher ein fol: 
es Erbieten annimmt, ſoweit nicht da® 
der eine andre Strafe androbt, wenn 
das Verbrechen mit dem Tod oder mit 
Vebenzlänglicher Zuchthausftrafe bebroht 
ift, mit Jängnis nicht unter 3 Mo: 
naten und bis zu 5 Jahren und, wenn 
dad Verbrechen mit geringerer Strafe be: 
broht ift, mit Gefängnis von einem Ta 
bis zu 2 Jahren oder mit Feftungshaft 
von gleicher Dauer. 


Erbämter — Erbredit. 


Erblämmerer, |. Kurfürſten. 

Erblande, diejenigen Länder, welche 
ein Fürft von feinen Ahnen kraft der Erb: 
folge überfommen hat, im Gegenfat zu 
den durch die Regierungsfolge vereinigten 
Ländern; ehemals bejonders Diejenigen 
Länder bes beutichen Kaiſers, welche diefer 
erblich beſaß (Hausmacht), 3. B. unter 
den Habsburgern das Erzherzogtum Oſter⸗ 
reich, Böhmen, Mähren zc., im Gegenſatz 
zum übrigen Deutichland, deflen Ober⸗ 
haupt er erft durch Wahl wurde. 

Erbmarſchall, ſ. Rurfüriten. 

Erbmonardie, Ik Monardie. 

Erbprinz, ber fünftige Nachfolger bes 
vegierenden Fürſten oder Herzogs. Ge: 
wöhnlich kommt diefer Titel, mit welchen 
ein bem Rang bed regierenden Hauſes 
entfprechenbe® Prädikat (Ourchlaucht, 
Hoheit) verknüpft iſt, nur dem ällte⸗ 
ſten Sohn des Regenten zu, während 
präfumtive Nachfolger denſelben zu füh⸗ 
ven nicht berechtigt find, wenn er ihnen 
nicht ausbrüdlich verliehen if. Die Ge: 
mahlin bes Erbpringen heißt Erbprin: 
zeffin. In Taiferlichen und Königlichen 
Häufern führt der E. den Titel Kron: 
prinz (Kaiferliche, reſp. Königliche Ho⸗ 
beit), in den großherzoglichen Häufern 
PR Erbgroßherzog (Königliche 

obeit). 

rbrecht, im jubjeftiven Sinn das 

Recht einer ‚Berjon (des Erben), in ben 
Rn eines Verſtorbenen (bed Erb: 
lafjers), d. 5. in den von ihm hinter 
laſſenen Bermögensfompler (Erbſchaft), 
einzutreten; im objektiven 


auf das Schickſal der Verlaſſenſchaft eines 
Verſtorbenen, insbeſondere auf das Ein⸗ 
treten des Erben in die letztere (Erb: 
folge), beziehen. Erbfchaftsfteuer, 
die dem Erbnehmer, fei er durch Tefta- 


ment ober durch das Geſetz (Inteftats | 


erbfolge) berufen, oder fei er auch nur 
Bermächtnisnehmer, zu Gunften de 
Staats oder der Gemeinde gefetlidh auf: 


erlegte Abgabe. Diefelbe wird regelmäßig | 


nah einem beflimmten Prozentfat de 
Erbſchaftswerts berechnet. Die Deſzen⸗ 
benten bes Erblaflers, d. h. bie Verwand⸗ 
ten in abfteigender Linie, find von biefer 


Sinn der In⸗ 
begriff der Nechtsgrundfäge, welche fih 





Erbſchatzmeiſter 


Abgabe befreit. über die Vererbung der 
menacchüfchen Staatsgewalt |. Thron: 


olge. 
Ehlgahmeiter } ſ. Kurfürften. 
Erbſtaaten, |. v. w. Erblande. 
Erbfläude, ſolche Mitglieber ftändifcher 
oder parlamentarifcher Korporationen, 
welche benfelben vermöge eines erblichen 
Rechts und nicht erft Durch Wahl oder 
amtliche Stellung ober Ernennung ange: 
hören. Die Crbflandichaft ift entweder 
rein perſönlich, alfo durch Feine Art 
von Befik bedingt, oder dinglich, b. 5. 
vom Befit gewiljer Güter ab ingig, oder 
beides zugleich. E. im erftern Sinn find 
die Prinzen regierender Häufer und die 
englifchen Peer (ſ. Pairs) der nie 
abl nad. In Deutſchland, wo ſchon feit 
der Mitte des 17. Jahrh. neben ber Eben: 
bürtigfeit, als ber perjönlichen Befähi- 
zung zur Erbflanbfchaft, Die dingliche not⸗ 
wendig geworden war, gibt e8 außer ben 
Frinzen der fouveränen Häufer eigentlich 
feine perfönlichen &. mehr; denn was bie 
Stanbesberren anlangt, fo find diefel- 
fen nur injofern zur Eröfenbfchaft in der 
Griten Sammer fen, als fie die In⸗ 
fmd, auf welden bie 


Thrrmielge(i.&.) if tie @. nach bem tosen. 
— schen Geis in ben meiſien Kindern 


—S AK uriäri 
Ertirsihh, ĩ KRuriürken 
Erberrbrüderung, Beritag een 

rare Diskere, burn“ 
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Erlaucht (abgekürzt aus »erleuchtet«), 
früher Titel der regierenden Reichögrafen ; 
nach dem Bundesbefchluß vom 13. Febr. 
1829 Präbifat der Häupter ber vormals 
reichunmittelbaren, jet mebiatifierten 
gräflichen Häufer. 

rneflinifche Linie Des Hanſes Sach⸗ 
fen (Erneftiner), ſ. Sachſen. 

Erpreffung (Konkuſſion, lat. Con- 
cussio), das Vergehen, befjen fich derjenige 
ſchuldig macht, welcher, um ſich oder einem 
Dritten einen rechtswidrigen Vermögens: 
vorteil zu verjchaffen, einen andern burch 
Gewalt ober Drohung zu einer Hand⸗ 
lung, Duldung oder Unterlaffung nötigt. 
Das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch 
253 ff.) ſtelli bie E. nach dem Vorgang ber 
meiften neuern Strafgefegblücher mit bem 
Raub zufammen. Die E. unterfcheibet ſich 
nämlid vom Raub einmal durch das 
Mittel, welches zur Begehung bes Der: 
brechens angewendet wird und welches 
beim Raub in perfönlicger Gewalt oder 
Drohung mit — Gefahr für 
Leib und Leben beſteht, während bei ber 


ane Drofung burd welche ein wirffamer 


ßaüter rechtliche Gens einer iremden be 
wealichen i 
bei der E. irgend ein Thun, Handeln eder 


Umerlaſen erzrunsen werten ish, 4 E. 
De Ausüziiung einer Lunurı, Se Un⸗ 
terlst.ıng einer Kiazerbeten: to Ta⸗ 
za mut bei Der E, wit bei Asa, De 
Anke 03 Ihrzns nt me Eriesieng 
enes Bereiuriermis una 223 
mer Serıe 2a wieruichr rn 
Frertuch umur scher Hs 2 E er ir 
Seheirit zu: sem Der en Tarisung 
Ary Irene rt ns Krreßem I, 
seen Terz To em mr en Enu ui- 
urn Gerrit Terher -T, mibanıe 
ber me Wrieeng I Yang, 7: 


Baba Sraestens lo mau 


E, mar vu mer Terdhscape rigen 
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rechtliche Vorteil vereitelt ober wirklich er: 
langt worten fein. Nach dem Reiche: 
ftrafgefeßbuch ift zwifchen einfacher €., 
welche mit Gefängnis von 1 Monat bis 
zu 5 Jahren, und ſchwerer E., welche 
mit Zuchthaus von 1—5 Jahren beitraft 
wird, zu unterfcheiben. eesere ($ 254) 
liegt batın vor, wenn bie &. durch Bes 
drohung mit Mord, Brandftiftung oder 
mit Verurfachung einer überſchwemmung 
verübt wird, Wurde die E. dur Ge 
walt gegen eine Perfon oder unter An⸗ 
wendung von Drohungen mit gegenwär- 
tiger Geabr für Leib oder Leben begangen, 
fo tritt (F 255) die Strafe des Raubes 
ein, d. h. Zuchthaus von 1—15 Jahren. 
Endlich kann neben der wegen €. erkann⸗ 
ten Gefängnisitrafe auch auf Verluſt ber 
bürgerlichen Ehrenrechte und nebenber ers 
fannten Zuchthausſtrafe auf Zuläffigfeit 
von Polizeiaufficht erfannt werben. Vgl. 
Billnow, Raub und €, (1875). 
Erſatzweſen, im Deutichen Reich Be 
zeichnung fiir alles dasjenige, was mit der 
Ausbebung, Einftellung und enttalfun 
der Soldaten zufammenbängt. Das E. if 
durch die Erſatzordnung geregelt, welche 
den erſten Teil der deutſchen We ordnung 
bildet. Das jährlihe Erſatzgeſchäf 
zerfällt biernach in drei Hauptabfchnitte, 
nämlih in das Vorbereitungsgeichäft, 
Mufterungsgefchäft und das Aushebungs⸗ 
geihäft. Das Borbereitungsgeihäft 
egreift diejenigen Maßregeln in fid, 
welche zur mittelung der im laufenden 
Jahr zur Stellung vor den Erfagbehörben 
verpflichteten Berpfigtige erforberlich 
I . Das Mufterungsgefchäft be 
eht in der Mufterung und Rangierung 
der zur Stellung vor den Erſatzbehörden 
verpflichteten Webrpflichtigen durch Die 
Erſatzkommiſſion, während das Aushe⸗ 
bungsgeſchäft die Entſcheidungen durch 
die Obererſatzlommiſſion und die Aus: 
hebung der für das laufende Jahr erfor: 
berlichen Nefruten umfaßt. In Kriegs⸗ 
zeiten wird das Mufterungsgefchäft mit 
dem Aushebungsgejchäft vereinigt. Außer: 
dem findet für Die zur Stellung verpflich⸗ 
teten ſchiffahrttreibenden Wehrpflichti⸗ 
en ein Schiffermuſterungsgeſchaͤft 
att. Die Landwehrbalaillonsbezirke, in 


Erſatzweſen. 


welche die Infanteriebrigadebezirke der ein⸗ 
elnen Armeekorpsbezirke zerfallen, ſind 
in Aushebungsbezirke eingeteilt. In 
dieſen Aushebungsbezirken bilden jeweilig 
ber betreffende Landwehrbezirkskomman⸗ 
deur und ein Verwaltungsbeamter des 
Bezirks (Landrat, Polizeidireftor) oder ein 
beſonders zu biejem Zweck beitelltes bür⸗ 
gerliches Mitglied die Erſatzkommiſ— 
jion. Diefe arbeitet der Obererfaßfon: 
milfion vor. Sie nimmt bie alljährliche 
Mufterung ber Webrpflichtigen unter Zu: 
iehung eines Stabsarztes vor und be 
I: ießt unter Zuziehung von nod einem 
Offizier und vier bürgerlihen Mitglie⸗ 
bern (verftärkte Erfagfommiffion) 
über die nach bem Geſetz zuläfiigen Zurüd: 
Nerlungen von Militärpflichtigen. Ihre 
Beſchlüſſe unterliegen der Revifion und 
endgültigen Entſcheidung durch bie Ober: 
erfagfommiffion. Diele wird gebildet 
durch den Infanteriebrigadelommanbenr 
bes Brigadebezirks und einen höhern Ber: 
waltungsbeamten. Jeder Armeeforpäbe: 
zirk, deren im Deutjchen Reich 17 beftehen, 
zerfällt nämlidh in 4, das Großherzog 
tum Heffen, welches einen befonbern Er: 
ſarbnirt bildet, in 2 Infanteriebrigade⸗ 
bezirke. (Der Armeekorpsbezirk iſt zugleich 
ber Erſatzbezirk.) Die Obererſatzkom⸗ 
miſſion trifft unter nochmaliger Pruͤfung 
(Generalmuſterung) dieendliche Ent: 
ſcheidung; fie nimmt die eigentliche Aus- 
bebung vor. Was bie Zurüdtellungen 
und Befreiungen anbetrifft, fo wird die 
Obererfatfonmiffion noch durch ein bür: 
gerliches Mitglied verftärft und entjchei- 
det fo als verftärfte Obererſatzkom— 
mijfion. Die dritte Inftanz (Erfab: 
behörbe dritter Inſtanz) bildet der 
fommandierende General bes Erfag: (Ar: 
meeforne-) Bezirks in Gemeinfchaft mit 
ben Chef der Provinzial: oder Landesver⸗ 
waltungsbehörde. An biefe gehen Be 
ſchwerden gegen Entjcheibungen ber Ober: 
erfatfommijlion. Endlich aber beftehtüber | 
diefer dritten Inſtanz noch eine Minifte: 
rialinftanz, weldhedie ſaͤmtlichen Erfah: 
angelegenheiten leitet, unb zwar ift dic 
in den Bezirken ber unter preußifcher Mili⸗ 
tärverwaltung ftehenden Armeeforps da3 
preußifche Kriegsminifterium im Nerein | 





Erfitzung — Erzbiſchof. 


mit den oberſten Zivilverwaltungsbe⸗ 
hörden ber betreffenden Bundesſtaaten. 
In den Königreichen Bayern, Sachſen 
und Württemberg ſtehen die Erſatzange⸗ 
legenheiten unter der zeitung ber betref: 
ienden Kriegdminifterien in einfchaft 
mit ben Minifterien des Innern. Die: 
jenigen Mannſchaften, welche bei ber Aus⸗ 
bebung als zu Klein, ſchwächlich oder wegen 
fleiner Gebrechen zum Felddienſt unbrauch⸗ 
bar oder wegen Reklamation oder infolge 
boher Losnummer nicht zur Einſtellung 
kommen, bilden die Erſatzreſerve. Die 
Erſatzreſervepflicht, welche vom Tag 
der eiſung zur Erſatzreſerve bis 
zum vollendeten 31. Lebensjahr dauert, 
iſt die Pflicht zum Eintritt in das Heer 
im Fall außerordentlichen Bedarfs. Diefe 
Erfaßreferve zerfällt in zwei Klaſſen. Die 

flicht in der erſten Klaſſe (Er ſatz⸗ 
reſerve I) dauert 5 Jahre, nad 
Ablauf die Mannſchaften in die zweite 
Klaſſe (Erfagreferve II) verfebt wer: 
ben. Die Erfagref 


[1 
[Y 
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tärgefeb vom 2. Mai 1874 (Reichsgefek- 
blatt, S. 45 ff.) ift nämlich jeder Militär- 
pflichtige verbunden, 3 Jahre bei den Fah⸗ 
nen, 4 Sabre in der Rejerve und 5 Jahre 
in der Landwehr (f.d.) zu dienen. Dice 
Referviften, welche alfo mit ben Erſatz⸗ 
referviften nicht zu verwechfeln find, Haben 
fi) während be Referveverhältnifies zwei⸗ 
mal jährlich zur Kontrollverfammlung zu 
ftellen und können in ben vier Jahren zwei⸗ 
mal 8 Übungen von hochſtens achtwöchi⸗ 
ger Dauer zu ihrem Truppenteil einbe⸗ 
rufen werden. Neben der Verpflichtung 
sum Dienft im ftehenben Heer, in ber 

ejerve und in ber Landwehr befteht end⸗ 
lich noch die Verpflichtung zum Dienft im 
fogen. Landfturm, bem Aufgebot aller 
Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis 
zum vollendeten 42. eben sieht, welche 
weder dem Heer noch der Marine ange: 


beren | hören. Das Aufgebot besfelben erfolgt, 


wenn ein feindliher Einfall Teile des 
ee bebroht oder überzieht. 
nel. Usucapio), Eigentums: 
erwerb durch beftimmte Seit hindurch fort- 
geſetzten Befit, |. Berjährung. 
oo o, beutiche Vorſetzſilbe, ben griech. 
Ardi... (f. d.) nachgebildet, bebeutet die 


Reiche- | Erhöhung der durch dad einfache Wort be- 


zweite eine Dauer von 4 und bie beiden 
lebten eine Dauer von je 2 Wochen nicht 
überichreiten follen. Die Mannfchaften 
der Erfaßrejerve II find in Friebens;zeiten 
von allen militäriihen Verpflichtungen 
befreit. Bei ausbrechendem Krieg fonnen 


zeichneten Würde; daher Erzämter, Erz 
bifdhof, Erzherzog xx. 

Erzämter, im frühern Deutichen Reid) 
Staats- und Hofänter, welche mit ber 
Kurwürde verbunden waren. Derartige 
Amter famen, dem byzantinischen Hof- 
zeremoniell entlehnt, bereits imfränfifchen 
Reich vor und gingen von da in das rö- 
mifch=beutfche Kaiferreidh über (f. Kur: 
fürften 


Erzbiläef (Archiepischpus), ber erfte 


fie im Fall außerorbentlien Bedarfs zur Biſchof eines Landes oder auch einer Pro: 
Ergänzung des Heerd verwendet werben. |vinz, bem anbre Bilchöfe (Suffragane) 
Außer ben Mannſchaften, welde nad; ! untergeorbnet find, ber aber ielbit Biſchof 
Ablauf des fünfjährigen Zeitraums aus, einer Diözefe if. Außer den allgemeinen 


der erfien in die zweite Klaſſe der Erſatz⸗ 
reſerve verfett werben, find diefer auch 


biſchöflichen Nechten fiehen den Erzbiſchö⸗ 
ten bie Appellgerichtöbarfeit über die Suf: 


alle Militärpflichtigen zuzuteilen, welche fragandiözefen und bas Recht der Zuſam⸗ 


der Erfagreferve zu überweifen find, aber | menberu 
als ungeeignet und überichütifig nicht der ! der Vorfit 


eritien Klaſſe überwiefen werden. Nicht zu 

verwechfeln mit der Erſatzreſerve iſt übri- 

gend bie Reſerve. Nach dem Reichsmili⸗ 
Siaalslerikon. 


fung der Provinzialſynode und 

bei derſelben zu; jedoch find dieſe 

Rechte ſeit der abſolut⸗ monarchiſchen Ge⸗ 

ſtaltung der katholiſchen Kirchenverfaſſung 

ohne Bedeutung. Zeichen der erzbiſchöf⸗ 
11 
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lichen Würde ift der weißwollene Schulter- 
fragen (das Pallium). In der proteftan- 
tifhen Kirche beſteht die erzbifchöfliche 
Würde nur in England und Schweden. 

Erzherzog (Archidux), ein bem öfter: 
reihiichen Haus einentümlicher Titel, an- 
geblich von Kaifer Friedrich I. 1156 zuerft 
verliehen. Lebterer fol nämlich den Her: 
309 von Ofterreich ben Herzögen, welche 
Hofämter befleibeten, auf den eihötagen 
gleichgeftellt und ihm überhaupt den näch⸗ 
den Plagnad den Kurfürſten eingeräumt 
geben. on ben Kurfürften ward diefer 
Titel aber erft anerkannt, als ihn Kaifer 
Triebrich ILL. 1453 den Herzögen des Hau- 
ſes Ofterreich erblich zuſprach. Sekt wirb 
der TitelE. von ben Prinzen und der Titel 
Erzherzogin von ben Prinzejfinnen 
bes öfterreichiichen Kaiferhaufes allgemein 
geführt. 

Erzlämmerer 

Erzlanzler 

Erzmarihall ) |. Kurfürften. 

Erzſchent 


13 

Erztruchſeß 

Vscudẽro (ſpan., »Schilbfnappe«), ein 
Adliger niedern Ranges. 

Eskadre (franz.), ſ. v. w. Geſchwader; 
kleinere Anzahl von Kriegsſchiffen unter 
Einem Kommando. 

Eskadron (franz., ſpr. drong), Schwa⸗ 
dron, taktiſche Einheit der Kavallerie; in 
Deutſchland 150 Pferde ſtark. Fünf Es⸗ 
kadrons bilden ein Regiment. 

Esquire (engl., ipr. «tweir, gewöhnlich 
abgefürztEsq., vom engliſch⸗ normänn. es- 
cuier, franz. Ecuyer, lat. Scutarius 
»Schildknappe«), inEngland urf prünglich 
Ehrentitel derjenigen, welche, ohne Ritter 
oder Peers zu fein, wappenfähig waren; 
jest (dem Namen nachgeftelltes) Prädikat 
allerLeute vonBildung u.fozialer Stellung. 

Eſſentialien (lat.), weſentliche Beſtand⸗ 
teile, z. B. eines Rechtsgeſchäfts; Eſſen⸗ 
tialität, Weſenheit. 

Estaménto (ſpan.), Ständeverſamm⸗ 


kung, Eortes. 
tappe (franz.), Marichhalteplat bei 
Militärtransporten. 

Etat (fran;z., ipr. etah), Stand, Staat; 
Voranſchlag der Ausgaben und Einnab- 
men, daher man namentlih von bem 


Erzherzog — Etat. 
Stantshaushaltsetat zu ſprechen 





pflegt; etatifieren, in den E. einftellen, 
etatgmäßig fefiftelen. Je nad) den ver: 
Tchiebenen Eee ber Staatöverwaltung 


werbenau 


in Anjehung des Etats Unter: 


ſcheidungen gemacht, insbeſondere zwiſchen 


Zivil: und Militäretat, und je nad: 


dem es ſich um regelmäßig wiederfehrende 


oder um auferordentliche 


nnahmen und 


Ausgabenbandelt, wird zwijchen ordent⸗ 


lihem und außerordbentlidem E. 
unterfchieben,; auch wohl zwifchen dem all- 
gemeinen ®. ($ auptetat) und ben Spe⸗ 
zialetat® der ei 
zweige. In ber konſtitutionellen Monar⸗ 
ie ift die Mitwirkung bei der Teitftellung 
bed Etats (Staatshaushaltsetat3, Bud: 
get3) eins der wichtigften Rechte ver Volks⸗ 


vertretung. ee bildete fich zuerft in 
England aus, wojelbit e8 aus dem Steuer: 
bewilligungsredht des Parlaments hervor: 


ging. 
dernen Verfaſſungsurkunden des Konti- 


on bier aus ging es in bie mo: 


nents über, und fo bat denn auch 3. B. die 


beutjche Neichöverfaflung dag Budget: 


recht des Reichstags im Anſehung des 
Reichshaushaltsetats ausdruͤcklich 
anerkannt, indem im Art. 69 der Reid: 
verfaffung beftimmt ift: »Alle Einnahmen | 
und Ausgaben des Reichs müſſen für jede! 
Jahr veranſchlagt und auf den Reichshaus⸗ 
haltsetat gebracht werden. Letzterer wird 
vor Beginn des Etatsjahrs durch ein Ge⸗ 
ſetz feſtgeſtellt.« ie nämlich bie Feſt⸗ 


ſlellun 
eine 
doch das Budgetrecht der Volksvertreter 


des Haus 


Veranlaſſung dazu gegeben, ben E. jeweilig 
eſetzgebung und in der 
Form eines Geſetzes feſtzuſtellen. Der Zeit⸗ 
für welchen dieſe Feſtſtel⸗ 


im Weg der 


raum aber, 


lung erfolgt, wird die Etats- ober 
Budgetperiode genannt, und zwar. 
fommt hier in ben einzelnen Berfaffungd 


urfunben ber Zeitraum von 1 (Deutſches 
Keich, Preußen, Schaumburg=fippe), 2 


(Bayern, Sachſen, Baden), 3 (Württen 
erg, Helfen, Sachfen:Weimar, Sachſen⸗ 


Memmingen, Sachjen-Altenburg, Braun 
ne re Anhalt, Schwarzburg 


Rudolſtadt, Neuß ältere Linie, Reuß 


jüngere Linie, Waldeck) und 4 Jahren 





altsetats im Grund 
erwaltungsangelegenheit ift, bat 


Inen Verwaltungs: 


Etats generaux — Exanıen. - 


(Sahfen -Koburgs Gotha und Schwarz: 
turg. Sondershaufen) vor. Die ftändifche 
Ftatzfeftftellung bezieht fich aber nicht nur 
auf Die Ausgabe, jondern auch auf bie Eins 
nahme. 3 findet jeboch dies Recht ber 
Solfevertretung feine Begrenzung darin, 
NE mandhe Einnahmen und Ausgaben 
der Natur der Sache ober gefeßlicher Be⸗ 
timmung nad) mehr oder weniger feft- 
ſiehen, und ebendarum können nur bie 
jogen. beweglichen Einnahmen einer Ver: 
weigerung —* der Landſtände unter⸗ 
kegen. Der privatrechtliche Erwerb des 
Staats, z. B. aus den Staatsgütern, aus 
Staatswaldungen, kann nicht beliebig feſt⸗ 
geſtellt, ermãßigt oder erhöht werben, wenn 
er auch im E. mit figuriert. Die Ver⸗ 
tepräfteuern werben auf Grund gefeßlicher 
Beitimmung erhoben, ebenjo bie direften 
Steuern, injofern fie Tontingentiert, d. 6. 
durch Seſeg friert, ſind. Dagegen iſt eine 
beſondere Bewilligung in Anſehung der⸗ 
jenigen Steuern erforderlich, welche quoti⸗ 
jiert werben, b. 5. die nur dem Steuer- 
objeft und der Steuereinheit nach feftftehen, 
während die Beitimmung darüber, wie: 
viel Steuereinheiten erhoben werben jollen, 
fürjede EtatSperiode befonders feftzuitellen 
it. Ebenfo Tann bei gefetlich feftftehenden 
Ausgaben, aljo 3. B. bei den Matrifular: 
beiträgen, welche bie einzelnen deutſchen 
Bundesſtaaten an das Reich zu entrichten 
haben, feine Minderung feitens der Ab- 
geordneten eintreten; anders dagegen 3. B. 
ei ber Errichtung neuer Amter, bei ber 
Aufnahme einer Anleihe u. dgl. Ebenfo 
it zur Übernahme einer Garantie feitens 
des Staats die Zuftimmung ber Stände 
erforderlich. Die notwendige Folge des 
Bubgetrechts ift aber das weitere Recht ber 
Kammern, bie Staatsrechnung zu prüfen, 
namentlich barauf, ob der E. eingehalten 
üt, und bie Staatsregierung in Anſehung 
derſelben zu entlaften (Decharge zu ertei⸗ 
len). Abweichungen in ber Einnahme be⸗ 
dürfen jedoch nur dann einer nachträglichen 
Benehmigung, wenn biefelben willkür⸗ 
liter Natur An, während fie, infofern fie 
lediglich auf thatfächlichen Verbäftniffen, 
2. auf einer Mindereinnahme aus einer 
indireften Steuer, beruhen, der Natur ber 
Sache nach einer befondern Genehmigung 
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nicht bedürfen, Ebenſo kann Überfchrei= 
tungen in ber Ausgabe gegenüber die land⸗ 
ſtändiſche Zuftimmung nicht verfagt wer- 
den, wenn e8 fi um Ausgaben hanbelt, 
die nach gefetlicher Beftimmung notwendig 
waren. In Staaten mit republifanifcher 
Verfaſſung fteht das Bubgetrecht ebenfalls 
ber Volksvertretung, fo 3. B. in ben drei 
beutichen Hanfeftäbten ben Bürgerjchaften, 
zu. Für den Fall des nicht rechtzeitigen 
Zuſtandekommens bes Etats geftatten bie 
meiften Verfaſſungsurkunden für einen 
beftimmten Zeitraum eine weitere Staats⸗ 
finanzwirtfchaft auf Grund des biöherigen 
Etatd. Weitere Ausdehnungen einer ber- 
artigen Wirtfchaft bedürfen dagegen nach⸗ 
träglich ber Erteilung ausdrüdlicher In⸗ 
bemnität(f. 2) für die Staatsregierung 
feiten der Volksvertretung. Aber nicht 
nur für den Staatshaushalt, fondern auch 
für benjenigen ber Gemeinden, der Kom⸗ 
munalverbände, juriſtiſcher Perſonen, Kor: 
porationen ꝛc. ift bie Aufitellung eines 
Etats notwendig und üblich, und zwar 
fommen bier bie für die Aufftellung des 
Stantshaushaltsetats geltenden Grund: 
ſatz in analoger Weiſe zur Anwendung. 
tats génoraux (franz., ſpr. etah 
ſcheneroh), Generalſtaaten (z. B. in der 
Republik der vereinigten Niederlande die 
höchſte Behörde) oder Generalſtände, in 
Frankreich die aus den Abgeordneten des 
Adels, der Geiſtlichkeit und der ſtädtiſchen 
Korporationen aulammengeiegien Lanb- 
fände, von Philipp IV. 1302 zuerit bes 
rufen, während Adel und Klerus früher 
allein darin vertreten waren, in ber Regel 
nur mit Bewilligung außerorbentlicher 
Subfidienbefchäftigt; von 1614 bisd. Mai 
1789 nicht verfammelt, nach Beginn ber 
franzöfifhen Revolution in eineRatignal- 
verfammlung umgewanbelt. 

Europ if esflonzert,dieeuropäiichen 
Mächte in ihrer Vereinigung als völfer: 
rechtliche Körperſchaft. Aumeilen werben 
darunter aber auch nur die europäifchen 
Großmãchte: Deutſchland, Ofterreich Un: 
garn, Großbritannten, Italien, Frankreich 
und Rußland, verjtanden. 

Evangeliſche Kirche, |. Proteſtan⸗ 


tismus. 
Exãmen (lat.), Prüfung, Schulprü⸗ 
11* 
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fung; eraminieren, prüfen. Exami— 
Ken Prüfling; Eraminator, 
rüfer. 

Exceptie (lat.), Einrede (f. 8.); e. 
veritatis, Einrebe ber Wahrheit (f. Be⸗ 
leidigung). 

Exrekution(lat, Hilfsvollſtreckung, 
Zwangsvollſtreckung), die zwangs⸗ 
weiſe Aus⸗ und Durchführung einer amt⸗ 
lichen Anordnung, namentlich eines ge⸗ 
richtlichen Nrteils, Exe kutionsinſtanz, 
das Prozeßſtadium, in welchem das rich⸗ 
terliche Urteil zur zwangsweiſen Ausfüh⸗ 
tung kommt; Exekutionsordnung, 
Geſctz über die Hilfsvollſtreckung in bür: 
gerlichen Rechtsſtreitigkeiten. Die zwangs⸗ 
weiſe Anhaltung der einzelnen Mitglieder 
eines Bundesſtaats zur Erfüllung ihrer 
Pflichten gegen dieſen wir Bunde sexe⸗ 
kution genannt. Pr deutiche Reichs⸗ 
verfafjung, Art. 19.) Über die E. gericht- 
licher Urteile indbefonbere |. Zwangs⸗ 
vollftredung. 

Erelutingewalt (Erefutive, Io 
vollziehende Gewalt (f. Verwaltung); 
»Wrefutive« wird auch die Behörde nenannt, 
welcher der Vollzug der Beſchlüſſe einer 
andern Behörde oder Körperſchaft obliegt. 

Exekutivprozeß (lat.), Urkundenpro⸗ 
zeß 4 Urfunde). 

Eremtion (lat.) Ausnahme, Befreiung 
von einer allgemeinen Laſt ober Berbind- 
lichkeit; daher Erimierte oder Eremte, 
diejenigen, denen eine foldhe Ausnahme zu 
gute fommt; namentlih im Kirchenrecht 

efreiung eines Klofters 2c. von ber geift- 
lichen Jurisdiktion des Didzefanbiichofs 
und Unterftellung unter die eined höhern 
Kirchenobern ober bed Papftes ſelbſt. 

Erequätur (lat., »er vollziehe«), der 
Aft, durch welchen eine Regierung einem 
bei ihr affreditterten Konſul eines frem- 
ben Staats die Ausübung feiner Funk: 
tionen als folcher innerhalb ihres Staats⸗ 
gebiets geftattet, ihm die üblichen Privile⸗ 
gien guoehteht und dbenfelben gegenüber 
den Beamten bed eignen Staats aner: 
fennt und legitimiert. Die Ernennun 
des Konfuls ſelbſt erfolgt nämlich dur 
bie Regierung desjenigen Staats, befien 
Intereſſen er in einem andern Staat 
wahrnehmen foll, in dem fogen. Beftel- 


Exceptio — Erlommunizieren. 


lung &brief(lettresdeprovision, Kon: 
fularprovifiognen). Das Miniſterium 
des Auswärtigen des beſtellenden Staats 
hat nun die Konſularproviſionen dem Ge⸗ 
ſandten desſelben in dem Staat, in wel⸗ 
chem der neue Konſul wirken ſoll, mitzu⸗ 
teilen; der Geſandte aber hat ſich alsdann 
mit dem Miniſterium des Auswärtigen 
des betreffenden Staats ins Vernehmen 
zu ſetzen, um die Erteilung des E. auszu⸗ 
wirken. Dieſe kann verweigert werden, 
wenn der als Konſul Präſentierte eine 
übel beleumundete Perſon iſt, oder wenn 
er gegen die Regierung des Staats, in dem 
er thätig werden ſoll, eine feindſelige Ge⸗ 
ſinnung an den Tag gelegt hat. Die Er⸗ 
teilung des E. erfolgt nach der deutſchen 
Reichsverfaſſung, welche (Art. 56) das ge⸗ 
ſamte Konſulatsweſen des Reichs dem 
Kaiſer unterſtellt, durch dieſen, und die 
Veröffentlichung der Erteilung geſchieht 
durch das Reichsgeſetzblatt. 

Exequieren (lat.) ausführen, nament: 
lich zwangsweiſe, im Weg der Exekution 
(ſ. d.), vollſtrecken. 

Exerzieren (lat.), üben, insbeſondere 
Truppen in der Waffenführung und in 
den Evolutionen und Bewegungen zum 
Zweck des Angriffs und der Verteibigung 
einüben; gefchieht nach bem Ererzier: 
reglement, b. h. der darüber gegebenen 
Vorſchrift. 

Erigenz (lat.), Forderung, Aufwand; 
insbeſondere derjenige Aufwand, welchen 
ein beſtimmter Zweig der Staatsverwal⸗ 
tung erheiſcht; z. B. die E. der Kriminal⸗ 
juftiz, die €. der außwärtigen Angelegen: 
beiten u. bgl. i 

Eril (lat.), Landflüchtigkeit, fei es, daß 
jemand freiwillig, um einer Beftrafung 
zu entgehen, das Heimatland meibet, jet 
es, daß dies infolge einer förmlichen Der: 
bannung geichieht. 

Exklave (Iat.), ein vom Hauptgebiet 
eines Staats getrennter Gebietsteil. 

Exkludieren (Iat.), ausfchließen; Er: 
kluſion, Ausſchließung; exklu ſiv, aus 
ſchließlich, z. B. vornehme Geſellſchaft, 
welche alle nicht Ebenbürtigen ausſchließt; 
exkluſive, mit Ausſchluß. Erflufipi: 
tät, Ausfchließlichleit, Vornehmheit. 

Erlommmnizieren (lat.), ausſchließen 





Erlufieren — Erpropriation. 


aus der Kirchengemeinſchaft, in den Bann 
thun; Exkommunikation, Kirden- 


nn. 

Erfufieren (Tat.), entſchuldigen; Ex⸗ 
Iujation, Entiduldigung, Ablehnung 
eines Öffentlichen Amtes, befonders einer 
Vormundſchaft; eine ſolche Ablehnung 
fann aus befiimmten Erfujation3- 
gründen (Hohes Alter, Überbürbung 
mit Vormundſchaften 2c.) eriolgen. 

Ex officio (lat.), von Amt3 wegen. 

Exrpedieren (lat.), beförbern, ausferti- 
gen. Erpebient, Ausfertiger; Erpe- 
dition, Beförderung, Verſendung, Aus: 
fertigung;; Geſchäftszimmer; kriegeriſche 
oder wiſſenſchaftliche Unternehmung. 

Erperten (lat.), ſ.Sachverſtändige. 

Erpert (Iat.), Ausfuhr; Erport- 
gejhäfte, Handelsgeſchäfte, die in der 
Verſendung von Waren nad) fremden 
Yündern ben (|. Ausfuhr). 

Erpropriation (lat., Enteignung, 
Zwangsenteignung, Zwangsab- 
tretung), das Verfahren, durch welches 
jemand im Intereſſe des öffentlichen Wohle 
gendtigt wird, ein ihm zuitchendes Recht 
gegen Entfhäbigung an ben Staat ober 
an eine von ber zufländigen Behörde dazu 
ermäcdhtigte Perjon abzutreten. Der Ge⸗ 
genitand der €. ift allerdings vorzugsweiſe 
das Eigentumsrecht an Grunbftüden; doch 
können auch ſonſtige Berechtigungen an 
Immobilien, wie ituten, und aud 
Mobilien »erproprüert« werben, fo 3. B. 
Getreide bei einer Dungerännt, Pferbe bei 
einer Mobilmachung, ebenfo Baumateria⸗ 
lien ꝛc. Inſofern nun hierbei der Eigen- 
tümer oder fonftige Berechtigte zu einer 
Reräußerung ber ihm zugehörigen Sache 
oder zur Aufgabe eined Rechts gezwungen 
wird, liegt allerdings ein Eingriff in deſſen 
Rechtsſphãre vor, der nur durch die Rück⸗ 
fiht auf die öffentliche Wohlfahrt, welcher 
ih dad Intereſſe des Einzelnen unter: 
ordnen muß, gerechtfertigt eriheinen fann. 
Namentlich ift dem Stante bas Recht 
niht abzufprechen, zur Erreichung bez 
Staatszweds und im flaatlichen Intereſſe 
über das Privateigentum feiner Bürger 
zu verfügen (ſogen. Staatsnotredt), 
auch die Ausübung dieſes Rechts aus Rück⸗ 
ſichien des öffentlichen Wohls auf Ge 
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meinden, Erwerb2genofienichaiten, Unter: 
nehmer und fonftige Privatperfonen zu 
übertragen. Auf der andern Seite er- 
heiſcht e3 aber die Billigfeit, baß der von 
einer E. Betroffene (der Erpropriat) 
von dem Erproprüerenden (bem Expro⸗ 
prianten) vollitändig entfchäbigt werde. 
Obgleich ſchon den Römern eine Zwangs⸗ 
enteignung, namentlih bei Anlegung 
eines öffentlichen Wegs, befannt war, jo 
ift doch das Rechtsinftitut der E. im ge- 
meinen Recht zu einer wirflichen Ausbil⸗ 
bung nicht gelangt, ſondern erſt Die neuere 
und neuefte Zeit mit ihrem großartig ent: 
widelten Berfehröleben hat eine ſolche im 
Weg ber gertifulargelebachung herbei⸗ 
geführt. So iſt ed denn gekommen, ba 
die einzelnen deutſchen Staaten gerade auf 
dieſem Gebiet eine zwar ſehr ins Spezielle 
, aber keineswegs einheitliche Ge⸗ 
etzgebung haben. Doch iſt wenigſtens für 
den preußiſchen Staat durch das Geſetz 
über die Dite gnamg von Grundeigentum 
vom 11. Juni 1874 eine Rechtseinheit in 
diefer Beziehung bergeftellt worben. Je⸗ 
benfalls iſt es aber höchſt wünfchenswert, 
daß biefer wichtige Oegenfland durch die 
— —— für das ganze Deutſche 
Reich in einheitlicher Weiſe normiert werde. 
Von den dermalen geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen über die E. ſind folgende 
hervorzuheben. Was 1) die zwangs⸗ 
weiſe Abtretung anbelangt, ſo kann 
ein derartiger Eingriff in die Privat: 
recht3fphäre und in bie Freiheit des Ein- 
zelnen nicht willfürlicherweife, fonbern 
nur auf Grund gefetlicher Beltimmung 
erfolgen. Es ift nun einmal möglid, 
und nad) der Geſetzgebung verjchiedener 
Staaten, namentlid Englands, Nord: 
amerifas, der Schweiz und ber Freien 
Stadt Hamburg, Beet in ber That die 
Einrichtung fo, daß für ein jedes gemein- 
nüßige Unternehmen die Bewilligung bes 
Erpropriationsrecht3 durch einen befon- 
dern Alt der gefeßgebenden Gewalt, aljo 
durch ein förmliches Geſetz, erfolgen muß, 
ein zur Sicherung gegen willfürliche Ein- 
griffe in bie bürgerliche Freiheit allerdings 
jehr geeigneteö, aber doch zu weitläufiges 
und ebendarum unpraktiſches Verfahren. 
Dabei ift übrigens zu beachten, daß nad) 
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Art. 41 der beutfchen Reichsverfaſſung 
vom 16. April 1871 Eifenbahnen, welche 
im Intereſſe der Verteidigung Deutſch⸗ 
lands oder im Intereſſe des gemeinjamen 
Verfehrs für notwendig erachtet werden, 
fraft eined Reichsgeſetzes auch gegen ben 
Widerſpruch der Bundesglieber, Deren Ge- 
biet die Eifenbahnen durchfchneiden, an: 
gelegt oder an Privatunternehmer zur 
Ausführung Tonzeffioniert und mit bem 
Erpropriationgrecht (alfo auch durch Spe- 
zialgefeß) auögeftattet werben können. 
Abweichend von diefem Syitem des Er: 
laſſes von Spezialgefegen Mir jedes ein- 
zelne Unternehmen, bat bie deutſche Par- 
tifulargejebgebung allgemeine Erpropria= 
— erlaſſen und zwar entweder ſo, 
daß ſie das Prinzip ſanktionierte, zum 
öffentlichen Wohl und Nutzen ſei die E. 
geltatiet, und dann im einzelnen Fall bie 

utanwendung diefed Prinzips der Ad⸗ 
miniftrativbehörde überließ, oder jo, daß 
fie die einzelnen Fälle fpezialifierte, in 
welchen eine &. geftattet fei. Erſteres Sy⸗ 
ftem ift ba8 des franzöfifchen und babi- 
hen Rechts ſowie des preußiichen Er: 
propriationsgefeßes, welches letztere G 1 
verordnet: »Das Grundeigentum Tann 
nur aus Gründen bes öffentlichen Wohls 
für ein Unternehmen, deſſen Ausfüh—⸗ 
rung die Ausübung des Enteignungs: 
recht8 erforbert, gegen vollitändige Ent: 
fhäbigung entgonen oder beſchränkt wer⸗ 
dene. Im 8F? iſt dann weiter beſtimmt, 
daß die Entziehung und dauernde Be⸗ 
ſchränkung des Grundeigentums auf 
Grund koͤniglicher Verordnung erfolge, 
welche den Unternehmer und das Unter⸗ 
nehmen, zu dem das Grundeigentum in 
Anſpruch genommen werde, zu bezeichnen 
habe. Das bayriſche Geſetz vom 17. Nov. 
1837 dagegen und im Anſchluß an dieſes 
die Expropriationsgeſetze verſchiedener deut⸗ 
jöer Kleinftanten befolgen bad Syſtem 
er Spegielifierung der einzelnen Fälle, in 
denen eine E. zuläffig fern fol. Dieſe 

ülle (überhaupt wohl die regelmäßigen 

älle der €.) find nach dem bayriſchen 

ejeß folgende: Erbauung von Feſtungen 
und fonftigen Vorkehrungen zu Landes⸗, 
Defenfiond- und Fortififationszweden, 
insbefondere auch von Militäretabliffe: 


Erpropriation. 





ment3; Erbauung ober Erweiterung von 
Kirchen, Öffentlihen Schulhäufern, Spi- 
tälern, Kranken⸗ und Srrenhäufern; Her 
ftelung neuer ober Erweiterung ſchon 
beftehender Gotteßäder; Regelung des 
Lauf? und Schiffbarmachung von Strö- 
men und Flüffen; Anlegung neuer und 
Erweiterung, Abfürzung oder Ebnung 
ſchon beftehender Staats⸗ Kreis: und Be⸗ 
irksſtraßen; Herftellung öffentlicher Waſ⸗ 
—— Austrocknung ſchädlicher 
Sümpfe in ber Nähe der Ortſchaften; 
Beihükung einer Gegend vor ÜUberſchwem⸗ 
mungen; Erbauung von Öffentlichen Ku 
nälen, Schleufen und Brüdenz; Erbauung. 
öffentlicher Häfen oder Vergrößerung ſchon 
vorhandener ; Erbauung von Eifenbahnen 
zur Beförderung bes innern und äußern 
ganbels ober Verkehrs; Aufitellung von 

elegraphen zum Dienfte bed Staats ;Vor: 
fehrungen zu wefentlich notwendigen jani: 
t&t8= und ſicherheitspolizeilichen Zwecken; 
Sicherung der Kunſtſchätze und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sammlungen des Staats vor 
Feuers⸗ oder andrer Gefahr. über ben 
Umfang des abzutretenden Objekts ent: 
ſcheidet bie zuftändige Verwaltungsſtelle 
mit Ausſchluß des Rechtswegs. Nur im 
franzöſiſchen Recht iſt angeordnet, daß die 
E. durch Richterſpruch geſchehen müſſe. 
Dabei kann der Eigentümer, wofern nur 
ein Teil ſeines Grundſtücks in Anſpruch 
genommen wird, verlangen, daß der Unter⸗ 
nehmer das Ganze gegen Entſchäbdigung 
übernehme, wenn dag Grundftüd durch 
bie Abtretung fo zerftüdelt werden würde, 
daß das Reſigrundftück nach feiner bie 
berigen Beflimmung nicht mehr zwed- 
mäßig benußt werben fönnte. Gleiches 
gilt, namentlich auch nach dem preufi: 
ihen Geſetz ($ BR für bie teilmeife €. 
von Gebäuden. Was 2) die Entſchädi— 
gung für die erpropriierten Gegenftände 
anbetrifft, jo erfolgt die Feſtſtellung der 
Entſchädigungsſumme zunächſt burch Die 
Adminiftrativbehörben unter Zuziehung 
von Sachverſtändigen, welch letztere die 
betreffende Sache nach ihrem wahren ge 
meinen Wert, ven biefelbe zur Zeit ber Ab- 
tretung nach ortsüblicher Würderung bat, 
zu tarieren haben unter gleichzeitiger Be⸗ 
rüdfichtigung aller Schäden und Nad- 


Erterritorial — Erterritorialität. 


teile, weldye ben Eigentiimer durch die Ab⸗ 
tretung dauernd oder vorlibergehenb tref- 
ien, 3. 2. wegen dadurch verurfachter 
Unterbregung einer gewerblichen Thätig- 
feit, wegen ehäbigung oder Berluftes 
ber Früchte, wegen Wertminderung bed 
verbleibenden Reſtgrundſtücks 2c. Gegen 
die Ent ſcheidung der Berwaltungsbehörden 
it aber regelmäßig die Berufung auf den 
Rechtsweg und auf richterliche Entſchei⸗ 
dung, unb zwar nad) $ 30 bes preußi⸗ 
ſchen Gelehed binnen 6 Monaten nad) 
Zuftellung de3 Regierungsbeichluffes, ge⸗ 
Kattet, welche dann im gewöhnlichen zi- 
vilprozeilualifchen Verfahren unb nad} den 
für dieſes beftehenden Beweisregeln zu er⸗ 
folgen Hat. Die Entſchädigungsſumme, 
welche von Tag nad) erfolgter Beſitzein⸗ 
weiſung an mit landesüblichen Zinfen zu 
verzinſen ift, muß alsbald nach beenbigtem 
Verfahren gezahlt, ober e8 muß wegen 
der Zahlung Kaution geleiftet werben. 
Für den Fall, daß Hypotheken ober ſon⸗ 
Rige Laften auf dem Erpropriationsgegen- 
ftand haften, ift ber Erpropriant zur ges 
tihtlihen Hinterlegung bed Entichädi- 
gungsbetrags befugt. l. Thiel, Das 
Epropriationsrecht und dad Erpropria- 
tionsverfahren (1866); Mener, Das 
Recht der E. (1868); v. Rohland, Zur 
Theorie und Praris bes beutfchen Ent: 
eignungsrechts (1875); Meyer, Das 
Recht der &. nach bem Geſetz vom 11. Zumi 
1874 (in der »Zeitfchrift fiir deutfche Ge- 
jeßgebung«, Bd. 8, ©. 547 ff., 1875); 
Beauny de Récy, Theorie de l’expro- 
priation (1872). Ausgaben be neuen 
preußifchen a liefer: 
ten unter andern Höinghaus (1874), 
Klette (1874), iegfrieb 1874). 

Erterritoriel ( 
Territoriums befindlich; den für biefes 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
unterworfen. 

Erterritorialität (Iat.), das völfer: 
tehtliche Ausnahmeverhältnis, vermöge 


befien gewiſſe Perfonen und Sachen in- | 
nethalb eines fremden Staatsgebiet der ı gen Staats 


at.), außerhalb eines 


167 


ner Repräfentanten und findet daher auf 
folgende Perfonen und Saden Anwen 
dung, welche demzufolge rechtlich jo be⸗ 
handelt werden, als ob fie ſich noch in 
ben Gebiet ihres Staats und außerhalb 
des Territoriumd (ex territorio) des 
fremden befänden. 1) Die Souveräne 
auöwärtiger Staaten genießen dies Pri⸗ 
vilegium in jebem fremden Staatsgebiet, 
in welchem fie fich zeitweilig aufhalten, 
ebenfo ihr Gefolge und ihre Effekten, 
—* Equipagen. Gleiches gilt von dem 

egenten oder Reichsverweſer, nicht aber 
von den übrigen Mitgliedern eines regie⸗ 
renden Hauſes, wofern ſie ſich nicht ge⸗ 
rade im Gefolge des Souveraäns befinden. 
Ebenſo haben 2) die Gefanbten (f. d.) 
famt ihrem Gefchäftsperfonal, der Diener: 
Ihaft, ihrem Hotel und Mobiliar das 
Recht der Erterritorialität, wogegen ben 
Konſuln dasſelbe regelmäßig nicht zufteht, 
wenn e3 ihnen nit durch befondere 
Stantöverträge ausbrüdlich geſichert ift, 
wie 3. B. in Anfehung ber europäilchen 
Konfulate in der Levante, an der Nord- 
füfte Afrika, in China und Perfien. Für 
das Deutſche Reich insbeſondere ift durch 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz (F 18) be: 
ftimmt, daß die Chefs und Mitglieder ber 
bei dem Deutichen Reich ober bei einen 
Bundesftaat beglaubigten Miffionen famt 
ihrer Familie, ihrem Gejchäftsperjonal 
unb ihren Bebienfteten, welche nicht Deut: 
ſche find, von der inländiſchen Gerichts: 
barfeit erimiert fein follen. Dasſelbe gilt 


ıvon ben Mitgliedern des Bundesrats, 


welche nicht von demjenigen Staat abge- 
ordnet find, in deſſen Gebiet ber Bundes⸗ 
rat feinen Sit hat. Dagegen foll ſich die 
Erterritorialität auf Konjuln innerhalb 
bes Reichsgebiets nicht erfireden, wofern 
nicht im biefer Beziehung bejonbere Ver: 
einbarungen mit ausw ztügen Mächten 
beſtehen. Ferner genießen das Necht ber 
Erierritorialität 3) fremde Truppen: 
körper, bie in frieblicher Weife und mit 
Genehmigung ber Regierung des diesſeiti⸗ 

3 Gebiet des letztern paſ⸗ 


Staatsgewalt des Tester nicht unterwor⸗ fieren. Das feindliche Heer dagegen wird 
fen find. Das Rechtsinftitut ber Exter⸗ in Feindesland nach Kriegsrecht behandelt, 
ritorialität beruht auf der Achtung ber | während Truppenteile einer kriegführen⸗ 
Souveränität des fremden Staat3 undfei- Iden Macht, welche auf neutrales Gebiet 
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gebrängt werben, bort zu entwafinen und 
des Rechts der Erterritorialität nicht teil- 
haftig find. Endlich fleht das Recht ber 
Erterritorialität 4) Kriegsſchiffen im 
fremden Seegebiet und Schiffen zu, welche 
zur Beförderung von Souveränen ober 
von Gejandten dienen. Diefe müſſen fich 
jedoch dem Seezeremoniell und ben poli- 
zeilihen Hafenorbnungen fügen. gl. 
Bar, Das internationale Privat: und 
Strafrecht (1862). 

Ertrasrdinarium (lat.), derjenige 
Teil eines Etats (f. d.), welcher außer: 
ordentliche Einnahmen und Ausgaben 
ausweiſt und ebendeshalb Teinen Beſtand⸗ 
teil des eigentlichen und regelmäßigen 
Etats bildet. 

Ertrem (Tat.),das Außerſte; extreme 
Nichtung, diejenige Richtung, welche ge: 
wiſſe Grundſätze auf die Spike treibt. In 
biefem Sinn ſpricht man namentlich von 


Extraordinarium — Yahneneid. 


extremen Parteien, indem man darunter 
die ultra=liberalen und bie ultra: fonjer- 
vativen Parteien verftebt. 

Exze eu (lat., »Bortrefflidgkeite), 
Ehrenprädilat zuerft ber langobardiſchen, 
dann ber fränkiſchen Könige und römiſch⸗ 
beutfchen Kaifer bis ins 14. Jahrh.; jekt 
Amtstitel der Minifter, Wirklihen Ge: 
heimen Räte, oberften Hofbeamten, Gene: 
tale und Geſandten; in Ztalien von jedem 
Adligen geführtes Prädikat. 

Erzeß (lat.), die Überfchreitung der er: 
laubten Grenzen, 3. B. derjenigen Bor: 
ſchriften, welche ei auf die Aufrecht: 
erhaltung der öffentlihen Ordnung be: 
ziehen. Grzeffe ber Beamten (Amts: 
erzeffe), d. h. mißbräuchliche Unwenbun: 
gen der Amtsgewalt, fallen unter den Be: 
griff der Amtsvergehen. Erzedieren, 
das Maß bed Erlaubten überjchreiten, 
ausfchweifen. 


F. 


Fabrik (lat.), gewerbliche Anſtalt, in 
welcher durch das Zuſammenwirken zahl⸗ 
reicher Menſchenkräfte zumeiſt mit Hilfe 
von Maſchinen oder elementarer Kräfte 
“and unter Anwendung des Prinzips der 

Arbeitsteilung Robflofte in Kunſt⸗ undIn⸗ 
duſtrieprodukte (Fabrikate) umgewan⸗ 
delt werden. Die Grenze zwiſchen van 
und Kleingewerbe oder oichen Groß-und 


Bataillon ſowie jedes Artilferieregiment 
feine Fahne, jedes Kavallerieregiment feine 
Standarte. Die Fahne zeigt in der Regel 
die Landesfarben oder dad Wappen bed 
betreffenden Yürften, des Staat$ oder ber 
fonftigen Körperichaft, welche dabei in 
Anbetracht kommt. Die rote Fahne ift das 
Symbol ber fozialen (roten) Republik. 
Die weiße Fahne mit dem roten Kreuz 


Kleininduitrie ift übrigens außerordent- | wird jeit ver Genfer Konvention zur Be: 


lich ſchwer zu ziehen (|. Handwerker), 
und ebendies ift der hauptſächliche Grund, 
waͤrum die neuerlichen Verſuche einer Rück⸗ 
kehr zu dem alten Zunftweſen ausſichts⸗ 
los ſind (vgl. Gewerbegeſetzgebung). 
a nee köte. 
Ben .Markenſchutz. 
ahnen kommen nicht nur als Feld⸗ 
zeichen, ſondern auch als Symbole der 
Herrſchergewalt (Banner) und der Na⸗ 
tionalität, auch als Abzeichen von Kor: 
porationen vor. In der Fatholifchen Kirche 
find auch Kirchenfahnen gute 
Das Fahnenabzeichen eines Schiffs wird 
Flagge (f. d.) genannt. Sm Deutfchen 
Heid) hat jedes Snfanterie- 


zeichnung ber Lazarette gebraucht. 
Zahueneid, das von den in das ftehende 
Heer und in die Krieggmarine eintreten: 
den Offizieren und Mannjchaften dem 
Zanbesheren zu leiftende eidliche Verſpre⸗ 
hen, die militärischen Pflichten treu er: 
füllen zu wollen. Der Ausbrud F. hängt 
mit ber bei diefer Eibesleiftung üblichen 
Feierlichfeit, der Ableiftung des Eides auf 
die Fahne, zufammen. Im Deutjchen 
Reich, für welches, abgejehen von Bayern, 
Art. 64 der Reichsverfaſſung beftimmt, 
daß der Höchftfommandierende eines Kon⸗ 
tingent3 ſowie alle Offiziere, welche Trup: 
pen mehr als eines Kontingents befehli: 


und Pionier: I gen, undalle Feſtungskommandanten vom 


vahwenfiuchht — 
Kufer ermannt werten follen, leiſten deeſe 
Ciñziere auch dem Kaiſer dem J. Aue: 


dem find alle Deuticdhen Truppen 
tet, ben Befehlen des Kaiter 
Folge zu keiften, und es in dieje Verpfli 
tumg ũcklich in tem 
Xınbeöherren zu leiſtenden 5. mit aufge⸗ 
nemmen. 
f nis) 5 

abrnig), bewey: 

liche Güter, im Gegenfat zu Liegenſchaf⸗ 
mmobilien 


ten ( 

affigleit(lat.Culpa), im Recht3- 
leben diejenige Handlungsweiſe, durch bie 
eine von dem Thaãter zwar nicht beabſich⸗ 
tigte Rechtsverleßung herbeigeführt wird, 
die aber von ihm buch gehörige Aufmerk⸗ 
ſamkeit und legung hätte vermieden 


werden fönnen. Außer der zivilrechtlichen | beite 


Verpflichtung zum Schadenerſatz Tarın in 
derartigen auch ftrafrechtliche Ber: 
jolgung eintreten; doch ift bad Strafmaß, 
welches alsdann zur Anwendung A 
ein weit geringeres als bei ber entichieden 
itafwürdigern Übertretung ber Strafge- 
jete aus böswilliger Abficht. Das moderne 
Strafrecht bezeichnet überhaupt bie le 
ſpeziell, in welchen eine fahrläſſige Über: 
tretung ber betrefienben Strafrechtsnor⸗ 
men jtrafbar fein fol. Nach dem deutſchen 
Strafgefebuch find e8: Meineid, Tötung, 
Körperverlebung, Bolliitedung einer un- 
geſetzlichen Strafe von feiten eines Be⸗ 
amten, F. beim Entweichen eine? Gefan⸗ 
genen und bie fogen. gemeingefährlichen 
Zerbrechen, wie Brandftiftung, Gefähr: 
dung eines Eifenbahntransports u. bgl. 
Zu bemerken ift enblich, daß auch bei ben 
meiften Bolizeivergehen mit Rüdficht auf 
den polizeilichen Charakter berartiger 
Strafbeftimmungen bie fahrläffige Über: 
tretung ebenfowohl wie bie vorjägliche 
Verlegung: ber geltenden Polizeigeſetze 


ſtrafbar ift. 
Faktion (lat.), Partei, befonders poli- 
iſche. 
Fakultativ (lat.), dem eignen Belieben 
überlaffen 5 Sgenſet obligatoriſch. 
Faubeii, |. Guillotine. 
Fallieren (lat.), feine Zahlungen ein: 
tellen; galliment oder galliffement 
fipr. :ifi'mang), Zahlungseinftellung, Zah: 


xd, | mille), nach 
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Inerdunfidigfeit, Banfreit (Bi NyL 
Kenfurs. 

ek Nünzerrbrr> 
en. 
Semilie (lat), die auf Erzeugu 


ben andern | ( Bermandtiihuft) oder Crihlechtägemmin- 


haft EEdegatten) derudende Verbindung; 
Kamilienret, Teil 8 Prioowedte. 
Inbegrifj der Robtögrundiike, welche ſich 
anf Die F. und auf Die Stellung der Fo 
milienglıder als ſolcher dezieden Shrreiht, 
t, Brmundſchaftarecht); Fa 
milienfideikommißgut, |. Fidei— 
ie vet (if Conseil de fa 
ienrat (franz. C e fa- 
franz. Rechte die vom Friedens 
richter berufene Berfammlung der Fami⸗ 
lienglieder, welche über wichtige Angelegeır: 
iten eines Bevormundeten zu beraten Dat. 
—** ſ. Sn 
Eichen. 
48. f. Dicbnabl. 
[pjäger, in ber deutſchen Armee ein 
Korps Militärs von Feldwebel⸗ und Leut 
nantsrang, welche zu Kurierdienften ver 
wandt werden; in der ruſſiſchen Armee 
ein Korps von Dffigieren zu benfelben 
Sweden; in andern deutſchen Staaten 
j. v. w. Gendarmen; in Ofterreih Ja 
gerbataillone ans gelernten Jaͤgern. 
Feldmarſchall Generalfeldmar— 
chall), höchſter militäriſcher Raug; ſJ. 
arſchall. 

Idmarfgallleutnant, militärische 
Würde in Oſterreich⸗ Ungarn, entfprechend 
dem Generalleutnant in andern Yinbern, 

Feldpolizei, der Inbegriff derieninen 
Rechtsvorſchriften und behördlichen Xırs 
orbnungen, welche zum Schuß bed Lands 
baus gegen Beichädigungen beſtehen; auch 
wohl die Geſamtheit der hierzu beſiellten 
Behörden und Beamten. Die Feldpoli« 
zeiordnung iſt eine Zuſammenſtellung 
ber hierauf bezüglichen Normen, Feld 
polizeivergehen find Übertretungen 
beitehender feldpolizeilicher Vorichriften, 
deren Aburteilung und Veſtrafung regel: 
mäßig ben zuftändigen Bolizeibehörden 
iberlaffen if. Dahin gehören namentlid) 
bie Entwendung von Feldfrüchten in ges 
ringem WWertbetrag, das Abbrechen von 
Zweigen, bie Befchibigung von Deden, 
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bie Nachlefe in Gärten, Weinbergen ober 
auf Adern, das Röften von Fiache in 
Beivatgemäffern das unbeauffichtigte 
Umberlaufenlaffen des gie unbefugiee 
und unbeauffichtigte® Weiden bes Vlehs 
m. bot. Dabei il zu beachten, bafı nach 
dem Cinführungsgefeg ($ 2) zum norbs 
beutfchen, jept beutichen Gteafgefehbud) 
bie fel orfchriften ber ein: 


ginn an 


ige, 

Gärten oder Feinberge ‚ober vor beende⸗ 
ter Ernte über Wiefen ober beftellte Acer 
‚oder über folde Ader, Wiefen, Weiden 
ober Schonungen, welde mit einer Eins 
friebigung verjehen find, ober beren Be: 
treten buch Warnungsjeichen unterfagt 
ift, ober auf einem durch Warnungszeiz 
‚hen geſchloſſenen —— fährt, 
teitet ober Vieh treibt, mit Gelbftrafe bis 
zu 6O Mt. ober mit Haft bis zu 14 Tas 
ven bedroht. Auch die Beftimmungen bed 
370 gehören hierher, wonach denjenigen, 
ber unbefugtein fremdes Grundftüd, einen 
öffentlichen ober Privatweg oder einen 
Grenzrain durch Abgraben oder Abpflügen 
verringert, eine Gelöftrafe bis zu 150 Mt. 
oder galt bis — Wochen treffen fol. 
Mit ebenberfelben Strafe ſoll endlich auch 
ber belegt werben, ber unbefugt von df- 
fentfichen ober Privativegen Erbe, Steine 
‚oder Rafen oder aus Grundftüden, melde 
einem anbern gehören, Erde Lehm, Sand 
u. dgl. gräbt ober Rafen, Steine u. dgl. 
a eh 
ent erwaltungsrechts, ‚©. 
307 « Gem ; Lette un DH 
ie Lanbeöfulturgefetggebung bed preußi- 
Ion Staats, —— — ©. Yo ff. 
Seldiwebel (Felbweibel), der im 
Rang ältefte Unteroffizier einer Kom: 
panie, bei ben berittenen Waffen Wacht 





Zeſtungshaft. 


ib 
4 


die Fahne (f. 2 
Idzeugmeifter, |. General. 
n (lat. Ferise), Feier-, Ruhe— 


tage; in Lehranftalten, Gerichten x. bie 
g N] beftimmten Zeiten, wo feine Un: 
terrichtöftunden, Sipungen‘c. flattfinden. 
Nad) dem beutfcjen Gerichtsverfaffungs: 
geieh 201— 204) beginnen die Ge⸗ 
tichtsferien 15. un und endigen 15. 
Sept. Während ber %. werben mur 
in Ferien ſachen Termine abgehalten 
und Entſcheidungen erteilt, Ferienſachen 
find: 4) Steaffaden; 2) Arreſiſacen 
und bie eine_einftweifige Verfügung 
Bu GEL 
ari ; treitigfeiten zwiſchen 
Vermietern und Mietern von Bohr 
nungs · und andern Räumen wegen Über: 
Taffung, Benugung und Räumung der: 
felben forvie wegen urüdhaltung der 
vom Mieter in Mietsriume eingebrachten 
Sadjen; 5) Wechſelſachen; 6) Baujadıen, 
wenn über bie Fortfegung eines ange: 
fangenen Baues geftritten wird. Auf 
das Mahnverfahren, das Zwangsvoll: 
ſtreckungs · und das Konlursverfahren find 
die F. ohne Einfluß. Das Gericht kann 
ubem auf Antrag auch andre Sachen, 
be fie befonderer Beichleunigung be: 
ürfen, als Ferienſachen bezeichnen. Die 
leiche Befugnis Hat vorbehaltlich ber Ent- 
— des Gerichts ber Vorfigende. 
ur Erledigung ber Ferienſachen Fonnen 
ben Landgerichten gerienfammern, 
bei ben Oberlandsgerichten und ben 
Reihegericht Ferienfenate gebiet 
werben. 
Feſtnahme, j. Haft. 
Seltungshaft (Feftungsarref, 
eitungsftrafe), nad bem beutihen 
traſgeſebbuch eine minder ſchwere dier 





Feſtungsrayon — Fidelissimus. 


fteht und in Feſtungen oder andern dazu 
beftimmten Räumen zu verbüßen ift. Die 
F. iſt entweber lebenstangig oder zeitig. 
Der Höchſtbetrag der zeitlichen F. iſt 15 
Jahre, ihr Mindeſtbetrag ein Tag. Ein⸗ 
jaͤhrige F. ift achtmonatiger Gefängnis⸗ 
ſtrafe, und einjährige Gefängnisſtrafe acht⸗ 
monatiger Zuchthausſtrafe gleich zu achten. 
Wo dad Geſetz die Wahl zwiſchen Zucht⸗ 
haus und F. geſtattet, darf auf Zuchthaus 
nur dann erkannt werden, wenn feſtge⸗ 
ſtellt wird, daß die ſtrafbare Handlung 
aus einer ehrloſen Geſinnung entſprun⸗ 
gen iſt, daher namentlich ſogen. politiſche 
Verbrechen mit F. (custodia honesta) 
zu beſtrafen ſind. Das Militärſtrafgeſetz⸗ 
buch für das Deutſche Reich hat die F. in 
ebenderſelben Ausdehnung wie das Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch aufgenommen, droht die⸗ 
ſelbe aber meiſt wahlweiſe neben Gefäng⸗ 
nis an und beſtimmt, daß die F., wenn 
die Dauer von ſechs Wochen nicht iiber: 
feigt, als Arreftvollitrecdt werben ſoll. Vgl. 
Reichsſtrafgeſetzbuch, FF 17 Militaͤr⸗ 
trafgefetgbuch vom2b Sunt 1872, SS16f. 

Feſtungsrayon, die nächite Umgebung 
permanenter Feſtungen, innerhalb deren 
da8 Grundeigentum dauernden Beſchrän⸗ 
fungen unter iegt. Für das Deutfche 
Reich find diefe Beichräntungen durch Ge⸗ 
jet vom 21. Dez. 1871, betreffend die Be- 
Ihränfung des Grundeigentums in ber 
Umgebung von Feltungen (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, S. 459 ff.), normiert. Zur endgülti⸗ 
gen Entfcheidung über jene Beſchränkun⸗ 
gen, benen die Benutzung bed Grund: 
eigentums innerhalb de Rayons der per: 
manenten Befeftigungen unterliegt, und 
indbefondere zur Entſcheidung über Be: 
ihmwerben gegen Anordnungen und Ent: 
ſchließungen ber Kommandanturen in 
Rayonangelegenheiten ift eine befondere 
Reihebehörde (die Reihsrayoılom: 
miſſion) beftellt, welche in Berlin ihren 
Sig Hat, durch den Kaifer berufen wird, 
und in welcher die Staaten, in beren Ge: 
bieten Feſtungen liegen, vertreten find. 

Feudal, auf das Lehnsweſen bezüglich 
(feudum, Lehen); aud Bezeichnung für 
die ehemaligen Vorrechte des Adels und 
für das Streben nad) Erhaltung einer 
bevorzugten Stellung des letztern; Feu⸗ 
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dalftände, Landftände, welche, wie nod) 
in Medlenburg, nicht das Volk in feiner 
Gefamtheit, fondern nur den Stand der 
Grunbdbefiger vertreten. 

Seuerverfiherung, |. Verſiche— 
rungswejen. 

Feuerwehr, die geordnete Hilfsmann⸗ 
haft zur Löſchung von Feuersbrünften 
und zur jonftigen Hilfeleiftung bei folchen. 
Am Gegenſatz zur freiwilligen Hilfe 
leiftung und zu den freiwilligen Feuer: 
wehren hat neuerdings Die Gefeßgebung 
verichiebener Staaten Pflichtfeuer: 
wehren (obligatorifhe Feuerwehren) 
ins Leben gerufen, nachdem die Berufs- 
feuerwehr in Frankreich ſchon längſt 
eingeführt war und auch in größern deut⸗ 
fhen Städten Eingang gefunden hatte. 
Das letztere Syſtem ift aber auch eben nur 
in größern Städten burdführbar, und 
beshalb verdient dad Syſtem ber Pflicht: 
feuerwehr, welches jeden tauglichen Mann 
bis zu einem gewiffen Alter zum euer: 
wehrdienft in feiner Gemeinde verpflichtet, 
wenigften® für das platte Land und für 
die Heinern Stäbte den Vorzug. Vgl. 
Fiedler, Grundzüge ber Organifation 
der Feuerlöſch- und Rettungsanftalten 
(3. Aufl. 1877). 

Feuilleton (franz., ſpr. föj'tong), Blätt- 
hen; ber Teil einer politifchen eat, 
welcher für Belletriftifches, künſtleriſche 
und litterarifche Kritifen 2c. beftimmt ift. 
Teuilletonift, Schriftfteller, welcher 
für ein F. jchreibt. 

Fideikommiß (Iat., »der Treue an- 
vertraute), im römischen Recht eine letzt⸗ 
willige Verfügung des Erblaflers, wonach 
der Erbe (Fiduziarerbe) die Erbichaft 
gan ober Keifweite an einen andern (Fi⸗ 
deilommiffar, Vermächtnisneh— 
mer) herauszugeben Bat. Im beutichen 
Recht verfteht man unter F. ($amilien= 
fideikommißguty) ein folches Beſitz⸗ 
tum, welches vermöge ausdrücklicher Feſt⸗ 
fegung fo lange im Befig einer gamilie 
unveräußerlich bleiben und forterben fol, 
als Perſonen vorhanden, die nach ber 
Stiftungsurkunde als fucceffionsbered)- 
tigt erſcheinen. 

Fidelissimus (fat.), Allergetreueſter, 
Titel des Königs von Portugal. 
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Fidemation, ſ. Beglaubigung. 
Filial (lat.), im Kindesverhältnis 

ſtehend; ein Ausdruck, welcher namentlich 

zur Bezeichnung von Inſtituten gebraucht 
wird, die von andern begründet worden 
ſind und zu dieſen in einer Art Abhän⸗ 
gigkeitsverhältnis ſtehen (Filialin ſti⸗ 
tute, Filialen), wie z. B. Filialkirche 

(Tochterkirche), Filialgemeinde, Filial⸗ 

ſchule, Filialgeſchäft ꝛc. 
istionsprobe, ſ. Ahnen. 

. Finanzen wahrfcheinlich v. lat. finis, 
»Zahlungstermine), Vermögenszuftand, 
VBermögensverwaltung, namentlich bie 
Verwaltung de ftaatlihen Vermögens 
und bie Vermögendverwaltung andrer öf⸗ 
fentlicher Gemeinwefen; finanziell, bie 
F. betreffend, dahin gehörig; Finanzier, 

inanzmann, ein berufmäßig mit ber 
inanzverwaltung Beichäftigter. Der In⸗ 
egriff derjenigen Befugniſſe der Staats- 
gewalt, welche bie ftaatliche Vermögens: 
verwaltung (Finanzverwaltung) be 
treffen, wird Finanzhoheit genannt. 

Die Finanzpolitif des Staats, welche 

die bei der Finanzverwaltung zu ie 

tenden Grundfäße beſtimmt, ijt ein wi 

tiger Teil der Staat2politif überhaupt, 
namentlich was die Art und Weife der Auf- 
bringung der zur Beitreitung ber Staats: 

Gebüefiitfe erforberlihenginanzmittel 

anbetrifft. Um in die Jinanzverwaltung 

und damit in bie Verwaltung des Staats 
ar bie nötige Stetigfeit zu brin- 
en, find das Vorhandenſein und die Ein: 

Balkın eines beſtimmten Finanzplans 

unerläßlich, und die Finanzoperatio— 

nen bed Staats muflen ſtets derartige 
fein, daß die Solidität der Fina nzwirt⸗ 
haft und das Anjehendes Staats in jeder 

Hinficht gewahrt bleiben. Die Finanz: 

wiffenfhaft (Staatswirtſchafts— 

lehre) enthält bie wiffenfchaftlichen 

Grundſätze, welche die Finanzverwaltung 

beherrſchen follen, das Finanzrecht die 

in dbiefer Beziehung maßgebenden Rechts: 
normen, die in ben einzelnen Finanz: 
gefe N enthalten find, welche die beſon⸗ 
dern Zweige und die |peziellen Gegenftände 
des Finanzivefens betreffen. Die oberfte 

Berwaltungsbehörde für dag Finanzweſen 

des Staats ift das Finanzminifte- 


2 
* 


— Finanzen. 


rium oder in kleinern Staaten, in welchen 
ein beſonderer Finanzminiſter nicht 
vorhanden, die Abteilung (Departement) 
des Staatsminiſteriums für die F. Von 
dieſer Stelle reſſortieren dann die zahlrei⸗ 
hen Finanzbehörden und Finanz— 
beamten, welche in den verſchiedenen 
Zweigen der ſtaatlichen Finanzverwaltung 
thätig find. Im einzelnen läßt ſich aber 
bie Ießtere auf folgende Kategorien zurüd: 
führen. Die Finanzverwaltung umfaßt 
zunädhft die Derwaltung des Staatsver— 
mögens, alſo z. B. der Domänen und 
ber ſonſtigen Staatsgüter, der Staats⸗ 
eiſenbahnen, der Staatsforſten, derStaats⸗ 
bergwerke u. dgl. Dazu kommt dann 
bie Verwaltung der Laufenden Staat: 
einnabmen. Lebtere haben teils einen 
privatrechtlichen, teils einen flaatsrecht: 
lichen Charalter. Erſteres gilt von dei: 
jenigen Einnahmen, welche unmittelbar 
aus dem Staatövermügen refultieren, 
wie die Erträgnijle der Staatseifenbah: 
nen 2c.; dem öffentlichen Rechtsgebiet 
dagegen gehören die Beiträge an, welche 
von den einzelnen Staatsangehörigen er⸗ 
hoben werden, um die Staatsbedürf⸗ 
nijfe zu beftreiten, alſo namentlich bie 
Steuern (f. d.), Zölle (f. d.) und die in 
bie Staatskaſſe fließenben Gebühren (ſ. d.). 
gerner umfaßt die Finanzverwaltung die 

erwaltung ber Staatsausgaben und 
endlich diejenige der Staatsjchulden. 
Staatseinnahmen wie Staatsausgaben 


müflen im Staatshbaushpaltsetatver 


anſchlagt und vorläufig feftgeftellt werben 
und zwar auf denjenigen Zeitraum (Fi: 
na "2 periode), welcher in ber betreffen: 
den Staatsverfafjung beftinimt ift. Dabei 
ift das Mitwirkungsrecht der Volksver⸗ 
tretung bei der Feſtſtellung des Finanz⸗ 
etats von ganz beſonderer Wichtigkeit (1. 
Etat), ebenſo das Recht derſelben, die 
Staatsrechnung zu prüfen und zu geneh⸗ 
migen. Im Deutfchen Reich laufen ge 
gemvärtig neben der Finanzverwaltung 
der Einzelftanten die 7. bed Reichs her, 
und es iſt gerade eine charakteriſtiſche Ei: 


gentümlichkeit des deutſchen Geſamtreichs, 


daß es die volle Finanzhoheit und Finanz | 


ewalt eines eigentlichen Staats (Bundes: 


aats) befikt, während ber vormalige 
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Deutihe Bund als bloßer Stantenbund | hab Gehörige, auf bad Staatövermögen 
fein eigentliches Finanzweſen, fondern | Bezughabende. Fiskal, Beamter, wel: 
mr ein Kaflenwefen aufzuweiſen hatte | cher die Gerechtfame des F. zu wahren 
(ſ. Staat). Dazu kommt aber noch die | hat; Fiskalat, Bezeichnung einer da⸗ 
Finanzverwaltung der Unterabteilungen | mit betrauten Behörde. — Die frübern 
des Staats, ber Gemeinden und der Ge: | Vorrechte des F. find durch die moderne 
meindeverbände (f. Kreis), welche nad) Geſetzgebung vielfach eingeichränft wor: 
Analogie der StaatZfinanzverwaltung ein- | ben. Nach der deutichen Konfurgorbnung 
gerichtet ift, namentlich infofern, als es ($ 54) haben von den Forberungen ber 
ich um die Erhebung der Gemeinde: und Reichskaſſe und ber Staatskaſſen nur bie 
Kreisabgaben, um bie sefttelung des Ge= | wegen Öffentlicher Abgaben vor andern 
meindehaushaltsetatd und um die NRechs | Forderungen ein orzugeredt und zwar 
nungslegung handelt. Vgl. Abolf Wag: | nur, infofern fie im letzten Jahr vor ber 
Eröffnung des Konkursverfahrens füllig 
geworden find ober infolge der Konkurs: 
eröffnung als fällig gelten. Die Grund: 
fäte über bie rechtlihe Stellung des 
Staatsfisfus find vielfah auch auf 
ben fogen. Kammer: oder Domänen- 
beiten ausgedehnt, d. h. auf das fürftliche 
ideikommißgut oder Domänenvermögen. 
Sirieren (lat.), feftfeßen ; — 
Feſtſetzung, insbeſondere die Feſtſtellung 
einer beſtimmten Averſionalſumme an 
einzelnen Kaufleuten den Gebrauch des | Stelle jeweilig zu erhebender Beträge, wie 
Familiennamens als %. vor und geftattet | fie 3. B. bei Erhebung ber Brauftener 
höchſtens auf dad Geſchäft oder die Ver: | namentlich bei größern Brauereien viel- 
jon bezügliche Zuſätze. Offene Handels | fach vorfommt. 
geſellſchaften müflen in der F. wenigftend Ingge, die befonders zur Bezeichnung 
den Namen eined Gefellichafters Kom: | ber Nationalität der Schiffe beſtimmte 
manditgefellichaften ben eines perfünlich | Fahne. Je nachdem es fi) nun hierbei 
daftenden) enthalten und durch einen Bei: | um Kriegs- ober um Kauffahrteifchiffe 
ſatz das Kompanieverbältnis zu erkennen | handelt, wirb zwilhen Kriegs- und 
geben, Aktiengefellichaften aber in der | Handelsflaggen unterſchieden. Bei 
Regel eine ben Gegenftand des Unter: | manchen Nationen (z.B. Frankreich, Bel- 
nehmens bezeichnende Sachfirma wählen. | gien und Holland) find biefe Flaggen 
Die F. wird in das HandelSregifter ein= | übrigens ein und diefelben. Für das 
getragen. Kirmieren, imNamen einer | Deutiche Reich insbeſondere hat diedeutfche 
Handelsgejellichaft unterzeichnen. ı Neichsverfaffung vom 16. April 1871 
Sirmelung (Firmung), Einfegnung, | (Art. 55) beitimmt, daß die %. der Kriegs- 


8 
ner, Finanzwiſſenſchaft (2. Aufl. 1877 ff.); 
%.v. Stein, Lehrbuch der Finanzwiffen: 
haft (4.Aufl.1878); Bergius, Grund: 
füge der Finanzwiſſenſchaft mit befonderer 
Saihung auf den preußifchen Staat (2. 
Aufl. 1871). 

innland, ſ. Rußland. 

irma (lat.), der kaufmänniſche Name, 
unter welchem ein Handels⸗ oder Fabrik⸗ 
geſchäft betrieben wird. Das deutſche 
Handelsgeſetzbuch (Art. 15 ff.) ſchreibt 


in der griechiſch⸗ und römisch-fatholifchen | und Handeldmarine fchwarzweiß-rot fein 
Kirche dag zweite ber fieben Sakramente, fol. Cine Verordnung vom 25. Oft. 
wird an bem wenigiteng fiebenjährigen | 1867 (Bunbesgefetblatt 1867, Nr. 5, 
Nemling mittelft Salbung mit dem Chry | ©. 39) verorbnete ferner über die Form 
lam, Gebet und Handauflegung, und zwar | der 3. für die Kauffahrteiſchiffe, daß die- 
in der römifch=Fatholifchen Kirche vom | felbe ein Tängliches Rechteck, beftehend aus 
Biſchof oder Weihbiſchof, vollzogen. : drei gleich breiten horizontalen Streifen, 

Fistus (lat. eigentlichder »Selbforbe«), | von welchen der abere ſchwarz, ber mittlere 
der Staat, infofern er Vermögen bat, ; weiß und der untere rot, bilden folle. 
Subjekt von Vermögensrechten ift und , Dad Verhältnis der Höhe der F. zur 
ebendarum in privatrechtliche Verhältnifie | Länge fol wie zwei zu drei fein. Die 
eintritt. Fisfalifch, das zum Staats: | Kauffahrteifchiffe haben diefe F. am Heck 
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oder am bintern Maft und zivar in ber 
Regel an ber Gaffel dieſes Maſtes, in Er: 
mangelung eines folden aber am Topp 
oder im Want zu führen. Nah bem 
norddeutſchen Bunbes- und nunmehrigen 
Reichegei vom 25. Oft. 1867 (Bundess 
geſetzblatt 1867,Nr.5, S. 35 ff.) tritt dieſe 
F. bei den zum Erwerb durch die Seefahrt 
beſtimmten Schiffen an die Stelle der 
Landesflagge, und ſie allein darf als Na⸗ 
tionalflagge von denſelben geführt werden. 
Berechtigt zur Führung ber deutſchen F., 
welche durch die Kriegsmarine des Reichs 
geſchützt wird, ſind diejenigen Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe, welche in dem ausſchließlichen 
Eigentum ſolcher Perſonen ſich befinden, 
denen das Bundesindigenat zuſteht; ſie 
ſind dies jedoch nur dann, wenn die be⸗ 
treffenden Schiffe zuvor in das Schiffs⸗ 
regiſter eingetragen worden ſind, und 
wenn hierüber eine mit dem Inhalt der 
Eintragung übereinſtimmende Urkunde 
(Certifikat) von der Regiſterbehörde 
ausgefertigt worden iſt. Dieſe Behörden 
werden durch die Landesgeſetze beſtimmt. 
Schiffe von nit mehr al8 50 cbm 
Bruttoraumgebalt find zur Ausübung 
bes Rechts, die Reichöflagge zu führen, 
nad) dem Reichsgeſetz vom 28. Juni 1873, 
betreffend die Regiftrierung und die Be- 
zeichnung der Kauffahrteiichiffe (Reichs⸗ 
gefeßblatt, S. 184), aud) ohne Eintragung 
in das Schiffsregifter und Erteilung bes 
Certififats befugt. Ein Schiff kann aber 
nur in das Sciffsregifter des jenigen Ha⸗ 
fen? eingetragen werden, von weldyem aus 
ie Seefahrt mit ihm betrieben werden 
fol (Heimatsregifterhafen). Wenn vor 
diefem Eintrag und vor Ausfertigung des 
Gertififats ein Schiff unter der Bundes⸗ 
flagge Ka fo wird der Schiffer ($ 14 
bes Geſetzes vom 25. Okt. 1867) mit einer 
Geldbuße bis zu 300 Mt. oder verhält: 
nigmäßiger Gefängnisitrafe belegt, wofern 
er nicht nachweiſt, daß der unbefugte Ge- 
brauch der F. ohne fein Verjchulden ge 
ſchehen fei. Wird dagegen die deutſche F. 
von einem Schiff gefübrt, welches zu deren 
N überhaupt nicht befugt it, fo 

at ($ 13) der Führer des Schiffs Gelb- 
buße bis zu 1500 ME. oder Gefängnis: 
ftrafe bis zu 6 Monaten verwirkt; auch 


Tlandern — Flotte. 


kann auf Konfisfation bes Schiffs er: 
kannt werden. Die Konfulndes Deutichen 
Reichs haben die Innehaltung der wegen 
—2 der deutſchen F. beſtehenden Vor⸗ 
chriften zu überwachen. 
Die deutſche iegeflagß—e iſt weiß, 
durch ein ſchwarzes Kreuz mit dem Reichs⸗ 
abler in der Mitte in vier Felder geteilt. 
Drei. diefer Felder bleiben weiß, während 
das vierte, welches fich in ber linken obern 
Ede befindet, Bon die Dorint laufen: 
ben Reichsfarben Schwarz: Weiß⸗Rot aus- 
gerünt wird und in der Mitte das Eiferne 
reuz enthält. Die %. dient jedoch nicht 
bloß zur egeichnum der Nationalität ber 
Schiffe, fie Tann auch noch außerdem ver: 
ſchiedenen Zweden bienen, 3. B. zu Sig 
nalen, yum Herbeirufen von Lotjen, zur 
Verftändigung mit andern Schiffen ober 
mit Hafenftationen und Küftenpunkten. 
Bei Kriegsichiffen insbefondere dient bie: 
felbe auch zur Bezeihnung des Range 
des Schiffskommandierenden. So führt 
der Admiral eine viereckige F. an der 
Spitze des Großmaſtes, der Vizeadmiral 
eine ſolche am Fockmaſt, der Konter⸗ 
admiral am Beſanmaſt und der Komme 
dore eine breiedige %. am Großmaſt. Be 
ſonders wichtig aber ift in völferrechtlicher 
Beziehung zur Kriegäzeit der Gebraud) 
ber Barlamentärtingge, inbem bie 
unter biefer F. fegelnden Schiffe, ebenfo 
wie die unter neutraler F. fahrenden, den 
Teindfeligfeiten entzogen find. Mißbrauch 
der Barlamentärflagge wird jebod, nicht 
gebuldet, und berjenige, welcher biefelbe 
mißbrauchte, um unter ſolcher %. feind- 


liche Stellungen auszufundichaften, wird . 


als Spion behandelt. Wenn bie 7. ver 
fehrt aufgehißt wird, fo wird folches als 
eine Beihimpfung angefehen. 

Slandern, Graf von, nad) Verordnung 
des Königs Leopold von Belgien vom 16. 
Dez. 1840 Titel des zweitgebornen Sohn? 
bes Königs oder des nächſten Thronfolgers 
neg dem Kronprinzen. 

leiſchesverbrechen, ſ. Unzuchts⸗ 
verbrechen. 

Flotte, die Vereinigung einer Anzahl 
in Dienſt geſtellter Kriegsſchiffe unter ge: 
meinſamem Oberbefehl (f. Admiral); 
Flottille, kleine F. oder F. von kleinen 


! 


Föderation — Forſtwirtſchaft. 


Fahrzeugen. Auch verſteht man unter F. 
die Öefamtheit aller Schiffe und unter 
Kriegsflotte insbeſondere die Geſamt⸗ 
kit der Kriegsichiffe eines Staats, im 
Gegenfaß zur Handels- oder Kauf: 
fabrteiflotte, ber Gefamtheit der Han- 
beleichiffe eines Landes. Die Seemacht 
eines Landes, einſchließlich bed gefamten 
Materials und aller maritimen Einrich⸗ 
tungen, ift Die Kriegdömarine beöfelben 
(Marine). 

Föderation (Ronföderation, fat.), 
Bund, namentlich die Verbindung meh: 
rerer Staaten zu einem flaatlihen Ge⸗ 
meinwejen, einem jogen. zufammengejeß- 
ten Staat (Föde rativſtaat, Födera⸗ 
tivſyſtem); doch bezeichnet letzterer Aus⸗ 
druck auch Die Theorie (Föderalismus), 
nach weldher verfchiebene felbftändbige Staa⸗ 
ten zu einem gemeinfamen, möglichit 
Iodern politifchen Organismus verbunden 
jeinfollen(]. Staat). Föderaliften,die 
Anhänger dieſes Syſtems, daher in Deutfch- 
land die Gegner des zentralifierten Ein- 
heitsſtaats, welche die Selbftändigfeit ber 
Einzelftanten erhalten wijjen wollen un- 
habet ihrer Vereinigung zu einem polis 
tiſchen Ganzen; ähnlich in Ofterreich die 
Vertreter ber Autonomie der einzelnen 
Kronländer. An Frankreich bezeichnete 
man damit 1792 und 1793 die Giron⸗ 
diiten, welche man beichuldigte, daß fie, 
um dasübergewicht von Bari zu brechen, 
Stanfreich in unabhängige Staaten zer: 
iplittern wollten, fowie in Norbamerifa 
während des Bürgerkriegs die Anhänger 
der Union im Gegenfag zu ben »Kon- 
- fberiertene, ben Vorkämpfern bes ſüd⸗ 
Haatlihen Sonderbundg. Neuerdings ift 
namentlich in Deutfchland von füdera- 
tiv im Gegenſatz zum Begriff ſtaatlicher 
Einheit bie Rebe; man bezeichnet mit fü- 
terativen Einrichtungen, Zweden, Garan- 
ten ꝛc. ſolche Einrichtungen, Zwecke und 
Garantien, welche ſich auf die Erhaltung der 
bundesſtaatlichen Verfaſſung und auf die 
moͤglichſte Selbſtändigkeit der Einzelſtaa⸗ 
ten beziehen, im Gegenſatz zu unitariſchen 
und zentraliſtiſchen Beſtrebungen, welche 
auf eine weitere Ausbildung und Erhal⸗ 
tung der nationalen Einheit im Deutfchen 
Reiche gerichtet find. 
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Söderierte, Berbünbete;füberieren, 
verbünden, Fi einem Bund vereinigen. 

Folkething (bän.), Volfs - Thing, 
Reichstag; ſ. Dänemark. 

olter, |. Tortur. 
onds (Tranz., ſpr. fongs), |. Staats- 
papiere. 

Foreign office (engl., ipr. förren offiſſ), 
in England Bezeihnung für Miniflerium 
des Außern, auswärtiges Amt. 

Forensis (lat.), zum Forum gehö- 
rig, darauf befindlih; Dann, weil das 
gorum Gerichtspla war, ſ. dv. w. zum 

ericht, Juſtizweſen geben , barauf be⸗ 
zůglich, gerichtlich, z. B. Medicina f., ge⸗ 
—528 Arzneikunde; auch ſ. v. w. Aus⸗ 
wãrtiger, Fremder, insbeſondere Foren ſe, 
Ausmärker, d. h. Beſitzer von Grund⸗ 
ſtücken in der Gemarkung einer Ortſchaft, 
der er nicht als Gemeindemitglied angehört. 

Sorfiwirtichaft, die auf die Erzeugung 
von Walbprobuften gerichtete Thätigkeit. 
Je nachdem es fich hierbei um bie Bewirt- 
Ihaftung von Forften handelt, welche im 
Eigentum bed Staats ftehen, ober von 
folden Forſten, welche Brivatperfonen, Ge⸗ 
meinden, Korporationen zugehören, wird 
zwifhen Staat3= und PBrivatforft: 
wirtihaft unterfchieden. Die willen: 
Ihaftliche Lehre von der Erzeugung ber 
MWaldprodufte und von der gewerblichen 
Waldnukung wird Forſtwiſſenſchaft 

enannt. Sie umfaßt insbeſondere bie 
tehre vom Boden, von den Waldbäumen, 
von der forftlichen Bebeutung des Waldes 
für die Landesfultur und für das Gemein- 
wohl, ferner die Korftitatiftif, Die Staats- 
und Privatforftwirtfchaftslehre, die Sta⸗ 
tiftit und Gefchichte des Maldeigentums, 
die Lehre von ber forftwirtfchaftlichen Thä⸗ 
tigfeit, Forfteinrichtung und Betriebsrege⸗ 
lung, Waldbau, Foritihug, Forfipolizei, 
Forftbenugung, Forſttechnologie, Wald- 
wertberehnung (Forfttaration), Forſt⸗ 
rechtskunde, Forjivertvaltungsfunde und 
Forſtgeſchichte. Forſtſchule n und Forſt⸗ 
akademien find zur Pflege der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft errichtet. Der Inbegriff ber 
Hoheitsrechte, welche dem Staat in Be 
ug auf die gefamten im Staatsgebiet 
elegenen Waldungen zuftehen, iſt bie 
— Dazu gehört namentlich 
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das Oberauffichtsrecht der Staatsregie- 
rung über bie Bewirtſchaftung berjenigen 
Waldungen, welche ſich im Privateigen: 
tum phyſiſcher oder juriftifher Perſonen 
befinden. In mandyen Staaten ift diefer 
Teil der Forſtverwaltung den Staats- 
forſtbehörden mit übertragen, während 
anderwärts befonbere Behörden, wenig⸗ 
ſtens in den untern den, bafür be- 
ftehen. Der Inbegriff der in Bezug auf 
das Forſtweſen geltenden Rechtsnormen 
eines Landes wird Forſtrecht genannt. 
In manden Staaten beitehen ausführ- 
liche Forftordnungen Die Forft: 
polizei ift der Inbegriff der von ber 
Siegtoregierung ausgehenden Maßregeln 
in Bezug auf die geſamten Waldungen 
des Landes, welche die Abwendung und 
Entdeckung von Schädigungen des Wald⸗ 
eigentums und der Forſtwirtſchaft be⸗ 
zwecken. Die Beſtrafung von Forſtver⸗ 
gehen Geeteepen gehört nach der 
neuern Geſetzgebung vor die Gerichte, vor⸗ 
behaltlich der Polizeiſtrafgewalt der Ge⸗ 
meindebehörden bei Forſtpolizeivergehen. 
Die Beſtrafung der Forſtdiebſtähle, 
d. h. derjenigen Diebſtähle, welche an Holz 
und an Waldprodukten, die noch nicht vom 
Boden getrennt ſind, verübt werden, rich⸗ 
tet ſich nach ben Forfiftrafgefegen ber 
einzelnen Staaten. Als Hilfsbeamte ber 
Stantsanwaltichaft haben die Beamten 
der Forſtſchutzpolizei das Recht, ben That: 
‚ beitand von Forftvergehen vorläufig feit- 

uftellen, nötigenfall® den Thäter vorzu- 
Fihren und vorläufig feftzunehmen, auch 
Durchſuchungen und Beſchlagnahmen von 
Werkzeugen, gefrevelten Sachen u. dal. 
vorzunehmen. Widerſtand gegen Forſt⸗ 
beamte in der rechtmäßigen Ausübung 
ihre® Berufs wird nad dem bdeutichen 
Strafgefegbuch ($ 117) mit Gefängnis 
von 14 Tagen bis zu 3 Jahren beftraft. 
Iſt durd) den Widerfland oder den An⸗ 
griff eine Körperverletzung defien, gegen 
welden die Handlung begangen ift, ver- 
urfacht worden, jo kann Zuchthausſtrafe 
big zu 10 Jahren eintreten ($ 118). Val. 
Preußiſches Forftdiebftahlsgefet vom 15. 
April 1878 (herausgeg. von Ohlichlä- 
ger, 1879); Preußifches Feld: und Forſt⸗ 
polizeigefeß vom 1. April1 


Fortſchritispartei, beutfche. 


von Bülow, 1880); Preußiſches Gefet 
vom 6. Zuli 1875 über Schutzwaldungen 
und Waldgenoſſenſchaften; Preußiſches 
(Gemein dewaldae er vom 14. Aug. 1876; 
€. v. Berg, Staatsforſtwirtſchaftslehre 
(1850); Bernbarbt, Waldwirtſchaft und 
Waldſchutz (1869); Roth, Handbuch des 
bayriſchen Forſtrechts (1864); Bern: 
hardt, Geſchichte des Waldeigentums, der 
Waldwirtſchaft und Forſtwiſſenſchaft in 
Deutſchland (1872 ff., 3 Bde.); Roth, 


Geſchichte des — und Jagdweſens in 
Deutſchland (1879). 
Fortſchritispartei, dentſche, ent: 


ſchieden Liberale Partei, welche ſich 1861 
von der großen altliberalen (Vinckeſchen) 
Traktion Ioslöfte und ſich mit der Fraktion 
»Jung⸗Litauen⸗ ſowie mit ber feit Wal- 
decks Wahl (1860) wieber auf bem poli- 
tifchen Kampfplatz ericheinenden demokra⸗ 
tiſchen Partei verband. Die Reaktion in 
Preußen und die ſchroffe Haltung der Re: 
ierung zu Anfang ber bWer Jahre trieben 

t F. alle liberalen Elemente zu, fo daß 
fie bald über die Majorität im preußifchen 
Abgeordnetenhaus verfügte, welche fie 
bis 1866 behauptete. Es war dies bie 
preußifche Konfliftsperiobe. Hauptſächlich 
war ed nämlich die Heeresreform, gegen 
welche die 3. opponierte, indem fie na: 
mentlich die Einführung der zweijährigen 
an Stelle der breijührigen Dienftzeit for: 
derte. DieF. gab ihrenForderungen dadurch 
Nachdruck, daß ſie dem von der Regierung 
vorgelegten Etat ihre Zuſtimmung ver: 
fagte, während das Herrenhaus benjelben 
genehmigte und bie Negierung auch ohne 
die Zuſtimmung bes Abgeordnetenhauſes 
auf Grund dieſes Etats unter Mißachtung 
bes Budgetrechts des Landtags wirtſchaf⸗ 
tete. Die großen Erfolge des Jahrs 1866 
brachten jedoch einen Umfchwung in der 
öffentlichen Meinung hervor, und bie 
Mehrheit des Abgeordnetenhauſes bewil⸗ 
ligte der Staatsregierung die Indemni⸗ 


tät. Als nun im Fonftituierenden nord» 


beutjchen Reichstag ein Teil der F. gegen 


die Verfaffung ftimmte, weil nicht allen 


Torderungen der F. entſprochen worden 
war, traten viele Mitglieder derſelben aus, 
um die nationalliberale Partei zu grün: 


0 (berausgeg. | ben, während die andern unter der Füh⸗ 


Forum — Fragerecht. 


tung von Hoverbed, Virchow und Wal- 
bed den Namen »75.« beibehielten. Wäh- 
rend num die nationalliberale Partei in 
ber Folgezeit, eingedenfihres Wahlipruchs 
»Durch Einheit zur Sreibeit« , die libera⸗ 
len Forderungen im Antereffe ber natio- 
nalen Entwidelung des Norddeutſchen 
Bundes und des nachmaligen Deutichen 
Meder zu ermübigen geneigt war, ver⸗ 
warf die F. diefe Kompromißpolitik und 
machte aus ihrer perfönlichen Abneigun 

gegen Bigmard fein Hehl, wenn fie ud 
1871 nicht gegen bie Reichsverfaflung 
fimmte. Während bie %. aber bis dahin 
mitden Rationalliberalen zumeift ineinem 
freundlichen Verhältnis geftanden hatte, 
kam es Ende 1876 zwiſchen beiden Par⸗ 
teien zu einem heftigen Zuſammenſtoß, 
als die nationalliberale Partei dadurch, 
dag fie in einigen Punkten der Re 
gierung nachgab, bad Zuftanbefommen 
der großen deutſchen Auftizgefebgebung 
ermöglichte, ein Vorgehen, welches: jetzt 
faum noch Tadel finden bürfte. Der Kon⸗ 
fit zwijchen ben beiden liberalen Par: 
teien Fam ben Gegnern zu gute. Die 
Nationalliberalen verloren über 20 Site, 
aber auch die %. hatte eine Einbuße zu 
verzeichnen. Nur 31 Site blieben ihr im 
deutfchen Keihätng, Auch die Auflöfung 
des Reichstags 1878, welche recht eigent- 
lich gegen bie Tiberalen gerichtet war, 
brachte eine neue Schwächung ber F., die 
bei der Neuwahl nur 25 Mitglieder durch: 
brachte und namentlich in Oftpreußen alle 
Site verlor. Inzwiſchen hat fich jedoch 
der Einfluß ber 2 welche dem Kanzler 
bei der Zoll» und Steuerreform lebhaft 
opponierte, im Land immer noch al? ein 
bedeutender herausgeftellt, und auch im 
Reichstag wußte die %. das, was ihr an 
Stärke der Mitglieberzahl abging, durch 
außerorbentlihe Rũhrigkeit und raftlofe 
Thätigfeit einigermaßen zu erjeben. Na⸗ 
mentlich entwidelte ihr Führer Eugen 
Richter (Negierungsafiellor a. D., jet 
Schriftfteller in Berlin, geb. 30. Juli 1838 
zu Diffeldorf) eine unermübliche Thätig- 
feit, indem er vorzugsweiſe das finanzielle 
Gebiet mit außerordentlicher Sachlennt⸗ 
nid beherrſcht. Andre namhafte Mit- 


glieder find: Hänel (Profeſſor ver Rechte 


Staatslexikon. 
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in Kiel, geb. 10. Juni 1833), Schulze⸗ 
Delitzſch, der Anwalt der deutſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften (geb. 29. Aug. 1808 zu De⸗ 
litzſch), Virchow (Profeſſor der Chirur⸗ 
gie und Pathologie in Berlin, geb. 13. Okt. 
1821 zu Köslin), Klotz (Landgerichtsrat 
in Berlin, geb. 6. Aug. 1813 zu Pots⸗ 
bam) u. a. sm beutfchen Reichstag 1880 
ählte die F. 28 Mitglieder, während die 
raftion im Abgeordnetenhaus 37 Mit: 
Tieder hatte. Einige Nachwahlen (Lübeck, 
affel, Altenburg und Weimar) zeigten, 
daß bie Stimmung im Volk für die F. 
wieber pünftiner geworben if. Der F. 
näher als die Mehrzahl der Nationallibe⸗ 
ralen fiehen bie fogen. Seelfionitten (1.d.); 
doch ift eine Verſchme sung der letztern 
(liberale Vereinigung) mit der F. fiir die 
nächſte Zeit ſchwerlich zu erwarten. 

An Sübdeutfchland, beſonders in 
Bayern und in Heflen, ift ber Gegenfak 

wiichen F. und Nationalliberalen über: 
aupt nie jo fchroff heruorgetreten wie 
in den preußifchen Provinzen, und auch 
in Thüringen ift ein folder Gegenfat 
wenig bemerkbar. | 

Forum (Iat., »Marftplat«), in der 
Gerichtöfprache Bezeichnung des Gerichts- 
flandg (1. — 

Foyer (franz., ipr. foajeh), Gang, Vor⸗ 
faal, Vorplatz neben einem Theater⸗, 
Konzert: oder dem Sikungsfaal einer 
parlamentarifchen Körperjchaft, meift, wie 
be im deutſchen Reichſtag, mit einem 

üffett verbunden. 

Frachtmakler, i. Schiffsmakler. 

Fragerecht, das Recht des Richters, im 
Prozehverfahren und zwar in der münb- 
lihen Verhandlung zur Aufklärung der 
Sade Fragen zu ftellen; fo hat nament⸗ 
lich im Zivilprozeß der Vorfitende durch 
Tragen darauf hinzuwirken, daß unflare 
Anträge von den Warteien erläutert, un⸗ 
genügende Angaben der geltend gemad; 
ten Thatfachen ergänzt und die Beweis- 
mittel bezeichnet, überhaupt alle für die 
Feſtſtellung des Sachverhältniſſes erheb⸗ 
lichen Erklärungen abgegeben werden. 
Im Strafverfahren kann der Angeklagte 
nur durch den Borfitenden vernommen 
und befragt werden, während Zeugen und 
Sahverftändigen gegenüber auch den bei- 

12 


178 


figenden Richtern, den Gefchiwornen und 
Schöffen, der Staatsanwaltichaft, dem 
Privatlläger, Nebenkläger, dem Ange 
klagten und feinem Verteidiger ein F. zu: 
fte Sa Deut] * un 

.; Deutfche Zivilprozeßordnung, 
N 130 f., 464. 


Sragfleliung, die Präzifierung einer 
aus Abſtimmung zu bringenden Trage. 

ie %. ift namentlich in den Gerichtsver⸗ 
handlungen fowie bei den parlamentari: 
ſchen Abftimmungen von großer Wichtig- 
feit. Nach) der Geſchäftsordnung des deut- 
ihen Reichſstags ($ 51) ftellt der Präfident 
nach Schluß der Debatte bie Fragen. Zur 
3. Tann das Wort begehrt werden. Sind 
mehrere Fragen vorhanden, fo bat der 
Präfident ſolche fämtlich der Reihenfolge 
nad) vorzulegen. Die Fragen find IK u 
fielen, daß fie einfady durch Ja ober Nein 
beantwortet werden fünnen. Bei Stim- 
mengleichheit wird die Frage als verneint 
angejehen. Die Teilung der Frage kann 
jeder einzelne verlangen. Wenn über bie 
Zuläffigfeit einer folchen Teilung Zwei⸗ 
tel entitehen, fo enticheidet bei Anträgen 
der Antragfteller, in andern Fällen der 
Reichstag. 

Fraktion (lat., »Bruch, Bruchteil«), 
in Deutſchland gebräuchliche Bezeichnung 
für die Vereinigung ber Geſinnungsge⸗ 
noffen einer Partei in einer Volksvertre⸗ 
tung. Unter einem befondern Frak⸗ 
tionsvorftand Fonftituiert, beratichlagt 
bie %. über die Stellung, welche fie im 
allgemeinen und in einzelnen ragen im 
Plenum einzunehmen habe. Hier finden 
bie Vorbefprehungen uͤber etwaige An: 
träge und Interpellationen, über deren 
Unterftüßung und über die im Plenum 
vorzunehmenden Abflimmungen ſtatt. 
Wird dabei auf bie freie Willengent- 
ITiekung ber Traftionsgenofien ein be- 
ſonderer Drud ausgeübt, fo pflegt man 
von Fraktionszwang zu fprechen. 
Manche Abgeordnete haben, um ſich eine 
völlig freie Entichliegung zu fihern, ſich 
feiner F. angejchloffen ogen. Wilde); 
andre gehören nicht zu den eigentlichen 
Mitgliedern der F., wenn fie auch als 
jogen. Hofpitanten an den gewöhn⸗ 
lihen Beratungen teilnehmen dürfen. 


Fragſtellung — Franckenſteinſcher Antrag. 


Im beutfchen Reichstag beftehen zur Zeit 
folgende Braftionen: Zentrum, National 


liberale, von denen And die liberale Gruppe 
und die liberale 


partei, deutſchkonſervative, konſervative, 
Fortſchrittspartei, Polen und Sozialde⸗ 
mokraten (vgl. die Einzelartikel und die 
Überfichtötabelle zum Art. »Reichſtag«). 
Standenfleiniher Antrag, ein von 
dem ultramontanen Reichsſstagsabgeordne⸗ 
ten Freiherrn v. Frandenftein 20. Juni 
1879 in der Tariffommiifion des Reichs- 
tags geftellter Antrag, welcher die Ans 
nahme des neuen Zolltarifs durch eine 
Koalition de Zentrums mit ben konſer⸗ 
vativen Parteien des Reichſtags ermög- 
lihte. Während nämlich der Fürſt Bis⸗ 
mard zuvor die finanzielle Selbfländig- 
feit des Reich unb die Unabhängigkeit 
desfelben von den Einzelftaaten als ein 
Hauptziel bingeftellt hatte, welches durch 
die Erhöhung der Tabaffteuer und durch 
ben neuen Zolltarif zu erreichen fei, ging 
ber Franckenſteinſche Antrag dahin, den 
Einzelitaaten füderative Garantien zu 
bieten und die Matrikularbeiträge bei- 
zubehalten. Derjelbe verlangte nämlich: 
1) daß berjenige Betrag ber Zölle und 
ber Tabakſtener, welcher Die Summe von 
120 Mil. ME. in einem Jahr überfleige, 
den einzelnen Bunbesftaaten nad Maß⸗ 
gabe der Bevölkerung, mit welcher fie zu 
den Matrifularbeiträgen herangezogen 
würden, zu überweifen fei; 2) daß bie 
Abgabe von Salz und einige andre Zölle 
nur bis 1. April 1881 bewilligt und von 
ba jährlich im Reichshaushaltsetat feſtge⸗ 
jeßt werben follten; 3) daß Garantien 
für Steuererleichterungen in den Einzel- 
ftaaten gegeben werden müßten. Bas 
Kompromiß mit den Konfervativen kam 
nun dahin zuflande, daß das Zentrum 
die Punkte 2 und 3 fallen ließ, und daß 
die Summe sub 1 auf 130 Mil. ME. 
erhöht ward. In diefer Form warb ber 
Trandenfteinihe Antrag, nachdem Bis⸗ 
mard zugeftimmt hatte, ala $ 8 des Zoll⸗ 
geſetzes vom 15. Juli 1879 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, ©. 211) zum Geſetz erhoben und 
damit leider ein Stilftand in der natio: 
naleinheitlichen Entwidelung befiegelt. 


ereinigung (Sezeffio: 
niſten) abgezweigt haben, beutiche Reichs⸗ 





Frank — Frankreich (Berfaffung). 


granf, franz. Silbermünge, feit 1803 
Einheit des franzöſiſchen Münzſyſtems 
(= 100 Eentimes, = 80 Pf.); auch in 
Belgien, in ber Schweiz (— 100 Rappen), 
in Stafien (Lira — 100 Eentefimi), Rus 
minien (Leu —= 100 Bani), Griechenland 
Dachme — 100 Kepta), Spanien er 
= 10 Eentimos) und Serbien (Dinar 
= 1W Bara) eingeführt. 

Frankfurt am Main, bis zur Aufld- 
lung de3 frühern Deutſchen Reichs deut: 
ſche freie Reichsſtadt (Krönungsftadt bes 
deutihen Kaiſers); feitbem einen Frei⸗ 
Raat bildend, gehörte bie Freie Stadt F. 
su dem Deutſchen Bunbe, deſſen Organ, 
die Bunbesverfammlung oder der Bun⸗ 
deötag, daſelbſt feinen Sit hatte (in bem 
Zhum und Tarisfchen Palais in der 
Eſchenheimer Gafſe). Nachdem %. 14. 
Juni 1866 im Bundestag gegen Preußen 
für die Mobilmachung geftimmt batte, 
erklärte bie preußifche Staatsregierung 
der Freien Stabt F. ben Krieg und ließ 
die Stadt und deren Gebiet beſetzen. 
Durch Tönigliches Patent vom 18. Oft. 
1866 erfolgte die Einverleibung Frank: 
tutt8 in den preußiſchen Staat. Der 
Übergang des Frankfurter Staatsvermö⸗ 
gend auf den preußiichen Staat wurde 
durch Vertrag vom 26. Febr. 1869 (Ge: 
et vom 5. März 1869) gerzgelt F. war 
vom 18. Mai 1848 bis zum 31. Dat 1849 
Sitz der deutſchen Nationalverfammlun 
In F. erfolgte 10. Mai 1871 der Abjchlu 
des granffurter Friedens (im Gaft: 
def zum Schwan) zwifchen Deutichland 
und Frankreich. Vgl. Kriegk, Geſchichte 
von F. (1871); Strider, Neuere Ge⸗ 
ſchichte von $., 180666 (1881). 

Frankreich (la France), bis 4. Sept. 
1870 Kaiferreich, ſeitdem Republik; 
528,577 qkım mit (1876) 36,905,788 Einw. 
und der Hauptftabt Paris (2,095,000 
Einw.). Durch den Frieden von Frank⸗ 
jurt a. M.vom 10. Mai 1871 verlor. an 
Deutichland das nunmehrige Reichsland 
Elſaß⸗Lothringen mit 14,508 qkm. 

Nachdem die Schlacht bei Sedan ben 
Sturz des Kaiſerreichs berbeigeführt, 
wurde die Republik proflamiert und zu⸗ 
nöchft eine Regierung der Nationalvertei- 
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jobann bie Rationalverfammlung zu Bor: 
eaur eröffnet, welche den großen Staats⸗ 
mann Thiers zum Chef ber erefutiven Ge⸗ 
walt ernannte, ber dann 31. Aug. 1871 auf 
drei Jahre zum Präfidenten der Republik 
gewählt warb. Die Koalition der monar: 
chiſtiſchen Parteien führte jeboch 24. Mai 
1873 den Sturz Thiers’und bie Wahl Mac 
Mahons zum Präfibenten herbei. Unter 
ihm wurde die Republif definitiv Fonfti- 
twiert und bie Verfaflungsurfunde vom 
25. Febr. 1875 publiziert. Hiernach fteht 
an ber Spite ber Republif der auf fieben 
Jahre gemä lte Bräfident (nad) bem 

turz Mac Mahons, feit 30. Jan. 1879, 
Jules Sreoy). Derfelbe wird vom Senat 
unb von ber Deputiertenfammer, welche 
fi zu diefem Zweck zur »Rationalver- 
fammlung« (f. unten‘) vereinigen, mit ab- 
oluter Stimmenmehrheit gewählt und 
ift wieder wählbar. Der Bräfident ber 
Republik Hat, cbenfo wie ber Senat unb 
wie bie Kammer der Deputierten, bas 
Necht der Initiative auf dem Gebiet ber 
Geſetzgebung. Er publiziert bie Gefeke, 
nachdem fie buch die beiden Kammern 
beichloffen find, und überwacht deren Aus: 
führung. Er bat das Begnabigungs- 
recht, doch Fönnen Amneſtien nur durch 
Geſetz erfolgen. Er bat die Verfügung 
über die militärifchen Streitfräfte bes 
Landes und ernennt die Zivil: und Mi- 
litärbeamten. Die Gefandten fremder 
Mächte find bei ihm akkreditiert. Jeder 
Akt desfelben muß von einem verantwort: 
lihen Miniſter Eontrafigniert fein. Der 
PVräfibent der Republif r chließt bie Sitzun⸗ 
gen der Kammern. Er kann die letztern 
auch zu einer außerordentlichen Sitzung 
berufen; er muß fie berufen, wenn bies 
in der Zwifchenzeit während ber regel- 
mäßigen Situngsperioben durch die ab- 
fohıte Mebrheit der Mitglieder einer jeden 
Kammer verlangt wird. Der Präfident 
fann die Kammern vertagen, doch darf 
die Vertagung nicht länger als einen 
Monat dauern und in derjelben Sitzung 
fich nur zweimal wiederholen. Mit Zu- 
ftimmung bes Senat3 kann der Präfident 
die Kammern vor Ablauf der Legislatur- 
periode auflöfen. Staatsverträge werben 


gung eingefeßt. Am 12. Febr. 1871 wart | durch den Präfidenten der Republik ab: 
12* 
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geſchloſſen, welcher ihren Inhalt zur 
Kenntnis ber Kammern zu bringen bat, 
ſobald es das Intereſſe und bie Sicher: 
beit bed Staats geftatten. Friedens⸗ und 

anbelsverträge, Verträge, welche ben 

taat finanziell engagieren, ober die fich 
auf die perfönlicdhen oder auf bie Eigen- 
tumsverbältniffe franzöfiicher Staatsan⸗ 
gehörigen im Ausland beziehen, bebürfen 
zu ihrer Gültigfeit der Zuftimmung ber 
Kammern. Eine Veränderung im Ter: 
ritorialbeſitzſtand ber Republif kann nur 
durch ein Geſetz erfolgen. Zu einer 
Kriegserflärung, welche durch den Präfi- 
benten erfolgt, iſt die borgängige Zuftim- 
mung ber Kammern nötig. Der Präfi- 
dent fann nur durch die Kammer der 
Deputierten angellagt und nur durch ben 
Senat abgeurteilt werden. Was bie ge- 
feßgebende Gewalt anbetrifft, jo wirb bie- 
jelbe von den beiden Kammern, dem Senat 
unb ber Deputiertenfammer, gemeinfam 
ausgeübt. Ein Teil der Senatoren und 
ber Bräfident ber Republik werden von der 
Nationalverfammlung(Assemblöe 
nationale) gewählt. Dies ift die Ver⸗ 
einigung jener beiden Körperfchaften. 
Treten Senat und Deputiertenfammer 
zur Nationalverfammlung zufanımen, fo 
wird das Büreau von dem Präfidenten, 
Vizepräfidenten und ben Schhriftführern 
bes Senats gebildet. 

Der Senat (le Senat) ſetzt fich aus 
300 Mitgliedern zufammen, von benen 
225 von den Departement und den 
Kolonien und 75 von ber Nationalver- 
fammlung gewählt werben. Senator 
kann nur ein Franzoſe fein, der min- 
deſtens AO Jahre alt und im Vollbefit der 
bürgerlihen und politifhen Rechte ift. 
Die Senatoren der Departement? und 
der Kolonien werben von einem Kollegium 
gewählt, welches aus den Abgeordneten, 
den Generalräten, den Arrondiffement- 
räten und je einem aus ben Wählern 
jeder Gemeinde entnommenen Delegierten 
des Munizipalrat3 beiteht. Die Sena- 
toren ber Departements und der Kolonien 
werben auf neun Jahre gewählt und alle 
brei Jahre zu einem Drittel erneuert. Die 
von der Nationalverfammlung zu ernen- 
nenden Senatoren find unabfekbar. Der 


Frankreich (Verfaſſung). 


Senat hat das Recht ber Anitiative in 
der Gefetgebung und befchließt mit der 
er Deputierten, jedoch in ge 
trennter Verhandlung und Abftimmung, 
bie Geſetze; Sinanzgeiete müſſen jeboh 

ammer ber Deputier: _ 


Kammer 


immer auerft ber 
ten vorgelegt und dort beichloffen werden. 
Der Senat kann ſich Übrigens auch als 
Gerichtshof Tonftituieren, um über ben 
Präfidenten der Republik oder über die 
Miniſter und über Verbrechen zu urteilen, 
welche gegen bie Sicherheit des Staats 
verübt wurden. Die Kammer ber 
Deputierten (Chambre des depu- 





tös) geht aus allgemeinen und direkten 


Wahlen auf Grund bes allgemeinen 
Stimmrecdts hervor. Die Zahl der Mit: 
glieder ift 738. Wähler ift jeder Franzoſe, 
welcher 21 Sabre alt ift und fich im Voll- 
gen ber bürgerlihen und politifchen 


echte befindet. SSeber Wähler, weldher 


25 Sabre alt, ift wählbar. Doch dürfen 
Abgeordnete während ber Dauer ihres 
Mandats weber ein bejoldetes öffentliches 


Amt noch eine Beförderung annehmen, | 
mit Ausnahme ſolcher Stellen, welche im 
Weg der Konfurrenz oder dur Wahl 
bejeßt werben. Ausgenommen find au 


bie 


often der Miniiter, ver Unterftaatd: 


fetretäre, der Gefandten unb bes Seine 
präfeften. Der Senat und die Deputier- 


tenfammer treten alljährli am zweiten 
Dienstag im Monat Januar zufammen, 
wenn fie nicht etwa früher ſchon von dem 


Präfidenten der Republik einberufen wer: 
ben follten. Beide Kammern müſſen all: 


jährlich mindeftens fünf Monate lang ver: 


jammelt fein und zwar während desſelben 


Zeitraums. Jede von beiden Kammern 


wählt ihr Büreau für die jeweilige Dauer 


ber Seffion. 


Die Erefutivgewalt wird von dem Prö- | 


fidventen der Republif durch die Minifter 


Vräfidenten des Konfeils, welches fid 
aus den ſämtlichen Minifterftaatsfefretä- 
ren zufammenfekt, zehn Fachminiſterien, 


—D — und zwar beſtehen außer dem 


welche unter dem Minifter der ausmwärti: 
gen Angelegenheiten, dem Siegelbewahrer 


ober Suftizminifter, bem 


inifter de 
Innern und ber Kulte, dem Minifter der 
Finanzen, dem Kriegäminifter, bem Mi 





Frankreich (Verwaltung). 


nijter der Marine und ber Kolonien, bes 
öffentlichen Unterrichts und der ſchönen 
Künfte, der öffentlichen Arbeiten, dem 
Minifter des Aderbaus und bes Handels, 
der Poſten und ber Zelegraphen ſtehen. 
Selbftändig und unabbängig von den 
Miniflerien it ber Rechnungshof 
(Cour des comptes) geftellt. Unter dem 
PBräfidium des Siegelbewahrere (Garde 
des sceaux) fieht der Staatsrat (Con- 
seil d’Etat). Derfelbe befteht aus ben 
Miniftern, 22 ordentlichen Staatzräten 
mit intus des Vizepräſidenten und 


der Abteilungspräfidenten, 15 außer⸗ 
ordentlichen Staatsräten; dazu kommen 


noch 24 vortragende Räte (maitres des 
requötes) und 30 Aubiteure. Der Stante- 
rat begutachtet bie Gefebentwürfe und die 
Derwaltunggreglementd. Er gibt über 
alle Fragen, welche ihm durch den Prä- 
fidenten der Republik oder durch die Mi- 
nifter vorgelegt werben, fein Gutachten 
ab, entſcheidet über Rekurſe in ftreitigen 
Verwalt ungsſachen und über Nichtigkeits⸗ 
beſchwerden wegen Machtüberſchreitungen 
von Verwaltungsbehörden. 

Zum Zweck der innern Verwaltung 
iſt das Land in 86 Departements ein⸗ 
geteilt, und zwar datiert dieſe Einteilung 
aus der Zeit der erſten franzöfiichen Re⸗ 
volution, welche (22. Dez. 1789) an die 
Stelle der Provinzen, in welche bas vor: 
malige Königreich, F. zerfiel, die Eintei- 
fung in Departements ſetzte. An der Spike 
eines jeden Departements fteht die Präfel- 
tur, die dem Präfekten (le pröfet) un- 
terſtellt iſt. Diefer ift zugleich Organ ber 
Regierung und Vertreter der Interefien 
des Departements. Der Präfeft wirb von 
dem Bräfidenten auf Vorſchlag des Mini- 
ters des Innern ernannt. Die Departe- 
ments zerfallen in Arrondifjement3, 
an beren Spike ein Unterpräfeft (le 
sousprefet) fteht, welcher ebenfalls vom 
Präfidenten ernannt wird. An der Spike 
der einzelnen Gemeinden aber, welche zu 
einem Arronbijlement gehören, jteht der 
Vürgermeifter (le maire). Der Maire 
wird in geheimer Wahl von dem Ge: 
meinbe= oder Munizipaltat (Conseil mu- 
nicipal) je auf fünf Jahre aus deſſen 
Mitte erwählt; berfelbe muß mindeſtens 
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25 Sabre alt fein. In den Hauptitädten 
der Departeinent3, der Arrondijfements 
und der Kantone werden die Maired und 
ihre Beigeorbneten aus ber Zahl der Mit- 
glieder de8 Munizipalrats durch Dekret 
des PBräfidenten der Republik ernannt. 
Jedem Maire ftehen nämlich einer ober, 
je nad) ver Größe ber Gemeinde, einige 
Beigeordniete (adjoints) zur Seite. Der 
Kanton (le canton), d. 5. der Verband 
mebrerer Gemeinden und Unterabteilun: 
gen der Arronbiflements, ift der Bezirk 
des Triedensrichters, der Rekrutenaus⸗ 
bebungen und die Einheit, welche bei ven 
Wahlen für bie Generalräte und für bie 
Arrondiflementsräte als Grundlage dient. 
Ein beſonderer Berwaltungsbeamter ſteht 
nicht an der Spitze des Kantons. Zur 
Vertretung der gemeinſamen Intereſſen 
der Deparlements, Arrondiſſements und 
der Kommunen beſtehen aber jeweilig 
beſondere Körperſchaften. In den De: 
partements find hierzu bie Generalräte 
berufen. Für ben Generalrat (Con- 
seil general) erwählt jeber Kanton ein 
Mitglied nad) bem Prinzip des allgemei- 
nen Stimmredts. Die Generalräte ha⸗ 
ben alljährlich zwei ordentliche Sitzungen. 
Sie ftellen das Budget und die Rechnung 
des Departements feft und haben im 
übrigen teil8 beratende, teils befchließende 
Funktionen in den Angelegenbeiten bes 

epartements. Außer bem Generalrat 
fteht aber dem Präfekten auch noch ein 
PBräfefturrat(Conseil de prefecture) 
zur Seite, welcher im Seinebepartement 
aus acht Mitgliedern mit Einſchluß des 
Bräfidenten, in 29 größern Departements 
aus vier und in den übrigen Departe: 
ment? aus je drei Mitgliedern befteht. 
Der Präfekt ift ber Präfident des Prüfef- 
turrats; im Seinedepartement fteht ein 
befonderer Präfident an der Spike des⸗ 
felben. Die Präfefturräte werden vom 
Präfidenten der Republif ernannt, Es 
iſt ihnen die Verwaltungsgerichtsbarteit 
übertragen. Der Kommunalverband de? 
Arrondiffements (Kreis) wird durch den 
Arrondiffementsrat (Conseil d’ar- 
rondissement) vertreten. Die Zahl fei- 
ner Mitglieder ift wenigſtens neun; in 
der Negel wählt jeder Kanton ein Mit: 
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lieb, In den Gemeinden enblich ift ber 
—A (Conseil munieipal), 
beſtehen A nad) ber Größe der Gemein: 
ben, aus 10 — 36 Mitgliedern, die Kom⸗ 
munalvertretung. Außerdem befichen 
neben. ben bereits aufgezählten Verwal: 
tungebehörben noch 3 — Verwal⸗ 
tungebeamte, welche ce bireft unter ben 
Minifterien, teils unter jenen Berwal- 
tung Bbehörden fichen, wie Finanz · und 
Barum, Unterrietörl te, Direkto- 
ten für bie Ginregiftrierung und für bie 
Domänen, für die Poften, CI fingenieure 
für Brüden und Chauſſeen, keintene 
hanten, 9 ‚ Marinepräfelten mari- 
Yuflzor anifation. 
vilgerichtöbarkeit Mt für jeden — 
——— (juge de paix) be 
jet, und feine Zivilklage danu bei ben 
Arronbiffementsgerichten anbängig ges | ber 
macht werben, welche nick uvor zut ver⸗ 
—* 'Exlebigung (coneiliation) | 
u Friedensrie —— . elegen hätte. 
Auter eier Tätigkeit als leichs⸗ 
ri fungiert ber Friebensrichter aber 
Fr als erfennenber Richter und zwar 
in gewiflen bringenben Rechtsſachen ohne 
NRüdficht auf dei 
Rande, außerdem in bürgerlichen 
Aritigeiten Pr zu einem Wertbetrag ver 
100 $rant, ohne baß Appellation gegen 
keine ‚Gntjepeibungen zul — — und 


nit Aufie it der Mppefatl 120 
mil eit ber Appellation. Dieſe 
Appellation geht “u Arrondiffe- 


mentägerihte (tribunaux d’arron- 
dissement). Diefelben erkennen außer- 
bem in erfter unb Tepter Inflanz in foller 
galifher —2 — mit minbeftens brei 
Kigtern über — im Wert 
Betrag, bis zu 4500 Sr. und über Im⸗ 
mobiliarflagen bis zum Betrag von 60 
. hrlier Rente. In andern Streit: 
jagen, welche ebenfall8 in erfter Inſtanz 
vor bie Arronbiffementsgerichte gehören, 
ae icaf (rt an Mut’ 
inbigen Appelfhof (Cour d’appel 
Veyeben. Die ie Appellpöfe (26 in ben Der 
—ã— A in ien, 6 in ben Ko⸗ 


Tonien) zerf jem 
vilfammern, ande in ber Vefepung mit 






n entfdeiben im ber 


n Wert beö genen es ( 


Zwed in Bi: | Sade 





Frankreich (Rechtspflege). 


en fieben Richtern entſcheiden. 
Für Handels ſachen find befondere Han⸗ 
delögeridte (tribunaux de com- 
merce) errichtet; Streitigkeiten zwiſchen 
rifanten und‘ ihren Xı ehmern es 
jören vor Biefogen: Conseils des pru« 
hommes. traffachen enticheiden die 
Sriebeneriäe (ribnnanz de simple 
lice , Bolizeigerichte) über bie ein- 
Pien Bbestecungen eentraventions), 
welche mit höchſtens fünf Gefäng: 
nis oder mit 15 Sr. Gelbbuße_ beftraft 
— Dage — gehören bie ſchwerern 
its) vor bie Arronbifie: 
vera melde in biefer Funktion 
als tribunaux correctionnels (Zucht: 
= | poligeigerichte)bezeichnetwerben. Sie 
jegung mit Drei 
Richiern. len jegen bad Urteil des 
aan das Re 
ann 


de mises en accusation), 
= | well barüber entſcheidet, ob ein Anger 
ſchul igter eg mean En eigentlichen Ber- 
bredjend (erime) in den Anflageftand zu 
verfehen m vor das ne zu 
verweilen jeiobernicht. Vorben Shwur: 
gerihtshof (Cour d’assises) — 
nämlich bie eigentlichen Verbrehen Dem 
Gerichtshof präfibiert ein Mitglied bes 
Anpellpofs, welchem zwei Richter als Bei- 
fitser beigegeten find. Überbie Schuldfrage 
enticheiben zwölf Gefhworne. Endlich be: 
ſteht noch ein Kaffationshof (Cour de 
cassation) in Paris, beffen Aufgabe & 


‚di der’ Redhtfprech 
gran Derfke entfelbet über Seid: 


wahren. 
tigfeitöbefchwerben, welche gegen ein ir 
, indem er darüber 


teil ein; — 

u befinden bat, ob weſentliche Formlich⸗ 
feiten bed Berfhrens verlegt worden find, 
‚ober ob man Geſetze unrichtig angewendet 
und ausgelegt hat, und ob demnach bie 
iche zur nodmaligen Aburteilung an 
ein andres Gericht zu verweilen fei oder 


Frankreich (Religion, Heerweſen). 


nicht. Das ſtaatliche Intereſſe wird in 
Rechtsſachen durch die Staatsanwaltſchaft 
(ministère public) vertreten, und zwar 
fungieren bei ven höhern Gerichten ein Ge⸗ 
neralprofurator (procureur gene- 
ral) und Generaladvokaten (avocats 
generaux), während bei den Zivilgerich- 
ten erfter Inſtanz (Arrondiſſementsgerich⸗ 
ten) und Zuchtpolizeigerichten ein procu- 
reur de laR&publique, bei ven Polizeige- 
richten aber ein Polizeikommiſſar die Funk⸗ 
tionen des öffentlichen Minifteriums wahr- 
nimmt. Für Zivil: und Strafrecht, ben 
Zivil= und Strafprozeß gelten die unter 
Napoleon I. zuftande gefommenen Kodi⸗ 
fifationen , nämlich der Code civil des 
Frangais (Code Napol&on), der Code 
de proc&dure civile Foürgertihe Prozeß⸗ 
ordnung), der Code de commerce (Han⸗ 
delsgeſetzbuch), der Code d’instruction 
eriminelle (Strafprogeßorbnung) under 
Code p&nal — 5 mit den be⸗ 
treffenden Nachtragsgeſetzen. 

Die herrſchende Religion iſt bie rö⸗ 
miſch⸗katholiſche (17 Erzbistümer und 67 
Bistümer in Frankreich, 2 in Algerien, 
3 in den Kolonien), welcher etwa 98 Proz. 
der Geſamtbevöl rung angehören, Re: 
formierte waren bei ber lebten Volks⸗ 
zäblung 467,531, Lutheraner 80,117, 
Seftierer 33,109 und Israeliten nur 
49,439 vorhanden. An der Spiße der re: 
formierten Kirche ftehen ber Zentralrat 
derjelben und das Konfiftorium zu Pari?. 
Ebenſo beftehen für die Kirche Augsburgi- 
her Konfeſſion und für den israelitiihen 
Kultus Konfiltorien in der Hauptitadt. 
Neuerdings (29. März 1880) find die 
frühern Geſetze wieder in Vollzug gefett 
worden, wonach zu ber Bildung geifilicher 
Kongregationen die Erlaubnid ber Re- 
gierung erforderlich iſ indem man gleich⸗ 
zeitig gegen die von der Regierung nicht 
autoriſierten Kongregationen vorging. 
Der Jeſuitenorden wurde in Frankreich 
aufgelöſt. 

Militärweſen. Nach dem Rekru— 
tierungsgeſetz vom 27. Juli 1872 beſteht 
die allgemeine Wehrpflicht. Jeder dienſt⸗ 
taugliche Franzoſe iſt 20 Jahre lang 
wehrpflichtig und zwar 5 Jahre lang in 
der aktiven Armee, 4 Jahre in der Re: 
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ferve der aktiven Armee, 5 Jahre in ber 
Zerritorialarmee (arm&e territoriale, 
Landwehr) und 6 Sahre in der Reſerve 
der Territorialarmee (Lanbfturm). Zu 
bem erwähnten Refrutierungsgefeß kamen 
bie Gefebe vom 24. Suli 1873 über die 
Organifation und vom 13. März 1875 
über die Kabres und die Stärke des Heer 
hinzu. Wichtig ift auch das Gefe vom 
16. März 1880 iiber die Umgeftaltung 
des Generalfiabs, welches Die bisherige 
ausſchließliche Stellung des Generalſtabs⸗ 
korps befeitigt und, ähnlich wie in Deutſch⸗ 
land, den regelmäßigen Wechſel im Dienſt 
bei dem Generalſtab mit dem bei der 
Truppe für die dazu befähigten Offiziere 
eingeführt Hat. Es beſtehen 19 Armee⸗ 
korps. Die Infanterie zerfällt in 144 
Linienregimemter, je zu 4 aktiven Ba- 
taillonen von je 4 Kompanien und 2 De: 
potfompanien pro Regiment. Dazıı fom- 
men 30 Zägerbatatllone, 4 Zuaventeni- 
menter, 3 Reginenter algerifcher Tirail: 
leure (Turkos), eine Frembenlegion zu 
4 Bataillonen, 3 Bataillone leichter afri- 
kaniſcher ee und 4 Füftlier- und 
1 Bionieritraffompanie. Die Infanterie: 
Triedenspräfenzftärfe beläuft fih auf 
281,601 Mann, die Kavallerie befteht aus 
68,617 Mann mit 59,023 Pferben (12 
Küraffier:, 26 Dragoner =, 20 Chaſſeur-⸗, 
12 Hufarenregimenter, 4 NRegimenter 
Chaſſeurs d'Afrique, 3 Regimenter Spa- 

i8, 8 Kompanien Remontereiter). Die 

rtillerie befteht aus 437 Batterien mit 
27,303 Dann und 16,682 Pferden. Mit 
den Genie-, Train, Pontoniertrup⸗ 
pen ꝛc. beläuft ſich Die Gefamtftärfe der 
aktiven Armee auf 497,793 Mannz dazu 
kommen 213,857 übungspflichtige Refer- 
viften und 149,000 übende Territorial- 
truppen, eritere mit 2850, letztere mit 
4800 Offizieren, zufammen 868,300 
Mann. Dazu kommen ferner noch die 
Gendarmerie und die ebenfalls militärifch 
organifierten Forſt- und Zollwächter 
(corps forestier unb douaniers), von 
welch letztern allein etwa 20,000 zur 
Verwendung im Krieg kommen Fönnten. 
Die Kriegsftärke der Armee ftellt fich frei- 
ih ganz bedeutend höher. Was bie 
Kriegdmarine anbetrifft, fo befaß %. 
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ın. 1879: A 
put 
Schiffe zweiten LE leihen 
338 Dame und 3% Seo Segeififfe. Die 
jampfer un e._ Die 
Dienitzeit in ber Marine F ie 
und zwar 5 im aktiven, 4im Selm ph 

Nach Ablauf biefer Zeit treten bie Mann- 
Moaften in die Referve ber Territorialar= 
mee über. Die Flange Frankreichs ifl, 
ebenſo wie bie Nationalfarben, Weiß, Rot 
und Blau (Zrifolore). Das Bappen 
enthält gegenwärtig eine bie Republif dar⸗ 
ftellende allegorifhe Figur. Der einig 
Orden in $. tft ber ber Ehrentegion (15 [0 3. 

Staatshaushalt. 
jubget von og ind 
auf 2,777,193,903 Zrant, bie Ausgaben 
auf 2,773,391,474 . veranfhlagt, bie 
Tegtern um 24, 085,518 sr Hei ver ald im 
Vorjahr; indöefoner Fnbb 
für ben Arieg um 6 Ye nah 
auf 574,473,478 — und —— für |gi 
sat öffetien Unterricht um 5,345,150 

auf 63, „erhöl worden. 
Br Stusisjcui Ki etie fi 1880 im 
ganzen auf 1, 

Wikerturophifhe ejigungen. 
Die, bebeutendfte berfelben ift Algerien 
\ Hoi eingeteilt in drei Departements | fir 

18,334 mit 2,867,626 Einw.). 
Das Land ftcht unter einem Aivifgeneral- 

ouverneut, weldem ein Rey egierungeton: 
eil beigegeben ift, bem er präfibiert. Die | he 
eigentlichen Kol fonien fiehen unter Gou⸗ 
verneuren, Kommandanten, Kommiſſa⸗ 
en. Dafin gehören bie Befikun n in 
Inbien, ei das franz ide Ko: 
Ichinchina in ai fa (Seneaembien, bie 
Inſel Reunion, Mayotte, Ste. Marie xc.), 
Amerifa (Ouabeloupe, Diartinigue, Fran: 
36h Guayana) und Ogennien (Neutaz | ber 
lebonien, ati x.). Dazu fomnmen noch 
verſchiedene en wie das 
nigreich Kamboi in Alien u.a. Vgl. 
gevafleun, Ya 'rance avec ses colo- 
nies (1878); B1od, Dictionnaire de | ben: 
Tadministration frangaise (2. Aufl. 
1877, mit Radeigen); den. offiziellen. 

»Almanach national, „ da8 »Annuaire 
statistique« x. ; Baquier, Histoire de 
Vunit£ politique et territoriale de la 


nahmen in bem 





„ eangistaner — Freiheitsſtrafe. 


France (187980, 3 Bde.); Darefte, 
Histoire de la Restauration (1879). 


jiöfaner, |. Orben. 
an! ‚1. Prinze ſſinnen⸗ 
„ Betrug; — aen 
Eriegeſchi ini 
Ei Y einer Batterie; u ge 


ie Städte, bie drei Stäbte Ham 
‚ Lilbet (bis 1866 auch 





Frankfurt a. M 
#Freihafen, 
in= | Waren und fonft fleuerbaren Artikel zolls 
frei eingeführt werben fönnen, fo in 
Deutjhland nach Urt. 34 ber Me 
N: die Städte Bremen und Hambı 





jandel, |. Hanbelsfreil Erg 
itsfre| diejenit trafe, 
in einer —— — ad in einer 
lichen ober acmeien nung der der 
lichen freiheit bei 
Eu ber erfteru — war — — 
ittelalter gebrãuchliche Verſtridung 
oder Konfination, wobei dem GSträf- 
ling unterfagt war, einen beflimmten 
vs ‚oder Bezirk au verlaffen, und womit 
jet allenfalls bie Boligeiaufficht 
1 vergleichen läßt. Auch die Aus» 
weifung(f.b.) und bie Berbringung 
ober Deportation c. » gehören hier⸗ 
(m eı inn aber verfteht man 
ie Shen a und 
Straffuftem des dent 
Tale: — ʒwiſchen Zucht⸗ 
iusſtrafe, Gefängnig, —— an und 
ft unterfhieden (1. Straf, 
I misweſen ſelbſt ift in meuerer Zeit in 
eitfenfänft zum Gegenſtand eingehen- 
Erörterungen und in ber Praxis zum 
—E ber beſondern Aufmerkjamteit 
EEE 
ftredun reiheitöftrafen find al 
eir (ende Söfeme zu unterfi 
Gemeinfdafts- ol 
—A ‚em, wobei zwar eine 
Gemeinfchaft ber Sträffinge, aber eine 
Klaffifizierung berfelben nach einiger- 
maßen gleihartigen Gruppen beftet; 2) 
das Auburnide, New Yorker "ober 


wel 


Freiherr — Freizügigteit. 


Schweigfyflem, wonach am Tage ge 
meinfame Beichäftigung mit aufer 
Stillſchweigen, nachts aber Einzelheft 
der Sträflinge ftattfindet; 3) das penn= 
ſylvaniſche, Iſolier- oder Zellens 
Intem mit Einzelhaft der Sträffinge 
in Heinen 
berfelben; 4) das irifche oder progreſ⸗ 
five Syftem, Beurlaubungsinftem 
mit wiberruflicher Entlaffung des Sträf- 
Iings, wenn er fi gut geführt und bie 
Strafe größtenteils verbüßt hat. Dies 
Syſtem iſt vom deutichen Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch für die Zuchthausſtrafe ſowie für die 
Gefãngnisſtrafe angenommen worden. 
Ral.v. Holgenborff, Das irifche Ge⸗ 
jingniswejen (1859); Bä hr, Die Gefäng- 
niſſe in hygieniſcher — (1871): 
Wines, Prisons and child- rue 
stitutions in the civilised world (1880). 

Sreigert, urjprünglidhe, jeit Enbe bed 
14. Jahrh. gebräuchliche Bezeichnung eines 
Dynaſten, welder feinem Größern zu 
Tienften verpflichtet war; jetzt Titel ber 
Adligen, welche den nächſten Rang nad 
den Grafen haben, dem Baron entiprechend,. 

reiloniervatis, |. Konſervativ. 
Sreitorps (pr. oh), Truppen, nur 
für die Dauer eines Kriegs aus Freiwil⸗ 
ligen errichtet. 

Frei Schiff, Trei Gut, Grunbfat bes 
modernen Bölferrecht3, wonach neutrale 
But ſelbſt auf feindlichen Schiffen nicht 
weggenommen werben ſoll (ſ. Seeredt). 

—— ſ. Republik. 

reiwillige (franz. Volontaires), im 
Gegenſatz zu ben Ausgehobenen (Konffri- 
bierten) diejenigen Milttärperfonen, welche 
aus freier Entichliegung in ben Militär- 
dienft eingetreten find. Die fogen. Ein: 


jährigsgreiwilligen find junge Leute | deutf 


von Bildung, welche fi) während ihrer 
Tienfizeit ſelbſt befleiden, ausrüften unb 
verpflegen, bie gewonnenen Kenntniffe in 
dem vorfchriftämäßigen Umfang dargelegt 
baben und ſchon nach einer einjähri 


tigen 
Dienftzeit im ſtehenden Heer zur Reierve | ben 


keurlaußt werden. Sie fönnen nad Maß: 
gabe ihrer Fähigkeiten und Leiftungen zu 
Cffizietſtellen ber Rejerve und ber Land⸗ 
wehr vorgeichlagen werben. Die Berech⸗ 


tigung zum einjährig-freiwilligen Dienft | wenn aud) die Leibeig 


len und fleter Beichäftigung | f 
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wird auf Grund eined Beredhtigungs: 
— zuerkannt, welcher von einer zu⸗ 
ändigen Prüfungskommiſſion zu ertei- 
len ill. Der Nachweis zur Berechtigung 
ift ſpäteſtens bis 1. April des erften Mi- 
litärpflichtjahrs zu erbringen, und zwar 
ann berfelbe, was bie willenfchaftliche 
Befähigung anbelangt, entweder durch 
Ablegung einer Brühun vor ber Brü: 
fungskommiſſion oder durch das Bei- 
bringen eines Schulzeugniſſes von einer 
aufläntigen Lehranftalt erbracht werben. 
Beil für ben aniat en ailtige 
Zeugniſſe für einjährig= freiwilligen 
Dienſt ausftellen bürfen, werben vom 
Reichskanzler (Reichsamt des Innern) an: 
erkannt und Flaffifiziert. Die nähern Be- 
ftinnmungen über den einjährig- freiwil- 
ligen Dienft find in der beutichen Wehr: 
ordnung ($$ 88 ff.) enthalten. Übrigens 
bat das Inſtitut des einjährig-freiwilligen 
Dienftes, welches zuerſt in Preußen ein- 
geführt worden war, inzwilden in den 
meiften Staaten Europas, ja ſelbſt in 
Rußland Eingang aefunden. Auch Tön- 
nen ſolche Perſonen, welche jene Qualifi- 
fation nicht befigen, wofern fie die nötige 
moraliihe und Törperfiche Defähigung 
nachweiſen, ſchon nach vollendetem 17. 
Lebensjahr freiwillig in den deutſchen Mi⸗ 
litãärdienſt eintreten (ſogen. Dreijäh: 
allge). 

Sreiwiliige Geristsbarleit, j. Ge⸗ 
richt, Recht. 

Sreizügigleit, das Recht ber freien Be- 
wegung in perjönlicher und wirtfchaftlicher 
Hinſicht, das Syſtem des freien Wegzugs 
und ber freien Nieberlafjung. Die Durch⸗ 
führung dieſes Syſtems im internatic- 
nalen Verkehr ber Völkerſchaften ift ein be- 
ames Zeichen der Kulturentiwidelung 
der legtern, wie fie für Deutichlanb ins- 
befondere ein gewaltiger Fortſchritt auf der 
Bahn unfrer nationalen Entwidelung ge 
wejen ift. Denn wenn auch jene Grundſã 
bes ftaatlichen Lebens im Altertum, we 

Fremden als völlig rechtlos und eben- 
deshalb des beſondern Schubes von feiten 
bes Staatsbeherrſchers bedürftigerfcheinen 
ließen, Tingit dem Humanitätsprinzip des 
modernen Bölferlebend gewichen find, und 
haft, welche vor: 
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mals einen großen Teil des deutſchen Volks 
an die Scholle feſſelte, gefallen iſt, ſo war 
doch der Umzug aus dem Gebiet des einen 
Staats in das eines andern, namentlich 
in vermögensrechtlicher Beziehung, mehr⸗ 
fach beſchränkt und die — in 
einem fremden Territorium bis in die 
neueſte Zeit in mancher Hinſicht erſchwert. 
Gleiches galt aber auch für die Heimats⸗ 
und Niederlafjungsverhäftniffe innerhalb 
der einzelnen Territorien, und namentlich 
war es die Engherzigkeit der Gemeinde: 
gefetgebung ber einzelnen deutfchen Staa⸗ 
ten, welche hier ber freien nationalen Ent: 
wicelung binbernd in den Weg trat, zu⸗ 
mal da infolge der politifchen Zerriſſenheit 
Deutichlands die Angehörigen bes einen 
Staats in dem andern ald Ausländer be- 
trachtet und ihnen nicht nur von feiten 
der Gemeinde, jondern auch von feiten 
der Staatsregierung die Niederlaſſung 
nur unter manchen läftigen und flörenden 
Bedingungen und Vorausfeßungen ge 
ftattet wurde, Nur infofern hatte die 
beutiche Bundesafte vom 8. Juni 1815 
den Angehörigen der deutfchen Bunbes: 
taaten 75. gefichert, als fie (Art. 18) be- 
immte, baß biefelben das Recht haben 
follten, Grundeigentum außerhalb bes 
Bundesftaats, den fie bewohnten, zu er: 
werben unb zu befiken, ohne deshalb in 
bem fremden Staat noch andern Abgaben 
und Laften unterworfen zu fein als deſſen 
eigne Unterthanen. Ferner war den Bun: 
besangehörigen die Befugnis des freien 
Wegziehens aus bem einen Bundesſtaat 
in ben andern, ber fie erweislich zu Un⸗ 
terthbanen annehmen tolle, garantiert, 
ebenfo das Recht, in Zivil- und Militär: 
bienfte des andern Bunbesftaats zu treten, 
fofern feine Verbindlichkeit zu Militär: 
dienften gegen das biöherige »Vaterland« 
im Weg flehen würde, endlich aud) die 
Freiheit von aller Nachiteuer (jus de- 
tractus, gabella emigrationis), info: 
fern ein Vermögenskomplex in einen an⸗ 
dern deutichen Bunbesftaat übergehe. F. 
in biefem letztgedachten Sinn beiteht jetzt 
wohl im Verkehr aller zivilifierten Natio⸗ 
nen untereinander, und einige neuere 
Stantsverträge bed Deutfchen Reich mit 
auzwärtigen Stanten haben dies aus: 


Freizügigkeit. 


drücklich ſanktioniert, ſo z. B. der Freund⸗ 
— mit Perſien vom 11. Juni 
1873 (Reichsgefetblatt, S.361). Das Recht 
bes beliebigen Aufenthalt? und ber freien 
Nieberlafiung in einem jeden zum Deut: 
ſchen Bund gehörigen Staat, aljo das Recht 
der F. im engern Sinn, ſtand dagegen den 
Bundesangehörigen reines meg® zu, fon 
dern war vielmehr im Art. 14 Der Bundes: 
akte nur den fogen. Stanbeöherren aus: 
drüdlich eingeräumt. 

Was aber bie Rechtsverhältniſſe in den 
einzelnen beutfhen Staaten betrifft, jo 
waren ber Zuzug und bie Niederlafjung 
von nicht heimatöberechtigten Perfonen in 
ben einzelnen Gemeinden erſchwert durch 
verhiebenartige Bellimmungen: es wa— 
ren Anzugsgelder und ſonſtige Abgaben zu 
zahlen; vielfach mußte der neu Anziehende 
das Bürgerrecht erwerben und das Bürger⸗ 
geld entrichten; außerdem ward auch wohl 
die Erlaubnis zur Niederlaſſung von dem 
Glaubensbekenntnis abhängig gemacht, 
regelmäßig auch von dem Nachweis gehö⸗ 
riger Subſiſtenzmittel, auch bei manchen 


ländlichen Gemeinde⸗ und Gutsverbänden 


von der Zuſtimmung der Gutsherrſchaft. 
Zur Verehelichung durfte der neu Anzie⸗ 
hende oft nur unter gewiſſen Voraus 
jegungen fohreiten. Dazu famen danır 
noch die auf das Zunftweſen bezüglichen 
Satzungen und bie zahlreichen gewerblichen 
Berbietungsrechte, welche den Gewerbe: 
betrieb und bie %. ber Gemerbtreibenden 
beengten ober bie Teßtere vielmehr geradezu 
ausſchloſſen. Das Verdienſt, auf biefem 


Gebiet liberalere Grundfähe zur Anwen: 


bung gebracht und die frühern engherzigen 
Beitimmungen zuerſt bejeitigt zu haben, 
gebührt der —— Geſetzgebung. Nach 
inführung der Gewerbefreiheit für den 
anzen bamaligen Umfang ber preußiſchen 
onarchie wurde durch Die beiden Geſetze 
vom 31. Dez. 1843 über die Aufnahme 
neu anziehender Perfonen unb über Die 


Verpflichtung zur Armenpflegedad Prinzip 


ber freien Nieberlaflung zur Anwendung 
und Ausführung gebradjt. Die Mehrzahl 
der übrigen beutichen Staaten und na: 
mentlich die Fleinftaatlichen Regierungen 


feft. Erſt die Gründung des Norbbeut: 


hielten Bagegen an bei bisherigen Normen | 
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ſchen Bundes, welche für die Angehörigen 
desſelben ein gemeinſames Bunbesin⸗ 
digenat(f. v3 Ihuf, brachte ben Grund- 
ſatz ber F. zunächſt für daß Gebiet des Nord⸗ 
deutſchen Bundes zur Geltung, welches 
mit der Gründung des nunmehrigen 
Deutſchen Reichs auf das ganze Gebiet 
des letztern ausgedehnt ward. Art. 3 ber 
norddeutichen Bunbeöverfaffung vom 26. 
„ui 1867 enthielt nämlich folgende» in 
bie nunmehrige deutſche Reichsverfaſ⸗ 
fung vom 16. April 1871 wörtlich auf- 
A neimnene Beftimmun, : »Für den ganzen 
Imfang des Bundesgebiets beſteht ein ge⸗ 
meinſames Indigenat mit der Wirkung, 
daß der Angehörige (Unterthan, Staatd- 
bürger) eines jeden Bundesſtaats in jedem 
andern Bundesftant als Inländer zu be 
handeln und demgemäß zum feften Wohn: 
iß, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlichen 

miern, zur Erwerbung von Grund: 
füden, zur Erlangung de Staatöbürger- 
rechts und zum Genuß aller fonftigen 
bürgerlichen Rechte unter benfelben Vor⸗ 
ausjegungen wie der Einheimifche zuzu> 
laſſen, au) in betreff ber Rechtöverfol: 
gung und des Rechtsſchutzes bemielben 
gleich zu behandeln iſt«. Mit dieſer Beftim- 
mung waren die Schranken befeitigt, welche 
biöher die einzelnen beutfchen Staaten von- 
iinander getrennt und biefelben im Ver⸗ 
haltnis zu einander als »Ausland« hatten 
exſcheinen laſſen. Freilich war damit bie 
Verigiebenartigkeit ber einzelnen Landes⸗ 
geleßgebungen über bie Heimats⸗ und Nie: 
derlaſſungsverhältniſſe keineswegs befei- 
tigt, ſondern zunächft nur jedem Veutſchen 
bie Befugnis gewährleiftet, unter ebenden- 
ſelben Bedingungen wie ber Anlänber, 
alfo nach Maßgabe ber betreffenden Lan⸗ 
beögefeggebung, ſich in einem fremben 
Stantögebiet Feinen Wohn: und Aufent- 
faltsort zu wählen. Ebendarum aber 
machte fc ber Erlaß verfchiedener wichti- 
ger Ausführungsgefeke nötig, welche nach 
dieſer Richtung hin Abhilfe ſchaffen muß- 
ten. Zunächft ift hier insbejonbere das nun⸗ 
mehr zum Reichögefeß erhobene Sreigügig: 
feitsgefeg vom 1. Nov. 1867 ( undesge⸗ 
ſetblatt S. 55 ff.) zu nennen, welches im 
weſentlichen bie preußiſche Gefeßgebung 
Auf bie übrigen Bundesftaaten ausbehnte. 
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Hiernach Hat jeder Deutfche das Recht, 
innerhalb des Reichsgebiets an jedem Ort 
jih aufzuhalten oder nieberzulaffen, wo 
er eine eigne Wohnung oder ein Unter: 
fommen ſich zu verichaffen imftande ift, 
an jedem Ort Grundeigentum zu erwer: 
ben und umherziehend oder an dem Orte 
bed Aufenthalts Gewerbe aller Art nad) 
Maßgabe der für Einheimijche geltenden 
gefeglichen Beſtimmungen zu betreiben. 
Es iſt dabei ausdrücklich verordnet, daß 
ber Bundesangehörige in der Ausübung 
biefer Befugniffe weder burch die Obrigfeit 
feiner Heimat noch durch die Obrigfeit 
des Orts, in weldem er ſich aufhalten 
ober nieberlafien will, gehindert oder Durch 
läftige Bedingungen peiäpränft werben 
barf, und daß feinem Bundesangehörigen 
um des Glaubensbefenninifjes willen oder 
wegen fehlender Landes⸗ oder Gemeinde: 
angehörigfeit der Aufenthalt, die Nieder: 
laſſung, ber Gewerbebetrieb oder der Er- 
werb von Grundeigentum verweigert wer⸗ 
ben fol. Hiernady kann alfo namentli 
bie Nieberlaffung nicht von dem Erwer 
bes GemeinbebürgerrechtS abhängig ge: 
macht werben, wie bied zuvor in vielen 
Kleinftaaten geihah; dagegen werben bie 
partifulären Beſtimmungen über ben Er⸗ 
werb des Ortsbürgerrechts, ber Gemeinde- 
angebörigfeit und der Teilnahme an den 
Öemeinbenugungen durch Dies Geſetz nicht 
berührt. Zur Abweifung eines neu An 
ziehenbenaberifteine®cmeindenahdem 
Geſetz vom 1.Nov. 1867 nur dann befugt, 
wenn fie nachweilen kann, daß berfelbe 
nicht hinreichende Kräfte befite, um fich 
und feinen nicht arbeitsfähigen An ehbrir 
gen den notdürftigen Xebensunterhalt zu 
verichaffen, und wenn ex ſolchen weber 
aus eignem Vermögen beftreiten Tann, 
noch von einem dazu verpflichteten Ver⸗ 
wandten erhält. Dagegen berechtigt bie 
Beforgnis vor Fünftiger Berarmung den 
Gemeindevorftand nicht zu der Zurück⸗ 
weifung. Übrigens ift e8 der Landesgeſetz⸗ 
gebung anheimgeftellt, Dieje Befugnis der 
Gemeinden zur YZurüdweifung von neu 
Anziehenden noch mehr zu beichränten, 
wie denn ſchon vor Erlaß dieſes Geſetzes 
einige Partikularrechte noch weiter gehende 
Beltimmungen enthielten, namentlich im 


188 


Königreih Sachen, woſelbſt der neu Anz 
ziehende ſich nur über feine Heimat und 
über fein Verhalten in der legten Zeit ge: 
börig auszuweifen hat, aber nicht wegen 
mangelnder Arbeitsfraft und wegen Man- 
el8 an Vermögen a werben 
ann. Hervorzuheben ift noch, daß nad) 
dem Freizügigfeitögefeß Teine Gemeinde 
befugt ift, von dem neu Anziehenben we⸗ 
gen des Anzugs eine Abgabe zu erheben; 
dagegen Tann fie denjelben gleich den übri- 
gen Gemeinbeeinwohnern zu ben Ge- 
meindelaften beranziehen. Boch find bie 
neu Anziehenden, wenn bie Dauer des 
Aufenthalts drei Monate nicht überfteigt, 
zu dieſen Laften nicht heranzuziehen. übri⸗ 
gens kann bie Fortſetzung des Aufenthalts 
dann verſagt werden, wenn ſich nach dem 
Anzug die Notwendigkeit einer öffentlichen 
Unterſtützung ergibt, bevor der neu An⸗ 
diehende an dem Aufenthaltdort einen 
nterftügungswohnfig (Heimatsrecht) 
erworben bat, und die Gemeinde nach⸗ 
weifen kann, daß biefe Unterſtützung aus 
andern Gründen als wegen einer nur 
vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit nötig 
war. Die Borausfeßungen aber, unter 
welchen der Unterſtützungswohnſitz erwors 
ben und verloren wird, und das Recht des 
Unterftügungswohnfiges überhaupt finb 
durch Sunbesgeleh vom 6. Juni 1870 
(Bunbesgefetblatt, S. 360 ff.) geregelt 
worden (ſ. Unterftüßungswohnfiß). 
Eine Beichränfung in der Wahldes Auf: 
enthalts kann ferner einem Reichdangehöri- 
gen gegenüber auch dann eintreten, wenn 
derielbeunterBolizeiaufficht (ſ. d.) ges 
ftellt worden ift, indem ihm alsdann von der 
höhern Landespolizeibehörbeder Aufenthalt 
an einzelnen beftimmten Orten unterjagt 
werben kann. Auch des Reichsgeſetzes vom 
4. Zuli 1872 (Reichsgeſetzblatt, S. 253) ift 
bier zu gedenken, wonad) Angehörige des in 
Deutichland verbotenen Ordens der Geſell⸗ 
ſchaft Jeſu ober der ihm verwandten Or⸗ 
ben oder ordensähnlichen Kongregationen, 
wenn fie Ausländer find, aus dem Reichs⸗ 
gebiet ausgewiefen werben können, wäh: 
rend ihnen, wenn fie Snländer find, der 
Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder 
Drten verjagt oder angeiviefen werden 
kann. Ebenfo iſt durch das Reichsgeſetz vom 


Freizügigkeit. 


4. Mai 1874, betreffend die Verhinderung 
ber unbefugten Ausübung von Kirchen: 
imtern Re ©. 43), eine 
Beichränfung der %. ftatuiert worden und 
war gegenüber Geiftlihen unb anbern 
eligionsdienern, welche durch gericht: 
liches Urteil aus dem Amt entlafien, oder 
die wegen Vornahme von Amtshanblun: 
en in einem Kirchenamt, das ihnen den 
orſchriften der Staatsgeſetze zuwider 
übertragen oder von ihnen übern ommen 
ift, rechtskräftig zu Strafe verurteilt wor: 
den find, wofern fie gleichwohl die Fort: 
bauer jenes Amtes beanipruchen oder fid 
amtliche Funktionen anmaßten. Diefen 
fann durch Verfügung der Landespolizei⸗ 
bebörde der Aufenthalt in beftimmten Be- 
irfen oder Orten verfagt ober angewieſen, 
ja diefelben können ſogar unter Umftän: 
den ihrer Stantdangehörigfeit verluftig 
erflärt und aus dem Reichsgebiet gänzlich 
ausgewieſen werben. Endlich ift auch in 
ber Reichemititärneeßgebung Reichsmili- 
tärgefet vom 2. Mai 1874, $ 60, Nr. 5; 
beutiche Wehrordnung, $7, Nr. 8) für die 
zur Dispofition der Truppenteile beur⸗ 
aubten Mannſchaften, weldhe bis zum 
Ablauf ihres dritten Dienſtjahrs jederzeit 
zur Fahne (zum aktiven Dienft) wieder 
einberufen werden können, eine Befchrän- 
fung ber %. begründet. Sie bebürfen 
nämlich bis dahin zum Wechiel bes Auf- 
entbaltsort3 ber militärifhen Genehmi: 
ung, welche durch bie Landwehrbezirks⸗ 
ommandos erteilt wird. Wer den Auf: 
enthalt wechjelt, ohne die Genehmigung 
hierzu nachgeſucht und erhalten zu haben, 
wird fofort wieder einberufen. 

Auf der andern Seite beſteht für bie 
Angehörigen bes Deutichen Reichs auch 
infofern F., als fie ihre Entlaffung aus 
bem Reichs- und Staatsverband jeber: 
zeit beanſpruchen Fönnen (Außwande: 
tungsfreibeit), ein Grunbfaß, der nur 
bei Diilitärperfonen u. ven Beamten gewif: 
jenBefchränfungen unterworfen iſt(. Hei: 
mat). Vgl. Hirth, Annalen des Norb- 
beutfchen Bundes, Bd.1,5.469 ff. (1868); 
Arnold, Die F. und der Unterftüßungs- 
wohnfis (1872), eine von wiflenfchaftfi: 
hen und praftiihen Standpunft unter: 
nommene Bearbeitung des Reichsgeſetzes. 


Fremdenrecht. 


Fremdenrecht, Inbegriff ber Rechts⸗ 
grundſätze über bfe Techrliche Stellung ber 
stemden. Im Gegenfat zu ben Einheimi⸗ 
ſchen (Inländern, Unterihanen, Staats⸗ 
angehörigen, Staatsbürgern und Volks⸗ 
genoſſen eines gegebenen Staats) werben 
nämlich Diejenigen, welche außerhalb bes 
betreffenden Staatsverbands ftehen, als 
Fremde oder Ausländer bezeichnet. 
Landfäffige oder Forenjen werben 
dann diejenigen Ausländer genannt, welche 
im Inland Grundeigentum befiten. Diefe 
find der Gerichtsbarkeit bes Inlands jeben- 
falls in Anſehung aller dinglichen Klagen 
unterworfen, welche jene Grundftüde be- 
treffen; bie frühere Gefetgebung einzelner 
deutſcher Staaten hat fogar die Forenfen 
ſchlechthin zu verpflichten geſucht, fich bei 
dem Gericht ber belegenen Sache auf alle 
Klagen von Inländern einzulafien, was 
man als fogen. vollen Landſaſſiat 
(Landsassiatus plenus) bezeichnete, wäh- 
tend jenes normale Verhältnis Landsas- 
siatus minus plenus genannt wurde. 
Die Grundſätze über die rechtliche Stel- 
lung der Fremden ftehen aber wefentlic) 
unter dem Einfluß ber Kulturberbältnifie 
der Völker. So war im Altertum wie 
überhaupt bei Völkerſchaften, welche das 
Stadium ber Kindheit noch nicht über⸗ 
ſchritten haben, Fremde gerabanı 
tehtlo®, ein Grundſatz, welcher jedoch bei 
den Griechen und Römern durch das Gaft- 
teht, welches den Fremdling unter ben 
befondern Schuß ber Gottheit ftellte, ge⸗ 
mildert wurbe; body war gerade nad) rö- 
miihem Rechteder Richtrömer (Peregrine) 
von den Rechtsinſtituten de altrömifchen 
Nationalrechts (jus eivile) ausgefchlof- 
ſen. Ebenſo galt bei den germanifchen 
Vlferfhaften der Fremde für rechtlos; er 
genoß jeboch, wie alle Hilfebebürftigen, 
&e8 befondern Schutzes (Mundium) bes 
Könige. Aus diefem Fremdenſchutz mach⸗ 
ten ſodann bie einzelnen deutſchen Landes⸗ 
berren im Mittelalter geradezu ein nutz⸗ 
bares Regal, während dem Kaifer nur 
der Schuß und das Schutzgeld der Juden 
verblieben, weldye man ebenbeshalb »die 
kaiſerlichen Rammerfnechte« nannte. Da- 
mit hängt auch ber eigentümliche Grund» 
ſatz zuſammen, welder in manden Ge 
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enden gehandhabt wurde, wonach die 
tederlaffung in einer unfreien Gemeinde 
einen heimatlofen Mann (Wildfang) bin- 
nen Jahr und Tag ebenfalls unfrei machte 
(fe en. Wildfangsredht). Aus jener 
— über die Fremden leiteten 
die Landesherren weiter das Recht auf 
die geſamte Verlaſſenſchaft desſelben her 
(Fremblingareht,junalbinngti,droit 
aubaine), welches ſich jedoch mit ber 
Zeit auf eine Abgabe (Abſchoß, gabella 
hereditaria, detractus realis) redu⸗ 
ierte, bie von bem durch Erbgang außer 
anbes Tommenden Bermögen erhoben 
wurbe, während bie auswandernden In⸗ 
länder eine fogen. Nachſteu er (gabella 
emigrationis, detractus personalis) 
entrichten mußten. Für bie beutichen 
Staaten im Verhältnis zu einander wur: 
ben beibe Abgaben durch Art. 18 der beut- 
ſchen Bunbezafte vom 8. Junt 1815 gänz- 
ih beſeitigt; dem Ausland gegenüber 
wurden jene Abgaben vielfach durch Staats⸗ 
verträge abgeſchafft. Am längſten erhiel- 
ten ſich die frühern illiberalen Grundjäte 
über die Behandlung ber fremden und 
ihres Vermögens in Frankreich, infofern 
noch im Code Napol&on (Art. 726, 912) 
beftimmt wurde, daß die teftamentarifche 
und bie gefeßliche Erbfolge eines Tyremben 
nur dann geftattet feien, wenn ein gleiches 
Verfahren von bem Staat, welchen ber 
Fremdeangehöre, den franzöfifchen Staats: 
ürgern gegenüber beobachtet werde; doch 
wurden sich fiberbleibfel des Droit d’au- 
baine durch Gefe vom 4. Juli 1819 be- 
feitigt. In England, wojelbit die früh⸗ 
jeitige Entwidelung ber Inbuftrie ganz 
fonderg buro) ben unbeſchränkten Zuzug 
ber Fremden Begünftigt wurbe, find da⸗ 
gegen fchon feit Jahrhunderten die liberal⸗ 
ften Grundſätze in Anjebung bes Frem⸗ 
denverkehrs gehandhabt worben, welde 
auch durch eine gewifle engherzige Reak⸗ 
tion, die ſich in ber erften Hälfte unfers 
Jahrhunderis infolge ber 1793 von Lord 
Grenville eingebrachten und vom Parla- 
ment angenommenen Fremdenbill 
Alien-Bill) geltend machte, nidyt auf bie 
uer alteriert werben Tonnten. Die er- 
wähnte Bill wich unter dem Minifterium 
Canning einem mildern Fremdengeſetz, 
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welches aber unter ber Regierung Wil: 
beims IV. aufgehoben wurde. Ein 1848 
vom Marquis Landsdowne im Oberhaus 
eingebrachtes Geſetz (removal of aliens 
bill), welches die Regierun ermäctigte, 
verbächtige Fremde, bie Ko über den 
Zweck ihres Aufenthalts in England nicht 
genünenb ausweifen fonnten, ohne wei- 
. tere8 polizeilich auszuweiſen, erhielt Gül- 
tigfeit 6181850, wurde aber nicht erneuert, 
obwohl die Tories mehrmals dazu auf: 
forderten. Nur in Anfehung des Erwerbs 
von Grundeigentum, welcher bier weſent⸗ 
li ala Gegenſtand des öffentlichen Rechts 
aufgefaßt wird, ift der Fremde in England 
befchränft. Im übrigen ift in bem mo⸗ 
bernen Staats- und Völkerleben, welches 
nicht die Trennung, fondern bie Vereinis 
gung ber Nationen in bem gemeinfamen 
treben nach ben höchften Zielen ber 
Menfchheit zu feinem Prinzip genommen 
bat, auf dem Gebiet des Brivatrechts ber 
Unterfchied zwiſchen Einheimiſchen und 
Tremben fat vollitändig verwiſcht. Auf 
dem Gebiet des Iffentlichen Rechts Dagegen 
ift er nach wie vor von entjcheidenber Be⸗ 
beutung, da ber Genuß ber öffentlichen 
Rechte des Untertanen und Staatsbür⸗ 
ger2 eben durch die Stantsangebörigkeit 
edingt ift ([.Unterthan). Für Deutic- 
fand insbeſondere ift durch Art. 3 der Ver: 
faffung bes Norddeutſchen Bundes und der 
nunmehrigen Reichöverfaffung vom 16, 
April 1871 für die Angehörigen der beut: 
Shen Bunbdesftaaten ein gemeinfames 
Bundesindigenat (f. 5 begründet. 
Durch Bundesgeſetz ift dann im Anfchluß 
an biefe Beitimmung völlige Freizügig: 
feit zwiſchen den einzelnen Staaten ein- 
geführt worden, Zu erwähnen ift endlich 
no, daß alle Fremden, fofern fie nicht 
des Rechts der Erterritorialität (|. d.) ge⸗ 
nichen ‚ während ihres Aufenthalts im 
Inland der Gerichtsbarkeit desſelben in 
jeber Beziehung unteriworfen und der Po⸗ 
lizeigewalt bestetben unterſtellt find. Vgl. 
v. Bar, Das internationale Privat: und 
Strafredht (1862). 

Sriede (Tat. Pax, franz. Paix), im 
allgemeinen ber Gegenfat von Streit und 
Krieg; insbefondere im völferrechtlichen 
Verkehr derjenige Zuftand (Friedens: 


Triebe. 


yuland), in welchem die Staaten und 
ölfer unter rechtlicher oder doch thatſäch⸗ 
licher Anerkennung des wechjelfeitigen Be: 
fißftands nebeneinander Ieben, int Gegen: 
ſatz zum Kriegszuftand (ſ. d.). Jin engern 
Sinn verſteht man dann unter F. den 
völkerrechtlichen VertragſFriedensver⸗ 
trag), durch welchen mehrere im Krieg 
miteinander begriffene Staaten den Feind⸗ 
ſeligkeiten in dauernder Weiſe ein Ende 
machen und den Krieg für beendigt erklä⸗ 
ren, um nebeneinander in mehr oder we⸗ 
niger ſelbſtändiger Weiſe fortzubeſtehen. 
Dies letztere Moment iſt um deswillen von 
Bedeutung, weil es den Gegenſatz zu der 
völligen Unterwerfung ober Einverleibung 
bes einen Staats durch und in ben andern 
bezeichnet , während der Umftand, daß ed 
fih bei dem Friedensſchluß um eine 
dauernde Beilegung ber Feindſeligkeiten 
ne: ben Gegenjat zum Waffen: 

illftand, der nur vorläufigen Un— 
terbrechung des Kriegszuſtands, charalte: 
riſiert. Dem eigentlichen Friedens⸗ 
ſchluß geben regelmäßig Friedens— 


verhandlungen(Friebenstrak— 


tate) voraus, oftmals unter Vermitte 
lung (Mediation) einer dritten Macht, 
welche ihre »guten Dienftee anbietet. Zu: 
weilen finden beſondere Friebenskon⸗ 
ferenzen ober Friedensfongrejle 
ftatt; auch geben dem Abſchluß be Defi: 
nitivfriedend gewöhnlich Frie den 8praä⸗ 
liminarien, welche die Vorbedingun⸗ 
pen des Friedens ſelbſt feſtſetzen, oder ein 


drmliher Präliminarfriede behufs 


Beilegung der hauptſächlichſten Streit- 
punkte voraus (f. Präliminar). Das 
Ergebnis ber Friedensverhandlungen wird 


in einer von den Bevollmächtigten ber ber 
teiligten Mächte zu unterzeichnenden Ur: 


kunde (Friedensinftrument) nieder: 
geiegt. Zur vollftändigen Gültigkeit derſel⸗ 

en gehören nach völkerrechtlichem Brauch 
die Ratifikation des Vertrags durch 
die beteiligten Staatsregierungen und die 
Auswechſelung diesbezuͤglicher Ratifi⸗ 
kationsurkunden. Dem Friedens 


inſtrument werben nicht ſelten Accel: | 


fiongurfunden beigefügt, welche ſpe⸗ 
iele Vereinbarungen ber beteiligten 


üchte über die Ausführung einzelner 
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Friedensbedingungen enthalten oder ge⸗ 
wiſſe beſondere Fragen zum Gegenſtand 
haben. digtir wird auch wohl die Form 
von Zuſatzartikeln gewählt oder ein 
beſonderes Schlußprotokoll feitgeftellt 
und dem Friedensvertrag beigegeben. In 
ſtühern Zeiten war es auch üblich, daß 
neutrale Mächte die Friedensgarantie 
übernahmen, indem fie für Die Aufrechter: 
haltung und Durchführung ber Friedens⸗ 
bedingungen nötigenfall einzutreten ver: 
Iprachen. Friedensvereine, nament- 
lih der von dem Quäfer Elihu Burritt 
ins Leben gerufene, und Friedenskon—⸗ 
greffe von Friedensfreunden haben 
die Herbeiführung eines ewigen Frie— 
dens neuerdings, freilich mit wenig Aus⸗ 
jiht auf Erfolg, re Der Zuftand 
des bewaffneten Friedens, wie er 
gegenwärtig in Europa befteht, wo alle 
Mächte, bis an die Zähne bewaffnet, zum 
Losichlagen möglich gerüftet zu fein fu: 
hen, wirb allerdings auf die Dauer auch 
unerträglich werden. 
Sriedenspräfenzflärte, ber Effektiv⸗ 
beftand einer Armee in Friedenszeiten, 
d. h. die Summe derjenigen Mann haften, 
welche in Friebenszeiten zu den Bahnen 
einberufen werden. Für das deutfche 
Reichsheer ift die F. durch Geſetz vom 6. 
Mai 1880 für die Zeit vom 1. April 1881 
bis 31. März 1 auf 427,274 Dann 
feftgeftellt ; die Einjährig- Freiwilligen kom⸗ 
men auf bie * nicht in Anrechnung. 
Friedensrichter Friedensgericht), 
Behörde, welche zur gütlichen Erledigung 
eines Rechtsſtreits beſtellt iſt; urn in 
England 1360 dur Eduard ILL, dann 
in Frankreich durch Geſetz vom 24. Aug. 
1790 eingeführt. Yon bier aus ging das 
Inſlitut der Friedensgerichte in die Rhein⸗ 
lande und auch in andre deutſche Länder 
über. In Frankreich ift übrigens der F. 
nicht nur Vergleichs-, ſondern aud er: 
fennender Richter (f. Frankreich, ©. 
182). ee Schiedsmann. 
Friedloſigkeit, im altgerman. Prozeß 
der Zuſtand eines in die Oberacht Verfal⸗ 
lenen und damit des perſönlichen Rechts⸗ 
ſchutzes Beraubten. 
Sriktion (lat., »Reibung«), im politi⸗ 
ſchen Xeben Bezeihnung für Einflüjfe, 


weldye unter ber Oberfläche gegen jemanb 
wirten. 
Friſt, Zeitraum, namentlich im Pro- 
gebverjahren oder überhaupt in dem amt- 
ihen Verfahren bie Beſtimmung einer 
Zeit, innerhalb deren eine gewilje Hands 
lung vorzunehmen ift. Im Prozeßweſen 
find bie &ciften vielfach durch dag Geſetz 
jeldft beftimmt; fo beträgt 3. B. nad) beut- 
ſchem Rechte die Berufungsfrift in bür- 
gerliden Rechtsſtreitigkeiten, ebenfo wie 
die Revifionsfrift, einen Monat, in Straf: 
fachen eine Woche. Überhaupt enthalten 
Die deutſche Zivilprogeßordnung wie bie 
Strafprogeßordnung über die Friſten ges 
naue Vorſchriften. Übereinftimmend ift 
in beiden (Strafprozeßordnung, $$ 42 f.; 
aloitprogeborönung, 65 199 9 nament⸗ 
lich die Beſtimmung, daß bei ber Berech—⸗ 
nung einer %., welche nad) Tagen bes 
ftimmt ift, der Tag nicht mitgerechnet 
wird, auf welchen der Zeitpunft oder das 
Ereignis (3. B. die Zuftellung ber Ladung) 
füllt, nad) welchem der Anfang ber F. ſich 
richten fol. Eine %., welche nah Wochen 
oder Monaten beftimmt ift, endigt mit 
Ablauf desjeninen Tags ber letzten Woche 
ober des letzten Monats, welcher durch feine 
Benennung oder Zahl dem Tag entipricht, 
an welchem die F. begonnen hat; fehlt 
dieſer Tag in dem legten Monat, jo endigt 
die 3. mit Ablauf des letzten Tags dieſes 
Monats. Fallt das Ende einer. auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag, ſo 
endigt die 3. mit Ablauf des nächſtfolgen⸗ 
den Werktags. Dan teilt die Friften bejon- 
bers ein in peremtorifche und dila— 
torifche, je nachdem die Handlung, welche 
innerhalb der %. vorgenommen werden 
ſoll, mit fruchtlofem Ablauf der F. ausge: 
Ihloffen ift oder nicht. Eine durch das 
Geſetz beſtimmte peremtorifhe (a u 3: 
ſchließliche) F., welche nicht verlängert 
werden Tann, wird Notfrift genannt. 
Sronen (Frohnen, Frohnden, 
Roböte, Bauerndienſte), dauernde 
perſönliche Dienſtleiſtungen, welche die 
Beſitzer beſtimmterLiegenſchaften, nament⸗ 
lich von Bauerngütern, oder die Bewohner 
eines gewiſſen Bezirks zum Vorteil eines 
andern zu leiſten verpflichtet ſind, jetzt meiſt 


habgelöſt. Zuweilen werben auch gewiſſe 
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öffentliche Leiftungen als F. (Staat3- 
und Gemeindefronen) bezeichnet. Vgl. 
Kriegsleiftungen. 

Fuero8 (ſpan, vom lat. forum, Marft- 
plat, Gerichtsort), in der fpanifchen Ge: 
richtsſprache Name ber Gejetbücher und 
Sammlungen von Rechtögeinohnkeiten, 
Sonberrechte ber Städte x. Die F. der 
Basken wurben 1876 aufgehoben. 

Are f. Konduitenliſte. 

undation (lat.), Gründung, Stif- 
tung, Vermächtnis; fundieren, ftiften, 
die Fonds zu etwas anmeijen. 

Sundberidt, f Visum repertum. 

Funddiebſtahl, Unterfchlagung eines 
gefundenen Wertgegenftande. 

Sundierte Schuld, Schuld, zu deren 
Berzinfung und allmählicher Tilgung eine 
bejtimmte Einnahme angewiefen iſt; vgl. 
Schwebende Schuld. 

Zundfdein, |. Visum repertum. 

Sungible Saden Ki ngibilien, Iat. 
Res fungibiles), im Rechtsweſen Sachen, 
welche nicht der Individualität, ſondern 
nur ber Quantität nad) in Betracht kom⸗ 
men (vertretbare Sachen, 3.8. Gelb, 
Getreide 2c.). 

Funktion (lat.), Thätigkeit, Amtsver⸗ 
sihlung; funftionieren (fungie: 
ren), Amtsgefchäfte verrichten; Funk: 
tionär, Stellvertreter eines Beamten. 

Fürſt (»der Vorderſte, Oberfte«, engl. 
the first, lat. Princeps), im Mittelalter 
und überhaupt zur Zeit des frühern Deut- 
jchen Reichs Bezeichnung der geiftlichen und 
weltlichen Zerritorialberren, welche unter 
den Königen und Kurfürften, aber über 
ben Grafen ftanden; aljo Abte, Bijchöfe, 
Herzöge, Pfalz⸗, Land- und Markgrafen. 
Auf dem —** Reichstag (ſ. d.) war 
der Fürftenrat diejenige Korporation, 
in welcher die Fürften vertreten waren. 
Zu Anfang biejes Jahrhunderts wurde 
eine große-Anzahl von Fürften mebiati- 
fiert (f. Mediatifieren). Jetzt iſt %. 
einmal ber Titel (»Durchlaucht«) derjeni- 
gen Monarchen, welche im Rang nad) ben 
ae folgen. Das betreffende Land 
yeißt 


Fueros — Fufion. 


Schwarzburg-Rubolftabt , Schwarzburg⸗ 


Sondershauſen, Waldeck, Reuß ältere 
Linie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg: 
Lippe und Kippe). Auch in einigen nicht | 





regierenden amilien des hohen Adels führt 


das Haupt der Familie den Fürftentitel. 
Im weitern Sinn wird 


. als gleichbe⸗ 


deutenb mit Monarch überhaupt gebraucht, 
baber auch ver Ausdrud Fürſte ntag für 
bie Berfammlung und Zufammenfunft 
tegierender Herten, wie z. B. der Fürſten⸗ 
tag, welcher 16. Aug. bi8 2. Sept. 1863 
in Frankfurt a. M. unter dem Vorfiß ded 
Kaiſers von Ofterreich ftattfanb und über 


faffung beriet. _De8 Herattifie Zei 
aung beriet. a eraldiſche Zeichen 
der Fürſtenwürde iſt der 


der deutſchen Bundesver⸗ 


ürſtenhut, 


urſprünglich eine rote, mit Hermelin ver⸗ 


brämte 


ütze, bei ſouveränen Fürſten in 


eine offene Krone verwandelt. Vgl. Hüll⸗ 
mann, Geſchichte und Urſprung der deut⸗ | 


hen Fürftenwürbe (1842). 

Sürflenge 
Reichsſtaatsrecht das Gericht, welches ber 
Kaifer ſelbſt oder an feiner Stelle ber 


rigt, im alten deutſchen | 


Pfalzgraf bei Rhein unter Affiftenz der 
Reichsfürften hielt über Verbrechen der 


Reichsfürſten, welche Acht undRegierungs: 
a nach fich zogen. Die Verfaſſung 


bes Deutichen Reichs enthält in den Art. 
76 und 79 nur Beftimmungen über Strei: 


tigfeiten zwiſchen verfchiedenen Staaten 


des Reichs, fofern fie nicht privatrechtlicher 
Natur find, über VBerfafjungsitreitigkeiten 
und Suftizverweigerung ; in ſolchen Fällen 


bat der Bundesrat einzufchreiten. 
Furtum (Iat.), Diebſtahl. 


Füfiliere, unter ubwig XIV. bie mit 


bem fusil, Steinfchloßgewehr (anftatt der 


Zuntenmusfete), bewaffnete Infanterie; 
in ber deutfchen Armee da8 3. Bataillon der 
Linienreginienter fowie ein Regiment je: 
des Armeekorps (mit ſchwarzem Lederzeug). 


Füſilieren, ſtandrechtlich erſchießen. 


Fufion (lat.), Verſchmelzung, z. B. bie | 


Verſchmelzung und Bereinigung verfchier 
dener Staatsanlehen zu einer gemeinfa: 
men Anleihe; auch die Verſchmelzung ver: 

ürftentum (im Deutſchen Reich: ſchiedener Parteiert. | 





Sage — Gebühren. 
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Gage (franz., fpr. gahſche), Gehalt, be- 
ſonders ber Difiziere, Schiffskapitäne. 
Gaut (Vergantung), der öfientliche 
Berfauf ber Güter eines Überfchuldeten, 
auch f. v. w. Konkurs. Daber Sant: 
haus, Berfteigerungshaus; Gantmei⸗ 
fter, Auftionator; Santregifter, Auf: 
tionsfatalog; Gantınann, Konkurs: 
ihuldner. 
Garantie (franz.), bie Berbinblidhkeit, 
für die Dauer eined Zuſtands ober für ben 
Eintritt eines Ereigniſſes einguftehen Im 
öffentlichen Recht kommt bie Sarantie viel- 
iah als das Einkreten des Staats für ein 
Privatunternehmen vor (f. Staatdga: 
Tantie). Ferner ſpricht man von flaats- 
rechtlichen und von Tonftitutionellen Ga⸗ 
tantien, durch weldye die Stärfe und bie 
Erhaltung der Staatsverjaſſung, aber auch 
die Sicherung der Bolfstechte, insbeſon⸗ 
dere des Mitwirkungsrechts bei ber Geſetz⸗ 
gebung und bes Steuerbewilligungsredht3, 


Garantieren (franz.), Gewähr leiſten, 
für etwas einfteben, haften. ' 
Garantienerirag, j. Allianz. 
Garde (frarz.), eigentlich die Leibwache 
des Dionarchen,dann beſonders auserleſene 
Truppe, wie jie in Preußen; Großbritan: 
nien und Rußland beſteht, während die 
franzöfiihe Kaifergarde nach 1871 nicht 
wieber formiert worden if. In Preußen 
befteht ein befonderes Gardekorps mit 
dem Generalfommando in Zerlin. Ein 
Kavallerieregiment be3jelben führt die 
Bezeichnung G. du corps. Tas Garbe: 
forps ift nicht auf einen ipezielien Bezirk 
beichränft, jondern bezieht feine ausneh⸗ 
mend gut gewachlenen, gleihmäßig großen 
Glitetruppen aus dem ganzen Land. 
Garniſon (franz.), bleibende Truppen⸗ 
befatung eines Orts jowie dieſer Ort felbft. 
Garrstte (franz., ſpan. garrote, 
»Würofchraubee), die in Spanien übliche 
Todesstrafe, wobei der Verbrecher mittelft 


beswedt wird. Derartige Tonftitutionelle | eines um ben Hals gelegten Halseiſens 
Garantien find in allen modernen Berfaf- durch Bruch ber Huläwirbel gerötet wird. 
iungsurfunben entbalten (vgl. Grund: ' Garrottieren, mittel der G. hinrich⸗ 
tehte). Sm Deutihen Reich ift neuer: ten; auch Bezeichnung für Raubunfälle, 
dings auch nicht felten von fönerativen | bei meldhen bem Opfer bie Keble zurück 
Garantien dieRebe, worunter Feflimmun- | gedrüdt wirk. 

gen und Maßnahmen verfianden werben, ü er, 1. Steuern. 

melde bie Erhaltung ber den@inzelitanten| Gebühren, bie für bie Benutung ge⸗ 
verbliebenen Selbitänbdigfeit besweden,wie wiſſer öffentlicher Cintichtungen und für 
j. 2. ber grandenileinide Antrag (f. d.). | beſtimmte Dienilleiftungen öfientlih an- 
Im Bölferredht iſt die Garantie zumeift ein geitellter Perjonen zu entrichtenden Be- 
Kebenvertrag,, durch weldyen eine Staatd träge. Derartige G. werden teil3 zur 
tegierung ober mehrere jrembe Mächte zu Staatsfaiie erbeben, wie namentli bie 
Quniten und im Intereſſe eines Staats Gerichtskeſten oder Sporteln, tie ©. für 
bie Gewãhrſchaft für die Erfüllung eines Benutzung ven Staatsunterrichtsanſtal⸗ 
Huupmwertrag?, namentlich eines Friedens⸗ | ten, bie ©. für Penugung der Peñ⸗z und 
vertrag, übernehmen. ih 3. 2. im! Telegrapbenantlalten, tie ©. kei Per: 
Londoner Bertrag von 1867 tie Reutra- 
luit Luremburgs von ben Großmächten 
garantiert worden. In frubern Zeiten int 
mit iclchen Garantien auch viel Mißbrauch 
gerrieben worden. So wuren im Wen⸗ 
täliichen Frieden Frankreich un? Schweien 


feibung aewerblicher Kenzeittionenxc., teil3 
fliegen fie ın bie Ghrmeintefaiien, fo die &. 
bei Aufnahme in den Gemeinbeverband, 
sie G. tur Benukung von Etantrligen 
aut Märkten, bie Sbaufieegelder, Brũcken⸗ 
ce u. dal., teils endlich find gewifie Per: 
zu Saranten dieſes Friedens beitimmt, ſenen unmittelbar zur Erhebung ven ©, 
und ebendie3 wurde von jenen Mächten; beiust. Tahin geheren 3. 2. bie fogen. 
vielfach als Hanbhabe zu Ginmiihungen Stelgekübren der Eeinlichen, wo fie noch 
In deutfche Angelegenheiten benutzi befteben, tie 9. ber Rechtäanwälte, der 
Etaaialexitlon 13 
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Gerichtsvollzieher, ber Notare, bie ©. ber 
Zeugen und Sachverſtändigen. Der Regel 
nad) find diefe ©. durch Tarife oder Tar: 
ordnungen feflgefeßt. Für das Deutiche 
Reich insbeſondere find die mit bem Ge- 
richtswejen im Zuſammenhang ftehenden 
&. neuerdings durch eine Reibe von Ge⸗ 
ſetzen feftgeftellt worden, nämlich durch bag 
Gerichtskoſtengeſetz vom 18. Juni 1878, 
die Gebührenordnung für die Gerichtsvoll⸗ 
zieher vom 24. Juni 1878, die Gebühren: 
ordnung für Zeugen und Sachverfländige 
vom 30. Suni 1878 und bie Gebühren: 
ordnung Tür Rechtsanwalte vom 7. Juli 
1879. Leider find diefe ©. zunr Teil offen- 
bar zu hoch gegriffen, fo daß dadurch eine 
allzu große ftung des Volks und eine 
chwerung ber Rechtshilfe bewirkt wor⸗ 
den ſind. Man hat daher eine Herabſetzung 
dieſer G., namentlich derjenigen, welche 
die Gerichtsvollzieher beziehen, vielfach in 
Anregung gebracht, und auch der Reichs⸗ 
tag und die verbünbeten deutfchen Regie- 
rungen find dieſem Gedanken bereits näher 
getreten. S. aud) Statiftifhe Gebühr. 
Geburtsregifter, ſ. Stanbesbe: 


amter. 
Geburisflände, |. Stände. 

Gefangenhaltung eines Menſchen, 
d. h. die vorübergehende oder dauernde 
Entziehung der perſönlichen Freiheit, kann 
nur dann als neretjertint ericheinen, 
wenn der Gefangene das Recht auf die 
perfönliche Freiheit irgendwie verwirkt 
und der ihn gefangen Haltende hierzu ein 
Recht hat. Eine derartige Befugnis Tann 
aber auf verfchiedene Weiſe, fei e8 in einer 
amtlichen Stellung, fei e8 in einem Züch⸗ 
tigungsrecht ober in ber Yürforge für 
einen Geiftesfranfen, begründet fein. Fehlt 
es aber an einer ſolchen Berechtigung, fo 
erſcheint die G. als ein widerrechtlicher Ein- 
riff in bie perſönliche Freiheit und, wo⸗ 
ern fie ſich nicht etwa als das Verübungs⸗ 
mittel eines anderweiten Verbrechens dar⸗ 
ſtellt, ſchon an und für ſich als ſtrafbares 
Vergehen. Das deutſche Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch insbeſondere (F 239) ſtraft denjenigen, 
welcher vorſätzlich und widerrechtlich einen 
Menſchen einiperrt oder auf andre Weife 
bes Gebrauchs ber perfünlichen Freiheit 
beraubt, mit Gefängnis bis zu 5 Jahren. 


Geburtzregifter — Gefängnigftrafe. 


t aber bie Freibeitsentziehung über 
eine Woche gedauert, oder warb dadurd 
eine ſchwere Körperverleßung des der Frei⸗ 
beit Beraubten verurſacht, h tritt Zucht: 
bausftrafe bis zu 10 Jahren und bei 
mildernden Umfländen Gefängnisfirafe 
nicht unter einem Monat ein. Befonders 
ftrafbar erfcheint es aber, wenn die wiber: 
rechtliche ©. von einem Beamten ausgeht. 
Es joll dann die Beitrafung zwar nach 
Maßgabe des } 239 erfolgen, aber min: 
deſtens eine Gefängnisftrafe von brei Mo: 
naten eintreten (F 341). Auch kann in 
letzterm Fall neben ber Gefängnisftrafe 
auf Verluſt der Fähigkeit zur Befleivung 
öffentlicher Amter auf die Dauer von 1 
bi Air 5 Jahren erkannt werden. 

efangnißarbeit, bie Anfertigung in- 
duftrieller Artikel in den Gefängnisanſtal⸗ 
ten. Die Frage, in weldhem Umfang bie 
©. überhaupt zuläffig, und wie eine Schä- 
bigung der freien Arbeiter Durch Diefelbe zu 
vermeiden ſei, ift neuerdings viel erörtert 
worden, befonders feitbem die Sozial: 
bemofraten die Regelung der G. in ihr 
Programm mit aufgenommen haben. 
Namentlich ift es die zur ©. allerdings 
fehr geeignete und in ben preußtfchen Ge: 
fängniſſen vielfach betriebene Zigarrenfa: 
brifation, deren Einfchränfung gewänict 
wird. Übrigens hat eine neuerdings an- 
geftellte Enquete dargethan, daß bie Kon: 
urrenz, weldye dem freien Arbeiteritand 
durch die G. erwächlt, vieljach übertrieben 
worden ıft. ebenfalls ift e8 aber richtig, 
daß die G. welche aus finanziellen, ftraf- 
politifchen und vollswirtfchaftlidden Grün- 
den nicht abgefchafft werden kann, doch 
möglichft fo eingerichtet werbe, daß be 
ftimmte einzelne Branchen der freien Ar: 
beit vor Schädigung bewahrt bleiben. 

Gefängnisftrafe, im weitern Sinn 
überhaupt Bezeichnung für Diejenigen 
Strafen, weldye in Entziehung der a 
heit beftehen. Im engern Sinn veriteht 
man nach dem deutfchen Straffuflem bar: 
unter eine befonbere, minder fchwere Art 
ber Freiheitsſtrafe. Diefe ©., welche leich⸗ 
ter als die Zuchtkausftrafe und ſchwerer 
als die Feftungshaft und bie einfache Haft, 
aber hinfichtlicy der Dauer zumeiit von der 
Feſtungshaft übertroffen wird, kann nad 





Gefängniswejen — Geifel. 


dem beutfchen Strafgefeßbuh in einem 
Minimum von einem Tag und in einem 
Marimum von fünf Jahren erfannt wer: 
den. Die alfo Beftraften können auf eine 
ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen an⸗ 
gemeſſene Weiſe, jedoch außerhalb der Ge⸗ 
fangenanſtalt nur mit ihrer Zuſtimmung, 
beidhäftigt werden. Auf ihr Verlangen find 
die Sträflinge in dieſer Weiſe zu befchäf- 
tigen. Die ©. kann ganz ober teilweije in 
Einzelhaft vollzogen werben. Auch Tann 
ein zu längerer ©. Berurteilter, nachdem 
er drei Bierteile, mindeitens aber ein Jahr 
der Strafe verbüßt und ſich während diefer 
Zeit gut geführt hat, mit feiner Zuſtim⸗ 
mung vorläufig entlaflen werben; dod) 
kann diefe vorläufige Entlafjung (jogen. 
Beurlaubungsſyſtem), welche burd 
die oberſte Juſtizaufſichtsbehörde beſtimmt 
wird, bei ſchlechter Führung des Sträf⸗ 
lings von jener Behörde widerrufen wer⸗ 
den, ebenſo wenn er den ihm bei der Ent⸗ 
laſſung auferlegten Verpflichtungen zu⸗ 
widerhandelt. 3 Verhältnis 
zur Zuchthausſtrafe und zur Feſtungshaft 
wird jo berechnet, daß acht Monate Zucht: 
haus einer einjährigen ©. und acht Mo⸗ 
nate G. einer einjährigen Feſtungshaft 
gleih erachtet werben. Vgl. Deutfches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, FF 16, 21 ff. Pal. 
Freiheitsſtrafe. 

Sefängnißweien,i. reiheitsſtrafe. 

Gefreiter (gührer ‚ unterfte militä= 
riſche Charge; Oberge freite bei der Ar: 
tillerie und den Pionieren die Nächfthöhern. 

Gegenprobe, bei Abftimmungen, deren 
Refultat zweifelhaft ift ober R genauer 
feftgeftellt werden foll, die umgekehrte Ab- 
fimmung, um auf dem entgegengefegten 
Weg wie bei der erfien Abftimmung das⸗ 
jelbe Refultat zu erlangen. Wer alſo z. B. 
bei der Hauptabſtimmung für einen An⸗ 


trag mit >Ja« geſtimmt bat, flimmt nun | 5 


beider &. mit »Nein« und umgelehrt der: 
jenige, welcher bei ber erften Abftimmung 
ein »Nein« votierte, bei der ©. ein »Ja«. 
Gegenfdreiber, |. Kontrolle. 
Gegenzeihnung (Kontrafignatur), 
die Mitunterſchrift einer landes errlichen 
Verfügung burch einen oder einige Mi- 
nifter, welch letztere dadurch die Berant- 
wortlichkeit für den Inhalt jener Ver: 


er G. Ord 
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ügung übernehmen. Selbſt in der kon⸗ 
itutionellen Monarchie nämlich iſt der 
Monarch völlig unverantwortlich. Gleich⸗ 
wohl muß aber vo der Kammer gegen 
über eine für die ftaatsrechtlichen Afte 
besfelben verantwortliche Perfon vorban- 
den fein, da ja fonft das Mitwirkung: 
recht der Stände bei der Geſetzgebung und 
bei ber Staatsverwaltung und ihre Kon: 
trollbefugnis in Anfehung ber letztern 
völlig iMuforifh werben könnten. Dieſe 
Berantwortlichfeit wirb durch die ©. ber: 
eftellt. So bedürfen audy nach ber deut⸗ 
Ühen Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 
(Art. 17) die vom Kaifer im Namen des 
Reichs erlafjenen Anordnungen und Ver: 
fügungen ber ©. des Reichskanzlers, wel- 
her badurch bie VBerantwortlichfeit über: 
nimmt. Keiner ©. bebarf e8 bei folchen 
Alten des Monarchen, bei welchen ben 
Ständen überhaupt Feinerlei Mitwirkung 
ober Kontrolle zuftebt, alie B. bei Stan- 
begerhöhungen, bet ber Verleihung von 
tden unb Ehrenzeichen, bei Ausübung 
des militärischen Oberbefehls ac. Dagegen 
wird die Kontrafignatur bei Ausübung 
des Begnadigungsrecht® und bei der Er— 
nennung von Staatsbeamten, insbeſon⸗ 
dere auch bei der Ernennung der Miniiter. 
für nötig erachtet. 
ee me Polizei, . Polizei. 
Geheimer Rat, früher Mitglied des 
Geheimeratskollegiums, jegt meift Titel 
der oberfiten Staatsbeamten, als der Mi- 
nifter, Präfidenten ꝛc., in Ofterreich, 
Sachſen und andern deutichen Staaten, 
mit welchem häufig Sit und Stimme im 
Minifterium verbunden find, was bann 
oft Durch den Zuſatz wirklicher ausge⸗ 
drückt wird. Der Wirkliche Geheime Nat 
he cin bag Prädikat Erzellen;. 
‚Gehilfe eines Verbrechers, |. Bei: 


ilfe. 

Geiſel (lat. Obses), Leibbürge, ein 
mit ſeiner Perſon für die Erfüllung einer 
Vereinbarung oder für die —2 
andrer Haftender. Auf die frühere Sitte, 
ſich durch Geiſeln der Treue zu verſichern 
und vor feindſeliger Handlungsweiſe ſicher⸗ 

uſtellen, iſt man im deutſch⸗franzöſiſchen 

rieg zurückgekommen, indem man ſich 
beutteherfeite gegen die Gefahr, heimlich 
13* 


«ME... 
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überfallen zu werben, dadurch ficherte, daß 
man angejehene Einwohner als Geiſeln 
(ötages) mit fortnahm, auch wohl auf 
den Lokomotiven mitfahren Tieß, um fo 
die Bevölferung von einer Gefährbung ber 
Eifenbahntransporte-abzuhalten. Die Er: 
mordung ber Geifeln, namentlich bes Erz- 
biſchofs Darboy, war die [chredlichite That 
der Pariſer Kommune von 1871 

Geldhandel, ſ. Handel. 

Geldherrſchaft (Beldoligardie), f. 
Plutokratie. 

Geldſtrafe (Geldbuße), welche in 
der Verurteilung eines Schuldigen zur 
Segung eines beſtimmten Geldbetrand 
beſteht, kommt nicht nur als öffentliche 
Strafe bei leichtern ſtrafbaren Handlun⸗ 
gen, namentlich bei Üübertretungen, fon= 

ern auch als Polizei:, Disziplinarz, 

Drdnungs= und Konventionalftrafe vor. 
Nach den beutichen Reichsftrafgefehbuch 
($$ 27 ff.) ift der Minbeftbetrag der ©. 
bei Verbrechen und Vergehen 3 Mk., bei 
Übertretungen 1 ME. 

Geleit, in frühern Zeiten der feitens 
ber Staatögewalt innerhalb bed Staats⸗ 
gebiets ausprüdlich gewährte Schub, fei 
ed durch urkundliche Zuficherung (Ge: 
leitsbrief), fei es durch Verwilligung 
einer bewaffneten Begleitung. Freies 
oder ſicheres ©. wurde im Mittelalter 
zuweilen einem Angefchuldigten gewährt, 
um ihn zu veranlaflen, ſich vor Gericht zu 
fielen. Der Angeflagte konnte alsdann 
ungefährbet vor Gericht erſcheinen und 
ebenfo wieder abziehen. Auch jebt noch 
Tann ein Gericht nach der beutfchen Straf: 
prozeßorbnung ($ 337) einem abwefenben 
IBeithufbigten fieres ©. erteilen; e8 kann 
dieſe Erteilung an Bedingungen knüpfen. 
Das fichere ©., welches jo erteilt wird, 

ewährt Befreiung von ber Unterfuchungs- 
ft, jeboh nur in Anfehung derjenigen 
ftrafbaren Senblung, für welche dasſelbe 
erteilt iſt. Es erliſcht, wenn ein auf Frei⸗ 
heitsſtrafe lautendes Urteil ergeht, wenn 
der Beſchuldigte Anſtalten zur Flucht trifft, 
oder wenn er die Bedingungen nicht erfüllt, 
unter welchen ihm das ſichere G. erteilt 
worden iſt. 

Gemeinde (Kommune), Gemein: 

weſen, welhem bie Verwirklichung ber 


Gelbhandel — Gemeinde. 


politifchen Aufgaben in ber Fleinften ürt- 
lihen Begrenzung obliegt. Durch Diefe 
räumliche Beſchränkung unterjcheidet fich 
die ©. namentlich von dem Staat, wel— 
her ein mehr oder weniger großes Gebiet 
umfaßt. Aber auch dadurch iſt die G. vom 
Staat verfchieben, baß der letztere alle po⸗ 
litiſchen Aufgaben in ben Bereich feiner 
Thätigkeit Hineinzieht, während die Ge⸗— 
meinden als Unterabteilungen bes Staats 
nur gewiſſe politische Aufgaben realifieren 
follen. Dies gilt namentlich von dem Ge⸗ 
biet ber innern und der finanziellen Ver⸗ 
waltung (1 d.). Den Gemeinden ift ins⸗ 
befonbere die Ortspolizei übertragen, aus⸗ 
genommen größere Stabtgemeinben, in 
denen zumeijt befonbere ftaatliche Polizei- 
verwaltungen (Bolizeipräfidien) beftchen. 
Sodann ilt ben Gemeinden die Verwal: 
tung bes Schultvefend, namentlidy des 
Boltsichulmefeng, in einem gewiflen Um—⸗ 
fang überlaffen. Die ©. ift das haupt: 
jächlichfte Organ ber Armenpflege. Dazu 
kommt die Fürforge für öffentliche Stra- 
Ben, fonftige gemeinnügige Anftalten und 
für bie zahlreichen Gegenftände, welche in 
den Kreis der Ortöpolizei ag (ſ. Poli⸗ 
je i). Während aber früher die Gemein- 
en von ber Staatsbehörde in ängſtlicher 
Weiſe bevormundet wurden, hat ih neuer: 
dings da8 Streben geltend gemacht, die Ge⸗ 
meinden jelbftänbiger zu ftellen, wenn Kerl 
bie DOberaufficht des Staats nicht gänzli 
binwegfallen Tann, ba außerbemein Staat 
im Staat entitehen würde. Insbeſondere 
bat die ©. im modernen Nedtsflaat Die 
Befugnis, unter aatlicher Oberaufficht 
ihre Obrigfeiten zu beftellen, ihr Bermö- 
en zu verwalten und durch autonomi⸗ 
—* eſtimmungen die eigne Gemeinde- 
verfaſſung weiter auszubilden (ſ. Au to⸗ 
nomie). Dabei iſt aber gu beachten, daß 
neben ben politiihen auch wirtjchaftliche 
Aufgaben der &. vorfommen. Nament- 
lich haben fidy in Deutichland noch Über: 
tefte ber alten Markgemeinden erhalten, 
welche gemeinfchaftliches Land gemeinfam 
befaßen und bewirtichaftet haben. So ent: 
fteht der in manchen Gegenden noch vor⸗ 
handene Unterſchied zwiſchen ber po⸗ 
litiſchen ©, und einer fogen. Real-, 
Alte, Nutzungsgemeinde xc., 





Gemeinde. 


indem die letztere diejenigen Flurgenoſſen 
umfaßt, welche in ausfchließlicher Weife 
an den Vermögen diejer Sondergenteinbe 
beteiligt find (j. Allmande). Im Ge 
genſatz zu jenem Vermögenskompler wird 
das Vermögen ber politifchen G. Käm⸗ 
mereivermögen genannt. Wo ferner 
die Kräfte einer einzelnen ©. zur Auge 
führung jener Aufgaben nicht ausreichen, 
fommen Gemeindeverbände (Samtge: 
meinden) vor, wie Schul⸗, Armens, 
Weges, Deichgemeinden 2. In Preußen 
beitehben auch zur Ausübung ber Orte: 
polizei Gemeindeverbänbe, für welche ein 
befonberer Beamter ald Organ ber fogen. 
Amtsagemeinde zur Handhabung der 
Ortspolizei beftellt ift (f. Amtsvor- 
fiehber). Aber auch in Sübbeutichland 
find vielfach mehrere Ortichaften zu einer 
©. vereinigt. Verſchieden bavon find die 
Gemeindeverbände (Kommunalver: 
bänbe) höherer Ordnung, welchen bie 
Selbftverwaltung (ſ. d.) in. größern Be⸗ 
zirken (Kreis, Bezirk, Provinz) über: 
tragen ift (f. Kreis). Der Unter 
ſchied zwiſchen Stadt- und Land⸗ 
(Dorf⸗) Gemeinde iſt in neuerer Zeit 
weniger bedeutungsvoll. Es iſt faſt nur 
noch die Verfaſſung, welche hier eine we⸗ 
ſentliche Verſchiedenheit ausmacht. In 
den Siädten, wenigſtens in den größern 
Stadtgemeinden, beſtehen nämlich regel⸗ 
mäßig zwei Organe der Kommunalver⸗ 
waltung: ein follegialiiher Magiftrat 
(Stadtrat) und ein Kollegium ber 
Stabtverordneten (Öemeinderat, 
Bürgerausſchuß, fädtifher Aus: 
ſchuß). Letzteres hat das Recht der Kon- 
tolle und ber ra zu wichtigerh 
Berwaltungsaften. Der Deagiftrat ift bie 
Exekutivbehörde. Er beiteht aus einem 
Bürgermeifter und deſſen Stellvertre- 
ter oder Beigeordneten (zweiten Bür⸗ 
germeifter). Dazu kommen in größern 
Stadtgemeinben Stabträte, bie wenigſtens 
zum Teil Berufsbeamte und als folche be: 
ſoldet find. Die Mitglieber der Stabtver- 
ordnetenverfammlung dagegen befleiden 
ihr Amt als ein unbejoldetes Ehrenamt. 
Sie gehen aus Wahlen der gefamten Bür- 
gerichaft hervor, während die Magiſtrats⸗ 
perſonen regelmäßig Durch Die Stabtverorb- 
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neten und nur ausnahmsweife von ber ge⸗ 
famten Bürgerfhaft gewählt werben. & 
ben Landgemeinden fteht ein einzelner Ge⸗ 
meindebeamter art der Spibe der Verwal: 
tung (Oürgermeifter, Schultheiß, 
Schulze). Die Funktionen der Stadt⸗ 
verordnneten aber werden in ganz kleinen 
Landgemeinden durch die ganze G. (Ge: 
meindeverfammlung), in arößern 
durch einen Gemeindbeausfhuß (Ge: 
meinderat) wahrgenommen. In man⸗ 
hen Gegenden ift übrigens ber Unterſchied 
ber Organifation ber Stabt- und Land» 

emeinden mehr oder weniger befeitigt. 
A den Gemeinbevorftänden treten dann 
gewifle Gemeindbebeamte, Ausſchüſſe, De 
putationen, Bezirksvorſteher u. a. Hinzu. 
Die Gemeindeverfaflung ift in den meiften 
Staaten durch umfafjenbe Gemeindege- 
fee (Gemeindeordnungen) geregelt. 
Eine allgemeine Gemeindeordnung für 
die preußiiche Monarchie fleht jedoch noch 
aus. Was die Gemeindeangehörigfeit 
anbetrifft, fo war bis in bie neueſte Zeit 


‚der Unterſchied zwiſchen der bloßen Ge: 


meinbeangebörigfeit (Heimatsrecht) 
und dem Gemeindebürgerredt (in 
Dorfgemeinden auch Nachbarrecht ge: 
nannt) von wefentlicher Bebeutung. Er⸗ 
ſteres gewährte die Befugnis, ſich dauernd 
in ber ©. aufzuhalten, die Gemeinbean- 
ftalten zu benugen, Grundbeſitz in der ©. 
zu erwerben, ein Gewerbe daſelbſt zu be- 
treiben, fih in ber ©. zu verheiraten, 
namentlich aber das Recht, im all der 
Verarmung von der ©. Unterftügung bes 
anſpruchen zu können. Die Gemeinde: 
bürger (Aftiv:, Vollbürger) befaßen 
dagegen außer den Befugniffen, welche 
das Heimatsrecht gewährt (|. Heimat), 
noch die aftiven und paffiven Wahlrechte 
in Anfehung ber Gemeindeämter. Für 
ben Erwerb biefer Nechte mußte regel⸗ 
mäßig ein beſonderes Bürger⸗, Ein: 
ugs-⸗, Nahbargeld entrichtet werden. 

n manchen Rändern kamen daneben noch 
jogen. Shutgenojfen (Schutzbür— 
ger) vor, welchen nur das Hecht bes 
Aufenthalt? und der Mitbenutzung der 
Gemeindeanftalten zuftand. Allein biefe 
Berhältniffe haben eine burchgreifende Ver- 
änderung durch bie (nord⸗) deutſche Bun- 
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überfallen zu werben, dadurch ficherte, daß 
man angefjebene Einwohner als Geiſeln 
(ötages) mit fortnahm, auch wohl auf 
den Lofomotiven mitfabren ließ, um fo 
die Bevölkerung von einer Gefährbung ber 
Eifenbahntransporte abzuhalten. Die Er- 
morbung ber Geifeln, namentlich bes Erz- 
biſchofs Darboy, war die ſchrecklichſte That 
ber Barifer Kommune von 1871. 

AN Mari ſ. Handel. 

Geldherrſchaft (Selboligardie), f. 
Plutofratie. 

Geldſtrafe (Geldbuße), welde in 
ber Verurteilung eines Schulbigen zur 
regung eines beſtimmten Geldbetrand 
befteht, kommt nicht mur als öffentliche 
Strafe bei Teichtern ftrafbaren Handlun⸗ 
gen, namentlich bei Übertretungen, fon= 

ern auch als Polizei:, Disziplinarz, 

Drdnungs- und Konventionalftrafe vor. 
Nadı dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch 
($$ 27 ff.) ift der Mindeftbetrag ber ©. 
bei Verbrechen und Vergehen 3 Mk., bei 
Übertretungen 1 ME. 

Geleit, in frühern Zeiten der ſeitens 
der Staatögewalt innerhalb des Stants: 
gebiets ausdrücklich gewährte Schuß, fei 
ed durch urkundliche Zuſicherung (Ge: 
leitsbrief), ſei es durch Verwilligung 
einer bewaffneten Begleitung. Freies 
oder ſicheres G. wurde im Mittelalter 
zuweilen einem Angeſchuldigten gewährt, 
um ihn zu veranlaſſen, ſich vor Gericht zu 
ſtellen. Der Angeklagte konnte alddann 
ungefährdet vor Gericht erſcheinen und 
ebenſo wieder abziehen. Auch jetzt noch 
kann ein Gericht nach der deutſchen Straf⸗ 
prozeßordnung ($ 337) einem abweſenden 
Beſchuldigten ficheres ©. erteilen; e8 Tann 
biefe Erteilung an Bedingungen knüpfen. 
Das fichere G., welches fo erteilt wird, 

ewährt Befreiung von der Unterſuchungs⸗ 
ft, jedoch nur in Anfehung derjenigen 
ftrafbaren Handlung, für welche dasſelbe 
erteilt ift. Es erlifcht, wenn ein auf Frei⸗ 
heitsftrafe lautendes Urteil ergeht, wenn 
der Beichuldigte Anftalten zur Flucht trifft, 
oder wenn er die Bedingungen nicht erfüllt, 
unter welchen ihm das fichere G. erteilt 
worben ift. 

Gemeinde (Kommune), Gemein: 

wegen, welchem bie Verwirklichung ber 


Geldhandel — Gemeinde. 


politifchen Aufgaben in ber Fleinften ört⸗ 


lichen Begrenzung obliegt. Durch diefe 
räumliche Beſchränkung unterfcheidet ih 





die G. namentlich von dem Staat, wel: 
cher ein mehr ober weniger großes Gebiet 
umfaßt. Aber auch Dadurch tft die®&. vom 
Staat verſchieden, baß ber Iettere alle po= 
litiſchen Aufgaben in ben Bereich feiner 


Thätigfeit hineinzieht, während Die Ge: 
meinden als Unterabteilungen bes Staats 
nur gewiſſe politische Aufgaben realifieren 
follen. Dies gilt namentlid von dem Ge: 


biet der innern und ber finanziellen Ber: 


waltung (f. d.). Den Gemeinden ift ind 
befondere die Ortspolizei übertragen, aus: 
genommen größere Stadtgemeinben, in 
denen zumeijt Befonbere ftaatliche Polizei 
verwaltungen (Bolizeipräfidien) beftchen. 


Sodann iſt den Gemeinden bie Verwal: 
tung des Schulweſens, namentlid des 
Volksſchulweſens, in einem gewiffen Um: 


fang überlaffen. Die ©. ift das haupt: 
ſächlichſte Organ der Armenpflege. Dazu 
kommt die Fuͤrſorge für öffentliche Stra- 
Ben, fonftige gemeinnüttige Anftalten und 
für bie zahlreichen Gegenftände, welche in 
den Kreis ber Ortspolizei fallen (f. Poli⸗ 
je it). Während aber früher bie Gemein: 
en von ber Stantsbehörbe in Ängftlicher 
Weile bevormundet wurden, hat ſich neuer: 
dings dad Streben geltend gemacht, die Ge⸗ 
meinben felbftändiger zu ftellen, wenn KR 
bie Oberaufficht des Staats nicht gänzli 
hinwegfallen Tann, ba außerdemein Staat 
im Staat entftehen würbe. Insbeſondere 
bat die G. im modernen Rechtsflaat die 
werugnit, unter ftaatlicher Oberauflicht 
ihre Obrigfeiten zu beftellen, ihr Vermö⸗ 
en zu verwalten und durch autonomi: 
—* eſtimmungen die eigne Gemeinde: 
verfaſſung weiter auszubilden (ſ. Auto⸗ 
nomie). Dabei iſt aber zu beachten, daß 
neben ben politifchen auch wirtfchaftliche 
Aufgaben der ©. vorkommen. Nament- 
lich haben ſich in Deutichland noch Über: 
refte der alten Markgemeinden erhalten, 
welche gemeinjchajtliches Land gemeinfam 
befaßen und bewirtfchaftet haben. So ent- 
jteht ber in manchen Gegenden noch vor: 
panbene Unterſchied zwifchen ber Po⸗ 
ttifhen ©, und einer fogen. Real:, 
Alte, Nukungdgemeinde x, 











Gemeinde. 


indem die letztere diejenigen dungenen 
umfaßt, welche in ausſchließlicher Weiſe 
an dem Vermögen dieſer Sondergemeinde 
beteiligt ſind fa Allmande). Im Ge: 
genfab zu jenem Bermögengfompler wird 
das Vermögen ber politifchen ©. Kim: 
mereivermödgen genannt, Wo ferner 
die Kräfte einer einzelnen ©. zur Aus- 
führung jener Aufgaben nicht ausreichen, 
fommen Gemeindeverbände (Samtge: 
meinden) vor, wie Schul-, Armen⸗, 
Wege⸗, Deichgemeinden 20. In Preußen 
beiteben auch zur Ausübung ber Orts: 
polizei Gemeinbeverbänbe, für welche ein 
befonderer Beamter ald Organ ber fogen. 
Amtsgemeinde zur Handhabung ber 
Ortspolizei beftellt ift ({. Amtsvor⸗ 
eher). Aber auch in Sübdeutfchland 
find vielfach mehrere Ortfchaften zu einer 
G. vereinigt. Verſchieden davon find bie 
Semeindeverbände (Kommunalver: 
bände) höherer Ordnung, welchen bie 
Selbftverwaltung (|. d.) in größern Be 
zirken (Kreis, Bezirk, Provinz) über: 
tragen iſt (ſ. Kreis). Der Unter: 
ihied zwiihen Stadt- und Land⸗ 
(Dorf:) Gemeinde ift in neuerer Zeit 
weniger bedeutungsvoll. Es ift jaft nur 
noch die Verfaſſung, welche hier eine wer 
fentliche Verſchiedenheit ausmacht. In 
den Städten, wenigſtens in ben größern 
Stabtgemeinden , beitehen nämlich regel- 
mäßig zwei Organe der Kommunalver- 
waltung: ein Eollegialiiher Magiſtrat 
(Stadtrat) und ein Kollegium der 
Stadtverorbneten (Gemeinderat, 
Bürgerausſchuß, fläbtifcher Aus- 
ſchuß). Letzteres hat das Recht ber Kon: 
tolle und der Zuſtimmung zu wichtigerh 
Verwaltungsaften. Der Megiftrat ift bie 
Grefutivbehörbe. Er befteht aus einem 
Bürgermeifter und defien Stellverire- 
ter oder Beineorbneten (zweiten Bür⸗ 
germeifter). Dazu kommen in größern 
Stadtgemeinden Stadträte, die wenigfiens 
zum Teil Berufsbeamte und als ſolche be⸗ 
jeldet find. Die Mitglieder der Stadtver- 
ordnetenverſammlung dagegen befleiden 
Ihr Amt als ein unbefoldete® Ehrenamt. 
Sie gehen aus Wahlen der gejamten Bür⸗ 
gerſchaft hervor, während die Magiſtrats⸗ 
perſonen regelmäßig durch die Stadtverorb- 
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neten und nur ausnahmsweiſe von der ge⸗ 
famten Bürgerjchaft gewählt werben. & 
ben Landgemeinden ftebt ein einzelner Ge⸗ 
meindebeamter art der Spite ber Verwal⸗ 
tung GBürgermeiiter, Schultheiß, 
Schulze). Die Funktionen ber Stadt: 
verordnneten aber werden in ganz Fleinen . 
Landgemeinden durch die ganze G. (Ge: 
meindeverfammlung), in grüößern 
durch einen Gemeindeausſchuß (Ge⸗ 
meinderat) wahrgenommen. Inn mans 
chen Gegenden ift übrigens der Unterſchied 
der Organifation der Stadt und Lands 
gemeinden mehr oder weniger befeitigt. 
Aı ber Gemeindevorftänben treten dann 
gewiſſe Gemeindebeamte, Ausſchüſſe, De- 
putationen, Bezirksvorſteher u. a. hinzu. 
Die Gemeindeverfaffung iftinden meiften 
Staaten duch umfafjende Gemeindege- 
jete (Gemeindeorbnungen) geregelt. 
Eine allgemeine Gemeindeordnung für 
die preußiſche Monarchie fteht jedoch noch 
aus. Was die Gemeindeangebörigfeit 
anbetrifft, jo war bis in die neuefte Zeit 


‚ber. Unterſchied zwiichen ber bloßen Ge- 


meindeangehörigfeit (Heimatsredt) 
und dem Gemeindebürgerredt (in 
Dorfgemeinden auch Nachbarrecht ge: 
nannt) von wefentlicher Bedeutung. Er: 
ftereß gewährte Die Befugnis, fich dauernd 
in ber ©. aufzuhalten, die Gemeinbean- 
ftalten zu benutzen, Grundbefig in ber ©. 
zu erwerben, ein Gewerbe bafelbit zu be- 
treiben, fi in ber ©. zu verheiraten, 
namentlich aber das Recht, im Tall der 
Berarmung von der ©. Unterftüßung be⸗ 
anfpruchen zu können. Die Gemeinde: 
bürger (Aktiv-, VBollbürger) bejaßen 
bagegen außer den Befugniſſen, welche 
das Heimatsrecht gewährt (j. Heimat), 
noch die aktiven und pafjiven Wahlrechte 
in Anfehung ber Gemeindeämter. Für 
ben Erwerb diefer Nechte mußte regel⸗ 
mäßig ein beſonderes Bürger-, Ein— 
ugs⸗, Rahbargelb entrichtet werben. 
n manchen Läudern kamen daneben noch 
jogen. Schutzgenoſſen (Schutzbür— 
ger) vor, welchen nur das Recht des 
Aufenthalts und der Mitbenutzung der 
Gemeindeanſtalten zuſtand. Allein dieſe 
Berbältnifie haben eine durchgreifende Ver: 


| änderung durch bie (nord⸗) deutſche Bun: 
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des⸗( Reichs⸗) Gefebgebungerlitten, welche 
das Heimatsrecht als die Grundlage ber 
Armenverforgung aufgegeben (f. Inter: 
ſtützungswohnſitz) und mit bem Prin⸗ 
zip der Sreisnigteit (ſ. d.) und ber Ge 
werbefreiheit(].Gewerbegefepgebung) 
bie Niebderlaflungsverhältniffe nach dem 
Grundſatz freier Bewegung geordnet hat. 
Das Heimatsredht hat dadurch faft alle 
Bebeutung verloren, während das Ge 
meindebürgerredht nad) wie vor in Anz 
fehung der Wahlrechte von Wichtigkeit ge- 
blieben ift. 

Gemeines Recht, ſ. Recht. 

Gemeinheitsteilung, die Verteilung 
von Ländereien, welche zuvor von ben An⸗ 
gehörigen oder von einer gewillen Klaſſe 
ber Angehörigen einer Gemeinde ober 
wehren meinden benubt wurde, wie 
Feld, Weideland, Waldungen u. bgl. Die 
Stage, welches Nechtöverhältnis in fol- 
hen Fällen vorliege, ob Eigentums= oder 
Nutzungsrechte, Eigentum der Gemeinbe 
ober der Berechtigten, beantwortet ſich ver- 
ſchieden, je nach ben Umftänben des fpe- 
zielen Falles. Die moderne Gejeßgebung 
ift aber darauf bebacht geweſen, dieſe 
den Berbältniffen ber Neuzeit wenig an⸗ 
gemeſſenen Zuftänbe zu bejeitigen und 
zwar im Weg der ©.; zahlreiche Gemein 
heitsteilungdordnungen, Gemeinbeorb: 
nungen, Kulturmandate, Ablöſungsge⸗ 
fee 2c., welche fich hierauf beziehen, find 
in ben einzelnen Staaten ergangen. Val. 
Stein, VBerwaltungslehre, Teil 7, 
©. 253 ff. (1868). 

Gemeinfäuldner (Kridar), ber in 
Konkurs (f. d.) verfallene Fallit ober 
Banfrottierer. 

Gemiſchte Ehen, Ehen zwilchen Be: 
kennern verfchiedener Religionen, beſon⸗ 
ders verſchiedener hriftlicher Konfeffionen, 
z. B. zwiſchen Katholifen und Broteftanten. 

Gendarm (franz., pr. ſchangdarm), mili⸗ 
tärifcher Bolizeibeamter zu Fuß oder zu 
Pferd, meiſt dem Dlinifterium bes Innern 
unterftellt. Vgl. Wintelmann, Der 
Gendarmeriedienft (1879). 

Genealsgie (griech, Gefhledter: 
tunde), die Wiſſenſchaft von Urſprung, 
Tolge und Verwandtichaft der Geſchlech⸗ 
ter und zwar namentlich fürftlicher oder 


Gemeine Recht — General. 


adliger Geſchlechter. Zur Beranfchau- 
lichung dienen die ge nealogiihen Tas 
feln, Geſchlechts- oder Stammta⸗ 
feln (Stammbäume). Die erfte wil- 
fenihhaftlihe Behandlung ber &. rühıt 
von Hübner ber (»Genealogifche Tabellec, | 
1725 7., 4 Bde.) ; ihm folgten ber »Gothai- 
ſche genealogiſche Hofkalender« (feit 1764 
jährlich erſcheinend), das »Genea logiſche 
Taſchenbuch der deutſchen gräflichen (ſeit 
1825) und der deutſchen freiherrlichen 
Häuſer« (feit 1848), ebenfalls in Gotha 
ericheinend. Vgl. auh Hopf, Genealogi⸗ 
cher Atlas (1858—61, 2 Bde); Ortel, 
Genealogiſche Tabellen (3. Aufl. 1877); 
v. Behr, ©. der in Europa regierenden 
ae aba (2. Aufl. 1870). 
Genehmbaltung, ſ. Ratihabition. 
General (lat.), allgemein, im Gegen: 
faß zu ſpeziell ober fpezial, daher vielfach 
in Aufammenfegungen gebraucht, 3. 2. 
Genertaldebatte, Generalbiskuf: 
fion, im Gegenfaß zur Spezialdiskuffion 
(fe Debatte); Generalhypothek, 
Pfandrecht am ganzen Vermögen, im 
Gegenfaß zur Spezialhypothek; Gene: 
ralvollmacht, der Auftrag, eine Berfon 
in allen rechtlichen Angelegenheiten zu 
vertreten, im Gegenfaß zur Spezia lvoll⸗ 
macht. Außerbem wird ber Ausdrud ©. 
in Zuſammenſetzungen häufig als gleich: 


bedeutend mit Haupt= ober Ober= ge 
braucht, 3. B.: Generalgouverneur, Ge: 
neralarzt, Generalauditeur, General: 


intendant, Generalfuperintendent; Daher 
auch Generalverjammlung (Blenar- 
verfammlung), die Hauptverſammlung 
von Vereinen, Aftiengefellihaften und 
Genoſſenſchaften, zu welder fämtliche 
Mitglieder ſtatutenmäßig zu Iaden find, 
und in ber über Dan Auflöfung, 
Drgantijation, Jahresrechnung, Wah— 
len 2c. zu beſchließen iſt. 

General (franz. Général, vom lat. ge- 
neralis), Offizier der oberiten Rangſtufe. 
Die Generalität, d. h. die Geſamtheit 
der Generale, zerfällt inverfchiebene Rang: 
ftufen, und zwar wird in Deutfchland auf: 
fteigend unterfchieden zwifhen General: 
major, Generalleutnant (in Oſter⸗ 
reich an), ©. 
ber Infanterie oder Kavallerie (in Ofter: 





Generaladjutant — Genie, 


reich nur bei der Kavallerie G. ſonſt Feld⸗ 
zeugmeifter genannt). Den höchſten 
Rang nimmt der Generalfeldmar: 
ihall ein, welchem in Deutichland und 
ölterreih der Generaloberit ber In⸗ 
fanterie ober Stavallerie und der Gene: 
talfeldzeugmeifter gleichftehen, beides 
mehr Ehrentitel der Inſpekteure ber Ar- 
mee ober einzelner Waffen. Komman: 
dierender ©., der G., welcher an ber 
Spite dbe8 Generallommanbos eines 
Armeekorps fteht. Übrigens wird auch ber 
Oberfte gewiſſer geiftlicher Orden G. Or⸗ 
densgeneral)genannt, insbeſondere der 
Jeſuitengeneral. 

Generaladjutant, |. Adjutant. 

General court (engl., ſpr. dipennerät 
lohrt), in den meiften nordamerikaniſchen 
Staaten f. v. w. Parlament. 

Generalien (lat. Generalia), allge: 
meine Angelegenbeiten, im Gegenſatz zu 
Speyialfaden. insbefonbere bei einer Ve⸗ 
höre diejenigen Angelegendeiten, welche 
den Dienft im allgemeinen anbetreffen, 
undworüber Generalakten ergehen, im 
Gegenſatz zu ben einzelnen Angelegen- 
heiten, weldye von ber betreffenden Behörbe 
verhandelt werden, und worüber Spe⸗ 
jialaften ergeben. ©. (General: 
tagen) heißen auch bie allgemeinen Fra⸗ 
gen (über Alter, Stand, Konfelfion, Ge: 
burts⸗ und Wohnort 2c.), welche einer 
Berfon bei der gerichtlichen Vernehmung 
zunächſt vorgelegt werben, bevor auf bie 
Sache jelbft ein: egangen wird. 

Generaltonful, ſ. Konful. 

‚ Generalparden 
(1 Begnabigung). 

_ Generaltat (Conseil gen£ral), in 
Frankreich die fommunale Vertretung bes 
Departements (f. d.). 

Generalfianten, ehebem in ben Nie 
derlanben bie von den Provinzialſtänden 
wählten Abgeorbneten, welche bie Sou⸗ 
verãnitãts rechte der Republik ausübten, 
daher die letztere ſelbſt oft ſo bezeichnet 
wurde; jetzt Bezeichnung der Volksvertre⸗ 
tung im Königreich ber Siebe tlande (f. b.). 
Val. Ktate Taux. 

Generalfiab, die zur Vorbereitung ber 
Triegerifchen Xhätigfeit ber Armee und zur 
Unterfiügung ber SHeerführer beftinmte 


ſ. v. w. Amneſtie 
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militärifche Behörde. Derfelbe zerfällt in 
ben fogen. Großen ©. für die ganze Ar: 
mee unb in den ©. für bie einzelnen Trup⸗ 
penteile (Armeelorps und Divifionen). 

Generaluofmadt, |. Mandat. 

Genfer Konvention, eine 22. Aug. 
1864 in Genf abgeſchloſſene Übereinkunft 
zur möglichften Milderung ber mit dem 
Krieg ungertrennlidh verbundenen Übel. 
Damals vereinigten fih Belgien, Düne: 
mark, Frantreih, Italien, bie Nieder 
lande, bie Schweiz und eine Anzahl beut: 
fer Staaten mit Preußen an der Spike 
dahin, daß im Fall eines Kriegs das Per: 
fonal der Lazarette, ber Verbandpläße 
und ber Depots fo lange als neutral an: 
qufeben fei, als e8 feinen Funktionen ob: 
iege und Verwundete aufzuheben und au 
verpflegen habe. Nach vorbereitenden Ver⸗ 
fammlungen in Würzburg unb in Paris 
traten 5. Dft. 1868 bie Vertreter von 14 
Mächten wiederum in Genf zufammen, 
um 15 Aufatartifel zur Konvention zu 
beſchließen, welche ſich hauptſächlich auf 
die Ausdehnung der letztern auf die Ma⸗ 
rine beziehen. Nachtraͤglich find der ©. 
K. alle europäiſchen Mächte mit Einſchluß 
ber Türkei und von außereuropäiſchen 
Ländern die Argentiniſche Republik, Boli⸗ 
via, Chile, Japan, Perſien und Peru, 
nicht aber die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, beigetreten. Das äußere 
geiden ber durch bie ©. K. verbürgten 

eutralität ift das rote Kreuz auf weißem 
Feld, für Gebäude, Verbanbpläte ıc. auf 
einer Fahne, für Perfonen auf einer 
Armbinde. Im Anſchluß an die ©. 8. 
hat fich inamf en bad Inſtitut der frei- 
willigen Krantenpflege mehr unb mehr 
entwidelt und in ben einzelnen Ländern 
eine auögebehnte Organiſation erhalten. 
Vgl. Esmarch, fiber den Kampf ber 

umanität gegen bie Schreden bes Kriegs 

1869); Shmibdt-Ernfthaufen, Das 
Prinzip der G. 8. (1874); Lüder, Die 
&. &. (1876); Knorr, Entwidelung 
und Geftaltung des Heeredfanitätswefen® 
ber europäiiden Staaten (1880). 

Genie (franz, ipr. i&-, v. lat. Be) 
ſchöpferiſche Geiſteakraft; dann ich⸗ 
nung für die Thätigfeit ber Ingenieure 
inöbefonbere, daher man im Ötaats- und 
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Militirwefen von Genieforps (Inge⸗ 
nieurforpd) und von Genietruppen 
(Pionieren) IP t. 

Genoſſenſchafien (Erwerbs: und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften), bie 
auf Selbithilfe gegründeten wirtichaft- 
lichen Vereinigungen ober, wie das deutiche 
Genoſſenſchaftsgeſetz definiert, Geſellſchaf⸗ 
ten von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, 
welche die Förderung des Kredits, des Er⸗ 
werbs oder der Wirtſchaft ihrer Mitglie⸗ 
der mittelſt gemeinſchaftlichen Geſchaͤfts⸗ 
betriebs bezwecken. Das Verdienſt, das 
Genoſſenſchaftsweſen in Deutſchland ein⸗ 

eführt und zu hoher Blüte gebracht zu 
—** gebührt Hermann Schulze (De⸗ 
litzſch), geb. 29. Aug. 1808 zu Delitzſch, 
jest in Potsdam als Anwalt ber beutichen 
©. lebend, bis 1851 preußifcher Richter: 
beamter. Schulze gründete 1849 in feis 
ner Vaterſtadt Die erfte Aſſoziation, eine 
Kranfen: und Sterbefafle. Derfelbe war 
dazu namentlich durch das englifche Vor⸗ 
bild angeregt worden. Denn ſchon zu 
Anfang biejed Jahrhunderts hatten ſich 
in England Vereinigungen pebilbet, welche 
gegenüber bem Großfapital bie Kräfte des 
Handwerker: und Arbeiterfiands zu fam- 
meln und dem kleinen Dann eine gewiſſe 
öfonomifche Selbftändigkeit zu fihern ſuch⸗ 
ten. Den erften Vorſchußverein gründete 
Schulze 1850 ebenfalls in Delitzſch. Selbft- 
hilfe und Solidarbaft find die Grundlagen 
diefer G., welche recht eigentlich für den 
Heinen Dann und für den Kleingewerbe: 
betrieb beftimmt find. Die meift nur ge 
ringe Kreditfähigfeit der einzelnen Mit- 
glieder wird hier nämlich Durch die Juſam⸗ 
menfaffung berjelben in einer genofjen- 
ihaftlichen Vereinigung gehoben. So wird 
eine Gejamtfrebitfähigfeit bergeftellt,, in- 
dem jebes Mitglied für bie Schulden ber 
Genoſſenſchaft mit feinem gefamten Ber: 
mögen einfteht. In ungemein raſcher 
Weiſe brach fich dies Prinzip Bahn, und 
ſchon nach wenigen Jahren fland eine 
großartige DOrganifation von Erwerbs: 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften da. Durch 
bie beutfche Partifulargefeßgebung wurde 
das Genoſſenſchaftoweſen fon 1867, na= 
mentlich in Preußen und in einigen an⸗ 
bern deutſchen Staaten, gefeblich geregelt, 
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bis dann das norddeutſche Bundesgeſetz 
vom 4. Juli 1868, betreffend die privat⸗ 
rechtliche Stellung der Erwerbs⸗ und 


—— zunächſt für 





Norddeutſchland einheitliche Normen gab, 


die nunmehr auf das ganze Deutſche Reich 
ausgedehnt find. Hiernach gelten ©. ,, jo: 
weit das Geſetz nicht abweichende Bor: 
ſchriften enthält, al3 Kaufleute im Sinn 
bed deutſchen Handelsgeſetzbuchs. Sie 
können unter ihrer Jirma Rechte erwer- 
ben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigen- 
tum und andre dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken erwerben, vor Gericht klagen und 
verklagt werden. Allein dieſe Stellung 
einer juriſtiſchen Perſon hat nur die ein⸗ 
getragene Genoſſenſchaft. 

Zur Gründung der Genoſſenſchaft be⸗ 
darf es der ſchriftlichen Abfaſſung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags (Statuts) und der An⸗ 
nahme einer gemeinſchaftlichen Firma. 
Dieſe letztere muß vom Gegenſtand der 
Unternehmung entlehnt fein und die zu- 
fägliche Bezeihnung eingetragene Ce: 
nojienfchafte (3. B. Vorſchußverein zu 
Krefeld, eingeftagen Genofienichaft [ab- 
gefürzt e. ©.)) enthalten. Der Gejell: 
Ichaftsvertrag aber muß bei bem Handels⸗ 
gericht, in deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft 
ihren Sit hat, nebit dem Mitglieberver: 
zeichniß duch den Vorſtand eingereicht 
werben. Er muß bierauf von bem Ge 
richt in das Genoſſenſchaftsregiſter, 
welches, wo ein Hanbelöregifter eriftiert, 
einen Zeil bes lettern bildet, eingetragen 
und im Auszug veröffentlicht werben. Das 
Genoſſenſchaftsgeſetz, welches nicht nur 
von ber Errichtung ber Genoſſenſchaft, ſon⸗ 
bern auch von den Rechtöverhältnifien ber 
Genoffenfhafter untereinander, von ben 
Rechtsverhältniſſen berfelben unb ber Ge⸗ 
noſſenſchaft Dritten gegenüber, von bem 
Borftand, Auffichtsrat und von ber Gene: 
ralverfammlung, von ber Auflöfung ber 
Genoſſenſchaft und dem Ausicheiben ein- 
zelner Genoſſenſchafter, von ber Liquida⸗ 
tion ber Genoſſenſchaft und endlich aud 
von ber Verjährung ber Klagen gegen die 
Genoſſenſchafter handelt, hebt Dabei fol: 
gende Arten der ©. hervor: Vorſchuß⸗ und 
Kreditvereine; Robftoff- und Magazin: 
vereine; Vereine zur Anfertigung von 
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Gegenſtänden und zum Verkauf ber ge- 
jertigten Gegenftände auf gemeinfchaft: 
Ihe Rechnung (Produftivgenoffenjchaf: 
ten); Vereine zum gemeinjchaftlihen Ein- 
fauf von Lebensbedürfniffen im großen 
und Ablaß in Hleinern Partien (Konſum⸗ 
vereine); Vereine zur Heritelung von 
Bohnungen für ihre Mitglieder. Von den 
1879 in Deutfchland beftehenden 3203 ©. 
gehörten 1866 Vereine zu ben Vorfchußs 
oder Krebitvereinen (Krebitgenofjenfchaf- 
ten, Volks- oder Gewerbebanten), 649 
zu den ©. in einzelnen Gewerbäzweigen 
(Schuhmacher:, Schneider:, Tifchler-, We⸗ 
ber, Buchbinder: 2c. ©., landwirtſchaft⸗ 
lie &., ©. zur Anfchaffung von land: 
wirtihaftlihen Mafchinen und Geräten, 
zur Beichaffung und Unterhaltung von 
Zuchtvieh, Gewerbehallen, ©. für Mebl- 
jabrifation und Brotbäderei, ©. der Buch⸗ 
und Steindruder und Buchhändler, ber 
Metallarbeiter, Brauergenoffenichaften, 
G. für Zuderfabrifation, Molkerei⸗ Win 
zer⸗, Hopfenbau= x. ©. u. a.), 642 zu 
den Konfumvdereinen und 46 zu den Baus 
genoſſenſchaften. 

Zum Behuf ihrer immer ſolidern Ber 
gründung und zur Erfüllung ihrer wid) 
tigen fozialen Aufgabe, »Hebung der we⸗ 
niger bemittelten Volksklaſſen in Wirt: 
haft und Erwerbe, find die deutſchen G. 
im Weg freier Einigung in einem »all- 
Imeinen Verband der auf Selbit- 
fe beruhenden beutfchen Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften« organifiert 
und (ju einem großen Teil) zuſammen⸗ 
gefaßt. An der Spibe diefed großartigen 
Verbands fteht ein befoldeter Anwalt 
Schulze⸗Delitzſch) mit einem fürmlichen 

Urea. Die zum Verband gehörigen 
Vereine beſchicken den alljährlich ftatt- 
findenden Allgemeinen Bereindtag. 
Als Zwiſchenglieder zwischen diefem Zen: 
fralorgan und den einzelnen Vereinen 
Reben die Lanbes=, Unter:, Provin- 
jtalvderbände, deren zur Zeit 32 vor: 
handen find. Organ des Zentralverbands 
it die von Schulze-Delitzſch begründete 
und unter Mitiwirfung von Parifius und 
Schneider, dem erften Sekretär der An- 
waltihaft, herausgegebene Wochenfchrift 
Blaͤtter für Genoſſenſchaftsweſen«. Fer⸗ 
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ner dient auch die deutſche Genoſſenſchafts⸗ 
bank von Sörgel, Pariſius u. Komp. ( Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf Aktien) den Zwecken 
des Verbands, gegenwärtig mit 9 Mill. 
ME. Aktienkapital dotiert und beftimmt, 
ben ©. die Großbanfverbindung zu ver: 
mitteln und als Zentralneldinititut zu 
dienen. Ein ausführlicher »Sahresbericht« 
ber Anwaltichaft berichtet alljährlich über 
den Stand des deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
wefens. Derjenige pro 1879 veranfchlagt 
Die Ditgliebergehl der beutihen ©. auf 
mebr als 1 Mill., die Gefchäfte, welche 
1879 gemacht wurden, auf über 2000 Mill. 
ME., die Anfammlung eigner Kapitalien 


"ber Mitglieder in Geichäftsanteilen und 


Referven auf mehr als 170-180 Mil. 
ME. und die aufgenommenen Anleben auf 
mehr als 350—400 Mill, Mk. Übrigens 
haben fd auch die G. Ofterreichd (An: 
walt: Ziller) jowie die italienischen unb 
belgifhen Volksbanken zu Ähnlichen Ge 
jamtverbänden zufammengethan. Ebenjo 
beitebt in dem Central - Cooperative- 
Board ein englischer Genoſſenſchaftsver⸗ 
band. Auch in Franfreich hat in neuerer 
Zeit das Genoſſenſchaftsweſen größere Ver⸗ 
breitung gefunden. 

In Deutſchland macht ſich neuerdings 
eine Agitation gegen die Solidarhaft der 
G. bemerklich; doch wird von der Mehr⸗ 
zahl der G. an der Solidarhaft als an 
dem eigentlichen Örundpringip der ©. 
feitgehalten. Weniger bebenflich möchte 
es —* neben den G. mit Solidarhaft 
ſolche mit beſchränkter Haft zu ſtatuieren, 
jedoch nicht fo, daß an die Stelle der So: 
livarhaft eine Kapitalhaft, d. b. Haft 
bis zum Betrag ber Einlage, tritt, fondern 
vielmehr in Form einer ſogen Saran- 
tiehaft, indem die folidarifche Haft durch 
einen beftimmten Marimalfat ber Haf: 
tung begrenzt wird. Diefen Weg haben 
nach engliſchem Vorbild das öfterreichifche 
Genoffenfchaftsgejeb vom 9. April und 
das belgijche vom 18. Mai 1873 einge 
ſchlagen. Zu erwähnen ift ſchließlich, daß 
die öfterreichifche Gefeßgebung unter ©. 
auch die Innungen veriteht. Dal. Pa⸗ 
riſius, Die Genoſſenſchaftsgeſetze im 
Deutihen Reid) (1876); Schulze: De: 
ligfch, Die Geſetzgebung über die privat: 
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rechtliche Stellung der Erwerbs: und Wirt- 
fhaftögenoflenjchaften(1869);Derfelbe, 
Vorſchuß⸗ und Kreditvereine ald Volkg⸗ 
banken (5. Aufl. 1876); Pfeiffer, Die 
Konſumvereine (2.Aufl. 1869); Sch nei: 
der, Mitteilungen über deutſche Bauge⸗ 
noffenfchaften (1875); Kraus, Die ©o- 
lidarhaft (1878); Schulze-Oelitzſch, 
Die Zulaſſung der beſchränkten Haft( 1881). 

entleman (engl., ſpr. dſchenntlmän, 
Mehrzahl: Gentlemen), in England Be⸗ 
zeichnung für Dlitglieber be3 höhern 
Bürgerſtands oder aller, welche eine un- 
abhängige Stellung und eine höhere Bil: 
dung befiken: im gefelligen Umgang ein 
Mann von Anftand und Lebensart, von 
ehrenhaftem Charakter; gentlemanlike, 
in der Weile eines ©. 

Gentry (engl., ipr. digenntri), in Eng- 
land eigentlich Bezeihnung der Groß: 
grundbeſitzer, welche nicht zur Nobility 
(f. d.) gehören, oft aber aus ſehr alten 
Familien ftanmen. Im weitern Sinn 
werden auch Gelehrte, Juriſten, Geiftliche, 
Offiziere und Bankiers zur ©. gerechnet. 

ericht, einezur Ausübung ber Rechts⸗ 
pflege beitimmte richteramtliche Vehörbe; 
auch Bezeichnung für das gerichtliche Ver: 
fahren; Gerichtsbarkeit (Jurisdik— 
tion), die von der Staatsgewalt an ge⸗ 
wiſſe Beamte verliehene Befugnis zur Be⸗ 
panblun von Rechtsſachen, fei e8 von 
ürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten (Zivil: 
faden, Zivilprozeßſachen, Zipil- 
gerichtsbarkeit), fei e8 von Straf: 
(Kriminal-)Sadhen (Straf:, Krimi: 
nalgerihtsbarfeit), ſei es von 
Rechtsangelegenheiten, bei Denen zwijchen 
den beteiligten Perjonen ein Streit 
nicht befteht, unb bei denen bie Mit: 
wirkung ber Gerichtsbehörden vorzugs⸗ 
weife um beswillen eintritt, um bie Ver⸗ 
wieklihung und ben Nachweis von Rech⸗ 
ten und Rechtsverhältnijien ficherzuftel- 
len, wie bei den Hypotbefenfachen, bei 
dem Bormunbdichaftswefen u. dal (frei- 
willige Gerichtsbarkeit). Die Ge- 
richtsbarkeit ift ein wejentlicher Ausfluß 
der Staatögewalt, wie der Rechtsſchutz 
eine ber wejentlichen Aufgaben bes Staats 
ift. Daß die Gerichtsbarkeit im Mittel: 
alter gleichwohl vielfadh an Städte und 
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Srundberren zur felbfländigen Ausübung 
wie ein nutzbares Privatreht übertragen 
wurde (Privat-, Batrimonialge: 
richt sbarkeit), und daß man aud der 
Geiftlichkeit eine Gerichtöbarkeit zugeitand, 
ift auf beſondere hiſtoriſche Verhältniſſe 
urückzuführen. Überrefte dieſer Gerichts: 
arkeit haben ſich aber bis in die neueſte 
Zeit erhalten. Das Recht und die Pflicht 
einer Perſon, vor einem beſtimmten G. 
Recht zunehmen, werden Geriht3ftand 
(forum) genannt. So hat 3.8. in bür: 
gerlichen Rechtsſtreitigkeiten, abgeſehen 
von beſondern Gerichtsſtänden, eine Ber: 
fon ihren allgemeinen Gerichtöftand, 
wo fie verflagt werben Tann, bei dem ©. 
ihres Wohnſitzes. In Straffadhen ift zu: 
nächſt der Gerichtöitand bei demjenigen 
G. begründet, in deffen Bezirk bie ſtraf⸗ 
bare Sandfung begangen ijt; doch kom⸗ 
men daneben die Gerichtäftände bes Wohn: 
figes bes Aingeichubigten und ber Er: 
greifung vor. Der für befondere Klaſſen 
von Perfonen, namentlid für die Mit- 
glieder fürftlicher Häufer und für Mili- 
tärperfonen, und für gewifle Rechtsfachen, 
3. B. Hanbelsfadhen, geordnete befonbere 
Serichtsftand wird als privilegierter 
ober erimierter bezeichnet. Gerichts⸗ 
organifation (Gerichtsordnung, 
Gerihtsverfaflung, Juftizorga: 
nifation) ift die gefeglich beftimmte Ein- 
richtung der Gerichte. Nach ber modernen 
Gerichtäverfaffung find minder wichtige 
Rechtsſachen vor den Einzelrichter, 
wichtigere vor Kollegialgerichte ver: 
wiejen. Die Möglichkeit einer beſonders 
ründlidhen und unparteiiihen Prüfung 
ft aber aquch dadurch gewährt, daß ein 
unb biefelbe Rechtsfache in der Regel vor 
verfchiedene Gerichte (Inſtanzen) ge 
bracht werben kann, bie zu einander im 
Berbältnis der Über- und Unterordnung 
ftehen (Ober: und Untergeridhte). 
Yun das Deutfche Reich find bie Gericht: 
verfajiung und das gerichtliche Verfahren 
durch die Reichsjuſtizgeſetze und zwar 
durdy das Serichtöverfaflungsgefeß vom 
27. San. 1877, die Ziwilprozekordnung 
vom 30. San. 1877, die Strafprozeßord 
nung vom 1. Yebr. 1877 und bie Kon 
kursordnung vom 10. Febr. 1877 gere⸗ 


Greikernertuums jür 

sicher vom 24. Tui 15.8, bee Gehühren: 
c für Jensen und Sadwerfiäubige 
vom * Susi 1848, bee Rechtsanwalt: 

ur Rei vom 
ĩ. Iulı 1879. Durch diefe nene Organi- 
jation ıft aber namentlich bi i⸗ 
ren 
ttandig befeitigt, der geiitli richts⸗ 
barkeit die bütgerliche Wirkung entzogen 
und die Trennung der Juſtiz von der 
Verwaltung vollſtãndig durchgefũhrt wor⸗ 
den. Für bie Unabhängigfeit des Richter: 
ſtands find die nötigen Garantien gege: 
ben, und die Borausfeßungen ber sh n 
feit zum Richteramt find für ganz Deutd- 
Iand in einheitlicher Weiſe beitimmt. Das 
Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten wird, ebenjo wie das Hauptverfah- 
ten des Strafprozeſſes, durch die Grund: 
jüte der Offentlichfeit und ber Mündlich⸗ 
feit, ber Unmittelbarfeit der Verhandlung 
und der freien Würdigung der Beweiser⸗ 
gebniſſe durch den Richter beherricht. Für 
das Verfahren in bürgerlichen Rechts: 
freitigfeiten ift die Erforjchung der ma⸗ 
teriellen Rechtswahrheit in ben Vorder⸗ 
grumb geftellt unb der Zwang prozeſſua⸗ 
licher Formalitäten möglichft befeitigt. 
Zugleich ift auch allenthalben für thuns 
lite Befchleunigung des Verfahrens, na- 
mentfich für eine raſche und wirkſame Exe⸗ 
kution, geſorgt, wie denn auch durch bie 
Konkursordnung einer im Intereſſe des 
öfſfentlichen Verkehrs Dringend gebotenen 
raſchen Abwidelung des Eguldenweiens 
Rehnung getragen if. Die Strafprozeß⸗ 
otdnung aber bezwedt nicht nur eine 
wirkſame Berfolgung ter verbrecheriſchen 


üßien unb Stanbreihten, finb —— 
————— 


au if bie buch Die 
—— — — — — 


208 


der Zuſtizver woal u 
| Are Seamikäntt det Rerwaltung dar 
ſen den ordentlichen Gerichten nicht F 
wieſen werben. Im einzelnen aber N) 
Scrihtszuftändigfeit jür die duͤrgerlichen 
Rechtöftreitigleiten und jür die Sur 

lachen in folgenter Weiſe geordnet: 

I. Bürgeriige Weaptöfreitigteiten. 
Erſte Inſtanz: 1) Binzgelviw- 
ter: Bor den Amtsſsgerichten werden 
minder wichtige vermoͤgenorechtliche Au 
Iprüde und zwar bis zum Ketvag bon 
IME, verhandelt und entſchieden ſowie 
ohne Rüdfiht auf den Wert des Streli- 
gegenflanbs gewiſſe andre Rechtoſtreltig 
iten, deren Weſen ein befonders ſchleu⸗ 
niges Verfahren erbeifcht oder eine befon- 
dere Vertrautheit mit den einſchlagigen 
Iofalen Verbältntiien vorausfent, wie z. V. 
Haus mieteſtreitigkeiten, Streitiachen zwi⸗ 
ſchen Arbeitern und Arbeitgebern bin lt 
lich des Dienft: und Urbeitsverhältuiiien, 
niebnewäheichaftößtreltigteiten, Geſinde⸗ 
ſtreitigkeiten u, bgl. Außerdem find bie 
Amtögerichte, ebenfalls ohne Deificht anf 
ben Betrag ber un, ir das 
fogen. Ma nner|e ren zuſtändig. 
Handelt es ſich nämlich um bie Zahlung 
einer beftimmten Geldſumme oder um bie 
Leiftung einer beftimmten Quantliht an- 
brer vertretbarer Sachen ober Bertpapiere, 
jo kann der Amtsrichter auf Antrag des 
Bläubigers einen bedingten Jahlung®- 
befehl erlaflen, ber, wenn ein Wiber- 
fprud nicht erfol ‚ vollſtredhar wid, 
während im all eines Widerſpruchs bus 
orbentlihe Prozeßverfahren einzutreten 
bat, Ferner gehören bie fogen, Gnis» 
mündigungsiahen in ben amtag⸗ 
tihtlihen Rompetenzfreis, d, 4, bie Hoͤlie, 
in welchen eſs ſich Darum hatibelt, eine 





—— — 
gerichtli oxbeiu 

meldung. Briter fungi⸗ ven * Anlage 
rise in der Grefutionsischung als Hutl 
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firedungsgerichte, auch find ihnen bie 
Konkursſachen überwiefen, und enblid) 
kann bie vergleichsweiſe Erledigung einer 
jeden Prozeßſache vor dem Amtörichter 
verfucht werben. 2)Rollegialgerichte: 
Bor bie Landgerichte und zwar vor 
deren mit drei Richtern befeßte Kipiltam: 
mern gehören alle Prozekfachen, deren 
Wertbetrag die amtörichterliche Kompe⸗ 
tenzfumme überſteigt, unb welche nicht 
fonit vor die Amtögerichte verwieſen find; 
ferner find den Landgerichten, ohne Rück⸗ 
fiht auf den Wert des Streitgegenftandd, 
gewiſſe —A gegen den Reichsfiskus 
und gegen Reichsbeamte wegen Überſchrei⸗ 
tung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen 
pflichtwidriger Unterlaſſung von Amts⸗ 
handlungen, endlich aber auch die Ehe⸗ 
ſachen zur Verhandlung und Entfcei- 
bung überwiefen. Außerdem fünnen aber, 
jebody nur wenn und foweit bie Landes⸗ 
juftizverwaltung das Bebürfnis bierzu 
als vorhanden annimmt, bei den Land⸗ 
gerichten für deren Bezirke oder für ört⸗ 
ich abgegrenzte Teile derjelben Kam: 
mern für Handelsfahen gebildet 
werden. Bor dieje reijortieren alsdann 
diejenigen bürgerlichen Rechtsftreitigfei- 
ten, welche ben „anbgerichten in erſter 
Inſtanz zugewiefen find, fofern fie An: 
ſprüche gegen einen Kaufmann aus zwei- 
feitigen Handelögejchäften, Wechſelſachen 
und verjchiedenen fonftigen im Geſetz ſpe⸗ 
ziel verzeichneten Handelsſachen betreffen. 
Diefe Handelskammern werden burc ein 
Mitglied bed Landgerichts oder einen 
Amtörichter als Vorfibenden und zwei 
dem Kaufmannsſtand angehörige, aber 
mit ebendemfelben Stimmredt ausge⸗ 
Hattete Hanbelgrichter gebildet. 

Zweite (Berufungs: unb Be: 
Ihmwerde-) Inftanz: 1) Die Landge— 
richte und zwar bie Zivilfanmern berjel- 
ben bilden für bie in erfter Inſtanz an bie 
Amtsgerichte verwiefenen Sachen bie zweite 
Inſtanz (Berufungsgericht). Gegen 
die amtsgerichtlichen Urteile ift nämlich 
ber Regel nach das Rechtsmittel der Be- 
rufung binnen Monatsfrift und gegen 
jonftige Verfügungen ber Amtögerichte 
bad Rechtsmittel der Beſchwerde und zwar 
zumeift mit 14tägiger Friſt gegeben. 2) 


Gericht (bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten). 


Die Oberlandesgerihte und zwar 
bie mit fünf Richtern, mit Einichluß des 
Vorſitzenden, zu bejebenden Ziviljenate 
berfelben entfceiden über Die gegen die 
eritinftanzlichen Endurteile der Xandae 
richte eingelegten Berufungen und über 
die gegen jonftige Iandgerichtliche Entfchei- 
dungen gegebenen und eingewenbeten Be 
fehwerden. Durch die Berufung wird bei 
dem zufländigen Berufungsgericht eine 
nochmalige Verhandlung und Prüfung 
ber Thatumftünbe ſowohl wie der Rechts⸗ 
frage und eine abermalige Entfcheidung 
ber Sache herbeigeführt. Auch Fünnen 
Angriffs: und Berteibigungsmittel, welche 
in erfter Inſtanz nicht geltend gemacht 
worden find, insbefonbere neue Thatfachen 
und Beweismittel, in biefem Stabium der 
Sache noch nachträglich vorgebracht werben. 
Dritte (Revifiond-: und Be 
ihwerbe:) Inſtanz: 1) Das Reichs: 
ericht in Leipzig entfcheibet in britter 
Stanz über das gegen die zweitinſtanz⸗ 
lihen Enburteile ber Oberlandesgerichte 
uläffige Rechtsmittel ber Reviſion und 
über Beichwerden gegen Verfügungen ber 
Oberlandeögerichte. an denjenigen Rechts⸗ 
fahen nämlich, welche in eriter Inſtanz 
vor bie Amtsgerichte gehören, ift genen dad 
amt2gerichtliche Urteil nur das Rechtsmit⸗ 
tel der Berufung an bie Zivilfammer des 
Landgerichts gegeben. Für die Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten dagegen, welche in erſter Inſtanz 
vor die Landgerichte, in zweiter vor die 
Oberlandesgerichte gehören, beſteht noch 
eine dritte Inſtanz, indem die zweitin⸗ 
ſtanzliche Entſcheidung des Oberlandesge⸗ 
richts durch die Reviſion angefochten wer⸗ 
ben kann. Dies Rechtsmittel bezwedt 
jeboch keineswegs eine nochmalige Verhand⸗ 
lung und Prüfung ber Thatumſtände, 
fondern lediglich eine wiederholte Erörte⸗ 
rung und Smeicheibung ber Rechtsfrage; 
auch ift die Zuläfligfeit desfelben ber Regel 
nach durch einen Werthetrag des Be: 
Ichwerbegegenftands von minbeftend 1500 
DE. (Reviſionsſumme) bedingt. Die 
Entſcheidung erfolgt durch die Zivilſenate 
des Reichsgerichts in der regelmaͤßigen Be 
ſetzung von ſieben Mitgliedern mit Ein⸗ 
ſchluß des Vorſitzenden nach vorgängiger 
Verhandlung, welche ſich eben lediglich auf 
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eine wiederholte Erörterung und Entjchei- 
bung der Rechtöfrage beſchränkt. 2) Das 
Sinführungsgefeb zum Gerichtöverfaf- 
jungsgefeß enthält für die größern Bun- 
desſtaaten, in welchen mehrere Oberlan- 
deögerichte errichtet werden, ben Vorbe⸗ 
lt, daß bier bie nach dem Vorſtehen⸗ 
den zur reichsgerichtlichen Kompetenz ges 
hörige Berhandlung und Entſcheidung von 
Revrfionen und Beſchwerden auch einem 
oberiten Kandeagerict zugewiefen 
werden Tann. Zur Wahrung ber Rechts⸗ 
einbeit iſt jedoch bie wichtige Ein- 
ſchränkung getroffen, baß dieſe Borfchrift 
fih nicht auf diejenigen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten beziehen foll, welche vorbem ber 
Kompetenz des Reichsoberhandelsgerichts 
unterftellt waren. Hiernach bezieht fich 
aljo die Zuſtändigkeit eines ſolchen parti- 
kulãren höchften Gerichtshofs nicht auf Das 
Reihsrecht, ſondern Lediglich auf das Lan⸗ 
deörecht, und ebendarum bielt man, jo- 
lange e8 an einem allgemeinen bürger- 
fihen Geſetzbuch für ganz Deutſchland 
noch fehlt, dieſe Konzeſſion an die Bundes⸗ 
ſtaaten für unbedenklich. übrigens iſt von 
dieſem Recht nur von Bayern Gebrauch 
gemadht worden, welches einen oberften 
andgerichtshof in München errichtete, 
zur Sachfen warb bie Einrichtung eines 
ſolchen durch das Reichsgeſetz vom 11. April 
1877 (Reichsgefebblatt, ©. 415) audge- 
ſchloſſen, wonach derjenige Bundesftaat, 
in deſſen Gebiet das Reichsgericht feinen 
Sik Hat, von jener Befugnis zur Errich⸗ 
tung eines oberften Landesgerichts Teinen 
Gebrauch machen darf. Erefutions- 
infanz: Die gerichtliche Zwangsvoll⸗ 
fredung ift teils befonbern Vollſtrecungs⸗ 
beamten (den Gerichtsvollziehern), 
teils den Amtsgerichten übertragen. 
Erſlere haben namentlich die Exekution in 
das Mobiliarvermögen (Auspfändung) zu 
beſorgen, während bie Hilfsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen, in Forde⸗ 
tungen und ähnliche Vermögensrechte, 
ebenſo die Erzwingung einer Handlung 
der Unterlaſſung durch bie Amtsgerichte 
bewirkt werben. Letztere erledigen zugleich 
als Vollſtreckungsgerichte eiwaige Einwen⸗ 
dungen bes Schuldners ober dritter Per⸗ 
onen und fonftige Anftände; auch können 
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biejelben, um nadjteiligen Verzögerungen 

vorzubeugen, ein erftinftanzliched Urteil 

ſchon vor Eintritt der Rechtskraft desſel⸗ 

ben für vorläufig vollitredbar erflären. 
1. Strafſachen. 

Erfte Inſtanz: 1) Amtsgerichte 
mit Schöffengerichten, welch letztere 
aus dem Amtsrichter als Vorſitzenden 
und zwei aus dem Volk erwählten Schöf⸗ 
fen gebildet werden, ſind für die ſogen. 
Übertretungen und für diejenigen Ber: 
gehen, welche nur mit Gefängnis bis 
zu 3 Monaten ober mit Haft oder mit 
Geldſtrafe bis zu 600 Mk. bedroht find, 
zuftändig. Auch ift es ben Gtraffam- 
mern ber Landgerichte nachnelaflen, eine 
Reihe leichterer Vergeben auf Antrag ber 
Staatsanwaltfchaft an jene zu verwei⸗ 
fen, wenn in dem gegebenen Fall voraus: 
fihtlich ebenfalls Teine höhere Strafe als 
bie angegebenen eintreten wird. Außer: 
dem gehören noch Beteibigungen und Kör⸗ 
perverlegungen, welche im Weg der Pri⸗ 
vatklage verfolgt werben, ebenfalls vor die 
Schöffengerichte; ferner der einfache Dieb: 
ftahl und Betrug, bie einfache Unterjchla- 
gung und Sachbeſchädigung, wofern der 
Wertbetrag des Berbrechensgegenftands bie 
Summe von 25 ME. nicht überfteigt, und 
endlich die Begünftigung und Hehlerei, 
wenn bie verbredheriichen Handlungen, 
auf welche fie fich beziehen, ebenfalls in 
die fchöffengerichtliche Kompetenz fallen. 
Die Schöffen haben übrigens ſowohl in 
Anfehung ber That: wie der Rechtöfrage 
gleiches Stimmrecht mit dem Amtsrichter, 
welcher ben Vorſitz führt. Der Amtsrich⸗ 
ter kann aber bei Übertretungen und ge= 
wiffen Vergehen auf Antrag der Staat3- 
anmwaltichaft, deren Funktionen hier durch 
den Amtsanwalt wahrgenommen wer: 
den, ohne vorgängige Verhandlung fogen. 
Strafbefeble (Strafmandate) erlal: 
fen und barın Weeibeiteitrafe bi8 zu 6 
Wochen oder Geldftrafe bis zu 150 ME. 
feitfeßen, welche, wenn dagegen nicht bin⸗ 
nen einer Woche Einſpruch erhoben wird, 
vollitredbar werden, während im Fall 
eines ſolchen Einſpruchs zur Verhandlung 
geichritten wird. Endlich find die Amts: 
richter zur Entgegennahme von Anzeigen 
und zur Vornahme von Unterſuchungs⸗ 
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bandlungen überhaupt auf Beranlafiung 
de3 Staatsanwalts ober des Unterſu⸗ 
Gungärigters und in eiligen Fällen ſelbſt 
von Amts wegen befugt und verpflichtet. 

2) Die Straffammern ber Lanb- 
erichte find für diejenigen Vergeben zu⸗ 
Aanbig, welche nicht vor die Schöffenge- 
richte gehören; ferner für diejenigen Ber: 
brechen, welche höchiten® mit fünfiähriger 
Zuchthausſtrafe bedroht find; dann für 
die Verbrechen jugendlicher (noch nicht 
418jähriger) Perfonen; für gewiſſe Un⸗ 
zuchtsverbrechen; für fchweren Diebftahl 
und fchiwere Hehlerei und für Betrug, 
Diebſtahl und Hehlerei im wiederholten 
Nüdfall; endlich auch für die in verfchie- 
benen Reichsgeſetzen, wie 3. B. im Bank: 
und im Aftiengefeb, für Hrafbor erflär- 
ten Handlungen. Eine Mitwirkung des 
Zaienelement3 iſt in biefem Berfahren 
allerdings ansgeſchloſſen, dafür müſſen 
aber die Straffammern in der Haupwer⸗ 
handlung nit wie fonft mit nur drei, 
fondern mit fünf Richtern befebt, und es 
muß zur Verurteilung des Angefchulbig- 
ten eine Mebrheit von vier Stimmen vor: 
handen fein. Abgefeben von ben regel: 
mäßig durch den Staatsanwalt anzuftel. 
lenden Vorermittelungen, Tann und fol 
in biefen Fällen eine Vorunterfuhung 
vorausgehen, wenn dies von bem Staat$- 
anwalt ober von dem De läutbigten bean: 
tragt wird. Zur Führung ber Vorunter- 
ſuchung ift der bei dem Landgericht zu 
beitellende Unterfuchungsrichter berufen, 
welder an bem Hauptverfahren felbft Fei- 
nen Anteil nehmen darf. Die Hauptver- 
handlung findet ftatt auf die von ber 
Staatöanwaltihaft erhobene Klage hin 
und nach vorgängigem Beichluß der Straf: 
fammer (Berweitungabzfhluß), daß 
das Hauptverfahren zu eröffnen fei. Da- 
bei iſt beſtimmt, daß von ben brei Ber: 
weifungsrichtern nicht mehr als zwei an 
der Hauptverhandlung teilnehmen dürfen 
und namentlich nicht derjenige Richter, 
welcher überden Antragber Staatsanwalt: 
ſchaft Bericht erftattet hatte. 

3) Shwurgerichte, welche periobifch 
bei den Lanbgerichten zufammentreten 
und aus brei richterlihen Mitgliedern 
mit Einfluß des Vorſitzenden beſtehen, 
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urteilen über fchwere Verbrechen. ber 
die Schulbfrage enticheiben zwölf Ge 
ſchworne. Für jedes Schwurgericht wer: 
den nämlich aus ben zu Geſchwornen vor: 
geichlagenen Perſonen 30Hauptgejchworne | 
ausgeloft, aus welchen dann unter Berüd: | 
fihtigung bes dem Staatsanwalt und dem 
Angeklagten zuftehenden NAblehnungs- 
techt3 Die Geſchwornenbank gebildet wir. 
Zur Verurteilung des Beſchuldigten iſt 
eine Majorität von zwei Dritteln ber 
Stimmen erforberlich. 
4) Das Reichsgericht enticheibet in 
erfter und leßter Inſtanz über die gegen 
Kaifer oder Reich gerichteten Verbreden | 
bed Hochverrats und des Landesverrats. 
Berufungsinftanz: Eine eigentliche 
Berufung (Appellation), hrs welche 
die nochmalige Verhandlung, Prüfung 
und Entſcheidung einer Strafſache, der 
Thatfrage ſowohl wie der Rechtsfrage, in 
zweiter Inſtanz veranlaßt wird, m nut 
gegen Hrteile ber Schöffengerichte ftatuiert. 
tefelbe geht an bie Straffammer bes 
Landgerichtd. Revifionsinftanz: Da: 
gegen iſt durch das gegen bie Strafurteile 
der LandgerichteundderSchwurgerichte gu: 
läffige Rechtömittel ber Revi | ion (Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde) bie Möglich eit gegeben, 
r den Fall ber etwaigen Berleßung eines 
Geſetzes die nochmalige Prüfung und Ent 
fheibung ber — e in der höhern 
Inſtanz oder doch die Aufhebung des be⸗ 
ſchwerlichen Erkenntniſſes und die Rüd- 
verweifung zur anberweiten Berbanblung 
und Entſcheidung herbeizuführen. Als Re⸗ 
viſionsgerichte fungieren: a) Die mit fünf 
Richtern befegten Straffenate ber Ober- 
landesgerichte, wenn es fi um die An- 
fechtung von Urteilen ber Strafkammern 
in der Berufungsinftang oder don eritin- 
anzlihen Urteilen derſelben hanbelt, fo: 
ern in dem legtern Fall die Reviſion au 
ſchließlich auf die angebliche Verletzung 
einer landesgeſetzlichen Beftimmung 
geſtützt wird. b) Handelt es fich dagegen 
um die Verlebung einer reichs geſetz⸗ 
lien Norm, alfo namentlich einer Be 
ſtimmung des Reichsſtrafgeſetzbuchs, durch 
ein erſtinſtanzliches Urteil ber Strafkam⸗ 
mer, fo geht bie Revifion an das Reid 
gericht, welches auch über bie gegen Ur 
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teile der Schwurgerichte eingelegte Re- 
vifion zu enticheiden hat. Beſchwerde⸗ 
inftanz: Abgeſehen von ben eigentlichen 
Strafurteilen, fönnen aber auch endlich 
tihterliche Berfügungen und Entſchließun⸗ 
gen, welche jenen vorausgehen unb fie vors 
bereiten, zu Beſchwerden Beranlaflung 
Km, und zur Entſcheidung über ſolche 
ind die Straffammern ber Land— 
gerichte, infofern es fih um Anordnun- 
gen und Entſchließungen bes Unterfu: 
chungsrichters, des Amtörichters oder der 
—— und die Oberlandes⸗ 
gerichte berufen, wenn es ſich um Be⸗ 
ſchlüſſe ber Strafkammern ſelbſt oder bes 
Gerichtshofs der Schwurgerichte handelt. 

Als ordentliche Gerichte fungieren dem⸗ 
nach im Deutſchen Reich die Amtsgerichte, 
Landgerichte, Oberlandesgerichte und bad 
Reichsgericht Bor dieſelben gehören alle 
bürgerlichen Rechtäftreitigfeiten undStraf: 
jahen, für welche nicht entweber bie Zu: 
fändigfeit von Benvaltungsbehörben oder 
Berwaltungsgerichten begründet ift, ober 
für bie reichsgeſetzlich beſondere Gerichte 
beftellt ober zugelafien find. Während 
nämlich die Entjcheidung ftreitiger Fragen 
des Brivatrechtd den Gegenftand ber bür- 
gerlihen Rechtspflege bildet, gehört die 
Entſcheidung von Streitigfeiten auf dem 
Gebiet des Öffentlichen Rechts vor die Ver- 
waltungsbehörden. Es ift dies das Gebiet 
der fogen. Berwaltungsrechtspflege 
(Aminiftrativjuftiz),undesgebören 
dahin 3. B. Heimatjachen, Streitigleiten 
über die Verbindlichkeit zu Staats- und 
Semeinbeleiftungen, Baufachen u. odgl. 
Nur ausnahmsweiſe find ng 
fitggründen auch geile rivatrechts⸗ 
ſtreiiigkeiten ben Verwaltungsbehörden 
überwieſen, wie z. B. die Streitigkeiten 
zwwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
über das Arbeitöverhältnis, und in man: 
hen Staaten find neuerdings zur Ent: 
ſcheidung folcher Angelegenheiten beſon⸗ 
dere Berwaltungsgerihtshöfe er: 
tigtet worden. «Auch die deutfche Reichs: 
geſetzgebung hat berartige Verwaltungs» 
gerichte in dem Bundesamt für das 
Heimatsweſen, in ben Seemannsämtern, 
in dem verftärkten Reichseiſenbahnamt 


und in dem Patentamt geſchaffen. Zu be: | progekorbnung und Lehrbücher Des 
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achten ift ferner, baß auch in Straffachen 
bei jogen. Übertretungen eine ftrafrechtliche 
Befugnis der Polizeibehärden, namentlich 
ber Gemeinbebehörden, burch landesgeſetz⸗ 
liche Beftimmung begründet werben Tann. 
* barf vr Boligeibehörbe (se rg 
n Strafprogekordnung . 
beine andre Strafe als Haft bis zu 1 
Tagen oder Geldftrafe und diejenige Haft, 
welche für ben Kal, daß bie Geldſtrafe 
nicht beigetrieben werben Tann, an bie 
Stelle ber legtern tritt, fowie eine ver: 
wirfte Einziehung verhängen. Dem Be: 
ſchuldigten ift es in allen folchen Fällen 
unbenommen, auf richterliche Eniſchei⸗ 
bung anzutragen. Als bejondere Gerichte 
enblih find nad dem beutichen Ge⸗ 
richtsverfafjungsgefeh zugelajjen: die auf 
Staatöverträgen beruhenden Rheinfchiff- 
fahrts- und Elbzollgerichte; die Gerichte, 
welchen die Enticheidung von bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten bei der Ablöfung von 
Gerechtigfeiten oder NReallaften, bei Se⸗ 
parationen, Konfolidationen , Verkop⸗ 
pelungen, gutsherrlich=bäuerlichen Aus: 
einanderfeßungen u. dgl. obliegt; die Ge: 
meindegerichte, infoweit diefelben über ver- 
mögensrechtliche Anfprüche zu entjcheiden 
haben, deren Wert den Betrag von 60 
ME. nicht überfteigt, vorbehaltlich der 
Berufung auf richterliche Entjcheidung; 
bie Gewerbegerichte und bie etwaigen bes 
fondern Gerichte für die Mitglieder ber 
landesherrlichen Familien und ber Kiel 
lichen Familie Hohenzollern. Die räum: 
liche Abgrenzung der Gerichtsbezirke 
im Deutichen Reich ift bei den einzelnen 

Staaten angegeben. 
Die Juſtizgeſetze, von benen zahlreiche 
Ausgaben veranftaltet worben find, haben 
bereit3 eine ſehr reichhaltige Litteratur 
an Kommentaren und an ſyſtematiſchen 
und populären Darſtellungen ihres In 
halts hervorgerufen. Vgl. Hahn, Die 
pefamien Materialien zu den Reichs⸗ 
juitiggefegen (1879); die populären Bear: 
beitungen ber Juſtizgeſetze von Anders, 
Neige, Fuchs, Rapp u. a.; Ausgaben des 
erichtöverfaffungsgefeßed mit Anmer⸗ 
kungen von Gneilt, Keller, Thilo, Zim⸗ 
mermanı u. a.; Kommentare zur Abi 
ivil⸗ 
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prozeßrechts von Bar, Endemann, Meyer, 
Puchelt, Seuffert, Strudmann und Koch, 
Wilmowoki und Levy u. a., ber Konkurs: 
ordnung von Fuchs, König, Völderndorff, 
Wilmowski, Zimmermann u. a. der Straf⸗ 
brogeborbnung bon Bar, Dochow, Gneift, 
Holkendorff, Meves, Puchelt, Schwarze, 
Thilo u. a. Vgl. auch Brecht, Adreßbuch 
der Gerichtsſtellen im Deutſchen Reich (2. 
Aufl. 1879); Knoblauch, Karte der Ge⸗ 
eich oo rganilation (2. Aufl. 1879). 
Geridiöferien, |. Ferien. 
Gerigtögebraug, Gleichförmigkeit 
richterlicher Enticheidungen in einer Reihe 
ähnlicher Falle. Derfelbe fchafft Fein bin- 
dendes Recht. Insbeſondere verpflichtet 
der G. der Obergerichte die Untergerichte 
nicht zu einer Entſcheidung in ebendem⸗ 
ſelben Sinn, wenn man — auch ſchwer 
und nur aus triftigen Gründen dazu ent⸗ 
ſchließen wird, von dem beſtehenden G. 
abzugehen. 
Gerichtshalter (lat. Justitiarius), ſ. 
Patrimonium. 
ai f. Gebühren. 
Geritsfäreiber, der mit der Proto⸗ 
tolführung und Ausfertigung betraute 
Gerichtsbeamte. Nach dem deutſchen Se 
richtsverfaſſungsgeſetz ($ 154) ift bei je⸗ 
bem Gericht eine Gerihtsfchreiberei 
einzurichten, deren Geſchäftseinrichtung 
bei dem Reichögericht durch ben Reichs⸗ 
Fanzler, bei ben Randesgerichten burch die 
Lanbesjuftizverwaltungen beftimmt wird. 
Bol. Schmidt, Handbuch fiir da Ge: 
richtäfchreiberamt (1880). 
Gerichtsſprache, ſ. Geſchäftsſprache. 
Gerichtspollzieher, gerichtlicher Voll⸗ 
ſtreckungsbeamter, entſprechend den fran⸗ 
zöſiſchen Huiſſiers. Die deutſche Zivil⸗ 
progeborbnung ($$ 674 ff.) hat nämlich 
en Gerichten die Mobiliarerefution ab: 
genommen und fie ben Gerichtsvollziehern 
ttberwiefen, welche Diefelbe im Auftrag bes 
Gläubigers zu bewirken haben. Der Gläu⸗ 
Biger kann wegen Erteilung bes Auftrags 
gut Zwangsvollſtreckung bie Mitwirkung 
es Gerichtsſchreibers in Anſpruch nehmen. 
Der von dem Gerichtsſchreiber beauftragte 
G. gilt als von dem Gläubiger beauftragt. 
Dem Schuldner und Dritten gegenüber 
wird ber ©. zur Vornahme ber Zwangs⸗ 
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vollſtreckung durch den Befit ber vollitred: 
baren Ausfertigung bes Urteils ermäd- 
tigt. Das vom ©. bei ber Pfändung (i.b. 

zu beobachtende Verfahren ift in der Zivil- 
prozeßordnung feftgeftellt. Die Gebühren 
ber ©. berechnen ſich nach der Gebüh— 
enorbnung für &. vom 24. Juni 1878 
(Reichögefepblatt, S. 166 ff.); ihre Höhe 
wird vielfach als eine Unbilligfeit empfun: 


ben, und ebendarum wird bie Herab: 


ſetzung berfelben angeftrebt. Ob und in 
wieweit die ©. aud andre Funktionen 
auszuüben und namentlich beim Straf: 
vollzug mitgunwirten haben, beftimmt fid 
durch bie Geſetzgebung der Einzelitanten. 

Germanicn (Germania, Yand ber 
Germanen), bei ben Römern Gefamt: 
name für das von deutſchen Volksſtäm⸗ 
men bewohnte Land zwifchen dem Rhein 
unb der Weichfel und von ber Donau bis 
ur Nord: und Oſtſee. Die frühern deut: 
Üben Kaifer nannten fih Könige von ©. 
Wir bezeichnen als Germanen unb ger: 
manifhe Völkerſchaften nicht nur die 
eigentlihen Deutfchen, fondern audy die 
flammverwanbten Volksſtämme, wie die 
Sfandinavier, Holländer und Engländer 
(f. Sudogermanen). 

Germaniſcher Lloyd, ſ. Lloyd. 

Germanift, gelehrter Kenner der beut: 


ſchen Sprache, insbeſondere bes beutihen 


Rechts; Gegenſatz: Romaniſt, Kenner 
und Lehrer des römiſchen Rechts. 
Geſamtſchuldner, |. Konkurs. 
Geſandte, die zur Erhaltung und För⸗ 
derung des völkerrechtlichen Verkehrs von 
dem einen an den andern Staat geſchick⸗ 
ten Perſonen; Geſandtſchaft, der G. 
und fein Perſonal; Geſandtſchafts— 
recht, der Inbegriff der Rechtsregeln über 
das Geſandtſchaftsweſen. Im ſubjektiven 
Sinn unterſcheidet man zwiſchen akti⸗ 
vem und paſſivem Geſandtſchaftsrecht, 
indem man unter erſterm das Recht, G. 
abzuordnen, unter letzterm die Befugnis, 
©. zu empfangen und anzunehmen, ver⸗ 
ſteht. Sobald ſich roll en ben verfhie 
denen anjäffigen Bölferichaften überhaupt 
ein Verkehr entwidelte, finden wir auch das 


Inſtitut der Gefandten, welche im Altertum . 


unter dem befondern Schuß ber Gottheit 
ftanden und ſchon damals für unverletzlich 
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galten. Die Ginvigtung ftändiger Ge 
tandtichaften ift allerdings erft im Lauf 
des Mittelalters aufgekommen. Nament⸗ 
lich waren es bie Paͤpſte, welche frühzei- 
tig die Wichtigleit ſtändiger Vertretungen 
bei ben Fatholifchen Höfen erfannten, auf 
bie Einrichtung von folchen bedacht waren 
und überhaupt burch ihre Legaten auf die 
Entwidelung des Gefandtichaftöwefens 
bedeutenden Einfluß ausübten. Bon ben 
franzöfifhen Königen bediente ſich zuerit 
Ludwig XI. ftändiger Geſandten. Eine 
fefte Ausbildung erbielt das Geſandt⸗ 
ſchaftsweſen aber erft nach dem Weftfäli- 
hen Frieden, welch Iebterer bie Ausbil- 
dung bes europäifchen Staatenſyſtems her: 
beiführte. Der Wiener Kongreß, welcher 
von Geſandten aller europäilcher Staaten 
beihicdt war, brachte beſtimmte Regeln 
über bie Handhabung des Geſandtſchafts⸗ 
rechts, namentlich über Rang und Klaf- 
ſifizierung ber eigentlihen Gejanbten, 
die nachmals auf dem Kongreß in Aachen 
von den damaligen fünf Großmächten teil- 
weife mobifigiert worben find. Auch dem 
Deutihen Bunb war fowohl das aktive 
als das paffive Geſandtſchaftsrecht bei- 
gelegt. Übrigens wurden aud) bie Ver⸗ 
treter ber einzelnen beutfchen Bundes⸗ 
ſtaaten auf dem Bundestag in Frankfurt 
a. M. als ‚Bunbeötagegefanbte ezeichnet, 
wie man denn auch, allerdings nicht ganz 
forreft, die fländigen Vertreter ber einzel⸗ 
nen Reichäflände auf dem permanenten 
Reichstag zu Regensburg ebenfalls als ©. 
bezeichnet hatte. In der neueflen Zeit hat 
aber das Sefanbtichaftswejen dadurch eine 
wichtige Erweiterung erfahren, baß ſich 
wilden ben bereit3 im biplomatifchen 
Verkehr ſtehenden Staaten und ben großen 
oſtafiatiſchen Staaten gleichfalls ein ſob⸗ 
der aubahnte, namentlich mit China und 
Japan. tere Land war überhaupt 
ber erfte heidniſche Staat, welcher an euro- 
nüfhen Höfen fländige Gejandtichaften 
unterhielt. Ihm folgte China, weldy letz⸗ 
teres namentlich, ebenfo wie Japan, in 
Berlin feinen Geſandten hat. Die Ver⸗ 
faiſung bes Deutſchen Reichs (Art. 11) 
em dem beutichen Kaijer das nei bei, 

. zu beglaubigen u u empfangen, 
ohne jedoch das —— — der 

Etsaislerilon. 
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einzelnen Souveräne, welche bem Reich 
angehören, aufzuheben. Denn das Ge: 
ſandtſchaftsrecht tft ein Ausfluß der Sou⸗ 
veränität überhaupt, und die Reichsver⸗ 
faffung bat die Souveränität ber Einzel- 
ſtaaten zwar befchränft, aber nicht auf: 

gehoben. 
Abgejehen nun von bloßen Zeremo⸗ 
nialgefandtfchaften, welde bei be 
fondern Gelegenheiten, 3. B. zur Anzeige 
von Thronbeiteigungen, bei großen Hof- 
feftlichfeiten 2c., abgeorbnnet werden, zerfal- 
len die eigentlichen Geſandten in folgende 
vier Rangklaffen, innerhalb deren fie nad) 
ber Zeit ber öffentlichen Befanntmadhung 
ihrer Annahme rangieren (j. Diplo: 
matifhes Korps). 1) Botfchafter 
(Sroßbotfhafter, ambassadeurs), 
zu welchen auch die päpftlichen Legaten 
(legati a latere) und Nunzien ge- 
rechnet werben. Ihnen flebt die Reprä- 
fentation der Berfon des Souveräns jelbft 
u, und fie fönnen infolgebefien verjchie- 
ene Ehrenrechte in Anjpruch nehmen, fo 
—* das Recht, in Gegenwart bes frem⸗ 
n Souveräng fich zu bedecken, wenn die: 
fer damit vorangegangen ift, bas Recht, 
im Empfangsfaal einen Thronhimmel zu 
haben, mit ſechs Pferden und mit fogen. 
Staatsquaften zu fahren und den Titel 
Erzellenz zu führen. Das Deutfche Reich 
unterhält gegenwärtig Botjchafter in Pa⸗ 
ris, London, Rom, Wien, Peteröburg 
und Konflantinopel. 2) ©. ober bevoll: 
mädhtigteMinifter, Snternungien 
(envoyes, ministres ou autres accr&- 
dit&s aupr&s des souverains). Außer: 
orbentlide G. und bevollmächtigte Mi⸗ 
nifter des Deutſchen Reichs befinden fich 
in Brũſſel, Rio de Janeito, Peking, Ko— 
penhagen, Athen, im Haag, in Liſſabon, 
Bukareſt, Stockholm, Bern, Mabrib und 
Wafhington. Die deutiche Geſandtſchaft 
beim päpftlidden Stuhl ift eingezogen. 3) 
Minifterrejidenten (ministres resi- 
dents). Bom Deutichen Reich find ſolche 
für folgende Staaten unb Länder abge 
ordnet: Chile, Japan (Tolio), Kolum- 
bien, Mexiko, Peru, für die La Plata 
Staaten (Buenos Ayres) und Serbien. 
4) Gefhäftsträger (charges d’af- 
faires, acc s aupres des ministres 
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charges des affaires 6trangeres), bie 
lediglich bei bem Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten, nicht bei bem Souverän 
felbit beglaubigt find. Gefchäftsträger des 
Deutfchen Reichs find in Guatemala für 
die Freiſtaaten von Zentralamerifa und 
in Sardcas für die Republif von Vene⸗ 
zuela ftationiert. 

Neben diefen eigentlichen Gefanbten 
aber, welche in jene vier Klaffen derfallen, 
kommen noch als ©. im weitern Sinn bed 
Worts fogen. biplomatifhe Agenten 
vor, die ohne öffentlich-amtlidhen Charak⸗ 
ter abgeorbnet find, 3. B. an eine provi⸗ 
forifche Regierung, welche völkerrechtlich 
nod) nicht anerkannt ift. Nicht zu ver: 
wechjeln mit diefen find jedoch ſolche Agen- 
ten, bie nur zur Beforgung von Geſchäf⸗ 
ten mitPrivaten oderzur Einziehung gebei: 
mer Erfundigungen ausgefandt unb le 
diglich als Privatperfonen behandelt wer: 
den. Hierzu treten ferner Kommiſſare, 
welche über beftimmte Gegenftände mit 
untergeordneten Behörden ausmärtiger 
Staaten zu verhandeln haben, und von 
bejonderer Wichtigkeit find endlich bie 
Konfuln, die zwar in eriter Linie 
zur Wahrung der Handelsintereffen be⸗ 
ftimmt find, nicht felten aber überhaupt 
mit ber politiihen Vertretung ber An= 
gehörigen ihred Staats betraut werden 
(ſ. Konſul). 

Was die völkerrechtliche Stellung der 
Geſandten anbetrifft, fo ift der Grund— 
ſatz der Unverletzlichkeit derſelben im 
vollſten Umfang aufrecht erhalten. Selbſt 
beim Ausbruch eines Kriegs wird dieſelbe 
wenigſtens ſo lange reſpektiert, bis der 
G. »ſeine Päſſe erhalten« und Zeit ge: 
wonnen hat, das nunmehr feindliche 
Staatsgebiet zu verlaſſen. Damit hängt 
auch die Beſtimmung des deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuchs (F 104) zuſammen, welche die 
Geſandtenbeleidigung als einen be- 
ſonders ſtrafbaren Fall der Beleidigung 
hinſtellt und dies Vergehen unter der 
Rubrik ⸗»feindliche Handlungen gegen be: 
freundete Staaten« behandelt. Wer fich 

egen einen bei dem Reich, einem bundes⸗ 
ürftlichen EN oder bei dem Senat einer 
ber freien Hanſeſtädte beglaubigten Ge- 
fandten ober Gefhäftsträger einer Belei- 
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digung ſchuldig macht, wird hiernach mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Feſtungshaft von gleicher Dauer beſtraft. 
Die Verfolgung tritt jedoch nur auf An⸗ 
trag des Beleidigten ein; auch iſt die Zu⸗ 
rücknahme des Antrags zuläſſig (Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, $ 104). Von beſonderer 
Wichtigkeit iſt ſerner das Recht ber Er: 
territorialität (ſ. d.), welches das 
moderne Völkerrecht den Geſandten zuge⸗ 
ſteht, d. h. eine vollſtändige Befreiung von 
den Zwangswirkungen, namentlich von 
der Gerichtsbarkeit, der fremden Staatsge⸗ 
walt, gleich als ob ſich der G. im eignen 
Land befände. Dies Recht erſtreckt ſich 
auch auf das geſamte Perſonal des Ge⸗ 
ſandten, alſo namentlich auf die Botſchafts⸗ 
ober Legationsräte (conseillers d’ambas- 
sade), Dolmetfcher (Dragomane), Über: 
feßer, Dechiffreurs, Attaches, Kanzlei: 
und Rechnungsbeamte fowie auf das Die: 
nerperjonal. Ubrigens werden ben Ge 
fandtichaften nicht —* auch noch beſon⸗ 
dere miiebenn Imäntigte und 
andre Fachleute beigegeben. Außerdem 
fommen Gefandtichaftsärzte, -Geiſtliche, 
-Kuriere 2c. vor, welche, ebenfo wie 
die Familie des Gefandten, gleichfalls das 
Recht ber Erterritorialität genießen. 

Die Zunftionen des Gefandten nehmen 
bei dem fremden Kabinett ihren Anfang 
mit der amtliden Kenntnignahme von 
der Sendung und von der Perſon bes Ge⸗ 
fandten. Zu diefem Zweck erhält der ©. 
ein Beglaubigungsfchreiben (Kreditiv, 
lettre de cr6&ance), welches bei denjenigen 
Geſandten, die zu ben oben aufgeführten 
brei eriten Klaffen gehören, von dem Sou: 
verän felbft ausgeitellt und an den aus: 
wärtigen Souverän gerichtet ift. Es wird 
bein legtern in feierlicher Audienz über: 
reicht. Die Gefchäftsträger Dagegen er: 
halten ihr Beglaubigungsfchreiben von 
dem Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten ausgeſtellt, weldyes ebenmäßig an 
das Minifterium bes auswärtigen Staats 
gerichtet und diefem zu unterbreiten ift. 
Die Formen des geſandtſchaftlichen Ber: 
kehrs find die des diplomatischen Verfehrs 
überhaupt (f. Diplomatie). Yür dad 
Deutfche Reich hat überdies die befannteAf: 
faire Bismard-Arnim bie Aufnahme einer 


Geſchäftskreis — Gejchäftsordnung. 211 


Beſtimmung in das Reichsſtrafgeſetzbuch 
($ 353 a, jogen. Arnim- Paragraph) zur 
Tolge gehabt, wonad ein Beamter des 
auswärtigen Amtes des Deutfchen Reichs, 
welcher die Amtsverſchwiegenheit Dadurch 
verlegt, baß er ihm amtlich anvertraute 
oder zugänglide Schriftftüde oder eine 
ihm von feinem Borgefehten erteilte An⸗ 
weifung oder deren Inhalt andern wider: 
rechtlich mitteilt, mit Gefängnis bis zu 
5 Jahren oder mit Gelbitrafe bis zu 5000 
ME. beftraft werben foll, fofern nicht 
etwa eine noch ſchwerere Strafe verwirkt 
it. Gleiche Strafe trifft ferner einen mit 
einer auswärtigen Miſſion betrauten oder 
bei einer folchen befchäftigten Beamten, 
welcher den ihm durch feinen Vorgeſetzten 
amtlich esteilten Anweifungen vorſätzlich 
zuwiderhandelt, oder welcher in ber Ab- 
iht, feinen Vorgeſetzten in deſſen amt: 
lihen Handlungen irre zu leiten, demſel⸗ 
ben erdichtete oder enthellte Thatfachen 
berichtet. Vgl. außer den Lehrbüchern bes 
nuilerreite: Alt, Handbud, bed euro- 
pãiſchen Geſandtſchaftsrechts (1870). 
Geſchüftstreis, |. Kompetenz 
Geigäftssrdnung, diejenigen Regeln, 
welche für die gefhäftsmäßige Behand⸗ 
lung und Erlebigung ber vor eine Behörde 
oder fonftige Körperfchaft gehörigen An⸗ 
gelegenbeiten maßgebend find. Nament⸗ 
li find in diefer Beziehung bie parla- 
mentarifchen Geſchäftsordnungen von be- 
ſondererWichtigkeit. Die Geſchaͤftsordnun⸗ 
gen der deutſchen Landtage werden auch 
als Landtagsordnungen bezeichnet. 
Sie haben in manchen Staaten den Cha⸗ 
rakter wirklicher Geſetze, ſo in Bayern 
(Geſetz vom 19. Jan. 1872), Sachſen 
Landtagsordnung vom 12. Dft. 1874), 
Heilen (Geſetz vom 17. Juni 1874), 
Braunfchweig (Gefeb vom 30. Mai 1871 
und Nachtragsgeſetz vom 10. Nov. 1873), 
Sachſen⸗Weimar (©. für den Landtag bes 
Großherzogtums vom 28. Juni 1851, mit 
Rachträgen vom 3. Mai 1853 und 13. 
sehr. 1869) 2c. In andern Staaten ba- 
esen beruht die G. auf autonomijcher 
7*— der betreffenden Landtage oder 
ammern, ſo in Preußen, Württemberg, 
Waldeck, Reußältere Linie und jüngere Li⸗ 
niexc. In Sachſen⸗Meiningen iſt die ©. 


zwar Durch Gefeb (vom 23. April 1868) ge- 
regelt, doch können Abinderungen biejes 
Geſetzes, foweit fie nur den parlantentari- 
ihen Brauch, nicht die Rechte des Landes⸗ 
herrn, bed Landtags und ber herzoglichen 
Kommiſſare betreffen, durch ben Lanb- 
tag allein befchlofjen werden. Sonft ift 
zu einer Abänderung der G. wo bieje als 
ein wirkliches Gefeß ericheint,-die Zuſtim⸗ 
mung aller gefeßgeberifchen Faktoren er: 
forberlich. Übrigens haben auch in Bavern 
und Sachen die Kammern das Necht, 
über die Bebanblung ber Geſchäfte inner: 
halb des Rahmens jener Geſetze autono⸗ 
mifche Beitimmungen zu treffen. Auch 
ber deutſche Reichätag bat nach der Reichs⸗ 
verfafiung (Art. 27) a8 Hecht, feinen 
Geſchäftsgang und feine Disziplin durch 
eine ©. jelbft zu regeln. Die gegenwär: 
tige (revibierte) G. desjelben datiert vom 
10. Febr. 1876 (f. Reichstag). Eine 
befondere Geſchäftsordnungskom—⸗ 
misfion bed Reichstags bat die Ausfüh- 
rung ber ©. zu überwachen, etwaige Be- 
denken und Anträge, welche in Anſehung 
ber geichäftlichen Behandlung der Reiche: 
tagdangelegenheiten vorliegen, zuerörtern 
unb nötigenfal8 für die Beratung im 
Plenum vorzubereiten. Die meilten 
parlamentarifhen Gefchäftsorbnungen 
Deutichlandbs find übrigens mehr bem 
franzöfifchen als dem englifhen Muſter 
nachgebildet, indem bie eigenartigen Be: 
fimmungen ber ©. Englands bis in 
die meuelte Zeit hinein auf dem Kon⸗ 
tinent nur wenig Verftändnis gefun—⸗ 
den haben (f. Großbritannien). Bes 
merfungen »zur G.« fünnen in den par⸗ 
lamentariſchen Sitzungen jederzeit, auch 
nach Schluß der eigentlichen Debatte, ge: 
macht werben. Aber nicht nur parlamen- 
tarifche, fondern audy andre Verſamm⸗ 
lungen und Körperfchaften, Gemeindekol⸗ 
legien, Fraktionen, Vertretungen der 
Kommunalverbände ꝛc. ſtellen ihre ©. 
auf. Namentlih hat auch ber deutſche 
Bundesrat feine aa G. vom 26. 
April 1880 (1. Bundesrat). Vgl. May, 
A treatise upon the law, privileges 
and proceedings ofparliament (8. Aufl. 
1879 deutſchvonOppenheim, 1880) ;R. v. 
Mohl, Kritifche Erörterungen über Ord⸗ 
14* 
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nungen und Gewohnheiten bes Deutfchen 
Reiche in der Wer er 
bie gefamten Staatenil nf 
befondere Jahrg. 1: Bf; Der:|6© 
felbe, Die Gel fiorbnungen ber&täns 
beverfammlungen, in „Ste Böl- 
— und Bolitif«, Bb. 1, ©. 281 ff. 


N ade, — — 
in a it in — 


hörben, rg erben — 
alter war namentlich im PR Hrn 
Verkehr das Latein bie allgemeine ©.; 
in der Diplomatie war e8 6i6 in dieneuefle 
get umeiſt die A Jebt N bie 
treffende fa Landesſprache aud; in ber Di- 
plomatie die ©., und es Tann jede Regie 
tung zu ihren Xußerungen fich ber Sans 
besfprache bebienen, mı mh jedod) bie wi | 
teilungen andrer Regierungen ebenfatts | 
in beren Sprade entgegennehmen. In 
Staaten mit Bevölkerung verichiebener 
Nationalitäten gibt bie — ber ©. leicht 
au Ringen ‚Anlaß, fo in Öfterreih unb in 


ftene, ind- 


preuhifch-polnifchen Eunbesteiten, Nach | der 


ber Wiedervere inigung von Eljaß-Lothrin- 
gen mit dem Deuůtſchen Reich wurde bie 
amttice OÖ agent — Geſet — 14. 
zur 81 


1872 und Ar fe a 1er 
1872 und Gefep v A 
Nah vn RR a s— 


dvcb Sehe — vo at Sole 
tache bie , bodh ift nötigen‘ 
8 erſonen Sein — —— 


— ——— 


Jüftöträger, f. Geſandte. 
Seſcheukannahriue von ſeiten eines Be⸗ 
amten für eine in fein Amt einſchlagende, 
an fi nict pflichtteibrige Handlung wirb 
nad Bembeutfchen Reif —2 
mit Geidſtrafe bis zu 300 Me. oder mit 
Gefängnis von einem Tag bis zı 
Monaten beftraft. Wird — ein Ge 
fen? für eine Dienfthanblung eines Ber 
amten gegeben, angeboten ober verfproden, 
reſp. en he ‚ober geforbert, welche 
eine Berlegung der Amtss ober Dienft: 
pflicht ent —J— fo gi dt bie Senkung in 
das fchwerere "Der techen ber Beſiechung 


6 "Sejhtaifenpeit der Güter, f. Dis- 
membrieren. 






(ale für)fi w 


u fechö | niffe werden in Form ber —ä 
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Geſchwader, ſ. v. w. Eoladre und Es 
—— Seſqworexgeriqt, ſ. 
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En Im wettern Cinn 1, v.w Rei: 


3 — —A 
ın daß deſchriebene im 
Gegenfat zum ungefchriebenen ober zum 
Gewohnbeitsredt. Das Gejepgebungs- 
teht ift ein Ausftub der Staatsgewalt; 
basjelbe wird —X in Jonſtitutlonellen 
Staaten nicht erung ale, 
&) I Ai) —— Ip 
'övertretung außgelübt, welch Ieterer 
BieGefeßentn Fe ber Regierung vor- 
aule find. Nach den meiften Verfaſſun⸗ 
m bat aber auch bie Bolfvertretung das 
Recht ber „iogen, airtatioe I in ber Geſetz⸗ 
ebung, b. h. das it, RA 
forate gu machen, bie freilic erft duch) 
bie Zuftimmung ber Regierung — 
kraſt erlangen. ae tigt ſich ein G. mit 
n Privatrechts: Thal ber Staats: 
angehärigen, fe fo wi es a been ger 


nannt, iejenit 
hr au ent Ben Metern 


Gefege, wel: 

A 3. B. auf die Stellung bes Ein⸗ 
efnen in ber Tirchlicen Gemeinicaft 
Kirchengefete), beziehen. Je nadjdem 
egenitand, mit welchem fie fich Befdhäfti 
jen, werden bie Zivilg 

— bezeichnet, 
ppothefi 
taat bey 







" 
ee u. dgf. Unter beraufben 
lichen Gefegen find diejenigen, 





welche bie Staatsverfafiung feftitellen und 
bie als Staatsgrundgejege bezeichnet 
Aurfeı 


werben, von befonderer Wichůgkel 
bem werben Verwaltungs:, Woliz 
nanz:, Militär, Straf- und Prozeßg 
unterjeieden. Völterregtliche Berpält 











erlebigt, bie aber ebenfalls Geſehzeslra 
erlangen unb ebenbatum vielfach gleid- 
falß bie Zuftimmung ber Stänbe erfor: 
bern. Die gefepgebenbe@ematt felbft 
Iber, welche man vielfach ber Rex Nerunge: 
Mit einerfeits und ber — 
waltanberfeitögegenüberzuftellen pflegt, 9 
nichts andres als bie —Se— 
und zwar die Staatsgewalt in bem wich⸗ 





tigften Zweig ihrer Thätigfeit, der Geſeh⸗ 
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gebung (ſ. Regierung). Geſetzaus⸗ 
legung, ſ. Interpretieren. 
eſpauſchaft (eigentlichgſpanſchaft, 
von Iſpan, State), f. Komitat. 
Gelundheitöpoligei( Dr ebizinalp 0: 
lizei, Sanitätspo iaeldı biejenige 
Thätigfeit ber Staats⸗ und Gemeinbdever- 
waltung, welche ſich mit der öffentlichen 
Geſ ——æ beſ Säftigt; auch —— 
nung für diejenigen Behörden, welchen 
diefe Thätigfeit überwiefen ift, und zwar 
gehört hierher nicht nur die Fürforge für 
die menfchliche Geſundheit, fondern aud) 
die fogen. Tiergeſundheits⸗ oder Beteri- 
närpolizei. In ben meiften Staaten 
iſt die Wichtigkeit einer fürforgenden Thä⸗ 
tigfeit für dag Volksgeſundheitsweſen er: 
kannt, und befondere Behörden find mit ber 
Pflege besfelben betraut worben. So beſitzt 
das preußifche Minifterium ber geiftlichen, 
Unterrichts?⸗ und Medizinalangelegen: 
beiten feit 1817 eine »wiflenfchaftliche Des 
putation für das Medizinalwefen« ; unter 
den Oberpräfidenten ber Provinzen fun- 
gieren Diebizinalfollegien, ben Regierun- 
gen jind Medizinalräte beigegeben, und in 
den einzelnen Kreiſen find als Sanitäts⸗ 
polizeibeamte ein Kreisphyfifus, ein Kreis⸗ 
wundarzt und ein Kreistierarzt angeftellt. 
An manden Staaten finb bejondere Me⸗ 
bizinalfollegien, Gejundheitgämter, ärzt⸗ 
ide Kammern x. errichtet. Für bas 
Deutjche Reich ift ein Geſundheitsamt 
ing Leben gerufen, welches die Aufgabe 
hat, ben Reichskanzler in ber Augübung 
des Aufſichtsrechts und in der Vorberei⸗ 
tung ber Gefeßaebung auf bem Gebiet ver 
Medizinal- und Beterinärpolizei bes 
Reihe zu unterftüßen, und zu deſſen Auf: 
gaben auch die Herftellung einer medizi⸗ 
niſchen Statiftif Deutfchlands gehört. 
Bon den überaus zahlreihen Auf: 
gaben ber ©. find die Beauffichfi ung 
des Apothekenweſens und bie Aufitellung 
und Handhabung der Diedizinaltare, bie 
Ginrihtung, Unterhaltung und Über- 
wahung von öffentlihen und privaten 
Krantenhäufern, Pfleg: und Siechenhäu⸗ 
iern, Srrenbeilanftalten, Blinden= unb 
Zaubftummenanftalten zc., ferner aber 
uch die Beauffichtigung bes Hebammen- 
weiend hervorzuheben. Dazu kommt bie 
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Fürſorge für bie menſchliche Geſundheit, in- 
jofern e3 fih um Bauten, um Wohnungen, 
um Fabrifanlagen, um Schulen u. dal. 
banbelt (Baus, Wohnungs, Sewerbe-, Fa⸗ 
brit-, Schulbygieine 2c.). Dan bente fer- 
ner an die Vorkehrungen zur Abwendung 
von Seuchen, von anitedenden Krankhei⸗ 
ten, an bie Anordnungen, um für gutes 
Trinkwaſſer zu forgen und einer Verfäl⸗ 
Iungdon Rahrunge-und Genuß: 
mitteln möglidft vorzubeugen. Dieſer 
letztgedachte Gegenftand ift ed befonders, 
welchem bie Gefehgebung und die Berwal: 
tung neuerdings ihre Aufmerkſamkeit ge- 
widmet haben. Für dag Deutiche Reich 
indbefondere normiert dad Reichögejek 
vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und 
Gebrauchägegenftänden (Reichsgeſetzblatt 
1879, ©. 145 ff.), zunächſt die Befugniffe, 
welche ven Polizeibeamten, deren Zuftär- 
digkeit fich nach ben einfchlägigen landes⸗ 
rechtlichen Kompetenzbeflimmungen rich: 
tet, zum Zweck der Beauflichtigung bed 
Verkehrs nicht bloß mit Nahrungs: und 
Genußmitteln, fondern auch mit Spiel- 
waren, Tapeten, Farben, Eß⸗, Trink: und 
Kochgeſchirr und mit Petroleum zufteben 
folen. Es ermächtigt nämlich die Polizei- 
beamten, in die Räumlichkeiten, in melden 
derartige Gegenflänbe feilgebalten werben, 
während ber üblihen Geſchäftsſtunden, 
ober während jene Räumlichfeiten dem 
Berfehr geöffnet find, einzutreten, indem 
es benjelben weiter die Befugnis einräumt, 
von ſolchen Gegenftänden, welche ſich in 
diejen Räumlichkeiten befinben ober welche 
an öffentliden Orten, auf Märften, 
Plätzen, Straßen oder im Umpberziehen 
verfauft oder feilgeboten werden, Proben 
zum Zwed ber Unterſuchung gegen Zah⸗ 
lung bes üblihen Kaufpreifes und gegen 
Empfangsbeiheinigung zu entnehmen. 
Auf Verlangen ift dem Beſitzer ein Teil 
ber Probe amtlich verichloffen oder verfie: 
gelt zurüdzulafien. Ferner Fönnen für 
den ganzen Umfang bed Reichs durch kai⸗ 
ſerliche Verordnung Vorſchriften zum 
Schutz der Geſundheit erlaſſen werden 
um Zweck bed Berbots beftimmter Arten 

t Herftellung, Aufbewahrung und Ber: 
padung von Nahrungs: und Genußmit- 
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ten, bie zum Berfauf beftimmt find, des 
gewerbgmäßigen Verkaufens und Feilhal: 
tens von Nahrungs und Genußmitteln 
von einer beftimmten Beichaffenheit ober 
unter einer der wirfliden Beſchaffenheit 
nicht entjprechenden Bezeichnung, ferner 
zum Zweck des Verbots des Verkaufen? 
und Feilhaltens von Schlachtvieh, welches 
an beftimmten Krankheiten Teibet, ſowie 
des Berfaufens und Feilhaltens des 
Tleifches von Tieren, weldye mit beſtimm⸗ 
ten Krankheiten behaftet waren. Sodann 
fann im Weg folder Verordnung die Ber: 
wendung beftimmter Stoffe und Farben 
ur Heritellung von Bekleidungsgegen⸗ 
änden, Spielwaren, Tapeten, Eß—-, 
Trink- und Kochgeſchirr ſowie das ge: 
werbomäßige Verkaufen und Feilhalten 
von Gegenſtänden unterſagt werden, 
welche dieſem Verbot zuwider hergeſtellt 
find, endlich auch das gewerbsmäßige 
Verkaufen und Feilhalten von Petroleum 
von einer beſtimmten Beſchaffenheit. 
Außerdem kann das gewerbsmäßige Her⸗ 
ſtellen, Verkaufen und Feilhalten von Ge⸗ 
gentänben, welche zur Verfälfhung von 

ahrungs= und Genußmitteln beftimmt 
find, verboten oder befchränft werden. Das 
Zumwiberhandeln gegen derartige Verord⸗ 
nungen tjt mit Geldftrafe bis zu 150 ME. 
oder mit Haft bis zu 6 Wochen bedroht. 
Um aber dem Reichstag hierbei fein ver: 
faffungsmäßiges Mitwirkungsrecht bei der 
Geſetzgebung zu fichern, iſt die Beſtim⸗ 
mung mit aufgenommen, baß die fo er: 
laſſenen Berordnungen dem Reichstag, 
falt8 er verfammelt ift, fofort, andernfalls 
aber bei feinem nächſten Zufammentreten 
vorzulegen, und baß diefelben , ſoweit der 
Reichstag dies verlangt, wiederum außer 
Kraft au feten find. — Sodann enthält bag 
neue Reichsgeſetz folgende Strafbeitim: 
mungen: Wer zum Zwed ber Täuſchung 
im Handel und Verkehr Nahrungs: oder 
Genußmittel nachmacht ober verfälfcht, 
wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten 
und mit Gelbftrafe bis zu 1500 ME. ober 
mit einer von biefen Strafen beftraft. In 
gleicher Weiſe wird berjenige mit Strafe be- 
droht, welcher wiſſentlich Nahrungs⸗ ober 
Genußmittel, die verdorben oder nachge⸗ 
macht oder verfälſcht ſind, unter Verſchwei⸗ 


Geſundheitspolizei (Verfälſchungen, Veterinärpolizei). 


gung dieſes Umſtands verkauft oder unter 
einer zur Täuſchung geeigneten Bezeich 
nung feilhält. Wurde eine folde Handlung 
aus Fahrläffigkeit begangen, jo tritt Gelb: 
firafe bi8 zu 150 ME. oder Haft bis zu 
6 Wochen ein. Mit Gefängnis bis zu 
5 Sabren, neben weldem auf Verluſt 
ber bürgerlichen Ehrenrechte erfannt wer: 
den kann, wird ferner berjenige beitraft, 
welcher vorſätzlich Gegenitände, die be: 
ftimmt find, andern ald Nahrungs- oder 
Genußmittel zu dienen, derart beritellt, 
daß ber Genuß berfelben die menſchliche 
Gefundheit zu ſchädigen geeignet ift, in⸗ 
gleichen wer wifjentlich Gegenftände, deren 
Genuß die menfchliche Gefundheit zu ſchä⸗ 
digen geeignet ift, als Nahrungs⸗ oder Ge⸗ 
nußmittel verkauft, feilhält oder ſonſt in 
Verkehr bringt. Gleiche Strafe trifft den- 
jenigen, welcher vorſätzlich Bekleidungs⸗ 
egenftände, Spielwaren, Tapeten, Eßr, 
Trink- oder Kochgeſchirr oder Petroleum 
berart bherftellt, daß der beitinnmungege 
mäße ober vorauszuſehende Gebrauch diejer 
Gegenftände die menſchliche Geſundheit 
zu ſchädigen geeignet iſt, ingleichen wer 
mie ſolche Gegenftände verkauft, 
feilhält oder fonft in Verkehr bringt. In 
allen biefen Fällen ift der Verſuch firaf: 
bar. Mit befonders fchwerer Strafe 
(Zuchthaus bis zu 5 Jahren) ift aber 
der Fall bedroht, wenn durch bie Hand: 
lung eine ſchwere Körperverlekung oder 
der Tod eined Menfchen verurfacht wor: 
den iſt. War übrigens ber Genuß oder 
Gebrauch des Gegenitands die menſchliche 
Geſundheit zu zerſtören geeignet, und war 
biefe Eigenfchaft dem Thäter befannt, fo 
tritt Zuchthausſtrafe bis zu 10 Jahren 
und, wenn durch die Handlung ber Tod 
eines Menſchen verurfacdht worden ift, 
Zuchthausſtrafe nicht unter 10 Sahren 
ober lebendlängliche Zuchthaugftrafe ein. 
Daneben Tann auf die Zuläffigkeit poli: 
geilicher Aufficht erfannt werden. Fahr⸗ 
äffigfeit wird mit Geld- oder Gefängnis: 
ftrafe geahndet. In dem Wrteil oder in 
dem Strafbefehl kann aud) angeordnet 
werben, baß die Verurteilung auf Koſien 
des Schuldigen öffentlih bekannt zu 
machen ſei. Umgekehrt bat aber auf 
das Gericht, wenn der Angejchuldigte frei: 


Getreidezölle. 


geſprochen wird, auf Antrag bes letztern 
dies öffentlich befannt zu machen. Der: 
artige Berurteilungen haben endlich auch 
noch die weitere Folge, daß bie Polizei- 
beamten bei Perfonen, welche wegen 
Übertretung jener Strafbeftimmungen zu 
einer Freiheitöftrafe verurteilt morben 
find, in ben Räumlichkeiten, in welchen 
Nahrungs⸗ nnd Genußmittel, Spiel: 
waren, Tapeten, Eß-, Trink- und Koch⸗ 
geichirr oder Petroleum feilgehalten wer- 
den, oder welche zur Aufbewahrung oder 
Herftellung folder zum Verkauf beftimm- 
ten Gegentänbe bienen, Revifionen vor: 
nehmen können. Diefe Befugnis beginnt 
mit der Rechtskraft des Urteils und erlifcht 
mit dem Ablauf von drei Jahren, von dem 
Tag an gerechnet,an weldyem bie Freiheits⸗ 
ftrafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift. 
‚Was insbefondere das Gebietder Vete⸗ 
tinärpolizei anbetrifft, fo tft nament- 
lich das Verfahren bei dem Auftreten der 
Rinderpeft für das Gebiet be Deutfchen 
Reichs durch dad Bundes (Reichs⸗) Geſetz 
vom 7. April 1869, Maßregeln gegen die 
Rinderpeſt betreffend, in einheitlicher Weiſe 
normiert worden. Dazu iſt dann das 
Reichsgeſetz vom 23. Juni 1880, betreffend 
die Abwehr und Unterdrückung von Vieh⸗ 
jeuchen, hinzugekommen. Letzteres erftredt 
die Anzeigepflicht, weldhe auch in An⸗ 
jehung der Rinderpeft befteht und insbe: 
ſondere dem Beſitzer ber betreffenden Haus⸗ 
tiere, den Tierärzten, Fleiſchbeſchauern, 
Abdedern ꝛc. obliegt, auf folgende Tier: 
franfheiten: Milzbrand; Tollwut; Nob 
der Pferde, Eſel, Maultiere und Maul- 
eſel; Maul- und Klauenfeuche des Rind- 
viehs, ber Schafe, Ziegen und Schweine; 
Pungenfeuche des Rinbviehs; Bodenfeuche 
der fe; Beichälfeuche der Pferde und 
Lläshenausfchlag ber Pierbe und des 
einboiehß; Räude der Pferde, Eſel, Maul- 
tiere, Deaulefel und Schafe; doch ift ber 
Reichskanzler befugt, die Angeigepfliht 
vorübergehend auch für andre Seuchen 
einzuführen. Ferner enthält dad Geſetz 
Reftimmungen über die Ermittelung der 
Seuchenausbrüche, über die Schutzmaß⸗ 
regeln gegen Seuchengefahr , befondere 
Vorſchriften für einzelne Seuchen, beſon⸗ 
dere Borichriften für Schlachwiehhöfe und 
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Öffentlihe Schlachthäufer, Vorſchriften 
über die Entihädigung für getötee Tiere 
und Strafvorfchriften für Übertretungs: 
fälle. Bon befonderer Wichtigkeit find da⸗ 
bei die Entſchädigungsvorſchriften. Als 
Entſchädigung für die auf polizeiliche An⸗ 
ordnung getöteten oder nach dieſer An: 
ordnung an ber Seuche gefallenen Tiere 
ſoll nämlich der gemeine Wert bes Tierd 
gerwährt werden obne Rüdficht auf den 
inderwert, melden das Tier dadurch 
erleidet, daß e8 mit ber Seuche behaftet 
iſt. Bei den mit der Rotzkrankheit behaf- 
teten Tieren bat jedoch die Entfchädigung 
nur °/s, bei bem mit ber Lungenſeuche 
bebafteten Rindvieh */s des fo berechneten 
Werts zu betragen. Die Beilimmungen 
darüber, ron wen bie Entſchädigung zu 
gewähren, und wie diefelbe aufzubringen, 
auch wie die Entihädigung im einzelnen 
Tall zu ermitteln und feftzuftellen iſt, find 
von den Einzelftaaten zu treffen. Val. 
Landgraf, Der Verkehr mit Nahrungs⸗ 
mitteln ec. auf Grund bes deutfchen Reichs⸗ 
geic 3 vdm 14. Mai 1879 (1879); Ro⸗ 
of) Die Rinberpeft (2. Aufl. 1877). 

etreidegöle (KRornzölle), Ein: 
gangögölle, welche auf Getreide und ähn⸗ 
ie Erzeugnifie des Landhaus gelegt 
find. Der Grund, aus weldem man bie 
G. bis in die neuefte Zeit faft allgemein 
für verwerflich erflärte, ift der, daß da⸗ 
durch erfabrungsmäßig eine Verteuerung 
notwendiger Nahrungsmittel herbeige⸗ 
führt wird. Denn ber Zoll führt eine 
Berteuerung des Getreides und ſomit des 
Mehls und fchlieklich des Brots herbei. 
Die Behauptung, daß in Anfehung des 
aus bem Ausland importierten Getreibes 
der Importeur ben Zoll trage, ift uner⸗ 
wiefen und unrichtig. Der Zoll wirb 
vielmehr regelmäßig von dem inlänbifchen 
Abnehmer getragen, welcher ihn feiner: 
feitö wieder Falluliert und ihn auf ben 
Konfumenten abzuwãlzen fucht. Der Preis 
des inländifchen Getreides aber fteigt na- 
türlih in ebendemfelben Verhältnis, in 
weldem ber Zoll das ausländiſche Ge 
treide verteuert. Da nun Brot eins ber 
notiwenbiaften Nahrungsmittel ift, von 
bem ber Arme fchließlich ebenfoviel und 
noch mehr als der Reiche verbraucht, fo 
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handelt e8 fich bier recht eigentlich um einen 
Zoll, welcher die Steuerlaft au Gunften 
‚ der befitenden Klaſſe verfchiebt und ben 
ärmern Teil der Benölferung in unge: 
rechter Weife belaftet. Diefe Gupägungen 
waren e8, die namentlich in England 1849 
bie Aufhebung der G. berbeiführten, welche 
vorzugsweife das Wert Cobdens und ber 
von ihm geftifteten Anti-Cornlamw-League 
war. Gleichwohl hat man in Deutichland 
bei Aufftellung des Zolltarifs von 1879 bie 
©. angenommen, namentlich auf Drängen 
der Agrarier, zu beren Prinzipien ſich der 
Reichskanzler befannt hatte. Man machte 
für die ©. en finanzielle Rüdfichten 
geltend: fie brächten viel ein und würden 
leicht getragen; auch ſei es zweifelhaft, ob 
fie wirklich eine Direkte Preiserhöhung be⸗ 
wirken würden; bie inländifche Konkur⸗ 
renz werde eine folche verhüten, jedenfalls 
aber werde eine etwaige Verteuerung ber 
Lebensmittel durch die Vermehrung ber 
Produktion aufgewogen werben. Denn 
die Getreibeproduftion, Jo wurde ausge: 
führt, jei in Deutichland zurüdgegangen 
und hinter ber Produktionsmöglichkeit ge⸗ 
blieben; dabei Liege aber die Gefahr nabe, 
baß Deutſchland in feinen Ernährungs: 
verhältnifien vom Ausland abhängig 
werbe, und baß dann bei Mißernten in 
jenen 2ändern oder bei Kriegen im In⸗ 
land Not entfiehe. So wurden benn bie 
G. wirflid in den Tarif mit aufgenom- 
men; ja, um die Erhöhung der Eilenzölle 
zu erlangen, mußten bie Intereſſenten 
der roufteieadlle ben Agrariern fogar 
eine Verdoppelung des Moggenzoi zuge⸗ 
ſtehen, welcher auf 1Mk. pro 100 kg feſt⸗ 
geltelt ward, während die Regierung nur 

O Pf. beantragt hatte. Seitdem iſt bie 
Getreidezollfrage eine brennende Tages: 
frage geworben, und es ſteht zu hoflen, 
daß ber Tag der Abſchaffung ber ©. nicht 
in allzu weite Ferne gerüdt fein möge, 
guumol da ber Fleine Landwirt bis jebt gar 
eine Vorteile davon verſpürt, indem folche 
“ aus ber Befteuerung dieſes Artifels viel: 
mehr lediglich für den Großgrundbefiter 
refultieren. — Die ©. betragen nad) bem 
deutfchen polltarif für Weizen, Roggen, 
Hafer, Huͤlſenfrüchte und Eonftige nicht 
beſonders benannte Getreibearten 1 ME. 


Sewährjchaft — Gewerbegerichte. 


pro 100 kg, für Gerfle, Mais und Bud; 
en SO. 


Müller, Zur Frage der ©., in den »Mit⸗ 
teilungen bes Vereind zur Förderung der 
Hanbelsfreiheit« 1879, Nr. 3. 
Gewährſchaft (Sewährleiftung), 
Haftung für eine beftimmte Zuficherung; 
auch das zu Gewährende, namentlich die 
Summe, welde ein Geſchäfts⸗ oder Rech⸗ 
nungsführer aus der Geſchäfts⸗ oder Kaſſe⸗ 
PR! sra,aewäbten bat (Gewähr: 
aftsſoll). 
Gewährsmängel (Hauptmängel, 
Hauptfehler, Wandlungsfehler, 
eſetzliche Sehler) find diejenigen ge 
etlich beitimmten Gebrechen der Tiere, 
welche den Käufer eines ſolchen zur Auf: 
bebung des Handels und zur Zurüdfor: 
derung bed Kaufgeld8 beredhtigen, wofern 
fie Binnen einer beftimmten Zeit nach dem 
Kauf entdedt und erwielen werben. In 
biefen Fällen ift der Verfäufer dem Käu⸗ 
fer zur Gewährleiftung verpflichtet, auch 
wenn er eine ſolche beim Abſchluß des 
andels nicht ausdrücklich zugejagt hat 
gefeglihe Gewährfhaft). In den 
meiften Staaten find in diefer Hinficht 
befondere Geſetze erlafien, welde durch 
genaue Angabe ber bie Haftpflicht be 
ründenden ©. und burd bie ⸗ 
* kurzer Gewährſchaftsfriſten 
dem Verkehr die notwendige Sicherheit 
darbieten. 
Bemerbefreiheit, ſ. Gewerbegeſetz⸗ 


gebung. 

Gewerbegerichte (Fabrikgerichte, 
in Frankreich Conseils de prud’hom- 
mes), bie zur Schlidhtung von GStreitig- 
feiten zwiſchen ſelbſtändigen Gewerbtrei: 
benden und ihren Gewer gehilien fowie 
zwiihen Arbeitgebern und Wrbeitneb: 
mern überhaupt beitellten, mit Fachmän⸗ 
nern bejegten befondern Gerichte. Fehlt 
es an folchen Gerichten, fo follen nad) ver 
beutjchen Gewerbeordnung die Gemeinde: 
behörden an deren Stelle fungieren. In 
England find außerdem zur Regulierung 
fünftiger Rechtsverhältniffe zwiſchen Ar: 
beitern und Arbeitgebern die jogen. Boards 
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Getwerbegefebgebung (Gewerbefreiheit). 


ofconciliation and arbitration eingefekt, 
deren Einführung als ſogen Einigungs⸗ 
aͤmter auch in Deutſchland angeftrebt 
wird. Vgl. Eberty, Die ©. (1869); 
Brentano, Über Einigungsämter 
(1873); pP enbeim, ©. und Kontraft- 
bruch (1874). 
Gewerbegefekgebung, ber Inbegriff 
aller derjenigen Rechtsnormen, welche das 
Gewerbeweſen eines Staats regeln. Wäh⸗ 
rend in frühern Zeiten und zwar nament- 
lich in Deutſchland für diefen Nechtözweig 
das Beſtreben maßgebend war, dem Ge⸗ 
werbe durch Zwangsbeſtimmungen zu hel⸗ 
fen und dasſelbe ende zu fördern, bat 
fi in diefem Sahrhundert der Grundſatz 
der Gewerbefreibeit mehr und mehr 
Bahn gebrochen. So warb namentlich der 
Zunftzwang befeitigt, welder jahr: 
hundertelang den Gewerbebetrieb be⸗ 
bericht Hatte. Die Zünfte hatten im Mit⸗ 
telalter zur Hebung bed Gewerbewejens 
und zur Hebung des beutjchen Stäbte- 
weſens nicht wenig beigetragen. Allein 
der frifche Geift war mit ber Zeit aus die: 
jen gewerblichen Korporationen gewichen, 
und nur die verfnöcherte Form, welche zu⸗ 
meift in der engherzigften Weife gehand- 
habt wurbe, war zurüdgeblieben. Das 
Weſen ber Zunft (Innung) dharafteri- 
ſiert ſich als dasjenige einer Verbindung 
mehrerer zu einem gewifjen felbftändigen 
Gewerbebetrieb berechtigter Perfonen zum 
Zwed ber Betreibung biejes Gewerbes 
nach gewiſſen Regeln und nah Maßgabe 
befimmter Statuten (Zunftartifel) 
mit felbfigewählten Vorſtänden und mit 
ber Befugnis, alle andern Perſonen vom 
Betrieb dieſes Gewerbes in dem betreffen: 
den Bezirk auszufchließen. Wer einem 
zünftigen Gewerbe ſich widmen wollte, 
mußte eine genau vorgejchriebene Zeit hin- 
durch als Lehrling und als Gefelle, und 
zwar teilmeife auswärts, arbeiten und 
ſchließlich ein Meifterftüd zur Zufrieden: 
keit der Zunft anfertigen. Dazu famen 
zuweilen noch obrigfeitlihe Prüfungen. 
Auch mußte bei geſchloſſenen Zünften ber 
Aufzunehmenbe bie Erfebigung einer Mei⸗ 
ferftelle abwarten oder, wenn die Zunft: 
berehtigung ben Charakter eined Real: 
tchts hatte, ein Grundflüd erwerben, mit 
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welchem eine berartige Gewerbegerechtig- 
feit verbunden war. Die Gewerbe burften 
zudem vielfach nur in den Städten unt 
nur ausnahmsweife und unter mannig- 
fachen Beichränfungen auf bem Land be- 
trieben werden. Hiermit hat das moderne 
Prinzip der Gewerbefreiheit, welches in 
Srantteic, England, Rordamerifa, in ber 

chweiz, in Be dien, in den Niederlanden, 
in Schweden, Rumänien 20. das herr: 
ſchende ift, vollſtändig gebrochen. Unbe⸗ 
ſchadet der polizeilichen Kontrolle über das 
geſamte Gewerbeweſen (GGewerbepoli⸗ 
zei), iſt dasſelbe doch dem Prinzip nach 
von jeglichem Zwang befreit. Es beſtehen 
nur im Intereſſe der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt beſtimmte Einſchränkungen; na⸗ 
mentlich iſt in gewiſſen Fällen die Ein- 
holung der obrigkeitlichen Genehmigung 
zum Gewerbebetrieb erforderlich. 

In den meiſten deutſchen Staaten hatte 
die Gewerbefreiheit im Lauf dieſes Jahr⸗ 
hunderts nach und nach Eingang gefunden. 
Insbeſondere war es der preußiſche Staat, 
welcher durch feine großen Staatsmänner 
Stein und Hardenberg auf diefem Gebiet 
bahnbrechen vorauging, indem durch 
bas preußifche Edift vom 2. Nov. 1810 bie 
Löfung eines Gewerbeſcheins als ge 
nügend für bie Eröffnung eines Gewerbe: 
betrieb8 bezeichnet, ber Unterſchied zwi- 
ſchen Stabt und Land befeitigt und alle 
Borrechte, welche zuvor mit der Mitglied- 
ſchaft einer Zunft oder mit dem Befiß eines 
Grundſtücks in gewerblicher Beziehung 
verbunden geweien, aufgehoben wurden. 
Eine volljtändige Gewerbeordnung für bie 
geſamte preußiiche Monarchie erſchien aber 
erft 17. Jan. 1845. Sie hielt andem Grund⸗ 
fat der Gewerbefreiheit feft und fuchte 
die Zünfte lediglich als freie, genofien- 
Tchaftliche Vereinigungen zur gemeinfamen 
Förderung des Gewerbebetriebß beizube- 
Ken. Auffallenderweife brachte aber das 

ahr 1848, deſſen deutiche Grundrechte 
die Gewerbefreiheit auf ganz Deutfchland 
ausdehnen wollten, eine von dem Hand⸗ 
werferftand jelbit ausgehende Reaktion, 
und ein ſogen. »Handwerkerparlament«, 
welches im Sommer 1848 in Frankfurt 
tagte, gab biefer Bewegung Ausdrud, 
welche auch auf Die preußifche Geſetzgebung 
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(1849) nicht ohne Einfluß blieb. Verſchie⸗ 
dene Geſetze brachten polizeiliche Beſchrän⸗ 
Tungen und jonflige Einengungen des Ge 
werbebetriebs, welche erft 1861 und auch 
dann nur teilweife befeitigt wurden, wäh⸗ 
vend wiederholte Anftrengungen, bie das 
preußische Abgeordnetenhaus zum Zweck 
der Durchführung einer freifinnigern ©. 
machte, erfolglos blieben. Inzwiſchen aber 
war nad) der Gründung bes Norddeut- 
ſchen Bundes die &. in ben Kompetenz- 
treis ber Bundeögefeßgebung gezogen wor: 
ben, und ein Geſetz vom 8. Juli 1868, be- 
treffend ben Betrieb der ftehenden Gewerbe 
(dag ſogen. »NRotgewerbegefeß«), dehnte das 
Prinzip der Gewerbefreiheit, welches vor⸗ 
her nur von einzelnen Staaten nach dem 
Vorgang Preußens adoptiert worden war, 
auf das ganze Bundesgebiet aus, nachdem 
bereits das Freizügigkeitsgeſetz vom 1. Nov. 
1867 jeden Unterſchied, welcher in An⸗ 
ſehung des Gewerbsweſens aus der Staats⸗ 
angehörigkeit ber Bundesangehörigen ab: 
zuleiten war, aufgehoben hatte Eine 
Durchführung jenes Prinzips im einzel- 
nen geſchah dann Durch den Erlaß der auf 
den Örunbdlagen ber preußifchen Gewerbe 
ordnung ftehenden norddeutſchen Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869, welche nun- 
mehr zum Reichsgeſetz erhoben iſt. Zu 
der Gewerbeordnung find aber bereits 
eine Reihe von Nachtragsgejeßen (Ge: 
werbeorbnungsnopvellen) erlaffen 
toorden, welche zum Teil das Prinzip der 
Gewerbefreiheit wiederum gewifien Ein 
Ihränfungen unterworfen haben. Über: 
haupt hat fich neuerdings, namentlid, in 
den Handwerkerkreiſen ſelbſt, eine rückläu⸗ 
fige Bewegung geltend gemacht, welche 
noch nicht zum Abſchluß gekommen iſt. 
Die deutſche Gewerbeordnung geſtattet 
nämlich den Betrieb eines jeden Gewerbes 
einem jeden, wenn und ſoweit nicht das 
Geſetz ſelbſt Ausnahmen und Beſchränkun—⸗ 
gen ſtatuiert. Durch die Einführung der 
Gewerbefreiheit werden nicht berührt 
das Bergweſen, die Fiſcherei, das Unter⸗ 
richtsweſen, die advokatoriſche und die 
Notariatspraxis, der Gewerbebetrieb der 
Auswanderungsunternehmer und Aus—⸗ 
wanderungsagenten, der Verſicherungs⸗ 
unternehmer und der Eiſenbahnunterneh⸗ 


Gewerbegeſetzgebung (Ausſchlüſſe, Innungen). 


mungen, der Vertrieb von Lotterieloſen, 
die Befugnis zum Halten Öffentlicher Fäh— 


ren und dad Verhältnis der Schiffsmann: 





haften auf den Seeſchiffen, während das 
Prinzip des freien Gewerbebetriebs auf 


bie Ausübung der Heilfunde , die Errich— 


tung von Apotheken und den Verfauf von 
Arzneimitteln nur teilweife zur Anwen- 


dung gebracht worden ift. 

Unter den verichiedenen Konſequenzen, 
welche die Gewerbeordnung aus jenem 
Grundſatz gezogen bat, ift namentlich die 
Beitimmung hervorzuheben, wonad) die 
Zulaffung zum Gewerbebetrieb in Feiner 
Gemeinde und bei feinem Gewerbe von 
dem Beſitz des Bürgerrechts abhängig ſein 
fol. Ferner gehören dazu die Gleichſtel⸗ 
lung des weiblichen Geſchlechts mit dem 
männlichen in Anſehung der gewerblichen 
Verhältniſſe, die Befeitigung der frühern 
Unterſcheidung zwiſchen Stadt und Land 
in Bezug auf den Gewerbebetrieb und bie 
Ausdehnung besfelben, die Geſtattung ded 


gleichzeitigen Betriebs verfchiedener Ge 
werbe ſowie desjelben Gewerbes in meh: 
teren Betrieb3= oder Verfaufsftätten und 
die Aufhebung jener frühern Beftimmun: 


gen, welche den Handwerker auf ben Ver: 


kauf felbitverfertigter Waren beichränt: 


ten. Ganz befonders aber ift im biejer 
Hinficht die Befeitigung des Zunftzwangs 
hervorzuheben. Die Gewerbeordnung hat 
nämlich die beftehenden Zünfte und Sn: 
nungen feineswegs aufgehoben, wohl 
aber das benfelben eingeräumte Recht, 
andre von dem Betrieb eine Gewerbes 
auszufchließen. Überhaupt find alle Be: 
vorzugungen ber Zünfte in gewerblicher 
Beziehung abgejchafft, indem die Tendenz 
des Geſetzes unverkennbar die.ift, die be: 
ftehenden und entftehenden Innungen ale 
freie Genoffenichaften lediglich dem Zwed 
gemeinfamer Fürbeyung der gemeinja- 
men gewerblichen Intereſſen dienftbar zu 
machen. Bon großer Bedeutung ift ferner 
die Befeitigung der nach einzelnen Lan⸗ 
beögefeßgebungen bis dahin noch in Gel: 
tung gewejenen gewerblichen Erflufiv: 


rechte. Dahin gehören die fogen. aud 


ſchließlichen Gewerbeberechtigungen, ver: 
möge deren ber Berechtigte andern den 


Betrieb eines Gewerbes, fei es im al: 


Getwerbegejehgebung (Erflufivrechte, Taren, Gewerbebetrieb). 


gemeinen, fei es hinfichtlich ber Benutzung 
eined gewiſſen Betriebsmateriald, unter: 
jagen konnte; ferner die gewerblichen 
Zwangs- und Bannrechte, welche einen 
keftinnmten Kreis von Berfonen verpflich⸗ 
teten, ihren Bebarf an Produften eines 
beſtimmten Gewerbes Iediglich von dem 
Berechtigten zu beziehen, >: ber Mahl: 
jwang, der Branntwein⸗ und Brauzwang 
jowie da3 ben ftädtifhen Bädern oder 
Fleiſchern zuftehende Recht, Die Einwohner 
einer Stadt oder der fogen. Bannmeile 
zu zwingen, ihren Bedarf an Gebäd oder 
Fleiſch von jenen ausſchließlich zu entneh⸗ 
men; endlich auch die dem Fiskus oder 
gewiſſen Korporationen oder ſonſtigen Be⸗ 
rechtigten zuſtehende Befugnis, Konzeſſio⸗ 
nen zu gewerblichen Anlagen oder zum 
Betrieb von Gewerben zu erteilen. Alle 
dieſe Nechte find aufgehoben oder doch ber 
Ablöſung unterftellt worden, wie 3. B. bie 
Abdedereiberehtigung und das Recht, den 
Inhaber einer Schanfftätte zu zwingen, 
für feinen Wirtichaftsbedarf das Getränf 
aus einer beftinnmten Yabrifationsftätte 
zu beziehen. Ebenſo find alle gewerblichen 
Abgaben, mit Ausnahme ber anden Staat 
oder an die Gemeinde zu entrichtenden Ge 
werbefteuer, aufgehoben. Ferner ift der 
Beſuch der Meilen, Jahr: und Wochen: 
mürfte fowie der Kauf und Verfauf auf 
denjelben freigegeben, und der Marktver: 
ehr ſoll mit feinen andern als foldyen 
Abgaben belaftet werden, welche eine Ber: 
gütung für den überlaitenen Raum unb 
den Gebrauch von Buben und Eerätſchaf⸗ 
ten Bezweden, vorbehaltlich der Befugnis 
der Ortspolizei⸗ und der Gemeindebehör⸗ 
den zur Auffiellung einer Marktorbnung 
und des Theraufjichtärecht3 der Verwal⸗ 
tung&behörden. Bemerkenswert ift aud) 
die Befeitiqung ber polizeilihen Taren; 
nur in Anjebung der Büder und ber Ber: 
käufer von Badwaren ift beftimmt, daß 
dieje durch die Ortspolizeibehörbe angehal- 
ten werben können, die Preiſe und das 
Gewicht ihrer Backwaren für gemilie 
Zeiträume durch Anſchläge am Berlaufs- 
Iofal zur Kenntnis des Publikums zu 
bringen. Auch Gafhwirte können durch 
bie Ort3polizeibehörbe angehalten werden, 
Verzeichnifie der von ihnen geftellten Preife 
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aufzuftellen und in ihren Lofalen anzu= 
ſchlagen, von welchen fie nicht eher abgehen 
bürfen, als bis die Abänderung der Behörbe 
angezeigtift. Wirkliche Tarendagegen kön⸗ 
nen nur noch feitgefeßt werben Hr Lohn: 
bediente und andre Perſouen, welche öffent: 
lich ihre Dienftleiftungen anbieten, ſowie 
für die Benutung der zum öffentlichen Ge⸗ 
brauch beftimmten Wagen, Pferde, Sänf- 
ten, Gondeln und andrer Transportmit: 
tel, ferner für Schornfteinfeger, welchen 
befondere Kehrbezirfe außfchlieplich über: 
wiejenfind. Endlich fönnen auch für Apo- 
thefer (f. d.) durch die Zentralbehörde Ta⸗ 
zen feitgeftellt werden, deren Ermäßigung 
burd) freie Vereinbarung jedoch zuläflig ift. 
Was dagegen bie im ber Gewerbeord⸗ 
nung aufgeftellten befondern Bedingungen 
und Beihränfungenin Anſehung des Be⸗ 
trieb8 gewiſſer Gewerbe anbelangt, 
fo erſcheinen biefelben teils als durd die 
Gefährlichkeit der Dazu gehörigen Anlagen, 
teil3 durch das Erfordernis einer befon- 
bern perjünlihen Qualififation im In— 
tereſſe des Publikums geboten. Der Regel 
nad) genügt nämlich für die Eröffnung 
eines Gewerbebetriebs Tediglich eine An: 
zeige bei ber nach der Landesgefetgebung 
zuſtändigen Behörbe, welch leßtere inner: 
halb dreier Tage den Empfang ber An- 
zeige zu befcheinigen hat. Es iſt jedoch 
) eine auzdrudlihe Genehmigung 
feitens der Behörde zu der Errichtung 
ſolcher Anlagen erforderlich, welche durch 
die örtliche Lage oder durch die Beſchaffen⸗ 
heit der Betrieksjtätte für die Nachbar: 
ſchaft oder für das Publifum gefährlich 
oder doch beläftigend fein fünnen, wie 5.2. 
Sciebpulverfabrifen, Gasanſtalten, che- 
miſche Fabriken, Leimjiebereien u. dgl. 
Der Erteilung der Genehmigung muß 
eine Prüfung der gegebenen Verhaͤltniſſe 
und eine öffentliche Aufforderung im 
Amtsblatt vorhergehen,, etwaige Einwen⸗ 
dungen gegen -die neue Anlage binnen 14 
Tagen geltend zu maden. Einwendbun- 
gen, welche auf privatreditlichem Titel 
beruben, find im Rechtsweg, fonftige Ein- 
wendungen durch die Berwaltungsbehör- 
den im geordneten Inſtanzenzug derjelben 
zu erledigen. Auch zur Anlegung von 
Dampffeſſeln if die Prüfung verjelben 
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und die Genehmigung feitens ber kompe⸗ 
tenten Berwaltungsbehörbe erforderlich. 

2) Einer Approbation, welche auf 
Grund eines Nachweijes der Befähigung 
gu erteilen ift, bedürfen Apotbefer und 

jejenigen Perſonen, welche fich ald Wund⸗ 

oder Augenärzte, Geburtähelfer, Zahn: 
oder Tierärzte, überhaupt als Arzte oder 
mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen 
oder ſeitens bed Staats oder einer Ge- 
meinde als ſolche anerfannt ober mit 
amtlihen Yunftionen betraut werben 
follen. Ebenfo bebürfen die Hebammen 
eines Prüfungszeugniffes ber nach bem 
Ganheageiet zuftändigen Behörde. End⸗ 
lich baden fich auch die Seeichiffer, See: 
fteuerleute und Lotſen über den Beſitz der 
erforberlihen Kenntniſſe durch ein Be⸗ 
fähigungszeugnis auszumeifen. 

3) Eine Konzejfion feitend der höhern 
Verwaltungsbehörbe, welche erteilt wirb, 
wenn nicht Thatjachen vorliegen, welche die 
Unzuverläjfigfeit des Nachjuchenden in Be: 
ziehung auf ben beabjichtigten Gewerbe⸗ 
betrieb darthun, ift erforderlich für bie 
Unternehmer von Privatfranfen-, Ent: 
bindungs= und Srrenanftalten. Ebenſo 
bebürfen Schaufpielunternehmer zum Be: 
trieb ihres Gewerbes ber Erlaubni?, 
welche ihnen zu verfagen ift, wenn bie 
Behörde auf Grund von Thatfachen bie 
Überzeugung gewinnt, daß dem Nachſu⸗ 
chenden die erforderliche Zuverläffigfeit, 
insbeſondere in fittlicher, artiftifcher und 
finanzieller Hinficht, abgeht (Gewerbeorb- 
nungenovelle vom 15. Juli 1880). Auch 

um Betrieb der Saft: und Schanfwirt- 

Saft fowie des Kleinhandels mit Brannt- 
wein ober Spiritus ift die Erlaubnis er: 
forderlich, welche dann zu verfagen ift, 
wenn gegen ben Nachſuchenden That: 
fahen vorliegen, weldye bie Annahme 
rechtfertigen, daß er dad Gewerbe zur 
Förderung der Völlerei, bed verbotenen 

piels, der Hehlerei oder der Unfittlichfeit 
mißbraucdhen werde, oder wenn dag zum 
Gewerbebetrieb beftimmte Lofal wegen 
jeiner Beichaffenheit oder Tage den polizei- 
lihen Anforderungen nicht genügt, Die 
Gewerbeordnungsnovelle vom 23. Juli 
1879 hat aber hier noch eine weitere Ein: 
ſchränkung ber Gewerbefreiheit gebracht. 


Gewerbegefeßgebung (Konzeffion 2c.). 


Die Landesregierungen können nämlich 
nicht nur, foweit e3 fih um die Erlaub- 
nid zum Ausfchenfen von Branntwein 
ober gm Kleinhandel mit Branntwein 
oder Spiritus handelt, die Erteilung ber 
Erlaubnis, wie bisher, von bem Nachweis 
eines vorhandenen Bebürfnifjes abhängig 
machen, fondern fie fönnen weiter beftim- 
men, daß auch die Erlaubnis zum Betrieb 
der Saftwirtfchaft oder zum Ausichenfen 
von Wein, Bier oder andern geiftigen 
Setränfen in Ortfchaften mit weniger als 
15,000 Einw. fowie in ſolchen Ortſchaf⸗ 
ten mit einer größern Einwohnerzabi, 
für welche die durch Orisſtatut feitge- 
jet wird, von dem Nachweis eines vor: 
handenen Bedürfniffes abhängig fein jolle. 
Auch) zu dem Gewerbebetrieb eines Pfand: 
leihers oder Rüdfaufshänblers ijt nad) 
der Novelle vom 23. Juli 1879 die Er: 
laubnis erforderlich. Endlich ift eine ſolche 
Erlaubnis auch für denjenigen nötig, wel: 
cher gewerbsmäßig Drudijchriften oder 
andre Schriften oder Bildwerfe auf öffent 
lihen Wegen, Straßen, Pläben oder ar 
andern öfentfichen Orten verfaufen und 
verbreiten will; auch muß ber Betreffende 
ben auf feinen Namen lautenben Legiti⸗ 
mationsfchein bei fich führen. 

Eine Unterfagung bes Ge: 
werbebetrieb3 Tann erfolgen in An: 
f ung bes gewerbsmäßigen Tarız=, Turn: 
oder Schwinmmunterricht8 gegenüber fol- 
hen Perſonen, welche wegen Verbrechen 
oder Vergehen gegen die Sittlichfeit, jo: 
wie in Anfehung des Gewerbes der Tröd: 
ler gegenüber joldyen, welche wegen aus 
Gewinnſucht begangener Verbrechen oder 
Vergehen gegen da Eigentum beitraft 
worden find, endlich in Anfehung bes Ge: 
werbes ber Gelindevermieter gegenüber 
den wegen Verbrechen oder Vergeben ge: 
gen das Eigentum ober gegen bie Gitt: 
ichfeit Beftraften. 

5) Der Regelung burd bie Orts— 
polizeibehörde unterliegtdie Unterhal- 
tung des öffentlichen Verkehrs innerhalb 
der Orte buch Wagen aller Art, Sondeln, 
Sänften, Pferde und fonftige Transport: 
mittel fowie da8 Gewerbe berjenigen Per: 
fonen, welche auf öffentlihen Straßen 
oder Platzen ihre Dienfte anbieten, 





Gewerbegejeßgebung (Haufiergewerbe, Gebilfenwefen). 


6) Den Gewerbebetrieb im Im: 
berziehen anlangend, fo find zumal 
diejenigen, welche ein ftehenbes Gewerbe be: 
treiben, befugt, auch außerhalb bes Orts 
ihrer gewerblichen Nieberlaflung nad 
vorgängiger Töfung eines Legitimationd: 
ſcheins perſönlich oder durch ihre Reifen: 
den Waren aufzufaufen und Beftellungen 
auf Waren zu fuchen. Dagegen ift das 
eigentlihe Haufiergewerbe, d. 6. 
der felbftändige Gewerbebetrieb ohne Be: 
gründung einer gewerblichen Nieberlaf: 
fung, ſei es nun, daß es fich dabei um 
dad eilbieten oder um das Auffaufen 
von Waren oder um das Auffuchen von 
Marenbeftellungen oder endlich um ge 
werbliche oder Fünftlerifche Leiftungen und 
Schauſtellungen ohne höheres wiſſenſchaft⸗ 
liches oder Kunſtintereſſe handelt, infofern 
beſchränkt, als gewiſſe Gegenftände biefem 
Verkehr gänzlich entzogen ſind, nämlich: 
geiſtige Getränke aller Art, gebrauchte 
Kleider und Betten, Garnabfälle, Enden 
und Dräumen von Seide, Wolle, Leinen 
oder Baummolle, Bruchgold und Bruch⸗ 
filber , Spielfarten, Lotterielofe, Staats⸗ 
und fonftige Wertpapiere, Schießpulver, 

euerwerfäförper und andre erplofive 

toffe, Arzneimittel, Gifte und giftige 
Stoffe. Während ferner bei bem ftehen- 
ben Gewerbebetrieb die Stellvertretung 
durch andre unbedenklich zuläffig ift, wird 
folhe bei bem Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen nicht geftattet, infofern es fich nicht 
um ben —* und Verkauf ſelbſtge⸗ 
wonnener Erzeugniſſe der Jagd und des 
Iſhians oder um ben Verkauf roher 

aturerzeugnijfe mit Ausſchluß Des 
größern Viehs, von Produkten der Land» 
und Forftwirtichaft, des Gartens und 
Obſtbaus und friicher Lebensmittel aller 
Art handelt, wie fie den zegelmübigen 
Gegenftand des Wochenmarktverkehrs bil- 
den, Orokjäbrigen Perjonen kann die 
Erteilung eines Legitimationzfcheing nur 
aus beſonders im Gele vorgejehenen 
Gründen, 3.2. wenn je mit einer ab: 
ſchreckenden ober anſteckenden Krankheit be⸗ 
haftet ſind, oder wenn ſie unter Polizei⸗ 
aufſicht ſtehen, verſagt werden, während 
dies Minderjährigen gegenüber auch aus 
andern Gründen geichehen kann. Zu 
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Schauftellungen und Kunftleiftungen nie⸗ 
derer Art auf Straßen oder fonft im Um: 


⸗ iehen iſt übrigens auch noch die ſpe⸗ 


zielle Erlaubnis durch die Ortsobrigkeit 
erforderlich. 

Was die gewerblichen Hilfeleiſtungen 
der Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge 
und Fabrikarbeiter betrifft, jo erflärt 
bie Gewerbeorbnung die Feitfeßung ber 
Berbältnifie zwifchen diefen und den felb- 
fändigen Gewerbtreibenden für einen Ge⸗ 
genftand freier Vereinbarung, wenn auch 
zu Arbeiten an Sonn= und Feſttagen, 
vorbehaltlich anberweiter Vereinbarung in 
Dringlichfeitsfällen, niemand verpflichtet 
fein fol. Streitigkeiten, welche ſich auf 
ben Antritt, bie Fortſetzung oder Aufhe⸗ 
bung bes Arbeitö= oder Lehrverhältniſſes 
und auf die einmalbegrünbeten Bertrags- 
verbältniffe überhaupt beziehen, gehören 
vor die befondern Gewerbegerichte, wo 
folche beftehen, und im entgegengeſetzten 
Tall vor die Gemeindebehörde; body ift die 
Berufung auf den Rechtsweg geitattet. 
Was die Verpflihtungen ber Gefellen 
und Gehilfen insbejonbere anbelangt, 
fo find diefelben verbunden, ben Anorb: 
nungen ber Arbeitgeber Folge zu leilten, 
ohne jedoch zu häuslichen Arbeiten ver: 
pflichtet zu kein. Sie künnen dagegen 
beim Abgang ein Zeugnis über die Art und 
Dauer ihrer Beihäftigung ſowie auch über 
ihre Führung fordern, welches auf Antrag 
ber Beteiligten von ber Gemeindebehörbe 
foften= und ftempelfrei zu beglauBigen ift. 
Der Aufldfung des Vertragsverhältnifies 
muß eine 14tägige Auffündigung vorher: 

ehen. Eine jofortige Entlaffung ber Ge: 
Sen und Gehilfen ift aber dem Arbeit: 
eber geftattet, wenn jene fich eine? Dieb- 
ahls, einer Veruntreuung oder eines 
Tiederlichen Lebenswandels ſchuldig machen 
oder ben ihnen vertragsmäßig obliegen- 
ben Verpflichtungen’ nicht nachkommen, 
wenn fie mit Feuer und Licht, der Ber: 
warnung ungeachtet, unvorfichtig umge- 
ben, wenn fie ſich Thätlichfeiten odergrobe 
Ehrverlegungen gegen ben Arbeitgeber 
ober deffen Angehörige zu fchulden fom: . 
men lafjen, oder wenn fie mit den Mit- 
gliedern der Familie des Arbeitgebers 
verbächtigen Umgang pflegen oder Mit: 


222 


arbeiter zu Handlungen verleiten, welche 
wider bie Geſetze oder bie guten Sitten 
veritoßen, oder endlich, wenn fie zur Fort⸗ 
fegung ber Arbeit unfähig geworden oder 
mit einer abfchredenden Krankheit behaf⸗ 
tet find. Auf der andern Seite find bie 
Arbeitnehmer zur fofortigen Löfung des 
Vertragsverhältniſſes befugt wegen Un⸗ 
jähigfeit zur Kortfegung der Arbeit ſowie 
dann, wenn ber Arbeitgeber fich ihnen 
oder ihren Angehörigen gegenüber Thät- 
lichfeiten oder grobe Ehrverlegungen zu 
Ihulden kommen ließ, wenn er oder 
jeine Angehörigen die Arbeitnehmer oder 
deren Angehörige zu rechtöwidrigen oder 
unfittlichen Handlungen zu verleiten fuch- 
ten, wenn der Arbeitgeber ben Arbeitneh: 
mern nicht den fehuldigen Lohn in ber 
bedungenen Weife aus,ahlte, bei Stüd: 
lohn nicht für ihre ausreichende Beichäf- 
tigung forgte oder fidy einer widerrecht⸗ 
lichen Übervorteilung gegen fie ſchuldig 
machte, endlich auch dann, wenn bei Fort⸗ 
feßung der Arbeit das Leben oder die Ge⸗ 
fundheit der Arbeitereiner erweislichen Ge⸗ 
fahr ausgejegt fein würde, die bei Einge: 
bung des Arbeitsvertrags nicht zu erfennen 
war. Übrigens ift ber Arbeitgeber für den 
Tall, daß bei dem Gewerbebetrieb der Tod 
oder eine Förperliche Verlegung eines Ar: 
beiters durch ein Verfchulben des Auffichts- 
und Dienftperfonals herbeigeführt wurde, 
nach dem fogen. Seteftichtgelet bes Deut: 
ichen Reichs vom 7. Juni 1871 zu Sche- 
denerſatz verpflichtet (f. Haftpflicht). 
Das Verhältnis ded Lehrlinge zum 
Lehrherrn ift ebenfalls normiert. Unfähig 
zur Annahme und Beibehaltung von Lehr⸗ 
Lingen find diejenigen, welche wegen andrer 
als politifcher Verbrechen oder Vergehen 
ſich nicht im Vollgenuß der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte befinden oder wegen Dieb» 
ſtahls oder Betrugs rechtätfräftig verurteilt 
worden find. Der Lehrherr hat die Pflicht, 
feinen Lehrling zum tüchtigen Gefellen 
auszubilden, zur Arbeitfamfeit und zu 
guten Sitten anzuhalten und vor Laſtern 
und Ausfchweifungen zu bewahren. Zu 
dem Ende ift der Lehrling der väterlichen 
Zucht des Lehrherrn unterworfen, aud) 
dem Stellvertreter des letztern zu Gehor⸗ 
jam verpflichtet. Was die Endigung des 
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Lehrverhältniſſes anbelangt, ſo kann das⸗ 
ſelbe wider den Willen des Lehrherrn und 
vor Ablauf der Lehrzeit wegen gröblicher 
Vernachläſſigung der Pflichten oder wegen 
Mißbrauchs des Züchtigungsrechts des 
Lehrherrn ſowie dadurch, daß dem Lehr⸗ 
herrn die Befugnis, Lehrlinge zu halten, 
entzogen wird, gelöſt werden, ebenſo durch 
den Tod des Lehrherrn oder des Lehrlings, 


durch Unfähigkeit eines von beiden Teilen. 


zur Erfüllung der ihn obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen, endlich auch durch Beſtim⸗ 
mung des Lehrlings zu einem anderweiten 
Gewerbe. Auf der andern Seite kann der 
Lehrherr den Khrvertrag aus ebendenſel⸗ 
ben Gründen aufheben, welche ihn zur 
ſofortigen Entlaſſung der Geſellen berech— 
tigen. Für die —28 und Entlaſ⸗ 
fung der Lehrlinge dürfen keinerlei Gebüh⸗ 
ren erhoben werden; auch muß dem Lehr⸗ 
ling bei Beendigung des Lehrverhältniſſes 
vom Lehrherrn ein Zeugnis ausgeſtellt und 
dies, wofern gegen ſeinen Inhalt nichts 
gu erinnern, Toften= und jtempelfrei von 
er Gemeindebehörde beglaubigt werden. 
Außerdem enthält die Gewerbeord⸗ 
nung eine Reihe von Strafbeſtimmun⸗ 
gen für etwaige Kontravention?: 
fälle; bagegen find ($ 152) alle frühern 
Verbote und Strafbeilimmungen gegen 
Sewerbtreibende, gewerbliche Gehilfen, 
Geſellen ober Seprifarbeiter wegen Ber: 
abredungen und Vereinigungen zum Be: 
buf der Erlangung günftiger Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, insbeſondere mittelſt 
Einſtellung der Arbeit oder Entlaſſung 
der Arbeiter, aufgehoben, wenn auch 
ausdrücklich beſtimmt iſt, daß der Rüd: 
tritt von ſolchen Vereinigungen und Ver⸗ 
abredungen jedem Teilnehmer freiſteht, 
und daß weder Klagen noch Einreden aus 
jenen ſtattfinden. Wurden jedoch Dro: 
hungen, Ehrverlegungen, Verrufserklä⸗ 
rung ober gar Törperlider Zwang zur 
Anwendung gebradt, um andre zur 
Teilnahme oder zum Verbleiben beiberar: 
tigen Vereinigungen zu beftinnmen, fo tritt 
eine Gefängnizftrafe bi8 zu 3 Monaten 
ein, ſofern nicht das Reichsſtrafgeſetzbuch 
eine höhere Strafe androht, wie nament- 
lich, wenn ber Thatbefland einer Nötigung 
vorliegt. Zu bemerken ift ferner, daß ber 
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Titel VII der&ewerbeorbnung, welcher von 
den gewerblichen Arbeitern (Gefellen, Ge: 
bilfen, Lehrlingen und Fabrifarbeitern) 
handelt, einer eingehenden Revifion un: 
terworfen worden it, deren Nefultate in 
der ewerbeordnungsnovelle vom 17. Juli 
1878 (Reichögefepblatt, ©. 199 ff.) ent: 
enthalten find. 

Diefe Novelle dehnt insbeſondere bie 
Vorſchrift ber Gewerbeorbnung, wonach 
Gewerbtreibenden, welchen die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt find, die Beſchäf⸗ 
tigung vonLXehrlingen unter 18 Jahren 
unteragt ift, auf die Anleitung von Ar: 
beitern unter 18 Jahren überhaupt aus. 
Ferner find in Anfehung der fogen. Ar⸗ 
beit sb ücher wichtige Neuerungen getrof: 
fen. Während nämlich biöher nur für 
jugendliche Fabrifarbeiter unter 16 Jah⸗ 
ten bie Führung von Arbeitöbüchern vor⸗ 
geichrieben war , ift jetzt der Arbeitsbuch⸗ 
zwang als Erziehungsmaßregel für alle 
Arbeiter unter 21 Sabren eingeführt. 
Dabei bleibt e8 ben Arbeitgebern unbe- 
nommen, auch ältern Arbeitern gegenüber 
bie Führung eines Arbeitobuchs zur Be⸗ 
dingung ihrer Annahme zu machen. Bei 
ver Annahme von Arbeitern unter 21 
Jahren aber muß ber Arbeitgeber kraft 
geſetzlicher Beſtimmung das Arbeitsbuch 
einfordern, welches den Namen des Ar: 
beiterd, Ort, Jahr und Tag feiner Ge: 
burt fowie jeine Unterfchrift enthalten 
muß. Die Ausftelung erfolgt unter dem 
Siegel und der Unterichrift der Behörbe. 
Zerjenige, ‚welcher einen Arbeiter unter 
21 Sahren ohne Arbeitsbuch in Beſchäfti⸗ 
gung nimmt oder behält, wird nach $ 150 
der Gewerbeordnung in ihrer nunmehri: 
gen Faſſung mit Gelbftrafe bis zu 20 
ME. und im Unvermögensfall mit Haft 
bis zu 3 Tagen bedroht. Auch ift ein 
Arbeitgeber, welcher einen Arkeiter un: 
ter 21 Jahren nach rechtmäßiger Löſun 
des Arbeitsverhältniſſes das Arbeitsbu 
nicht wieder aushändigt oder die vorſchrifts⸗ 
mäßigen Einträge über die Zeit des Ein⸗ 
tritt3 und bie Art ber Befchäftigung fo: 
wie über Die Zeit bes Austritt? und, wenn 
die Befchäftigung „inberungen erfahren 
bat, über die Art der letzten Befchäftigung 
des Arbeiters zu machen unterläßt ober 


unzuläffige Einträge oder Vermerke be⸗ 
wirft, dem Arbeiter entſchädigungspflich⸗ 
tig. Beim Abgang können die Arbeiter 
(nit nur, wie bisher, die Gefellen und 
Gehilfen) ein Zeugnis über die Art und 
Dauer ihrer Beichäftigung fordern, wel- 
ches auf Verlangen ber Arbeiter auch auf 
ihre Führung auszudehnen ift. Ferner 
find die VBorausfegungen, unter welchen 
ausnahmsiweife eine fofortig e&ntlaj: 
fung ber Gefellen und Gehilfen ſeitens 
des Arbeitgebers zuläffig ift, und bie auch 
für Lehrlinge und Fabrifarbeiter Anwen- 
dung finden, um zwei Fälle vermehrt wor: 
ben: einmal nämlih um den Fall, daß 
geiverbliche Arbeiter bei Abſchluß des Ar⸗ 
eitsvertrags ben Arbeitgeber durch Vor⸗ 
zeigung faljcher oder verfäljchter Arbeitg- 
bücher oder Zeugnifje hintergangen oder 
ihn über das Beftehen eine andern, fie 
gleichzeitig verpflichtenden Arbeitöverhält- 
niffes in einen Fertum verſetzt haben; 
dann um den Fall, daß gewerbliche Ar⸗ 
beiter ſich einer vorſätzlichen und rechts⸗ 
widrigen Sachbeſchädigung zum Nachteil 
des Arbeitgebers oder eines Mitarbeiters 
ſchuldig gemacht haben. Neu iſt ferner die 
Beſtimmung (8125), daß ein Arbeitgeber, 
ber einen Geſellen oder Wehilfen verleitet, 
vor rechtmäßiger Beendigung bes Arbeits: 
verhältnifies Die Arbeit zu verlaffen, dem 
frühern Arbeitgeber für den dadurch ent: 
ftehenden Schaden als Selbſtſchuldner 
baftbar fein fol. In gleicher Weife haftet 
ein Arbeitgeber, ber einen Gefellen oder 
Gehilfen annimmt oder-behält, von bem 
er weiß, daß derſelbe einem andern Ar- 
beitgeber zur Arbeit noch verpflichtet ift. 
Befentliche Anderungen haben ferner 
die Beftimmungen über das Xehrlings- 
wejen erfahren. Die bisherige Begriffs- 
beflimmung des Lehrling? (2Als Lehr⸗ 
ling ift jeder zu betrachten, weldyer bei 
einem Lehrherrn zur Erlernung eines 
Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unter: 
ſchied, ob die Erlernung gegen Lehrgeld 
oder unentgeltliche Hilfeleiftung ftattfin- 
bet , oder ob fiir die Arbeit Cohn ezahlt 
wirb«) iſt aufgegeben; die Novelle will 
den Unterfchied zwiſchen Handwerkslehr⸗ 
lingen und Fabriklehrlingen bejeitigt wij- 
jen. Auch die frühere Beftimmung ber 
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Gewerbeordnung, wonach Lehrlinge fiber 
18 Sabre der väterlichen Zucht bed Lehr: 
herrn nicht mehr unterworfen fein follten, 
ift aufgehoben. Dagegen ift die Schrift: 
lichkeit bei der Abſchließung bes Lehrver⸗ 
trags zwar nicht zur Bedingung der Gül⸗ 
tigfeit eines folchen gemacht, wohl aber ift 
mit Rüdfiht auf Die Zweckmäßigkeit und 
Wichtigkeit dieſer fchriftlicden Form be: 

immt worden, baß ein Anipruch bes 
ehrherrn ober bes Lehrlinge auf Ent- 
ſchädigung bei vorzeitiger Beeribigung des 
Rehrverhältniffes nur dann geltend ge- 
macht werben fann, wenn ber Lehrvertrag 
ſchriftlich gefchlofien if. Ebenfo kann ein 
Anſpruch auf Rückkehr des entlaufenen 
Lehrlings nur unter ebendiefer Voraus⸗ 
ſetzung geltend gemacht werden. Die Po: 
figeibehörbe kann in dieſem Fall auf An- 
trag bes Lehrherrn ben Lehrling anhalten, 
fo lange in ber Lehre zu verbleiben, als 
durch gerichtliche® Urteil das Lehrverhält- 
nis nicht für aufgelöft erflärt ift. Im 

all der Weigerung kann bie Polizeibes 

örde ben Lehrling zwangsweiſe zurüd- 
führen Taffen ober durch Androhung von 
Geldftrafe bis zu 50 ME. oder Haft big 
zu d Tagen ihn zur Rückehr anhalten. 
Wichtig iſt fernet”die Einflihrung einer 
geſetzlichen sobegeit von vier Wochen 
vom Beginn ber Lehrzeit an, während 
ber das Lehrverhältnis durch einfeitigen 
Rücktritt aufgeldft werden kann. Eine Ver- 
einbarung, wonach dieſe [Are mehr 
als drei Monate betragen ſoll, ift nichtig. 
Ferner ift bie bisherige Beſtimmung ber 
Rei Sgewerbeordnung, wonach das Xehr: 
verhältnis wider den Willen des Lehrherrn 
aufgehoben werben konnte, wenn ber Lehr⸗ 
ling zu einem andern Gewerbe ober Be⸗ 
ruf überging, in diefer Allgemeinheit be- 
feitigt worden. Um aber dem Lehrling die 
Möglichkeit des Übergangs zu einem an- 
bern Beruf nicht gänzlich abzufhneiben, ift 
die Beltimmung getroffen, daß, wenn von 
bem Vater oder dem Bormund für ben 
Lehrling ober, fofern ber Tebtere großjährig 
ift, von biefem felbft bem Lehrherrn bie 
\ riftliche Erflärung gegeben wird, daß ber 

ne zueinemandern Gewerbeoder Be- 
ruf übergeben werde, das Lehrverhältnis, 
wenn ber Lehrling nicht früher entlaffen 
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wird, nad Ablauf von vier Moden als 
aufgelöft gelten fol. Binnen neun Mona⸗ 
ten nach der Auflöfung darf dann ber Lehr⸗ 
ling in bemfelben Gewerbe von einem an: 
bern Arbeitgeber ohne Zuftimmung bes 
frübern Lehrherrn nicht befchäftigt werben. 

a8 endlich die Normen über bie Fa: 
britarbeiter anbetrifft, fo find bier 
insbefondere die Borfchriften über bie 
Verwendung jugenblidher Arbeiter 
von Wichtigkeit. Hiernach Dürfen nämlich 
in Fabriken Kinder unter 12 Jahren gar 
nit, Kinder unter 14 Jahren nicht iiber 
fech8 und junge Leute zwiſchen 14 und 16 
Jahren nit länger als an Stunden 
täglich beichäftigt werden. Die Arbeits: 


ftunden ber Jugendlichen Arbeiter dürfen 


nicht vor 5Vs Uhr morgens beginnen und 
nicht über 8%s Uhr abends dauern. Zwi⸗ 


fchen den Arbeitöftunden müfjen an jedem 


Arbeitstag regelmäßige Paufen gewährt 
werden. Dieje Pauſen müffen 


zwiſchen 14 und 16 Jahren mittags eine 


Stunde ſowie vormittags und nadhmit- 
mindeftens be 


tags je eine halte Stun 
tragen. Kinder, weldhe zum Beſuch ber 
Volksſchule verpflichtet find, dürfen in Fa⸗ 
briken nur dann beichäftigt werben, wenn 
fie in ber Volfsfchule oder in einer von 


der Schulauffihtsbehörbe genehmigten 
Schule und nad einem von ihr enehmig- | 


ten Lehrplan einen regelmäßigen Unterricht 
von minbeftens drei Stunden täglich ge- 
nießen. Zur Kontrolle ber Kinderarbeit 
fol das Inſtitut der Arbeitsfarten 


r Kin⸗ 
der eine halbe Stunde, für junge Leute 








dienen, welche auf Antrag ober mit Zu: 
fiimmung bes Vater? oder Bormunds 
durch die Ortspolizeibehörbe koſten- und 
ftempelfrei ausgeftellt werben und Namen, 
Tag und Jahr der Geburt fowie die Re: 


ligion bes Kindes, den Namen, Stand 
unb legten Wohnort bed Vaters ober Bor: 


munds und außerdem bie zur Erfüllung 


ber geſetzlichen Schulpflicht getroffenen 
Einrihtungen angeben jollen. Die Be: 


ſchäftigung eines Kindes in Fabriken iſt 
nicht geftattet, werın bem Arbeitgeber nicht 


uvor für dasfelbe die Arbeitälarte einge: 
ba bedarf es 
daneben nicht. Dabei Hat bie Gewerbe: 
ordnungsnovelle dad in England bewährte 


ndigt iſt. Eines Arbeitbuds 
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Syſtem aboptiert, welches e3 möglich ma⸗ 
den foll, der Intention des Geſetzes zu 
ihrem Recht zu verhelfen und pugleih ben 
—— Kaanniften einze gnbur 
tiezweige nung zu tragen. 

Bejätuß des Bundesrats Tann nämlid 
die Berwenbumg jugendlicher Arbeiter, 
welden in dieſer Beziehung bie Arbei- 
terinnen gleichgeftellt find, für gewiſſe 
Tabrifationägweige, welche mit beſon⸗ 
dern Gefahren für Geſundheit ober Sitt- 
Iihfeit verbunden find, gänzlich unter: 
ſagt ober ven beſondern Bebingungen 


ablängig gemacht werben. Insbeſondere 
fann für gewiſſe Fabrikationszweige bie 


Nachtarben der Arbeiterinnen unterjagt 
werden. Auf ber andern Seite können 
durch Beichluß des Bundesrat? für Spin- 
nereien, für Fabriken, welche mit ununter- 
btochenem Teuer betrieben werben, ober 
welche fonft durch die Art des Betriebs 
auf eine regelmäßige Tag⸗ und Nacht⸗ 
arbeit angewiefen find, ſowie für ſolche 
yabrifen, Belrieb eine Einteilung 
in regelmäßige Arbeitsichichten von glei- 
Ger Dauer nicht geftattet oder feiner Ratur 
nach auf beftimmte Tahreszeiten beichränft 
if, Ausnahmen von den beichränfenben 
Cejepesnorfchriften über bie Verwendung 
von Kindern und jugendlichen Arbeitern 
nachgelaſſen werben. Jedoch darf in folchen 
Fillen die Arbeitszeit frr Kinder die Dauer 
von 36 und für junge Leute die Dauer 
von 60, in Spinmereien von 36 Stunden 
wöhentlich nicht überfchreiten. Die durch 
Leihluß des Bundesrais getroffenen Be- 
fimmungen find dem nächftfolgenden 
Reichstag vorzulegen. Sie find außer 
8taft zu feken, wenn ber Reichstag dies 
Verlangt. Für Arbeiterinnen ift noch bie 
mung von Wichtigkeit, daß Wöch⸗ 
Nefinnen während drei Wochen nach ihrer 
Niebertunft in Fabrifen nicht befchäftigt 
werden bürfen. 

Endlich Hat die Novelle das Inftitut der 
Habrifinfpeftoren allgemein einge: 
führt, Diefelben follen mit allen amtlichen 
vefugniſſen der Ortspolizeibehörben aus- 
eftattet und mit der Kontrolle der Ausfüh- 
tung derjenigen Beflimmungen betraut 
erden, welche in Anfehung ber Fabrik: 
arbeiter gegeben find, namentlich auch mit 

Etaatslexiton. 
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der Ausführung der Borjchrift, wonach bie 
Sewerbeunternehmer verpflichtet find, alle 
diejenigen Einrichtungen Perzuen en und 
zu unterhalten, welche mit Rüdficht auf 


cd) | die Beſchaffenheit des Gewerbebetrieb und 


der Betriebäftätte zu thunlichſter Sicher: 
beit gegen Gefahr fir Leben und Geſund⸗ 
beit der Arbeiter notwenbig ericheinen. 
Die rüdläufige Bewegung der neue 
ften Zeit bat ſich aber auch auf dem Ge 
biet der ©. geltend gemacht. Zahlreiche 
Stimmen aud dem Handwerkerſtand ha⸗ 
ben eine Wiederbelebung der Innungen 
verlangt, und auch im Reichstag find 
wieberholt Anträge auf Abänderung der 
Gewerbeordnung, foweit diefelbe von den 
Snnungen handelt, geftellt worden. Die 
Verſuche, auf dem Boden ber beitehen- 
ben Gewerbeordnung eine Neubelebung 
dieſer Körperfchaften zu bewirken, wurden 
von dem Handwerferftand ziemlich fühl 
entgegengenommen. Gleichwohl war ein 
namentlid in Osnabrüd nach dieſer Rich⸗ 
tung hin gemachter Berjuch nicht ohne 
Erfolg. Dort wurde von bem Oberbür- 
germeifter Miquel ein Diufterftatut aus- 
gearbeitet, welches auch andern Innun⸗ 
en durch Runberlaß des königlich preußi- 
chen Berfehraminifterd zur Beachtung 
und Nachahmung empfohlen wurde. Ein 
großer Zeil bed Handwerkerſtands und 
zahlreiche Mitglieder der konſervativen 
Parteien verlangten aber wirkliche geſetz⸗ 
geberifhe Reformen, und bie Anbän- 
ger der fogen. Zunftpartei (Zünjtler) 
traten ſchließlich mit der direkten Forde⸗ 
rung auf Einführung der Zwangsin- 
nungen bervor. Die Vorlage bed Bun⸗ 
desrats, weldye dem Reichstag in ber 
Seffion ven 1881 gemacht wurde, gebt 
zwar nicht jo weit; aber fie will die In⸗ 
nungen unter gewiſſen Borausjeßungen 
immerhin mit ſehr weit gehenden Rechten 
ausftatten. Namentlich jo hiernach für 
ben FR einer Innung, deren Thätig- 
feit auf dem Gebiet des Lehrlingsweſens 
fi) bewährt hat, Durch Die Höhere Bermal- 
tungsbebörde angeordnet werben können, 
daß von einem beftimmten Zeitpunft an 
nur Innungsmeifter Lehrlinge annehmen 
Eönnen. Zu einem volljtändigen Abſchluß 
wird biefe Bewegung in nächſter Zeit 
15 


Zu u 
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noh an eine Reihe von Spezialgefeten 
bes Deutfchen Reichs zu erinnern, welche 
einzelne Gewerbe fpeziell berühren ober 
body in den Zuſammenhang bes Gewerbe: 
weſens gehören. Hierzu find namentlich das 
Batentgefek vom 25. Mai 1877, welches 
den Schuß von Erfindungen (f. Batent) 
betrifft, das Gefet und die Stantöverträge 
über ben Schuß des fogen. geiftigen Eigen- 
tums, den Schuß von Marken, Etiketten, 
Kunſtwerken, Pbotographien u. dal. zu 
rechnen. Auch das Geſetz über ben Ver⸗ 
Fehr mit Nahrungsmitteln und Gebrauchs⸗ 
gegenftänden gehört hierber (f. Geſund⸗ 
heitspolizei). Ferner ift das Geſetz 
über bie privatrechtliche Stellung der Ge⸗ 
noſſenſchaften (f. d.) zu erwähnen und 
endlich das Reichögefeh vom 7. Mai 1874, 
welches das Vreßgewerbe unter Jugrunde- 
legung des Prinzips der Preßfreiheit re- 
gelt N . Breffe). Dazu kommen zahlreiche 
Ausführungsverordnungen. Vgl. außer 
den Ausgaben der Gewerbeordnung: Ma⸗ 
her, Das deutfche Gewerbewefen (1866); 
acobi, Die Organifation ded Gewerbes 
1879); Löb ner, Wie das deutfche Klein- 
gewerbe über die Innungsfrage denkt 
(1879); Huber, Der Reichsgefetentwurf, 
betreffend die Neuregelung des Innungs⸗ 
weſens (1881). 
Gewerbefammern, |. Sanbel3- und 
Gewerbefammern. 
Gewerbeordnung } f. Gewerbe: 
Pa Ha -gefeßgebung. 
Gewerbefteuer, |. Steuern. 
Gewerkvereine(engl.Trades’ Unions, 
Arbeitergilden), genoſſenſchaftliche 
Vereinigungen von Arbeitern und Hand: 
werfern eines beftimmten Gewerks zum 
gemeinfamen Schuß ihrer Intereffen ge: 
genüber dem Publifum, den Behörden 
und insbefondere den Arbeitgebern. In 
Deutichland find diefelben von 
dem dermaligen Anwalt der G., nad) eng: 
liſchem Mufter eingerichtet. Von befon- 
berer Wichtigkeit find die Kranken- und 
Begräbniskaſſen der G., welche jetzt als 
eingefchriebene Hilfskaſſen (|. d.) auch ge: 
feglich anerkannt find. Die Jahlder Orts: 
kaſſen belief fich 1880 auf 411. Die Ber: 
bandsinvalidenkaſſe ber (antifozialen) ©. 


ar Hirſch. | 300 


Gewerbelanmern — Glüdsipiel. 
ſchwerlich gelangen. — Schließlich iſt bierl hat feit ihrem Be 


n. (1. Ra 1869) 


bis Ende 1878: 86,699 DIE. Pen- 


fionen und 2701. DIE. 8 Bi. Kurfoften für 
10 Invaliden bezahlt. Daneben befteht 


eine Invalidenkaſſe des Gewerfvereing 


der Mafchinenbauer und Metallarbeiter, 
welche in bem gleichen Zeitraum 30,000 | 


ME. an PBenfionen und 1500 ME. Kur: 
Toften bezahlt Hat. Das Vermögen beider 
Kaflen beläuft fi auf 322,000 Mk. Bat. 
Hirsch, Die deutſchen G. a3 Polke, 
Die deutſchen G. (1879); Hol yoa ke, Hi- 
story 
bis 1879, 2 Bde.); Lexis, Die ©. in 
Frankreich (ED): Tarnam, Die ame- 
rikaniſchen ©. (1879). 

Geiwifjensehe,, eheliche Verbindung, 
geſchloſſen ohne Die gejetliche Form, nur 
auf Grund gegenfeitigen Vertrauens. 

Gewohnheitsrecht, |. Recht. 

Gpibellinen (deutih Waiblinger, 
vermutlich von der hohenſtaufiſchen Burg 
Waiblingen), im Mittelalter italienifche 
Bezeihnung fir die hobenftaufifche oder 
faiterliche Bartei, im Gegenfa& zu den An⸗ 
bängern bed Papſttums, welche Guelfen 
en enannt wurben. 

Glü 58 aſardſpiel), dasjenige 
Spiel, bei welchem lediglich der Zufall, 
nicht die .größere ober geringere Geſchick⸗ 
lichkeit der Spieler entſcheidet. Wegen 
ihrer Gefährlichkeit ſind gegen die Glücks⸗ 
ſpiele aus volkswirtſchaftlichen und ſitt⸗ 
lichen Gründen vielfach Verbote erlaſſen 
worden. Für Deutſchland wurde durch 
Bundes⸗(Reichs⸗) Geſetz vom1. Juli 1869 
die Schließung der vom Staat konzeſſio⸗ 
nierten Spielbanken längſtens bis 31. Dez. 
1872 angeordnet. Das deutſche Strafge⸗ 
ſetzbuch aber bedroht (SS 284 f.) denjeni⸗ 
gen, welcher au dem ©. ein Gewerbe 
macht, mit Gefängnißftrafe bis zu zwei 
Jahren, neben welcher auf Gelbftrafe von 
h 6000 ME. fowie auf Berluft ber 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben 
kann. Sit der Berurteilte ein Ausländer, 
fo ift die Landespolizeibehörbe befugt, ben- 
felben aus dem Reichsgebiet zu verweiſen. 
Ebenfo ift der Inhaber eines öffentlichen 
Berfammlungslofald, welder ein ©. da⸗ 
jelbft geftattet ober zur Verheimlichun 
ſolcher Spiele mitwirft, mit Gelbitrat 


of cooperation in England (1875 











. Gnadengebalt — Graf. 


Di u 1500 ME. bedroht. Dazu kommt 
ie 
Reichsſtrafgeſetzbuchs, wonach derjenige, 
welcher unbefugt auf einem öffentlichen 
Reg, einer Straße, einem öffentlidhen 
Platz oder in einem öffentlichen Ber- 
ſammlungsort ein ©. hält, mit Gelb- 
firafe bi8 zu 150 ME. oder mit Haft bis 
zu 6W beſtraft werden ſoll. Daß 
gleichwohl in einzelnen Staaten unter 
ſtaatlicher Autorität das Inſtitut der Lot⸗ 
terie (ſJ. d.) fortbeſteht, iſt mit dieſem 
Standpunkt der Geſetzgebung kaum zu 
vereinbaren. 

Gunadengehalt, |. Penſion. 

Guadenjahr, Jahr, auf deſſen Dauer 
nach dem Ableben eines Beſoldeten deſſen 
Erben, beſonders Witwe und Kinder, noch 
die Einkünfte des Amtes beziehen. Be⸗ 
ſchränkt fich dieſe Friſt auf ein halbes oder, 
wie dies in der Regel der Fall, nur auf 
an Vierteljahr, jo heißt fie Gnabens 
balbjahr oder Gnadenquartal. 

Goldne Bulle, Reichsgrundgeſetz bed 
ehemaligen Deutichen Reihe, 1356 von 
Kaifer Karl IV. publiziert, orbnet bie 
Kaiferwahl und beftimmt, welche Fürften 
fortan die Kurwürde führen follen, ins 
dem fie bie rechtliche Stellung ber letztern 
normiert. Außerdem enthält die G. B., fo 
benannt nach dem goldnen Siegel (aurea 
bulla), Beftimmungen über Landfrieden, 
Pfahlbürger und ftädtifche Verbindungen. 
Das angebliche Original wird im Römer 
anffurt a. M. aufbewahrt. 
oldne Hofe, ein päpftliches Gnaden⸗ 
geſchenk, beftehend in einer geweibten 
goldnen Rofe, welche jeit 1366 am Sonn: 
tag Lätare regelmäßig verliehen zu wer: 
den pflegt. " 

Goldpapier, |. Bapiergelb. 

Goldwährung, |. Währung. 

Gothaer, Fraktion der deutſchen Ratio: 
nalverfammlung, welche 26.—28. Juni 
1849 eine Zufammenfunft in Gotha hatte 
und dort den Beichluß faßte, das preußi- 
Ihe Unionsprojeft und die Wahlen zum 
Erfurter Barlament zu unterſtützen; dann 
Anhänger der bundesftaatlichen Berfaf- 
fung Deutfchlanbs mit parlamentarifchen 
Omen und preußifhen Präfibium 
Kleindeutſchland). Die jetigen Natio: 


zu 


flimmung im $ 360, Nr. 14 des | B 
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nalliberalen entfprechen ber alten ©. 
artei 


Gothaer Berirag, |. Ausweifun 
Getiröiäßerung (Bio ep emie) 
Beihimpfung von Gegenſtänden religiöfer 
Berebrung. Das deutiche Reichöftrafgefeb- 
buch ($ 166) erklärt in diefer Degiehung 
für ftrafbar: 1) denjenigen, welder in 
Öffentlichen Außerungen Gott läſtert und 
dadurch ein Ärgernis gibt; 2) venjenigen, 
welcher öffentlich eine der hriftlichen Kir: 
hen oder eine anbre mit Korporations- 
rechten innerhalb bed Reichsgebiets be: 
ftehende Religionsgeſellſchaft ober ihre 
Einrichtungen oder Gebräuche befchimpft; 
enbli 3) denjenigen, welder in einer 
Kirche oder in einem andern zu religiöfen 
Berfammlungen beflimmten Ort beſchim⸗ 
pfenden Unfug verübt. Derartige Hand⸗ 
lungen follen, vorausgeſetzt, daß fie do⸗ 
Ioferweife verübt wurden, d. h. daß ber 
Thäter, deſſen Glaubensbekenntnis aber 
dabei nicht in Frage fommt, das Bewußt⸗ 
fein hatte, daß er durch feine Handlungs- 
weife das religiöfe Gefühl andrer verleße, 
mit Gefängnis von einem Tag bis zu drei 
Jahren beftraft werben. 

Gonvernenr (franz., ſpr. guwärnbhr), 
f. v. w. Kommandant; auch Titel bed 
Statthalter einer Provinz oder einer 
Kolonie (Gouvernement), 3. 2. in 
Rußland; in ben norbamerilaniichen 
Unionäftaaten (governor) ber höchſte 
Staatsbeamte. Gouvernement wird 
auch oft gleichbedeutend mit Staatsregie⸗ 
rung gebraucht, Daher man die Gefinnung 
besjenigen als goupernemental be 
eichnet, welcher der Regierung ſchlechthin 

olge leiſtet und feine ſelbſtändige Partei⸗ 
richtung verfolgt und innehält. Der Be: 
riff »gouvernemental« wird in Deutjch- 
and noch vielfach thatjächlich mit »kon⸗ 
ſervativ« verwechlelt. 

Graf (lat. Comes, die Abftammung 
bes deutſchen Worts it unbefannt), ur: 
fprüngli ein über einen Gau gelekter 
föniglicher Beamter, welcher an Stelle 
bed Königs Gericht hielt. Aus diefer Bes 
amtenftelung, weldye namentlich unter 
Karl d. Gr. ben fogen. Sendgrafen zufam, 
entwidelte ſich nach und nad) eine Terri- 
torialgewalt über beftimmte Landſchaften 

45* 
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(Sraffhaften), und namentlich wur: 
ben die Landgrafen, nachdem fie ſich 
von ber Gewalt ber Herzöge frei gemacht 
batten, ben Fürftenftand beigezählt. Seit 
Ende des 15. Jahrh. war der Grafen 
titel auch ber Titel foldher Herren, beren 
Beſitzungen reichsunmittelbar waren. Sie 
hatten auf dem deutſchen Reichstag Sitz 
und Stimme, indem ihnen im Fürftenrat 
vier Kuriatſtimmen, die fogen. ſchwäbiſche, 
wetterauifche, fränfifche und weſtfäliſche 
Grafenbank, eingeräumt waren. Zu An: 
fang des 19. Jahrh. wurden die meiſten 
Grafen mebiatifiert(f. Mediatifieren); 
nur ber Landgraf von eifen = Homburg 
(j. d.) behauptete feine Souveränität big 


vurd Ahnen und Reichtum hervorragen- 
ben Leuie, in Aragonien Ricos hombres 
genannt, in fich begriff. Außer der An⸗ 
wartichaft auf die höchſten Staatsämter 
und ſonſtigen wichtigen Vorrechten hatten 
fie das Recht, in Gegenwart des Königs 
das Haupt zu bebeden, wurden vom Kb: 
nig mit »Ni primo« (»mein Better«) 
angerebet, hatten bei den Cortes, die an: 
fangs bloß aus ihnen und den Biſchöfen 
beitanden, ihren Pla unmittelbar Hinter 
den Prälaten und vor ben Titulabos und 
genoffen noch andre vergleichen äußere Aus⸗ 
zeichnungen. Unter Iſabella und Ferbi- 
nand dem Katholiihen ward die Macht 
dieſes hohen Lehnsadels Durch Jimenes ge- 
brochen, und Karl V. ſchuf ihn in einen 


Gramm — Griechenland. 


von ber Krone abhängigen Hofadel um. 
Während der Turzen Herrihaft Joſeph 
Napoleons wurde die Grandenwürde ab: 
geſchafft, nach der Reſtauration aber 
wiederhergeſtellt. Durch das Estatuto 
real vom 10. April 1834 wurde den 
G. der erſte Platz in der Kammer der 
Proceres oder Pairs eingeräumt, ben fie 
auch behielten, bis zur Zeit der Republik 
alle Rechte und Titel der G. nochmals 
anfgehoben wurden. König Alfons ftellte 
die Grandenwürde wieder ber. 

Grande nation, la (franz., fpr. grãngd 
naßj’ong), »die große Nation«, als Bezeich⸗ 
nung der Franzofen ſchlechthin von Na: 
poleon J. erfunden und namentlich vor 
dem beutfch-franzöfifchen Krieg von 1870 
bi⸗ Fri vielfah in diefem Sinn ge 

raucht. 

Grand-Seigneur (franz., ſpr. grang⸗ 
flänjör), Großherr (Titel des Sultans). 

Gratififation (Iat.), VBergünftigung, 
außerordentliche Remuneration. 

Gravamen (lat.), Beſchwerde, die man 
über etwas zu führen bat; befonberz früher 
bie Beichwerden der Reichs- und Land⸗ 
ftände in Deutſchland; gravaminie: 
ren, Beichwerbe führen. 

Gremium (lat.,»Schoß«), Kollegium, 


000 | Korporation, Zunft, Geſellſchaft; Han: 


dbelsgremium, f.v.w. Handelskammer. 
Griechenland, Königreihim Süboiten 
Europas, umfaftend das alte Mittelgrie: 
henland (Hella), ven Peloponnes (Mo- 
rea) und dag Inſelgebiet: Eubda, die Cy⸗ 
laden, die Nordiporaben und feit 14. Nov. 
1863 die Joniſchen Inſeln, welche bis da- 
hin einen Sreiflaat unter englifhem Schuk 
gebildet hatten. Das Königreich hat einen 
Flächengehalt von 50,123 qkm mit (1879 
1,679,775 Einw., darunter 37,598 Alba- 
nefen, 1217 ®alahen und 29,126 $ranten, 
d. h. Deutfche, Franzofen, Engländer und, 
befonders auf den Konifchen Inſeln, Sta: 
liener. Die Übrigen find Neugriechen, d. h 
Abfömmlinge ber alten Hellenen mit ſlawi⸗ 
cher Beimifchung, welche Die rreugriechijche 
Sprache reden. Der Konfeifion nad) ge 
hört die Mehrzahl der Bevölkerung dem 
orthodoxen griechiſch⸗katholiſchen Glau⸗ 
bensbekenntnis an; Römiſch⸗Katholiſche 
und Proteſtanten wurden 1870: 12,58: 
| 


Griechenland. 


gezählt, baneben 2582 Juden. Hauptftabt: 
Athen (68,677 Einw.) mit der Hafenftadt 
Pirãeus (21,618 8 In langoin en 
Kämpfen errang ſich ©. ſeine Unabhaͤn⸗ 
gigkeit von der türkiſchen Gewaltherrſchaft, 
und das Londoner Protokoll vom 3. Febr. 
1830 erflärte G. zum ſouveränen Koͤnig⸗ 
reich. Ein Vertrag zwiſchen England, 
Frankreich, Rußland und Bayern ver: 
ſchaffte dem Prinzen Otto von Bayern 
die Königsfrone, ber ald König Otto IL. 
von ©. regierte, bis 22. Oft. 1862 eine zu 
Athen Fonjtituierteproviforifche Regierung 
ihn für abgefegt erflärte. Die 22. Dez. 
1862 in Athen eröffnete konſtituierende 
Nationalverſammlung wählte auf Em- 
pfehlung der Schutzmächte den Prinzen 
Wilhelm (Georg), zweiten Sohn bes nun- 
mehrigen Königs Ehriftian IX. von Dä- 
nemark( Schleswig-Holftein-Sonterburg- 
Glücksburg) als Georgios L zum König 
der Hellenen. Die fonftituierende Natio⸗ 
nalverfammlung aber ftellte 1864 die neue 
Konititution der Monardjie feit, welche 
28. Nov. 1864 vom König Georg beſchwo⸗ 
ven ward. Die Krone iſt hiernadh in der 
männlihen Linie der Nachkommen bes 
Königs erblich; eventuell geht dieſelbe auf 
den jüngern Bruder bes legtern. und auf 
deffen Nachkommen über, boch können die 
Kronen von ©. und Dänemart feinesfalls 
von ein und demielben Monarchen ges 
tragen werben. Die vollziehende Gewalt 
Reht ben König, bie geſetzgebende ver Na⸗ 
tionalverfammlung zu. Es ift dies 
eine einzige Kammer, weldye aus 187 
Deputierten befieht und an bie Stelle der 
jrübern, aus zwei Kammern beftehenben 
Stindeverfammlung getreten ift. Die Na- 
tinalverfammlung geht aus allgemeinen, 
direkten Wahlen hervor; die Wahlperiobeift 
eine vierjährige. Oberjte Vollzugsbehörde 
it das Deinifterfonfeil mit den Fachmini⸗ 
fern für auswärtige Angelegenheiten, 
Juſtiz, Finanzen, Kultus und öffentlichen 
Unterricht, Krieg, Marine und Inneres. 

Zum Zwed ber innern Verwaltung 
zerfällt Das Land in folgende 13 Nom: 
arhien (Megierungsbezirke), an beren 
ee jeweilig ein Nomarc (Präaſi⸗ 
dent) fteht, nämlih: Attifa und Böo- 
ten; Euböa; Phihiotis und Phofiz; 


3. Gerichts- und Aſſiſenhöfe erfter 
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Afarnanien und Atolien; Achaia und 
Elis; Arkadien; Lakonien; Mefienien; 
Argolis und Korinth; Cykladen; Kerkyra 
(Korfu); Kephalonia; Zakynthos (Zante). 
Die Unterabteilungen der Nomarchien ſind 
die Eparchien, uͤber welche ein Eparch 
(Landrat) geſetzt iſt, und deren es 59 gibt. 
Die Hauptitadt ſteht unter einem beſondern 
Volizeipräfekten. Für die Rechtspflege 
beſteht als oberfter GerichtShof der Areo: 
pag, ein Kaſſationshof in Athen. Appel- 
lationsgerichte find in Athen, Nauplia, Pa⸗ 
tras und Korfu errichtet. Ihnen find F 16 
nſtanz 
untergeordnet, neben welchen 175 Frie⸗ 
densrichter für minder wichtige Rechts⸗ 
ſachen und Polizeiſachen beſtehen. Der 
Metropolit der griechiſch⸗katholiſchen Kirche 
reſidiert zu Ictn außerdem find 14 Erzbi- 
fchöfe und 16 ifchöfe vorhanden. Römiſch⸗ 
katholiſche Erzbifchöfe refidieren auf Naxos 
und Korfu; dazu fommen vier Biſchöfe. 

Heerweſen. Dur Geſetz vom 15. 
San. 1867 ift die allgemeine Wehr- 
pflicht eingeführt, Die Dieuftzeit, mit 
dem vollendeten 19. Lebensjahr beginnend, 
dauert drei Jahre im ſtehenden Heer, ſechs 
in der Reſerve und zehn in der Landwehr. 
An Truppentörpern zählt das ftehende 
Heer: 3 Regimenter Infanterie (2 zu 3 
und 1 zu 4 eiaillonen), 11 Zägerbatail- 
Ione , 5 Schwabronen Kavallerie, 4 Feld⸗ 
und 8 Gebirgsbatterien, 2 nicht beipannte 
Teldbatterien, ein Genieforpe von 4 Ba- 
taillonen und 1 Korps Gendarmerie. Die 
Friedenspräſenzſtärke iſt auf19,091 Mann, 
1367 Pferde und 288 Maultiere, die 
Kriegeflärte auf 35,136 Mann, 2044 
Pferde und 3323 Maultiere feſtgeſetzt 
worden. Die Flotte zählt 2 Panzerfor: 
vetten, 2 Kreuzer und 6 Kanonenboote 
mit 36 Geſchützen und 893 Mann Be- 
mannung. 

Nah dem Budget pro 1380 waren 
die Einnahmen auf 46,716,857, die Aus- 
gaben auf 52,655,455 Drachmen (1 Sil- 

erdrahme — 72 Pf.) veraniclagt. 
Die Staatsfchulden beliefen ſich 1880 auf 
315,200,011 Drachmen. Das Wappen 
jeigt ein filbernes Kreuz in bimmel- 
lauem Feld und in ber Mitte bes Kreuzes 
einen Heinen, von Silber und Blau ge 
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teilten Schild. Die Kriegsflagge enthält 
5 blaue und 4 weiße abwechielnde Länge: 
ftreifen, in der untern Ede ba8 Wappen; 
die Hanbelöflagge enthält bie Streifen 
ohne das Wappen. Die Landedfarben des 
Königreichs find Himmelblau und Weiß. 
Vgl. v. Maurer, Das griechifche Volk in 
. Öffentlicher, nealierund privatrechtlicher 

Beziehung (1835, 3 Bde.); Moraiti: 
nis, La Grece telle qu’elle est (1877); 
Manfolas, La Grece & l’exposition 
universelle de Paris (1878). 

Griechiſch⸗katholiſche Kirche (arie- 
chiſch-ſrientaliſch-orthodore 
Kirche), die chriſtliche Kirche des Orients, 
welche nicht die Autorität des Papſtes, auch 
nicht die fpätern Satzungen ber römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche, fondern nur diejenigen 
ber fieben Sfumenifhen Konzilien aner: 
kennt. Nachdem frühere Differenzen wie- 
berholt ausgeglichen worden waren, kam 
es 24. Juli 1054 zur bleibenden Trennung, 
als die Legaten bed Papftes Leo IX. die 
gegen den Batrlarhen von Konftantinopel 
. erlaflene Erfommunifationsurfunde in 
der Sopbienfirche zu Konftantinopel ver: 
lajen und nieberlegten. Patriarchen find 
in Konftantinopel, Alerandrien, Antiochia, 
Zerufalem und Moskau vorhanden. Die 
g8: teilt fich in die griechifche Kirche der 
ürfei, Griechenlands und die ruffifche 


alter ‚1. Gefandte. 
Großbritannien (Great Britain), die 
große, England, Schottland und Wales 
umfaffende Inſel; dann Bezeichnung für 
die vereinigten Künigreihe Englanb, 
Schottland und Irland (Bereinig: 
tes Königreih G. und Irland, Uni- 
ted Kingdom of Great Britain and Ire- 
land), wofür in England felbft der Aus⸗ 
brud »Britifche Infelne gebräudjlich ift; 
im weiteften Sinn Bezeihnung für bad 
gejamte britiſche eich, welches außer den 
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Königreihen England, Schottland und 
Irland auch die zugehörigen Inſeln und 
die Kolonien umfaßt. 
Afilom. Einw.(1879) 
314051 34866000 
2393477 193851000 
Deren 17726669 11769665 
Zufammen: 20434797 240486 665 
Sau adbt: London (mit Weit Ham 
‚707,130 Einw.). Das Königreid 
Schottland ift feit 1603 mit England 
vereinigt, in welchem Jahr Safob I. von 
Schottland aus dem Haufe Stuart den eng⸗ 
lifgen Thron beftieg. Durch die Union? 
afte vom 6. Mai 1707 wurde Schottland 
vollſtändig mit England unifiziert. Die 
Unterwerfung Irlands wurde zwar be: 
reits unter Heinrich) VIL. aus dem Haus 
Tudor vollendet, aber erft 2. Juni 1800 
wurde Irland mit England vollftändig 
vereinigt. Mit bem Jahr 1714 gelangte 
das Haus Hannover auf ben britifchen 
Thron. Seit 20. Juni 1837 bat ben: 
re bie Königin Victoria inne, welche 
ih mit dem Prinzen Albert yon Sad 
fen: Koburg=- Gotha vermählte (geft. 14. 
Dez. 1861), deffen Nachkommen zur Suc: 
ceflion berufen find. Das englifche Reich 
ift eine Monardjie, aber nicht in demjeni⸗ 
en Sinn, wie er auf dem Kontinent ber 
Berrichende ift. Der König (ober die re 


Bereinigtes Konigreich. 
Indien und Geylon . 
Kolonien 


gierende Königin, queen regnant) iſt 
nur ber Stepräfentant, nicht der Inhaber 
der Souveränität bes Staats. Dieſe letz⸗ 
tere beruht vielmehr im Parlament (par- 
liament). Kr wirb nämlich (im mei- 
teiten Sinn) aud ber König gerechnet. 
Das Parlament beitebt aus dem König 
und den drei Ständen bes Reichs (three 
estates of the realm), ben geiftlidyen 
Lords (Lords spiritual), ben weltlichen 
Lords (Lords temporal), welche zufanı- 
men bas Oberhaus (House of lords) bil: 
den, und aus den fogen. Gemeinen (com- 
mons), die im Unterhaus vertreten find. 
Das Parlament hat nach Bladitone »ſou⸗ 
veräne und niemand rechenſchaftspflich⸗ 
tine Gewalt, Geſetze zu machen, zu be 
ftätigen, zu erweitern, einzufchränfen, ab: 
zuſchaffen, zu verwerfen, wieder ing Leben 
zu rufen und zu erläutern, in betreff von 
Gegenftänden jeber denkbaren Art, geift: 


Großbritannien (Berfaffung). 
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lichen ober weltlichen, bürgerlichen, kriegs⸗ Jufammenfehung und die Wahl der Mit- 


rechtlichen, Teerechtlichen,, ftrafrechtfichen. 
Jedes Urteil und jede Beichwerde, jede 
Handlung und jedes Heilmittel, die über 
den gewöhnlichen Lauf des Gejeßes hin: 
ausgeben, find im Bereich dieſes außer: 
ordentlihden Tribunald. Es Tann bie 
Thronfo ge aufheben und verändern; es 
kann die Staatskirche aufheben. Es kann 
ſogar die Verfaſſung des Königreichs und 
ſelbſt die des Parlaments umſchaffen und 
umbilden. Kurz, es kann alles thun, was 
nicht von Natur unmöglich iſt, und des⸗ 
bald haben einige nicht Anftoß genommen, 
feine Gewalt mit einer etwas Fühnen Um: 
ſchreibung die Allmacht ded Parlaments 
zu nennen. So viel ijt.richtig, daß das, 
was das Parlament thut, Feine Gewalt 
auf Erden umfloßen kann.« 

Eine eigentliche gefehriebene Verfaf: 
fung befteht für G. nit. Die Grund: 
gefeße, auf welchen die Verfaſſung beruht, 
find folgende: ber Freiheitsbrief König 
Heinrichs L (geft. 1135), die Charta li- 
bertatum genannt; dann die Magna 
charta (Great charter) vom 15. Suni 
12415, welche jedem Briten völlige Sicher: 
heit ber Perfon und des Eigentums zu 
fichert; bie Petition of rights von 1627, 
durch welche die Landesprivilegien gegen 
die Tönigliche Gewalt gefichert wurden; 
die Habeaskorpusakte von 1679,. nad 
welcher jeder Brite ben Grund feiner Ber: 
baftung erfahren, binnen 24 Stunden 
verhört und (außer bei Staats und Ka⸗ 
pitalverbrechen) gegen ürgfbaft dafür, 
daß er fich zur gerichtlichen Unterfuchung 
ftellen wolle, Feigefaffen werden muß; 
die Bill and Declaration of rights 
vom 22. San. 1689, wonach fein Oejet 
ohne PBarlamentsbewilligung Gültigteit 
erlangen kann; bie Succeffionsafte (Act 
of settlement) von 1701 und biejenige 
von 17055 bie Unionsafte zwifchen Eng: 
land und Schottland vom 6. März 1707; 
bie Unionsakte zwsen G. und Irland 
vom 2. Juni 1800; die Emanzipations⸗ 
bill der Katholiken vom 29. April 1829; 
die Reformbills vom 6. Juni 1832 für 
England, vom 17. Juni 1832 für Schott⸗ 
land und vom 8. Aug. 1832 für Irland, 
ebenfo die von 1867 und 1868 über die 


glieber des Unterhaufes. Dem König, 
deſſen Perſon heilig und unverleglid) iſt, 
ſteht die höchſte vollziehende Gewalt au; 
er ift unverantwortlic und kann fein Uns 
recht thun (the king can do no wrong). 
Dagegen ſind die von ihm gewählten 
Staatöbeamten dem Parlament verant: 
wortlih, an deffen Juftimmung der Kö⸗ 
nig bei den wichtigern Regierungshand- 
lungen gebunden ift. Selbft das Be: 
gnabigungsrecht des Königs ift infofern 
beſchraͤnkt, als derſelbe zwar die eigent= 
liche Strafe erlaſſen oder mildern, nicht 
aber die Unfähigkeit zu öffentlichen Am- 
tern, infofern diefe die Folge gewiſſer Ver- 
brechen ift, befeitigen fann. Die Thronfolge 
ift in dem Act ofsettlementgeorbnet und 
auf die proteftantiihe Nachkommenſchaft 
der Prinzejfin Sophie von Braunſchweig 
(Hannover) beſchränkt. Diefelbe erfolgt 
in ftrenger Rinealfolge. Nach dem Ableben 
des Königs (tefp. der Königin) folgen zu: 
nädhft die Söhne dem Alter nach, doch 
geben die Kinder bes ältern Sohns bem 
jingern Sohn und deſſen Nachkommen 
vor und zwar unter Vorzug der männ⸗ 
lihen Nachkommen vor den weiblichen. 
Sind feine Söhne vorhanden, fo folgen 
bie Töchter, und die Thronfolge geht nicht 
eber auf die Seitenlinie über, als bis weder 
männliche noch weibliche Sproffen aus der 
direften Linie vorhanden find, Der Ge: 
mahl einer regierenden Fonigin hat kei⸗ 
nen Teil an den königlichen Rechten und 
führt nicht den Titel eines Königs von G. 
Der Titel des Monarchen iſt: »König 
(jetzt Königin) des vereinigten Reichs von 
G. und Irland, Kaiſer von Indien, Be- 
ſchützer des Glaubens (Defensor fidei), 
Herzog von Lancaſter und Cornwall, Her⸗ 
zog von Rothſay und Schottland, hitues 
und Prinz von Braunſchweig⸗Lüneburge. 
Der Kronprinz führt, wenn er ber älteſte 
Sohn des Königs ift, den Titel eines 
»Brinzen von Wales«. 

Das Parlament hat mit bem König 
ufammen das Geſetzgebungsrecht. Ohne 
en König betrachtet, hat es die Regie⸗ 

rungsform zu beſchützen, die Verwaltung 
u beaufſichtigen, Geſetze zu beratſchlagen, 
eren Beantragung der Form nach ſiets 
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von dem Parlament ausgeht, und Steuern 
gu bewilligen, reſp. zu verlagen. Das Fine 
ament richtet durch das Oberhaus jeine 
Mitglieder wegen Hochverrats fowie auf 
Anklage feitend des Unterhauſes bie Vers 
breden ber Minifter und ber hoben 
Staatzbeamten. Das Parlament wird 
vom König berufen, vertagt, entlaffen oder 
gänzlich aufgelöſt. Mit dem Tode des Kö⸗ 
nigs Löft es fich von felbft auf. Die regel: 
mäßige Legislaturperiode beträgt fieben 
ahre. Aus eigner Machtvollkommenheit 
ann fi) das Tarloment nur auf wenige 
Tage vertagen. Beide Häufer führen ihre 
Verhandlungen getrennt. 

Das Oberhaus befteht aus ben voll: 
jährigen Prinzen des Föniglichen Haufes 
(E rinces of blood royal), den geiftlichen 

ord8 (Lords spiritual), d. h. den beiden 
Erzbifchöfen von Canterbury und Port 
und 24 Bifchäfen, und aus ben weltlichen 
Lords (Lords temporal), auch Peers des 
Reichs (Peers of the realm) genannt. 
Diefe lebtern beſitzen das Borrecht, Mitglie⸗ 
der des Oberhauſes zu fein, erblich, mit dern 
21. Lebensjahr. Dazu kommen beftimmte 
Repräfentanten bes ſchottiſchen (16) und 
des irifchen Adels (28 Peers). Erftere 
werden bei der jebesmaligen Zuſammen⸗ 
kunft des Parlaments, letztere auf Lebens⸗ 
zeit von ihresgleichen gewählt. DieRang- 
orbnung im Oberhaus ift folgende: Prin- 
zen des Föninlichen Haufe mit dem Titel 
Königliche Hoheit (royal highness); Erz⸗ 
bifchof (archbishop) mit dem Titel Ew. 
Gnaben (your grace) und höchſt ehrwür: 
dig (most reverend); Duke( Herzog) mit 
dem Titel your grace unb most noble 
(ſehr edel); Marquess ober Marquis 
(Markgraf) mit dem Titel most honour- 
able (höchſt ehrenwert); Earl (Graf) mit 
dem Titel right honourable (jehr ehren- 
wert); Viscount (mosthonourable); Bi⸗ 
ſchof (bishop) mit dem Titel right reve- 
rend (jebr ehenÄrbig) und Baron (most 
honourable). Das Oberhaus beiteht der- 
malen aus 499 Mitgliedern, nämlich: 4 
Peers von königlichem Geblüt, 2 Erzbi: 
ihöfen, 22 Herzögen, 19 Marquis, 134 
Earls, 32 Viscounts, 24 Biſchöfen und 
262 Baronetd. Sprecher (Vorſitzender) ift 
ber£ord-Kanzler. Sein Sit ift der »Woll- 
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fade, ein großes viereckiges, mit rotem 
Tuch bebedtes Kiffen. Derfelbe Hat Tein 
Stimmrecht, ebenjowenig wie bie jogen. 
Beifiter im Oberhaus, zu welchen bie 
zwölf Oberrichter des Landes und eine An- 
ahl hoher juriftifcher Würbenträger ge 
hören. ie fiten ebenfalls auf Wollſäcken 
und geben ihren Rat nur ab, wen fie 
bazu befonbers vom aus aufgeforbert 
werben. Die Mitglieder flimmen mit 
»contente (einverflanden) und »non con- 
tent« (nit einverftanden). Das Ober: 
haus i beichlußfähig, fobald nur drei 
Mitglieder mit Einjchluß des Lord⸗Kanz⸗ 
Vers anweſend find. 

Das Haus der Gemeinen befteht 
aus ben Abgeordneten der Grafſchaften, 
ber Städte und der Iniverfitäten und zählt 
gegenwärtig 658 Mitglieber. Davon kom⸗ 
men 493 Abgeordnete, nämlich 187 der 
Grafſchaften, 301 der Städte und 5 ber 
Univerfitäten (2 Orford, 2 Cambridge, 1 
London), auf England; 60, nämlich 32 
fiir die Sraffchaften, 26 für die Städte 
und 2 ber Univerfitäten Ebinburg und 
Glasgow, auf Schottland; endlich 105, 
nämlid, 64 für die Grafidaften, 39 für 
die Städte und 2 für die Univerfität Du- 
blin, auf Irland. 

Das Wahlrecht ift durch bie Reformakie 
vom 15. Aug. 1867 geregelt. Es fteht prin- 
zipiell jedem Haushaltungsvorſtand zu. 
(Hleich bei Eröffnung bes Parlaments wird 
der Sprecher (speaker) gewählt, welcher 
die Berbandlungen leitet, ohne felbftdaran 
teilgunehmen. Die Redner wenden ſich for- 
mell nur an den Sprecher. Die Abgeorbite: 
ten, welche an feine Mandate der Wähler 
gebunden find, ftinnmen mit »Ay« und 
»No« (Sa und Nein). Eine gefchriebene 
Geſchäftsordnung eriftiert nicht. Der Spre⸗ 
cher leitet vom Präfibentenftubl (chair) 
aus bie Verhandlungen in der Amtstracht 
und Perüde; auf dem Tiſch vor ihm be 
findet fi) fein Zepter (mace). Zu be 
ftimmten Zwecken werben befondere Kom: 
miffionen gebildet (Special committee). 
Hanbelt es fi aber um bie Spezialbe- 
ratung eined Geſetzes, jo wirb das Haus 
ſelbſt als Kommiffion betrachtet, und 
man unterſcheidet alsdann die beratende 
Sitzung (General committee) von der 
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beihließenden. In der erftern präfidiert 
nicht der Sprecher, fondern ber Vorſitzende 
beö Finanzausſchufſſes (Chairman of the 
committee of ways and means). Die 
Berhandlungen bed Barlaments find nicht 
öffentlich, doch werden feit einigen Jahr⸗ 
zehnten Reporter von Zeitungen und Zu⸗ 
börer ‚gegen Karten eingelaflen. Es bat 
aber jebes Mitglied bes Haufes das Recht, 
»to observe strangerse (Fremde zu bes 
merken), worauf der Sprecher die Ga⸗ 
lerien fofort räumen laſſen muß. Das 
Unterhaus ift übrigens befchlußfähig, fo- 
bald nur 40 Mitglieder anweſend find. 
Jedes Mitglied kann im Haus einen Vor⸗ 
ſchlag (bill) machen. Die Bills werden 
eingeteilt in public bill (öffentliche Bil), 
allgemeine Angelegenheiten betreffend, und 
private bill (Privatbil), Anordnung, 
welche für einen beflimmten Fall getroffen 
wird. Jebe Bill muß, ehe die eigentliche 
Debatte beginnt, einer zweimaligen Le 
jung und Abſtimmung unterzogen wer: 
den. Die Tönigliche Genehmigung wird 
nach altem Brauch in franzöfifcyer Sprache 
erteilt, und zwar Iautet die Formel bei 
öffentlichen Bill: Le roi (la reine) le 
veut (der König [pie Königin] will es) 
bei einer Privatbill: Soit fait, comme il 
estdösir& (eögeichehe gewünfchtermaßen). 
Handelt es fi um eine Bewilligung von 
Rechten öffentlicher oder privatrechtlicher 
Natur, fo lautet bie Formel: Soit droit 
fait, comme il est d&sir6 (eG werde Recht 
gavünichtermaßen). Bei einer Geldbe⸗ 
wiligung ift die Formel üblich: Le roi 
remercie ses loyaux sujets, accepteleur 
benevolance et aussi le veut (der König 


banft feinen getreuen Unterthanen, nimmt 
ist Wohlwollen entgegen und will es aljo). 
Kine Verwerfung BIN erfolgt durch 


bie Benbung: Le roi en F * 
nig wird Die Sache erwägen), ein Fall, ber 
übrigens feit 1707 nicht wieber vorgekom⸗ 
men ifl. — Beim Eitteren ber Geſetze bes 
dient man fidh einer abfürgung; + B.: 
»5, Geo. IV. c. 95«< heißt: das 95. der in 
dem fünften Regierungsjahr Georgs IV. 
erlafienen Geſetze. — Die Mitglieder bes 
Parlaments erhalten Keine Diäten. Da- 
gegen bezieht ber Sprecher des Unterhauſes 
einen Gehalt von 6000 Pfd. Sterl. - 
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Bon großer Wichtigkeit ift eine Neues 
rung in ber Geihäftorbnung des Haufed 
der Gemeinen, welche vom 29. Febr. 1880 
datiert, und zu ber ein ſyſtematiſcher Miß- 
brauch der unbegrenzten Sreißeit ber De: 
batte Beranlafjung gegeben hatte, aus⸗ 
gehend von der Kleinen Minoritätspartei 
der iriſchen Home-rulers, welche für Sr: 
land ein felbftändiges Parlament und 
eine befondere Regierung fordern. Diefe 
batten den Gang der Verhandlungen im 
Unterhaus durch enblofe Reden, Amende⸗ 
ments und Anträge auf namentliche Ab- 
flimmung (division) in unverantwort- 
liher Weife geftört und aufgehalten. 
Gleichwohl konnte man fihnicht Dazu ent- 
fchließen, den in ben Parlamenten bes 
Kontinents üblihen Antrag auf Schluß 
der Debatte künftighin zuzulaſſen, weil 
man darin eine Serkiegun er parlamen= 
tarifchen Redefreiheit für bie Minoritäter: 
blickte. Man einigte ſich jedoch ſchließlich in 
ber Annahme einer Rejolution folgenden 

halts: »Hat der Sprecher oder der Vor⸗ 
igende in dem Ausſchuß bed ganzen Haus 
e en mitglieh bei feinem Namen auf: 
gerufen, weil es Die Autorität des Vorſitzes 
mißachtet oder die Regeln des Hauſes 
mißbraucht, um fortgejeßt ober abſichtlich 
der Gejchäftserlebigung bes Haufes auf 
biefe oder auf andre Weife Hinderniffe in 
ben Weg zu legen, fo foll, Pille bie über: 
tretung im Haus ber Bemeinen geſchah, 
ber Sprecher auf Antrag eines Mitglieds 
fofort, und ohne daß ein Amenbement, 
eine Bertagung oder eine Debatte zuläffig 
ift, die Frage flellen, ob das betreffende 
Mitglied während der weitern Dauer ber 
Sigung an diefem Tag von ber Teil: 
na —7 — nt ſpe * Hauſe 
au oſſen ſein ſo agegen eine 
33 Abertretung I Ausihuß des Hau- 
je8 vorgefommen, fo joll der Borfigende 
des letztern auf Antrag eines Mitgliebs 
in analoger Weiſe jene Ei ftellen. 
Wird der Antrag im Ausſchuß angenom⸗ 
men, fo ift die Verhandlung in dem Aus: 
ſchuß alsbald auszuſetzen und Bericht 
ũber das Vorgefallene an das geus zu 
erfiatten. Hier ftellt dasın ber Sprecher, 
— * als ob die Übertretung im Plenum 
attgefunden hätte, biefelbe Frage ohne 
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zutaffung eines Amenbements, einer De: 
atte oder einer Vertagung. Iſt aber auf 
Grund biefer Beftimmung ein Mitglied 
während einer Sitzungsperiode breimal 
ſuſpendiert worden, fo dort bie dritte Sus⸗ 
penbierung minbeftens eine Woche und fo 
lange dauern, bis ein Antrag auf Aufbe- 
bung der Sufpendierung ober Beichrän- 
fung berfelben auf einen beftimmten Zeits 
raum geftellt wird. Bei ber Beratung 
über biefen Antrag darf bas betreffende 
Mitglied von feinem Plab aus gehört 
werben. Das Haus enticheibet über den 
Antrag in ein und derſelben Sitzung.« 
Dabei wurde ausdrücklich hervorgehoben, 
daß bie Disziplinargewalt bes Parlaments 
im übrigen in ihrem vollen Umfang fort: 
beftehe. Diefe ift eine ziemlich ftrenge, und 
ed kann wegen Mißachtung bes * 
(contempt of the house) auf parlamen⸗ 
tarifche Haft, die mit bedeutenden Koften 
verknüpft ift, auf Verweis vor den Schran- 
fen des Sprechers ober gar auf Aus: 
ſchließung von bem Haus erfannt werben. 

Die vollziehende Gewalt wirb von 
ber Krone unter Kontrolle des Barlament? 
ausgeübt. Die Minifter werben zwar vom 
König ernannt, allein fie müſſen dem 
Parlament angehören, dem fie verant- 
wortlich find. Die Mehrheit im Parlas 
ment beftimmt ben Charakter bed Mini- 
fteriums und in ber Pegel auch die Mit: 
glieber besjelben, indem ber Leiter der 

ppofition im Unterhaus, fobald feine 
Partei obgeſiegt hat, ſtets in das neue 
Miniſterium einrückt. Das Minifterium 
iſt, bei Licht betrachtet, nichts andres als 
eine Art Vertrauensausſchuß der beiden 

äuſer des Parlaments, in welchem ſich 
die Regierung konzentriert. Das Kabi⸗ 
nett(Cabinet couneil) beſteht aus folgen⸗ 
den Mitgliedern: der erſte Lord des Schatzes 
und Kanzler der Schatzkammer (First 
Lord ofthe treasury and Chancellor of 
the exchequer),, der eigentliche Premier: 
minifter; ferner ber Lord-Kanzler und 
Lord -Großfiegelbewahrer; ber Lord- Brä- 
fivent des Geheimen Rats; ber Lord⸗ 
Seheimfiegelbewahrer,; bie Staatsſekre⸗ 
täre des Innern (Home department), 
bes Außern (foreign affairs), der Ko: 
Ionien (colonies), des Kriegs (war) und 
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ber Staatsfefretär für Indien (India); 
ber erfte Lord der Admiralitätz ber Gene 
talfefretär für Ireland; ber Kanzler des 
ne Lancaſter; der Präfident des 

andelöminifteriums® (Board of trade) 
und ber Präfident des Amtes für die Lokal⸗ 
regierung (Local government board, 
Demeinbebermaltungsfoltgium). Neben 
ben Kabinett befteht Dem Namen nach ein 
Geheimer Rat (Privy council), wel- 
cher fih aus bebeutenden, vom König ge: 
wählten Männern zuſammenſetzt, und zu 
welchem auch der Lord⸗Mayor von London 
gebkrt, Doch hat dies Kollegium befondern 

influß nicht. Die Zentralbehörden ſind: 
Das Schatzamt (treasury), welches für 


die Erhebung der Steuern und deren Ver- 
wendung zu ſorgen hat. Ihm ſind die Zoll⸗ 


verwaltung, die Verwaltung der Landes⸗ 
ſteuern ſowie der Generalpoſtmeiſter un⸗ 
terſtellt. Als erſte Räte der Krone gehören 
ferner zu dem Schatzamt: ber Attorney 

eneral (Generalanwalt oder General: 

aatsprofurator), der Solicitor general 
(Generalfiskal), ferner ber Attorney 
general von Irland und der Solicitor 
general von Irland, endlich der Lord ad- 


vocate of Scotland (Generalanwalt, zu: 
inifter für Schott: 
nd) und der Solicitor general of Scot- 


pieich gewifjermaßen 
a 
land. Als 





entralſtellen der Regierung 


ſind ferner. hervorzuheben: die Departe- 
ments des Innern, des Außern, das De⸗ 


partement für Indien, das Departement 


er Kolonien, das des Kriegs, das Mili- 
tärdepartement, bie Admiralität, das Ko: 


mitee des Geheimen Rats für Erziehungs: 


angelegenbeiten,. das Handelsamt, das 
Gemeindeverwaltungsfollegium und Des 


Fönigliche Bauamt mit den zahlreichen 
Reſſorts biefer Behörden. Die Staatsver: 
waltung des Innern ift jedod) in England 
weniger fompliziert als in den Staaten 
des Kontinents. Denn es ift dort das 


Syſtem ber Selbitverwaltung (ſ. d.) aus 
und durchgebildet, und die Gemeinden ha⸗ 


ben bier zumeift diejenigen. Yunftionen 


überfommen, welche in andern Staaten 


Sache der Staatsverwaltung find. 


England ift Übrigens -in 40 Graf 
haften (counties), Wales in 12 einge 


teilt. Seit neuerer Beit zerfallen England 
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ud Wales zufammen in 11 Bezirke. 
Schottland hatt Ebinburg) zerfällt 
in 32 Grafſchaften, Irland (Hauptitabt 
Dublin) in 4 Landichaften: Leinfter, Ul⸗ 
fter, Munfter und Connaught, zufammen 
mit 32 Grafſchaften. An der Spike ber 
Graffchaft fteht der von der Krone auf 
Lebenszeit ernannte Lorb= Lieutenant, in 
der Regel einer der angefeheniten Grund: 
befiter. Ebenfo wird der Sheriff von ber 
Krone ernannt, welcher für die Ausfüh— 
rung ber Urteile der oberjten Gerichtähöfe 
forgt, die Parlamentswahlen leitet und 
die Geſchwornen beruft. Die niedere Ge⸗ 
rihtsbarkeitliegt in den Händen ber 
Triedensrichter und in den Städten fala: 
rierter Richter. In den Stäbten find bie 
Befugnijfe der erftern auch teilmeife dem 
Bürgermeifter oder andern ftäbtifchen Be⸗ 
amten übertragen. Die Sriebensrichter ur⸗ 
teilen in den —* Vierteljahrsſitzungen 
über ſchwerere Verbrechen unter Zunehung 
von Geſchwornen, während ſie leichtere 
Vergehen in ben fogen. Fleinern Sitzungen 
(petty sessions) erledigen. Die Friedens: 
richter haben aber auch verwaltende und 
polizeilihe Funktionen. Die Rechts⸗ 
pflege iſt eine jehr verwidelte. Man un⸗ 


terfcheidet dabei zwifchen gemeinem Recht : 


(common law) und dem ftatutarifchen, auf 
Parlamentsbeichlüffen beruhenden Recht 
(statute law). Der oberfte Gericht&hof der 
vereinigten Königreiche ift das Oberhaus 
ſelbſt, welches in gewiſſen Fällen entjchei- 
det. Ein Ausschuß des Geheimen Rats 
entfcheidet über Appellationer gegen Ur⸗ 
teile der Gerichtähöfe in den Kolonien. 
Außerdem beftehen beſondere oberfte Ge⸗ 
rihtshöfe für England, Schottland und 
Stand. Die oberiten Gerichtshöfe für 
England und Schottland zerfallen wie: 
derum in einen hohen Gerichtshof (High 
Court of justice) und einen Appellhof 
(Court of appeal). Die Kompetenzver⸗ 
bältniffe find jehr verwidelt. Eigentüm— 
lich ift auch das Inſtitut der Rundreifen, 
welche die Richter des oberiten Gerichts⸗ 
608 zur Abhaltung von Gerichtöfigungen 
alljährlich unternehmen. 
Kirchenweſen. Die englifche Kirche 
ftellte fich jhon unter den Tudors vom 
Papfttum unabhängig. Es iſt jedoch die 


roteftantifche Kirche in zwei Kirchen ge⸗ 
Falten, nämlid) - in die biſchöfliche 
(anglifanifche, Hofkirche) und die 
presbyterianifche Kirche. Die angli- 
Tanifche Kirche (Epiftopalfirche) ift in 
England die herrſchende. Sie erflärt bie 
biſchöfliche Würde für eine göttliche Ein- 
rihtung und bat aus der römiſch-katho⸗ 
liſchen Kirche mehr Zeremoniell mit her⸗ 
übergenommen als die presbyterianijche, 


die das Zeremoniell faſt abgeichafft, und . 
deren Anhänger man deshalb auch Pu⸗ 


ritaner genannt hat. Die presbyteria- 
niſche Kirche hat ihren Namen von den 
Gemeindeältefien, welche fie an die Spige 
der Gemeindeverwaltung ftellt. Die angli- 
fanifche Kirche hat in England 2 Erzbis⸗ 
tümer (Canterbury und Morf) und 28 
Bistümer. Daneben beiteht die fchottifch- 
bijchöfliche Kirche mit 7 Biſchöſen, doch 
Pi in Schottland die presbyterianiſche 

icche die herrichende. In Irland ift die 
römifch= Fatholifche Kirche mit 4 Erzdiö⸗ 


— 


zeſen und 22 Bistümern die herrſchende, 


aneben beſtehen zahlreiche Sekten (Me⸗ 
thodiſten, Duäfer, Baptiſten, Brüderge⸗ 
meinde ꝛc.). Es beſteht aber völlige Reli- 

ionsfreiheit, ſeit 1828 können auch Dif- 
—* ins Parlament gewählt werden 
und feit 1858 ſogar Juden. 

Finanzen. Die Kriege in Afien und 
Afrika, welche unter der Disraeliichen 
Regierung gefiihrt wurben, haben bie 
engliihe Schuldenlaſt erheblich vermehrt, 
und troß einer Erhöhung der Einfommen- 
fteuer und der Tabafzölle ift das Oleih: 
gewicht zwifchen Einnahme und Ausgabe 
noch nicht hergeftellt. Die Einnahmen be- 
trugen nad dem Rechnungsabſchluß fü 
41879 —80 im ganzen 1,625,301,000 ME, 
darunter 386,520,000 ME. aus den 381: 
fen, 506,000,000 ME. aus ber Gewerbe: 
fteuer und Accife, 226,000,000 ME. Stem⸗ 
pelgebühren, 53,400,000 ME. Lands und 
Häuferfteuer, 184,600,000 Mk. Eintom- 
menfteuer, 127,000,000MF. aus ber Boft: 
und 28,400,000 ME. aus der Telegraphen: 
verwaltung. Dagegen beliefen fich bie 
Ausgaben auf 1,680,114,000 Mk., wovon 
allein 573,257,000 ME. auf die Staats⸗ 
ſchuld, 608,452,000 ME. auf Heer und 
Flotte und 338,463,000 Mk. auf die Zivil: 
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verwaltung entfielen. Die Geſamtſtaats⸗ 
ſchuld Hatte 31. März 1880 die Toloffale 
ee von 741,717,354 Pfd. Sterl. 
erreicht. 

Heerweſen. Die Offizierftellen, welche 
big 1869 größtenteils käuflich waren, wer⸗ 
ben jetzt faſt ausſchließlich nach dem Dienft- 
alter vergeben. Die Rekrutierung geſchieht 
zumeift mr Werbung. Die Dienitzeit 
it auf drei Sabre feftgefeßt, nach deren 
Ablauf der Soldat fein Engagement er: 
neuern ober in die Referve eintreten kann; 
2ljährige Dienftzeit berechtigt um An: 
ſpruch auf Penſion. Der Beltand der 
regulären Armee belief fich 1880 — 81 
auf etwa 11,189 Offiziere und 226,489 
Mannfhaften. Dazu kommen bie Referve- 
truppen, namentlich bie Deiliz, welche zur 
Berteidigung im Innern des Reichs be⸗ 
ſtimmt ıft. Die Dienftzeit in ber Miliz 
ift eine fünfjährige; jie ift für alle Eng- 
länder obligatoriih, doch beitimmt ein 
jäprliches Geſetz den Bebarf der Auszu⸗ 
bebenden mit Rüdficht auf die Zahl der 
Sreiwilligen. Die Milizſoldaten werden, 
nachdem fie eingeübt find, wieder entlaflen 
und nur alljährlich u furzen Übungen 
einberufen. Diefogen. Yeomanrycavalry 
befteht aus jungen Pachtern und Land: 
befigern, welche ihre eignen Pferde ftellen 
und jährliche übungen abhalten. Die Zi- 
vilbehörden können fie zur Unterbrüdung 
von Aufftänden iebergert aufbieten. Da⸗ 
neben befteht feit 1859 eine jogen. Volks⸗ 
wehr (Volunteer corps). Die irijche 
Gendarmerie (constabulary) ift ebenfalls 
militärisch organifiert (ca. 13,000 Mann). 
In Indien befteht eine Faiferliche Armee 
aus Eingebornen, welche etwa 127,150 
Mann ftark ift. Auch die indische Polizei 
(ca. 190,000 Mann) ift militärisch orga= 
nifiert. Dazu fommen Freiwillige und 
Miliz in den Kolonien. Die Kriegsma⸗ 
rine ift die bebeutendfte der Welt. Sie 
gähtte 1. Jan. 1880 alleinan Banzerfchiffen 

6. Im Bau begriffen waren 1880: 41 
Schiffe, Darunter 12 Banzerfchiffe, 4 Kor: 
vetten, 1Xvifo, 7 Schaluppen, 15 Kanonen 
boote und 2 andre Fahrzeuge. Im aktiven 
Dienft befanden fih1880: 251Kriegsſchiffe. 
Die Flottenmannſchaft ward mit Einſchluß 
ber Offiziere auf 58,800 Mann angegeben. 


Großbritannien (Heerweſen, Kolonien, Mappen). 


An Kolonien beſitzt ©. die ausgedehn⸗ 
teften und zahlreichften, ih je ein Boll 
innegebabt Hat (j. Kolonie). Die Ber: 
faffung berielben ift zumeift berjenigen 
des tterlands nachgebildet. An_ der 
Spite der Kolonie fteht meiftens ein Gou: 
derneur, ber die Krone vertritt und von 
ihr ernannt wird, und bem ein Rat und 
ein gefeßgebenber Körper zur Seite jtehen. 
Der Generalgouverneur von Indien führt 
den Titel Vizefönig. 

Das Wappen Großbritanniens ifl 


ein Hauptichild mit vier Feldern, mit 


einem Herzichild in der Mitte. Das obere 


Teld rechts und das untere Feld Yints 
geigen die drei goldnen Leoparden Eng 


ands auf rotem Grunde, das obere linfe 


Feld den roten Löwen Schottlands auf 


oldnem Grund und das untere rechte 
Feld die goldne Davidsharfe Irlands 
auf blauem Grunde. Das Herzichild iſt 
gebedt mit ber Königsfrone von Hanno⸗ 
ver; rechts enthält e8 die beiden goldnen 
Löwen von Braunfchweig, links den blauen 
Löwen von Lüneburg und unten bag ſprin⸗ 


gende weiße Roß von Sachen in blauem 
Felde. Das gefamte Wappenfchild wird 
von ber en Krone von ©. mit 
einem barüberftehenben gefrönten blauen 
Löwen bebedt; biefen umgibt das blaue 
Band des Hoſenbandordens mit der De 
vije: »Honny soit, qui mal y pense«. 
Unter dem Schild liegen die beiden Zweige, 
welche die englifche Roſe, die jchottiihe 


Diftel und den iriſchen Klee vereinigen, 
mit der Soil der Krone: »Dieu et mon 
droit«. Schildhalter find rechts ein goldner 





no Löwe, links ein filbernes Ein 


orn. Die F 


lagge ift aus den Kreuzen 


der Landespatrone von England, Schott: 
land und Irland (der Heiligen Georg, 


Andreas und Patrid) zufammengefekt. 


Die Farben find Rot, Blau und Weik. 


Bol. Ravenftein, 


Handbuch ber Ger: 





raphie und Statiftil des britifchen Reichs 
1863); Bladftone, Commentaries on 


the laws of England (herausgeg. von 
Kerr, 1861; im Auszug 1873); Gneiſt, 
Selfgovernment xc.(3. Aufl. 1871); May, 
The constitutional history of England 


(5. Aufl. 1875, 3 Bbe.; deutfch von O. G. 


Opvenheim, 1862 ff., 2 Bbe.); Stubbs, 





Großdeutihe — Grundbücher. 


The constitutional history of England 
(1880, 3 Bbe.); üsingen Englifche 
Berfafiungsgeichichte (1 ; Clayden, 
England under Lord Beaconseld 
18a); Griffith, The English army 
(1880); Todd, Parliamentary govern- 
ment in the British colonies (1880); 
May, Das englifche Parlament und fein 
Berfahren (beutfch von Oppenheim, 1880). 
Großdeutide, jeit 1848 Bezeichnung 
derjenigen politiſchen Partei, welche bei 
einer Reform der deutichen Bundesverfaf: 
fung Ofterreich nicht ausgeſchloſſen willen 
wollte, im Gegenfaß zu den Kleindeut⸗ 
Then, welche Deutichland ohne Sfterreich 
unter preußifcher Spike einigen wollten. 


rk (ruf. Weliki Knjas, fra 
Grand-duc), früher Titel der Beherrſcher 
von Moskau fowie einiger andrer ruſſiſchen 
Fürſten, 3. B. derjenigen von Kiew und 
Nowgorod, der Beherrſcher von Litauen 
und daher ſpäter auch der Könige von 
Polen. Gegenwärtig nennt ſich der Kaifer 
von Rußland »G.vonSimolenäf, Litauen, 
Wolhynien, Podolien und Finnland«e, und 
alle Prinzen und Behnzellinnen feines 
Haufes führen ben Titel ©. und Groß: 
fürftin in Verbindung mit dem Prädikat 
»Raiferlide Hoheite. Der Kaifer von 
Ofterreich führt ebenfalls den Titel eines 
Sroßfürften, nämlich von Siebenbürgen, 
das 1765 von Maria Therefia zu einem 
Großfürftentum erhoben warb. 
Gro — ſ. Handel. 
Großherr, ſ. Padiſchah. 
Großherzog (franz. Grand-duc, engl. 
Grand-duke, ital. Grandfica), Rang 
zwiſchen Königund Herzog. Papſt Pius V. 
erteilte 1569 dem Herzog Cofimo I. von 
Morenz zuerſt diefen Titel, mit welchem 
699 das Prädikat »Königliche Hoheit« 
verbunden warb. Napoleon I. verlieh 
(1805) feinem Schwager Murat bie groß: 
berzogliche Würde als Beherricher bes 
a erjenne Berg, worauf auch der 
Landgraf von Helfen Darmitabt (1806) 
und der Kurfürft von Baben biefen Titel 
annahmen. Nach den Beitimmungen des 
Wiener Kongrefies führen gegenwärtig, 
außer Heflen-Darmftadt und Baden, au 
die Regenten von Sachjen-Weimar, Med: 
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Yenburg- Schwerin, Medlenburg- Streliß 
und Oldenburg (Tetterer erft feit 1829) fo: 
wie, neben ihren andern Titeln, ber König 
von Preußen als G. vom Niederrhein un 
von Poſen und der König der Niederlande 
als ©. von Luremburg diefen Titel. 

Su pjahrinteit, f. Alter. 
Großlanzler, j. Kanzler. 

Großkrenz, die höchſte Klaſſe der Rit- 
terorden (ſ. Orden). 

Großmädte, Bezeihnung berjenigen 
europäifchen Staaten, welden in dem 
europäifhen Staatenſyſtem eine entſchei⸗ 
bende Stimme zufällt. In diefem Sinn 
war bis in bie neuefte Zeit hinein von den 
fünf Großmächten: England, Frankreich, 
Rußland, Ofterreich und Preußen die Rebe, 


nz. | indem e8 in Anfehung bes legtern Staats 


nicht an Stimmen fehlte, welche Preußen 
nicht die Stellung einer Großmacht ein- 
räumten und nur das Streben biefer 
Macht nach der Großmachtſtellung aner: 
fannten. Seit der Gründung des Deut- 
Then Reichs ift diefe Frage gegenſtandslos 
geworben. Aber ſchon zuvor hatte man 
das geeinigte Stalien in ben Rat ber G., 
in dasfogen. eur opaiſche Konzert, mit 
aufnehmen müllen, und ebento haben 
Spanien und bie Türkei wiederholt mit 
Erfolg den gleihen Anſpruch geltend ge⸗ 
macht, wenn man aud im allgemeinen 
die Zahl der ſechs europäiſchen ©. feſthält. 

roßmeifler, bei verjchiebenen Orben, 
Delonbers beim Johanniterorden, der oberfte 


Vorſtand. 
roſſohandel, Großhandel; Groſ⸗ 
ſiſt, Großhändler. 
Großfiegelbewahrer, in großen Staa⸗ 
ten derjenige Beamte, der mittelſt Unter⸗ 
ſiegelung mit dem Staatsſiegel und durch 
ſeine Unterſchrift die Staatsurkunden be⸗ 
laubigt. In Ongtand (Lord Keeper 
for the great seal]) befleibet dies Amt 
zugleich der Lorb- Kanzler, in Franfreich 
(Garde-des-sceaux) der Juſtizminiſter. 
Grundbüder, öffentliche Bücher, in 
benen im Intereſſe ber Nechtsficherheit die 
amtliche Beſchreibung der Grundſtücke 
eines Bezirks oder Die Angabe ihrer Eigen- 
tümer und etwaigen Eigentumöbejchrän: 


| tungen enthalten ift; in Preußen mit den 


Hypothefenbüchern verbunden. Vgl. Be: 
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ſchoren, Die neuen Bodengeſetze (1873); 
Derjelbe, Das preußifhe Grundbuch: 
und Hypothekenweſen (1875); Bahl⸗ 
Ri am J Das preußiſche Grundbuchsrecht 


Gründer, ein zumeiſt im verächtlichen 
Sinn zur Bezeihnung von Perſonen ges 
bräuchli 
von unſoliden wirtſchaftlichen Unterneh⸗ 
mungen (Gründungen) ſtehen. Nach⸗ 
dem fi nach dem deutſch-franzöfiſchen 
Krien das Vertrauen auf bie Friedens⸗ 
ſicherheit vielfach bis zum Schwindel ge⸗ 
ſeigert hatte, rief die Milliardenſtimmung 
in Deutſchland viele derartige Gründungen 
hervor, welche bald wieder, zum großen 
Schaden des vertrauensſeligen Publikums, 
zuſammenbrechen ſollten. Dazu kam, daß 
die preußiſche Staatsregierung bei der Er⸗ 
teilung von Eiſenbahnkonzeſſionen nicht 
mit der gehörigen Vorſicht zu Werke ge⸗ 
gangen war. Dem Abgeordneten Lasker 
gebührt das Verdienſt, im Februar 1873 
im preußiſchen Abgeordnetenhaus die Ei⸗ 
ſenbahngründungen öffentlich zur Sprache 

ebracht und na ngeiviefen zu haben, wie 
Bochfonferbative änner, 3. B. der Fürſt 
von Putbus, der Geheimrat Wagener, der 
Herzog von Ujelt u. a., fih an denfelben 
beteiligt hatten. Damals wurbeeine Kom: 
milfion zur Unterfuhung dieſer Eifen- 
bahngründungen durch Tönigliche Bot 
ſchaft eingefeßt, Darunter zwei Mitglieder 
des Abgeorbnetenhaufeß: Lasker und ber 
fonfervative Abgeordnete v. Köller. Der 
Bericht derſelben kam 29. März 1876 
im Abgeordnetenhaus zur Verhandlung. 
Daß auch Liberale Abgeordnete an Grün: 
dungen fich beteiligt, bat Otto Slagau in 
einer Verdächtigungsfchrift behauptet, aber 
nicht bewiejen. Ebenso ftellte ver Hofpre: 
digerStöder im November 1880 im preußi⸗ 
chen Abgeordnetenhaus die Behauptung 
auf, daß unterden Unterzeichnerneiner Er: 
klärung gegen dieJudenhetze ſehr viele feien, 
die »in jenen Jahren ein⸗, zwei⸗, drei⸗, fünf⸗, 
ein dutzendmal teilgenommen haben an 
jenem Hexentanz um das goldne Kalb«. 
Aufgefordert, die Namen zu nennen, brachte 
Stöder nad) Wochen eine Lifte herbei und 
ſuchte dem Einwand, daß die von ihm 
nambaft gemachten Männer teild gar nicht, 


icher Ausdruck, welche an der Spike |. 


Gründer — Grundrechte. 


teils in der unanfechtbarften Weiſe als 
Auffichtsräte oder Reviforen an durchaus 
ſoliden Unternehmungen beteiligt gewefen, 
dadurch zu begegnen, baß er erffärte, »er 
habe: mit jener Außerung ein fittliches 
Verdikt in einzelnen Fällen nicht abgeben 
wollen«. 
Grundgefeh, |. v. w. Staatsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetz, d. h. ein Geſetz, welches die 
Organiſation des Staats anbetrifft und 
welches diejenigen Schranken bezeichnet, 
innerhalb deren ſich die Staatsgeſetzgebung 
bewegen ſoll. Das ©. ſteht daher über ben 
ewöhnlichen.Gefeben, bie innerhalb des 
ahmens der Grundeinricdhtungen des 
Staats, welche durch das ©. gegeben find, 
erlaffen werden. Um ihrer Wichtigfeit 
willen ‚bedürfen daher Verfaffungs- und 
Grundgefeße in manden Staaten einer 
befondern. Form, und ihre Gültigkeit ift 
an:.befondere Erforderniffe gefnüpft. So 
erfolgen nach der beutfchen Reichsverfaſ⸗ 
fung. (Art. 78) Verfaſſungsänderungen 
im Weg der Reichögefeßgebung; fie gelten 
aber als. abgelehnt, werın im Bundesrat 
14 Stimmen dagegen find. 
Grundhörigkeit,f. Leibe igen ſchaft. 
Grundreihte, diejenigen Rechte und 
teiheiten der Staatsbürger, welche bie 
arunblage.des Rechtsſtaats bilden follen, 
wie :fie die Engländer in ihrer Magna 
Charta, ihrer Petition of rights und Bill 
of rights befiten, und welche man in ber 
eriten franzöfifchen Revolution als »all: 
gemeine Menfchenrechtee (droits de 
I’'homme) bezeichnete. Die neuern deut: 
fchen Berfaffungsurfunden haben (wenig⸗ 
ſtens teilmeife) dieſe ©. ausdrücklich ſank⸗ 
tioniert, namentlich die ſogen. politiſchen 
ober Volksrechte, welche den Staats bür⸗ 
gern, unbeſchadet ihrer Unterwerfung un⸗ 
ter die Staatsgewalt, dem Souverän gegen⸗ 
über zuſtehen ſollen; ſo namentlich die 
perſönliche Freiheit, die Unverletzlichkeit 
des Eigentums, die Unabhängigkeit der 
Rechtspflege und die Gleichheit vor dem 
Geſetz. Das Streben nach Erweiterung 
dieſer Volksrechte fand aber einen ganz 
beſondern Ausdruck in den 1848 von der 
Frankfurter Nationalverſammlung be: 
ſchloſſenen, 21. Dez. 1848 von dem Reichs⸗ 
verweſer als Reichsgeſetz verkündeten und 














Grundruhreht — Guatemala. 


auch in Die Reichsverfaſſung vom 28. März 
1849 mit aufgenommenen Grundred: 
ten für das deutſcheVolk, welche auch 
von den beutichen Staaten, mit Ausnahme 
Ofterreichs , Breußens, Bayerns, Hanno: 
vers und einiger ber kleinſten, anerfannt 
wurden. Sie jollten den Verfaffungen der 
Einzelftaaten als Norm dienen, welche 
durch Feine Gefetgebung eines Einzelſtaats 
aufgehoben oder beichränft werben dürfe. 
Die durch diefe ©. gewährleifteten Rechte 
waren im wefentlichen folgende: ein all 
gemeines beutfches Staatsbuͤrgerrecht, ver: 
bunden mit dem Recht, überall innerhalb 
des Reichsgebiets ſich aufzuhalten, Grund: 
eigentum zu erwerben, Gewerbe zu betrei⸗ 
ben, das Bürgerrecht zu erlangen 2c.; Ab⸗ 
ihaffung ber Strafe des bürgerlichen To- 
des; Auswanderungsfreiheit und Stellung 
ber Ausgewanberten unter ben Schub bed 
Reichs; Gleichheit vor dem Geſetz mit 
Aufpebung aller Standesvorrechte und 
Standezunterjchiebe; gleiche Wehrpflicht 
für alle und gleiches Recht aller zu allen 
Staatsämtern; Freiheit ber Berfon und 
Sicherheit vor willfürlicher Verhaftung; 
Abſchaffung der Leibes- und der Todes: 
ſtrafen; Unverleplichfeit der Wohnungund 
bes Briefgeheimniffes; Preß:, Glaubens⸗ 
undKultusfreiheit und Selbftändigfeit der 
einzelnenfteligionsgefellfchaften; Zivilehe; 
Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer Lehre; 
Unterrichtsfreiheit und allgemeine Volfs- 
erziehung unter vauffict und Mitwirkung 
be8 Staats; Rechtder Bitteund Beſchwerde 
fowie Berfammlungsredht; Garantie des 
Eigentums und der freien Verfügung 
darüber, jeboch mit Aufhebung der Fibei- 
fommifje und Befchränfung der Liegens 
ihaften in Toter Hand; Befeitigung aller 
noch beftehenden Reſte beB- Feudalweſens; 
unabhängige und für alle Staatsangehö- 
tigen gleiche Rechtspflege und Öffentliches, 
münbliches Verfahren dabei; Schwurge: 
rihte in Straffachen, Enticheidung durch 
jahfundige Richter, ſoweit thunlich, bei 
Ziilftreitigfeiten; Trennung der Verwal: 
tung von der Yufliz; freie Gemeindever⸗ 
faffung; Gleichberechtigung der nichtdeut- 
Ihen Stämme im Reich im Gebraud, ihrer 
Sprachen; wirffamer Schub für jeden 
beutfchen Reichsbürger in der Fremde. 
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Diefe ©. waren mit einigen Mobififa- 
tionen auch in den nad) bem Scheitern des 
deutſchen Berfaflungswerf3 von feiten 
Preußens zu Erfurt vorgelegten Verfaſ⸗ 
fungsentwurf aufgenommen. Der 1851 
reftituierte Bundestag hob jedoch Durch Be⸗ 
ſchluß vom 23. Aug. 1851 die ©. förmlich 
auf und verfügte, daß fie allerorten, wo 
fie eingeführt worben, wieder außer Gel- 
tung ‚gefeßt.und, wo fie ſchon in die Lan⸗ 
—— * ſelbſt übergegangen ſeien, 
wenigſtens revidiert und mit den Bundes⸗ 
gel egen in Übereinftimmung gebracht wer- 
en follten. Übrigens waren manche Bes 
flimmungen biefer ©. fo allgemein und 
fo unbeftimmt gefaßt, daß biefelßen faum 
einen praftiichen Wert haben fonnten, wie 
B. der Satz: »Die Willenfchaft und ihre 
ehre ift freie. Dazu kommt, daß uns, 
foweit .e8 nicht bereitö durch die Geſetz⸗ 
gedung der Einzelftanten geſchehen war, 
ie bermalige deutſche Reichsverfaſſung 
und Reichsgeſetzgebung faſt alle wichtigern 
Snftitutionen von praktiſchem Wert ge⸗ 
bracht hat, welche vordem bie ©. bes deut: 
ſchen Volks verhießen, fo daß es in der That 
durchaus ungeredhtfertigt ift, wenn man 
(ſelbſt noch in neuerer Zeit) hier und da 
das Verlangen nach Wiederheritellung der 
beutichen ©. ausgeſprochen hat. 
Grundruhrecht (Strandredit), bie 
Befugnis, Beitandteile eines gefcheiterten 
Schiffs und Gegenftände, welche von einem 
folden an das Land geſchwemmt worben 
find, ſich anzueignen; ein Recht, welches 
gegenwärtig in allen zivilifierten Staaten 
efeitigt worden, und an deffen Stelle nur 
der Anfprud auf einen fogen. Berges 
lohn (j. d.) getreten ift. 
Grundſteuer, |. Steuern. 

Grüner Tiſch, Bezeichnung für den 
Kanzleitiſch; Anjpielung auf Beamten- 
tegiment. 

Gruppe, im parlamentarifhen Leben 
Bezeichnung für die Unterabteilung einer 
Partei, namentlich wenn dieſelbe nicht als 
eine eigentlige Fraktion konftituiert iſt; fo 
3. 2. bie liberale G. Schauß-Bölf im 
deutſchen Neichdtag oder die G. Forcken⸗ 
bed (f. Sezeſſion). 

Guatemala, Republik in Zentralame: 
tifa, 121,140 qkm mit 1,190,754 Einw. 
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und zwar 360,608 Weißen 1.830,146 In⸗ 
dianern; Hauptfladbt: Guatemala mit 
45,000 Einw. Nach Auflöjung ber zen⸗ 
tralamerifanifchen Ronföberation (1. Febr. 
1839) Fonftituierte fih G. als felbftändiger 
Freiſtaat. Die Verfaſſungsurkunde datiert 
vom 19. Oft. 1851. Hiernach ift dem 
Präfidenten ber Republik, welder auf 
vier Jahre gewählt wird, eine nahezu dik⸗ 
tatorijche Gewalt eingeräumt. Ihm fteht 
ein Staatsrat zur Seite, gebildet aus ben 
Miniftern (Kriegund Finanzen; Außeres; 
Öffentliche Arbeiten; öffentlicher Unter- 
richt; Inneres), acht von ber Kammer er: 
wählten Räten und vom Bräfibenten er: 
nannten Mitgliedern. Die Volksvertre⸗ 
tung ift die ebenfalld auf vier Jahre ge⸗ 
wählte Repräfentantenfammer von 
Deputierten. Die Rechtspflege wirb durch 
einen Dbergerichtshof und durch Richter 
erfter Inſtanz ausgeübt. Die Gemeinden 
werden durch Alfalden und Kommunal: 
räte verwaltet. Die Wahlen erfolgen auf 
Grund bed allgemeinen Stimmredts. 
Direkte Steuern werben nicht erhoben. 
Die Haupteinnahmen werben durch Zölle 
und indirefte Steuern erzielt. 1877 be⸗ 
zifferten ſich bie gelamten Staatseinnah- 
men auf 4,503,540 Doll. womit die Aus: 
aben balancierten. Die Staatsſchuld be 
ief fih Ende 1874 auf 3,877,384 Doll. 
Das Heer, beflen Organifation eine noch 
mangelhafte ift, befteht aus 3200 Dann, 
wozu noch etwa 13,000 Mann Miliz- 
truppen fommen. Die Republik zerfällt 
in 17 Departementd. Die berrichende 


Religion ift die römiſch⸗-katholiſche; in |? 


Guatemala refidiert ein Erzbiſchof, wel⸗ 
chem fünf Bifchöfe in Zentralamerifa 
untergeordnet find. Konjuln des Deut- 
[chen Reihe find in Coban, Guatemala, 
Retalpuleu und Sarı Joſé de Guatemala 
in Funktion. Die Flagge von ©. iſt 
blauzweiß-blau, vertifal geitreift, 
Gubernätor (lat.), Steuermann, Gou⸗ 
verneur; Gubernium, Verwaltung, in 
Oſterreich die Provinzialzentralregierung. 
Guelfen, Barteiname für die Anhänger 
bes Papſttums und bie Gegner bes Kaiſer⸗ 
reichs, hergeleitet von dem beutichen Für: 
fengeiüleh ber Welfen (ſ. d.). 
nerillas (ſpan., pr. gherilljas), In 


9} Holland zu 100 


Bubernator — Gymnafiunt. 


Spanien bie aus Lanbbewohnern, Hir- 
ten 2c. gebildeten bewafineten Banden, 
welde in Kriegszeiten ben kleinen Krieg 
(Suerillafrieg) auf eigne Fauſt füh- 
ren, wie dies in ber zweiten Hälfte des 
beutich=franzöfifchen Kriegs auch ſeitens 


ber Sranchireurbanben geihah. Auch wird 
ber Ausdrud Suerillafrieg zumeilen auf 


das politifche Barteileben übertragen und 
bier in analoger Bedeutung gebraucht. 
Gnillstine (franz., ſpr. ghijo⸗), Fall⸗ 
beil, auf Antrag des Arztes Guillotin 
wãhrend der großen Revolution in Frank⸗ 
rei eingeführt und nad ihm benannt. 
ulden, Silbermünge, in Ofterreich zu 
100 Reufreuzger = 2 Mk. (der Papier: 
gulden bat einen geringern Kurswert), in 
ent = 1,701 ME. Der 
frübere füdbeutiche ©. = 1,714 ME. hatte 


60 Kreuzer. 

GuflauAbolf-Stiftung, beutich-pro- 
teftant. Verein zur Unterftüßung evangeli: 
fcher Gemeinden in katholiſchen deutjchen 
und außerbeutfchen Ländern, 1832 durd) 
ben Superintenbenten Großmann in Leip- 
ig, gesendet, vereinigte fich 16. Sept. 

mit dem 1841 von Zimmermann zu 
Darmftadt in Anreaung gebrachten Ber: 
ein, Tonftituierte fih 21. und 22. Sept. 
1843, erweiterte fich 1844 durch Anſchluß 
fämtlicher preußifcher Vereine und ward 
1849 aud) in Bayern und 1861 in ſter⸗ 
reich zur Gründung von Zweigvereinen 
autorifiert. Dal. Zimmermann, Der 
Guftav = Adolf = Verein‘ nach feiner &e: 
bite, Jeiner. Berfaffung und jeinen er: 


en (1878). 
‚ Güterflääterei, |. Dismembra: 


tion, 

Gutsgerichtsbarteit, ſ. Patrimonium. 

Gymuaſium (griech.), in Deutſchland 
Bezeichnung einer höhern Lehranſtalt, 
welche für das Univerſitätsſtudium vor⸗ 
bereitet und als Mittel dazu vornehmlich 
die alten Sprachen le Progym: 
nafium, Borbereitungsichule für das 
G.; Realgymnafium, ſ. v. w. Real: 
ihule. Bol. Wiefe, Das höhere Schul: 
weien in Preußen (1875); Peter, Zur 
Reform unſrer Sumnafien (1874); Laa 8, 
Realſchule und ©. (1875); &. v. Hart: 
mann, Zur Reform bes höhern Schul: 


Habeaskorpusalte — Haft. 


weiens (1875); Bonig, Die gegenwär⸗ 
tige Reformfrage in unferm höhern Schul 
weien (>Preufitfche Sahrbüchere, Bd. 35, 






er englil 
he Berfügung, 
auf fürgere, ober Täny 


ch 
ent; wird, und di. 


in denen eine ſolche erlaf 
ſowie das Hierbeizu beoba: 


normiert. 
Sr 

licher jurteilung von feine: 
hen ober durch ein — 


om nach 


ment fpre 


Engländer (Petition of: 
li aus, baß fein freier. 


Ba einer Urfachebeafe ober gefungen 


Alten werben bürfe. Karls 
ie 


ft rief weitere Beftimmun 

m ER si ent 1679 bie zweite | dem 
‚charta ber Engländer, bie bes 

bie Be: 
ein Habeas 
corpus erlaffen werben barf, fo Har und 
gran feftgeftellt find, daß jegliche Willkür 
(6er Staatsan 

ffen ift. Richter, Ges | kommt 


rũhmte H., auftande Fam, worin. 
dingungen, unter welc 


der. KR britif 


gehörigen auegeſe 


füngniauffeher und fonftige Beamte, 
welche ber Akte zumiderhandeln, werben 

üdlichften Strafen 
die Gnade des Königs 
ällen ber 
taat in 
Gefahr it, ann, entfprechenb bem in ot 


darin mit, ben mc 
bedroht, Die kn 
nicht abwenden Tann. Nur in 
dringendften Not, wenn ber 
en auf bem Kontinent ül 


den gi 





verantwortlich; jedoch wirb ihnen, wenn 
die H. wieder in Kraft tritt, wegen ber 
Etaatslegiton 


beögefeß verhaftet 
und eingeferfert werben, und das Parla⸗ 
es in feiner Erflärung von 
1627 über bie allgemeinen Breibeiten ber 

it ights) ausdrüd- 
ann ohne An- 
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& 2); Oſtendorf, Unfer höheres 
ulweſen jenüber dem nationalen 
Intereffe (1874). 


wiſchen verfügten Verhaftnahmen ges 
weh eine Bil of indemnity — 
„vwoburch etwaige Entſchädigungeͤforderun⸗ 

‚gen ausgeſchloſſen werben. 
Stammfcloß des gleich⸗ 


Habs} Fin 
mel da namigen Fürftenhaufes im Kanton Yar: 
it bie Freit 
. hat bie r 
ed er 
be Verfahren 
ber Magna 
freie Mann nur infolge 


au. Ahnhert biefes Geſchlechts war 
r Bruber des Bifchofs Werner von 
Straßburg (welch letzter er 1020 das Schloß 
erbaute), Namens Rabbob, Graf von Alten⸗ 
berg. Der Sohn besfelben, Werner, nannte 
ſich zuerft Graf von H. Rudolf IV. aus 
‚Haus 9. erlangte 1273 bie beutiche 
Königswürde und legte ben Grund u ber 
Blüte des Haufes, Er erwarb 1278 Sfter- 
reich, wozu unter feinen Nachkommen 
4477 Burgund, 1516 Spanien, 1526 
Wöhmen und Ungarn Sinzufamten. Das 


Haus 9. teilte fi 1556 in zwei Linien, 
von welchen bie fpanifche 4700, bie bentjche 
| öfterrei 1740 im Mannesttamm 


if 
ausſtarb, eben bie Tochter Karls VI. 
‚Herzog Frang Stephan von dothrin⸗ 
gen bie Hand Teihte und fo die noch jegt 
in öfterreih hertſchende Dynaftie H.- 
Lothringen gründete. 
nfenblodade, j. Blodade. 
ft, bie burch bie zuftänbige Behörbe 
verfügte Freiheitdentziehung. Cine ſolche 
t einmal unb hauptfächlich im ſtraf⸗ 
rechtlichen Verfahren vor, fei ed, daß bi 
Entziehung ber Freiheit gegen einen Ver⸗ 
urteilten zur Strafe verfügt (Straf: 
haft, Freiheitäftrafe), fei es, ba fie 
während einer Unterfuchung gegen bem 
Beſchuldigten verhängt wird, um bie Erz 
zeichung des Zwei diefer Unterfugung 
zu fichern (Unterfußungshaft). Je 
tvere bes Verbrechens richten 
ſich die verfhi 
Strafhaft. J 
ſchen Neichsjtre 
iſt bie Teichtefte Fr öftrafe bie einfache 
9., tele Iebiglich in Entziehung der 
416 








enen Abftufungen ber 
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Kreiheit beſteht, deren Mindeſtbetrag ein 
Tag, deren Höchſtbetrag ſechs Wochen iſt. 
Es ift dies die für die fogen. Übertretun- 
gen verordnete Freiheitsitrafe. Die Unter: 
ſuchungshaft ift nach ber deutſchen Straf- 
prozeßordnung ($$ 112 ff.) nur dann zu- 
läffig, wenn gegen einen Angefchuldigten 
dringende Verdachtsgründe vorhanden 
find und berfelbe entweber ber Flucht 
verbächtig ift,, oder wenn Thatfachen vor: 
liegen, aus denen zu jchließen ift, daß er 
Spuren ber That vernichten oder Zeugen 
oder Mitfchuldige zu einer falfchen Aus⸗ 
fage oder Zeugen bazu verleiten werde, 
ſich der Zeuanispflicht zu entziehen. Der 
Fluchtverdacht bebarf aber dann Teiner 
weitern Begründung, wennein Verbrechen 
im engern Sinn den Gegenftanb ber Un⸗ 
terfudhung bildet, wenn der Angefchuldigte 
ein Heimatlofer ober Landftreiher oder 
nicht imftande ift, fich über feine Perfon 
auszuweifen, ober wenn berfelbe ein Aus⸗ 
länder ift und genügender Zweifel befteht, 
daß er ſich auf Ladung vor Gericht fellen 
und dem Urteil Folge leiften werde. Die 
Verhaftung erfolgt Tege mühe nur auf 
rihterlichen und zwar Tchriftlihen Haft: 
befehl, in welchem der Befchuldigte ge⸗ 
nau zu bezeichnen und die ihm zur Laſt ge: 
legte itrafbare Handlung fowie der Grund 
ber Inhaftierung anzugeben ill. Bor: 
läufige Seftnabme (Verwahrung, 
Detention) kann aber aud von ber 
Staatsanwaltichaft und von den Bolizeis 
und Sicherheitäbeamten angeordnet wer: 
den, wenn die Borausfekungen ber Ver: 
baftung vorliegen und Gefahr im Verzug 
ſchwebt. Der Feilgenommene iſt unver: 
züglidh dem Amtzrichter des Bezirks, in 
welchem die Feſtnahme erfolgt ijt, zuzu⸗ 
führen. Seber Verhaftete muß jpäteftens 
am Tag nach Einlieferung in das Ges 
fängnis durch einen Richter über den Ge⸗ 
genitand der Beichuldigung verhört wer- 
den, Wirb jemand auf friiher That be⸗ 
troffen ober verfolgt, Jo ift, wenn er ber 
Flucht verdächtig oder feine Perſönlichkeit 
nicht ſ mt feftzuftellen if, jedermann be⸗ 
fugt, ibn aud ohne richterlichen Befehl 
vorläufig feftzunebmen. 

Meben ber dem Gebiet des Strafprozefies 
zugehörigen H. iſt aber auch der gegen einen 


Haftpflicht. 


fäumigenSchuldnerzuläffigen H. (Schuld⸗ 
haft, Perſonalhaft, Contrainte par 
corps) zu gedenken, durch welche ein ſolcher 
zur Erfuͤllung einer durchRichterſpruch feſt⸗ 
geftelten Verbindlichkeit angehalten wer: 
en fol. Das moderne Recht beſchränkt 


jedoch diefe Art der H. auf ein Minimum 


Das jetzt auf dad ganze Reichsgehiet au2- 
edehnte norbdeutihe Bunbesgefe vom 
9. Mai 1868 insbeſondere erflärt nad 


‚den Vorgang bes engliihen und franzö- 


fiihen Rechts den Berfonalarreft für un: 
zuläffig infoweit, als dadurd Die Leiſtung 
einer Quantität vertretbarer Sachen ober 
Wertpapiere erzwungen werden fol. Da: 
mit ift insbeſondere die fogen. Wechiel: 
ftrenge befeitigt worden, d.h. die Wechjel: 
haft als Crefutiondmittel zur Beitrei⸗ 
bung von Wechſelſchulden. Ebendasſelbe iſt 
für Ofterreih buch) Geſetz vom 4. Mai 
1868 und für Stalien durch Gefeß vom 6. 
Dez. 1877 berät worden. Als Sicher: 
beitömaßregel (Sicherungsarreſtſ) ift 
Dagegen die H. auch nad) moderner Rechts⸗ 
—— und Geſetzgebung in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten zulaͤſſig, jedoch 


nach der deutſchen Zivilprozeßordnung 


($ 798) nur inſofern, als dieſe Maßregel 
ſchlechterdings erforderlich ift, um die ge 
fährbete Zwangsvollſtreckung in das Ber: 
mögen bed Schuldners zu fihern. Außer: 
dem Tann die H. aud als fubfibiäre 
Zwangsmittel zur Anwendung fommen, 
um ben Schuldner zu einer Handlung, 
Dulbung oder Unterlaflung, zu welcher er 
zechteteältig verurteilt ift, zu zwingen. 
Endlid) Tann der Schuldner auch durch 9. 
zur Ableiftung des ihm auferlegten Offen: 
barungseids angehalten werben (beutiche 
—— eßordnung, $ 794). Schließlich 
iſt noch darauf hinzuweiſen, daß die H. 
auch als Disziplinarſtrafmittel vorzukom⸗ 
men pflegt. 

— im allgemeinen bie Ver⸗ 
bindlichkeit, für gewiſſe Schäden und 
Mängel einzuſtehen; im engern Sinn die 
Verp ich ung den nicht aus eignen Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen entſtandenen 
Schaden zu erſetzen. Dieſe H. iſt in vielen 
Fällen durch ausdrückliche Geſetzesvor⸗ 
ſchrift begründet und geregelt. So haftet 
z. B. die Poſwwerwaltung für ben Verluſt 


Halbipänner 


oder die Befchäbigung von Sendungen 
mit Wertangabe, von eingefchriebenen 
Sendungen und von Pafeten, nidyt aber 
für den Verluft gewöhnlicher Briefe; das 
deutfche Handelsgeſetzbuch legt den Fracht: 
führer die unbeihränfte H. für den Ver: 
luft oder die Befchädigung bed Frachtguts 
auf, ſoweit fie nicht durch die Beichaften- 
heit desjelben oder burch »höhere Gewalt« 
entftanden ꝛc. Eine bejondere H. aber ift 
durch das deutfche Reichögefeß vom 7. Suni 
1871, betreffend die VBerbindlichfeit zum 
Schabenerfat für die bei dem Betrieb 
von Eifenbahnen, Bergwerken, Fabriken, 
Steinbrüden und Gräbereien berbeige- 
führten Tötungen und Körperverletzun⸗ 
gen, begründet worden. Hiernach haftet, 
wenn bei bem Betrieb einer Eijen- 
bahn (alfo nicht bloß bei der Beförberung 
auf der Bahn) ein Menſch getötet oder 
körperlich verlegt wird, der Betriebsunter- 
nehmer für den dadurch verurfaditen 
Schaden. Dabei ift in Anfehung ber 
Eifenbahnnunfälle die Beweislaſt abmei- 
chend von den allgemeinen Rechtsregeln 
beftimmt. Der Eifenbahnbetriebzunter- 
nehmer haftet nämlich für jenen Schaden, 
wofern er nicht beiveift, daß der Unfall 
durch höhere Gewalt oder durch eignes 
Verſchulden des Getöteten ober Verlebten 
entftanden. Wer ein Bergwerk, einen 
Steinbruch, eine Gräberei oder eine Fa⸗ 
brif betreibt, haftet allerdings ebenfalls, 
wenn ein Bevollmächtigter oder ein Re 
präfentant oder eine zur Leitung oder Be⸗ 
auffichtigung des Betriebs oder ber Ar- 
beiter angenommene Perfon durch ein 
Berichulden in Ausführung der Dienft- 
verrichtungen ben Tod oder die Körper: 
verfegung eines Menfchen herbeigeführt 
hat, für den dadurch entftandenen Scha⸗ 
den. Der Beweis ber Verſchuldung liegt 
aber bier, falls die letztere in Abrede geftellt 
wird, dem Verunglüdten ober feinen Hin- 
terbliebenen ob. Vielfach wird übrigens 
in diefer Hinficht durch Unfallverficherun: 
gen Yürforge getroffen. Neuerdings ift 
logar durch den Fürften Bismard die Er- 
richtung einer Reichgunfallverfi erungs⸗ 
anſtalt in Ausſicht genommen (ſ. Ver⸗ 
ſicherungsweſen). Vgl. Endemann, 
Die H. (2, Aufl. 1876); Jacobi, Die 
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Berbindlichkeit zum Schabenerfak für die 

bei dem Betrieb von Eifenbahnen ꝛc. her⸗ 

beigeführten Tötungen (1874). 
albfpänner, ſ. Kate. 

Halsgericht, ehemals Bezeichnung für 
ein Gericht über ſchwere, mit peinlicher 
Leibes⸗ oder Lebenzftrafe bedrohte Verbre= 
chen; auch hochnotpeinliche® H. genannt; 
Halsgerihtsordnung, ehedem Be 
zeichnung eines Straffoder, namentlich 
der fogen. Carolina (f. d.). 

Hamburg, Freie und Hanfeftadt, Bun⸗ 
beöitant bed Deutichen Reichs mit (1880) 
454,041 meift evangel. Einwohnern. Mit 
den Vororten zählte die Stadt 410,176 
Einw. Flächengebalt bes Staatsgebiets: 
407,23 qkm ohne die Elbfläche innerhalb 
desſelben, mit diefer 409,78 qkm, wovon 
322,39 qkm bem Zollvereinsgebiet ange: 
hören, während das Sreihafengebiet 87,39 
qkm umfaßt. Die republifaniiche Staats- 
verfafjung ift Durch die Verfaſſungsur⸗ 
kunde vom 28. Sept.1860 normiert. Hier⸗ 
nach wird die Geſetzgebung von bem Senat 
und der Bürgerfchaft ausgeübt. Erſterer 
beiteht aus 18 Deitgliedern, von welchen 9 
die Rechts- ober die Staatswiſſenſchaften 
ftubiert haben und wenigftens7 dem Kauf: 
mannsftand angehören müffen. Die Mit- 
glieder des Senats werben auf Lebenszeit 
durch ein befonberes Wahlfollegium ge⸗ 
wählt, welches aus einer gleichen Anzahl 
von Mitgliedern bes Senats und ber Bür- 
gerſchaft Venengaept iſt. Für die Lei⸗ 
tung der Geſchäfte wählt der Senat je auf 
ein Lahr einen eriten und einen zweiten 
eirgermeifte, welche im Senat ben Vor- 
fig führen. Die Bürgerfchaft befteht aus 
196 je auf fech8 Jahre gewählten Mit- 
gliedern, von welchen 88 aus allgemeinen 
und bireften Wahlen hervorgehen, wäh: 
rend 48 von und aus den größern Grund⸗ 
befigern gewählt und 60 von ben Gerich⸗ 
ten und Berwaltungsbehörden abgeordnet 
werben. Die Berwaltung wird vonbem 
Senat ausgeübt, doch fteht der Bürger: 
haft ein Recht der Kontrolle und in An 
jehung der Finanzverwaltung insbeſon⸗ 
dere das Budgetrecht zu. Die einzelnen 
Senatsmitglieder fungieren zugleich ala 
Staatsbeamte, indem fie an ber Spitze 
einzelner Verwaltungszweige ſtehen. Hier: 

16* 
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bei werden fie von befondern Berufsbe- 
amten und von Deputationen unterftüßt, 
welche fi aus Mitgliedern des Senats 
unb der Bürgerfchaft oder fonftigen Bür⸗ 
gern zufammenfegen. Ein aus der Mitte 
der Bürgerſchaft gewählter Bürgeraus- 
ſchuß ijt für gewiſſe minder wichtige Funk⸗ 
tionen der Bürgerfchaft und zur Vermitte- 
Yung bed Berfehrs zwifchen biefer und dem 
Senatbeitellt. Rechtspflege. Das Ober: 
landesgericht zu 9. ift den drei Freien 
Städten Bremen, H. und Lübed fowie für 
das oldenburgijche AmtLübeck gemeinichaft- 
lich. Das Landgericht für das hamburgiſ en 
Staatsgebiet befindet fi) in H. u. umfaßt 
bie drei Amtsgerichtsbezirke H., Bergedorf 
und Ritebüttel. Laut Militärfonven- 
tion vom 23. Juli 1867 ift das Hambur- 
ger Truppenfontingent in ben preußifchen 
Militärverband mit aufgenommen. Die 
banfeatifchen Infanterieregimenter Nr. 75 
und 76 gehören zum 9. Armeekorps (Gene: 
rallommanbo in Altona). Nach bem Fi: 
nanz voranſchlag auf das Jahr 1830 be- 
trugen die Einnahmen und Ausgaben bes 
amburger Staat? 31,349,289 Mk. Die 
taatsfchulden betrugen 106,517,060 ME. 
Nach Art. 34 ber beutjchen Reichsverfaſ⸗ 
fung ift H. mit einem Teil feines Gebiets, 
ebenfo wie Bremen, als Freihafen erklärt, 
fo lange, bis die Stabt felbft ihre Auf- 
nahme in den gemeinjchaftlichen Zollver- 
band beantragen follte. In den Bundes⸗ 
rat entjendet H. einen Bevollmächtigten, 
in ben deutſchen Reichätag drei Abgeord⸗ 
nete. Das Wappen beiteht in einer fil- 
bernen dreitürmigen Burg mit einem ge⸗ 
ſchloſſenen Thor in rotem Feld; der Schild 
wirb von zwei Löwen gehalten. Oben be- 
findet ſich ein Helm mit einem Wulft und 
ſechs Fahnen inmitten breier Pfauenfe⸗ 
dern. Die Hamburger Flagge zeigt die 
dreitürmige Burg des Stadtwappens weiß 
auf rotem Feld. Vgl. »Statiftifches Hand⸗ 
buch für den Hamburger Staat« (1874); 
»Hamburg, topographifch und biftorifch 
bargeftellt« (1875); „abpenb erg, Ham: 
burger Urfundenbuch (1842); Sallois, 
Geſchichte Hamburgs (1853 —56, 3 Bde). 
ammeliprung, jcherzhafte Bezeich⸗ 
nung für die Zählung des Hauſes im 
Reichstag (f. Abſtimm ung). 


‘ 


Hammeliprung — Handel. 


Handel, ber Austaufh von Gütern 
zum Zweck der Befriedigung von Bedürf—⸗ 
niffen. Dabei ift unäch zwifchen Gelb: 
und Tauſchhandel zu unterfcheiben, je 
nachdem ein Gebrauchs⸗ oder Verbrauchs⸗ 
gegenfland gegen Gelb als das allgememe 

uſchmittel, oder gegen einen andern 
derartigen Gegenftand umgetaufcht wird. 

m engern und eigentlihen Sinn aber 
iſt H. der gewerbämäßig und mit Rüd: 
fiht auf Gewinn betriebene‘ Austauſch 
von Gütern zur Befriedigung von Bedürf: 
niffen. Die Bermittelung zwiſchen dem 
Erzeuger (Probuzenten) und dem Ber: 
braucher (Konfunıenten) der Ware iſt die 
Hauptaufgabe des Handels. Im einzelnen 
wirb zwiſchen Großhandel (Engroshan⸗ 
bel) und Kleinhandel (Detailbandel), 
zu weld a auch der Haufier: 
handel, d. h. ber H. im Umberziehen, ge: 
bört, unterjcieben. Weitere Unterſchei⸗ 
dungen find die zwiſchen Einzel- und Ge 
ſellſchaftshandel (ſ. Handelögefell: 
ſchaft), zwiſchen innerm H. (Binnen⸗ 
handel) und auswärtigem H. welcher den 
Welthandel bildet und in Einfuhr: 
(Import) und Ausfuhr: (Erport-)Hanbel 
zerfällt. Tran ſit- oder Zwifchenhan: 
del dagegen ift dann vorhanden, wenn die 
eingeführten Waren nicht im Inland Ton: 
fumiert, fondern von da wieber weiter 
ausgeführt werben. Aktiv handel treibt 
eine Nation, wenn fie ſelbſt ihre Produlte 
aus⸗ und frembe einführt, Baffivhan: 
del, wenn fie dies fremden Nationen 
überläßt. Mit Rüdficht auf den Gegen 
ftand des Handels endlich werben ehr 
viele verjchiedene Arten desfelben unter: 
ſchieden (Kandesprodukten⸗, Kolonialwa⸗ 
ten, Getreide⸗, Mehl, Tabak⸗, Droguens, 
Materialwaren:, Manufaktur, Schnitte 
waren=, Geld-⸗, Wechſel⸗, Staatspapier⸗, 
Buchhandel x). Handelsbraud, 
Taufmännifches Gewohnheitsrecht (Han: 
delsuſance); Handelspolitif, die 
Grundſätze, welche der Staat zum Zwed 
ber Handelsintereſſen feiner Angehörigen, 
namentlich bei dem Abjchluß von Zolls: 
und Hanbeldverträgen mit fremben 
Staaien, befolgen fol, refp. befolgt;Hans 
delstrifis,tiefeingreifendeStörungund 
Krankheit des Handels und des Verkehrs; 





Handelsbilanz — 


garı elsftatiftil, derjenige Teil ber 
tatiftif,, welcher ſich auf den Hanbels- 
verfehr bezieht; Pandelswiſſenſchaf⸗ 
ten, diejenigen Wiſſenſchaften, deren Stu: 
dium dem Kaufmann zum Betrieb feines 
Gewerbes nütlich und nötig ift, wie Wa- 
venfunde, Handelögeographie, Handels⸗ 
techt (ſ. d.), Handelsgeſchichte u. dgl. 
Haudelsbilanz, dad Verhältnis zwi: 
hen ver Sefamteinfuhr und der Gefamt- 
ausfuhr eines Landes oder eined Staats. 
Handelöflotte, |. Marine. 
Handelöfreiheit (Zreihanbel, engl. 
Freetrade, jpr. frihtrehd), ber Zuftand der 
Befreiung des 
ten des Schutzzolls, dann Bezeichnung für 
wirtſchaftliche Freiheit, Befreiung des 
Handels und Verkehrs von ſtaatlichen Be⸗ 
ſchränkungen überhaupt; Freihändler 
(engl. Freetraders) find diejenigen, 
welhe die Verwirklichung des Freihan⸗ 
delsſyſtems anftreben. Die freihändleri- 
ihen Beftrebungen beginnen mit Adam 
Smith (geſt. 1790). Freibändlerifche Prin⸗ 
zipien verfolgten die Regierungsinſtruk⸗ 
tionen des Freiherrn vom Stein vom 26. 
Dez. 1808 und das preußiſche Geſetz vom 
26. Mai 1818, welches alle Beſchränkun⸗ 
gen des innern Handels und Verkehrs bes 
jeitigte. Belämpft wurde ber Freihandel 
beſonders durch Friedrich Liſt. auf Grund 
der Notwendigkeit des Schutzes ber na⸗ 
tionalen Arbeit. In England ward inden 
20er Jahren eine Freihandelspar⸗— 
tei gegründet, beren Programm 1826 
werft Huskiſſon im Parlament verfün: 
digte. Cobden, Bright 2c. gründeten die 
Antie-Cornlam League. Der erfte große 
Erfolg der Beftrebungen der englijchen 
Freihaͤndler war die Seleitigung der Korn- 
zölle (1846) und der Erommellichen Na⸗ 
vigationdafte. In Frankreich verfochten 
den Freibandel Baftiat, Chevalier, Gar: 
nier-Bages u. a. Ein neues hanbelspoli- 
tiiches Syftem zu Gunften freihändleri- 
iher Reformen beginnt in Europa mit 
dem Abſchluß des englifch=franzöfifchen 
(1861) und des beutich-franzöfifchen Han⸗ 
delsvertrags (1865). In Deutichland, 
woſelbſt ein vollftändig freihändlerifches 
Syſtem nie zur Durchführung gelommen 
war, wenn auch bie Zollgeſetzgebung dem 
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Fe Rechnung getragen 
atte, hat fih unter ber Agide des Fürften 
Bismard neuerdings ein totaler Um— 
ſchwung vollzogen, welcher in dem Zoll: 
tarif von 1879 aud Lgialatio zum Aus⸗ 
brud gefonmen ift. Dean bat einen häß⸗ 
fichen Sntereffenftreit erleben müſſen und 
bie verſchiedenartigſten Schußzölle ent- 
ftehen feben. Um bie Induſtriezölle zu 
fihern, hat man ben Agrariern Getreibe- . 
gölle (j. d.) bewilligt und in Anfehung 
8 Zolles auf Roggen und Weizen fogar 
den Betrag der Negierungsvorlage ver: 
boppelt. Freilich laſſen fich die Wirkungen 
neuen Zolltarif3 zur Zeit noch nicht 
vollftändig uͤberſehen; aber bas laßt ſich 
fchon jetzt erfennen, daß die übertriebenen 
Safinungen und Erwartungen ber Schutz⸗ 
zöllner nicht verwirklicht werben, und daß 
die Barteiderlektern, welche mit ſo großem 
Lärm auf bem parlamentarifchen Schlacht: 
feld erfchien, bereit in der Rückbildung 
begriffen ift (f. Zoll) Bol. Lehr, 
Schutzzoll und Freibandel (1877). 
Handelsgerichte, beiondere Gerichte 
ur Enticheidung von Handelsfachen. Die 
efondere Fachkenntnis, welche die Ent- 
ſcheidung der letztern vielfach erheifcht, 
verichaffte dem in Tranfreich zur Ausbil: 
dung gelangten Snititut der H. auch in 
andern Ländern Eingang, indem man 
aud dort Notabeln der Kaufmannſchaft 
zur Entſcheidung von Handelsſachen be: 
rief. Die deutſchen Juſtizgeſetze haben 
dagegen bie Einrichtung bejonderer 9. 
nicht beibehalten. Das deutſche Gerichts: 
verfaffungsgefet (SS 100 ff.) hat vielmehr 
nur beſtimmt, daß bei ben Zandgerichten 
für deren Bezirke oder für örtlich abge- 
grenzte Teile derſelben Kammern für 
Handelsſachen gebildet werden Fön- 
nen, auch an Orten innerhalb des Lanb- 
gerichtsbezirks, an melden das Landge- 
richt jelbft feinen Sit nicht bat (f. Ge⸗ 
richt). Die Verhandlung des Rechtsſtreits 
erfolgt vor der Handelskammer, wo eine 
folhe vorhanden, wenn ber Kläger dies 
in der Klagfchrift ausdrüdlich beantragt 
bat, oder wenn ein folher Antrag vom 
Beflagten ausgenangen ilt. Die Handels- 
kammern entſcheiden in der Befegung mit 
einem Mitglied des Landgericht? als Vor: 
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figenbem und zwei Hanbelsrihtern, 
ie auf gutadstlicen Vorſchlag des zur 
Vertretung des Handelsſtands berufenen 
Organs aus bem Hanbelsflanb. berufen 
werben und gleides Stimmrecht haben 
wie ber Richterbeninte, welcher den Vor: 
fig führt. 1881 beftanben in Preußen 26 
‚ganbelstammern (Königäberg, Diemel, 
— Ging, Berlin, Stel, Sta 
fund, Breslau, Magdeburg, Altona, Han: 
Bone, Siegen, Sitte r Dortmlun 
iöburg, Eſſen, Hagen, Hanau, Franf- 
furt a. „., Aachen, Köln, Düffelborf, 
Krefeld, Gladbach, Elberfeld und Bar: 
men); in Bayern 15 (Münden, Paſſau, 
Arnnfentsat, Barnberg, Saieth, Hal, 
fafenburg, Schweinfurt, Würzburg, 
Ansbad), Fürth, Nürnberg, Augsburg, 
Kempten und Demmingend: in Sachſen 
6 (Dreßben, Leipzig, Chemnig, Plauen, 
Zittau und Glaugau); in Württemberg 
1 in Stuttgart; in Baden 2 (Mannheim 
und Karlerube); in Heffen 5 (Darmitadt, 
Offenbach, Gießen, Mainz und Worms); 
in —* 4 in der Hauptitabt; im 
Koburg-Sotha 1 in Koburg; in Lübe 
zugleich für Oldenburg; ig Bremen 1 für 
bie Gtabt und 1 Id Bremerhaven; in 
Hamburg 1; in Elja&-Lotringen 3 (Role 
mar, Milhaufen und Straßburg). 
Handelögejelihaft(Handelsfozies 
tät, Handelsfompanie), Zereinie 
gung mehrerer Gejellfafter (Aflo- 
ci68,Rompagnons)zumgemeinfamen 
— en N Fe) an 
iſchen Handelögejegbuch, welches jel 
durd) das Aftiengejeß des Norbbeutfen 
Bundesund nunniehr des Deutichen Reichs 
vom 41. Juni 1870 mobifiziert worben 
it, „find Folgende Unterfcpeibungen wi 
madjen: 1) die — weider fi 
keinen Geſellſchafter die Zitpuig auf 
Bermögenseinlagen befehränft ift; 2) bie 
Aktiengejellichaft, bei welcher fämte 
liche Gefellihafter nur mit Einlagen bes 
teiligt find, ohne, wie, bei ber offenen H., 
perfönlich zu haften; 3) die Kommanz 
ditgefellihaft, deren Weſen barin bes 
ftcht, dafı bei einem unter gemeinfcjaft: 
licjer Firma betriebenen Handelsge verbe 
ein ober mehrere Geſellſchafter ſich nur 
mit Bermögenseinlagen beteiligen (Komz 


1, |bes Innern. In Breu 
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manbitiften), während bie andern per- 
ſönlich Baften (Kommanbitierte, 
KRomplementäre). Sind jene Einlagen 
(Kommanditengelb) in Aktien einge: 
teilt, fo fpridt man von einer Rom: 
manbitgefellfhaft auf Attien Af- 
tientommanbitgefellihaft). Keine 
eigentliche &. ift dagegen bie fogen. ftille 
Geſellfchaft, welde dann vorliegt, 
wenn fi) jemanb an bem Gejcäft eines 
andern nur mit einer Vermögenseinlage 
gegen Anteil am Gewinn und am Verluſt 
beteiligt, fotvie bie Vereinigung mehrerer 
zu einzelnen Serbeisgfi ften auf ge 
men ao a dels recht. 
jandelögefehbud, Handels recht. 
ehr ſ. d. w. Handels: 
Tammer. 


jandelsmarine, |. Marine. 
andelsminifterinm, in geößern 
Staaten die oberfte Verwaltungsbehörbe 
zur Zasrneimung, ber Intereifen des 
Handels, an beren Spike der Hanbels- 
minifter fteht. In Eleinern Staaten ift 
biefe Thätigfeit Soche des Minifteriume 
ift das gefamte 
Eiſenbahnweſen, das Berg- und Hütten- 
bepartement und das Baumwefen von bem 
H. abgetrennt unb einem befonbern >Mi- 
nifter ber Öffentlichen Axbeiten« unterftellt 
worden. Das bem Hanbelsminifter unter- 
fiellte »Minifterium für Handel und Ge- 
werbe · befteht nur noch aus ber frübern 
Kanbern: und Gemerbenbteitung, Der 
rpräfident und Minifter der aus⸗ 
märtiger Angelegenheiten, Fürft Bis: 
mard, bat aud; das SPortefeuille bes 
‚Hanbelsminifterd mit übernommen, >um 
wife wirtſchaftliche NReformprojekte 
Farin 





tſchaftsrat, Unfaliverfiherung, 
aftpfliht, Innungswejen) ohne bie 
ehwaigen Schivierigfeiten, Reibungen und 
Weiterungen mit einem vielleicht im ein⸗ 
zelnen andern Auffaffungen Bulbigen- 
dem verantwortlichen Chef verfolgen zu 
innen. 





Dandelsrecht, Gefamtheit berjenigen | 


Reqhtsſatze, welche ſich auf die im Handels: 
— —— Recht cn bes 
Ken 

mbelscecht, öffentlichem H.1: [8= 
dölferrecht zu unterfcheiden. Das Prise 
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vathandels recht gibt die Normen für 
die aus dem Handel, mit Einjchluß bes 
Wechſel-⸗, Speditiond-, Kommiſſions⸗, 
See⸗ und Landfracht⸗ und Verſicherungs⸗ 
a wiſchen Privatperfonen ent- 
ehenden Rechte und Verbindlichfeiten; 
dad dffentlihe H. oder Handels⸗ 
ſtaatsrecht regelt die Rechte und Pflich- 
ten des Handelsſtands als ſolchen, wäh⸗ 
vend das Handelsvölkerrecht die zur 
Regelung und Sicherung bes internatio- 
nalen Handelsverkehrs nötigen Beſtim⸗ 
mungen enthält. Für bie franzöfiiche 
Dandeibgeie ebung find namentlich Lud⸗ 
wigs XIV. »Ordonnances pour le com- 
merce« (1673) und »Ordonnances de 
la marine« (1681) von Bedeutung, bie 
dem »Code de commerce« Napoleons I. 
zu Grunde liegen. Letzterer hat auch ber 
belgiſchen, italienischen, nieberlänbifchen, 
portugiefifchen, ruffifchen und fpanifchen 
Suhefsgefehgehun um Muſter gedient. 
In Deutichland bean geraume Zeit nur 
Breußen in dem » Allgemeinen Landrecht« 
(Teil I, Tit. 18, Abſchn. 7 -14) eine ein⸗ 
heitliche legislative Darſtellung des Han⸗ 
delsrechts, bis der Deutſche Bund zur 
Schöpfung eines allgemeinen deutſchen 
Handelsrechts (auch für Aſterreich) die 
‚snitiative ergrifj. Eine Konferenz, welche 
15. Jan. 1857 ın Nürnberg zufammen- 
trat, Iegte einen preußifchen Geſetzentwurf 
ju Grunde und beendigte 2. Juli 1857 die 
erſte Lefung eines beutiihen — efek- 
buche, welches nach mehrfachen Verinde- 
tungen (zweite Leſung bis 3. März 1853, 
britte Leſün bis 12, März 1861 ) feine end» 
gültige Haftung erbielt. Das Seehandels⸗ 
teht war inzwiſchen von einer beſondern 
Konferenz in Hamburg (26. April 1858 
bis 22. Aug. 1860) bearbeitet worben. Die 
einzelnen Bunbdesftaaten publizierten das 
Handelsgeſetzbuch ſodann der Reihe 
nad) als Gefek für ihr jeweiliges Staatd- 
pöit, und jetzt ift basfelbe für das 
Deutſche Reich, ebenfo wie die beutfche 
Behfelorbrrung, zum Reichsgeſetz erhoben. 
Staaten, wie England, welde fein Han⸗ 
delögeiehuch bergen, müffen fich mit ein: 
iilnen ſtatuiariſchen Beltimmungen unb 
mit den Gewohnbeitsrecht bebelfen. Val. 
die Handbücher des Handelsrechts von 


247 


Goldſchmidt(2.Aufl. 1874) und Ende: 
mann (3. Aufl. 1876); Gareis, Das 
deutſche H. (1880); Löbner, Lexikon 
des Handeld= und Gewerberechts (1880, 
in » Meyers Fachlexika«); Goldſchmidts 
»Zeitſchrift für das gefamte H.« (1868 ff.). 

Geubelöregifter, Öffentliche und jeber- 
mann zugängliche Bücher, welche über bie 
ben Einzelfaufmann und bie Handelsge⸗ 
ſellſchaften (f. d.) betreffenden Vorgänge 
bei dem zufländigen Gericht geführt, und 
beren Einträge (über Sit, Bezeichnung, 
Inhaber, Entftehung, Veränderung und 
Erlöſchen einer Firma und deren Proku⸗ 
riiten und über die Grundbeftiimmungen 
einer Aktien: oder fonftigen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft) in öffentlihen Blättern befannt 
gegeben werden. Vgl. Deutjches Handels⸗ 
— 38 „Art. 12 —14. 

Handelstag, de utſcher, Vereinigung 
deutſcher Handelskammern und kaufmän⸗ 
niſcher Korporationen zur Förderung der 
gemeinſamen Intereſſen des Handels und 
ber Induſtrie; erſter H. 1861 in München. 
Organe: Plenarverfammlung, bleibender 
Ausſchuß und Präſidium; Zeitfchrift: 
»Deutſches Handelsblatt«. Die letzten Han⸗ 
delstage haben 1878 und 1880 in Berlin 
—— Der Poſten des General⸗ 
ſekretärs wurde eine Zeitlang von Alexan⸗ 
der Meyer, dann von H. Rentzſch bekleidet. 
Gegenwärtig iſt der Konſul Annecke Gene: 
ralſekretär des deutſchen Handelstags. 

Handels⸗ und Gewerbekammern, 
Organe zur Vertretung kaufmänniſcher 
und gewerblicher Intereſſen eines beſtimm⸗ 
ten Bezirks. Die Verfaſſung und Verwal: 
tung folcher Körperſchaften, wie fie fi 
faft in allen deutſchen Staaten finden, 
ift in den einzelnen Staaten eine fehr 
verjchiebene. Ihre einheitliche Geftaltung 
buch die Reichsgeſetzgebung wird von 
bem deutſchen Hanbelätag, dem 3 entral- 
organ der meiften 8 ‚ angeftrebt. In 
Preußen ift dieſe Materie durch Ber: 
ordnung vom 10. Febr. 1848, revidiert 
24. Febr. 1870, normiert. Neuerdings 
ift wiederholt der Wunſch laut geworden, 
befondere Gewerbefammern zur fpeziellen 
Vertretung der Interefien des Kleingewer⸗ 
bes einzurichten; doc) wäre ein berartiges 
Vorgehen unnötig, wenn nur die H. dem 
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Kleingewwerbe die nötige Berüdfichtigung 
zu teil werden ließen. Die beutfche Juſtiz⸗ 
organifation hat ben Namen » Handelskam⸗ 
mern« übrigens auch zur Bezeichnung der 
Kammern für Hanbelsfadhen aboptiert, 
welche bei den Landgerichten eingerichtet 
werden können (ſ. Handelsgerichte). 
audelsverträge, |. Hanbel. 
andwerker, Bezeichnung für biejeni- 
en, welde Rohprobufte entweder zum 
erfauf oder um Lohn zum Gebraud) für 
den Konfumenten verarbeiten. Beſonders 
fhwierig ift dabei bie Abgrenzung bes 
Handwerks gegenüber ber Fabrik (ſ. d.) 
oder die Feſtſtellung des Begriffs der Groß⸗ 
induſtrie und des Kleingewerbes. Dieſe 


Abgrenzung wird aber um fo fchwieriger, | 5 


ie größer auf bem betreffenden Gebiet und 
in der fraglichen Gegend bie Arbeitsteilung 
if. Die modernen Dertehrsnerhältnilie, 
das Maſchinenweſen und bie größere Aus⸗ 
nußung elementarer Kräfte haben nicht 
wenig bazu beigetragen, bie frühern Wer: 
hältnifie zu verichieben und umzugeftal- 
ten. Ebendarum iſt es aber ficherlich ein ver: 
fehrtes Beginnen, wenn man bem Hand⸗ 
werf baburch aufbelfen will, daß man auf 
bie alten Formen ber abgelebten Zünfte 
zurüdgreift und, wie dies vielfach von 
Handwerkern (fogen. Zünftlern) an- 

eftrebt wird, durch die Einführung von 
Zwangsinnungen bem 5. aufhelfen will. 
Biel richtiger ift e8, dem Handwerk die 
jenige Thätigfeit zuzuweiſen, wo es vor⸗ 
zugsweiſe auf individuelle Geſchicklichkeit 
ankommt, während der Fabrikbetrieb das⸗ 
jenige Gebiet beherrſchen ſoll, auf welchem 
mehr das ſchablonenmäßige Arbeiten und 
der Erſatz der menſchlichen durch elemen⸗ 
tare und mechaniſche Kräfte geboten iſt. 
Dabei iſt es aber von beſonderer Wichtig⸗ 
keit, daß der Gedanke mehr und mehr 
Raum und praftiiche Verwirklichung ge: 
winnt, baß das Handwerk thunlichſt zum 
Kunftgewerbe erhoben werben müſſe. Ge⸗ 
—— Vereinigungen, Gewerbe⸗ 
vereine, Ausſtellungen, namentlich Lehr⸗ 
lingsausſtellungen, und vor allen Dingen 
das gewerbliche Schulweſen, Lehrwerkſtät⸗ 
ten, Fachſchulen und gewerbliche Fortbil⸗ 
dungsſchulen find es insbefondere, welche 
hier von viel größerer Wirkung fein wer- 
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ben als bie Verſuche, die alten abgeſtor⸗ 


benen Zwangsinnungen wiederum Fünft- 


ih zu beleben (f. Gewerbegefegge: 
bung) Auf der andern Seite Hat man 
ben Verſuch gemacht, biejeninen Elemente, 
welche ber freien Entwidelung des Hanb- 
werks feinblich gefinnt find und einer 
Wiederherſtellung unpraktiſcher Zunftein⸗ 
richtungen das Wort reden, zu einer ſogen. 
Handwerkerpartei zuſammenzufaſ—⸗ 
ſen, jedoch ohne nennenswerten Erfolg. 
Auch hat man ſogen Handwerkerkon⸗ 
greife und Handwerkertage in Szene 

eſetzt, welche aber, wie namentlich der 
3* Berliner Handwerkertag im Okto⸗ 
ber 1880, ein entſchiedenes Fiasko gemacht 


aben. 
Haunovber, bis 1866 ſelbſtändiges deut⸗ 
ſches Königreich, ſeitdem preußiſche Pro⸗ 
vinz; 38,285 qkm, 1864: 1,924,172, 1880: 
2415,745 Einw.; Hauptſtadt: Hanno: 
ver mit 122,860 Einw. Die Einteilung 
inbie6 Lanbörofteien: H. mit7, Hildesheim 
mit 7, Lüneburg mit 7, Stade mit 8, 
Osnabrüd mit 5 und Aurich mit 3 Krei- 
fen ift beibehalten, bie Kreife find erft nach 
1866 gebildet worden. Die Hauptſtadt iſt 
freiserimiert. Der letzte König, Georg V. 
von H., wurbe 1866 von Preußen bepoffe- 
biert, nachdem 9. 14. Juni 1866 in der 
Bundesverſammlung für den öfterreidhi- 
[chen Antrag auf Mobilmachung gegen 
gruen geftimmt hatte. Dies hatte eine 
ommation Preußens zur Folge, welche 


von H. ablehnend beantwortet ward, fo 
baß Preußen eine Seriegserflärung folgen 


ließ. Nachdem die hannöverſche Armee 
bei Langenfalza 29. Juni 1866 fapituliert 
hatte und das ganze Gebiet Hannovers 
von den Preußen erobert und bejet wor: 
ben war, erfolgte defien Einverleibung in 
ben preußilcen Staat durch Geſetz vom 
20. Sept. 1866. Mit Georg V. wurde 
aber ſeitens der preußiſchen Krone ein 
vom Landtag (1. Febr. 1868) angenom: 
mener Vertrag vom 29. Sept. 1867 abge: 
ſchloſſen, wonach derfelbe eine Entichäbi- 

ung von 48 Mil . erhalten, aud 
im Beſitz eines nad England. gebrachten 
Betrags von 12 Mil. ME. verbleiben follte. 
Da jedoch feitens des depoffebierten Königs 
bad Streben nach Wieberberftellung feiner 
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Monarchie nicht aufgegeben und bie von 
ihm angeworbene Truppe (Welfen: 
legion) nicht entlaffen wurbe, jo ward 
die Ausführung jenes Vertrags preußi⸗ 
jherfeit8 fufpendiert und jene Summe 
(Velfenfonds) mit Beichlag belegt. 
Tas bezeichnete Vermögen wird feitbem 
burch eine befondere Kommiſſion in Han 
nover verwaltet, indem die Zinſen desſel⸗ 
ben beſonders zur Bekämpfung welfifcher 
Umtriebe verwendet werden follen (vgl. 
Reptilienfond3). Bol. Schaumann, 
Handbuch der Gefchichte ber Lande H. und 
Braunfhweig (1864); Oppermann, 
Zur Gelchichte des sinigreidhe H. von 
1832 —66 (2. Aufl. 1 ; Ebhardt, 
Die Slaatöverfaflung bed Königreich 9. 


Hanſa (Hanie), urſprünglich ſ. v. w. 
Bund, Gilde; dann Bezeichnung bes deut⸗ 
ſchen Stäbtebunds, welcher über I0 See: 
und Binnenftäbte von Reval bis Amſter⸗ 
dam umfaßte und vom 13. bis ins 17. 
Jahrh. beftand. Eine eigentliche Bundes⸗ 
verfaffung gab es nicht, Doch wurben drei, 
fpäter vier Gruppen (»Quartiere«) unter: 
ſchieden: Lübeck mit den en! en, Köln 
mit den weitfälifchen, Braunjchweig mit 
den niederfächliichen und Danzig mit ben 
preußifch=Tivländifchen Städten. Vorort 
der H. war Kübel, wojelbft die Hanſe⸗ 
tage abgehalten wurden. Einft von ber 
größten Bedeutung, ſank der Bund, wel: 
her Dänemarf und Norwegen befriegt und 
die Entwidelung bes beutichen Handels 
ungemein gefördert hatte, mehr und mehr, 
je größer die Macht unb ber Einfluß der 
deutſchen Lanbesfürften wurden. Dazu 
famen innere Zerwürfniffe, und fo gehör⸗ 
ten jchon vor dem Dreißigjährigen Krieg, 
welcher auch für die H. verberbenbringen 
war, dem Hanjebund nur noch 14 
ſtimmberechtigte Städte an, nämlich: 
Lübeck, Wismar, Roſtock, Stralfund, 
Greifswalb, Stettin, Danzig, Magder 
burg, Braunſchweig, Hildesheim, Luͤne⸗ 
burg, Hamburg, Bremen und Köln. Lü⸗ 
beck Bremen und Hamburg ſchloſſen aber 
1630 ein engeres Bündnis, und diefe brei 
Städte haben denn auch bis auf die Segen: 
wart mit ber Verfaſſung freier Städte 
ven Namen Hanſeſtädte beibehalten. 
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Auch weifen noch jetzt manche gemeinfame 
nititutionen, wie 30 ein gemeinjames 
anſeatiſches Oberlandesgericht, zwei 
anſeatiſche AInfanterieregimenter, auf 

die Aufammengebörigfeit jener Städte 

bin. Vgl. Barthold, Geſchichte ber deut: 

ſchen 9. (1862). 

Hardesvögte, in Dänemark Berwal- 
tungsbeamte welche über bie fogen. Her: 
reder oder Harden, Unterabteilungen 
ber Amter, geſetzt find. Sie ftehen unter 
ben Amtmännern, wel legtere wie- 
derum ben Stiftsamtmäunern unterge- 
ordnet find. 

Öafardipiel, ſ. Glücksſpiel. 

Susi ei d zwif 

ann, ziersgrad zwiſchen 

Stabs⸗ und Subalternoffizier, bei der 

Kavallerie »Rittmeiftere,, in der Marine 

a ioerfahren 

anptverfahren . 

—* anblung! ſStrafprozeß. 

Hansarreſt ( Stubenarreſt), |. 


Arreſt. 

ausfriede, der beſondere Rechtsſchutz, 
welchen die Behaufung eines jeden Bür⸗ 
gers genießt; Hausfriedensbruch, die 


vorſaͤtzliche und wiberrechtliche Störung 


dieſes Hausfriedens dutg eigenmächtiges 
Eindringen oder Verweilen in der Woh⸗ 
nung eines andern. Das deutfche Reichs⸗ 
ftrafgefeßbuch (65 123 f.) macht in An- 
ſehung dieſes DeliftS folgende Unter: 
fcheibung: 1) Einfader Hausfrie— 
densbruch ift das widerrechtliche Ein- 
dringen in bie Wohnung, die Geſchäfts⸗ 
räume ober das befriedete Befigtum eines 
andern ober in abgejchloijene Räume, 
welche zum öffentlichen Dienft beftinmt 
find, ſowie das unbefugte Verweilen in fol- 
chen, nachdem eine Aufforderung zum Weg⸗ 
gehen ſeitens des Berechtigten erfolgt ift. 
ie8 Vergehen wird mit Gefüngnis von 
einem Tag bis zu drei Monaten oder mit 
Gelöftrafe bis zu 300 ME. beftraft. Ein 
bejonderer Erſchwerungsgrund ift es aber, 
wenn bie Handlung von mehreren ge: 
meinſchaftlich, oder wenn fie von einer 
mit hen verſehenen Perſon begangen 
wurde. In dieſen beiden Fällen tritt Ge⸗ 
fängnisſtrafe von einer Woche bis zu ei⸗ 
nem Jahr ein; auch wird der Hausfrie⸗ 
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densbruch unter ſolchen Umſtänden von 
Amts wegen verfolgt, während außerdem 
bie Verfolgung nur auf Antrag eintritt. 
— 2) Qualifizierter Hausfrie— 
densbruch liegt dann vor, wenn ſich eine 
Menſchenmenge öffentlich zufammenrot- 
tet und in der Abficht, Gewaltthätigfei- 
ten gegen Perfonen oder Sachen mit ver⸗ 
einten Kräften zu begehen, in die Woh- 
nung, in die Geſchäftsräume oder in bas 
befriebete Beſitztum eines andern ober 
in abgeſchloſſene Räume, welde zum 
öffentlichen Dienft beitimmt find, wider: 
rechtlich eindringt. Jeder Teilnehmer wird 
alsdann mit Gefängnis von einem Mo⸗ 
nat bis zu zwei Jahren beftraft. Wurde 
ein Hausfriedensbruch von einem Beam 
ten in Ausübung oder in Beranlafjung 
der Ausübung feines Amtes begangen, 
fo wird dies als befonberes Amtöverbre- 
chen (ſ. d.) betrachtet und mit Gefängnis 
von einem Tag bis zu einem Jahr oder 
mit Geldftrafe bis zu 900 ME. geahn- 
bet (deutſches Strafgefeßbuh, F 342). 
Übrigens find, um derartigen Willkür⸗ 
lichfeiten vorzubeugen, von ber Geſetz⸗ 
gebung die Borausfeßungen feft beftimmt, 
unter welchen eine Hausſuchung feiteng 
der Behörde flattfinden darf. 
Dansgelehe (Hausverträge), Nor- 
men, weldye feit dem Beginn des 14. 
Sahrh. von den einzelnen Familien bes 
hohen Adels vermöge der ihnen zuſtehen⸗ 
den Autonomie (f. d.) befonder3 über 
die Erbfolge (Primogenituren, Senio- 
rate, Majorate, Ausſchließung der Töch⸗ 


ter), die Ehe (Verbot nicht ſtandesge⸗ 


mäßer Heiraten), die Unveräußerlichkeit 
ber Güter ꝛc. feitgefeßt find. Bon feiten 
derdeutichen Kaiſer bis auf Franz J. herab 
ward dem Reichsadel bie Befugnis zur 
Aufrichtung folder Verträge ausdrücklich 
zuerfannt. Da aber biefelben bem neuern 
Staatsreht widerfprechen, infofern dies 
dem einzelnen sicht die Macht einräumen 
kann, willfürlich Verfügungen zu treffen, 
welche in das Staatsleben tief eingreifen, 
fo find fie entweder, wie in Frankreich, 
gar nicht mehr geftattet, oder von der Ge⸗ 
nehmigung bed Staats abhängig gemacht. 
Die Familienverträge ber beutichen re- 
gierenden Fürftenhäufer find meift in bie 


— SHadarie. 


Staatsverfaffungen aufgenommen. Dal. 
Schlund, Die Oüttigteit ber 9. des 
hoben deutfchen Abels (1842); Gerber, 
Das Hausgefeg ber Grafen und Herren 
v. Gieh (1858); Herm. Schulze, Die 
H. ber regierenden deutſchen Fürſtenhäu⸗ 
jer (1862— 79, Bb. 1 u. 2). 
— f. Etat. 
anfierhandel,, Kleinhanbel, welcher 
von wanbernden Hanbdelöleuten (Hau: 
fierern) durch Angebot und Abſatz der 
Baren in den Häufern ber Konjumenten 
betrieben wird; unterliegt nad) ber deut⸗ 
Ihen Gewerbeordnung ($$ 55 ff.) den Be: 
ſchränkungen, welche für ben Gewerbe 
betrieb im Umberziehen überhaupt gelten 
(f. Sewerbegefeggebung). 
Sausmadt, |. Erblande. 
—8 ſlerium, |. Miniſter. 
ausſuchung, ſ. Durchſuchung. 
Haute-finance(fran;z., ſpr.oht⸗ſinangfſ), 
hohe Finanzwelt, Geldariſtokratie, Geld⸗ 
macht 


aute voléeo (franz., ſpr. oht woleh, 
»hoher Flug«), die vornehme Geſellſchaft. 
Havarie (Havarei,Haverei, franz. 
Avarie, engl. Average, ital., ſpan. und 
portug. Avaria), die während einer See 
reife Schiff und Ladung betreffenden Un: 
toften. Sind folche lediglih durch einen 
Un und Zufall verurfaßt, fo liegt eine 
partifuläre oder befondere 9. (ava- 
rie particuliere, particular average) 
vor, welche regelmäßig von dem hierdurch 
betroffenen Eigentümer des Schiffs ober 
der Ladung zu tragen ift. Handelt es fi 
dagegen um Schäden und Koften, melde 
au der Seefahrt im allgemeinen Inter: 
eſſe abfichtlich verurfacht wurden, fofpricht 
man von gemeinſchaftlicher H. (ava- 
rie commune), bei welch le&terer wie- 
berum zwiſchen Fleiner und großer 9. 
unterfchteben wird. Als Fleine oder or: 
dinäre 9. (avarie ordinaire, petty 
average) werden nämlich die Unkoften 
bezeichnet, welche regelmäßig durch eine 
Geereife an und für fi) verurfacht wer: 
ben, wie Lotſen⸗, Hafen:, Xeuchtfeuergelb 
u. dgl. Die eigentlihe H., welche bie 
große oder ertranrdinäre 9. (avarie 
grosse, general average) genannt wir, 
jeßt Dagegen einen abſichtlich herbeigeführ- 
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ten Verluſt voraus, welcher burch das ge⸗ 
meinfame Intereſſe geboten war und eben⸗ 
deshalb auch von ben Intereſſenten ges 
meinfam getragen werden muß, wie dies 
ihon im Altertum bei dem fogen. See- 
wurf, wenn zur Grleichterung bes be- 
drängten Schiffs Waren über Bord ge 
worfen werden, der Fall war. Die privat: 
rechtlichen Srundfäße über H. gehörendem 
Handelsrecht an und ſindz. B. für Deutſch⸗ 
land durch das Handelsgeſetzbuch (Art.702 
bis 735) feſtgeſtellt. Der Nachweis einer 
großen H. iſt von dem Schiffer durch die 
ſogen Verklarung zu bewirken, d. 
durch eine auf Grund des Schiffsjournals 
im Beſtimmungshafen oder im Nothafen 
eidlich zu erſtattende Ausſage des Schiffers 
und durch zeugeneidliche Vernehmung der 
Mannſchaft. Die Berechnung des Scha⸗ 
dens und der Erſatzbeträge heißt Dis⸗ 
pache. Sie wird durch ſtaͤndige oder für 
den gegebenen Fall beſonders beſtellte Di s⸗ 
pach eure »aufgemachte. Für das Deut⸗ 
ſche Reich ſind die Reichskonſuln zur Auf⸗ 
nahme der Verklarung und zur Aufma⸗ 
Hung ber Dispache befugt. Vgl. v. Kal⸗ 
tenborn, Seerecht, Bd. 2 (1851). 

Havarielommilfionen, in ber beut- 
hen Krieggmarine Organe ber Admira⸗ 
lität und zwar Unterſuchungskommiſſio⸗ 
nen mit der Beſtimmung, die Urſachen 
der Unfälle, von welchen in Dienft ge- 
ſtellte Kriegsſchiffe, reſp. Fahrzeuge in Ge- 
Ralt von Kollifionen, Yurlauen. Brand, 
Ledage fowie Befchädigungen und Ber: 
Iuften größern Umfangs betroffen werben, 
feftzuftellen unb die an dem betreffenden 
mail Schuldigen, rejp. ben Grad ber 
den Rommandanten oder fonftige Perſo⸗ 
nen der Schiffsbefahung treffenden Ver⸗ 
ſchuldung zu ermitteln. Das fchriftliche 
Öutachten der Havariefommiflion gelangt 
nebft den geführten Unterfuhungsaften 
an den Stationdchef, um mit defjen mo⸗ 
tiviertem Gutachten ber Abmiralität vor- 
gelegt zu werben, von weldyer weitere 
Beftimmungen wegen ber Schulb=, reſp. 
Erſatzfrage getroffen und in den bazu 
geeigneten Fällen bie Einleitung bes 
nugögerichtlichen, reſp. Defeftsverfahrens 
veranlagt wird. 

Hawaii, Königreich, Die Infelgruppe der 
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Sandwidinjeln im Stillen Ozean, 
fo benannt nach der größten Infel; 17,008 
qkm mit 57,985 Einw., darunter 5916 
Ehinefen und 4561 Weiße. Hauptftabt: 
Honolulu mit (1878) 14,114 Einw. Die 
Verfaſſung des Landes ift diejenige einer 
fonftitutionellen Monarchie, begründet 
durch die 20. Aug. 1864 vom König Ra- 
mehameha proflamierte Derfaffung. Die 
Bolfövertretung beiteht aus einem House 
of nobles (Herrenhaus) mit 20 auf Le 
benszeiternannten Mitgliedern und einem 
Abgeordnetenhaus von 24—42 je aufzwei 
Sabre gewählten Deputierten. Die Staats⸗ 
einnahmen beliefen ſich in der Zeit vom 
1. April 1876 bis 31. März 1878 au 
1,151,713, die Ausgaben auf 1,110,47 
Doll. Die Staatsfchuld betrug 31. März 
1878: 444,800 Doll. Das ftehende Heer 
gähtt nur 75 Dann, wozu jedoch noch 400 
ann Freiwillige kommen. In Honolulu 
ift ein deutſches Konſulat errichtet. 
Sayti(Haiti, »Berglande; Sando-: 
mingo), Inſel ber Großen Antillen, 
77,255 qkm mit ca. 850,000 Einw. H., 
6. Dez. 1492 von Columbus entdeckt, war 
der Ort der erften graniſchn Niederlaſ⸗ 
ſung in Amerika. Der weſtliche Teil der 
Inſel ward 1697 an Frankreich abgetre⸗ 
ten, ſagte fich jedoch 1801 von Frankreich 
108, und ed entitand dort ein felbftändiger 
Negeritaat unter Touffaint P’ODuverture, 
beften Nachfolger Deilalines 1804 als 
Jakob J. die Kaiſerwürde annahm; doch 
wurde die monarchiſche Staatsform bald 
wieder durch eine republikaniſche erſetzt. 
Der öſtliche (ſpaniſche) Teil ber Inſel 
wurde 1795 ebenfalls an Frankreich ab⸗ 
getreten, dann 1808 wieder mit Spanien 
vereinigt, ſchloß ſich aber 1822 an die 
weſtliche Republik an, fo daß die Inſel 
einen gemeinfamen Freiſtaat bildete. Doc) 
machte jich ber öftlihe Teil 1843 als Ne: 
publif Santo Domingo wiederum felb- 
ftändig. Der weſtliche Teil ward 1848 
unter Soulouque (Fauftin J.) wieder in 
ein fogen. Kaijerreich umgewandelt, bis 
dann 1859 wiederum die Republik profla- 
miert warb. So beitehen jebt auf ber 
Inſel zwei Nepublifen, nämlich 1) bie 
Republif H., 23,911qkm mit ca. 550,000 
Einw., davon 9%, Neger, Yo, zumeift 
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Deulatten. Die Hauptitabt ift Port au 
Prince mit ca. 27,000 Einw. Die Um: 
gangsiprache iftdie franzöfiſche; die Staats⸗ 
religion iſt dem Namen nach die katho⸗ 
liſche. Nach der Verfaſſungsurkunde vom 
14. Juni 1867 ſteht ein auf vier Jahre ges 
wählter Bräfident ander Spitze des Staats⸗ 
weſens, welchem vier verantiwortliche Mi⸗ 
nifter (Außeres, Finanzen und Handel; 
Juſtiz und Kultus; Krieg und Marine; 
Inneres) zur Seite fichen. Die Geſetz⸗ 
gebung tft Sache bed Senats und ber Ab- 
georbnnetenfammer. Abgefehen von Fries 
dend= und „Betigeiperichten in ben Ge⸗ 
meinden, beftehen 7 Bezirks⸗- unb 6 Hans 
delsgerichte ſowie ein Kaffationstribunal 
in Port au Prince. Das Heer ift 6828 
Mann ſtark. Die Finanzen, welche fich 
‚neuerdings etwas gebeilert haben, wieſen 
nach bem Budget pro 1877: 4,023,687 
Dol. Einnahme und 4,194,988 Doll. 
Ausgabe au. Zum Zweck ber innen 
Verwaltung zerfällt die Republik in 5 
Departements mit 23 Kreiſen und 67 
Kantonen. 2) Die Republif San Do: 
mingo (Santo Domingo, Repu: 
blica Dominica, Dominilanifche 
Nepublif) Hat ein Gebiet von 53,344 
qkm mit 300,000 Einw., meift Mulat- 
ten. Die Hauptftadt ift Santo Domingo 
mit ca. 16,000 Einw. Die Landesſprache 
ift die fpanifche; als Staatsreligion gilt 
bie römifch= Fatholifche. Nach der Verfaſ⸗ 
fungsrevifion von 1879 ſoll der Präfi- 
dent der Republif von einem Wahlkolle⸗ 
gium auf ſechs Jahre gewählt werden. Die 
geſetzgebende Gewalt iſt einem vom Volk 
erwählten Senat übertragen. Rad) wie- 
derholten innern Barteifämpfen ilt das 
Land aber bis jetzt noch nicht zur völligen 
Ruhe gefommen. Zum Zwed der innern 
Verwaltung ift die Republik in 5 Pro⸗ 
vinzen (Santo Domingo, Santiago, La 
Vega, Azua und Samana) und 2 See 
bezirke (Porto Plata und Samana), 19 
Gemeinden und 22 Kantone oder Mili- 
tärpoften eingeteilt. Die Staatseinnah⸗ 
men find gleih den Ausgaben für das 
Jahr 1881 auf 1,200,000 Doll. veran- 
ſchlagt. Deutſche Konfulate find auf der 
Inſel H. in Port au Prince, Aur Cape, 
Cap Haitien, Port de Pair, Gonaiveg, 
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Sacmel, Puerto Plata und Santo Do: 
mingo eingerichtet. 

% ardipiel, |. Glücksſpiel. | 

ebammenordnung, Geſetz, durch 

welches die Wirkſamkeit und Befugnis der 
Febemnen von Staats wegen georbnet 
it. Für die Ausbildung der Hebammen 
ift ebenfalls durch ftaatlihe Hebammen: 
ſchulen geforgt. Die Gewerbefreiheit er: 
ſtreckt fih auf den Beruf der Hebammen 
nicht, biefelben. bebürfen vielmehr eines 
Prüfungszeugniſſes der nad) den Landes: 
gefeßen zuftändigen Behörde. Val. Deut: 
Ihe Gewerbeordnung, $ 30; Wachs, Die 
Drganijation des preußtichen Hebammen: 
unterrichts (1874). 

Heer (Armee), die geſamte Landkriegs⸗ 
macht eines Staats. Für das Deutſche 
Reich iſt die Organiſation desſelben durch 
das Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874 
(Reichsgeſetzblatt, ©. 45 ff.) und das 
Reichsgejeb vom 6. Mai 1880 (Militärs 
geſetznovelle), betreffend Ergänzungen 
und Anberungen des Reichsmilitärgeſetzes 
(Reichsgeſetzblatt, ©. 103 ff.), geregelt. 
Auf Grund dieſer gejeßlichen Beftim: 
mungen ift die deutſche Heerordnung 
vom 28. Sept. 1875 erlaften und ergänzt 
worden, deren erften Teil bie Rekrutie⸗ 
rungsordnung bildet, während ber zweite 
bie Landwehrordnung enthält. 

— e, |. Landfolge. 

egemon (griech), übrerfchaft, na= 
mentlich diejenige eines Staats über eine 
Staatengruppe. So ftritten fi} im Alter: 
tum Sparta und Athen über die H. in 
Griechenland. Auch auf moderne Ber: 
bältniffe ift Der Ausbrud  angewenbet 
worden, und man bat namentlich von 
dem Streben SOfterreichd einerfeitd und 
Preußens anberfeitd nach der H. in Deutſch⸗ 
land oft geſprochen. 

Hehlerei, bie des eignen Vorteils we- 
gen zu (hulben ebrachte wiflentliche Be⸗ 
günftigung von Verbrechen , welche gegen 
das Vermögen gerichtet find, namentlich 
von Entwendungen. Das deutſche Reicht: 
ſtrafgeſetzbuch (F 257) bezeichnet nämlich 
die Handlungsweife besjenigen, ber nad) 
Begehung eines Verbrechens oder Ver: 
gehens dem Thäter oder Teilnehmer wij- 
fentlich Beiftand leitet, um benjelben ber 
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Beltrafung zu entziehen ober um ihm die 
Vorteile des Verbrechens oder Vergehen 
zufihern, als Begünſtigung. Geſchieht 
dies nun von dem Begünſtiger um ſeines 
eignen Vorteils willen, ſo wird derſelbe 
als Hehler beſtraft und zwar, wenn der 
Beguͤnſtigte einen einfachen Diebſtahl oder 
eine Unterſchlagung begangen, mit Ge⸗ 
fängnis bis zu kin Jahren und, wenn 
jener einen ſchweren Diebitahl ober einen 
Raub begangen hatte, mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren ober, wenn mildernbe 
Umitände vorhanden, mit Öefängnis nicht 
unter drei Monaten. Unter allen Um⸗ 
Händen aber, auch wenn die Merkmale 
der Begünftigung nicht vorliegen, wird 
e8 als H. mit- Gefängnis bis zu fünf 
Jahren befttaft, wenn jemand feines Vor⸗ 
teild wegen Sachen, von benen erweiß ober 
den Umftänden nad) annehmen muß, daß 
fie mittelft einer ftrafbaren Handlung er- 
langt find, verheimlicht, anfauft, zum 
Pfand nimmt oder fonft an ſich bringt 
oder zu deren Abfat bei andern mitwirft 
(fogen. Partiererei). Beſonders firenge 
Strafen treten ein bei ber gewerbs⸗ ober 
gewohnheitsmäßig betriebenen und bei der 
im wiederholten Rüdfall begangenen 9. 
u Deutſches Strafgeſetzbuch, 65 258 
is 262. 


Heilige Fund, f. Allianz. 

Heiliges römiſches Reich Denticher 
Ration, Bezei mung beö frübern Deut- 
hen Reichs (962—1806), welche fich bar: 
aus erflärt, daß man dasfelbe als eine 
Fortſetzung ber römiſchen Weltmonarchie 
auffaßte, während ein chriſtlicher Monarch 
an der Spitze ſtand und die deutſche Na⸗ 
tion die herrſchende ſein ſollte. 

Heimat, zunächſt Bezeichnung für den 
Geburtsort einer Perſon, dann für den 
Gemeindeverband, aber auch für das Land 
und für den Staat, welchem fie angehört. 

Heimatſchein, j. Heimatsrecht. 

Heimatshafen, ſ. Schiffsregiſter. 

Heimatsrecht (In digenat, Staats: 
angehörigkeit), die Summe derjeni⸗ 
gen Rechte, welche dem Angehörigen eines 
beſtimmten Staats, dem Einheimiſchen 
oder Inländer, im Gegenſatz zu dem 
Fremden oder Ausländer zuſtehen. Die 
Urkunde, welche zur Beſcheinigung der 
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Staats= oder Gemeindeangehbrigkeit von 
ber zuftändigen Behörde ausgeftelt wirb 
beißt Heimatfchein. An bem & if 
find namentlich folgende Einzelbefugnifie 
enthalten: Das Recht, innerhalb bes 
Staatsgebiets feinen fländigen Aufents 
halt und Wohnfig zu nehmen, bur 
irat eine Familie zu begründen, ba 
rt8= oder Gemeinbebürgerrecht in einer 
Gemeinde zu erwerben, ein Gewerbe zu 
betreiben und fih anfällig zu machen. 
Eine Ausweifung (f. d.), weldhe unter 
Umftänden dem Fremden gegenüber zus 
läffig, ift dem Inländer gegenüber uns 
ftatthaft; ebenfowenig darf eine Ausliefe- 
zung (j. d.) besjelben an eine auswärtige 
Regierung, felbit nicht wegen eines gegen 
eine ſolche oder wegen cines im Ausland 
verübten Verbrechens, ftattfinden. Das 
8: ift ferner die Vorbedingung für bie 
langung bed Staatsbürgerrechts und 
bie darın enthaltenen aktiven und paffiven 
Wahlrechte. Endlich gehört dazu ba3 
jogen. H. im engern Sinn oder das Recht 
es nen d. 5. das 
Recht auf öffentliche Unterfügung im 
Tall der Verarmung, welches jett für den 
rößten Teil von Deutſchland durch das 
undesgejeß vom 6. Juni 1870 normiert 
ift ([. Unterflüßungswohnfiß). 
Das H. wird regelmäßig durch Abs 
flammung von Eltern erworben, welche 
zur Zeit der Geburt Angehörige des be- 
treffenden Staats waren, gleichviel ob bie- 
felbe im Inland oder im Ausland er: 
folgte; fo nad deutſchem und franzöſi⸗ 
ſchem Syſtem, während nad engliſchem 
Recht auch für die Kinder fremder Eltern 
durch die Geburt innerhalb des engliſchen 
Gebiets das Recht der engliſchen Unter⸗ 
thanen begründet wird. Außerdem wird 
das H. noch durch Aufnahme oder Na⸗ 
turaliſation erworben, welch letztere 
in England bis in die neuere Zeit nur 
durch Parlamentsakte erfolgen konnte. 
In den meiſten Staaten wird dieſe Natu⸗ 
raliſation aber nur nach längerm Aufent⸗ 
halt im Inland erteilt; ſo beſteht in Bel⸗ 
gien, England, Nordamerika und Rußland 
eine ſolche Niederlaſſungsfriſt von fünf, in 
Frankreich, Griechenland und Schweden 
von drei, in der Argentiniſchen Republik 
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und in Brafilien von zwei Jahren, wäh: 
rend in Bortugal ein einjähriger Aufent⸗ 
halt genügt. In Stalien, in Ofterreich, in 
der Schweiz und ebenfo in Deutichland ift 
eine ſolche Frift nicht vorgefchrieben. Das 
H. wird verloren durch Auswanberung, 
Eintritt in auswärtigen Staats ober 


Militärbienft und durch Verbeiratung. 


einer Inländerin mit einem Auslänber. 
Sind mehrere Staaten zu einem gemein⸗ 
famen Staatswefen, einem fogen. Bun⸗ 
desſtaat, vereinigt, fo findet Is neben 
bem H. ber einzelnen Staaten (Staats: 
angehörigkeit) noch ein gemeinfames 
H. oder Bundesindigenat (Bundesan- 
gehörigkeit). Ein folches befteht na⸗ 
mentlich für Die Angehörigen bes neuen 
Deutfhen Reichs, welche im Verhältnis 
zu einander als Inländer erfcheinen, 
während zur Zeit des frühern Deutfchen 
Bundes bie Angehörigen ber verjchiedenen 
beutihen Staaten im Berbältnis zu 
einander als Ausländer betrachtet und 
behandelt wurden. Art. 3 ber beutfchen 
Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 be 
ſtimmt nämlih, daß für ganz Deutich- 
Iand ein gemeinfames Indigenat beftehe 
mit der Wirkung, daß der Angehörige 
eines jeden Bundesſtaats in jedem andern 
Bunbesftaat als Inländer behandeln 
und bemgemäß zum feſten Wohnſitz, zum 
Gewerbebetrieb, zu öffentlichen Amtern, 
zur Erwerbung von Grundftüden, zur 
Erlangung ded Staatsbürgerredhts und 
um Genuß aller fonftigen bürgerlichen 

echte unter benfelben VBorausfegungen 
wie ber Einheimische zuzulaſſen, auch in 
Betreff der NRecht2verfolgung und des 
Rechtsſchutzes demſelben —* zu behan⸗ 
deln fei, wie dies die frühere norddeutſche 
Bundesverfaſſung bereits für das Gebiet 
ihrer Geltung angeordnet hatte. Dieſe 
Beſtimmung wurde aber noch zur Zeit des 
Norddeutſchen Bundes durch eine Reihe 
von —— — die nunmehr zu 
Reichsgeſetzen erhoben worden ſind, des 
nähern ausgeführt, fo das Recht der Frei⸗ 
aügigfeit (f. d.) durch Geſetz vom 1. Nov. 
1867, die Gewerbefreiheit Durch die Ge⸗ 
werbeordnung vom 21. Juni 1869 und 
der gemeinfame Rechtsſchutz durch bas 
Gefe vom 21. Juni 1869, betreffend bie 


Heimatsrecht (Reichdangehörigfeit). 


Gewährung der Rechtshilfe, während ein 
Geſetz vom 13. Mai 1870 die Doppelbe 
fteuerung (ſ. d.) der Bundesangehörigen 
in verjchiedenen Bundesftaaten bejeitigte. 
Hierzu fam dann noch ein Geſetz vom 1. 
uni 1870, welches die Erwerbung und 
ben Berluft der Bundes⸗ und Staatsange 
hörigkeit überhaupt für das ganze Bundes: 
gebiet in einheitlicher Weife normierte. 
Die Bundbesangehörigfeit, nunmebr 
Neichsangehörigkeit, jet hiernach bie 


Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaat 


voraus und erliſcht mit dem Verluſt der 
letztern. Die Staatsangehörigkeit aber 


wird erworben durch Abſtammung von | 


einem inländiſchen Vater und für unehe⸗ 
liche Kinder durch Geburt von einer dem 
betreffenden Staat angehörigen Mutter, 
auch wenn die Geburt im Ausland erfolgte, 
ſowie dutch nachfolgende Legitimation ſei⸗ 
tens des natürlichen Vater, ſodann durch 
Verheiratung für die Ehefrau, ferner für 
ben Angehörigen eines Bunbesftaats durch 
Aufnahme in einem andern (Überwan: 
berung eined Deutfchen aus dem einen 
in einen anbern beutichen Staat‘) und für 


Ausländer oder Nichtdeutiche durch Na: 


turalifation(Einwanberung eines 
Auslänbersin einen deutichen Staat). Bei⸗ 
des, Aufnahme und Naturalifation, er: 
folgt Durch die Höhere Verwaltungsbehörbe 
des betreffenden Staats und zwar bie 
Aufnahme Toftenfrei. Der Hauptunter: 
fchied zwifchen Aufnahme und Naturali: 
jation befteht aber darin, daß die Auf: 
nahmeurkunde jedem Angehörigen eines 
andern Bundesſtaats erteilt werden muß, 
wenn er barum nachſucht und zugleich 
nachweilt, baß er in dem —*28 in 
welchem er die Aufnahme nachſucht, ſich 
niedergelaſſen habe; es müßte denn einer 
der Fälle vorliegen, in welchem nach dem 
Weeizügigfeitägeieh bie Abweifung eines 

euanziehenden oder die Verſagung ber 
Fortſetzung des Aufenthalts als gerecht⸗ 
fertigt erſcheint ({. Freizügigkeit). Da 
gegen befteht eine Verpflichtung zur Na 
turalifation von Ausländern keineswegs; 
die Reichsgeſetzgebung hat nur die Vorauss 
ſetzungen feitgeitellt, Deren Vorhandenſein 
zur Naturalifation unbebingt erforberlid 
ft, ohne den Einzelregierungen die Be⸗ 








Heimatsrecht (Aufnahme, Naturalifation). 


fugnis abzuſchneiden, noch weitere Erfor⸗ 
derniſſe für die Erteilung der Naturali⸗ 
fation aufzuftellen. Jene allgemeinen Bor: 
ausfeßungen find aber folgende. Der um 
die Naturaliſation nachjuchende Ausländer 
muß nach den Geſetzen feiner biäherigen 
Heimat dispofitionsfähig fein, oder der 
etwaige Mangel der Dißpofitionsfähigfeit 
muß durch die Zuftimmung bes Vaters, 
Vormunds oder Kurators ergänzt werben. 
jener muß berjelbe einen unbeicholtenen 

ebendtwandel nachweifen, er muß an dem 
Ort, wo er ſich nieberlaffen will, eine 
eigne Wohnung oder ein Unterfommen 
baben, und er muß endlich imftanbe fein, 
fih und feine Angehörigen an diefem Ort 
nah den dafelbjt beitehenden Verhält⸗ 
niffen zu ernähren. Die Naturalifation 
berechtigt zur Ausübung aller mit der 
Staats⸗ und ReichSangebörigkeit verbun- 
denen Rechte, wofern dazu nicht noch 
ein längerer Aufenthalt in einem Bunbes- 
ſtaat erforderlich iſt. Eine folche Frift beftebt 
nah dem Reichswahlgeſetz für die Wähl- 
barkeit in den Reichsſtag. Sie beträgt in 
Deutfchland aber nur ein Jahr, während 
in Nordamerifa die Wählbarfeit in den 
Kongreß und in die gefeßgebenden Kör⸗ 
per der einzelnen unierten Staaten von 
einem fiebenz, reſp. neunjährigen Beſitz des 
Unionsbürgerrecht3 abhängt u. Eingewan⸗ 
derte von der Wählbarkeit zum Präfidenten 
gänzlich anägelätofien ind. Beſondere 
Borjchriften beftehen für Deutichland noch 
über die Staats- und Reichsangehörigkeit 
der Beamten, deren Beſtallung regelmaͤßig 
die Stelle der Naturaliſations⸗ oder Auf⸗ 
nahmeurkunde vertritt. Wird ein Auslän⸗ 
der im Reichsdienſt angeftellt, jo erwirbt 
er die Stantsangehörigfeit in denjenigen 
Bunbesftaat, in welchem er feinen Wohn: 
fig bat. Für diejenigen Ausländer, welche 
im Reichsdienſt angeftellt find, ihren dienſt⸗ 
lichen Wohnſitz aber im Ausland haben, 
iſt durch ein beſonderes Reichsgeſetz vom 
W. Dez. 1875 (Reichsgeſetzblatt 1875, ©. 
324) beftimmt, daß ſolchen Reichsbeamten, 
wofern fie ein Dienſteinkommen aus ber 
Reichskaſſe beziehen, die Naturalifationg- 
urfunde von demjenigen Bunbesftaat, in 
welchen fie die Verleihung der Staatdan- 
gehörigfeit nachjuchen, nicht verfagt werden 
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barf. Der Verluft ber Staatöangehörigfeit 
aber wird herbeigeführt: burch zehnjährigen 
ununterbrochenen Aufentbaltim Ausland, 
es ſei denn, daß fich ber Betreffende im 
Beſitz eines Reiſepapiers oder Heimat⸗ 
ſcheins befindet; durch Verheiratung einer 
Inländerin mit einem Ausländer oder An⸗ 
gehörigen eines andern Bundesſtaats, ſo⸗ 
wie bei dem unehelichen Kind einer in⸗ 
ländiſchen Frauensperſon durch Legiti⸗ 
mation ſeitens des ausländiſchen Vaters. 
Außerdem geht die Staatsangehörigkeit 
verloren durch Onttaffung | eitens der Hei⸗ 
matsbehörde, welche unbedenklich zu er⸗ 
teilen iſt, wenn der zu Entlaſſende die 
Staatsangehörigkeit in einem andern deut⸗ 
Icgen Staat erworben bat, während fie 
ehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis 
zum vollendeten 25. Lebensjahr, Militärs 
perfonen undden zum aktiven Dienft einbe- 
rufenen Referviften und Landwehrleuten 
gegenüber zu beanitanden ift. Auch kann 
ein Deutfcher bed Heimatsrechts in feinem 
Seimatftant und damit aljo auch ber 
eichsangehörigkeit für verluftig erklärt 
werden, wein er ohne Erlaubnis feiner 
Regierung in fremde Staatsbienfte tritt, 
oder wenn er im Fall eines Kriegs ober 
einer Kriegsgefahr Jich im Ausland aufhält 
und einem etwaigen Apocatorium (j. d.) 
ber Reichsregierung nicht Folge leiftet. 
Zu erwähnen iſt auch, daß nad) dem 
Reichsgeſetz vom 4. Mai 1874, betreffend 
die Verhinderung der unbefugten Aus- 
übung von Kirchenämtern (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, ©. 43), ein deutſcher Getjtlicher oder 
ein anbrer Religiongdiener, welcher durch 
gerichtliches Urteil aus feinem Amt ent: 
affen worden ift, durdy Verfiigung der 
Zentralbehörde feines Heimatſtaats feiner 
tantsangehörigfeit verluftig erklärt und 
aus dem Reichsgebiet ausgewieſen werben 
fann. Diefe Strafe tritt dann ein, wenn 
derfelbe fich das Amt troß der Entlafjung 
aus demjelben ausdrüclich wieder anmaßt 
ober es doch thatfächlich ausübt, oder wenn 
er einer gegen ihn ergangenen Verfügung 
der Landespolizeibehoͤrde zumiberhandelt, 
wodurch ihm ber Aufenthalt in beftimmten 
Bezirken oder Orten verfagt ober ange: 
wiejen worden war. Diefe Beftimmungen 
finden aber auch auf folche Perſonen 








2356 Heimfallsrecht — Herzog. 

Anwendung, welde wegen Vornahme Bundes- un mb Stnatbange| hörigleit (Reihe: 

von —— in einem Lirchen⸗ — 41870, ©. 355 fj.); Slottwell, 

amt, das ihnen ben Borfchriftender Staats: Base deutet dae beutfehe Setmatsnwefen? 

gehe zuwider übertragen ober von ihnen Stolp, Die deutiche Staatdan- 
mommen ift, techtöfräftig zu Strafe 


verurteilt worben find. Day 
Staats · und Reis angesärig — 
nicht verloren, bag man inem ande: ben 
Staat naturalifiert wird, wie dies in 
Bean Vechtens ift. Di 
jet vom 1. Juni 1870 vorgefehen, daß für 
Deutfdhe, welche fich in einem Staate des 
Auslands min 3 fünf Jahre lang un 
unterbroden aufhalten und in bemfelben 
‚gleich die Stantangehörigfeitermwerben, 
[mr Staatsvertrag die zehnjährige Friſi 
auf € eine fünfjährige vermindert werben 
me Unterfchieb, ob die Beteiligten 
fh ib) eineh Reifepapiers befinden 
‚ober Br Ein folder Vertrag ift zwilgen 
bem Norddeutſchen Bund und den Vereis 
nigten Staaten von Nordamerifa unterm 
22. Febr. 1868 abgefählojien; in bemfelben 
ift eine fünfjäprige heit — — werben, 
unb im gleichen Stun haben bi 
ſchen Staaten mit Rordamerita Dream 
(fogen. Bancroft-Berträge, nach ben ames 
ritaniſchen — Banctoft fo bes 
nannt) abgefchfoffen, Hält ein Naturalis 
fiertet bed einen Teils ſich aber wieder 
länger als ges jahre in dem Gebiet bes 
andern Zeil auf, — dies als — 
sit auf bie Rüdfehr und auf bie Rai 
talifation in dem Adoptivſtaai any —A— 
werben. Übrigens 3 jene x acnlähe 
Friſt durch bie Sintragung in die Matrifel 
eines Reihäfonfuls bis auf weitere zehn 
Jahre untabeoden zus! — 
weige hte Staatsangehörigfeit but 
jährigen Sufenthalt Im Ausland verloren 
haben, bie Staatsangebärigeit in ven 
früern Heimatſtaat wieder verliehen 
werden, wenn fie feine anderweite Staats: 
angehörigkeit erworben Haben, auch wenn 
fie fi in dem ehemaligen tſtaat 
nicht niederlaſſen; fie muß ihnen wieder 
verliehen werben, wenn fie fi dort wier 
ber nieberlajfen, felbft wenn fie inzwis 
I eine anderweite Staatdangeh; hätipe 
en 
jeb vom mi 
über PA Erwerbung und ben verluſt ber 
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Mr geleiten as im Mittelalter indbefon: 
dere Auffeher bei Turnieren 2c., welder 
bie Ahnen und Wappen ber Teilnehmen: 
ben zu prüfen a überhaupt f. v. w. 
Vertünbiger. In der meuern Zeit find 
us | bie ie Su en zes Serabs — 
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eroldsamt, deſſen ER der 
Kt ter ee Segerben 

, in mandjen Gegen 
für bie Wohnung ber Guts- 
;reußen und in Öfterreih 
eihnung für bie Erfe 
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er jepbaften jaften genannt, 
wurben im Sangobarben= Fr im dran⸗ 
Tenreidh auch Lönigfiche Beamte mit bem 
Titel 9. eingejegt, deren Wiürbe teilweile 
erblich ward. So zerfiel das oſtfraͤnkiſche 


Heflen. 


Reich zu Ausgang bed 9. Jahrh. in die 
fünf erbliden Herzogtümer: Bayern, 
Franken, Lothringen, Sachfen und Schwa: 
ben. Nachmals befanden in Deutfchland 
feben Herzogtümer, nämlich: Bayern, 

tanfen, Kärnten, Ober: und Nieder: 

thringen, Sachfen und Schwaben. Spä- 
ter entftanden durch Erbteilungen und 
durch die Erhebung von Fürften zu Her: 
zögen neue Dergpakiimer, welche nach ber 
Auflöfung des Deutfchen Reiche En völlig 
fouveränen Staaten wurden. Mehreren 
ältern Herzogtümern wurbe von Napo- 
leon I ber Name Großherzogtum 
gegeben, und bie »Großherzöge« wurben 
von ihm mit Föniglichen Ehren ausgeftat- 
tet (f. Großherzog). Sebt führen in 
Deutfchland Inipenbe regierende Häufer 
ben Herzogstitel: Anhalt, Braunfchweig 
und die fächliichen Herzogtümer erneftis 
nifcher Linie (Sachfen-Dleiningen, S.⸗Ko⸗ 
burg⸗Gotha und & Altenburg), mit Aus- 
nahme von Sahfjen- Weimar, welchem 
die großberzogliche Würbe verliehen ift. 
Der Titel der fouveränen Herzöge und 
ber Mitglieder ihres Haufes ift feit 
1844 >Hoheit« (früher »Durdlaudte«). 
In Bayern und Württemberg führen bie 
Glieder der Nebenlinien den Herzogstitel. 
Ebenfo flieht derſelbe ben Chefs einiger 
mediatifierter Fürftenhäufer, 3. B. Aren⸗ 
berg und Eroy-Dülmen, zu. Der Prinz 
von Hohenlohe: Waldenburg -Schillinge- 
fürft führt den Titel H. von Ratibor von 
dem mebiatifierten Herzogtum Ratibor, 


welches 1288-1532 unter eignen Herzö- 
gen ſtand und durch ang auf ben jetzi⸗ 
gen Befiker überging. Dem Fürften von 


Sohenlohe-Dhringen ift durch Kabinetts⸗ 
ordre vom 18. Oft. 1861 der Titel eines 
Herzogs von Ujeft erblich verliehen wor- 
ben, indem bie in Oberfchlefien gelegenen 
fürftlich Hobenlohelehen Herrichaften zum 

atum Ujeſt erhoben wurden. Die 
Zitularherzöge führen das Prädilat 
»Turchlauchte. In den nichtgermanifchen 
Yindern Europas bat ber Herzogstitel le⸗ 
tiglich ben Gharafter einer bald erblichen, 
bald perfönfichen Wũrde. Das Haus Öfter- 
* bat für feine Prinzen den Titel Erz: 

erzog 


Heſſen (H.-Tarmflabt), Großher⸗ 
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ogtum und Bundesſtaat des Deutichen 

eich; Areal und Bevölferung waren 

1. Dez. 1880: 

Provinz Starfenburg 3019 qkm, 
⸗ Oberheſſen. 3287 - 
⸗ Rheinheſſen 1374 - 277202 


Zufammen: 7680 qkm, 998944 Einw, 


Unter den Einwohner befanden fich 1875: 
602,850 Evangelifche, 251,172 Katholiken 
und 25,652 Juden; Haupt- und Refidenz- 
ftadt ift Daymftadt mit 43,695 Einw. 
An der Spike des Staats fteht ber Groß: 
herzog (Königliche Hoheit), der ben Titel 
»Großherzog von H. und bei Mhein« feit 
ber Aurlölung des Deutichen Reichs und 
der Gründung bes Rheinbunds, anftatt 
des frühern Lanbpräfticien Titels, führt. 
Die monardifchstonftitutionelle Verfaſ⸗ 
fung gründet fi auf die Verfaflungsur: 
funde vom 17. Dez. 1820 und auf bas 
Beahlgejeh vom 8. Nov. 1872. Hiernach 
wird die Vollövertretung in zwei Kam: 
mern eingeteilt. Die Erite Kammer ſetzt 
fih aus den Prinzen bes großberzoglichen 
Haufes, aus ben Häuptern ber flandes- 
herrlichen Familien, bem Senior ber Fa⸗ 
milie der Freiherren v. Riebefel, dem ka⸗ 
tholifchen Landesbiſchof, einem vom Groß- 
berzog ernannten proteftantiichen Präla⸗ 
ten, dem Kanzler der Univerfität Gießen, 
zwei Mitgliedern, welche ber im Großher⸗ 
zogtum anfäffige Adel aus feiner Mitte 

bit, und höchſtens 12 vom men. du 


994 783 Einw. 
264 869 


ernannten Mitgliebern zufammen. Zur 
Zweiten Kammer wählen bie acht größern 
Städte des Landes 10, die Fleinern 
Städte unb bie Landgemeinden 40 Ab⸗ 
geordnete jeweilig auf ſechs Jahre in inbi- 
rektem Bahlveria Nach dem Krie 
von 1866 mußte af; bie Sandgrafihaft 
$ omburg mit Dieifenheim , die Kreife 
iedenfopf und Böhl, den nordweſtlichen 
Zeil des Kreifes Gießen, Rödelheim unb 
Niederurſel an Preußen abtreten, wogegen 
es Nauheim und einige andre Sebieisteile 
erhielt. Auch mußte H. mit dem nörblidy 
vom Main gelegenen Zeıl bes Staatsge⸗ 
biets in ben Norbdeutichen Bund eintreten. 
Laut — vom >. Nov. 170 — 
. mit feinem ganzen Staatsgebiet 
Dentichen Eunbe bern ummmehrtens Zee 
17 
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ſchen Reich, bei. An ber Spike ber ge- 
famten Landesverwaltung fteht das 
Staatsminifterium, welches in die Unter: 
abteilungen für das großherzogliche Haus 
und für das Außere, für dad Innere und 
für die Juftiz und für die Finanzen zer: 
fällt. Der dirigierende Staatsminiſter ift 
zugleid Minifter des großberzoglichen 
Haufes und bes Außern. An ber Spibe 
der drei Provinzen ftehen Provinzial- 
direftionen mit Provingbireftoren von 
benen ber für bie Provinz Starfenburg 
in Darmitabt, ber für die * Ober⸗ 
heſſen in Gießen und ber für die Provinz 
Rheinheſſen in Mainz feinen Amtefit 
bat. Diefen obern VBerwaltungsbehörden 
find die Kreisämter unterflellt, an deren 
Spite ein Kreigrat ſteht, und zwar be= 
fteben 18 Kreife (Darmftabt, Offenbach, 
Beichberg, Büdingen, Gießen, Alsfeld, 

auterbah, Schotten, Dieburg, Bent 
heim, Großgerau, Erbach, Heppenheim, 
Deainz, Bingen, Worms, Oppenheim und 
Alzey). Die Provinzen und bie Kreife bil- 
den zugleich Kommunalverbänbe höherer 
Ordnung, nämlid Kreistage, welche von 
ben Höchitbefteuerten und von ben Gemein- 
den gewählt werden, und Provinzialtage, 
bie ausden Kreistagen hervorgehen und die 
fommunale Selbitverwaltung der Ver: 
bände mit vermögensvermaltenden und 
beratenden Funktionen wahrnehmen. Für 
bie laufenden Gefchäfte befiehen Kreis⸗ 
und Provinzialausſchüſſe, welche aus dem 
Kreisrat, reip. aus dem Provinzialdiref- 
tor und ſechs von dem Kreistag auf ſechs 
Sabre, reſp. acht von dem Provinzialtag 
ebenfalls auf ſechs Jahre gewählten Mit: 
gliedern zufammengefekt jind. 

Die Gefamtheit der evangelifhen Lan⸗ 
deskirche wird durch die Landesſynode 
vertreten, welche regelmäßig alle fünf 
Sabre zuſammentritt. Die Gejamtbeit 
der evangelifchen Kirchengemeinden eines 
jeden der 23 evangelifchen Defanate findet 
ihre Vertretung in der jührlich regelmäßig 
einmal zufammentretenden Dekanatsſy— 
node, welde aus fämtlichen Geiftlichen 
bes Defanat3 und ebenfo vielen von den 
Gemeinbevertretungen gewählten welt- 
lichen Mitgliedern beſteht. Die Landes: 
ſynode dagegen fegt fich aus je einem geiſt⸗ 


Helen. 


lichen und je einen weltlichen von jeber 

Dekanatsſynode gewählten Abgeordneten, 

bein evangelifchen Prälaten und fieben 

(drei geiftlihen und vier weltlichen) von 

dem evangelifchen Landesherrn zu ernen: 

nenden Deitgliedern zufammen. Der Lan: 
besfunobe fleht das Recht der Geſetzgebung 
in allen evangelifch-Firchlichen Angelegen: 
heiten in Gemeinjchaft mit dem Xandes: 
beren zu, welch letterer das Kirchenregi: 
ment durch das Oberfonfiftorium ausübt. 

Die katholiſche Landeskirche (Landesbis⸗ 

tum Mainz) gehört zur oberrheiniichen 

Kirchenprovinz und ift einem Biſchof 

unterfielt, unter welchem die 16 katholi⸗ 

chen Dekanate des Großherzogtums flehen. 
. Jufligorganifation. Das Ober: 
landesgericht ift in Darmſtadt errichtet. 

Für jede ber drei Provinzen beſteht jo- 

dann ein Landgericht: 

Landgericht Darmftadt für die Provinz Star: 
tenburg mit 18 Amtsgerichten: Darmitadt I J 
und II, Beerfelden, Yürth, Gernsheim, Groß 
gerau, Großumſtadt, Hirſchhorn, Höcft, Lan» | 
gen, Lori, Michelſtadt; Offenbach, Reinheim, 
Seligenftadt, Waldmichelbach, Wimpfen urd | 
Zwingenberg; 

LZandgeriht Siegen für die Provinz Oberhefien 
mit 20 Amtsgerichten: Gießen, Alsfeld, Alten: 
ftabt, Büdingen, Butzbach, Friedberg. Grün. 
berg, Herbftein, Homberg, Hungen, Laubach 
Lauterbach, Lich, Bad⸗Nauheim, Ridda, Orten 
berg, Schlitz. Schotten, Ulrichſtein und Vilbel; 

Landgericht Mainz für die Provinz Rheinheſſen 
mit 11 Amtsgerichten: Mainz, Alzey, Bingen, 
Niederolm, Oberingelheim, Oppenheim, Oſt⸗ 
bofen, Pfebversheim, Wöllſtein, Wörrfladt 
und Worms. 

Laut Militärkonventionvom13.Zuni 
1871 ift das großberzoglich heffifche Kon: 
tingent als eine geſchloſſene Divifion in 
den Berband ber Föniglich preußifchen Ar- 
mee eingetreten, in welchem es die 25. 
Divifion bildet und dem 11. Armeekorps 
(Kaffel) angehört. Das Kontingent foll 
für Die Dauer des Friedens innerhalb des 
Großherzogtums Garnifon behalten, in: 
dem der Kaifer nur vorübergehend und 
in außergewöhnlichen Fällen von dem ihm 
zuftehenden Dislokationsrecht Gebrauch 
maden wird. Das Recht der Ernennung, 
Beförderung und Verfegung der Offiziere 
iſt auf den Kaifer übergegangen. | 





Helfen: Homburg — Hilfstaffen. 


Finanzen. Nach dem Staatshanus: 
haltsetat für Die Finanzperiode 1879— 82 
find die Einnahmen auf 20,235,247 ME. 
und die Ausgaben auf 17,142,497 ME. 
pro Jahr veranfchlagt, fo daß ein Über: 
ſchuß von jährlid 3,092,750 ME. zu er: 
warten flänbe. Die bireften Steuern find 
dabei mit jährlich 7,750,186 ME. und die 
indireften Abgaben mit 2,633,963 ME. 
veranſchlagt. Kür die Zivillifte des Groß⸗ 
her30g8 und für Apanagen find 1,228,288 
ME., für dag Minifterium des Innern 
und ber Juſtiz 6,141,994 ME., für das 
Minifterrum ber inanzen 4,611,%7 
ME. und an Zuſchüſſen für Brivaterfen- 
bahnen 600,000 ME. in Ausgabe geftellt. 
Die Gefamtftaatsfhuld belief ſich 1879 
nad) Abzug der Aktiven auf 40,827,953 
ME. — Im deutſchen Bundesrat führt 9. 
drei Stimmen, und zum deutſchen Reichs⸗ 
tag entfendet ed neun Abgeorbnete. — Das 
Staatswappen ift ein mit der Königs: 
Trone bebedter, von ben Drben des Groß- 
herzogtums umbangener und von zwei 
Löwen gehaltener blauer Schild mit einem 
gefrönten, von Silber und Rot zehnmal 
quer geftreiften Löwen, welcher in ber 
rechten Vordertatze ein Schwert hält. Die 
Landesfarben find Rot und Weiß. 

Vgl. Beck, Heſſens Staatsrecht (1835); 
Küchler, Die »ermaltungögefeßaebung 
im Großherzogtum H. (1875, 2 Bbe.); 
Dieffenbah, Das Großherzogtum $: 
in Vergangenheit und Gegenwart (1875 
f.); Ewald, Hiftorifche Überficht ber 
Territorialveränderungen ber Landgraf: 
haft H. und bes Großherzogtums 9. (2. 
Aufl. 1872). 


Seffens hamburg, bis 1866 deutſche 
Landarafichaft, 275 qkm groß; 1806 me: 
Biatifiert und Heſſen-Darmſtadt einver: 
leibt, 1815 wiederhergeftellt und 1817 in 
den Deutfchen Bund aufgenommen. Mit 
Ferdinand Heinrich Friedrich flarb die 
Linie H. 24. März 1866 aus. Das Land 
fam an Heſſen⸗Darmſtadt, mußte aber in⸗ 
folge des Kriegs von 1866 an Preußen 
abgetreten werden und wurde ber Pro- 
vinz Heſſen-Naſſau einverleibt. 

Öeffen » Kaflel, f. Kurheſſen. 

dener (Hauer, franz. Loyer, engl. 
Wage), bie Löhnung, welche die Schiffs 
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mannſchaft ber Kauffahrteifchiffe erhält; 
auch »Volksheuer« genannt im Gegenfat 
zur »Gage« de Kapitänd. Heuern(Ber: 
heuerung), das Dingen bes Schiffs⸗ 
volks; Heuervertrag, ber zwiſchen 
Schiffer und Schiffsbeſatzung abgefchlof- 
jene Dienftmietvertrag. Letzterer muß 
nach engliſchem, franzöfifchen , amerika⸗ 
niſchem und ruſſiſchem Recht ſchriftlich 
abgeſchloſſen werden; die deutſche See⸗ 
mannsordnung erklärt dies zwar für un⸗ 
nötig, verlangt aber dagegen die Mitwir⸗ 
kung der Seemannsämter bei dem 
Vertragsabſchluß. Als ſolche fungieren 
innerhalb des Reichsgebiets die Muſte⸗ 
rungsbehörden und im Ausland die Reichs⸗ 
konſuln. Dieſe haben die Mufterung vor: 
zunehmen, fowohl die Anmufterung, 
d. h. die amtliche Verlautbarung bes 
Heuervertrags, als auch die Abmuſte⸗ 
rung, d. h. die Verlautbarung der Be: 
endigung des Dienftverhältnijfes feitens 
des Schiffer® und ber ausfcheidenden 
Mannſchaft. Inhalt, Abſchluß und Be: 
enbigung des Heuervertrags find in bie 
Mufterrolle aufzunehmen, d. h. ein 
amtliches Verzeichnis über Nanıen und 
Nationalität des Schiffs, Namen, Wohn- 
ort und Stellung ded Schifferd und der 
Schiffsbefagung und die Beitimmungen 
des Heuervertrags, namentlich auch dar⸗ 
über, was bem Schiffsmann an täglicher 
Speife und Trank gebührt. Über das 
durch den Heuervertrag begründete Ver⸗ 
tragsverhältnis Hatte bereits das beutfche 
Handelsgeſetzbuch (Art. 528 fi.) Beſtim⸗ 
mungen gegeben, welche Durch die beutfche 
Seemanngordnung vom 27. Dez. 1872 
(Reichsgeſetzblatt, S.A0I FF.) ergänzt find. 

Hierarchie (Hierofratie, griech.), 
Prieſterherrſchaft, Rangordnung von 
Würdenträgern, beſonders geiſtlichen; nach 
katholiſchem Kirchenrecht die von Chriſtus 
den Apoſteln und deren Nachfolgern ge⸗ 
gebene Befugnis, die Kirche zu regieren, 
daher im ellgemeinen die Herrſchaft des 

apſtes und der Biſchöfe (roͤmiſche H.). 

brigens wird der Ausdruck nicht ſelten 
auch auf andre Verhältniſſe, z. B. auf die 
Rangordnung der Beamten, übertragen. 

Hilfskaffen Coitiägefeltiaften, 
franz. Caisses de secours mutuels, engl. 

17* 
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Friendly societies), gewerbliche Unter- 
ſtützungskaſſen auf der Grundlage gegen- 
feitiger Verficherung. Befteht für den Ar- 
beiter die Verpflichtung zum Beitritt zu 
einer beitimmten Kafle (Zwangskaſſe), fo 
ſprichtman von KafjenzwangimGegen- 
fat zur Kaffenfreiheit. Das beutjche 
Reichsgeſetz vom 7. April 1876 ftatuiert 
erfiern auf Grund von Ortsftatuten für H., 
welche die gegenfeitige Unterftübung ihrer 
Mitglieder für ven al der Krankheit be- 
zweden, und verleiht diefen H. die Rechte 
der juriftifchen Berjönlichkeit, wenn fie in 
das bei ber höhern Verwaltungsbehörbe 
zu führende Regiſter ber eingefchriebe: 
nen 9. eingetragen find. Über bie Zweck⸗ 
mäßigfeit der Kaffenfreiheit ober des Kaf- 
ſenzwangs iſt großer Streit, und zwar ift 
die Sache in ein neues Stadium getreten, 
ſeitdem fi Fürft Bismard für den Erlaß 
eines Reichögefeßes entſchieden hat, welches 
bie Einführung obligatorifcher, nach dem 
Mufter der bergmännifchen Knappſchafts⸗ 
kaſſen zu bildender Altersverforgungs- 
und Invalidenkaſſen bezwedt (f. Ber: 
fiherungswefen). Bon befonberer 
Wichtigkeit auf dent Gebiet ber freien 9. 
ift die Kaifer Wilhelms⸗Spende (ſ. d.). Val. 
Wöllmer, Die Invalidenpenfionsfafien 
und bie Geſetzgebung (1879); Parey, 
Geſetz über eingefchriebene H. (1876). 
Ufslohn, } Bergelohn. 
ilfsvollſtrefung, ſ. Erekution, 
Zwangsvollſtreckung. 
Hinrichtung, |. Todesſtrafe. 
Hinterſaſſen (Hinterfättler, Hin— 
terſiedler, Koffäten, Kleinhäus— 
ler), Landleute, welche ohne geſchloſſene 
Güter, nur mit einem Haus, Garten 
oder einzelnen Feldern angeſeſſen find. 
Hirtenbrief, öffentliches Schreiben des 
Papſtes, Biſchofs oder eines fonftigen Kir- 
henoberu an bie Geiftlichkeit zur Beleh⸗ 
rung über kirchliche Zuftände und Er: 
eignijle. 
Hochgericht, ſ. v. w. Halsgericht, auch 
Bezeichnung für die Richtſtätte. 
Seen e,. AnglikaniſcheKirche. 
ochverrat, verbrecheriſcher Angriffauf 
den innern Beſtand eines Staats, auf das 
Oberhaupt, auf die Verfaſſung oder auf 
dag Gebiet desſelben. Nach den deutſchen 


Hilfslohn — Hof. 


Reichsſtrafgeſetzbuch insbeſondere liegt ein 
H. dann vor, wenn ein derartiger Angriff 
gegen das Deutfche Reich oder auch nur 
gegen einen einzelnen Bundesflaat unter: 
nommen wird, fei es, daß biefer Angriff 
gerichtet ift gegen ben Kaifer ober gegen 
einen Bundesfürſten, ſei e8 gegen Die Ver: 
faffung, fei e8 gegen das Gebiet des Neich? 
oder eines Bundesftaats. Der ftrafbarfte 
Tall des Hochverrats ift der Mord oder 
Morbverfuch, ver an dem Kaifer, an dem 
eignen Lanbesheren ober während bes Auf⸗ 
enthalt? in einem Bundesflaat an dem 
Landesherrn dieſes Staats verübt wird. 
Hier tritt die Todesſtrafe ein, während 
außerdem der H. mit lebenslänglicher 
Zugthaue oder Feſtungsſtrafe und beim 

orhandenſein mildernder Umſtände mit 
Feſtungshaft von 5—15 Jahren geahndet 
werben fol. Dabei wird fchon die Verab⸗ 
rebung mehrerer zu einem hochverräteri⸗ 
fhen Unternehmen, felbit wenn dies in 
feiner Weiſe zur Ausführung gekommen, 
mit Strafe bedroht; ebenfo wird es ſchon 
beitraft, wenn ſich jemand zur Vorberei⸗ 
tung bes Hochverrats mit einer auswär: 
tigen Regierung einläßt oder die ihm an- 
vertraute Macht mißbraudt oder Mann: 
Ichaften anwirbt oder in den Waffen einübt, 
oder wenn jemand öffentlich vor einer 
Menfchenmenge oder durch Verbreitung 
von Schriften oder andern Darftellungen 
zur Ausführung einer hochverräterifigen 
age auffordert; ja, eine jebe den 

. irgenbwie vorbereitende Handlung ift 
für ſtrafbar erflärt. Vgl. Deutjches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, FF 80 ff., 1.39. 

Hof (Tat. Curia, Aula, franz. Cour, 
engl. Court), Bezeichnung für die Reli: 
benz eines Fürſten (Hoflager) fowie für 
den Fürſten jelbft mit feiner Familie und 
feiner Umgebung. Die hervorragende 
Stellung, weiche das Staatsoberhaupt in 
monarchiſchen Staaten einnimmt, red: 
fertigt und erheifcht alerbinge einen ge: 
willen äußern Glanz, mit welchem fich die 
Majeftät umgibt, um ihr Anfehen zu er- 
halten und zu erhöhen. Freilich Liegt bier 
die Gefahr der Übertreibung nahe, und 
jo iſt e8 erflärlich, daß zuweilen an den 
Fürſtenhöfen ein Teere8 Formenweſen 
und finnliche Verflachung Platz gegriffen 





Hof. 


haben (man benfe z B. arı das fippige Hof⸗ 
E ber er 


vol 


an welchen bie gegen ‚Interefie 


uf 
ve verſchieden; 





Inhaber der fogen. Erzämter (f. d.) zu⸗ 
geich bie erften Hofbeamten des Kaiſers; 
doch Tief dies im weſentlichen auf eine 
Bloße Titufatur hinaus, wie dies fpäter 
aud in Anfehung ber fogen. Erbämter 
1. d.) bes Reichs ber Fall war. Ein bes 
ſonders fteifes Hofzeremoniell bilbete fi 
in Spanien aus, von wo es durch Karl V. 
auch nad) Deutſchland und namentlich an 
den öfterreichtichen H.gelangte. ALS dann 
in Berfaille3 buch ua, „ein glän⸗ 
dendes mb üppiges Holleben gefehaffen 
und an bie Stelle ber ſpaniſchen Gran⸗ 
beyza teilweife ein Teichtlebiger Ton get 
ten war, fanb das franzöfifche Mobe- und 
Gtifettenweien an ben deutfäjen Höfen 
wiederum vielfache Nachahmung. Wie 
ſhon bemerkt, trat bie Revolution den Aus⸗ 
fhreitungen be frangöfifchen Hofweſens 
entgegen ; boch [uchte Napoleon Ldurch eine 
glänzende gereltung den ihm fehlen⸗ 
I Sarg rt Dynaſtie wieberzuerfegen. 
Die Höfe der Gegenwart find zwar im 
großen und ganzen in Tonformer Weife or⸗ 
Aanifiert, im einzelnen aber ift bie —3— 
Gliederung ber Hofbebienfteten und ihrer 
Funktionen fehr verfhieben. Diefe Hof: 
kebienfteten bilden zulammen ben Hof⸗ 
Raat des Fürften; ie zerfallen in Hof⸗ 
Beamte uud Hofdiener (Bofoffzlan: 
ten), je nachdem es fich um ben Ehrendienft 
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bei dem Monarchen und feiner Familie 
‚ober um bie höhere Verwaltung oder aber 
nur um niebere Dienftverrichtungen han 
belt. Die höhern Hofbeamten find die In⸗ 
aber ber eigentlichen Hofämter (Hofz 
chargen, Hofftäbe), während bie übri- 
‚gen bloße Ehrendienſie zu verrichten Haben 
(Bamnerbersen, Rammeriunten, 
br ie ne —S— 
rauch zufolge regelmäßig nur von 
gen — —— wie denn früher 
überhaupt der Abel bie notwenbige Bor: 
ausfegung ber Hoffähigfeit (Rou 
fähigfeit), b. b. ber. Befugnis, bei 9. 
au ericheinen, war, bis man in neuerer 
Zeit zu Gunften ber höhern Staatsbeam⸗ 
ten und Offiziere Ausnahmen ftatwierte 
unb aud) an hervorragende Gelehrte und 
Künftler, Mitglieder der Ständeverfamm- 
Tungen xc. „eh zu Hoffeften er⸗ 








gehen ließ. Eine Hofrangordnung 
ſtimmt in dieſer Hinficht die Reihen— 
unb Rangfolge i 9. erideinenden 
Perfonen. Ein befonberes Hofzeremo= 
niell (Hofetifette) wirb an ben Höfen 
aufrecht erhalten, zu deſſen Wahrung bes 
jondere Seamtelderemonienmeitter) 
eftelt find. zus it zum Etſcheinen bei 
‚H. eine befonbere Hofklei dung erforber- 
id}, welche bei beſondern Gelegenheiten, 
namentlich bei Hoftrauer, im einzelnen 
vorgefchrieben wird. Die fänttlichen Hofe 
beamten find regelmäßig bem Minifter des 
fürflichen Haufes unterfielt, fo nament= 
Uic) in Preußen, woſelbſt bemfelben zus 
nädft das Heroldsamt für Stanbes- 
und: en nah 
unb bie Hoffanımer ber Tönigliien Jami- 
Tiengüter untergeorbnet find. Ebenfo fteht 
das Geheime Kabinett bes Königs für Air 
vilangelegenbeiten, aber auch daß Geheime 
Kabinett für die Militärangelegenheiten 
unter bem Hausminifteriung, während bie 
Generalabiutanten unb bie Slügelabju- 
tanten des Kaifers und Königs und das 
Tatferlie Militärfabinett nicht als Fönige 
liche Beamte, ſondern als folche bes Deut: 
fdhen Neih® und des beutfchen Kaifers 
fungieren. Dagegen ftehen unter bem Fü: 
niglichen Haußminifter die verſchiedenen 
Hofhargen, welde in Preußen in 
Hberite, Dber⸗ und einfache Hofhargen ein⸗ 
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get werben. Oberſte geldargen find: 
:c Oberftfämmerer, ber Oberftmarfchall, 
ber Oberftfcjenf, der Oberfitruchfeß und 
ber Oberftjägermeifter. Als Oberhofchar⸗ 
gen werden aufgeführt: ber Oberfüchenz 
meifter, ber Oberihloßhauptmann unb 
Intendant ber fönigligen Gärten, ber 
berzeremonienmeifter, der Oberhof- und 
Hausmarfcall, der Obergewandfämme- 
rer (Grand-maitre de la garderobe), 
der Oberjägermeifter, der Generalinten- 
bant ber Föniglichen Schaufpiele, ber Hof- 
marfdall, der jalfmeifter und bie 
Vizeoberhofbenmten, WBizeoberjägermei- 
er xc. AS Hoſchargen iverben bezeichnet: 
Die Schloßhauptleute, welche über bie zahl: 
reichen Förigfien Schloſſer geſebt ind, 
bie Zeremonienmeifler und die Hofjaͤger⸗ 
meifter. Zum Hofitaat gehören ferner: ber 
Generalintenbant ber Töniglichen 
mufit, bie Föniglichen Leibärzte, bie Pris 
vatfanzfei und der Vorlefer bed Königs. 
In © ee werben oberfte Hofämter, 
nämlid) ber Oberfihofmeifter, ber Oberftz 
tämmerer, ber Oberfthofmarfcall und 
ber Oberftjtallmeifter, ferner bie Garden, 
nãmlich ber Oberft, ber Hauptmann der 
Arcierenleibgarbe, der Kapitän ber unga- 
riſchen Leibgarbe, der Hauptmann ber Tra⸗ 
Bantenleigarbe under Hofburgiwade und 
ber Kapitän ber Seibgarbe-Reiteresfabron, 
endlich bie fogen. Hofdienfte, als ber Oberſt⸗ 
Tüchenmeilter, ber Oberftfilberfämmerer, 
ber Oberfiftaßelmeifter, ber Oberjägermeis 
fter und ber Oberzeremonienmeilter, uns 
terfchieden. Dazu kommt dann nod) ber 
militärifche Hoftaat des Kaiſers, beftehend 
aus ben General: und ben Flügeladjutan- 
ten, fowie bie Militärfanzlei und die Ka⸗ 
binett8Fanzlei des Kaiferd. — Auch die Ge⸗ 
mablinnen ber gekrönten Häupter haben 
ihren Hofftaat, welcher fichz. B.in Preufen 
bei ber Kaiferin- Königin aus ber Obere 
hofmeifterin, ben Palaftdanıen, ben Ober 
Hofmeifter, be Ceibarzt und dem Kabie 
nektsfefretär qulammenlept,übgefehenven 
ben niebern Charge; ebenfo bie Prinzen 
und Bringeffinnen dev fürjtlichen Häufer. 
Eigentitmlich iſt die Unterfcheibung 
fon geiftlichen und weltlichen Hofcho 
i dem päpftlichen Stuhl (j. Bapit). 
Zu bemerken ift endlich, daß ſchon im 


2 











Hoſchargen — Hoheit. 


u dürfen, wie fie ſich auch ſchon früher 
— offisgen gprin 
1e Stellen biefer Bei 


ten ben bebeutendften Einfluß zu erl: 
gen wußten. Die — hen Fürſten 
ſiellten dann an ihren Hoflirchen Hof: 
prebiger oder Hoffapläne an. Ge 
nauere Ausfunft über das Hofweſen geben 
Malortie, Der Hofmarſchall (3. Aufl. 
1866), und das · Ceremonialbuch für den 
Töniglid) preußifhen Hofe (1871— 77, 
u 66 her w. Hofämter (. Hof 
ofihargen, v.w. Hofämter Ho 

EA der Ort, wo ein Ss N 
feinem Hofftant feinen vorübergehenden 
Aufenthalt nimmt, womit früher allerlei 
jeremoniöfe Seierlichfeiten, Feſie 2c. vers 
unben waren, 

& era. —R 

ofrat, urjprünglich ein eicht⸗ 

ter, welder dem Firften in —— 
fachen Rat erteilte; dann aber bie zunädft 
unter bem Regenten ſtehende Juſtiz⸗ und 
BVerwaltungsbehörbe, fpäter Titel einzel- 
ner Regierungsmitgfieber unb Bloker 
Ehrentitel für Gelehrte und Beamte. 





Hoheit, bie oberfte Gewalt in einem 





Rache Regalien), die dem Staatsober⸗ 
Haut als ſolchem zuftehenben Rechte, wie 
18 Begnabigungstecht, bie Juſtiz⸗ und 
Militärhoheit, bie Sanftion ber Gelee x. 
. ift auch der Titel fürftlicher Berfonen. 
jenwärtig führen die Großherzöge unb 
Erbgroßherzöge fowie bie Prinzen uud 
Bringeifinnen ber Föniglichen Häufer ben 
Titel »Königliche H.«, die der Taiferlicgen 
Hãuſer und der Kronprinz bes Deutſchen 


Hohenzollern 


Reis den Titel »Kaiſerliche H.«, die ber 
großherzoglichen Häufer von Baden und 
Helfen den Titel »Sroßherzoglicdhe H.«, 
während der einfache Titel »H.« von den 
Mitgliedern der übrigen großherzoglichen 
Häujer fowievon den regierenden Herzögen 
in Deutfchland und den Prinzen und den 
Prinzeſſinnen ihrer Häufer —* nicht 
von den Seitenverwandten) geführt wird. 

Hohenzollern, deutſches Füuͤrſtenge⸗ 
ſchlecht, welchem das preußiſche Königs⸗ 
haus und nunmehrige deutſche Kaiſerhaus 
angehört, ſeinen Namen vonder Burg H. 
im ehemaligen Fürſtentum H.Hechingen 
führend, welche ſchon zu Ende des 9. Jahrh. 
in Urkunden vorkommt. Das Grafenge⸗ 
ſchlecht von H. zerfiel ſeit dem 13. Jahrh. 
in eine anf 
Linie. Friedrich VI., Burggraf von Nürn⸗ 
berg, aus ber fränfilchen Linie, erhielt 
1415 vom Kaifer Sigismund die Kur: 
würde von Brandenburg und nannte ſich 
al? Kurfürft von Brandenburg Friedrich. 
Sein elfter Nachfolger in der Kurwürde, 
Nriebrich III., nahm als Friedrich I. den 
Titel eines Königs von Preußen an. Die 
ſchwäbiſche Linie ſpaltete fich in Die Linien 
HeHechingen und H.:Sigmaringen, bie in 
der erften Hälfte des 17. Zahrh. die Für- 
ſtenwürde erhielten. Die Fürftentümer, 
welche nach ber Auflöfung des Deutjchen 
Reichs dem Rheinbund und ſodann bem 
Deutfchen Bund angehört hatten, verloren 
1849 ihre politifche Selbftändigfeit. Die 
Fürſten Friedrich Wilhelm von H..Hechin- 
gen und Karl Anton von H..-Sigmaringen 
entjagten nämlich der Regierung, und ihre 
Lande famen an Preußen, bas 12. März 
1850 die letztern in Befit nahm. Diefe ehe: 
maligen Fürftentüimer bilden jetzt ben 
Regierungsbezirt Sigmaringen. Bol. 
v. et und Märker, Monu- 
menta Zollerana (1852 ff., 7 Bde.); 
Riedel, Die Abnberren des preußifchen 
Königshaufes (1854). 

Sohe Pforte, |. Pforte. 

Holland, ſ. Niederlande. | 

Hnlflein, ſ. Schleswig-Holftein. 

Holzdiebſtahl, ſ. Diebſtahl. 

Holzzoll, Einfuhrzoll auf Bau⸗ und 
Nutzhoiz, wie er durch den deutſchen Zoll⸗ 
tarif von 1879 mit 5 Pf. pro Zenmer 


— Honduras. 


he und eine fchwäbifche 
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Rohholz und mit 12% Pf. pro Zeniner 
geſägten Holzes eingeführt worden ift. 
Bon den Gegnern des Holzzolls wird nicht 
mit Unrecht geltend gemacht, daß berfelbe 
wejentlich dem Intereſſe der Staatsforften 
und ber großen Privatforſten diene, da⸗ 
gegen das Baugewerbe, die Holzinduftrie, 
das Böttchergewerbe ꝛc. ſchädige. Zudem 
iſt in Anſehung verſchiedener Holzſorten 
Deutſchland geradezu auf die Einfuhr aus 
dem Ausland angewieſen. 

Homernlers (engl., ſpr. hohmruhlers), 
die Partei iriſcher Abgeordneter im eng⸗ 
liſchen Parlament, welche für Irland ein 
ſelbſtändiges Parlament und eine beſon⸗ 
dere Regierung (home rule) verlangen. 

Hondüraß, Republik in Zentralames 
rika, 120,480 qkm mit 351,700 Einw.; 
Hauptitadt: Comayagua mit etwa 
12,000 Einw. Nachdem fich das Land von 
ber fpanifchen Herrfchaft unabhängig ge: 
macht hatte, gehörte es zunächit der zentral: 
amerifanifhen Union an, um dann feit 
1835 einen jelbfländigen Staat zu bilden. 
Nach der gegenwärtigen Verfaſſung (No⸗ 
vember 1865) fteht an der Spite bes Staats 
ein aufvier Jahre gewählter Präfident. Die 
gefeßgebende Gewalt wirb von bem Senat, 
welcher aus fieben, und der Tegislativen 
Kammer, bie aus elf Mitgliedern befteht, 
ausgeübt. Auch der Staatsrat, welcher ſich 
aus ben Miniftern und jieben andern Mit⸗ 

liedern zufammenjeßt, kann proviforifche 

eſetze erlaſſen, welche jebody ben Ram: 
mern zur Genehmigung vorzulegen find. 
Die vorherrfchende Religion ift die rö— 
miſch⸗-katholiſche; ein Bilchof tefidiert zu 
Comayagua. Das ftehende Heer foll nur 
600 Mann betragen, wozu jedoch noch 
etwa 6000 Mann Milizen fommen. Die 
Finanzen finb wenig geordnet; die Ein- 
nahme wird pro Jahr auf etwa 388,000 
Doll. Xlyfft. Die Staatsſchuld ſoll 1876 
etwa 7 Mill. Pfd. Sterl. betragen haben. 
Zum Zwed der innern Verwaltung ift 
das Staatsgebiet in fieben Departements 
eingeteilt, welche behufs Auslibung der 
Rechtspflege wiederum in Diftrifte (distri- 
tos) zerfallen. Ein Konful des Deutjchen 
Reichs hat in Puerto Corte feinen Sitz. 
Bol. Squier, H., descriptive, histo- 


rical and statistical (1870). 
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Honneurd (franz., for. onnöhrs), Ehren: 
bezeigungen, insbeſondere militärifche. 

onny soit, qui mal y pense 
(franz., »Entehrt fei, wer Arges babei 
beuft«), Devife des Hofenbandordens, ge: 
ftiftet 1350 von König Eduard IL von 
England. 

Snded(ungar., ao 
ungar. Landwehr; 1848 und 1849 Bezei 
nung für das Fußvolk ber Infurgenten. 

Hofpitieren (lat.), als Saft mit beis 
wohnen, 3. B. einer afabemifchen Bor: 
lejung, einer Fraktionsſitzung, daher mar 
die außerordentlihen Mitglieber einer 
Traktion die Hofpitanten berjelben zu 
nennen pflegt. 

House of Commons unb House of 
Lords (engl., abgefürztH. O. und H. L.), 
»Haus der Gemeinen« (Unterhaus) und 
»Haus ber Lords« (Oberhaus), bie beiden 

Aufer des britifchen Parlaments; ſ. 

roßbritannien. 

Huissier (franz, ſpr. üiſſjeh), ur: 
ſprünglich Thürfteher, Thürbüter, jebt 
gerichtlicher Vollſtreckungsbeamter, Ges 
richtsvollzieher. 

Huldiguug (Erbhuldigung), bie 
feierliche Ableiftung eines Eides (Huldi- 
gungs⸗, Staatöbürger:, Unter: 
thaneneid), durch welchen die Unter- 
thanen ihrem Landeöheren Treue und 
Gehorfam verfprechen. Diefer Eib, wel: 
her übrigens nur von ben männlichen 
Unterthanen gefordert zu werben pflegt, 
und durch ben Feinerlei neue Rechte und 


2 
* 


Honneurs — Immiſfion. 


Verpflichtungen Degrlänbet, fondern nur 
bie beftehenben beftärkt werben ſollen, ift 
tegelmäbig beim Eintritt in ein gewilles 
Lebengalter, bei der Aufnahme in den 
Untertbanenverband und beim Erwerb 
von Grundbeſitz innerhalb bes betreffen: 
den Staatsgebiets abzuleiften. Nach man- 


hen Staatöverfaflungen, wie in Bayern, | 


Württemberg und Braunfchweig, fol aud) 
bei einem Regentenwechſel eine allgemeine 


8. bem neuen Souverän gegenüber ftatt: 


nden, während nad) den VBerfaffungsur: 
funben andrer Staaten, wie Oldenburg, 


Weimar und Meiningen, in dieſem Fall | 


nur eine H. ber Landflände verlangt wirb. 
Unpraktiſch ift Dagegen heutzutage ber 


früher im Lehnrecht übliche Hulbigungse: 


eid (Lehn seid) des Vafallen, durch wel- 
chen letzterer verſprach, dem Lehnsherrn 
treu, hold und gewärtig zu fein. 
Hufären, leichte Reiterei, zuerit in ber 
Mitte des 15. Jahrh. von den Kroaten 
gelelt. Die H. find mit einem Furzen 
chnurrock (Attila) von grüner, ſchwar⸗ 
zer, blauer oder roter Farbe, je nad ben 
Regimentern verfchieden, fowie mit bem 
Kalpak (Pelzmüge) uniformiert und mit 
Säbel und Karabiner bewaffnet. 
Hustings (engl., fpr. höfings), bei Bar: 
lamentswahlen die Erhöhung oder Bühne, 
woraufdie Bewerber erfcheinen und Reben 
an die Wähler Neben. 
Hyprosraph ſches Amt, |. Admira⸗ 


ität. 
Hypothek (griech.), ſ. Pfand. 


J. 


Ideũl( — die verwirklicht gedachte 
Idee, das Muſterbild, die höchſte Vorſtel⸗ 
lung von einer Sache; als Eigenſchafts⸗ 
wort bezeichnet ibeal das nur Gedachte im 
Gegenjag zum wirklich Vorhandenen, da⸗ 
ber man 3. B. von Sbealpolitif im 
Segenfat zur Realpolitik fprict. 
gie tatie (griech.), |. v. w. Theofratie. 
dol ( griech.), Bild, Götzenbild; Ido⸗ 
latrie oder Jdololatrie, Götzendienſt; 
d zher ratie, Ausartung der Theokratie 
j. d.). 


mmatritulieren, |. Matrikel. 
mmebiat (Tat.), unmittelbar. Im⸗ 
mebiatporftellungen und Imme— 
biatfachen find ſolche, welche direkt der 
böchften Inſtanz oder dem Regenten vor: 
gelegt und bier entfchieden werden. Im: 
mediatftände, bie reichgunmittelbaren 
Stände im frühern Deutichen Neid). 
Ymmemorialverjährung, ſ. Un vor⸗ 
denkliche Verjährun 
Immiffion (lat.), 


Samen j. Hſterreich-Ungarn. 


A etzung, Ein 








Smmobilien — Sndemnität. 


weifung, 3.8. in ein Amt; in der gericht: 
lichen Exekutionsinſtanz die Einweifung 
in ben Befig unbeweglicher Güter bes 
Schuldners, in welchen der Gläubiger 
simmittiert« wird. 

Immobilien (Tat. res immobiles), 
»unbewegliche« im Gegenſatz zu ben be- 
weglihen Sachen (Mobilien, res mo- 
biles). Zu ben $. gehören außer dem 
Grund und Boben und dem, was ſich da⸗ 
mit in phyſiſcher Kohärenz befindet, auch 
gewille Rechte (Smmobiliarrechte), 
die an Grundftüden beftehen; Im mo⸗ 
biliarvermögen, unbewegliches Ver⸗ 
mögen; Immobiliarkredit, f. vo. w. 
Realfrebit, Bodenfrebit, d. h. ein ſolcher 
Arebil defien Grunblage »Liegenichaften« 
ilden. 
Immunität (Iat.), das Freifein von 
Dienften, Abgaben, Laſten 2c.; auch Exem⸗ 
tion vom gewöhnlichen Gerichtäftand, die 
früher namentli von der Geiftlichkeit 
beanfprucht wurde. 


Impeachment (engl., ſpr. »pibtig-), | 3 


Anklagerecht gegen ben Miniſter (f. d.). 

Ymperium Cat), die höchſte ſtaatliche 
Autorität bes römiſchen Volks, welche es 
auf feine Magiſtrate übertrug, daher auch 
j.v. w. Oberbefebl; dann Bezeichnung des 
römiſchen Kaiferreihs; Smperialis- 
mu3, Bezeichnung einer Staatöbeherr: 
ſchungsform, in welcher die auf die Sol: 
baten geſtützte Willkür des Regenten 
herrſcht; Imperator, Feldherr, ſeit 
Auguſtus »Kaiſer«. 

— (Tat.), derjenige, welcher 
im Prozeßverfahren auf einfeitiges Vor: 
bringen bin, namentlih in Arreftfachen 
und in ber Erefutionginftanz, eine Ver: 
füqung gegen feinen Gegner (ben Im⸗ 
—5 — pirtt Verpflichtu 

mpfzwang, die Verpflichtung zur 
Impfung, d. h. zur ſünſtichen übertra⸗ 
gung des Kuhpocken⸗ ober Menſchenpocken⸗ 
gifts auf Die Menſchen (Baccination), 
zu dem Zweck, um ihn dadurch gegen ben 
Anftetungsftoff der Menfchenpoden un: 
empfänglich zu machen. Nach dem deut⸗ 
ſchen Impfgeſetz vom 8. April 1874 ift die 
erſte Impfung ber Regel nach bis ſpäte⸗ 
Nend zum Schluß des zweiten Lebensjahrs, 
die Wieberimpfung (Revaccinstion) 
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aber im zwölften Lebensjahr vorzuneh- 
men. Bal. Jacobi, Das Reichsimpfge⸗ 
fe vom 8. April 1874 x. (1875). 

Ymplorant(lat.), derjenige, welcher in 
ber Erefutionsinftang ben Antrag auf ges 
rihtfihe Hilfe (Smploration) gegen 
den Jmploraten ftellt; auch |. v. w. 
Impetrant. 

Ympopulär (lat.), der Volksgunſt ent: 
behrend; unverftändlich. 

Import (lat., Smportation), Wa: 
reneinfuhr, ſ. Einfuhr. 

Imputatio (Iat.), Zurechnung. 

Inaktiv (lat.), unthätig, amtlos; In = 
aftivität, Amt-, Dienftlofigkeit. 

Inamonibel (Iat.), unverjeßbar, un: 
abſetzbar; Inamovibilität, it 
barkeit der Beamten, namentlich der Rich⸗ 
terbeamten. 

Iuauguration (Iat.), feierliche Ein- 
fegung in ein Amt, in eine (bejonders 
akademische) Würde; auch feierliche Ein- 
weihung eines Orts zu einem beftinmten 


wed. 

Incognito (ital.), unerkannt; i. rei: 
fen, unteranderm Namen reifen, wie dies 
fürftliche Perſonen oft zu thun pflegen. 

In coena domini (Iat., »beim Mahl 
bes Herin«, Nadhtmahlsbulle), bie, 
wie üblich, nad) den Anfangsworten be= 
nannte, von Urban V. 1362 erlajiene, 
von Pius V. 1567 und Urban VIH. 1627 
erneuerte und abgeänderte Bulle, welche 
die Darlegung der Rechte der päpftlichen 
De und die Verfluchung ber Kleber 
enthält. 

Indebite (Iat.), ohne Verbindlichkeit; 
Indebitum, Nichtſchuld; indebitisolutio, 
irrtümliche Bezahlung einer Nichtſchuld. 

Sndemmität (Iat.), |. v. w. Straflofig: 
feit. Die Indemnität2bill (indemnity- 
bill) Spielt im enalifchen Verfaſſungsleben 
eine bedeutende Role. Hat nämlich die 
Regierung etwas verfügt, wozu ihr nad) 
der Derfalfung ein formelles Recht nicht 
zuftand, was fie aber im Intereſſe des 
gemeinen Wohls verfügen zu müflen 
glaubte, jo kommen bie ne beim 
nähften Parlament um eine Indemni⸗ 
tät3bill ein, weil fie fonft auf Grund ihrer 
Berantwortlichfeit zur Rechenſchaft ges 
zogen werden würden. Natürlich kann 
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das Parlament bie nachgefuchte J. ver: 
weigern und wegen geſchehener Verfaſ⸗ 
fungsverlegung gegen die Minifter An⸗ 
Plage erheben. Die Erteilung der 3. ift 
übrigend auch in das Verfaſſungsleben 
andrer Fonftitutioneller Staaten tiberge- 
gangen, wie denn namentlich in Preußen 
nad) bem fiegreichen Krieg 1866 von ber 
Regierung um 3. für bie mwährenb ber 
Konfliftsperiode unverwilligt erhobenen 
Steuern nachgeſucht und das Indemni⸗ 
tätögefet 3. Sept. 1866 von dem Abgeorb- 
netenhaus mit großer Majorität geneh- 
migt worben ift. 
nder (lat.), Verzeichnis; L. librorum 
prohibitorum, das offizielle Verzeichnis 
derjenigen Bücher, weldye in ber fatholis 
chen Kirche wegen angeblich darin ent⸗ 
haltener ketzeriſcher Lehren verboten find. 
Seit Papft Sirtus V. befteht für den J. 
eine befondere Kongregation in Rom, doch 
ift dag Anfehen, welches ber J. genießt, 
heutzutage nur noch ein fehr geringes. 
Indifferent (lat.), gleichgültig; In⸗ 
differentismus, Gleichgültigfeit, be 
fonders in politifhen Dingen von den 
nachteiligften Wirfungen; in Deutfchland 
ber gefährlichfte Feind des Liberalismus. 
Indigenat (lat.), Staatsangehörigkeit, 
Heimatsrecht, Znatbürgert t, Inkolat. 
Für die Angehörigen des Deutſchen Reichs 
iſt ein gemeinſames J. durch den Art. 3 
ber Reichsverfaſſung begründet. S. Bun⸗ 
desindigenat. 
Indiz (lat. Indicium), Anzeige, Ver: 
dachtsgrund; Indizienbeweis, Über: 
führung eines Beſchuldigten ohne Ge— 


ſtändnis auf Grund von Verdachtsmo⸗ 


menten; indizieren, anzeigen, auf etwas 
hinweiſen (ſ. Anzeige). 
Indogermänen (Arier, Indoeuro⸗ 
päer), Geſamtbezeichnung für diejenigen 
Völkerſchaften, welche dem indoger mani⸗ 
ſchen Sprachſtamm angehören. Dazu ge⸗ 
hören aber namentlich die ——— en 
(deutſch, holländiſch, daͤniſch, engliſch, 
ſchwediſch) ſſlawiſchen (bulgariſch, pol⸗ 
niſch, ruſſiſch, ſerbiſch, tſchechiſch, wen⸗ 
diſch), romaniſchen (italieniſch, fran⸗ 
zöſiſch, ſpaniſch, portugieſiſch, rumänifch), 
iraniſchen (armenijch, perſiſch ꝛc.), in⸗ 
diſchen Gauskrit, Praͤkrit), die letti⸗ 


Index — Infanticidium. 


ſchen (ettiſch und litauiſch) Sprachen 
und die griechiſche und illyriſche 
Sprache. Die Urheimat dieſer Völker⸗ 
ſchaften iſt Baktrien, das Land am Hindu- 
kuſch, der weſtlichen Fortſetzung des Hi⸗ 
mala gebirgen, 

3 ulgenz (Iat.), ſ. Ablaß. 

ndult (lat.), ſ. Moratorium. 

In duplo (lat.), doppelt, zweifach. 

Induſtrie (lat. »Fleiß, Betriebjam- 
er bie Gefamtheit derjenigen Arbeiten, 
welche durch technifche 
Urftoffe veredeln und fo ihren Wert er 


errihtungen die 


böben. 3. ift auch gleichbedeutend mit 
Gewerbfleiß, Gewerbthätigfeit. Indus 
ftrieller, Fabrifant. Induftrialid: 
mus, das Borberrichen der Gewerbthätig 
feit in einem Land. Induſt riös, betrieb: 


fam, erfinderifch. 

Jufallibel (lat.), unfehlbar; Infal⸗ 
libilität, Unfehlbarfeit; Infallibi— 
liſt, Anhänger des Unfehlbarkeitsdogmas 
(ſ. Unfehlbarkeit). 

Infam (lat.), ehrlos, verrufen; In⸗ 
famie, im römiſchen Recht eine Schmä⸗ 
lerung der bürgerlichen Ehre einer Per⸗ 





fon, welche teils infolge gewiffer ſtraf⸗ 
barer Hanblungen, teil zur Strafe für 
ein fhimpfliches Benehmen oder Gewerbe 
eintrat. Das moderne Recht Tennt ftatt 
deſſen eine gehung ber bürgerlichen 


Ehrenredte (I. 
Iufant (v. lat. infans, Kind), in Por: 
tugal und Spanien Titel ber Prinzen des 


königlichen Haufe; doch führt der pa 


niſche Kronprinz jeit 1388 ben Titel 
»Prinz von Afturiene. Die Föniglichen 
Prinzeflinnen führen ben Titel Sn: 
antin. 
Infanterie, urfprünglich Bezeichnung 
für die Leibwache ber fpanifchen &nfanten 
jest für das Fußvolk der Heere überhaupt. 


Die J. ift zumeilt in Regimenter einge 


teilt, welche in 2—3 Bataillone zerfallen, 
das Bataillon zu 4—6 Komypanien. Die 
Bezeichnung der Jnfanteriften im einzel: 
nen als Grenabiere, Jäger, Füſiliere, 
Musketiere, Schützen iſt nicht von beſon⸗ 
ders großer militäriſcher Bedeutung, da 
ihre Bewaffnung und taftifche Verwen⸗ 
bung eine ziemlich gleiche ift. 
Infantieidium (lat.), Kindesmorb. 


In fidem — In pleno. 


In fidem (Iat., »für bie Treue«), zur 
Beglaubigung; eine namentlich bei Der 
veglaubigung von Abjchriften (i.f.copiae) 
übliche Formel. 

Informieren (Tat.), unterrichten, in 
Kenntnis ſetzen; Information, Unter: 
weiſung, Belehrung; Anformator, 
Hauslehrer; Snformationspraseh 
(Informativprozeß), bie vor Ber: 
leihung höherer Kirchenämter angeftellten 
Recherchen über die Tauglichfeit des vom 
Kapitel vorgejchlagenen Kandidaten. 

Ingroffieren (lat.), etwas »mit großer 
Schrift« ind Reine fchreiben, 3. B. eine 
Bi nach zweiter Lefung im Parlament; 
dann ind Grund- und Hupothetenbuch 
eintragen; Ingroffator, der Führer 
eines ſolchen Buches; Ingroffation, 
Eintragung in bazfelbe. 

Inbaberpapier (Schuldſchein au 
porteur), Schuldſchein, nach welchem ber 
jeweilige Inhaber forderungsberechtigt ift. 

Inhaftieren (deutich:lat.), in Haft 


nehmen. 

Inhibieren (Int.), verbieten, Einhalt 

un; Inhibition, Verbot; Inhibi—⸗ 
torium (Inhibitoriale), das durch 
gerichtliche Berfügungausgeiprochene Ver: 
bot; Inhibitivprozeß, das zu dieſem 
Zweck eingeleitete Prozeßverfahren. 

In intẽgrum reſlitnieren (lat.), in 
den vorigen Stand wiedereinſetzen. S. 
Sitbereinfegung in den vorigen 

a 


nb. 
Initiative (neulat.), Ginteitung, Ins 
angriffnahme Veranlaſſung, erſterSchritt. 
Im konſtitutionellen Leben verſteht man 
unter J. der Geſetzgebung (Initiativ— 
recht) das Recht, eſetzvorſchläge einzu 
bringen. Das Zuftandefommen eines Ge: 
ſetzes jet nämlich die Übereinftimmung 
der Staatsregierung und bes Landtags 
voraus. Während nun vor 1848 bas 
Reht ber 3. auf dent Gebiet ber Geſetz⸗ 
Kung zumeift nur ber Regierung zu⸗ 
and, bildet jet bazjenige Syftem, wor 
nad ebendasfelbe Recht dem Landtag und 
da, wo das Zweikammerſyſtem befteht, 
jeder von beiden Kammern eingeräumt 
it, die Regel. Namentlich ftebt im Deut: 
ſchen Reid bas Recht ber 3. nicht nur 
dem Bundesrat, fondern auch ben Reichs⸗ 
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tag zu, während bem Kaiſer als ſolchem 
bag —— nicht gegeben ft. 

Injurie (lat, Beleidigung, Ehren⸗ 
kraͤnkung), rechtowidrige Handlung, wo⸗ 
durch bie Ehreeinesandern thätlich R eal⸗ 
injurie) oder wörtlich Verbalinju— 
rie angegriffen wirb. S.Beleidigung. 

ntolat (lat.), ſ. v. w. Indigenat. 

ntontpetent(Iat.), unguftän ig; In—⸗ 
fompetenz, Unzuſtändigkeit, Mangelan 
denjenigen Bebingungen, von welchen das 
Recht einer Behörde zur Vornahme ge 
wiſſer Handlungen abhängt. ©. Kom: 
peten;. 

Inkorporieren (Tat), einverleiben; 
Sntorporation, inverleibung, ins⸗ 
befonbere eines Gebiets, eines Landes in 
ein andres im Weg ber Eroberung. 

Inkriminieren (neulat.), anſchuldi⸗ 
gen, befchuldigen; Inkrimination, 

nſchuldigung, Beſchuldigung. 

JInnnung, früher ſ. v. w. Zunft, Gilde, 
d. h. die Verbindung mehrerer zu einem 
gewiſſen Gewerbebetrieb in eignem Na⸗ 
men berechtigter Perſonen zum Zweck des 
Betriebs —*2* Gewerbes nach gewiſſen 
Regeln und beſtimmten Statuten mit 
der Befugnis, bie nicht zu biefer Körper: 
ſchaft gehörigen Perfonen von dem Be- 
trieb bes fraglichen Gewerbes in dem be- 
flimmten Bet auszufchließen. Nachdem 
die deutſche eimerbeornung, foweit dies 
in ben einzelnen deutſchen Staaten nicht 
Schon zuvorgefcheben war, den Inn Un gs⸗ 

wang beſeitigt hat, verſteht man unter 
. bie freie Vereinigung derjenigen, welche 
gleiche ober verwandte Gewerbe jelbftän- 
dig betreiben behufs Förderung ihrer ge- 
meinfamen gewerblichen Intereſſen. Eine 


| Neubelebung des Innungsweſens wirb 


gegenwärtig vielfach angeftrebt und zwar 
von vielen durch bie Ruͤckkehr zum Inſti⸗ 
tut ber obligatorifhen Innungen 
oberZwangsinnungen(j. Gewerbe: 
geieggebung). 

In partibus (infldelium), »im Ge⸗ 
biet der Ungläubigen«, d. 5. der Nicht: 
chriſten. Bifchöfe i. p. (i.), diejenigen 
Biſchöfe, melde ihren Titel nad) einem 
Bezirk führen, welcher fich im Beſitz der 
Ungliupigen befindet. 

n pleno (Iat.), im oder vor dem Ple⸗ 
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num (f. d.). Auch fpricht man davon, daß 
ein Kollegium ober eine Korporation i. p. 
erjcheine, wenn es bei einer gegebenen 
uns als geichloffened Ganzes 
erfcheint. 

Inquirieren (lat.), nachforſchen, in 
jemand bringen, gerichtlich unterfuchen, 
verhören; Inquirent, der Unterſuchende, 
Unterſuchungsrichter; Inquiſit, veral⸗ 
tete Bezeichnung für den Angeſchuldigten 
in einer ſtrafrechtlichen Unterſuchung (ſ. 
Anklageprozeß, Strafprozeß). 

Inſerieren (Tat.), einſchalten, einfügen, 
beſonders etwas in ein öffentlidjes Blatt 
einrüden lafien; Inſerat, eine ſolche 
Anzeige; Anfertion, das Einrüden- 
laflen in öffentliche Blätter; Inſer⸗ 
tionggebühren, bie Gebühren bafür. 
Inſert, Beigabe zu einer amtlichen Ver⸗ 
fügung, 3 B. Infertreftript, eine 
Berfügung zu einem behördlichen Refkript, 
welche fich nicht auf die Sache felbft bezieht 
ober nicht für die eigentlichen Intereſſenten 
beftimmt ift, fondern nur gelegentlich und 
mit dem Sauptveitein erlaffen wird. 

yurign en (Tat.), Kennzeichen, Ehren⸗ 
zeichen, beſonders Symbole einer Würde, fo 
bei Fürften: Krone und Zepter; bei Rit- 
tern: Schild und Helm ; bei Kriegern: Fah⸗ 
nen, Adler, Kanonen 2c. ; Bezeichnung einer 
öffentlihen Amtswürbe, wie Stäbe und 
Zepter, welche in Deutichland die Rekto⸗ 
ren der Univerfitäten und in England bie 
Lord⸗Mayors bei feierlichen Gelegenheiten 
führen. Hierher gehören aud die Mar- 
Ihallitäbe, die Roßſchweife der türkiſchen 
Paſchas ꝛc. Die J. ber katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen ſind: Stab, Ring, Inful, Pallium; 
die der proteſtantiſchen Geiſtlichen: ein 
Kelch mit Strahlen oder eine Kirche. Auch 
jedes Gewerbe hat ſeine beſondern Abzei⸗ 
hen, bie aus ſeiner Beſchäftigung herge⸗ 
nommen ſind. 

Inſinnieren (lat.), behändigen, je 
mand etwas unterbreiten, unterlegen; 
Anfinuation, Behändigung, insbelon, 
dere einer amtlichen Berfünung: Unter: 
ſchiebung, Unterftelung einer Abſicht, 
eines Vorhabens. 

‚ Iufolvenz (lat.), Zahlungzunfähigfeit 
eines (»infolventen«e) Schuldners. Vgl. 
Bankrott und Konkurs. 


Inquirieren — Inſtitution. 


Inspootlo (Iat., »Betracitunge In⸗ 
fpeftion), Befchti ng, Unterſuchung; 
I. legalis, gerichtliche Unterfuchung, na: 
mentlih eines Leichnams (f. Toten: 
ſchau); L ocularis, Okularinſpektion, 
tichterlicher Augenſchein ! d.); Beweis: 
mittel, welches im ftrafredhtlichen Berfab: 
ren wie in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten 
anwendbar ift. Ä 

Juſpirieren (lat., »einbauchen«), an: 
regen, bie Idee zu etwas geben. So fagt 
man 3. B. von einem Zeitungsartikel, er 
fei von einer politifchen Perfönlichkeit in: 
ipiriert, oder von einem Parteimann, daß 
er eine parlamentarifche Korrejponden; 
infpiriere, wenn er bie leitenden Geban: 
fen dazu hergibt. 

Inſtallation (neulat.), Einweiſung in 
ein Amt, befonders ein geiſtliches. 

Inſtanz (lat. Instantia, von instare, 
»auf etwas beitehen«), Bezeichnung für 
die einzelnen Abjchnitte eines amtlichen 
Berfahrens, namentlich eines Prozeßver— 
fahrens, daher man insbeſondere von ber 
J. des erften Verfahrens, ber Beweis, 
Rechtsmittel⸗ und Erefutionsinftanz zu 
fprechen pflegt. Ferner verfteht man unter 
Inſtanzen die verſchiedenen Behörden, 
vor weldye eine Sache ver Reihe nad) ge: 
bracht werben kann, und die zu einander 
im Verhältnis ber über- und der Unterort: 
nung ftehen, jo namentlich die Ober: und 


Untergerichte. Man ift jedoch neuerdings 
eat, den Inftanzenzug min 


daran 
lichſt zu vereinfachen. Namentlich iſt dies 
durch die neuen deutſchen Juſtizgeſetze ge: 
ſchehen (ſ. Gericht). Entbindung von 
der J. nannte man im ältern Strafpre: 
zeßrecht die Einftellung der Unterfuchung, 
ohne daß es zu einer Verurteilung oder 


einer Freifprehung fan. Endlich wid. 


auch ein Erinnerungsfchreiben in Rechts 
angelegenheiten u. dal. »J.« genamnt. 
nflituieren (Tat.), einrichten, unter: 
weiſen ober anweiſen. Suftitut, Ein 
richtung, Anftalt, insbeſondere Privater: 
a allen 
nflitution (Tat.), Stiftung, Anord⸗ 


nung, Einrichtung, beſonders im Staat: 


weien. Inftitutionen, ein Teil de 
Corpus juris, nämlich eine encyklopädi⸗ 
ſche Überficht des römiſchen Rechts, zur 


Inſtruktion 


Einführung in das Rechtsſtudium be 
ſtimmt, unter Juſtinian 533 mit Be⸗ 
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Inſuffizienz (lat.), Unzulänglichkeit, 
namentlich des Vermögens eines Schuld⸗ 


nutzung des gleichnamigen Lehrbuchs bes | ners zur Befriedigung der Gläubiger. 


Gajus ausgearbeitet; baher auch Bezeich⸗ 
nung für Vorlefungen und Lehrbücher, 


Inſultieren (lat.), gröblich beleidigen, 
befhimpfen; Inſult, Infultation, 


welche in das Studium ber Rechtswifien= | grobe Beleidigung. 


Ihaft einführen follen. 
Inſtruktion (Iat.), |. Verordnung. 
Sufirument (lat.), Werkzeug; in ber 
Rechtsſprache eine mit gewiſſen Förmlich⸗ 
keiten aufgenommene Urkunde, z. B. Nota⸗ 
riatsinſtrument. Inſtrumentszeuge, 


ſ. Zeuge. 
ainbordination (Iat., »mangelnbe 
Unterordnung«), Ungehorfam gegen den 
Borgefegten, namentlich Verletzung der 
Prlihten ber militärifchen Unterordnung. 
Während nämlich bei Zivilbeamten bie 
Hintanfegung des bem Vorgefegten ſchul⸗ 
digen Gehorſams regelmäßig als Dis: 
ziplinarfache behandelt und nur aus- 
nahmsweiſe in ein Friminell ftrafbares 
Vergehen übergehen wirb, zieht bei Mili- 
tärperſonen und ebenſo in der Marine 
jede 3. ein Strafverfahren nach fih. Das 
Mikttärftrafgefebbuch für das Deutiche 
Reich beitraft fchon die Verlegung der dem 
Borgefegten ſchuldigen Achtung im Dienft 
oder in Beziehung auf eine Dienftband: 
lung mit Arreft und droht für den eigent- 
fihen Ungeborfam und die Auflehnung 
gegen Vorgeſetzte die fchwerften Strafen, 
ja jogar, wenn der Gehorfam gegen einen 
vor dem Feind erteilten Befehl ausdrück⸗ 
lid) verweigert oder vor dem Feind eine 
Thätlichfeit gegen einen Vorgefebten be⸗ 
{engen wirb, die Tobesftrafe an; Diefe 
eftimmungen finden auch auf die Ma: 
tine Anwendung. Aber auch auf Kauf 
tahrteifchiffen wird die J. ftreng geahndet, 
und der Schiffer (Kapitän) ift nach der 
deutfchen Seemannsordnung befugt, zur 
techtbaltung, ber Drdnung und zur 
Sicherung der Regelmäßigfeit des Dien- 


Inſurgieren (Tat), in Maſſe ſich 
eine herrſchende Macht erheben. J 
genten, Aufſtändiſche; in Ungarn das 

ufgebot des Reichsadels zur Verteidi⸗ 
gung bes Landes. Inſurrektion, Em 
pörung , Aufſtand. 

Zntellettueller Urheber, im Straf: 
recht derjenige, welcher einen andern zu 
einer ftrafbaren Handlung vorfätlich be- 
ftimmt (f. Anftifter, Drohung). 

Inte ipenjblätter ‚Titel für itun⸗ 
gen mit bloßen Annoncen, namentlich 
amtlichen Bekanntmachungen. 

Intendant (lat.), Oberaufſeher, Ober⸗ 
leiter Intendantur, militäriſche Ver⸗ 
waltungsbehörde, welcher die Geld⸗ und 
Naturalverpflegung der Truppen, das Be⸗ 
kleidungs⸗, Einquartierungs⸗-, Lazarett⸗ 
und Servisweſen unterſtellt ſind. In 
Deutſchland beſteht für jeden Armeeforps- 
bezirt eine Brovinzialintendantur 
(Korpsintendantur); doch befindet 
fich außerdem noch bei jeder Divifion ein 
Antenbanturvorftand (Intendantur⸗ 
rat oder -Afjetjor). 

Interdikt (lat), in ber Fatholifchen 
Kirche bad vom Papſt ober von einen 
Biſchof erlafiene Verbot aller Firchlichen 
Handlungen, mit Ausnahme der Taufe 
und ber Letzten Olung, welches über ein 
ganzes Land verhängt wird, im Gegenjat 
u dem über eine einzelne Perfon ausge: 
— Kirchenbanns ein furchtbares 
Mittel der päpftlichen Hierarchie, um den 
Miderftand ber weltlichen Macht zu 

ı brechen, zuleßt vom Papſt Alerander VII. 
1688 über Venedig verhängt. 
Interefle (lat., »daran gelegen fein«), 


egen 
njur- 


ſtes ſowie bei einer Wiberjeßlichfeit oder | der Anteil, welchen man an einem Ge 
bei beharrlichem Ungehorfam alle Mittel | genftand nimmt; ber eigne Vorteil und 
zur Anwenbung zu bringen, welche er= | die Nüdficht auf biefen (Sonder-, Stan⸗ 
torderlich find, um feinen Befehlen Ge: | des⸗, öffentliches und PBrivatinterejie); 
borfam zu verſchaffen. Vgl. Deutfche daher Interejjenpolitif, bie ledig- 
Ceemannsorbnung, $$ 79— 92; Militär= lich auf Förderung materieller Intereſ⸗ 
Ku ugelebbuch für das Deutfhe Reich, | fen gerichtete Politik. Intereſſen— 
\$ 89-113. dertretung, bie befondere Vertretung 
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ber »Intereffenten« gewifjer Stanz 
des⸗, Berufs: und Beſitzklaſſen. So wa- 
ren bie frühern Landtage regelmäßig 
reine Interefenvertretungen, indem bier 
bie einzelnen Stände (»Landftänbe«) als 
ſolche vertreten waren und burd) ihre 
Vertreter ihre fpezielen Sntereffen wahre 
nahmen. Die modernen Berfaffun; 
ftellen dagegen ben Abgeorbneten al den 
Vertreter ber Geſamtheit ber Staatsans 
gehörigen hin und verpflichten ihn, für 
das Wohl und für da8 9. berfelben zu 
wirken, wenn es ihm auch unbenommen 
ift, feitens geiwiifer Interejenten Wünfche 
unb Beſchwerden entgegenzunehmen und 
ſich der Vertretung derartiger Intereſſen 
u unterziehen. uf ber andern Geite 
eftehen aber nicht nur zahlreiche Privat: 
Torporationen, namentlich Vereine, Ge: 
werbes, Gewerk:, landwiriſchaftliche Ver⸗ 
eine x., welche eine eigentliche Inter: 
effenvertretung zum Bwed haben (f. 

‚ereine), fonbern es ift manden Ins 
tereflenvertretungen auch ein öffentlich: 
rechtlicher Charafter verliehen, indem 
man fie mit gewiſſen autoritativen Befug⸗ 
niſſen ausftattete, ſo z. B.die Hanbel8- un 
Gewerbefammern, bie Landwirtſchafts⸗ 
räte unb derartige Kollegin. ud) der 
neuerbings für Preußen ins Leben geruz 
fene Voltswirticaftsrat gain hierher. 
Ebenfo beabfichtigt man, Innungen, 
als ben Intereffenvertretumgen des Hand⸗ 
werferftands, gewiſſe Öffentlich=rechtliche 
Sefamiffe u verleihen, während fie zur 
Zeit einen lebiglic) privattechtlichen Char 
rakter haben. In der Rechtswiſſenſchaft 
verftcht manunter»S.«(id, quodinterest) 
den Vermögenswert, welchen eine gewiſſe 
£eiftung barftelt, und ber dann von bes 
fonberer Wichtigfeit if, wenn die Leiftung 
felöft nicht oder nicht in gehöriger Weiſe 
erfolgt, jo dab Schadenerfat geleiftet wer⸗ 
ben muß, für beffen Höhe das 9. ben 
Mafitab abgibt. Übrigens wird mit bem 
anne »3.« aud) eine Kapitalrente bes 
zeichnet. 

Juterimiſtiſch (Iat.), einftweilig, vor- 
KSufig. Interimiftifum, Anorbnung, 
welche für eine ftreitige Sache einftweilen 
geirofien wirb; überhaupt eine vorläufige 

invihtung, z. B. die einftweilige Ver- 





Interimiſtiſch — SInterpellation. 


waltung einer Stelle, vorbehaltlich br 
definitiven Befebung. 

‚Intern (Tat.), innerlich, innen Sefi 
Tid), nicht für die Außenwelt beſtin 
Interne, Einheimifche, Inländer; in 
ternieren, in das Innere eines Landıs 
verbringen 'oder am einen beftimmten 
Ort verweilen, insbeſondere politiſche 
Verbrecher oder Truppenteile, welche auf 
meutrales Gebiet übertreten. j 

International (lat.), Bezeichnung für 
dasjenige, was >zwifden berjchiebenen 
Nationene flattfindet oder Geltung bat. 
So bildet ber internationale Hanbelsver: 
fehr (Welthandel) den Gegenfaß zum in: 
nern Handel in ben einzelnen Ländern. 
Dad internationale Recht ift teils 
öffentliches (Bölferreöt, |. d.), teil 
privates, von ber Kollifion (f. b.) der 
Rechte handelndes, infofern es nämlich in 
vielen Fällen ameifehafe fein fann, cb 
eine Sache nach ber Gefekgebung bed einen 
ober des andern Staat? zu beurteilen il. 

Internationale (lat.), eine fommuni: 
ftifche Arbeiterverbindung, welche 1864 ju 
London geftiftet ward, bie Befeitigung ber 
bermaligen Staats: und Gefellicjaitsort: 
nung anftrebt und ihren Wiederaufbau 
auf der Grundlage de Kommunismus 
bezwedt. Führer berfelben ift Karl Matt, 
auf befien Vetreiben ber an ber Epikt 
ber I. ftehende >Generalrate nad, Rem 
Dorf verlegt worben ift. Dgl. Tefut, 
Die Z., ihr Welen und ihre Befrebungn 
(beutich 1872). 
gerannztus (lat.), Botſchafter Er 
feäftsträger, insbefonbere der Titel 
päpftlicer Botſchafter niederern Grades 
alöder Runziuß und der bes öfterreichüiden 
Sefanbten in Ronftantinopel (weil früher 
wilchen Oſterreich und ber Türkei nur 

ffenftilftand, fein Friebe abgejefeien 
wurde). - 
‚Interpellation (Tat.), im parlamen. 
tariſchen Leben eine an bie Staatsrejie: 
rung gerichtete Anfrage um Ak 
Tunft3erteilung ober Rechen ſchaft über 
eine, beftimmte Angelegenheit. Mandt 
Verfaffungsurkunden räumen ben A 
eorhneten ausbrüdlich das Recht ein, De 

ierung zu interpellieren. Be 
dies Interpellationsrecht ausbrüd:, 











interpretieren — Andaliden. 


Ih anerkanut ift, beitebt auch die Ver⸗ 
pflihtung, derartige Interpellationen zu 
beantworten, ſei es, daß die Antwort 
materiell auf die Suche eingeht, fei es, 
daß fie ablehnend ausfällt. Aber auch da, 
wo die Berfaffung das Recht ber J. nicht 
ausdrüdlich Tanftioniert, wirb basfelbe 
von ber Volfövertretung body praktiſch 
ausgeübt, fo insbefondere von feiten des 
deutihen Reichſtags. Die Gefchälts: 
ordnung des letztern (66 32 f.) beitimmt, 
daß Snterpellationen an den Bundesrat 
beftimmt formuliert und, von 30 Mit- 
gliedern unterzeichnet, dem Präfidenten 
des Reichstags überreicht werben müſſen. 
Diefer teilt diefelben dem Reichskanzler 
abjchriftlich mit und fordert ben letztern 
oder deſſen Vertreter in der nächſten 
Sigung zur Erflärung barüber auf, ob 
und wann er bie J. beantworten wolle. 
Erflärt ſich berjelbe zur Beantwortung 
bereit, fo wird der Interpellant an 
dem beflimmten Tag zur nähern Aus 
führung der 3. zum Wort gelafien. An 
die Beantwortung ber J. oder deren Ab⸗ 
lehnung darf ſich eine fofortige Beiprechung 
des Gegenftands berjelben anjchließen, 
wenn mindeftens 50 Mitglieder darauf 
antragen. Die Stellung eines Antrags 
bei ebenbdiefer Beiprechung ift aber uns 
zuläſſig. Es bleibt jeboch jedem Mit: 
glied des Reichſtags überlaffen, den Ge⸗ 
genftand in Form eines felbftändigen An⸗ 
. weiter zu verfolgen. 
nierpretieren (Iat.), auslegen, er- 
Hären; Interpretation, Auslegung, 
namentlich von Gefeben. Wird ein Ge⸗ 
jet buch ein anderweites Geſetz ausge: 
legt, jo daß alfo der Gefebgeber felbit er: 
Härt, was er mit dem erſten Geſetz babe 
fügen und anordnen wollen, fo ſpricht 
man von einer authentifchen Inter⸗ 
pretation, während bie Auslegung einer 
Geſetzesſtelle durch das Gewohnheitsrecht 
Uſualinterpretation genannt wird. 
Interreguum (lat), Zwiſchenreich, 
in Wahlreichen die Zeit zwifchen dem Tod 
oder Abgang bes biöherigen und der Ein- 
ſetzung des neuen Herrſchers. 
Anfernenieren (lat.), dazwifchentreten, 
m einen Streit ſich als Bermittler men 
gen, befonders in der Nechtsfprache in 
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einen abhängigen Rechtsftreit als Neben⸗ 
Partei mit eintreten. Am Bölferrecht 
verfiebt man unter Intervention bie 
Einmiſchung eines Staats in die Ange: 
legenbeiten eine? andern und zivar ent: 
weder burch bloße Vorftellungen (mo: 
raliſche Intervention) oder durch 
Drohungen, durch geheime ‘ober offene 
Unterftüßung politifher Parteien, durch 
Ratſchläge, Subfidien 2c. oder gar durch 
Einfchreiten mittelft Waffengewalt (be: 
waffnete Intervention). 

Interversio (lat.), Unterſchlagung. 

Interviewer (ſpr. wjuher, v. engl. in- 
terview, Beſuch), der Beſucher, beſon⸗ 
ders cin Journaliſt, der berühmte Per⸗ 
ſönlichkeiten beſucht, um ſie kennen zu 
lernen, über ihre Anſichten und Abſichten 
auszufragen und dann darüber öffentlich 
zu berichten. 

Interzedieren (lat.), dazwiſchentreten, 
ſich verwenden, verbürgen; Interzeſ⸗ 
ſion, Bürgſchaft, im Völlkerrecht ſ. v. w. 
Intervention (f. Intervenieren). 

Inteſtabel (lat.), unfähig, als Zeuge 
aufzutreten oder ein Teſtament zu machen. 

„nteflaterbfolge, bie Erbfolge ohne 
Teitament (»ab intestato«), welche ſich 
nach ben gefeßlichen Erbregeln richtet, da- 
ber auch gejeß liche Erbfolge genannt. 

ntimation (lat.), amtliche, befonders 
gerichtliche Zufertigung, Belanntmachung. 

Intramuranhiurichtung (lat.), Hin- 
richtung intra muros, f. Todesſtrafe. 

YIntranfigenten (lat.), bie Unverſöhn⸗ 
lichen, die fih auf Feine Verhandlun⸗ 
gen mit dem Gegner einlaſſen; ein in 
der Politik namentlich von den grundſätz⸗ 
lihen Gegnern einer Staatsregierung ge 
brauchter Ausdruck. 

Intrige (franz. Intrigue), künſtliche 
Berwidelung zur Erreibung beitimmter 
Abfichten. Derartige Ränke jpielten na- 
mentlich bei den Diplomaten ber alten 
Schule auf den: Gebiet der Politif eine 
große Rolle. 

Yunaliden (v. lat. invalidus, ſchwach), 
die zur Erfüllung ihres Berufs in Aug: 
übung desjelben untauglich Geworbenen, 
namentlih Militärperfonen. Je nachdem 
bie leßtern zwar nicht mehr felbdienftfähig, 
aber doch noch für ben Garniſondienſt ge: 
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eignet, oder je nachdem fie 
zum Militärdienfl untauglich find, wir 
zwiichen Halb- und Ganzinvaliden 
unterjchieden. Für das Deutfche Reich 
ift die Snvalidenverforgung durch Reichs: 
gefe vom 27. Juni 1871 geregelt. Hier- 
nad) find Offiziere und im Offiziersrang 
ftehende Militärärzte penjhond rechtigt, 
wenn fie nach gehnjähriger ienitgeit zum 
aktiven Dienft untauglich ober bei fürzerer 
Dienftzeit in Ausübung bes Dienftes ohne 
eignes Verſchulden durch Beichäbigungen 
dienfluntauglich geworben find. Die Höhe 
der jährlichen Benfion berechnet fich nach 
der Dienitzeit und nach dem penfions- 
fähigen Dienfteinfommen vor Ablauf des 
letzten Dienſtjahrs; fie beträgt für zehn 
Jahre *%/so und für jedes folgende Dienit- 
jahr "/so mehr bis zum höchiten Sa von 
oo / 0. Außer diefer Benfion erhalten die 
nachweislich durch ben Krieg invalid Ge: 
worbenen eine Zulage von 300 —750 
Me. und außerdem noch, wenn eine 
Berftümmelung vorliegt, eine fogen. Ber: 

Uümmelungazulage von 600—1200 ME. 

uch die Witwen von Offizieren, welche 
im Kriege geblieben oder vor Ablauf eines 
Jahrs nach dem Friedensihluß an ben 
im Krieg empfangenen Wunden ober an 
Krankheiten geftorben find, bie fie fi 
dort zugezogen, erhalten je nach bem 
Rang des verftorbenen Mannes eine Pen: 
fion von 900 -1500 ME. und für jebes 
Kind bis zum vollendeten 17. Lebensjahr 
eine Er iehungsbeihiffe von jährlich 150 
Mk. Kür Unteroffiiere und? Mann⸗ 
haften gelten als Invalidenverforgung 
die Benfion, der Zinilverforgungsicein, 
bie Aufnahme in ein Invalideninſtitut 

nvalidenbaus, Snvalidenfompanie) fo: 
wie die Verwendung im Sarnifondienit. 
Die Invalidenpenfionen insbefondere zer: 
fallen für die Rangftufen ber Feldwebel, 
Sergeanten, Unteroffiziere und Semeinen 
in je fünf Klajlen. Die Zahlun Yale 


ſchlechterdings 


bei Ganzinvaliden mit acht, bei Halb⸗ 
invaliden mit zwölfjähriger Dienſtzeit. 
Auch die Witwen der im Kriege gebliebe⸗ 
nen Unteroffiziere und Gemeinen erhal⸗ 
ten Penſionen und für jedes Kind bis 
zum vollendeten 15. Lebensjahr eine Er⸗ 
ziehungsbeihilfe von monatlich 10 ME. 


Inventar — 


Isprawnik. 
50 Pf. — Beſondere Einrichtungen be 


d | ftehen ferner für die 3. der Arbeit. Da- 


hin gehören namentlich die fogen. In: 
validentaffen (Hilfsfaflen, Al: 
Lersberiorgungstaffen) bie 
Knappfhaftstajien ber Bergleute 
und die Invaliditätsverſicherun— 
gen, wie fie übrigens nicht nur für ben 
Arbeiterftand, ſondern auch vielfach, für 
Beamte ind Leben gerufen find (ſ. Ber: 
Tiherungswefen), . 

Inventar (lat.), die Geſamtheit ber zu 
einem Befisfland, 3. B. zu einer Konkurs 
maſſe, gehörigen Sachen, auch das hierüber 
aufgenommene Verzeichnis (inventa- 
rium); Inventarijation (Inven— 
tur), Aufnahme eines folden Verzeich 
niſſes; inpentieren (inventarifie- 
ren), das J. aufnehmen. a" Handelt: 
recht verfieht man unter J. das Ber 
zeichnis der Aktiven und Paffiven eine 
Kaufmanns. 

Inveſtitur (Iat., »Einkleidung«), die 
feierliche Einweifung in den Beftg einer 
unbeweglichen Sache, Belehnung; dann 
die Beltätigung und Einſetzung eine 
Biſchofs. Weltlihe J. bie Ernennung 
und Belehnung der Biſchöfe mit ihren 


Inſignien (Ring und Stab) durch welt: 


liche Fürften. Neuerdings wird auch die 
feierliche Aufnahme in gewiffe Orden 
preußische Adlerorden) als J. bezeichnet. 
nveftieren, einkleiden, ineinen Orden 
Be 
nzeft (lat.), Blutihande (j. Un: 
zudtöverbreden). 
Inzident (lat.), einfallend, zufällig, 
beiläufig. Inzidentfahen, Neben: 


fadhen; im Zivilprozeß die während einer | 


bereits anhängigen Hauptfache entitehen: 
ben Nebenitreitigfeiten. 
Irland, ſ. Großbritannien. 
Irregulä 
guläre Truppen, Zrupben ohne regel: 
mäßigen und georbneten Verband, welce 
fich jelbft ausrüften und mit dem ftehen: 


ben Heer entweder ge nicht oder doch nut 


vorübergehend in Verbinbung ftehen. 
30 erſyſtem, |. Ra ſtrafe. 
ſpãn (ungar. »Geſpan«), ſ. v. w. Graf 
(Comes); ſ. Komitat. 
Ispraͤwnik, bei ben Slawen ſ. v. w. 


t(lat.), unregelmäßig; irre: | 





Israeliten — Stalien (Berfaffung). 


Kreis⸗ oder Bezirföhauptmann, Landrat, 
Statthalter zc. 

Sarecliten, f. Juden. 

firien, |. Ofterreih-Ungarn. 

„alien (Italia), Königreih, umfaf- 
jend die Apenniniſche Halbinfel mit Aus: 
nahme ber Republit San Marino und 
der an Frankreich abgetretenen Gebiet3- 
teile Savoyen und Nizza, ferner die In- 
jeln Sizilien, Sardinien und verſchie⸗ 
dene Kleinere Anfeln; 296,323 qkm mit 
(1879) 28, 409, 000 Einw. Hauptftadt: Rom 
mit (1880) 303,383 Einw. Die Einigung 
Italiens ging von Sarbinien aus, beffen 
König Victor Emanuel II. durch Geſetz 
vom 17. März 1861 für ſich und feine 
Nachkommen den Titel eines Königs von 
3. annahm. Durch bie Teilnahme am 
Krimfrieg und am Parifer Kongreß 1856 
batte nämlich der trobe Staatsmann Ca⸗ 
vour Fühlung mit den europäiſchen Mäch⸗ 
ten und die Unterſtützung Napoleons II. 
für ſeine unitariſche Politik erlangt. Letz⸗ 
terer verbieß 1859 in feinen Kriegsmani⸗ 
feit »ein freies J. bis zur Adria«, und 
im $rieden von Villafranca mußte Oſter⸗ 
reich die Lombardei an Sardinien abtre: 
ten, Gleichzeitig gingen bie von Ofterreich 
unterſtützten mittelitalienifchen Fürften 
ihrer Länder verluftig, und Cavour ge 
warn durch bie Abtretung von Nizza und 
Sapoyen an Frankreich beffen Zuſtim⸗ 
mung zur Annerion jener Territorien. 
Dur) Defrete vom 18. und 22, März 
1860 wurden bie Herzogtümer Parma 
und Modena fowie das Großherzoatum 
Toscana mit Sardinien vereinigt, nach⸗ 
dem in biefen Staaten eine Volksab⸗ 
fimmung vorausgegangen war. Noch in 
demfelben Jahr wurbe durch Garibalbi 
bie Annerion des Königreichs beider Si⸗ 
jilien in Angriff genommen, nach einer 
allgemeinen Volksabſtimmung erfolgte 7. 
Nov. 1860 ber Einzug Victor Cmanuels 
inReapel, und 13. Febr. 1861 war mit ber 
Einnahme von Gaeta bie Eroberung bie- 
ſes Königreichs vollendet. Inzwifchen war 


im September 1860 nad) ber Niederlage. 


er päpftfichen Truppen bei Caſtelfidardo 

der größere Teil des Kirchenſtaats bis auf 

Rom und feine limgebung (Patrimonium 

Petri) anneftiert worben. Sp war J. 
Staatsleziton. 
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nıit Ausnahme bes öſterreichiſchen Vene⸗ 
tien, ber kleinen Republit San Marino 
unb des Patrimonium Petrigeeinigt, und 
Victor Emanuel nahm 17. März 1861 
ben Titel eines Königs von J. an. Nach 
bem verunglüdten Zuge Garibaldis gegen 
Rom und beflen Gefangennahme bei 
Aspromonte (1862) ſchien dag Einigungs- 
wert ins Stoden zu geraten. Doch wurde 
24. April 1865 die Refidenz nad) Florenz 
verlegt. Der Feldzug Preußens gegen 
Ofterreich und die Niederlage des letztern 
in Böhmen brachten aber J., welches mit 
Preußen einen Allianzvertrag abgejchlof- 
fen hatte, troß ber Mißerfolge bei Cuſtozza 
und bei Liſſa in die Lage, Venetien erlan⸗ 
gen Ei können, welches Söfterreich nach ber 
Schlacht bei Königgrätz an Frankreich ab: 
getreten hatte. Ein 1867 von Goribaldi 
unternommener Verſuch, ben Reſt bes 
Kirchenſtaats zu erobern, wurde durch bie 
Niederlage bei Dientana vereitelt. Wie- 
derum waren e3 aber bie Erfolge ber deut⸗ 
den Waffen, welche die Verwirklichung 

er Wünſche bes italienischen Volks er: 
möglihten. Nach der Schlacht bei Seban 
wurde Ron von den italientichen Trup⸗ 
pen bei st, nach einer Volfgabftimmung 
8. Oft. 1870 der Kirchenſtaat der italie- 
nifhen Monarchie einverleibt und 22, 
Dez. 1870 Rom zur Hauptitadt derfelben 
erflärt, worauf Victor Emanuel 2. Juli 
1871 feinen Einzug in Rom hielt. 

Die Verfa j] ung des geeinigten Kö⸗ 
nigreichs ift Die einer Tonftitutionellen 
Monarchie, und zwar ift die Verfaſſung 
des vormaligen Königreichs Sardinien 
vom 4. März 1848 auf die mit bem letz⸗ 
tern vereinigten Ränder ausgedehnt wor: 
ben. Der König, welcher nach dem Gefet 
vom 17. März 1861 den Titel führt: »Von 
Gottes Gnaden und durch den Willen der 
Nation König von Se, bat bei feinem 
Regierungsantritt in Gegenwart beiber 
Kanımern einen Eid auf die Verfaffun 
abzuleiiten. Der Thron vererbt ſich nad 
dem Safifchen Gejek im Mannsftamm bes 
Hauſes Savoyen. Der König übt die ge: 
jeßgebende Gewalt gemeinfam mit der 
Bolfsvertretung aus, weldye aus zwei 
Kammern, dem Senat und der Deputier- 
tenfammer, befteht. Der Senat fett ſich 

18 
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aus den Töniglichen Prinzen zufammen, 
welche mit 21 Jahren Sit und mit 25 
Jahren Stimme im Senat haben, ferner 
aus Mitgliedern, weldhe vom König auf 
Lebenszeit in unbeſchränkter Zahl ernannt 
werden. Dieſelben müflen jedoch das 40. 
Lebensjahr zurüdgelegt haben. Sie wer- 
den von bem König aus ber Zahl der Erz: 
biſchöfe und ber Bilhöfe, ber Deputierten, 
ter Minifter und andrer hoher Staats: 
beamten, ber Generale und Admirale, der 
Mitglieder der Provinzialräte und ber 
Turiner Afabemie der Wiſſenſchaften, 
enblich aus ber Reihe derjenigen Perjonen, 
welche fich hervorragende Verdienſte um 
bas Vaterland erworben haben oder feit 
drei Jahren 3000 Lire Direfte Steuern von 
ihren Gütern ober von ihrem Gewerbe 
zahlen, auserwählt. Die Deputierten: 
fammer beftehbt aus 508 Mitgliedern, 
welche nach dem Wahlgefet vom 17. Dez. 
1860 in birefter Wahl auf die Dauer von 
fiinf Jahren berufen werben. Wähler find 
alle Staliener, welche im Vollgenuß der 
bürgerlichen und politifchen Rechte befind> 
lich find, das 25. Lebensjahr vollendet ha⸗ 
ben, leſen und fchreiben Fönnen und min 
deſtens 40 (in einigen Landesteilen 20) 
Lire an bireften Staats: oder Provinzial 
fteuern zahlen. Gewiſſe Perſonen, wie 
wirflide Mitglieder der Afademien, der 
Handeld= und Gewerbefammern, Profel- 
foren, Staatsbeamte, Ordensritter, Rechtö- 
anwalte, Doktoren 2c., find auch ohne 
dieſen Zenſus wahlberecdhtigt. Die Han 
del= und Sewerbtreibenden müflen, um 
wahlberechtigt zu fein, einen Mietzins 
von 200 — 600 Fire entrichten. Wahlbe⸗ 
rechtigt find aber auch diejenigen, welche 
feit fünf Jahren eine Rentevon mindeſtens 
600 Lire aus Staatsobligationen beziehen. 
Wählbar ift jeder aftiv Wahlberechtigte, 
welcher das 30. Lebensjahr zurüdgelegt 
hat. Nicht wählbar find Seelforger und 
Geiſtliche, die eine Zurisdiftion ausüben, 
ferner die Beamten, weldje vom Staat 
eine Beſoldung beziehen, mit Ausnahme 
ber Minijter, Staatsräte, Präfibenten, 
ber Räte des Kaffationghofs und der Ap⸗ 
pellhöfe, der Generalferfretäre in den Mi- 
nifterien, ber böbern Land: und Seeoffi- 
ziere, ber Mitglieder der obern Räte für 


Italien (Verwaltung). 
Unterricht, Sanität, öffentliche Bauten 


und Bergwerfe, der ordentlichen Profeſſo⸗ 
ren an ben Univerfitäten und andern 
Öffentlichen Inſtituten, an welchen bie 
höchſten akademiſchen Grabe verliehen 
werben. Ber König ruft die Kammern 
alljährlich zufammen. Die Situngen find 
öffentlih. Das Präfidium de Senats 
wird vom König ernannt, dasjenige ber 
Deputiertenfammer von ber lektern ge: 
wählt. Diefe bat das Recht der Miniſter⸗ 
antlage, über welche ber Senat als Ge: 
richtshof enticheidet. Alle Erlaſſe und 
Regierungsalte des Königs müſſen von 
verantwortlichen Miniftern Tontrafigniert 
fein. Durch diefe übt der König die voll- 
ziehende Gewalt aus. Die Minifter, welche 
zu einem Dinifterrat zufammentreten, 
find folgende: 1) der Minifter für bie au: 
wärtigen Angelegenheiten (zugleich Prä⸗ 
ſident des Minifterrats), 2) für Inneres, 
3) öffentlichen Unterricht, 4) fir Schatz 
und Finanzen, 5) Krieg, 6) Marine, 
7) für Gnade, Juſtiz und Kulte, 8) öffent: 
liche Arbeiten und 9) für Aderbau und 
Handel: Neben dem Minifterrat beftcht 
ein Staatdrat (Gefeh vom 20. März 
1865) mit beratenden Funktionen, zu- 
gleich zur Entſcheidung von Kompetenz- 
onflitten zwifchen Berwaltungsbehörden 
unb Gerichten fowie von Streitigkeiten 
zwijchen dem Staat und feinen Gläubi- 
gern. Der Staatsrat febt fih aus 1 Prä⸗ 
jidenten, 3 Settionspräfibenten und 24 
Staatsräten zufammen, welche auf Bor: 
ſchlag des Miniſterrats vom Künig er: 
nannt werden. 

Zum Zweck berinnernerwaltung 
zerfällt das Königreich in 16 Lanbichaften 
(compartimenti), nänlih: Piemont, Li⸗ 
purien, Lombardei, Venetien, Emilia, 

mbrien, Marken, Toscana, Latium, 
Abruzzen und Molife, Kanıpanien, Apu: 
lien, Bafilicata, Kalabrien, Sizilien und 
Sardinien. Dieje Landichaften find in 
robingen eingeteilt, beren es im ganzen 

9 gibt. An der Spike ber Provinz fteht 
ber Präfekt mit einem Präfelturrat. 
Die kommunale Selbftverwaltung ber 
Poinz erfolgt (Geſetz vom X. März 
1865) durch den Brovinzialrat, wel: 
her aus 20-60 Mitgliedern befteht, von 


Italien (Rechtspflege, Finanzen, Militär). 


den Gemeinbemwählern auf je fünf Jahre 
gewählt wird und fich jährlich in ber Re⸗ 
gel einmal verfammelt. In der Ziwilchen- 
zeit werben bie laufenden Angelegenheiten 
durch einen Ausſchuß des Provinzialrats, 
bie Brovinzialdeputation, wahrge⸗ 
nommen. Die Provinzen zerfallen ın 
Kreife (eircondari, in Venetien und 
Mantua Diftrifte genannt), an deren 
Spige Unterpräfefturen mit einem 
Unterpräfekten als Borftand ftehen. In 
denjenigen Kreifen, in beren Hauptorten 
die Bräfeften ihren Sit haben, werben 
aber auch bie Kreisangelegenheiten von 
den lebtern wahrgenommen. In Venetien 
und Mantua beftehen Diitriftsfom: 
miffariate mit Diſtriktskommiſſaren. 
Unter dieſen Behörden ſtehen die Vor: 
fteher ber einzelnen Gemeinden. Diefe 
Vorfteher (sindaci) find zugleich Regie⸗ 
rungs= und Kommtunalbeamte. Ahnen 
Reben ein Gemeinderat undein permanen⸗ 
ter Ausſchuß des letztern, die Munizipal- 
giunta, zur Seite. Der Sindaco wirb 
aus den Mitgliedern de8 Gemeinderats 
auf drei Sahre vom König ernannt und 
führt im Gemeinderat und in ber Giunta 
den Vorfiß. 

Rechtspflege. Es beitehen fünf Kaf: 
fationshöfe in Turin, Florenz, Neapel, 
Palermo und Rom. Außerdem find 24 
Appellhöfe vorhanden; bazıı kommen Aſſi⸗ 
ſenhöfe, Zivil: und Korrektionstribunale, 
Präturen und Handelstribunale ſowie 
Vergleichsrichter (coneiliatori). Die Re: 
ligion ber Staatsangehörigen ift faft 
ausſchließlich (99,70 Proz.) die Fatholifche, 
doch genießen auch andre Kulte Das Recht 
freier und öffentlicher Religionsübung, 
und das Glaubensbekenntnis begründet 
feinen Unterſchied in ber Ausübung ber 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. 
Die Borrechte des zu Rom refidierenden 
Bapfie? als des geiftlihen Oberhaupts 
der Tatholifhen Kirche find durch Geſetz 
vom 13. Mai 1871 neu geregelt (I. 
Papſt). Im Königreich beftehen 47 Erz: 
bistumer, 217 Bistümer und 8 Abteien 
mit bifchöflicher. Jurisdiktion. Die Zahl 
ver katholiſchen Weltgeiftlichen beträgt 
über 100,000. Die Klöjter find durch De⸗ 
fret vom 7. Juli 1866 aufgehoben, abge: 
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fehen von ben Orden für Unterricht und 
Krankenpflege. Die Bettelorden und die 
Trauenflöfter find auf den Ausfterbeetat 
geſetzt, der Jeſuitenorden ift verboten. 
Die ginanzen befinden ſich mit Hilfe 
des Salz und Tabaksmonopols und bes 
Lottos in einer leiblichen Lage. Nach dem 
Budget für 1881 waren bie Einnahmen 
auf 1,211,100,486 Lire, die Ausgaben auf 
1,118,216,779 Lire veranschlagt, jo baß ein 
Überfchuß von 92,883,707 Xire zu erwar⸗ 
ten ftand. Dazu kommen aber 65,232,836 
Lire augerordentliche Ausgaben, welchen 
nur 7,773,621 Lire an außerordentlichen 
Einnahmen gegenüberftehen; mithin war 
im Ertraordinarium ein Defizit von 
57,459,215 Lire vorhanden, fo daß ſich der 
ÜberfhußdegOrbinariumsauf3d 424,492 
Lire mindert. Diefer Reft wird aber zum 
weitaus größten Teil durch die zu tilgen- 
ben Schulden abforbiert. Der Totalbetrag 
ber letztern belief ſich 1. Jan. 1880 auf nicht 
weniger als 494,753,404 Lire. 
Friegämelen. Durch Gefeb vom 7. 
Juni 1875 ift die allgemeine Wehrpflicht 
eingeführt. Die Dienftpflicht dauert vom 
20.—39. Lebensjahr. Zur Ableiftung der- 
felben werben die Pflichtigen in drei Kate⸗ 
gorien geteilt, deren erſte drei Jahre im 
ftehenden Heer, fünf Jahre in der Reſerve 
und vier Sabre inder Mobilmiliz (Milizia 
mobile, entfprechenb der deutſchen Land⸗ 
wehr) dient. Die zweite Kategorie fteht mit 
neunjährigerDienftverpflichtungunbdeiner 
jährlichen 4Otägigen praftijchen Ausbil: 
dung als Erſatzreſerve fünf Jahre hindurch 
für das ſtehende Heer unb vier Jahre lang 
für bie Mobilmiliz zur Verfügung. Die 
dritte Kategorie endlich bildet mit ben Aus⸗ 
gebienten ber eriten.und zweiten Kategorie - 
ie Territorialmiliz (Milizia territorıale) 
oder den Landfturm, welcher nur zum Te: 
ſtungs⸗ oder Selagungsbienit in Krieg 
aufgeboten werben fol. Das ftehende 
Heer zählt 737,565 Mann, einfchließlich 
18,813 Karabinierd (Gendarmerie). Die 
Linieninfanterie insbeſondere ift 271,373, 
die Kavallerie 32,066 und die Artillerie 
63,989 Mann ftarl. Zur Sicherung der 
Gebienagrene find 24 Alpenfompanien 
mit 13,853 Mann beftimmt. Die Ber: 
faglieri (Schügen) find 45,753 Mann 
18* 
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ftarf. Die Provinzialmiliz ift 240,064 
Mann ſtark und bie Territorialmiliz 
564,300 Mann. Die Kriegzflotte zählt 
20 BPanzerichiffe, 18 Schraubendampfer 
und 6 Rabdampfer fowie 29 Tranzport- 
bampjer, im ganzen mit 478 Kanonen. 
Das Perfonal ber Flotte betrug 1880 im 
ganzen 15,055 Mann. Die Flagge ift 
rot, filber, grün horizontal geftreift, in 
bem mittlern filbernen Streifen ein rotes 
Schild mit filbernem Kreuz. Dad Wap- 
pen ber Monarchie befteht aus einem brei⸗ 
ten filbernen Kreuz in rotem Feld, um⸗ 
geben von ber Kette des Annunziatenor- 

ens mit daran hängendem Orbenszeichen, 
außerdem von einem goldnen Eichen- und 
einem Lorbeerzweig umgeben. Hinter 
dem Wappen ſiehen kreuzweiſe zwei fil- 


Itio in partes — apa. 


berne Speere, beren Spiben über ben Das 
Ganze umgebenden purpurfarbenen Wap⸗ 
penmantel, ber oben bie Königsfrone 
5 hinausragen. Er »Movimento 
dello stato civile« (1879); »Statistica 
del regno d’Italia« (18 1—74); Al⸗ 
tavilla, DO regno d’Italia (geograph. 
Leriton, 1875); Matt vus, Italiens ftaats 
liche Umgeftaftung (1866); Reuchlin, 
Sefdjichte Italiens (1859-73, 4 Boe.). 
Itio in partes (lat.), das »Ausein⸗ 
andertretene ber verjchiebenen Parteien; 
auf dem Reichstag bed vormaligen Deut 
ſchen Reich die gefonderte Abitimmung 
ber Römiſch-Katholiſchen und ber Evange- 
lifchen in Religionsſachen; dann überhaupt 
Abſtimmung auf dieſe Art. 
Itionsreiht, ſ. Jus eundi in partes. 


J Got). 


Jagdhoheit, das Recht des Landes⸗ 
herrn, die Ausübung der Jagd durch 
Verordnungen (Jagdordnung) zu re 
geln und über deren Befolgung zu wachen. 

Jagdrecht, die Befugnis zur Ausübung 
der Jagd in einem beſtimmten Bezirk; 
das J. ſtand früher überhaupt dem Lan⸗ 
desherrn zu ( agbregal) und mußte 
von dieſem beſonders verliehen werden 
(Sagdgerehtigfeit). Dagegen wird 
es von ber mobernen Jagdgeſetzge⸗ 
bung (J. im objektiven Sinn) als Aus- 
fluß des Grundeigentums betrachtet und 
von den Eigentümern größerer Komplere 
unmittelbar, von den Heinern Grundbe⸗ 
fibern mittelbar durch Die Gemeinde aus: 
geübt oder verpachtet. Die Ausübung 
des Jagdrechts iſt F polizeiliche Vor⸗ 
ſchriften, namentlich uͤber Anfang und 
Schluß der Jagd, geregelt und von der 
Löſung von Jagdkarten abhängig ge- 
macht. Unbefugted Jagen (Nagdfrevel, 
Wilddiebſtahl) wirb mit Geldfirafe 
ober Gefängnis beftraft. Vgl. Deutjches 
Strafgeſetzbuch, GG 292—295, 368. 

abrgebung, |. Alter. 

apan, großes Infelreih in Oſtaſien 
zwilchen dem Sapanifchen Meer und dem 
Großen Ozean, aus vier großen Inſeln, 


Nippon, Kiufiu, Shikoku und Seflo, den 
Kurilen und zahlreichen kleinern Inſeln 
und Inſelchen beitehend; 379,711 qkm mit 
34,338,504 Einiv, Die Hauptftadt ift T o- 
kio(Jedo)mit 1,042,888 Einw. Die Zahl 
ber in J. lebenden Fremden betrug 1879: 
5503, darunter neben Dänen, Holländern, 
Stalienern, Oſterreichern und Schweizern 
3028 Chinefen, 1106 Engländer, 479 
Amerifaner, 300 Deutfche, 30 $ranzofen 
und 209 Ruſſen. Den Fremden ftehen 
folgende fünf Häfen offen: Yokohama, 
Kobu, Nagaſaki, Niigata und Hakodade. 
Außerdem find ihnen beftimmte Bezirke 
von Tokio und Oſaka eingeräumt. Außer: 
hatt biefer Plätze können Fremde Fein 

igentum an Grund und Boben und über⸗ 
haupt kein Eigentum erwerben. Zur Reiſe 
ins Innere bedarf es eines beſondern Paſ⸗ 
ſes ſeitens des Miniſteriums bes Innern. 
Ein deutſcher Miniſterreſident hat ſeinen 
Wohnſitz in Tokio; deutſche Konſula te 
ſind in Hiogo, Nagaſaki, Niigata, Tokio 
und Yokohama errichtet. Die Staatsver- 
faffung ift die einer abjoluten Monarchie 
mit feudaleın Charakter und faft Taften- 
artigem Ständeunterſchied. An der Spike 
des Staatsweſens ſteht der Kaiſer (Mi⸗ 
kado), der ſeit der Revolution von 1867 
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bie höchſte Staatsgewalt ungeteilt ausübt. 
Bis dahin war derfelbe nämlich nur als 
bag geiftliche Oberhaupt betrachtet und 
als Gottheit verehrt worden; neben ihm 
fand ein weltliche Oberhaupt, ber Tai: 
fun, welcher über die Armee unb über 
die Einfünfte des Staats verfügte. Doch 
führte jene Revolution die Beſeitigung 
des Taikun und die Unterwerfung aller 
Landesfürften unter den Mikado herbei. 
An der Spike ber Staatsgeichäfte fieht 
der Staatsrat (Daibjofan), welder 
aug drei Präfibenten und zehn Mitglie- 
dern beſteht, welde den Titel »Sangi« 
(Rat) führen. Daneben bejteht das Mi- 
nifterium mit den Abteilungen für Aus: 
wärtiges, Inneres, 
Marine, Unterricht, öffentliche Arbeiten, 
Juſtiz und kaiſerliches Haus. Hierzu 
kommt noch ein Senat (Genroin), ber: 
malen aus 33 Mitgliedern, meift höhern 
Beamten, zufammengejegt. Die projel: 
tierte Einberufung einer Art Volksvertre⸗ 
tung, beſtehend aus zwei Kammern, ift 
nicht zur Ausführung gelommen. Oberfter 
Gerichtshof it das Taiſchinin, aus 19 
Richtern ber obern Klaffen zuſammenge⸗ 
ſetzt, unter dem Vorſitz eined Oberrichterg, 
Was die Religion der Japaneſen anbe: 
trifft, fo tft die ältere Sintoreligion (Gei⸗ 
fterglaube) jebt zumeift durch den Buddhis⸗ 
mus und die Lehre des Konfutfe verdrängt. 
Die Armee des Landes, welch letzteres auf 
einer verhältnismäßig hohen Kulturftufe 
fteht und die europäiſchen Staatseinrich⸗ 
tungen überhaupt mit viel Geſchick und Er⸗ 
folg nachgeahmt bat, ift nad) europäifhem 
Mufter eingerichtet. Durch Faiferliche 
Ordre vom 28. Dez. 1872 iſt die allge⸗ 
meine Wehrpflicht eingeführt, wenn auch 
in gblreigen aue nabme fatten SosTaufung 
(20 Doll.) zuläſſig iſt. Die Dienitzeit 
der aktiven Armee (Jobigun) beträgt drei 
Jahre. Aus den gedienten Soldaten wird 
die Reſerve (Kobigun) mit ig 
Dienftzeit gebildet. Daneben beiteht die 
Nationalarmee (Kobumingun), zu welcher 
alle nicht zu jenen beiden Klaſſen gebt 
gen Untertbanen im Alter von 17 —40 
Jahren im Fall ber Not einberufen wer: 
den. Der Generalftab ift nad) deutſchem 
Mufter eingerichtet. Die aktive Armee 


inanzen, Krieg, | 3500 


befteht aus ber kaiſerlichen Garde und der 
Linienarmee. Zu ber eritern gehören 2 
„ufanterieregimenter u je 2 Bataillonen, 

Kavallerieeskadron, 2 Batterien Artille- 
tie, 1 Ingenieur: und 1 Trainkompanie. 
Die Linienarmee ſetzt fih aus 14 Regi- 
mentern, je zu 3 Bataillonen, 2 &sfadrong 
Kavallerie, 18 Batterien Artillerie, Kom⸗ 
panien Küftenartillerie, I Ingenieurs und 
6 Trainfompanien zufammen. Die Ge- 
ſamtkriegsſtärke der aftiven Armee beläuft 
fih auf 49,378, die Friedensſtärke auf 
34,768 Mann, wozu noch 2343, reſp. 2009 
Dffiziere und Militärbeamte Tommen. 
Die Kriegsflotte zählt 10 Dampfer von 
2930 Pierbefräften mit 49 Kanonen und 
Mann Bemannung. Seitdem den 
Nordamerifanern (31. März 1854) der 
Abichluß eines Hanbelsvertragd mit 5. 
gelungen ift, und ſeitdem derartige Ver: 
träge auch mit ben europäifchen Mächten 
(mit bem Deutſchen Zollverein 25. Ian. 
1861) zuftande gefommen find, haben ſich 
Handel und Verkehr in J. bedeutend ge- 
hoben; Pole, Eifenbahnen nnd Telegra= 
phen find nach europäiſchem Mufter ein- 
gerichtet. Die Staatseinnahmen waren 
pro 1879—80 auf 55,651,379 Sen (1 

en = 1 merifan. Silberdollar — 4 
Mark) veranfchlagt, womit die Ausga- 
ben balancierten. Die Staatsfchuld be: 
Tief fih 1. Suli 1879 auf 363,327,974 
Sen. Die japanefifche Flagge ift weiß 
mit einer roten Kugel in der Mitte. Vgl. 
Andree, Das wiedererichloffene J. (2. 
Aufl. 1869); »Die preußiiche Erpedition 
nad) Oftafiene (1865— 73, 4 Bde); Le 
Gendre, Progressive J. (1879); Rein, 
J. (8b. 1, 1881). 

Jeſniten (Geſellſchaft Jeſu), geift- 
licher Orden, 1539 von Ignaz v. Loyola, 
einem ſpaniſchen Edelmann und frühern 
Offizier (geb. 1491) geſtiftet. Zweck des 
Ordens iſt die Verteidigung und Ausbrei⸗ 
tung bes römifch-Tatholiichen Glaubens 
und ber päpftlichen Univerfalberrichaft. 
Der Orden, welcher vom Papſt Baul DIL. 
durch eine Bulle vom 27. Sept. 1540 be⸗ 
ftätigt und zugleich mit den Rechten ver 
Bettelmönche und der Weltgeiftlichen aus: 
geftnttet wurde und dazu noch ganz befon- 

ere Borrechte erhielt, fieht unter einem 
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Orbens general Der erfte General 
war Loyola jelbft. Nach dem Tobe desſel⸗ 
ben (1556) vollendete fein Nachfolger Ja⸗ 
kob Lainez die Organifation des Orden. 
Derfelbe zerfällt ın Novizen, begabte 
Jünglinge ohne Rüdficht auf die Geburt, 
welche zwei Jahre lang in befondern No⸗ 
viziathäufern unterwiejen und in Selbft- 
verleugnung und blindem Gehorfam ge 
übt werben; weltlihe Koadjutoren, 
welche nicht durch bie Mönchsgelübde ge 
bunden, in ben verjchiedenartigften Xe- 
bensftellungen thätig und als Gehilfen 
und Verbündete der Ordensbrüder bem 
Orden bienftbar find; geiftlihe Koad⸗ 
jutoren, oft hochgebildete Männer, 
welche, durch die Ordensgelübbe gebun- 
ben, fi) namentlich ber Sugenderziehung 
als Profefloren, Prediger, Seusterline, 
Hofmeifter u. dgl. wibmen; Profeſſen, 
aus ben erfahrenften Mitgliedern bes Or⸗ 
dens erwählt, teils in fogen. Profeß⸗ 
häuſern zufammenlebend, teils aus- 
wärts als Hefibenten des Ordens, als 
Beichtväter an Tatholiichen Höfen, als 
Miflionäre ꝛc. thätig. Die Profefien 
wählen aus ihrer Mitte auf Lebendzeit 
ben Ordensgeneral, welcher in Rom refi- 
diert und feinerfeit® aus der Zahl ber 
Profeſſen die Affiftenten, Provinzialen, 
Rektoren und Superioren des Orbens 
erwählt. Die Mitglieder des Ordens find 
bem General, in welchem fie Chriſtus 
felbft erbliden follen, zu unbebingtem Ge- 
horfan verpflichtet. Die 3. erlangten 
dur die biplomatifierende Art und 
Weiſe ihres Auftretens, namentlich durch 
bie jejuitifchen Beichtväter unb Ratgeber 
an ben Höfen, bald den bedeutenbften Ein- 
fluß und traten insbefonbere der Ausbrei: 
tung des Proteftantismus mit allen Mit- 
teln entgegen. Ihr Wahlſpruch, daß der 
Zwed die Mittel heilige, findet fi zwar 
nicht ausbrüdlich in ihren Schriften ausge- 
Iprochen, geht aber aus vielen Stellen ber- 
felben und namentlich aus der Handlungs: 
weile ber Orbensbrüber hervor. Wiederholt 
und in verfchiedenen Rändern verboten, ja 
fogar von Papft Clemens XIV. durd) bie 
Bulle »Dominus ac redemtor noster« 
vom 21. Juli 1773 aufgehoben, beftand 
bie Gejellichaft Jeſu gleichwohl unter der 


Journal. 


Oberfläche fort und warb 7. Aug. 1814 
von Papſt Pius VIL dur die Bulle 
»Sollicitudo omniume« in ihrem ganzen 
Umfang wieberhergeftelt. Seitdem hat 
ber Orden in verfchiebenen Ländern ver- 
ſchiedene Verbote über fi) ergehen laſſen 
müffen, obne jedoch feinen Einfluß jemals 
ganz zu verlieren, jo z. B. in ber Schweiz, 
in Rußland, in Stalten und in Spanien. 
Mußte aber auch Papft Pius IX. 1848 
infolge der politiſchen Stürme die J. aus 
Rom verweifen, jo Tehrten fie doch mit 
der politiichen Neaftion zurüd, um unter 
ihrem Ordensgeneral Bater Bedirden größ⸗ 
ten Einfluß zuerlangen und die Kurie ganz 
u beberrichen. Encyklika und Syllabus 
* das auf dem vatikaniſchen Konzil 
verkündete Dogma von ber päpſtlichen 
Unfehlbarfeit waren bie Folgen davon. 
Der hierdurch in Deutjchland entflanbene 
Kulturfampf zwiſchen Staat und Kurie 
führte ein Verbot bes Jejuitenordens, der 
ihm verwandten Orden und ordensähn- 
lihen Kongregationen’ innerhalb bes Ge- 
biets des Dentigen Reichs durch Reichs⸗ 
gejeh vom 4. Juli 1872 herbei. In Frank⸗ 
reich, wofelbft der Orben nach der Revo: 
Iution von 1830 für immer aufgehoben, 
jedod in ber Folgezeit ſtillſchweigend ge 
buldet worden war, wurde ber Jeſuiten⸗ 
orden infolge bed Vorgehens gegen bie 
unerlaubten Orden überhaupt durch De- 
tret vom 29. März 1880 definitiv aufge: 
löſt. Was die äußere Organifation des 
Drdens anbetrifft, jo zerfällt derſelbe in die 
fünf »Affiftenzene Italien, Deutichland, 
Frankreich, Spanien und England, weldhe 
wiederum in 22 »Provinzen«e eingeteilt 
find. Die Mitgliederzahl mag fie auf 
etwa 10,000 Perfonen belaufen, welche 
über die ganze Erde verbreitet find. Val. 
Bluntſchli, Rom und bie beutfchen J. 
(1872); v. Schulte, Die neuern fatbo- 
liſchen Orden unb Kongregationen (1872); 

uber, Der Jeſuitenorden nach ſeiner 

erfaſſung und Doktrin, Wirkſamkeit und 
Geſchichte (1873). 

Journal (franz., ſpr. ſchurnall), Tage⸗ 
buch. Das Schiffsjournal wird vom 
Schiffsführer oder Steuermann von einem 
Mittag zum andern geführt; es enthält 
die Angabe der Windrichtung, des ein- 


Juden. 


geſchlagenen Wegs, der Schnelle der Fahrt, 
der Meerestiefe, aftronomifch = nautijche 
Beobachtungen x. und bat bei Unfällen 
und — veranlaßten Havarien Be⸗ 
weislraft. J. iſt auch ſ. v. w. Zeitſchrift, 
namentlich täglich erſcheinende politiſche; 
Zum rnalift, für Zeitungen thätiger 

riftfteller. Journalismus, das ge- 
jamte Zeitjchriftenwefn. Journa: 
litentag, die Verbindung beutfcher 
Spurnaliften und Zeitungsverleger zur 
Förderung ber gemein kemen Intereſſen, 
1863 gegründet und alljährlich zuſammen⸗ 
tretend. 

Juden (Israeliten), die Bekenner 
ber moſaiſchen Religion, zum ſemitiſchen 
Bölferftammt gehörig, jebt über die ganze 
Erde zerftreut lebend. Beſonders zahlreich 
find die $. in Rumänien vertreten, wo- 
ſelbſt auf 1000 Einwohner 78%. fommen. 
Dagegen kommen auf 1000 Bewohner in 
Rußland 38, in Ofterreich-Ungarn 38, in 
Preußen 13, in Hamburg 41, in den Nie: 
berlanden 19, in ber Schweiz 3, in Frank⸗ 
reich 1, in Stalien 1, in Großbritannien, 
in ber europäifchen Türkei 9 und in Grie- 
henland 2 3. Im Deutſchen Reich macht 
die Geſamtzahl der X. noch nicht Y,, ber 
Gefamtbevölferung aus. Im Mittelalter 
und bis in das 16. und 17. Sahrh. hinein 
ftanden die J. in den KHriftlihen und mo: 
hammedaniſchen Tändern unter hartem 
Druck, welcher fi wiederholt bis zu 
grauſamen und blutigen Judenverfol⸗ 
gungen ſteigerte. In Deutſchland ſtan⸗ 
den die J. als ſogen. »Kammerknechte« 
des Kaiſers unter deſſen beſonderm 
Schuß; auch andre Reichsſtände nahmen 
fogen. »Schußjuden« an, Tießen fich aber 
dieſen Schuß, welcher ſehr willfürlich ge- 
handhabt wurde, in der Regel recht gut 
bezahlen. Die Subenemanzipation beganıı 
in $ranfreidy mit ber Revolution zu Aus: 
gang bes vorigen Jahrhunderts. In Eng- 
land wurden die J. 1723 zur Eriverbung 
von Grundeigentum, 1833 zur Advokatur, 
1845 zur Aldermandwürde und 1858 zum 
Parlament zugelafien. Ebenſo ift in ben 
meiften andern Staaten bie völlige Gleich: 
ſtellung ber 3. mit den Bekennern bes 
chriſtlichen Glaubens erfolgt. In Preußen 
gewährte ihnen ſchon das Edift vom 11. 
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März 1812 faft vollſtändige Gleichitellung, 
unb die Berfaffungsurfunde vom 31. Jan. 
1850 erflärt im Art. 12 ausbrüdlid: 
»Der Genuß ber bürgerlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte ift unabhängig von 
dem religiöfen Belenntnise. Ber ber 
Gründung des Norbbeutfhen Bundes 
entbehrten bie J. namentlich in Mecklen⸗ 
burg noch der Gleichberechtigung. Ein 
Geſetz vom 3. Zuli 1869, welches inzwi- 
hen zum Neichögeje erhoben worben ift, 
beftimmt agegen: »Alle noch beſtehen⸗ 
ben, auß ber Verſchiedenheit des religid- 
ſen Bekenntniſſes bergeleiteteri Beſchraͤn⸗ 
kungen der bürgerlichen und ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. 
gnäbejonbere fol die Befähigung zur 

eilnahme an ber Gemeinde: und Lan⸗ 
beövertretung und zur Befleidung öffent: 
licher Amter vom religiöfen Bekenntnis 
unabhängig fein.e Leider ift in neueiter 
Zeit Fünftlich und nicht ohne Gefchid und 
mit bedeutenden Mitteln, deren Duelle 
nicht recht befannt ift, eine Antifemi= 
tenbewegung, eine Agitation gegen die 
J., in Szene gefebt worden, welche zu ben 
traurigften Erfcheinungen der Gegenwart 
gehint, namentlich weil es Leute aus den 
gebildeten Ständen find, die fich Daran be: 
teiligen, und weil fogar Geiftliche, welche 
dad Evangelium ber Liebe verfündigen 
ſollen, diefen häßlichen Kampf begüniti- 
gen und fhüren. Eine fogen. Antiſe— 
mitenliga betreibt biefe Judenhetze ſy⸗ 
ftematifch. Profeſſor Treitichfe in Berlin, 
welcher fich einen Xiberalen nennt, bat fie 
durch Artikel in den »Preußifchen Jahrbü⸗ 
hern« unterflüßt und in bie ftubdierende 
N bineingetragen. Namentlich aber 
iſt es der Hofprediger Stöder, weldyer in 
feinen chriftlich = fozialen Vereinen das 
Evangelium des Hafjes gegen unfre ji: 
diſchen Mitbürger predigt. Die offiziöfe 
Preffe, wiez.B. die »Grenzboten«, hat dieje 
traurige Agitation zum Teil unterftügt 
oder ift ihr doch wenigſtens nicht entgegen 
getreten, obgleich der deutſche Kronprinz 
im Februar 1880 diefe Agitation als eine 
»Schmach für Deutichlande, deren er ſich 
im Ausland Ausländern gegenüber ge 
ſchämt babe, bezeichnet hatte. Unter ben 
Berliner Judenhetzern haben ſich nament: 
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li Dr. Förſter und Dr. Jungfer fowie der 
Lehrer Henrici hervorgetban. Das Haupt: 
organ der Antifemiten ijt bie von Ruppel 
herausgegebene Berliner »Oftendzeitung«. 
at ein antiſemitiſches Witblatt, »Die 
Wahrheit«, ift in dieſem Sinn thätig. Die 
Bewegunggipfelte ineiner Petition, welche 
auf Betreiben bed Dr. Förfter und ber 
Agrarier Amtsgerichtzrat Willmanns und 
Graf von Schulenburg-Beekendorf an den 
Reichskanzler gerichtet und mit zahlreichen 
Unterfchriften bedecft wurde. Dieſe Peti⸗ 
tion geht dahin: 1) daß die Einwanbe: 
rung ausländifcher J., wenn nicht gänz⸗ 
lich verhindert, fo doch wenigſtens einge- 
ſchränkt werde; daß die J. von allen 
autoritativen (ob gleitlichen) Stellungen 
ausgejchloffen werden, und daß ihre Ver: 
wendung im Suftizbienft, namentlich als 
Einzelrichter, eine angemeflene Beſchrän⸗ 
fung erfahre; 3) daß der hriftliche Cha⸗ 
tafter der Volksſchule, auch wenn dieſelbe 
von jüdischen Schülern beſucht wird, ftreng 
gewahrt bleibe und in derfelben nur rift- 
liche Lehrer zugelafjen werden, daß in allen 
übrigen Schulen aber jüdifche Lehrer nur 
in befonders motivierten Ausnahmefällen 
gut Anftellung gelangen; 4) daß die Wie- 

eraufnahme der amtlichen Statiftif über 
die jüdische Bevölkerung angeordnet werde. 
Gegen dieſe Petition wurde eine von dem 
Oberbürgermeiſter v. Forckenbeck und den 
angeſehenſten Männern Berlins unter⸗ 
zeichnete Erklärung veröffentlicht, welche 
»Achtung jedes Bekenntniſſes, gleiches 
Recht, gleiche Sonne im Wettkampf, gleiche 
Anerkennungtüchtigen Strebens fuͤr Chri⸗ 
ſten und J.« verlangt. Auch im preußi- 
ihen Abgeorbnetenhaug ift die Sache in- 
folge einer Iuterpellation des fortichritt- 
lichen Abgeordneten v. Hänel zur Sprache 
und zur Erörterung gefommen, bei wel- 
cher Gelegenheit von den Tonjervativen 
Abgeordneten Stöder und Stroffer leider 
ber Ton der antifemitifchen Stteiter auch 
in das Abgeordnetenhaus bineingetra= 
gen worben iſt. Eine 12. Jan. 1881 in 
Berlin tagende Verfammlung der dor: 
tigen Wahlmänner hat mit allen (etwa 
2300) Stimmen gegen eine ihre Ent: 
rüftung und ihr Bedauern darüber aus: 
geiprodhen, daß die Stadt Berlin zum 


utriusque doctor, 


Schauplatz dieſer häßlichen Agitation 
gemacht werde. — hat Die Be⸗ 
wegung noch nicht ihr Chde erreicht, und 
die Annahme, daß man biefelbe künſtlich 
erhalte, um daraus bei ben Reichstags: 
wahlen 1881 den Liberalen gegenüber 
Kapital zu ſchlagen, erfcheint keineswegs 
als unbegründet. Vgl. Baumgarteı, 
Wider Herren Hofprediger Stöder (1881). 

Judex (Iat.), Ricter; J. ad quem 
Na appellatur), der Oberrichter, 
an welchen, J. a quo, ber Interrichter, 
von welchem appelliert wird. J. Curiae, 
in Ungarn Titel des Oberlandezrichters. 

Jubikãt (lat.), Urteil; Judikation, 
Beurteilung, Aburteilung. Jupdifato: 
riſch, richterlich. 

ugendlide Verbrecher, ſ. Alter. 
uliusturm, |. Reichskrie gsſchatz. 

Jungfernrede (engl. Maiden speech, 
Eritlingsrede), bie erſte Rede eines 
neuen Parlamentsmitglieds. 

yungmann, [.S iffsmannſchaft. 

ura (lat. Plural von jus), die Rechte. 
yurieöitilon (lat.), ſ. Gericht. 
urisprudenz (lat.), Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft ( Recht). 

Juriſt (mittelat. Jurista), Nechtsge⸗ 
lehrter, Rechtsbefliſſener; juriftifch, die 
Juriſten oder die Jurisprudenz (Rechts⸗ 

elehrſamkeit) angehend, der Rechtsgelehr⸗ 
—* entſprechend. 

Juriſtenrecht (Recht der Wiſſen⸗ 
ſchaft), das durch die wiſſenſchaftliche 
Thätigkeit der Juriſten ſich bildende Recht. 
Die neuere Doktrin negiert dasſelbe und 
läßt das ſogen. J. nur als Erfenntnis: 
quelle des Gewohnheitsrechts gelten. Vgl. 
Beſeler, Volksrecht und 3. (1843 —44). 

Juriſtentag, bie feit 1860 alljährlich 
oder doch alle zwei Jahre zufanımentre- 
tende Wanderverfammlung deutfcher und 
Öfterreichifcher Juriſten. Präfidenten wa: 
ren Wächter, Bluntſchli, Gneift. Die 
»Verhandlungen« des Juriftentagß wer: 
den regelmäßig veröffentlicht und find für 
viele Gefeßgebungsfragen von der größten 
Bedeutung geweſen. 

Yurifif e Berfon, |. Berfon. 

Juris utriusque doctor (lat.), bei: 
bet Nee (des römifchen und fanonifchen) 

oktor. 
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IHühei), Schwurgericht (ſ. d.). Auch Be 
zeihnung des Ausſchuſſes ber Preisrichter 
bei Ausftellungen u. dgl. 

Jus (lat. »Recht«), tın objektiven Sinn 
der Inbegriff von Regeln, weldye, auf 
äußern Sapungen ber Völfer beruhen, 
die Lebensverhältniſſe der Menſchen un: 
tereinander in erzwingbarer Weile nor: 
mieren (norma agendi); im fubjeltiven 
Sinn die durch Rechtsgeſetz begründete 
Befugnis, in irgend einer Weife auf bie 
Außenwelt einzuwirten (facultas agen- 
di). S. Recht. 

dus albinagit (lat.), Heimfallsrecht 
(1 Srembenteit), 

h 


Jurh (engl., ſpr. dſchuhri; fran ſpr. 


armörum (lat.), |. Militär- 
obeit. 
dus canonicum (Iat.), Tanonifches 


Recht. 

dus eivitätis (lat.), Büurgerrecht. 

Jus de non appellando, Recht der 
legten Inſtanz; im vormaligen Deutfchen 
Reich das Vorrecht einzelner Fürſten und 
zulegt aller Kurfürften,, jelbft höchſte Ge⸗ 
tihte im Land zu haben und ſomit ber 
Berufung an bie Reichögerichte aus ihren 
| Landen zu wehren. 

Jus de non evocando (Iat.), das 
ehemalige Recht deutſcher Reichsſtände, 
wonach aus ihren Territorien kein Rechts⸗ 
handel in erſter Jnſtan vor bie Reiche: 
gerichte gebracht werben Tonnte. 

Jus detraetus (Iat., »Abzugsrecht«), 
ſ.Nachſte uer. 

Jus devolutionis, ſ. Devolution. 

Jus eminens (lat.), |. Notrecht. 

Jus eundi in partes (Tat., Itions⸗ 
teht), nach bem Weftfälifchen Frieden bie 
Befugnis der Reichsſtände einer Konfef- 
fon, in Religionsangelegenheiten und in 
alen Sachen, »ſie treffen an, was fie 
Immer wollen, barin bie Katholiſchen eine, 
bie Evangelifchen bie andre Partei kon⸗ 
Rituierene, die Entſcheidung durch Stim- 
menmehrheit im Reichstag abzulehnen. 
Neuerdings ift der Ausbrud auf die Be⸗ 
kimmung im Art. 7 ber neuen beutfchen 
Reichsverfaſſung angewendet worden, wo⸗ 
nachim Bundesrat bei ber Beſchlußfaſſung 
über eine Angelegenheit, welche nach den 
Beſtimmungen ber Berfaffung nicht beim 


ganzen Reiche gemeinfchaftlich ift, nur bie 
timmen berjenigen Bundesflaaten ge 

zählt werben, we 

gemeinſchaftlich ift. 

Jus gentium (tat), Völkerrecht. 

Jus gladil (lat.), bas Recht über Le⸗ 
ben und Tod. 

Jus jurandum (lat.), ſ. v. w. Eid. 

Jus optionis ce Wahlrecht. 

‚Jus postliminii (lat.), ſ. Postlimi- 
nium. 

Jus praesentandi ober praesenta- 
tionis (lat.), Präfentationg-, Vorſchlags⸗ 
recht bei Beſetzung von Amtern. 

us publicum (lat.), Staatsrecht. 

Jus quaesitum (lat.), wohlerworbe⸗ 
ned Recht. 

Jus reformandi (Iat.), Reformas 
tionsrecht (f. Kirche). 

Jus retorsionis (Tat.), Vergeltung? 
recht (j. Retorfion). 

us romanum (lat.), römiſches Recht. 
dJus talionis (Tat.), ſ. v. w. Jus retor- 
sionis. 
Juste-milieu (franz., ſpr. ſchuſſt⸗milioh, 
»richtige Mitte«, »rechte Mitte«), ſeit der 
Julirevolution 1830 ein politiſches Schlag⸗ 
wort, indem damals König Ludwig Phi: 
lipp durch feine Organe erflären ließ, daß 
die Regierung bem Parteitreiben gegen⸗ 
über »le juste milieu« einhalten müſſe 
gum Mohl des Vaterland. Übrigens ift 
er Ausdruck bereits von Voltairein einem 
Brief an den Grafen d'Argental vom 28. 
Nov. 1765 gebraucht worden. Heutzutage 
wird mit bem Ausdrud J. der Begriff einer 
gewiſſen Angftlichkeit verbunden, indem 
man bamit Bolitifer und politifche Zei⸗ 
tungen bezeichnet, welche fih, um weder 
links noch rechts anzuftogen, auf dem brei⸗ 
ten Mittelweg zu halten fuchen. 

Yuftifizieren (lat.), rechtfertigen; 
Suftifilation, Rechtfertigung, insbe: 
ſondere bei Rechtsmitteln bie Ausführung 
und Begründung berfelben; bei Rechnun- 
gen bie Genehmigung ber letztern (durch 
Erteilung eines Justificatorium) nad) 
vorgängiger Prüfung und Feſtſtellung. 

ustitiarius (lat. Gerichtshalter), 
ſ. Patrimonium. 

Justitium (lat.), Stillſtand der Rechts⸗ 

pflege infolge von Krieg, Bell ꝛc. 


hen bie Angelegenheit 


Fe 
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Yufliz (Iat.), Reätenfieg di. Redt); 
Aujtisbobeit, die Siaatsgewalt, infos 
weit fie fih auf ie Ben lege Sale; 

Juftisfache, |. v. Rechteſache 
Hedi). Sufiymeed, bie an einem Un | u 
f&uldigen vollzogene Tobeäftrafe; Ju ſtiz⸗ 
tat, Öhrentitel für Juftigbeamte; Ju⸗ 
figperweigerung, Berjagung der ges 
tigptlichen Hilfe. Gegen eine joldhe kann, 
ebenfo wie bei einer Juftiver öges 
rung, bei ber bem betreffenden Geri t 
vorgefeßten Dienfibehörbe Abhilfe —X 
werben. Naqh ber beutfchen Reicheberfaſ⸗ 
fung (Art. 77) liegt es dem Bunbesrat 
ob, im Fall einer, An nero falls 
auf geleglichen Wegen ausreichende Hilfe 
nicht erreicht werden kann, een, nad 


Kabinett (Rabinet, franz. Cabinet), 
eigentlich, »Nebenzimmer«, »fleines Ge 
mache; in fürftlichen Baläften das Bohn: 
zinmer ſowie aud) das Zimmer, in wel 
chem der Fürft feine befonbern Zegeen 





Kim u bejorgen pflegt, daher 
—— töerpebitionbe8Ötaatäoberhaupts; 
ui Bezeichnung für bie Beamten, wel: 


den ee chãf fe übertragen find, 
und welche Diejenigen Sachen vorzutragen 
Buben, 2 deren unmittelbare —— 
Maqhttvollkommenheit tern 
Best; daher bie Titel Kaineheuer 
Kabinettsminifter, Kabinetts: 
efretär. Kabinettöfrage heißt eine 
stage, von deren Entjheibung e3 ab- 
ingt, ob Minifter im Amt bleiben oder 
nicht; Rabinettsorbre, ein unmittel⸗ 
bar vom Fürſten guögefenber Befehl. K. 
vet aber auch bie —— Dre 
ihren Beziehungen zu austoäi 
Hältniffen; in diefem Sinn ae und 
ſprach man von bem K. von St. James, 
dem K. ber Tuilerien, bem 8. von St. Per 
teräburg, dem Berliner. Sen R. 
beißt in manchen Staaten das hoͤchſte Lan⸗ 
deöfollegium ober das Stollegium ber Ger 
heimen Räte. Rabinettöfrieg, [.Krieg. 
Kabin eu, bie unmittelbare Ein: 
miſchung bes Regenten in ben Gang eines 


8. 





Juſtiz — Kadett. 


ber Berfaffung unb ben beſtehenden Ge- 
jeßen des Behehfeuben Bundesſtaats zu 
urteifende Beſchwerden über verweigerte 
ober ehernmte Rechtspfle— I antunehmen 
rauf die gerichtliche Hilfe bei ber 
Wege :gierung, die zu ber Beſchwerde 
Anlap gegeben bat, zu bewirken. Juftiz- 
gelese, diejenigen Gefege, welde die 
echtspflege normieren; namentlich wer⸗ 
ben bie neuen deuſchen Zuftiggefege oft 
fhlehthin mit biefem Namen bezeichnet 
— gu igorganifation, 
die Eintitung der Wh flege und ber 
u ihrer Huscbung beftellten Behörben 
1. Gerit). Juftigverwaltung, |. 


Ferwaltun 
Yuftizlommi milflen, ſ. Zivilprozeß. 


bei den Gerichten anpängigen Rechts 
ſtreits. In Deutſchland wurde derſelben 
zuerft durch bie Reichetammergeuchs 
ordnung von 1495 entgegengewirkt, und 
ſeitdem ift die Unabhängigkeit der Gerichte 
und der Rechtſprechung ſtets anerkannt 
worben. Nach ber deutſchen Reichsver⸗ 
faflung vom 16. April 1871 (Art. 77) it 
für ben Fall ber K. das Recht der Ber 
Köeıte an ben Bundesrat gegeben, und 
8 beutiche Gerichtöverfa, effungegefeh ent: 
Hält im Art. 4 die außbrüdliche Beftim- 
mung: »Die eißterliche Getoaft wich: dur 
unabhängige, nur bem Geſetz unterwor⸗ 


fene te ausgeübte, 
— FKabinett. 


tt, mie Sant für bie 
ieröfartiere, beſonders in Kadet⸗ 
ten! ulerı Geuialan) ober bei der 
Truppe (Öfterreich) fowie bei der Ma 
rine, wo bie Kabetten nadh ber erften Aus⸗ 
Silbung zu Seefabetten avancieren, 
welche den Portepeefühntichen: der Land- 
armee entfprehen. Die Kadettenhäu: 
fer (Kabettenfdulen) find militäriz 
ſche Erziehungs: und Unterrichtöanftalten, 
in Preußen ehva ben Realſchulen erfter 
Ordnung entſprechend. Die Aufnahme 
erfolgt nad} vollenbetem 10. biß zum 15. 
Lebensjahr. Die Oberprimaner werben 








der Bedeutung war. Seit ber Teilun 


Kadre — Kaifer (tömifcher, römifch-beutfcher). 283 


nahabgelegtem Offiziergeranen als Faͤhn⸗ 
ae Selektaner als Offiziere zur Ar- 
mee entlaſſen. 

Ladre franz., ſpr. kahdr, »Rahmen«), 
detjenige Teil einer Truppe, insbeſondere 
die und Unteroffiziere und der 
ſogen. Stamm, welcher bei ber Fahne 
bleibt, während ber Reſt nach gehöriger 
Einübung entlaffen wird, um burch neue 
Refruten erfeßt zu werben ; daher Kadre⸗ 
ſyſtem, ſ. v. w. Beuriaubungeſyſtem. 

Kaduzieren (lat.) .Niederſchlagen. 

Raimalam(arab.,» Stellvertreter 5 in 
der Türkei Titel des Bezirksgouverneürs. 

Raifer, Titel des Beherrſchers bed rö⸗ 
miſchen Reichs feit C. Julius Eäfar Octa- 
vianus; aus dem Familiennamen »Cãä⸗ 
fare entſtanden, welch letzterer ſeitdem 
zur Bezeichnung der höchſten Würde ge 
braucht wurbe und zwar neben ben Ti⸗ 
tin Augustus unb Imperator. Die rd» 
miſche Kaiferwirde charafterifierte ſich 
als die unbeſchränkteſte Herrſchergewalt: 
die ganze Machtfülle des römifchen Welt: 
reichs in einer einzigen Perſon vereinigt. 
der form nach ward biefelbe allerdings 
duch Gefeß (lex regia) dem jeweiligen 
8. übertragen; auch war die Würbe an 
ih nicht erblih, wenn auch thatfächlich 
die Familienverbindung von entſcheiden⸗ 
des Reich® durch Theobofius d. Gr. (39 
n. Chr.) wurde zwifchen dem weft: und 
oſtrömiſchen Kaiferzeid, unterjchieben, in: 
dem von den beiden Söhnen jenes Kai- 
ſers Arcadius K. in Byzanz, Honoriuß 
K. in Rom wurde. Nad) dem Sturz des 
weſtrömiſchen Reichs —F germaniſche 
Völlerſchaften unter Odoaker (476) aber 
betrachteten. fich die oſtrömiſchen K. als 
die Träger der römischen Weltmonardhie, 


und in der That gelang e8 dem oftrömi- 
' hen K. Auftinian, dieſen Gedanken vor: 


übergehend zu verwirklichen. Zu einer 
Bieverherftellung ber weftrömifchen Kat: 
erwürde aber und zu einer Verbindung 
derſelben mit dem fräntifchen Reiche ga= 
ben die römiſchen Bifchöfe Beranlaifung, 
welche, nachdem fie bei ben oſtrömiſchen 
Kailern nicht mehr den gewünfchten Schuß 
fanden, ben fränkiſchen Königen die Schub: 


hertſchaft über Rom und die römijche 


Kirche übertrugen, bis dann Papit leo III. 
25. Dez. 799 Karl d. Gr. in Rom zum 
R. Trönte. Diefe Wiederherftellung ber 
Kaiferwürbe für das Abendland, die Er- 
richtung eines »heiligen römischen Reiche 
beuticher Nation«, hatte den Sinn, daß 
ber K. als das weltliche Oberhaupt ber 
gefamten Chriftenbeit bie höchſte Schuß: 
gewalt über die römiſche Kirche ausüben 
toflte. In ber Folgezeit und zwar unter 
Otto L. aus dem jächlifhen Haus wurbe 
bie Kaiferwürbe dauernd mit der beutichen 


Konigskrone vereinigt (962), und bas rös - 


mifche Kaiferreich deuticher Nation ftand 
auf bem Höhepunkt feiner Macht unter 
8. Heinridy I. aus dem ſaliſchen Haus, 
al8 mit Deutichlanb die Königreiche Ita: 
lien und Burgund vereinigt waren und 
ber römische Papft die Oberherrſchaft bes 
Kaifers unbedingt anerfannte. Gleich 
wohl war bie Verbindung ber römischen 
Kaijerfrone mit derbeutichen Königskrone 
für Deutfchland ein nationales Unglüd. 
Anftatt ben Schwerpunft ihrer Herricher: 
gemalt in Deutichland zu ſuchen und zu 
ebaupten, opferten bie beutjchen Könige 
nun ihre beiten Kräfte auf den Römer: 
gügen , welche fie unternahmen, um fi 
ie Kaijerfrone in Rom zu holen, und in 
Iangivierigen Kämpfen in Italien und im 
Streit mit ben Paͤpſten, die nach und 
nad) mit der PBrätenfion heroortraten, daß 
der K. jeine Würbe lediglich vom Papft 
empfange und ihm unterftellt fei. Da⸗ 


heim aber in Deutichland fanf ba8 An 


ſehen des Reichsoberhaupts mehr und 
mehr. Die Großen des Reichs wurden zu 
mächtigen Fürſten, und je mehr bie kaiſer⸗ 
lihe Machtfülle ſich verminderte, befto 
mehr erftarfte die Landeshoheit ber deut⸗ 
ſchen Territoriafberren, welche fi) aus 
dem urſprünglichen Vaſallentum berjel- 
ben entwickelte. Nachdem das Geſchlecht 
der Hohenſtaufen im Kampf mit dem 
Papſttum unterlegen war, erſchien die 
Kaiſerwürde nur noch als ein Schatten 
der einſtigen kaiſerlichen Machtvollkom⸗ 
menheit. Seit Maximilian I. (1508) 
führten die deutſchen Könige ben Kaifer: 
titel auch ohne Krönung durch ben Bapft, 
und Karl V., welcher den Gebanfen der 
Univerfalmonardie noch einmal mit 


öV 
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grober Energie aufnahm, war ber Yebte 
., welcher (aber nicht in Rom, fonbern 
in Zologna) 1530 vom Papft gekrönt 
warb. B aber das Deutiche Rei ein 
Wahlreich fei, war in der Goldnen Bulle 
Karls IV. (1356) ausbrüdli anerkannt 
worden, unb zwar jollte biernad) nur ein 
unbeſcholtener und regierungstüchtiger 
Mann zum K. gewählt werden Fünnen. 
Deutſche Geburt war nicht erforderlich, 
wiedeun KarlV.ein Ausländer war. Daß 
ber 8. von hohem Abel fein müffe, galt 
als ſelbſtverſiändlich. Die Kaiferwapl 
erfolgte nach der Goldnen Bulle durch die 
Kurfürften, und zwar follte der Kurfürft 
und Erzbiſchof von Mainz innerhalb eines 
Monats na ben Tode bes biaberigen 
Kaifers die Wahl nad) Frankfurt a. M. 
ausſchreiben. Die Wahl jelbft erfolgte 
dur, Stimmenmehrheit. Noch vor der 
Krönung hatte der neu gewählte K. bie 
Wahlkapitulation zu beſchwören, d. h. ein 
Staatsgrundgeſetz, welches ſeit K. Karl V. 
bei jeder Kaiſerwahl zwiſchen dem K. und 
den Kurfürſten vertragsmäßig errichtet 
wurde und die Bedingungen der Wahl 
und die Beſchränkungen der kaiſerlichen 
Regierungsgewalt enthielt. Die Krönung 
erfolgte in den letzten Zeiten regelmäßi 

in Frankfurt a. M. Sie war im Mittel: 
alter regelmäßig eine dreifache geweien: 
Der K. wurde in Aachen zum beutichen 
König, in Pavia, mitunter auch in Mai⸗ 
land oder in Monza, zum König von 
Stalien und in Rom zum römifchen K. 
gekrönt. Seit Ferdinand L fand nur eine 
einmalige Krönung in Frankfurt a. M. 
ftatt, welche von ben rief von Mainz 
vorgenommen wurde. Seitdem Maximi⸗ 
lian J. fi den Titel eines erwählten 
römischen Kaifers beigelegt hatte, war bie 
offizielle Titulatur »Von Gottes Gnaden 
erwählter römifcher K., zu allen Zeiten 
Mehrer bes Reichs (semper augustus); 
König in Germanien« uͤblich. In den 
fpätern Zeiten des Reichs wurde es ge- 
bräuchlich, noch bei Lebzeiten eines Kai: 
ſers deſſen Nachfolger zu beftimmen, ber 
alsdann ben Titel »Römiſcher Könige 
führte und ebenfalls von ben Kurfür- 
ften erwäblt wurbe. Der römifche Kö⸗ 
nig (rex Bomanorum) fungierte aud) in 


Kaiſer (Gefchichte der alten Kaiſerwürde). 


Berhinberungsfällen als NReichsverwefer. 
Das Faiferlihe Wappen war ein zwei⸗ 
töpfiger ſchwarzer Adler mit bes Kaifers 

auswappen aufder Bruft; die faiferlichen 

arben (Reichsfarben) waren Schwarz und 

elb (Gold). Dan hat nachmals hieraus 
dadurch, daß man damit bie rote Fahne, 
mit welcher ber K. den Blutbann verlieh, 
in Verbindung brachte, eine Trikolore 
»Schwarzrotgyold« her⸗ und als die beut- 
hen Farben hingeſtellt. 

Was bie eigentlihen Regierungs- 
rechte des Kaiſers anbelangt, jo Hatte der: 
felbe in der kaiſerlichen Machtvollkommen- 
beit einftmals die gefamte Regierungsge⸗ 
walt bed Reichs in ſich vereinigt. Mit dem 
Berfall ber Taijerlihen Macht ging aber 
auch ein Vorrecht desfelben nach dem andern 
verloren, und der verbleibende Reft wurde 
harakteriftiich als »Reſervatrechte«, d. h. 
vorbehaltene Rechte, bezeichnet. Hierunter 
verſtand man zunächſt diejenigen Rechte, 
welche dem K. gegenüber den Landesherren 
vorbehalten waren, die alſo ein Landesherr 
gar nicht ober nur infolge beſonderer fai- 
jerticher Berleihung ausüben burfte, ſowie 

jejenigen Rechte, weldye ber 8. neben den 
Zanbeöherren in beren Territorien aus: 
übte. Erflufive Refervatrechte (jura re- 
servata exclusiva) bed Kaiſers waren 
das Recht, ben Adel zu verleihen, und dad 
weitere Recht, Univerfitätsprivilegien zu 
erteilen. Dagegen wurde das Tatferliche 
Recht, die Volljährigfeit (venia aetatis) 
u erteilen, uneheliche Kinder von dem 
akel der unehelichen Geburt zu befreien, 
Notare zu ernennen, Lehns fähigkeit und 
Wappen zu verleihen, als jura reser- 
vata communia, d. b. als Folche Reſer⸗ 
vatrechte, die in gleicher Weiſe auch von 
den einzelnen Landesherren in ihren Terri⸗ 
torien ausgeübt werben konnten, bezeich⸗ 
net. Andre Reſervatrechte (jura reser- 
vata limitata) waren infofern bejchräntft, 
als der K. bei ihrer Ausübung an die Zu: 
fiimmung der Kurfürften gebunden war; 
ſo das Recht, Zölle anzulegen und Zollge: 
redhtigfeiten zu erteilen, ſowie das Recht, 
bad Münzregalzu verleihen. Ferner ſprach 
man aber auch von ben Faiferlihen Re 
fervatrechten im Gegenfab zu benjenigen 
Negierungsrechten, welche ber K. nur mit 


Kaiſer (Verfall und Wieberherftellung). 


Zuſtimmung bes Reichstags (ſ. d.) aus- 
üben konnte. Die Reichögefebgebung warb 
nämlid von ben Reichstag ausgeübt , doch 
hatte der K. das Recht, bie Beichlüfte bes 
Reichstags zu fanftionieren und zu pu⸗ 
blizieren. Der K. hatte in Anfehung der 
Reichsgefeßgebung ein abfolutes Veto, 
d. h. nur dadurch erlangten bie Befchlüffe 
des Reichstags Geſetzeskraft, daß fie ber 
K. genehmigte, während fie unwirkſam 
blieben, wenn ihnen diefe Genehmigung 
verfogt wurbe. Ebenjo war der K.ſeit 
dem Weſtfäliſchen Frieden in Angelegen- 
beiten ber innern Reichöverwaltung an 
die Zuſtimmung des Reichsſtags gebun- 
den, unb zwar erfolgte die Vollſtreckung 
von Neicheihlüfien und reichögerichtlichen 
Entfheidungen zumeift unter Mitwir- 
fung der Kreiſe, in welche das eich zer: 
fill. Dem K. fand ferner zwar die völ- 
terrechtliche Vertretung des Reichs nach 
außen zu, Doch war er, wenn es ſich um 
Kriegserflärung ober um Abjchluß eines 
sriedens handelte, ebenfalls an bie Zu- 
fimmung des Reichstags gebunden. Der 


K. war ferner der oberfte Lehnsherr bes 


Reichs, er galt als die Duelle aller Gna⸗ 
den, als Schirmvogt der römischen Kirche 
und als die Duelle aller Gerichtsbarkeit 


im Reich, die jedoch von den Reichsgerich⸗ 
ten in völlig felbftändiger Weife ausgeübt 


ward. Außerdem hatte ber K. gewiſſe 
Reihsämter zu befeben, und endlich hatte 
er das freilich jehr geringfügige Reiche: 
einlommen zu bezieben, welches man 
Häglih genug in ber lebten Zeit nicht 
höher als insgeſamt auf etwa 13,000 Tha⸗ 
ler veranfchlagte, 

Daß unter diefen Umftänden bei ber 
Schiwerfälligfeit des Reichstags und bei 
ber Jämmerlichfeit der Reichskriegsver⸗ 
faſſung mit der Faiferlichen Würde doch 
Immer noch ein gewifjer Nimbus verbun- 
den war, ift mehr auf Rechnung der Tra- 


ditionen des Reich, befonders aber auf 


Rechnung der Hausmacht ber K. zu ſetzen, 
indem bie Kailerwürde, trob der Wahl⸗ 
verfafjung bes Reichs, thatfächlich mit ber 
oͤſterreich iſchen Monarchie verbunden 
war. Aber gerade diefer Umftand war für 
Deutihland auf ber andern Seite ver: 
Hingnisvol, Denn die habsburg⸗lothrin⸗ 
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fche Dynaftie ſetzte nur zu oft bie beut- 
ſchen Sntereffen gegen bie öfterreichifchen 
uräd, und die nationale Jdee ward da⸗ 
uch, daß man mit Deutichlanb eine 
Reihe außerdeutfcher, zu SOfterreich gehö⸗ 
tiger Kronländer in Verbindung brachte, 
abgefhwädt. Unb jo wurbe benn das 
alte Reich zulekt zum Spott ber Zeitges 
nofien, und als e8 1806 zu Grabe getra- 
gen ward, ging dies an ber Nation ziems 
lich fpurlos vorüber, eben weil das Reich 
zuletzt nur Du ein loſe zufammenhän- 
gender Staatenflaat und die Kaiſerwürde 
nicht viel mebr als eine leere Form gewe- 
fen war. Schon 1804 hatte K. Franz II. 
für feine öfterreihifhen Erblande den 
Kaifertitel als Franz L angenommen, 
bem Beifpiel Atapoleone folgend, der ſich 
damals den Titel eine Kaifers ber Fran⸗ 
ojen beilegte. Und als nun ber franzd- 
ifhe Machthaber die Erflärung abgab, 
daß es für ihn Fein Deutfches Reich und 
feinen K. von Deutichland mehr gebe, al? 
er fih zum Proteltor des Rheinbunds 
aufwarf, legte K. Franz 6. Aug. 1806 die 
deutſche Kaiſerkrone förmlich nieber. 
Wiederherſtelluug Der dentſchen Kailerwürde. 
Nur ein loſes föderatives Band um⸗ 
lang in der Folge die einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten, welche als völlig ſouve⸗ 
räne Staatskörper ſich nur zu einem 
völferrechtlichen Verein, dem Deutichen 
Bund, vereinigten. Wohl ward dann 
1848 und 1849 ein Anlauf zur Wieber- 
berftellung ber veutichen Kaiſerwürde ge= 
nommen; aber König Friedrih Wil: 
beim IV. von Preußen lehnte die An- 
nahme der ihm dargebotenen Kaiferfrone 
ab, weil er fie nur nach vorgänni er Ver: 
fländigung mit ben beutfchen Füriten an: 
nehmen wollte. Eine foldye war aber von 
vornherein ausgefchloffen, folange ber 
beutiche Staatenbund zwei miteinander 
rivalifierende Großmächte in fih fchloß, 
und e8 war daher gewiß die allein rich: 
tige Löſung der beutichen Trage, daß eine 
Neukonſtituierung Deutſchlands von dem 
großen preußifchen Staatsmann herbei: 
geführt wurde unter Ausſchluß Oſter⸗ 
rei. Die Erfolge Preußens im Krieg 
von 1866 ermöglichten bie Gründung des 
norbdeutichen Bundesſtaats mit einem 
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aus ben Töniglichen Prinzen zufammen, 
welche mit 21 Sahren Sit und mit 25 
Jahren Stimme im Senat haben, ferner 
aus Mitgliedern, welche vom König au 
Lebenszeit in unbefchränfter Zahl ernannt 
werben. Diefelben müflen jedoch das 40. 
Lebenzjahr zurüdgelegt haben. Sie wer: 
den bon dem König aus der Zahl der Erz: 
bifchöfe und der Bitchöfe, der Deputierten, 
ter Minifter und andrer hoher Staats- 
beamten, ber Generale und Abmirale, der 
Mitglieder ber Provinzialräte und der 
Turiner Afademie der Wiflenjchaften, 
endlich aus der Reihe derjenigen Berfonen, 
welche fich hervorragende Berdienfte um 
das Vaterland erworben haben oder feit 
drei Sahren 3000 Lire direkte Steuern von 
ihren Gütern oder von ihrem Gewerbe 
zahlen, auserwählt. Die Deputierten: 
fammer beftehbt aus 508 Mitgliedern, 
welche nach dem Wahlgefet vom 17. Dez. 
1860 in direfter Wahl auf die Dauer von 
fünf Jahren berufen werden. Wähler find 
ale Staliener, welche in Vollgenuß der 
bürgerlichen und politifchen Rechte befind⸗ 
lich find, das 25. Lebensjahr vollendet ha⸗ 
ben, leſen und fchreiben können und min: 
beftens 40 (in einigen Landesteilen 20 

Lire an direkten Staats oder Fran ⸗ 
ſteuern zahlen. Gewiſſe Perſonen, wie 
wirkliche Mitglieder der Afademien, der 
Handels= und Gewerbefammern, Brofel: 
foren, Staatsbeamte, Ordensritter, Recht2- 
anwalte, Doktoren 2c., find aud ohne 
diefen Zenfus wahlberechtigt. Die Han: 
bel= und Bewerbtreibenden müffen, um 
wahlberechtigt zu fein, einen Mietzins 
von 200 — 600 Fire entrichten. Wahlbe- 
rechtigt find aber auch diejenigen, welche 
feit fünf Fahren eine Rente von mindeſtens 
600 Fire aus Staat8obligationen beziehen. 
Wählbar ift jeder aftiv Wahlberechtigte, 
welcher das 30. Lebensjahr zurücdgelegt 
hat. Nicht wählbar find Seeljorger und 
Geiſtliche, die eine Jurisdiktion ausüben, 
ferner die Beamten, weldje vom Staat 
eine Befoldung beziehen, mit Ausnahme 
ber Miniſter, Staatsräte, Präfidenten, 
der Räte des Kaffationdhofs und der Ap⸗ 
pellhöfe, der Generalfefretäre in den Mi: 
nifterien, der höhern Land- und Seeoffi- 
ziere, ber Mitglieder ber obern Räte für 


Italien (Verwaltung). 


Unterriht, Sanität, öffentliche Bauten 
und Bergiverfe, der ordentlichen Brofeffo- 
ven an ben Univerfitäten und andern 


f | öffentlichen Inſtituten, an welden bie 


höchſten afademifchen Grade verliehen 
werden. Ber König ruft die Kammern 
alljährlich zufammen. DieSitungen find 
öffentlih. Das Präfidium des Senats 
wird vom König ernannt, dasjenige Der 
Deputiertenfammer von der letztern ge- 
wählt. Diefe hat das Necht der Minifter: 
anklage, über welche der Senat als Ge- 
richtshof entfcheidet. Alle Erlafie und 
Regierungsakte des Könige müſſen von 
verantwortlichen Miniftern Fontrafigniert 
fein. Durch diefe übt der König die voll- 
ziehende Gewalt aus. Die Minifter, welche 
zu einem Minifterrat zulammentreten, 
find folgende: 1) der Minifter für die aus: 
wärtigen Angelegenheiten (zugleich Prä⸗ 
fidvent des Minifterrats), 2) für Inneres, 
3) öffentlichen Unterridt, 4) für Schag 
und Finanzen, 5) Krieg, 6) Marine, 
7) für Gnade, Suftiz und Kulte, 8) öffent: 
liche Arbeiten und 9) für Aderbau und 
Handel: Neben dem Minifterrat beftcht 
eın Staatsrat (Gefek vom 20. März 
1865) mit beratenden Funktionen, zu= 
gieid zur Entſcheidung von Kompetenz- 
onflitten zwifchen VBerwaltungsbehörden 
und Gerichten fowie von Streitigkeiten 
zwijchen dem Staat und feinen Gläubi- 
gern. Der StaatZrat jeht ſich aus 1 Prä- 
jidenten, 3 Sektionspräfidenten und 24 
Staatsräten zufammen, weldhe auf Vor⸗ 
ſchlag des Miniſterrats vom König er- 
nannt werden. 

Zum Zwed deriunernerwaltung 
zerfällt das Königreich in 16 Lanbichaften 
(compartimenti), nämlich: Piemont, Li⸗ 
gurien, Lombardei, Venetien, Emilia, 
Umbrien, Marfen, Toscana, Latium, 
Abruzzen und Molife, Kampanien, Apu: 
lien, Bafilicata, Kalabrien, Sizilien und 
Sardinien. Diefe Lanbjchaften find in 
rovingen eingeteilt, beren e8 im ganzen 

9 gibt. An der Spige der Provinz fleht 
ver Bräfeft mit einem Brüfelturrat. 
Die kommunale Selbftverwaltung ber 
revind erfolgt (Gejek vom 20. März 
1865) durch den Brovinzialrat, mel: 
her aus 20-60 Mitgliedern beiteht, von 








Italien (Rechtspflege, Finanzen, Militär). 


ben Gemeinbewählern auf je fünf Jahre 
gewählt wird und ſich jährlich in ber Re⸗ 
gel einmal verfammelt. In ber Zwifchen- 
zeit werben bie laufenden Angelegenheiten 
durch einen Ausſchuß des Provinzialrats, 
bie Brovinzialdeputation, wahrge⸗ 
nommen. Die Provinzen zerfallen ın 
Kreife (eircondari, in Venetien und 
Mantua Diftrifte genannt), an beren 
Spite Unterpräfelturen mit einem 
Unterpräfelten als Vorſtand ftehen. In 
denjenigen Kreifen, in deren Hauptorten 
die Bräfelten ihren Sit haben, werben 
aber auch die Kreisangelegenheiten von 
den lettern wahrgenommen. In Benetien 
und Mantua beſtehen Diftriftsfom: 
miffariate mit Diſtriktskommiſſaren. 
Unter biefen Bebörben ftehen bie Bor: 
fteher der einzelnen Gemeinden. Diefe 
Vorſteher (sindaci) find zugleich Megie- 
rungs= und Kommmmnalbeamte Ihnen 
ftehen ein Gemeinderat und ein permanen- 
ter Ausſchuß des letztern, die Munizipal- 
giunta, zur Seite. Der Sindaco wird 
aus. den Mitgliedern de8 Gemeinberats 
auf drei Sabre vom König ernannt und 
führt im Gemeinderat und in der Giunta 
den Vorſitz. 

Rechtspflege. Es beitehen fünf Kaſ⸗ 
fationshöfe in Turin, Florenz, Neapel, 
Balermo und Rom. Außerdem find 24 
Appellgöfe vorhanden; bazu fommen Affi- 
fenböfe, Zivil- und Korreitionstribunale, 
Vräturen und Hanbelstribunale ſowie 
Bergleicherichter (conciliatori). Die Re⸗ 
ligion ber Staatsangebörigen ift faſt 
ausſchließlich (99,70 Proz.) die katholiſche, 
doch genießen auch andre Kulte das Recht 
freier und öffentlicher Religionsübung, 
und das Glaubensbekenntnis begründet 
feinen Unterfchied in der Ausübung der 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte, 
Die Borrechte des zu Rom refidierenden 
Bapfies als des geiftlichen Oberhaupts 
ber Fatbolifchen Kirche find durch Geſetz 
vom 13. Mai 1871 neu geregelt (I. 
Bapft). Im Königreid) beitehen 47 Erz: 
bistumer, 217 Bistümer und 8 Abteien 
mit bifchöflicher. Jurisdiktion. Die Zahl 
ber katholiſchen Weltgeiftlichen beträgt 
über 100,000. Die Klölter find durch De 
fret vom 7. Juli 1866 aufgehoben, abge: 
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ſehen von den Orben für Unterricht und 
Kranfenpflege. Die Bettelorben und bie 
Frauentlöfter find auf ben Ausfterbeetat 
geſetzt, der Jeſuitenorden ift verboten. 
Die Finanzen befinden fi mit Hilfe 
des Salz: und Tabafsnıonopols und beö 
Lottos in einer leiblichen Lage. Nach dem 
Budget für 1881 waren die Einnahmen 
auf 1,211,100,486 Lire, bie Ausgaben auf 
1,118,216,779 Lire veranschlagt, fo baß ein 
Überfhuß von 92,883,707 Lixe zu erwar⸗ 
ten ftand. Dazu fommen aber 65,232,836 
Lire außerordentliche Ausgaben, welchen 
nur 7,773,621 Lire an außerordentlichen 
Einnahmen gegenüberfichen; mithin war 
im Ertraogrdinarium ein Deftzit von 
57,459,215 Lire vorhanden, fo bak ſich der 
ÜberfhußdesOrbinariumsauf35, 424,492 
Lire mindert. Diefer Reit wird aber zum 
weitaus größten Teil durch bie zu tilgen- 
ben Schulden abforbiert. Der Totalbetrag 
der letztern belief ſich 1. Jan. 1880 auf nicht 
weniger als 494,753, ire. 
Kriegämeien. Durch Geſetz vom 7. 
uni 1875 ift die allgemeine Wehrpflicht 
eingeführt, Die Dienitpflicht dauert vom 
20.39. Lebensjahr. Zur Ableiftung ber: 
felben werben die Pflichtigen in brei State: 
gorien geteilt, deren erfte drei Jahre im 
ftebenben Heer, fünf Jahre in der Reſerve 
und vier Jahre inber Mobilmiliz (Milizia 
mobile, entiprechenb ber deutſchen Land⸗ 
wehr) dient. Die zweite Kategorie ſteht mit 
neunjährigerDienftverpflichtungunbeiner 
jährlichen 40tägigen praftiichen Ausbil: 
bung als Erſatzreſerve fünf Jahre hindurch 
für das ftehenbe Heer und vier Jahre lang 
für die Mobilmiliz zur Verfügung. Die 
dritte Kategorie endlich bildet mit ben Aus⸗ 
gebienten ber erften.und zweiten Kategorie - 
ie Territorialmiliz (Milizia territoriale) 
ober ben Landſturm, welcher nur zum Fe⸗ 
flungs= oder Sefabung: dienft im Krieg 
aufgeboten werben fol. Das ftehende 
Heer 1 It 737,565 Mann, einjchließlich 
18,813 Karabinierd (Gendarmerie). Die 
Linieninfanterie insbeſondere ift 271,373, 
die Kavallerie 32,066 und bie Artillerie 
63,989 Mann ftarf. pur Sicherung ber 
Gebirgsgrenze find 24 Alpenfompanicn 
mit 13,853 Dann beitimmt. Die Ber: 
faglieri (Schügen) find 45,753 Mann 
18* 
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ſtark. Die Provinzialmiliz ift 240,064 
Mann ſtark und bie Territorialmiliz 
564,300 Mann. Die Kriegsflotte zäplt 
20 Panzerſchiffe, 18 Schraubendampfer 
und 6 Rabdampfer ſowie 29 Transport: 
dampfer, im ganzen mit 478 Kanonen. 
Das Perſonal der Flotte betrug 1880 im 
ganzen 15,055 Mann. Die Flagge ift 
rot, filber, grün horizontal geftreift, in 
bem mittlern filbernen Streifen ein rotes 
Schild mit filbernem Kreuz. Dad Wap⸗ 
pen ber Monarchie befieht aus einem brei- 
ten filbernen Kreuz in rotem Feld, um: 
geben von der Kette des Annunziatenor- 

end mit baran hängendem Ordenszeichen, 
Außerdem von einem goldnen Eichen- und 
einen Lorbeerzweig umgeben. Hinter 


Itio in partes — Japan. 


berne Speere, deren Spitzen über den da? 
Ganze umgebenden purpurfarbenen Wap⸗ 
pennantel, der oben die Königskrone 
trägt, binausragen. Vgl. »Movimento 
dello stato civile« (1879); »Statistica 
del regno d’Italia« (18 4—74); Al: 
tavilla, OD regno d'Italia (geograph. 
Lexikon, 1875); Mattyus, Italiens ſtaat⸗ 
uͤche Umgeftaltung (1866); Reudlin, 
Gefdjichte Staliens (1859-73, 4 Bhe.). 
tio in partes (Iat.), das »Ausein- 
anbertretene ber verſchiedenen Parteien; 
auf dem Reichstag bed vormaligen Deut: 
fhen Reichs die gejonderte Abitimmung 
der Römiſch-Katholiſchen und ber Evange: 
lifchen in Religionsſachen; bann überhaupt 
Abftimmung auf diefe Art. 


dem Wappen ſiehen Treuzweife zwei fil-| Stionsredt, ſ. Jus eundi in partes. 


J (ot). 


Jaggdhoheit, das Necht des Landes⸗ 
berrn, die Ausübung der Jagd durch 
Berordnungen (Jagdordnung) zu re 
geln und über deren Befolgung zu wachen. 

Jagdrecht, die Befugniszur Ausübung 
der Jagd in einem beſtimmten Bezirk; 
das J. Aand früher überhaupt dem Lan⸗ 
besherrn zu (Sagbregal) und mußte 
von biefem bejonders verliehen werden 

GJagdgerechtigkeit). Dagegen wird 
ed von der modernen Jagdgeſetzge— 
bung ($. im objektiven Sinn) als Aus- 
fluß des Grundeigentums betrachtet und 
von den Eigentümern größerer Komplere 
unmittelbar, von ben Fleinern Grunbbe- 
fitern mittelbar durd) die Gemeinde aus: 
geübt oder verpacdhtet. Die Ausübung 
des Jagdrechts ift durch polizeiliche Vor: 
fchriften, namentlih über Anfang unb 
Schluß der Jagd, geregelt und von ber 
Löſung von Jagdkarten abhängig ge: 
macht. Unbefugtes Jagen (Sagdfrevel, 
Wilddiebſtahl) wird mit Geldfirafe 
ober Gefängnis beftraft. Val. Deutjches 
Strafgeſetzbuch, GG 292-295, 368. 

ahrgebung, |. Alter. 

apan, großes Infelreih in Oſtaſien 
zwiichen dem Sapanifchen Meer und dem 
Großen Ozean, aus pier großen Inſeln, 


Nippon, Kiuſiu, Shifofu und Jeſſo, den 
Kurilen und jablreichen kleinern Inſeln 
und Inſelchen beftehend; 379,711 qkm mit 
34,338,504 Einw. Die Hauptftadt ift To⸗ 
fio($edo) nit 1,042,888 Einw. Die Zahl 
der in J. lebenden Fremden betrug 1879: 
9503, darunter neben Dänen, Holländern, 
Ktalienern, Ofterreichern und Schweizern 
3028 Chinefen, 1106 Engländer, 479 
Amerifaner, 300 Deutfche, 230 Franzofen 
und 209 Ruſſen. Den Fremden ftehen 
jolgenbe fünf Häfen offen: Yokohama, 
Kobu, Nagaſaki, Niigata und Hafodabe. 
Außerdem find ihnen beftimmte Bezirke 
von Tokio und Oſaka eingeräumt. Außer: 
darb diefer Plätze können Fremde fein 

igentum an Grund und Boden und über⸗ 
haupt kein Eigentum erwerben. Zur Reiſe 
ins Innere bedarf es eines beſondern Paſ⸗ 
ſes ſeitens des Miniſteriums des Innern. 
Ein deutſcher Miniſterreſident hat ſeinen 
Wohnſitz in Tokio; deutſche Konſulate 
ſind in Hiogo, Nagaſaki, Niigata, Tokio 
und Yokohama errichtet. Die Staatsver⸗ 
faſſung iſt die einer abſoluten Monarchie 
mit feudalem Charakter und faſt kaſten⸗ 
artigem Ständeunterſchied. An der Spitze 
des Staatsweſens ſteht der Kaiſer (Mi⸗ 
kado), der ſeit der Revolution von 1867 








Jeſuiten. 


die höchſte Staatsgewalt ungeteilt ausübt. 
Bis dahin war derſelbe nämlich nur als 
das geiſtliche Oberhaupt betrachtet und 
als Gottheit verehrt worden; neben ihm 
ſtand ein weltliches Oberhaupt, der Tai⸗ 
kun, welcher über die Armee und über 
die Einkünfte des Staats verfügte. Doch 
führte jene Revolution die Beſeitigung 
des Taikun und die Unterwerfung aller 
Landesfürſten unter den Mikado herbei. 
An der Spitze der Staatsgeſchäfte ſteht 
der Staatsrat (Daidjokan), welcher 
aus drei Präfibenten und zehn Mitglie- 
dern beitebt, welche ben Titel »Sangi« 
(Rat) führen. Daneben beiteht das Mi- 
nifterium mit den Abteilungen für Aus- 
wärtiges, Inneres, Finanzen, Krieg, 
Marine, Unterricht, öffentliche Arbeiten, 
Juſtiz und kaiſerliches Haus. Hierzu 
kommt noch ein Senat (Genroin), ber: 
malen aus 33 Mitgliedern, meift höhern 
Beamten, zufammengejegt. Die projek⸗ 
tierte Einberufung einer Art Volksvertre⸗ 
tung, beftehend aus zwei Kammern, ift 
nicht zur Ausführung gekommen. Oberfter 
Gerichtshof it dad Taiſchinin, aus 19 
Richtern der obern Klafjen zufammenge- 
fett, unter dem Vorſitz eines Dberrichter?. 
Was die Religion ber Japanejen anbes 
trifft, jo ift die ältere Sintoreligion (Gei- 
fterglaube) jet zumeift Durch den Buddhis⸗ 
mus und die Lehre bed Konfutfe verdrängt. 
Die Armee bes Landes, welch letzteres auf 
einer verhältnismäßig hohen Kulturftufe 
fteht und die europäiichen Staatseinrich⸗ 
tungen überhaupt mit viel Geſchick und Er⸗ 
folg nachgeahmt hat, ift nad) europäifchem 
Mufter eingerichtet. Durch Faiferliche 
Orbre vom 28. Dez. 1872 ift bie allge: 
meine Wehrpflicht eingeführt, wenn auch 
in zablveichendtuenahmefällen Losfaufung 
(270 Doll.) zuläffig if. Die Dienitzeit 
der aktiven Armee (Jobigun) beträgt drei 
Sabre. Aus den gedienten Soldaten wird 
die Referve (Kobigun) mit Mr er 
Dienftzeit gebildet. Daneben beiteht bie 
Nationalarmee (Kobumingun), zu welcher 
alle nicht zu jenen beiden Klaſſen gebörk 
gen Unterthanen im Alter von 17 —40 
Jahren im Fall der Not einberufen wer: 
den. Der Generalftab ift nad) deutſchem 
Mufter eingerichtet. Die aftive Armee 
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befteht aus der kaiſerlichen Garde und der 
Linienarmee. Zu ber eritern gehören 2 
Sufanterieregimenter zu je 2 Bataillonen, 
1 Kavallerieesfadron, 2 Batterien Artille: 
rie, 1 Ingenieur: und 1 Trainfompanie. 
Die Linienarmee ſetzt ſich aus 14 Regi⸗ 
mentern, je zu3Bataillonen, 2 Esfadrong 
Kavallerie, 18 Batterien Artillerie, IRom: 
panien Küftenartillerie, 9 Ingenieur⸗ und 
6 Trainfompanien zufammen. Die Ge- 
ſamtkriegsſtärke der aftiven Armee beläuft 
I auf 49,378, bie Triedensftärfe auf 

4,768 Mann, wozu nody 2343, vefp. 2009 
Offiziere und Militärbeamte fommen. 
Die Kriegsflotte zählt 10 Dampfer von 
2930 Pferdefräften mit 49 Kanonen und 

500 Dann Demannung: Seitdem ben 
Nordamerikanerır (31. März 1854) ber 
Abſchluß eine? Hanbelsvertragg mit J. 
gelungen ift, und ſeitdem nerartige Ber: 
träge auch mit den europäifchen Mächten 
(mit dem Deutfchen Zollverein 25. San. 
1861) zuftande gefommen find, haben ſich 
Handel und Verkehr in 3. bedeutend ge- 
hoben; Pet, Eijenbahnen nnd Telegra: 
phen find nad) europäiſchem Mufter ein: 
gerichtet. Die Staatseinnahmen waren 
pro 1879—80 auf 55,651,379 Sen (1 
Sen = 1 merifan. Silberdollar — 4a 
Mark) veranfchlagt, womit die Ausga- 
ben balancierten. Die Staatsſchuld bes 
Tief fih 1. Suli 1879 auf 363,327,974 
Jen. Die japanefifche Diego ift weiß 
mit einer roten Kugel in der Mitte. Vgl. 
Anbree, Das wiebererichloflene $. (2. 
Aufl. 1869); »Die preußiiche Erpebition 
nad Oftafiene (186573, 4 Bde); Le 
Gendre, ProgressiveJ. (1879); Rein, 
%. (8b. 1, 1881). 

Jeſuiten (Geſellſchaft Jeſu), geift- 
licher Orden, 1539 von Ignaz v. Loyola, 
einem ſpaniſchen Edelmann und frühern 
Offizier (geb. 1491) geftiftet. Zweck des 
Ordens iſt die Verteidigung und Ausbrei- 
tung des römifch=Fatholifchen Glaubens 
und ber päpftlihen Univerjalberrichaft. 
Der Orden, welcher vom Papft Paul LIL. 
durch eine Bulle vom 27. Sept. 1540 be: 
ftätigt und zugleich mit ben Rechten ver 
Bettelmünche und der Weltgeiftlichen aus- 
gefiattet wurde und dazu noch ganz befon- 

ere Vorrechte erhielt, fteht unter einem 
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Drbensgeneral. Der erfle General 
war Loyola felbft. Nach dem Tobe desſel⸗ 
ben (1556) vollendete fein Nachfolger Ja⸗ 
fob Lainez die Organiſation bed Ordens, 
Derjelbe zerfällt ın Novizen, begabte 
Sünglinge ohne Rüdficht auf Die Geburt, 
welche zwei Jahre lang in befondern No⸗ 
diziathäufern unterwieſen und in Selbft- 
verleugnung unb blindem Gehorfam ge 
übt werden; weltlihe Koabjutoren, 
welche nicht durch bie röncjege [übe e 
bunden, in ben verfchiedenartigften Le⸗ 
bendftelungen thätig und als Gehilfen 
und Verbündete der Orbensbrüber dem 
Orden dienftbar find; geiftliche Koad⸗ 
jutoren, oft hochgebildete Männer, 
welche, Durch bie Drbensgelübbe gebun- 
ben, ſich namentlich ber Jugenderziehung 
als Profefloren, Prediger, un 
Hofmeifter u. dgl. widmen; Brofeffen, 
aus den erfahrenfien Mitgliebern bes Or- 
bens erwählt, teil in h 

häufern zufammenlebend, teils aus⸗ 
wärts als Refibenten bes Ordens, als 
Beichtväter an katholiſchen Höfen, als 
Miffionäre 2c. thätig. Die Profeflen 
wählen aus ihrer Mitte auf Lebenzzeit 
ben Ordendgeneral, welcher in Rom refi- 
diert und feinerjeit3 aus der Zahl ber 
Profeffen die Affiftenten, Provinzialen, 
Rektoren und Superioren des Ordens 
erwählt. Die Mitglieder bes Ordens find 
dem General, in weldhem fie Chriftus 
ſelbſt erbliden follen, zu unbedingtem Ge⸗ 
horfanı verpflichtet. Die J. erlangten 
durch die diplomatifierende Art unb 
Weiſe ihres Auftretens, namentlich durch 
die jefwitifchen Beichtväter und Ratgeber 
an den Höfen, bald den bedeutendſten Ein 
fluß und traten insbeſondere der Ausbrei- 
tung des Proteftantisinus mit allen Mit- 
telm entgegen. Ihr Wahlſpruch, daß der 
Zwed die Mittel Heilige, findet ſich zwar 
nicht ausdrücklich in ihren Schriften ausge 
fprochen, geht aber aus vielen Stellen der- 
jelden und namentlich aus der Handlungs: 
weife der Ordensbrüder hervor. Wiederholt 
und in verjchiedenen Ländern verboten, ja 
fogar von PBapft Clemens XIV. durch die 
Bulle »Dominus ac redemtor noster« 
vom 21. Zuli 1773 aufgehoben, beftand 
die Geſellſchaft Jeſu gleichwohl unter der 


ogen. Brofep: | fü 


Journal. 


Oberfläche fort unb warb 7. Aug. 1814 
von Papſt Pius VII. duch die Bulle 
»Sollicitudo omniume« in ihrem ganzen 
Umfang wieberhergeitellt. Seitdem bat 
ber Orden in verichiebenen Länbern ver: 
ſchiedene Verbote über ſich ergehen laſſen 
müffen, obne jedoch feinen Einfluß jemals 
anz zu verlieren, ſo 5.8. in ber Schweiz, 
in Rußland, in Italien unb in Spanien. 
Mußte aber auh Papft Pius IX. 1845 
infolge der politifhen Stürme die $. aus 
Rom verweifen, fo Tehrten fie Doch mit 
der politifchen Reaktion zurüd, um unter 
ihrem Ordenögeneral Bater Bedir den gröf- 
ten Einfluß zu erlangen und die Kurieganz 
u beherrſchen. Encyklika und Syllabus 
Fotwie das auf dem vatikaniſchen Konzil 
verfünbete Dogma von ber päpftlichen 
Unfehlbarkeit waren bie Folgen bavon. 
Der hierdurch in Deutfchland entflanbene 
Kulturfampf zwiſchen Staat und Kurie 
brte ein Verbot bed Jeſuitenordens, ber 
ibm verwandten Orden und ordensähn: 
lichen Kongregationen innerhalb bes Ge 
biets bed Deutjchen Reichs durch Reiche: 
gejeß vom 4. Juli 1872 herbei. In Frank⸗ 
veich, wofelbft ber Orden nach der Revo- 
Iution von 1830 für immer aufgehoben, 
jedoch in ber Folgezeit ftillichweigend ge: 
buldet worden war, wurbe der Jeſuiten⸗ 
orden infolge bed Vorgehens gegen bie 
unerlaubten Orden überhaupt Durch De: 
fret vom 29. März 1880 definitiv aufge: 
löſt. Was die Äußere Organifation des 
Ordens anbetrifft, fo zerfällt derſelbe in die 
fünf »Alfiftenzen« Stalien, Deutfchland, 
Frankreich, Spanien und England, welde 
wiederum in 22 »Provinzesie eingeteilt 
find. Die Mitgliederzahl mag fie auf 
etwa 10,000 Perſonen belaufen, welde 
über die ganze Erde verbreitet ſind. Bal. 
Bluntſchli, Rom und bie deutſchen J. 
(1872); v. Schulte, Die neuern katho⸗ 
lifchen Ordenund Kongregationen (1872); 
gube, Der Jeſuitenorden nach feiner 

erfaffung und Doktrin, Wirkſamkeit und 
Geſchichte (1873). 

Journal (franz., ſpr. ſchurnall), Tage: 
buch. Das Schiffsjournal wird vom 
Schiffsführer oder Steuermann von einem 
Mittag zum andern geführt; es enthält 
die Angabe der Windrichtung, des ein: 


Juden. 


geſchlagenen Wegs, der Schnelle der Fahrt, 
der Meerestiefe, aftronomifch = nautifche 
Beobachtungen x. und hat bei Unfällen 
und dadurch veranlaßten Havarien Be- 
weiskraft. J. ift auch ſ. v. w. Zeitfchrift, 
namentlich täglich ericheinende politifche; 
Sournalift, für Zeitungen thätiger 
Schriftſteller Journalismus, das ge- 
famte Zeitſchriftenweſen. Jour na⸗ 
liftentag, die Verbindung deutſcher 
Sournaliften und Zeitungsverleger zur 
‚sörderung der gemeinfamen Intereſſen, 
1863 gegründet und alljährlich zufammen- 
tretend. 

Juden (Zsraeliten), bie Bekenner 
der molaifchen Religion, zum femitifchen 
Völkerſtamm ſAbris. jetzt über die ganze 
Erde zerftreut lebend. Beſonders zahlreich 
find die $. in Rumänien vertreten, wo: 
ſelbſt auf 1000 Einwohner 78%. fommen. 
Dagegen fommen auf 1000 Bewohner in 
Rußland 38, in Oſterreich⸗ Ungarn 38, in 
Preußen 13, in Hamburg 41, in den Nie: 
berlanden 19, in der Schweiz 3, in Frank: 
reich 1, in Stalien 1, in Großbritannien, 
in der europäifhen Türfei 9 und in Grie- 
henland 2%. Im Deutſchen Reich macht 
die Gefamtzahl der J. noch nicht ”/,, ber 
Gefamtbevölferung aus. Im Dkittelalter 
und bis in das 16. und 17. Jahrh. hinein 
fanden bie $. in den hriftlichen und mo⸗ 
hammedaniſchen Ländern unter hartem 
Drud, welder fi wieberholt bis zu 
graufamen und blutigen Judenverfol⸗ 
gungen fleigerte. In Deutſchland ſtan⸗ 
den die J. als fogen. »Kammerknechte« 
des Kailers unter beflen bejonderm 
Schutz; aud andre Reichsftände nahmen 
fogen. »Schußjuben« an, ließen fich aber 
dieſen Schuß, welcher jehr willfürlich ge: 
handhabt wurde, in der Regel recht gut 
bezahlen. Die $ubenemanzipation begann 
in Frankreich mit ber Revolution zu Aus: 
gang des vorigen Jahrhunderts. In Eng- 
land wurben die J. 1723 zur Erwerbung 
von Grundeigentum, 1833 zur Abvofatur, 
1845 zurAldermanswürde und 1858 zum 
Barlament zugelafjen. Ebenſo ift in den 
meiften andern Staaten bie völlige Gleich⸗ 
fellung ber J. mit den Belennern bes 
chriſtlichen Glaubens erfolgt. In Preußen 
gewãhrie ihnen ſchon das Edikt vom 11. 
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März 1812 faſt vollſtändige Gleichitellung, 
und die VBerfaffungsurfunde vom 31. Jan. 
1850 erflärt im Art. 12 ausbrüdlic: 
»Der Genuß ber bürgerlichen und flaats- 


bürgerlichen Rechte ift unabbängig don 
dem religiöfen Bekenntnis« Ber ber 


Gründung des Norddeutihen Bundes 
entbehrten bie J. namentlich in Mecklen⸗ 
burg noch ber Gleichberechtigung. Ein 
Geſetz vom 3. Juli 1869, weldhes inzwi- 
ſchen zum Reichsgeje erhoben worden ift, 
beftimmt dagegen: >Alle noch beftehen- 
ben, aus ber Verſchiedenheit bes religiö⸗ 
ſen Bekenntniſſes bergeleiteteri Beichrän- 
tungen ber bürgerlichen und ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte werden hierburch aufgehoben. 
Ansbefondere fol die Befähigung zur 
Teilnahme an ber Gemeinde: und Lan- 
beövertretung und zur Derleibung öffent: 
licher Amter vom religiöfen Belenntnis 
unabhängig ſein.« Leider ift in neueſter 
Zeit Fünftlih und nicht ohne Gefchid und 
mit bedeutenden Deitteln, deren Duelle 
nicht recht befannt ift, eine Antiſemi⸗ 
tenbewegung, eine Agitation gegen die 
J. in Szene gejeßt worben, welche zu den 
traurigften Erfcheinungen der Gegenwart 
gepant, namentlich weil es Leute au? den 
gebildeten Ständen find, die ſich daran be⸗ 
teiligen, und weil fogar Geiftliche, welche 
dad Evangelium ber Liebe verfündigen 
ſollen, dieſen häßlichen Kampf begüntti- 
gen und ſchüren. Eine Iogen: Antife: 
mitenliga betreibt diefe Judenhetze ſy⸗ 
ſtematiſch. Profeſſor Treitichke in Berlin, 
welcher ſich einen Liberalen nennt, hat fie 
durch Artikel in den »Preußifchen Jahrbü⸗ 
chern« unterftüßt und in die ftudierende 

ugenb hineingetragen. Namentlich aber 
ift es ber Hofprediger Stöder, weldyer in 
feinen chriftlich = fozialen Vereinen das 
Evangelium bes Hafles gegen unſre jü- 
diſchen Mitbürger predigt. Die offiziöfe 
Preffe, wie z. B. die »Grenzboten«, hat dieſe 
traurige Agitation zum Teil unterſtützt 
oder ift ihr Doch wenigſtens nicht entgegen 
getreten, obgleich der deutſche Kronprinz 
im Tebruar 1880 dieſe Agitation als eine 
»Schmach für Deutſchland«, deren er fi 
im Ausland Ausländern gegenüber ge- 
ſchämt habe, bezeichnet hatte. Unter den 
Berliner Judenhetzern haben ſich nament⸗ 
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Li om: Forſter und Dr. Jungfer ſowie ber 
Lehrer Henrici Bervorgethan. Das Haupt: 
organ ber Aintifemiten iſt die von uppel 
erausgegeben De — Oftendzeitung«. 
ch Yale ſemitiſches Wipblatt, > 
— iſt in — Sinn Die 
—F ‚ggipfelte in einer Petition, wwelche 
auf Betreiben bes Dr. doͤrſter und ber 
Arlarer mt jerichtörat Willmanns und 
Graf von Schulenburg-Beepenborf an ben 
Neicalangter TR und mit zahlreichen 
Unterſch det wurde. Dieſe Peti⸗ 
tion at Deine 1) daß die Einwanbe: 
tung augfändifeher 3., wenn nicht gäng: 
lich verhindert, Io dei wenigftend Fir 4 
Ihränft werbe; die J. von allen 
Sutertatien (obrigetihen) Stelum gen 
au eichloffen werden, unb daß ihre Ver- 
ung im Sulilenf namentlich ala 
Singelekster „eine angemef * — 


Judex — Juris 











tung erben; 3 3) daß ber chriftliche Cha- 
rafter der © au, auch wenn — 
age ei —— teng 


— ‚bleibe und in derſelben nur chrifte 
iche Lehre: ngelaffen werben, daß in allen 
übrigen ea ulen aber jübifche Lehrer nur 
in befonder# motivierten Auönahmefätten |fi 
wu Anftellung gelangen; ; 4) baß bie Wie: 
eraufnahme ber amtlichen Statiftit über 
bie jübifche Bevöfferung angeorbnetwerbe. 
Gegen biefe Petition tourde eine von bem 
Oberbürgermeifter v. Fordenbet und ben 
angefehenften Männern Berlins untere 
zeichnete Exflä tung veröffen licht, melde 
Achtung j Neft 
Rest, gleiche 










ften und 3. verlangt, 
Jen Mbgeorbnetenhaug ift Die Sache ine 
folge einer Juterpellation des fortſchritt⸗ 
iichen Aögesrönelen v. ‚Hined zur Sprade 
und zur Erörterung gefommen, bei wel- 
her Gelegenheit von dem Tonfervativen 
Abgeordneten Stöder und Stroffer Teider 
ber Ton ber antifemitifchen Stteiter auch 
in das Abgeordnetenhaus hineingetra⸗ 
gen worben ift. Cine 12. Jan. 1881 in 
Berlin tagende ar mie der dor⸗ 
tigen Wahlmänner Hat mit allen (etwa 
2500) Stimmen gegen eine ifte Ent- 
rüftung und ihr Bedauern darüber aus⸗ 


gelptoden, dah bie Stabt Berlin zum 


utriusque doctor. 


Schauplat biefer Haag oe jitation " 
gemacht werbe. Gleich! Be 
wegung noch nicht De und 
die Annahme, baß man — ee 
erhalte, um "baraus bei ben Deieinge: 
wablen 1881 ben Liberalen gegenüber 
Kapital au [Stage erjcheint Feinesiwegs 
als unbegründet. I. Baumgarten, 
Wider Heren Hofprebiger Stöder — 
Judex ei, Ridter; I. ad qı 
— atur), ber Oberen A. 
an welc nn . & quo, ber Unterrichter, 
von welchen ap} tert wird. J. ‚Curiae, 
in Ungarn Titel des Oberlandesrichters. 
Judikãt (lat.), Urteil; JZubifation, 
Se, a urteilung, Judikato⸗ 


riſch, richtetlich 
— BVerbr: na jer, [. Alter. 





stur, |. Reichs‘ jenefhat 
jungferntede (engl. jen specch, 
Erftlingsrede), bie erfle Rebe eined 
neuen ———— 
el iffsmannfgaft. 
—— von Ju), ie ed 
rnit (lat.), f. Geriät. 
ea (iat.), Rechtswiſſen⸗ 


N ea. Jurist), Rechtege- 
Tehrter, Rechtsbefli] ——— bie 
Juriſten oder bie — (Rede: 
ve net) ange fögeleht: 
Bee entfpredpend. 

uriflenregt (Recht ber Wiffen- 
fgaft), ns burd) bie, wiffenfcaftliche 
ME der Zutiften fid) Bildende Red. 
Die neuere Doftrin negiert baafelie und 
| Täßt das jog Iogen 3. nur als Erkenntnis⸗ 
uelle des Gewohnheitsrccht# gelten. Dal. 

—J Vollsrecht und I843 

uriftentag, bie ſeit 1860 alljährlich 
ober body alle zwei Jahre zuf aufanmentee 
tenbe Wanberverfammlung beutfeper und 
Öfterreihijcher Juriften. Präfibenten va: 
ten Wächter, "Bluntfcli, Gneift. Die 
»Berhandlungen« des Juriftentags wer: 
den — veröffentlicht und find für 
viele —— von ber größten 
Bebeutung gewvefen. 

urinilde Berfon, ſ. Bee ir 

juris utrfusque doctor (lat.), beis 
der Rechte (deörömifchen und Tanonifen) 





Doltor. 


Jury — Justitium. 


Jurh (engl., ſpr. dſchuhri; franz., ſpr. 
ſchühri), Schwurgericht (ſ. d.) Auch Be⸗ 
zeichnung bes Ausſchuſſes der Preisrichter 
bei Ausſiellungen u. dgl. 

Jus (lat., »Recht«), ıım objektiven Sinn 
der Inbegriff von Regeln, welche, auf 
äußern Sabungen der Völker berubend, 
die Lebensverhältniſſe der Menſchen un: 
tereinander in erzwingbarer Weiſe nor⸗ 
mieren (norma agendi); im ſubjektiven 
Sinn die durch Rechtsgeſetz begründete 
Befugnis, in irgend einer Weiſe auf die 
Außenwelt einzuwirken (facultas agen- 
di. ©. Recht. 

Jus albinagii (Iat.), Heimfallsrecht 
(j. Sremdenredt). 

us armörum (Iat.), ſ. Wilitär- 
hoheit. 
Mr canonicum (lat.), kanoniſches 
echt. 

Jus eivitätis (tat), Bürgerredit. 

Jus de non appellando, Recht ber 
Testen Inftanz; im vormaligen Deutichen 
Reich das —— einzelner Fürſten und 
zuletzt aller Kurfürſten, ſelbſt höchſte Ge⸗ 
richte im Land zu haben und ſomit der 
Berufung an die Reichsgerichte aus ihren 
Landen zu wehren. 

Jus de non evocando (lat.), das 
ehemalige Recht beutfcher Reichsſtände, 
wonach aus ihren Territorien fein Rechts⸗ 
handel in eriter Inftanz bor die Reichs⸗ 
gerichte gebracht werben Tonnte. 

Jus detractus (Iat., »Abzugsrecht«), 
ſ. Nachſte uer. 

Jus devolutionis, ſ. Devolution. 

Jus eminoens (lat.), |. Notrecht. 

Jus eundi in partes (lat., Itions⸗ 
tet), nach dem Weftfälifchen Frieden bie 
Befugnis ber Reichsſtände einer Konfeſ⸗ 
fion, in Religionsangelegenheiten und in 
allen Sachen, »fie treffen an, was fie 
immer wollen, barin die Katholifchen eine, 
die Evangelifchen die andre Partei kon⸗ 
fituieren«, bie Entfcheidbung durch Stim- 
menmehrbeit im Reichstag abzulehnen. 
Neuerdings ift der Augdrud auf die Be- 
ftimmung im Art. 7 ber neuen beutfchen 
Reihsverfaffung angewendet worden, wo⸗ 
nach im Bundesrat beider Beſchlußfaſſung 
über eine Angelegenheit, welche nach den 
Beſtimmungen der Verfaſſung nicht dem 
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anzen Reiche gemeinſchaftlich iſt, nur die 

timmen derjenigen Bunbesflanten ge⸗ 
zählt werden, welchen bie Angelegenheit 
gemeinjchaftlich iſt. 

Jus gentium (Iat.), Völkerrecht. 

Jus gladii (Iat.), das Necht über Le: 
ben und Tod. 

Jus jurandum (Tat.), |. v. w. Eid. 

Jus optionis id Wahlrecht. 

‚Jus postliminii (lat.), |. Postlimi- 
nium. 

Jus praesentandi ober praesenta- 
tionis (Iat.), Bräfentationg-, Vorſchlags⸗ 
techt bei Beſetzung von Amtern. 

us publicum (lat.), Staatsrecht. 

Jus quaesitum (Iat.), wohlerivorbe: 
nes Recht. 

Jus reformandi (Iat.), Reforma- 
tionsrecht (T. — e). 

Jus retorsionis (lat.), Vergeltungs⸗ 
recht (f. Retorſion). 

us romanum (lat.), römiſches Recht. 
‚ Jus talionis (lat.), ſ. v. w. Jus retor- 


sionis. 

Juste-milieu (franz., ſpr. ſchüſſt⸗miljoh, 
»richtige Mitte«, »rechte Mitte«), ſeit der 
Julirevolution 1830 ein politiſches Schlag⸗ 
wort, indem damals König Ludwig Phi: 
Tipp durch feine Organe erflären ließ, daß 
die Regierung dem Parteitreiben gegen- 
über »le juste milieu« einhalten müfje 
gum Wohl des Vaterlands. Übrigens ift 

er Ausdruck bereits von Boltairein einem 
Brief an den Grafen D’Argental vom 28. 
Nov. 1765 gebraucht worden. Heutzutage 
wird mit dem Ausdruck J. berBegrift einer 
gewiflen Angftlichkeit verbunden, indem 
man damit Polititer und politifche Zei- 
tungen bezeichnet, welche fi, um weder 
links noch rechts anzuftogen, auf dem brei⸗ 
ten Mittelweg zu halten juchen. 

Juſtiſtzieren (lat), vechtfertigen; 
Suftififation, Rechtfertigung, insbe⸗ 
jondere bei Nechtsmitteln die Ausführung 
und Begründung berjelben; bei Rechnun⸗ 
gen die Genehmigung der lettern (durch 
Erteilung eines Justificatorium) nad 
vorgängiger Prüfung und Feititellung. 

ustitlarius(lat,Gerihtshalter), 
ſ. Patrimonium. 

Justitium (lat.), Stillſtand der Rechts⸗ 

pflege infolge von Krieg, Bet ꝛc. 





282 


Yufliz (lat), Necitöpflege (1. Reit); 
Suftisbobeit, die Staatsgewalt, info: 
foeit fie fic) auf bie Mechtöpflege bezieht; 
Suftisfacde, j. v. mw. Rechtsſache (f. 
Recht). Juftizmorb, bie an einem Uns 
ſchuldigen vollzogene Tobeäftrafe; Ju ſtiz⸗ 
rat, Ehrentitel für Juſtizbeanue; Ju⸗ 
Rignermeigerung, Werragun; der ges 
tightlichen Hilfe. Gegen eine jolde Tann, 
ebenſo wie bei einer —A es 
rung, bei ber bem betreffen 
vorgejepten Dienftbehörbe Abhilfe geſucht 
werben. Nach ber beutichen Reichöverfaf- 
fung (Art. 77) liegt € dem Bundesrat 
ob, im Fall einer Juftizveriveigerung, falls 
auf gefeglichen Wegen ausreichende Hilfe 
nicht erreicht werden kann, eriviefene, nach 


eigentlich »Nebenzimmer«, »Eleines Ger 
madj«; in fürftficyen Paläften das Wohn- 
ainmner fowie au) das Zimmer, in web 
chem ber Su feine befondern Angelegen- 
heiten zu beforgen pflegt, daher |. D. w. 
SeldjäftserpebittondesStnatäoberhaupts; 
auch Bezeihnung für die Beamten, wel⸗ 
‚hen biejenigen Gejchäfte übertragen find, 
und welche Diejenigen Sachen vorzutragen 
haben, beren unmittelbare Erledigung in 
der Mactvolllommenheit bes Fürſten 
Tiegt; daher bie Titel Kabinettsrat, 
Kabinettsminifter, Kabinetts: 
fefretär. Kabinettöfrage heißt eine 
de von deren Entiheibung es ab: 
ingt, ob Minifter im Amt bleiben ober 
nit; Kabinettsordre, ein unmittel- 
bar vom Fürften gusgehenber Befehl. K. 
heißt aber auch bie tanörgierumg | 
ihren Beziehungen zu auswärtigen Ver⸗ 
hältnifien; in diefem Sinn ſpricht und 
ſprach man von bem K. von St. James, 
bein 8. ber Tuilerien, dem ®. von St. Pe: 
ter&burg, bem Berliner ®. Geheimes K. 
heißt in manchen Staaten das höchſte Lan⸗ 
besfollegium oder das Kollegium der Ge⸗ 
heimen Räte. Rabinettöfrieg, |.Krieg. 
Rabinettöjufiz, bie unmittelbare Ein- 
miſchung des Regenten in den Gang eines 


8. 
Kabinett (Rabinet, franz. Cabinet), | bei 





Juſtiz — Kadeit. 


ber Verfaſſung und ben beſtehenden Ge 
— des betreffenden Bundesſtaats zu 
urteilende Beſchwerden über verweigerte 
oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen 
un darauf bie gerichtliche Hilfe bei ber 
Bundesregierung, die zu ber Beſchwerde 
Anlaß gegeben bat, zu bewirken. Fuftiz: 
FORM biejenigen Gefege, welche bie 
'ehtäpflege normieren; namentlich wer: 
den bie neuen beutichen Juftiggefege oft 
ſchlechthin mit diefem Namen bezeichnet 
{ eriht); YJuftizorganifation, 
die Einrichtung ber Rechtspflege und ber 
ihrer Ausübung beftellten Behörden 
f. Gericht). Juſtizverwaltung, |. 
erwaltun 


Inftrtommiffen, 1. Zivilprozeß 


den Gerichten anhängigen Rechts— 
ftreits. In Deutfchland wurbe berfelben 
zuerft durch bie Reich8fammergerichts: 
ordnung.von 1495 entgegengewirkt, und 
feitdern ift die Unabhängigkeit ber Gerichte 
und ber Rechtſprechung ſtets anerkannt 
worben. Nach ber beutichen Reichsver: 
faflung vom 16. April 1871 (Art. 77) it 
für ben Wall der K. das Recht ber Ber 
— an ben Bundesrat gegeben, und 
a8 deutfche Gerichtöverfaliungsgejeg ent: 
Hält im Art. 1 bie außbrüdlihe Beflim: 
mung: »Die tichterliche Gewalt wirb buch 
— nur dem Geſetz unterwor⸗ 
fene Gerichte ausgeübt · 
—A Sn ir N 
, militäriider Sögling für die 
jieröfarriere, beſonders in Kabet: 
tenhäufern (Weutihfand) ober bei der 
Truppe (Öfterreidh) fowie bei der Ma: 
tine, wo bie Kadetlen nad} ber erften Aus: 
An —E —8 
weiche ben Portepeefähnzichen. ber Lanı 
armee entfpredhen. Die Kabettenhäu: 
fer (Rabettenfäuten) find militärie 
I, Erziehungs: und Unterrichtsanftalten, 
in Preußen eva den Realſchulen erſter 
Ordnung entſprechend. Die Aufnahme 
erfolgt nach vollenbetem 10. 6iß zum 15. 
Lebensjahr. Die Oberprimaner werden 





Kadre — Kaifer (römifcher, römiſch-deutſcher). 


nachabgelegtem Offiziergeramen alsFähn: 
ride, die Selektaner als Offiziere zur Ar- 
mee a 
Kadre (franz., ſpr. kahdt, »Rahmen«), 
derjenige Teil einer Truppe, insbeſondere 
die und Unteroffiziere und der 
ſogen. Stamm, welcher bei der Fahne 
bleibt, während ber Reſt nach gehöriger 
Ginübung entlaffen wird, um durch neue 
Refruten erjebt zu werden; baheradre= 
ſyſtem, ß v. w. Beurlaubungsſyſtem. 
Kaduzieren (lat.) Niederſchlagen. 
Kaimakũm (arab. Stellvertreter), in 
der Türkei Titel des Bezirksgouverneurs. 
Kaifer, Titel bes Beherriihers des re 
miſchen Reichs feit C. Julius Eifar Octa- 
vianus; aus dem Familiennamen »Cä⸗ 
fare entitanden, welch letzterer ſeitdem 
zur Bezeichnung der höchſten Würde ge 
braucht wurde und gar neben den Ti⸗ 
ten Augustus und Imperator. Die rd: 
miſche Kaiſerwürde charakterifierte fich 
als die unbeſchränkteſte Herrfchergewalt: 
die ganze Machtfülle des römischen Welt- 
reichs im einer einzigen Perfon vereinigt. 


Der Form nad ward biefelbe allerdings 


durch Geſetz (lex regia) dem jeweiligen 
K. übertragen; auch war die Würde an 
ih nicht erblich, wenn auch thatfächlich 
die Kamilienverbindung von entjcheiden- 
der Bedeutung war. Seit ber Teilun: 
des Reichs Durch Theobofius d. Gr. (39 

n. Chr.) wurde zwijchen dem weſt⸗ und 
oftrömifchen seaifervei unterfchieben, in: 
dem von ben beiden Söhnen jenes Kai- 
ſers Arcadius K. in Byzanz, Honorius 
K.in Rom wurde. Nach dem Sturz bed 
weitrömifchen Reichs und germanifche 
Völkerſchaften unter Odoaker (476) aber 
betrachteten ſich die oſtrömiſchen K. als 
die Träger ber römiſchen Weltmonardhie, 
und in ber That gelang e8 dem oftrömi- 
ſchen K. Juſtinian, diefen Gedanken vor: 
übergehend zu verwirklichen. Ei einer 
Wiederherſtellung der weitrömifchen Kai- 
jerwürde aber und zu einer Verbindung 
derfelben mit dem fränfifchen Reiche ga- 
ben die römischen Biſchöfe Veranlaſſung, 
welche, nachdem fie bei den oftrömifchen 
Kaiſern nicht mehrdengewünfchten Schuß 
fanden, den fränfifchen Königen die Schuß: 
berrihaft über Nom und die römijche 
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Kirche übertrugen, bis dann Papſt Leo ILL. 
25. Dez. 799 Karl d. Er. in Rom zum 
8. krönte. Diefe Wiederheritellung der 
Kaiſerwürde fiir dad Abendland, die Er: 
richtung eines »heiligen römifcher Reichs 
beuticher Nations, hatte ben Sinn, daß 
ber K. als das weltliche Oberhaupt ber 
gefamten Chriſtenheit die höchſte Schuß: 
ewalt über bie römifche Kirche ausüben 
** In der Folgezeit und zwar unter 
Otto J. aus dem ſaächſiſchen Haus wurde 
die Kaifermürde dauernd mit der deutſchen 
Konigskrone vereinigt und das rd« - 
miſche Kaiferreich deuticher Nation ftand 
auf dem Höhepunkt feiner Macht unter 
8. Heinrid, III. aus dem falifchen Haus, 
als mit Deutfchland die Königreiche Ita⸗ 
lien und Burgund vereinigt waren und 
ber römifche Hapft bie Oberberrichaft des 
Kaifers unbedingt anerfannte. Gleich 
wohl war die Verbindung der römifchen 
Kaiſerkrone mit derdeutichen Königskrone 
für Deutichland ein nationales Unglüd. 
Anftatt ben Schwerpunkt ihrer Herricher: 
geivalt in Deutichland zu juchen und zu 
ehaupten, opferten bie deutichen Könige 
nun ihre beiten Kräfte auf ben Römer: 
günen, welche fie unternahmen, um fich 
ie Kaiferfrone in Rom zu holen, und in 
langwierigen Kämpfen in Italien und im 
Streit mit den Päpften, die nach und 
nad) mit der Prätenfion hervortraten, daß 
ber K. jeine Würde lediglich vom Papſt 
empfange und ihm unterftellt fei. Da⸗ 
beim aber in Deutichland ſank dag An- 
jehen des Reichsoberhaupts mehr und 
mehr. Die Großen des Reich wurben zu 
mädtigen Fürften, und je mehr die kaiſer⸗ 
lihe Machtfülle fich verminderte, befto 
mehr erftarfte die Landeshoheit der beut- 
ſchen Territorialberren, welche fih aus 
ben urjprünglichen Vaſallentum derſel⸗ 
ben entwidelte. Nachdem das Gefchlecht 
der Hobenftaufen im Kampf mit dem 
Papfttum unterlegen war, erſchien die 
Kaiferwürde nur noch als ein Schatten 
der einftigen Taiferlihen Machtvollkom⸗ 
menheit. Seit Marimilian I. (1508) 
führten Die beutfchen Könige den Kaifer: 
titel auch ohne Krönung durch den Papft, 
und Karl V., welcher den Gedanken ber 
Univerſalmonarchie noch einmal mit 
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grober Energie aufnahm, war ber lebte 
., welcher (aber nicht in Rom, fondern 
in Bologna) 1530 vom Papft gekrönt 
ward. B aber das Deutfche Rei ein 
Wahlreich fei, war in ber Goldnen Bulle 
Karls IV. (1356) ausdrücklich anerfannt 
worben, und zwar follte hiernach nur ein 
unbefcholtener und regierungstüchtiger 
Mann zum K. gewählt werden können. 
Deutſche Geburt war nicht erforberlich, 
wiedenn KarlV.ein Ausländer war. Daß 
der 8. von hohem Abel jein müffe, galt 
als felbitverfländlich. Die Kaiſerwahl 
erfolgte nach der Goldnen Bulle Durch die 
Kurfürften, und zwar follte der Kurfürft 
und Erzbiſchof von Mainz innerhalb eines 
Monats nach dem Tobe bed biaherigen 
Kaifers bie Wahl nah Frankfurt a. M. 
audfchreiben. Die Wahl felbft erfolgte 
dur Stimmenmehrheit. Noch vor der 
Krönung hatte der neu gewählte 8. bie 
Wahlkapitulation zu befchivören, d. h. ein 
Staatsgrundgeſetz, welches feit K. Karl V. 
bei jeder Kaiſerwahl zwiſchen dem K. und 
den Kurfürſten veriragemäßig errichtet 
wurde und bie Bebingungen der Wahl 
und bie Beichränfungen ber Faiferlichen 
Regierungsgewalt enthielt. Die Krönung 
erfolgte in den lebten Zeiten regelmäßig 
in Sranffurt a. M. Sie war im Mittel: 
alter regelmäßig eine dreifache geweſen: 
Der 8. wurbe in Aachen zum beutichen 
König, in Bavia, mitunter auch in Mai⸗ 
land oder in Monza, zum König von 
Stalien und in Rom zum römifchen 8. 
gekrönt. Seit Ferdinand L fand nur eine 


einmalige Krönung in Frankfurt a. M. 
ftatt, welche von bem iſchof von Mainz 
vorgenommen wurde. Seitbem Marimi- 


lian J. fiy den Titel eines erwählten 
römischen Kaiferd beigelegt hatte, war bie 
offizielle Titulatur »Von Gottes Gnaden 
erwählter römiſcher K., zu allen Zeiten 
Mehrer des Reichs (semper augustus); 
König in Germanien« ublih. In ben 
fpätern Zeiten bed Reichs wurde es ge: 
bräuchlich, noch bei Lebzeiten eines Kai⸗ 
ſers deſſen Nachfolger zu beitimmen, ber 
alsdann ben Titel »Römiſcher Könige 
führte und ebenfall® von ben Kurfür- 
ften erwählt wurbe. Der römifche Kö⸗ 


nig (rex Bomanorum) fungierte auch in 


Kailer (Gefchichte der alten Kaiſerwürde). 


Berhinberungsfällen al3 Reichsverweſer. 
Das Taiferlide Wappen war ein zwei: 
föpfiger ſchwarzer Adler mit bes Kaifers 
uswappen aufber Bruft; die kaiſerlichen 
arben (Reichsfarben) waren Schwarz und 
elb (Gold). Man hat nachmals hieraus 
dadurch, daß man damit die rote Fahne, 
mit welcher der K. den Blutbann verlieh, 
in Verbindung brachte, eine Trikolore 
»Schwarz⸗ rot⸗golde her: und als die deut⸗ 
ſchen Farben hingeſtellt. 

Was die eigentlichen Regierungs: 
rechte des Rails anbelangt, jo hatte ber: 
ſelbe in ber Fatjerlichen rachtvollfommen 
beit einftmals die geſamte Regierungsge⸗ 
walt bed Reichs in ſich vereinigt. Mit dem 
Berfall der Taiferlihen Macht ging aber 
auch ein Vorrecht desfelben nach dem andern 
verloren, und der verbleibende Reft wurde 
charakteriſtiſch als »Reſervatrechtes, d. h. 
vorbehaltene Rechte, bezeichnet. Hierunter 
berfland man zunäãchſt diejenigen Rechte, 
welche dem K. gegenüber den Landesherren 
vorbehalten waren, die alſo ein Landeshert 
gar nicht oder nur infolge beſon derer Tai- 
ſerlicher Verleihung ausüben durfte, ſowie 
diejenigen Rechte, welche der K. neben den 
Landesherren in deren Territorien aus— 
übte. Erklufive Refervatrechte (jura re- 
gervata exclusiva) bed Kaiſers waren 
das Recht, den Abel zu verleihen, und das 
weitere Recht, Univerfitätsprivilegien zu 
erteilen. Dagegen wurde das kaiſerliche 
Recht, die Bolljährigfeit (venia aetatis) 

u erteilen, unebelihe Kinder von bem 
afel der unehelichen Geburt zu befreien, 
Notare zu ernennen, Lehns fähigkeit und 
Wappen zu verleihen, als jura reser- 
vata communia, b. b. als Iolche Reſer⸗ 
vatrechte, die in gleicher Weiſe auch von 
den einzelnen Landesherren in ihren Terri⸗ 
torien ausgeübt werden konnten, bezeich⸗ 
net. Andre Reſervatrechte Gurs reser- 
vata limitata) waren infofern beſchraͤnlt, 
als ber K. bei ihrer Ausübung an die Zu: 
fimmung ber Kurfürften gebunden war; 
jo da8 Recht, Zölle anzulegen und Zollge 
techtigfeiten zu erteilen, fowie Das Recht, 
bas Münzregalzuverleihen. Ferner iprad 
man aber aud von ben Taiferlichen Re 
fervatrechten im Gegenſatz zu benjenigen 
Negierungsrechten, welche der K. nur mit 





Kaifer (Berfal und Wieberherftellung). 


Zufiimmung des Reichstags (f. b.) aus⸗ 
üben fonnte. Die Reichegejepgebung warb 
nämlich von dem Keicatap aus jeübt , Doch 
hatte der E. das Recht, ſchlüſſe des 
ehange zu fanftionieren und zu pur 
Binieren, Der R. hatte in Anfchung ber 
Necegefeggebung ein abfolutes Veto, 
d.5. nur dadurch erlangten bie Bejchlüfie 
Ieö Reichstags Gefepeöftaft, hafı fie ber 
— —* — während fie unwirffant 
blieben, wenn ihnen biefe Genehmigung 
derfogt wurde. Ebenſo war ber X. feit 
dem Bentfälifchen Frieden in Angelegen- 
keiten der inmern Reichäverwaltung an 
bie Zuftimmung bes Reichstags gebun- 
Gele un eg 
m Rei fen und rei lichen 
Entfeidungen zumeift unter Veitwir⸗ 
fung der Kreife, in weldje bas Neid) zer⸗ 
fil. Dem K. fland ferner zwar bie völ- 
terredtliche Vertretung bed Reich nach 
außen zu, ¶ doch war er, wenn es fich um 
grigterffärung, ober um Abichhuß, eines 
riebeng hanbelte, ebenfalls an bie zu⸗ 
Nimmung des Reichstags gebunden. Der 
8. war ferner ber oberite Lehnäherr bes 
Reid t als die —E Hna⸗ 
tömifchen Kirche 
ie 
von 
fen in voll elßfänbiger Beife ausgeübt 
mad, % hatte ber X. gewifle 
Rihtämter zu befegen, und ei Hatte 
x das freilich fehr geringfig e 
ieben, — 
it nicht 





Dh unter dieſen Umſtänden bei ber 
Stwerfiligfeit de Reichstags und bei 
ker Sämmerlichfeit ber Reichökriegäver- 
hung mit ber faiferlichen Würde doch 
Immer ein gewiſſer Nimbus verbun⸗ 
fen war, ift mehr auf Rechnung ber Tra⸗ 
Niionen bes Neich, beionber® aber auf 
Rehmung ber Hausmadht ber K. zu fegen, 
indem die Kailerwürbe, troß der Wahl: 
Yefaffung bes Reiche, thatfächlich mıit der 
Ürrreihifgen Monarchie verbunden 
Nur. Aber gerabe biefer Umfland war für 
eutiland auf der andern Seite ver- 
Vingnisvell, Denn bie habeburg-Totgrin- 


ifie | völferrechtlihen Verein, bem 
ichs: | 1 
man 


Th: | helm IV. von Preußen 
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ſche Dynaftie fegte nur zu oft bie beuts 
Ahern Inkereffen en bie öferteifjifgen 
urüd, und bie nationale Idee warb da= 
aus, 5:6 man mit ——— die 
auf er, zu Öfterrei ” 
tiger an Brkindung Bee, 
—— nk fo mube Ben bad 
alte um Spott ber Zeitge⸗ 
nofien, und ala fi} 1806 zu Grabe er 
gen ward, ging dies an ber Nation ziem- 
lich ſpurlos vorüber, eben weil bas Reich 
zulegt nur ein Iofe qufammenhänz 
gender Staatenftaat und bie Kaiſerwůrde 
nicht viel mehr al eine leere Form gewe⸗ 
fen war. n 1804 Hatte K. Franz IT. 
ir feine öfterreichifchen Erblanbe ben 
Kaifertitel als Franz I. angenommen, 
dem Beifpiel rapaleone folgend, ber fi 
damals ben Titel eines Kaiſers ber Franz 
ofen beilegte. Und als num der franzds 
Mike Machthaber bie Erklärung abgab, 
daß es Pi ihn fein Deutſches Reich und 
feinen 8. von Deutfcpland mehr gebe, alß 
er fih zum Protektor bes Rheinbunds 
aufwarf, legte 8. Franz 6. Yug. 1806 bie 
deutſche Kaiferkrone förmlich nieber. 
Wie der der geliaug Der Deutigen Kaiſerwürde. 
Nur ein loſes föderatives Band um: 
(Stang in ber Folge bie einzelnen deut⸗ 
gen Staaten, welde als völlig ſouve⸗ 
täne Staatsförper ſich nur zu einem 
eutfchen 
Bund, dereinigten. Zohl warb dam 
1848 und 1849 ein Anlauf zur Wieber- 
herſtellung ber beutichen Raierwärde ge 
nommen ; aber König Friedrich Wil⸗ 
inte bie Ans 
nahme ber ihm dargebotenen Raiferfrone 
ab, weil er fie nur nad) vorgängiger Ver: 
fändigung mit ben deutſchen Fürften an⸗ 
nehmen wollte. Eine folde war aber von 
vornherein ausgeichloffen, folange ber 
deutſche Staatenbund zwei miteinander 
tipalifierende Großmädte in ſich ſchloßz 
unb e3 war daher ib bie allein rich⸗ 
tige Löfung ber Beufigen ie, baß eine 
Neufonftituierung Deutſchianbs von dem 
großen preußifhen Staatsmann herbei⸗ 
Ba. Zi Greg Brake Im an 
ie e ns im 
von 1866 ermoglichten Die Grünbung bed 
norddeutſchen jaats mit einem 
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Präfibium an der Spike, welches erblich 
mit der Krone Breußen verbunden murbe, 
und aus der blutigen Saat ber Schlacht: 
felder von Weißenburg und Wörth, von 
Gravelotte und Seban Feimte die Töftliche 
Frucht des neuen Deutfchen Reichs. 

Die deutſchen Fürften und Freien Städte 
teugen auf Vorſchlag bed Königs von 
Bayerı dem König Wilhelm von 
Preußenben Titel eines deutſchen Kaiſers 
an, indem König Ludwig von Bayern in 
einem Schreiben, welches Prinz Luitpold 3. 
Dez. 1870 dem König Wilhelm überreichte, 
ausdrüdlich erflärte: »Ich habe mich zur 
Bereinigung ber Präfidialrechte in einer 
Hand in ber Überzeugung bereit erflärt, 
daß daburdh den Gelamtintereflen bes deut⸗ 
[hen Vaterlands und feiner verbündeten 
Fürſten entſprochen werde, zugleich aber 
auch in dem Vertrauen, baß bie Bun- 
despräſidium zuftehendenRechte buch Wie- 
derherftellung eines Deutichen Reichs und 
der deutſchen Kaiſerwürde als Rechte be: 
zeichnet werben, welche Ew. Maj. im Na: 
men des gefamten deutſchen Vaterland 
auf Grund ber Einigung feiner Fürften 
ausübene. Die Proklamierung der Wie- 
berherftellung der beutichen Kaiferwürbe 
erfolgte durch den König von Preußen 18. 
Jau. 1871 zu Berfaillesu. wurbe dem deut⸗ 
ſchen Volk durch eine Broflamation vom 
17. Jan. 1871 verfünbdet. Der Königerflärt 
in diefer Proflamation, daß »er bie kaiſer⸗ 
liche Würde in dem Bewußtfein der Pflicht 
übernehme, in deutſcher Treue die Rechte 
des Reichs und feiner Glieder zu ſchützen, 
ben Frieden zu wahren, bie Unabhängig: 
keit Deutfchlands zu ftüßen und die Kraft 
bes Volks zu flärken, in der Hoffnung, 
daß es dem deutſchen Volk vergönnt fein 
werde, ben Lohn feiner heißen und opfer- 
willigen Kämpfe in dauerndem Frieden 
und innerhalb der Grenzen zu genießen, 
welche dem Baterland bie jett Jahrhun⸗ 
berten entbehrte Sicherheit gegen erneuerte 
Angriffe Frankreichs gewähren twerbee. 
»Den Trägern der Kaiferfrone aber (fo 
heißt e8 in dieſer denkwürdigen Urfunde 
weiter) wolle Gott verleihen, allezeit Meh⸗ 
rer des Deutſchen Reichs zu fein, nicht in 
kriegeriſchen Eroberungen, fondern in den 
Merten des Friedens, auf dem Gebiet ber 


Kaiſer (Wieverherftellung ber Kaiſerwürde). 


nationalen Wohlfahrt, der Freiheit und 
der Geſittung.« Der Art. 11 der deut: 
ſchen Reichsverfaffung vom 16. April 1871 
beftimmt: »Das Präfidium des Bundes 
fteht dem König von Preußen zu, wel: 
cher den Namen: Deuticher 8. führt«. Das 
neue Railertum bat aber keineswegs einen 
univerjelen , jondern einen nationalen 
Charakter; es ift nicht, wie das vormalige 
Deutiche Reich, eine Wahlmonarchie, fon: 
bern die Kaiferwürde ift erblich wit der 
Krone Breußen verbunden. Gleichwohl 
ift ber K. nicht ber Monarch des Reich, 
denn letteres ift fein Einheitsſtaat, ſon⸗ 
bern ein Bunbesftaat, ein Gejamtreid, 
aufanımengeiebt aus ben verbündeten 
eutſchen Einzelftaaten. Träger ver Reihe 
gewalt find daher die verbündeten Regie 
rungen; dem K. fteht nur eine Bollzugs: 
gewalt zu, indem er allerdings zugleich 
als König von Preußen unter ben ver: 
bünbeten Fürſten die erſte Stelle ein: 
nimmt. Als K. übt er bie ihm übertra 
genen Befugniffe »im Namen bes Reidhe« 
oder »im Namen ber verbünbeten Regie 
rungen« aus. 
Negierungsrechte des deutſchen Kaiſers. 
Was bie Regierung srechte bed Kaiſers 
im einzelnen betrifft, ſo iſt zunächſt das 


Verhältnis desſelben zur Reichsgeſetz 


ebung zu erörtern. Die Reichsgeſetze ent: 

eben nämlich durch den übereinftimmen: 
ben Mehrheitsbeſchluß des Reichstags und 
bes Bunbesrats. Reichſtag und Bunde 
rat find die beiden Faktoren ber Reichöge: 
feßgebung. Verglichen mit der Staatsre 
gierung eines Einzel: und Einheitsftaats, 
zeigt ſich hier ein doppelter Drangel. (Be 
nigitens ift e8 für denjenigen ein Mangel, 
welcher eine möglichft Träftige Zentralge 


walt an die Spitze bes Reichs geftellt zu | 


jehen wünſcht.) Es fehlt nämlich dem 
K. einmal das Recht der 77— Sni: 
tiative auf dem Gebiet ber 

gebung, d. 5. der 8. kann nicht felbflän- 
dig Geſetzesvorſchläge an ben Reichstag 
bringen, und auch im Bundesrat kann 


der K. als folder derartige Anträge nicht 


einbringen. Die Reichöverfaflung (Art. 
46) beftimmt nur, baß- die erforderlichen 
Vorlagen nad Maßgabe ber Beichlülk 
des Bunbesrats im Namen bed Kaifers 


eichägelch“ 








Kaiſer (Regierungsrechte). 


an ben Reichstag gebracht werben ſollen. 
Selbſtverſtaäͤndlich kann die preußiſche 
Staatßregierung, wie jede andre Bundes- 
tegierung, im Bundesrat die Initiative 
ergreifen und Gefebentwürfe einbringen; 
aber der 8. kann Diefen Gefeßentwurf nur 
dann an ben Reichstag gelangen laſſen, 
wenn fi im Bundesrat die Mehrheit 
dafür entfchieden hat. Ferner fteht dem 
K. in Anfehung der vom Bundesrat und 
vom Reichstag beichloffenen Geſetzent⸗ 
würje fein Beto zu. Der 8. kann nicht, 
wie im Einheitsſtaat der Monarch, einem 
Sefegentwurf feine Zuſtimmung verja> 
gen, eben weil es der kaiſerlichen Geneh⸗ 
migung zu dem Zuſtandekommen eines 
Geſetzes gar nicht bedarf. Es genügt ber 
übereinftimmenbe Mehrbeitsbeijlu bed 
Bundesrats und des Reichstags; der K. 
bat weder das Recht der Sanktion noch 
einBetorecht, während ſelbſt der Präfident 
der nordannerifanifchen Union wenigfteng 
ein>fufpenfives Veto« hat. Auch bie ſogen. 
Reihsverfaffung von 1849 wollte dem K. 
ein fufpenfived Veto einräumen. Hier: 
unter verfteht man nämlich die Befugnis 
ber Staatsregierung, den Vollzug eines 
Geſetzes durch einmaligen Widerſpruch 
und das Inkrafttreten desſelben ſo lange 
zu hemmen, bis etwa ein nochmaliger Be⸗ 
ſchluß der geſetzgebenden Faktoren eben⸗ 
dasſelbe Geſetz aufrecht erhält. Allerdings 
wird biefer Mangel einigermaßen durch 
daB bedeutende Stimmgewicht erſetzt, wel⸗ 
ches der Krone Preußen im Bundesrat 
zuſteht, woſelbſt fie 17 von 58 Stimmen 
führt. Damit ift dem K. als König von 
Preußen namentlich die Macht gegeben, 
jede Veränderung ber Reichsverfaſſung 
abzulehnen, da nad) Art. 78 derjelben eine 
Verfaflungsänderung als abgelehnt gilt, 
wenn fie im Bundesrat 14 Stimmen ge: 
gen fih hat. Ebenfo kann ber K. in den 
wihtigiten Fragen der Reichsgeſetzgebung 
und der Reichöverwaltung als Inhaber 
der Bräfibialftimme Neuerungen verbin- 
dern, wofern dieſelbe für die Aufrechthal⸗ 
tung der beftehenden Einrichtungen abge: 
geben wird. Dies iſt ber Fall bei Geſetzes 
dorihlägen über das Militärwefen, die 
Kriegsmarine und über die Beiteuerung 
von Salz, Tabaf, Branntwein, Bier und 
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dem aus Rüben oder andern inländifchen 
Erzeugniffen bargeftellten Zuder und Si⸗ 
rup. Auch gibt die Präfidialftimme unter 
allen Umftänden im Bundesrat dann ben 
Ausschlag, wenn e8 fi) um Verwaltungs: 
vorſchriften und Einrichtungen handelt, 
welche ebendieſe Gegen ſtãnde betreffen, wo⸗ 
fern ſie ſich für die Aufrechthaltung der 
beſtehenden Vorſchriften oder Einrichtun⸗ 
gen ausſpricht (Reichsverf., Art. 5, 35, 37). 
Dagegen hat der K. ausſchließlich das 
Recht, die vom Bundesrat in ſeiner 
Mehrheit gebilligten Geſetzentwürfe an 
den Reichsſstag zu bringen, und ebenſo 
iſt ſein ausſchließliches Recht die Ausfer⸗ 
tigung und Verkündigung der Reichsge⸗ 
ſetze (im Reichsgeſetzblatt) ſowie bie Über: 
wachung ihrer Ausführung (Reichsver⸗ 
faſſung, Art. 17). Dieſe letztere Beſtim⸗ 
mung begründet für den K. zugleich in 
denjenigen Angelegenheiten, welche in den 
Kompetenzkreis der Reiwhogeſepgerung ge⸗ 
hören, das Recht, die zur Ausführung der 
Reichsgeſetze erforderlichen Ausführungs- 
verordnungen zu erlaifen. Die Reichs⸗ 
verfafjung hebt dies Recht ausbrüdlich in 
Anſehung des Militärwefeng, der Krieg: 
marine, der Poft: und Telegraphenver: 
waltung und bes Konf ulatstoelens hervor. 
Da aber auch ber Bundesrat ein Verorb- 
nungsrecht befitt, jo wird beim Erlaß 
eines Reichsgeſetzes in ber Regel in bie: 
jem eine Beitimmung darüber getroffen, 
welche Stelle die VBollzugsbeftimmungen 
erlajlen ſoll, K. Bundesrat, Reichskanzler 
oder die Regierungen der Einzelſtaaten. 
Dem K. gebührt ferner die Oberauf⸗ 
ſicht über das geſamte Verwaltungs: 
wefen des Reichs. Seine Anordnun⸗ 
gen und Verfügungen werden im Namen 
des Reichs erlaſſen und bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers, welcher dadurch die Ver⸗ 
antwortlichkeit übernimmt. Der K. er: 
nennt die Reichsbeamten, läßt dieſelben 
für das Reich vereidigen und verfügt er⸗ 
forderlichen Falls deren Entlaſſung 
(Reichsverfaſſung, Art. 18). Dem K. 
ſtehen ferner gegenüber den geſetzgeben⸗ 
ben Faktoren des Reichs gewiſſe Rechte 
zu, welche in der konſtitutionellen Mon⸗ 
archie dem Monarchen eingeräumt ſind. 
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Er bat das Recht, den Bundesrat und ben 
Meichstan ge berufen, zu eröffnen und zu 
ſchließen(Reichsverfaſſung, Art.12). Diefe 
Berufung muß alljährli, die Berufung 
des Bundesrats außerbem auch noch dann 
erfolgen, fobald fie von einem Drittel der 
Stimmenzahl verlangt wird. Der Vorſitz 
im Bundesrat und die Leitung der Ge⸗ 
Thäfte ſtehen bem Reichskanzler (1. d.) zu, 
welcher vom K. zu ernennen ift (Rice: 

5). Eine etwaige Auf: 


verfaflung, Art. 
Iöfung bes Reichätags erfolgt auf Grund 
eines Bunbesratsbelchtuffes mit Zuſtim⸗ 


mung bes Kaifers (Reichsverfaſſung, Art. 
24). Außerdem aber ftebt dem K. das 
wichtige und ausfchließliche Recht zu, das 
Reich volkerrechtlich zu vertreten, im Na- 
men des Reichs Krieg zu erflären und 
Frieden zu Ichließen, Bündniffe und andre 
Berträge mit fremben Staaten einzugehen, 
Geſandte zu beglaubigen und zu empfan= 
gen. Zur Erklärung des Kriegs im Na⸗ 
men bed Reichs bebarf es aber der Zu⸗ 
flimmung bes Bundesrats, e8 fei denn, 
baß ein Angriff auf das Reichsgebiet oder 
beffen Küften erfolgt, und was das Ver⸗ 
tragsrecht anbetrifit, jo ift bie Beſchrän⸗ 
fung beigefügt, daß Verträge mit fremden 
Staaten, bie ſich auf Gegenjtände beziehen, 
welche nad) Art. 4 der Reichöverfaflung 
in den Bereich der Reichögefeßgebung ge⸗ 
hören, zu ihrem Abſchluß der Juftimmung 
des Bundesrat? und zu ihrer Cäittipteit 
der Genehmigung des Reichstags bebür- 
fen (Reichöverfaflung, Art. 11). 

Bon befonderer Wichtigkeit ift ferner bie 
Stellung des Kaifers in militärifcher 
Hinficht. Nach der Reichsverfafiung (Art. 

3) bilbet die gefamte Landmacht des Reichs 
ein einheitliches Heer, welches in Krieg 
und Frieden unter bem Oberbefehl des Kai⸗ 
ſers ſteht, unbeſchadet des bayrifchen Re⸗ 
ſervatrechts, wonach das bayriſche Heer 
einen in ſich geſchloſſenen Beſtandteil des 
deutſchen Bundesheers mit ſelbſtändiger 
Verwaltung unter der Militärhoheit des 
Königs von Bayern bildet und nur im 
Krieg unter dem Befehl des Kaiſers ſteht. 
Alle deutſchen Truppen, die bayriſchen 
allerdings nur im ieh find verpflichtet, 
ben militärifchen Befehlen des Kaifers un: 
bebingte Folge zu leiften. Diefe Berpflich- 


Kaiſer Regierungsrechte). 


tung iſt in ben Fahneneid mitaufzuneh⸗ 
men (Reichsverfaſſung, Art. 64). Der K. 

t ferner das Recht und die Pflicht, da- 
ür Sorge zu tragen, baß innerhalb bes 
deutichen Heers alle Truppenteile voll 
zählig und Friegstüchtig vorhanden find, 
und daß Einheit in der Organifation und 
Formation, in Bewaffnung und Kom⸗ 
mando, in ber Ausbildung der Dann: 
ſchaften fowie in der Qualififation der 
Offiziere hergeftellt und erhalten wird. 
Zu diefem Behuf ift der K. berechtigt, fich 
jederzeit burch Inſpektionen von ber Ber: 
faſſung der einzelnen Kontingente zu über: 
zeugen und bie Abitellung der Dabei vor⸗ 
gefundenen Mängel anzuordnen. Der K. 

ſtimmt den Präfenzftand, bie Gliede⸗ 
rung und Einteilung der Kontingente 
des NeichSheers ſowie bie Organifation 
ber Landwehr; er hat das Recht, inner: 
halb des Reichsgebiets die Garnifonen zu 
beftinnmen jowie die kriegsbereite Aufftel- 
lung eines jeden Teils bes Reichsheers 
anzuordnen (Meichöverfaflung, Art. 63). 
Die Anorbnung der Kriegäbereitichaft dee 
bayrifhen Kontingents erfolgt auf Ber: 
anlafiung bes Roller durch den König 
von Bayern. Der K. ernennt ferner, ab- 
geſehen von Bayern, ben Höchſtkomman⸗ 
dierenben eines jeden Kontingent3 ſowie 
alle Offiziere, weldhe Truppen mehr al? 


eines Kontingents befehligen, und alle 
Teltungsfommandanten. Die Ernennung 


von Generälen und Generalitellungen ver: 
ſehenden Offizieren innerhalb eines Kon: 
tingents ift von der jeveömaligen Zuftim: 
mung bes Kaiſers abhängt 

N Art. 64). 8 
ind hier die Milttärfonventionen 
(f. d.), namentlich bie Militärkonvention 
mit Württemberg vom 2125. Nov. 1870, 
maßgebend, wonach ber leßtgedachte Staat 
einige Borrechte eingeräumt erhalten hat. 
Dem K. fteht ferner bie Anlegung von 
Teitungen innerhalb des Reichsgebiets zu 
(Reichöverfaffung, Art.65); für Bayern ıft 
aber in folchen Fällen eine befondere Ver: 
einbarungerforderlich. Endlich ift hier noch 
hervorzuheben, daß die Kriegsmarine bes 
Reichs eine einheitliche iſt, welche unter 
dem Oberbefehl des Kaiſers ſteht (Reichs⸗ 
verfaſſung, Art. 53). Dem K. gebührt 


zu machen 
m einzelnen 


' 


Kaiſer Wilhelms Spenbe. 


auch die Vollſtreckung einer etwaigen Bun⸗ 
beserefution, weldye vom Bundesrat be: 
hloffen wird, um Bunbesmitglieber zur 
en numgibeerverfaffungsmäßigen Bun⸗ 
vespflichten anzubalten (Reichsverfaſſung, 


Was ſchließlich die befondern Ehren: 
rechte des Kaifers anbetrifft, fo ift außer 
dem Kaiſertitel das Recht zur Führung 
ded Taiferlihen Wappens und ber Taifer: 


lichen Standarte hervorzuheben. Nach | f 


einem Taiferlichen Erlaß vom 3. Aug. 1871 
(Reichsgeſetzblatt, S. 318) und einer Be 
rihtigung im Reichögefeßblatt (1871, ©. 
458) beiteht das Wappen in bem ſchwar⸗ 
zen, einföpfigen, rechts ſehenden Abler mit 
rotem Schnabel, Zunge und Klauen, ohne 
Zepter unb Reichsapfel, auf bem Brufts 
ſchild ben mit dem Hohenzollernſchild be 
legten preußifchen Adler, über demfelben 
die Krone in ber Form der Krone Karls 
d. Gr., jedoch mit zwei ſich kreuzenden 
Bügeln Die kaiſerliche Stanbarte ent- 
hält auf gelbem Grunde dad Eiferne 
Kreuz, belegt mit dem kaiſerlichen, von 
ber Kette bed Schwarzen Adlerordens um: 
gebenen Wappen im gelben Feld, und in 
den vier Edfeldern bes Fahnentuchs ab- 
wechſelnd ben kaiſerlichen Adler und bie 
foiferliche Krone. Beſondere Orden wer- 
den vom SR. nicht verliehen; bies Rech 
ſteht ihm, ebenfo wie das Recht der Stan- 


* 


als wären fie dem eignen Landesherrn 
gegenũber (vgl. Reichsſtrafge⸗ 
ſetuch SS SO, HF). 

Der Kaifertitel wurde nad 


Dem 
Sturz bes oſtrõmiſchen Kaiferreichs (1453) 
; aber erſt im 
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(»Eimpress ofIndia«). AußerinSfterreich 
und früher in Frankreich kommt der Kaiſer⸗ 
titel no in Birma, Brafilien, China, 
es und Marokko, Japan und Siam vor. 
orübergehend war auch in Merifo und 
in Hayti ein R. borgan en. 20 außer 
ben Hand= und Lehrbüchern bes deutfchen 
Staatsrechts: Fider, Das beutfcheKaifer- 
reich in feinen univerjalen und nationalen 
Deziehungen (1861); Derfelbe, Deut- 
ches Königtum und Kaifertum (1862); 
v. Sybel, Die deutſche Nation und das 
Kaiferreich (1862); v. Döllinger, Das 
Kaijertum Karls d. Sr. und feine Nach⸗ 
folger (1864); Waitz, Ma at 
Tungegeihiäte: Bd. 5 und 6 (1873 ff.). 
aifer Wilhelms» Spende, »alige- 
meine deutſche Stiftung für Altersren- 
ten= und SRapitalverfiherung«e. Diefe 
Stiftung verdankt ihre Entflehung einer 
Sammlung, welche aus Beranlafjung der 
glüdlichen Errettung des Kaiſers Wilhelm 
aus drohender ebenagefabt infolge ber 
beiden Attentate vom 11. Mai und vom 
2. Juni 1878 im Deutſchen Reich veran- 
ftaltet warb, sum ber Liebe und ber Ver: 
ehrung bes Volks für feinen Kaifer einen 
möglichft allgemeinen Ausdrud zu geben«. 
Die Sammlung ergab die Summe von 
1,740,000 DE. ın 79,576 Gemeinben von 
11,523,972 Beiftenernden, deren jeweilige 
Beiträge ben Betrag von einer Mark nicht 
überfieigen durften. Diefe Summe wur 
dann ben Sronprinzen des Deutichen 
Reichs und von Preußen mit ber Bitte 


für Die gering bemit- 
telten Klafſen desſelben, und zwar vor 
—* weiſe (aber nicht ausſchließlich) für die 
it Elaſſe, Bilden ſolle. bei 


jrieben won Paflersteik (1718) erfamte | hat Die Aria, für melde bie Begeidhn 
u ‚ 
8. ben gleichen Rang beötür-| 2. beibehalten wurbe, and ben 


ber deutſche gleichen . . ’ ⸗ 
then Sultans an. Seit 1721 führt ber | genofienichaftlihe Altersnerforgungsans 
rufiifche Zar ben Titel >. und Selbf- für einzelne Berufsfreife Be 
—— Bickoria ben —— ———5 —— Beirat 
—— ——— Bei Reb der Scatuten und i der 
Staatslexiton 1 





2% 


fonftigen Einrichtung ihrer Verwaltung 
zu unterftüßen. Proteftor ber R. ift ber 
Kronprinz des Deutfchen Reichs, welcher 
ben Präfidenten bes Aufſichtsrats ernennt. 


Letzterer beiteht fatutenmäßig. aus zehn | fit 


Deitgliebern, welche von den bazu berufenen 
beutjchen Staatsregierungen ernannt wer: 
ben. Der Auffichtorat wählt die Direk⸗ 
tion der Anitalt. 

Die K. ift ihrem Weſen nad) eine Ver- 
fiherung »auf den Erlebensjall«, und 
infofern ift fie von den Lebensverſiche⸗ 
rungsanftalten verfchieden, welche we 
meift »für den Todesfalle verficdern. Die 
K. verpflichtet fich gegen eine gewille 
Einlage zur Zahlung eines tarifmäßig 
feiigeiehten Kapital® ober zur Zahlung 
einer Rente für den Fall, daß der Ber- 
fiherte den Fälligfeitätermin erlebt. Die 
verficherte Rente ober das Kapital, zwi: 
ſchen welden ber Verficherte ber Regel 
nad die Wahl hat, kann aber nicht vor 
Beginn des 56. und ſpäteſtens bei Beginn 
des 71. Lebensjahrs gefordert werben. 
Die Größe ber VBerforgung, welche ihm 
alsdann zu teil wird, hängt von bem Be- 
trag der Einlagen ab; fie ift um jo größer, 
je frübgeitiger die Einlagen entrichtet wur: 
ben, und je ſpäter die Zahlung der Rente 
oder des Kapitals gefordert wird. Der 
Betrag einer einzelnen Einlage beträgt 
nur 5 Mt. Es Tünnen aber gleichzeitig 
auch mehrere Einlagen bewirkt werden. 
Kein Mitglied ift zu weitern Einlagen 
oder zu Nachzahlungen verpflichtet. Der 
Marimalbetrag ber verfidherten Rente 
darf aber 1000 Mk. nicht überfteigen, und 
dein entjprechend beitimmt fich auch das 
Kapitalmarimum, welcheö verfichert wer: 
den kann. Bejonbere Vorteile erwachien 
den Mitgliedern ferner daraus, daß fie 
ihre Einlagen durd Kündigung zurüd- 
ziehen können. Auch ift e8 zuläffig, Ein- 
lagen, die feit wenigſtens fünf Jahren be⸗ 
ftehen, bis zu Yo ihre Betrags zu beleiben. 
Außerdem gewährtder —* e Vorbehalt 
der Rückgewähr noch eine beſondere Ver⸗ 
gänftigung Bei jeder Zahlung einer Ein- 
age hat nämlich der Einzahlende zu er: 
flären, ob die Einlage unter Vorbehalt der 
Rüdgewähr gemacht, oder ob Feine Rüd- 
gewähr verlangt wird. Durch einen fol. 


SKameralwiffenichaften — Kammer. 


Ken Vorbehalt kann ber Einzabler ben 
Erben auch für den Fall, daR ber Ber: 
ficherte ben Fälligkeitstermin nicht erleben 
ſollte, den Betrag der gemachten Einlagen 
ihern. Im eriten Fall, nämlich wenn 
die Südgewwäht nicht vorbehalten wurde, 
wird bei dem Tobe des Mitgliebs vor dem 
Falligkeitotermin an die Erben nichts her⸗ 
ausgezahlt. Dafür wird aber für das 
Mitglied eine höhere Rente oder ein grüße 
red Kapital verjichert als bei dem Bor: 
behalt ber Rüdgewähr. Diefer Vorbehalt 
kann aber wiederum in boppelter Weile 
gemacht werben: als ein fogen. »Turzer« 
oderals »bauernder« Vorbehalt. Im erſten 
Fall wirb der Einlagebetrag ohne Zinſen 
an bie Erben bezahlt, wenn das Mitglied 
vor Fälligkeit der erſten Rente oder des 
Kapitals ftirbt, während beim dauernden 
Vorbehalt der Rüdgewähr der Einlage 
betrag den Erben unter allen Umftänden 
herausgegeben wird, jelbft wenn das ver: 
ftorbene Mitglied eine Zeitlang Renten 
erhalten Hat. Natürlich iſt aber Die Rente 
eine höhere, wenn jemand eine Einlage 
mit furzem, als wenn er fie mit bauern- 
bem Vorbehalt macht. Für die Solidität 
ber Anftalt bürgt bas bedeutende Garantie: 
Tapital, welches Mitte 1880 fich bereits auf 
1,846,000 ME. belief. Aus diefem Kapital 
werden audy die Verwaltungsfoften be 
ftritten, während bei andern Anftalten alle 
Koften durch die Prämien ber Verficherten 
ebedt werben müſſen. Someit aber bie 
berfchüffe nicht zur VBerftärfung des Ga⸗ 
rantiefonds beſtimmt werden, jollen fie 
ur Gewährung von Dividenden für bie 
Derficherten verwenbet werden. Nach den 
Statuten können aber aus jenen Über: 
ſchüſſen auch Verſicherte unterftügt wer: 
ben, welche vorzeitig invalid werben und 
ihren Unterhalt Pauptfächlich durch Arbeit 
erworben haben. Bal. Stämmler, Die 
Kailer Wilhelnd- Spende (1880). 
Kameralwiſſenſchaften, ſ. Kammer. 
Kammer, Bezeichnung ber Volksver⸗ 
tretung (ſ. d.), daher man von Ein: und 


Zweikammerſyſtemſpricht, je nachden 


der Landtag einheitlich organiſiert oderaus 
einer Erſten und Zweiten Kammer zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt. In frühern Zeiten 


zeich 


nete man mit K. auch vielfach eine Finanz: 





Kämmerei — Kanzelmißbrauch. 


behörde bes Staats, aus welcher fich das 
Sinanzminifterium entwidelt hat, daher 
man mit Rameralwifjenjichaften 
(Cameralia) den Inbegriff der für ben 
Finanz= und Verwaltungsbeamten (Ka⸗ 
meralifi) erforderlichen Kenntniſſe be= 
zeihnete (f. Staatswiſſenſchaften). 
Noch jet ift K. die Bezeichnung von Bes 
börden, die zur Verwaltung fürftlicher 
Güter (Kammergüter) beftimmt find 
(Hof:, Rentlammer). 

Kämmerei, Verwaltung der Ein- 
fünfte einer Stabtgemeinbe durch flädti- 
Ihe Beamte (Stadtfämmerer, Rat$- 
fümmerer) unter Aufficht des Stabt- 
ats und Dberaufficht der Staatsregie⸗ 
rung. Die Vorſchriften für die Käm— 
mereiverwaltung find gewöhnlich in 
der Stäbteorbnung enthalten. Die Käm⸗ 
mereikaſſe erhält ihre Zuſchüſſe aus 
dem Ertrag der Kimmereigüter, b. 
ſtädtiſchen Srundftüde, ſodann aus den 
jogen. Kämmereigefällen, wozu bie 
Strafgelder, Bürgerrechtögelber, die ſtädti⸗ 
ſchen Erbichaftsfteuern und die eigentlichen 
häbtifchen Umlagen zu rechnen find. 

Kammer für Handelsfaden, |. San: 
belögeridte, 

Sammergnt, |. Domäne. 
. Rammerherr und Rammerjunfer, 
wei Hofchargen, welche den Ehrenbienit 
pi fürficen Perſonen zu verjeben haben 
vol. Hof). 
Kandidat (Iat.), der Bewerber um ein 
Amt oder der für ein ſolches in Ausficht Ge⸗ 
nommene (von candidus, »weißs, näm⸗ 
ih von ber weißen Toga, weldje in Rom 
derjenige zu tragen pflegte, der ſich um ein 
öffentliches Amt bewarb); baher Kandi⸗ 
datur, bie Bewerbung um ein Amt; 
fandidieren, fih um ein Amt, nament⸗ 
ih um die Wahl in eine Volfsvertretung 
ober eine ſonſtige Körperfchaft, bewerben. 
In der proteftantifchen Kirche der Theo⸗ 
log, welcher nach beftandener Prüfung die 
Anwartichaft auf ein Predigeramt bat; 
doch fpricht man auch in andern Zweigen 
der Wilfenfchaft von Kandidaten (Schul: 
amts=, Forſt⸗, Rechtskandidaten 2c.) als 
von denen, welche das Studium abjolviert 
und nunmehr zu bem beftimmten praf: 
tiſchen Lebensberuf überzugeben haben. 
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Ranonifer (Canonici),. Chorherren, 
Dom, Stiftsherren. Kanoniffin, Be 
figerin einer Präbende an einer Stiftg- 
kirche; — 

anoniſches Recht (lat. Jus canoni- 
cum), das auf kirchlicher Autorität, na⸗ 
menilich auf Beſchlüſſen der Konzilien und 
päpftlichen Dekretalen, beruhende Recht, 
welches im Mittelalter als geltendes Recht 
und zwar in derjenigen Form, in welcher 
es fd im Corpus juris canonici barftellt, 
recipiertwordenift. Dasfelbeenthältnicht 
bloß Sabungen des Kirchenrecht (ſ. d.), 
fondern auch zivil⸗ und firafrechtliche ſowie 
prozef malijche Normen. Bal.v. Schulte, 
Geſchichte der Duellen und ber Ritteratur 
des kanoniſchen Reht3(1875— 80,3 Bbe.). 

Kanoniſt, Lehrer oder Kenner bes ka⸗ 
noniſchen Rechts. 

Kauoſſa, altes Schloß (jetzt Ruine), 


b. | fübweftlich von Reggio gelegen, Schau: 


plaß der ſchmachvollen en unb 
Unterwerfung des Deutichen Kaiſers Hein- 
rich IV. gegenüber dem Papſt Gregor VII. 
Neuerdings wirb dad Wort vielfach ge- 
braucht, um die päpftliche Anmaßung ge 
genüber ber ftaatlichen Autorität zu charaf- 
terifieren, namentlich jet Bismarcks geflü- 
geltem Wort: »Nach 8. geben wir nicht«. 

Kanton (franz. Canton, fpr. tong), Ber: 
waltungsbezirk; in Sranfreich Unterabtei- 
lung eines Arrondiſſements (f. d.), welche 
den Bezirk eines Friedensrichters bildet. 
Jeder K. entjendet bier ein Mitglied zu 
dem Generalrat, der fommunalen Ber: 
tretung be8 Departements, und ein folches 
guum Drrombiffementörat, der fommunalen 

ertretung bed Arrondiffements. In der 
Same (j. d.) Bezeichnung ber Einzel: 
republifen, weldhe ben Schweizer Bundes- 
ftaat bilden. 

Kanzelmißbranuch, das Vergeben, deſſen 
fih ein Öeiftlicher oder fonftiger Religions 
diener ſchuldig macht, wenn er in Aus: 
übung ober in Beranlaffung ber Aus: 
übung feines Berufs öffentlich vor einer 
Menſchenmenge oder in einer Kirche oder 
an einem andern zu religiöfen Verſamm⸗ 
lungen beſtimmten Ort vor einer Mehr: 
jeit von Perſonen Angelegenheiten bes 

taats in einer ben öffentlichen Trieben 
gefährdenden Weife zum Gegenftanb einer 

19° 
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Verkündigung ober Erörterung macht. 
Ein hierauf bezügliches Strafverbot er: 
ſchien in dem Iogen. Kulturfampf, welcher 
ſich dermalen in Deutihland zwiſchen 
Staat und ME abfpielt, als erforderlich, 
und ein beut| ed Meichsgefeb vom 10. 
Dez. 1871 (Reichsgefeblatt 1871, S.442) 
brachte einen Nachtrag zu bem beutfchen 
Strafgeſetzbuch als F 1308 desſelben (ſo⸗ 

en. Kanzelparagraph), welcher den 
. mit Gefängnis⸗ ober Ge et bis 
zu 2 Jahren bebroht. Gleiche Strafe 
trifft nach der Novelle zum Strafgeſetzbuch 
Geſetz vom 26. Febr. 1876) denjenigen 
Geiftlichen ober andern Religiondbiener, 
welcher in Ausübung oderin Beranlaflung 
ber Ausübung feines Berufs Schhriftftüde 
ausgibt oder verbreitet, in welchen Ange- 
legenbeiten des Staats in einer den Öffent- 
lihen Frieden gefährbenden Weife zum 
Gegenfiand einer Verfünbigung ober Er: 
örtzur emacht ſind. 
Kanzlei (lat.Gancellaria, franz. Chan- 
cellerie, engl. Chancery), urjprünglich 
der mit Schranfen (cancellis) umge 
bene Ort, wo bie öffentlichen Urkunden, 
bie landesherrlichen Reſkripte, die Ge⸗ 
richtsurteile 2c. ausgefertigt wurden; ber 
erfte Beamte hieß gewöhnlih Kanzler 
(| d.). Später wurden bie böhern Ge- 
richte Kanzleien genannt, 3. B. Juſtiz⸗ 
kanzlei; ihre Vorſteher biegen Kanzlei⸗ 
direktoren, Kanzleipräſidenten. Gewöhn⸗ 
lich aber wird jetzt unter K. nur das 
Schreiberperſonal (Kanzliften) ber Be⸗ 
hör den verſtanden. 
Kanzler (Int. Cancellarius, franz. 
Chancelier, engl. Chancellor), derjenige 
Beamte, welcher die Ausfertigung ber 
Staatsurfunben zu beforgen bat. Die 
Kanzlerwürbe war enfingtih eine ber 
böchtten in ben europäifchen Reichen unb 
wurde regelmäßig mit Geiftlichen befekt, 
da biefe faft allein im Beſitz Yitterarifcher 
Kenntniffe waren. In Deutfähland führte 
der Erzbifchof und Kurfürſt von Mainz 
den Titel Erzkanzler des heiligen Deut: 
ſchen Neid. Der von ihm ernannte 
Vizekanzler war ber eigentliche Reiche: 
minifter und mußte ftet3 um ben Kaifer 
fein. Auch bie PH hatte ihren Erz- 

kanzler, ben Abt zu Fulda, In Frankreich 


Kanzlei — Kaperei. 


wurbe ber K. aus bem Stande ber Rechts⸗ 
geiehrien genommen; er war ber oberfte 
taat3beamte, der eigentliche Face 
ftee und wurbe Iebenslängli ernannt. 
N England ift ver Großfanzler (Lord 
ich cellor) ver erite Staatsbeamte, 
Praͤſident bes Oberhauſes, Chef ber Reichs: 
kanzlei, Juſtizminiſter und Vorſitzender 
des in bem oberiten Gerichtshof beftehen: 
den Appellationsgerichts (Court of ap 
peal). Außerdem hat man in England 
noch einen K. des Herzogtums Lancafler 
und einen K. des Lehnshofs und der Finanz 
kammer (Chancellor of the exchequer); 
Veßterer ift ber Finanzminifter von Eng: 
land. Srland bat wieder feinen befonbern 
Reichskanzler. In Deutichlanb wurden 
feit dem 15. Jahrh. auch die Präfidenten 
der oberften Gerichtshöfe K. genannt. In 
Preußen errichtete König Friebrich I. 1747 
die Würde eines Großfanzlers, der an der 
Spiße ber zultz ftand. Der erfte Träger 
diefer Würde war ber um das preußiſche 
Juftizwefen jehr verdiente Samuel v. 
Cocceji; Tpäter wurde ber Fürft von Har⸗ 
benberg Zum Staatskanzler ernannt, nad) 
deſſen Tod aber diefe Stelle nicht wieber 
bejeßt. Nach der Berfaffung bed nunmeh⸗ 
rigen Deutſchen Reich fteht an ber Spige 
ber Reichsverwaltung ber Reichskanz⸗ 
ler (f. d.), welcher zugleich den Borfig im 
Bundesrat führt und vom Kaifer ernannt 
wirb. In ber Schweiz führt ber Vorſtand 
ber Bunbesfanzlet (ſ. d.) den Titel K. 
aperei, Seefriegführung burch Fahr⸗ 
euge, welche Privatperfonen Day 
* Derartige Schiffe (Kaper [ma 
einigen vom lat. capere, »nehmen«, nad} 
andern von Kiompur oder Kappar, wie 
die »Seelünige« ber Normannen hießen, 
die auf beren Raubzügen befebligten], 
Armateurs, Privateers) Fünnen 
nämlich von einer Triegführenden Macht 
durch ſchriftliche Vollmacht (Kaperbrief, 
Markebrief) zur Wegnahme und Zer⸗ 
ſtörung feindlichen Eigentums zur See 
ermächtigt werden. Unter dieſer Voraus⸗ 
fegung wird bie K., wenn babei die völ⸗ 
ferrechtlihen Grundſätze des Kriegsge⸗ 
brauch überhaupt gewahrt werben, nicht 
als Seeräuberei behandelt; dieſelbe mar 
vielmehr in den frühern Kriegen ber See⸗ 





Kapital — Kapitulieren. 


mädte regelmäßiger Brauch und hat na⸗ 
mentli ge gelungefämpfen ber 
Rieberländer gegen Spanien eine große 
Rolle gelpielt tmal8 wurde übrigens 
das gelaperte Schiff auch gegen Xöfegeld 
(Brifengeld) »Iosgelafien«, welch letzte⸗ 
res durch einen Schein (Billet de rancon, 
Ransombill,Ranzionierungsbillet) Ser 
geftellt, wogegen bem ranzionierten Schiff 
die unbebinderte Fortſetzung ber Reife bis 
zum Beſtimmungshafen andern Kapern 
berjelben Macht gegenüber garantiert 
wurde. Im Barifer Frieden von 1856 
wurde bie Abjchaffung der K. deſdloſen 
eine Vereinbarung, welcher faſt alle Kul⸗ 
turſtaaten, mit Ausnahme der nordame⸗ 
rikaniſchen Union, beigetreten ſind. Großer 
Schaden wurde aber gerade der letztern in 
dem Sezeſſionskrieg durch die K. der 
Südſtaaten zugefügt, zumal ba in biejer 
Beziehung die Neutralität ber englifchen 
Staatsregierun — gewahrt 
wurde, was bekanntlich Anlaß zur Ent⸗ 
ſtehung der ſchließlich ge Gunſten ber 
Union entſchiedenen Alabamafrage (ſ. d.) 
ps I. Kaltenborn, Seerecht, Bd. 
, 8 217 (1851). 
apitäl (Tat.), zindtragend angelegte 
Geldſumme oder überhaupt Gelbfumme; 
daher Kapitalift, berjenige, beifen Ein- 
fommen ganz oder doch vorwiegend aus 
dem Ertrag ber ihm zugehörigen Gelbjum- 
men beftebt. In der Bolfswirtichaft ver- 
ftebt man unter K. denjenigen Teil des 
Vollsvermögens, der für die Produktion 
beſtimmt ift, ober mit andern Worten ben 
Inbegriff von Gütern, mit welchen neue 
Güter erworben werben. Doch ift ber Be⸗ 
riff des Kapitals ein fehr beftrittener. 
Sebenfalls ift aber daran feitzubalten, 
daß außer bem Geld, als dem eigentlichen 
Taufchmittel, auch 3.8. die beim Gewerbe⸗ 
betrieb zu verarbeitenden Rohſtoffe, ferner 
die bei der Produktion gebrauchten Hilfs: 
foffe, wie Mafchinen, Werkzeuge, Ges 
biude, Werfftätten u. bal., zum K. ge 
hören. Die Sozialbemofratie betrachtet 
das K. als eine bem Arbeiterftand feind- 
liche Macht; fie will bie fapitaliftifche 
tobuftionsweife und das gegenwärtige 
yſtem ber Lohnarbeit —* t wiſſen 
und dem Arbeiter das Reſultat ſeiner Ar⸗ 
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beit unmittelbar zu gute kommen laſſen. 
Betriebs- ober umlaufendes K. iſt 
ein ſolches, das zum Zweck fortdauernder 
Gütererwerbung in ſteter Umwandlung 
und Erneuerung begriffen iſt, im Gegen⸗ 
ſatz zum Anlage⸗- oder ſtehenden K., 
welche als bie Orumblage ber Probuftion 
bient. Grunbfapital(Grünbung$- 
fapital), bas zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Geſchäfts erforderliche K., 
welches teils als Anlages, teils als Be⸗ 
triebskapital zur Verwendung kommt. 
Kapitalgewinn (Rapitalrente),ber 
Abwurf eines werbend angelegten Kapi⸗ 
tals. Beſteht derſelbe in einem beſtimmten 
Zinsbetrag, ſo ſpricht man von Kapi⸗ 
talzind. Kapitaliſieren, periodiſch 
fällige Leiſtungen in ein entſprechendes K. 
umwandeln. Näheres über Begriff und 
Weſen des Kapitals ſ. in den Lehrbüchern 
ber Volkswirtſchaft. Unter ben foziali- 
ſtiſch kommuniſtiſchen Schriften über bie 
en Gegenfland nimmt das Werl von 
arr —* K.e, 2. Aufl. 1873) die erſte 
— — (ranz.), Haupt B 
an (franz.), Hauptmann; Be 
fehlshaber eines 8 iffs. In der Kriegs⸗ 
marine hat der K. zur See Oberſten⸗, der 
Korvettenfapitän Oberſtleutnants⸗ und 
ber Kapitänleutnant Hauptmannsrang. 
Capitaine d’armes (Rüftmeifter) wird 
der Verwalter ber Meontierungsftüde 
einer Kompanie genannt. In Spanien 
ift der Titel eined Generalfapitäng 
für den Militärgouverneur einer Provinz 


gebräuchlich. 
Kapitulieren Gran), fih ergeben 
(von Feſtungen 20.); auch von Soldaten 
gejagt, welche nach abgelaufener Dienftzeit 
weiter dienen (Kapitulanten); Kapi- 
tulation, Übergabe eines feften Plabes, 
Erflärung einer Armee, daß fie die Waf- 
fen ftrede. Will der Kommandant einer 
ale wegen Übergabe berfelben unter: 
andeln, fo wirb dies regelmäßig durch 
das Aufziehen ber weißen Fahne zu er⸗ 
fennen gegeben. Wahlkapitulation 
hieß im rübern Deutichen Reid, die Ver- 
einbarung, welche der neu zu wählenbe 
Kaijer vor der Wahl mit ben Kurfürften 
— mußte, und in der die Grund⸗ 
ſätze formuliert wurden, nach denen der 
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Kaifer ſpäter die Regierungsrechte aus⸗ 
üben follte. 

Kaptivieren (lat.), wegnehmen, auf⸗ 
bringen; Kaptur, Gefangennahme, Weg⸗ 
nahme, insbeſondere die eines feindlichen 
Schiffs; Kaptor, der Schiffer oder der 
Befehlshaber eines Schiffs, dem eine der⸗ 
artige Wegnahme gelingt; auch Bezeich⸗ 
nung für dies Säit felbft (vol. Brife). 

Kardinal (lat.), Titel derjenigen hoben 
Geiftlichen ber römifch-Fatholifchen Kirche, 
welche die nächlten Sehilfen und Ratges 
ber des Papftes (f. d.) find. Die Kardi: 
näle bilden mit dem legtern das heilige 
Kollegium und zerfallen in ſechs Kardi⸗ 
nalbiſchöfe (von Oftia, Borto, Sabina, 
Paleſtrina, Yrascati und Albano), 50 
(dermalen 48) Karbinalpriefter und 
14 (dermalen 11) Kardinaldiafonen. 
Sie jtehen dem Bapft, welcher fie ernennt, 
in wichtigen Angelegenheiten beratend zur 
Seite, und er erwählt aus ihnen feine 
höchſten Gehilfen und Würbenträger. 
Das Kardinallollegium wählt in 
bem [open Konklave den neuen Papſt 
aus feiner Mitte. Ihre Verſammlung 
unter dem Vorfit bed Papſtes heißt Kon: 
fiftorium; ihre Ausfhüfle werben Kon: 
gregationen genannt, jo 3.2. die Kon⸗ 
gregation für ben Inber (f. d.), für bie 
Propaganda (Verbreitung bed roömiſch⸗ 
Tatholiichen Glauben), für die Disziplin 
ber geiftlihen Orden, für Abläffe und 
Reliquien, für die Verwaltung der Peters⸗ 
firche 2c. Zur Zeit beftehen 19 folche Kon- 
gregationen. Die Kleibung der Kardinäle 
ift der Ehorrod mit dem kurzen Purpur: 
mantel und ein roter (in der Advents⸗ 
und Faftenzeit violetter) Hut mit zwei 
feidvenen berabhängenden Schnüren mit 
Duajten. Der Ehrentitel des Kardinals 
ift »&minenz«. 

Raritatinfubfldien (lat.), ſ. Neichs- 
ritterfchaft. 

Kartell (franz.), Übereinfunft, nament- 
lich neigen zwei Staaten, 3. B. wegen 
Auslieferung von Verbrechern, Erhebung 
von Kingangszöllen ollfartell); 
Kartellſchiff, f. v. w. PBarlamentär: 
ſchiff. Auch bezeichnet K. bie Vereinba⸗ 
tung eines Zweikampfs, daher Kartell: 
träger, derjenige, welcher ben Auftrag 


Kaptivieren — Kathederſozialiſten. 


zu einer Herausforberung zum Zweikampf 
(f. d.) übernimmt und ausrichtet. 

Kaflate (Koſſäte), f. Kate. 

Kafſſationshof, ſ. Kaffieren. 

Fa „ſ. Papiergeld. 

affenfreibe 

Raflenzmang Hi. Hilfsfaffen. 

Kaflieren (lat.), vernichten, aufheben, 
für ungültig erklären; Kaſſation, Ber 
nidhtung, 3. B. das Ungültigmachen einer 
Urkunde durch Zerreißen oder Zerſchnei⸗ 
den; Abfekung eines Beamten oder eines 
Offiziers; Aufbebung eines gerichtlichen 
Urteils, welches gegen Gefetesporfchriften 
verftößt. In diefem Sinn bezeichnet man 
ein Obergericht, welches über Nichtigfeit3: 
beichwerben zu entfcheiben hat, als Kaſ⸗ 
fationshof. Für die franzöfifche Re 
publif befteht ein gemeinjfamer Kaſſa⸗ 
tionshof (Cour de cassation) in Paris, 
während für das Deutſche Reich das 
Neichögericht in Leipzig die Kaſſationsin⸗ 
ftanz bildet (|. Revifion). 

Kate (Kote, Rotte, »Hütte«), Be 
zeichnung eines einzelnen Bauernhauſes 
im Gegenfab zu einem geſchloſſenen 
Baueengut. Die Eigentümer einer K., 
welche Kot= oder Hinterfaffen, Koj: 
fäten, AR Halbbauern, 
Hinterjiedler, Kleinhäusler & 
nannt werben, gehören in manchen Ge 
meinden nicht zu den vollberechtigten Ge 
meindemitgliebern, indem fie feinen An: 
teil an ber fogen. Allmande (f. b.) ba: 
ben. Diefelben waren früher regelmäßig 
leibeigne (»eigne«) Leute, daher auch die 

eihnung »Eigenfätnere. 

athederfozialiflen, Spottname für 
eine Anzahl PBrofefjoren der Staatswiſ 
ſenſchaften und Volkswirtſchaft (Schön: 
berg, A. Wagner, Brentano, Held, Schmol⸗ 
ler u. a.), welche fich 1872 gegen bie berr- 
ſchende Freihandelsſchule( Mancheſtertum) 
in Deutſchland erhoben und für die He⸗ 
bung des Arbeiterſtands und die Ande⸗ 
rung der Wirtſchaftsordnung das Ein⸗ 
greifen des Staats verlangten. Die Gruppe 
orgamifierte ſich als »Verein für Sozial: 
politike auf mehreren Verſammlungen 
in Eiſenach, auf denen die Grundſäaͤtze 
und Forderungen im einzelnen prägt 
fiert wurden. Vol. Oppenheim, Der 








Katholifche Kirche — Kirche. 


Rathederfozialismus 172); v. Scheel, 
Die joziale urage (1873). 

Katholiſche Kirche, eigentlich die al- 
gemeine Kirche; ſodann gemeinichaftliche 
Bezeihnung ber griechiſch-katholi— 
ſchen Kirche (ſ. d.) und der römiſch— 
fatholifhen Kirche (f. d.); auch Be⸗ 
zeihnung für die letztere allein im Gegen: 
ſatz zur proteftantiichen Kirche. 

Sapallerie (franz. Cavalerie, v. lat. 
caballus, * erd«), Reiterei, Truppen⸗ 
gattung, welche zu Pferd kämpft; zerfällt 
in ſchwere (Ulanen, Küraſſiere) und 
leich te K. (Huſaren, Dragoner, Chevau⸗ 
legers, reitende Jäger). Die deutſche K. 
beſteht aus Dragonern (Chevau⸗legers), 
Huſaren, Küraſſieren und Ulanen; die 
franzöſiſche K. hat keine Ulanen, dafür 
aber Chasseurs à cheval, die öſterreichi⸗ 
ſche keine Küraſſiere, die ruſſiſche vorwie⸗ 
gend Ulanen (Koſaken) und Dragoner. 

Keſſelſtener, ſ. Brauſteuer. 

Kilogramm, |. Gramm. 

Kilometer, j. Meter. 

Kindesmord (Kindestötung, lat. 


Infanticidium), die vorfägliche Tötung | f 


eines unehelichen Kindes durch deſſen 
Mutter in oder gleich nach der Geburt. 
Während die frühere Geſetzgebung und 
namentlich die peinliche Gerichtsordnung 
Karls V. (die fogen. Carolina) den K. als 
Verwandtenmord beſonders ftreng be⸗ 
frafte, zogen bie gemeinrechtliche Praris 
und die moderne Geſetzgebung bie bejon- 
dern Thatumftänbe diefes Verbrechen in 
mildernde Berüdfichtigung, namentlich 
die phyſiſche und biuchiiche Aufregung der 
Mutter zur Zeit der That, bie Furcht vor 
Entdeckung ihres Fehltritts und vor einer 
traurigen Zufunft und das noch unent⸗ 
widelte Bewußtjein des Neugebornen, ben 
die Mutter noch mehr als einen Teil ihrer 
eignen phyſiſchen Eriitenz denn als jelb- 
ſtaͤndige Perfönlichfeit zu betrachten ge⸗ 
neigt ift. Nach dem deutſchen Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch inZbejondere iſt ber Thatbeftand 
der Kindestötung folgender: 1) Objekt 
des Verbrechens iſt ein uneheliches Kind, 
fei es auch von einer Ehefrau, jedoch im 
Ehebruch, empfangen und geboren. Das- 
ſelbe muß aber gelebt Haben, gleichviel ob 
es zum Fortleben geeignet war. Ob Dies 
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der Fall geweſen, muß nötigenfall3 durch 
Sachverſtändige, namentlih durch An: 
wendung ber fogen. Lungenprobe (f. d.), 
feftgeftellt werben. 2) Subjeft der That 
kann nur die außereheliche Mutter ſelbſt 
fein, indem bei anbern Thätern, Anftif: 
tern ober Gebilfen jene oben hervorge⸗ 
bobenen mildernden Umſtände nicht in 
Anbetracht kommen und für dieſe lediglich 
die Strafbeitimmungen über Mord und 
Totſchlag maßgebend fein fönnen. 3) Die 
Handlung ſelbſt muß vorſaͤtzlich geſchehen; 
bei fahrlaͤſſiger Kindestötung find die 
Grundſätze über fahrläffige Tötung über: 
haupt entfcheidend; fie muß auch in oder 
reich nach ber Geburt geichehen. Die 

trafe der Kindestötung tft eine gerin- 
gere als die des Mordes und bed Tot⸗ 
ſchlags, nämlich Zuchthausftrafe von 3— 
15 &abren und, wenn mildernde Um⸗ 
ftände vorhanden, Gefängnis von 2—5 
Jahren. Auch der Verfuch wird beitraft. 
rer Deutſches Strafgeſetzbuch, FF 217, 


KKindesunterſchiebung, ſ. Unter: 
chiebungeines Kindes. 

Kirche (v. griech. kyriakon, »Herren⸗ 
haus«, lat. FEcclesia), zunächſt ein ber 
chriſtlichen Gottesverehrung geweihtes Ge⸗ 
bäude; dann religiöſe Genoſſenſchaft, na⸗ 
mentlich im Gegenſatz zu den ſogen. Sek⸗ 
ten Bezeichnung für die großen chriſtlichen 
Religionsgenoſſenſchaften (römiſch-katho⸗ 
liſche, giechiſch tatholiſche utheriſche und 
reformierte K.). Die Organiſation der 
kirchlichen Gemeinſchaft (Kirchen ver⸗ 
faſſung) geſtaltete ſich in der römiſch⸗ 
katholiſchen K. (f. d.) zu einem hierarchi⸗ 
ſchen Syſtem mit dem unfehlbaren Papſt 
an der Spike, während in der griechiſch⸗ 
fatholifchen K. (f. d.) mehrere gleichbe- 
rechtigte und nicht unumſchränkte Patriar⸗ 
Ken an der Spike ber Kirchengemein- 
ſchaft ftehen. Die proteftantifche K. fieht 
den Landesherrn zugleich als das geiftliche 
Oberhaupt an (Summus episcopus), wel⸗ 
cher zur Leitung ber kirchlichen Angelegen- 
beiten ein Konftitorium zur Seite bat oder, 
wie in ber. reformierten K. und nad) ber 
teilmeife auch für die proteftantifche K. 
adoptierten Synodal= und Presbyterial⸗ 
verfaffung (f. d.), zwar auch an ber 
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Spike ber 8. fieht, ber Iebtern aber ein 
gewiſſes Selbftverwaltungsrecht geftattet 
und bie Kirhengemeinbe als bie 
Grundlage bes kirchlichen Geſamtorga⸗ 
nismus zur Geltung tommen läßt. Der 
Snbegrift ber Rechte der Kirchengemein- 
ſchaft über die Angehörigen der K. wirb 
Kirchengewalt (Jusinsacra) genannt. 
rüber, namentlid) in ber katholiſchen K., 
über die religiöfe Sphäre hinaus auch auf 
Gebiete des bürgerlichen Lebens ausge 
bebnt, erhielt fich eine ſolche Einwirfung 

r 8. bis in bie neueſte Zeit beſonders 
in ber Tirchlichen Form ber Eheſchließung. 
von welcher auch die bürgerliche Gültigfeit 
ber Ehe abhing, ferner in ber geiftlichen 
Gerichtsbarkeit in Ehefachen und endlich 
in der Teilnahme der K. an ber Verwal: 
tung und Beauffihtigung des Schulmwes 
ſens, insbefondere bes VBoltsichulwefens. 
Für das Deutſche Reich ift aber in An- 
ſehung ber Eheſchließung und ber Gerichts: 
barkeit in Eheſachen durch das —— 
vom 6. Febr. 1875 über die Beurkundung 
des Perſonenſtands und die Eheſchließung 
ſowie durch das deutſche Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetz Abhilfe geſchafft worben, wäh: 
rend die Schulaufſicht in den meiſten Staa⸗ 
ten durch befonbere Gefete, in Preußen 
3. B. durch Sefeb vom 11. März 1872, 
- der K. entzogen worben ift. greilie ift ber 
in Deutſchland zwifchen Staat und K. 
über die Begrenzung ber Kirchengewalt 
ausgebrochene Streit noch nicht zum defi⸗ 
nitiven Austrag gebracht worden (f. Kir- 
henpolitif). Der Inbegriffvon Rechten, 
weldhe bem Staate ben Religionsgenoffen: 
ſchaften und inZbefondere den chriftlichen 
Kirchen gegenüber zuftehen, wird Kir: 
chenhoheit (Jus circa sacra) genannt. 
Diefelbe charakteriſiert ſich vorzugsweiſe 
als ein ſtaatliches Oberaufſichtsrecht, wel⸗ 
ches, abgeſehen von der Beaufſichtigung 
gewiſſer kirchlicher Anſtalten und gewiſſer 
kirchlicher Befugniſſe, namentlich die Ge⸗ 
nehmigung kirchlicher Erlaſſe (ſogen. Pla⸗ 
cet, »es gefällt«), ferner die Mitwirkung 
bei der Errihtung unb Beſetzung von 
Kirchenämtern und endlich bie Entſchei⸗ 
bung über die Beſchwerden wegen Miß: 
brauch? ber geifilichen Gewalt oder Re- 
cursus ab abusu (f. b.) in ſich begreift. 


Kirchenältefte — Kirchenpolitit. 


Dagegen ift das fogen. Jus reformandi 
(Reiormationdredht), b. h. bad Recht, über 
die Zulaflung einer Religionsgemeinfchaft 
im‘ ae e dt —A— pe her 
rechtli tellung feitzu , weientli 
beihränft worden. Denn aft in allen 
voilifierten Staaten ift volle Religions: 
—*8* proklamiert und namentlich für 
das Deutſche Reich durch das Bundes⸗ 
Geig⸗ ⸗) Geſetz vom 3. Juli 1869 der 
rundſatz fanftioniert worben, baß bie 
Berfchiebenheit bes SIaubensbefenntnifies 
in der Ausübung ber bürgerlichen und 
flaatsbürgerlichen Rechte Teinen Unter: 
ſchied madyen bürfe. *ꝛ. Zeller, Staat 
und K. (1873); Geffcken, Staat und K. 
in ihrem Verhältnis geſchichtlich entwickelt 
1875); Martens, Die Beziehungen ber 
berorbnung, Nebenordnung und Unter: 
ordnun au ]en K. und Staat (1877). 
Kirchenälteſte, ſ. Synodalverfaj: 


ſung. 

Lſccenbaun (Exkommunikation), 
in der katholiſchen Kirche die feierliche 
Ausſchließung aus ber Kirchengemein⸗ 
ſchaft als Strafe für Vergehen gegen die 
Sittlichkeit, Ketzerei oder feindſelige ann 
Yungsweife ber Kirche gegenüber. bei 
wird zwijchen Tleinem X. ober ber Er- 
kommunikation, d.h. der Ausſchließung 
von der Teilnahme an den Sakramenten, 
und dem großen K. (Anathema), der 
völligen Ausſchließzung aus ber Kirchen⸗ 
gemeinichaft mit Fluch und Verwünſchun 
unterſchieden. Einſt eine gefährliche — 


in ben Hänben ber Päpfle, iſt der K. jetzt 


jo gi wie bedeutungslos. 
Nirchengeſetze, ſ. Geſetz. 

Ki enpolitif ‚, Bezeihnung ſowohl 
für bie Politik, welche die Kirche im all- 


emeinen unb indbefonbere der weltlichen 
acht des Staats gegenüber befolgt, als 
auch für die Politik des letztern der Kirche 
egenüber. Kirchenpolitiſche Geſetze 
(m diejenigen Rechtsnormen, welche bad 
erhältnis gegen Staat und Kirche re 
geln. Die K. iſt in dem lebten Jahrzehnt 
in Deutichlanb von ganz befonderer Wich⸗ 
tigfeit geworben, feitbem auf bem vatila- 
niſchen Konzil das Dogma von ber Un: 
fehlbarkeit b.) bes Papſtes verkündet 
und damit der Kampf ber päpftlichen 





Kirchenpolitik. 


Kurie gegen bie ſtaatliche Autorität eröffnet 
ward, welder zu dem fogen. Kultur⸗ 
kampf herangeſchwollen if. Im deut: 
ſchen Reichstag und im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhaus werden dabei die Inter⸗ 
eſſen der päpſtlichen Kurie durch das 
Zentrum (ſ. d.) vertreten. Die ſtaatliche 
Geiekgebung, welche wiber bie hierarchi⸗ 
ſchen Selüfte des Papſtes gegenüber einem 
proteftantifchen Kaiſertum vorging, wurbe 
mit dem fogen. Kanzelparagraphen eröff- 
net (f. Kanzelmißbraud). 1872 folgte 
das Reichsgeſetz, betreffend die Ausweifung 
ber Jeſuiten (1. b.). — wurde 
1872 das Schulaufſichtsge 3 und 


damit der —— lichkeit ge⸗ 
geben, berufsmäßige Kreisſchulinſpektoren 


an Stelle ber geiftlichen Auffichtsbenmten 
zu feßen. Sodann wurben 1873 bie preußi- 
ſchen Maigejeße erlafien, von denen na⸗ 
mentli Geſetz vom 11. Mai 1873, 
betreffend die VBorbildung und Anftellung 
ber Öeiftlihen, hervorzuheben ift. Dies 
verlangt von jedem @eiftlichen eine gewiſſe 
Univerfitätsbildung ſowie Die Anzeige von 
der Ernennung eines Geiftlichen an ben 
Dberpräfibenten. Dieſer kann gegen bie 
Anftelung namentlih dann Einfprud) 
erheben, wenn gegen ben Anzuftellenden 
Thatfachen vorliegen, welche bie Annahme 
rechtfertigen, baß berfelbe ben Staatsge⸗ 
jeten ober ben innerhalb ihrer geſetzlichen 
Auftänbigfeit erlaflenen Anordnungen ber 
Obrigkeit entgegenwirken oder ben öffent: 
lichen Frieden ftören werde. Ein weitered 
Geſetz vom 12. Mai 1873 betrifft die firch- 
liche Disziplinargewalt und fette einen 
königlichen Gerichtshof für die Firchlichen 
Angelegenheiten (in Berlin) ein, durch 
welchen ungehorfame Bifchöfe, welche ſich 
jenen Beftimmungen nicht fügten, abge 
jekt wurden. Ein Reichsgeſetz vom 4. Mai 
1874, betreffend Die Verhinderung der un⸗ 
befugnten Ausübung von Kirchenämtern, 
flatuierte ben renitenten Geiftlichen gegen: 
über eine gewiſſe Aufentbaltsbejchränfung, 
ja fogar die Landesverweiſung (f. Aus⸗ 
weifung) Bas preußifche Geſetz vom 
31. Mai 1875 verbot ferner alle Orden 
und orbensähnlichen Kongregationen, abs 
gejehen von folchen, weldye fich der Kran⸗ 
Tenpflege widmen. Endlich ift auch noch 
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bes preußifchen Gelehes vom 22. April 
187 8 (fogen. RA oder Sperr: 
gelet) zu gebenten, weldyes bie Inne 

haltung von Staatsbezügen renitenten 
Geiftlihen gegenüber verfügte und für 
die im Intereſſe folder Geiftlichen zu er 
hebenden Kirchenfteuern bie Beitreibung 
verjagte. Auch bas Reichegeſetz, welches 
die Bivilehe (ſ. sK einführte und bie 
Beurkundung bed Perſonenſtands in bie 
Hand weltliher Behörben legte, warb 
duch ben Kulturfampf veranlaßt. Leiber 
bat diefer Kampf Dimenfionen angenom: 
men unb die Berhältniffe der Tatholiichen 
Kirche in Preußen derartig in Deitruftion 
gebracht, daß eine ‚Seenbigung bed Kultur⸗ 
kampfs in der That als dringend geboten 
erſcheinen muß. Hierzu ift auch wiederholt 
ein Anlauf genommen worden. Bereit? 
im Sommer 1878 fanden zwiſchen dem 
Furten Bismarck und dem päpftlichen 

unzius Maſella Verhandlungen ſtatt, 
welche 1879 mit dem Kardinal Jacobini 
fortgeſetzt wurden. Das Zentrum bewil⸗ 
ligte 1879 dem Kanzler den neuen Zoll⸗ 
tarif, und Die Entlaffung des Kultusmi⸗ 
nifters Falk war der Preis dafür. Letzterer 
wurde durch den Miniſter v. Puttkamer 
erſetzt, welcher geneigter zu Konzeffionen 
an bie Kurie zu fein fheint. Derſelbe 
legte 1880 im preußifchen Abgeorbneten- 
haus ein si vor, welches jene firchen- 
politiiden Geſetze abändern follte Die 
Tendenz bed Entwurfs ging zumeift da⸗ 
bin, bus die Anwendung jener Gefebe im 
wejentlichen von dem jeweiligen Antrag 
bes Oberpräfidenten abhängig fein ſolle. 
Bejonbere Bedenken erregte aber nament: 
lich ber Vorſchlag, wonach einem Biſchof, 
ber Durch gerichtliche8 Urteil aus dem Amt 
entlafjen worden, von bem König bie 
ſtaatliche Anerfennung als Biſchof jeiner 
frühern Diözefe wiederum Hätte erteilt 
werden Tünnen (f. Biſchofspara⸗ 
grap 5). Der frühere Kultusminifter 
gel erflärte fich entfchieben gegen das 

ejeb, welches nur den Wiberftanb ber 
päpftlichen Hierarchie fteigern werbe, bie 
fih vor allen Dingen erſt den flaatlichen 
Geſetzen wirklich untertwerfen müffe, bevor 
man an eine Reviſion der Maigeſetze gehen 
könne. Allerbings wurde nun jener Bi: 


m. 
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Kirchenrat — Klerus. 


Icofsparagtap verworfen, das Gefeß|der Konzilien und der Päpſte und bie 


aud im übrigen ganz wefentlich abge: 


Konkordate (f. d.). Außerdem find bie 


Ihwächt ; aber gleichwohl erſchien e8 einem | Kirchenorbrnungen und die Verfaffungs- 


Zeil der. Liberalen bedenklich, für ben 
Rumpf des Geſetzes zu flimmen. Die 


efete ber einzelnen Staaten von be 
Ponberer Wichtigkeit (vgl. Kirchenpo: 


Nationalliberalen fpalteten fich bei dieſer Titif). Vogl. die Lehr: und Handbücher 


Gelegenheit in zwei Hälften, und dies war 
die äußere Veranlaſſung zu ben Ausfchei: 
ben verſchiedener Mitglieder aus jener Par: 
tei (f. Sezeffion). In der Reichstags: 


bes Kirchenrechts von Richter (8. Aufl., 
‚berausgey. von Dove, 1879 f.), Mejer 
3. Auf. 1869), Hinſchius (»R. der 
atholifen und Proteftanten«, 1869 ff.). 


feifion von 1881 bat das Zentrum eine | Walter(14.Aufl., herausgeg.vonGerlach, 


durchaus zumwartende Stellung eingenom: 
men; es betreibt bie Politik ber freien 
gen, und ber Friede auf dem Firdhlichen 
ebiet würbe vorausfichtlih nur durch 
Konzeifionen an das Zentrum zu erlangen 
fein, vielleicht gegen Zugeſtändniſſe des 
leßtern auf dem Gebiet der wirtichaftlichen 
Politik des Fürften Bismard. Vgl. Zel⸗ 
Ver, Staat und Kirche (1873); Hin- 
ſchius, Die preußifchen Rirdengel etze des 
Jahrs 1873 ; Derſelbe, Die Ge 
ſetze der Jahre 1874 und 1875 (1875). 

Kircheurat, Behörde für die Verwal⸗ 
tung ber Firchlichen Angelegenheiten eines 
Landes oder eines Bezirks; auch Titel ver: 
bienter Geiftlichen. 

Kirdenredt(iat.Jus ecclesiasticum), 
Inbegriff derjenigen Rechtönormen, welche 
für die Rechtsverhältniffe der Kirche (ſ. d. 
im ganzen und für diejenigen bes Einzel- 
nen al8 Mitglied derfelben maßgebend find. 
Dabei wirb zwifchen dem natürlichen 
und dem pofitiven K. unterfchieben, 
indem man unter erjterm das aus dem 
Begriff und aus dem Wefen der Kirche 
im allgemeinen ſich ergebende, unter letz⸗ 
term dagegen bas in ben ie einer 
beitimmten Kirche und eines bejtinmten 
Staats enthaltene K. verfteht. Ferner ift 
zwiichen allgemeinem und befon- 


1871), Friedberg (1879); Schulte, 
Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts (3 
Aufl. 1873); Thudihum, Deutiches 
8. (1877 f ). 

Kirchenſtaat, ber ehemalige bäpfttice 
Staat in Italien. Derfelbe war bis 1860: 
41,187 qkm groß und hatte 3Ys Mill. 
Einw., wurde 1860 auf Nom und Um 
gegenb (Patrimonium Petri) mit 12,803 
qkm und etwa 700,000 Einw. beſchränkt 
und 1870 dem Königreich Italien (f. d.) 
völlig einverleibt. 

Kirchenverſammlung, |. Konzil. 

Rlafter, |. Lachter. 

Klage (lat. Actio), das Anrufen bed 
Richter zum Zweck der Geltendmachung 
eined privatrechtlichen Anfpruchs des 
Klägers gegen ben Beklagten; neuer: 
dings und. namentlich in der beutichen 
Strafprogeßordnnung auch zur Bezeichnung 
ber ftrafrechtlichen Anklage gebraudt. 

Klarieren (lat.), Elären, frei machen; 
im Seewefen die Schiffsladung verzollen 
und dadurd) das ungehinderte Auslaufen 
bes Schiffs ermöglichen ; Klarierungs⸗ 
ſchein, Quittung über gezahlten Zoll; 
Klarierer, Schiffgmäfler, der das K. 


belorat, 
Klafienftener 6 


f. Steuern. 
Klaufel (lat. 


lausula), Nebenbeftim- 


derm K. zu unterjcheiden, je nachbem dass | mung, Vorbehalt bei den Rechtsgeſchäften. 
jelbe für die ganze Kirchengemeinſchaft Sich verflaufulieren, fein Redt 


und ihre Angehörigen ober nur für ein- 
zelne Kirchen oder Kirchengenteinden Gel- 
tung-hat. Quellen des Kirchenrechts find, 
abgefehen von bem Gewohnheitsrecht, Die 
weltlichen und geiftlichen Sejeße und Ver: 
ordnungen, namentlich das kanoniſche 
Recht (ſ. d.). Dazu kommen für das fa- 
tholiſche K. die Tradition, bie Beſtim⸗ 
mungen der Kirchenväter, bie Beſchlüſſe 


durch eine K. wahren. 
Kleindeuti, |. Großdeutſch. 
Kleine Fahrt, ſ. Schiffer. 
Kleingemerbe, |. Handwerker. 
Kleinhänsler, ſ. Hinterſaſſe. 
Klerus (griech, »Los«, Eigentum, 
Erbe), in der katholiſchen Kirche Bach 
nung des geiftlichen Standes, daher Kle⸗ 
rifer, ein Angehöriger: dieſes Standes; 


m 





Kloſter — Koalition. 


terifal, die Iutereffen des K. vertre 
tend, betreffend. Daher wird das Zentrum 


(f. d.) vielfach algebie klerikale Partei bes 
zeichnet und bie Dereimiguung besfelben 


mit ben Konferbativen, welche bis jetzt frei⸗ 
ih nur in einzelnen Fällen ftattgefunden 
bat, als Tonfervativ=Tlerifale Koalition. 

Klofter (v. lat. claustrum, »abge: 
jhloffener Ort«, griedh. Monasterium), 
die mit einer Kirche (Kloſterkirche) ver- 
bundene gemeinfame Wohnung der nad) 
gewiffen Regeln lebenden Mönche oder 
Konnen. Der Zweck dieſes Zuſammen⸗ 
lebens iſt urſprünglich religiöfe Beſchau⸗ 
lichkeit, wozu jedoch noch zumeiſt eine be⸗ 
ſondere Thätigkeit, wie Seelſorge, Er⸗ 
ziehung, Krankenpflege, gekommen iſt. 
Die Klöfter bilden gewöhnlich ein Viereck, 
einen Hof oder Sarten umfchließend, mit 
einem Kreuzgang und bem jogen. Refel: 
torium, dem Speife- und Konventfaal, 
im untern Stod, während ſich oben die 
Zellen ber Mönche oder. der Nonnen be⸗ 
finden. Der Vorgeſetzte eines größern 
Kloſters heißt Abt (Abtiſſin), eines 
Heineın Bropft, Brior, Superior, 
Suardian, Rektor (Pröpftin, 
Briorin, Domina). Die ordinierten 
Kloftergenoffen beißen Patres (Väter), 
bie nicht ordinierten Fratres (dienende 
Brüder, Laienbrüber, Laienjchweitern). 
Diejenigen, welche ſich bem Klofterleben 
widmen wollen, habendie jogen. Kloſt er⸗ 
gelübde (Armut, Keuichheit und Gehor: 
yam) abzulegen. Die Klöfter ſtehen ent- 
weder unter dem Biſchof des betreffenden 
Sprengels ober al$ erimierte unmittelbar 
unter dem Orbenggeneral und unter dem 
Bapft (j. Orden). Vgl. Weber, Die 
Möncherei (2. Aufl. 1834, 3Bde.); Fuhr, 
Geſchichte der Mönchsorden (1845); Hin= 
ſchius, Die Orden ber. Kongregationen 
ber fatholifchen Kirche in Preußen (1874). 

Klub (engl., ipr. klöbb), eigentlich Keule; 
dann |. v. w. Zeche; Geſellſchaft, gefellige 
Bereinigung, entiprechend unferm deut⸗ 
ihen »Berein«, wie denn auch in Deutich- 
land vielfady Vereine ben Namen »K.« 
führen. 
li die politifchen Klubs großen Einfluß, 
und von bier aus fand die Einrichtung 
ſolcher Klubs auch auf dem Kontinent Ber: 


n England erlangten nament= | q 
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breitung. Die englifyen politifchen Klubs 
entſprechen auch zum Zeil unfern politi- 
hen Fraktionen (ſ. d.). Vgl. Verein. 

Knappfchaft, die Gefamtheit ber in 
einem Bergwerk ober in einem Bergrevier 
beichäftigten Bergleute. Die Knapp: 
Ihaftstaffen find Vereine, welche die 
Sicherung der Bergleute gegen die Ge: 
fahren ihres Berufs bezweden, indem fie 
ihnen freie Kur und Arznei, Kranken: 
lohn und Invalidenpenfion gewähren; 
auch wird in ber Pegel ein Beitrag zu 
den Begräbniskoften gewährt, auch für Die 
Witwen und Waifen verunglüdter Berg: 
leute eine Berforgung verwilligt. Die 
Kna ppſchaftskaſſen find Zwangskaſſen und 
eine wichtige Art der Hilfskaſſen (ſ. d.) 
überhaupt. 

Kujäs (Knjasj, ruſſ.; ſerb. Knes), 
ein in wechſelnder Bedeutung durch den 
ganzen ſſlawiſchen Volksſtamm verbreitetes 
Wort, eigentlich »Herr, Befehlender«. In 
Rußland bezeichnet K. ben hohen Mel, 
dem beutichen »Fürfte entiprehend. Es 
gibt drei Klaſſen von Knjäſen: ruſſiſche, 
litauifche und Knjäſe tatarifcher Abſtam⸗ 
mung. Bei ben Serben bedeutet Knes 
bald »Fürft«, bald »Graf«, weshalb ber 
Rettore von Ragufa zur Zeit der Repu⸗ 
blik K. genannt wurde und der Fürſt von 
Montenegro noch) jeßt diefen Titel führt. 
Er bezeichnet aber auch häufig den Orts⸗ 
richter oder Schulzen einer Dorfgemeinde, 
jo namentlih in Dalmatien und in der ehe⸗ 
maligen Nepublif Poglizza, deren Negent 
fih Veliki Knez (»Großgrafe) nannte. 
An der Walachei hießen im 13. Jahrh. bie 
Lehnsherrſchaften Knezate und die Her: 
ren derſelben Kneze. 

Koadjũtor (lat. »Gehilfe«), nament⸗ 
lich in der katholiſchen Kirche der einem 
Biſchof für die Verwaltung gewiſſer Amts⸗ 
verrichtungen beigegebene Prälat, zumeiſt 
mit dem Anſpruch auf Nachfolge im Bis⸗ 
tum ernannt. 

- Koalition (lat.), Verbindung, Ber: 
bündung, Verein; daher Koalitions- 
freiheit, das Recht der freien Vereini- 
gung (ſ. Verein). Bon befonberer 
Wichtigkeit iſt das letztere für die Vereini- 
gungen der Arbeitgeber einerſeits und ber 
Arbeitnehmer anderjeits, mit Bezug auf 


— 
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welche Brentano ben befannten Ausſpruch 
gethan hat, daß die Konfurrenz das Prin- 


ip ber Starken, bie K. basjenige ber If 
del 


wachen fei(lf. Arbeitsein ung) 
Ferner wird ber Ausdruck K. namentlich 


rien um Verbindungen politifcher | feft 


rteien zu bezeichnen, baher man z. B. 
von einem Koalitionsminiftertum 
fpricht, welchesaus Männern von verſchie⸗ 
bener Parteirichtung zufammengefekt iſt. 

Koder (Iat.), eigentlich del; ob, Holz 
tafel, dann ſ. v. w. Buch (weil ein ſolches 
im Altertum aus mit Wach überzogenen 
gehtaie beftand), auch Geſetzbuch, 3.8. 

odex Theodosianus, Justinianeus x. 

Ropunien (lat.), f. Agnaten, 

Kokarde (franz.), rofettenartige Ranb- 
ſchleife, zuerſt in Frankreich als Partei: 
abzeichen, fpäter als autionalabgeichen 
am Hut, jegt nur vom Militär und uni- 
formierten Beamten an der Kopfbebedlung 
getragen. 

Kollaberäter (Int., »Mitarbeiter«), 
Amtsgebilfe, Titel eines niedern Geift- 
lichen oder Schulbeamten, welcher einem 
böhern beigegeben ift; daher Kollabora= 
tur, die Thätigfeit, da8 Amt, auch wohl 
bie Wohnung eines ſolchen; follabories 
ren, als K. thätig fein. 

Kollaterälen (Kollateralvers 
wanbte, Seitenverwandte), dieBer- 
wandten einer Perſon, welche von dem 
Bruder ober von der Schwefter derſelben 
berftammen. Kollateralgelb, die Ab: 
gabe, welche die Erben eines Seitenver⸗ 
wandten von dem Nachlak bes letztern 
zur Staat$= ober Gemeinbelaffe zu ent: 
richten haben, 
sllation (Tat.,» Zufammentragung«), 
bie Verleihung niederer Pfründen durch 
ben Bifchof ober in der evangeliſchen Kirche 
durch den Landesherrn; auch Bezeichnung 
für das. Einwerfen von VBermögensgegen- 
ftänden in eine gemeinjame Maſſe. So 
eben 3.8. die Defzendenten eines Erb⸗ 
afjers, welche gemeinfam zur Erbfchaft 
berufen werben, die etwaige Mitgift und 
Beibilfe, welche fie zur Begründung eines 
eignen Hausftands erhielten, zur Erb⸗ 
maſſe zu »Fonferieren«. Kollator, ber: 
jenige, welchem bie Befugnis zur Bes 
ſetzung einer geiftlichen ober einer Schul- 


Koder — Kollegium. 


uſteht. Kollatur, das Recht zu 
eine Folgen Belebung, aud) die Beſetzung 
t ‚ vergleichen; bie 
er Abjchrift 


ſtelle 


sllationieren (it. 
Richtigkeit einer Reinfchrift 


eftitellen. 
Kollegialgeriät, |. Gericht. 
Kollegium (Iat.), Sefamtheit mehrerer 
KEN von gleichem Beruf (Rolle: 
en); baber Tollegialifdy, [.v.w. amts⸗ 
rüderlich, amtöfreundfchaftlih. Rolle: 
ialſyſtem, diejenige Organifation ber 
Behörden, vermöge deren zur Beratung 
und Beſchlußfaſſung über einen Gegen: 
— eine Mehrheit von Mitgliedern er⸗ 
orderlich iſt; in dieſem Sinn ſpricht man 
B. von einem Richterkollegium. Auch 
ie Lehrer einer mehrklaſſigen Lehranſtalt, 
ſofern fie als einheitlicher Körper auf⸗ 
treten, werden als Lehrerkollegium 
bezeichnet. Das behördliche Kollegialſyſtem 
empfiehlt ſich beſonders der genauern und 
objektiven Prüfung der Sache wegen für 
die Organiſation der Gerichtsbehörden, 
daher denn auch neuerdings für bie wich⸗ 
tigern Sachen und namentlich für die 
Entſcheidung von Rechtsſachen in höherer 
Inſtanz Kollegialgerichte (Landge⸗ 
richte, berianbebger te, Schwurgerichte, 
Schöilengerichke, eihegerict) eingerichtet 
find, im Gegenſatz Mm en Einzelrichtern 
Amtzrichtern). Für bie Verwaltungs- 
hörden empfiehlt ſich dagegen ber Ein: 
beitlichleit ber Erefutive wegen das fogen. 


büreauftratifche Syftem, wennauchdie Ber: 


waltungsrechtsſtreitigkeiten ſtets von Kol- 
legialbehörden entfchieden werben follten 
(.Berwaltung). Im evangeliſchen Kir- 


henrecht wird unter Kollegialiyftem | 


dasjenige Syſtem verftanden, wonach bie 
Kirche als eine vom Staat verfchiebene, durch 
Vertrag gebildete, ſelbſtändige Bereinigung 
aufgefaßt wird, welche die Ausũbung der 
ihr uͤrſprünglich ſelbſt zuſtehenden Gewalt 
dem Landesherrn übertragen habe. Das 
Syſtem iſt jedoch nur wenig zur prafti 
ſchen Derwirktihung gelangt, vielmehr ift 
in neuerer Zeit” ajenige ber Presbyte⸗ 
rial⸗ und Synobalverfajfung bes 
berrichenbe — Auf Un täten 
werben bie Vorträge ber afabemifchen Leh⸗ 
ver, auch wohl bie Räume, wo fie gehalten 











Kollette — Kollufion. 


werben, 8. genannt, weldder Name denn 
auch wielfach auf höhere Lehranſtalten ſelbſt 
(Kollegien, Colléges, Collegia) ũberge⸗ 

angen iſt. 8.der Stabtverorbnneten, 
— tadtrat. 

foallette (lat.) Einſammlung freiwil⸗ 
liger Gaben zur Unterſtützung Armer ober 
Verunglückter oder auch zur Unterhal⸗ 
tung Öffentlicher Wohlthaͤtigkeitsinſtitute. 
Das Kol lektieren ift von ber obrigfeit- 
lichen Erlaubnis abhängig. Kollefteur, 
Sammler, befonders von Teilnehmern an 
einer Lotterie (f. b.). 

Kollektin (lat.), f. v. w. gemeinichaft: 
lich; daher Kolleltivgarantie, bie von 
mehreren Mächten gemeinfchaftlich über: 
nommene Garantie für die Neutralität 
eines Staats, 3.B. neuerdings desGroßher⸗ 
zogtums Luremburg; Kol lektivgeſell⸗ 
j aft, nach franzöſiſchem Rechte die Ver⸗ 
einigung mehrerer zum Betrieb von Han⸗ 
— ften unter gemeinſamer Firma; 
Kollektivnote, die von mehreren Ka⸗ 
binetten gemeinſam oder doch in gleichem 
Wortlaut an eine andre Staatsregierung 
erlaſſene Note; Kol lektivvertrag, ber 
von mehreren Staaten untereinander und 
miteinander vereinbarte völferrechtliche 


ertrag. 

Rollifion (Tat.), das Zufammentreffen 
entgegengefeßter Dinge in einem Punkte; 
daher man namentlich von einer K. der 
Geſe tze (ber Statuten) ſpricht, um einen 
Ri it verſchiedener gejehlicher Be⸗ 
fimmungen zu bezeichnen. infolge des 
internationalen Verkehrs find z. B. oft- 
mals von ben Gerichten des Inland 
Rechtsverbältnifie zu beurteilen, welche 
im Ausland zur Entitehung gelommen 
find. Die Frage nun, welche Rechtsnor⸗ 
men alsdann maßgebend find, ob die in⸗ 
lindifchen ober bie bes fremben Staats, 
bildet den Gegenftanb bes internatio- 
nalen Rechts. Bei dem Mangel eines 
einheitlichen beutfchen Privatrechts war 
diefe Frage namentlich für das beutfche 
Rechtsleben von großer Bedeutung, und 
fe iR auch für die Gegenwart, folange 
dies wichtige Gebiet Durch Die Reichsgeſeß⸗ 
gebung noch nicht in einheitlicher Weiſe 
normiert ift, —— — gegenſtandslos. 
Zudem tritt ebendieſelbe Frage an den 
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Nichter auch dann heran, wenn innerhalb 
eines Staats in Anſehung desſelben 
Gegenſtands in ben einzelnen Landes⸗ 
teilen wiederum verichiedene Rechtsnor⸗ 
men gelten, wie dies 3. B. in Deutichland 
namentlidy auf bem Gebiet des ehelichen 
Güterrechts der Fall ift. Als Prinzip if 
babei feftzubalten, daß jeber Richter nach 
dem t feines Landes ober feineö Bes 
zirks zu enticheiden hat (fogen. Terris 
torialitätsprinzip). Dies gilt aus: 
nahmslos Hinfichtlich des Prozeßverfah⸗ 
rens und hinſichtlich berjenigen Beſtim⸗ 
mungen, welche dem öffentlichen Recht 
angehören oder von zwingender abſoluter 
Natur find. Indeften muß nad bem 
Grundfag der territorialen Geltung des 
Rechts jeder Staat, wie er es felbft vor⸗ 
ausſetzt und forbert, fo auch anerkennen, 
daß die Perſonen, welche einem beſtimm⸗ 
ten Staat angehören, und die Sachen, 
welche in dem Gebiet desſelben liegen, 
deſſen Geſetzen unterworfen ſind. Hier⸗ 
nach iſt jede Perſon als ſolche nach den Ge⸗ 
ſetzen ihres weſentlichen Wohnorts (Sta- 
tuta realia) zu beurteilen, alſo z. B. in 
Anſehung der geage ob fe großiährig fei 
oder nicht. Die Er fähig eit und die Erb- 
folge richten fich nach dem Rechte des Sen 
orts des Erblaſſers. Körperliche Sadyen 
ſtehen unter dem Nechte ber belegenen 
Sache (Statuta realia), b. h. fie ſind nach 
dieſem Necht zu Beurteilen, fo z. B. in 
Anfehung ber Stage, ob zum Erwerb eines 
Grundflüds ein Privatrechtsgefchäft ges 
nügt ‚ Oder ob gerichtliche Verlautbarung 
und Eintrag in bie öffentlichen Bücher 
nötig iſt. Rechtsgeſchäfte werden nach ber 
Regel »Locus regit actum« bezüglich 
ihrer Form und ihrer Wirkung nach dem 
Rechte des Orts, wo fie ftattfinden, beur- 
teilt. Val. Pfeiffer, Die Prinzipien bes 
internationalen Privatrechts (1851); Fö⸗ 
lir, Trait6 du droit international 
priv& (4. Aufl. 1866); v.Bar, Das inter- 
nationale Privat: und Strafrecht (1862). 

Kolinfion (Iat., »das Zufammenipie- 
len«), im allgemeinen jede auf rechts⸗ 
widrige zäufgung Dritter gerichtete Ver⸗ 
abrebung; im beutſchen Strafprozeß 
ingbefonbere eine Verabrebung bed Ans 
gefchufbigten mit Zeugen oder Mitſchul⸗ 
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Großbritannien 
Dsea-| Afri-/Ame- 
Aflen nien | ta | rifa Total 

Areal in Tau⸗ 
ſenden qkm | 2442 | 7989 | 1525| 9180| 21087 
Bevöllerung 
in Tauſen⸗ 
den . . . 11943611 2651 12927] 51981205 81217800 
Einnahmen 
in Mill. Mt. 
(1876) . . | 1085,91 326,6 | 70,9 18301 1617 | — 
Ausgaben in 
Min. Mart 
(1876) . . | 1136,51) 841,71 71,7) 172] 1722| — 

in 
MU. Mark 
(1876) . . | 2750,8 |11221,7|118,0/563,8| 4657, | — 
Eifenbahnen 
inkm(1877) | 12299 | 4784 | 750 | 8564| 269 | 274 


digen, burch welche die Erforſchung ber 
Wahrheit gehindert werben fol. In ber 
beutjchen Praris pflegt man wegen zu be- 
forgender Kollufionen Unterſuchungshaſt 
eintreten zu laffen, was dem englijchen 
und franzöfifhen Strafprozeß fremd, von 
ber beutihen Strafprogeßordnung (112) 
aber beibehalten worben ift. Dieſe geitattet 
die Unterſuchungshaft, wenn gegen den An 
gefchuldigten dringende Verdachtsgründe 
vorhanden find und entweder er ber Klucht 
verdächtig ift oder Thatfachen vorliegen, 
aus been zu Ichließen ift, daß er Spuren 
ber That vernichten, ober daß er Zeugen 
oder Mitfchuldige u einer falſchen Aus- 
fage oder Zeugen Dazu verleiten werbe, 
fih der Zeugniäpflicht zu entziehen. 
Rolonie (Int. ‚ Anfiedelung außerhalb 
des heimatlichen Staatsgebiets; Koloni⸗ 
ſation, die Anlegung einer ſolchen; Ko⸗ 
lonift, Anſiedler, Angehöriger einer K. 
Die Kolonialpolitik, d. h. die Politik, 
welche das Mutterland den Kolonien ge⸗ 
enüber befolgt, iſt namentlich bei größern 
taaten mit zahlreichem und großem 
Kolonialbeſitz von der größten Wichtigkeit. 
Je nach ihrem Charakter und nach ihrem 
Zweck werden die Kolonien verſchieden be⸗ 
zeichnet. So ſpricht man von Pflan⸗ 


Kolonie — Kolumbien. 


olonien ker 
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zungsfolonien, welde von Europäern 
ın tropifhen Ländern zum Anbau nut 
barer Pflanzen angelegt werden; von In: 
buftriefolonien, für weniger fulti- 
vierte Gegenden zur Einbürgerung eines 
gerviffen Induſtriezweigs beftlimmt;Han: 

elskolonien, welde für die Produkte 
des Mutterlands Abſatzgebiete erſchließen 
und Produkte des Kolonialgebiets ein⸗ 
tauſchen ſollen; Fiſche reiko lonien zur 
Betreibung bes Fiſchfangs; Strafkolo⸗ 
nien Gerbrecherkolonien) zur An: 
fiedelung beportierter Verbrecher in ent 
legenen Rändern ꝛc. Vgl. Rofcher, Kol 
nien, Rolonialpolitif und Auswanderung 
(2. Aufl. 1856); Fabri, Bedarf Deutid: 
land der Kolonien? (2. Aufl. 1880); 
Be und Schleiden, Überſeeiſche 

olitit (1880). 

Eine überſicht über bie Kolonien ber 
europäiichen Staaten gibt die vorftehende 
Tabelle. 

Kolumbien (Bereinigte Staaten 
von Columbia, vormald Neugra: 
naba), Föberativrepublif im nordweſt⸗ 
lichen Teil von Sübamerifa. Diefer Ge 
famtftaat umfakt neun verbündete Staa: 
ten, nämlich Antioquia, Bolivar, Boyäca, 
Caͤuca, Cundinamarca, Magdalena, Pa 


Kolumbien. 


Etaaten Eurspaß, 
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namd, Santander und Tolima; bazu 
kommen noch fieben Nationalterritorien. 
der Flãcheninhalt der vereinigten Staaten 
mit den abhängigen Territorien beträgt 
80,700 qkm, wovon ein großer Teil un: 
bewohnt if. Die Staaten ı güblen (1877) 
2,999,000, die Territorien 53,466 Einm., 
wozu noch ca. 100,000 unziviliſierte In⸗ 
dianer kommen. Die Bundeshauptftabt ift 
Bogot& mit 40,883 Einw. Die Staaten 
von 8. ſtanden bis 1810 unter fpanifcher 
Serrfchaft. Nach erfolgter Unabbängt ⸗ 
keitserklärung kamen verſchiedene ſtaa 
bindungen zuſtande, ſo 1819 mit Ve⸗ 
nezuela und Quito zur Republik K. Dieſe 
beiden Staaten fielen jedoch 1830 wieder 
ab, und die vereinigt bleibende Staaten⸗ 
gtuppe nahm den Namen einer Republik 
bon Neugranada an, an deren Stelle 1861 
te nunmehrige Föderativrepublik K. trat. 
Die Verfaſſungsurkunde der letztern batiert 
vom 8. Mai 1863. Hiernach beſteht die 
oltsregierung aus drei Gewalten: ber 
vollziehenden, ber geſetzgebenden und ber 
thterlihen Gewalt. Die vollziehende 
Gewalt liegt in ber Hand des Präfibenten, 
welcher jeweilig auf zwei Jahre gewählt 
wird, und dem die vier Staatsſekretäre 
für Inneres und Außeres, für Finanzen 


und öffentliche Arbeiten, für Schag unb 
Kredit und für Krieg und Marine zur 
Seite fteben. Die gefeßgebende Gewalt 
wird von bem Kongreß ausgeübt, welcher 
aus einer Kammer ber BolfSrepräfentan: 
ten und aus dem Senat befteht. Letzterer 
jebt fih aus 27 Mitgliebern zufammen, 
von denen jeder der neun Staaten je drei 
ernennt. Die Zahl der Volfärepräfen- 
tanten ift bermalen 56. Die Rechtspflege 
gipfelt in einem Bundesgericht zu Bo⸗ 
gotaͤ. Die Berfaffung der Einzelitaaten 
iſt derjenigen des Geſamtſtaats analog. 
An der Spitze eines jeden Staats ſteht 
ein Präfident ober Gouverneur, dem ein 
Generalfefretär beigegeben ift. Die Amts⸗ 
dauer besfelben ift in Antioquia vier, in 
ben übrigen Staaten zwei Jahre. Das 
Bundesheer beträgt im Friedenszeiten 
3000 Mann; im Kriegsfall haben bie 
einzelnen Staaten ein jeweiliges Kontin- 
gentvoni Proz. der Bevölkerung zu ftellen. 
Die Bundesfinanzen weifen nad) dem 
Budget pro 1878—79 eine Einnahme von 
6,039,115 Dol auf. Die Ausgaben 
Hatten 1877 — 78: 7,271,933 Doll. betra- 
gen Die Staatsichuld belief ſich 1. Febr. 

875 auf 15,999,304 Doll. Die Be: 
völferung befteht zum überwiegenden Teil 
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aus Weißen und Meftizen, teild aus 
mbos (Miſchlingen von Negern und 
ndianern), teild aus Negern unb aus 
abinos (Mifchlingen von Weißen und 
Andianern mit vorwiegend inbianiichem 
Blute). Die Religion ift die römiſch⸗ 
Tatholifche, doch werben auch andre Re⸗ 
ligiongbefenntnifie gebuldet. Ein deutfcher 
inifterrefident bat in Bogotä feinen 
Sitz. Konfulate des Deutichen Reichs 
befinden fi in Barranquille, Bogotd, 
Bucaramanga, Mebellin, Banamd, Co: 
Ion und San Joſé de Cuͤcuta. Bol. 
Schuhmacher, Geſchichte der Berfaffung 
ber Vereinigten Staaten von K. (in Sybels 
»Hiftorifcher Zeitfchrifte 1875, Heft 2). 
Komitat (v. lat. comes, Straf), »Sraf- 
chaft« oder Geſpanſchaft (vgl. Iſpan), 
ame der einzelnen Bezirke in der politi⸗ 
sen Einteilung Ungarns. An ber Spibe 
es Komitats —8 als oberſte Verwal⸗ 
tungsbehörde ein Obergeſpan, welcher 
in der Regel von der Regierung ernannt 
wird; doch iſt dieſe Würbe auch zuweilen 
bei einzelnen groben Geſchlechtern erblich, 
wie 3. B. die Stelle bes Preßburger Ober: 
geipans feit 1599 bei ben Grafen Palffy, 
und einige dieſer Stellen find geſetzlich 
mit den höchſten Reichswürden unb mit 
gewiſſen Bifchoffigen verbunden. 

Komitee (franz. Comit6; engl. Com- 
mittee, ipr. fommittt), ein im Namen einer 
größern Vereinigung handelnder unb ent⸗ 
weber durch deren Wahl zufammenberufe: 
ner oder freiwillig zufammengetretener 
Ausfhuß. Committee general wirb in 
England das Ober= oder Unterhaus ge- 
nannt, wenn für die Disfuffion über die 
einzelnen Artikel eines Gefebentwurfs 
die Kerfammlung bie gewöhnliche Ge: 
ſchäftsform aufgibt und zu einer freiern 
Erörterung fchreitet. 

Kommandant (franz.), Befehlshaber 
einer Feſtung ober eines militärischen 
Platzes, in großen Sarnifonen oft Gou⸗ 
verneur genannt, während bann ber Titel 
K. dem zweiten Offizier zufält. Kom: 
mandantur, Amtswohnung, Bilteau 
bes Kommanbanten. 

Kommandieren (kan. befehlen, be⸗ 
fehligen, anführen; Kommanbo, mili⸗ 
lariſcher Vefehl und das Recht, ſoichen zu 


Komitat — Kommiffion. 


erteilen; auch kleinere Truppenabteilung, 
welchezur Vollziehung eines Auftrags aus⸗ 
efendet wird Kequiſitions⸗Streif⸗, 
— —— 2c.). Kom⸗ 
mandeur (fpr. «döhr), der Befehlshaber 
einer Truppenabteilung, daher Diviſions⸗, 
Regiments⸗, Bataillonstommanbeur ꝛc. 
Bei manchen Orden, namentlich bei dem 
franzöſiſchen Orden der Ehrenlegion, iſt 
die Würde des Kommandeurs Kom⸗ 
mandeurkreuz) ein höherer Ordens⸗ 
grad, welcher nach den Großkreuz kommt. 

Kommanbite (franz.), Zweignieder⸗ 
laſſung einer Taufmännifchen Firma; 
Kommanditgeſellſchaft, Handels 
gefellichaft, bei welcher einige mit ihrem 
gefamten Vermögen haften GKomple⸗ 
mentäre, Rommanbitierte), andre 
bloß mit Gelbeinlagen beteiligt find und 
nicht über biefe hinaus für die Geſellſchafts⸗ 

chulden einſtehen (Rommanbdit! en). 
ie VBermögenseinlage ber letztern (Kom: 
manbitengelb) Tann in Aftien zerlegt 
fin(Kommanbditafttiengefell: 
haft). Val. Allgemeines deutfches Han 
delsgeſetzbuch, Art. 150 ff., und das deut- 
ſche Aftiengefet vom 11. Juni 1870. Vgl. 
Endemann, Das Recht der Komman⸗ 
ditgefellichaften auf Aktien (1873). 
ommende (Tat.), Bezug und Genuß 
ber Einfünfte eines Kirchenamts ohne 
deffen wirffichen Befiß, entweber durch 
einen das Amt interimiftifch verwalten: 
ben Geiftlichen ober durch einen mit ben 
Einfünften des Amtes belehnten Laien 
(Kommenbdetarabt, Prior 2c.); früher auch 
das einem Ordendritter (Komtur) zur 
Verwaltung und Nutznießung zugewiefene 
Gebiet —— 8 — 

Kommentär (Iat.), erklärender Bericht 
über etwas; Auslegung, Erffärung einer 
Schrift. Kommentarien, ſ. v. w. Denk: 
würbigfeiten; Kommentator, Erflärer; 
fommentieren, erklären, auslegen. 

Kommiſſion (Iat.), der zur Beforgung 
eines Geſchäfts erteilte Auftrag, auch bies 
Geſchäft ſelbſt; kommittieren, beauf 
tragen, bevollmächtigen; Kommittent, 
ber Auftraggeber; Kommiffar, ber 
Beauftragte oder Bevollmächtigte; Kom: 
mifforiale(commissorium) Bollmadıt; 
Kommifjariat, Bezeichnung für gewiſſe 








Kommunal — Kommunismus. 


Behörden. Der Ausbrud K. kommt im 
öffentlichen Leben in vielfacher Anwendung 
vor. So ſpricht man 3.3. von Prüfungss, 
Militärerfag-, Unterſuchungskommiſſio⸗ 
nen 2c. In den Sitzungen der Volksver⸗ 
tretungen insbeſondere nehmen Regie⸗ 
rungsfommiflare an den Verhandlungen 
teil, um bie Anficht und bie Anträge der 
Staatsregierung zu vertreten; jo z. B. im 
deutſchen Reichstag bie Rommiffke des 
Bundesrats. Die Kammern ſelbſt wählen 
aus ihrer Mitte beſtimmte Kommiſſionen 
oder Ausſchüſſe (committees), welche ge⸗ 
wiſſe Angelegenheiten in Borberatung neh: 
men und dem Plenum barüber Bericht 
erftatten. Über die Kommiffionen des deut⸗ 
chen Neichsta bigettegonden Reidetag 
Kommunal (lat.), einer Gemeinde 
(Kommune) gehörig ober eine Gemeinbe 
betreffend, daher Kommunalamt, 
Kommunalbeamte, .v.w. Gemeinde 
amt, Gemeindbehbeamte; Kommunal: 
Iaften, Kommunalabgaben, ſ. v. w. 
Gemeindelaſten, Gemeindeumlagen; Kom⸗ 
munalverfaſſung, ſ. v. w. Gemeinde: 
verfaſſung; ommunalverbände, 
[. v. w. Gemeinbeverbände, und zivar 
verfießt man unter Kommunalverband 
zunächft eine einzelne Gemeinde, dann 
aber audy die Vereinigung mehrerer Ge 
meinben (Kreife, Bezirke, PBrovin- 
zen) zu Tommunalen Zmweden und zu 
gemeinfamen Wirfen da, wo bie Kräfte 
der Einzelgemeinde nicht außreichen ( Kom⸗ 
munalverbänbe höherer Ordnung). Eine 
befondere Bedeutung erlangte der Aus⸗ 
druck Kommune (la Commune) in 
Frankreich, als die Rabifalen im März 
1871 den Verſuch machten, Frankreich in 
jelbftändige Kommunen aufzuldfen und 
ber Barifer Kommune unter bdiefen den 
berrfchenden Einfluß, wie zur Zeit ber 
oßen franzöfiihen Revolution, zu ver: 
chaffen, bis dann diefer Aufitand durch die 
Berjailler Truppen im Mat 1871 blutig 
unterbrüdt ward. Vgl. B. Beder, Ge 
fchichte ber revolutionären Parifer Kom: 
mune (1375); v. Meerheimb, Geſchichte 
ber Pariſer Kommune —39 
Kommunilät(Iat.), ſchriftliche Mittei⸗ 
lung einer Behörde. Kommunikation, 
Mitteilung, Verbindung, freier Zugang. 
Staatslexiton. 
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Kommunismus (lat.), Aufhebung bes 
Einzelbefited und des Privateigentums 
durch allgemeine Gütergemeinſchaft. In⸗ 
ſofern der K. das Privateigentum abge⸗ 
ſchafft wiſſen will, unterſcheidet er ſich 
vom Sozialismus, welcher, von der 
Idee der Gleichberechtigung der Arbeit 
und des Kapitals ausgehend, das bisherige 
Verhältnis zwiſchen dieſen beiden Fakto⸗ 
ren der Produktion nur umgeſtaltet wiſſen 
will. Kommuniſtiſche Beſtrebungen, ſchon 
früher ſporadiſch auftauchend (Huſſiten, 
Wiedertäufer in Münſter 1534), wirkten 
in Frankreich zur Zeit der Schredens: 
regierung in ber Pöbelberrfchaft als be⸗ 
deutendes Moment mit. Dann durch die 
Direftorialverfaffung von 1795 zurück⸗ 

ebrängt, wurben fie in Geheimbünden 
fortgef ebt. Hauptvertreter berfelben waren 
Babeuf und Genofien, jpäter bie Saint: 
Simoniften, welche das Privateigentum 
in bloßen Befig verwandelt wiſen woll⸗ 
ten, deſſen Grenzen fort und fort nach 
Arbeitsfähigkeit und Arbeit beſtimmt wer: 
ben follten, und bie Fourieriften, die nad) 
Befeitigung des ÜbergewichtS des Kapitals 
über Arbeit und Talent ftrebten. Nach 
ber Sulirevolution unter dem ber Bour⸗ 
geoifie feindlich gegenüberftehenben Pro: 
etariat durch Barbes, Blanqui, fpäter 
Cabet (Ikariſcher en Louis Blanc u. a. 
wach erhalten und befördert, wurde die 
kommuniſtiſche Richtung von Proudhon 
litterariſch vertreten und, mit den ſozial⸗ 
demokratiſchen Tendenzen ſich on 
berührend und verbindend, feit ben Juni: 
fampfen 1848 in Baris in geheimen Ber- 
bindungen fortbauernd,befonders durch bie 
»Internationalee(f.b.) verbreitet, indem fie 
in parie bei der Erhebung der Kommune 
1871 von neuem an bie Sfentlichteit trat. 
Nach dem Tod Laffalles 31. Aug. 1364, 
welcher bei feinen fozialiftifchen Beftrebuns 
gen den nationalen Boben nicht verlajlen 
hatte, Yenfte die Sozialbemofratie (f. d.) 
in Deutichland mehr und mehr in bie Bah⸗ 
nen bes K. ein, und jeit der Vereinigung 
ber Laſſalleaner mit den ſogen. ohrligen 
oder ber Eifenacher Partei 1875 ift die 
fommuniftifche Tendenz entjchieden in ben 
Vordergrund getreten. Vgl. Stein, So: 
zialismus und K. des heutigen Frankreich 
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306 Kompaciszieren 
2. Aufl. me) Jagen, Der moberne 
ozialismus (1873); Derfelbe, Ge 
fhichte des Sozialismus in Frankreich, 
3b. 1 (1876). 

Kompaeidzieren (Tat.), einen Vertrag 
(Pakt), namentlich einen Friedensvertrag, 
abfchließen; Kompaciszenten, die ver- 
tragen iehenben Teile, 

omparent (Iat.), ein vor Gericht Er- 
ſchienener. 

Kompenſation (lat.), Aufrechnung, 
Wettſchlagung, wechſelſeitige Aufhebung 
zweier einander gegenüber ftehender That⸗ 
jachen. In biefem Sinn ſpricht man 3.2. 
von der K. gegenfeitiger Injurien und 
leichter Körperverlebungen, indem das 
deutſche Strafgeſetzbuch (SG 199, 233) 
ben Richter ermächtigt, in Fällen, in be 
nen eine ‚peleibipung mit einer ſolchen, 
ober eine leichte Körperverleßung mit einer 
ſolchen, oder Beleidigungen mit leichten 
Körperverlegungen, ober umgekehrt letz⸗ 
tere mit Beleidigungen erwidert wurben, 
Freiſprechung eintreten zu lafien. Ebenſo 
ſpricht man von 8. der Prozeßkoſten in 
dem Sinn, daß die Parteien bezüglich des 
Roftenpunft3 miteinander aufbeben, ſo 
daß ein jeder Teil die auf ſeiner Seite er⸗ 
wachſenen Koſten trägt, wie es nament⸗ 
lich oftmals bei Vergleichen gehalten wird. 
Ganz beſonders verſteht man aber unter 
K. die wechſelſeitige Aufhebung zweier ein⸗ 
ander gegenüber ſtehender Forderungen. 
In der Politik ſpricht man zuweilen von 
Kompenſationen in dem Sinn von Ent- 
ſchädigungen, 3.3. für abgetretene Ge⸗ 
bietsteile, Verzichtleiftung auf gewiſſe 
Rechte 2c.; Fompenfieren, wechlelfeitig 
aufheben. 

Kompetenz (lat., Rejfort, Ge: 
Thäftsfreis, Zuſtändigkeit), ver 
einer Behörde gejebte Kreis ihrer Wirk: 
famfeit und ihre hiernach für den einzel: 
nen gel fih beſtimmende Zuftänbigfeit. 
Die K. des Gericht insbeſondere, welcher 
der Gerichts ſtand (forum), d. h. bie 
Verpflichtung, fich dem Gericht zu ftellen 
und feinen Ausfprüchen zu unterwerfen, 
entipricht, iſt in ber Juſtizgeſetzgebung, 
namentlih durch die deutſchen Juſtiz⸗ 
geleke, genau geregelt (ſ. Gericht). Sit 

ie Trage, welches Gericht im einzelnen 


— Kompetenz. 


Tall u rönbig (fompetent) fei, zwifchen 
den Gerichten felbft ftreitig, fo ſpricht man 
von einem Kompetenztonflift und 
zwar von einem pofitiven, wenn jebe3 
der mehreren Gerichte feine Zuftändigfeit 
behauptet, während, wenn jedes Gericht 
fich für unzufländig (infompetent) 
erflärt, ein negativer Kompetenztonflift 
vorliegt. In ſolchen Fällen ift die Ent: 
ſcheidung bes betreffenben Dbergerichts 
maßgebend. Schwieriger geftaltet ſich die 
Trage, wenn e8 fireitig ift, ob eine Ange 
legenbeit vor die Verwaltungsbehörben, | 
oder ob fie vor Die Gerichte gehöre. Neuer: 
dings wird fogar der Ausdrud Kom: 

etenzlonflift nur zur Bezeichnung bie 
Fee Falles gebraucht, während man im Ge⸗ 
enfat bierzu von einem Kompetenz; 

reit fpriht, wenn die Zuftändigfeit 
mehrerer Gericht3= oder mehrerer Ber: 
waltungsbehörden in Date ſteht. Nah 
bem deutſchen Gerichtöverfafiungsgeieh 
($ 17) haben in folden Fällen prinzipiell 
die Gerichte über die Auläffigkeit des 
Rechtswegs zu entjcheiden. Die Landes: 
gefeggebung Tann jedoch bie Entſcheiduug 
von Streitigfeiten zwifchen den Gerichten 
und ben Berwaltungsbehörben oder Ber: 
waltungsgerichten über bie Auläffigfeit 
des Rechtswegs befondern Behörden nad 
Maßgabe ber folgenden Beſtimmungen 
übertragen: 1) Die Mitglieder der leptern 
werben für die Dauer des zur Zeit ihrer 
Ernennung von ihnen befleideten Amtes 
oder, falls fie zu dieſer Zeit ein Amt nicht 
befleiden,, auf Lebenszeit ernannt. Eine | 
Enthebung vom Amt Tann nur unter 
benfelben Borausfeßungen wie bei den 
Mitgliedern des Reichsgerichts ftattfinden. 
2) Mindeſtens die Hälfte der Mitglieder 
muß den: Reichögericht oder dem oberften 
Landesgericht oder einem Oberlanbesgeridht 
angehören. Bei Enticheidungen bürfen 
Deitglieder nur in ber geleglicy beftimm: | 
ten Anzahl mitwirken. Diefe Anzahl muß 
eine ungerabe fein und minbeitens fünf 
betragen. 3) Das Verfahren ift geſetzlich 
zu regeln. Die Enticheidung erfolgt in 
öffentlicher Sigung nad) Ladung ber Bar: 
teten. 4) Sofern bie Zuläffigfeit bes 
Rechtswegs durch rechtsfräftigeg Urteil 
des Gerichts feftfteht, ohne daß zuvor anf 














Komplemenläre — Komtur. 


die Enticheibung der beſondern Dehöche 
angetragen war, bleibt die Entjcheidung 
des Gerichts maßgebend. In vielen Staa⸗ 
ten find nämlich für die Entfcheidung der 
Kompetenztonflifte zwifchen Gerichts⸗ und 
Verwaltungsbehörben befondere Gerichts⸗ 
höfe eingerichtet, welche teild aus richter- 
lichen, teils aus abminiftrativen Beamten 
zufammengefett find; jo 3. B. in Preußen 
durch das Geſetz über bas Verfahren bei 
Kompetenztonfliften zwiichen Gerichten 
und Berwaltungsbebörben vom 8. April 
1847, welches durch Berorbnung vom 
16. Sept. 1867 auch auf bie neuen Pro: 
vinzen unb durch Geſetz vom 25. Febr. 
1878 auch auf Lauenburg ausgebehnt 
worden ift. In Baben werben bie Kom⸗ 
petenzonflifte durch das Staatsminifte- 
num unter Ausfchluß des beteiligten 
Fachminiſters und unter Zuziehung von 
drei Mitgliedern ber Gerichtshöfe entfchie- 
den, in Heffen durch den Verwaltungs⸗ 
gerihtähof. In Frankreich fteht bie Ent: 
ſcheidung dem Staatsrat, in England den 
Reichögerichten, in Holland und Belgien 
dem Raffationshof, in Nordamerika den 


dem Staatsrat und in den meiften ſchwei⸗ 
en Kantonen dem Großen Rat zu. 
mDeutfchen Reich, wofelbft die Angelegen⸗ 
heit faR in allen Staaten durch die Ge 
jeßgebung geordnet ift, kann die Entſchei⸗ 
dung der Kompetenztonflifte auf Antrag 
eines Bundesſtaats und mit Zuftimmung 
des Bundesrats durch Faiferliche Verord⸗ 
nung auch dem Reichsgericht überwiefen 
werden. Was bie Entſcheidung folder 
Kompetenzfragen oft ſchwierig macht, ift 
der Umſtand, daß gewiſſe Rechts ſachen 
aus Zweckmaͤßigkeitsgründen ben Ber: 
waltungsbehörden oder den Verwaltungs⸗ 
gerihten zur Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung überwiejen find (Adminiftrativ- 
juſti >. Abgefehen von biefen Fällen, 
lißt fich die Grenze zwifchen Zuftiz und 
Verwaliung im allgemeinen fo beftimmen, 
daß vor die Gerichte die Straffachen und 
die Privatrechtöangelegenheiten gehören, 
während das Gebiet bes öffentlichen Rechts 
den Verwaltungsbehörden zu überweifen 
if, Übrigens find dieſe Kompetenzver⸗ 
Hältnifie für die altpreußifchen Provinzen 


gufigbebörben, in Italien und Spanien | fche 
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durch Geſetz vom 26. Juli 1876, betreffend 
bie Zuftänbigfeit ber Berwaltungsbehörben 
und der Berwaltungsgerichtsbehörben im 
Geltungsbereih ber Provinzialorbnung 
vom 29. Juli 1875, in ausführlicher 
Weiſe normiert worden. Endlich ijt auch 
die Kompetenzfrage in Anfehung der rich: 
terlihen und ber gefeßgebenden Gewalt 
vielfach erörtert worden, und bie Anficht, 
daß ber Richter zwar nicht über die Recht: 
mäßigfeit eines Geſetzes, d. h. über die 
verfaſſungsmäßige Entftehung besjelben, 
unmittelbar enticheiben, wohl aber in 
einem gegebenen Fall ein Gejeß wegen 
Berfaffungswidrigfeit feiner Entſtehung 
ober Berfündigung für unanwendbar er- 
klären und fomit mittelbar über beffen 
Gültigkeit erfennen fönne, ift jet als die 
herrſchende zu bezeichnen. 

Komplementare (lat.), |. Handel: 
geſellſchaft. 

Komplicen (franz., ſpr. kongpliſſ⸗), Mit⸗ 
ſchuldige, Mitthäter. 

Komploͤtt (franz.), Vereinigung meh⸗ 
rerer zu einem unerlaubten Zweck. 
Kompromiß (lat.), Übereinkunft ji 

n zwei ftreitenden Zeilen, Vergleich, 
insbejondere ein Abkommen, wodurd) fich 
bie Parteien einem fchiebsrichterlichen Aus⸗ 
fprud(Kompromißgericht) unterwer: 
fen. Im re Leben verfteht man 
barunter eine Verftändigung zwiſchen ver: 
fchiedenen Parteien ober zwiſchen ber Re⸗ 
gierung einerfeitd und ben Parteien an⸗ 
berfeit3. Namentlich ift dieſe Kompro⸗ 
mißpolitif lange Zeit hindurch von ber 
nationalliberalen Partei dem Fürften Bis- 
mard gegenüber beobachtet worden, indem 
fie durch ein teilweiſes Nachgeben und durch 
ein teilweifes Feſthalten, wenn auch nicht 
alle, jo doch einige Forderungen durchzu⸗ 
feten wußte, ein Verfahren, welches ir 
vielfach zum Vorwurf gemacht worden iſt. 

Komtur (Kommentur, lat. Com- 
mendator), bei ben geiſtlichen Ritterorden 
Bezeichnung derjenigen Ritter, welchen die 
Verwaltung von Orbensgütern (commen- 
dare) anvertraut war, Bei ben jebigen 
Drden bezeichnet K. die Klaffe der Ritter, 
welche nad) den Inhabern der Großfreuze 
fommen. Diejelben tragen das Ordens⸗ 
zeichen meift um ben Halß. 

20” 
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Konät (lat. Conatus, »Berjudi«), f. 
Berfud eines Verbrechens. 
Kondemmnieren (Iat.), verurteilen; im 
Völkerrecht insbeſondere ein Schiff als 
ute Prife (ſ. d.) k.«, ſ. v. w. für eine gute 
rife und als mit Recht weggenommen 
erflären. Kondemnation, Verurtei⸗ 


Jung. 

Fondontinät (lat.), die Sefamtberr- 
ſchaft mebrerer Gebieter über einen Lan⸗ 
besteil, eine Stabt ıc. So beftandb z. B. 
bis 1867 ein K. Hamburgs und Lübecks 
über Bergeborf, welches jetzt Hamburg 
allein gebört. 

Konduitenliſte (franz., Führungs: 
Yifte), Überfichten über die Qualifikation, 
das Betragen und bie Verbältniife von 
Dffizieren und Beamten, welche früber an 
bie höhern Behörden eingefanbt zu wer: 
ben pflegten. Jetzt find bei ben letztern 
DualififationsberichteanihreStelle 
getreten. 

Konferenz (Iat.), Verſammlung, na⸗ 
mentlich im politifchen Reben ein Zuſam⸗ 
mentreten von Bevollmächtigten zur Be⸗ 
ratung über gemeinfame Angelegenheiten 
(dal. Kongreß); auch Bezeihnung päba- 
gogiſcher Berfammlungen. Konferenz: 
minifter, Miniſter ohne Portefeuille. 

Konjerieren (Tat.), beratichlagen, zum 
Zweck gemeinjamer Beratung ulammen: 
treten. 

Konfeifion (Tat.), Bekenntnis, insbe⸗ 
fondere fchriftlich abgefaßtes Glaubens⸗ 
befenntni®, auch |. v. w. chriſtliche Glau⸗ 
benspartei. Konfeſſionsverwandte, 
die Anhänge: einer ſolchen. Konfeſſio⸗ 
nell, auf Glaubensbekenntniſſe bezüglich. 
Konfeſſionalismus, das Fehhaften 
an einem beitimmten Slaubensbefenntnis 
als der Grundlage Firhlichen Lebens. 
Konfeffionslos, ohne K., ohne Rück⸗ 
fiht auf ſolche, 3. B. die Schule, welche 
in ihrem Lehrplan auf die K. der Schüler 
feine Nüdficht nimmt. In den modernen 
Staaten ift faft überall die Gleichberechti- 
gung aller Konfeffionen anerkannt, fo 
namentlich für das Deutiche Reich durch 
das Geſetz, betreffend die Gleichberechti- 
gung der Konfeſſionen in bürgerlicher 
und flaatsbürgerlider Beziehung, vom 
3. Juli 1869, welches auch auf die füb- 
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beutichen Staaten ausgedehnt worden iſt 


l. $uben. 

Konfidentiell (lat.), vertraulich; daher 
eine konfidentielle Deitteilung, eine ver- 
trauliche, nicht für die Offentlichfeit be: 
ftimmte Mitteilung, wie fie im politifchen 
Leben nicht felten vorzulommen pflegt. 

Konſination (lat.) ſ. Freiheitsſt rafe. 

Konfirmieren (lat.), beitätigen, be 
kräftigen; Konfirmation, Betätigung, 
3. B. eines Rechtsgeſchäfts durch das Ge: 
richt; in ber evangelifchen Kirche feierliche 
Veftätigung (Ein! nung) be8 Taufbun⸗ 
des durch die Katechumenen (Konfirman- 
ben) vor bem erften Genuß be heiligen 
Abenbmahls. 

Konfiszieren (lat.), für den Fiskus ein: 
zieben, mit Beichlag belegen; Konfis: 
fation, ſ. v. w. Einziehung. 

Konflilt (lat.), Zufammenftoß, Zu: 
fammentreffen, Streit, 3. B. ber Regie 
rung mit den Ständen, wie in Preußen 
während ber fogen. Konfliftsperiode 
zu Anfang der 60er Jahre. Kompe: 
tenztonflitt, Streit über bie Zuftän- 
digfeit verfchiedener Behörden (|. Kom: 
petenz). K. der Rechte, ſ. v. w. Kol 
liſion der Rechte (ſ. Kollifion). 

Konföderation (lat.), Bund, f. Fö⸗ 
beration, Staat. 

Konfrontation (lat., von frons, 
»Stirne), im Strafverfahren die »Gegen⸗ 
überftellung«e mehrerer Angejchuldigten 
oder Fer zur Aufflärung von Wider 
fprüchen ober behufs der Überführung. 

Kongregation (lat. von grex,» Herbe«, 
»Schare), Vereinigung, namentlich bie 
Verbindung mehrerer Klöfter zur Beobs 
achtung berfelben Regeln und Statuten, 
ähnlich den eigentlihen Orden. Im 
Deutihen Reich find der Jeſuitenorden, 
die ihm verwandten Orden und orben& 
ähnlichen Kongregationen verboten. Das 
preußiſche Ordensgeſetz vom 31. Mai1875 
geroährt nur ben zur Zeit ber Bublifation 
des Geſetzes beftehenden Orben und 
Kongregationen für Krankenpflege 
das Recht der Eriftenz, infofern fi bie. 
jelben mit der Krankenpflege befchäftigen, | 
geſtattet jedoch auch ihre Aufhebung durch 
—5 königliche Verordnung und unter⸗ 
wirft ſie in jedem Fall der Staatsaufficht. 
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Das Kicchengefe vom 14. Zuli 1880 hat 
aber auch die Errichtung neuer Nieder: 
laſſungen für Krankenpflege ftatuiert unb 
den keiehenben weiblichen Genoſſenſchaf⸗ 
ten in wiberruflicher Weiſe auch die Er- 
zichung von Kindern in noch nicht ſchul⸗ 
plihtigem Alter ala Nebenthätigfeit ge 
ſtattet. Endlich wurde ausgeiprochen, daß 
als Krankenpflege im Sinn des Geſetzes 
auch die Pflege von Idioten, Blinden, Tau: 
ben, Stummen und gefallenen Frauens⸗ 
perjonen gelten folle. Auch die Ausſchüſſe 
der Rardinäle in Rom werben »Kongre⸗ 
gationen« genannt (|. Kardinal). 
Kongreß (lat., »Zujammenfunfte), 
Verſammlung der Häupter oder Bevoll- 
mädtigten verfchiedener Staaten zur Ver⸗ 
handlung über gemeinfame Sntereilen. 
Ton einer Konferenz (ſ. d.) wird ein K. zu⸗ 
meift dadurch unterjchieden, daß auf erite- 
ter nur Beratungen ohne eigentlidye Be- 
ſchlußfafſung fattfinden. Von befonberer 
Dedeutung find eigentlihe Monarden= 
fongref g Die endlichen Beſchlüſſe des 
Kongreſſes werden in einer Haupturkunde 
Kongreßakte, Schlußakte) —5 
mengeſtellt und von den Hauptbevollmäch⸗ 
lügten unterzeichnet. Bon beſonderer Wich⸗ 
tigleit waren in dieſem Jahrhundert: ber 
Nonarchenkongreß in Erfurt (1808), der 
Wiener K. (1814—15), der K. zu Paris 
(1815), Aachen (1818), Karlsbab (1819), 
Bien (1819 — 20), Laibach (1821), Bes 
tona (1822), Dresden (1851), Paris 
(1856), Zürich ne und London (1864) 
owie der Frankfurter Fürftenfongreß ober 
sürftentag (1863). Aus ber neueften Zeit 
it der Berliner K. (vom 13. Juni bis 13. 
Juli 1878) beſonders denfwürbig. K. ift 
auch die Bezeichnung für bie Volksvertre⸗ 
tung in föberativen Republiken, wie 3. B. 
in den Vereinigten Staaten von Nordame⸗ 
rila. Endlich werden auch die frei gebilde- 
ten Wanderverfammlungen von Berufs: 
und Barteigenofjen »Kongreſſe⸗ genannt. 
‚König (vom altdeutfchen chunig, ku- 
ung, vom aotifchen chuni, »Gejchlechte, 
at. Tex, franz. roi, engl. king, tſchech. 
1, poln. kröl, ruſſ. korölj, ungar. 
äly, letztere Ausdrüde vom lat. Caro- 
Ins, d.6. Karl d. Gr.), Titel der Beherr- 
Iher größerer Monarchien Im Mittelalter 
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übte der deutſche Kaifer das Recht aus, 
Könige zu ernennen; auch der Papſt nahm 
es für in in Anſpruch. So erhielten die 
die Herzöge von Böhmen und von Polen 
ben Königstitel. Friedrich ILL, Kurfürft 
vondrandenburg undHerzogvon Preußen, 
nabm 18. San. 1701 jelbjtändig den Titel 
eine? tönigs von Preußen (Friedrich L.) 
an. Auch Napoleon I. ftiftete verſchiedene 
neue Königreiche, die fich freilich nur zum 
Teil erhalten haben. Dermalen führen in 
Europa die Beberricher folgender Staaten 
den Königstitel: der Kaiſer von Ofterreich 
als Titularfünig von Serufalem und al? 
K. von Ungarn, Böhmen, Dalmatien, 
Kroatien, Slawonien, Galizien, Lodome⸗ 
rien und Syrien; ber Kaifer von Ruß⸗ 
land als 8. von Kafan, Aſtrachan, Polen, 
Sibirien, der tauriihen Cherfones und 
von Gruſien; ber K. von Portugal (und 
Algarbien, biesfeit und jenfeit des Meers 
in Aria); der 8. von Spanien; ber K. 
ber Niederlande; ber 8. von Stalien; ber 
K. von Preußen; bie Könige von Bayern, 
von Sachſen und von Württemberg; ber 
K. (die Königin) des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Irland »und 
ſeiner Kolonien und Dependenzen in Eu⸗ 
ropa, Aſien, Afrika, Amerika und Auſtra⸗ 
lien, Kaiſer (Kaiſerin) von Indien«; der 
K. von Dänemark, zugleich mit dem Titel 
eines Königs der Wenden und Goten; der 
K. von Schweden und Norwegen mit dem⸗ 
ſelben Nebentitel; der K. der Niederlande; 
der K. der Belgier; der K. von Griechen⸗ 
land; der K. von Rumänien. Der Ehren⸗ 
titel der Könige iſt Majeſtät, ihre das Ze⸗ 
remoniell betreffenden Vorrechte werden 
als die »füniglichen Ehren« (honores re- 

ii, honneurs royaux,) bezeichnet. Sie 

eben auch den Großherzögen zu. Zu- 
weilen veriteht man unter Königtum 
dad monarchiſche Regiment überhaupt, 
indem man 3. B. von bem »Königtum 
von Gotted Gnaden« ſpricht (vgl. Mon⸗ 
archie). 

Königin, Gemahlin oder Witwe eines 
Königs oder ſelbſtändige Regentin eines 
Königreich, wofern die Thronfolge, wie 
in England und Spanien, dem weiblichen. 
Geſchlecht überhaupt offen fteht. 

Kontlane (lat.), Gemach; beſonders 
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ber Raum, in weldhem ſich die Karbinäle 
(ſ. d.) zur Papitwahl (eingefchloflen) ver- 
fammeln; auch Bezeichnung für biefe Ver⸗ 
ſammlung jelbft. 

Kontordät (Iat.), Übereinkunft; Be- 
zeichnung für biejenigen Verträge, welche 
uilchen dem römifhen Stuhl und welt- 
ichen Regierungen behufs Megelung ber 
Beziehungen zwifchen Staat und Kirche 
abgejchloflen werden. Bon befonberer 
Wichtigkeit find: das Wormfer K. vom 
2. Mai 1418, das Afdchaffenburger ober 
Wiener 8. vom 17. Febr. 1448 und unter 
den neuern das franzöfifche vom 15. Juli 
41801, das bayrifche vom 5. Juni 1817, 
das preußifche vom 16. Juli 1821, das 
nieberländifche vom 18. Juni 1827, das 
ſpaniſche vom 16. März 1851, das öfter: 
teihifhe vom 18. Aug. 1855, letzteres 
1870 vom Staat gefündigt. Neuerdings 
haben bie Staaten es vorgezogen, bie 
firhlihen Verhältniſſe, ſoweit fie den 
Staat betreffen, im Weg ber ſtaatlichen 
Geſetzgebung zu orbnen. 

Konkurrenz (lat., »Zufammenlaufe), 
Wettbewerb, gleichzeitige Anbieten und 
Begehren gleichartiger Sachen und Leis 
flungen von feiten mehrerer (Kontur: 
tenten). Tür den gewerblichen und für 
den Handelsverkehr bat Brentano ben 
befannten Sat aufgeftellt, »daß bie K. das 
Prinzip der Starfen, die Koalition das⸗ 
jenige der Schwachen feic. K. der Ver⸗ 
brechen liegt vor, wenn ein und diefelbe 
Perſon ſich mehrerer Verbrechen fchuldig 
gemacht bat, fei es burch einen einzigen 
Akt (ideale), fei es durch mehrere ſelb⸗ 
ftändige Handlungen (formale, reale, 
fucceifive K.). 

Konkurs (Int. Concursus), eigentlid) 
das Zufammentreffen, daher 3. 3. das 
Bewerben mehrerer um einen ausgefchrie- 
benen Preis oder um eine außgejchriebene 
Stelle, namentlich aber das Zuſammen⸗ 
treffen mehrerer Gläubiger ein und dem⸗ 
ſelben Schuldner gegenüber, deſſen Ber: 
mögen zur vollftändigen Befriedigung der 
erftern nicht ausreicht. Übrigens wird 
auch ber VBermögenszuftand eines folchen 
(»in 8. geratenen«) Schuldners als »K.« 
bezeichnet und ebenjo das gerichtliche Ver: 
fahren, welches in einem derartigen Fall 
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einzutreten pflegt Konkursprozeß, 
Konkursverfahren, im mittelalter: 
lichen Latein Crida, ſüddeutſch Sant, 
Bergantung, Gantprozeß, bisweilen aud 
Debitverfäbren, Talliment, Kal: 
liffement). Der betreffende Schuldner 
wird Kridar(Gemeinfhuldner,Ge: 
famtfhnldner, Gantmann) ge 
nannt. Der gefamte Vermögensbeſtand des 
Schuldners heißt Konkurſsmaſſe und 
zwar Aktivmaſſe, die vorhandenen Af- 
tiven, das pofitive Vermögen, und Paſ⸗ 
ſivmaſſe, die vorhandenen Paſſiwen, dus 
negative Vermögen, die Schulden. Der 
Inbegriff der Rechtsnormen über ben R. iſt 
das Konkursrecht. Ein ausführliches 
Gefeß über das Konkursverfahren wird 
Konkursordnung genannt, fonament- 
lich die deutſche Konkursordnung vom 10. 
Febr. 1877, durch welche das Konkursweſen 
für das ganze Deutſche Reich in einheit⸗ 
licher Weiſe normiert worden iſt. Das 
Gericht, bei welchem ein Konkursverfahren 
ſtattfindet, iſt das Konkursgericht. 
Nach der deutſchen Konkursordnung iſt für 
das Konkursverfahren ausſchließlich das 
Amtsgericht, bei welchem der Gemein: 
ſchuldner feinen allgemeinen Gerichtöftand 
bat, zuftändig. 

Die Konkurseröffnung findet nad 
ber deutſchen Konkursordnung nicht mehr 
von Amts wegen, fondern nur auf Au: 
trag ftatt und zwar fowohl auf Antrag 
bes Gemeinfchuldnerd als eines Gläubi: 
ger, Wird der K. eröffnet, je bat das 

eichließende Amtsgericht alsbald einen 
Konfursverwalter Maſſekura— 
tor) zu beftellen, welcher nunmehr bie 
Intereſſen der Gläubiger wahrzunehmen 
und bie VBermögensverwaltung zu befor: 
gen bat, da der Semeinfchuldnier die Die: 
pofition über die Maſſe verliert. Der 
Konkursverwalter fteht unter ber Aufſicht 
bes Konkursgerichts und ift verpflichtet, in 
wichtigen und ber zegeimibigen Berwal: 
kung wicht angehörenden Angelegenheiten 
die Anficht der Gläubiger (Öläubiger: 
ausſchuß oder Släubigerverfamm-: 
lung) einzuholen. Dem Konfursver: 
walter liegt auch die Prüfung und nötigen: 
falls Beftreitung der angemeldeten Forde⸗ 
rungen ob, indem bie Beftellung eines 
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nad) Oemeinjhulbner vorgenommenen unent⸗ 


jogen. Kontradiktors, welder 


meine Beichlagnahme 
Gemeinf 
Schulonern des pen die —— an 
dieſen bei Vermeidung nochmalig 

g unterſagt. Außerdem iſt eine Sn 
zur Anmeldung ber Forberungen und 
ein Termin zur —— derſelben anzu⸗ 
beraumen. des Erõffnungs⸗ 
eeleluiie®, —** Arreſt, die Anme 
ftiſt und die Termine find von ben Ge: 
richtsſchreiber fofort öffentlich befannt 

machen. Zu beachten if ferner, baß nad) 
manchen Geſetzgebungen ber in 8. verfal- 
lene Schuldner das Staatsbürgerrecht 
und jedenfalls bie aftiven und paffiven 
Bahlrechte verliert. Auch Tarın derjelbe, 
wenn der X. Durch fein Berichulden herbei⸗ 
geführt warb, in firafrechtliche Unter: 
— genommen werden, und ebenſo 

er 


ger. Aber auch eine gemifle e rüdwirtende 
Kraft . ber Konkurseröffnung bei 
infofern nämlich, als 
lungen, welde vor Eröffnung des 
Ronkurfes von dem Gemcinſchuldner zur 
Benadteiligung der Gläubiger vorgenom- 
men wurden, angefochten werben Fön fonnen; 
I find. 3 B. bie in dem 


Eröffnung bes bes Berfahens — noch auf dem 


, de: fann. Gegenſtände, wel 


a ſchul⸗ wie, B 


iſſe — Verp 
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lichen Verfügungen, ſofern nicht die⸗ 
I gebräucdhlidye Belegeneitögeiäjente 
| zum Gegenſtand Hatten, anfechtba 

Die Aktivmaſſe des Konfurjes seht fi 
aus dem gejamten gegenwärtigen Bermö- 
gen bes r8 zufammen, infoweit es 
zur Zwangsvollſtreckung verwendet werben 
dem Gemein- 
⸗ſchuldner nicht gehören, jondern ſich nur 
thatſãchlich in feinem Befit befinden, find 
= | aus der Maſſe auszufondern. Dies Aus⸗ 
ein|fonderungsregt auf Grund eines 
ge | Dinglügen oder eines perfönlichen Recht 
des | beftimmt fich nach den Grundſätzen bes 
ben | bürgerlihen Rechts überhaupt; doch er- 
Märt die Konkursordnung, daß bie Ehe: 
b | frau des Gemeinichulbnerd Gegenilände, 
welche fie während der Ehe ertvorben bat, 
nur dann in Anſpruch nehmen kann, wenn 
fie beweiſt, daß biefelben nicht mit Mitteln 
des Kribars erworben find. Außerdem ift 
aber im Interefle des Realkredits und im 
Interefle der Bereinfachung des Konkurs⸗ 


zu | verfahrend Die wichtige Beitimmung ge- 


troffen, daß Pf läubiger eine abgeſon⸗ 
derte here Befriebigung au6 iheem ek 
verlangen fünnen, und daß alsdann nur 
der etwaige überſchuß in die Mafie fällt. 
Diefes t der —— ſteht 
alſo zunãchſt den Hypothefenglä: been! 
dann aber auch den Fauſfandglãubi 
in Anſehung ber verpfändeten Sahe zu. 
Den Fauſtp anbgläubigenn find außer dem 
gewifle 1 Krebitoren rechtlich gleichgeitellt, 
Saftwirte wegen ihrer For⸗ 
berungen Mr Wohnung und Bewirtung 


das Bermdgen bes Gaſtes bezüglich der von dem letztern 


—— — und von ihnen zurückbehal⸗ 
tenen Sachen; ferner biejenigen, welche 
duch Pfän ein Pfandrecht erlangt 
—* in ‚Anfe ung b ber gepfändeten Ge⸗ 
tern in Anſehung des 
hrfam befindlichen Inven⸗ 
tars wegen Korberungen für en 
achtern wegen des laufenden und rüd- 
fländigen Bachkinfes fowie wegen andrer 
gorberungen a aus dem Pachtverhãltnis in 
Anjehung ber Früchte des verpachteten 
Grundftüds und der eingebrachten Sachen, 
fofern biefe legtern —æe— Früdte fich 


, %- 


, an — 
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w —— und nüglice Verwen⸗ 
dungen. Daher find aus der Aftiomafle | ö 
bie ſogen. Mafjeigulben zu berichtie 
gen, zu welchen bie Konkursorbnung fol: 
gende Anſprüche rechnet: Forderungen, 
welche aus Geidhäften oder ‚Banhlungen 
bes Konkursverwalters tehen; Anz 
ſprüche aus a konn Verträgen, deren 
vrfätlung ur Konkursmafje verlangt 
Id ober für bie Zeit mac) ber Eröffn, 
ve Verfahrens eigen m rk und aid 
Anſprüche aus einer recht 
rung ber Maſſe. SeleMafleluden find, 
ebene wie Hs Rdn —& ber 
meursmafje vorweg zi 
Maffetoften find aber die deristligen —* 
fien für das gemeinfchaftliche Verfahren, 
bie Ausgaben für die Verwaltung, Ver: 
Wertung unb Bertilun dr Dalfe und 
bie dem Gemeinfduldner und reine |} 
milie bewilligte Unterftägung. 
jorberungen ber gantlichen. —E 
ige aber erden nad flgener Sang- 
nung und — je Rang nad) Ver⸗ 
Hältnis ch ihrer Be erichtigt: 1) Die für 
das lehte Jahr vor der Eröffnung bes Ver⸗ 
fahrens dem Ableben deö Gemein: 
chuldners rüdfländigen Forderungen an 
lohn Koſtgeld ober — 


der en welche fih dem Gem: 
aut sek ud, Birtinfte 
ieb ober Erwerboͤge art g baueenbem 


Dienft verbum; en Sek. dir gie 

tungen ber —E der Staatskaſſen 
und ber Gemeinden ſowie ber Amis-, 
Kreide und SBrovinzialverbände wegen 
Öffentlicher Abgaben, welche im letzien 
‚Jahr vor der Cröffnung bes Verfahrens 
fällig geworden find; es macht hierbei 
feinen Unterfcieb, ob der Steuererheber 


bie Abgabe bereits vorfhußmweife zur Kaffe | Befamı 


entrichtet Bat. 3) Die Forderungen der 
Kirchen und Schulen, ber öffentlichen 
Verbände unb ber öffentlichen, zur Uns 
nahme ber Berfiherung verpflichteten 
ae wegen ber | fi 

jaifung zu entrichten 
ben ee und —— dem letz⸗ 


Kontuffion — 





Konfervativ. 


By Di — der Kinder und 
fl toblenen — gemeinfufbnere in in 
Anjebung ihres gejeglich der Derwaltung 
des ſelben hebt ihnen ae Vermögens: 
Borredt fiebt ihnen nicht qu, wenn de 
‚Forderung nicht binnen zwei Jahren nach 
Beendigung ber Bermögenäverwaltung 
ee [gern geltend gemacht und bis zur Er⸗ 
bes Verfahrens verfolgt worden 
Hi 6) Ale übrigen Komkursforderungen. 
Die eöfnung des Konkurſes über eine 
offene Kommandit⸗, Aftien- 
ober Mentor anbietet zieht, 
au —E — ft, bie 
(uflöfung berfelben nad) fi 
1, Daß bei bem ft. einer — 
foiooßl al8 hei dem einer offenen 
gu elögefellfcpaft oder Kommanbitgejeil: 
ger bie einzelnen Mitglieder, foweit das 
Genofienfgafts: oder das Gefellicaftäver- 
mögen nicht außreicht, mit ihrem Privat: 
vermögen folibarifch aften müffen. Aus 
gaben ber he ber beutfchen Konfursorbnung von 
ilmowsH, ‚Hullmann, Böl- 
wa, Bol. Wilmowsti, Aus 


— 
Über, 
—e— nk; F Ei an 





ſches Kontursredt 
Rontuffion (I bR Cepreifu "2 
—*ð — ſammenhang, 
bindun 13 Eigenſchaftswort |. v. 
in Aufemmenhei miteinander Hebend; 
Konnerität, binbun verhältnis, 
namentlich mehrerer Rechtsſachen, welche 
in einem gewiffen Zufammenhang fteben; 
Konnerton, Verbindung, einflußteiche 


haft. 
Konnivii lat) ein Auge zubrüden, 
au im ne Ne Ben " 
ilffchro 
venz, Ye u Are Sa 


——— end; im po: 
ade geben —E für biefenge 


Konſervativ (Freifonferpative Partei). 


Parteirichtung, welche das Beſtehende mög- 
lichſt zu erhalten ſucht und ſich nur aus ganz 
beſonders ſchwer wiegenden Grüuden zu 
Abänderungen ber beſtehenden gufande 
herbeiläßt. Den egenſat zur konſerva⸗ 
tiven bildet die liberale Partei, welche 
bem freien Fortichritt und freifinniger 
Entwidelung im en Leben zuge- 
tbanift (f. Liberal). Konfervativis- 
mus, Öefinnung und Streben der Kon- 
jervativen. Es liegt in ber Natur der 
Sache, daß bie Konfervativen fich vorzugs⸗ 
weile aus der Ariftofratie, welche auf Er: 
haltung ihrer bevorzugten Stellung be- 
dacht iſt, aus den lan und 
überhaupt aus der beſitzenden Klaſſe rekru⸗ 
tieren, während die Liberalen mehr aus 
dem Arbeiterftand, ſowohl aus ber Zahl 
der Kopfarbeiter als ber Hanbdarbeiter, 
hervorgehen. Das ift aber gewiß, daß Ei 
einem gefunden politifchen Leben beide 
Parteien notwendig find, um basfelbe zu 
tegeln und um fich in der Regierung oder 
doh in ber Beherrfchung der Situation 
abzulöfen. Während diefer Srunbfaß ber 
Bleihberechtigung in England längit an- 
erfannt und praftifch durchgeführt ift, 
iind wir in Deutfchland noch lange nicht 
jo weit. Dean fieht in der fonfervativen 
Partei noch immer berzugeheil e die Stüße 
der Regierung, und bie Minifterien ſetzen 
fich faft regelmäßig aus fonfervativen Dän- 
nern zufammen. Dazu kommt, daß bei 
vielen, welche fich E. nennen, über das We- 
fen einer ſolchen Barteiftellung keineswegs 
völlige Klarheit zu beſtehen fcheint. Viele 
verwechleln k. und gouvernemental und 
neuerdingd auch ?. und. reaftionär. Sie 
glauben, wenn fie einfach mit der Regie 
tung gehen, gut k. zu fein, und anftatt vor 
allen Dingen das Beftehende zus erhalten, 
bieten fie zu reaftionären Neuerungen be 
teitwilligft die Hand, wenn nur die Re 
gerung es wünſcht. Daher fommt es 
denn auch, daß man im Volk regierungs⸗ 
freundlich und E. vielfach für gleichbedeu- 
tend hält und die fonfervative Bartei ein- 
fach mit ver Regierungspartei identifiziert. 
In England, koofelbit 3. B. gegenwärtig 
das liberale Miniftertum Gladftone das 
Stantsruber führt, ift die liberale Partei 
ſchon oft die Regierungspartei gewefen, 


313 


wie fie es auch gegenwärtig if. Auch im 
Deutichen Reich war bie nationalliberale 
Mittelpartei lange Zeit hindurch die Ne 
gierungspartet. 

Am deutfchen Reichstag und im preußi- 
ſchen Abgeorbnetenhaus beftehen berma- 
len zwei fonjervative Barteien: die fogen. 
freikonſervative oder deutfche Reichs: 
partei und die beutjchfonjervative 
Bartei. Mit freikonſervativ oder liberal- 
fonfervativ bezeichnet man biejenige Bar: 
teirichtung, welche zwifchen k. und liberal 
einen Mittelweg ſucht und freifinniger 
Entwidelung auf Grund des Beſtehenden 
nicht abbold iſt. Wie aber die Sachen im 
beutfchen Reichstag und im preußifchen 
eogeornetenhauf zur Zeit fteben, ift bie 
freifonfervative Partei in diefen beiden 
parlamentarifchen Körperfchaften nur ala 
eine fonjervative oder vielmehr als eine 

ouvernementale zu bezeichnen, wie auch 
ihr Barteiorgan, die »Poſt«, fich felbft 
als freiwillig=gouvernementale8 Organ 
bezeichnet bat. Im deutichen Reichstag 
haben bie beiden Tonfervativen Fraktionen 
von 397 Mitgliedern zulammen 108, alfo 
noch nicht Ys der Mitglieder. Im Abge⸗ 
orbnetenhaug agegen find die Konſerva⸗ 
tiven feit den Wahlen von 1879 ftärfer; 
fie haben bort von 433 Siten etwa 170 
inne, indem zu den 109 Deutſchkonſerva⸗ 
tiven und 52 Treifonferbativen noch einige 
wilde Konfervative hinzukommen. 1849 
bis 1858 Hatten bie Konjervativen im 
preußifchen Abgeorbnetenhaus bie Rojo 
rität, bis dann 1858 die nachmals alt: 
liberal genannte Partei diejelbe erhielt, 
an deren Stelle 1862 die neu gegründete 
Fortfchrittspartei trat. Da die Konſerva⸗ 
tiven in ihrer größern Mehrzahl 1873 
gegen die Ermäßigung der Klafienfteuer 
um I Mil. ME. fowie in ber Folgezeit 
gegen bie neue Kreißordnung, gegen das 
hulauffichtsgefeg und teilweiſe auch ge⸗ 
en bie Maigeſetze ſtimmten, fo unter- 
jtüsten bie Negierunggorgane bei ben 
Wahlen von 1873 bie Tonfervative Bartei 
nicht in ber frühern Weife, und fo kam eg, 
daß diefelbe im Abgeordnetenhaus über 
100 Site verlor. Bei den Reichstags⸗ 
wahlen 1874 aber verloren bie Konſerva⸗ 


tiven vond0 Mandaten 29, ſo daß ihre Bar: 


Riten... 
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tet auf 21 Mitglieber —— 
wahrend bie deutſche Reichspartei 7 Sitze 
verlor und dadurch von 38 auf 31 Mit⸗ 
lieder aurüdning DieBrovinzen Preußen, 
Bommern und Brandenburg gingen ba- 
mals den Konjervativen verloren. Allein 
fhon bei den Landtagswahlen 1876 zeigte 
e3 fich, daß die Konſervativen mit ber Re⸗ 
gierung wieder Fühlung gewonnen hatten, 
und es ift neuerding® auch von konſerva⸗ 
tiver Seite auögeplaudert worden, daß die 
Verſchmelzung der alt: und neufonferva: 
tiven Parteien, welche nun erfolgte, und 
zwar zu einer beutfchlonjervativen 
Partei, nicht ohne Vorwiſſen des Türften 
Bismard vor fi ging. Bei den Reiche: 
tagswahlen vom 10. Jan. 1877 ftiegen die 
Deutichfonfervativen, d. b. ber rechte Flü⸗ 
gel der fonfervativen Partei, wiederum 
auf 40, bie deutſche Reichspartei aber auf 
38 Mitglieder, und als nun nad den 
Attentaten und unter dem Eindrud der⸗ 
felben die Auflöfung des Reichstags er: 
folgte, eroberten die Konfervativen mit 
Hilfe und Unterftüßung der Regierung 
namentlich im Often der preußifchen Mon- 
archie eine Reihe von Sitzen zurüd, und 
bie deutſchkonſervative Partei wurbe beiden 
Wahlen vom 30. Juli 1878: 60, bie deut: 
ſche ReichSpartei aber 57 Mitglieber ſtark. 
Beide Eonfervative Parteien aber traten 
mit aller Entfchiedenheit für bie neue 
Zoll: und Steuerpolitit des Reichskanz⸗ 
lerd ein; namentlich thaten fih in ben 
Reihen der Treifonfervativen entjchiebene 
Schutzöllner (Stumm, v. Kardorff, v. 
Barnbüler) und Agrarier hervor. Da 
die liberalen Parteien Tonftitutionelle 
Garantien forderten, fo fam eine klerikal⸗ 
konſervative Koalition zuftande, inbem 
ich die Konfervativen mit dem Zentrum 
über Die Annahme des Zolltarif8 und bes 
Seandenfteinihen Antrags verftändigten. 
r liberale Präfident be Reichstags, v. 
Sordenbed, legte, ebenfo wie der Vizeprä- 
jivent v. Stauffenberg, das Präſidium 
nieder, und der Fonfervative Abgeordnete 
v. Seydewig warb zum erften Präſiden⸗ 
ten gewählt, während an Stelle des Herrn 
v. Stauffenberg der Freiherr zu Francken⸗ 
ftein aus dem Zentrum als Bizepräfibent 
gewählt wurde. Im preußifchen Abgeord- 
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netenhaus aber warb ber konſervative Ab- 
geordnete v. Köller zum Präfidenten und 
et Freiherr dv. Heeremann vom Zentrum 
(neben dem nattionalliberalen Abgeordne⸗ 
ten v. Benba als erftem) zum gmeiten 
Vizepräfidenten gewählt. Ebenfo zeigte 
Fr die klerikal⸗konſervative Koalition 
wieber bei der Präfidentenwahl im Reichs⸗ 
tag bei Beginn ber Seffion von 1880, 
die ein Präfibium brachte, welches aus 
dem freifonfervativen Grafen von Arnim: 
Boitenburg, dem Freiherrn v. Francken⸗ 
fein und dem Tonjervativen ſächſiſchen 
Bartifulariften Adermann zufammenge: 
feßt war. Die »würdige Zurüdhaltung«, 
welche die Zentrumsfraltion bei der Kölner 
Dombaufeier im Herbft 1880 beobachtete, 
hatte fiir diefelbe allerdings ben Verluſt 
der Bizepräfidentenftelle im Abgeordneten: 
haus zur Folge, welche auf den freifon- 
fervativen Abgeordneten Stengel über: 
ginn Als aber der Neichdtag 15. Febr. 
881 wieder zufammentrat, und als 
Graf Arnim erklärte, daß er die Wahl 
zum Präfidenten mit einem Kollegen vom 
Zentrum zufammen nicht wieberannehme, 
wurde ber deutſchkonſervative Unter: 
ftaatsfefretär des Kultusminifteriums, 
v. Goßler, zum erften Präfidenten gewählt, 
indem Konlervatine und Klerikale fich wie: 
berum verbündeten, um ihn und die bei: 
den bisherigen Bizepräfidenten aus ber 
Wahlurne hervorgehen zu laſſen. 
ervorragende oder doch viel genannte 
Mitglieder der deutſchkonſervati— 
ven Partei ſind die Abgeordneten: v. Hell⸗ 
dorf⸗Bedra (geb. 16. April 1833, Guts⸗ 
befiber, früher Landrat), v. Kleiſt-Retzow 
(geb. 25. Rov. 1814, früher Oberpräfident 
ber Rheinprovinz), Freiherr v. Maltzahn⸗ 
Gültz (geb. 6. San. 1840, früher Regie: 


rungsaſſeſſor, jetzt Gutsbefiter), ber ba: 


eb. 12. Oft. 


diſche Freiherr v. Marſchall 
annheim), 


1842, Sanbgerichtörat in 
Freiherr v. Minnigerode (geb. 28. Nov. 
1840, Gutöbefiker), ger 

bach (geb. 27. Juni 1839, Gutsbeſitzer), 
v. Seydewitz (geb. 11. Sept. 1818, Ober: 
präfident der 8 

Graf Udo zu Stolberg⸗Wernigerode (geb. 
4. März 1840, Fibeifommißbeltker). Auch 
Graf Moltke und der Kultusminiſter 


err v. Wir | 


rovinz Schleſien) und ber 
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v. Puitkamer gehören ber deutſchlonſer⸗ 
vativen Fraktion an. Bon ben Freifon: 
jervativen find befonders zu nennen: 
Graf von Arnim=Boigenburg (geb. 12. 
De. 1832, vormald Oberpräfident der 
Provinz Schleſien), Jirß zu Hohenlohe⸗ 
— (geb. 31. März 1819, der 
beutfche Botfchafter in Paris), Fürſt zu 
Sobenlohe=Sangenburg (geb. 31. Aug. 
832), der bayrifche Freiherr v. Lerchen⸗ 
feld (geb. 3. 1jebt. 1842), v. Karborff (geb. 
8. San. 1823, Regierungsafleflor a. D. 
und Gutöbefiter), ber Minifter Lucius 
(Dr. med., Rittergutsbefiter, früher Vize: 
präfibent des Reichstags, geb. 20. Dez. 
1835), Stumm (geb. 30. März 1836, 
Eifenhüttenbefiger in Neunkirchen), v. 
Schwarze (geb. 30. Sept. 1816, Gene: 
ralftantsanwalt in Dresden) und ber Frei: 
berr Barnbüler von und zu Hemmingen 
(geb. 13. Mat 1809, früherer württember: 
giſcher StaatSminifter). Auch ber Sohn 
des Fürften Bismard, Graf Wilhelm 
bon Bismard (geb. 1. Aug. 1852), gehört 
zu der deutfchen Reichöpartei. 
Keonfignieren (lat., »auf⸗, einzeich⸗ 
nen«), etwas zur Aufbewahrung uber: 
eben, anweiſen; im — den 
Truppen ſpeziellen Befehl erteilen, bie 
Kafernen oder Quartiere während einer 
beftiimmten Zeit nicht zu verlaflen, um 
zur fofortigen Verwendung bereit zu fein. 
Konſfiftorium (Iat.), Verſammlungs⸗ 
ort des Geheimrats ber römiſchen Kai: 
ſer, dann dieſer Rat ſelbſt; in der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche die Verſammlung der 
Kardinäle (ſ. d.) unter dem Vorſitz des 
Papſtes. In der proteſtantiſchen Kirche 
verſteht man unter K. eine Kirchenbehörde, 
durch welche der Landesherr als Inhaber 
der Kirchengewalt (Summus episcopus) 
ſeine desfallſigen Rechte ausübt. Früher 
hatten dieſe Konſiſtorien oft ſogar eine Art 
Gerichtsbarkeit, namentlich in Eheſachen, 
und eine Disziplinar⸗ und Strafgewalt 
den Angehörigen der Kirche gegenüber. 
Neuerdinge find die Funktionen der Kon: 
ſiſtorien vielfach auf die Kultusminiiterien 
oder auf Abteilungen des Minifteriums 
für Kirhen- und Schulfachen übergegan: 
gen. Unter Konfiftorialverfaifung 
verſteht man diejenige Berfafjung der evan⸗ 
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gelifchen Kirche, wonach bem Landesherrn 
als höchſtem Bifchof die Ausübung bes 
Kirchenregiments zuftebt; im engern Sinn 
aber wirb damit bie Kirhenverfaffung be= 
zeichnet, welche die Puatikung bes Kirchen 
tegiments lediglich durch Staats: und 
Kirchenbehörben ftatuiert, ohne dem Laien⸗ 
element ein Mitwirfungsrecht einzuräus 
men. Den Gegenfat bildet dann bie 
Synodal- und Presbyterialver— 
faſſung (ſ. d.), wonach der Landesherr 
und bie kirchlichen und weltlichen Behör⸗ 
ben eine repräſentative Kirchengewalt aus⸗ 
üben, indem dabei den Kirchengemeinden 
ſelbſt ein Mitwirkungsrecht eingeräumt 
iſt. In Preußen beſteht für die alten Pro⸗ 
vinzen ein evangeliſcher Oberkirchen⸗ 
rat in Berlin. Diefe Bezeichnung iſt auch 
in andern Staaten für bie oberſte evange- 
Tifche Airdjenbebörbe adoptiert worden. dr 
ben einzelnen preußiſchen Provinzen be- 
ftehen befondere Konfiltorien. 

Konftribieren (lat.), zum Militär: 
bienft ausheben; Konffription, Mili- 
tärmufterung, Aushebung (ſ. Erſatz⸗ 
weſen). 

Konfolidieren(lat.), befeſtigen, ſichern, 
begründen; zu einer in ſich geſchloſſenen Ge⸗ 
ſamtheit vereinigen, z. B. Grundſtücke, 
Zechen, Staatsſchulden; daher z. B. die 
Bezeichnungen: konſolidierte Anleihe, kon⸗ 
ſolidierte Schuld (Konſols). 

Konſortium (lat.), Vereinigung zu 
einem beſtimmten wirtſchaftlichen oder 
finanziellen Zweck, namentlich Vereini⸗ 
gung von Bankhäuſern zur Ausführung 
einer beſtimmten Finanzoperation. 

Konfpirieren (lat.), ſich verſchwören; 
Konſpiration, Verſchwörung; über: 
haupt Bezeichnung für einen geheimen 
Verkehr, z. B. eines Unterſuchungsgefan⸗ 
genen mit Mitthätern u. dgl. . 

Konftitnieren (Iat.), felffeßen, befon- 
ders eine ftaatliche Einrichtung; jemanb 
in eine Würde einfeken; jich k., zufam: 
mentreten und ſich als eine beftimmte Kör⸗ 
berichaft proflamieren. Konftituent, 
Bollinadhtgeber; fonftituierenbe Ber: 
fammlung (Konftituante), Ber- 
fammlung von Bolfövertretern, welche 
für den Staat eine neue Verfaſſung be 
taten fol, wie die franzöſiſchen National- 
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verfammlungen von 1789 und 1848, bie 
deutſche Nattonalverfammlung von 1838 
und der Tonftituierende Reichſstag bes 
Norddeutichen Bundes von 1867. 
Konflitution (lat.), Feſtſetzung, Ein- 
rihtung, Staatögrundgefeß; Tonftitu= 
tionell, verfaflungsmäßig; konſtitu— 
tionelle Monarchie, insbeſondere die 
jenige Monardjie, in welcher das Staats⸗ 
oberhaupt in ben wichtigften Regierungs- 
bandlungen, namentlidy in der Geſetzge⸗ 
bung, an bie Zuſtimmung der Volksver⸗ 
treter gebunden ift; Konftitutionelle, 
bie Berfafjungsfreunde, die auf die Wah⸗ 
tung jener Rechte beſonders bebacht find; 
Konftitutionalismus, Syflem der 
verfafjungsmäßigen Regierung, welches 
bie Rechte der Volksvertretung wahrt. 
Konſul (Tat. Consul), im alten Rom 
ber Titel der höchften Dragiftratsperjonen, 
welcher gur Zeit der erſten franzöfifchen 
Republik für deren höchſte Beamte wieder 
aufgenommen ward. Heutzutage ift K. 
der Titel eine® Beamten, welchen ein 
Staat zur Wahrung der Intereſſen feiner 
Angehörigen und feines Hanbels an frem- 
ben Hanbelepläten unterhält. Die Kon: 
fuln haben an und für jich feinen diplo⸗ 
matiſchen Charakter und nicht die Rechte 
von eigentlichen Gefandten (f. d.). Die- 
felben zerfallen in Wahlfoni une an: 
delskonſuln)/ un Berufskonſuln (Fach⸗ 
konſuln). Letztere ſind wirkliche Berufsbe⸗ 
amte desjenigen Staats, welcher ſie aus⸗ 
ſendet, zu ihrem Beruf befonbers vorge- 
bildet, geprüft und fo befoldet, daß fie 
ihre desfallſige Thätigfeit als Hauptbe⸗ 
ſchäftigung betrachten können und follen, 
während die Wahlkonſuln meift Kaufleute 
find, welche häufig dem Staat, in wel: 
chem fie rejidieren, als Unterthanen an⸗ 
gehören und für ihre Amtöthätigfeit nur 
gewiffe Gebühren beziehen. Dem Rang 
nach unterfcheidet man zwifchen Gene: 
ralfonfuln, welden bie Oberleitung 
ber zu einem gewiſſen Bezirk gehörigen 
Konſulate und Bizefonfulate zufteht, Kon⸗ 
ſuln an den wichtigern Handelsplätzen, 
Vizekonſuln, im Rang den Konſuln 
gleichſtehend, an minder wichtigen Plätzen 
und Konfularagenten, Bevollmäd- 
tigte der Konfuln, zu deren Beftellung die 
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Regierung ihre Zuftimmungerteilte, ohne 
ihnen eine felbftändige Ausübung der kon⸗ 
ularifhen Rechte einzuräumen. Das 
Deutihe Reih bat dermalen an allen 
Plätzen von Bedeutung feine Konſuln. 
Es iſt dies nicht die kleinſte Errungen⸗ 
ſchaft der neuen Reichseinheit. Das Kon⸗ 
—E ſelbſt iſt durch das Bundes⸗ 
(Reichs⸗) Geſetz vom 8.Nov. 1867 geordnet, 
nachdem ſchon die Verfafiung des Nord⸗ 
deutihen Bundes die nunmehr auch in 
bie deutſche Reichsverfaſſung (Art. 56) 
übergegangene Bellimmung getroffen 
hatte, daß das gefamte Konfulatwefen 
unter der Aufficht des Bundespräfibiums 
(des Kaifers) ftehe, welcher die Konfuln 
nad Bernehbmung des Ausſchuſſes des 
Bundesrats für Handel und Verkehr an: 
ſtellt. In dem Amtsbezirk ber deutſchen 
Konſuln dürfen neue Landeskonſulate 
nicht errichtet werben. Die ſämtlichen be⸗ 
ftehbenden Landesfonfulate find aufzube 
ben, jobald die Organilation der deutſchen 
Konfulate dergeftalt vollendet ift, daß bie 
Bertretung der Einzelintereflen aller Bun⸗ 
desitaaten als durch die beutihen Konſu⸗ 
late gefichert vom Bundesrat anerkannt 
wird. Diefe Organijation ift inzwifchen 
wejentlich gefördert worden. Die Zahl 
ber Konfularämter des Deutichen Reich, 
welche dem auswärtigen Amt unterftellt 
find, beträgt zur Zeit 639, darunter 55 
Berufsfonfulate. Unter ben letztern be- 
finden fih 15 Generalfonfulate, von 
deren einige zugleich mit diplomatischen 
Charakter ausgeitattet find, 38 Konfulate 
und 2 Bizefonfulate. Diele Berufskon⸗ 
juln müſſen entweder juriftifhe Bildung 
befigen, oder eine bejondere Prüfung be- 
ftanden haben. Die Anftellung von Wahl⸗ 
fonfuln erfolgt unter bem Vorbehalt jeder- 
eitigen Widerrufs. Jeder K. fol eine 
atrifel über die in feinem Amtöbezirf 
wohnbaften Angehörigen des Reichs füh⸗ 
ren. Er beurfundet deren Zivilſtandsver⸗ 
hältniſſe, darf Urkunden legalifieren, No⸗ 
tartatsgejchäfte errichten, nötigenfalls ben 
Nachlaß VBerftorbener fetitellen und Päſſe 
ausfertigen und viſieren. Die Reichs- 
fonfuln haben ferner der nationalen 
Kriegsmarine Rat und Beiltand zu ge 
währen, die Handelsmarine in Anfehung 
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der Vorſchriften zu überwachen, welche in 
betreff der 


beſtehen, hilfsbedürftigen Reichsangehö⸗ 


rigen die Mittel zur Linderung der Not 


oder zur Rückkehr in die Heimat zu ge⸗ 
währen, bei Verklarungen, Dispachen 
und in Bergungsfällen mitzuwirken und 
bei dem Muſterungsweſen und bei der 
Verfolgung von Deſerteuren thätig zu ſein. 
Der Reichskanzler kann die Konſuln ein 
für allemal zur Abnahme von Zeugen⸗ 
eiden ermächtigen. Außerdem iſt einzel⸗ 
nen Konſulaten den deutſchen Reichsan⸗ 
gehörigen und den Schutzgenoſſen gegen⸗ 
über eine gewiſſe Gerichtsbarkeit (Kon⸗ 
ſulargerichtsbarkeit) übertragen, ſo 
namentlich in China, Japan, Rumänien 
und in der Türkei. Diefe Konfularge- 
richtsbarkeit ift Durch Reichsgeſetz vom 10. 
Juli 1879 (Reichsgeſetzblati, S. 197 ff.) 
geregelt. Hiernach wird die Gerichtsbar- 
feit teild durch den K., teild durch das 
Konfulargeriht ausgeübt, welches 
aus dem K. und zwei ober vier Beifikern 
beſteht. Für die durch das Gerichtöver- 
faffungsgefet und durch die Konkursord⸗ 
nung den deutichen Amtsgerichten auge 
wiefenen Sachen iſt nämlie ber K. alleın, 
dagegen für die ben Schöffengerichten und 
den Landgerichten in erfter Satan zuge 
wiefenen Sachen das Konfulargericht zu⸗ 
fländig. In Angelegenheiten ber freimwil- 
ligen Gerichtsbarkeit ift der K. allein kom⸗ 
petent. In bürgerlichen Rechtöftreitigfei- 
ten, in welchen das Streitobjeft nicht mehr 
als 300 ME. wert ift, findet gegen bie 
Entſcheidung bes Konſuls fein Rechtsmit- 
tel ftatt, während fonft in Zivil- und in 
Konkursſachen das Neichsgericht in Leip- 
jig über bad Rechtsmittel der Beſchwerde 
und ber Berufung zu enticheiden hat. 
Beide Rechtsmittel find bei dem K. einzu: 
legen. In Straffachen hat der K. bie 
Fünktionen des Amtsrichters, refp. bes 
Vorſitzenden ber Strafkammer des Land⸗ 
gerichts auszuüben. Gegen Entſcheidun⸗ 
gen des Kontulargerichts inübertretung® 
ſachen findet ein Rechtsmittel nicht ftatt, 
während bei Vergeben und Verbrechen, 
welche in den Iandgerichtlichen Kompetenz: 
treiß fallen, Berufung und Bejchwerde an 
das Reichsgericht gegeben find. Uber Ver: 
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brechen, welche vor das Reichsgericht ober 
vor ein Schwurgericht gehören, ift vom 
R. oder von ben RKonfulargerichten über: 
haupt nicht zu entfcheiden. Der K. Hat in 
ſolchen Fällen, namentlich wenn das Ver: 
brechen im Konfularb:zirfbegangen wurbe, 
die erforderlichen Siherungemakregein 
und bie durch die Dringlichfeit erforder- 
lichen Unter[uhungömaßregeln vorzu⸗ 
nehmen, 3. B. die Verhaftung bed Be⸗ 
ſchuldigten, ſodann aber die Alten ber 
Staatdanmwaltfchaft des zuftändigen in- 
(ändifchen Gerichts zu überjenben, welches 
die Sache zur Verhandlung unb Entſchei⸗ 
bung zu bringen hat. Bevor der K. übri- 
gend im fremden Staatögebiet feine Funk⸗ 
tionen aufnehmen Tann, ift bie Erteilung 
bes fogen. Exequatur (ſ. d.), d. h. bie 
Zuftimmung ber fremden Staatsregie⸗ 
rung, erforderlid. Bol. Hänel und Leſſe, 
Die Gefebgebung des Deutfchen Reichs 
über Konjularwelen (1875); König, Die 
beutfchen Konfuln in ihren Beziehun- 
nen zu ben Reihsangehörigen (1876); 
Brauer, Die deutſchen Juſtizgeſetze in 
ihrer Anmendung auf die amtliche Thä⸗ 
tigkeit der Konſuln (1579). 
Konfularagent (lat.), ſ. Konſul. 
Koninltieren (Iat.), zu Rate ziehen, 
—* einen Anwalt; Konſultation, 
ratung, Zuziehung eines Beraters; 
Konſulent, Berater, Ratgeber, nament⸗ 
lich Rehtefoniulent, ſ. v. w. Advofat. 
Konſument (lat.), | Produzent. 
Koniumieren (Tat.), aufzehren, ver: 
brauchen kLonſumtionsſteuern,ſ.v. w. 
Verbrauchsſteuern; Konſumvereine, 
I Qensfieniheften. 
Konteradmiral (franz.),f. Admiral. 
Konterbande Garg Gegenſtände, 
deren Einfuhr eine verbotswidrige iſt; da⸗ 
her namentlich Waren, welche unter Um⸗ 
gehung der Zollgeſetze in das Staatsgebiet 
eingeſchmuggelt werden. Kriegskon⸗ 
terbande, in Kriegszeiten ſolche Gegen⸗ 
ſtände, deren Zufuhr ben Gegner kräftigen 
fann, wie Waffen, Pferde, Munition 
u. bel. Die Zu: und Durchfuhr von 
Kriegskonterbande ift daher verboten und 
gilt als Bruch der Neutralität. 
Kontinent (Iat.), Feitland, im Gegen: 
ſatzzu Inſel, insbejondere das europäiſche 
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ba8 K. über dem Papſte ftehe, oder ob das 
Verhältnis das umgekehrie ſei, ift die 
Trage durch das Infallibilitätspogma nun: 
mehr definitiv zu Gunften des Papftes 
entichieben. Die griechiſch-katholiſche 
Kirche anerkennt bloß die fieben eriten 
Konzilien (bis 787) als ðtumeniſche. Val. 
Frommann, Geſchichte und Kritik bes 
vatikaniſchen Konzil (1872); Fried: 
berg, Sammlung der Aftenjtüde zum 
eriten vatifaniichen 8. (1872); »Römifche 
Briefe vom K.«, zuerft in ber Augsburger 
»Allgemeinen Zeitung«, dann von Qui⸗ 
rinus befonders herausgegeben 630 

ſeooptiereu(lat) erwählen, beſonders 
von einem Berein (Komitee 2c.) gebraucht, 
welcher fich durch eigne Erwählung neuer 
Mitglieder ergänzt ober verſtärkt; Ko op⸗ 
ca ti on, die Vornahme einer ſolchen 


ah 

Koordinieren (Iat.), nebeneinander 
ftellen, im Gegenfaß zu [ubordinieren, 
unterorden. Namentlich fpriht man 
von Foorbdinierten im Gegenfag zu 
a nie rien, d. 5. von gleich⸗ 

ehenden im Gegenſatz zu foldhen Be 
pörben welche ſich zu einander in bem 

erhältnis ber Über und ber Unterorb- 
nung befinden. 

Kopieren (lat.), abfchreiben, verviel- 
fältigen; Kopie, Abfchrift einer Urkunde, 
im Gegenfag zum Original. 

Kornzölle, |. Getreidezölle. 

Körperverlegung, bie widerrechtliche 
nachteilige Cimmirtung auf ben Körper 
eines andern oder, wie das deutiche Straf: 
geſetzbuch definiert, das Vergehen besjeni- 
gen, welcher einen andern koͤrperlich miß- 
banbelt ober an der. Sefundheit beſchädigt. 
Hiernach ift zunächſt Widerrechtlichkeit ber 
Handluns erforderlich, weshalb z. B. die 

usübung eines Züchtigungsrechts, ſofern 
nur feine Überjchreitung desſelben vor: 
Tiegt, nicht als K. aufgefaßt werben Tann. 
Je nachdem nun die K. abfichtlich oder 
nur aus Fabrläffigkeit zugefügt wird, un: 
terfcheidet man zwilchen vorſätzlicher 
(ober bolofer) und fahrläffiger (ober 
fulpofer) K. Erftere wird als ſchwere 
K. bezeichnet, wenn ber Verletzte dadurch 
ein wichtiges Glied des Körpers, das Sehe 
vermögen auf einem ober beiden Augen, 
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das Gehör, Die Sprache oder bie Zeugung®- 
fähigfeit verliert, ober in erheblicher Weile 
bauernb entitellt wirb ober in Siechtum, 
Lähmung oder Geiſteskrankheit verfällt. 
„anlige R. fiegt vor, wenn durch eine 
K. der Tod bes Verlebten herbeigeführt 
wurde, one daß bie Tötung beabfichtigt 
war. Fehlt e8 an derartigen erſchwerenden 
Wirkungen, fo jpriht man von einer 
leichten ober einfahen 8. Das Reichs⸗ 
ftrafgefeßbuch bedroht die Iektere mit Ge: 
fängnis von 1 Tag bis u Jahren oder 
mit Gelbftrafe bis zu ME; wurde 
aber bie 8. gegen Verwandte in auffteigen- 
der Linie begangen, fo kann nicht auf Geld⸗ 
firafe, fondern nur auf Gefängnis nicht 
unter 1 Monaterlannt werden. Die Straf: 
ejeßnnovelle vom 26. * 1876 ($ 2234) 
t aber noch die Beitimmung hei 
Daß, wenn die K. mittelſt einer Waffe, 
insbeſondere eined Meſſers ober eines an⸗ 
bern gefährlichen Werkzeuge, oder mittelſt 
eines binterliftigen überfalls, ober von 
mehreren gemeinſchaftlich, oder mittelft 
einer das Leben gefährdenden Behandlun 
begangen wurbe, Gefängnidftrafe bis zud | 
Jahren undnicht unter 2 Monaten eintre: 
ten fol. Übrigens hat das Strafgefekbud 
3 7, Ziff.10) den Gebrauch einer Schuß⸗ 
tich= oder Hiebwaffe oder eines anden 
gefährlichen Inftruments bei einer Schlä: 
gerei ſchon an und für fich, auch ohne daß | 
es zu einer K. gekommen wäre, als ftraf- 
bar bezeichnet. Die ſchwere und bie töb- 
liche K. werben mit Gefängnis oder Zucht: 
haus und, wenn eine der erſchwerenden 
x en beabfichtigt war, ausfchließlich mit 
uchthaus beftraft. Wurde eine ſolche &. 
durch einen von mehreren unternommenen 
Angriff verurfacht, fo fol jeder, welcher 
daran teilgenommen, ſchon wegen biefer 
Beteiligung, wofern er nicht etwa ohne 
fein Verſchulden Hineingezogen worden, 
nit Gefängnis bis zu’ Sabten beftraft 
werben. Traten aber jene erſchwerenden 
Umftänbe infolge verjchiebener einzelner 
Verlebungen als beren Gef amtrehultat 
ein, fo ift gegen jeden, welchem auch nur 
eine diefer Verletzungen zur Laſt fällt, auf 
Zuchthausſtrafe von 1 bis zu 5 Jahren 
zu erfennen. Nur beim Vorhandenſein 
milbernder Umſtände kann bei der ſchweren 
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K. auf Sefängnisftrafe nicht unter 1 Mo- 
nat und bei der töblichen K. nicht unter 3 
Monaten beruntergegangen werden. Han: 
beit e8 fichaber um eine K. gegen Verwandte 
auffteigenber Linie, fo ift von einer folchen 
Strafermäßigung feine Rebe. Beſonders 
ſtreng wird beimilitärperſoneneine K. 
beſtraft, wenn ſie gegen einen Vorgeſetzten 
gerichtet iſt; hier kann, wenn dies im Feld 
vorkommt, ſogar die Todesſtrafe verhängt 
werden. Auf der andern Seite wird aber 
auch die K., welche gegen einen militäri⸗ 
ſchen Untergebenen verübt wird, mit Ge 
fängnis ober Feſtungshaft bis gu 3, die 
jhwere K. mit Zuchthaus bis zu 5 und 
die tödliche K. mit Zuchthaus von 3 bis zu 
15 Fahren geahndet. Die von einem Be- 
amten in Ausübung ober in Veranlaf- 
jung ber Ausübung eines Amtes vorfäh- 
lich begangene K. wird als Amtöverbrechen 
(ſ. d.) ebenfalls fireng befiraft (Straf: 
geſetzbuch, F 340). Zu ber vorjäglichen 
K. rechnet das Reichoſtrafgeſetzbuch endlich 
noch die fogen. Vergiftung, indem es 
denjenigen, der einem andern vorſätzlich, 
um deſſen Geſundheit zu ſchädigen, Gi 

oder andre Stoffe beibringt, welche die 
Geſundheit zu zerſtören geeignet ſind, mit 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren bedroht 
und dabei beſonders die Fälle hervorhebt, 
in denen durch ſolche Vergiftung eine 
ſchwere K. oder der (allerdings nicht beab⸗ 
ſichtigte) Tod des Vergifteten herbeigeführt 
worden iſt. Der V en ch der K. wird nur 
bei der ſchweren K. und bei der Vergiftung 
beſtraft; außerdem wird nur das vollendete 
Vergehen der K. mit Strafe belegt. Der vor⸗ 
ſaͤtzlichen ſteht die fahr läſſige oder kul⸗ 
poſe K. gegenüber, welche mit Geldſtrafe 
bis Er 00 ME. oder mit Gefängnis bis 
zu 2 Sabren Beitraft wird. ALS ftraf: 
erhöhend wirft bier der Umſtand, daß der 
Thäter zu der Aufmerffamfeit, welche er 
fahrläfftgerweife aus den Augen jebte, 
vermöge feines Amtes, Berufs oder Ge: 
werbes, 3. B. als Arzt oder als Apotheker, 
beſonders verpflichtet war. Am lebtern 
Fall tritt die Strafverfolgung von Amts 
wegen ein, während außerdem bei fahr: 
fäffigen ebenfo wie bei leichten Körper: 
verlegungen ein ausdrücklicher Strafan- 
trag ſeitens des Verletzten erheifcht wird. 

Sta atslexikon. 
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Auch Tann bei leichten Körperverlekungen, 
welche mit folchen, ober bei Beleidigungen, 
welche mit Körperverlekungen auf ber 
Stelle erwidert wurden, und ebenjo im 
umgefehrten Fall für beide Teile oder fiir 
einen berjelben auf eine leichtere Strafe 
erfannt oder fogen. Kompenfation ver⸗ 
fügt, d. h. von einer Beftrafung gänzlich 
abgeſehen werben. Übrigens kann bei jeber 
8. zur Entfchäbigung für die etwa dadurch 
verurfachte Arbeitsunfähigkeit, für Kur: 
foften 2c. auf eine an ben Berlekten zu- 
eis als Schmerzensgeld zu zahlende 

uße bis zum Betrag von 6000 ME. 
auf Antrag des Beſchädigten erfannt wer- 
den. Nicht berührt wird hierdurch bie 
Haftpflicht (f. d.) des Betriebgunter- 
nehmer in Anfehung derjenigen Körper- 
verletzungen, welche bei dem Betrieb einer 
Eifenbahn, eines Bergwerks und andrer 
derartiger Unternehmungen buch Ber- 
fchulden des Betriebsperfonal3 verurfacht 
wurden. Diefe ift burch Reichsgeſetz vom 
T. Juni 1871 (Reichsgeſetzblait 1871, ©. 
207 ff.) normiert. a Deutſches Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, 223-2333; Reichsgeſetz 
vom 26. Febr. 1876 (Novelle zum Straf: 

eſetzbuch), betreffend die Abänderung von 
Beltimmungen bes otrafgelesbuge und 
Sapänzungen besfelben (Reichsgeſetzblatt 
ng 5 Da a 

uch für das Deutiche Reich, — 99, 
122, 123, 127. 

Korporäl (franz. Caporal), Unter⸗ 
offizier zur fpeziellen Aufficht über eine 
Heine Abteilung Soldaten (Korporal⸗ 
haft) Hinfichtlid, des innern Dienftes, 

Korporation (Iat.), Körperichaft, eine 
zu einem gemeinjamen Zweck vereinigte 
und vom Staat anerkannte Mehrheit 
von Perſonen; Korporationsrechte, 
die einer ſolchen Körperſchaft verliehe⸗ 
nen Rechte der juriſtiſchen Perſönlichkeit 
(ſ. Verein). 

Korps (franz., ſpr. un), f. Corps. 

Korreferent (meulat.), Mitbericht- 
eritatter. 

Korreipondent (neulat.), jemand, mit 
dem man in Briefwechjel fteht; Berichter- 
ftatter einer Zeitung, deſſen Mitteilungen 
regelmäßig durch ein befonderes » Zeichen« 
gekennzeichnet find (Korrefpondenzen). 

21 
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Rorreiponbentreeber, |. Reeber. 
Korreipondenz(lat.), impubliziftifchen 
Verkehr gedrudte oder autographierte Mit- 
teilungen, welche an bie Zeitungsredaktio⸗ 
nen verfandt werben, um bielelben mit 
Stoff zu verſehen und über bie Haltung 
und bie Anſchauung einer Partei fort 
während auf bem Laufenden zu halten. 
So werben von Berlin aus namentlich 
folgende Korrefpondenzen verſchickt, die ge⸗ 
wöhnlih nur mit den Anfangsbuchftaben 
citiert werben. Die »Nationalliberale Kor: 
refponbenze (N. L. C.), Organ ber natio- 
nalliberalen Partei, herausgegeben von 
Böttcher, ſechsmal wöchentlich; »Klaus⸗ 
ners Korrefpondenz«, fortjchrittlich, ſechs⸗ 
mal wöchentlich; —5 Korreſpon⸗ 
denz«e, Organ ber deutſchen Demokratie, 
herausgegeben von Gilles, ſechsmal wö⸗ 
chentlich; »Liberale Korrefpondenze (L. 
C.), Organ ber Sezeſſioniſten, herausge⸗ 
geben von Bartich, ſechsmal wöchentlich; 
»PBarlamentarifche Korrefpondenz der Zen⸗ 
trumspreſſe⸗ (C.P.C.), ſechsmal wöchent- 
li; »Oldenbergs Korreiponbeng: redi⸗ 
giert von Oldenberg, an jedem Sitzungs⸗ 
tag der Parlamentsſeſſion erſcheinend; Die 
Steinitzſche »Parlamentskorreſpondenze, 
ein kurzer Bericht (Rudolf Moſſe); der 
»Parlamentsbericht des Berliner Tage⸗ 
blatt8«, redigiert von Linden; »Matthias 
Deutſche Neichforrefpondenz« (M. D. R. 
O.), ein konſervatives Organ; die »Pro⸗ 
vinzialforrejpondenz« (P. C.), im littera⸗ 
riſchen Büreau des preußifchen Staats: 
minifteriumd bes Innern redigiert, jeden 
Mittwoch erfcheinend, Regierungsorgan, 
wird ben Kreisblättern vielfach beinelegt; 
bie »Freihandelskorreſpondenz« (F.H.C.), 
" heratisgegeben von Brömel; die ſchutzzöll⸗ 
neriſche »Deutſche volkswirtſchaftliche Kor⸗ 
tefponbeng« , herausgegeben von Roel ꝛc. 
Dazu zahlreiche Korrefpondenzen, bie aus 
andern Hauptitädten verfandt werben. 
An deutfche Zeitungen insbefonbere 
werden gegenwärtig verſchickt aus Kou⸗ 
ftantinopel: die »Orientaliſche Korre⸗ 
ſpondenze von E. Flamm; aus Kopen⸗ 
Das en: Billes »Korreſpondenz vom 
und«; aus London: Schleingers 
»Engliſche Korrefrondenz«,, ſechsmal wö⸗ 
chentlich, die »Lonboner Wochenkorreſpon⸗ 
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denze von H. Eſſer und »Englifche Han: 
delsnachrichten« von Sof. Schnibler; aus 
Mandefter: Simons »Techniſcher Wo⸗ 
chenberichte ; aus Rom: die vom »Büreau 
Stefani« herausgegebenen »Italieniſchen 
Nachrichtene, ſechsmal wöchentlich, und 
der »Stalieniiche Kurier«, redigiert von 
F. 8. Appel, jehömal wöchentlich; aus 

aris: außer der ſchon ſeit mebreren 
Jahrzehnten erfcheinenden »Correspon- 
dance Havas« die »Kranzöfiiche Korte 
— , welche zwar von Frankreich 
elbſt unabhängig redigiert wird, aber in 
Beziehungen zum deutſchen Botſchafter in 
Paris (Fuͤrſt Hohenlohe) ſteht; aus Pe⸗ 
tersburg: die »Ruſſiſche Korreſpondenz⸗ 
und —* die»& webilegnormwegii e 
Korreſpondenze aus Stodholm. Dazu 
fommt endlich noch eine andre Art von 
K., welche fih von ben vorgenannten in 
ber Herſtellungsweiſe unterfcheibet. Ber: 
ſchiedene Sournaliften, die aus ber Mit: 
teilung gleichlautender Korrefponbenzen 
an eine größere Anzahl von Rebaftionen 
ein Gewerbe machen, bedienen fich zur 
Vervielfältigung bes Durchichreibens oder 
Kalkierens. Zer die einzelnen 
Blätter, welche ſpäter die K. darſtellen, 
werden mit blauer oder ſchwarzer fetthalti⸗ 
ger Farbe beſtrichene Blätter gelegt, die an 
den Stellen, wo der auf das oberfte Blatt 
ausgeübte Drud des Blei: (oder Metall, 
Achat⸗, Elfenbein.) Stifts fie trifft, Farbe 
abgeben. Dean kann durch diefes Verfah⸗ 
ren 8—10 Eremplare ber 8. auf einmal 
beritellen. Wie viele berartige »durchge⸗ 
jchriebenee Korrejpondenzen augenblid: 
li Verbreitung finden, laͤßt fich nicht mit 
Sicherheit feftftellen. Der fortichrittliche 
Abgeordnete Eugen Richter verſchickt von 
Berlin wöchentlich einen oder zwei Leit: 
artifel (meift über finangpolitifche ober 
volf3wirtfchaftliche Fragen) als derartig 
durchgeſchriebene Korreſpondenzen an eine 
Anzahl Zeitungen feiner Partei, und 
ebenjo entfendet Morig Gumbinner in 
Berlin täglich derartige Korrefponbenzen, 
die meiſt Mitteilungen aus den preußi: 
jhen Minifterien, dem Reichskanzleramt, 
dem Bundesrat, dem Reichstag enthalten. 

Koflet (Koffäte), ſ. Kate. 

Kote (Köter, Kotſaſſe), f. Kate. 


Kottageiyftem — Kreis. 


Kottageiyflem (ipr. kotiedſch⸗, die Sitte, 
ben Arbeitern gegen Abzug eines Teils 
des Lohns Wohnung (engl. cottage, 
Hütte) zu gewähren, namentlich bei Berg- 

en üblich. 

ſtonpon (franz., ſpr. kupong, Kupon, 
Zinskoupon, Sinsigrim), die Em⸗ 
blangsbeideinigung über die Zinſen ober 
Dividenden, weldhe von dem Inhaber 
eined Staats = oder fonftigen Geldpapiers 
oder einer Aktie jeweilig am Berfalltag 
zu erheben find. Der K., welcher regel- 
mäßig auf den Inhaber lautet, bient zu: 
gleich ala Hebeichein, d. h. als Legitimation 
zum Empfang ber Zinſen oder der Divi- 
denbe, indem nur gesen Abgabe desſelben 
gezahlt wird. Die Einlöfung des Koupons 
—* gt zegelmäßig bei beſtimmten Kaſſen; 
doch werden dieſelben auch von Bankiers 
eingelöſt, auch, wenn es ſich um ein gutes 
und bekanntes Papier handelt, im gewöhn⸗ 
lichen Verkehr wohl an Zahlungs Statt 
angenommen. Zu jeder Obligation ober 
Aftie werden gewöhnlich auf eine be- 


fimmte Reihe von Jahren binaus bie | fi 


Koupons mit abgegeben. Der biejelben 
enthaltende Bogen heißt Zinsbogen, 
welhem zumeift eine fogen. Jinsleifte 
(Talon) beigegeben ift, d. b. eine Be- 
ſcheinigung, gegen beren Abgabe nach Aus⸗ 
blung ber Zinsfcheine ein neuer Zins⸗ 
bogen verabfolgt wird. 
Kraftioserflärung, j. Aufgebot. 
Kresit (ital. Credito, franz. Credit), 
das Vertrauen, welches jemand im Hinblick 
auf feine Aahlungefäbigteit genießt ; daher 
Krebitfähigfeit, diejenigen Eigen⸗ 
ichaften , weldye bied Vertrauen rechtferti- 
gen. Derjenige, welcher jenes Bertrauen in 
Anfpruch nimmt, wird Kreditnehmer, 
ber, welcher es gewährt, Rreditgeber ge⸗ 
nannt. Iſt ber K. durch Pfand oder 9% 
pothefen gebedt, jo ſpricht man von Real⸗ 
kredit, im Gegenſatz zum Perſonal⸗ 
kredit, worunter die übrigen Formen 
zufammengefaßt werden, alfo namentlich 
der K., welcher mit Rüdficht auf Wed: 
jel, Schuldſcheine und Bürgſchaft gewährt 
wirb. pandelt es ſich um einen K. ber le⸗ 
diglich das perjönliche Vertrauen zur Baſis 
bat, fo ſpricht man vor einem Blanko⸗ 
kredit. Inſtitute, welche den Zweck haben, 
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K. zu vermitteln, d.h. K. zit geben und zu 
nehmen, werden Krebitanftalten ge- 
nannt. Dahin gehören namientlich die 
Banken (f. d.), bie Kreditvereine und 
Kreditgenoffenichaften (ſ. Genoſſen⸗ 
ſchaften), die Grund- und Bodenkredit⸗ 
anſtalten, Hypothekenbanken, Leihhäuſer, 
Darlehnskaſſen und Sparkaſſen. Kre⸗ 
ditbriefe ſind —ea— durch welche 
der Ausſteller, gewöhnlich ein Bankier, 
eine andre Perſon ermächtigt, bei dem 
Adreſſaten Geld zu erheben. Derartige 
Krebitbriefe, welche man fih namentlich 
beim Antritt einer Reife audftellen Yäßt, 
find entweder nur an eine Perſon (ein= 
facher Kreditbrief) oder an mehrere 
gerichtet (Zirfularfrebitbrief). Kre— 
ditpapiere, fchriftliche Urkunden, au: 
geftellt über eine Geldſchuld und zur Zir- 
fulation anftatt baren Gelbes beftimmt, 
wie Banknoten, Inhaber⸗, Ordrepapiere 
u. dgl. Bol. Knies, Der 8. (1876). 
Krebitin (Iat.), Beglaubigungsſchrei⸗ 
ben, befonders das der Sefandten, welches 
ie dem fremden Souverän in feierlicher 
Aubienz überreichen. 

Krediter (lat.), Gläubiger. 

Kreis, Abteilung eines Landes, ſ. v. w. 
Bezirk. So war das frühere Deutfche 
Reich zum Zweck der Erhaltung des Land⸗ 
friedend und zu militärifhen Zweden in 
zehn Kreife eingeteilt, nämlih in ben 
bayrifchen, burgundiſchen, fränkiſchen, 
kurrheiniſchen, kurſächſiſchen, niederſäch⸗ 
ſiſchen, oberrheiniſchen, öſterreichiſchen, 
ſchwäbiſchen und weſtfaäliſchen K. Heut⸗ 
zutage ſind der Umfang und die Bedeutung 
der Kreiſe in ben einzelnen Ländern ver⸗ 
ſchieden. In Ofterreich bilden die Kreife 
die Unterabteilungen ber einzelnen Kron⸗ 
länder und zerfallen dann wieberum in 
Bezirksämnter, weldye den Kreisbehör⸗ 
ben (Kreispräfidenten unb Kreis— 
täten) unterftellt find. 

[Prengen.] In Preußen zerfallen bie 
Provinzen in Regierungsbezirfe und diefe 
in Kreife, entfprechend ben franzöfifchen 
Arrondiljements. An der Spike bes Krei- 
ſes fteht der Landrat, während in ber 
Provinz Hannover ber frühere Amtstitel 
Kreishauptmann beibehalten worben 
if. Kreisverfaſſung und Kreisverwaltung 
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find durch Kreißorbnungen,. umfaf- 
ende Geſetze mit den zugehörigen Inſtruk⸗ 
tionen, geordnet. In Breuken ift durch 
bie Rreidoronung vom 13. Dez. 1872, 
welche jedoch zunächft nur für die Provin- 
en Preußen, Brandenburg, Pommern, 
ofen, Schlefien und Sachſen Geltung 
bat, der Schwerpunft ber Verwaltung aus 
ben Bezirtöregierungen heraus in die 
Kreife verlegt worben. Die Selbftver: 
waltung, welche nad, englifchen Vorbild 
(Self-government) ben Kreilen über: 
tragen ift, wirb durch bie amtlichen Or- 
gane berfelben ausgeübt. Diefe find der 
Kreistag (Kreisverfammlung) und der 
Kreisausſchuß. Xebterer, aus ſechs 
dom Kreistag gewählten Mitgliedern 
unter dem Vorſitz des Landrats beitehend, 
bildet ven Mittelpunft der Selbftverwal- 
tung des Kreijes, indem ihm als Organ 
ber Kreisforporation die Verwaltung der 
Kreiskommunalangelegenheiten, als Or- 
gan des Staats die Wahrnehmung von 
Geſchäften der allgemeinen Landesverwal⸗ 
tung obliegt. Zu den letztern gehören 
Die armen=, wege-, feld=, gewerbe⸗, bau⸗ 
und feuerpolizeilichen und die Dismem⸗ 
brationsangelegenheiten, die Gemeinde⸗ 
ſachen, insbeſondere das Schulweſen der 
Landgemeinden, die Angelegenheiten der 
öffentlichen Geſundheitspflege und die 
Aufſtellung der Geſchwornen-Urliſten. 
Als Kommunalbehörde liegen dem Kreis⸗ 
ausſchuß die Ernennung und Beaufſich⸗ 
tigung der Kreisbeamten, die Vorberei⸗ 
tung und Ausführung der Beſchlüſſe des 
Kreistags und bie Erledigung ber Kreis⸗ 
angelegenheiten überhaupt ob. Der 
Kreistag befteht mindeſtens aus 25 Mit- 
gliedern, die teils von den ftäbtifchen Be: 
hörden, teil8 von ben Landgemeinden und 
teild von den größern Grundbefigern des 
Kreifes gewählt werden. Die Beichlüffe 
besfelben, welche durch das Kreisblatt 
veröffentlicht werden, beziehen ſich auf bie 
Kreisangelegenbeiten, Feſtſtellung des 
Kreishaushaltsetats und der Kreisabga⸗ 
ben, Repartition der Staatsleiſtungen, 
welche ⸗»kreisweiſe⸗ aufzubringen find, 
Wahl des Kreisausfchufles, Begutachtun 
von Staatsangelegenheiten u. dgl. Au 
auf dem Kreistag führt ber Landrat ben 
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Borfiß; zu feiner etwaigen Bertretung 
auf dem Kreistag und im Kreisausichuß 
werden zwei Kreisdeputierte vom 
Kreidtag gewählt, ſonſt vertritt ihn ber 
Kreisjetretärvorübergehend. Der 
Landrat ſelbſt wird vom König ernannt, 
doc kann ber Kreistag geeignete Perſonen 
aus ber Zahl der Grundbefiger und der 
Amtsvorfteher des Kreifed für eine erle 
digte Stelle in Vorjchlag bringen. Der 
Landrat führt als Organ ber Staat 
regierung bie Gejchäfte der allgemeine 
Zanbesverwaltung im K. und leitet als 
Vorſitzender bes Kreistagd und bes Kreis⸗ 
ausſchuſſes die Kommunalvermwaltung 
bes Kreiſes. Vgl. Kreigorbnung vom 
13. Dez. 1872 nebit Wahlreglement und 
Anhang, enthaltend die zur Ausführung 
ergangenen Gelege, Inftruftionen und 
Minitterialverfügungen (1875). Für 
bie neupreußiſchen Landesteile find vor- 
erit befondere Kreisordnungen, welche den 
bort befiehenden Verhältniſſen möglichft 
Rechnung tragen, erlaffen worben, jo bie 
Kaſſeler vom 9., bie hannöverjche vom 
12., die ſchleswig⸗holſteiniſche vom 22. 
und die Wiesbadener Kreidordnung von 
26. Sept. 1867. 

[Bayern.] Das bayriiche Staatsgebiet 
it zum Zwed ber Verwaltung in Kreife 
mit Kreisregierungen an ber Spike 
eingeteilt, welchlegtere wiederum in Ber: 
waltungsdiftrifte zerfallen, die ben 
Bezirtsämtern unterftellt find. Se: 
der bayrifche Negierungsbezirt bildet eine 
Kreidgemeinde mit einem Organ der 
Selbitverwaltung, welches die Bezeich⸗ 
nung »Landrat« führt, während ber 
Kommunalverband des Diftrifts al 
Diſtriktsgemeinde bezeichnet und von 
einem Diſtriktsrat vertreten wir. 
Diefer Diftriktärat ſetzt fich nad} dem Ge⸗ 
ſetz vom 28. Mai 1852, die Diſtriktsräte 
betreffend, aus Großgrundbeſitzern und 
aus Abgeordneten ber Gemeinden zufam- 
men, zu denen noch ein Vertreter bes Fiskus 
(Staatsärars) Hinzutritt, wenn der letz⸗ 
tere bei Ausſchreibung von Umlagen mit: 
beteiligt ift. Der Landrat (Gefek vom 28. 
Mai 1852), der fih aus den Bertretern 
der Diftriftsräte, der größern Städte, der 
Großgrundbefiker, der Geijtlichen und der 





Kreuzverhör. 


Univerfitäten zuſammenſetzt, wählt einen 
Landratsausſchuß, ebenſo wie der 
Diſtriktsrat einen Diſtriktsausſchuß 
von ſechs Mitgliedern zum Zweck der lau⸗ 
ienden Verwaltung erwählt. 

Sacten.! Das Konigreich Sachſen zer⸗ 
fãllt in vier Regierungsbezirke oder Kreis: 
bauptmannſchaften, welch letztere 
wiederum in Amtshauptmannſchaf- 
ten eingeteilt find. Jede Amtshaupt- 
mannſchaft, an deren Spite ein Amts⸗ 
bauptmann ſteht, bildet einen Bezirksver⸗ 
band, welcher durch bie Bezirlöver: 
i ammTung beriieten wird. Diele jebt 
ih aus ben Vertretern ber Höchſtbeſteuer⸗ 
ten und ber Stadt⸗ unb Landgemeinden 
zujammen. Die Bezirföverfammlung er- 
wählt den Bezirksausſchuß. Für den 
8. dagegen, an deſſen Spike ber Kreis: 
hauptmann fteht, ift ein Kreisausſchuß 
vorhanden, deſſen Mitglieder von ben eins 
zelnen Bezirksverſammlungen und von 
den unmittelbaren Städten des Kreiſes 
eiwãhlt werden. Diefer Kreisausſchuß 
it zugleich bem Bezirksausſchuß als Re⸗ 
fursinftanz übergeordnet. 

[Müärttemterg.] Das Königreih Würt⸗ 
temberg zerfällt in vier Kreife, welche un- 
ter Kreisregierungen ftehen. Dielen 
inddann die Oberämter untergeordnet 
mit ODberamtmännern an ber Spite, 
denen in den Amtsverfammlungen 
tommunale Vertretungen ber Bezirke zur 
Seite fieben. 

[Baden.] Das Großherzogtum Baden 
zerfällt in Bezirke mit Bezirksäm— 
tern, doch können mehrere Bezirke un⸗ 
ter dem Namen RK. zu einem Kommu—⸗ 
nalverband vereinigt werden. Der R. 
wird durch eine Kreisverfammlung 
vertreten, bie einen Kreisausſchuß er: 
wählt. Die Verwaltung des Bezirks 
aber wird von dem Bezirläamtmann 
wahrgenommen, welchem ein Bezirts- 
trat zur Seite fteht. 

[Hefien.] Das Großherzogtum Heſſen 
it in drei Provinzen eingeteilt, an deren 
Spige ein Provinzialdirektor fteht. 
Die Provinz zerfällt in Kreife, welche 
einem Kreisamt mit einem Kreisrat 
als Vorfteher unterftehen. Die kommu⸗ 
nale Bertretungder Kreife find die Kreis: 
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tage, zufammengefeßt aus Bertretern 
ber Böefbefteuerten und der Gemeinden. 
Aus den Kreißtagen gehen dann die Pro⸗ 
vinzialtage hervor. Der Kreisrat 
und ſechs gemählte Mitglieder bilden ben 
Kreisausſchuß, ber Provinzdirektor 
und acht gewählte Mitglieder den Pro⸗ 
vinzialausſchuß. 

[Kleinere Gtaaten.] In den Herzogtü⸗ 
mern Braunfchweig und Anhalt ſowie im 
Fürſtentum Walde beftehen Kreife mit 
Kreispireftoren, in Waldeck mit 
Kreisamtmännern, indem bie Tom: 
munalen Intereſſen ber Kreiſe durch 
Kreisverſammlungen, welche einen 
Kreisausſchuß erwählen, wahrgenom⸗ 
men werben. In verſchiedenen thüringi- 
[hen Staaten, nämlich in Sachen Wei: 
mar (Bezirfe mit Bezirksdirekto— 
ren), Sahfen- Meiningen (Kreife mit 
Landräten), Schwarzburg: Sonders- 
haufen (Randratsämter) und Neuß 
jüngere Xinie (Randratsämter), be: 
fteben feine Kreis: oder Bezirksverſamm⸗ 
lungen, fondern lediglich Bezirks- oder 
Kreisausſchüſſe, in Reuß ältere 
Linie ein Landesausſchuß. 

Kreuzverhör (engl. Cross -exami- 
nation), im engnliichen Prozeßrecht, wo: 
nach bie Zeugen vor Gericht von den Par: 
teien felbit verhört werden, die Befragung 
des Zeugen durch die Geyenpartei, im 
Gegenſatz zum Hauptverhör (examina- 
tion in chief) des Zeugen durch die Par⸗ 
tei, welche ihn benannt bat. Aus bem 
englifchen in das franzöfifche Recht über: 
gegangen, hat das K. von ba auch im 
deutfchen Prozeßrecht Eingang gefunden, 
inforern nämlich, als der Borfitende den 
Parteien bei der Yeugenvernehmung ge: 
ftatten Tann und den Anwalten auf Ber: 
langen geitatten muß, an den Zeugen un⸗ 
mittelbar Tragen zu richten (deutiche 
Zivilprozeßordnung, $ 362). Im Straf: 
verfahren kann die Vernehmung der von 
ber Staatsanwaltichaft und von bem 
Angeklagten benannten Zeugen und Sach⸗ 
verfländigen der Staatsanwaltichaft und 
dem Berteidiger auf deren übereinftim- 
menden Antrag von dem Borfikenden 
überlaffen werden. Bei ben von ber 
Stantsanwaltihaft benannten Zeugen 
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und Sacverftändigen bat biefe, bei ben 
vom Angeflagten benannten der Ber: 
teibiger in eriter Reihe das Recht zur 
Dernehmuni Der Vorſitzende hat den 
beifigenden Richtern auf Verlangen zu 
eftatten, Fragen an bie zugen und 
Sachverfländigen zu ftellen. Dasjelbe bat 
ber Borfipende der Staatdanwaltichaft, 
dem Angeklagten und dem Verteidiger ſo⸗ 
wie ben Schöffen unb ben Geihwornen 
zu geftatten (deutſche Strafprozeßord⸗ 
nung .) 
lat f. SGemeinfhuldner. 

Krieg, Kampf zwiſchen Völkern und 
Staaten, auch wohl zwiſchen verfchiede- 
nen Parteien ein und besjelben Staat? 
(Bürgerkrieg). Je nad) dem Charaf: 
ter und nad dem Zweck eines Kriegs 
untericheidet man verfchiedene Arten ber 
Kriege, wie Volkskrieg, bie Friegerijche 
Erhebung zur Wahrung nationaler In: 
tereffen und Güter; Kabinettskrieg, 
ber aus den dynaſtiſchen Intereſſen oder 
aus bloßen Eroberungsgelüften unter: 
nommene K.; dazu fommen: Erbfolge⸗, 
Eroberungs-, Invaſions-⸗, Religions-, 
Unabhängigkeits-, Verteidigungskriegeꝛc. 
Namentlich wird mit Rüdficht auf bie 
Art und Weife der Kriegführung zwifchen 
Angriffs: en *) und Verteidigungs⸗ 
(Defenfiv-) K. ſowie zwiſchen großem 
und kleinem K. unterſchieden, welch 
terer Guerillakrieg genannt wird, 
wenn das Volk ſelbſt ſich daran beteiligt. 
Nach dem Kriegsſchauplatz und nach den 
dabei in Anbetracht kommenden Objekten 
wird zwiſchen Land⸗ und Seekrieg, Ge⸗ 
birgs⸗, Küſten⸗, Feſtungs⸗, Feldkrieg ꝛtc. 
unterſchieden. 

Kfriegsartikel, kurze Pflichtenlehre für 
den Soldaten mit Angabe der Strafen, 
womit ein pflichtwidriges Handeln be⸗ 
droht iſt. Für das deutſche Kriegsheer 
ſind die K. durch allerhöchſte Verordnung 
vom 31. Okt. 1872 veröffentlicht mit ber 
Beltimmung, daß diefelben bei jeder Kom: 
pante, Schwabron und Batterie alljähr- 
lid mehrmals ſowie auch einem jeden 
neu eintretenden Soldaten vor ber Ab: 
leiftung des Soldateneidd langfam und 
deutlich vorgelefen werben folen. Den 
der deutſchen Sprache nicht kundigen Ber: 


Kridar — Kriegsgefangene. 


[onen find die K. in ihrer Mutterfprade 
n ber nötigen Überfegung vorzulefen. 

Kriegsdienſt, |. Wehrpflicht. 

Kriegserklärung, die Ankündigung 
der Aufhebung des Friedenszuſtands 
zwifchen zwei Mächten, im Mittelalter 
»Abfagung« genannt. An die Stelle ber 
in frübern Jahrhunderten üblichen Form: 
lichkeiten, 3. B. der feierlichen Kriegs: 
erflärung durch Herolde, ift in neuerer 
zeit ber Abbruch ber reſultatlos geblie: 

enen Unterhandlungen und des diploma⸗ 
tifchen Verkehr getreten, welcher äußer⸗ 
lich durch die Abberufung der Gefandten 
dargethban wird. Außerdem pflegt man 
in ber Regel ein fürmliche® Kriegs: 
manifeft zu erlaffen, welches dem eig: 
nen Bolf, dem Feind und ben neutralen 
Mächten die Veranlaſſung bed Kriegs 
darlegen fol. Zuweilen erfolgt die K. 
u in bedingter Form, indem eine lebte 
Friſt Ultimatum) zur Erfüllung ber: 
jenigen Forderungen, von benen unter 
feinen Umftänden abgegangen werden 
könne, gefegt wird, nad deren frucdhtlo: 
jem Ablauf die Feindfeligfeiten beginnen 
würden. 

Kriegsflotte, ſ. Marine. 

Kriegsformation, die Zufammen: 
ekung und Einrichtung mobiler Truppen 
owie bie bei einer Mobilmachung neu 
aufgeftellten Truppenteile. 

Kriegdfuß, Zuftand eine Heers und 
eines einzelnen Truppenförpers, bereitzur 
Eröffnung Eriegerifcher Feindſeligkeiten. 

Kriegägebrand (Kriegsmanier, 
Kriegsräfon), Inbegriff desjenigen, 
was im Krieg üblich und völkerrechtlich 
erlaubt ift. 

Kriegögefangene, in alten Zeiten viel: 
fach auf die Ihredlichite Weiſe behanbelt, 
oft getötet und in die Sklaverei geführt, 
mußten ſich noch im Dreißigjährigen Krieg 
durch ein Löfegeld (Ranzion) loskaufen. 
Nach modernem Völkerrecht erhalten R. 
alsbald mit dem Friedensſchluß ihre volle 
Freiheit wieder; während bes Kriegs dür⸗ 
jen fie zu Kriegsdienften gegen ihr eignes 

and nicht gezwungen werden. Die Krieg& 
gefangenen behalten ihr Privateigentum 
mit Ausnahme der Waffen, welche ihnen 
abgenommen werben; doch wird Offizieren 
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Kriegageriht — 


zuweilen ber Degen gelajjen. Sie werben 
vegelmäBig im Feindesland interniert, 
auch wohl unter befondern Umftänden 
ö en die Verpflichtung, innerbals einer 
—* Zeit nicht gegen die betreffende 
Regierung zu dienen, entlafjen oder bei 
Gelegenheit ausgewechfelt, wobei ber mis 
litäriſche Grad entſcheidend ift, indem 
Grad und Grab ausgewechfelt werben. 

Kriegsgeritht, |. Militärgerichts- 
barkeit. 

Kriegsgeſetze, bie im Militärftcafae- 
jebbuch für ftrafbare Handlungen im 
Feld gegebene Vorjchriften (ſ. Militär- 
verbreden). 

Kriegstonterbande,, j. Ronter: 
bande. 

Kriegsleikun en, diejenigen Leiſtun⸗ 
gen, welche für die mobile Truppenmacht 
eines Landes von deſſen Angehörigen be⸗ 
anſprucht werden. Da nämlich durch die 
Mobilmachung der Barvorrat des Staats 
ungemein in Anſpruch genommen und 
dadurch eine ſehr bedeutende Steige⸗ 
rung der Preiſe hervorgerufen wird, und 
weil zudem der Ankauf der nötigen Ver⸗ 
pflegungsmittel oft mit großen Weitläu⸗ 
figfeiten und Schwierigkeiten verfmüpft 
fein würde, jo hat man, namentlich in 
Preußen, fchon feit längerer Zeit das 
Syſtem der Naturalleiftungen und Natu⸗ 
rallieferungen eingeführt. Jetzt ift das⸗ 
jelbe für das Deutjche Reich durch das 
Geſetz vom 13. Juni 1873 über die K. 
(ReichSgejehblatt 1873, ©. 129 fi.) gere⸗ 

elt. Nach diefem follen die K. nur einen 
Hıbfipiären Charakter haben, d.h. nur in⸗ 
joweit in Anfpruch genommen werben, 
als für die Beichaffung ber Bebürfnifie 
nicht anderweitig insbefonbere nicht durch 
freien Anfauf, Barzahlung und Ent: 
nahme aus den Magazinen, gejorgt wer: 
den kann. Auch wird für bie K. regel- 
mäßig eine Entihädigung aus Reichsmit⸗ 
teln Her nur Naturalguartier und 
Stallung find unentgeltlich zu beichaffen, 
wofern es fich nicht um bie zur Beſatzung 
des Orts gehörigen Truppenteile ober 
um Erfaßtruppen in ihren Standquar⸗ 
tieren handelt. Für diefe wird, ebenfo 
wie filr bie Naturalverpflegung ber Trup⸗ 
pen, nach den für den Friedenszuſtand 
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eltenden Sätzen Entfhäbigung gewährt 
er Cinquartierung) ie Verpflich⸗ 
tung zu 8. liegt zunächit den Gemeinden 
ob, welche ſich dann wiederum an die ein- 
jenen Leiftungspflichtigen halten, zu welch 
estern aber die Ausländer, welche ſich in 
dem Gemeindebezirk aufhalten, nicht zu 
rechnen find. Gegenftand und Umfang 
ber K. wird auf Requifition ber Militär: 
behörben durch die zuftändigen Zivilbe⸗ 
hörden beftimmt, und zwar gehören außer 
Naturalquartier und Naturalverpfle- 
gung noch die Überlaffung von Trans: 
portmitteln und Gefpannen für militäri- 
ſche Zwede, Stellung von Mannſchaften 
als Geipannführer, Wegweifer und Bo: 
ten fowie zum Weg-, Eiſenbahn⸗ und 
Brüdenbauu. dal., ferner die Überweifung 
der für ben Kriegäbedarf erforderlichen 
Grundſtücke, Gebäude und Materialien, 
ſodann die Gewährung von Feuerungs- 
material und Lagerſtroh für Lager und 
Biwak und überhaupt ber fonftigen 
Dienfle und Gegenftänbe, deren Leiftung 
und Lieferung das militärifche Interefle 
erforberlich macht, insbefondere von Be⸗ 
waffnungs⸗ und Ausrüftungsgegenftän: 
ben, von Arzneis und Berbandmitteln, 
foweit foldhe in dem Gemeindebezirk vor: 
handen, hierher. Für gewilje K., nämlich 
für die Lieferung des — an lebendem 


Kriegsleiſtungen. 


Vieh, Brotmaterial, Hafer, Heu und Stroh, 
kann durch Beſchluß des Bundesrats an 
Stelle der Gemeindelieferungen die Ver⸗ 
pflichtung größerer Lieferungsver— 
bände zur Füllung der Kriegsmagazine 
angeordnet werden. Solche K. werden 
Landlieferungen genannt. Die Lie⸗ 
ferungsverbände find thunlichſt im An⸗ 
ſchluß an die beftehenden Kreije oder an 
Die ſonſtige Bezirkseinteilung zu bilden. 
Nur ausnahmsweiſe werben dagegen ein⸗ 
zelne Perfonen ohne Bermittelung ber 
Gemeinden ober Lieferungsverbänbe direkt 
zu 8. herangezogen, nämlidy die Befiter 
von Schiffen und Fahrzeugen, welche die⸗ 
felben auf Erfordern der Militärverwal- 
kung zu Kriegszwecken genen Vergütung 
zur erfügung ellen müflen, und ebenfo 
die Pferbebefiter zur Beichaffung und Er- 
geltung bes kriegsmäßigen Pferbebebarfs. 

ei der firategifchen Bedeutung der Eiſen⸗ 
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bahnen find endlich ben Verwaltungen 
biejer befondere Verpflichtungen auferlegt; 
fie find nämlich nicht nur verpflichtet, Die 
für die Beförderung von Mannſchaften 
unb Pferden erforderlichen Ausrüſtungs⸗ 
gegenftände ber Eiſenbahnwagen vorrätig 
zu halten, ſondern haben auch gegen Ver: 
gütung bie nötigen Militärtrandporte zu 
beforgen und ihr Berfonal und Material 
u militärifhen Zwecken verfügbar zu 

ellen, wie fie überhaupt gehalten find, 
in Anfehung bed geſamten Bahnıbetriebs 
ben Anordnungen ber Militärbehörden 
Folge zu leiften. Alle andern Vermögens: 
einbußen, weldye nicht Durch —AF Dun 
ordnungen ber Zivil: und Militärbehör: 
den, fondern außerdem durch die militä- 
viichen Mafregeln der eignen oder ber 
feindlichen Zruppen bervorgerufen wer: 
den, fallen nicht unter den Begriff der K., 
fondern unter den ber Kriegshhäben, de⸗ 
ren etwaige Entſchädigung nach dem 
Kriegsleiſtüngsgeſetz auf Grund eines je⸗ 
besmaligen Spesictgelenee des Reichs er: 
folgen ſoll. S. Kriegsſchaden. Vgl. 
Seydel, Das Kriegsweſen des Deut: 
ſchen Reichs, in Hirths »Annalen«, ©. 
1050 ff. (ET. 

Kriegsmanifeh, |. Kriegserflä- 
rung. 

Kriegsmarine, |. Marine. 

Kriegsminiflerium, |. Minifter. 

Kriegeräfen, |. Kriegsgebrauch. 

Krieger ‚ Berfammlung von Offizie⸗ 
ven, welche in befonders jchwierigen Fällen 
vom Kriegsherrn ober von einem Führer 
zu gemeinjamer Beratung zufammenges 
rufen wird; auch Titel eined Beamten ım 
Kriegaminifterium. 

Kriegsreht, diejenigen Grundſätze, 
nad) welchen ſich im Fall eines Kriegs Die 
rechtlichen Beziehungen zwijchen den Feind: 
liden Staaten und ihren Angehörigen 


beftimmen. Dahin genbrt namentlid) das | P 


ſogen. Beuterecht (f. Beute). Im allge 
meinen ift das K. ber Neuzeit ein viel 
milbered als bas früherer Jahrhunderte; 
bie Srundfäte der Humanität haben fich 
mehr und mehr Geltung verſchafft, und 
namentlid in Anfehung ber nicht zur 
aktiven Armee gehörigen Unterthanen 
und ihres Privateigentums find die Här⸗ 


Kriegsmanifeſt — Kriegsverrat. 


ten des Kriegs vielfach gemildert worden; 
auch hat die ſogen. Genfer Konvention 
(I b.) zur Milderung ber Schrecken bes 

riegs nicht wenig beigetragen. Vgl. 
Völkerrecht. Zuweilen wird ber Aus: 
drud K. auch gleichbedeutend mit Kriegs- 
gericht ebrandt. 

Kriegsſchaden, jede Vermögensein- 
buße,- welche während eines Kriegs dem 
einzelnen durch Maßregeln der feindlichen 
Macht erwächſt, ſei es unmittelbar, wie 
3. B. durch Beichießung, Blodade, Plün- 
derung, ober mittelbar durch die Gegen: 
operation ber eignen Truppen felbft. Den 
Gegenfaß bilden bie fogen. Kriegslei- 
tungen (f. d.), welde für bie mobile 
Truppenmacht des Staats von heilen An: 
gehörigen feitens ber zuftändigen Behör⸗ 
den in Anſpruch genommen werden. Für 
leßtere wird vegemäßig eine Vergütung 
gewährt, während der K. als rein zufäl- 
liger Natur, an und für fich nicht erjeßt 
wird. Das deutſche Reichsgejeb vom 13. 
Suni 1873 über bie Sriegsleiftungen 
(Reichögefeßblatt 1873, Nr. 15, S. 129ff.) 
enthält jedoch (F 95) die Beſtimmung, daß 
Umfang und Höhe der für Kriegsſchäden 
etwa zu gewährenden Entſchädigung und 
das erfahren bei Feſtſtellung bertelben 
durch ein Iebeemaligee Spezialgeſetz des 
Reichs geregelt werden follen, wie bie 
auch nach dem beutjch=franzöfifchen Krieg 
durch eine Reihe von Geſetzen geſchehen iſt. 

Kriegsſchatz, f. Reichskrieg sſchatz. 

Kfriegsverrat, im deutſchen Militär: 
ſtrafgeſetzbuch Bezeichnung für verbreche⸗ 
riſche Handlungen, deren ſich eine Perſon 
des Soldatenſtands ſchuldig macht, um 
einer feindlichen Macht Vorſchub zu lei⸗ 
ſten oder den deutſchen oder verbündeten 
Truppen Nachteil zuzufügen. Dahin ge⸗ 
hören 3. B. folgende Fälle: wenn eine 
Militärperfon Feſtungen, Päſſe, beſetzte 
lätze oder andre Verteidigungspoſten, 
oder deutſche ober verbündete Truppen, 
ober einzelne Offiziere oder Soldaten iu 
feindliche Gewalt bringt; wenn eine Ber: 
jon bes Soldatenftande bem Feind als 
Spion bient ober feindlihe Spione auf 
nimmt, verbirgt oder ihnen Beiſtand lei: 
ftet; wenn eine ſolche Wege oder Telegra: 
phenanftalten zerflört ober unbrauchbar 


Kriegszuſtand — Kronländer. 


macht, das Geheimnis des Poſtens, das 
Teldgeichrei ober die Lofung verrät, einen 
Dienftbefehl ganz oder teilweije unaus⸗ 
geführt läßt ober eigenmächkig abänbdert, 
feindlide Aufrufe oder Bekanntmachun⸗ 
gen im Heer verbreitet, feindliche Kriegs⸗ 
gefangene freiläßt u. dgl. Die Strafe ift 
in diefen Fällen die Tobesftrafe und in 
minder ſchweren Füllen Zuchthausſtrafe. 
Auch wird derjenige, welcher im Feld 
einen Landesverrat begeht, wegen Kriegs⸗ 
verrats mit Zuchthaus nicht unter 10 
Fahren oder mit lebenslänglichem Zucht- 
haus beftraft ([. Landesverrat). Schon 
die bloße Verabredung mehrerer zu einem 
K. wird mit Zuchthaus nicht unter 5 
Jahren und das Unterlaffen der Anzeige 
eined Friegsverräteriichen Vorhabens als 
Teilnahme an dieſem beftraft. Dagegen 
tritt für den an dem Vorhaben eines 
Kriegsverrats Beteiligten Straflofigfeit 
ein, wenn er zur Verhütung beöfelben 
rechtzeitig Anzeige macht. Vgl. Militär: 
ſtrafgeſetzbuch für das Deutſche Reich vom 
%. Juni 1872, 85 57 ff. 
ſtriegszuſtand (Kriegsitand, franz. 
tat de guerre), der mit ber Kriegser⸗ 
Härung (ſ. d.) eintretende Zufland eines 
Staat3 und feiner Angehörigen, und zwar 
pflegt man zwiſchen aftivem und paſ⸗ 
ſivem K. zu unterſcheiden. Eriteren bes 
zeichnet die Stellung der zur Truppen: 
macht des Staats Gehörigen, welche un: 
mittelbar ben feindlichen Angriffen aus- 
gejeßt find, während nach modernem Völ⸗ 
ferrecht PBerfon und Eigentum der Nicht- 
tombattanten nur mittelbar (paffiner 8.) 
durch die eröffneten Feindſeligkeiten be- 
rührt und aud) von dem Feind, ſolange bie 
Betreffenben ſich an der feindlichen Altion 
nicht beteiligen, rejpeftiert werden. Nach 
franzöfifchem Vorgang bezeichnet man mit 
K. aber auch überhaupt den Ausnahmes 
zuftand, welcher bei Bedrohung ber öffent- 
lihen Sicherheit durch Äußere oder innere 
Feinde einzutreten pflegt. Den Gegenfaß 
dazu bildet einerfeitß der Frie dens zu⸗ 
fand (Stat de paix), in welchem Zivil: 
und Militärbehörden je in ihrem Kompe⸗ 
tenzkreis thätig find, anderſeits ber Be: 
lagerungszuftand (&tat de siege), 
in welchem die öffentliche Autorität ledig: 
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lich auf die Militärbehörden übertragen 
wird; der K. ift die Vorausfehung des 
Belager ungszuftands (ſ. d.). Der K. tritt 
nad) vorgängiger ausbrüdlicher Erklärung 
des Staatsoberhaupts, in Deutichland 
(nad) Art. 68 der NReichöverfaflung) bes 
Kaifers, ein. Wichtigere polizeiliche Maß⸗ 
regeln bedürfen alsdann der Zuſtimmung 
ber Militärbehörde; auch tritt beim Hoch⸗ 
verrat, Kriegs: und Landesverrat und bei 
gemeingefährlichen Verbrechen (Brand: 
ftiftung u. dgl.) die Todesſtrafe an bie 
Stelle Tebenslänglicher Zuchthausitrafe; 
endlich treten für Militärperfonen die 
Kriegsgeſetze oder Kriegsartifel (f. d.) in 
Kraft. ©. Ginfiprungegeles zum Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, $ 4; Militärſtrafgeſetzbuch 
für das Deutfihe Reich 
1872,99. 

Kriminalgerichtsbarkeit, |. Gericht. 

Kriminalrcht, |. Strafrecht. 

Kroatien, Königreich (j. Oſterreich⸗ 
Ungarn). 

Krone (Int. Coröna), kranzförmiger 
Kopfſchmuck für fürftliche Perfonen, feit 
alter Zeit das äußere Symbol der Herr: 
ſcherwürde. Die K. beſteht regelmäßig 
aus einem goldnen Streifen mit ver: 
ſchiedenen Verzierungen und darüber 
Blätter oder Zaden, Kreuze, Bogen, auf 
denen meift ein Reichsapfel rubt. Die 
faiferlichen Kronen find regelmäßig ge 
ichlojfen und zwar durch 3—8 Bügel. 
Ahnlich find die Königsfronen, welche 
jeßt auch von andern Fürften als Wap- 
penzeichen geführt werden. In der He: 
raldif kommen aber auch Herzogs⸗, Gra⸗ 
fen=, Feigerm ꝛc. Kronen vor. Die 
päpſtliche 8. (Tiara) beſteht aus drei 
goldnen Reifen, weldhe eine hohe Mütze 
mit purpurroten, blauen und grünen 
Streifen umgeben. — Figürlidy wird mit 
K. auch der Träger derjelben, der Monarch, 
und dann die Staatsregierung bezeichnet, 
indem man 3. B. von den Rechten der K. 
u. dal. ſpricht. — K. ift auch die Bezeich- 
nung gewilfer Münzen, 3. 3. für das 
deutiche Zehnmarkftüd. Das Zwanzig⸗ 
markſtück heißt Doppelfrone. 

Kronländer, Bezeichnung für bie Erb- 
länder eines füchlioen Hauſes, nament⸗ 
lich in Oſterreich vor dem ungariſchen 


vom 20. Juni 
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Ausgleich Bezeihnung für bie mit ber 
Krone erblidy verbundenen Länder: Böh- 
men, Mähren, Galizien, Kroatien, Sla⸗ 
wonien und Siebenbürgen, welche bis da⸗ 
hin eine eigne Berfaffung und Verwaltung 
hatten, Die brei legtgenannten gehören 
jetzt mit zu Ungarn und werden mit diefem 
zufammen als die Länder der ungarifchen 
Krone bezeichnet. S. Ofterreid. 

Kronprinz, tei kaiferlichen und könig⸗ 
lichen Regentenbäufern Titel des präfum- 
tiven Thronerben. 

Krönnng, bie feierliche Einſetzung bed 
Monardien unter Bekleidung besfelben 
mit den Infignien feiner Würbe, indbe- 
fondere mit der Krone (f.d.). Heutzutage 
find die förmlichen Krönungen mehr und 
mehr außer Gebrauch gekdmmen, indem 
bie Huldigung (|. d.) an ihre Stelle ge: 
treten ift. Die 8. des erften Königs von 
Preußen 18. San. 1701 ift um deswillen 
bemerkenswert, weil diefer König ſich felbit 
und dann feiner Gemahlin die Königs⸗ 
frone aufſetzte. Ebenſo hat fi König 
Wilhelm J. von Preußen 18. Oft. 1861 
bie vom Altar genommene Krone ale 


berg ſelbſt aufgefeßt. Die K. ber Kailer |i 


von Rußland findet in Moskau ftatt. Be⸗ 
fonders eigentümlich ift die K. der Könige 
von Norwegen in ber alten Krönungs⸗ 
ftadt Drontheim fowie bie bes Königs von 
Ungarn, welde zum (egtenmal 8. Suni 
1867 ftattfand. Bol. Waitz, Die For- 
meln der deutfchen Königs⸗ und ber rö- 
miſchen Kaiferfrönung (1873). 

Kubilmeter ee, f. Meter. 

Knlturlampf, der Kampf wilden 
Staat und Fatholifcher Kirche in Preußen 
jeit 1872, von Virchow als Kampf für, von 
ben Ultramontanen ſpöttiſch als Kampf 
gegen die Kultur bezeichnet. Ebenfo wird 
von ihnen ald Kulturfämpfer ber: 
jenige bezeichnet, welcher befonders eifri 
für die Wahrung der ftaatlichen Autori- 
tät gegenüber ber römifchen Kurie eintritt 
(f. Kirhenpolitif). 

Kultus (lat), Pflege, Verehrung, na= 
mentlich religiöfe Verehrung, oft auch in 
tabelndem Sinn zur Bezeichnung eines 
übermaßes menſchlicher Derebrung e⸗ 
braucht, z. B. Bismarck-Kultus u. dgl. 
ber Staatsverwaltung verſteht man unter 
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Kronprinz — Kurfürften. 


K. alles, was bie Geiftesbildung (Kul⸗ 
tur, Kulturpflege) bes Volks an: 
betrifft; daher Kultusminifterium, 
die zur Beauffihtigung, Förderung und 
Leitung ber geifligen Kulturmittel eines 
Landes beftellte oberſte Staatsbehörbe. 
In den Fleinern Staaten ift diefe Thätig- 
keit regelmäßig einer Abteilung (Departe: 
ment) bes Minifteriums zugewiejen, wäh: 
rend in großen Staaten ein bejonberer 
Minifter des K. fungiert; jo in Preußen 
ber Minifter für geiftliche, Unterricht: 
und Mebizinalangelegendeiten; in Oſter⸗ 
reich ber Miniſter für K. und Unterricht; 
in Bayern ber Staatsminifter bes In⸗ 
nern für Kirchen und Schulangelegen- 
beiten; in Sachſen der Minifter des K. 
und Öffentlihen Unterrichts; in Würt- 
temberg der Staatsminifter bes Kirchen: 
und Schulweſens ıc. 

Kupon (fanz.), f. Roupon. 

Kuppelei, |. Unzudtsverbreden. 

Küraffiere (fr3.Cuirassiers), ſchwere, 
mit Kürafien veriehene Reiter, mit Pal- 
laſch und Piftolen oder Rarabinern be 
walhnet; Kopfbedeckung ber Stahlhelm; 
in Ofterreich und Bayern nanz abgeſchafft. 
Kurator (lat.), der fländige rechtliche 
Vertreter einer Berfon, insbeſondere der 
Zuſtandsvormund eines ganz ober teil- 
weiſe de 3. B. eines 
Mahnfinnigen oder eines notorifchen Ver: 
ſchwenders; dann der mit ber Mabıneh- 
mung der Intereſſen eines Inſtituts 3. 2. 
einer öffentlichen Kaffe, einer Stiftung, 
Betraute, insbefonbere der zur Beauflid- 
tigung einer Univerfität berufene höhere 
Staatsbeamte. Kuratel, das Anıt bed 
Kurators. 

Kurerzkanzler, |. Kurfürſten. 
Kurfürſten, im frühern Deutſchen 
Reich diejenigen Reichsfürſten, welchen das 
Recht zuſtand, den Kaiſer zu wählen (zu 
»küren«), und bie ebendarum K. (Wahl: | 
fürften) hießen. Die Goldne Bulle Kaiſer 
Karls IV. ſetzte ihre Zahl auf fieben feft, 
und zwar wurden in biefem Reichsgrund⸗ 
eſetz drei geiftliche (Mieinz, Köln und _ 

tier) und vier weltliche 8. (Böhmen, 

Kheinpfalz, Sachen und Brandenburg) 
als ſolche anerkannt. Im Weſtfäliſchen 
Frieden 1648 wurde für das rheinpfälziſche 





Kurheſſen. 


Haus, deſſen Kurwürde infolge der Ach⸗ 
tung Friedrichs V. von der Pfalz 1623 an 
Bayern gekommen war, eine achte Kur⸗ 
würde begründet, indem man Bayern im 
Beſitz derüberlommenen Kur beließ. Dieſe 
achte Kurwürde fiel aber ſpäter wieder 
—* als Bayern 1777 durch das Aus⸗ 

erben der dort regierenden Wittelsbacher 
Linie an ——ã— kam, ſo daß ſich die 
bayriſche und pfälziſche Kurwürde verei⸗ 
nigten. Jerner ward 1692 auch an Braun 
Ichweig-Züneburg eine (damals) neunte 
Kurwürde verliehen. Im Lüneviller Frie⸗ 
ben wurde das ganze linfe Rheinufer an 
Frankreich abgetreten, und damit hörten 
die Kurftimmen von Trier und Köln auf, 
während die Kurwürde des Erzbiſchofs 
von Mainz erbalten blieb; derfelbe wurde 
mit Afhanfenburg und Regensburg ent: 
ſchädigt, verlegte feine Reſidenz nad) 
Regensburg und führte nunmehr ben 
Titel Kurfürſt-Reichserzkanzler. 
Der Reichödeputationshauptfhluß vom 
25. %ebr. 1803 aber begründete ſodann noch 
bie Kurwürden für Württemberg, Baden, 
gelien-affel und Salzburg, weldyes dem 

roßherzog von Toscana eingeräumt 
ward. Hiernach befanden unmittelbar vor 
Auflöfung des Reichs zehn K.: der Kur: 
fürft-Erzfanzler, Brandenburg. Preußen, 
Sachen, Böhmen, Pfalz: Bayern, Braun: 
ſchweig⸗Lüneburg (Hannover), Württem- 
berg, Baden, Heſſen⸗Kaſſel und Salzburg. 
Mit der Gründung des Rheinbunds und 
der Aufldfung des Deutichen Reichs ver: 
lor die Kurwuͤrde ihre frühere Bedeutung 
vollſtändig, und die K. nahmen teils den 
Königs=, teild ben großberzoglichen Titel 
an. Hannover unb Rurbelien waren da⸗ 
mals ihren rechtmäßigen Herrſcherhäuſern 
entzogen und gehörten eine Zeitlang zum 
KönigreihWeitfalen, wenigftens zum gib 
ten Teil der betreffenden Territorien. Nach 
Wiederherftellung diefer beiben Länder 
nahm Hannover( 1814) den Königätitelan, 
während nur für Heflen: Kaflel der Titel 
eined Kurfürften beibehalten wurbe bis zur 
Annerion bed Landes durch Preußen 1866. 
Der letzte Kurfürft von Sefjen ftarb 6. 
Yan. 1875 im Eril. Was die .einftigen 
Rechte ber K. anbelangt, jo hatten fie außer 
dem Rechte, den Kaifer zu wählen und mit 
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ihm bie Wahlfapitulation zu vereinbaren, 
ben Anfprudy auf Föniglihen Rang und 
fönigliche Ehren. Sie bildeten auf bem 
Reichstag (I. d.) ein befonberes Kollegium 
und waren für ihre Länder von ber Ge⸗ 
richtsbarkeit der Reichögerichte über ihre 
Untertbanen befreit (privilegium de non 
appellando und de non evocando). Die 
K. hatten das Recht auf ein bejtimmtes, 
mit der Kurwürde verbundene® Erzamt 
(Minifterium). Der Kurfürft von Mainz 
war nämlid Erzfanzler in Germanien 
und führte als jolcher auf dem Reichstag 
bag Reihödireftorium, d. h. bie all- 
emeine Leitung ber Reichstagsverhand: 
ungen, welche durch einen von dem Erz⸗ 
biſchof von Mainz ernannten Reichs: 
direltorialgefandten wahrgenom: 
men wurde. Außerdem ernannte derſelbe 
einen. Reichshofvizekanzler ober 
Reichsvizekanzler. Der Erzbilchof 
von Köln —38 den Titel eines Erzkanz⸗ 
lers in Italien, der von Trier war Erz⸗ 
kanzler von Gallien und Arelat (Bu —8 
Bon den weltlichen K. war Böhmen Erz: 
ihenf, Pfalz, dann Bayern —— 
Sachſen Erzmarſchall, Brandenburg Erz⸗ 
kämmerer und Pfalz nachmals eine Zeit: 
langErzſchatzmeiſter. DasEr ſchatzmeſter⸗ 
amt kam ſpäter an ————— 
nover. Die weltlichen K. ließen ſich jedoch in 
der Ausübung dieſer Erzämter durch erb⸗ 
liche Stellvertreter, die fogen. Erbbeam⸗ 
ten (die Inhaber der Reihgerbämter) 
vertreten, und zwar fungierten der Graf von 
Althan als Erbichen?, der von Waldburg 
als Erbtruchfeß, der Graf von Pappen⸗ 
beim als Erbmarfchall, en als 
Erbkämmerer und der Graf von Sinzens 
dorf als Erbſchatzmeiſter. Val. Hädicke, 
Kurrecht und Erzamt der Laienfürſten 
(1872); Shirrmader, Die Entftehung 
des Kurfürftenfollegiums (1874). 
Surheflen (Helfen: Kaffel), Bis 
1866 beutiche8 Rurfürftentum, 9581 qkm 
roß, mit der Hauptftabt Kafjel; ſeitdem 
eftandteil der preußifchen Provinz Hei: 
jen=NRaffau. Landgraf Wilhelm IX. Hatte 
1. Mai 1803 infolge bes Reichsdeputations⸗ 
hauptichluffes vom 25. Fehr. 1803 die Kur: 
würbe erhalten, verlor aber fein Land im 
Frieden zu Tilfit 1807, welch letzteres 
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einen Beftanbteil bes von Napoleon I. ge 
grünbeten und an feinen Bruber Jeröme 
verliehenen Königreich Weftfalen bilbete. 
Nachdem das Kurfürftentum zu Ende des 
Jahrs 1813 wieberhergefiellt worden war, 
führte der Kurfürft als alleiniger Regent 
mit biefem Titel benfelben fort, auch nach 
ber Gründung bes Deutſchen Bundes. K 
ftimmte 14. Juni 1866 mit Oſterreich für 
bie Mobilmachung gegen greuben, lehnte 
15. Juni die preußifdge Sommation ab, 
worauf ſchon 16. Juni 1866 die Befeßung 
bes Landes durch preußifche Truppen und 
23. Juni bie Abführung des Kurfürften 
Friebrich Wilhelm nad Stettin erfolgte. 
K. wurde 17. Aug. 1866 ber preußifchen 
Monarchie einverleibt, und ber legte Kur: 
fürft ftarb 6. San. 1875 im Eril ohne 
legitime Nachkommenſchaft. Val. Rom⸗ 
mel, Geſchichte von Hefjen (1820 —58, 
10 Bde); Wippermann, R. feit ben 
reifeitstriegen (1850); >. unter dem 
Bater, dem Sohn unb dem Enfel« (ano- 
nym, 3. Aufl. 1866). 

Kurialiſten (Tat.), eigentlich bie in ben 
Tribunalen ber römifchen Kurie arbeiten: 
ben Beamten; im weitern Sinn Anhänger 
ber römiſchen Kurie, befonbers diejenigen, 
welche die Erweiterung der päpftlichen 
Macht wünſchen und für diefelbe arbeiten. 

riatſtimme, Sefamtitimme, welche 
mehrere Stimmberedtigte zufammen ab- 
gugeben haben, wie dies auf dem frübern 
utfchen Reichötag vorfam, wo 3. B. bie 
Grafen vier Kurlatftimmen hatten, und im 
engern Rate des frühern Deutfchen Bun- 
des, wo verfchiebene Kleinftanten jeweilig 
zu einer 8. (Kurie) vereinigt waren, 
während die Groß- und Mittelitaaten fo: 
gen. Birilftimmen hatten. 

Kurie (lat.), Bolfsabteilung im alteır 
Rom und VBerfammlungsorteinerfoldhen; 
dann das Verfammlungslofal einer Be: 
Hörde, Rathaus. Namentlich wird mit 
K. der päpftliche Hof oder ber päpftliche 
Stuhl bezeichnet; daher Kurialift (f.d.), 
eifriger Anhänger bed Papſtes. Mit dem 


Kurialiften — Küftenfrachtfahrt. 


Ausdrud Kurialien bezeichnet man oft 
Kanzleiförmlichteiten, baber Kurialftil, 
berveraltete, gopfmäßige Kanzleiftil. End- 
li wirb ber Ausdruck K. auch gleichbe: 
beutenb mit Kuriatftimme gebraudit. 
Kurier (franz.), Eilbote, befonbers der 
von einem Kabinett, einem Hof, einem 


. | Sefanbten 2c. mit einer wichtigen Nach⸗ 


richt abgeichidte. 

Kurs, Rurszettel, |. Börfe. - 

Küftenfradtfahrt (franz. Cabotage, 
fpr. ahſch, vom fpan. cabo, »Kape; fpan. 
Comercio de cabotaje), die Frachtſchiff⸗ 
fahrt zwifchen Häfen ein und besfelben 
Landes. Die 8. ift vielfach nach ben Ge⸗ 
jegen ber einzelnen Staaten den einhei⸗ 
mifchen Fahrzeugen vorbehalten, fo in 
Rußland, in Frankreich, wofelbft zwifchen 
feiner (petit cabotage, zwifchen Häfen 
besfelben Meers) und großer (grand 
cabotage, zwiſchen Häfen verſchiedener 
Meere) unterfchieden wird, in Spanien, 
biermiteinigen Ausnahmen für beftimmte 
Maren, Portugal und in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Andre Staa: 
ten, wie Schweden, Dänemark, Italien, 
Griechenland, Ofterreich und bie Türkei, 
laſſen fremde Schiffe zur Kabotage unter 


ber Borausfegung ber Gegenfeitigfeit oder 


auf Grund befonderer Staatsverträge zu. 


Manche Staaten, wie bie Niederlande, 


Belgien und Großbritannien, haben bie 


K. vollftändig freigegeben. Am Deutichen 


Reich iſt durch die Reichsverfaſſung (Art. 
54, Abf. 3) der Grundſatz anerkannt, 
daß in den Seehäfen und auf allen na- 
türlichen und künſtlichen Waflerftraßen 
der einzelnen Bundesſtaaten bie Kauf 
fabrteifchiffe fämtliher Bunbesftaaten 


gleichmäßig zugelaſſen und behandelt wer: 


en. Für das Deutihe Reich ift burd 
Reichsgeſetz von 1881 beftimmt worden, 


daß die K. zunächſt nur deutfchen Schif⸗ 
fern zufteht, daß aber auch Die Angehöri: | 


en außerbeuticher Staaten, wofern bie 
etztern das gleiche Verfahren beobachten, 
zur 8. zugelaffen werben Können. 





Lachter — Landeshoheit. 
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L. 


Radler Gerglachter, Klafter), 
früheres, beim Bergbau übliches Längen⸗ 
maß, in der Regel etwas länger als die 
Klafter, in Preußen = 2,098, in Sachſen 
— 2, in Ofterreih 2. von Idria — 1,957, 
von Joachimsthal — 1,918, von Schem: 
nik = 2,032 m. 

Lady (engt, fpr. lehdi, v. angelſächſ. 
hlafdige, »Brotherrin«), in alter Zeit 
Ehrentitel der Königinnen von England 
und ſpäter der Prinzeſſinnen von konig⸗ 
lichem Geblüt; jetzt Titel der Frauen aller 
engliſchen Peers, Baronets und Ritter 


ſich ſelbſt überlaſſen. Freilich iſt auch das 
entgegengeſetzte Syſtem ängſtlicher ſtaat⸗ 
licher Bevormundung und gekünſtelter 
Förderung, z. B. durch hohe Schutzzölle, 
zu verwerfen. 

Lanciers (franz., ſpr. Iangfijeh, Lan: 
zenreiter, Ulanen), ſchwere Kavalle⸗ 
rie, mit Lanzen, Säbeln, Piſtolen ꝛc. 
bewaffnet; zahlreich in der öſterreichiſchen, 
ruſſiſchen und deutſchen Armee, in Frank⸗ 
reich 1871 aufgehoben. 

Landammann, |. Ammann. 

Landarmenberband, |. Armenver⸗ 


(knights) ſowie der Töchter ber Herzöge, | bänd 


Marquis und Strafen, die ihn Ichod) vor 
den Taufnamen ſetzen und fo auch beibe: 
halten, wenn fie fich mit einem commoner 
verheiraten; im allgemeinen Bezeichnung 
jeder gebildeten Frau ohne Rüdficht auf 
Rang oder Titel. 

Lagthing (ichweb.), ber engere Rat ber 
norwegischen Reichöverfammlung ober des 
Storthing. S. Schweden und Nor: 
wegen. 

aien (v. griech. las, »Volf«), in der 
tatholifchen Kirche alle Mich eiltlichen im 
Gegenfaß zu dem Klerus, überhaupt Un⸗ 
gelehrte, Nichtfachverftändige. Laienbrü⸗ 
der und Laienſchweſtern, zur Bebie: 
nung berOrbensbrüder und Ordensſchwe⸗ 
fern in ben Klöftern aufgenommene 
Berfonen. Raienpriefter, f. v. w. Welt: 
priefter. Laiſierung, kirchliche Strafe, 
Aurüdverfegung eines Geiftlihen in ben 
Laienſtand. Die proteftantifche Kirche 
kennt — Gegenſatz zwiſchen L. und Geift- 


licen nicht. 

aissez faire (laissez passer ober 
laissez aller, franz., fpr. läſſe führe, paſſe, 
alte, »laßt es gehen, wie's gehen will«), 
eine Formel, welche in der Volfswirtichaft 
die Anficht derjenigen (ber ſogen. Phyſio⸗ 
traten) bezeichnen fol, die im Verkehrs⸗ 
leben volle Freiheit und freie Konkurrenz 
ohne ftaatliche Einmifchung walten Tafjen 
wollen. In diefer radikalen Auffaffung 
geht die Theorie zu weit und bedarf ber 
Einſchränkung; der Staat kann Handel 
und Verkehr, Snduftrie und Gewerbe nicht 


nde. 
Landboten, ehedem die adligen Depu⸗ 
tierten des polniſchen Reichſstags; auch 
jetzt noch zuweilen als Bezeichnung für 
»Landſtände« gebraucht. 
Lauddroſt, |. Droſt. 
Landesausſchuß, ſ. Elſaß-Lothrin-— 


gen. 

Landesdirektor andeshaupt- 
mann), in Preußen ein zur Wahrneb: 
mung ber laufenden Gefchäfte der kom⸗ 
munalen Brovinzialverwaltung beftellter 
bejoldeter Provinzialbeamter. So beftebt 
in Hannover für die laufende Verwaltung 
bes provinzialftändifchen Vermögens ein 
aus brei befoldeten Mitgliedern, einem 
L. und zwei Schaträten, beftehendes Tan 
besdireftorium, und ebenfo ift in 
Kaſſel für die laufende Verwaltung des 
fommunalftändiichen Vermögen? ein L. 
eingefeßt. Nach ‚der en) 
für die Brovinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schlefien und Sachfen vom 
29. Juni 1875 ift für jeden Provinzial: 
verband ein 2. von dem PBrovinzialland- 
tag aufmindeftens jech bis höchſtens zwölf 
Jahre zu wählen. In Walde ſteht feit 
dem mit Preußen abgefchloffenen Accef: 
fionsvertrag vom 18, Juli 1867 ein 2. an 
der Spiße der geſamten Landesverwaltung. 

Landesfronen, |. Landfolge. 


Landesherr, in Monarchien das 
Staatsoberhaupt. 
Landeshoheit (Landesherrlich— 


keit), im vormaligen Deutſchen Reich die 
Regierungsgewalt der Reichsſtände in 
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ihren Landen, insbefonbere bie im Weft- 
fälifchen Frieden ihnen gewährte Unabhän- 
gigfeit im Gegenſatz zu ihrer urfprüng- 
lichen, bloß amtsmäßigen Stellung, daher 
ſ. v. w. Souveränität. 

Landestuliurrentenbaut, |. Rente. 

Laudesordnungen, Bezeichnung ber 
in verichiedenen beutichen Territorien feit 
bem 15. Jahrh. erlaflenen Polizei⸗ und 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze, welche ſich aber 
auch zum Teil auf iR einafredhtäverhä tniſſe 
begieben; 3. B. die thüringiſche Landes⸗ 
ordnung von 1446, bie en e von 1482, 
bie tirolifche von 1526, die hennebergifche 
von 1539 u. a. 

Landesnnion, in Medlenburg ( d.) 
Bezeihnung des gemeinjchaftlichen Land⸗ 
tagß. 

andesherr.at, im deutſchen Strafrecht 
ein Angriff auf den äußern Beſtand bes 
Staats oder bie Fa a einer Ge 
fahr für ben äußern Beſtand des Reichs 
oder eined Bundesſtaats, und zwar wird 
bier zwifchen militärifchem u. fogen. Diplo: 
—** oder einfachen L. unterſchieden. 
Der militäriſche L. liegt dann vor, 
wenn ein Deutſcher ſich mit einer auslän⸗ 
diſchen Regierung einläßt, um biefelbe zu 
einem Kriege gegen das Deutiche Reich zu 
veranlaffen; wenn erwährend eines Kriegs 
gegen das Deutiche Reich oder deſſen Bun: 
desgenofien bie Waffen trägt ober ber feind- 
lichen Macht vorſätzlich Vorſchub leiſtet 
oder den Truppen des Reichs oder ſeiner 
Bundesgenoſſen Nachteil zufügt; wenn er 
Rand oder andre Berteidigungsan- 
alten, Truppen oder Kriegsvorräte in 
die Gewalt bes Feindes bringt, zum Bor: 
teil bes Feindes Brüden oder Eijenbahnen 
ober Kriegsporräte unbrauchbar macht, 
bem Feind Mannichaften zuführt ober 
Yegtere zum Übergehen verleitet, Opera- 
tiond= oder Feſtungs⸗ und andre Pläne 
dem Feind mitteilt, Spionage treibt oder 
fördert oder endlich einen Truppenauf: 
ftand erregt. 

als Iogen. diplomatifher 8. wird 
dagenen bie Mitteilung von Staatsge- 
heimniffen, Feſtungsplaͤnen oder jolchen 
Urkunden, Aftenftüden oder Nachrichten, 
deren Geheimhaltung für das Wohl des 
Reichs oder eined Bundesftaats erforder: 


Lan deskulturrentenbant — Landfriede. 


lich if, an eine auswärtige Regierung ober 
die Veröffentlichung derſelben beitraft. 
Einen folden 2. begeht ferner derjenige, 
welcher zur Gefährdung ber Rechte des 
Deutichen Reichs oder eines Bundesſtaats 
im Verhältnis zu einer andern Regierung 
die über foldhe Rechte fprechenden Urfun- 
den ober Beweismittelvernichtet, verfälſcht 
ober unterbrüdtt, fowie berjenige, welcher 
ein ihm von ſeiten bed Reichs oder eines 
Bundesſtaats aufgetragened® Staatsge⸗ 
ſchäft mit einer andern Regierung zum 
Nachteil deſſen ausführt, der ihm den Auf⸗ 
trag erteilt hat. Die regelmäßige Strafe 
des Landesverrats iſt Zuchthausſtrafe und 
beim Vorhandenſein mildernder Umſtände 
Feſtungshaft; gegen Ausländer wird bei 
dem militäriſchen L., alſo namentlich wegen 
Spionage, nach dem Kriegsgebrauch ver⸗ 
fahren. L., im Feld begangen, wird als 
Kriegsverrat (ſ. d.) beſtraft. Endlich gilt 
für den L. wie für den Hochverrat bie ge- 
meinfame Beftimmung, daß nach Eröff- 
nung ber Unterfuchun bis zu deren recht3- 
Träftiger Beendigung das Vermögen, wel- 
ches der Angefchulbigte befikt, oder welches 
ihm fpäter anfällt, mit Beichlag belegt 
werden fann. Bol. Deutfches Reichsftraf- 
gefeßbuch, FF 87 ff., 139. 

Zandesverweifung, f. YAusweifung. 

Landfolge (Randesfronen), bie 
Berpflichtungder Untertbanen zu Dienften 
zum Bellen des Landes. Dahin gehören 
serienebtenft (Heeresfolge)undDienfte 
ur Vorſpann, insbefondere Kriegsfuhren, 
Ferner Dienfte zur Aufſuchung, Berfol- 
gung und Bewachung von Verbrechen, 
zum Botengehen, zur Jagdfolge (bei Aus: 
rottung gefährlicher zer) zum Beiſtand 
bei Loſchung des Feuers oder bei Waſſers⸗ 
not infolge von Durchbrüchen x. Die 
neuern Verfaſſungsurkunden haben dieſe 
Verpflichtungen teils genauer geregelt, teils 
aufgehoben, indem mehr die Steuerkraft 
der Staatsangehörigen in Anſpruch ge⸗ 
nommen und hierdurch die Mittel aufge⸗ 
bracht werden, um dieſe Leiſtungen bezah⸗ 
len zu können. Die Krienpleiitungen (ſ. d.) 
ſind in Deutſchland durch Reichsgeſetz 
normiert. 

Landfriede, die innere Ruhe eines 
Landes, namentlich in Deutſchland durch 
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das Verbot der Fehde zum Rechtsgrund⸗ 
fat erhoben. Kaiſer Marimilian I. erließ 
1495 den fogen. ewigen Landfrieden, 
d.h. ein Reichsgeſetz, welches ben Unter: 
thanen des Reich die Selbſthilfe im Weg 
der Fehde verbot. Zur S zichtung der⸗ 
artiger Händel wurde das Reichskam⸗ 
mergericht (f. d.) eingeſetzt. Ein Zu⸗ 
widerhandeln — jenes Verbot, eine 
Störung des Landfriedens (Landfrie- 
dens bruch), war mit ſchwerer Strafe 
bedroht. Jetzt verſteht man unter Land⸗ 
friedensbruch die öffentliche Zuſammen⸗ 
rottung einer Menſchenmengezu demZweck, 
um mit vereinten Kräften gegen Perſonen 
oder SahenGewaltthätigfeiten zu begeben. 
Das deutfche — 

läßt in einem berartigen Fall Gefäng⸗ 
nisſtrafe bis zu 5 Jahren und nicht unter 

Monaten eintreten. Die Rädelsfüh— 
ter aber und diejenigen, welche Gewalt- 
thätigfeiten gegen Perfonen begangen ober 
Sachen geplündert, vernichtet oder zerſtört 
haben, werden mit Zuchthaus von I— 
10 Jahren und bei mildernden Umflän- 
den mit Gefängnisftrafe nicht unter 6 
Monaten beitraft; auch kann auf die Zur 
Kjfigkeit von Polizeiaufficht erkannt wer: 
ben. Sind übrigens derartige Gewalt: 
thätigfeiten mit einem Wiberftand gegen 
die einfchreitenden Behörden oder gegen 
die bewaffnete Macht verbunden, fo geht 
der Landfriebensbruch in das Verbrechen 
des Aufruhrs (f. d.) über. 

Landgerichte, in der bermaligen deut⸗ 
(hen Juſtizverfaſſung bie Kollegialgerichte 
erfter Inſtanz, die zugleich als zweite In⸗ 
on den an aeriäten übergeorbnet find 

Gericht). 

830 im frühern Deutſchen Reich 
Bezeichnung derjenigen Grafen, welche 
nicht unter einem Herzog ſtanden und 
ebendeshalb den Reichsfürſten beigezählt 
wurden; ſo z. B. die Landgrafen von 
Heſſen und Thüringen. Nach Auflöſung 
des Deutſchen Reichs bewahrte der L. von 
Hellen- Homburg (ſ. d.) ſeine Selbſtändig⸗ 
keit. Jetzt iſt dieſe ehemalige Lanbgra]- 
haft dem preußiichen Staat einverleibt. 
Auch der Samilienfenior der beffifchen 
Nebenlinien (Heffen- Philippsthal und 
Hefien-Barchfeld) führt dieſen Titel. 


— Landrat. 835 

Landlieferungen, |. Kriegslei⸗ 

ungen. 

Landmarſchall (Landtagsmars 
Thall), in älterı landſtändiſchen Ver: 
faffungen und noch jebt in Medlenburg 
Titel des bei Beginn des Landtags aus 
beifen Mitte gewählten Präſidenten. 

andrat, in Preußen Amtstitelder erft- 
inftanzlichen VBerwaltungsbehörbe (Lan b> 
tatsamt), refp. des Beamten, welchem 
bie Funktionen derſelben übertragen find. 
rüber Tediglich ein burch die Wahl der 
itterfchaft aus deren Mitte befeßtes Kom: 
munalamt und augleich wefentlih ein 
Ehrenamt, ift das Landratsamt gegen- 
wärtig in ein Berufsamt mit ftantligen 


buch (5 125) | Funktionen umgewandelt. Der 2. ift bie 


erſte Landespolizei⸗Inſtanz, eriftüberhaupt 
das Organ der Staatsregierung für die Ge⸗ 
ſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung; 
zugleich aber hat er nach der neuen Kreis⸗ 
ordnung als Vorſitzender des Kreistags 
und bes Kreisausſchuſſes die Kommunal: 
verwaltung bed Kreiſes zu leiten. Der. 
wird vom König ernannt, doch ift die Kreis: 
verfammlung befugt, für die Beſetzung 
eines erledigten Landratsamts geeignete 
Perfonen aus der Zahl der Grundbeſitzer 
und der Amtsvorſteher des Kreife in Bor: 
ſchlag zu bringen. Dagegen erfolgt bie 
Wahl der zur Stellvertretung des Land⸗ 
rats beitimmten beiden Kreisdeputierten 
jedesmal auf ſechs Sabre durch ben Kreis⸗ 
tag, vorbehaltlich der Betätigung durch 
ben Oberpräfibenten. Für flrgere Vers 
binderungsfälle kann ber Kreigfetretär als 
Stellvertreter eintreten. Vgl. bie Kreis: 
ordnung fürdie Provinzen Preußen, Bran⸗ 
denburg, Pommern, Poſen, Schleſien und 
Sachſen vom 13. Dez. 1872, ” 74ff. Sn 
der Provinz Hannover ift bie frühere Be: 
eihnung»Amtshauptmanne,refp.>Streiss 
auptmanne für die betreffenden Verwal⸗ 
tungsbeımten beibehalten worden. Da- 
gepen ift ber Titel L. in einzelnen deutfchen 
einftaaten, nämlich in Sadfen-Alten- 
burg, Sachſen⸗Koburg⸗ Gotha, Sachfen⸗ 
Meiningen jowie in den reußifchen und 
in ben Ichwarzburgifchen Fürftentümern, 
für die erftinitanzlihen Verwaltungsbe⸗ 
börden adoptiert worden. In Bayern 
(j. d.) wird die zur Vertretungeiner Kreis: 
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emeinbe berufene landſtändiſche Ber: 
Fmmlung L. genannt, welche für bie lau⸗ 
nun Geſchäfte einen Landratsaus: 
chuß erwählt. 

Landrecht, im Mittelalter das gemeine 
Recht im Gegenfaß zu den Stabt- und Hof- 
rechten und den Lehnsgewohnheiten; auch 
Bezeichnung für bie Partitularge] etzgebung 
einzelner Staaten, wie das babiſche, öſter⸗ 
reichiſche und namentlich das preußiſche L., 
welches unter dem Titel: »Allgemeines 
preußiſches Geſetzbuche im Juni 1791 be⸗ 
endigt, 1. Juni 1794 als »Allgemeines L.⸗ 
publiziert ward; herausgegeben von Koch 
(6. Aufl. 1874 ff.). 

Landfafien, zur Zeit bes frühern 
Deutichen Reichs diejenigen Angehörigen 
des letztern, welche außer ber Reichsgewalt 


Landrecht — Landwehr. 


1875 (Reichsgefeßblatt, ©. 63 ff.) beſteht 
der 2. aus allen Webrpflichtigen vom voll: 
enbeten 17. bis zum vollendeten 42. Le⸗ 
bensjahr, welche weder bem Heer noch ber 
Marine angehören. Das Aufgebot des 
Landſturms erfolgt, wenn ein feinblicher 
Einfall Teile des Reichsgebiets bedroht 
oder überzieht, durch kaiſerliche Verord⸗ 
nung, in welcher zugleich der Umfang des 
Aufgebots beſtimmt wird. Nachdem das 
Aufgebot ergangen iſt, finden auf die von 
demſelben betroffenen Landſturmpflichti⸗ 
gen bie für die Landwehr (f. d.) geltenden 
orfchriften Anwendung. 
Landtag, die periodiſche Verſammlung 
der Landſtaͤnde (ſ. VBolfsvertretung)- 
Landtagsabſchied, |. Abſchi ed. 
Landtagsmarſchall, {. Lanbmar: 


noch einem Territorialherrn unterworfen | [cha ll 


waren, alfo bie Reich&mittelbaren im Ge⸗ 
geniah zu den Reichsunmittelbaren; auch 

ezeihnung für die fogen. Forenſen, d. h. 
bie im Inland mit Grundbefib ange: 
feflenen Ausländer (f. Fremdenrecht). 


Benbieifet) f. Frembdenrecht. 


Laud alfge 

Laudſchaft, Gegend, Provinz; aud 
j. v. w. Landftände; dann Bezeichnung für 
ein Krebitinftitut, welches zur Hebung des 
Realkredits beftimmt und unter ftaatliche 
Leitung und Kontrolle ber Landſtände ge⸗ 


ellt ift. 
Zandflände, |. Volksvertretung. 
Landsthing, |. Dänemark. 
Landſtreicherei, das gewohnheits⸗ 
mäßige, zweckloſe finder iehen, ohne die 
Mittel zum Lebensunterhalt zu beſitzen, 
und ohne eine Gelegenheit zum rechtmäßi- 
en Erwerb derjelben aufzufuchen. Die 
x, wird nach bem —— — 
mit Haft bis zu 6 Wochen beſtraft; au 
kann zugleich erkannt werden, daß der 
Verurteilte nach verbüßter Da ber Lan: 
bespolizeibehörbe zu überweijen fei, wel 
letztere alsdann bie verurteilte Perſon au 
einen Zeitraunt bis zu zwei Jahren in 
einem Arbeitshaus unterbringen oder zu 
gemeinnüßigen Arbeiten verwenden kann. 
Landflurm, das letzte Aufgebot aller 
noehepflichtigen zur Abwehr eines feind- 
lien Einfall in das Reichsgebiet. Nach 
dem deutſchen Reichsgeſetz vom 12. Febr. 


alt. 
Landtagsordnung ſ. Gefhäfts: 
ordnung. 

Landwehr, im Gegenſatz zum ſtehen⸗ 
ben Heer diejenigen Wehrpflichtigen, welche 
nur zur Unterftüßung des ſtehenden Heer? 
beftimmt find. Nachdem Bundes⸗ ( Reichs⸗) 
Geſetz vom 9. Nov. 1867, betreffend bie 
Verpflichtung zum Kriegsbienit, ift näm⸗ 
Tih jeber Deutiche, abgejehen von den 
Mitgliedern der regierenden Häufer und 
ab eben von den Mebdiatifierten, fieben 
Sabre bienftpflichtigim ftehenden Heer und 
zwar bie erjten brei Jahre in ununter: 
brochenem aktiven Dienſt. Für den Reft 
der fiebenjährigen Dienftzeit gehört der 
Mehrpflidytige der Reſerve an. Hieran 
ſchließt fich fodann die Verpflichtung zum 
fünfjährigen Dienft in ber L., alfo regel: 
mäßig vom 27.—32, Lebensjahr. Die 
Mannſchaften der Landwehrinfanterie ins⸗ 
beſondere können während der Dienſtzeit in 
ber L. zweimal auf 8—14 Tage zu Übun⸗ 
gen in bejondern Kompanien oder Ba: 
taillonen einberufen werben. Die Lanb: 
wehrmannfcaften der Jägerund Schügen, 
der Artillerie, ver Pioniere und bed Traind 
üben zwar in demjelben Umfang wie bie 
Infanterie, jedoch im Anſchluß an die be: 
treffenden Linientruppenteile. Die Land: 
webhrfavallerie wird im Frieden zu Übun: 
gen nicht einberufen. Sofern bie Mann⸗ 
Ichaften der L. zum Dienft nicht einberufen 
werben, gelten fie als beurlaubt. Die 
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Landwehrinfanterie wird in bejonders for: 
miertenandwehrtruppentörpern (Lands 
wehrbataillonen) zur Verteidigung 
des Baterlands als Reſerve für das ftehen- 
de Heer verwandt. Die Mannſchaften bes 
jüngften Jahrgangs der 2. können jedoch 
erforderlihenfall® bei Mobilmahungen 
auch in Erfagtruppenteile eingeftellt wer: 
den. Die Mannſchaften der Landwehr: 
favallerie werden im Kriegdfall nach Maß⸗ 
abe bes Bebarfs in befondere Truppen- 
örper formiert. Die Landwehrmannidaf: 
ten der übrigen Waffen werben bei ein- 
tretender Kriegsgefahr nad) Maßgabe des 
Bedarfs zu ben Fahnen bed ftehenben 
Heers einberufen. Auf die Einteilung bes 
KeichSgebiets in Landwehrbataillonsbe⸗ 
zirfe gründet fich auch zugleich das Erfaß: 
wefen (f. d.) der Reichdarmee. Die Be⸗ 
fiimmungen über bie L. finden auch auf 
den fogen. Landſturm (f. d.) Anwen: 
dung, nachdem das Aufgebot des letztern 
ergangen ift. In Ofterreich ift die cislei⸗ 
thaniſche 8. fett 1869 in 80 Bataillone 
eingeteilt und wird im Kriegsfall in be⸗ 
fondere Brigaden zufammengeftellt. Ti⸗ 
rol und Vorarlberg haben ihre befondern 
Landesſchützen zur innern Landesver⸗ 
teidigung. Die ungarifche 2.(Honved) um⸗ 
faßt 84 Bataillonsbezirte. Auch in andern 
Ländern ift die deutfche Einrichtung ber L. 
vielfach ned eahmt worden. Val. Bräu⸗ 
ner, Geſ ie ber preußifchen X. (1863). 
Landwirtſchaft, basjenige Gewerbe, 
welches ſich mit Pflanzenbau und Tier: 
zucht zu dem Zweck beichäftigt, um auf 
diefen beiden Gebieten eine größtmögliche 
Menge von Produkten mit größtmöglicher 
Gewinn hervorzubringen. Die Xand- 
wirtfchaftslehre, wie fie zumal auf 
den landwirtſchaftlichen Lehran— 
ſtalten betrieben wird, beſhattigt ſich zu⸗ 
nächſt mit der Lehre von den zum Betrieb er⸗ 
forderlichen Mitteln, ſodann mit der Lehre 
von ber vorteilbafteiten Probuftion nüb- 
licher Pflanzen und Tiere und endlich mit 
ber eigentlichen Betriebslchre, d. h. mit ber 
Lehre von ber Organifation und Direftion 
der Wirtfhaft (Birnbaum). Der Inbegriff 
derjenigen Nechtsinftitutionen, welche den 
Landwirt und deſſen perfönliche und ding⸗ 
liche Verhältniſſe betreffen, wird Land: 
Staatslexikon. 


wirtſchaftsrecht genannt. Dasjelbene- 
hört teils dem Privat⸗, teils dem Verwal: 
tungsredht an. Dietandwirtfchaftss 
politif(Agrarpolitif) begreift diejeni- 
gen ſtaatsmaͤnniſchen Grundſaͤtze, nach wel: 
hen ber L. Schuß und Förderung zu teil 
werden ſoll. Sie ift einer der wichtigften 
weige der Staat3politif überhaupt, da die 
. in ben meiften Staaten noch jebt die 
Grundlage oder doch eine Grundlage des 
Staats ir In der That ift aber auch in 
Deutichland auf bielem Gebiet in den letz⸗ 
ten Jahrzehnten viel geſchehen. Die Agrar: 
eſetzgebung hat ſich insbeſondere mit der 
bloͤſung der auf demlänbdlichen Grundbe⸗ 
ſitz ruhenden Laſten, mit der Separation, 
mit Meliorationen aller Art (Deichbau, 
Waldſchutz, Bewällerungs: und Entwäſ⸗ 
ſerungsanlagen) mit der Veterinärpolizei, 
mit dem ländlichen Kredit⸗ und Hypothe⸗ 
kenweſen, mit Regulierung der Jagd und 
der Fiſcherei u. dgl. beſchäftigt. Das land⸗ 
wirtfchaftliche Vereinsweſen ijt unterſtützt 
und gefördert worden. Dan bat landwirt⸗ 
ſchaftliche Verſuchsſtationen errichtet, um 
bie auf die L. bezüglichen Fragen wiſſen⸗ 
ſchaſtlich zu bearbeiten und die Refultate 
diefer Arbeit für die Braris zu verwerten. 
Befondere amtliche Organe und Behörden 
find zur Wahrnehmung landwirtſchaftli⸗ 
her Intereſſen berufen. In größern Staa⸗ 
ten beſtehen beſondere Minifterien ober doch 
bejondereMinifterialabteilungen fürt. In 
Preußen ift ein befonderer Minifter für 
L., Domänen und Torften vorhanden. Die 
zahlreichen landwirtſchaftlichen Vereine 
Deutſchlands ſind in den einzelnen Län⸗ 
dern und Provinzen zu Zentralvereinen 
und Zentralorganen der L. zuſammenge⸗ 
faßt, und aus Delegierten derſelben ſetzt 
change Landwirtſchafts ratzu— 
ammen, welcher alljährlich in Berlin tagt. 
Daneben beſtehtein Fongreßdeutſcher 
Landwirte, welcher die Intereſſen der 
Agrarier (ſ. d.) wahrnimmt. 


Landzwaug (lat. Obsessio viarum), 


in der peinlichen Gerichtsordnung KarlsV. 

ein Verbrechen, welches darin beiteht, daß 

ein Unterthan von feinem gewöhnlichen 

Aufenthaltzort entweicht und, mit gefähr- 

lihen Menſchen vereinigt, einzelne Mit: 

biirger oder ganze Gemeinden auffordert, 
22 
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fi mit ihm wegen beflen, was er ihnen 
ſchuldet, ober Degen feiner angeblichen 
Anfprüche abzufinden, für ben Unterlaf- 
fungsfall aber durch Fehde⸗ ober Brand: 
brieje die Berjonen oder Güter der Aufae- 
forderten zu mißhandeln und zu befchädi- 
gen droht. Die Strafe der Laͤndzwin— 
ger war das Schwert. Die moderne 

trafgejeßgebung faßt eine ſolche Hand⸗ 
lungsweiſe als eine befonders ftrafbare 
Bedrohung auf. Das deutjche Strafge- 
ſetzbuch (F 126) insbeſondere belegt den⸗ 
jenigen, welcher durch Androhung eines 
gemeingefährlichen Verbrechens, alſo na⸗ 
mentlich einer Brandſtiftung, den öffent⸗ 
lichen Frieden ſtört, mit Gefängnis von 
einem Tag bis zu einem Jahr, wofern 
nicht etwa der Thatbeſtand einer Erpreſ⸗ 
ſung (ſ. d.) vorliegen ſollte. 

La Plata⸗Staäaten, |. Argentini⸗ 
ſche Republik. 

Läfion (lat.), Verlegung, namentlich 
Rechtsverletzung. 

Lateiniſch, auf Latium bezüglich, ins⸗ 
beſondere ſ. v. w. römiſch, auch gleichbe⸗ 
deutend mit abendländiſch im Gegenſatz 
zu MR (morgenlänbifh); daher 
lateinifche Kirche, bie römilch=Tatho- 
liſche Kirche im Gegenſatz zur griechiſch⸗ 
katholiſchen (morgenlänbifchen) Kirche. 

Lauenburg (Sachſen-⸗L.), ehemali- 
ned Serzoghum in Niederfachfen, feit Juli 
1876 als Kreis 2. der preußifhen Mon: 
archie einverleibt; 1172 qkm mit 49,228 
meift Iutberifchen Einwohnern. Im Frie- 
den zu Wien (30. Dftober 1864) wurde 
2. mit Schleswig und Holftein von Däne- 
mark an Preußen und Ofterreich abgetre- 
ten, und durch die Gafteiner Konvention 
vom 14. Auguft 1865 kam e8 in ben 
alleinigen Beſitz Preußen?, zu welchem 
bas Herzogtum zunähft in das Verhält⸗ 
nis der Perfonalunion trat, indem ber 
- preußifche Te Graf Bis- 

mard auch Minitter für 2. wurde. 2. trat 
1866 als befonderes Land in den Norb- 
beutichen Bund und 1870 in das Deutfche 
Reich ein. Nachdem im Februar 1876 die 
Lauenburger Landesvertretung bie Ein- 
verleibung des Herzogtums in das Könige 
reih Preußen genehmigt hatte, wurbe 
diefe unter Zuftimmung bes preußifchen 
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Landtags mit dem 1. Juli 1876 vollzogen, 
und 2. bildet ſeitdem einen Iandrätlichen 
Kreis der Provinz Schleswig- Holftein. 
Im Zienpiſchen Abgeordnetenhaus wird 
der Kreis L. durch einen Abgeordneten 
vertreten. Ein Teil des in L. gelegenen 
Sachſenwalds wurde 1871 vom Kaiſer 
Wilhelm dem Fürſten Bismarck geſchenkt. 
I. Kobbe, Geſchichte und Landesbe⸗ 
reibung bed Herzogtums 8. (1836). 
Lebenönerfigerung, |. Berfiche: 
rungswejen. 

Legät (lat), Vermächtnis, Tebtwillige 
Zumwendung eines beflimmten Gegen: 
ſiands; Legatär, der bazfelbe Empfan⸗ 


gende. 

Legäten (Iat.), bei den Römern bie 
Geſandten, dann bie Gehilfen der Feld⸗ 
herren und Statthalter, jet Titel ber Be- 
vollmächtigten der römischen Kurie, die ſich 
jeit ben 11. Jahrh. bedeutende Eingriffe 
in die Rechte der Bifchöfe und Landeskir⸗ 
hen erlaubten; man unterſchied Legati 
a latere, mit der Vertretung des Papſtes 
jelbft betraute Kardinäle; Legati missi, 
von geringerm Rang, und Legati nati, 
Ehrentitel gewiſſer Brälaten. Die jegigen 
2. oder Nunzien find biplomatifche Agen: 
ten des Papſtes. 

Legation (Tat.), Geſandtſchaft; Lega⸗ 
tionsrat,-Sekretär, Amtstitel von 
Beamten einer Geſandtſchaft oder von 
Bedienſteten des Miniſteriums der aus 
wärtigen ungelenenbeiken. 

Legißlation (Regislatur, Yat.), Ge 
ſetzgebung, gefeßgeberifche Gewalt; Le⸗ 

i8lative, die geſetzgebende Verſamm⸗ 
ung; legislativ, legislatorifch, ne 
— Legislaturperiode, Zeit: 
raum, für welchen die Angehörigen einer 
parlamentariſchen Körperichaft gewählt 
werden; fo ift Ri B. die Legislaturperiobe 
des deutſchen Reichstags eine dreijährige. 

Legitim (Iat.), gefegmäßig; Legiti: 
mität, Geſetz⸗ ober Rechtmäßigkeit eines 
Befites, Anſpruchs 2c., insbefondere einer 
Staatsregierung; Legitimitätsprin: 
zip, Grundſatz der Unveränberlichfeit der 
erblihen Monarchie (»Königtum von Got: 
te8 Onabene); Legitiniften, in Frank: 
veicd, Die Anhänger des Grafen von Cham: 
borb, als des letzten Sprößlings der legi⸗ 


— 





Reben — Zeibeigenfchaft. 


timen Dynaftie des Hauſes Bourbon 
(ſ. d.); Tegitimieren, beglaubigen, 
3. B. einen Gefandten ꝛc., dann geſetz⸗ 
mäßig machen, z. B. außer der Ehe erzeugte 
Kinder für legitime, d. h. in geſetzlicher 
Ehe erzeugte, erklären; ſich legitim ie— 
ren, ſeine Berechtigung zu etwas darthun, 
ſeine Vollmacht beibringen; Legitima⸗ 
tion, der Akt des Legitimierens, auch die 
Urkunde, durch welche dies geſchieht; Le⸗ 
gitimationsſchein, obrigkeitliches At⸗ 
teſt, das zum Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen erforderlich iſt. 

Lehen (lat. Feudum, Beneficium), 
das ausgedehnteſte erbliche Nutzungsrecht 
an einer fremden Sache, welches ſich 
auf eine Verleihung des Eigentümers 
(Lebnnsherr, Dominus feudi, senior) 
grünbet, die zwildhen ihm und bem Be 
techtigten (Lehngmann, VBafall, va- 
sallus) zugleich die Verpflichtung zu 
wechfeljeitiger Treue begründet. Auch für 
die Sache, zumeift in Grundbeſitz be- 
ſtehend, weldye verliehen wird, ift die Be 
zeichnung 2. gebräuchlich; doch Tommen 
auch L. an andern Begenftänden vor, 3.2. 
Fürſten- oder Fahnenlehen, d. h. L. 
an Hopeitörechten über beflimmte Terri⸗ 
torien, Amter=,Kirdhen=,PBoftleben«c. 
Das Lehnrecht im objektiven Sinn, d. h. 
der Inbegriff. der das Lehnsweſen betref- 
ienden Rechtsgrundſätze, beruht, abge: 
jehen von zahlreichen Partifulargefeken 
(Lehnsediften, Lehndmandaten), 
zumeift auf den fogen. Libri feudorum, 
einer langobardiſchen Lehnrechtsſamm⸗ 
lung, welche, mit Schöffenſprüchen und 
kaiſerlichen Verordnungen vermehrt, dem 
Corpus juris civilis angefügt wurde. 
Das Lehnsweſen entſtand in Deutſchland 
unter den Karolingern, die vielfach an 
Getreue Güter nicht zum Eigentum, ſon⸗ 
dern zur ausgedehnteſten Benutzung und 
widerruflich für den Dal der Untreue ver: 
lieben. Dieſe Vaſallen verliehen dann 
wiederum Beltanbteile ihres Lebens an 
ihre Mannen (Aftervajallen), und 
fo beberrichte nah und nad, nachdem 
Konrab IL. die Erblichkeit der L. zum Ge: 
je erhoben hatte, das Lehnsweſen den ge- 
jamten deutſchen Staat bed Mittelalters 
(Rechnftaat), nicht minder aber auch 
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das Geblet des Privatrechts, auf welchen 
es übrigens durch die Ablöſungsgeſetze 
der Neuzeit nahezu vollſtãndig bejeitigt 
worben ift. Vgl. außer den Lehrbüchern 
des deutſchen Privatrechts: Bit, Lehrbuch 
bed Lehnrechts, herausgegeben von Eöde 
(1808, neue Ausg. 1819); Mayr, Hand» 
buch bes „gemeinen und bayrifchen Lehn⸗ 
rechts (1834); Roth, Medlenburgifches 
Lehnrecht 6 58). 
Lehnuseid, ſ. Sulbigung 
ke terfollegium, ſ. Kollegium. 
Lehrling, .Gewerbegeſeßgebung. 
Leibeigenſchaft (Eige Haft, 
Grundhörigfeit), Verhältnis, dem 
zufolge jemand einem Herrn zu Dienften 
und Abgaben verpflichtet und unter Schmä- 
lerung feiner perfönlichen Freiheit von 
ihm abhängig war, meilt mit Rückſicht 
auf ein dem Herrn gehöriges, aber von 
ibm dem Leibeignen zur Benubung 
überlafiened® Grundbefittum. Bei ben 
germanifchen und flawijchen Völkern eine 
mildere Form der Sklaverei, entitand bie 
L. durch Kriegsgefangenſchaft, Geburt von 
einer leibeignen Mutter, Berheiratung 
an einen Leibeignen und freiwillige Er: 
ebung. Der Leibeigne war binfichtlich 
68 Wegzugd und der Berufswahl für fich 
und feine Kinder und ebenfo in Anjehung 
der Verheiratung und der Vererbung von 
feinem Herrn abhängig, unterlag körper⸗ 
licher Züchtigung, war aber im übrigen 
durch die Gerichte geſchützt und rechts⸗ und 
erwerbsfähig und mußte im all der Er: 
werbsunfähtgfeit von feinem Herrn er- 
nährt werben. In England warb bie L. 
fhon zu Ende des 16. Jahrh. aufgehoben, 
in Frankreich erft infolge der Revolution 
von 1789, in Deutichland zum Teil Enbe 
bes 18. Jahrh., in Preußen in ber Negene- 
rationdepoche nach 1806, in den Mittel- 
und Kleinftanten großenteil3 erft nad) ben 
Revolutionen von 1830 und 1848. In 
Rußland ift Durch die energifche Initiative 
Kaifer Alexanders II., troß des Wider: 
firebens des Adels, Die vollftändige Eman- 
zipation der Leibeignen durchgeführt und 
durch Faiferliches Manifeft vom 19. Febr. 
(3. März) 1861 verfündigt worben, wel: 
ches mit dem 17. März 1863 in Kraft 
getreten ift. Vol. J. Grimm, Deutiche 
22* 
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Rechtsaltertümer (2. Ausg, 1854); Su: 
enheim, Gefchichte ber Aufhebung ber 
. in Europa (1861); Hoffmeiiter, 

Das europãiſche Rußland (1876). 

Leibesfirafe, 1. Strafe. 
Leibzudt, ſ. Altenteil. 


ge * Bl, Totenſchau. 


Leihban 
Leihhans ſ. Lombard. 

Leſung, nach dem parlamentariſchen 
Sprachgebrauch ſ. v. w. Beratung einer 
Vorlage der Regierung oder eines An⸗ 
trags aus der Mitte der Verſammlung. 
Geſetzentwürfe bedürfen re eimäbig einer 
mehrfachen 2. Nach ber Sethäftsor nung 
des deutſchen Reichstags (f. d.) ift für bie 
Borlagen bes Bundesrats regelmäßig eine 
breimalige 2. nötig. Anträge aus ber 
Mitte des Neichätags dagegen bedürfen 
einer breimaligen Beratung nur bann, 
wenn e8 ſich um Geſetzvorſchläge janbelt; 
außerdem genügt eine einmalige L. 

L’ötat c’ost moi (franz., ipr. letah 
fiä moa, »Der Staat bin ide), Ausſpruch, 
welcher dem König Ludwig XIV. von 
Frankreich in ben Mund gelegt wird, um 
ben höchſten Grad von Abfolutismus zu 
bezeichnen, wie er zur Zeit dieſes Monar- 
chen in Frankreich beftand. 

Lettre (franz., ipr. Iettr), Brief; L. de 
change (ipr. ſchanaſch), Wechſel; L. de 
ereance (Ipr. Treangs), Beglaubigungs: 
ſchreiben; L. de marque (fpr. mart), Ka⸗ 
perbrief. 

Lettres de cachet (franz., pr. lettr 
do kaſcha), in Frankreich vor der Revolu⸗ 
tion verfiegelte, geheim zu haltende könig⸗ 
liche Schreiben, insbeſondere Verhaftsbe: 
- fehle, mittelft deren man ohne Urteil und 
Recht mißfällige Berfonen aus dem Land 
entfernte oder einfperren ließ; durch De: 
frei von der Nationalverfammlung 1789 
abgeichafit. 

ettres de mer (franz., ſpr. lettr do 
mär), |. Schiffspapiere. 

Leumund, ber perfünliche Nuf eines 
Menichen. Böſer L. gehört in Krimi: 
nalfällen zu ben Indizien, baber häufig 
Leumundszeugen vernommen und 
vegelmäßig Leumumdszengniffe bei- 
gezogen werben. 


— Liberal. 


Leutnant (franz. Lieutenant, ſ. b.), 
Bezeichnung ber Subalternoffiziere, mit 
zweiRangflufen, dem Se kon de Mar 
und Premier: (Öber:) L.; eritere be 

eichnet in ben meiften Armeen den unter: 

en Offiziergrab. In ber Kriegsmarine 
entfpricht bem Sefondeleutnant der Un: 
terleutnant zur See, dem Premier: 
leutnant ber L. zur See und dem Haupt: 
mann bes Landheers ber Kapitänleut- 
nant. 

Lev6e em masse (fran;., fpr. Löweh 
m mal’), Allgemeines Aufgebot, Land: 

rm. 

Lever (franz., ipr. Iöwep), das Auf: 
Heben; Morgenaufwartung bei Fürften. 
ex (lat.), Geleh. 

Libe (lat.), Klag- ober Bittfchrift, 
auch mh. 

Liberal (lat.), freigebig, gütig (Gegen: 
teil: illiberal), dann —2 ‚nad 
Freiheit firebend; Bezeihnung für eine 
derartige politifche Parteirichtung; Libe⸗ 
ralität, Freiſinnigkeit, Freigebigkeit; 
Liberalismus, die dem freien ort: 
ſchritt und ber freien Entwidelung hul: 
bigende Anſchauungsweiſe. Cine ſolche 
macht fich übrigens nicht nur auf dem 
Gebiet der Politik, fondern auch auf dem 
firchlichereligiöfen und auf Dem Gebiet ber 
Wiſſenſchaft geltend. Den Gegenfaß zur 
liberalen bildet die fonfervative (f. d.) 
Partei, welche in erfter Linie bag Beſtehende 
zu erhalten jucht. Eine vermittelnde Stel: 
lung zwiſchen beiden will bie libe ral⸗ 
Tfonfervative (freifonfervative) 
Parteirihtung einfchlagen, doch enthält 
ſchon der Ausdrud eigentlich einen innern 
Widerſpruch in fich ſelbſt. Das Ertrem 
bes Liberalismus ift der Radikalis— 
mus, bie Umfturzpartei, wie basjenige 
des Konfervativismus der Abfolutismus 
ift. Bluntfchli vergleicht diefe vier Partei: 
richtungen mit den vier Lebensaltern bed 
Menſchen, indem er ben Rabikalismus 
mit dem Knabenalter, ben Liberalismus 
mit bem Sünglingsalter, ben Konſerva⸗ 
tivismus mit dem gereiften Mannesalter 
und ben Abjolutismus mit bem Greifen: 
alter zufammenftellt. Als politifcher Par: 
teiname ift ber Ausdruck Liberal, welcher 
zuerft in Spanien in Gebrauch kam in 





Liberia. 


Deutfchland feit den Freiheitsfriegen üb- 
li geworben. Aus ber liberalen Partei 
ging 1848 die demokratiſche Partei ber: 
vor, welcher bann eine gemäßigt liberale 
Partei gegenübertrat, die namentlich in 
der Traktion »Vindee im preußifchen 
Abgeordnetenhaus vertreten war. Bon 
diefer, der fogen. altliberaflen Partei, 
löfte ſich 1861 die noch jett beftehende 
deutfche Fortſchrittspartei N b.) los. 
Als aber diefe letztere Partei ſich mehr 
und mehr in unfrudtbare Negation zu 
verlieren fchien, gab die Gründung bes 
Norddeutſchen Bundes Beranlafjung zur 
Bildung eines neuen Parteiverbanbg, wel⸗ 
her fidy den Namen nationalliberal 
beilegte, um anzubeuten, baß feine Ange: 
börigen nicht nur bie Forderungen ber 
liberalen, ſondern auch diejenigen ber na- 
tionalen bee zu verwirklichen fuchen und 
die Negierung bei bem Ausbau ber Bun- 
des⸗ und nachmals ber Reichsverfaſſung im 
nationalen Sinn unterftügen wollten, 
auch wenn es nicht immer gelingen werde, 
bie eigentlichen Tiberalen Forderungen in 
ihrem ganzen Umfang jur Geltung zu 
bringen (ſ. Nationalliberal). Da 
neben beharrte bie Fortſchrittspartei bei 
ihren entichieden liberalen Prinzipien, 
indem fie e3 verfhmähte, die Taktik der 
Nationalliberalen, welche durch Kompro- 
mijfe das Mögliche zu erreichen ſuch⸗ 
ten, mitzumachen. Die eigentlich ertrem 
liberale Partei aber fand in der Sozial: 
bemofratie (f. d.) ihren Platz, welche, 
abgefeben von ber jozialen Frage, viele 
tadifale Elemente an fich heran= und in 
fih großzog. Neuerdings ift in Süb- 
—A noch eine ſogen. Volkspartei 
hinzugekommen, welche zwar nicht ben 
eigentlichen ſozialdemokratiſchen, wohl aber 
den demokratiſchen Grundſätzen Eingang 
zu verſchaffen ſucht. Überhaupt ſcheint es, 
als ob mit der Entwickelung des politi⸗ 
ſchen Lebens in Deutſchland das Gebiet 
der politiſchen Mittelparteien ſich mehr 
und mehr verengere und die entſcheiden⸗ 
den Parteigegenſätze zwiſchen der libera⸗ 
len und konſervativen Richtung ſchärfer 
hervorträten; namentlich ſcheint der Na⸗ 
tionalliberalismus ſeine Miſſion erfüllt 
zu haben. Die Schwächung ber national: 
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liberalen Partei ift allerdings zumeift das 
Wert des Fürften Bismard, welcher ein 
Sahrzehnt hindurch ihre Unterftügung 
genoſſen hatte, fich aber von ihr abwandte, 
als das Gros derfelben die von ibm in: 
angurierte Zoll: und Steuerpolitif nicht 
vol und ganz unterftügte. Seitdem iſt 
bie Bartei in einem Zerſetzungsprozeß be 
griffen, indem ſich 1879 die Liberale 
Gruppe⸗Schauß-Völk« abzweigte, welche 
ſchutzzöllneriſch geſinnt, unb 1880 bie 
Gruppe »Fordenbed« (liberale Ver- 
einigung), welche entjchieden liberal 
und mehr bem Freihandel zugethan ift, 
eine Segeffion (ſ. d.) aus der national: 
liberalen Partei veranlaßte. Die Ber: 
wirflihung bes Gedanfens, die entjchie- 
ben liberalen Elemente Deutfchlands zu 
dem Verband einer großen liberalen Par- 
tei zufammenzufaffen, würde freilich auf 
viele Schwierigkeiten ftoßen; der Gedanke 
ſelbſt ift aber allem Anfchein nach für die 
Maſſe des Volks ungemein fympathifch. 
Liberia, Negerrepublif an ber fogen. 
Piefferfüfte (Oberguinen) in Weſtafrika; 
ca. 24,800 qkm, 718,000 Einw., darunter 
etwa 18,000 zivilifierte Neger; Hauptitabt: 
Monrovia mit ca. 3000 Einw. Der 
Freiſtaat 2. ging aus einer Negerfolonie 
ervor, welche einem 1816 in Wafhington 
egründeten »Rolonifationsverein zur An- 
Be elung freier Farbigen ver Vereinigten 
Staaten« ihre Entftehung verdankte, aber 
leider die damit verbundenen Hoffnungen, 
daß von diefer Kolonie eine Zivilifation 
ber eingebornen Neger anzgehen werde, 
wenig oder gar nicht erfüllte. Die Un— 
abhängigfeitderflärung der urjprünglich 
unter jener Geſellſchaft ftehenden Kolonie 
erfolgte 26. Juli 1847. Nach ber Per: 
faffung, welche der norbamerifanifchen 
nachgebilbet ift, fteht ein Präfident an ber 
Spitze ber Republik, in deſſen Händen fich 
die Erefutivgewalt befindet. Dic Gefek: 
gebung ift Sache bes aus 8 auf 4 Jahre 
gewählten Mitgliedern beftehenden Se: 
nats, in welchem ber Vizepräfibent ber 
Republik den Vorſitz führt, und des Re⸗ 
präfentantenhaufes, welches ſich aus 13 
A 2 Jahre gewählten Repräfentanten 
zufanmenfeßt. ine ftehende Armee ift 
nicht vorhanden, ſondern jeder waffenfühige 
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Bürger im Alter von 16—50 Jahren ift 
zum Kriegsbienft verpflichtet. Stlaverei 
und GSeeräuberei find verboten. Kein 
Weißer Tarın das Bürgerrecht erlangen. 
Die Einnahmen und Ausgaben bes Staats 
betrugen nach der Abrechnung für 1874— 
1875: 111,457 Doll. 
Liberte, Fraternite, Egalite 
—5 »Freiheit, Brüderlichkeit, Gleich⸗ 
eite), Loſungswort der Franzoſen zur 
Zeit ber Revolution. 
Liechtenſtein(L.⸗Vadu dueſeptum 
von der Schweiz und von Tirol (Vorarl⸗ 
berg) umſchloſſen; 178 qkm, 9124 fait 
burchweg katholiſche Einwohner deutfchen 
Stammes; Hauptort: Baduz mit 921 
Einw. Das zum vornaligen Deutichen 
Bundgebörige Kürftentum nimmt nach der 
Auflöfung desſelben 1866 eine formell 
felbftändige Stellung ein. An ber Spike 
des Staats, beffen Berfaffung eine fon- 
ſtitutionell⸗monarchiſche ift, hebt ber Fürft 
(Durchlaucht«) aus dem vormals gräfli- 
chen, ſeit 1719 fürftlihen Haus L. Nach der 
Berfaflungsurfunde vom 26. Sept. 1862 
ift der Fürſt bei der Gefeßgebung und Be: 
fteuerung an bie Arihwirfung des jährlich 
einmal zufanmentretenden andtags ge⸗ 
bunden, welch letzterer aus 15 Mitgliedern 
beſteht, von denen 3 von dem Fürſten 
ernannt werben. Als Landesbehörde fun: 
ger! die fürftliche Negierung in Vaduz, 
uhhaltung und Domänenverwaltung 
werben von ber firrfllihen Hoffanzlei in 
Mien beforgt, wofelbft der Fürſt regel: 
mäßig refidiert. Diefer bezieht von feinen 
Mediatbefigungen in Ofterreich, Preußen 
und Sachſen jährlich etwa 1,400,000 FI. 
Öfterreich. Währung. DieStaatseinnahme 
des Fürſtentums Betrug 1870: 50,293 Fl., 
die Ausgabe 43,952 Fl. Dadurch, daß L. 
dem öſterreichiſchen Zollgebiet beigetreten 
iſt, hat es ſich aus den Zöllen eine jähr: 
liche Einnahme von ca. 16,000 Fl. geſichert, 
bie ihm von Ofterreich ausgezahlt werden 
Die Staatsſchuld beträgt 175,000 1. 
Das Mititär ift feit 1868 aufgelöft, jo daß 
ber Landesfonds zur Zeit mit einer Milt: 
tärlaft nicht belaftet if. Die Poft wird 
von Oſterreich verwaltet, und als oberfte 
Sufiizbehörbe fungiert das k. k. Ober: 
landesgericht in Innsbruck. Das Landes⸗ 


Liberte, Fraternite, Egalite — Linealerbfolge. 


wappen befteht aus fünf Feldern mit einem 
Mittelfchild, der das Zeichen von 2. (Gold 
über Rot quer geteilt) enthält. Die Lan: 
ae indRot und Blau. Vgl. Falke, 
Geſchichte des fürftlichen Haufe? 2. (1868 
bis 1877, 2 Bde.); Brachelli, Statifli- 
ſche Skizze ber Öfterreidhifch= ungarifchen 
Meonardjie nebit 2. (7. Aufl. 1880). 

Lieutenant(franz., ſpr. Ljöt’näng; engl., 
ipr. Ieftennent, »ÖStellvertreter«), Statt: 
halter, befonders ehemals in Frankreich: 
L. general de l’empire, du royaume, 
duroi, Generalitatthalter, Neichsverweſer; 
jegt |. v. w. Leutnant (f. d.). Lord-Lieu- 
tenant ee taktarter) ift in Eng: 
land ber Titel bes oberften Verwaltungs: 
beamten und Milizkommandanten einer 
jeden Grafichaft fowie des Statthalters 
(Vizefönigs) von Irland. 

Limbnrg, ehemaliges Herzogtum, wel- 
ches zum vormaligen Deutichen Bund ge 
hörte. Das Land war dem König der 
Niederlande 1814 zurückgegeben worden, 
nachdem es 1794 an Frankreich gelommen 
war. 8. nahm 1830 an der belgifchen Re 
volution teil und wurde in ber Folge ge: 
teilt, indem durch den Londoner Traftat 
vom 19. April 1839 der links von ber 
Maas gelegene Teil an Belgien kam, wäh: 
rend ber andre Teil bei den Niederlanden, 
auch bis 1866 bei dem Deutfchen Bund 
verblieb. Seitdem fteht 2. zu Deutfchland 
in feiner organifhen Verbindung mehr. 

Sinenierblolge (Linealgradual: 
erbfolge, Parentelenorbnung), die 
Erbfolge des deutſchen Lehnrechts, wonad) 
die Erbberedhtigung ſich nach ber Nähe ber 
Parentel und innerhalb diefer nach der 
Nähe des Grades beitimmt. Dean verfteht 
nämlich unter Parentel die Gefamtheit 
der Durch einen gemeinfamen Stammoater 
Verbundenen. Jetzt ift dafür der Name 
Linie gebräudlich. Die L., verbunden mit 
dem Rechte der Erftgeburt, ift in ben 
meiften Fürftenhäufern für Die Thronfolge 
maßgebend. Nach dent BPrimogenitur: 
recht wird der Erftgeborne zur Succeſſion 
berufen. Seine Linie ift fucceffionsbered: 
tigt, und innerhalb diefer wieder der Erſt⸗ 
geborne. Die ältere Linie fchließt die jün: 
gere, undinnerhalbder ältern Linie fchlieht 
der Erfigeborne die Nachgebornen aus. 


Linie — Kippe. 


Linie, in der Rechtsſprache die Reihe 
ber Verwandten, und zwar unterjcheibet 
man diegeradeL. vonder Seitenlinie. 
Zu ber erftern gehören diejenigen ‘Ber: 
jonen, von weldhen die eine unmittelbar 
oder mittelbar von der andern abſtammt, 
alfo die Reihe der Afzendenten, d. h. der 
Berwandten aufiteigender L.: Vater, 
Großvater, Urgroßvater 2c., und bie Reihe 
berDefzendenten, d. b. ber Berwandten 
abjteigenber L.: Sohn, Enkel, Uren- 
tel ꝛc. Zu den Berwandten in ber Seitenli: 
nie Dagegen gehören diejenigen Perfonen, 
welche gemeinjhaftlich von einem Dritten 
abftammen. So find 5. B. Gefchwifter 
nicht in geraber, fondern in ber Geiten- 
linie miteinander verwandt. Spricht man 
von den verfchiebenen Linien eines Fürften: 
hauſes, ſo werden die verfchiedenen Seiten- 
verwandtſchaften desfelben darunter ver- 
ftanden. In der militäriihen Sprache 
verftehgt man unter 2. namentlich das 
ftehende Heer im Gegenſatz zur Landwehr 
(f. d.). Auch werden bie Linientrup: 
pen der Garde gegerrübergeftellt. Linien: 
Ichiffefinddiegrößten Kriegsſchiffe, welche 
zwei (»3weideder«), brei (»Dreideder«) 
oder auch vier Batterien übereinander ha⸗ 
ben. An ihre Stelle find jet zumeift die 
Panꝛzerſchiffe getreten. 

Linke (linke Seite bed Haufes, 
franz. la Gauche), nacheinem aus grant⸗ 
reich ftammenden Sprachgebrauch Bezeich⸗ 
nung für die liberale Partei im Gegenſatz 
zur »Rechten« ober der fonfervativen Par: 
tei. Die Bezeichnung ift von der Sitzord⸗ 
nung im Situngsfaal hergenommen. Es 
ift nämlich üblich, daß die Konfervativen 
ihre Plätze rechts vom Präfidentenituhl 
und zur Rechten bed Präfidenten und der 
Rednerbühne einnehmen, während bie 
Liberalen links unter dem Stuhl, auf wel: 
chent der PBräfident ſitzt, ihre Plätze haben. 
Sp fiten z. 3. im deutſchen Reichstag 
auf der Äußerften Linken bie Mitglieder 
der Fortſchrittspartei und die Sozialdento: 
fraten. Dann folgen dieNationalliberalen, 
bie Sezefjioniften und bie Tiberale Gruppe. 
Die Mitte nimmt dad Zentrum ein. Die 
rechte Seite bed Haufes wird durch Die 
Treifonfervativen und Deutſchkonſervati⸗ 
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vielfach als gleichbedeutend mit der Oppo⸗ 
ſitionspartei und die Rechte als mit der 
Regierungspartei zufammenfallend an⸗ 
nimmt, fo ift dies nicht immer zutreffend. 
Es rührt dies in Deutfchland noch aus 
einer Zeit ber, wo man gewöhnt war, die 
Auzdrüde Tiberal und regierungs= oder 
ſtaatsfeindlich als gleichbedeutend zu ge: 
brauchen. 
Lippe (fälſchlich L.-Detmolb), Für: 
ftentum und Bundesſtaat des Deutichen 
Reiche, 1189 qkm mit 120,216 Einw.; 
Haupt: und Refidenzftadt: Detmold mit 
8051 Einw. Die monarchiſch⸗-konſtitutio⸗ 
nelle Staatsverfaffung gründet fich auf die 
Berfaffungsurfunde vom 6. Juli 1836 und 
auf das Wahlgefek vom 3. Juni 1876. Der 
Landtag des Fürftentums ſetzt ſich aus 21 
in birekten Wahlen gewählten Abgeord— 
neten zufammen, und zwar werden 7 in 
der Klaſſe ber Höchitbefteuerten und 14 
von den übrigen Wahlberechtigten in zwei 
Klaſſen jeweilig auf vier Jahre gewählt. 
An der Spibe des Staates fteht der Fürft 
(»Durchlaucht«). Die höchſte Staatsver⸗ 
waltungsbehörde ift das fürſtliche Kabi⸗ 
nettsminiſterium in Detmold. Das Land 
wird in 13 Verwaltungsbezirke oder Am⸗ 
ter eingeteilt, welche zu gleich je eine Amts⸗ 
gemeinde bilden. Dem Amtmann ſtehen 
Amtsgemeinderäte als Organe der kom⸗ 
munalen Selbſtverwaltung des Bezirks 
ur Seite. Die ſieben Städte Detmold, 
emgo, Horn, Blomberg, Salzuflen, Lage 
und Barntrup haben eigne Verwaltung 
und Polizei. Das preußifche Oberlandes- 
ericht in Celle fungiert zugleich als Ober: 
anbesgericht für das Fiirftentum 2. Das 
Landgericht des letztern befindet fich im 
Detmold und umfaßt die Amtsgerichtz= 
bezirke Alverdiſſen, Blomberg, Detmold, 
Hohenhaufen, Horn, Lage, Lemgo, Orling- 
haufen und Salzuflen. Laut Militärkon⸗ 
vention mit Preußen vom 14. Nov. 1873, 
welche an bie Stelle der frühern Konven: 
tion vom 26. Juni 1867 trat, ift das Kon 
tingent des Fürftentums in den Föniglich 
preußifchen Armeeverband aufgenommen, 
und zwar werden bie Manntaften be⸗ 
ſonders dem Füſilierbataillon des 6. weſt⸗ 
fäliſchen Infanterieregiments Nr. 55 


ven gebildet. Wenn man übrigens die L.überwieſen, welches zur 13. Diviſion und 
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‚um 7. Armeekorps (Münfter) gehört. 
er Domanialhausbalt ift von dem 
Staatshaushalt vollftändig getrennt. Nach 
dem Staatshaushaltsetat pro 1880 war die 
Einnahme mit 1,026,513 Mk., die Aus: 
abe mit 1,044,886 ME. veranichlagt, fo 
ß ein Defizit von 18,373 ME. zu erwar⸗ 
ten ftand. Die Staatsſchuld betrug 1880: 
1,141,198 ME. Die Verwaltung des Do- 
mänenguts, welches zum Fideikommißgut 
des fürhtichen Haufes erklärt ift, und aus 
bem bie gelamten Koften bes Hofhalts, 
die Apanagen ꝛc. beftritten werben, wirb 
von der Direktion der fürftlichen Fidei⸗ 
fommißverwaltung wahrgenommen. Im 
deutfchen Bundesratführt das Fürftentum 
eine Stimme und entjenbet in ben deut⸗ 
chen Reichstag einen Abgeorbneten. Das 
Landeswappen, urſprünglich eine a 
blätterige rote Rofe in filbernem Selb, i 
jeßt ein in neun Felber abgeteilter Schild. 
Die Landesfarben find Gelb und Rot, Val. 
nme‘ Beiträge zur Gefchichte Des 
ürſtentums 2. (1847—69, 3 Hefte). 
‚Lippe-Büdeburg, | Schaumburg⸗ 


Lippe. 

Liquid (Iat.), flüffig; von Forderungen 
eriviejen, verfügbar; liquibieren, gegen- 
feitige Forderungen abrechnen; bie Zah: 
lungen einftellen, ein Geichäft aufgeben, 
abwickeln; die Koften berechnen. Liqui⸗ 
dation, Koſtenberechnung; Liquida— 
tionstermin, für die Gläubiger einer 
Konfursmafle gerichtlich feftgefeßter Ter⸗ 
min zur Anmeldung ihrer Forderungen. 
Liquidant, ber feine Forderung einrei- 
chende Gläubiger; Liquidat, deſſen 
Schuldner; Liquidator, ber die Richtig: 
feit einer Forderung prüfende Gerichts⸗ 
beamte. 

Lira, ital. Silbermünge, = 1 Fran. 

Liter (franz. Litre), Einheit ver Körper: 
maße im franzöfifchen und nunmehr auch 
beutfchen Dezimalſyſtem. Die Grundlage 
für basfelbe bildet nämlich der Kubif- 
meter oder ber Kubifftab. Der taufenbdfte 
Teil eines Kubifmeters nun ift das L. ober 
bie Kanne. Das halbe L. heißt der Schop⸗ 
pen. Hektoliter — 100 L. (Faß); FOR. 
ein Scheffel. 

Aiterariſches Eigentum,f.Urheber- 
recht. 


Lippe⸗Bückeburg — Lloyd. 


Liturgie iec) ‚ im allgemeinen ber 
Inbegriff aller gottesdienftlichen Hant- 
lungen; dann indbejonbere Bezeichnuug 
für die Kormulare und Bücher, welche das 
bei dem öffentlichen Gottesdienft zu befol- 
gende Ritual enthalten, aljo bie Kirchen: 
agenben. , 

Lizenz Cat, Lizenzſchein), Freibrief, 
Erlaubnisſchein. 

Llohd, zwei in London beſteheude In⸗ 
ſtitute zum Zweck der Wahrnehmung ge⸗ 
meinſamer Intereſſen der Seeverſicherer 
und der Seeverſicherungsmakler. Das äl⸗ 
tere Inſtitut, welches jetzt gewiſſermaßen 
die Börfe ber Seeverſicherung Englands 
bildet, ging aus einer Vereinigung von 
Kaufleuten hervor, welche fich zu Ende bed 
vorigen Jahrhunderts in Lloyds Kaffee 
haus im Börfengebäube der City gebiltet 
patte. Rest bat bad Inſtitut in allen 

ebeutenbern Häfen Agenten, und alle 
Berichte über ankommende und abgehende 
Schiffe und über Schifisunfälle Taufen 
dort ein, um burch Anſchlag und durch bie 
»Lloyd’s List« , eine täglich erfcheinende 
Zeitung bed Vereind, veröffentlicht zu 
werden. In Verbindung bamit ſteht ein 
zweites Inſtitut, »Lloyd’s register of 
British and foreign shipping«, welches 
alle englifchen und jonftigen Schiffe, auf 
welche ein Mitglied der Geſellſchaft Ver: 
fiherung nehmen will, zum Awed ber 
Seetüchtigkeit prüfen und klaſſifizieren 
läßt. Das Inftitut fteht unter der Leitung 
von neun jährlich gewählten Mitgliedern. 
Der Präfident ift regelmäßig einer ber er: 
ften Handelsherren, welcher zugleich Mit- 

lieb des Parlaments if. Nach dem eng: 
iſchen 2, find verſchiedene ähnliche Inſti⸗ 
tute in andern Ländern benannt worden, 
fo insbefondere ber Ofterreihifche L. 
in Trieft, welcher 1833 auf Anregung bed 
frühern öfterreichifchen Finanzminiſters 
Karl Ludwig v. Brud durch Verfchmel- 
zung derſchiedener Triefter Seeverſiche⸗ 
rungsgefellfchaften gegründet ward. Diele 
Geſellſchaft (L. austriaco) hat ebenfalls 
bie Förderung der Intereſſen ber See 
verfiherung, zugleich aber auch derjenigen 
ber öſterreichiſchen Schiffahrt überhaupt 
zum Zweck. Ihr Organ ift der in Trieft 
erſcheinende »Osservatore Triestino«. 





Lock-out — Lotſe. 


Seit 41836 iſt damit eine bebeutende Af- 
a geſuſchat für Dampfidiffahrt ver- 
en, und das Inſtitut, welches in 
Erich rieſt ein —ES Arfenal befigt, zer: 
fällt jet ın bie brei Seltionen für Affe 
Turanzweien, Seeſchiffahrt und für Titte- 
rarifch-artiftifche Angelegenheiten. Zerner 
ift hier ded Norbdeutfchen 2. zu ge 
denken, ber 1857 in Bremen für die Sciff- 
fahrt nad England und Nordamerika ge- 
gründet warb, des Ruffifhen £., feit 
1856 in Odeffa für bie Schiffahrt auf 
dem Sch n und Mittelländifchen 
Meer befichend, und des Germaniſchen 
2., welder feit 1867 ind Leben gerufen 
warb, um mannigfachen Beſchwerden ab- 
zubelfen, bie gegen das früher in BE 
land bominierende gleichartige franzöfi 
Snftitut, Bureau Veritas — Paris und 
Brüffel), nicht mit Unteht erhoben worden 
waren. Zwed dieſes Inſtituts iſt nicht 
mir bie Unterfudhung und Sen ellung 
der Seetüchtigkeit von Seeſchiffen, fon: 
dern feine Thätigfeit erſtrect fich auch auf 
die Stromſchiffahrt. Der Germanifche 2. 
gliedert fid) nad) den Stromgebieten in 
Bezirkövereine; tiber feinen Geſchaäftsbe⸗ 
trieb gibt das all; rlich erfcheinende Bi 
ternationale Regifter des Germani 
L.« Jueunf er Martin, History 
of Lloyd 8 re 
Lock-out (engl., Ipr. aut, »Außfper- 
«), im Begenfap zum Strike eine 
Ro ition ber Arbeitgeber, welde durch 
Entlafjung ber Arbeiter und Einftellung 
der Arbeiten bie Arbeiter zur Nachgiebig⸗ 
feit bringen will 
Bud, ſ. Berflarung. 


2 
Lombard (Leih- oder Bfanbhaus, | der 


Leihbank), Anftalt, welche gegen gen 
gende Iinterpfa nb( Staatöpapiere, ktien, 
edle Metalle, Waren ⁊c.) Geld gegen dir 


Iem ausleiht; bie erſte zu Perugia in 
lien 1464, in Deutſchland E u Nũ 15 
1438, Den Ramen 2. erhielten dieſe An⸗ 


Halten, weil ſich außer den Juden bejon- | ei 
ei mit derartigem Darleihen 


Lord (engl., v. angelfähf. hläford, 
»Brotherte), Herr, in England Titel 


ber Beer, namentlich ber Barone; auch | (Bejetfammlung ie S.2 


führen ihn bie Sößne ber Herzöge und 
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fen (log unk bi bie Fr ia Söhne ber Gra⸗ 
Clogen. y, ↄaus 
RAN: ei. Se Teben ben Taufna⸗ 
men nad 2, 3.8. 2. John Ruffell, bie 
eigentlichen Go nur ben Samilienna- 
men. Außerbem ift ber Lorbätitel mit 
gewiſſen Amtern verbunden. 2. ber Ad⸗ 
miralität und bes Schabes werben 
alle Mitglieder ber Marine und bes ober: 
fen Finanzkonſeils genannt. L.-Mayor, 
ber Titel für bie erfien Bürgermecifier ber 
Städte London, Dublin and Dorn während 
ihrer Amtsf führung; Lo iritual, 
Titel ber englifchen Bifchöfe in ben Barla- 
mentsverfommlungen (Gegenſatz: Lords 
mpo 
ae | Staaiepapiere, Lotterie. 
Löferbürre, ſ. Rind erpefi 
Lothringen, |. ElIſaß-Lothringen. 
Lotſe (Lootſe, Lootamann, franz. 
Pilote, engl. Pilot), ein bed Hafens oder 
einer beftimmtein Fahrſtraße —A 
kundiger Seemann, welcher die Schiffe 
ein⸗ und ausführt. Dieſe Thätigkeit wird 
Lot ſen, die Strede, für welche ſich für 
den Schiffer die Zuziehung eines Lotſen 
nötig macht, Lotſenfahrwaſſer ge⸗ 
nannt. Loifengeid, die zumeiſt durch 
obrigkeitliche Beflimmung fe geflellte Ber: 
ütung, welde der 2. zu beanjpruchen 
* ®otfenfignal, bas übliche oder vor- 
riftemäßi Zeichen, durch welches ber 
Y auf das San gerufen wird. Für das 
Deutſche Reich if über das Lotfenfignal 
das Nötige durch die Rot: und Lotjen- 
ignalordnung vom 31. Peer 1875 
Reichözentralblatt 1875, ©. 124) be 
immt. Die Lotfen, deren Gewerbe nach 
chen Gewerbeordnung ($$ 31, 34) 


enüs | von ber ®ewerbefreiheit ausgenommen ift, 


müjlen fi) über den Beſitz ber erforber- 
Iihen Kenntniffe durch ein Zeugnis 
ufländigen Berwaltungsbehötbe ans — 
am Intereſſe des öffentlichen Ver⸗ 
tra an — £otfenzwang 
flichtung für 
Sahrıma et paſſieren⸗ 
nnahme eines vodfen 
(man siötfen) So 2.2. 
ein preußiſches Hei es) 
fend die Erleichterung bes ——— 


be Fe em. gef AR 
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in ben Häfen und Binnengewällern ber 
Propinzen Preußen und Pommern, daB 
bie Fälle, in weldhen die Schiffer bei dem 
Beſuch der Häfen, bei dem Auslaufen aus 
benjelben und bei ber Befahrung der Bin: 
nengewäfler einer Begleitung durch Lot⸗ 
fen ich bedienen müſſen, von den Bezirks⸗ 
regierungen im Weg polizeilicher Ber: 
ordnung feitzuftellen find. In derartigen 
Fällen kann Geldbuße bis zu 50 Thlr. 
oder Gefängnisitrafe bis zu 6 Wochen zur 
Durchführung des Lotfenzwangs ausge 
iprochen werden. 

Lotterie und Lotto, öffentliche, vom 
Staat oder unter deſſen Aufficht veran- 
ftaltete Glücksſpiele. Bei der Lotterie 
(Klaffenlotterie) entfallen auf eine 
beftimmte Anzahl Loſe eine Anzahl Ge: 
winne, und der Zufall enticheibet, ob ein 
Gewinn oder eine Niete auf einen Einſatz 
trifft. Dabei werden nicht nur ganze, 
halbe, Biertel- oder Achtellofe auögegeben, 
fondern es wirb auch die Ziehung ber Xofe 
in mehrere Zeitabfchnitte verlegt, und es 
kann der Mitſpielende ben Betrag feines 
2ofes ratenweife für jede Ziehung (Klaſſe) 
entrichten, auch nach jeder vom Spiel zu: 
rüdtreten. Die Vorteile bes linternehmens 
beftehen in gewijjen Prozenten, die von 
den Gewinften abgezogen werden. Bei 
den Lotto (Zahlenlotterie) beſetzt ber 
Mitipielende von den Zahlen 1—%X eine 


an) oder zwei (Ambe) oder drei. 


Terne) oder vier (Quaterne) oder fünf 
Nummern (Quinterne) mit einem belie: 
bigen Einfaß und erhält, wenn diefelben in 
bem Glücksrad, worin fich ebenfalls bie 
Nummern 1—X befinden, gezogen wer: 
ben, einen feftgejetten Betrag. Das Lotto 
(noch in Ofterreih) ift wegen der durch 
bie niedrigen Einſaͤtze erleichterten Zeil: 
nahme und wegen ber verlodenden hoben 
Gewinne noch gefährlicher als die Klaf⸗ 


fenlotterie. 

Lonisdor, franz. Goldmünze feit 
1640 (doppelter: L. Doublon), che: 
mals = 24 Livres Tournois, feit 1785 
— U Irangöjtiihe Goldfranf 15 Eent., 
— 19,56 Mk.; 1795 verdrängt durch 20: 
und 24-Frankftüde; in Deutichland ehe: 
dem bie goldnen Fünfthalerſtücke nicht 


[3 


preußifcher Staaten, 


Lotterie und Lotto — Lübeck. 


Loyal (frarz., >gefegmäßige), aufrich- 
tig; Yoyalität (franz. loyaute, engl. 
loyalty), Bieberfeit, Aufrichtigfeit, be 
fonbers Unterthanentreue. 

L. S., Abbreviatur für loco sigilli, 
d. h. an Stelle des Siegels; bezeichnet bei 
Abſchriften ober bei Abdrüden von Ur: 
kunden bie Stelle, wo ſich auf dem Origi- 
nal das Siegel befindet. 

Lübel, 1) Freie u. Hanfeftadt, Bundes: 
ftaat des Deutfchen Reichs. Das Staate: 
gebiet umfaßt einen Flächenraum von 

99 qkm mit 63,448 meift evangel. 
Einwohnern, von denen auf die Stadt L. 
50,975, auf die Stabt Travemünde 1719 
und 10,394 auf bie unehöri en 49 Dör: 
fer und 34 Höfe entin en. Die republi- 
kaniſche Staatsverfaffung ift durch die 
Berfaffungsurfunde vom 29. Dez. 1851, 
revidiert 5. April 1875, normiert. Hier: 
nach find ber Senat und die Bürgerichaft 
die Träger der Staatsgewalt. Eriterer 
befteht aus 14 Mitgliedern, von denen 8 
aus dem Gelehrtenitanb und zwar 6 Ju: 
riften fein müſſen. Von ben übrigen 6 
müflen mindeftend 5 dem Kaufmann 
ftand angehören. Wählbar ift jeder Bür: 
ger, welcher das 30. Lebensjahr vollendet 
bat und ſich im Vollgenuß der ſtaatsbür⸗ 
gerligen Nechte befindet. Die Mitglieder 

es Senats werben durch ein befonberes 
Wahlkollegium, welches I aus einer 
gleichen Anzahl von Mitgliedern des Se 
nats und der Bürgerſchaft zufammeniekt, 
auf Lebenszeit gewählt. Der Vorfitende 
des Senats, welcher von diefem aus ber 
Mitte der Körperichaft auf je zwei Sabre 
gewählt wird, fiihrt während diefer Zeit 


den Titel »Bürgermeiftere. Die Bürger: 


ſchaft befteht aus 120 Mitgliedern, welche 
auf Grundlage be allgemeinen Stimnt: 
rechts nach Bezirken je auf ſechs Jahre ge 
wählt werben. Die Gejeßgebung wird 
von Senat und Bürgerſchaft gemeinfam 
ausgeübt. Die Staatsverwaltung dage⸗ 
gen ift im wefentlichen Sache bed Senats, 
doch findet namentlich bei der Finanzver⸗ 
waltungeine Mitwirkung der Buͤrgerſchaft 
ftatt, infofern es jih um die Einführung, 
Aufhebung und Veränderung von bi: 
reften und indirekten Steuern, um den 
Abſchluß von Anleihen und um die Felt: 





Zuifenorden — ‚Quremburg. 


ftellungdes Staatshaushaltsetats handelt. 
Die einzelnen Senatsmitglieber fungieren 
zugleich als republifanijche Staatsbeamte, 
indem fie an der Spite einzelner Verwal⸗ 
turgögveige ftehen. Sie werden hierbei 
von bejondern Berufsbeamten und von 
Deputationen unterftüht, welche fih aus 
Mitgliedern bes Senats und der Bürger: 
fchaft oder fonftigen Bürgern zufammen- 
feßen. Ein aus der Mitte der Bürger: 
ſchaft gewählter Bürgerausfhuß von 30 
Deitgliedern ift für gewiſſe minder wichtige 
Funktionen ber Bürgerfchaft und zur Ber: 
mittelung des Verkehrs zwiſchen Senat 
und Bürgerichaft beitellt. DasOberlandes⸗ 
gericht zu Hamburg ift den drei Freien 
Städten Bremen, Hamburg und L. fowie 
für das oldenburgifche Amt L gemeinſchaft⸗ 
ih. Außerdem beiteht in 2. ein Landge: 
richt, zugleich für das letztgedachte Kür: 
ftentunt, undein Amtsgericht. Laut Milt: 
tärfonvention mit Preußen vom 27. Juni 
1867 ift das Lübecker Truppenfontingent 
in den preußiichen Militärverband auf: 
genommen. Die hanſeatiſchen Infanterie- 
regintenter Nr. 75 und 76 gehören zum 
9. Armeekorps (Generallommando in 
Altona) und zur17. Divifion (Schwerin). 
Die Staatdeinnahme und «Ausgabe ba⸗ 
Iancierte nach dem Etat pro 1880 mit 
2,739,381 Mi. Die Staatsfhuld be: 
trug 1879: 23,486,046 ME. An den Bun: 
besrat entjendet L. einen Bevollmächtigten 
und cbenfo in den deutſchen Reichstag 
einen Abgeoröneten. Das Lübecker Wap: 
pen ift der zweiföpfige Adler mit einem 
weiß und rot wagerecht geteilten Bruft: 
[hild. Die Landesfarben find Weiß und 
Rot. Vgl. Deede, Die Freie und Hanfe: 
ftadt 2. (2. Aufl. 1854); Beder, Ge 
ſchichte der Stadt. (1782 —1805, 3Bde.); 
»Zeitſchrift des Vereins für lübeckiſche Ge⸗ 
fdyichte« (1860 ff. 

2) Zu Oldenburg gehöriges Fürftentum 
(j. Oldenburg). 

Zuifenorden, preuß. Frauenorden, 
3. Aug. 1814 von König Friedrich Wil: 
beim ILI. zur Erinnerung an die Königin 
Luiſe geftiftet, für hervorragende Bethäti- 
gung der Vaterlands⸗ und Menjchenliebe; 
wird ohne Unterfchieb des Standes und 
ber Religion an in Preußen geborne 
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Frauen verliehen und ward 15. Juli 1850, 
zulegt 1871 erneuert. 

Zungenprobe, der Berfuch, ob die Lunge 
eines neugebornen Kindes im Wafjer 
ſchwimmt oder nicht, zur Beurteilung, ob 
das Kind nach der Geburt geatmet hat oder 
nicht; wird zur Feſtſtellung bes Thatbe⸗ 
ſtands eines Kindesmords angeltellt. 

Lutheriſche Kirche, die aus ber deut . 
ſchen Reformation Martin Luthers her⸗ 
borgegangene Kirche. Sie warb zunächft 
1530 durch die Augsburgiſche Konfeſſion 
begründet und verbreitete fi von Sad: 
fen aus namentlich über Norddeutſchland, 
Mürttemberg, Heffen, Baden, Sfandina- 
dien, Finnland und die ruffiſchen Oftfee: 
provinzen. Die Zahl ihrer Anhänger be: 
trägt jet über 30 Mill. Die Belennt- 
nisichriften ber Tutherifchen Kirche find 
in dem fogen. »Konkordienbuche zuſam⸗ 
mengeftellt. 

Lnremburg, neutrales Großherzog: 
tum; 2587 qkm, 205,158 Einw. deutichen 
Stammes, wenn auch Franzöſiſch bie Um⸗ 
gangsfprache der Gebildeten ift. Die Be: 
völferung ift faft ganz katholiſch, und das 
Land bildet feit 1873 ein eignes Bistum. 
Haupftadt: Luremburg mit 15,954 
Einw. Auf dem Wiener Kongreß 1815 
als jelbitändiges Großherzogtum und deut: 
fcher Bundesſtaat Tonftituiert, wurde L. 
dem König der Niederlande als Entſchä— 
digung für den Verluft der nafjauifchen 
Erblande zugeteilt. Stadt und Feſtung X. 
wurden zur Bundezfeftung erklärt. An 
ber belgiſchen Revolution nahm aud L. 
Anteil, und infoige des Londoner Traftats 
(ie April 1339) kam der weitliche, franzö⸗ 
iſche Teil des Landes an Belgien, während 
der deutſche Teil bei den Niederlanden ver- 
blich, zu welchen da3 Großherzogtum im 
Verhältnis der Perfonalunion fteht, in- 
dem ber König der Niederlande zugleich 
Großherzog von 2. ift. Diefer Teil, das 
nunmehrige Großberzontum L., verblieb 
denn auch bis zur Auflöfung des Deut: 
ſchen Bundes (1866) bei dDiejem, und die 
Zeitung 2. blieb auch nach diefem Zeit: 
punft ın den Händen Preußens. Dies 
führte zu Verhandlungen zwifchen Holland 
und Breußen über den Hinwegfall des Be⸗ 
ſatzungsrechts und zu einer Einmifchuna 
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Seankreiche, welches mit Holland wegen 
btretung bed Großherzogtums unter: 
handelte; doch fcheiterte Dies Vorhaben 
an dem Widerſpruch der preußiſchen 
Regierung, welche ihrerſeits durch Ver: 
icht auf das Beſatzungsrecht den Haupt- 
reitpunft aus dem Weg räumte. Durch 
ben Londoner Bertrag vom 11. Mai 1867 
wurbe bierauf bie Neutralität Luxem⸗ 
burgs deflariert und biefelbe unter bie 
Garantie der unterzeichnenben Mächte ge- 
ftellt, zu weldden außer den Großmächten 
auch Holland, Belgien und Stalien gehör⸗ 
ten. Gleichzeitig wurde bie Räumung der 
Feſtung feitens der preußifhen Truppen 
und die Schleifung ber Feſtungswerke be: 
ichloffen. Bei dem Deutſchen Zollverein ift 
2. jeboch verblieben. Die Verfafiung des 
Großherzogtum, welches feine gefonderte 
Verwaltung unter einem vom König⸗Groß⸗ 
herzog eingefeßten Statthalter bat, datiert 
vom 17. Oft. 1848, das Wahlgeſetz vom 
28. Mai 1879. Die Ständeverſammlung 
bat das Mitwirfungsrecht bei ber Gefek- 
gebung und das Steuerbewilligungsredit. 
Sie beſteht aus 41 Abgeordneten, welche von 
den Kantonen in direkter Wahl jeweilig 
auf ſechs Jahre gewählt werden, indem alle 


Luxus — Magna charta. 


drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten 
ausſcheidet. Der Präfibent der Regierung 
ift ber Staatsminiſter, welcher zugleich ala 
Generaldirektor der auswärtigen Angele- 
enheiten fungiert. Für bie Finanzen, 
fir bie Juſtiz und für bie innere Ber: 
waltung ift je ein Generaldirektor beitellt. 
Ein oberfter Gerichtshof befindet fi in 
der Stabt L., baneben beftehen zwei Ar: 
tondifjementstribunale, und jeber Kanton 
aut ein Friedensgericht. Das Militär be: 

ebt nur aus einem Jägerbataillen und 
einem Gendarmerieforpd. Das Staats: 
vudgt pro 1879 wies eine Einnahme von 
7,221,475 Frank und eine Ausgabe von 
6,888,655 Jr. nad. Die zum Zweck von 
Eiſenbahnba uten kontrahierten Staats: 
anleihen belaufen ſich zuſammen auf 12 
Mill. Fr. Vgl. Grövig, L., Land und 
Volk in feinen jetzigen politiſchen und jo- 
zialen Verbältnifien (1867). 

Luxus (Iat.), ber über dag eigentliche 
Bebürfnis hinausgehende Aufwand, da- 
ber Lurusfteuern, folde Abgaben, 
welche von überflüfjigen Gebrauchägegen: 
Händen, wie 3. B. von Lurushunden, er: 
hoben werben. wi Bilinski, Die 
Lurusfteuern (1873). 


M. 


Machiavellismus, ſ. politit 

Machtvollkommenheit, die Summe 
aller Hoheitsrechte des Regenten. 

Madagäskar (bei den Eingebornen 
Noſſindambo, »Land ber wilden 
Schweine«), afrikan. Inſel, von der Oſt⸗ 
küſte durch den Kanal von Moſambik ge⸗ 
trennt; mit den kleinen umliegenden In⸗ 
fein 591,964 qkm groß; etwa 2,500,000 
Einw., welche ſich nominell zum Chriſten⸗ 
tum befennen. SHauptftadt: Tanana= 
riva. Das Land Steht unter der abfoluten 
Regierung einer Königin. Die Sklaverei 
ift burh Proklamation vom 20. Juni 
1877 abgeſchafft. Ein Konjul des Deut: 
[hen Reichs bat in Tamatave feinen 
Wohnſitz. Bl. Sibree, M., Geographie, 
Ethnographie 2c. der Infel (Beutfa 1881) 


Mädchenſchündung, [.Unzuchtöver: 
brechen. 

Magifirat (Tat.), in neuerer Zeit Be 
zeichnung des Kollegium ber ftädtijchen 
Berwaltungsbehörbe, für welches in 
Tranfreich der Ausdruck N unigipalt 
tät gebräuchlich ift, während dort M. einen 
Gerihtsbeamten und Magiftratur das 
Gerichtsweſen und das Gerichts- und 
Staatsbeamtenperſonal überhaupt be 
zeichnet. 

Magna charta (lat. engl. the great 
charter, »die große Urkunde«), dag 1215 
dem sönig Johann ohne Land in England 
vom Abel und vom Klerus abgendtigte 
Staatsgrundgefeß, welches jenen beiden 
Ständen das Steuerbewilligungsrecht ge: 
währte u. die Freien vor Strafe ohne Urteil 
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Magnaten — Majeftät. 


fiherftellte. Die M. c. bildet noch jett Die 
Grundlage der engl. Staatöverfaffung. 

Magnaten (Tat, magno-nati), in Un- 
garn Bezeichnung der vornehmſten adligen 
Gejchledyter und der Reichdwürdenträger, 
die nach der Verfaſſung geborne Reprä- 
fentanten bed Landes find und eine befon- 
dere Kammer (die Magnatentafel) bil 
den. Zu diefer gehören auch die oberften 
firhlichen Wiürdenträger ber Tatholifchen, 
der griechiſch-katholiſchen und der nicht: 
unierten griechifchen Kirche und die Ober: 
geipane. In Bolen begriff man unter M. 
die geiftlichen und weltlichen Senatoren 
ober Rechtsräte und ben hoben Adel. 

Mahuverfahren, das Prozeßverfah⸗ 
ren, welches nach der deutſchen Zivilpro⸗ 
zeßordnung (CF 628— 643) auf Antrag 
eined Gläubigerd durch den zuftändigen 
Amtsrichter einzuleiten ift, wenn es fich 
um bie Zahlung einer beftimmten Gelb: 
fumme oder um die keiftung einer beftimm- 
ten Quantität anbdrer vertretbarer Sachen 
oder Wertpapiere handelt; wirb eröffnet 
durch Erlaß eines Zahlungsbefehls an den 
Schuldner, der, wenn ein Wibderfpruch 
nit erfolgt, vollſtreckbar wird. Dal. 
Meyer, Ber Zahlungsbefehl (1879); 
Leift, Das M. (1879). 

Maiden speech (engl., ſpr. mehd'n 
ſpihtſch, Zurntatten die erſte Rede 
eines neuen Mitglieds im Parlament. 

Naigeſetze, ſ. Kirchenpolitik. 

‚ Maire (franz., fpr. mähr, v. lat. ma- 
jor), in Frankreich da8 Haupt eines Ge⸗ 
meinbebezirks, deffen amtliche Befugniſſe, 
welche fünf Jahre dauern, fehr verſchie⸗ 
denartig find. Er ift zuvörderſt Richter 
und öffentlicher Ankläger in Bolizeifachen, 
dann Regierungsbeamter, welcher bie Ge⸗ 
jeße, Verordnungen und Beicheide der Re⸗ 
gierung zur Kenntnis der Gemeinde bringt, 
die Zivilregifter verwaltet, die Wohlfahrt: 
. und Sicherheitspolizei ausübt und über: 
haupt bie Intereſſen des Staats und der 
Regierung vertritt. Die von ihm aus⸗ 
gehenden Anordnungen bebirfen aber der 
Beltätigung von feiten der Oberbehörbe 
und haben daher nur proviforifche Gel⸗ 
tung. Auf der andern Seite iſt ber M. 
auch Kommunalbeamter und hat als fol- 
cher Die Intereffen der Kommune oder ein⸗ 
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zelner Mitglieder berfelben dem Staat 
gegenüber zu vertreten, Die vom Gemeinde: 
rat verwilligten ®elderihrem Zweck gemäß 
zu verwenden und barüber Rechnung ab- 
zulegen, dad Kommunalvermögen zu ver: 
walten, die Kommunalbauten zu leiten 
und ift überhaupt ber Beſchützer und Rat: 
geber der Gemeinde. Wo es die Größe ber 

evölferung nötig macht, hat derM. einen 
oder mehrere Adjunften (adjoints). 
Der M., welcher mindeſtens 25 Jahre alt 
fein muß, fteht unter dem Präfelten des 
Departements, welcher ihn zeitweilig fei- 
ner Befugnifie entbeben, aber ohne Zu⸗ 
fimmung des Minifteriums nicht abfegen 
fann. Das 20. San. 1874 von der Natio⸗ 
nalverfammlung angenommene Maires: 
geiet weift bie Ernennung der Maires und 

djunkten in ben Saupiitäbten ber Des 
partementd, Arrondijjement? und Kan 
tone dem Präfidenten ber Republif, in 
den übrigen Gemeinden aber bem Präfek⸗ 
ten zu. Vgl. v. Braſch, Die Gemeinde 
und ihr Finanzwefen in Frankreich (1874). 

Maiſchraumſteuer, |. Branntwein: 


euer. 

Majeſtät (lat. Majestas, »hervor⸗ 
ragenbe Größee, »Würde«), Bezeihnung 
ber höchſten Gewalt und Würde im Staat, 
welche dem Souverän zufteht. In der alt: 
römischen Republif war die Souveränität 
bei ven Volk, welches ebendarum die M. 
für fi beanfpruchen konnte (majestas 
populi). Nachdem aber die Staatögewalt 
auf die römischen Imperatoren überge- 
gangen war, nahmen biefe bie M. für ſich 
in Anſpruch. Wie aber die deutjchen Kai: 
fer fih als Nachfolger der letztern betrach⸗ 
teten, fo adoptierten fie auch den Titel M. 
zur Bezeihnung ihrer höchften Würde, 
bis die Führung bdesfelben auch den Kö⸗ 
nigen von Frankreich und England und 
dem türkifchen Sultan zugeſtanden warb. 
Später wurde M. der allgemeine und of: 
fizielle Titel ber Kaifer und ber Könige, 
deren Gemahlinnen ihn ebenfalls führen. 
Außer diefem Titel wird der Ausdruck M. 
aber auch zur Bezeichnung ber höchiten 
ftantlichen Würde gebraucht, weshalb man 
unterMajeftätsrechtendiecigentlidhen 
Hoheitsrechte des Monarchen —8 Die 
M. in dieſem Sinn ſteht jedem Souverän 


ihnen. 


ni 
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zu, baber Majeftätsverbreden (ſ. d) 
jedem Fürſten gegenüber verübt werden 


können. 

Majeſtätsbeleidigung (Majeſtäts⸗ 
verletzung, Verbrechen der belei— 
digten Majeftät, lat Crimen laesae 
majestatie), Beleidigung bed Landes⸗ 
bern ober eines Mitglieds ber landesherr⸗ 
lichen Familie; nach dem deutſchen Reichs: 
ftrafge —5* insbeſondere die vorſätzliche 
Thätlichkeit oder Beleidigung, welche an 
dem Kaiſer, dem Landesherrn oder an einer 
andern bundesfürſtlichen Perſon verübt 
wird. Als ſtraferhöhendes Moment wird 
dabei der Umſtand angeſehen, daß das Ver⸗ 
brechen gegen das Reichsoberhaupt oder 
gegen den eignen Landesherrn oder doch 
während des Aufenthalts in einem Bun⸗ 
besftaat negen den Landesherrn be3 letz⸗ 
tern verübt wurbe. Die Thätlichfeit wirb 
alsdann mit lebenzlänglihem Zuchthaus 
oder Iebenslänglicher Feſtungshaft, in 
minder ſchweren Fällen mit zeitlicher 
Zuchthaus- oder Feitungäftrafe nicht un- 
ter 5 Jahren beflraft, die einfache Be: 
Veidigung mit Gefängnis von 2 Mona- 
ten bis zu 5 Jahren ober mit Feſtungs⸗ 
haft bis zu 5 Jahren. Ebenfo macht 
es bei der Beflrafung von Thätlichkei⸗ 
ten und Beleidigungen, welche an Mit- 
gliedern bundesfürftliher Häufer verübt 
wurden, einen wejentlihen Unterſchied, 
ob diefe dem Ianbesherrlihen Haus des 
Staats, welchem der Verbrecher angehört, 
oder in welchem er fich Doch gerade auf- 
Hält, angehören oder nicht. Auf der an: 
dern Seite ift aber auch die Beleidigung 
bes Landesherrn ober des Negenten eines 
nicht zum Deutichen Reiche gehörigen 
Staats mit Strafe bedroht. Freilich ift 
hier die Strafe eine weit geringere; auch 
jett die Beftrafung voraus, daß in dent 
andern Staat nach veröffentlichten Staats: 
verträgen ober nach Geſetzen dem Deut: 
chen Reich die Gegenfeitigfeit verbirgt 
ift; zudem tritt die ftrafrechtliche Verfol- 
gung nur aufAlntrag der auswärtigen Re⸗ 
gierung ein. Endlich wird auch die einem 
beglaubigten Geſandten zugefügte Belei- 
digung nicht mit der gewöhnlichen Strafe 
dieſes Vergehens, ſondern auf Antrag des 
Beleidigten mit Gefängnis oder Feftungs: 


v 
. 


Majeftätsbeleidigung — Majorenn, 


haft bis zu einem Jahr beftraft. Dal. 
Deutſches Reichsſtrafgeſetzbuch, SS 94 ff. 

Majeftätsnerbreden (Staatsver: 
breden, politiſches Verbrechen, fat. 
Crimen majestatis), ein verbrecherifcher 
Angriff gegen den Staat oder Das Staats: 
oberhaupt. Die moderne Strafgelet: 
gebung bat jedoch biefen allgemeinen Be: 
griff aufgegeben, und das deutſche Straf: 

eſetzbuch (65 88—104) insbeſondere be: 
hränkt ſich darauf, die Einzelverbrechen, 
welche man unter jenem Begriff zufam- 
menzufafjen pflegt, zu normieren und mit 
Strafe zu bedrohen. Dabei handelt es ſich 
zunähit um die Erhaltung der Integrität 

8 Deutſchen Reichs ſelbſt und derjenigen 
Einzelftaaten, welche zu dieſem gebören. 
Hier werben die Verbrechen des Hochver⸗ 
rats (1. d.), des Landesverrats (ſ. d.) 
und verMajeftätsbeleidigung(i.d.), 
welch letztere man zuweilen als M. im 
engern Sinn begeichnet, mit ſtrenger Strafe 
bedroht. Die Erwägung aber, daß ber 
geimifche Staat in feiner völferrechtlichen 

telung bem Ausland gegenüber durch 
Angriffe auf auswärtige befreundete Staa: 
ten gleichfalls gefährdet werde, führte dazu, 
auch feindliche Handlungen gegen 
befreundete Staaten, b. 5. folde 
Handlungen, welche fi, wenn fie gegen 
einen Bunbesfürften ober einem Bundes: 
ftaat gegenüber begangen worden wären, 
als Hochverrat ober Landesverrat baritel- 
fen würden, mit einer (freilich gerin: 
gern) Strafe zu bebrohen, ebenjo auf 
die Beleidigung des Landeshertn oder de 
Regenten eines nicht zum Deutjchen Reiche 

ebörigen Staats, desgleichen bie Belei: 

ung eined beglaubigten Gefandten 
oder Geſchäftsträgers einer auswärtigen 
Macht. Die ftrafrechtliche Verfolgung tritt 
aber in ſolchen Fällen nur auf befondern 
Antrag ein. 

olehäisserlekung, ſ. Majeftäts: 
beleidigung. 

Maijör (ſranz.), Dienftprädikat der un: 
terften StabSoffiziercharge, in ber Regel 
Befehlshaber eines Bataillons; in der 
Anrede oft »Oberiiwachtmeilter« genannt. 

Majorenn (lat.), großjährig, mündig. 
Majorennität, Sroßjährigleit, Min: 
digkeit. Majorennifieren, cinen 








Majoriſieren 
Minderjährigen für großjährig erklären 
(ſ. Alter). 


Najorifieren (neulat.), überſtimmen; 
ein namentlich dann —A Aus⸗ 
druck, wenn eine Majorität (ſ. d.) von der 
Stimmenmehrheit, über welche fie verfügt, 
in rückſichtsloſer Weife Gebrauch macht. 
In diefem Sinn erffärte 3.8. zur Zeit 
des vormaligen beutichen Bundestags bie 
preußiiche Krone wiederholt, daß fie fich 
durch die Stleinftanten, welche ihr an Stim⸗ 
menzahl, aber keineswegs an Macht über: 
legen waren, nicht majorifieren laſſe. 
Majorität (neulat.), Mehrheit, bie 
Stimmenmehrheit, namentlich bei 
Abftimmungen und Wahlen. Man un: 
terfcheidet dabei zwifchen abjoluter und 
relativer Cinfade) M., je nachdem es 
ſich um bie Mehrheit der ſämtlichen abge: 
gebenen Stimmen one oder je nach: 
dem für einen Wahlfandidaten oder für 
eine Anfiht nur mehr Stimmen abge: 
geben worden find als für jeden ber üibri- 
gen Kandidaten oder für bie übrigen gel: 
tend gemachten Anfichten oder geftellten 
Anträge. So wird z.B. für die Wahl 
eined Abgeordneten in der Regel abfolute 
Mehrheit der jämtlichen in bem betreffen: 
ben Wahlfreisabgegebenen gültigen Stim- 
men verlangt, " insbeſondere bei ber 
Wahl eines deutichen Reicetngenb eord- 
neten (Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869, 
612). Hat ec dabei eine abfolute M. 
nick berauegeſeg find alſo 3. B. von 
gültigen Stimmen 2900 auf A, 
2000 auf B und 1100 auf C entfallen, fo 
fommt es nur zwifchen A und B zu einer 
ferner, zur fogen. engern Wahl (Stich: 
wahr). Bei Stimmengleichheit entfcheidet 
das Los. Ebenfo werden im Reichstag 
jelbft die Befchlüffe nach abfoluter Stim⸗ 
menmehe et gelaht, doch ift zur Gültig: 
feit der Beichlußfaffung die Anwejenheit 
der M. der gefelichen Anzahl (397) ber 
Mitglieder erforderlich, Am Bundesrat da⸗ 
gegenerfolgt — ohne Rück⸗ 
fit auf bie Zahl der anweſenden Mitglie⸗ 
ber regelmäßig nnacheinfacher M. Übrigen 
pflegt man mit M. auch diejenigen Ab: 
geordneten zu bezeichnen, deren Stimmen 
bei einer Abflimmung die Mehrheit ges 
bildet haben, oder bie in gewiſſen Ange- 


— Mandat. 


legenheiten zufammen ſtimmen und da⸗ 

durch die Stimmenmehrheit erzielen. In 
dieſem Sinn ſagt man z. B. von einer 
Regierung, ſie habe in der Kammer die 
M. für ſich, oder von einem Abgeordneten, 
er ſtimme mit der M. des Hauſes; und 
in ebendiefem Sinn ſpricht man auch von 
einem Majoritätsbeſchluß. Über den 
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Gegenſatz zwiſchen Majoritäts- und Auto: 


ritaͤtsprinzip op Autorität. 

Malzaufſchlag, ſ. Braufleuer. 

Mancheſterpartei (Mancheſter-— 
ſchule, Mancheſtertum), urſprünglich 
eine politiſche Partei in England, welche 
ſich nach der Stadt Manchefter (pr. männ⸗ 
tcheſtr) nannte und die freihändleriſchen 
Intereſſen gegenüber der altengliſchen 
Grundariſtokratie vertrat. Sie ging aus 
ber Anti-Cornlaw-League hervor, welche 
unter Cobdens Führung bie Befeitigung 
der Kornzölle herbeigeführt hatte, In 
Deutſchland bezeichnet man, daran anfnils 
pfend, als Mancheſtertheorie biefenige 
Theorie, welche den ftaatlichen Schuß mög: 
lichſt auf den Rechtsſchutz befchränft und 
im übrigen ber Selbithilfe freien Spiel: 
raum gelaffen haben will. Auch werben 
a8 Mandyeflermänner nicht jelten die 
Anhänger der deutfchen Freihandelspartei 
bezeichnet, welche namentlich den ſtaatli⸗ 
hen Schuß für Handel und Induftrie in 
ber Form von Schußzöllen ablehnen (I. 
Hanbelsfreibeit). 

Mandarin (von ben Portugiefen aus 
dem fansfritifchen mantrin, »Ratgeber«, 
gebildet), europäifche Benennung der chi⸗ 
neiiihen Staatsbeamten. 

Mandätllat.), Vollmacht. Mandats- 
fontraft, Bevanmzugungeranttag 
Ubereinkommen, mittelſt deſſen jemand 
(Mandatar) die Beſorgung von Angele: 

enheiten für einen andern (Mandant) 
übernimmt, fei e8 einer einzelnen Angele- 
enheit (Spezialmanbat), fer es über: 
Bunt von allen Geſchäften desfelben (Ge: 
neralmanbat, Generalvollmadt); 
allgemeine landesherrliche Verorbnung; 
ticterlice Verfügung, durch welche auf 
einfeitige8 Anbringen des Klägers der Ge= 
enpartei etwas befohlen oder geboten wird, 
aber Mandatsprozeß, ſummariſcher 
Prozeß, welcher mit einem ſolchen M. 
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beginnt ([. Mahnverfahren). Auch den 
Auftrag, welcher einem Abgeordneten zur 
Vertretung ſeiner Wähler von dieſen eben 
durch die Wahl erteilt wird, pflegt man 
als M. zu bezeichnen, wie man denn z. B. 
von einem Reichstagsmandat ſpricht. 

Manifeſt (lat.), öffentliche Kundgebung, 
insbeſondere einer Staatsregierung, eines 
Monarchen über ergriffene oder zu ergrei⸗ 
fende Maßregeln. Im Seerecht verſteht 
man unter M. das gerichtlich beglaubigte 
Certifikat über geladene Güter wie es 
namentlich in Krlegszeiten ausgefertigt zu 
werden pflegt. 

Manifeflatiouseid, |. Dffenba- 
rungseid. 

Manus mortua (lat.), Tote Hand. 

Marchöse (ital., fpr. »tefe), }. v. w. 
Marmıis; Marchösa, Marquiſe; vgl. 


arquis. 
Mar6chal (franz., ſpr. ⸗ſchall), Huf: 
ſchmied, Marſchall; M. de camp, Gene: 
ralmajor; M. de France, Marichall von 
Ftankreich, ſ. v. w. Feldmarſchall. 
Marine (ſfranz.), das geſamte Seewe⸗ 
ſen eines Staats. Dabei wird zwiſchen 
der Kriegsmarine und der Handels⸗ 
marine unterſchieden, je nachdem die⸗ 
ſelbe als Staatsanſtalt für kriegeriſche 
Zwecke, namentlich für die Verteidigung 
des Landes und für den Schuß feiner An- 
nebörigen , beftinmt, ober je nachdem fie 
unmittelbar dem Handel und bem Ber: 
kehr dienftbar und im Befig von Priva- 
ten befindlich ift. Im Deutichen Reich ins⸗ 
befondere bilbet die Kriegsmarine einen 
Teil der Kriegsmacht des Reichs; fie ift 
eine einheitliche und fteht unter beim Ober⸗ 
befehl des Kaifers. Die deutſche Kriegs⸗ 
marine zerfällt in die Flotte und in 
die Seewehr. Die erftere ift beftändig 
um Kriegsdienſt bereit, ebenjo wie das 
Hebenbe eer es if. Dagegen ift die See⸗ 
wehr, entiprechend ber Landwehr, nur gu 
Unterftütung ber Flotte beſtimmt. Die 
ſeemänniſche Bevölferung bes Reichs tft 
nämlich vom Dienft im Lanbheer befreit, 
dagegen zum Dienft in ber Faiferlichen 
M. verpflichtet, Die aftive DR. befteht aus 
Seeleuten von Beruf, d. 5. ſolchen Perſo⸗ 
nen, welche bei dem Eintritt in das dienſt⸗ 
pflichtige Alter mindeſtens ein Jahr auf 


Manifeft — Marine. 


beutfchen Hanbelsfchiffen gebient oder bie 
Seefiſcherei fo lange gewerbsmäßig betrie- 
ben haben, ferner aus dem Schiffshand⸗ 
werks⸗ und Mafchinenperfonal und end- 
lih aus ben Marinetruppen (Seebatail: 
Ion und Seeartillerie). Eine geſetzliche 
yelitelum ber Präſenzſtärke bat für die 
. nicht ſtattgefunden, diefe richtet fich 
vielmehr lediglich nach dem Bedürfnis und 
nad der borganenen jeemännifchen Be- 
völferung. Sie ift ausſchließlich von ber 
Beſtimmung des Kaiferdabhängig. Ebenfo 
beruht die Organifation ber DE. auf fai- 
jerliher Verordnung. Als Organ zur 
Ausübung des Oberbefehls und der Ma- 
eineberwaltung, die in andern großen See⸗ 
hen einem befondern Marinemini- 
erium unterftellt ift, fungiert bie kaiſer⸗ 
lie Admiralität, mit einem Chef an 
der Spike (f. Admiral), unter welcher bie 
Stationsfommandos ber Norb- und Oft: 
fee ſtehen. Reichskriegshäfen find ber 
Kieler Hafen und ber Jadehafen (Wil: 
helmshaven). Die Marineoffiziere 
jerfallen in Slaggoffiziere (Abmiral, 
izeadmiral, Konterabmiral), Stab3: 
oft i giere (Kapitän zur See, Korvetten 
fapitän), Kapitänleutnants un 
Subalternoffiziere (Reutnants und 
Unterleutnants). Die Mannjchaften zer: 
fallen in2Matrofendivifionen(©ee | 
leute) zu Kiel und Wilhelmshaven, 2 
Werftdivifionen ebendafelbft (Ma: 
(Siniften, Handwerferperfonal, Werftar: 
iter), die Schiffsjungenabteilung 
in Friebrihsort zum Zwed ber Heran: 
bildung von Matroſen und Unteroffizie 
ren und das Seebataillon mit bim 
Stab fowie 4 Kompanien in Kiel und 2 
Rompanien in Wilhelmshaven. Dasiele 
iſt vorzugsweiſe für den Wacht- und Gar: 
nifonsdienft in den Marineetabliffements 
und für den Wachtdienſt an Borb ber 
Kriegsihiffe beſtimmt. Als Marinever⸗ 
waltungsbehörden ſind die beiden Sta⸗ 
tionsintendanturen in Kiel und Wil: 
helmshaven zu nennen. Werften beftehen 
in Danzig, Kiel und Wilhelmshaven. Eine 
Marinealademie und Mearinefchule if 
in Kiel errichtet, woſelbſt ſich auch eine 
Mafchiniften:, Steuermanns: und Tor: 
pedoſchule befindet. Auch bie deutſche 
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Seewarte (ſ. d.) in Hamburg ift ber kai⸗ 
ferlichen Abmiralität unterftellt (ſ. Deut: 
ſches Reich und bie Notizen über bie 
Kriegsmarine in den Artifeln über bie ein- 
zelnen Seeflanten). Vgl. Werner, Das 
Buch von ber beutfchen Flotte (1874); Bü- 
tow, Die kaiſerlich deutſche M. (1878 ff.). 

Bart, altdeutſch, |. v. w. Grenze (auch 
Martung), daher Markflein, Grenz 
ftein; dann ſ. v. w. Grenzbezirk, nament- 
lich im Deutichen Reich Name ber nad) 
und nad ben Slawen, Ungarn und an⸗ 
dern Nachbarvölkern entriffenen Gebiete, 
die unter Markgrafen fanden: Oſter⸗ 
reich, Nordſachſen, Brandenburg, Uler- 
marf, Neumarl, Meißen, Laufit, Schles- 
wig, Mähren, Steiermark 2c.; jept Name 
kleinerer gejchloffener, einer Gemeinde ge- 
böriger Bezirk, daher Markgenoſſen, 
Markordnungen x. 

Hartl, Einheit des beutfchen Münz 
foftems. Da aus dem Pfund fein Go 
1395 M. geprägt werben, jo bedeutet eine 
M. ein Quantum von (‚358423 g fein 
Gold, und eine. ift demnach a) in Gold⸗ 
valuten: 2%/s Thlr. der frühern Bremer 
Währung, — 1 Fr. 23,457 Eent. franzöfi- 
ſcher, belgifcher, italienischer und ſchweize⸗ 
riſcher Goldwährung, — 0O, assais Doll. 
oder 23,831 Cents norbamerifanifcher 
eährumg, = (0,0139489 Pb. Sterl. eng- 
liſcher Währung, — %% Krone oder 88° 
Ore neuer flandinavifher Währung 
(Schweben, Norwegen unb Dänemarf); 
b) in Silbervaluten (babei nach ber geleh- 
lichen Reduftionenorm 1 M. = "s Thlr. 
im u: "a Fl. oder 35 Kr. 

52:/a:Guldenfuß), = Ys dfterreichiicher 

. oder 50 Neufreuzer (45⸗Guldenfuß), 
— 0,878885 I. nieberländifher Wäh- 
rung, = 0,3087086 Rubel oder 30,871 Ko⸗ 
pefen, = 0,5196077 Rompanierupien oder 
8 Annas 3,765 Pias britifch- oftindifcher 
Währung. Als Silbermünge HAM. ein 
Duantum von 5 g fein Silber, Raub: 
gewicht 5% g, bemnad = 9 Sgr. frühe: 
rer preußilcher Währung, unb bas Ver: 
bältnis des Goldes zum Silber ift wie 
1:43*9/20 ; bei der Umrechnung von 1 Thlr. 
—3 M. ift das Verhältnis wie 1:15”. 

Markebrief, ſ. Kaperei. 

Markenſchutz, die ausſchließliche Be⸗ 

Staatslexikon. 


Marquis. 853 
rechtigung eine Gewerbtreibenden zur 
Führung von Zeichen (Fab rik⸗ und Wa- 
renzeihen), welche zur Unterfcheidung 
feiner Waren von denen andrer Gewerb: 
treibenden auf ben Waren felbft oder auf 
deren Berpadung angebracht werben, wo⸗ 
fern diefe Zeichen oder Marken zum Ein- 
trag in das Hanbelsregifter bes zuftändi- 
pen Gerichts angemeldet find. Vgl. Deut- 
ches Reichsgeſetz über den M. vom 30. 
Nov. 1873 (Reichegeſetzblatt, ©. 143 ff.), 
herausgegeben von Landgraf (1875). 
Marketender (v. ital. merchtante, 
»Kaufmann«), Perſonen, die den Trup⸗ 
pen ins Feld folgen, um ihnen allerlei 
ſonſt nicht erreichbare Gegenſtände zu lie⸗ 
fern; im deutſchen Heer nur Leute des 
Beurlaubtenftands, welche Solb und Ver: 
pflegung der Soldaten erhalten und ben- 
jelben Sefeßen wie dieſe unterworfen find. 
Markgraf(Marchio), ſeit Karld. Gr. 
ber Befehlshaber in einem Grenzbezirk 
(ſ. Mark) mit herzoglichen Befugnifien; 
die Würde ber Markgrafen war jeit dem 
11. Jahrh. erblich, feit dem 12. Jahrh. 


reichsfürſtlich; zulekt gab ed neun Mark⸗ 
graffchaften in Deutfchland. 
Marltpalizei, f. Polizei. 
Marelte (bei ben Arabern Magrib el 


Aksa, »der äußerfte Weſten«), Kailertum 
auf der Nordweſtküſte Afrikas, ca. 672,300 
qkm mit etwa 6 Mill. Einw., meift Mo- 
bammebanern. Hauptftäbte: Fes mit ca. 
150,000 und Marokko mit 40—50,000 
Einw. Das Land fteht unter der abſolu⸗ 
ten Herrichaft eines Sultans. Ein deut: 
[her Miniſterreſident ift in Langer an 
der Meerenge von Gibraltar ftationiert. 
Bel. Goltdammer, Note geogre- 
ph que et commerciale sur l’empire du 
1878); Conring, M. (1880). 

quis (an. , fpr. «tip, dv. mittel- 
lat. marchensis, » Darfgraf«), in Frank⸗ 
reich ein go r Adelstitel, welchen ber 
König verlieh ober beitätigte, wenn je- 
mand Beſitzer einer zum Marquifat 
erhobenen Herrfchaft war. Die weibliche 
Form ift quise. Der M. fteht zwi⸗ 
ſchen Comte und Duc, wie in Spanien 
der Marques unb in Stalien ber Mar- 
chese. Der Abel bes Kaiferreich® hatte 
biejen Titel nicht. In England führt ihn 
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außer bem eigentlichen M., welcher nach 
dem Herzog und vor dem Grafen rangiert, 
ber ältefte Sohn eine? Duke. 

Marſchall (Mari galt, von »marc, 
maere«, Roß, unb>schalk«, Knecht), ur 
frrünglid Aufſeher über Pferde, im 
Deutſchen Reich unter den ſächſiſchen Kai⸗ 
fern Oberftallmeifter (Comes stabuli, 
connetable); dann eins ber Erzämter 
mit der Obliegenbeit, bei feierlichen Gele: 
genheiten für Aufredhterhaltung ber Ord⸗ 
nung zu forgen, dem Kaiſer dad Schwert 
vorzutragen ⁊c.; bann auf militärifche 
Chargen übergegangen (Yelbmar: 
ſchall), in Deutichland und in Frankreich 
böchfte militärifche Würbe Ir Maröchal). 
A Oberaufjeber über die 

ürftliche Hof: und Haushaltung. Auch 
heißt M. ein bei Teitlichfeiten mit Füh⸗ 
rung eine Zugs xc. betrauter Mann. 

F aſſeknrator (Maſſeverwalter), 


. Konkurs. 

Matritel (Iat.), fchriftliches Verzeich⸗ 
nid von Perfonen oder Leiftungen; auf 
Univerfitäten bas Verzeichniß ber Stubie- 
renden, baber immatrifulieren, in 
bie Verzeichnis eintragen, unter bie 
Zahl ber Studenten aufnehmen. Auch 
das Verzeichnis der einer Pfarrftelle über: 
wiefenen Einfünfte wird M. genannt. 
Die deutſche Reichsmatrikel war dag 
Verzeichnis der Reichsftände mit Angabe 
ihrer Beiträge zu ben Reichsbebürfnifjen; 
an ihre Stelle trat zur Zeit bes vormali⸗ 
gen Deutfchen Bundes die Bundes ma⸗ 
trifel. Auch für den Norddeutſchen Bunb 
und für das neue Deutfche Reich ift der 
Ausdrud Matritularbeiträge beibe: 
halten worden zur Bezeichnung berjenigen 
©eldbeiträge, welche von ben einzelnen 
Bundesitaaten nad) Maßgabe ihrer Ber 
oölferungepah! zur Dedung ber gemein 
famen Reichsausgaben erhoben werben, 
infoweit bie legtern nicht durch felbftän- 
dige Reichseinnahmen gebedit werben. 
Das Unbillige dieſer Ropfteue liegt na⸗ 
mentlich darin, baß bie kleinern Staaten 
mit einer burchfchnittlich ärmern Bevölke⸗ 
rung dadurch härter getroffen werben als 
die Staaten mit einer durchſchnittlich reis 
ern Bevölkerung. Daher ift die Befeiti- 
gung der Matritularbeiträge eine längft 
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und wiederholt geltend gemachte Forde⸗ 
rung. Auch der Reichskanzler ſuchte der- 
ſelben durch Erhöhung ber Tabakſteuer 
und durch den neuen Solar von 1879 
gerecht zu werben, um fo bie direften Ein⸗ 
nahmen des Reichs zu erhöhen und die 
Matritularbeiträge gänzlich zu befeitigen. 
Die Fortichrittöpartei bagegen wollte 
Steuerbewilligungsrecht bed Reichstags 
durch bie jährliche Bewilligung ber Ma⸗ 
trifularbeiträge erhalten und baber bie 
legtern zwar beibehalten, aber einen ge 
rechtern Berteilungsmaßftab herbeiführen. 
Die Nationalliberalen waren mit der Be⸗ 
feitigung der Matrifularbeiträge zwar ein⸗ 
verftanden, wollten aber fonjtitutionelle 
Garantien fchaffen und das Steuerbemilli- 
ungerecht des Reichstags wahren, indem 
de bie Erhebung einiger Zölle und indiref: 
ten Steuern (Kaffee, Salz) von ber jähr- 
lichen Bewilligung bes Reichötags abhän- 
gig zu machen juchten. Das Zentrum aber 
verftand fich dazu, die neuen Zölle und 
Steuern gegen Annahme bes Francken⸗ 
ſteinſchen Antrags (ſ. d.) zu bewilligen, 
und infolge des letztern wurben bie Ma⸗ 
trifularbeiträge beibehalten mit ber Be- 
flimmung, baß derjenige Mehrbetrag, 
welcher.an Zöllen und an Erträgniflen 
der Tabaffteuer über den Betrag von 130 
Mill. Mk. pro Jahr einkommen würde, 
nach der Kopfzahl ber Bewohner unter 
die Einzelftaaten zu verteilen fe. Im 
Reihshausbaltsetat pro 1880—81 waren 
bie Matrifularbeiträge mit 81,670,950 
ME. veranichlagt. Im Etat pro 1881—82 
find 103,288,523 ME. Dratrifularbeiträge, 
alfo rund 22?/s Mill. mehr eingeftellt, eine 
Erhöhung, welche ſich namentlich aus ber: 
jenigen des Militäretats infolge ber Mi- 
litärgefegnovelle von 1880 erflärt (ſ. 
Deutiches Reid). 

Meiritnlarbeiträge, |. Matrikel. 

Matrofen, Seeleute zur Bedienung 
des Schiff, je nach der Dauer ihrer Dienft- 
eit als befahrene, halb befahrene (Leicht:, 
Sungmattofen) und Ausläufer oder un: 

efahrene M. bezeichnet. 

Maulkorbgeſetz, fatiriiche Bezeichnung 
eines ——— — welcher 1879 dem 
deutſchen Reichstag vorgelegt wurde und 
eine Beſchränkung ber Redefreiheit (ſ. d.) 
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bezwedite. Das M., welches das Maß ber 


Nedefreiheit von ber Entigeibung einer 
parlamentarifhen Kommiffion abhängig 


machen wollte, wurde jedoch abgelehnt. 
Mayor (engl., ſpr. meh'r), in England, 
Irland und den Vereinigten Staaten bie 
oberſte Magiftratsperfon einer Stabt, 
welche aus den Mitgliedern des Stabt- 
rats mit Stimmenmehrheit auf ein Sahr 
gewählt wird und zugleich bie polizeiliche 
Gewalt ausübt. In den Stäbten London, 
Dublin und Dort führt der M. während 
feiner Amtszeit den Titel Lord-Mayor. 
Medlenburg : Schwerin, Großher⸗ 
zogtum und Bundesſtaat des Deutichen 
Reichs, 13,306 qkm mit 576,827 meift 
evangeliſch⸗ luther. Einwohnern. Haupt⸗ 
ſtadt: Schwerin mit 30,219 Einw. Die 
beiden rophergogtümer Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg:Stre: 
ts (f. unten, ©. 357) feßen fih aus 
folgenden Beftandteilen zufammen: aus 
den Ländern ber Herzöge zu Medlen- 
burg, der Herrſchaft Stargard, ber Herr: 
haft Roſtock, der Graffhaft Schwerin, 
den Landen der oiäe zu Schwerin und 
derjenigen zu Rabeburg und endlich bem 
Gebiet der ehemaligen Fürften von Wen⸗ 
den. Das urfprüngliche Stammland ift 
das Herzogtum Medlenburg, mit welchem 
bie haften Stargard und Roftod, 
die Srafichaft Schwerin unb das wen- 
diſche Land nach und nad) vereinigt wur: 
den. Ein Teilungsvertrag vom 3. März 
1621 trennte dieje Lande in bie beiden 
Herzogtümer M. und Medlenburg=-Gü- 
ſtrow. Da jeboch beide Teile eine gemein: 
fame Yandftändifche Verfaffung behielten, 
wurde auch an der frühern Einteilung 
in drei Kreife fefigehalten, indem man 
zunächſt ben jchwerinfchen Anteil, zu 
weldem namentlich das eigentliche Her⸗ 
zogtum Mecklenburg unb die Grafſchaft 
Schwerin gehörten, den mecklen bur⸗ 
giihen Kreis nannte. Zu Medien: 
burg: Güftrow gehörten inöbefondere bie 
Herifhaft Stargard, ber größere Teil des 
Kürfentums Menden und ber größere 
eil der Herrſchaft Roſtock. Die Herr: 
Haft Stargard warb nun als ftar- 
garbii her, die Übrigen zu Medlenburg: 
üſtrow gehörigen Befigungen bagegen 


wurden als wendiſcher Kreis bezeich- 
net. Diefe drei Kreife werben noch jetzt 
für die landſtändiſche Verfaffung der bei- 
ben Großherzogtümer unterjchieden. Aus: 
gefchloffen von jener Einteilung blieb aber | 
die Stadt Roftod mit ihrer ländlichen 
Umgebung. Sie blieb den beiden Linien 
M. und Mecklenburg-Güſtrow gemein- 
Ihaftlih. Am Weftfälifchen Frieden wurbe 
die Stadt Wismar mit zwei Amtern an 
Schweden abgetreten, während mit dem 
Serpoatum M., welches dieſer Berluft traf, 
bie Bistümer Schwerin und Rateburg als 
abgefonderte Fürftentümer vereinigt wur: 
ben. Mit dem Erlöfchen der Güſtrowſchen 
Linie 1695 wurben beren Lande zwar 
zunächſt mit M. vereinigt, allein in dem 
‚pamburger Bergleich wurden der jüngern 

inie ded Haufes Schwerin der flargar: 
diſche Kreis des Derzogtums Güftrow und 
das Fürftentum Ratzeburg überwiefen, 
das jebige Großherzogtum Medlenburg: 
Strelit. Nachdem 1803 Wismar von 
Schweden zurüdigegeben worden und beide 
Häufer 1815 ben großherzoglichen Titel 
angenommen hatten, befteht nun das 
Großherzogtum M. aus dem Herzogtum 
Medlenburg oder bem medlenburgijchen 
Kreis, bem wendifchen Kreis des gerzog: 
tums Güftrow, dem Fürftentum Schwe: 
rin, ber Herrihaft Wismar und dem No⸗ 
fioder Diſtrikt. 

Verfaſſung. Beide®roßherzogtümer, 
beren jeweilige Verfafjung die einer Erb: 
monarchie ift, an deren Spike der Großher⸗ 
309 (»Rönigliche Hoheit«) fteht, haben noch 
jeßt einen gemeinfamen Landtag... Diefe 
gemeinfamne landſtändiſche Verfaffung tit 

urch ben landesgrundgefeglichen Erbver⸗ 
gleich vom 18. April 1755 geregelt, wozu 
dann noch die fogen. »Patentverordnung« 
vom 28. Nov. 1817 gekommen tft, welche 
eine kompromiſſariſche Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Re⸗ 
gierung und Ständen einſetzte. Für M. 
wurde 10. Okt. 1849 ein beſonderes 
Staatsgrundgeſetz zuſtande gebracht, wel⸗ 
ches aber auf eine Klage der Ritterſchaft 
hin durch Schiedsſpruch vom 11. Sept. 
1850 für nichtig erklärt warb. Gleich: 
aan wurde ber Lanbeserbvergleich von 
755 wieberum für bas geltende Landes⸗ 
23* 
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grundgefeß erklärt. Verſchiedene Verſuche, 
diefen mit den modernen Rechts⸗ und 
Berfaflungszuftänden in Deutfchland nicht 
zu vereinigenben Zuſtand zu befeitigen, 
waren bis jet ohne Erfolg. So bilden 
bie Lanbflände ber beiden Großherzog: 
tümer feit 1523 eine gemeinfame Körper: 
(Saft, eine aus ber Kitterjchaft und aus 

fogen. Landſchaft Dernorgebenbe Lan: 
besunion. Diefe beiben Abteilungen 
gliedern fi wieberum nach dem med: 
enburgifchen, wendiſchen und flargarbi- 


[hen Kreis. Außerhalb der flänbifchen 
erfaffung eben bad Fürftentum Rabe: 
burg und die Städte Wismar, Ludwigs⸗ 


luft und Neuſtrelitz, welche alfo nicht auf 
bem gemeinſchaftlichen Landtag vertreten 
find. Die Ritterfchaft, welche zugleich 
die Bauern und Hinterſaſſen repräfen: 
tiert, ſetzt ſich aus den Beſitzern der Rit⸗ 
tergüter zuſammen, deren Zahl im med: 
Tenburgifihen und wendiichen Kreis 638, 
im flargarbifchen Kreis 62 beträgt. An 
ber Spibe ber Ritterfchaft ftehen drei Erb⸗ 
landmarfgälle, je einer für jeden ber brei 
Kreife. Zu der Landſchaft, welde bie 
Stadtbewohner vertritt, gehören 47 Ianbs 
tagsfähige Städte: bie Stabt Roſtod, 20 
Städte im medlenburgiſchen, 19 im wen: 
diſchen und 7 im flargarbifchen Kreis, 
welche burch die Bürgermeifter vertreten 
werden. Das Direktorium ber Landfchaft 
führen bie brei »Vorderſtädte«: Güſtrow 
für ben wendilden, Parchim für ben 
medlIenburgifhen und Neubrandenburg 
für ben ftargarbifchen Kreid. Für die 
Ritterfchaft treten zur Bilbung bes Direl- 
toriums zu ben brei Lanbmarjchällen acht 
Lanbräte einan. Jeder Gutsbeſitzer bat 
dasſelbe Stimmrecht wie jede einzelne 
Stadt, doch kann die Landſchaft zu einer 
beſondern Beſchlußfaſſung zuſammentre⸗ 
ten. Die Landtage werden alljährlich ab⸗ 
wechſelnd in den Städten Sternberg und 
Malchin auf Berufung der beiden Landes⸗ 
herren abgehalten. In der Zwiſchenzeit, 
ſolange der Landtag nicht verſammelt iſt, 
vertritt ein engerer Ausſchuß von I Mit⸗ 
liedern, beſtehend aus 2 Landräten, 4 
andſchaftlichen und 3 ritterſ Saftlichen De: 
putierten, die Geſamtheit ber Ritterfchaft 
und Landſchaft. Sit biefes permanenten 
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Kollegiums fowie eines engern Ausſchuſſes 
für die Spezialangelegenheiten der Rit- 
terihaft zu Roftod. Zur Verhandlung 
wichtiger und eiliger Sonderangelegen- 
heiten eines einzelnen Großherzogtums 
werben auch zuweilen fogen. Konvoka⸗ 
tionstage durch Einberufung derStände 
des betreffenden Großherzogtums gebildet. 
Verſchieden davon find die fogen. Depu⸗ 
tationstage, weldhe ohne Einberufung 
—5— des Landesherrn von den Ständen 
elbſt gebildet werben und über gemein- 
ſame Angelegenheiten auf allgemeinen Lan⸗ 
des⸗, Kreis⸗ ober Amtskonventen beraten. 

An ber Spitze ber Staatsverwal⸗ 
tung von M. insbefondbere ſteht das 
Staatöminifterium, welches ſich aus ben 
Vorfländen ber vier Einzelminifterien für 
das Auswärtige und für bas großherzog⸗ 
liche Haus, für das Innere, für die Finan⸗ 

en und für die Juftiz zuſammenſetzt. Mit 

em Miniftertum der Juſtiz find befondere 
Abteilungen für bie gerfligen Angelegen- 
beiten, ſoweit ſolche nicht vor ben Ober: 
firchenrat gehören, für das Unterrichtss 
weſen und für bie Mebizinalangelegen- 
beiten verbunden. Der Oberfirchenrat, 
welcher als oberfte Firchliche Behörde fun: 
giert, fteht direft unter dem Großherzog. 

benfo ift das Militärbepartement,, wel: 
des für die Militärverwaltung beitebt, 
unmittelbar dem Regenten unterftellt. 
Unter ber Oberaufficht bes Minifteriums 
des Innern fungieren al3 Polizeibehörben 
in ben Iandesherrlichen Domänen bie Do⸗ 
manialämter, inben ritterfchaftlidhen Sit: 
tern die Gutsherrſchaften und ritterſchaft⸗ 
lichen Polizeiämter, in ben Kloftergütern 
die Klofterämter unb in den Städten unb 
Räbtifhen Kämmereigütern die Stabtma- 
giftrate. Sonftige Gemeinbeverbände Tom: 
men überhaupt nicht vor. 

Juſti Für die beiden Großherzog⸗ 
tümer beſteht ein gemeinſames Oberlan⸗ 
beögericht zu Roſtock. In M. fungieren 
drei Landgerichte und zwar in Schwerin 
für die AmtögerichtSbezirfe: Boitzenburg 
Dömitz, Gadebuſch, Srabow, Grevesmüh⸗ 
len, Jagenow, Krivitz, Lübtheen, Ludwigs⸗ 
luſt, Neuſtadt, Parchim, Rehna, Schwe⸗ 
rin, Wismar und Wittenburg; in Gü⸗ 
firom für bie Amtögerichtöbezirte: Brüel, 
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Bützow, Dargun, Golbberg, Güſtrow, 
Krakow, Laage, Lübz, Molsin ‚Mal: 
how, Neufalen, Penzlin, Plau, Möbel, 
Stavenbagen, Sternberg, Teterow, War 
ren und Warin, unb in Roftod für bie 
Bezirfe ber Amtsgerichte zu Doberan, 
Gnoien, Kröpelin, Neubufow, Ribnik, 
Roftod, Schwaan, Sülze und Teffin. 

Heer. Die medienburgifchen Truppen 
find auf Grund einer mit Preußen 19. 
Dez. 1872 abge chloſſenen Militärkonven⸗ 
tion in den Etat und in die Verwaltung 
der königlich preußiſchen Armee mit auf⸗ 

enommen. Das Orophergontum M. ftellt 
a8: üfilierregiment . H, ein Jäger: 
Bataillon Nr. 14, Die Dragonerregimenter 
Nr. 17 und 18 und mit Medlenburg- 
Strlig zufammen das Grenabierregiz 
ment Nr. 89 fowie, ebenfalls mit Meck⸗ 
Ienburg- Strelig zulammen, 4 Batterien 
bes getfteinifhen velbartillerieregiments 
Kr. fanterie und Kavallerie gehö- 
ren ber 17. Divifion (Schwerin) und mit 
der Artillerie dem 9. beutjchen Armee: 
forps (Altona) an. 

Finanzen. Ein eigentliches allgemei- 
ned Staatsbudget befteht in M. nicht. Der 
Regierungsaufwand wirb vielmehr von 
ber Iandesherrlihen Finanzverwaltung 
ohne Mitwirfung ber Stände beftritten 
und fol fi etwa um bie Summe von 
12 Mil. ME. bewegen. Zur Beſtrei⸗ 
tung ber Koftender großberzoglichen Haus: 
und Hofhaltung ift ein Domänentompler 
(Haushaltsgüter) beftimmt. Dazu kommt 
dann eine lanbesherrlich = ftändifche Fi⸗ 
nanzverwaltung, bei welcher die Land: 
fände Tonfurrieren, deren Etat fich in 
Einnahme und Ausgabe um die Summe 
von 2,049,170 Mk., inkl. 37,500 ME. für 
Schuldentilgung, bewegt. Endlich befteht 
auch noch eine rein ſtändiſche Finanzver⸗ 
waltung für befondere Koſten der ſtaͤndi⸗ 
fhen Vertretung, die aber nur über ver⸗ 
bältnismäßig geringe Mittel verfügt. Die 
Staatsfhulden betrugen 1879 im 
Vandesherrlihen Etat 15,518,750 ME, 
für bie landesherrlich⸗-ſtändiſchen Kaſſen 
5,272, 280Mk. alfoinSumma20,791,000 
Mk., welchen 32,785,000 ME. Altiva ge: 
genüberftanden. 

Das medienburgifche Staats wappen 
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enthältfechs Felder und einen Mittelſchild; 
die erſtern enthalten die Wappenzeichen 
von Mecklenburg (ſchwarzer, gekrönter 
Stierkopf mit ſilbernen Hörnern auf gold⸗ 
nem Grund), von Roſtock, Schwerin, 
Ratzeburg, Stargard, Wenden; ber Mit: 
telſchild, zur Hälfte rot, zur andern Hälfte 
olden, zeigt das Wappenzeichen ber Graf⸗ 
Part hwerin. Dad Wappen wirb von 
einem Stier unb einem Greif gehalten 
und von der Königsfrone bebedt. Die 
Lanbesfarben find Rot, Gelb und Blau; 
die Lanbesflagge ift blau, weiß und rot, 
wagerecht geteilt. 

Sum Bundesrat bed Deutfchen Reichs 
entienbet M. zwei Bevollmächtigte, zunı 
beutfchen Neichdtag ſechs Abgeordnete. 
Bol. Raabe, Medlenburgifcdye Vater: 
landstunde (1857—63, 3 Bde.); Bolt, 
Abriß der mecklenburgiſchen Landeskunde 
(1862); Wiggers, Das Verfaſſungs⸗ 
recht im Großherzogtum M. (1 
Derfelbe, Die meclenburgiſche Verfaſ⸗ 
ſungsfrage (1869); »Die mecklenburgiſche 
Berl ungsfrage, deren Gefchichte und 
gegenwärtiger Stand« sr) 

edienburg» Strelit, Großherzog: 
tum und Bunbesftaat bes Deutjchen 
Reichs, 2930 qkm mit 100,269 meift 
evangelifch=luther. Einwohnern. Haupt: 
ſtadt: Neuftrelig mit 9400 Einw. Das 
Großherzogtum befteht aus ber ehema⸗ 
ligen Herrſchaft Stargard (Herzogtum 
Strelig) und aus den Fürftentum Rabe 
burg. Die Verfaflung ijt die einer Erb: 
monardie, an deren Spike ber Großber: 
og (»Königliche Hobeite) ftebt. Die bei: 
en medlenburgiihen Großherzogtümer 
haben einen gemeinfamen Canbtag, wel: 
her ben urfprünglichen feudalen Charak⸗ 
ter eiwahrt bat (f. oben, S. 355). Die 
oberften Verwaltungsbehörben find das 
Staatsminifterium und die Landesregie⸗ 
rung in Neuftrelit. Die oberfte Kirchen: 
behörbe des Landes ift das dortige Kon- 
fitorium. Ein gemeinfchaftliches Ober: 
Iandesgericht für die beiden Großherzog: 
tümer ıft in Roftod errichtet. Das Land⸗ 
gericht für M. befindet fih in Neuſtre⸗ 
litz, welches die Amtsgerichtsbezirke Feld⸗ 
berg, Friedland, een, Mirow, 
Neubrandenburg, Neuſtrelitz, Stargard, 
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Streliß, Woldegk und das Amtsgericht 
für das Fürſtentum Rapeburg zu Schön⸗ 
berg umfaßt. Über bie Finanzverbältniffe 
bes Staats finb zuverläffige Angaben 
nicht in bie Öffentlichkeit ebrungen; die 
Staatsſchuld fol ſich auf 6 Mill. Mk. be: 
laufen. Zum beutichen Bundesrat ent⸗ 
fendet das Großherzogtum einen Bevoll⸗ 
mädhtigten, und ebenfo ift es im beutfchen 
Reichstag durch einen Abgeorbneten ver: 
treten. Über Militärverhältnifie, Landes- 
farben, Wappen, Litteratur vgl. Med: 
lenburg- Schwerin. 

Mediation (lat.), Vermittelung, na- 
mentlid auf dem diplomatifchen Gebiet. 
Mediateur(franz., fpr.tdpr),Bermittler. 

Mediatifleren (lat., »mittelbar ma- 
hen«), einen bisher felbftänbdigen Staat 
ber Landeshoheit bes Fürften eines an⸗ 
dein Staats unterwerfen. Der Ausdrud 
M. hängt mit der frübern Reichsunmit⸗ 
telbarkeit zufammen. Bis zur Aufldfung 
bes vormaligen Deutichen Reichs war 
nämlich der Unterſchied zwiſchen reichs⸗ 
unmittelbaren und mittelbaren 
Reichsangehörigen von ber größten Be⸗ 
beutung. Dean verfland unter ben letz⸗ 
tern alle diejenigen, welche außer Kaifer 
und Neid noch einem Territorialherrn 
unterworfen waren, währenb bie reich3- 
freien Stäbte, bie geiftlichen und welt- 
lihen Kurfürjten, Fürſten, Grafen und 
Herren, welche direkt unter dem Kaiſer 
ftanden, ebenjo wie die reichöfreie Ritter: 
ſchaft reichsunmittelbar waren. Im Lüne⸗ 
viller Frieden wurde nun das ganze linke 
Rheinufer an Frankreich abgetreten und 
die Entſchädigung derjenigen Reichsfür⸗ 
ſten, welche dort Beſitzungen verloren, da⸗ 
durch bewirkt, daß man die ſämtlichen 
geiſtlichen Territorien weltlichen Ländern 
einverleibte (»ſäkulariſiertec). Nur ber 
Kurfürſt-Erzkanzler (Mainz) blieb von 
den geiſtlichen Arfen übrig, indem fein 
erzbiichöflicher Stuhl von Mainz auf Res 
gensburg übertragen warb. Außerdem 
wurben aber noch Die meiften freien Reichs⸗ 
ſtädte »mebdiatifiert«, d. h. aus reichsun⸗ 
mittelbaren zu mittelbaren Städten ge⸗ 
macht, indem man ſie jeweilig einem welt⸗ 
lichen Territorium einverleibte. Die Zahl 
ber Reichsftäbte (ſ. d.), welche bis dahin 
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51 betrug, ſchmolz bamals auf 6 zuſam⸗ | 
men. Diefe Mediatifierung fand in 
dem Reichöbeputationshauptichluß vom 
25. Febr. 1803 ihren Abſchluß. Die Auf: 
löfung des Deutichen Reichs aber, welche 
mit der Begründung bes Rheinbunbs un: 
ter dem Proteftorat Napoleons L und mit 
der Niederlegung ber beutjchen Kailer: 
krone feitens des Kaiſers Franz IL. vor 
fi) ging, brachte weitere Veränderungen, 
für welche ebenfalls ber Ausdrud »Me 
biatifierungen« gebraucht wurde, obgleich 
die Reichszentralgewalt hinweggefallen 
und damit der Unterſchied zwiſchen Reichs⸗ 
unmittelbaren und Reichsmittelbaren ge⸗ 
genſtandslos geworden war. Die geſamte 
Reichsritterſchaft ſowie viele Reichsſtände, 
. B. die Fürſten von Bentheim, die Gra⸗ 
Een von Kaftell, Erbach, Giech, bie Fürften 
von Bürftenberg, a Leiningen, 
Löwenſtein, Pappenheim, Sayn und Witt⸗ 
genſtein, Schönburg und Schwarzenberg, 
wurden damals mit ihren Beſitzungen 
Fe Aa —— ber Bee unter 
worfen. Einige en, ber Herzog von 
Arenberg und bie beiden Salm, verloren 
während ber Rheinbundszeit, andre, der 
ürft von ber Leyen und der Fürſt von 
ienburg-Birftein, während des Kriegs 
mit Frankreich ihre Selbfländigfeit. A 
diefe Fürften und Herren werben Me: 
biatijierte genanıt, wie man benn 
auch, obwohl ſprachlich unrichtig, es als 
Mediatifierung bezeichnete, als nachmals 
zur Zeit beö Deutfchen Bundes bie Fürften 
von Hohenzollern ihre Souveränitäts- 
rechte an Preußen abtraten und ihre Län- 
der der preußiſchen Monarchie einverleibt 
wurben. Die durch bie Mebiatifierungen 
zu Anfang des Jahrhundert? Getroffenen 
erhielten in der beutfhen Bundesafte 
(Art. 14) die Zuficherung, daß ihre fürft- 
ichen und gräflichen Häufer zu dem hoben 
Adel Deutichlands gerechnet werben foll- 
ten, und daß ihnen das Recht der Eben: 
bürtigfeit (|. d.) Er bleiben folle. 
Spätere Bunbeöbel lüffe ficherten ben 
Fürften das Prädikat »Durdlaucht« und 
den. Häuptern ber vormals reichsſtändi⸗ 
ſchen gräflichen Samilien dad Präbilat 
»Erlauchte zu. Außerdem wurben ben 
Mebdiatifierten folgende Rechte garantiert: 
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Die unbeihränfte Freiheit, ihren Aufent- 
halt in jedem zu dem Bund gehörigen 
ober mit bemfelben in Frieden lebenden 
Staat zu nehmen, ein Vorrecht, welches 
mit der nunmehrigen allgemeinen rei: 
zügigfeit gegenftandslos geworben ift. er: 
ner follten die Familienverträge ber Me⸗ 
biatifierten aufrecht erhalten werben, in⸗ 
dem ihnen dad Recht ber Autonomie, 
b. h. bie Befugnis zugefichert ward, über 
ihre Güter: und Familienverbältniffe, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Sou⸗ 
veräns, gültige Beſtimmungen zur treffen. 
Hierfür find jet die Lanbeögefege ber 
einzelnen beutihen Staaten maßgebend. 
Die den mebdiatifierten Fürften und Gra⸗ 
fen für ſich und für ihre Familien garan⸗ 
tierte Befreiung von der allgemeinen Wehr: 
pflicht ift auch in dem Bundes⸗ Khan 
Gefeß vom 9. Nov. 1867, betreffend die 
Verpflichtung zum Kriegsdienſt, aner⸗ 
fannt. Für diejenigen Mitglieder ber 
fürftlichen und gräflichen Häuſer, welche 
vormals nicht nur reichsunmittelbar wa⸗ 
ren, fondern aud) die Reichsſtandſchaft 
beſaßen, d. h. Sitz und Stimme auf bem 
Reichstag hatten, ift übrigens bie Bezeich- 
nung »Standesherren« üblich geworben; 
im engern Sinn bezeichnet man fo bie 
Häupter jener Jamilien. Die Bunde 
alte hatte ihnen noch einen privilegierten 
Gerichtsſtand fowie die Augübung ber 
bürgerlichen Rechtspflege und der Straf⸗ 

erichtsbarkeit in exriter und, wo Die Be⸗ 
sung groß genug, auch in zweiter In⸗ 
ftanz ſowie Die Ausübung ber Forſtge⸗ 
richtsbarkeit zugelichert; Doch find die 
Überbleibfel diefer Gerechtfame durch das 
deutfche Gerichtöverfafjungsgefeß vom 27. 
an. 1877 befeitigt, welches den priviles 
gierten Gerichtsftand überhaupt aufhebt 
und nur die ftaatliche Gerichtsbarkeit an⸗ 
erfennt. Endlich find auch die Zuſiche⸗ 
tungen, welche ben Stanbesherren in Ans 
fehung der Ausübung der Ortspolizei und 
der Aufficht in Kirchen⸗ und Schulfachen 
erteilt worden waren, durd) die moderne 
Sefepgebung als Hinfällig anzujehen. 
Überhaupt bedarf das Verhältnis der Stan- 
desherren, nachdem mit der Auflöfung des 
Deutfchen Bundes der völferrechtliche Ver⸗ 
trag, auf welchen fich ihre bevorzugte Stel- 
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fung gründete, erlofchen ift, ber anber- 
weiten Regelung durch die Gejeßgebung 
derjenigen Staaten, welchen bie betref- 
fenden mebiatifierten Häufer angehören. 
Dies ift wenigfteng die Anficht des deut: 
ichen Bundesrats, und in biefem Sinn 
ift neuerdings in Preußen mit der gefeb- 
lichen Regelung der Rechtöverhältnifie des 
vormaligen Herzogtums Arenberg⸗Mep⸗ 
pen begonnen worden. Hervorzuheben ift 
endlich noch, daß den Standeöherren in ben 
Staatöverfaffungen ber deutichen Länder 
regelmäßig bie erbliche Mitgliebfchaft in 
der Erſten Kammer eingeräumt ilt. Val. 
außer ben sehrbüdern des deutſchen 
Staatsrehts: Vollgraf, Die deutjchen 
Stanbeöherren (1823); Vahlkampf, 
Diedeutichen Standesherren (1844) ;> Die 
Stellung der beutfchen Standesherren jeit 
4866« (2. Aufl. 1870); Heffter, Son - 
berrechte ber fouveränen u. vormals reichs⸗ 
ſtändiſchen Häufer Deutfchlands (1871). 
Medizinallollegium, ein zum Teil 
aus Medizinern, zum Teil wohl auch aus 
Verwaltungsbeamten beſtehendes Kolle⸗ 
ium zur Beaufſichtigung der öffentlichen 
eſundheitspflege, Erſtattung von Gut⸗ 
achten u. dgl., wie z. B. das Reichsgeſund⸗ 
heitsamt des Dejäen Reichs. 
Redizinalpfuſcherei Medikaſte rei), 
Ausübung ÄrTztliher Funktionen ohne 
ftaatlihe Genehmigung. Diefelbe war in 
Deutſchland bis in die neueite Zeit mit 
Strafe bedroht und ift es nach dem öfter: 
reichiſchen Strafgefetbuh ($$ 343 fi.) 
noch jetzt. Yür-das Deutiche Reich bage- 
gen ift durch bie Gewerbeordnung vom 
1. $uni 1869 die Gewerbefreiheit aud) 
auf die ärztliche Praxis rg und 
nur diejenigen Medizinalperſonen, welche 
ſich als Arzte ober mit gleichbebeutenben 
Titeln bezeichnen, ober welche ſeitens bes 
Staat? oder einer Gemeinde als ſolche an: 
erfannt oder mit amtlichen Funktionen 
betraut werben follen, bedürfen einer 
ftaatlichen Approbation. Das beutfche 
Strafgefeßbuch kennt baher ein Berge 
en der M. nicht, doch ift nach bemfelben 
$ 360, Nr. 8) das unbefugte Führen 
eines ärztlichen Titels ftrafbar. 
Mebizinalpolizei, |. Geſundheits⸗ 
polizei. 
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Meeting (engl., fpr. mihting), in Eng⸗ 
land und Nordamerika Berfammlung, 
welche zum Zweck ber Beratung über einen 
Gegenftand von allgemeinem, bejonders 
— oder fozialem, Intereſſe abge⸗ 

lten wird. 

Mehrheit, ſ. Majorität. 

Meineid, Verletzung ber Eibeöpflicht, 
wurde von bemältern Recht als Religions⸗ 
verbrechen aufgefaßt und in der peinlichen 
—— arls V. (fogen. »Caro- 
lina«) mit dem Berluft ber Schwurfin 

er beftraft. Die moderne Gefebgebung 
—* in dem M. ein Verbrechen wider 
Treue und Glauben, und das deutſche 
Reichsſtrafgeſetzbuch insbeſondere behan⸗ 
delt den M. als ein beſonderes Verbrechen 
(Abſchnitt 9), indem es dabei tolgenbe 
Unterfheibungen macht ($$ 153—163): 
- ABM. im engern Sinn wird ber in einem 
Zivilprogeß von einer Partei wiſſentlich 
falſch —8 Eid mit Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren beſtraft. Dieſelbe Strafe 
trifft denjenigen, welcher wiſſentlich ein 
falſches Zeugnis oder Gutachten eidlich 
erſtattet, und die Strafe iſt eine noch 
härtere, wenn bie fragliche Ausſage in 
einer Straffadhe erftattet wurbe und für 
ben Angefchuldigten einen fchweren Nach⸗ 
teil zur Folge hatte Wiſſentlich faliche 
Berfcherung an Eides Statt wird mit Ge⸗ 
ängnis von 1 Monat bis zu 3 Jahren be⸗ 
raft, alfo 3. B.ein falfches ganbgelöbnie 
u. dgl, Die Verleitung zum M. wird mit 
Zuchthaus bis zu 5 yadren und die Verlei- 
tung zur wiffentlidhen Abgabe einer fal- 
fchen Berficherung an Eides Statt mit Ge 
fängnis bis zu 1 Jahr beftraft. Ein fahr: 
Yäf a — d iſt in dem Reichsſtraf⸗ 
gelesbu mit Gefängnis bis zu 1 Jahr be= 
tobt. Wurde in einem Yall ber lebtern 
Art die falfche Juslage ei ber Behörde, 
bei welcher fie abgegeben worden, wider: 
rufen, bevor eine Anzeige gegen ben Thäter 
erfolgte, oder eine Unterfuung gegen 
ihn eingeleitet, bevor ein Rechtönachteil 
für einen andern aus der falfchen Ausfage 
entftanben ift, fo tritt Straflofigfeit ein, 
während unter benfelben Borausfehungen 
bei einem eigentlichen M. die Strafe we⸗ 
fentlich ermäßigt wird. Ebenfo tritt eine 
jolhe Strafermäßigung dann ein, wenn 


Meeting’ — Menſchenraub. 


es ſich um eine Verlegung ber Eibespflicht 
feitens eined Zeugen ober Sachverſtändi⸗ 
gen banbelt und die Angabe der Wahrheit 
gegen diefen ſelbſt eine Verfolgung wegen 
eined Verbrechens ober Vergehens nad) 
fich ziehen fonnte, ober wen der Ausſa⸗ 
gende die falfche yusioge zu Öunften einer 
Perſon erftattet hat, rüdjichtlich welcher er 
die Ausſage ablehnen durfte, ohne über die 
Ablehnungsrechte belehrt worden zu fein. 

Meiningen⸗Hildburghanſen, ſ. Sach 

N eißkegänfigte Gtaaten, [. Bo1L 
egün sten, |. 30 
Beilte, f. Merifo. . 

Me6moire (franz, fpr. «moahr),, Denk⸗ 
ſchrift, befonders über eine ſtaats⸗ ober 
völkerrechtliche Frage. Memoiren (pr. 
moahren), Denfwürdigfeiten, Aufzeichnun: 
gen von Selbfterlebtem; beſonders zahl: 
reich in der englifchen (feit Eliſabeth) und 
in der franzöfifchen Litteratur (jeit Lud⸗ 


Bi , 
enſchenraub (Int. Plagium), das 
Verbrechen besjenigen, welcher fich eines 
Menfchen durch eih. Drohung oder Ge: 
walt bemädhtigt, um ihn in eine Hilflofe 
Lage zu verſetzen und barin preißzugeben, 
ober um ihn in Sklaverei, Leibeigenfchaft 
ober in auswärtige Kriegs⸗ oder Schiffs: 
diente zu bringen. Das Verbrechen ift 
mit bem Bemächtigungsaft, b. 5. bamit 
vollendet, daß der Thäter ben andern un: 
ter bie eigne Macht unterwirft, fo daß 
jenem bie freie Selbitbeftimmung entzo- 
en wird. Die Strafe iſt nach dem beut- 
Pen Reichsſtrafgeſetzbuch (F 234) Zucht: 
haus von 5 Jahren. Das Straf: 
geſetzbuch ftellt aber mit dem M. noch das 
Vergehen desjenigen zufammen, welcher 
eine minberjährige Perſon durch Lift, 
Drobung oder Gewalt ihren Eltern ober 
Bormund widerrechtlich entzieht, obwohl 
hier das ftrafbare Moment nicht fowohl 
in ber „greibeitsentgiehung als vielmehr 
in ber Vereitelung des Grgiehunge- und 
Auffichtsrechts der Eltern oder deren Stell: 
vertreter liegt, jo daß die That immerhin 
ftrafbar bleibt, wenn fie auch mit Einwil- 
ligung des Minderjährigen geſchah. Die 
Strafe iſt nach dem deutſchen Strafge⸗ 
ſetzbuch (F 235) Gefängnis von 1 Tag 
bis zu 5 Jahren und, wenn bie Hand⸗ 
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lung in ber Abficht gefchieht, um bie min⸗ | zu Veit in Ungarn, zu Niſhnij Nowgorod 
berjährige Perſon zum Betteln oder zu |in Rußland; von außereuropäifchen bie 


gewinnfüchtigen oder unfittlichen Sweden 
oder Bejchäftigungen zu gebrauchen, Zucht- 
haus Bis zu 10 Jahren. Dagegen fällt 
eine bloße mwiderrechtliche Onty ehumg ber 
Freiheit nicht unter ben Beg if des Men⸗ 
ſchenraubs (ſ, Gefangenhaltung). 

erkantilſyſtem, die im 17. und 
18. Jahrh. herrichende volkswirtſchaftliche 
Theorie, welche ven Volkswohlſtand als 
das Refultat weifer Regierungsmaßregeln 
betrachtete und ebendeshalb namentlich auf 
ſtaatlichen Schuß ber inländiſchen Indu⸗ 
ſtrie bedacht war. Die Merkantiliſten, 
wie Colbert, Friedrich d. Gr. u. a., ſahen 
den Reichtum eines Volks vorzugsweiſe 
in dem größtmöglichen Vorrat baren 
Geldes, welches im Beſitz desſelben be- 
findlich. Dieſe Theorie wurde von ben 
Phyfiofraten und zwar namentlich von 
Adam Smith mit Erfolg befämpft. Die 
dermalige Zollpolitif des Fürften Bigmard 
nähert fich Dagegen wiederum dem M. 

eßbrief, amtliche Beicheinigung über 
denRaumgehalt eines Schiffs (ſ. Schiffs⸗ 
vermeffung). 

Meſſen (Hanbelsmeifen) entflan- 
den aus ben mit Ablaß verbundenen alten 
Kirchenmeſſen, an die fih Jahrmärkte an- 
ſchloſſen, und erlangten große Bedeutung, 
infofern durch biefelben ferne Länber mit- 
einander in Verkehr traten. Gegenwärtig 
baben fie jedoch infolge ber veränderten 
Handels⸗ und BVerfehrsverhältnifie und 
der vervollkommneten Kommunikationds 
mittel an Bedeutung verloren. Meß⸗ 
freiheiten, Befreiung von Zöllen und 
Abgaben, befchleunigtes Verfahren bei 
Rechtöftreitigfeiten ıc. Für gewiffe Ge⸗ 
gen ände (Tuch), Aden gibt es beſondere 

Füur jede Meſſe beſteht eine Meß⸗ 
ordnung ſowie eine Art von Meßrecht 
für ben Handelsverkehr zwischen ben Meß⸗ 
beſuchern. An den legten Tagen ber M., 
den Zahltagen, finden bie Abrechnungen 
ſtatt. Die wichtigiten beutfchen M. Ab 
bie zu Leipzig und Frankfurt a. M., be 
nen fich die zu Braunfchweig und Frank⸗ 
fürt a. O. anfchließen; von außerbeutihen 
die zu Beaucaire in Frankreich, zu Def: 


fina, Sinigaglia und Bergamo in Italien, | Hauptfir 


u Tanta in Agypten, zu Mekka in Ara: 
ien, au Kiachta in Sibirien. 

Meter (franz. Mötre, »Stab«), Län: 
genmaß des franzöliihen und nunmehr 
auch des beutjchen Dezimalfyftems. Ein 
M. — 100 Zentimeter (Neuzoll),— 1000 
Millimeter (Strih); 10 M., = 1 Defa: 
meter (Keike), 100 M. = 1 Heftometer, 
1000 M. = 1 Kilometer... Ald Urmaß 
gilt nach der deutſchen Maß: und Ge: 
wichtsordnung vom 17. Aug. 1868 (Bun: 
besgefegblatt, ©. 473 ie. derjenige Pla⸗ 
tinjtab, weldyer im Belig der Töniglich 
preußifchen Negierung fich befindet, 1863 
durch eine preußiſch⸗franzöſiſche Kommiſ⸗ 
fion mit dem zu Paris aufbewahrten 
Meötre des archives verglichen und bei 
ber Temperatur bes fchmelzenben Eifes 

leich 1,00000301 M. befunden worben ift. 
Für die Flächenmaße bildet das Dua= 
dratmeter oder der Quadratſtab, für 
die Körpermaße aber dad Kubikmeter 
ober der Kubikſtab die Grundlage. Die 
Einheit ift der taufendfte Teil bes Kubik⸗ 
meter und heißt das Liter (f. d.). 

Methodiflen (griech.), chriftliche Reli⸗ 
gionaparei, welche in ber englifchen Hoch⸗ 
irche entfland und von Sohn Wesley und 
George Whitefield 1729 gegründet warb. 
Die Bezeichnung M. rührt daher weil 
die Anhänger dieſer Sekte nach »der in 
ber Bibel aufgeſtellten Methode. leben 
wollen. Gemeinſames Beten und Leſen 
ber Bibel, Häufige Abendmahlsfeier, Ber: 
fündigung des Evangeliums dem unwiſ⸗ 
fenden Volk, Beſuch und Belehrung der 
Kranken, ſtrenge feelforgerifhe Überwa- 
Ang bes einzelnen find Haupteigen⸗ 
tümlichleiten be Methodismus, wel: 
cher in verfchiebene Sekten zerfällt und 
namentlih in England, Nordamerika, 
in Württemberg, in der Schweiz unb in 
Bremen Eingang gefunden bat, Bol. 
u Handbuch bed Methobismus 
2. Aufl. 1855). 


Metropole (griech, Metropolis), 
Mutterftadt von Kolonien; Hauptflabt, 
Hauptſitz. Metropolit (Metropolis 
tan), ee; auch Pfarrer an einer 

e. 
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Meudelmerd, |. Morb. 

Meuterei, gemeinfame Auftehnung ber 
Untergebenen genen ihren Vorgeſetzten, 
welche bei dem Militär, dem Schiffsvolk 
und bei Gefangenen für befonders ftrafbar 
erflärt if. Das beutiihe —— 
ſetzbuch beſtraft wegen M. diejenigen An⸗ 
gehörigen des Heers oder der Kriegsnmia⸗ 
rine, welche eine gemeinſchaftliche Verwei⸗ 

rung des Gehorfams oder eine gemein- 
haft iche Widerſetzung ober Thätlichkeit 
gegen ben Vorgeſetzten verabreben; eben ſo 
wird auch derjenige mit Strafe bedroht, 
weldher, obgleich er von einer M. glaub: 
hafte Kenntnis erhielt, gleichwohl zur 
Verhütung berfelben eine rechtzeitige An- 
jeige unterläßt, während umgefehrt den 
ei einer M. Beteiligten Straflofigfeit zu- 
gefichert wird, wenn fie rechtzeitig von der⸗ 
jelben Anzeige erflatten. Ferner gehört die 
Beitimmung ber für bie beutichen Kauf: 
fahrteifchiffe ergangenen Seemanngorb> 
nung bierher, wonach mehrere Schiffes 
Ieute, welche e8 auf Verabredung gemein⸗ 
fchaftlih unternehmen, den Schiffer (Ka⸗ 
pitän) oder einen andern Vorgeſetzten durch 
Gewalt oder Drohung mit Gewalt ober 
burd) Verweigerung ber Dienfte zur Bor: 
nahme oder zur Unterlaffung einer dienft- 
lihen Verrichtung zu nötigen, mit Ge: 
fängnisſtrafe bis zu 4 Jahren bedroht 
werden. Gleidye Strafe trifft diejenigen, 
welche es unternehmen, dem Schiffer oder 
einem andern Vorgefegten durch Gewalt 
oder durch ‚Debrohung mit Gewalt Wiber: 
ftand zu leiften oder denfelben thätlich an⸗ 
Augreisen. Endlich beftraft dag Reichsitraf: 
gelevbus biejenigen Gefangenen wegen 

., welche fi zufammenrotten unb mit 
vereinten Kräften dad Beamtens und Auf- 
fihtsperfonal angreifen oder es unternch: 
men, dieſes zu Sandfun en oder Unter: 
lafjungen zu nötigen, ober endlich mit 
vereinten Kräften einen gewaltfamen Aus⸗ 
bruch unternehmen. In ſolchen Fällen 
tritt Gefängnisſtrafe von 6 Monaten 
bis zu 5 Jahren und gegen diejenigen, 
welche dabei Gewaltthätigkeiten gegen die 
Anftalt3beamten ober gegen das Aufſichts⸗ 
perfonal verübten, Zuchthausſtrafe bis zu 
10 Jahren ein. De. Deutihes Militär: 
ftrafgejeßbuch vom 20. Suni 1872, 68 103 
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bi8 105 ; Deutſche Seemannsordnung vom 
27. Des. 1872, SG 89— 92, und Deutiches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, F 122. 

Mexrito (ipr. mehhito, Mejiko, Esta- 
dos unidos de Mejico), Föderativrepu⸗ 
blik im füdlichften Teil von Nordamerika, 
1,921,240 qkm mit 9,686,777 Einw. und 
zwar teil3 Indianern, teils ae Meißen, 
teils Mifchlingen. Der Gejamtftaat zer- 
fallt in 27 Einzelftaaten, ben von ber 

entralregierung verwalteten Bundesdi⸗ 

rift (Distrito federal), b. h. die Bun: 
deshauptftabt M. (ca. 250,000 Einw.) 
mit ihrer Umgebung, und das Territorium 
Niebertalijornien. Nachdem das von Na: 
poleon infzenierte Kaiſerreich M. mit 
der Beihiebung bee Kaifers Marimilian 
ein traurige8 Ende genommen (Yebruar 
1867), wurbe bie republifanifche Verfaſ⸗ 
fung vom 5. Febr. 1857 in ihrem ganzen 
Umfang wiederhergeftellt. Die ausuͤbende 
Gewalt liegt hiernach in den Hänben bed 
Präfidenten der Republif, welcher auf 
vier Jahre gemählt wird. Im Tall des 
Tobes oder bei Verhinderung besfelben 
tritt ber Präſident be oberften Gerichts: 
hofs, dejlen Mitglieder auf ſechs Jahre ge: 
wählt werben, als Bizepräfident ber Ne 
publif an feine Stelle. Die geſetzgebende 
Gewalt wird von dem Kongreß ausgeübt, 
der ſich alljährlich verjammelt Diefe par: 
Iamentarijche Körperichaft zerfällt in zwei 
Kammern, ben Senat und bie Deputier- 
tenfammer. Die 56 Senatoren werben 
auf vier Jahre gewählt, indem jeber Staat 
wei Mitglieder für den Senat entjendet. 

agegen tft die Wahlperiode der Deru: 
tierten eine nur zweijährige. Die Zahl 


derjelben ift 227. Die Deputierten werben 
vom Bolt in direfter Wahl gewählt. Das 


Kabinett des Präfidenten beitebt aus ben 
Sefretären für bie auswärtigen Angele 
genbeiten, für Inneres, für 
Krieg. An ber Spike ber Rechts— 
pilege fteht der oberfte Gerichtähof ber 
epublif. In ähnlicher Weife haben bie 
einzelnen Bundesftaaten je einen Gouber: 
neur, einen Staatöfongreß und einen 
oberiten Gerichtshof. Die Dinanıen 
ber Republif befinden ſich infolge der fort: 


währenden innern Unruhen und Kämpfe 


uftia und | 
nterricht, für die Finanzen und für den 


Ä 
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in einer traurigen Verfafjung, und bie 
von dem Präfidenten Juarez 1859 ver- 
fügte Einziehung ber Kirchengüter bat 
in dieſer Hinficht eine bauernde Abhilfe 
nicht gebracht. Nach bem Staatshaus- 
baltsetat pro 1880—81 waren die Ein- 
nahmen auf 17,811,125, die Ausgaben 
auf 23,128,218 Doll. veranfchlagt; bie 
Staatsſchuldbelief ſich auf119,232,270 
Doll. Die Armee hatte eine Stärke 
von 1512 Offizieren und 23,318 Mann⸗ 
ſchaften. Das Wappen ber Republif 
befteht aus einem Nopal (einer kaktusar⸗ 
tigen Pflanze) auf einem Stein, auf wel: 
chem ein Adler mit außgebreiteten Flügeln, 
eine Schlange tötenb, ſich niebergelaffen 
bat. Die Nationalflagge beiteht aus drei 
Iotrechten Streifen: grün, weiß und rot. 
Bol. Arnim, Das heutige M. (2. Aufl. 
1869, 2 Bbe.); Ratel, Aus M. (1878). 

Milade, |. Sapan. 

Nildernde Umflände (franz. Circon- 
stances att&nuantes), befondere thatjäch- 
liche Verhältnifje, welche in einem gege- 
benen Straffall die That in jo milden 
Licht ericheinen laſſen, daß die bafür ges 
ſetzlich beſtimmte Strafe als zu hart er: 
ſcheinen würde. Nach dem deutſchen Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch mu bie Strafe beim Vor⸗ 
handenſein mildernder Umſtände gemin⸗ 
dert werden, wenn es ſich um eigentliche 
Verbrechen handelt, während ſie —**— 
ſetzt werden fann, wenn ein bloßes Ver⸗ 
gehen mit mildernden Umſtänden vor⸗ 
liegt. Bei welchen Delikten m. U. über⸗ 
haupt zu berückſichtigen ſind, iſt im Straf⸗ 


geſetzbuch ausdrücklich angegeben, während 
dasſelbe die Frage, welche Momente als 


m. U. aufzufaſſen find, nicht entſcheidet, 
ſondern ihre Beantwortung für den ein⸗ 
zelnen Fall dem richterlichen Ermeſſen 
anheimgibt. So wird 3. B. derjenige, 
welcher bereits zweimal als Dieb im 
Inland beſtraft wurde, bei dem brit: 
ten Diebftahl mit Zuchthaus von 1—10 
been beftraft. Liegen aber m. U. vor, 
it 3 B. ber Wertbetrag des Geſtohle⸗ 
nen nur ein ganz geringer, fo kann auf 
Sefängnisftrafe von 3 Monaten bis I 
d Jahren beruntergegangen werben. Wo 
Geſchworne über die Schuldfrage zu ent- 
Iheiden haben, gebührt ihnen auch bie 


863 


Entſcheidung über die Frage, ob m. U. 
anzunehmen find ober nicht, fo nament- 
lid nad) ber deutſchen Strafprozeßorb- 
nung ($ 295). Nicht zu verwechfeln mit 
ben mildernden Umftänden finddieStraf: 
milderungsgründe, d. 5. folde Um⸗ 
flände, welche kraft gejeklicher Beſtim⸗ 
mung die Strafe mildern, und welche in 
jedem Fall berückſichtigt werden müſſen. 
Das deutſche Strafgeſetzbuch kennt jedoch 
nur einen eigentlichen Milderungsgrund, 
nämlich das jugendliche Alter. Vgl. Reichs⸗ 
Ieeinelegbuc, $ 56. 

Militär (franz.), die Gejamtheit ber 
um Rriegsdienft beitimmten bewaffneten 

acht. Über die Militärverhältnijfe der 
einzelnen Staaten vgl. bie betreffenden 
Artifel und über die deutſche Militärge⸗ 
esaebung auch die Art. Erſatzweſen, 
andwehr und Wehrpflicht. 

Rilitäranwärter, verſorgungsberech⸗ 
tigte Unteroffiziere, welche nach zwölfjäh- 
tiger Dienftzeit oder wegen Inrauditn 
ſchon früher mit dem ſogen. Zivilver- 
ſorgungsſchein entlaſſen werden und 
dadurch Anſprüche auf Anſtellung im 
Staats⸗ und Kommunaldienſt, auch wohl 
bei Privateiſenbahngeſellſchaften erhalten 
(1 gipilverforsungs eim). 

ilitürattachẽ, |. Attache. 

Militärbeleidigung, die Beleidigung 
eines militärifchen Sorgelebten oder im 
höhern Dienſtrang Stehenden durch 
einen Untergebenen, wird nach dem deut⸗ 
ſchen Militaͤrſtrafgeſetzbuch (FF 89, 91) 
mit Freiheitsſtrafe (Gefängnis, Feſtungs⸗ 
haft, Arreſt) bis zu 2 und, wenn die 
M. im Dienſt oder in Beziehung auf eine 
Dienſthandlung begangen ward, bis zu 
3 Jahren und, wenn die Beleidigung 
burch Verbreitung von Schriften, Dar: 
ftellungen oder Abbildungen verübt wurde, 
mit Gefängnis oder Feſtungshaft, bei ver: 
leumbderifhen Beleidigungen aber aus: 
ſchließlich mit Gefängnisftrafe bis zu 5 
Jahren beftraft. 

Witärbergung, |. Bergelohn. 

Rilitärbenolmüntigter, [. Se: 
andte 

Militärgerichtsbarkeit, die für bie 
MRilitärperipnen beftehende befonbere Ge 


richtsbarkeit. Während nämlich in bürger: 
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lichen Rechtsſtreitigkeiten die Angehöri⸗ 
gen des Militärſtands regelmäßig und ſo 
namentlich in Deutſchland dem Gericht 
bed Garniſonsorts unterftellt find, beſteht 
für die Behandlung ber Straffadhen eine 
befondere Militärjurisbiktion, welche fich 
in Deutſchland nach ber preußiſchen Mi⸗ 
litärfirafgerihtsorbnung vom 
April 1845 richtet. Die M. zerfällt in 
eine höhere und eine niebere. Bor die 
erftere gehören Vergehen und Verbrechen, 
welche minbeftens mit Gefängnis, vor bie 
letztere ſolche verghen und Übertretungen, 
welche nur mit Arreft bebroht find. Die 
Korps, Diviſions- und Garni: 
ſonsgerichte paben bie höhere und bie 
niebere Gerihtöbarfeit, während den Res 
imentsgerihten nur bie niedere zu⸗ 
Best. Als Spruchgeridhte fungieren für 
die erftere die Kriegsgerichte, für bie 
Ießteredie Standgerichte. Bgl.Solms, 
Strafrecht und Strafprogeß für Heer und 
Marine des Deutichen Reich (1873); 
% ed, Militärſtrafgeſetzbuch fir das 
ale Reich (1875 u. 1880). 
Rilitärheheit(Militärgemwalt, lat. 
Jus armorum), bie Befugnis bes Staats⸗ 
oberbaupts, von den Unterthanen Krieges 
bienfte zu fordern und die zur Verteidigung 
bes Landes und der flantlichen Intereſſen 
erforderlichen militärifchen Vorkehrungen 
und Einrichtungen zu treffen. Im Deuts 
ſchen Rei ijt die M. und damit die 
Souveränität ber einzelnen Bundesſtaa⸗ 
ten überhaupt zu Gunften bed Kaifers 
wejentlich beichränft. Nur das bayrifche 
Den bildet einen im fich nefchloffenen Be⸗ 
anbdteil des beutjchen Reichsheers mit 
felbftändiger Verwaltung unter ber M. 
bes Königs von Bayern, indem e3 nur 
im Krieg und zwar mit Beginn ber Mo: 
bilifierung unter bem Oberbefehl des Kais 
fers fteht. Im übrigen aber bildet die ge: 
famte Landmacht des Reich ein einheit- 
liches Heer, welches nicht nur im Krieg, 
fondern auch im Frieden unter dem Be- 
fehl des Kaifers fteht. Diefer bat den 
Präfenzitand, die Gliederung und Ein- 
teilung der Kontingente bes Reichsheers 
fowie die Organifation ber Landivehr, 
ebenfo die Garnifonen innerhalb des Bun- 
desgebiets und bie Friegsbereite Aufftels 


Mititärhoheit — Militärkonventionen. 


lung eines Teils oder ded ganzen Reiche 
heers zu beſtimmen und bie Erflärung 
bes Bunbesgebiets, ganz ober teilweife, in 
ben Kriegszuſtand zu verfügen. Der Kai: 
Ir ift berechtigt, fich jederzeit durch In⸗ 
peltionen von ber Verfaſſung ber einzel- 


nen Kontingente zu überzeugen unb bie 


3. | Abftellung ber babei vorgefundenen Män: 


gel anzuordnen; auch fteht ihm bie Befug⸗ 
nis zur Anlegung von Feſtungen inner 
gelb bes Reichs gebiets zu. Die beutfchen 

ruppen haben Befehlen bes Kaiſers 
unbedingt Folge zu Teiften, eine Verpflich⸗ 
tung, welche in ben Fahneneid mit auf: 
junehmen ift. Der Kaifer ernennt end 
ih den Höchftlonmanbierenden eines 
Kontingents fowie alle Offiziere, welche 
Truppen von medr als einem Kontingent 
befebligen, unb.alle Feitungsfommanban: 
ten, während bei Generalen unb ben Ge⸗ 
neralftelungen befleidenden Offizieren in- 
nerhalb eines Kontingent? Die Ernen: 
nung von der jebeömaligen Zuſtimmung 
bes Kaiſers abhängig zu machen iſt. Die 


meiften Bunbesregierungen haben aber | 


außerdem mit ber Krone Preußen nod 
— — Militärkonventionen (ſ. d.) ab⸗ 
eſchloſſen, wodurch ſich wenigſtens die 
leinſtaaten ihrer M. nahezu vollſtändig 
begeben haben. Die Kriegsmarine des 


Reichs iſt ebenfalls eine einheitliche und 


ſteht unter dem Oberbefehl des Kaiſers. 
Vgl. die Verfaſſung des Deutſchen Reichs 
vom 16. April 1871, Art. 53, 57—68. 


Militärkabinett, Büreau bes Landes: 


herrn, welches deſſen Entjcheibungen in 
militärif 
unb bearbeitet. 

Nilttärlonnentionen,  Staatsver: 
träge, burch welche die eine Regierung 
die ihr in Anſehung bes Militärs und 
Kriegsweſens zuftehenden Rechte ganz ober 
teilweiſe auf die andre überträgt. Dabin 


bar 3. B. die Militärkonvention zwi: 


hen bem Norbdeutfchen Bund und Wuͤrt⸗ 


temberg vom 21.—25. Nov. 1870 (Bun- 


n Angelegenheiten vorbereitet 





desgeſetzblatt 1870, S. 658 .), welche 


dann fpäter in bie beutfche Reichsverfaſ⸗ 
fung vom 16. April 1871 mit aufgenom: 


men wurde. Außerdem find aber zwifcden 


ber Krone Preußen und allen übrigen 


Bundesſtaaten, mit Ausnahme Bayemd 








Militärftrafgeiegbuh — Minifter. 


und Braunfchweigs, M. abgeſchloſſen wor: 


ben, durch welche, abgefehen von ben Bes | E 


fchränfungen der Militärhoheit ber ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten durch bie Reichs⸗ 
verfaſſung, die Kleinſtaaten namentlich 
ihre Militärverwaltung der preußiſchen 
Staatsregierung vollftänbig übertragen 
haben. Kur die Königreihe haben ihre 
eigne Heeresverwaltung behalten, wäh. 
rend bie Kontingente der übrigen Bun⸗ 
besftaaten, welche jene M. abgeſchloſſen 
haben, in die preußifche Verwaltung über: 
gegangen find; doch bat fich der Baier ben 
Kontingentsberren gegenüber verpflichtet, 
fein verfaffungsmäßiges Recht zur Be⸗ 
ftimmung der Garnijonen in ber Regel 
babin auszuüben, baß die Kontingents- 
truppen innerhalb ber Landesgrenzen ver: 
bleiben. Die Kontingentsherren felbft 
ftehen zu den in ihrem Gebiet befindlichen 
Truppen im Verhältnis eines komman⸗ 
dierenden Generals, indem fie bie einem 
ſolchen zukommenden Chrenrechte unb 
Disziplinarbefugniſſe zu beanſpruchen 
haben, während das Begnadigungsrecht 
in Militärſtrafſachen regelmäßig dem Kai⸗ 
fer übertragen ifl. Die Offiziere und bie 
Militärbeamten werben in ben Großher- 
zogtümern, in ben Herzogtümern, mit 
Ausnahme Braunfchweigs, in ben Fürs 
fientümern und in ben Freien Städten 
von Kaifer ernannt, vorbehaltlich bes 
Rechts der Kontingentäherren zur Ernen⸗ 
nung von Offizieren & la suite ſowie von 
a Hr und Ordonnangoffizieren. 
ilitärfirafgefehbnd,j.Strafrecht. 
Militärverbrechen, im weitern Sinn 
überhaupt alle ftrafbaren —— 
welche, weil von Militärperjonen began⸗ 
gen, vor bie Militärgerichte gehören; im 
engern und eigentlichen Sinn aber die 
jenigen Berbrechen, welche nad) ihrem 
Begriff und Wefen nur von Militärper- 
onen begangen werden fünnen. Für Mi: 
Iitärperfonen ij nämlih ein boppelted 
Strafrecht gegeben: die nichtmilitäriſchen 
Verbrechen und Vergehen berfelben wer: 
ben, wenn auch vor befondern Militär 
gerichten, doch nach bem bürgerlichen Straf: 
geſetzbuch beftraft, während für die M. 
die befondern Vorfchriften bes Militärs 
firafgefeßbuchs, welche das Militärftraf: 
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recht bilden, maßgebend find. Zu bemer- 
en ift aber, baß bie Bellimmungen bes 
allgemeinen Teils des deutſchen bürger- 
lihen Strafgeſetzbuchs (65 13—79), alfo 
3. B. die Normen über ben verbrecherifchen 
Verſuch und über die Teilnahme an einem 
Berbrechen, auch auf bad Militärftrafrecht 
analoge Anwendung finden. Beſonders 
ftrenge Borjchriften ſind für bie ftrafbaren 
Handlungen im Feld gegeben. So wird 
—* die Fahnenflucht vom Poſten vor 

m Feind ober aus einer belagerten Fe⸗ 
ftung mit dem Tod beftraft. Diefelbe 
Strafe trifft denjenigen, welcher während 
des Gefecht? aus Feigheit die Flucht er- 
greift und bie Kameraden durch Worte 
oder Zeichen zur Flucht verleitet. Ebenſo 
tritt bei einem vor dem Feind begangenen 
milttärifchen Aufruhr für ſämtliche Be 
teiligte die Todesſtrafe ein. Diefe fogen. 
Kriegsgeiehe gelten für die Dauer des 
mobilen Zuftands bes Heers, ber Marine 
oder einzelner Teile derſelben, für die Pers 
onen des aktiven Dienitftands und bes 
Beurlaubtenftands; fie finden aber auch 
in denjenigen Gebieten, in welchen ber 
Kriegszuſtand verkündet worben ift, für 
die Dauer bezfelben Anwendung. Ebenfo 
elten fie für diejenigen Truppen, welchen 
ei einem Aufruhr, einer Meuterei ober 
einen Friegeriichen Unternehmen ber bes 
fehligende Dffizier dienſtlich befannt ge- 
macht hat, daB die Kriegsgeſetze für fie in 
Kraft treten, für die Dauer dieſer Zu⸗ 
ſtände und endlid auch für biejenigen 
Kriegsgefangenen, welchen ber höchſte an 
ihrem Aufenthaltsort befehligende Offi⸗ 
zter bienftlich das Inkrafttreten ber Kriegs- 
efege eröffnet bat. Dal. Militächree es 
etzbuch für dad Deutſche Reich vom 20. 
er yon (Reichsgejeßblatt 1872, ©. 


174 fi.). 

Milreis (ipe. »rees), Goldmünze, in 
‚Bertugel 10 M. — 45,3573 Mk., in Bra⸗ 
lien = 22,9276 Mk.; als Silbermünze 
in Bortugal = 4,8861 Mk., in Brafilien 


— 2,0850 MT. 
Minatio 


(Iat. , Drohung, 
3 t, ſ. Minorität. 
Minderjährigkeit, ſ. Alter. 


Minifler (lat., »Diener«, Stantsfe- 
fretär), bie Inhaber ber höchften Ver: 
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waltungsitellen bes Staats, welche an ber 
Spige ber gefamten Staatsverwaltung 
ober einzelner Zweige berjelben ftehen. 
Für fonftitutionelle Staaten kommt noch 
bad weitere Erforbernis hinzu, daß diefe 
Beamten eine befonbere Verantwortlichkeit 
(Minifierverantwortliäteit) ha⸗ 

n. Nur in ganz kleinen Staaten beſteht 
die Einrichtung, daß ein einziger Staats⸗ 
miniſter vorhanden iſt. In den größern 
Staaten befiehen für bie einzelnen Ver: 
waltungszweige bejondere N achminiſte⸗ 
rien, wel ſſortminiſtern unterſtellt 
ſind. In kleinern Staaten zerfällt das 
Miniſterium in verſchiedene Departements 
oder Abteilungen, welche zumeiſt verant⸗ 
wortlichen Departements: oder Abteilungs⸗ 
vorſtänden unterſtehen. In den gröbern 
Staaten werben regelmäßig folgen na 
minifterien unterfchieben: 1) das Mini- 
fterium berauswärtigenAngelegen= 
gelten; 2) Minifterium der ginanzen; 

) Krieg3minifterium; 4) Marine: 
minifterium, in Preußen lange Zeit mit 
bem Kriegeminifterium verbunden, jebt 
unter dem Titel »Raiferliche Admiralität« 
auf das Reich übernommen. In Frankreich 
ift das Marineminifterium auch mit ber 
Verwaltung ber Kolonien betraut, wäh: 
renb in England ein befonderer Staats- 
fefretär für die Kolonien fungiert; 4) Mi- 
nifterium für Handel und Gewerbe; 
5) Minifterium ber öffentlichen Ar- 
beiten; 6) Minifterium des Innern; 
7) Minifterium der Juftiz; 8) Minifte- 
ruum bed Aderbaug, in Preußen Mi⸗ 
nifterium für Landwirtfchaft, Do: 
mänen unb Forſten genannt; 9) Mi- 
nifterium für Kultus und Unterricht, 
in Preußen Minifterium ber geiftlichen, 
Unterrihts- und Medizinalange: 
legenbeiten. Neben dieſen Miniite- 
rien, in Anfehbung deren übrigens in 
ben einzelnen Staaten vielfad; Kombinie- 
rungen vorkommen, befteht in der Regel 
auch noch ein Hausminifterium (Mi⸗ 
nifterium bes Foniglichen Haufes), welches 
mit ber Verwaltung bes Kronguts oder 
ber Zivillifte betraut if. Die Chefs ber 
Minifterien werden durch Unterftaatsfe- 
Tretäre, Direftoren, Miniiterial- und Res 
gierungsräte, vortragende Räte ac. unter: 


Minifter (Miniflerien). 


ftügt. In wichtigern Fällen aber tritt das 
Minifterium (Geſamtſtaats miniſte⸗ 
rium, Miniſterrat, Miniſterkon— 
ſei h zueiner Geſamtberatung zuſammen, 
in welcher der Premierminiſter oder 
Minifterpräfident, bie »leitende Ber: 
fon« des Staatsminiſteriums, ben Borfig 
führt. Da dad Minifterium in feinen 
Anfhauungen und Sefinnungen eine ein: 
beitliche Körperfchaft fein muß, fo beſteht 
zumeiit die Einrichtung, baß die einzelnen 
Reflortminifter auf Vorſchlag bes Miniſter⸗ 

räfidenten ernannt werden. Dagegen 
iſt das engliihe (parlamentarifce) 
Syſtem, wonach bie jeweilige parlamenta- 
rifhe Mehrheit einen Anfpruch darauf 
—* das Miniſterium aus ihrer Mitte 

ervorgehen zu ſehen, in Deutſchland noch 
nicht zur Geltung gelangt. Im Grund 
genommen iſt es aber eigentlich für den 
konſtitutionellen Staat etwas Selbſwer⸗ 
ſtändliches, daß ein M., wenn er auch 
nicht ſelbſt der Kammermajorität ange⸗ 
hört, doch eine ſolche Mehrheit hinter ſich 
haben muß, auf welche er ſich ſtützen kann. 
Der Zuſtand einer Augenblickspolitik, wie 
er dermalen im —* Reich beſteht, 
wo der leitende Staatsmann heute mit 
dieſer, morgen mit jener Majorität die 
Geſetze zuſtande bringt, iſt auf die Dauer 
unhaltbar. Allerdings kann ſich aber in 
Deutſchland, abweichend von dem 
liſchen Syſtem, ber Monarch ohne Rüd- 
ſicht auf parlamentariſche Majoritäten 
und Minoritäten ſeine M. wählen. 

Die Miniſterverantwortlichkeit 
läßt fi) auf den Grundſatz des engliſchen 
Stantsrecht3 zurüdführen: »Der König 
kann fein Unrecht thunc. Auch in ber 
fonftitutionelen Monardie ift nämlich 
der König perſönlich unverantivortlic. 
Derfelbe kann wegen feiner Hanblung 
vor Gericht ober in der Kammer zur Re 
chenſchaft gezogen werben; ja, es ift jogar 
parlamentarifher Brauch, die Berfon bes 
Monarchen nicht in bie Debatte hineinzu- 
ziehen. Es bebarf aber jeder ftaatliche Aft 
des Souveräns zu feiner Gültigfeit der 
Gegenzeihnung eines Minifterd, welcher 
eben durch dieſe Kontrafignatur bie Ber 
antwortlichfeit übernimmt. So beftinmt 


3. B. auch bie beutfche Reichsverfafſung 


Minijter (Verantwortlichfeit). 


(Art. 17): »Die Anordnungen und Ver- 
fügungen des Kaifers werben im Namen 
bes Reichs erlaflen und bedürfen au ihrer 
Gültigkeit ber © enzeichnung bed Reichs⸗ 
kanzlers, welcher dadurch die Verantwort⸗ 
lichkeit übernimmt«. Dieſe Miniſterver⸗ 
antwortlichkeit hat aber einen doppelten 
Charakter, einen politiſchen und einen 
rechtlichen. Der M. kann nämlich in er: 
ſterer Hinſicht in der Kammer wegen 
zwedwidriger, das Staatswohl ſchädigen⸗ 
der Handlungen, z. B. wegen einer das 
Anſehen ber Krone ſchädigenden Hand⸗ 
lungsweiſe, wegen Abſchluß eines nachtei⸗ 
a nee interpelliert und 
zur Re t gezogen werden. Die 
Kammer Tann den N auch durch ein 
Mißtrauensvotum zum Rüdtritt bewe⸗ 
gen. Nach engliſchem Brauch hat wenig- 
tens ein folche3 regelmäßig den Rüdtritt 
des Minifteriums zur Folge. Endlich kann 
die Bolfövertretung in Form ber 
ſchwerde oder in Form einer Adrefie ihre 
Bedenken über ein unzwedmäßiges Ver⸗ 
halten des Minifteriums bem Monarchen 
unterbreiten. Die rechtliche Verantwort⸗ 
lichkeit der M. aber ift eine dreifache: eine 
Rrafrehtliche infofern, alö der M. we- 
en politifcher Verbrechen, welche ſchon im 
trafgeſetzbuch mit Strafe bebroht find, 
verfolgt, eine zivilrechtliche infjofern, 
als er zu Schabenerfag angehalten wer: 
den könnte, und endlich eine ſtaatsrecht⸗ 
liche wegen etwaiger Verletzung der 
Staateverfaſſung und der Geſetze des 
Staats überhaupt. Der M. iſt eben da⸗ 
für verantwortlich, daß feine Handlungen 
und diejenigen bed Souveräng, für welche 
er durch die Kontrafignatur bie Verant- 
wortlichfeit übernimmt, fich innerhafb ber 
geſetzlichen Schranken halten. Den Kam⸗ 
mern fteht in Fällen, in welchen gegen 
diefen Grunbfaß verftoßen wirb, ein An- 
Hagerecht gegen ben DR. zu. Dies Anflage- 
teht (Impeachment) bat ſich im engli- 
ſchen Verfaſſungsleben entwidelt, wofelbft 
8 aus ber Befugnis ber Gemeinen her: 
vorging, hohe Stantöbeamte vor bem Kü- 
ng im Hohen Rat zur Verantwortung 
Fichen. gierau? ing das Recht ber 
nifteranflage bes Unterhaufes hervor, 
über welche das Oberhaus enticheibet. 


Be. 
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Ebenſo iſt in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika dem Repräſentanten⸗ 
haus die Anklägerrolle und dem Senat 
die richteramtliche Funktion übertragen. 
Allein das Urteil des letztern kann nur 
die Amtsentſetzung und die fernere Un⸗ 
fähigkeit zur Bekleidung eines beſoldeten 
Amies in den Vereinigten Staaten aus⸗ 
ſprechen. Eine wirkliche Verurteilung 
muß durch die Gerichte erfolgen. In den 
deutſchen Verfaſſungsurkunden iſt das 
Recht der Miniſteranklage zwar regel⸗ 
mäßig gewährleiſtet, aber nur wenig aus⸗ 
gebildet. Angeflagt Tönnen regelmäßig 
nur M. werden, b. b. bie mit dem Rechte 
der Kontrafignatur ausgeftatteten höch⸗ 
fien Verwaltungsbeamten, gleichviel ob 
fie den Miniftertitel führen ober nicht. 
Beiteht ber Landtag nur aus einer Kam- 
mer, fo ift eben der Landtag Ankläger. 
Wo dagegen das Zweikammerſyſtem be- 
fteht, ift zu einer Minifterantlage entwe- 
der ein übereinftimmenber Mehrheits be⸗ 
ſchluß beider Kammern nötig, wie 3.8. 
in Bayern und in Sachſen, oder jede von 
beiden Kammern bat das Anklagerecht, 
wie in Preußen und Württemberg, oder 
das Recht fteht Tebiglich der Zweiten Kam: 
mer zu, wie in Baden. Die Funktionen 
bes Nichterd werben in gen Staaten 
von dem oberften Gerichtshof, in andern 
von einem bejondern Staatsgerichtähof 
wahrgenommen. So wird z. B. in Bayern 
ein befonderer Staatsgerichtshof aus dem 
Präfidenten, ben ſechs älteften, nicht abge- 
lehnten Räten bed oberften Gerichtshofs 
und zwölf Geſchwornen gebildet. Das 
Berfabren ift vegelmäßig ein öffentliches, 
münbfiches und Tontrabiftorifches, indem 
bie Befugnifle des öffentlichen Anklägers 
durch befonbereBevollmächtigte der Volks⸗ 
vertretung wahrgenommen werben. Als 
Gegenftand ber Anklage werben meiſtens 
Berfaflungsverlegungen und außerdem 
auch zuweilen beftimmte Verbrechen, 3.8. 
in Preußen Beftehung und Verrat, be⸗ 
geiänet. Die badiſche Verfaſſung ftatuiert 
ie Minifteranflage nicht nur wegen Ver: 
letung der Verfaffung oder anerkannter 
verfaflungsmäßiger Rechte, fondern auch 
wegen jchwerer Gefährdung ber Sicherheit 
und Wohlfahrt des Staats. Das Urteil 
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lautet im Fall der Verurteilung nad) ben 
meiften Verfajlungsbefiimmungen auf 
Verluft bes Amtes und Unfähigfeit zur 
Belleivung anderweiter Amter. Das Recht 
ber Begnadigung kann ber Monarch nad) 
ber preußifhen Verfaflung zu Gunften 
eined wegen feiner Amtshandlungen ver: 
urteilten Miniſters nur auf Antrag ber- 
jeni en Kammer ausüben, von welcher 
ie Anklage auögegangen if. Abnliche 
Beihränfungen Begnadigungsrechts 
finden ſich auch in andern Verfaſſungs⸗ 
urkunden. Mit der eigentümlichen Stel⸗ 
lung der M. hängt auch ber weitere Rechtso⸗ 
prundias zufammen, baß bie M. und bie 
ihnen gieichflepenben Departementachefs 
das unbebingte Recht haben, ihre Entlaſ⸗ 
fung fordern zu können, ohne baß ihre 
Penfionsanfprüche oder die Beibehaltung 
von Rang und Titel an ben Ablauf der 
gemöbntichen Dienftzeit gefnüpft wäre. 
uf ber anbern Seite ift aber auch das 
hyfe Entlaſſungsrecht des Monarchen bem 
. gegenüber allgemein anerkannt. Nach 
dem deutſchen Reichobeamtengeſetz gehö⸗ 
ren zu denjenigen Reichsbeamten, welche 
ihre Onklafiung jebergeit fordern und er: 
halten Fönnen, der Reichskanzler, ber (frü⸗ 
bere)Präfibent bes Reichskanzleramts, der 
Chef ber Taiferlihen Admiralität und der 
Staatsfefretär ber auswärtigen Angele- 
genbeiten. Der Anſpruch auf Penfion ift 
tündet, wenn ber Ausicheibende min- 
beiten® zwei Jahre Yang das betreffende 
Amt befleidet hat. Übrigens ift für das 
Deutiche Reich der einzige in diefem Sinn 
verantwortlide Beamte ber Reichskanzler 
(f. d.), und auch in Anſehung bes Iebtern 
fehlt e8 in Ermangelung näherer Beſtim⸗ 
mungen an Mitteln, bie rechtliche Verant⸗ 
wortlichfeit dieſes böchtten Reichsbeamten 
in wirffamer WVeife geltend u machen. 
In abfoluten Staaten iſt der Di. nur 
Staatsoberhaupt verantwortlich. Be: 
vollmädtigter M. ift ber Titel eines 
Gefandten zweiten, Minifterrefident 
derjenige eines Geſandten (f. d.) britten 
Ranges. Minifteriell, das Minifterium 
angebend, von bemfelben ausnehend, 3.2. 
ein minifterielle8 Zeitungsblatt u. ogl. 
Bol. außer ben Lehrbücdhern bes Stantö- 
rechts: Samuely, Das Prinzip ber Mi- 


Feine! 
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Minifterrefident — Modus. 


nifterverantwortlichleit in ber fonflitutio- 
nellen Monarchie (1869); Kerchove be 
Denterghbem, De la responsabilite 
des ministres (1866). 
Minifierrefideut, |. Seiandte. 
Minorenn (lat), minberjährig; 
Minorennität, die ber Majorennität 
ober Großjährigkeit vorhergehende Lebens: 
periobe. Lebtere tritt nach römifchen Recht 
mit aurüdgelegtem 25. Jahr ein, in öfter: 
reih mit dem 24., im Deutjchen Reid 
(Geſetz vom 17. Febr. 1875), in England 
und Frankreich mit bem 21., bei regie 
renden Fürften und beren Samilien zu- 
meift mit bem 18. Lebensjahr. Auch kann 
das Recht der Majorennität vom Staat 
oberbaupt erteilt werben (f. Alter). 
Ninsrität et.) die bei Abſtim⸗ 
mungen und Wahlen fi) ergebende Min- 
berheit ber Stimmen; auch Bezeichnung 
für bie Abgeorbnneten, deren Stimmen bet 


‚einer Abſtimmung die Minberbeit bilden, 


baber man 3. B. von einem Abgeorbneten 
ſag er »ſtimme mit ber M.« 
inoritätspolitit, das von ber Min: 


derheit einer Kammer beobachtete politiſche 


Berhalten. Eine entichiebene M. pflegt 
ben Regierungsporlagen gegenüber zu 
meift ablehnend zu verfahren. 
’ Mißhandlung, |. Körperver: 
etzun 
ißheirat, ſ. Ebenbürtigkeit. 
Miilfion (lat.), Sendung, insbeſondere 


diger (MMiſſionäre) zur Verbreitung dei 
Ehriftentums; dann ſ. v. w. Gefandtfchaft. 
Btrauensuotum, |. Botum. 
NMitreeder, |. Reeder. 
Mittelamerika, |. Zentralamerifa 
Mitthäter, f. Teilnahme am Ber: 


brechen. 

Mobilien (lat.) ſ. Immobilien. 

Modena, bis 1860 ſelbſtändiges Her 
gogtum in Oberitalien, 6132 qkm mit 

10,000 Einw., unter der Regierung be 
Haufes Ofterreich- Efe; feitdbem Beſiand 
teil des Königreichs Italien. 

Modus (Iat.), Art und Weife; in ber 
Rechtsſprache bie einem Nechtögefchäft ber 
gefügte Nebenbeftimmung, namentlid 
eine Auflage, welde bem Cmpfänge | 
einer Sache gemacht wird, ohne daß ihr 





chriſtlicher Lehrer und Pre 
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der Charakter, einer Gegenteiftung innes | der Grundfaß, daß ber erftern vor diejer 


wohnt. M. vivendi, die Art und Weife 
eined erträglichen Pebeneinanderlebens, 
in dem gegenwärtigen Tirchenpolitichen 
Streit vielfach als erreichbares und wün: 
ſchenswertes Ziel bezeichnet. 

Nohammedaniſche Religion (Mo- 
hammedanismus, Slam, »Hingabe 
an Gotte), die von Mohammed verfün: 
dete, angeblich auf göttlicher Offenbarung 
beruhende, im Koran enthaltene Religion, 
weldye den Glauben an Einen Gott lehrt, 
deilen Prophet Mohammed ift. Vielmei- 
berei ift geftattet, während fonft manche 
gute Sittengefebe im Koran enthalten 
iind. Die Herrſchaft des Islams, welcher 
ih ungemein rafch über Syrien, Perlien, 
Agypten und Norbafrifa bis nad) Spa- 
nien bin verbreitete, ift feit bem 18. Jahrh. 
im Sinfen begriffen. Immerhin iſt aber 
die Zahl feiner Bekenner noch auf 200 
Mil, zu veranfchlagen. Bol. Arnold, 
Der Kelam nach Gefchichte, Charakter und 
Beziehung zum Chriftentum (a. b. Engl, 
1878); Bambery, Der Islam im 19. 
Jahrhundert (1875); Lüttke, Der 38: 
lam und feine Völker (1878). 

Monäco, fouveränes Fürftentum, im 
franz. Departement ber Seealpen gelegen; 
etwa 15 qkm groß, mit (1878) 7049 Einw. 
Die Hauptſtadt M., eine befannte Spiel: 
hälle, Hat 2863 Einw. Der Duobezitaat 
feht feit 968 unter Kürften aus dem 
Haus Grimaldi. Die Truppenmacht be: 
Neht, außer einer Ehrengarde, aus 73 

ann, wozu noch 32 Gendarmen kommen. 

Ronardie (griech, Alleinherr- 
haft, Einherrfchaft, Einzelherr: 
ſchaft), diejenige Staatsform, nach wel- 
her die Staatsgewalt einem Einzelnen 
(dem Monarchen ober Souverän) 
übertragen ift. Letzterer allein erſcheint als 
Regierender, alle übrigen Staatsange- 
börigen find Regierte im Gegenfab zur 
Republik (f. d.), in welcher bie Gejamt: 
beit de Volks als Souverän erfcheint, 
dem bie Einzelnen als Regierte gegenüber: 
Reben. Je nachdem aber die ſtaatliche 
Nachtwollkommenheit mit einem beſtimm⸗ 
ten Fürſtenhaus erblich verbunden ift oder 
nicht, wird zwifchen Erb⸗ ober Wahl- 
monarchie unterjchieden, und zwar ift 

Staatslerxikon. 


der Vorzug gebühre, in der Politik allge⸗ 
mein anerkannt und durch die Geſchichte, 
namentlich die des frühern Deuiſchen 
Reichs und die des Königreichs Polen, 
beſtaͤtigt. Denn während durch die Erb⸗ 
Tichfeit der Krone die Stetigfeit der Re⸗ 
gierung und bes Staats jelbft verbirgt 
tft, wird dejlen Beftand in der Wahlmon- 
archie Durch das unvermeidliche Zwiſchen⸗ 
reich, durch die Entfeſſelung der Xeiden- 
Ihaften der Maſſe und durch die Auf: 
ftachelung bes Ehrgeizes der Einzelnen 
bei der jeweiligen Wahl gefährdet, wie die 
Macht der Regierung durch die Zugeftänd- 
niffe, zu welchen fich der Fünftige Monarch 
jeinen Wählern gegenüber bequemen muß, 
abgefhwächt zu werben pflegt. In ben 
einzelnen Erbmonarchien aber beitimmt 
ich die Succeffion nach der beitehenben 
hronfolgeorbnung, und zwar haben 
die meiften Staaten das Saliſche Geſetz 
(f. d.) adoptiert, wonad nur ber Manns⸗ 
ftamm zur Thronfolge berufen ift. Dabei 
ift das Syſtem der Primogenitur(f.d.) 
da8 berrichende, nach welchem ber Erft- 
geborne und feine Linie den Nachgebornen 
und deren Linien vorgehen. it ber Mon⸗ 
ar völlig unumfchränft, jo wirb er 
Autofrat (Selbftgerrfcher) und die be- 
treffende M. Autofratie(1.d.) genannt, 
und artet diefelbe in eine Willkürherrſchaft 
aus, fo wird fie als Abfolutismus 
oder Deſpotismus bezeichnet. Sit da⸗ 
egen ber Souverän, wie Dies in der kon⸗ 
—— M. der Fall iſt, bei den wich⸗ 
tigern Regierungshandlungen an die Zu⸗ 
ſtimmung der Volksvertretung verfaf: 
ſungsmäßig gebunden, ſo ſpricht man von 
einer beſchränkten DM. (ſogen. Reprä- 
fentativverfaffung). Die Staatäge: 
walt und die Machtvollkommenheit fteben 
aber auch hier nichtsdeftoweniger nur dem 
Monarchen zu, ein Grundfag, welchen 
man als das fogen. monarchiſche 
Prinzip zu bezeichnen pflegt, währerid 
für eine einfeitige Handhabung und Auf: 
faffung desjelben auf Koften der Rechte 
des Volks der Ausdruck Monarchismus 

gebräuchlich iſt. 
Die Rechte des Monarchen zerfallen in 
Regierungsrechte einerſeits und in Maje⸗ 
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ſtäts⸗ oder Chrenrechte anderfeits. Die 
Regierungsrechte find diejenigen Be- 
fugniffe, welche bem Fürften aur@rfülkung 
feiner Raatlichen ufgaben eingeräumt 
find, während unter Majeſtätsrechten 
diejenigen Rechte verftanben werden, welche 
die bevorzugte Stellung des Monarchen be⸗ 
fonbders zum Ausdrud bringen jollen. Das 
bin gehört der Anſpruch auf einen befon- 
dern Titel (Majeftät, Königliche Hoheit, 
Hoheit 2c.), auf gewiſſe Infignien, mili 
täriiche Ehren, Kirchengebet, Hofhaltung, 
Landestrauer u.bgl. Ungleich wichtiger frei= 
Vich find Die Regierungsrechte, beren Weſen 
in folgendem beftebt: ber Monarch ift der 
Träger ber gelamten Staatägewalt, er hat 
daher das Recht, alle jene Machtbefugniſſe 
auszuüben, welde die Staats⸗ oder Ne 
gierungsgewalt enthãlt (Hoheitsrechte, 
Souveränitätsrechte, Regalien). 
Dahin gehören: die Gebietshoheit, d. h. ber 
Inbegriff der Befugniſſe des Staatsober⸗ 
haupts über das Staatsgebiet; die Juſtiz⸗ 
hoheit oder Gerichtsbarkeit, als deren 
Ausfluß die Rechtöpflege erſcheint, die »im 
Namen des Monarchene ausgeübt wird, 
fowie die Polizei oder Privilegienhoheit. 
Berner ehören hierher: bie ginang Mi: 
itär=, Amter=, Lehns- und Kirchenhobeit. 
Weiter find das Gefandtichaftsrecht, das 
Recht der Bündniffe und Staatsverträge 
und das Kriegsrecht hervorzuheben. 

Zur Ausübung aller dieler Rechte fteht 
ein vielglieberiger Beamtenkörper unter 
dem Monarchen. Bei Ausübung des wich: 
tigften Necht3, der Gef esgebung, ebenfo bei 
ben widtigften Handlungen ber Staats 
verwaltung ift aber der Monarch in ber 
fonftitutionellen M. an die Mitwirkung 
ber Volfävertreter gebunden. Diejenigen 
Rechte, in Anſehung beren ein folches 
Mitwirfungsreht nicht befteht, werden 
nicht felten als die fürftlichen Bräroga: 
tiven bezeichnet, wie das Geſandtſchafts⸗ 
recht, das Bündnis⸗ und Kriegsrecht, das 
Recht der Begnadigung, das Recht, bie 
Staatsbeamten zu ernennen, x. Der 
Monarch ſelbſt ift aber troß der Beichrän- 
kungen ber Tonftitutionellen M. für feine 
Berlon unverantwortlid. Cr Tann daher 
nicht Triminell beftraft werben, ba er ja 
ſelbſt die höchſte Stelle bes Staats und 
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feiner andern unterftellt ift. In zivilrecht- 
licher Hinſicht, foweit ber Regent In⸗ 
haber einer Privatwwermögensrechtsſphäre 
it, können dagegen bürgerliche Rehtö- 
ftreitigfeiten vorfommen, bie fich aber regel⸗ 
mäßig gegen hen Landesfiskus oder gegen 
bie Zivillifte oder genen gewiſſe fürftliche 
Anıter richten. Gleichwohl muß für die 
ftaatsrechtlichen Alte des Monarchen eint 
verantwortliche Perſon vorhanden fein, 
da fonft das Mitwirkungsrecht und die 
Kontrollbefugnis ber Stände in Rüdiict 
auf Verwaltung und Gefeßgebung ilule 
rifch wäre. Diefe Verantwortlichfeit wird 
dur die Gegenzeihnung (Kontre: 
jignafu r) jeiten® eines oder mehrerer 
inifter bergeftellt, die eben durch jene 
Gegenzeichnung den Kammern gegenüber 
die Verantwortung übernehmen. Keiner 
Kontrafignatur bedarf e8 bei ſolchen Hand⸗ 
Iungen des Monarchen, bei welchen ben 
Ständen überhaupt keinerlei Mitwirkung 
oder Kontrolle zuiteht, alfo & B. bei der 
Berleihung von Orden und Ehr 
bei Ausübung des militärifchen Oberbe⸗ 
fehls u. bgl., während bie Kontrafignatur 
bei Ausübung des Begnadigungsrechts 
und bei der Ernennung von Staatsbeam⸗ 
ten, insbeſondere auch bei der Ernennung 
der Miniſter, für nötig erachtet wird. Da 
aber ber Monarch auch in ber fonftitutte: 
nellen M., unbefchabet jenes befchränten: 
ben Ditwirtungßrehte ber Volksvertretet, 
alleiniger Inhaber ber ungeteilten Staat 
gemalt ift, wirb durch eine Reihe wichtige 
echte zum Ausdruck gebracht, welche dem 
Monarhen dem NRepräfentantenkörkt 
ſelbſt gegenüber zuftehen. Der Monard 
beruft, eröffnet und fchließt nämlich die 
Kammer; er beftimmt die Dauer ber tk 
fion, bat das Recht der Vertagung; ja, 
fann die Ständeverfammlung nad den 
meiften Verfaſſungsurkunden fogar Det 
Ablauf ber gefeklichen Legislaturperict 
auflöfen und eine Neuwahl veranlaſſen 
Der Monarch bat den Ständen gegenüßet 
dag Recht der Initiative, d. h. das Rech— 
ihnen Vorlagen zu madjen, und das Reit 
der Sanktion ber Kammerbejchlüffe ſowit 


das Recht der Publikation berfelben, Dt 
pum Geſetz werben, I | 


ebendadurch erft 


er denn auch auf ber andern Seite bu 


ee | 


Mönchsorden — Mord. 


fein Veto den Kammerbeſchlüſſen jebe 
Wirkſamkeit verfagen kann. Dieſe Rechte 
werben gewöhnlich als fürſtliche Präro⸗ 
gative im engern Sinn) bezeichnet, und 
in ihnen findet das oben beiprochene mon⸗ 
archiſche Prinzip in der That feinen vor⸗ 
nehmlichften Ausdruck. Damit hängt auch 
der parlamentariiche Brauch zujammen, 
daß die Perfon bes Monarchen fhlechter- 
dings nicht in die Debatte gezogen wer⸗ 


ben darf. 

Möndsorden, |. Orden. 

Jonskratie Griech), ſ. v. w. Mon⸗ 
archie. 

Monopöl (griech, »Alleinhandel«), 
da8 von der Otaatögewalt dem Fiskus 


vorbehaltene oder an Private verliehene 
ausſchließliche Recht auf einen Handels: 
oder Fabrikbetrieb, wie namentlich das 
Tabaksmonopol, welches in Öfterreich 
und in Frankreich befteht und nach dem 
Wunſch des Fürften Bismard auch in 
Deutichland eingeführt werden follte (ſ. 
Tabakſteuer). 
„Rontentgro (flaw. Tſchernagora, 
türf, Karadagh, »[hwarget Berge), uns 
abhängiges Fürftentum der Balfanhalb- 
inſel, infolge des jüngften Kriegs mit der 
Zürfei durch ben Berliner Frieden ver: 
größert; 9475 qkm mit etwa 236,000 
Einw., welche faft ſämtlich dem griechifch- 
fatholiihen Glaubensbefenntnis und dem 
ſüdſlawiſchen Volksſtamm angehören. Ihre 
Sprache ift die ferbifche. Hauptflabt: Ce= 
tinje(ca.2000 Einw.). Die Verfaffung des 
Landes ift diejenige einer abfoluten Don: 
archie mit patriarchalifchem Charafter. Die 
Thronfolge ift erblich im Mannsſtamm 
ber Familie Petrovie Njegos. Neuer: 
dings ift die Einführung einer Fonftitu- 
tionellen Verfaſſung in Ausſicht genom- 
men worden. Zunächſt find verantwort: 
liche Minifter (für Inneres, Handel und 
Bauten, für Außeres, für die Juſtiz und 
für das fürftliche Haus, für den Krieg 
und für die Finanzen) ernannt worben. 
Daneben befteht ein Staatsrat von 18 
Mitgliedern. In befonders wichtigen Fil⸗ 
Im wirb von dem Fürften (Knjäs) bie 
Skupſchtina (eine ArtXandtag)einberufen. 
ie jͤhrlichen Staatseinkünfte werden auf 
etton 445,000 FI. 8. W. angegeben. Das 
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Land ift militärifch organifiert und in fünf 
Bezirfe eingeteilt. Ein ſtehendes Heer eri- 
ftiert nicht, ſondern jeder Waffenfähige ift 
zu Kriegädieniten verpflichtet. Das Heer 
ıft in drei Aufgebote eingeteilt, unb bie 
Kriegsmacht kann bis auf ca. 60,000 
Mann gebracht werden. Das Staats⸗ 
mappen ıft ein Doppelabler. Vgl. Gop- 
cevic,M. u. die Montenegriner (1877). 

„Monumenta Germaniae histo- 
riea, großes Duellen= und Urfunden- 
wert zur Gefchichte des deutſchen Mittel- 
alters, 1820 von der durch Stein 1819 
egründeten »Gefellichaft für ältere deut- 
ie Geſchichtskunde« unter Leitung von 
Pertz begonnen, 1875 reorganifiert und 
unter bie Leitung von Georg Waitz geftellt. 

Moräl (v. lat. mores, »Sitten«), Sit: 
tenlehre; Inbegriff der fittlichen Prinzi- 
pien und ihrer Beobachtung im Leben. Die 
DM. unterfcheidet fi vom Recht nament⸗ 
lich durch die Erzwingbarfeit bes letztern 
und außerdem dadurch, daß das Recht auf 
äußern Satzungen ber Völker beruht (1. 
Recht). Moralftatiftif, derjenige Teil 
ber Statiftif, welcher es mit an ſich frei= 
willigen Handlungen der Menſchen zu 
thun bat, aber aus der Sleichartigfeit der 
Beweggründe gleihwohl eine gewiſſe Re⸗ 
gelmäßigteit der in das Gebiet der M. 
gehörigen Handlungen nachweiſt. Dal. 
Öttingen, Die Moralftatiftif (1874). 

Moratorium (Iat., Anitandsbrief, 

nbult), Verfügung, wodurch einem 

chuldner eine Friſt zur Zahlung geftattet 
wurde, innerhalb deren er von feinen Gläu⸗ 
bigern nicht belangt werden Tonnte; in 
Deutichland durch die deutfche Zivilprozeß⸗ 
ordnung befeitigt. 

Mord, die mit Überlegung vorſätzlich 
ausgeführte rechtöwidrige Tötung eines 
Menihen. Das Erfordernis der Über: 
legung unterjcheidet den M. wejentlich 
von dem Totſchlag, der ohne Überlegung 
ausgeführten Tötung, ſowie auch von der 
Tötung burd Handlungen, bei welchen 
nicht diefer Erfolg, aber eine andre Rechts⸗ 
verlekung, 3. B. eine Körperverlekung, 
—A— war, und ebenſo von der fahr⸗ 
läſſigen Tötung, welche durch eine Hand⸗ 
lung erfolgt, wobei ber Beichädigende bie 
Abfht nicht gehabt hat, das Kleben zu 
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nehmen, die Tötung aber durch eine aus 


Nachläſſigkeit, Unvorfichtigfeit oder Uns | f 


geſchicklichkeit verübte Handlung oder Un- 
terlafjung bewirkt worben ifl. Der M. 
erfordert, wie jedes Verbrechen ber Tö⸗ 
tung, zu feiner Vollendung einen leben: 
den Menfchen, an welchem er begangen 
wird. An ifgehurten ohne menjchliche 
Geſtalt, an der Leibesfrucht, an ber eignen 
Perſon (Selbitmord), an Toten und 
zieren Tann fein M. begangen werben 
Auf den Inhalt des Beweggrundd zur 
vorfäßlichen Tötung, ob er in fittlicher 
Hinfiht mehr ober minder verwerflich 
war, kommt bei der rechtlichen Beutrtei- 
lung wenig an. Manche Arten des Mordes 
waren durch die Art der Ausübung (ge: 
bungener M. oder Banditenmorbd, 
Gift: und Meuchelmord), durch den 
Zweck (Raubmord) unb burdy den Ge: 
genftand (Verwandten: und Gatten: 
morb) früher ausgezeichnet und wurben 
härter beftraft, wogegen aus bejondern 
Gründen die von der Mutter an ihrem 
unehelichen neugebornen Kind begangene 
Tötung (j. Kindesmord) nicht als 
eigentlicher M. beitraft wird. Das beut- 
ſche Strafgefeßbuch ($ 211) beitraft den 
vollendeten M. mit dem Tobe; die Er: 
mordung folder, bie ausdrüdlih und 
ernithaft verlangten, getötet zu werben 
(Tötung eines Einwilligenben), 
wird nicht als M., fondern mit Gefäng- 
nis nicht unter 3 Jahren ($ 216) ge 
ahndet. Mordverſuch an dem Kaifer, an 
dem eignen Landesherrn oder an bem Lan⸗ 
beöherrn, in beffen Gebiet fich der Thäter 
befindet, wird dagegen als Hochverrat mit 
dem Tod ($ 80) beftraft. In Staaten, 
welche, wie 3. B. Portugal, die Todes: 
ftrafe abgeſchafft haben, trifft Mörder 


Vebenslängliche Zuchthaußftrafe. Übrigens | S 


gehen bie Sefeßgebungen der verfchiebenen 
änder in ber Begriffsbeftimmung bed 
Mordes weit auseinander. Amausgedehn: 
teften ift diefer Begriff im englifchen Recht, 
wo beifpielöweife Selbftimord, Kindesmord 
und die nicht beabjichtigte Tötung dur 
Tebensgefährliche vorjägliche Verwundun 
unter den Begriff des Morbes fallen. Vgl. 
vd. Holtendorff, Das Verbredhen bes 
Mordes und die Todesftrafe (1875). 


Morganatiiche Ehe — Münzrecht. 


Morganatiſche Ehe, ſ. Ebenbürtig— 
eit. 
Rortiſfikation (lat.), | Amortiſa— 


tion. 

Motion (lat., »Bewegung«), im parla⸗ 
mentariſchen Sprachgebrauch ein in der 
Kammer geſtellter Antrag. 

Motin (lat.), Bewegarund, Grund; 
daher Motive eines Geſetzes, die dem 
Gefeßentiwurf beigegebene Begründung 
(Motivierung). Motivieren, be 
gründen, daher man von einer moti: 
vierten Tagesordnung dann zu |pre 
chen pflegt, wenn bei einer Beratung unter 
Angabe von Gründen über einen Antrag 

ur Tagesordnung übergegangen wird, 
im Pegnſat ur einfachen Tagesordnung. 

M. P., abbreviiert für Member of 
Parliament (Mitglied des Parlament?). 

M. pr., abbrevitert für Manu propria 
(lat.), d. h. mit eigner Hand gefchrieben. 

Msgr., abbrevtiert für Monsignore 
oder Monseigneur. 

Mundraub, |. Diebſtahl. 

Mundident (Schenf), ber bei fürft 
lichen Tafeln dem Getränk vorgefeßte Hof- 
bediente (val. Hof). 

Munizipal (Iat.), bie Gemeinde, no: 
mentlich die Stadtgemeinde, betreffend; 
ſtädtiſch; Munizipalität, die ftädtifce 
Gemeinbevertretung ;_Munizipalrat, 
ber Gemeinderat; in Frankreich (Conseil 
municipal) die offizielle Bezeichnung de 
Gemeinderatskollegiums. 

Münzbdelikte 

Rünsfäliäun 


den. 
Wünzfuß, |. 


ährung. 


Müuzregt (Münzhoheit, Münz: 


regal), das ausſchließliche Recht dei 
Staats, Geld prägen zu laſſen. Die Mün⸗ 
zen felbft werden hauptſächlich aus Gold, 
ilber, Kupfer und Nickel und aus ben 
Legierungen diefer Metalle hergeftellt. Das 
Gewicht der Münzen wird Schrot (Rau 
gewicht), das Gewicht des darin enthal: 
tenen edlen oder feinen Metallg Korn 
(Feingewiht) genannt. Der Metallwert 
der Münzen entſpricht ihrem Feingewicht, 
der Nennwert ift derjenige Wert, zu 
welchem die Münzen von der Münzftätte 
ausgegeben werben. DerZirtufationd 
oder Umlaufswert ber Münzen im 


. Münzverbre 





Miünztarif — Münzverbrechen. 


Handel und Wandel ift entweder durch 
den Münztarif beſtimmt und fällt mitbem 
Nennwert gufommen, oder er richtet ſich 
nach dem Kurs, der ſich durch ben jewei⸗ 
ligen Handelswert beftimmt (f. Wäh⸗ 
rung). Die Differenz zwifchen dem Me: 
tallmert und dem Iandesüblichen oder ge= 
feglihen Münzfuß bedt die Prägungs— 
toften. Über die Münzeinheiten der einzel: 
nen Staatenvgl.die nachftehende Überficht. 





gänder Mungeinheit 
Bezeichnung Geſtzl. 
(* von Gold) Wert 
L Europa. Mart 
Deutfches Reid. . | Marl=Yıo*Kirone | 1,000 
Belgien . | Yrant à 100 Gent. | 0,810 
Dänemark Krone à 100 Hre 1,125 
Frankreich . Frank à 100 Gent. | 0,810 
Griehenland. . . | Dradimea100Repta | 0,810 
Großbritannien. . | "Sovereign (C) & 
20 Schilling 20,429 
alien . . | Zirada 100Gentefimi | 0,810 
Niederlande . . . ! Guldenal00Gent8 | 1,701 
Rorwegen. . - . | Krone & 100 Ore 1,125 
Öfterreih . . . . | Gulden & 100 Sr. | 2,000 
Portugal. . . Milreis—1000 Reis | 4,535 
Rumänien . . . | Leu & 100 Bani 0,810 
Rußland . . Nubela 100ftopefen | 3,239 
Edweden. . - - | Krone & 100 Hre 1,125 
Ehweis - . - . | Franta100Rappen | 0,810 
Erbin . . - Dinarà 100 Para | 0,810 
Spanien . - . .» | Peieta & 100 Gen- 
timo3 0,810 
zZürfei. . Piafter & 40 Para | 0,179 
IL fen. 
China (amtlich) Tehl & 1000 Käfdh | 6,000 
apa. . 2... Sen & 100 Sen 4,185 
Ditindien (Britifd)-) | Rupie=Yıs"Mohur | 1,924 
ien - + | "Xomana200Scdhahi | 9,220 
DU. Afrila. " 
Agypten Piafter, ägyptifches 
Geld, 3 40 Para | 0,225 
Marokto Mitstala 10 Uckien 1,246 
IV. Amerita. 
Vereinigte Staaten | Dollar (Gold⸗) 4,197 
Meile... ..» Peſo & 100 Gentav. | 4,397 
Argentin. Republit | Peſo — Yır "Onza | 3,877 
Bolivia . . . . | Boliviano—=5 fr. | 4,050 
Brafilien Milreis 2,292 
Cie... .. Silber⸗Peſo 4,050 
Guatemala (Zen⸗ 
tralamerifa) . . | PBelo 4,060 
Beru . . .} Sol à 100 Sentav. | 4,050 
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Münstarif, ſ. Tarif. 

Müngverbregen (Münzdelikte), 
diejenigen ftrafbaren Handlungen, durch 
welche das öffentliche Vertrauen in An 
fehung bes Geldverkehrs betrügerijcher- 
weife gefchädigt und die Münzhoheit des 
Staats beeinträchtigt ‚wird. Diefelben 
fönnen ſich ſowohl auf Metall- als auch 
auf Papiergeld beziehen, und zwar er- 
achtet das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch 
dem Papiergeld nicht nur die von dem 
Neich, dem Norddeutihen Bund, einem 
Bunbesftaat ober fremden Staat, fondern 
auch die von einer zur Ausgabe folcher 
Papiere berechtigten Gemeinde, Korpora⸗ 
tion, Gefelihaft oder Privatperſon aus- 
geleiten Inhaberpapiere, Banknoten, 
ftien oder deren Stelle vertretenden In⸗ 
terimsſcheine oder ⸗Quittungen fowie die 
zugehörigen Zins-, Gewinnanteild= oder 
Erneuerungzicheine gleich. Im einzelnen 
werben folgende M. unterfchieben: 1) Der 
Falfhmünzerei (Münzfälfhung) 
macht fich derjenige fchuldig, welcher in- 
ländiſches oder ausländiſches Metall: oder 
Papiergeld oder Geldpapier nachmacht, 
um dies Falfififat als echt zu gebrauchen 
oder jonft in den Verkehr zu bringen. 
Außer diefer Anfertigung fallen Geldes 
liegt eine Münzfälſchung aber auch dann 
vor, wenn jemand echt gewejenes, aber 
nicht mehr geltendes (»verrufenes«) Geld 
in gleicher Abficht verändert, um ihn das 
Anſehen von gültigem Geld zu geben. 
Daß dies falfche Geld wirklich auch aus: 
gegeben worben fei, wird zur Vollendung 
des Verbrechens nicht erfordert; die Her: 
ftelung desſelben in der gedachten Abficht 
läßt das Verbrechen fehon als perfelt er: 
ſcheinen und fol nad dem deutfchen 
Strafgefetbuh mit Zuchthaus von 2— 
45 Jahren geahndet werden, auch kann 
auf Zuläffigfeit der Polizeiaufficht er: 
fannt werden. Sind milbernde Umftände 
vorhanden, fo tritt Gefängnisftrafe von 
1 Tag bis zu 5 Jahren ein. 2) Münz: 
verfälihung liegt dann vor, wenn ent: 
weder echtem Geld in betrügerifcher Ab: 
ficht der Schein eine? höhern Werts ge- 
geben, oder wenn echte, zum Umlauf 
eftimmte Metallgeldftüde burch Befchnei: 
ben, Abfeilen oder auf andre Art verrin- 





— — 
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ert und dann als vollgültig in ben Ber: 
ehr gebracht werden. Im erftern Fall 
trifft den Schuldigen die gleiche Strafe 
wie den Deligmünger, während im letz⸗ 
tern Fall auf Gefängnisftrafe bis zu 5 
Jahren erkannt werden foll, neben wel⸗ 
her noch eine Geldſtrafe bis pi 3000 ME., 
auch der Verluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte ausgeiprochen werden kann. Ein 
M. ift endlih 3) das wiffentlide 
Einführen ober kusgeben fal: 
hen oder verfälſchten Geldes. Der 
ſchwerſte Kal dieſes Delifts ift der, wenn 
jemand Geld, welches er urjprünglich ohne 
betrügerijche Abficht nachgemacht oder ver: 
fälſcht hatte, nun doch ald echted in den 
Verfehr bringt, oder wenn jemanb fidh 
folche8 nachgemachte oder verfälfchte Geld 
verſchafft und dann in den Verkehr bringt, 
oder wenn er es zum Zwed der Verbrei⸗ 
tung aus dem Ausland einführt. Hier 
tritt Diefelbe Strafe wie bei der Ming: 
fälſchung ein. Weiter gehört ber gel hier: 
ber, wenn jemand Metallgelbftüde, welche 
durch Beichneiden, Abfeilen oder fonft 
irgendwie in ihrem Wert verringert find, 
gewohnheitimäßig oder im Einverftänd- 
nis mit dem, welcher fie verringert bat, 
als vollgültig in Verkehr bringt. Die 
Strafe ilt bier ebendiefelbe wie bei dem 
leichtern Fall der Münzverfälſchung. End⸗ 
lich ift e8 aber auch für ftrafbar erklärt, 
wenn man nachgemachtes ober verfälfchtes 
Geld, weldhes man felbit als echt einge: 
nommen hatte, nach erfannter Unechtheit 
als echtes in Verkehr bringt. Die Strafe 
ift jedodh hier nur Gefängnis von 1 Tag 
bis au 3 Monaten ober Geldftrafe von 
3— 300 ME. In allen diefen Fällen ift 
auf Einziehung des nachgemachten ober 
verfälfchten Geldes und ber zur Herftel- 
lung desfelben benußten Werkzeuge jelbit 
dann zu erfennen, wenn bie Verfolgung 
oder Verurteilung einer beftimmten Per: 
fon nit möglid war. Endlich ifl hier 
no ber Beitimmungen bes Reichaftraf: 
geſetzbuchs zu gebenfen, wonach es für 
eine mit Seldftrafe bis zu 150 ME. oder 
mit Haft bis zu 6 Wochen zu beftrafende 


Mufterregifter — Mutfchierung. 


Übertretung erflärt ift, wenn jemand ohne 
ſchriftlichen Auftrag ſeitens einer Behörde 
Stempel, Siegel, Stide, Platten ober 
andre Formen, weldhe zur Anfertigung 
von Metall- ober Papiergelb oder 
papier oder von Stempelpapier, Stempel: 
marken, Stempelblanfetten, Stempelab: 
drüden, öffentlichen Befcheinigungen oder 
Beglaubigungen bienen Fönnen, anfertigt 
oder an einen anbern als die Behörde ver: 
abfolgt, oder wenn jemand ohne jchrift: 
lichen Auftrag einer Behörde den Abdrud 
folder Stempel, Siegel, Stidye, Platten 
oder Formen oder einen Drud von For: 
mularen zu den ebenbezeichneten öffent: 
lichen Papieren, Beglaubigungen oder 
Beſcheinigungen unternimmt oder Ab⸗ 
drüde an einen andern als bie Behörde 
verabfolgt, oder endlich, wenn jemand 
Warenempfehlungsfarten, Ankünbdigun: 
en oder andre Druckſachen ober Abbil- 
ungen, welde in der Form oder Verzie⸗ 
rung bem Papiergeld ober bem Geldpapier 
ähnlich find, anfertigt ober verbreitet, ober 
wenn jemand Stempel, Stiche, Platten 
oder andre Formen, welche zur Anferti- 
gung von foldhen Drudjachen oder Abbil- 
dungen bienen fünnen, anfertigt. Dal. 
ne altrafgeiesbug), 65139, Nr.4; 146— 
152; 360, Nr. 4—6. Das in Anfehung 
von nachgemachten, verfälichten oder nicht 
mebr umlaufsfäbigen Reichsmünzen, bie 
bei Reichs⸗ und Landeskaſſen eingehen, zu 
beobadytende Verfahren ift auf Grund 
eines u mbes rate ufiee duch Be 
kanntmachung des Neichsfanzlers vom 
I. Mai 1876 (Reichszentralblatt 1876, 
©. 260) geregelt. 
Mnflerregifter, [. Urheberrecht. 
Muflerrolle, |. Schifföpapiere. 
Mufterfchuß, |. Urheberrecht. 
Mufterung, |. Erfagwefen. 
Mutilatio (lat.), Verſtümmelung. 
Mutfchiernng, im Mittelalter bie Tei- 
fung der Nubungen eines Landes, das 
man auf Grund beftehender Hausver⸗ 
träge nicht teilen durfte, aber auch nicht 
gemeinfchaftlich regieren wollte, unter 
mehrere Erben. 


— — — — — 





Nachbar — Nation. 
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N. 


Nachbar, ſ. Bürger. 

Nachbarrecht, die Mitgliedſchaft einer 
Dorjgemeinde ſowie ber Inbegriff der aus 
derſelben herfließenden Rechte und Pflich⸗ 
ten. An vielen Orten gibt es ein engeres 
und ein weiteres N., 


Okt. 1866 vollzogen. Vgl. Keller, Ge⸗ 
ſchichte Naſſaus —* Schliephake, 
Geſchichte von N., Bd. 1—5 (1866 ff.). 

Nation (lat. Völkerſchaft), ein nach 
Abſtammung und Geburt, nach Sitte 


und Sprache uſammengehoriget Teil der 
Menſchheit; Nationalität, die Zugehö⸗ 
rigkeit zu dieſem. Nach heutigem deutſchen 
Sprachgebrauch decken ſich naͤmlich die Be⸗ 

riffe N. und Volk keineswegs, man ver⸗ 

eht vielmehr unter »Volk« bie unter einer 
gemeinfamen Regierung vereinigten An . 

ebörigen eines beftimmten Staats. Wie 
ich aber die Bevölferung eines ſolchen aus 
verſchiedenen Nationalitäten zuſammen⸗ 
ſetzen kann, ſo können auch umgekehrt aus 
ein und derſelben N. verſchiedene Staats⸗ 
weſen gebildet werben. Denn manche Ra⸗ 
tionen, und ſo namentlich die deutſche, ſind 
kräftig enug, um für mehrere Staats- 
förper Material zu liefern. Freilich mußte 
gerade für bie beutfche N. deren Zeriplit- 
terung in eine allzugroße Zahl von Staa- 
ten al3 ein nationales Unglüd erſcheinen; 
aber wenn wir auch jebt in dem Deutjchen 
Reich einen auf nationaler Grundlage er: 
richteten Geſamtſtaat haben, fo kann body 
auf der andern Seite das Nebeneinander: 
beitehen dieſes und anbrer Staaten, deren 
Bevölkerung, wie in Ofterreich und in ber 
Schweiz, zu einem großen Teil ber deut⸗ 
ſchen N. angehört, feinem Bedenken unter: 
liegen. Das Wort N. bezeichnet ſonach, 
wie Bluntfchli fagt, einen Kulturbegriff, 
dad Wort Volke einen Staatsbegriff, 
Man Tann alfo 3.8. jehr wohl von einem 
Öfterreichiichen Volk, nicht aber von’einer 
öfterreichifchen N. fprechen. Zu beachten 
ift aber, daß nad englifhem und franzöſi⸗ 
Ihem Sprachgebrauch der Ausdrud N. 
gerade umgekehrt das Staatsvolf (die jo: 
gen. politiſche Nationalität) bezeichnet, 
während für die N. im deutfchen Sinn des 
Worts, für das Naturvolk (die fogen. na⸗ 
türliche Nationalität), die Worte peuple 


4 | (franzöfiih) und people (enaliih) ge: 


bräuchlich ſind. In dent Begriff der R. 
liegen aber zugleich das Bewußtfein ber 
gemeinfamen Abitammung und das Be⸗ 
wußtfein der Zufammengebörigfeit über⸗ 
haupt: das Nationalgefühbl. Ebenbie- 


). ſes nationale Selbftbewußtfein ift e8 aber, 


welches zugleich den Gegenfaß zwifchen der 
einen und der andern N. bervortreten läßt. 
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Kann zudem eine R. auf eine große Ber: 
gangenheit zurüdbliden, ober nimmt fie 
unter ben verfchiedenen Nationen eine be- 
fonder8 hervorragende Stellung ein, fo 
fteigert he das Nationalgefühl zum Na⸗ 
tionalitolz, während fich jener Gegen: 
fat zwiſchen verfchiedenen Nationalitäten 
uweilen bis zum National haß ver: 
2*8 Mit dem Nationalgefühl ſteht 
aber der nationale Selbſterhaltungstrieb 
im Zuſammenhang; darum gilt jeder R. 
bie Nationalfreiheit ala höchſtes Gut, 
und die Nationalehre verbietet ihr bie 
freiwillige Unterwerfung unter eine andre 
N. Aus demfelben Grund ift auch jede R. 
auf die Erhaltung ihrer nationalen Eigen: 
tümlichfeiten bedacht, vor allem auf die der 
Nationalſprache, denn auf biefer be 
ruht zumeift das Wefen der N., und fie ift 
es, welche die Stummesgenofien am eng: 
fien verbindet. Dazu kommt bei den Kul- 
turvölferichaften eine gemeinfame Na: 
tionallitteratur, in welder die Na⸗ 
tionalfitte ihren beiten Ausdrud findet. 
Denn wie die Ausdrucksweiſe jeder N., 
db. h. ihre Sprache, eine befondere ift, fo 

flegt es auch ihre Anſchauungs- und Auf: 
— auf dem ſittlichen Gebiet, 
der Nationalcharakter, zu ſein. 

Am leichteſten wird natürlich einer N. 
die Erhaltung ihrer Selbſtändigkeit dann 
werden, wenn ſie allein ohne anderweite 
nationale Elemente einen Staat bildet, 
und ebendieſer Staat wird ſich durch beſon⸗ 
dere Stetigkeit und Feſtigkeit auszeichnen, 
weil er eine feſte natuͤrliche Grundlage hat. 
Sind aber in einem Staatsweſen verſchie⸗ 
dene Nationalitäten vereinigt, ſo können 
für die politiſche Behandlungsweiſe der⸗ 
ſelben folgende Syſteme zur Anwendung 
kommen: 1) das Syſtem ber Unter: 
drückung, welches z. B. von Rußland der 
polniſchen N. gegenüber befolgt worden 
iſt; 2) das Syſtem der Verſchmelzung, 
das altrömiſche und dag franzöſiſche Sy: 
ſtem; 3) das Syftem ber Gleichberedhti- 
gung der verfchiebenen Nationalitäten, 
auch wohl das deutſche Syitem genannt, 
welches aber auch 3. B. in der Schweiz mit 
dem beiten Erfolg angewendet worden iſt. 
Verwerflich war dagegen die Art unb 
Weije, wie dieſes Syitem zum Zweck der 


Nation. 


Erhaltung ber öſterreichiſchen Monarchie 
von ben oͤſterreichiſchen Staatsmännern, 
namentlich von Metternich, lange Zeit 
hindurch zur Anwendung gebracht worden 
iſt, indem hier die einzelnen Nationalitä⸗ 
ten gegeneinander aufgereizt und die eine 
durch die andre in Schach gehalten wur⸗ 
den, wodurch bekanntlich der öſterreichiſche 
Staat ſchließlich nahezu dem Zerfall ent⸗ 
genengeführt worden iſt. Das politifche 

eben der Neuzeit hat die Bildung natio- 
naler Staaten befonderd begünttigt, fo 
namentlich in dem erfolgreichen Streben 
ber in verjchiebene Staaten zerfplitterten 
Nationen nach einemeinbeitlihen Staats: 
wejen, wie in Deutfchland und in Stalien, 
dann aber auch in ben Beftrebungen ver- 
jchiedener zu einem gemeinjamen Staat 
vereinigter Nationalitäten nach politischer 
Selbftändigfeit, wie in Ofterreich- Ungarn. 
Sa, man hat e8 geradezu als ein Prinzip 
der modernen Politif proflamiert, daß 
jede N. ed als ihr Recht beanfpruchen 
könne, einen felbftändigen Staat zu bilden 
(Nationalitätsprinzip). Allein dies 
Prinzip kann in derjenigen rabifalen Auf- 
faffung und Ausführung, wie es Napo- 
leon ILL. zur Grundlage feiner Bolitik er- 
hoben hatte, nit utgeheißen werben. 
Denn nicht jede ‚dat die Kraft, einen 
lebengfähigen Staat zu bilden, und um- 
gekehrt find manche Nationen Fräftig und 
vielfeitig genug, um die Grundlage für 
verfchiedene Staaten abgeben zu Fönnen. 
Daß übrigens Napoleon III. diefes Na— 
tionalitätsprinzip zumeift nur als Mittel 
zur Erreichung felbftjüchtiger Zwecke bes 
nußt hat, geht am beiten aus feiner Hanb- 
lungsweiſe Mexiko gegenüber ſowie aus 
der Annexion von Savoyen und Nizza, 
welche zu dieſem Prinzip im direkten Ge⸗ 
genſatz ſtand, hervor. Immerhin muß 
aber die nationale Theorie, wonach der 
Staat auf nationaler Grundlage beruhen 
ſoll, freilich mit der gehörigen hiſtoriſchen 
Einſchränkung, den einfeitigen Feſthalien 
an dem jogen. Legitimitätsprinzip(ſ. 
Legitim) und der ſogen. Gleichgewichts⸗ 
theorie des Wiener Kongreſſes gegenüber 
als ein wichtiger Fortſchritt in der Ent⸗ 
wickelung des politiſchen Völkerlebens be⸗ 
zeichnet werden. Vgl. Gneiſt, Das Natio⸗ 


Nationale — Rationalliberale Partei. 


nalıratSprinzip (in Hirths »Annalen bes 
Deutfchen Reichs« 1872, ©. 929 ff.). 
Rationale, Nachweiſung über Kamen, 


Alter, Größe, Religion und andre Berhält: | DO 


niffe einer Berfon, befonders beim Militär 
üblich und für ganze Truppenteile in einer 
Stammrolle vereinigt, bei Kavallerie und 
Artillerie au für Pferde im Gebrauch. 
Nationalgarde, in Frankreich bei Re⸗ 
volutionen oder Kriegen aus dem Volk ge- 
bildete Truppen, bie nicht zum ftehenden 
Heer zählten; ſ. v. w. Bürgermehr. 
Rationalitätsprinzip, |. Nation. 
Rationalliberale Partei, Br 
nung für diejenige Barteirichtung, wel 
eine liberale Politik mit einer nationalen 
zu vereinigen fucht in dem Sinn, 0 in 
eriter Linte die nationale Entwidelung 
Deutfchlands berüdlichtigt werde. Man 
bat Dies durch bie Devife auszubrüden 
gefucht: »Durch Einheit zur Freiheit!« 
Anfängli wegen dieſer »Zweiſeelen⸗ 
theorie< vielfach befpättelt, gelangte die 
n. PB. indeſſen bald zu großem Anſehen 
und zu bedeutenden politiihen Einfluß. 
Sie ging 1866 aus ber preußifchen Fort: 
jhrittSpartei unter Tweſtens und Las⸗ 
ters Führung hervor. Es waren 24 Mit: 
lieder bes preußifchen Abgeordnetenhau⸗ 
DB, darunter außer Lasker und Tweften 
namentlich Sordenbed, Hammacher, Mi: 
haelis und Unrub, welde teild aus ber 
Fortſchrittspartei, teild aus dem fogen. 
linfen Zentrum ausfchieben, entichloffen, 
unbefchabet ihrer liberalen Grundſaͤtze den 
Verfaſſungskonflikt zu befeitigen unb bie 
Regierung in ihrer national=deutichen 
Politik offen zu unterflüßen. In bem 
fonftituierenden Reichstag des Nordbeut: 
ihen Bundes zählte die Bartei bereit 79 
Mitglieder, indem fich ihr namentlich die 
Mehrzahl der Liberalen Abgeordneten 
aus den neupreußijchen Provinzen ange: 
ſchlofſen hatte. Damals trat aber bereits 
ein fharfer Gegenſatz zwifchen der natio- 
nalliberalen und der Fortichrittspartei zu 
Tage. Denn bie legtere ſtimmte ſchließlich 
gegen die norbdeutiche Bunbesverfaflung, 
weil einige liberale Forberungen , wie die 
Diäten der Abgeorbnneten und bie Wah- 
tung bed VBudgetrechts in Anfehung des 
Militäretats, nicht verwirklicht worben 
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waren. Der nationalliberalen Partei ba: 
gegen war dad Zuftandelommen der Ber: 
falfung wejentlich zu verdanfen. Am 18. 
ft. 1867 erließ der gejchäftsführenbe 
Ausschuß ber Partei das erfte Programm 
ber leßtern für die Wahlen zum preußi: 
ſchen Landtag, bei welchen die Partei 100 
Mitglieder durchbrachte. In den erften 
deutichen Reichstag wurden d. März 1871: 
116 Nationalliberale gewählt. Der Fürſt 
Bismarck aber ſah fih in dem zum Aus⸗ 
bruch gefommenen Konflikt mit der römi⸗ 
ſchen Kurie genötigt, bei den National: 
liberalen diejenige Unterftübung zu fuchen, 


e|mwelcdhe ihm bie Konfervativen nicht ges 


währen konnten oder wollten, und fo ge 
langte die Partei im Leben ber beutfchen 
Nation, von welcher fie namentlidy das 
freifinnige beutfche Bürgertum repräfen- 
tierte, zu großer Bedeutung. Ihre größte 
Stärke erlangte fie in ber Legislatur— 
periobe 1874— 77, in welcher fie im deut⸗ 
ſchen Reichdtag 150, im preußifchen Abge- 
orbnetenhaus aber 182 Mitglieder zählte 
Freilich war der Umftand, daß die Par: 
tei damals die eigentliche Regierungspar⸗ 
tei war, bie Deranlaflung, ihr manche 
Elemente zuzuführen, welche im Grunde 
genommen nur wenig liberal waren unb 
ſich zumeift gerade deshalb zu ben Natio- 
nalliberalen Hingezogen fühlten, weil 
dieſe ſich als die Regierungspartei dar⸗ 
ſtellten. Jedenfalls hat fi aber bie n. 
PB. bei dem innern Ausbau des neu er: 
ftandenen Reichs große Verdienfte erwor⸗ 
ben. Konnte fie nicht alle liberalen For⸗ 
derungen in bem gegebenen Fall durch⸗ 
jeten, fo fuchte fie von dem Reichskanzler 
wenigftens das Möglichfte zu erreiden, 
indem fie dies vielfach einem völligen 
Scheitern bed Geſetzes vorzog. Diejer Ge: 
danke lagden >Rompromisiene zu Grunde, 
derentwegen man gegen die Nationallibe- 
talen jo berben Tadel erhoben hat. In 
der ungerechteiten Weife wurde diefer Ta⸗ 
del namentlich zu Ende 1876 von ber 
Hortiehrittöpartei ausgefprochen, als bie 

ationalliberalen da3 Zuſtandekommen 
ber großen deutſchen Juſtizgeſetze dadurch 
ermöglichten, daß fie in einigen verhält: 
nismäßig unwichtigen Kragen nachgaben, 
inanbern ragen aber eine Berfländigung 
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mitdem Reichokanzler herbeiführten, wäh⸗ 
rend diefer auch feinerfeits in einigen 
Punkten Konzeffionen machte, Die maß: 
loſen Angriffe aber, welchen- die Partei 
deöhalb unmittelbar vor ben Wahlen vom 
10. Jan. 1877 feiten® der Fortſchrittspar⸗ 
tei ausgefegt war, hatten für die Ratio: 
nalliberalen ben Verluft einer N von 
Sitzen zur golge, indem ihre Zahl auf 
126 Mitglieder reduziert warb. 

Bon diefem Zeitpunft an batiert der 
NRüdgang der nationalliberalen Partei, 
deren Berhältnis zu dem Kanzler inzwi⸗ 
ſchen ein Fühleres geworden war. Es hat 
fih ja auch nachmals herausgeſtellt, daß 
damals und ſchon zuvor zur Rekonſtituie⸗ 
rung ber fonjervativen Partei mit Zuftim- 
mung des Fürften Bismard Schritte ge⸗ 
fcheben find. Gleichwohl wurde noch ım 
Heröit 1877 mit bem Führer der National: 
iberalen,, v. Bennigjen, über deſſen Ein: 
tritt in dieRegierung verhandelt. DiefeBer: 
bandlungen Pheiterten aber zumeift daran, 
daß dv. Bennigjen nicht allein eintreten 
mollte. Suzwoilhen waren in bem Reichs⸗ 
Tanzler jene Pläne gereift, welche bem 
Deutſchen Reich in ber Zoll, Steuer: und 
Berkehrspolitif einen völligen Umſchwung 
bringen follten. Die unglüdjeligen Atten⸗ 
tate 1878 mußten zu der Auflöfung des 
Reichstags den Vorwand geben, welche 
recht einentlich gegen bie Nationalliberalen 
gerichtet war, bie dem erften Entwurf 
eines Sozialiftengefeßes, der nach bem 
De an Attentat eingebracht wurde, 
ihre Zuftimmung verfagt hatten, und von 
benen ein rüdhaltlofes Eintreten für die 
neue Wirtfchaftspolitif des Fürſten Bis⸗ 
mard nicht zu erwarten ſtand. Bei ben 
damaligen Wahlen ging ber Beltand der 
Fraktion auf 97 Mitglieder zurüd. Gleich: 
wohl wäre bie Partei noch ſtark genug ge: 
weſen, um ein enticheidendes Wort mit- 
zufprechen, auch war berfelben das Prä⸗ 
ſidium (Forckenbeck) verblieben; allein 
bie Partei war in fich felbft her ipalten 
und unentfchieden. Ginige itglieber, 
welche mehr ber freibänd erifhen Rich: 
tung angehörten, wie Bamberger, Ridert, 
Ochelbäufer u. a., traten ben ſchutzzöll⸗ 
nerifchen Beftrebungen mit Entſchieden⸗ 
beit entgegen, während andre, wie Mosle 
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und Hammacher, ſchutzzöllneriſch gefinnt 
waren und wieder andre mit Bennigjen 


eine Mittelftelung einnabmen. Durch 


biefe Zerfplitterung verlor bie Bartei mehr 
und mehr an Einfluß. Als Forckenbeck 
1879 das Bräfidium nieberlegte , ging dae: 
felbe auf einen Konfervativen über, und 
auch auf eine Vizepräfidentenftelle verzich⸗ 
teten die NRationalliberalen. Seitdem jind 
biefelben im Präfibium bed Reichstags 
nicht mehr vertreten. Der Beratung bed 
neuen Zolltarif8 ſuchte Bennigfen zwar 
dadurch eine andre Wendung zu geben, 
daß er Anträge auf Tonftitutionelle Ga⸗ 
tantien durch Quotifierung des Kaffee⸗ 
und Salzzolls ftellte. Allein Bennigjen 
hatte dabei bie Mehrheit der Fraktion 
nicht hinter fi}, und ber Fürft Bismard 
og e8 vor, bie füderativen Garantien bes 
‚srandenfteinihen Antrags zu bewilligen 
und mit bem Zentrum zu paftieren. So 
kam durch eine konſervativ⸗-klerikale Al- 
lianz der neue Zolltarif zuſtande. Der 
Kanzler beſchuldigte nunmehr die Natio⸗ 
nalliberalen, von denen einige Mitglieder, 
wie Lasſsker und Bamberger, ihn durch 
energiſche Oppoſition gegen bie Getreide⸗ 
und Petroleumzölle beſonders gereizt hat⸗ 
ten, der Herrſchſucht und warf ihnen einen 
völligen Abſagebrief zu. Der nationallibe- 
rale Abgeordnete Volk aber griff im ber 
Schlußberatung bie eignen Fraktionsge⸗ 
nofjen an, und als bie raftion 12. Zuli 
1879 mit jehr geringer Majorität den Be- 
ſchluß faßte, über diefe Rebe ihr Bedauern 
auszufprechen, traten 17 Mitglieber, bar: 
unter Bähr, Feuſtel, Hölder, Puttkamer, 
Nömer(Württemberg), Schauß, Treitjchke, 
Völk und Zinn, aus der Fraktion aus. 
Die Regierung hoffte bei ven Neuwahlen 
zum preußifchen Abgeordnetenhaus 7. Okt. 
1879 die Partei gänzlich zu fprengen, und 
die Nationalliberalen wurden bamald 
fräftig >an die Wand gebrüdt«. Allein 
die Partei ſammelte jih um das Banner 
der errungenen Reformen, indem fie vor 
allem bie Abwehr aller Reaktion in Kirche 
und Schule und die Beibehaltung des Sy: 
ſtems »Falk« auf ihre gaben fchrieb. 
— erlitt ſie bei der Wahl erhebliche 
erluſte, namentlich in ben öſtlichen Pro⸗ 
vinzen. Ihr Beſtand ſauk von 175 auf 








Nationalölonomie — Naturaliſation. 


105 Mitglieber herab, In der Reicht: 
tagsſeſſion von 1880 aber ſchien es, als 
ob es gelingen würde, weitere Zeriplitte- 
tungen ber Partei zu verhüten, indem 
man eine prinzipielle Oppofition vermieb 
unb von Fall zu Fall nach fachlicher Prü- 
fung zu den Regierungsvorlagen Stellung 
nahm. Allerdings jchied ber Abgeordnete 
Lasker aus der Fraktion aus, auch ſtimmte 
bei der Beratung ber Militärgefeßno: 
velle ein Kleiner Bruchteil der Traktion 
(Sordenbed und Bamberger) gegen die- 
jelbe, während bei ber Abflimmung über bie 
Samoavorlage bie Sraftion fid) in zwei 

älften ſpaltete. Gleichwohl ging bie 

eſſion zu Ende, ohne daß bie entichieden 
liberalen Mitglieder ber Fraktion fih zum 
Austritt bewogen fanden. Die 1879 aus: 
geichiedenen Mitglieder bes äußerſten rech- 
ten Flügels der Nationalliberalen aber 
vereinigten fich im Keihötag zum größten 
Teil zu einer fogen. liberalen Gruppe 
(»Schauß-Völk«). Die Nachieflion des 
preußifchen Landtags im Sommer 1880 
zeigte jedoch bie Partei wieber in einem 
vollitindigen Zwielpalt. 45 Mitglieder 
nahmen bie Firchenpolitifche Vorlage Putt⸗ 
kamers, allerdings in weſentlich abge⸗ 
[Arena bh an, während 42 Mit: 
glieder der Bartei dagegen ftimmten. Dies 
war bie äußere Veranlaffung ber Tren- 
nung eines Teils ber Mitglieder des ſogen. 
Iinfen Flügels der Bartei im preußifchen 
Landtag fowohl als im Reichstag. In der 
letztern Körperschaft zählten bie National: 
Iiberalen 1881 noch 62 Mitglieder, bar- 
unter die Abgeordneten: v. Benda (geb. 
18. Febr. 1816 zu Liegniß), v. Bennig- 
fen (geb. 1824 zu Lüneburg, Laudesdirek⸗ 
tor in Hannover), dv. Bernuth (geb. 1808 
zu Münſter, Staatsminiftera.D.), Gareis 
(neb. 24. April 1844 zu Bamberg, Uni 
verfitätsprofeffor in Gießen), Gneift 6 
13. Aug. 1816 zu Berlin), Kiefer (geb. 
14, San. 1830 zu Tlannheim ‚ Führer der 
badischen Nationalliberalen, Landgerichts: 
direftor in Freiburg), Marquardſen (geb. 
3.08. 
profeffor in Erlangen), Meier (geb. 16. 
Oft. 1809 zu Bremen), Ochelhäufer (geb. 
W. Aug. 1820 zu Siegen), Stephani(geb. 
29, Okt. 1817 zu Beucha bei Leipzig, Vize: 


6 zu Schleswig, Univerfitäts: | 


379 


bürgermeifter a. D. von Leipzig), Web: 
renpfennig (geb. 25. März 1829 zu Blan⸗ 
fenburg in Braunſchweig, jebt Geheimer 
Oberregierungsrat in Berlin) u. a. 

es gelingen wird, beiden nächften Wahlen 
den Befland der nationalliberalen Frak⸗ 
tion zu erhalten, oder ob die fogen. Se⸗ 
zeifton (f. d.) zu einer neuen Partei: 
bildung drängen wird, läßt fich dermalen 
noch nicht überfehen. 

Nationalökonomie, |. Volkswirt: 
ſchaftslehre. 

Nationalrat, in der Schweiz (ſ. d.) 
die eine Abteilung der Bundesverſamm⸗ 
lung, auch Titel eines Mitglieds eben⸗ 
dieſer Abteilung. 

Natisnalverein, deutſche politiſche 
Vereinigung, 14. Aug. 1859 in Eiſenach 

egründet, wilch ihren Sitz in Koburg 
Date und von Rudolf v. Bennigjen ge= 
leitet wurde. Der Zweck bed Nationals 
verein war die Vereinigung aller libera⸗ 
len Parteimänner zu einer gemeinfamen 
Agitation für den deutſchen Bundesftaat 
unter preußijcher Führung. Der Verein 
ab eine Wocenichrift und Ylugblätter 
eraus. Am Herbit 1867 löſte fich der N. 
in Franffurt a. M. auf, nachdem er für 
den deutſch⸗preußiſchen Bundesitaat, ber 
mit der Gründung des Nordbdeutichen 
Bundes verwirklicht ward, den Boden 
hatte bereiten helfen. 

Nationalverfamminng, Bezeichnung 
für verfchiedene politifhe VBerfammlun: 
gen und Körperichaften, welche, aus einer 

olksbewegung hervorgegangen, eine voll 
ftändige Umgeftaltung ber beſtehenden 
Staatsverfafjung anftrebten und zum 
Gegenftand ihrer Deratung machten. 
Hierher gehören namentlich die verjchie- 
denen franzöftfchen Rationalverfammlun: 
gen: die fonftituierende N. von 1789—91 
und die gejeßgebende von 1791—92, die 
N. von 1848 und von1871— 76 ;ferner: die 
beutfche N. von 1848—49 und bie preußi- 
ſche von 1848. Die franzöfifche Verfaf- 
Tungsurfunbe hat den Ausdrud N. (As- 
sembl&e nationale) für die Bereinigung 
des Senats und ber Deputiertenlammer 
beibehalten (|. Frankreich). 

Raturalifation (fat.), Aufnahme 
eines Ausländers in den Staatöverband 





3830 


(j.Einwanderung, Heimat); natu: 


Raturalleiftungen — Neutral. 


Rebenbahnen, |. Sekundärbahnen. 


talifieren, indeneinheimifchen Staatd- | Rebenklage, |. Brivatllage. 


verband aufnehmen;NRaturalifationg: 
urtunbe (:Afte, Brief, franz Lettres 
de naturalisation), bie über Diefe Auf: 
nahme ausgeftellte Beſcheinigung. 
aturalleihungen für bie bewaffnete 
Macht im Frieden find für Deutfchland 
durch Geſetz vom 13. Febr. 1875 (Reichs: 
geſetzblatt, S.52 ff.) in ähnlicher Weiſe ge: 
regelt wie die Kriegsleiftungen (ſ. d.). 
Den Gemeinden liegen hiernach neben 
ber Duartierleiftung (f. Einquar- 
tierung) die Berabfolgung der Verpfle⸗ 
gung für die Mannfchaften und der Fu: 
tage für die Truppenpierde, bie Stellung 
von Vorſpann, wo diefer nicht anderweit 
zu beichaffen, und bie Einräumung der 
dienftlich erforderlichen Lofalitäten nad) 
befiimmten, durch Derorhnung vom 1. 
April 1876 (Reichsgeſetzblatt, ©. 137 ff.) 
geregelten Normen gegen Entfehäbigung 
ob. Ebenjo ordnet obiges Geſetz die Mit⸗ 
benugung von Schmieden, Brunnen, 
Zränfen 2c. durch marjchierende Truppen, 
das Betreten ber Felder bei Übungen und 
bie Transportpflicht der Verwaltungen 
von Eiſenbahnen, Schiffen u. dgl. Eine 
ausführliche Injtruftion zus Ausführun 
des Reichsgeſetzes vom 13. Febr. 1875 iſt 
durch allerhöchſten Erlaß vom 2. Sept. 
1875 (Reichsgeſetzblatt, S. 261 ff.) be 
kannt gegeben worden. 
Returredt, i. Recht. 
Ravigationdafte (Iat.), ein vom repu⸗ 
blifanifchen Barlament in England 9. Okt. 
1651 zur Förderung der engliſchen Schiff⸗ 
fahrt erlaſſenes Geſetz, wonach alle in 
fremden Erdteilen erzeugten Waren nur 
auf engliſchen Schiffen nach England und 
den engliſchen Kolonien eingeführt und 
alle aus europäiſchen Ländern herrühren⸗ 
den Waren nur auf engliſchen oder dem 
ausführenden Land angehörigen Schiffen 
in England eingeführt werden ſollten, 
1787 von feiten Nordamerikas als Ne: 
preſſalie gegen England nachgeahmt, 1821 
und 1825 dur) Annahme des jogen. Re- 
ipesgitätefpfteme wefentliy gemildert, 
6. Juni 1849, mit Ausnahme der Be- 
ünftigungen ber einheimifchen Küften- 
chiffahrt und Filcherei, ganz aufgehoben. 


Rebenlinte, die Nachkommenſchaft 
eines jüngern Sohns, im Gegenfaß zu 
ber des Eritgebornen (Hauptlinie). 

Rebenfirafe, ſ. Strafe. 

Negotium (fat.), Geichäft; negotio- 
rum gestor, Geſchäftsführer; nego: 
ziieren, ben Abjchluß eines Geſchäfts 
vermitteln, handeln; Negoziateur 
(franz., fpr. «tögr), Negoziant, Vermitt⸗ 
ler, Unterbändler, Kaufmann; Nego: 
ziation, Unterhandlung. 

Nepotiſsmus (v. ital. nepote, Neffe, 
efennunit-), ungerechte Bevorzugung 
ber Verwandten einflußreiher Staats: 
beamten, befonderd von den PBäpften ge 
übt; Nepoten, natürlide Söhne und 
nächte Anverwanbte ber Päpfte. 

enfaledonien, auitral. Inſel, ſüd⸗ 
weftlich von den Neuen Hebriben, 17,973 
qkm mit 17,305 meift europ. Einw.; 1853 
von Frankreich in Befit genommen und 
zu einer Kolonie für Sträflinge benußt. 
Hauptort: Port de France. Vgl. Garnier, 

a Nouvelle Calédonie (3. Aufl. 1876). 

Nenlst, |. Gramm. 

Neutrãl (Iat.), feiner Partei angehö- 
tig; Neutralität, das völkerrechtliche 
Verhältnis eines Staats gegenüber ver: 
ihiedenen Friegführenden Mächten, ver: 
möge deflen er in ben frühern freund: 
ſchaftlichen oder doch friedlihen Beziehun: 
gen zu biefen Mächten, bleibt, ohne ſich in 
den zwijchen ihnen entitandenen Krieg 
mittels ober unmittelbar einzumifchen. 
Dabei wird zwiſchen allgemeiner (to 
taler) und partieller (teilweifer, nur 
für gewiſſe Befigungen ausgefprochener) 
Neutralität, ferner zwiſchen bedingter 
und unbedingter, zwiſchen bewaff: 
neter und unbewaffneter Neutrali- 
tät unterfchieden. Wofern einem Staat 
nicht etwa buch ein beſonderes Schuß: 
und Trußbündnis oder durch einen Ga- 
zantievertrag bie Verpflichtung auferlegt 
ift, eine ber Triegführenden Mächte zu un: 
terſtützen, ftebt jedem fouveränen Staat un: 
zweifelhaft das Recht zu, fich in einem aus⸗ 
gebrochenen Krieg neutral zu verhalten. 
Die Neutralität legt bem neutralen Staat 
ftrengfle Unparteilichfeit auf. Derſelbe 














Neuwahl — 


barf feine der im Krieg begriffenen Mächte 
unterftüßen, auch nicht mit Kriegsma⸗ 
terial, und darf audy nicht dulden, daß 
Kriegsſchiffe in feinen Häfen auögerüftet 
oder Truppen auf feinem Gebiet ange: 
worben werben. Jede Verlegung der 
Neutralität verpflichtet ur Genugthuung. 
Einigen Staaten ift durd) euzopäifche 
Berträge eine immerwährende Neutralität 
gewährleiſtet (Schweiz, Belgien, Luxem⸗ 
burg). Auch unter den Kriegführenden 
ſelbſt kann gewiſſen Perſonen, Sachen 
oder Gebietsteilen Neutralität im Sinn 
der Unverletzlichkeit durch Verträge einge⸗ 
räumt werden. Auf dieſen Grundgedan⸗ 
fen beruht die Genfer Konvention (ſ. d.). 
Werden während eines Kriegs Truppen: 
teile ber Kriegführenden auf neutrales 
Gebiet gedrängt, jo müllen fie fich die fo: 
. fortige Entwaffnung gefallen laſſen. 

Neuwahl, |. Wahl. 

Ricaragus, Republik in Zentralame- 
rifa, 133,800 qkm mit etwa 300,000 
Einw.; Hauptftadt: Managua mit etwa 
40,000 Einw. rüber zu Guatemala 
gehörig, riß ih N. 1821 von Spanien 
108, um bem Bunde ber zentralameri- 
Tanifhen Staaten -beizutreten, bis fich 
N. dann 1833 als felbftändbiger Staat 
fonftituierte, der freilich wieberholt durch 
revolutionäͤre Bewegungen erfchüttert 
ward. Nach der Konftitution vom 19. 
Aug. 1858 fteht an ber Spike ber Re⸗ 
publif ein auf vier Jahre gewählter Prä- 
fident. Neben demſelben beftehen ein Se- 
nat, welcher ſich aus zehn, und eine geſetz⸗ 
gebende Kamnıer, die fih aus elf Mit: 
gliebern zuſammenſetzt. Zum Zweck der 
innen Verwaltung zerfällt das Staats⸗ 
gebiet in fünf Provinzen oder Departe- 
ments. Die herrſchende Religion ift bie 
römiſch⸗katholiſche, und zwar bildet bag 
Land eine Diözefe ber Kirchenprovinz 
Suatemala. Die zerrütteten Finanzen 
der Republif haben ſich neuerdings ge⸗ 
befiert. Für 1875— 76 mwurben bie Ein- 
fünfte auf 2,324,998 Doll. geſchätzt. Die 
Staatsfchuld betrug zu Ende des Jahrs 
—— — Bu Ein gorlut gi 

en Rei t feinen Sig in San 
Juan bel Norte. Die * ber Republit 
ft blau⸗weiß⸗blau, hortzontal gehteift 
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Bal. Squier, The states of Central 
America (1858; deutſch von K. Anbree, 
1865); Derfelbe, History of N. (2. 


Aufl. 1861). 

Nichtigkeitsbeſchwerde, Rechtsmittel, 
wodurch ein gerichtliches Erkenntnis als 
gegen das geltende Recht verſtoßend an⸗ 
—5 — und deſſen Wiederaufhebung 
ezweckt wird (ſ. Reviſion). 

Nichtigkeitsklage, |. Wiederauf: 
nahme des Berfjahren?. 


Niederlande, Königreih der (Ko- 
ninkrijk der Nederlanden, Nederland, 


Holland), Königreih an der Norbfee, 
zwifchen Belgien und. Preußen; 32,972 
qkm mit (1879) 4,037,010 Einw. Haupt: 
ftabt: Amfterbam mit 317,021 Einw.; 
erfte Refidenz:der Haag mit 114,936 Einw. 
Die Bevölferung, welche faſt durchweg ger⸗ 
manifcher Abfunft ift, befteht zum überwie⸗ 
enden Teil aus Hollänbern, wozu Frie- 
en, Blämen und Niederdeutjche Tommen. 
Die niederländiſche Sprache ift ein Zweig 
der altgermanijchen. Dem Glaubendbe- 
fenntnig nach wurden 1879: 2,193,281 
Proteftanten, 1,313,084 Katholifen, 
68,003 Seraeliten und 5161 fonftige 
Glaubensgenoſſen gezählt. An der Spiße 
des Staats, welcher ſich als eine konſtitu⸗ 
tionele Monarchie barftellt, ſteht der Kö⸗ 
nig aus bem Haus Naflau-Oranien, wel- 
ches nach dem Sturz des Napoleonijchen 
Königreichs Holland auf den Thron ges 
langte, nachdem es zuvor bie Erbitatt- 
halterwürde innegehabt hatte. Der Titel 
des Königs if: »König ber R., Prinz 
von Dranien-Naflau, Großherzog von 
Zuremburge. Angeredet wird ber Köni 
mit Sire. Der Titel bed Kronprinzen i 
Prinz von Oranien«. Die Trennung 
Belgiens (f. d.) 1830 machte eine Revi- 
fion der Staatsverfaflung nötig, welche 
1840 in wenig befriedigender Weiſe fiatt- 
fand, bis dann 3. Nov. 1848 eine neue, 
ſehr freifinnige Verfaſſung in Kraft trat. 
Hiernad) fickt die vollziehende Gewalt 
dem König allein zu, während die gejeb- 
gebenbe Gewalt zwiſchen dem König und 
er Bolfövertretung, ven Generalftaa: 
ten (Staten Generaal), geteilt if. Die 
Seneralftaaten zerfallen in zwei Kam⸗ 
mern. Die Mitglieder der Erften Kam: 
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mer, 39 an ber Zahl, werben burch bie 
Provinzialräte (Provinciale Staten) pe 
wählt unb zwar aus denjenigen, welche 
bie höchfte direkte Steuer bezahlen. Die 
Mitglieder der Zweiten Kammer (86 
dagegen werden in birefter Wahl durch 
die großjährigen eingefeflenen Nieberlän- 
ber gewählt, welche das 23. Lebensjahr 
zurüdgeleat Haben, im Vollgenuß ber 
bürgerlichen und politifhen Rechte ſtehen 
und an direften Steuern jährlich eine, je 
nach den örtlichen Verhältnilien, von 20 
bis 160 FI. wechſelnde Summe zahlen. 
Die Mitglieder der Erften Kammer er: 
halten iht Mandat auf 9 Jahre, indem 
alle 3 Jahre ein Dritteil ber Mitglieber 
ausfcheidet. Die Legislaturperiobe ber 
Zweiten Kammer dagegen ift eine vier: 
jährige. Sir ſcheidet alle 2 Sabre bie 
Hälfte ber Mitglieder aus. An der Spitze 
ber Staatsverwaltung fteht der Minifter- 
rat. Den Departementsminiftern (bes 
Auswärtigen, des Innern, ber Juſtiz, ber 
Ben, der Kolonien, des »Water: 

aate, des Hanbeld und ber Induſtrie, 
bes Kriegs und ber Marine) find Gene 
ralfefretäre beigegeben. Wenn ber König 
dem Minifterrat präfibiert, fo wirb ber 
legtere als »SKabinettsrate bezeichnet. 
Außerbem beftebt ein Staatsrat unter 
dem Vorſitz des Königs. 

Die Monardjie ift in folgende 11 Bro= 
vinzen eingeteilt: Drenthe, Friesland, 
Gelderlanb, Gröningen, Limburg, Norb- 
Brabant, Nordholland, Overyſſel, Zee: 
land, Südholland und Utredht. An ber 
Spite ber Verwaltung einer jeden De 
vinz ſteht ein königlicher Kommillar. 
Jede Provinz wird durch Provinztalftände 
vertreten, deren Mitglieber auf 6 jahre 
gewählt werben. Die Obrigfeit jeder Ge⸗ 
meinde befteht auß einem Rat von 7—39 
Mitgliedern, einem Bürgermeifter und 
Schöffen. Die Aufficht über die Dämme, 
Deiche, Flüſſe 2c. wird von beſondern Be- 
hörben (Waterschappen) geführt. 

Suftiz. Der oberite Gerichtshof ift ber 
Hohe Rat (HoogeRaad) im Haag, welcher 
aus zwei Kammern für Zivil- und für 
Straffaden beſteht. Unter ihm ftehen 
fünf Provinzialgerichtshöfe, von dieſen 
teffortieren die Bezirfägerichte (Arrondis- 


Niederlande. 


sements-regtbanken) und von ben let: 
tern endlich die Einzelrichter (Kanton- 
regters). — Finanzen. Die Ausgaben 
und Einnahmen bes Staatd werben von 


) | ber »allgemeinen Redyenfammer« im 


fontrolliert, welche als felbitänbige Be 
börde feinem Minifterium unterftellt it. 
Das Staatsbudget für 1881 wies bei einer 
Ausgabe von 126 Mill. FI. ein Defizit 
von 21Ye Mil. Fl. aus, welches einftwei- 
len durch Schatzanweiſungen gedeckt wer: 
den ſollte. 
nahmen durch eine Rentenjtener vermehrt 


werben. Das indische Budget balancıerte 


mit 144 Mill. ST. in Einnahme und Aus 
gabe. Die Geſamtſtaatsſchuld belief ſich 
1880 auf 943,215,602 Fl. — 
Kriegsmacht des Königreichs befteht aus 
ber europäifchen und aus ber inbifchen Ar: 
mee, welch leßtere angeworben wird. Die 
europätfche Armee umfaßt bie Freiwilligen 
und bie Miliz; erftere ergänzen fich durch 
Werbung, leßtere wirb Durch Loſung heran 
ünfz, bie Seemiliz eine vierjährige Dienſt 
zeit. Dazu Tommen dann die ⸗Schut⸗ 
terijene, eine Art Landwehr, deren Dienf- 
geit auf 10 Sabre fettgefeßt ift, wovon 

Sabre auf den aktwen Dienft kommen. 
Außerdem umfaßt der »Landfturm« alle 
waffenfähigen Männer von 19—50 Zah: 
ren, welche feiner anderweiten Militär: 
bienftverp ihtung unterliegen. Die euro 
päifche Armee ift 63,525 Dann ftarf, bar: 
unter 2039 Offiziere, die oftindifche 1466 
Dffiziere und 36,640 Solbaten , Darunter 
20,172 Eingeborne. Die Kriegsflotte 
zählte 1. Juli 1879: 116 Fahrzeuge, dar: 
unter 2 Widderturmſchiffe, 4 gepanzerte 
Widder, 13 Monitoren mit 524 Kanonen. 

Kolonien. Die oftindifchen Beſitzun⸗ 
gen Java und Mabura zählen 131,735 
qkm mit 18,799,798 Einw. Dazu fom- 
men bie weitindifche Kolonie Surinam 
mit 119,320 qkm und 68,531 Einw. und 
die Kolonie Curaſſao mit 1130 qkın und 
42,506 Einw. Das königlihe Wappen 
ift der goldne fchreitende Löwe des Hau: 
ſes Naffau mit ausgeſtreckter Zunge, auf 
azurblauem Feld, mit einem goldnen Blod 
und dem Wahlſpruch: »Je maintien- 
draie. Die Stantöflagge beſteht aus drei 


Später follen die Staatsein⸗ 





eer. De 





— und zwar hat die Landmiliz eine 


Niederlaffungsfreiheit — Non possumus. 


horizontal laufeuben Streifen: rot, weiß, 
blau. Die Nationalfarbe und das Yeld- 
zeichen find Orange Vgl. Starin & 
De bodem van Nederland (1856—60, 
2 Bbe.); »Algemeene statistiek van Ne- 
derland« (1870 —73, 2 Bbe.); »Staat- 
kundig en staathuishoudkundig Jaar- 
boekje« 1881. 
Niederlaffungsfreiheit, ber Grund: 
faß, wonach fich jedermann an jedem Ort 
voriibergebend oder dauernd aufhalten 
kann, wo er eine eigne Wohnung oder ein 
Unterfommen fi zu verfchaffen imſtande 
iſt. Das Syſtem der N. gilt jest für alle 
Angebörigen und für den gen en Um: 
fang des Deutſchen Reichs. S. Freizü— 


gigteit 
iederſchlagen (kaduzieren), im 
Rechnungsweſen einen Poſten als unein⸗ 
bringlich in Wegfall bringen, eine Revi⸗ 
ſionserinnerung für erledigt erklären. 
Eine ſtrafrechtliche Unterſuchung wird 
durch einen Abolitionsakt »niedergeſchla⸗ 
gen« (ſ. Begnadigung). 
Nigrum (lat.), Rubrum. 
Nihiliſten (vom lat. nihil, »nichts«), 
Bezeichnung einer Partei ſozial⸗revolutio⸗ 
närer Anarchiſten in Rußland, welche Re⸗ 
ligion, Staat, Ehe und Eigentum aufhe⸗ 
ben und von dem modernen Staats⸗ unb 
Kulturleben nichts übrig laſſen wollen; 
Nihilis mus, die Parteirichtung, welcher 
dieſelben angehören. Der bekannte Revo⸗ 
Iutionär Alexander Herzen definiert den 
Nihilismus als »die vollkommenſte Frei⸗ 
heit von allen fertigen Begriffen, von allen 
ererbten Hinderniſſen und Störungen, die 
dad Vorwärtsſchreiten occidentalen Ver⸗ 
ſtands mit ſeinem hiſtoriſchen Klotz am Fuß 
hemmen«. Die N., welche ſich in Rußland 
nicht aus dem eigentlichen Arbeiterſtand, 
ſondern mehr aus den höhern Geſellſchafts⸗ 
kreiſen rekrutieren, bezeichnen »als die 
einzige Revolution, welche dem Volk heil⸗ 
bringend ſein könne, diejenige, welche jede 
Idee des Staats mit der Wurzel ausreiße 
und alle Traditionen und Inſtitutionen 
der Jetztwelt über den Haufen werfes. 
Nach dem von dem Anarchiſten Bakunin 
entworfenen Statut werden drei Grade 
unter den N. unterſchieden: internatio⸗ 
nale Brüder, nationale Brüder und bie 
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bald geheime, halb öffentliche Organifation 
der internationalen Allianz der fozialifti- 
fhen Demofratie. Bon den internatig 
nalen Brüdern insbeſondere wird gefaat, 
daß fie fein andres Vaterland als die all- 

emeine Revolution, Tein andres Aus 
and und Feinen andern Feind Fennen als 
die Reaftion. Die empörenbiten Verbre- 
hen find von den N. bereit verübt, und 
ed ift nicht gelungen, diefe Bewegung zu 
unterdrüden, welche von verhältnismäßig 
wenigen gefhürt wird und breite Maſſen 
der Bevölferung bis jetzt nicht ergriffen 
bat. Aber die wiederholten Attentate, 

namentlich auf den Kaiſer Alerander IL, 
welcher diefen 13. März 1881 felbit zum 
Opfer fiel, zeigen, bag der Nihilismus 
vor feiner Miſſethat zurüdicheut, um 
fein wahnfinniges Ziel zu erreichen. Vol. 
Karlowitſch, Die Entwidelung bes 
Nihilismus (1879); Golowin, Der 
ruffifche Nihilismus (1880). 

Nobilitas (lat.), Abel; daher Nobili⸗ 
tät, |. v. w. Adelſtand; nobilitieren, 
in den Abelftand erheben; N. codicillaris, 
Briefadel; N. personalis, perjönlicher 
Abel; N. realis, Inbegriff der vormals 
mit dem Befit abliger Güter verbundenen 
Rechte und Freiheiten. 

Nobility (engl., ipr. -bititi), in Eng: 
land der Abel im Gegenfaß zur Gentry 
(f. d.); er umfaßt abfteigend die Stufen: 
Duke (Her, J— Marquess (Markgraf), 
Earl (Sof), iscount und Baron. 

Roblefie (franz), Adel, Gefamtheit 
der Bornehmen an einem Ort; N. oblige 
(ipr. oblihſch), Adel verpflichtet (edel zu 
handeln). 

Romardie (Nomarch, gried.), f. 
Griechenland. 

Nominälwert, Nennwert, der einer 
Sache, beſonders Geldſorte, beigelegte 
(aufgedruckte oder aufgeprägte) Wert im 
Gegenſatz zu ihrem wirklichen oder Real⸗ 
wert oder, wie bei Staatspapieren und 
Aktien, zu ihrem Kurswert. 

Non possümus (lat. »Wir können 
nichte), urſprünglich die Antwort bes 
Papſtes Clemens VII. auf bie drohende 
Aufforderung des Königs Heinrich VIII. 
von England, ihn von ſeiner Gemahlin 
Katharina von Aragonien zu ſcheiden; 
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dann allgemeine Formel für die Weige⸗ 
rung ber römiſchen Kurie unb bes Tatho- 
liſchen Klerus überhaupt, ber weltlichen 

acht in ber einen oder andern Hinficht 
nachzugeben; überhaupt Bezeichnung einer 
ablehnenden Erffärung. 

Nordamerika, ſ. Vereinigte Stan: 
ten von N. 

Norddeutſcher Bund, |. Deutſches 
Reich (S. 121). 

Norddentier Lloyd, ſ. LIoyb. 

Nordigleswig, |. Dänemark. 

NRormaleigungsltommilfien, ſ. Ci: 


en. 
Rormaltarif, |. Eiſenbahnen. 
Norwegen, |. Schweden und Nor: 


wegen. 

Botäbeln (franz.), durch Bermögen, 
Bildung und Rang ausgezeichnete Perſo⸗ 
nen. Die Notabelnverfammlungen (As- 
sembl&es des notables) in Frankreich 
follten unter bem wachſenden Deſpotis⸗ 
mus ber Könige bie Reichsftände erſetzen 
unb in Vergeflenbeit bringen; zulebt 22, 
Febr. bis 25. Mai 1787 und 5. Nov. 1788 
berufen. 

Notär (Iat.), eine zur Aufnahme von 
Rechtsakten mit öffentlicher Slaubwürbig- 
feit amtlich ermädhtigte Perſon; Nota⸗ 
riat, das Amt eines Notars; Nota riats⸗ 
urkunden(Notariatsinſtrumente), 
bie von einem N. innerhalb feiner Zus 
ftändigfeit aufgenommenen Urkunden, die 
öffentlihen Glauben genießen; notas 
rielle Schulbdofumente, bie von 


einem N. beglaukigten Schuldverfchreis | | 


bungen, auf Grund deren nach franzöſi⸗ 
ſcheni Rechte die fofortige gerichtliche Hilfs⸗ 
vollſtreckung gegen ben fAumigen Schuld: 
ner nachgefucht werben Tann, ein Syitem, 
welches auch die beutfche Steilbrogeborb- 
nung ($ 702) adoptiert hat; Nota= 
“ riat3ordnungen, ausführliche Gefebe 
zur Normierung ded gefamten Nota: 
riatsweſens. Beſonders ausgebildet ift 
das Notariatöwefen in Sranfreich, woſelbſt 
dem N. nahezu die gefamte freiwillige 
Gericht2barfeit übertragen ift. In ähn- 
licher Ausdehnung ift das Notariat in 
—ã— und in Rheinpreußen eingerichtet, 
während in den übrigen deutſchen Staa⸗ 
ten der Wirkungskreis zumeift nur auf die 


— Nötigung. 


laubigung von Unterrchriften ober von 
Abſchriften ſowie auf bie Aufnahme von 
Wechſelproteſten befchränft und meift mit 
ber Abvolatur verbunden ift. Vgl. Did, 
Das gemeinrechtliche Notariat (1871); 
»Das Notariat in Bayern« (1868). 
Note (Tat.), Anmerkung; im diploma⸗ 
tifhen Verkehr eine von einer Regierung 
ber andern gemachte Mitteilung, bie jo: 
wohl bireft an bie betreffende Regierung 
gerichtet fein und im Weg bed gemöhnli- 
hen gefanbtichaftlichen Verkehrs oder durch 
außerordentliche Botſchaft an dieſelbe ge⸗ 
langen, als auch bloß an den Geſandten 
ber fie erlaſſenden Regierung ergeben 
fann unb zwar mit ber Weifung, der Re 
gierung, bei welcher er beglaubigt if, 
mündliche (Berbalnote) ober fjchrift: 
lihe Mitteilung bavon zu machen. Bei 
wichtigen politifhen Vorgängen erläßt 
wohl auch eine Regierung eine ſolche N. 
(Zirfularnote) an ſaͤmtliche Regie: 
tungen, mit welchen fie in diplomatischen 


Verkehr fteht, un ihre Anfichten und Ent: 


ſchließungen in betreff der obfchwebenden 
Tragen Tundzugeben. Zumeilen vereini- 
gen ſich auch mehrere Kabinette zu einer 
emeinfamen ober boch in gleichem Wort: 
aut an eine Staatöregierung zu erlaſſen⸗ 
den N. (Kollektivnote, ibentifde 
N.), um auf biefe eine beſondere Preflion 
aus wüben. r 
otenban 
Rotenemilfien) 1. Bant. 

Rötigung, in ber modernen Strafge 
ebgebung und recbu nach bem beut: 
ſchen Reichsſtrafgeſetzbuch das Vergehen 
desjenigen, welcher einen andern wider⸗ 
rechtlicherweiſe durch körperliche Gewalt 
oder durch Bedrohung mit einem Verbre⸗ 
chen oder Vergehen Ir einer Handlung, 
Duldung oder Unterlaffung nötigt. Das 
deutiche Strafgefeßbuch beitraft die N. mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Gelditrafe bis au 600 ME., wofern nidt 
etwa burch die N. ein ſchwereres Verbre⸗ 
chen, 3. B. eine Notzucht, begangen wurde. 
Das Vergehen der N. ift vollendet, fobalt 
das ben Gendtigten zugemutete Verhal⸗ 
ten begonnen bat; doc) ift auch ber Ber- 
ſuch für ftrafbar erflärt. Wurde der Ge 
nötigte zu einer an und für fich ftrafbaren 








Notrecht — Notitand. 


Handlung aendtigt, fo tritt für biefe 
Straflofigkeit ein, wenn er dazu durch 
unwiderſiehliche Gewalt oder durch eine 
Drohung gendtigt wurde, welche mit einer 
gegenwärtigen, auf andre Weiſe nicht ab- 
wendbbaren Gefahr für Leib ober Leben 
feiner felbft oder eines Angehörigen ver⸗ 
bunden war. Das Vergehen der N. ſteht 
zwiſchen der einfachen Bedrohung und 
Erpreſſung in der Mitte. Es wird ſtren⸗ 
ger beſtraft als die bloße Bedrohung mit 
einem Verbrechen (f. Drohung) und 
gelinder als die Erpreffung (f. d.), in 
welche die N. bann übergeht, wenn fie 
zum med ber Erlangung eines wiber- 
rechtlichen Vorteils begangen wirb. Wird 
die R. von einem Beamten burd Miß⸗ 
brauch feiner Amtegewalt oder durch 
Androhung eines beftimmten Mißbrauchs 
derjelben verübt, fo wird biefelbe als ſogen. 
Amtsverbredhen (f. d.) mit Gefängnis 
bi? zu 5 Jahren beftraft; auch kann auf 
Berluft der Fähigkeit zur Befleibung se 
fentlicher Amter auf die Dauer von 1— 
Sahren erfannt werben. Umgekehrt er- 
ſcheint bie N. als Widerſtand gegen bie 
Staatögewalt, wenn fie unternommen 
wurde, um eine Behörde oder einen Be: 
amten zur Bornahme ober Unterlafjung 
einer Amtshandlung zu nötigen. Die 
Strafe fol bier der Hegel nach nicht unter 
3 Monaten Gefängnis betragen. Wurbe 
eine N. von einem Angehörigen bes Heers 
oder der Krieggmarine einem Vorgeſetzten 
üegenüber begangen, um biefen mittelft 
alt oder Drohung an ber Ausfüh- 
rung eines Dienfibefehls zu hindern ober 
zur Bornabme oder Unterlaffung_ einer 
Dienftbandlung zu nötigen, fo trifft ben 
Schuldigen nad) dem deutſchen Militär: 
ſtrafgeſetzbuch Freiheitäftrafe von 6 Dtona- 
ten bis zu 10 Jahren, im Feld Gefängnis 
nit unter 2 Jahren. Bet der Handelsma⸗ 
tine wird eine berartige NR. dem Vorgeſetz⸗ 
ten gegenüber mit Gefängnis bis zu 2 Jah⸗ 
ren nach der Reichsſeemannsordnung be- 
ftraft. Endlich gehört noch bie Beftimmun; 
der Reichsgewerbeordnung hierher, wonad 
denjenigen, welcher anbre burch Anwen: 
dung Törperfihen Zwanges, durch Drohun⸗ 
gen , durch Ehrverletzung oder durch Ver: 
rufserklãrung beftimmt oder zu beftimmen 
Staatslexikon. 
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verfucht, an Verabredungen ober Vereini⸗ 
gungen von gewerblichen Gehilfen, Ge: 
jellen ober Fabrifarbeitern behufs Erlan- 
gung günftiger Lohn und Arbeitsbedin⸗ 
gungen teilzunehmen ober ihnen 5 
u leiften, oder andre durch gleiche Mittel 
Binbert oder zu hindern verfucht von fol: 
hen Berabredungen zurüdzutreten, Ge 
füngnisftrafe bis zu 3 Monaten treffen 
joll, wofern die That nicht in ein ſchwe⸗ 
reres Verbrechen übergeht. Vgl. Reiche: 
ſtrafgeſetzbuch, SS 240 bierzu das Reichs⸗ 
geſetz vom 26. Febr. 1876, ſogen. Novelle 
pm Strafgeſetzbuch), 52, 339, 358, 114; 
eihömtlitärftrafgejekbuch vom 20. Juni 
1872, $ 96; Dentiche Seemannsorbnung 
vom 27. Dez. 1872, $ 89; ee Ge: 
werbeordnung vom 21. Juni 1869, $ 153. 

Notretcht (Staatsnotrecht, lat. Jus 
eminens), die Befugnis ber Staatögewalt 
zum Eingriff in bie Rechte ber Einzelnen 
im Sntereffe ber flaatlichen ande 
Ein folder Gingriff in die Rechtsſphäre 
der Staatsbürger ift ber Stantsgewalt 
aber nur ausnahmsweiſe und nur dann 
geftattet, wenn ihn ein unabweisbares 
Bedürfnis des Staats erheifcht. Dies ift 
namentlich dann ber Fall, wenn es ſich 
um bie Erhaltung des Staats felbft han⸗ 
belt und die Staatsgewalt zu biefem 
Zweck ber Freiheit ber Einzelnen vorüber: 
gehende Beichränfungen auferlegt, 3. 2. 
durch Der hängung es Belagerungszu⸗ 
ſtands und in England durch Suſpenſion 
der Habeaskorpusakte. Namentlich gehört 
aber die Befugnis der Staatsregierung 
hierher, Privateigentum, wenn auch gegen 
volle Entſchädigung, im öffentlichen In⸗ 
terefje bem Eigentümer a entziehen, wor⸗ 
auf namentlih das NRechteinftitut ber 
Erpropriation (f. d.) beruht. Auch 
der Grundfaß, daß Eingriffe in fremde 
Rechtsſphären, welche von einer Privat: 
perfon im Notftan angen werben, 
ftraffrei find, wirb zuweilen, jeboch mit 
Unrecht, als NR. bezeichnet, benn ber Not: 
fand ift fein Recht, fondern nur ein fat- 
tifcher Zuſtand. 

Rotfland, im allgemeinen jeder Zu: 
ftand der Bedrängnis; im ftrafrechtlichen 
Sinn insbefonbere ber Zuftand der Ge 
fahr, aus welcher fi) jemand nur durch 
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einen Eingriff in bas Recht eines aubern 
retten Tann. Die moderne Steafgelebge- 
bung nimmt für ben R. Straflofigkeit an. 
Das beutiche —— —— ($ 54) 
Yäßt diefe jedoch nur dann eintreten, wenn 
e3 fih um eine gegenwärtige Gefahr für 
Leib oder Leben des Thäters ſelbſt ober 
eines feiner Angehörigen (ſ. b.) hanbelt. 
Außerdem muß bieje Gefahr eine unver: 
ſchuldete und die Rettung aus berjelben 
nicht anders zu ermöglichen fein als burch 
eine Hanblung, welche ſich an und für ſich 
als Rechtsverletzung dharakterifiert. Yon 
der fogen. Notwehr (1. b.) unterfcheidet 
fi der N. aber dadurch, da es ſich bei 
jener um bie Abwehr eines rechtäwibrigen 
Angriffs handelt, während der Strafaus: 
ſchließungsgrund des Notſtands gerade 
demjenigen zu gute kommt, welcher, um 
ſich I retten, einen Eingriff in eine 
fremde Rechtsſphäre unternimmt. Die 
Notwehr erſcheint als ein Recht, ber N. 
Tebiglich als ein faktiſcher Zuſtand. Mit 
Unrecht bezeichnen daher mande ben N. 
als fogen. Notrecht, denn bie Not allein 
gibt und noch fein Net, andre zu ver- 
leben. Der Grund, warum ber N. bie 
Strafe ausſchließt, ift vielmehr bie Rüd: 
fit auf ben Selbiterhaltungstrieb bes 
Menfhen und der Umftand, daß ein ge: 
wiſſer Heroismus dazu gehört, in ber Not 
lieber unterzugehen oder Schaden zu er: 
leiden, als fich der Verlegung eines frem⸗ 
ben Rechts fchuldig zu machen. Vom 
Standpunkt ber Moral mag dies als ge- 
boten erjcheinen; aber ber Gefchaeber 
Tann eine foldye Stanbhaftigfeit und Cha: 
rafterftärfe, welche über die gewühnlichen 
menſchlichen Kräfte hinausgehen würbe, 
in ber Regel nicht verlangen. Anders 
liegt die Sache freilich, wenn ber Betref- 
fende duch Beruf und Stellung dazu 
verpflichtet ift, wie fih denn 3. B. ber 
Soldat im Krieg und der Seemann aus 
einer Seegefahr nicht auf Koften andrer 
erretten burfen. Vgl. Santa, Der ftraf- 
rechtliche N. (1878). 

Notverordnung, |. Verordnung. 

Notwehr, diejenige Verteidigung, 
welche erforderlih ift, um einen gegen- 
wärtigen rechtswidrigen Angriff von fich 
oder einem andern abzuwenden (deutſches 


N. | zwar geftattet das deutſche 


Notverordnung — Nottwehr. 


Reichoſtrafgeſetzbuch, F 53). Eine durch 
die N. —** Handlim hi ftraflos. Es 
ift nämlih zwar in allen zivilifierten 
Staaten anerfannt, daß man ſich ber Re 
gel nad) gegen einen unberechtigten An- 
griff nicht jelbft Recht verfchaffen, fondern 
den flaatlichen Rechtsſchutz anrufen fol. 
Iſt aber bie StaatsEilfe im gegebenen Fall 
nicht erreichbar ober nicht ausreichend, jo 
fann bem Angegriffenen das Recht der 
Selbfiverteibigung, welches ein unmittel⸗ 
barer Ausflug bed Rechts ber Perfönlid- 
feit und des menſchlichen Selbiterbal- 
tungötriebs ift, nicht abgefprochen werben. 
Die N. erfcheint daber als ein Recht, und 
ebendadurch unterfcheibet fie fich von dem 
fogen. Notſtand (f. d.), einem bloß jak 
tiſchen Zuftand, in weldyem dem in feiner 
Eriftenz Bebrohten bie Verlebung eine 
andern zum Zweck ber Selbiterhaltung 
verziehen wird. Die N. ift aber nur dann 
firaflo3, wenn ber dadurch zurückgewieſene 
Angriff ein rechtswidriger war, und 
trafgeſchzbuch 
bie N. auch zum Schuß eines Dritten, 
Auch ift fie nicht bloß gegen einen rechts⸗ 
wibdrigen Angriff auf Leib und Leben, fon- 
bern auch gegen einen folchen geſtattet, 
welcher gegen bie Ehre, bie Keuſchheit, die 
Freiheit 2c. oder auch nur genen ein Ber: 
mögensrecht gerichtet iſt. Der durch bie 
N. abgewieſen⸗ rechtswidrige Angriff muß 
aber ferner ein gegenwärtiger fein, 
d. b. bereits begonnen haben oder doch un: 
mittelbar bevorftehen, indem ber Bebrohte 
ben Beginn der Thätlichfeiten nicht etwa 
erit abzuwarten braucht. Endlich iſt aber 
auch nur diejenige Verteidigung erlaubt 
und ſtraflos, welche erforderlich war, um 
ben gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
nrüdhumeilen: Es muß alfo ein andres 
ittelaur Zurüdweifung besfelben, daher 
namentlich dad Anrufen des obrigfeitlichen 
Schutes, ausgeſchloſſen fein; auch darf 
die Verteidigung nicht weiter gehen, als 
e8 zur Bekämpfung jenes Angriffs erfor 
berlich ift. Die Größe ber Verteidigung 
muß zu der Größe bed Angriffs im ride 
tigen Verhältnis ſtehen; fie darf nicht vor: 
eilig erfolgen, und fie darf auch nicht etwa 
fortgejeßt werben, nachdem bie Gefahr 
bereits abgewenbet ifl. Ein Exzeß (Über: 
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Tchreitung) der N. ift daher ftrafbar; 
doch erflärt dag deutſche Strafgeſetzbuch 
($ 53) denſelben dann für ſtraflos, wenn 
ber Thäter in Beſtürzung, Furcht ober 
Schreden über bie Örenzen ber Verteidi⸗ 
gung binausgegangen ift. Bol. außer den 

ehrbüchern des Strafrechts: Kevita, Das 


Hecht der N. (1856); Geyer, Die Lehre N 


von der R. (1857); Wefjely, Die Be 
fuanifle des Notftands und der R. (1862). 

Notzucht, |. Unzuchtsverbrechen. 

Rovellen (lat. novellae leges, »neue 
Geſetze«), in der Rechtsſprache Nachträge 
und Abänderungen bejtehender Geſetze, 
namentlih Bezeichnung einer Geſetzes⸗ 
fammlung,, welde als Beftandteil des 
Corpus juris dem Juſtinianeiſchen Kober 
nachträglich beigefügt warb, aber auch 
noch jetzt zur Bezeichnung von Nachtrags- 
geſetzen gebräuchlich ift; 3. B. Strafgefep- 
novelle, Gewerbeorbnungsnovelle, Mili⸗ 
tärnovelle u. dgl. 

Nullitãt (lat.), Nichtigfeit.eines Rechts⸗ 
geſchäfts; Nullitätsquerel, Nichtig- 
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keitoklage (ſ. Wiederaufnahme des 
Verfahrens). 

Nunzius (lat.), päpſtlicher Geſandter; 
Nunziatur, Amt und Sitz eines ſolchen. 
Nunziaturen feit 1583 zu Wien und zu 
Köln, feit 1586 zu Luzern, feit 1558 zu 
Brüffel, feit 1785 zu Münden. Die 
unzien fungierten in ihren Bezirten als 
geiftliche Oberrichter und hatten, beſonders 
in Dispenfationsfachen, erzbifchöffiche Bes 
fugnifje, und Die Erzbilchöfe und Reiche: 
behörden erhoben umſonſt Beſchwerden 
gegen beren Übergriffe. Seit 1814 find 
die Nunzien bloße Geſandte bes Papſtes, 
weöwegen der Titel auch auf. die Vertre- 
ter besfelben an anbern Höfen angewen- 
det wurbe. Unter Pius IX. begannen fie 
aber, befonbers in Deutichland, wieder 
geiftliche Auffichtsrechte über die Kirche 
des Staats, in dem fie venlaubigt find, 
auszuüben, weswegen 1872 der N. von 
Luzern ausgewielen wurde. ., 

ern eitstheorie, |. Utilitaris— 
muß. . 


O. 


Obduktion (lat.), ſ. Totenſchau. 
Oberacht, ſ. Acht. 
Oberamt, in Württemberg die Unter: 

abteilung des Kreifes, indem die 4 Kreife 

in 63 Oberamtsbezirke zerfallen, an deren 

Spiße je ein Oberamtmann fteht. In 

Preußen ift Oberamtmann ber Titel eines 

Berwalters ober Bächters eines Kammer: 

auts.- Obe ramtsrichter ift in manchen 

Staaten ein befonberer Titel für den auf: 

fihtführenden Amtsrichter oder für ältere 

Amtsrichter (ſ. Amtsgericht). 
Oberbergamt, ſ. Bergrecht. 
Dbererſattommiſſion, ſ. Erſatz 

weſen. 

Obergerichte, höhere Kollegialgerichte, 
welche über die Rechtsmittel, die gegen 
Erkenntniſſe der Gerichte erſter Inſtanz 
(Untergerichte) eingewendet werden, 
entſcheiden (ſ. Gericht). 

bergeſpan, der erſte Beamte einer 

Geſpanſchaft in Ungarn, ſ. Komitat. 

Oberhaus und Unterhaus, in Eng- 


w 


Yand bie beiden Abteilungen bed Parla⸗ 
ments, |. Großbritannien. 
Oberfirdenrat, in manchen Staaten, 
8 B. in (Alt-) Preußen, kollegialiſche 
berbehörde, beſtellt zur Ausübung der 
in der evangeliſchen Kirche dem Landes⸗ 
herrn vorbehaltenen Kirchengewalt; auch 
Titel verdienter Geiſtlichen. 
Oberpräfident, in Preußen ber ar ber 
Spitze einer Provinz ftehende oberſte Ver⸗ 
waltungsbeamte, welcher als fländiger 
Kommillar des Minifteriums die Ober: 
aufficht über Die Behörden ber Landesver⸗ 
waltung führt und für die gleichmäßige 
Ausführung der Gefete und Verordnun- 
gen jowie der Anordnungen der Minifte- 
rien zu forgen hat. Nach der Provinzial⸗ 
ordnung d d.) erfcheint der O. zugleich 
als ftaatliche Aufſichtsbehörde ver kommu⸗ 
nalen Provinzialverwaltung, als Vor: 
ſitzender des Provinzialrats und als könig⸗ 
licher Kommiſſar auf dem Provinzial⸗ 
landtag. Der O. iſt dem Regierungsprä⸗ 
25” 
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fibenten übergeorbnet, abgefehen von ber 
am Sit des Oberpräfibenten befindlichen 
Regierung, für welche er regelmäßig zu- 
gleich als Regierungspräfibent fungiert, 
indem ihm alödann ein Vizepräfident zur 
Seite ſteht. 
Oberprifenrat, f. Priſe. 
Oberredunugslammer, in Preußen 
eine unmittelbar unter ber Krone ſtehende 
Behörbe, welcher die Kontrolle des gefam- 
ten Staatshauspalts mittelft ber Rech⸗ 
nungsrevifion obliegt. Die O., melde 
ihren Sit in Potsdam hat und aus einem 
Sheipräfidenten, den nötigen Direktoren, 
Räten unb Reviſionsbeamten beftebt, 
führt zugleich als Reichsbehörde die Kon: 
trolle des gefamten Reichshaushalts burch 
Prüfung und Feftftellung ber Rechnungen 
über Ausgabe und Einnahme ber zur 
Reichskaſſe fließenden Gelber, über den 
Ab- und Zugang von Reichdeigentum, 
über die Verwaltung der Reichsjchulden, 
des Reichsinvalidenfonds, bed Reichs: 
kriegsſchatzes, ber Reichsbank und über 
ben gefamten Lanbeshaushalt von Elfaß- 
Lothringen. Die Stelung ber O. iſt durch 
Geſetz vom 27. März 1872 (preußiſche Ge⸗ 
ſetzſammlung 1872, ©. 278 ff.) normiert, 
während ihre Funktionen als Red: 
nungabof bes Deutſchen Reichs fi 
nach der Inſtruktion des Reichskanzlers 
vom 5. Bin 1875 (Reichszentralblatt 
1875, ©. 157 ff.) beftimmen. 
Oberreichſsauwalt, ſ. Reichsgericht. 
Oberjeeamt, Reichsbehörde zur Ent⸗ 
ſcheidung über Beſchwerden gegen die 
Sprüche ber Seeämter in ben Bundesſee⸗ 
fiaaten (f. Reichsamt des Innern). 
Oberſt (früher Obrift), oberfte Rang: 
ftufe der Stab8offiziere, meift Regiments- 
fommanbdeur. Ehedem ein höherer Kom- 
mandierender (Kriegs-, Feidoberſter), 
ſ. v. w. Feldherr. Oberftleutnant, im 
Rang dem O. zunächſt ſtehend. Oberſt⸗ 
wachtmeiſter, ſ. v. w. Major. 
Obligation (lat.), Verpflichtung; 
Rechtsverhältnis, auf Grund deſſen jemand 
(Gläubiger, Kreditor) von einem 
andern (Schuldner, Debitor) eine ge 


iwiffe Leiftung zu fordern berechtigt üt; | | 
auch Bezeihnung der zur Beurkundung | SS 


eines ſolchen Schuldverhältnijjes ausge: 
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ſtellten Urkunde (Schul dverſchrei⸗ 


bung, Schuldbrief), z B. eines Staats 
ſchuldbriefs. Das Obligationenredt 
oder Recht ber Forderungen bildet 
we widtigen Beſtandteil bed Privat: 
rechts. 

Obmann, derjenige, welchen zwei von 
ben Parteien gewählte Shievsräter als 
Dritten wählen, und der ben Ausſchlag 

ibt; bei Schmwurgerichten ber von ben 
eſchwornen aus deren Mitte zur Leitung 
ber Beratung und Abflimmung und zur 
Berfünbung bed Wahrſpruchs Ermählie; 
auch der Borfitende von Berfammtlungen. 

Obſervanz (Tat.), Herlommen; Read, 

welche durch langen Gebrauch rechtsver⸗ 
bin geworben ift. 
Oälstratie (grieh., Böbelherr: 
haft), Auftandb eines Staats, im wel 
chem ſich die Staatögewalt in ben Händen 
einer rohen und wülhten unterften Volls⸗ 
klaſſe befindet. Die O. ift eine Ausartung 
ber Demofratie (f. d.), gleichwie bie 
Dligardhie eine ſolche der Ariftofratie und 
bie Deipotie eine Ausartung der Monat: 
hie ift. Als eine wirkliche Staatsform 
wird bie DO. kaum bezeichnet werben kon⸗ 
nen, da ihre Dauer der Natur der Sache 
nad) nur eine vorübergebenbe fein Tann, 
jolange abnorme Zuftände im Gtaatt- 
leben berrfchen, wie es 3. B. unter der 
Parifer Commune der Fall geweien ifl. 

Odelsthing (ſchwed.), eine aus Grund: 
beſitzern seen Abteilung bed norwe 
giiden Storthings, ſ. Schweden und 
x hen 

Dffenbarungseid (Manifeftations: 
eib), ber von einem Schuldner, bejien 
bewegliches Bermögen zur Befriedigung 
feiner Olöubiger nicht ausreicht, dahin 
aDauleiftenbe id, daß er fein Vermögen 
vollſtändig angegeben und wiſſentlich nichts 
verſchwiegen, oder, wenn es ſich um die 
Herausgabe einer beſtimmten Sache Lan: 
delt, daß er bie Sache nicht befige, auch 
nicht wille, wo bie Sache fich befinde. Die 
Verweigerung biefes Eibes zieht Haft nad 
fih, durch welche der Schuldner zu eben: 
diefer Eidesleiſiung gezwungen werben 
ol. Vgl. Deutiche Zivilprozeßorbnung, 

711, 769 ff. 780 ff. 

Sffentlies Recht, |. Recht. 


Offiziant — 


Dffisient (neulat.), Beamter niebern 


Ranges. 

Offiziell (lat.), da8 von einer Behörbe 
Ausgehende, aljo ſ. v. w. amtlich; 3. 8. 
eine offigiele Nachricht, eine offizielle Zei⸗ 
tung. o eine Behörbe nicht geradezu 
amtlich auftreten will, aber voch jo, daß 
den von ihr veranlaßten Kundgebungen 
oder Borfchlägen ein größeres Gewicht 
als den von Privatperſonen ausgehenden 
beigelegt werden fol, nennt man eine 
ſolche Art bes Verfahrens offizidß; 
z. B. eine —2*— halbamtliche) Zeitung. 

Offizier (franz.), militäriſcher Vorge⸗ 
ſetzter vom Leutnant aufwärts; von da 
abwärts Unteroffizier. Subaltern: 
offiziere find die Yeutnantd, Stab3- 
offiziere: Major, Oberftleutnant und 
Oberſt. Dedoffiziere find in der Ma: 
ine ber Oberfeuerwerfer, der Oberboots⸗ 
mann, ber Öberfteuermann und der Ober: 


mafchinift. 
Offizierspatent, |. Patent. 
Oltnpieren (lat.), an fich nehmen, be 
jegen; Okkupation, Aneignung einer 
herrenloſen Sache, Befigergreifung. Unter 
militärifcher Offupation insbefondere ver- 
ſteht man die Beſetzung eines fremden 
Landes zur Geltendmachung gewiſſer An⸗ 
iprüche, zur Verhinderung eines Aufſtands 
oder zu dem Zwed, um für die Erfüllung 
gewiſſer Verpflichtungen, 3.8. Zahlung 
der Kriegskoſten, ein Pfand zu haben. 
Okonomie (griedh.), Haushaltung; 
Land- und Feldwirtſchaft; Sparſamkeit; 
zweckmäßige intinge 3. B. eine 
Staatsxc. Okonomik, Wirtſchaftslehre. 
Okonom, Wirtſchafter, Landwirt; öko⸗ 
nomiſch, wirtſchaftlich, ſparſam. Oko⸗ 
nomiſten, die Anhänger des phyſiokra⸗ 
tiſchen Spighe in der Nationalökonomie. 
Olirei (Octroi, franz., fpr. ), 
Handelsprivilegium, auch ſ. v. w. ſtädtiſche 
Acciſe, z. B. Mahl: und Schlachtſteuer. 
Ottroyieren —5 ſpr. ottroaſi⸗), auf⸗ 
nötigen, aus höherer Machtvollkommenheit 
anordnen, daher oktroyierte (im Ge 
genſatz zu paktierten) Verfaſſungen 
diejenigen, welche einſeitig von der Staats⸗ 
regierung gegeben und nicht zuvor mit 
einer Volksvertretung vereinbart wurden. 
Oktroyierungsrecht wirdzuweilen das 
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Verordnungsrecht des Regenten genannt, 
d. h. die Befugnis desſelben, die zur Aus⸗ 
führung der Geſetze erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen, und zwar ohne Beirat und Zu⸗ 
ſtimmung der Stände, zu erlaſſen. 
Okularinſpektion (lat.), Augenſcheins⸗ 
einnahme. iſch (Friech), all 5 
men griech.), allgemein; au 

ſ. v. m. AS Okumeniſche Kons 
gitien, die allgemeinen Kirchenverſamm⸗ 
ungen (f. Konzil). 

Idenburg, Großherzogtum und Bun- 
besftaat des Deutfchen Reichs, 6420 qkm, 
337,328 Einw.; Haupt: und Refibenzitadt: 
Didenburg mit 20,465 Einw. Das 
Staatsgebiet befteht aus drei getrennten - 
Beitandteilen, nämlich aus dem Herzog: 
tum O. und ben Fürftentümern Birfenelb 
und Lübel. Die Verfafjung bes Staats, 
welcher bis 1848 einer landftändifchen Ver: 
faffung entbehrte, ift jet die einer konſti⸗ 
tutionellen Erbmonardie. Das Staats⸗ 
grundgefeß wurde mit einem bazu befon- 
ders berufenen Landtag vereinbart und 
18. Febr. 1849 publiziert; revidiert 22, 
Nov. 1852. Hiernach fteht an ber Spike 
des Staats der Großherzog (»Königliche 
Hoheite), und zwar ift die Regierung erb⸗ 
lich im Dannöftamm ber jüngern Linie 
des Hauſes Holftein=Gottorp nach ben 
Rechte ber Erftgeburt und nach ben Grund⸗ 
fügen ber£inenlerbfolge. Der Großherzog, 
welcher fich zur lutheriſchen Kirche befennt, 
ift in der Gefetgebung und bei der Be: 
fteuerung ber Unterthanen an bie Zuſtim⸗ 
mung bed Landtags gebunden. Die Zi- 
villifte beträgt, aögefeßen von bem Ertrag 
der Krondomänen, jährlich 255,000 ME, 
Der Landtag befteht aus 49 Abgeordne⸗ 
ten (40 für O., 4 für Lübeck und 5 für 
Birkenfeld), welche aus indirekten Wahlen 
hervorgehen und jeweilig auf drei Sabre 
gewählt werden. Außerdem befteht aber 
noch für die beiden Fürftentümer Birfen- 
feld und Lübeck ein befonderer Provinzial: 
tat, dort aus 12, hier aus 15 Mitgliedern 
nach den Beftimmungen für die Wahl ber 
Landtagsabgeordneten zufammengejekt. 
Für beide Fürftentümer beftehen nämlich 
beſondere großberzogliche Provinzialregie: 
rungen, welch leßtere bie Provinzialräte 
jährlich ziweimal einberufen. Die oberfte 
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Leitung ber Regierung bed Großherzog: 
tums jteht aber dem Staatsminilterium 
zu, welches in bie Departements der Fi⸗ 
nanzen, bed Innern, des großherzoglichen 
De und der auswärtigen Angelegen= 

iten, der Juſtiz, ber Kirchen⸗ unb Schu⸗ 
len: und der Militärangelegenbeiten zer: 
fällt. Die Leitung diefer Departements ift 
auf drei Abteilungsvorſtände verteilt. 
Dem Staatsminifterium ift das Haus⸗ 
und Zentralarchiv und ein flatiftifches 
Büreau beigegeben. Unmittelbar unter 
bem Staatsminiſterium ftehen ber Staats⸗ 
nerichtähof und der Gerichtshof zur Ent- 
fheidung der Kompetenzlonflifte. Zum 
Amed ber innern Landesverwaltung 
iſt das Staatsgebiet in Amter eingeteilt, 
beren Verwaltungschefs im Herzogtum 
D. unmittelbar unter bem Staatdmini- 
fterium, Departement des Innern, ftehen, 
während in ben Fürftentümern Birkenfeld 
und Lübeck die dortigen Negierungen eine 
Mittelinftanz bilden. Diefe Negierungen 
leiten in den Fürftentümern auch Das 
Schulweſen; für da8 Herzogtum bagegen 
beitehen ein befonderes evangeliiches und 
ein katholiſches Oberfchulfollegium. Eben: 
fo ift für letzteres ein bejonberer evangeli- 
cher Oberkicchenrat in Funktion. Das 
katholiſche Kirchenweſen des Herzogtums 
wird durch den biſchöflichen Offizial in 
Vechta geleitet. Die Katholiken in D., de⸗ 
ven Anzahl im Verhältnis zur proteftan- 
tifchen Bevölkerung bie weit geringere ifl, 
gendran zum Sprengel des Bilchofs in 
Münfter, diejenigen bes Fürjtentums Bir: 
fenfeld zum Sprengel bes Biſchofs von 
Trier. Im Herzogtum DO. ftehen ben Amt: 
männern als Organe berSImter, bie gugleich 
Kommunalverbände höherer Ordnung 
find, Amtsräte zur Seite, welche bie Selbft- 
verwaltung bieler Verbände wahrnehmen. 

Juſtiz. Das Herzogtum DO. bat ein 
Oberlan desgericht mit dem Sitz in der Re⸗ 
ſidenz erhalten, welches zugleich für das 
Fürſtentum Schaumburg-Lippe fungiert, 
und ein Landgericht daſelbſt, welches die 
Amtsgerichtsbezirke Brake, Butjadingen, 
Damm, Delmenhorſt, Elsfleth, Friesoythe 
Jever, Kloppenburg, Löningen, O. Varel, 
Vechta, Weſterſtede und Wildeshauſen 
umfaßt. Für das Fürſtentum Lübeck mit 


Oldenburg. 
ben Amtsgerichten Ahrensbok Eutin und 


Schwartau fungieren das Landgericht zu 
Lübel und das gemeinfchaftliche Hanfeati: 
fche Oberlandeögeriht zu Hamburg. Die 
drei Amtsgerichte bed Fürſtentums Bir: 


| 


tenfeld aber finb bem preußifchen Landge 


richt zu Samebrüden und bem Oberlandes⸗ 
gericht zu Köln unterftellt. 

Finanzen. Die Einnahmen und Aus 
gaben (Landtag, Brovinzialräte, Staats 
minifterium, Konjulate, Jentralbehörben, 
Matrikularbeiträge, Penfionen u. bl.) 
der Zentralfafle des Großherzogtums ba⸗ 
Iancieren nad dem Staatshaushaltsetat 
pro 1881 mit 932,600 Mi. Der Spe 
zialetat de8 Herzogtums DO. fchließt 1881 
mit einer Einnahme von 4,904,000 ME. 
und einer Ausgabe von 5,128,000 ME. 
ab, berjenige des Fürftentums Lübeck mit 
609,400 ME. Einnahme und 667,000 
ME. Ausgabe und der Spezialetat des 
Bürientung Birkenfeld enblih mit 

, ME. Einnahme und 568,900 
DIE. Ausgabe, Zur Dedung ber Defizits 
dienen bie Betriebsfonde aus den Bor: 
jahren. Die Staatsſchulden betrugen 
Ende 1879 im ganzen 37,009,532 Mt. 

Heerwe | en. Laut Militärfonvention 
vom 15. Zuli 1867 Hat O. fich zu Gunſten 
Preußens ber eignen Militärverwaltung 
begeben, und bie olbenburgiichen Wehr: 
plichtigen werben ber preußijchen Armee 
eingereiht. Sie bilden das oldenburgilche 
Snfanteriereniment Kr. 91, dad Drago: 
nerregiment Nr. 19 und wei Batterien 
des 2. hannöverſchen Yeldartillerieregi- 
ments Nr. 26. Infanterie und Kavallerie 
gehören der 19. Divifion (Hannover), die 

rtillerie ber 10. Telbartillertebrigade 
ne und bem 10. Armeekorps 
(Hannover) an 


Das Wappen bed Großherzogtums 
befteht aus einem Haupt: und aus einem 
Mittelſchild; jener zeigt Die Embleme von 
Norwegen, Schleswig, Holitein, Stormarn, 
Dithmarſchen und Kniphaufen, ber ge 
krönte Mittelfchild aber bie von D. (zwei 
rote DQuerbalfen in Gold), Delmenborit, 
Lübeck (golbnnes Kreuz mit Biſchofsmütze 
in Blau), Birkenfeld (Silber und Rot in 
vier Reihen) und Jever (auftecht ſchreiten⸗ 
der Löwe). Das Ganze iſt von einem 


Dligarchie — Oranje- Freiftaat. 


391 


Bappenzelt umgeben und mit ber Königs- | tionspartei keineswegs ſchädlich, fonbern 


krone bebedit. Die Landesfarben find Blau 
und Rotz bie Flagge ift blau mit einem 
roten, —— Rehenben Kreuz. Dal: 
»Statiftifche Nachrichten über das Ser 
tum D.«, beraudgeg. vom Statiftifchen Buͤ⸗ 
reau (1857 I; dfe, Das Großherzog: 
van (1808 nel mann, —ã ⸗ 

tum O. in feiner wirtſchaftlichen 
Enhnidehun (1878). 

Dligeräie (gried., >Herrihaft weni- 
ger<), biejenige Staatsform, in welcher 
nur wenige Perfonen, namentlich durch 
Reichtum hervorragend (f. Plutokra⸗ 
tie), bie Regierungägewalt ausüben. Die 
D. ıft eine Ausartung der Ariftokratie, 
gleichwie die Defpotie eine folche ber Mon⸗ 
ardhie und bie Ochlofratie eine Ausartung 


“ 


J 


der Demokratie iſt. Mit Geldoligar:| fi 


hie bezeichnet man bie fogen. Gelbarifto: 
tratie (ſ. Ariftofratie). 

Omnipotenz (lat.), Allmacht; omni⸗ 
potent, allmaͤchtig; jo ſpricht man 3. B. 
von dem omnipotenten Staat, welcher 
alle Zweige des öffentlichen und bes Pri: 
vatlebens umfaſſen und beberrfchen ſoll, 
wie es die Sozialiften wünfchen. 

Opponieren (lat.), widerfprechen, Wi: 
derſtand leiften; Opponent, Gegner. 

Dppofition (Iat.), Gegenſatz, Wider: 
fand; namentlich im politifchen Xeben bie 
gegen bie Staatsregierung ober beren ber: 
malige Vertreter befonders in ber Preſſe 
(Oppofitionspreffe) und inden Kam- 
mernfich geltend machende Richtung; dann 
auch Bezeichnung für diejenigen, welche 
biefer Richtung angehören, alfo ſ. v. w. 
Oppofitionspartei. Eine eigentliche O. ift 
aber nur in einem Staatöwefen möglich, 
in welchem dem Volk an der Gefetgebung 
und an ber Staatsverwaltung ein be- 
flimmier Anteil eingeräumt ift, alfo in 
einer Fonftitutionellen Monarchie oder in 
einem republifanifchen Stuatzlörper; fie 
it in einer abjoluten Monarchie, in wel- 
her e3 an einer Bolfsvertretung fehlt, 
und in welcher der Wille bes Souveräng 
allein maßgebend ift, faft undenkbar, zu⸗ 
mal da bier auch eine regierungsfeindliche 
Preſſe nicht geduldet zu werben pflegt. 

Für ein gejundes politisches Leben ch 
gen ift das Vorbandenfein einer Oppoſi⸗ 


ewijlermaßen notwendig, ba bier alle 
Barteien vertreten fein jeten, und ba uns 
gerade im politifchen Leben ber Gegner 
unjre Fehler am beften aufdedt unb ung 
durch feine Angriffe und feinen Widerftand 
oft beſſer als unfre politifchen Freunde 
auf ben richtigen Seg führen wird, Frei- 
lich wird eine ſolche DO. dann flörenb und 
hemmend wirken, wenn fie zu einer prin= 
ipielfen ober ſyſtematiſchen wird, 
.b. wenn man opponiert, Tedigli um 
u opponieren, nämlich um ber Regierung 
erlegenbeiten zubereiten, und nicht aus 
innern, ſachlichen Gründen. Zu bemerfen 
ift übrigend, daß nicht notwendig der li⸗ 
beralen Partei die Rolle ber Oppofitions- 
partei zufallen muß, went dies auch häu⸗ 
g und namentlih in Deutfchland der 
Fall geweſen ift. 

Oranien, Name ber jüngern Ottoni⸗ 
fhen Linie des Haufes Naſſau (f. d.), 
welche 1530 bas Fürftentum Drange oder 
DO. in der Provence erwarb und ſich danach 
benannte. Der ältere, von Wilhelm dem 
Schweiger begründete Zweig der Oranier 
befleidete bie Statthalterwiirde ber Repu: 
blik ber Niederlande 1581—1702, ber 
jüngere 1747—95 und erlangte 1815 die 
niederlänbifhe Königskrone, welche er noch 
jest innehat. 

Oranje⸗Freiſtaat (Oranjefluß: 
Nepublif), Freiftaat im Innern Süd⸗ 
afrikas zwiichen ben beiden Quellarmen 
des Oranjefluffes, ca. 111,500 qkm mit 
etwa 80,000 Seelen weißer Bevölkerung, 
größtenteild der reformierten Kirche an⸗ 

ebörig, und ca. 70,000 Eingebornen; 
auptitabt: Bloemfontein (2000 — 

00 Einw.). Gegründet von hollaͤndiſchen 
Boers (fpr. buhrs, »Bauerne), welche aus 
dem Kapland auswanderten, wurde bie 
Republif 1854 von ben Englänbern als 
eine unabhängige anerkannt. Nach der re⸗ 
vidierten —2 vom 9. Febr. 1866 
wird der Bräfident auf fünf Jahre gewählt. 
Eine Kammer (»Bolfäraad«), aus etwa 50 
vomBolf gewählten Mitgliedern beftehend, 
übt bie aejeggebenbe Gewalt aus. Das 
Land zerfällt in 14 Diftrifte, die jeweilig 
unter einem Lanbbroft ftehen. Die Staats: 
einnahmen waren pro 1880—$1 auf 
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158,745 Pfb. Sterl., bie Ausgaben auf 
151,637 Pfd. Sterl. veranſchlagt. Ein 
ftehendes Heer eriftiert nicht, vielmehr 
werben im Fall bed Kriegs famtliche waf⸗ 
fenfähige Männer aufgeboten. 

Orden (v.lat.ordo), ein Verein, beflen 
Mitglieder fich zur Erreichung eines bes 
flimniten Zweds die Befolgung gewiſſer 
Regeln und Ordnungen (ordines) zur 
Bht machen. Died. find teils geift- 
liche, teils weltliche. Zu den geiftlichen 
D. gehören namentlich die Mönch 8= und 
Nonnenorben, beren Angehörige bie 
&elübbe ber Armut, der Keuüſchheit und 
bes Gehorſams abzulegen haben (f. Klo: 
ter). Im Abendland wurbe bas ges 
lie Ordensweſen durch ben heil. Bene: 
bift von Nurfia begründet, welcher 529 
ben Benediktinerorden ftiftete. Von bie 
fem zweigten ſich ähnliche »Kongregatio⸗ 
nen« ab; namentlich entflanden nach ber 
Regel des heil. Auguftinus Die Kongrega: 
tionen ber regulierten Chorherren ſowie 
eigentliche Mönchsorden, wie ber Brämon: 
ftratenfer=, Auguftiner-, Serviten:, Hiero⸗ 
npmiten=, Brigitten= und ber Sejuiten- 
orden (f. Jeſu iten) ꝛc. Großen Einfluß 
erlangten die D. der Bettelmönche, welche 
nach der Orbenäregel gar fein Eigentum 
befigen dürfen und ledi io auf milbe 
Gaben angewiefen find, Go ie Domini: 
kaner⸗, Franzisfaner:, Karmeliters, Au: 
auftiner= und Servitenbettelorden. Auch 
der zahlreichen Nonnenorden (Urfulines 
rinnen, Klariffinnen, Urbaniffinnen, An- 

elifen 2c.) ift zu gebenfen. Die moderne 
Beit ift jedoch bielem Ordensweſen nicht 
günftig; vielfache Verbote find in biejer 
But t ergangen, namentlich find in 

reußen burd) Gejet vom 31. Mai 1875 
ale O. und ordensähnlien Kongregatio: 
nen verboten worben, abgejehen von ſol⸗ 
chen, welche fich ber Krankenpflege widmen 
(. Kirhenpolitif). 

Aus der Verbindung ber geiftlichen O. 
mit dem Ritterweſen bed Mittelalters 

ingen die geiftlichen Ritterorden 
| obanniteroxden, Tempelherren, Deut: 
ſcher O. u. a.) hervor, welche teilweife zu 
großem Anjehen und zu großer Macht ge- 
angten. Eine Nachahmung der lettern 
find die weltlichen Ritterorben, welche nach 


Drden. 


und nad ben Charakter eigentlicher Ber: 
eine verloren und burch bie Verleihung 
von Drbensinfignien oder Dekora⸗ 
tionen mehr den Charakter ber Auszeich⸗ 
nung für perfönliche Verdienſte angenom- 
men baben. In dieſer Hinficht unter)cheibet 
man heutzutage zwiihen Zivil: und Mi- 
litärorden, ferner zwiſchen Hausor: 
den, Berbienftorden x. Die Ab 
ftufung ber einzelnen D. ift Bier regel: 
mäßig diejenige in Großkreuze, Kom: 
ture und Ritter mit verſchiedenen Klaſſen, 
Auszeichnungen und Dekorationen. Bei 
manden D. if eine bejondere Ordens⸗ 
tracht, und außer den eigentlichen O. 
(Kreuzen, Sternen, Bändern) find noch be: 
j onbere Qnfignien, Ketten u.dgl. gebrãuch⸗ 
li. it einigen DO. find beftimmte 
Einkünfte verfnüpft, andre verleiben deu 
Erb: ober ben perjönlichen Abel, viele we: 
nigſtens adligen Rang; vage en baben 
ehrloſe Handlungen den Verluſt des Or⸗ 
dens zur Folge. Bei einigen O. ift die 
Annahme mit einem vorgefchriebenen Eid 
verbunden, bei allen fremden D. darf fie 
nur mit Bewilligung bes Landesherrn ge- 
ſchehen. Die meiſten D. eines Landes au 
jammen haben einen befondern jährlich 
wieberkehrenden Feſttag (Ordensfeſt), an 
welchem die Ernennungen mit einer ge- 
a geiencten vollzogen werden. Die 
Keen en D. ein und desſelben Landes 

eben in einem gewijlen Rangverhält- 
nis. Die Infignien find meift nach dem 
Tode bes Inhabers von ben Hinterlaffenen 
an die Ordendfommiffion zurüdgufenden. 
Neuerdings find auh Fraueno rden ge⸗ 
gründet, wie z. B. der preußifche Luifen- 
orden. Den eigentlichen D. find auch all- 
gemeine Ehrenzeihen, Medaillen u. dgl. 

igefügt, um für niebere Dienflleiftungen 
zu belohnen. Die deutfchen Grundrechte 
von 1848 wollten die O. und Ehrenzeichen 
gänzlich abſchaffen. Es läßt ſich auch in 
der That nicht leugnen, daß das Ordens⸗ 
weſen viele Lächerlichkeiten und Abge⸗ 
ſchmacktheiten aufzuweiſen hat, und daß 
der eigentliche Grundgedanke der Dr: 
densverleihung, nämlid die Belohnung 
für ein wirkliches Verdienſt, im Tonfre 
ten Fall keineswegs immer zur Geltung 
kommt. Immerhin wird aber doch bic 


| 


Ordinarius — Öfterreich- Ungarn. 


Berleihung eined Ordens als Auszeich⸗ 
nung aufgefaßt, und ebendarum würde 
fi die Abſchaffung diefer Art und Weile 
der Ausgeiänung bon mit Rüdfiht auf 
ihre Billigkeit Taum empfehlen. Bal. 
Adermann, Ordensbuch (1855); 
Schulze, Chronik fämtlicher befannter 
Nitterorden und Ehrenzeichen (1855, 
Supplement 1870); Hollebefe, Hi- 
stoire et l&gislation des ordres de 
ae et marqgues d’honneur 
(1875 Die D. und Ehrenzeichen 

IR und Öflerzeichöe, 12 


). 
Rlafientehrer, |? 
Hauptlegrer einer Klaſſe; ordentlicher 
Profeſſor einer Univerfität (Professor 
0.); Geiftlicher als Berfeher eines Spren- 
gel2, befonders ve lol. DOrbinariat, 
die im Namen bed Bilchofs bie Gerichte- 
barkeit über deilen Sprengel ausübende 
Behörde und deren Geſchäfislokal. 
SOrbinstien (lat.), Prieſterweihe; in 
che ein Saframent. 


{ von ordo), 
die 7 Stufen ber "then — 


mentlich einer een 
sen 3 if z. "Der tr Sebi bed 
ordnung bed keptern c% 46, 60) Brut, 
welches die en Dr 


e bed Prä- 
daß i 


zuvor u dieſe 
ten aufmerkſam gemacht 
Ord 
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Ordonnanz (lat.), militär. , 
Dienſtvorſchrift; zu Meldungen, Über⸗ 


bringen von Befehlen x. einem Truppen⸗ 
führer beigegebener Soldat, Ordon⸗ 
nanzoffiziere, zum Oberbefehlshaber 
einer Armee zeitweife ablommandierte 
Offiziere; orbonnanzmäßig, der Bor: 
jan entfprechend. 

rgan (griedh.,» Werkzeuge), imöffent- 
Ken 1 Reben ‚vielfach zur Bezeichnung des 
Vertreters einer beftimmten Richtung ge⸗ 
braucht, wie man insbejondere eine Zei- 


eln rg als das D. einer politiſchen Bartei 


zeichnen pflegt. 

Aigen; rası. ., for. «ang), jüngerer 
Zweig bed ehemaligen franz. Königs: 
baufes Bourbon (f. 8 welcher von Phi⸗ 
lipp L, dem Bruder Ludwigs ., geb. 
21. Sept. 1640, abſtammt. Die Haupt- 
tepräfentanten bs Hauſes O. find gegen- 
wärtig: Ludw in ilipp, Graf von Paris, 
Fr 24. Aug. , und Robert Ph ifipp, 

Deos von Ehartres, * 9. Nov. ur) 

Smaniides . Zürfei. 

Oherreigeilugarn ( ſterreichiſch⸗ 
Ungariſche Monarchie), ein aus zwei 


O. | Staatshälften, dem Kaiſertum Oflerreich 


und dem Königreich Ungarn, zuſammen⸗ 
geebtes Keil Das öfterreichifche Staats: 
gebiet, »die im Reichsſsrat vertretenen Yän- 
der« umfafſend, wirb neuerdings auch 
ala Eisleithanien bezeichnet, während 
man im Gegenſatz dazu die Länder ber 
ungarifchen Krone unter dem Namen 


ag, | Dynaitie, nicht minder aber auch durch 


eine Reihe infamer Einrichtungen, 
Sinanzen . Bun und diplomatiſche Ber- 
mit er verbunden und durch 


Staaten erſchei⸗ 
) 11878 an —— die mililäriice 


—— "Rad Ahıretuss — 


— N der —— 
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. 2 ax Bevöltes 
Königreidhe und Länder | DRIL rung 1880 


L Eißleithanien. 


1) Öfterreich unter der Se 
Enns(Riederöftere.)| > 3 | 19824| 2329021 
2) Oſterreich o. d. Euns / 
¶ Oberõſterreich..5 | 11997| 760879 
3) Herzogtum Salzburg . . | 7166| 163566 
4) ⸗ Steiermarkt224541 1212367 
5) ⸗ Kärnten . .| 10373| 348670 
6) ⸗ Krain. .| 9988| 481176 
7) Küftenland (Görz, Gra- 
bisca, Iſtrien, Trieſt 
und Gebiet) . . . „| 7989| 650582 
8) Gefürftete Grafſchaft Tirol 
mit Vorarlberg . . . | 29327| 912690 
9) Königreih Böhmen . . | 51956 | 5557134 
10) Martgrafigaft Mähren . | 22230| 2151619 
11) Herzogtum Shhlefien . . | 5147| 8585772 
12) Königreich Galizien und 
Rodomerien . . . . | 78497] 5958170 
13) Hergogtum Bulowina. . | 10451) 569509 
14) Dalmatin . . .. . 12829| 474489 


Zujammen: |300228 |22 130684 


II. Trangleithanien. 
15) Königreid Ungarn mit 
Giebenbürgen. . . . 1280430 113 700006 
16) Könige. Kroatien und Sla⸗ 
wonien mit den Grenz 
beiden. . . .. . 43445 | 1910 724 


Sujemmen: 323875 [15610739 

Ganze Monardie: 624103 ]37 741418 

Die Haurtftadt von Ofterreich ift Wien 
mit (1880) 705,668 Einw. ohne bie zwölf 
Bororte, welche 1380: 306,164 Ein. 
zählten, die von Ungarn Budapeſt 
(1881: 359,821 Einw.). Nach ber Natio- 
nalität zerfiel die Bevölferung ber Ge: 
famtmonardhie 1869 (ohne die Arınee) in: 








Eiglei- | Trand- |Imgan- 
thanien |Teithanien| gen Reich 
Pros. Proz. Proz. 
Deutide . . . . | 36,2 11,5 25,5 
Tſchechen, Mähren 
und Slowaln . | 22,5 11,7 17,8 
Magyaren . . . _ 35,6 15,5 
Nuthenen. . . „| 12,8 3,0 8,5 
Kroaten, Serben . 2,7 15,7 8,4 
Romanen. . . . 0,9 17,8 8,9 
Polen... .. 12,1 — 6,9 
Elowenen. . 5,6 0,8 8,8 
Staliner. . . . 2,9 — 1,7 


Oſterreich⸗ Ungarn (Beftandteile, Bevölkerung). 


Ferner 151,400 Zigeuner (Ungarn, Sie 
benbürgen), 26,200 Bulgaren (Banat), 
15,000 Rabiner (Mitteltirol), 10,100 Ar- 
menier (zerftreut in Siebenbürgen, Un- 
arn, Oalizien), 3500 Albanefen (bei 
ara), 34100 Griehen und Walachen. 
Verteilung ber Konfeffionen: 


Eißlei- | Xranglei- 
thanien | thanien 


Röım.-Katyolifhe |16.396.000| 7559000 [23 955 000 


Summa 


Grieh.-Kathol. . | 2342000] 1600000 | 3942000 
Driental.Griehen | 462000] 2590000 | 8052000 
Evangeliide . .| 364000| 3145000 | 3509000 
Broteftant. Selten 5000| 58000 63000 
Seraeliten. . .| 822000] 5540001 1376000 


Berfaffung Das Staatsoberhaupt 
der gefamten Monarchie ift ber Kaiſer (»Tai- 
ferlihe und Tönigliche ſt. F.] Apoftolifche 
Majeftäte), welcher unverleglich und un: 
verantwortlich if. Der Kaifer ift Ober: 
befehl&haber bes Heer und der Flotte; er 
entjcheidet über Krieg und Frieden. Die 
Kaiſerwürde ift nach ber Pragmatifchen 
Sanftion indem Haus Habsburg⸗Lothrin⸗ 
gen nach bem Rechte der Erfigeburt und 
ber Linenlerbfolge erblich. Die männliche 
Linie geht ber weiblichen vor. Erſt nad) 
dem völligen Ausiterben ber erftern kommt 
die legtere an die Reihe. Die Religion des 
Kaiſers und der kaiſerlichen Familie ift 
bie römiſch⸗katholiſche. Die beiden durch 
bie gemeinjame Dynaftie und Durch gewiſſe 
gemeinjame Neichdangelegenheiten ver: 

undenen Reichehälften haben eine ge 
trennte Verfaſſung und eine gefonderte 
Verwaltung. Für das öſterreichiſche (cis⸗ 
leithaniſche) Staatsgebiet iſt der Reichs⸗ 
tat bie gemeinſame Volksvertretung 
Dieſer beſteht aus zwei Kammern. Die 
Erſte Kammer (das Herrenhaus) ſetzt 
ſich aus den großjährigen Prinzen des 
kaiſerlichen Haufes, aus den zu erb 
lihen Mitgliedern ernannten Häuptern 
der durch Sroßgrundbefik hervorragenden 
Adelsgeſchlechter, den Erzbiichöfen und 
Fürftbifchöfen und den auf —— vom 
Kaiſer ernannten, im ganzen zur Zeit aus 
188 Mitgliedern, zuſammen. Die Zweite 
Kammer (da8 Hand ber Abgeorb: 
neten) befteht nach dem Gefet von 2. 
April 1873 aus 353 Mitgliebern, weld: 
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Hſterreich⸗ Ungarn (Berfaffung, Verwaltung). 


jeweilig auf fech8 Jahre in vier Wähler: 
klaſſen, in den drei erften mittelft direkter, 
in der vierten Wählerklaſſe mittelft inbi- 
refter Wahl, gewählt werden. Diefe vier 
Klafien find: 1) die Großgrundbeſitzer 
(in Dalmatien die Höchftbefteuerten), 2 
die Stäbte, Märkte und Snduftrieorte, 3 
bie Handels- und Gewerbelfammern, 4 
Die Landgemeinden. — 
ſchen (transleithanifchen) Staatägebiet 
iſt der Reichstag die Volksvertretung, 
und zwar iſt derfelbe in feinem weitern 
Wirkungskreis für fümtliche Länder der 
ungarifhen Krone, im engern bagegen 
nur für Ungarn und Siebenbürgen thä⸗ 
tig. In Anfehung ber innern Verwal: 
tung, bes Juſtizweſens und bes Kultus 
und Unterrichtöwefens iſt nämlich) Kroa⸗ 
tien⸗Slawonien felbftänbig geftellt. Für 
dieſe Angelegenheiten befteht ein befonbe- 
rer kroatiſch-ſlawoniſcher Land: 
tag, welcher fi aus dem Fatholifchen 
Erzbiſchof, dem griechifch-fatholifchen Bi⸗ 
ſchof, dem Prior von Aurana, 8 Ober: 
gefpanen, dem Come? von Turopolje, 2 
Grafen und 77 Abgeordneten ber Städte, 


Sm ungaris 


Flecken und Komitate zufammenfegt. Der 
ungarifche Reichstag befteht aus der Mag⸗ 


natentafel und ber Repräfentantentafel. 
Die Mannatentafel (Erfte Kammer) 
wird aus den in Ungarn begüterten Erz⸗ 
herzögen, den geiftlichen Würdenträgern 
und den Magnaten, die Repräfentan: 
tentafel dagegen aus 444 Abgeordneten 
der Komitate und Städte gebildet, von 
welchen 334 auf Ungarn, 1 auf Fiume, 
75 auf Siebenbürgen und 34 auf Kroa⸗ 
tien⸗Slawonien entfallen. In Kroatien: 
Slawonien werben die Abgeordneten für 
bie jeweilige Sefjionsperiode aus dem 
Landtag gewählt, während bie übrigen 
Mitglieder der Repräfentantentafel in di⸗ 


rekter Wahlaufbrei Jahregemwähltwerden. 


Hinfichtlich der ben beiden Reichshälften 
gemeinichaftlihen Angelegenbeiten 
wird Die Geſetzgebung durch Delegatio: 


nen der beiderjeitigen Volksvertretungen, 


des Reichsrats einer⸗ und des Reichstags 
anberfeits, ausgeübt. Jede dieſer Dele⸗ 


gationen beſteht aus 60 Mitgliedern, von 


denen ein Drittel vom Herrenhaus, reſp 
von der Magitatentafel, zwei Drittel vom 
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Abgeordnetenhaus, beziehentlich von ber 
Repräfentantentafel auf ein Jahr ges 
wählt werben. Sie werden alljährlich 
vom Monarchen abwechielnd nah Wien 
ober nach Bubapeft einberufen. Die De- 
legationen verhandeln abgejonbert und 
teilen ſich ihre Beſchlüſſe Ichriftlich durch 
fogen. Nunzien mit. Führt ein derarti⸗ 
ger dreimaliger Schriftenwechfel nicht zur 
Einigung, foerfolgt die Entſcheidung durch 
Abftimmung in einer gemeinfchaftlichen 
Plenarfitung. Die gemeinfamen Ange- 
legenheiten ber beiden Reichshälften find 
übrigens folgende: Die auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten, das Kriegsweſen und dasſFi⸗ 
nanzweſen in Anſehung der gemeinſchaft⸗ 
lich zu beſtreitenden Ausgaben. Ebenſo 
werden die kommerziellen Angelegenhei⸗ 
ten, die mit der induſtriellen Produktion in 
Verbindung ſtehenden indirekten en, 
das Münzweſen, bie Feſtſtellung des Wehr: 
ſyſtems und das Eiſenbahnweſen, infomeit 
e3 ſich dabei um gemeinfame Intereſſen 
handelt, nad gleihartigen Grundjägen 
behandelt. Endlich beftehen für bie ein- 
einen Länder und zur Wahrnehmung der 
&ntereffen berjelben befondere Provinzial- 
landtage nad) dem Einkammerſyſtem. 
Die Verwaltung bes Staats geht in 
oberfter Linie von dem Kaifer und König 
aus und wird in bejjen Namen von ben 
Miniiterien und den biejen unterftellten 
Behörden ausgeübt. Eine Kabinettsfanz- 
Tei ift für die Bearbeitung der Zivil-, eine 
Militärkanzlei für bie Militärangelegen⸗ 
beiten dem Monarchen unmittelbar zur 
Berfügung geftellt. Die den beiden Reichs: 
hälftengemeinjamen Angelegenheiten wer: 
den burch brei gemeinfame Minifterien in 
Wien, das Miniſterium bes Taiferlichen 
Haufes und des Hußern, das Reichskriegs⸗ 
minifterium und das Reichsfinanzmini⸗ 
fterium, wahrgenommen. Für die Kon: 
trolle des Kaſſenweſens der gemeinfamen 
Minifterien befteht ein gemeinfamer ober: 
fter Rechnungshof in Wien. Für das 
cisleithanifche Gebiet fungieren als oberite 
Zentralbebörden fieben E.F.Minifterien 
in Wien: 1) das Minifterium des Innern, 
von welchen ber oberite Sanitätsrat, Die 
Stadterweiterungsfommiffion der Reſi⸗ 
denzitadt Wien und die Donauregulie- 


Alle. _. 
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rungskommiſſion reffortieren; 2) das Mi⸗ 
nifterium für Kultus und Unterricht, wel⸗ 

m folgende Zentralftellen unterftellt 
ind: ber evangelifche Oberfirchenrat, die 
Taiferliche Afademie ber Wiltenfchaften, 
dad Mufeum für Kunft und Induſtrie, 
bie ftatiftifche Zentrallommiffion, bie Zen- 
tralfommiffion für Erforſchung und Er- 
haltung der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denk⸗ 
mäler, bie geologifche Reichganflalt und 
bie Bentralitelle für Meteorologie und 
Erdmagnetismus; 2 das Minifterium 
ber Juſtiz; 4) das Minifterium ber Fi⸗ 
nanzen, bon welchem bie Direktion ber 
Staatsſchuld, die Zentralkommiſſion zur 
Regelung ber Grunbfteuer, bie General: 
direktion ber Tabalsregie, bie Lottogefälls- 
bireftion, da8 Hauptmünzamt und die 
Direltion ber Hofs und Staatsdruckerei 
reffortieren; 5) das Handeldminifterium, 
dem bie Generalinfpeltoren ber öſterreichi⸗ 
Shen Eifenbahnen, die Normaleichungs⸗ 
fommiffion, bie Permanenzlommiffion 
zur Feſtſtellung ber Handelswerte und die 
Seebehörde in Trieſt unterftellt find; 
6) das Aderbauminifterium; 7) bas Mi- 
nilterium für bie Landesverteidigung. 
Ein oberfter Rechnungshof für Ofterreich 
ift in Wien errichtet. Die Miniſter bilden 
zufammen ben Minifterrat, in welden 
auch zur Zeit zwei Miniſter ohne Porte⸗ 
feuille 24 und Stimme haben. Für 
Ungarn beitehen neun Föniglich ungarijche 
Minifterien. Die Minifter bilden auch 
bier einen Minifterrat, welchem ber Mi- 
nifter bed Innern als Minifterpräfident, 
ebenfo wie dieß in Oſterreich der Fall ift, 
präfidiert. — Die ungarifchen Miniſter 
find folgende: 1) ber Minifter de8 Innern, 
welchen der Landesfanitätsrat und dag 
königliche Gubernium in Fiume unter 
ſtellt ſind; 2) der Miniſter für Kultus 
und Unterricht, von welchem die Aka⸗ 
demie der Wiſſenſchaften, der Landeskunſt⸗ 
rat, der Landesunterrichtsrat, die Landes⸗ 
kommiſſion für die Erhaltung der Bau⸗ 
denkmäler, das Nationalmuſeum und die 
Landesbildergalerie ſowie das Zentral⸗ 
inſtitut für Meteorologie und Erdmag⸗ 
netismus reſſortieren; 3) ber Juſtizmi⸗ 
niſter; 4) der Finanzminiſter, von welchem 
die Lottodireftion reflortiert; 5) der Mis 


Öfterreich- Ungarn (Verwaltung, Kirchenwefen). 


nifter für Aderbay, Gewerbe und Handel ; 
biefem find ber Generalpoftbireftor und 
ber Generaltelegraphendireftor, das ſtati⸗ 
ftifche Bilreau, die geologifche Anftalt und 
bie Seebehörbe in Fiume unterftellt; 
6) der Minifter für öffentliche Arbeiten 
und Kommunilationen mit ber General: 
infpeftion für Eifenbahnen und Schiff⸗ 
fahrt; 7) der Lanbesverteibigungsmint- 
fter; 8) der Minifter fiir Kroatien und 
Slawonien; diefe Minifterien befinden 
fh famtlih in Budapeſt; 9) der Mis 
nifter am SHoflager Wien, welder 
die Vermittelung zwiſchen dem König 
unb ber ungarifchen Regierung und zwi⸗ 
ſchen den öfterreihiidhen und ungarijchen 
Minifterien berzuftellen bat. 

Zum Zwed ber innern politifchen Lan⸗ 
besverwaltung im Reffort der Minifterien 
des Innern, fürKultus undlinterricht, Lan⸗ 
desverteidigung, Ackerbau und Handel be⸗ 
ſtehen in den größern Ländern der öſterrei⸗ 
chiſchen Hälite ber Monarchie Stat thal⸗ 
tereien(in Wien Linz, Graz, Trieſt, Inns⸗ 
brud, Prag, Brünn, Lemberg und Zara), in 
den Heinern aber Tandesregierungen 
(in Salzburg, Klagenfurt, Laibach, Trop- 
pauunde ekoimiß). Unterdiefen ſtehen die 
Besirtshauptmannfhaften und in 
ben von letztern erimiertengrößernStädten 
die Kommunalämter (Magiftrate 2c.); in 
fieben größern Städten beitehen beſondere 
Polizeidireftionen. In Ungarn und 
Siebenbürgen ift Die politifche Verwaltung 
ben Munizipalbehörden überlaffen, deren 
Borftände, bie Obergeipane, vom Kö— 
nig ernannt werben, während bie eigeut- 
lihen Gemeindebeamten, von welchen ber 
Bizegefpan (in ben Freiftäbten ber Bür- 
germeifter) die ganze Verwaltung leitet 
und ber Stublrichter die Verwaltung in 
ben Landbezirken beforgt, vom Munizipal- 
ausfchuß jeweilig auf ſechs Jahre gemählt 
werben. Ungarn mit Siebenbürgen zer 
fällt in 65 Komitate, neben welchen 29 
fönigliche reiltädte beftehen. In Buda⸗ 
peft wird die Stelle bes Obergeſpans vom 

berbürgermeifter verfehen. Das Gebiet 
von Fiume wird von einem Föniglichen 
Gubernium verwaltet. 

Kirhenwejen. Die römiſch⸗katholiſche 
Kirche hat 11 Erzbistümer: Wien, Salz: 





Öfterreich- Ungarn (Reätäpflege, Finanzen, Heerwefen). 


Burg, Odrz, Prag, Olmilg, Lenıberg, Zara, 
Gran, Erlau, —A und Agram. 
Die ap der Bistümer beträgt in 
reich 26, in Ungarn 25, zufanmen 51, 
— — ten vr ne mit 
erzbi :t Jurisbiftion verfehene Erz 
abtei. Dazu kommt außerbem Fa 
apoftolifche Jelbvifariat. Die orientalifch: 
griechifche Kirche hat 3 Metropoliten, zu 
Karlowig, Ezernowig und Hermannftadt, 
und 10 Bistümer, von welden 2 im 
deleitanifien, 8 im transleithanifchen 
Gebiet gel on find. Die evangeliiche 
Kirche fteht biesfeit ber Leitha unter dem 
Oberkirchenrat in Wien, unb zwar ber 
ſtehen in Cisleithanien 9 wangelfihe Su 
petintenbentusen, 6 für die Kirche Augs- 
urgijcher und 3 für bie Kirche Helveti⸗ 
ieffion, Im ——— 
beſtehen 10 evangelif erins 
tenbenturen mit dem Lanbesfonfiftorium 
Augsburgiicer Konfeffion und einem 
befondern Oberfonfiftorium Helvetiſchet 
Konfelfion für Siebenbürgen. 


irgen 
Nechtöpflege. Insöfterreichbilbet ber 
oberfte Gerichtähof Fü Wien, ber zugleich 


ber Kaſſationshof ift, bie hochſte Inſtanz. 
In zweiter Inftanz entſcheiden bie Ober- 
lanbı ihtein Wien, Graz, Trieft, Inns— 
Bruch, Brag, Brünn, Krafau, Lemberg und 
Zara. In erfter Initanz erkennen Landes: 
und Kreisgerichte in wichtigern Fällen (mit 
Gefchwornengerichten), und als Gingeige: 
richte in minder wichtigen Reansangdle 
gen heiten die Bezirkögerichte. Als be ſondere 
@erichte fungieren dandeis Gefälls-, 
Mifitärgerichte x. Zur Entfgeibung von 
Kompetengtonflitten fowie zur Enticheis 
bung in Ötteitigfeiten Öffentlichen Rechts 
in Das deichegericht in Wien eingefeßt, wo⸗ 
feloft aud) ein Bermaltungsgerit ef ber 
fteht. In Ungarn und Siebenbürgenbilbet 
Die Fönigliche Kurie in Bubapeft bie oberfte 
Inſtanz mit zwei felbftänbigen Abteilun- 
en, bem Seaflarionähof und bem oberften 
jerichtöhof. Aveite Inflanz find die för 
niglichen Tafeln IR Budabeſt und zu 
Diaros-Bafarhely; dazu fonmen Gerichtds 
Höfe, Bezirts- und Gefchtwornengerichte ais 
erite Inflanz. Als Friedensgerichte fun⸗ 
gieren bie Genueinbegerichte. 
Finanzwefen. Für die gemeinfamen 


ce | ungariſchen Krone gemeinfamen 
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Ausgaben ber Gefamtmonatchiebeftehtein 
‚emeinjames Budget, baneben für jede ber 
ben Reichshälften ein bejonberer Etat 
für bie Spezialeinnahmen und⸗Ausgaben. 
Die gemeinfomen Ausgaben der Mon 
archie werben aus ben eignen Einnahmen 
der verfchiedenen Verwaltungsziweige, der 
gemeinfamen Zölle, im wefentlichen aber 
buch Matritularbeiträge der beiben 
Staatshälften Götter, 70, Ungarn 30 
Proz.) gebeeit, Nach dem Bubget für 4880 
balancierten Ausgabe und Einnahme mit 
146,029, . 3. M. Für die Sands 
‚armee waren 101,599,531 31. und für bie 
Marine 8,264,902 FI. in Ausgabe einges 
ſiellt. Nach dem Spezialbubget für Oſter⸗ 
reich ergab ſich folgender Abſchluß: 
435551018 $I. Ausgaben 
IET176_- Einnahmen 
2727332 SI. Defült. 
Der Bubgetabfhluß für Ungarn war 
folgender: B 
259499408 FI. Ausgaben 
39583157 + Ginnahmen 
19916251 ZI. Defiit. 


für bie innere Autonomie bes König: 

reichs Kroatien und Slawonien balan- 
cierten bie Einnahmen und die Ausga⸗ 
ben mit 3,270,687 SI. Die gemeinfame 
Staats ſchuld der Gefamtmonardjie ber 
Tief fich 4. Jan. 1880 auf 441,999,923 ZI. 
Für Öfterreich betrug bie Sonderſchuld, 
einjchließlich jedoch ber mit ben Ländern der 
artial⸗ 
hhothetenanwelſungen, 3,333,394,471 
SL. Zu ben Schulden ber im Reicherat 
vertretenen Adnigreiche unb Länder, welche 
vor 1868 Tontrabiert worben find, leiſtet 
Ungarn einen jährlichen feften Beitrag 
von 30,320,095 Fl. ba e8 fich bier eigentz 
fi um allgemeine Staatsſchulden Bun 
— Die ungariſche Shnatzſchuld betrug 
Heerwefen. Dieitiebenzftärkeber Ar 
meebetuug! '9: 14,738 Offiziere 255,951 
Mann, 606 Gefcüße und 47,987 Pferde. 
Dazu famen bie f. f. Landwehr mit 572 
Offhieren, 2782 Dann und 80 Pferden 
und die föniglich ungarifcje Sandıvehr mit 
4045 Offizieren, 7940 Mann und 1516 
Pierden. Mit Stäben, Siherheitätrup: 





Mi. u 
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pen x. belief fih bie Geſamtſtärle ber 
Truppenmacht auf , ffiziere, 
212,527 Mann und 49,583 Pferde. Die 
Kriensftärfe würde 31,803 Offiziere, 
1,094,025 Dann unb 179,054 Pferde 
betragen. Nach bem Wehrgeſetz vom 5. 
Dez. 1868 ift die allgemeine Wehrpflicht 
eingeführt mit breijähriger Dienftzeit in 
der Linie, 7 Sahren in ber Reſerve und 2 
Jahren in berfandwehr. — Marine. Es 
waren 1880: 11 Panzerfchiffe mit 158 Ka⸗ 
nonen, 2 Monitoren auf der Donau mit 
4 Kanonen, im ganzen 63 Fahrzeuge 
mit 320 Kanonen und 9895 Mann, vor⸗ 
handen. 

Das Wappen ber Dionardjie ift ber 
boppelföpfige ſchwarze Adler mit ausge: 
breiteten Flügeln, in ber Rechten das 
Staatsfchwert und das Zepter, in ber 
Linken den Reichsapfel haltend, mit ber 





Oſtracismus — Pairs. 


bienft (3. Aufl. 1875—76, 2 Be); 
Schwicker, Statiftil des Königreichs Un⸗ 
arn (1877); Krones, Handbuch der 
—* — te Oſterreich Ungarns (1876- 78, 
4 Bde.); Beer, Die Finanzen Oſterreichs 
im 19. Jahrhundert (1877); Derfelbe, 
Der Staatshaushalt Oſterreich⸗ Ungarns 
feit 1868 (1881). 

Oflracismus (grieh., Scherbenge: 
richt), im alten Griechenland und na- 
mentlih in Athen eine politifche Maß⸗ 
regel, durch welche beſonders einflußreiche 
Bürger auf eine gewiſſe Zeit aus bem 
Staatsgebiet verbannt wurben , weil ihr 
Einfluß von nachteiliger Wirkung auf bie 
demokratiſche Gleichheit gu kein ſchien. Dir 
O., weldyer in Athen v. Chr. von 
Kliſthenes eingeführt warb, hat feinen 
Namen von ben Scherben (ostrakon), 
auf welche bei ber Abſtimmung der Name 


Kaiſerkrone über ben beiden Köpfen. Die | des zu VBerbannenden gefchrieben ward. 


Reichsfarben find Schwarz und Gelb. Die 
Kriegoflagge enthält drei wagerechte Strei⸗ 
fen rot-weiß=rot mit dem Öfterreihifchen 
Sausiwappen. Die Hanbelsflagge zeigt bie 

erreichiſchen Farben Rot und Weiß und 
bie ungarifche Trikolore Rot⸗Weiß-Grün, 
indem ber dritte Streifen rot und grün 
geteilt if. Vgl. Brachelli, Statiſtiſche 
Skizze ber öfterreichifchungariichen Mon: 
archie (7. Aufl. 1880); Mayerbofer, 
Handbuch für den politiichen Verwaltungs: 


Am mobernen Staatsleben wird der Aus⸗ 
druck oft zur ang einer undank⸗ 
baren und grundlofen Verurteilung ver: 
dienter Staatömänner durch bie wandel: 
bare Volksgunſt gebraucht. 

Stiomänen, |. v. w. Osmanen (1. 
Türkei). 

Ovation (lat.), bei den Römern klei⸗ 
ner Triumph; jetzt Empfangsfeierlichkeit, 

uldigung, namentlich eine ſolche, die 
einem Monarchen dargebracht wird. 


P. 


Pactum (Iat.), Vertrag. 

Väderafliielgriech.), Knabenſchandung, 
Unzudt zwifchen Perſonen männlichen 
Gelglehtg gt Unzudtsverbreden). 

Padiſchah (perſ., »Wohnort ed Koͤ⸗ 
nigs«), Titel der mosleminiſchen Landes⸗ 
fürſten in Aſien, auch offizieller Titel des 
Schahs von Perſien. 

airie (franz., ſpr. pärih), ſ. Pairs. 

Pairs (franz., fpr. pähr; engl. Peers, 
ipr. pibrs ; lat. Pares, »Gleiche«), in Eng: 
land und vordem aud) in drantreig die 
mit mehr oder minder großen national: 
politifchen Vorrechten ausgeftatteten Mit: 
glieder des hohen Adels. Die Pairswürde 


(Pairſchaft, franz. Pairie, engl. Pee- 
rage) läßt ji, wenigftend in England, 
auf das erſte Entwidelungsftabium des 
Lehnsweſens zurüdführen. Die P. waren 
nämlich urfprünglich bie dem Thron am 
nächſten flehenden Kronvafallen, welde 
in Lehnsftreitigkeiten nur von ihresglei⸗ 
hen (pares curiae) Recht nahmen. Wäh⸗ 
rend aber in Deutichlanb aus dem ur: 
fprünglichen Vaſallentum der Großen des 
Reiche fich mit der Zeit bie Landeshoheit 
der deutſchen Reichsfürſten entwidelte, 
welche die Tchließliche Auflöfung des Deut: 
[hen Reichs berbeiführte, verblieb ber 
engliſche hohe Adel des Mittelalters ter 





Pairsſchub — Papiergeld. 


Kronegegenüber in einem Unterthanenver: 
hãltnis. Dafür erlangten aber die Barone 
als die Ratgeber der Könige bald wefent: 
liche politifche Vorrechte, welche fie auf den 
Reichstagen geltend machten, aus welch 
letztern das englifhe Parla men t hervor⸗ 
ging. Die dem König Johann ohne Land 
von dem ſiegreichen Adel abgerungene 
Magna charta von 1215 hatte nicht um⸗ 
fonft beftimmt, daß nur mit Zuſtimmung 
des Adels neue Steuern erhoben werben 
dürften, und daß die Erzbifchöfe, Biſchöfe, 
Abte, die Grafen und bie großen Barone 
perjönlich buch Tönigliche Briefe i dem 
Parlament geladen, während alle übrigen 
Vaſallen des Königs durch deſſen Beamte 
bazu insgefamt berufen werben follten. 
Aus den lettern ging das fpätere Unter: 
haus hervor, während ſich aus den erſtern 
Elementendas jegigeÖberhaus entwidelte. 
Sn Frankreich wurden im Mittelalter 
zwölf Große des Reichs P.(P. deFrance) 
genannt, nämlich die Herzöge von Bur: 
gund, Aquitanien und von ber Norman- 
die, Die Grafen von Flandern, Touloufe 
und Champagne und ſechs geiftliche Her: 
ren. Dieſe P. trugen bei den Krönungs⸗ 
feierlichfeiten die Infignien der föniglicyen 
Gewalt; fie hatten jederzeit Zutritt zudem 
König, auch Sik und Stimme in dem 
Parlament, d. h. bem königlichen Gerichts⸗ 
hof zu Paris, vor welchem fie auch allein 
zur Nechenichaft gezogen werden Fonnten. 
Später wurbe bie Zahl der P. erheblich 
vermehrt, ohne daß jedoch dieſe Pairie 
eigentliche politifche Vorrechte hatte. Der 
Sturm ber Revolution von 1789 zerftörte, 
wie ben franzöfiihen Adel überhaupt, jo 
namentlich die Pairie, unb ebenbarum 
waren bie Verſuche der Reftauration, den 
franzöfifchen Abel neu zu beleben und eine 
der engliſchen Peerage analoge Ariſtokra⸗ 
tie fowie eine bem englifchen Oberhaus 
entfprechende Pairskammer zu errichten, 
fo gut wie erfolglos. Allerdings fchuf Die 
Charte constitutionelle vom 4. Suni 
48314 eine PBairsfammer, allein dieſelbe 
tonnte nie zu wirklichem Anfehen und zu 
weſentlicher politifcher Bebeutung unb 
Wirkſamkeit gelangen. Die Februarrevo⸗ 
Iution von 1848 befeitigte diefes Inftitut, 
an befien Stelle alsdann ber Senat trat. 
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Übrigens wird zumeilen auch in Deutſch⸗ 
land der Ausbrud P. zur Bezeichnung der: 
jenigen Mitglieder der Erften Kammern 
gebraucht, welche entweder von ber Krone 
ernannt werben, oder, wie bie deutfchen 
Standesherren, mit dem Befik gewiſſer 
Güter auch das Recht der Mitgliedſchaft 
in der Erſten Kammer haben. 

Pairsſchub, die gleichzeitige Ernen⸗ 
nung einer größern Anzahl von Pairs 
(1. d.) oder von Mitgliedern ber Erſten 
Kammer, um daburdy eine der Regie: 
rung günftige Majorität in der legtern 
zu erzielen. 

BValafirevolution, ſ. Revolution. 

Pandeklten (griedy., »allumfailenb«, 
lat. Digesta), Hauptbeftandteil des Cor- 
pus juris civilis, Erzerpte aus39 Schrift: 
ftellern, auf Juſtinians Veranlafiung von 
17 Reditsgelehrten unter Tribonians Lei- 
tung auserlefen und 16. Dez. 533 mit 
gefeßlicher Autorität befannt gemacht; 
dann Bezeichnung für das römifche Zivil⸗ 
recht überhaupt, befonders von Puchta, 
Bangerow, Windſcheid, Arndts, Brinz, 
Wächter u. a. in Lehrbüchern behanbelt. 
Die P. find von Glück fommentiert (1798, 
18 Bde.), Tortgeleht von Mühlenbruch, 
Fein, Arnbdts, Leiſt und Burfharb. 

Banier, |. Banner. 

Banflawismus, das Einbeitsbeitreben 
ber jlawifchen Völkerſchaften, wonach alfo 
alle Angehörigen der flawifchen Nationali- 
tät zu einem einbeitlihen Staat zuſam⸗ 
mengefaßt werden. Man hat diefe Theo: 
tie neuerdings für die Ausbreitung der 
ruſſiſchen Herrichaft auf der Balfanbalb: 
injel auszubeuten gefucht. 
‚Papäl (lat.), päpftlih;Bapaliyftem, 
im Tatholifchen Kirchenrecht die Theorie 
von ber abfoluten Machtvollkommenheit 
des Papftes im Gegenfab zu bem Epi- 
fEopalfyftem (f. d.), feit dem Triben- 
tiniihen Konzil thatſächlich herrſchend, 
feit dem vatifanifchen durch die Verkündi⸗ 
gung der päpftlihen Infallibilität zum 

ogma erhoben. Papat, bie päpftliche 
Würde, das Papfttum. 

Papiergeld (franz. Papier-monnaie, 
engl. Paper-money, Kafjenanwei= 
fungen, Kaſſenſcheine), Wertzeichen, 
welches nicht, wie dies bei Dem Melallgeld 
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ber Fall ift, einen gewifjen Taufchwert in 
ſich ſelbſt enthält, fondern nur in Form 
einer Anweifung auf eine öffentliche Kaffe 
einen beftimmten Geldwert repräfentiert. 
Am engern Sinn verſteht man umter P. 
nur das vom Staat ausgegebene, welches 
— hat, im Gegenſatz zum 

eldpapier, d.b.den Banknoten, welche 
von ben hierzu ermächtigten Anftalten 
emittiert werben, Tein eigentliche Gelb 
find und ebenbarıım auch nicht in Zah: 
lung genommen zu werben brauchen. Im 
Deutſchen Reich iſt die Ausgabe von P. 
durch das Reichsgeſetz vom 30. April 1874, 
betreffend die Ausgabe von Reichslaffen: 
\heinen ‚ ausfchlieplich bem Reich vorbe- 


alten. 
Papiers de bord (ftanz., pr. papieh 
dd boͤhr), |. Schiffäpapiere. 
Papierwährung , |. Währung. 
Papismus (Tat.), die Lehre vom Papfl 
als dem infallibeln Statthalter Ehrifti 
auf Erden und bie Parteinahme bafür. 
Bapiften, die Anhänger diefer Lehre. 
Bapft (v. griech). pappas, »Bater«, lat. 
Papa), das Oberhaupt der römiſch⸗katho⸗ 
lifhen Kirche. Noch im 5. Jahrh. war die 
Bezeichnung P. das Ehrenprädikat eines 
jeden Biſchofs, dann ausſchließlich dasje⸗ 
nige des Biſchofs von Rom, welcher nach und 
nach die Herrſchaft über die geſamte abend⸗ 
ländiſche Kirche erlangte und im Kirchen⸗ 
ftaat (f. d.) auch eine weltliche Machtitel- 
lun A Diefe weltliche Macht und 
ber Einfluß des Papftes den Staatöregie 
zungen gegenüber mwurben aber baburdh 
zu einer ganz außerorbentlichen Bebeu: 
tung gefteigert, baß die Päpfte im Kampf 
mit den beutfchen Kaiſern das Übergewicht 
erlangten und lange Zeit hindurch be- 
haupteten. Trotz ber Reformation des 16. 
Jahrh. erhielt fidh die päpftliche Macht in 
einem bedeutenden Umfang, namentlich 
burch bie Unterftüßungbdes SJefuitenorbens 
(1. Jefuiten), und wenn auch bie neuefte 
Zeit bem weltlichen Regiment des Papftes 
ein Ende machte (f. Kirhenftaat), fo 
nahm doch unter Pius IX. die römische 
Kurie durch Verfündung des Dogmas ber 
päpftliden Unfehlbarkeit (f. d.) einen be 
dentſamen Anlauf zur Befeftigung ihrer 
Machtſtellung gegenüber ber ftaatlichen 
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Autorität. Der Kampf, welcher infolge 
deſſen ausbrah (Rulturfampf), if 
noch nicht beenbdigt (ſ. Kirhenpolitif),. 
Die Verhältniffe des Papſtes gegenüber 
ber italienifchen Regierung find jeßt in 
folgender Weiſe gefeblich geregelt. Die 
Perſon des Papftes ıft für heilig und un- 


verleplich erflärt, gleich der des Könige. 
Der P. bat feine Leibgarbe und feine Ne 
fivenz behalten, er kann die Ehren eines 
Souveräns beanſpruchen und bat von ber 
Staatörsgierun eine jährlidhe Dotation 
von 3,225,000 Lire garantiert befommen. 
Die Sefandten bes Papftes und diejenigen 
der fremden Mächte bei dem letztern ge- 
nießen alle völkerrechtlichen Privilegien. 
Der Kirche fommen bie freie Beſetzung aller 

eiftlichen Amter und bie Verleihung fämt: 
icher Pfründen zu. Gleihwohl fjuchte 
Pius IX. bis zu feinem Tode die Rolle eines 
Gefangenen im Vatikan (ber papſtlichen 
Reſidenz) zu ſpielen. Die Papftwahl er: 


folgt durch die Kardinäle (f. Kardinal), 


aus deren Zahl auch die oberften Beamten 
bes Papftes genommen werben. Die ober: 
ften geiftlichen Hofchargen besfelben find 
ber Protodatarius (ſ. Dataria), der Se 
fretär ber Breven, der Sefretär der Bitt⸗ 
ſchriften und der Staatsſekretär und Prä- 
fett der apoftolifchen Paläſte. Weltliche 
* chargen find ber Großmeiſier bes hei⸗ 
igen Hoſpizes, der Oberſthofmarſchall, 
ber Oberfiftallmeifter und der Generalpoſt 
meifter. Dazu kommen bann noch bie 
oberften Erbämter und die Führer ber 
päpftlichen Leibgarben. Val. Ranke, Die 
römischen Päpfte in ben Iebten vier Jahr⸗ 
hunberten (6. Aufl. 1875, 3 Bbe.). 
Paragium (neulat.), bie ben nachge⸗ 
bornen Prinzen fürftliher Häufer unb 
beren Deſzendenz beiwilligte Abfindung 
und zwar mit »Land und Leuten«, b. h. 
mit Srundbefiß, wie fie im Mittelalter 
vielfach üblich war; vgl. Apanage. 
Paraguay, Republik in Südamerika, 
vormals Beftanbteil bes ſpaniſchen Bize 
königreichs La Plata und noch früher ein 
fürmlicher Jeſuitenſtaat; 238,290 qkm 
Die Zahl der Bevölferung, welche 1857 
1,337,431 Ein. betrug, ift infolge bes 
langwierigen und blutigen Kriegs mit 
Brafilien, Argentinien und Uruguay auf 


Parentel — Parlamentariſch. 


(1876) 293,844 zurückgegangen, und zwar 
gehört ber überwiegende Zeil dieſer Ein- 
wohnerzahl dem weiblichen Gefchlecht an. 
Hauptftabt: Afuncion mit etwa 20,000 
Einw. ‚Die Einwohner gehören zumeift 
zur indianischen Raſſe, nur derzehnte Teil 
etwa find Weiße. Die Verfaſſung bat ver: 
ſchiedene Unigeftaltungen erlitten, nachdem 
der Diktator Francia (geft. 1840) das 
Land jahrelang mit eiferner Strenge re: 
Ye hatte. An ber Spite ber Republif 

eht jet ber Präfident, welcher jeweilig 
auf vier Jahre gewählt wird. Ihm ift bie 
vollziehenbe Gewalt übertragen. Die ge- 
jeßgebende Gewalt ift Sache des Kongreſ⸗ 
ſes, welcher fih aus dem Senat und ber 
Deputiertenfammer zufammenfekt. Das 
Minifterium befteht aus fünf Miniſter⸗ 
jefretären (für Inneres, Außeres, Finan⸗ 
zen, Juſtiz und Kultus und fürben Krieg). 
Zum Zweck ber innern Verwaltung zer: 
fällt da8 Land in 70 unter Kommandan- 
ten ſtehende Kreiſe (Departementos). 
Heerwefen. Die allgemeine Wehrpflicht 
it zwar eingeführt, allein das ftehende 
Heer ift nach Dem großen Krieg zum med 
der Entlaftung des Budgets auf 500 
Mann reduziert worden. Die Finanzen, 
deren Haupteinnahmequelle die Zölle End: 
befinden fich in ber traurigften Verfaflung. 
Nach dem Budget pro 1830 waren die Aus: 
gaben auf 270,031 Pefos (à 4 MF.) ver: 
anſchlagt, wozu jeboch noch die Ausgaben 
für Berzinfung ber Staatsſchuld u. a. ka⸗ 
men. Ein beutfcher Dtinifterrefident für 
bie fämtlidhen La Plata» Staaten bat in 
Buenos Ayres feinen Wohnfig. Die Na⸗ 
tionalflagge beiteht aus drei horizontalen 
Streifen rot, weiß, blau. Vgl. Fregeiro, 
Diccionario geografico e historico del 
Rio de La Plata etc. (1878 ff.). 

Parentel (Iat.), Geſamtheit ber Ab⸗ 
fönımlinge eines Stammvaters, Sipp⸗ 
ſchaft; Porenelenordnung, ſ. v. w. 
Linealerbfolge (ſ. b.). 

Parere (ital.), Gutachten, welche ſo⸗ 
wohl die Vorſteher des Handelsſtands au 
großen Handelsplätzen In Streitigkeiten, 
die im Handelsverkehr vorfallen, als auch 
Handelskammern kollegialiſch abfaſſen und 
dern Anfrager ſchriftlich ausſtellen. P. me- 
dicum, ſ. v. w. Visum repertum (ſ. d.). 

Staaislexikon. 
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Barität (lat. »Gleichheit«), Gleichheit 
der Rechte, beſonders verſchiedener Glau⸗ 
bensgenoſſen, der Katholiken und Prote⸗ 
flanten paritatiſcheKirche, foldenge- 
meinſame Kirche; paritätiſche Schule 
S imultanjchule),foldengemeinfame 

chule. Paritätiſche Staaten, Staa: 
ten mit ungefähr gleich ftarfer und gleich- 
berechtigter Tatholifcher und proteitanti- 
ſcher Bevölkerung. 

Barlament (franz. Parlement, engl. 
Parliament, mittellat. Parlamentum), 
in Frankreich ehedem der Pairshof, welcher 
bie Streitigfeiten ber Reichdunmittelbaren 
zu enticheiden Hatte Neben bem P. in 
Paris, welches nad) und nach den Charak⸗ 
ter eines Föniglichen Obertribunals erhielt, 
entitanden aber auch in andern Landestei⸗ 
len Barlamente, bie mit dem Pariſer P. 

uſammen eine Art Korporation bildeten. 
etteres hatte jeboch das befondere Vor: 
recht, Föniglichen Edikten und Ordonnan⸗ 
gen durch Eintragung in bie Protofolle 
e8 Parlaments vechtsverbindliche Kraft 
u verleihen. In England Tommt ber 
Name »P.« zuerſt 1272 für die Reichs⸗ 
ver fammhing ver Barone, Prälaten und 
föniglichen Bannerberren vor, an beren 
Stelle nach Zulaffung von Abgeordneten 
der Städte und ber Graffchaften ein 
Oberhaus (House of peers) und ein 
Unterhaus (Haus ber Gemeinen, 
House of commons) traten, um bie ftän- 
dige Vertretung ber Nation zu bilden (ſ. 
Großbritannien). Bon der englifchen 
Bolfivertretung ift der Name P. über: 
haupt zur Bezeichnung ftänbifcher Kör⸗ 
perichaften entlehnt worden, fo daß man 
3. B. mit dem »deutſchen P.« den beut- 
ſchen Neichetag bezeichnel, 

Barlamentar (franz.), Abgefanbter in 
Krieg zu Mitteilungen verſchiedenſter Art, 
in ber Regel ein Offizier mit weißer Fahne, 
von einem Trompeter begleitet, nad) dem 
Völkerrecht unverletlih. Parlamen⸗ 
tärſchiff, das Schiff, auf welchem der 
PB. fährt. Parlamentärflagge, bie 
weiße Fahne (Flagge) des Parlamentärs. 

Bar amenlariih ‚ auf beratende und 
repräfentative Verfammlungen bezüglich, 
3.8. parlamentariiche Geſchaͤftsorbnung; 
auch ſ. v. w der Würde parlamentarifcher 
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Berbandblungen entfprechenb, beren Ber: 
letzung man als unparlamentarifch 
bezeichnet. Unter parlamentarifcher 
Regierung oterparlamentarifhem 
Syftem verfieht man biejenige Regie: 
rungsform, bei welcher der Monarch ver: 
fafiungsmäßig in der Geſetzgebung und bei 
ben wichtigern Regierungsbandlungen an 
die Zuftimmung ber Stände gebunden ift. 
Sodann bezeichnet man bamit fpeziell bie- 
jenige Regierungäweife, bei weldyer ber 
Staatöbeberricher ſich auch dadurch mit 
dem Bolfgwillen in Einverftänbnis febt, 
daß er feine erften Berater und bie leitenben 
Minifter aus ber Majorität der Volfsver- 
treter entnimmt, ein Syſtem, welches na⸗ 
mentlich in England ſtreng durchgefuͤhrt iſt. 
Ein Minifterium, welches bie Majorität 
bes Parlaments nicht mehr für fich Hat, 
ift biernady gezwungen, zurüdzutreten. 
Auch in den Fontinentalen Eonftitutionel: 
len Staaten fommt dies Syftem mit Recht 
mehr und mebr zur Geltung, da es un- 
bebingt notwendig ift, daß zwijchen ben 
beiden Faktoren der Geſetzgebung: Regie: 
rung und Volksvertretung, möglichite Har⸗ 
monie beftebe. 

Barlamentarismus (neulat.), dasje⸗ 
nige politiſche Syſtem, welches die Not⸗ 
wenbigfeit einer parlamentariſchen Res 
gierungsweile anerkennt; zuweilen aud) 

szeihnung für bie Ausartung dieſes 
Syſtems, welde ben Schwerpunft ber 
Gefeßgebung und ber Regierung über: 
haupt unter Hintanſetzung des monarchi⸗ 
ſchen Frinz in das Parlament verlegt. 
Den Gegenſatz dazu bildet das abſolute 
Regiment bed Monarchen oder die Mi: 
nifterdiftatur, welche die Ausübung der 
Staatsgewalt lediglich von einem mäch⸗ 
tigen Einzelwillen abhängig macht. Im 
Deutſchen Reich hat bie gewaltige Perjön- 
lichfeit bes Fürſten Bismard eine eigent: 
liche varlamentarifche Regierungsweiſe 
noch nicht aufkommen laſſen. Vielleicht 
wird aber gerade dadurch einem parla⸗ 
mentariſchen Syſtem am beſten vorgear⸗ 
beitet, da die große Autorität des Reichs⸗ 
kanzlers kaum durch eine ebenbürtige Ein⸗ 
— on, ſondern vorausſichtlich nur durch 

ie Autorität ber Volksvertretung erſetzi 
werben fann. 


Parlamentarigmug — Partiererei. 


Parliamentary berougk (engl. ir. 
parljänentari börro), PBarlamentsfleden, |. 
Borough. 

Barma, bis 1860 ſelbſtaͤndiges Herzog 
tum in Oberitalien, welches aus ben Her: 

ogtümern P. und Piacenza und dem 
— Guaſtalla beſtand, 6158 qkm 
* ; ietzt Beſtandteil bes Königreiche 
talien. 

Varsdie (griech.), bis ins 3. Jahrh. 
ſ. v. w. biſchöflicher Kirchſprengel; dann 
ſ. v. w. Kirchengemeinde, Kirchſpiel; Pa⸗ 
rochianen, deſſen Mitglieder; Paro⸗ 
chus, Geiſilicher daſelbſt. 

Baröle(franz.), Ehrenwort; urſprüng⸗ 
lich ein Erkennungowort befreundetet 
Truppen im Feld, jett in der Garniſon 
für die Wachen und Ronden; Parole: 
bu 4 das bentäglichen Bejehlenthaltende 
Budy der Truppenteile. 

Parricidium (lat.), Vatermord. 

Bart (engl., vom lat. pars, »Zeile), 
N rteidt »Zeile) 

artei (franz. vom lat. pars, > zeil«), 
Bezeihnung für die flreitenden Zeile in 
einem Rechlsſtreit; dann im. öffentlichen 
Leben die Bereinigung zur Crreihung 
eines beftimmten Zwed3, namentlich auf 
dem politifchen und kirchlichen Gebiet. 
An der Spitze der politiſchen Parteien, 
welche in den Volksvertrelungen regel: 
mäßig in verfchiebenen Fraftionen erſchei⸗ 
nen, Beben infolge ihrer perfönlichen Über: 
legenheit und ihres Übergewichts über die 
andern PBarteimitglieder Barteiführer, 
und beflimmte Barteiorgane dienen 
in ber Preſſe zur Vertretung und Ber: 
breitung ber Sarteianfhaunngen. Re: 
gelmäßig wirb auch ein befonberes Bar: 
teiprogramm aufpeftelt, in weldem 
die Grundſätze dargelegt find, welche für 
das politifche Verhalten ver B. maßgebend 
fein follen. Während in England nur zwei 
toße Parteien, die liberale und bie fon: 
ervative, fich gegenüberſtehen, find in 
Deutihland verſchiedene Parteigruppie 
rungen unb Parteiſchattierungen zu um 
terfcheiben (vgl. Fraktion). 
Barteilichleit, ß Amtsverbrechen. 
Partialobligation (lat.), ſ. Staat 


papiere. 
Partiererei, ſ. Hehlerei. 











Partikular 


Bartilular (lat.), einen Teil betref⸗ 
fend, abgejondert, einzeln; Bartitular- 
rechte, die in den deutjchen Einzelſtaa⸗ 
tert geltenden Rechte im Gegenſatz zum 
fogen. gemeinen beutjchen Recht; Parti⸗ 
bach und, [- Recht. 

BPariilnlarismus (neulat.), Begün- 
ftigung ber Sonderinterefien, beſonders 
in Deutichland eine politifche Richtung, 
welche den Einzelitaaten eine möglich 
große Gelbftändigfeit erhalten wiffen 
will; Partifularift, Anhänger biefer 
Richtung. 

MPaſcha, in ber Türkei Titel hoher Zi⸗ 
vil- und Viilitärbeamten ; im Heer führen 
der Liwa (Brigabegeneral), Ferik (Divi⸗ 
fiondgeneral) und der Muſchir( Marſchall), 
im Zivil die Muteſarrifs (Gouverneure 
zweiter Klaſſe) und die Muſchire oder We 
fire den Titel P., der ihrem Namen nach⸗ 
geſetzt wird. Früher wurden bie Grade ber 
Paſſchas durch die Zahl der ihnen als 
Sahne vorangetragenen Roßſchweife un: 
terjchieden. Paſchalik, bie einem P. 
unterftellte Brovinz, Ejalet in der Sprache 

De aliperei ſ. Sch lhandel 
aſcherei, ſ. muggelhandel. 

Nasqnill (ital. Schmäh⸗,Schmach⸗, 

Schandſchrift), eine ſchriftliche oder 
ſonſt durch bleibende Zeichen, z. B. durch 
Bilder, öffentlich verbreitete Beleidigung; 
PBasquillant, der Berfaffer und Ber: 
breiter einer folchen. Der Ausbrud rührt 
von einem römilhen Schuhmacher Pas⸗ 
quino ber, weldyer fich durch bittere Sa= 
tire auszeichnete. Nach ihm wurden die 
liberrefte einer antifen Statue genannt, 
welche fi an der Piazza Navona befin- 
den, und an die man fatirifche Schriften 
anzıcbeften pflegte. 

af (franz. Passeport), amtliche 
KReifelegitimationdurfunde.. Das nord: 
deutſche Bundesgejek vom 12. Oft. 1867, 
welches inzwilchen auch auf bie ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten, nicht aber auf Elfaß=Lo: 
thringen ausgedehnt worden ift, hat für 
Deutichland dad Syſtem des Paßzwangs 
befeitigt und flatt deſſen dasjenige der 
Bapfreiheiteingeführt, welches jetzt auch 
in den meiften andern europäilchen Staa- 
ten aboptiert iſt. Sogen. Spezialpäffe, 
wie Zwangs⸗, Leichenpäfle 2c., werben da⸗ 
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buch nicht berührt. Neuerdings ift die 
Paßpflicht für Deutſchland durch Taifer- 
liche Verordnung vom 14. Juni 1879 für 
diejenigen Reiſenden eingeführt worden, 
weiche aus Rußland kommen. Dieſe ha⸗ 
ben ſich durch einen P. auszuweiſen, 
welcher von der deutſchen Botſchaft in St. 
Petersburg oder von einer deutſchen Kon⸗ 
ſularbehörde in Rußland viſiert worden 
iſt. Dieſer P. muß beim Eintritt über 
die Reichsgrenze behufs Geſtattung der 
Weiterreiſe der deutſchen Grenzbehörde 
zur Viſierung vorgelegt werden. 

Paßfreiheit, ſ. Paß. 

Paſſiv (lat.), leidend, im Zuſtand der 
Ruhe und der Unthätigkeit befindlich, da⸗ 
ber im Gegenſatz zu aktiv in vielen Zus 
fammenfeßungen gebraucht, 3.B.PBaffıv- 
handel im Gegenfag zum Aktivhandel 

j. Handel), Paſſivmaſſe im Gegens 
as zu Aktivmaſſe (ſ. Konkurs) x. 

affiver Widerftand wird dasjenige 
Berbalten im politiichen Leben genannt, 
welches den Gegner zwar nicht direft an⸗ 
greift, aber indirekt dadurch ſchädigt, daß 
ihm Unterflügung verfagt und Leiftungen 
unterlajjen werden, auf welche berielbe 
angewiejen ift, oder bie für ihn von Vor⸗ 
teil find. So wird z. B. die Steuerver: 
weigerung als eine Art bes paffiven Wis 
deritands der Negierung gegenüber be- 
zeichnet. Paſſiva werben im Gegenfat 
zum Aftivvermögen die Schulden genannt. 

Paßzwang, |. Paß. 

Patent (lat.), öffentliche Urkunde, na⸗ 
mentlich Beſtallungs⸗ oder Beförderungs⸗ 
urkunde für Beamte und Offiziere (Offi⸗ 
zierspatent); dann diejenige Urkunde, 
welche zur Veröffentlichung gewiſſer 
Staatsakte beſtimmt iſt, z. B. zur Be: 
kanntmachung des Regierungsantritts 
eines Souveraͤns, ber Beſitznahme eines 
Landes(Beſitzergreifungspatent)zc. 
Namentlich wird aber diejenige Urkunde 
P. genannt, durch welche dem Inhaber 
die Alleinberechtigung zur Verwertung 
einer gewiſſen Erfindung auf eine be— 
ſtimmte Reihe von Jahren garantiert 
wird (Erfindungspatent). Das Pa⸗ 
tentweſen iſt für das Deutſche Reich durch 
das Patentgeſetz vom 25. Mai 1877 
(Reichsgeſetzblatt, S. 499 ff.) geregelt, 
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inbem gleichzeitig bag Batentamt(f. d.) 
ins Leben gerufen ward. Byul. Gareis, 
Patentgefetgebung (1879—80, 3 Bde.). 

Patentamt (Matentbof), die zur 
Entſcheidung über die Erteilung, Nichtig- 
feitserflärung und Zurüdnahme von Er: 
findungspatenten berufene Behörde. Für 
das Deutiche Reich werben dieſe Funktio⸗ 
nen burch eine gemeinfame Reichsbehörde 
in Berlin ausgeübt, weldye außerbem auch 
verpflichtet ift, auf Erſuchen der Gerichte 
über Fragen, welche Patente betreffen, 
Gutachten abzugeben; auch wirb bei dem: 
felben die Batentrolle geführt, welche 
Gegenfland und Dauer der erteilten Pa- 
tente fowie Namen und Wohnort ber Pa⸗ 
tentinhaber und ihrer etivaigen Vertreter 
und Rechtsnachfolger angibt und bie nöti⸗ 
gen Vermerkungen über Anfang, Ablauf, 
Erlöſchen, Nichtigfeiterflärung und Zus 
rüdnahme der Patente enthält. Das 
beutfche P. beftebt aus fieben Abteilun- 
gen, von denen je zwei für bie Beſchluß⸗ 
faffung über Patentgeſuche ausſchließlich 


aus dein Gebiet der mechanifchen Technif, | ri 


dann für die Beſchlußfaſſung über Pa⸗ 
tentgefuche ausſchließlich aus dem Gebiet 
ber chemischen Technik und endlich für Die 
Beſchlußfaſſung über folche Patentgefuche, 
welche das Gebiet ber chemiſchen und mecha⸗ 
niſchen Technik zugleich berühren, ſowie 
über alle ſonſtigen Patentgeſuche zuſtän⸗ 
dig ſind, während die Richtigkeitgerflärung 
und das Verfahren wegen Zurücknahme 
erteilter Patente ben Geſchaͤftskreis ber 
fiebenten Abteilung bilden. Die einzelnen 
Abteilungen fegen ſich aus ftändigen und 
nihtfländigen Mitgliedern bes “Patent: 
amts zuſammen, und zwar müſſen die 
legtern in dem einichlägigen Zweig ber 
Technik fachverftänbig fein. Über Beſchwer⸗ 
ben gegen ben Beſchluß einer Abteilung 
in dem Verfahren wegen Erteilung eines 
Patents wird in der Kegel von derjenigen 
Abteilung entjchieben, welche neben der 
erftern für Patentgefuche aus dem gleichen 
Gebiet der Technif zuftändig if. Yür 
Beſchwerden gegen Entjcheibungen ber 
fiebenten Abteilung bes Patentamts find 
diejenigen beiden Abteilungen gemein 
ſchaftlich zuftändig, welche iiber Patentge- 
ſuche zu befchließen haben, bie bemfelben 


J 


Patentamt — 


Patrizier. 


Gebiet der Technik wie das angefochtene 
Patent angehören. Das amtliche Organ 
ber Reichsbehörde ift das »Patentblatt«. 
Bol. Patentgefeb vom 25. Mai 1877 
und Berorbnung, betreffend bie Einrich⸗ 
tung, das Verfahren und den Geſchäfts⸗ 
gang be3 Batentamts, vom 18. JZunt 1877 
———— ©. 501 und 533 ff.). 
Batriarg (griech.), Erzvater; Titel 
chriſtlicher Bifchöfe, wie noch jetzt Der Erz⸗ 
bifhöfe von Liffabon und Venedig. Teer 
Ausdrud patriarchaliich wird vielfach 
zur Bezeichnung bes Väterlichen und Ge- 
mütlichen gebraucht; insbeſondere bezeich- 
net man al8 Batriarhalftaat ben ab- 
foluten Staat früherer Zeiten, in welchem 
das Staatsoberhaupt gewiflermaßen als 
eine Art Familienoberhaupt erſchien, fo 
baß bie gemütlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Landesvater und ben Untertanen 
über die Mißftände eines perfünlich = abſo⸗ 
ri Regiments vielfach hinüber: 
alfen. 
Patrimonialgerichtsbarkeit, |. Ge⸗ 
icht, Patrimonium. 
atrimonialprinzip } f. Patrimo- 
Patrimonialftaat nium. 
Patrimonium (lat.), väterlihe8 Erbe 
Erbgut, Stammgut; patrimonial, ers, 
erbt, angeflammt, mit dem Grunb und 
Boden verbunden; daher Batrimonial- 
gerichtsbarkeit (Erb>, Guts⸗, Privat- 
gerichtsbarkeit), bie ehebem mit dem Beſitz 
eines Guts, namentlich eines Ritterguts, 
verbundene Befugnis zur Ausübung der 
Nechtöpflege, welche ber Gutsherr durch 
feinen Gerichtshalter (justitiarius) aus⸗ 
üben ließ. BPatrimonialprinzip, die 
veraltete Theorie, welche die Staatägewalt 
als Ausflug eines Eigentums am Grund 
und Boden barzuflellen und das Weſen 
bes Staats (PBatrimonialftaat) auf 
dieſe Weife zu begründen fuchte. 
Batriotismns (neulat.), Vaterlands⸗ 
liebe; Batrist, VBaterlandsfreund. 
Patrizier (lat.), im alten Rom ber mit 
politifchen Vorrechten ausgeftattete bevor⸗ 
zugte Stand der Geburtsariftefratie im 
Gegenfaß zu den Plebejern. Heutzutage 
iverben vielfach bie Singebärigen und Häup- 
ter ber alten Bürgergejchlechter in ben 
Städten fo genannt. 





Pauperismug — Peremtorifche Friſt. 


Banperismus (lat.), die um ſich grer 
fende Berarmung in einem Land, Maf- 
ſenarmut. 

Dee (mittellat.), —— 
insbeſondere Univerfitäts-, Schuldiener. 

Peer (engl., ſpr. pihr), ſ. v. w. Pair 
(ſ. Pairs); Peerage (ipr. pihredſch), Würbe 
eines Peers, Peerichaft. 

BeinlieHalsgerigtsordunng Karls 

+, f- Carolina. 

Benfisn(itan; ‚tor. yangffiong oder-fiohn, 
v. lat. pensio, » Zuwãgen⸗, bann f. v. w. 
Bezahlung), ein Jahrgehalt, welcher ent- 
weder aus bloßer perfönlicher Bergünfti- 
gung jemand bezahlt wird (Gnaden⸗ 
gehalt), oder welchen ein aus dem afti- 
ven Dienſt ausgeidhiedener Beamter be 
zieht (Rubhegehalt);daber Penſions⸗ 
ſtand (Ruheſtand, Quieszenz), die Stel: 
lung eines Beamten, welcher aus dem 
Dienſt entlaſſen, aber im Genuß einer P. 
iſt; penſioniere n(quieszieren), einen 
Beamten in den Ruheſtand verſetzen. Na⸗ 
mentlich dem Staatsdiener, deſſen perſön⸗ 
liche Kraft den Anforderungen ſeines Am⸗ 
tes nicht mehr = gewachfen ift, fichert die mo⸗ 
derne Geſetzgebung aus Billigkeitsrückſich⸗ 
ten den Bezug einer PB. zu, ebenfo vielfach 
der Witwe eined Staatöbienerd (Wit- 
wenpenjfion), mitunter auch den hin⸗ 
terlaflenen Kindern eines folden bis zu 
einem gewijfen Lebensalter. Wo letzteres, 
wie 3. B. in Preußen, nicht der Fall, find 
meiften® in ben Beamtenfreijen befonbere, 
aus den Beiträgen der einzelnen Beamten 
gebildete Penſionskaſſen eingerichtet, 
aus denen die Hinterbliebenen der Beam- 
ten eine P. beziehen. Näheres über bie 
Benfionierung der Staatsbiener enthalten 
bie Penſionsgeſetze der einzelnen Staaten; 
für Die Beamten des Deutichen Reichs find 
in dieſer Beziehung bie Beflimmungen des 
Reichsgeſetzes vom 31. März 1873, betref: 
fend Die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeam⸗ 
tern (Reichsgeſetzblatt 1873, S. 61ff. SG 34 
bis 71), maßgebend. Hiernach erhält ein 
Reichsbenmter eine lebenslängliche P. nur 
unter der Vorausſetzung ausbezahlt, daß 
er nach einer Dienitzeit von wenigitens 10 
Jahren infolge eines Törperlichen Gebre⸗ 
chens oder wegen Schwäche feiner förperli- 
chen oder geiltigen Kräfte zu ber Erfüllung 
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feiner Amt3pflichten bauernb unfähigwirb; 
vor Ablauf diefes Zeitraums nur dann, 
wenn bie Dienftunfähigfeit die Folge einer 
Krankheit, Verwunbung ober fonftigen 
Beichädigung ift, welche ber Beamte bei 
Augübung des Dienftes ober aus Veran- 
lafjung desfelben fich zugezogen bat. Die 
P. beträgt nad) vollendetem zehnten Dienft = 
jahr *%so und fteigt von da ab mit je 
dem weitern Dienftjahr um so, ibr 
Höchſtbetrag aber ift *%so des Dienftein- 
kommens. Ebenbiejelben Beſtimmungen 
gelten übrigens nach dem preußiſchen 
Penſionsgeſetz vom 27. März 1872 auch 
für die preußiſchen Staatsbeamten. Üüber 
die Penſionierung der Militärperſonen 
ſind ausführliche Beſtimmungen in dem 
Reichsgeſetz vom 27. Juni 1871, betref⸗ 
fend die Penfionierung und Verjorgung 
der Militärperfonen bes Neichsheers und 
der Taiferlihen Marine fowie die Bewil- 
figungen für die Hinterbliebenen foldher 
Perjonen (Reichsgeſetzblatt 1871, S. 275 
ff-), enthalten. Für bie Hinterbliebenen 
ber deutfchen Reichsbeamten ift burch das 
Benfionzgefeg von 1881 geforgt worden. 
Als eine Garantie für die Unabhängigkeit 
der Rechtöpflege und bes Richterſtands ift 
in den meiften Staaten ber Grundfaß an⸗ 
erkannt, daß Richter gegen ihren Willen 
nur kraft richterlicher Entſcheidung und 
nur aus geſetzlich beitimmten Gründen 
und unter Beobachtung ber besfaflfigen 
Formvorſchriften in den Penſionsſtand ver- 
jeßt werden können, wie dies namentlich 
auch in dem beutfchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz ausgeſprochen iſt. Bgl.Invaliben. 

Pentarchie (griech., »Fünfherrſchaft«), 
eine aus fünf Machthabern beſtehende Re⸗ 
gierung; ud Bezeihnung des früher 
europãiſchen Staatenſyſtems mit den fünf 
Großmãchten England, Frankreich, Oſter⸗ 
en Preußen und Rußland. 

eremtion (Iat.), Vernichtung; Ber: 
jährung durch Kichtaufnahme des Rechts⸗ 
verfahren?. 

Beremtoriide Frif, eine ſolche, deren 
Berfäunmis den Verluſt des innerhalb 
der betreffenden Zeit geltend zu machen: 
ben Rechts oder den Ausfchluß von ber 
innerhalb diefer Friſt vorzunehmenden 
Rechtshandlung nach fich zicht. 
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Berfieu (Iran), Reich in Vorberafien, 
1,648,195 qkm mit etwa 7 Mil. Einw.; 
Hauptftabt: Teheran mit ca. 200, 
Einw. Die Bevölkerung gehört zum weit 
aus größten Teil der mohammebanti hen 
Religion und zwar ber fchiitiichen Sekte 
an. Die Berfaffung ii bie einer abſo⸗ 
Inten Monardie. Der Beberridher bes 
Landes wird Schah, neuerdings »Schah 
in Schah« (König der Könige), genannt. 
Derfelbe ift zugleich das geiftliche Ober: 
baupt. Das Land wird in zwölf Provinzen 
eingeteilt, welche unter Gouverneuren 
ſtehen. Der Schah bat ein nach europäi- 
ſchem Muſter eingerichtete Minifterium 

ur Seite. Das ftebende Heer ift etiva 
0,000 Mann ſtark, teilweife nach euro⸗ 

pätfhem Mufter und von eutopäiichen 

Offizieren organifiert. Die Staatsein- 

nahmen werben auf ca. 38 Mill. bie Aus: 

gaben auf ca. 34 Mil. ME. veranfchlagt. 
gt. Polack, P. (1865, 2 Bde.). 

Berfon (lat. Persöna), jedes Welen, 
welches Subjeft von Rechten und Rechts⸗ 
verbältnifien fein fann, daher ber Sklave 
im Altertum feine P. war. Die Gefek- 
gebung knüpft die Berfönlichleit aber 
nicht nur an ein phyſiſches Individuum, 
an einen einzelnen Menſchen an, fondern 
fie ftattet auch Vermägensfomplere und 
Vereine mit ben Rechten ber Perſonlich⸗ 
feit aus. Auf diefe Weife entfteht ber 
Gegenſatz zwischen phyſiſcher und ju- 
riſtiſcher P. Zu den juriſtiſchen Perſo⸗ 
nen gehören insbeſondere Stiftungen, Kor⸗ 
porationen, Gemeinden und der Staat 
ſelbſt, infofern er Subjekt von Privatrech⸗ 
ten iſt RR 

Perſonal (lat. personälis), perfün- 
ih; Perſonalien, Perfönlichkeiten, 
Lebensumftände, welche die Perſon be: 
treffen. Perſonalakten, die über einen 
Beamten ergangenen Alten. Auch bie 
Geſamtheit der durch einen gemeinfamen 
Wirkungskreis Verbundenen wird P. 
(Amtsperfonal) genannt, 3. B. das 
Perfonal eines höhern Beamten, einer 
nat u. dal. 

erfonalarrefi Sk f. Arreſt. 

Berfonalien ck .Berfon. 

Perfonalunien (Tat.), im Gegenſatz 
zur Realunion die Vereinigung mehrerer 


Perfien — Perjönliche Yemerkungent. 


Länder unter ein und bemfelben Staats: 
beberrfcher, vwofern dieſe Bereinigung 
nicht wie bei ber Realunion auf verfaj- 
fungsmäßiger Beftimmung, fondern nur 
auf Zufall, 3. B. Erbfolge, beruht. 
Berionenredt, |. Recht. 
Berfonenfland (Bivitfta nd, franz. 
Etat civil), der Inbegriff derjenigen per⸗ 
fönlihen Verhäliniſſe, deren Gewißheit 
und Feſtſtellung, wie für den Singelnen, 
fo aud für die Gefamtheit des Staats 
von Wichtigkeit ifl; Zivilftands- (Per: 
fonenftands:) Regifter, bie zur Beur- 
kundung dieſer —2 von einem 
öffentlichen Beamten (Zivilftandsbe: 
amten, Standesbeamten) geführten 
Öffentlichen Bücher. Mit der Einführung 
ber Zivilehe (j. Ehe) ift überhaupt bie 
Beurkundung der Geburten, Heiraten und 
Sterbefälle den vom Staat beftellten Be 
amten durch Reichsgeſetz vom 6. Febr. 
1875 übertragen worden. Tür jeben 
Standesamtsbezirk, weldyer burd 
die höhere Verwaltungsbehörde beftimmt 
wird, iſt hiernady ein Standesbeamter 
und mindeftens ein Stellvertreter zu be 
ftellen. Diefer bat drei Standesregi— 
fter, nämlidy das Geburts-, Heirats— 
und Sterberegifter, nad) Maßgabe ber 
geſetzlichen Borfriften zu führen. Bol. 
»Der Standesbeamte«, Organ für bie 
Standesämter in Deutfchland und ber 
Schweiz (6. Jahrg. 1880, jährlich 36 
Nummern); ferner Hinſchius, Das 
Reichsgeſetz über die Beurkundung bed 
Perſonenſtands (2. Aufl. 1876); Völk, 
Das Reichsgeſetz über die Beurkundung 
des Perſonenſtands (1875); v. Sicherer, 
Reichsgeſetz 2c. (18/9); Erichſen, Die 
Führung ber —— 7 (1878). 
Perſoͤnliche Bemerkungen, im par: 
lamentariſchen Leben kurze Außeruungen 
eines Abgeordneten, welcher in ber vor: 
ausgegangenen Debatte perſönlich ange⸗ 
geiffen oder boch erwähnt worden ift, zur 
Wahrung des perfönlichen Standpunkts. 
Nah parlamentariihem Brauch dürfen 
berartige p. B. erit am Schluß der Debatte 
vorgebradjt werben, während faktiſche Be: 
merfungen in diefem Stadium der Ber: 
bandlungen nicht mehr zuläffig find. Diele 
Sitte ift auch auf andre Verſammlungen 
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Peru — Peterspfennig. 


übertragen worden. Manche Redner bes 
figen übrigens ein befonderes Geſchick, auch 
thatfächlihe Berichtigungen und Ausfüh- 
rungen in der Form von perfönlichen Be: 
wmierfungen an = mb vorzubringen. 
Bern, Republik in Sübamerila, ca. 
1,119,941 qkm mit (1876) 2,704,998 Einw., 
wozu noch etiva 350,000 unzivilifierte 
Indianer kommen; Hauptitadt: Lima 
mit 101,488 Einw. Die Staatsreligion 
ift bie Fatholifche, allein anerkannt und 
geſchützt durch die Staatsverfaffung. In 
Lima refidiert ein Erzbifchof; das Staats⸗ 
gebiet ift in fieben Bistümer eingeteilt. 
Mit dem Jahr 1810 begannen in P. die 
Nnabhängigkeitskämpfe mit Spanien, und 
28. Juli 1821 erfolgte die Unabhängig: 
Teitserflärung; doch wurbe biejelbe e 
1824 völlig verwirklicht. 1825 Lostren- 
nung Oberperus als jelbftänbige Repu⸗ 
blit »Bolivia«. Langwierige und blutige 
Bürgerfriege erichöpften das Land und 
feine Bevö rerung. 1860 wurde eine neue 
Verfaſſung befchloffen. Hiernach ift bie 
Negierung ber Republif —B— 
demokratiſch, repräſentativ, in der Einheit 
gegründet«. Die gefeßgebenbe Gewalt ift 
dem Kongreß übertragen, welcher aus 
einem Senat von 40 unb einem Reprä⸗ 
fentantenhaus von 80 Mitgliedern beiteht 
unb fi alle zwei Sahre in allgemeinen, 
bireften Wahlen zu einem BDritteil er: 
neuert. Die vollziehendbe Gewalt ift dem 
Präfidenten übertragen, welcher vom Bolt 
dur Stimmenmehrheit jeweilig auf vier 
Jahre gewählt wird. Unter ihm ftehen bie 
von ihm ernannten Staatsjefretäre für 
Außeres, Inneres, Suftiz, Hantel, Finan- 
en, Krieg und für die Marine. Zum 
wed ber innern Verwaltung ift das 
taatsgebiet in 21 Departements einge 
teilt, welche unter Präfeften ftehen. Die 
Departements gerfallen wieberum in —* 
vinzen, welche Subpräfekten, und dieſe in 
Diſtrikte, welche Gouverneuren unterſtellt 
ſind. Die Rechtspflege wird durch einen 
höchſten Gerichtshof in Lima, Obergerichte 
in ben verſchiedenen Departements und 
Richter eriter Inſtanz in ben Gemeinden 
verwaltet. Dazu kommen die Friedens: 
richter ber Gemeinden. Die Finanzen 
ber Republik befinden fich in der traurig: 
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ften Verfaffung, indem der Staatsbank⸗ 
rott nur durch Die Ausbeutung des Guano⸗ 
monopol3 der Regierung vermieden wird. 
Dazu kommen hohe Zölle, namentlich auf 
Salpeter. Die Beſteuerung von chileni- 
[hen Salpeterwerfen auf bolivianiſchem 
Gebiet, welche auf Betreiben Perus von 
ber bolivianifhen Negierung bewirkt 
wurbe, und ein Schutz⸗ und Trugbündnis 
der Republifen PB. und Bolivia führten 
dahin, daß Chile, wie der Republik Boli⸗ 
via, fo auch ber Regierung von P. 1. April 
1879 den Krieg erflärte, deſſen Verlauf 
für P. ein Boch ungünftiger war. Wäh⸗ 
rend desfelben wurbe 23. Dez. 1879 eine 
förmliche Diktatur bed Präfidenten Pie- 
rola (oberfter Chef der Republik, Jefe su- 
premo de la Repüblicä) proffamiert 
und ein provijorifches Verfafiungsftatut 
verfünbet, welches die Preßfreiheit auf- 
hob, für eine Dienge Bergehen die Todes⸗ 
ſtrafe einführte und einen fogen. Staats⸗ 
rat einſetzte. Die Folgen des unglüdlichen 
Kriegs en P. laſſen fich zur Zeit noch 
nicht abjeben; ebenjo iſt es fehr zweifel- 
baft, ob die angeftrebte Bereinigung von 
Bolivia und PB. zu einer Füderativrepu- 
blik zu Ausführung kommen wird. Au⸗ 
genb icklich befinden ſich Heer und Marine 
in vollſtändiger Deſtruktion. Konſu⸗ 
Tate bes Deutſchen Reichs beſtehen in Are⸗ 
quipa, Callao, Iquique und Tacna. Das 
Wappen Perus iſt ein in drei selber 
geteilter Schild. Das rechte ber beiben 
obern Felder enthält eine Vicuſia (Kama) 
auf blauem, das linke einen Chinarinden⸗ 
baum auf weißem und bag untere Feld ein 
Füllhorn auf rotem Grunde. Die Flagge 
befteht aus drei Streifen , die äußern rot, 
der mittlere weiß, bei Kriegsfchiffen mit 
ben Wappen. Vgl. Raimondi, EIP. 
—533 Albertini, Le Pérou en 1878 
1878); Soldan, Diccionario geogra- 
co estadistico del P. (1877). 
Peſẽta, Einheitdes ſpan. Münzfyftems, 
= 81 Pf., entſprechend bem franz. Frank. 
Veterspfennig, Abgabe, melde, im 
Jahr 725 im angelſächſiſchen Neich zur 
Unterbaltung englifcher Schulen und Kir⸗ 
hen in Rom eingeführt, im 16. Jahrh. 
abgefchafft wurde; jett Name ber freiwil⸗ 
ligen Beifteuern der katholiſchen Gläubi⸗ 
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Petition (lat.), im allgemeinen Be⸗ 
eichnung für Bitte, Geſuch, namentlich 
Kir ſolche Gefuche und Anträge, welche an 
Behörden, an die Volfspertretungen ober 
an ben Regenten felbft gerichtet werben ; 
baber petitionteren, um etwas nad 
fuhen; Betitionsrecht, die Befugnis 
des Staatsbürgers, fih mit Bitten und 
Geſuchen an die ftaatlihen Organe wen: 
den zu dürfen. Je nachdem es ſich num 
hierbei um bie fünftige VBerbefferung eines 
manzgelbaften Zuſtands und eines zu be- 
forgenden Übelitands ober um die Abſtel⸗ 
Lund, eines bereits eingetretenen Miß- 
ftands handelt, wird aoitchen P. und Be: 
titionsrecht im engern Sinn unb zwifchen 
Beſchwerde und Belchiverberecht unter: 
ſchieden. Dies Beichwerbe- und Betitiong- 
recht veriteht fich eigentlich für ben mo- 
bernen Rechtsftaat, welcher dem Staats⸗ 
bürger die perfönliche De gewährt, 
von felbft; gleichwohl iſt dasſelbe in vie 
len Staaten verfaffungsmäßig garantiert, 
fo 3. B. in England ſchon durch bie P. of 
rights (f. d.) und ebenſo in den neuern 
beutichen Verfaſſungsurkunden, nament: 
lich eitbem die dbeutichen Grundrechte von 
1848 dieſes Recht ausdrücklich und zwar 
ſowohl den einzelnen Staatsbürgern als 
auch den Korporationen und Bereinigun- 
gen mehrerer geroährleiftet hatten. Ins: 
bejondere ift den Volfsvertretungen bie 
Befugnis eingeräumt, WBetitionen ent: 
gegenzunehbmen, allerdings oft mit ber 
Beſchränkung, daß biefelden nur fchrift- 
lich vorgebracht und nicht perfönlich oder 
buch Deputationen überbracht werden 
dürfen. So ift e8 denn auch Dem beutfchen 
Reichstag nachgelaflen, Petitionen anzu: 
nehmen und folche dem Bundesrat oder 
den Reichskanzler zu überweifen, wofern 
er biefelben für begründet und beachten: 
wert hält. Nach der Geſchäftsordnung des 
beutichen Reichstags (SS 24, 26) befteht 
für die Prüfung der eingehenden Betitio: 
nen eine befondere Betitionsfommif- 
ſion; doch ift e8 auch zufällig, jolche Per 
titionen, die mit einem Gegenftand in 
Verbindung fteben, welcher bereits einer 
andern Kommiſſion überwiefen ift, eben 
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falls an biefe Tebtere Kommiffion zu über: 
weifen. Die Petitionsfommiffion aber, 
deren Mitglieder übrigens nach achtwö⸗ 
hentlicher Amtsführung ihren Erſatz durch 
Neuwahlen beanſpruchen fönnen, bat all: 
wüchentli den Inhalt der eingehenden 
Petitionen durch eine in tabellarifcher 
Norm zu fertigende Zuſammenſtellung 
dur Kenntnis ber einzelnen Mitglieder des 
eichſtags zu bringen. Zur Erörterung 
im Reichstag felbit nelangen nur biejeni: 
gen Betitionen, bei welchen auf folche Er: 
Örterung entweder von der Kommiſſion 
oder von 15 Mitgliedern des Reichstags 
angetragen wird; im eriten Sal hat die 
Kommilfion über bie PB. einen Bericht zu 
erfiatten. Unter allen Umftänden muß 
aber auf jebe P. ein Beſcheid des Reichs⸗ 
tags erfolgen, und zwar werden nad) ber 
beflehenben Praris ſolche Petitionen, 
welche wegen Schluffes der Seifion Feine 
Berüdfichtigung finden Fonnten, ben Pe: 
tenten zurüdgegeben mit der Anheimgabe, 
biefelden für die nächſte Seſſion zu er: 
neuern. Wie aber ben Volksvertretungen 
einerjeit? das Recht zufteht, Far 
entgegenzunehmen, jo Tann ihnen aud 
auf der andern Seite die Befugnis nit 
abgeiprochen werden, fich ihrerſeits felbft 
mit Betitionen an die Staatöregierung 
zu wenden. Doch ift es hier parlamenta- 
riſcher Brauch, nicht die Form ber P., 
welche direkt etwas verlangt, fonbern die: 
jenige der Adreſſe zu wählen, in welcher 
die Stände ihre Zuſtimmung oder ihre 
Mißſtimmung angeſichts gewiller Maß—⸗ 
regeln der Staatsregierung ausſprechen 
(vgl. 1 
etition of rights (engl., ſpr. pẽtiſchn 
of reits), d. h. Bittfchrift um Herftellung 
der Nechte und Freiheiten, Die vom eng— 
liſchen Barlament 1628 dem König Karl J. 
überreichte Beſchwerdeſchrift. Die Foıde 
rungen berfelben: feine Abgabe an ben 
König ohne Bewilligung bes Barlaments, 
feine willfürlihe Verhaftung und Ver— 
urteilung, feine willfürliche Einquartie: 
rung und Exekution, Aufhebung ber 
friegsrechtlichen Kommilfionen für im: 
mer, wurben 7. Juni 1628 vom König 
ewährt. Seitdem gilt die Schrift als 
taatögrundgefeg, durch bie Habeaskor⸗ 
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pusalte unb die »Declaration of rights« 
(1 Dehtionston ie vervollitändigt. 
eNTLONBLOMMITNON 243 

Detitionsreht _ j 1. Petition. 

Betroleumzoll, Eingangszoll auf Pe- 
troleum, welcyer durch den Zolltarif von 
1879 eingeführt ward. Diefer ZoU beträgt 
3 ME. brutto ober 3 ME. 75 Bf. netto 
pro Zentner, was pro Liter von 11% Pfd. 
etwa 6 Pf. Zoll ergibt. Die Steigerung 
des Petroleumpreiles war bie Folge dieſes 
30lle3, welcher namentlich um deswillen 
verwerflich iſt, weil das Licht eine Duelle 
der Arbeit und der Bildung und für das 
Familienleben fo nüßlich und notwendig 
üt. Überbiesiftdas Gas, welches in größern 
Städten für größere gewerbliche Etablifie- 
ment3, für Büreaus und aud für Fami- 
lienräume ald Beleuchtungsmaterial be- 
nutzt wird, fteuerfrei geblieben. 

Pfand (Pfandobjekt), eine frembe 
Sache, weldye einem Gläubiger zu deſſen 
Sicherheit wegen einer Önberung baftet; 
dann aud) f. v. w. Pfandrecht, d. 5. bie 
Befugnis des Pfandgläubigers, ſich, 
wenn ber Pfandſchuldner feiner Ver: 
bindlichfeit nicht nachkommt, andie Pfand: 
fache zu halten. Wirb dabei dem Pfand⸗ 

läubiger der Befit der verpfänbelen Sache 
übertragen, fo ift ein Rn (pig- 
nus), außerdem eine Hypothek vorban- 
deu. Die moderne Geſetzgebung ſtatuiert 
die letstere aber nur an immobilien und 
verlangt zu ihrer Begründung Eintrag 
in Die dazu beftimmten öffentlichen Bücher 
(Hypothekenbücher). Das Pfandrecht 
iſt entweder ein freiwilliges, d. h. durch 
Teſtament oder Pfandvertrag (Kon: 
ventionalpfand), oder ein notwendiges, 
d. h. unmittelbar durch Geſetz (3.8. Pfand⸗ 
recht des Vermieters am Mobiliar des Mie⸗ 
ters) oder durch richterliche Verfügung. 
z. B. durch Pfändung (ſ. d.), begründetes. 

Pfandhaus, ſ. Lombard. 

Pfandung, Zwangsvollitrefung in das 
bewegliche Vermögen. Dieſelbe findet auf 
obrigfeitliche Anordnung flatt, fei es zur 
Beitreibung öffentlicher Abgaben, Stra- 
fen u. bgl., fei es zur Ausführung ein:s 
Richterſpruchs. Nach der beutfchen Zi⸗ 
pilprozeßorbnung wird die P. Törper- 
licher Sachen, welde fih im Gewahr⸗ 
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fam des Schuldners befinden, dadurch 
bewirft, daß der Gerichtsvollzieber diejel- 
ben in Befig nimmt. Der P. nicht un- 
terworfen find Kleidungsſtücke, Betten, 
Haus unb Küchengeräte, Seip: und Koch⸗ 
Öfen, foweit biefe Gegenftände für den 
Schuldner, feine gem ie und fein Gefinbe 
unentbehrlih find; dann eine Milchkuh 
oder nad ber Wahl bes Schuldners ftatt 
einer folchen zwei Ziegen oder zwei Schafe, 
fofern diefe Tiere fiir den Schuldner und 
die Seinen als unentbehrlich erjcheinen; 
ferner bei Künftlern, Handwerkern, Hand: 
und Fabrifarbeitern ſowie bei Hebammen 
die zur perfönlihen Ausübung bed Be: 
rufs unentbehrlidhen ‚hegentände, bei 
Offizieren, Beamten, Geiftlichen, Lehrern, 
Rechtsanwalten, Notaren, Arzten bie zur 
Verwaltung des Dienftes ober zur Aus: 
übung bes Berufs erforderlichen Gegen- 
fände fowie anftändige Kleidung, Orden 
und Ehrenzeichen u. dal. Die gepfändeten . 
Sachen find von dem Gerichtsvollzieher 
öffentlih zu verfleigern, Koftbarfeiten 
find vor der Verfleigerung durch einen 
Sadverftändigen Fe ai en. P. von 
Forderungen (Beihlagnahme) erfolgt 
durch das Amtsgericht, bei weldyem ber 
Schuldner feinen allgemeinen Gerichts: 
ftand hat. Das Gericht verbietet in ſolchen 
Fällen dem Schuldner des Verflagten, an 
den erftern zu zahlen. Es erläßt zugleich 
an dieſen bag Gebot, fich jeber Verfügung 
über die Sorberung, insbefondere ber Ein- 
ziehung, zu enthalten. Vgl. Deutſche Zi⸗ 
vilprozeßordnung, 

Pforte (Hohe P. Osmaniſche P.), 
der Haupteingang des Serails in Kon⸗ 
ſtantinopel; daher Bezeichnung für die 
türkiſche Regierung. 

Pfuudierling (Livre, abbr. £), engl. 
Rechnungsmünze à 20 Schill. à 12 Pence 
als Goldmünze Sovereign = 230,10 mr. 

Bharmazie (grieh.), Apothekerkunſt; 
Pharmazeut, Apotheler, Pharma- 
Topde, Arzneibuch, Pharmacopoea ger- 
manica, Arzneibud) des Deutichen Reiche. 

Säyfltns (Iat.zgried.), ein von ber 
Regierung angeitellter Arzt, Ipeiher in 
einem beſtimmten Bezirk die gefundheits: 
polizeiliche Kontrolleauszuüben hat; Bhy- 
jifat, das Amt des P. Der P. (Stadtz, 
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Sands, Kreisphpfitus) ift zumeiſt 
arzt, 


aug Gerichts: 
tafer, Münze, in der Türkei = 40 
Paras — 18 P.; in Agypten — 20 Pf. 
BVietiflen (lat.), Zrömmler, quesft@nbe 
bes 17. Zahrh. Name der Anhänger Phi⸗ 
Tipp Zatob Spenerd (geil. 1705) von ihren 
Col — pietatin, welche auf Iesentige 
geyen jrömmigkeit und terfthätiges 
Grientum im Gegenfap zu Een oıkos 
boren Zelotentum drangen. Bietismus, 
Denf: und Lebenömweife ber ſ. befonderd 
in Halle durch Auguft Hermann Stande 
'27) vertreten; jegt im allgemeinen 


. d. ww. Srömmelei. 

Bildt (franz.), Lotfe, Steuermann; 
Bilotage (nn-ahial, teuermannskunft, 
Lotjengebühren; pilotierne, ein Schiff 
Totfen (f. £otie). 

Placet (lat., »e8 gefällt«) ober Place- 
tum regium, das Recht beö Landesherrn, 
titchlicen Maßnahmen, päpftlichen oder 
Kifchöftichen Exlaffen, ſowen fie fein Lab 
betreffen, feine Betktigung, zu erteilen 
‚ober zu verweigern; feit 1848 meift durch 
Rontorbate ober thatjächlich aufgegeben. 

Plagium (Iat.), |. Nenfhenraub. 

Plaidieren (franz., fpr. plägd-), eine 
Sache vor Gericht mündlich vertreten, vers 
teidigen. Blaidoyer (pr. plädonjep), Vers 
teidigungärebe, auch bie Rebe des öffent» 
lichen Anflägere. 

latät (lat.), —E Straßen 
eden, Thoren x.; obrigleitliche Anord- 
mund, jeiverbliche — x. 

Vlebiszit (Tat.), Volksbefhfuß dun 
allgemeine Abflimmung; in Frankreit 
Aekimmun bes gefamten Volks in ört- 
lichen Abteilungen, namentlich von Na- 
‚poleon III. beim Staatsſtreich vom 2. Dez. 
1851 und 1852 zu oeltigung bes Se: 
natusfonfults, weldes ihm bie Kaiſer⸗ 
frone übertrug, zuletzt 8. Mai 1870 zu 
Gutheißung ber liberalen Abänderungen 
ber Verfafjung angewandt. 

Plein pouvoir (franz., ſor. pläng pu« 
wöar), 1.v. w. Plenipotenz. 

BPlenipätenz (Iat., franz. Plein pou- 
voir), volle Madıt und Gewalt; Pleniz 
potentiarius (franz. Ministre pleni- 
potentiaire), Bevollmächtigter, befonbers 
bevollmäghtigter Gefandter, 












Tr 
Piaſter — Polen. 


Plenum (lat., Plenarfigung, Ple⸗ 
narverfammlung), im öffentlichen 
Leben bie zu einer gemeinfamen Beratung 
in ihrer Totalität zufammentretende Kör- 
verfchaft, namentlih Stänbeverfamm- 
ung im fa, zu ben Ausfchüffen, 
Geaktionen, Kommilitonen und Abteilun- 
gen berfelben und ihren Sigungen. 

länberung, f. Beute. 

Intefratie (v. griech. plutos, »Reich⸗ 
tume; auch Argyrofratie genannt), 
Gelbberrfäjaft, derjenige Zuflanb bes 
Staats, in welchem große und übergroße 
Kapitalien ih nur in den Händen wenie 
ger (Gelboligarhie) befinden, wäh- 
tenb bie große Mafie des Bolfs (Prole: 
tariat) verarmt if und ber eigentliche 
Mittelftand fehlt. Die Kehrfeite der P. 
it der Bauperismus. Die P. war ber 
gaup rund bed Verfalls ber römiſchen 

publik, unb auch bie griechifchen Demo: 
Tratien gingen zumeift an dieſem übel: 
fand zu Grunde. Aut. Rojaer, Grund: 
Tagen ber Nationalöfonomie, $ 204 (14. 
Aufl, 1879). 

Päbel (v.Tat.populus, franz. Peuple), 
bie niebrigfle Kalk bes Volks, infoiern 
fie ſich buch Mangel an Bildung und an 
Achtung für diefelbe, beſondero für bas 
Shidliche und Gefeplice, und durch Nie: 
brigfeit ber Denkungsart darafterifiert. 
Armut ift daher nicht das Merkmal des 
Pobels, der vielmehr ebenſowohl unter 
den höhern als unter ben niedern Stän- 
den inden wird (ornehmer und 
gelehrter B). 

BVöbelgerrigaft, |. Ochlotratie. 

Vodefla, in Jtalien bie oberfte Magi- 
ftratäperfon einer Stabtgemeinde, au Zeit 
ber italienifchen Republifen des Däittel: 
alters, 3.8. in Mailand, im Befig der 
höchſten vollziehenden Gewalt, 

jolen, ehemals ein mächtiges felbflän: 
diges Königreich, deſſen Gebiet in der 
Blütezeit von der Oftfee bis zum Schwar- 
jen Meer ride. I ha ‚ac sm Aus 

terben bes Königshauſes ber lo⸗ 
nen zum Wohleei geworben mac, jan: 
Ten Anfehen mb Macıt bes Reichs mehr 
und mehr, fo daß bie Nachbarfaaten 
Rußland, Öfterreich und Preußen in brei 
Teilungen (1772, 1793 und 1795) das 
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Land nach und nach ihren Gebieten ganz 
einverleiben und P. feiner Selbftänbigfeit 
berauben fonnten. Wieberholte und blu: 
tige Erhebungen haben nicht zu einer Wie: 
berherftellung ber Iegtern geführt. Am 
preußifchen Abgeorbnetenbaus und im 
deutſchen Reichstag bilden bie polnifchen 
Abgeorbnieten eine befondere Fraktion 
der P., welche bort 19, hier 14 Mitglie- 
ber zählt. 

Politit᷑ (griech.), vielfach als Stants- 
funft, Staatsflugbeitslchre, Lehre 
von den Mitteln zur Erreihung bes 
Staatsgnedt oder aud) als Lehre vom 
Staatsleben befiniert. Die Feſtſtellung 
dieſes Begriffs ift nämlich um deswillen 
beſonders ſchwierig, weil derfelbe zwei ver: 
ſchiedene Thätigfeiten umfaßt, eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche und eine Pe Was die 
P. ala Wiffenfchaft betrifft, fo müflen 
bier vor allem die Grenzen zwifchen P. 
und Staatsrecht feitgeftellt werben. Beide 
befchäftigen fi mit dem Staat; während 
ihn aber das Staatsrecht nach feinen hi⸗ 
ftorifchen Grundlagen und in feinen feit- 
ftehenden Formen barzuftellen fucht, bes 
trachtet ihn die P. in ber flüffigen Be⸗ 
wegung. Dieſe beichäftigt fich mit bem 
Leben, jenes mit ber Geftalt des Staats; 
e3 ſucht die Frage zu beantworten, wie ber 
Staat ift, während bie P. bie Bi zu 
löſen bat, wie der Staat fein fol. Die 
rechtliche Unterfuchung und Prüfungeiner 
Trage, 3.2. ber, ob ein Straffall vor das 
Schwnzgeriät gehöre oder nicht, beſchäf⸗ 

er Rechtmäßigkeit; die poli= 

tiſche Unterfuchung, alfo z. B. bie Prüfung 
ber Trage, ob gewiſſe Verbrechen vom 
eſetzgeberiſchen Standpunft ans den 
Schwurgericiten zu übermweifen feien oder 
nicht, bat zumelit die Zweckmäßigkeit zu 
erwägen. Gleichwohl muß zwifchen Staats⸗ 
recht und P. eine Wechſelwirkung beftehen, 
wenn anders der Staat ein Rechtsſtaat 
fein,.b. 5. wenn das gefamte Staatsweſen 
ſich auf ber Grundlage des Rechts auf: 
bauen und das Staatöleben in ben Angeln 
des Rechts ſich bewegen fol. Aber das 
Recht ſteht nicht unabänberlich feft, ebenfo- 
wenig wie bielebensverhältnifie der Men⸗ 
ſchen, welche durch dasſelbe geregelt wer: 


ip ſich mit 
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und in fortſchreitender Entwicelung bes 
griffen find. So füllt denn bie entipre- 
chende Fortbildung des Nechts der P. an: 
geim, und fo wird das Recht in feinem 
eben zur B., die B. in den Ergebnijien 
ihrer Thätigfeit zum Recht. Auf der an- 
dern Seite it aber das Recht nicht die aus⸗ 
ſchließliche Grundlage ber P. Diefe bat 
fich vielmehr keineswegs nur mit denjeni⸗ 
nen Rechtsideen, weldye in ber gegebenen 
Rechtsordnung bereits greifbare form und 
GSeftalt gewonnen haben, zu bejchäftigen, 
fondern auch die in dem Volk felbft leben 
ben Rechtsanſchauungen, nicht minder 
aber auch bie nationalen Beitrebungen 
und Anlagen, Leidenjchaften, pfychologi= 
ide Eigentümlichfeiten der Menſchen⸗ 
natur, ebenfo aber auch die VBerhältnifie 
ber äußern Natur, 3. B. die geograpbifchen 
Verhältniſſe des Landes, in Beruͤcſichti⸗ 
gung zu ziehen. Hiernach ift alfo die P. 
als Wiſſenſchaft die Lehre vom Staats: 
leben. Die Anwendung ihrer Grundſätze 
auf gegebene ftaatliche Verhältniffe aber 
führt zur praktiſchen PB. (Staats: 
praris); jene, die theoretifche P., ift 
Staatswiſſenſchaft, dieſe Staatsfunft. 
Derjenige, welcher ſich nach einer von bei⸗ 
den oder nach beiden Richtungen hin mit 
dem Staatsleben beſchäftigt, wird Poli⸗ 
tiker, und wer ſich auf dieſem Gebiet, 
namentlich aber auf dem der praktiſchen 
P., zu beſonderer Bedeutung empor⸗ 
chwingt, Staatsmann genannt. Für 
die Vertreter der P. als Wiſſenſchaft hat 
Bluntſchli die Bezeichnung Staatsge: 
lehrte oder Staatsweife vorgeſchla⸗ 
gen. Dabei fiehen aber bie theoretiiche 
und bie praftifche P. im innigften Zufant- 
menbang, bern ber tbeoretifche Politiker 
barf jich ebenfowenig über bie thatjächlichen 
Berhältniffe des Lebens der Staaten wie 
der Individuen hinwegſetzen, wie der prak⸗ 
tifche Politiker der wiljenichaftlichen Brin- 
gipien ber P. entraten Tann. Mit diefer 
nterfcheidung fällt aber der Gegenſatz 
Ionen Real= und Idealpolitik nicht zu⸗ 
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ammen; letzterer tritt vielmehr ſowohl 
n ber praktiſchen als auch in der theore⸗ 
tiſchen P. hervor. Man bezeichnet nämlich 
mit Realpolitik diejenige P., welche 


den follen, die vielmehr in ſtetem Fluß |fich fireng an das praftifche Bedürfnis 
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hält, und ftellt ihr die Ide alpolitik ge: 
genüber, bie fich lediglich durch die Macht 
ber Idee beberrichen läßt. Beide find in 


ihrer Einfeiti rei glei verwerfli. Denn 
bieRealpolitif wird fich, went fie des idea⸗ 


len Zugs völlig entbehrt, in Tleinlicher 
Weiſe lediglich auf die Förderung mate⸗ 
rieller Intereſſen (Intereifenpolitif) 
beichränfen, wie Dies 3. B. lange Zeit hin⸗ 
durch bei ber englifchen Kolonialpolitit ber 
Fall geweſen ift, während die Idealpolitik, 
welche ben Boden ber Wirflichleit unter 
ben Füßen verliert (Phantafiepoli: 
til, Gefühlspolitik), unfruchtbar, 
wenn nicht verberblich fein wirb, wie es 
—* ſtets die Idee eines Weltreicho für 

u danach Strebenden geweſen iſt. Der 
deutſchen P. insbefondere hat man früher 
nicht mit Unrecht den Borwurf gemacht, 
daß fie zu ideal jei, und es ift ein großes 
Berdienit der Bigmardichen B., daß jie 
das ideale Ziel ber nationalen Einigung 
Deutſchlands auf praktiſchem Weg verfolgt 
und ſo erreicht hat. Dagegen lann man 
bie P. weiter in innere und äußere P. 
einteilen. 


Die innere P. beichäftigt fih nämlich | H 


mit den Verbältniffen, in welchen ber 
Staat zu feinen eignen Angehörigen fteht, 
während Die letztere die Beziehungen bes 
Staats zu andern Staaten und die Stel: 
lung desſelben im Staatenſyſtem über: 
haupt behandelt. Den Gegenftand ber in⸗ 
nern B. bilden re vor allem bie Ber: 
fafjung und die organiſche Einrichtung des 
Staatsweſens jelbit (Berfaffungspo: 
litik), dann bie Vorbereitung der eiehe, 
welche die öffentlichen und privaten Le⸗ 
bensverhältniſſe der Staatsangehörigen 
normieren follen Geſetzgebungs-, 
Rechtspolitik). Seitdem durch bie mo⸗ 
derne Repräfentativverfaffungden Staats- 
bürgern das Recht der Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung durch die Volksvertretung 
geſichert, iſt es vorzugsweife das letztere 
Gebiet der P., mit welchem man ſich, z. B. 
bei den Kontroverſen über die Abſ —28— 
ber Todesſtrafe, über die Einführung von 
Schwur: und Schäffengerichten, über die 
öffentliche Anklage u. dgl., auch im großen 
Publitum zu beichäftigen pflegt. Aber 
auch die Übrigen Zweige der Staatsver- 
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waltung, namentlid das Finanzweſen 
(Finanzpolitif) und die ftaatlicye Für: 
forge für die Wohlfahrt und für bie Kul⸗ 
turverbältniffe des Volks (Bolfswirt- 
ſchaftspolitik, politiihe Okono— 
mie, NRationalöfonomie, Sozial— 
politik), gehören ind Bereich der innern 
P. Der lebtere Teil derſelben ift in neue: 
ſter Zeit ganz beſonders in Deutjchland, 
feitbem hier die frühere Idealpolitik einer 
geradezu entgegengejebten Strömung ge- 
wichen ift und ein unverfennbar realifti- 
ſcher Zug ſich geltend macht, in den Bor: 
bergrund getreten und hat hier bereits eine 
umfangreiche Litteratur, die freilich zum 
Teil nicht in bie Tiefe ber Sache einbringt, 
ins Leben gerufen (ſ. Volkswirtſchafts⸗ 
lehre). Die äußere P. (P. im engern 
Sinn, hohe P.) beſchäftigt ſich dagegen 
mit ben Berhältnifien der Staaten unter⸗ 
einanber im Zuftanb des Friedens ſowohl 
als in bem bes Unfriebeng, alfo nament⸗ 
ih mit dem Handelsverkehr (Han dels⸗ 
und Zollpolitif), mit den diplomati- 
fhen Beziehungen (j. Diplomatie), 
mit der Wehrfraft des Volks und mit dem 
eer= und Marineweſen. 
Die P. als Wiſſenſchaft hat ſich aber 
noch außerdem mit ber Teititellung des 
Begriffs der P., dann aber mit ber Ein- 
wirkung der äußern Natur auf das poli= 
tilche Leben, insbeſondere mit der Größe, 
Seltaltung und Probuftionsfraft des 
Staatögebiet3, der Dichtigfeit, der Kul- 
tur, dem Reichtum und dem Charafter 
einer Bevölferung, zu befallen, wobei 
ihr die Statiftif (ſ. db.) als wichtigite 
a zur Seite fteht. Ferner 
it bier der Einfluß der Menfchennatur 
auf die P. und im Zufammenbang da—⸗ 
mit das Weſen der politiihen Barteien 
zu erörtern, und endlich bildet die Lehre 
vom Staatszwed überhaupt und von den 
Mitteln zur Erreichung desfelben ben 
Gepenftand ber theoretiichen P. Bei der 
Erörterung ber Ziele und Mittel der P. 
pflegt denn auch regelmäßig die wichtige 
Droge nad) den Grenzen ber B. und der 
oral behandelt zu werben. Der Italie⸗ 
ner Machinvelli war e8, welcher die P. 
volfftändig von ber Moral getrennt wifien 
wollte und den Sag, daß in der P. die 
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Atednähigfeit das allein Maßgebende 
fei, aufftellte. Diefe Theorie (Machi a⸗ 
vellismus) bildete lange zeit hindurch 
die Grundlage bes politiſchen Syftems, und 
bie P. konnte hiernach mit Recht als bloße 
Klugheitslehre ober Staatsklugheit be- 
zeichnet werden, denn bie Klugheit hat 
allerdings mit der Moral nichts zu ſchaf⸗ 
fen. Das Verwerflihe und Verderbliche 
diefer Theorie, welche zu eigem Bruch mit 
ber fittlihen Weltorbnung überhaupt 
führen würde, wirb bentzutage wohl all- 
gemein anerkannt; gleichwohl möchte fich 
aber auch die entgegengejeßte Anficht ber 
Moraliften, welde nicht nur alle unfitt- 
lichen Ziele, fondern auch jebes unfittliche 
Mittel aus der PB. verbannt willen wol- 
len, als praftifch unausführbar erweifen. 
Denn bie Unvollkommenheit menfchlicher 
Zuftände und das unfittlide Element, 
welches nun einmal in ber Menſchennatur 
vorhanden ift und in ben menfchlichen Le⸗ 
bensverbältniffen feine Rolle ſpielt, kön⸗ 
nen von dem Politifer, ber mit ben that- 
fächlichen Verhältniſſen zu rechnen bat, 
nicht unbeachtet gelafien werden. Wenn 
wir alfo auch die unfittlichen Ziele aus 
der P. augfchließen müffen, fo können wir 


boch den Politifer nicht lediglich auf fitt- | | 


liche oder Doch wenigſtens auf Mittel, bei 
welchen bie Sittlichfeit überhaupt nicht in 
syenge Tommi, befhränfen. ft ihm frei: 
lich die Wahl amifeen einem fittlichen und 
einem unfittlichen Mittel gelaflen, jo muß 
er fich ſtets für das erftere entfcheiben. 
Dagegen wird man es nicht tabeln fönnen, 
wenn ber Polütifer menfchliche Fehler, 
Mängel und Leidenihaften zu benutzen 
weiß, wenn er a rreihung feines Ziels 
zwifchen zwei Übeln das Tleinere wählt 
und das größere auf diefe Weiſe befeitigt. 

Was die wifienfchaftliche Behandlung 
ber B. anbelangt, fo find aus dem Altertum 
bie philofopbifchen Werke des Ariftoteles 
von größter Bebeutung, während fich bie 
P. des Platon zu fehr in idealen Sphä- 
ren bewegt. Bon ben Werken römifcher 
Publiziften bieten die Schriften Ciceros 
und bie ded Tacitus marches Intereſſante. 
Eine nene Entwidelung ber theoretifchen 
P. beginnt aber erft gegen Ende bes Mit- 
telalterd mit Machiavelli und dem Fran⸗ 
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zofen Bodin, welchen fich ber Holländer 
Hugo Grotius, ber Begründer der mober: 
nen Bölferrechtstheorie, anfchließt. Aus 
neuerer Zeit heben wir hervor: Con⸗ 
ftant, Cours de politique constitutio- 
nelle (1817—20, 4 Bbe.; herausgeg. von 
Laboulaye, 2. Aufl. 1872, 2Bde.); Day I- 
mann, PB. (nur der 1. Band erfchienen, 
18355 3. Aufl. 1847); 8. F. Zachariä, 
re Bücher vom Staat (2. Aufl. 1839— 
1843, 4 Bbe.); Mohl, Staatsredht, Völ⸗ 
ferrecht und P., Abtlg. 2 (1862—69, 2 
Dde.); Waitz, Grundzüge der P. (1862); 
Holtzen dorff, Prinzipien der P. (2. 
Aufl. 1879); Bluntſchli, PB. als Wif⸗ 
ſenſchaft a 

Bolitifhe Geſchichte, ſ. Staatswiſ⸗ 
ſ erioaiten. 

Bolitifhe Regierung, f. Verwal⸗ 


tung. 

Politiſches Verbrechen, f. Maje⸗ 
ſtätsverbrechen. 

Polizei (griech. von politeia.ꝰ Staats⸗ 
verwaltunge), im allgemeinen bie geſamte 
ftantliche Thätigkeit welche im Innern 
Staatsleben zur Sicherung und Förde 
rung der Wohlfahrt bes Staat? und fels 
ner Angehörigen entwidelt wird, alfo 
.v. w. innere Staatsverwaltung übek⸗ 
haupt; Bolizeipnbeit (Polizeige⸗ 
walt, Jus politiae), die der Staatsge⸗ 
walt auf dieſem Gebiet zuſtehende Macht⸗ 
voſlſkommenheit; Polizeiwiſſenſchaft, 
die wiſſenſchaftliche Lehre und Kenntnis 
von den Grundſätzen, nach welchen ſich 
jene Thätigkeit richten ſoll; Polizei⸗ 
recht, der Inbegriff der Normen des poſi⸗ 
tiven Rechts, welche hierfür die maßgeben⸗ 
den ſind. Während nämlich eine extreme 
ſtaatsrechtliche Theorie (Mancheſtertheo⸗ 
rie) den Zweck des Staats lediglich auf 
den Rechtsſchutz beſchränkt —5— will, 
ſtellt die entgegengejehte Anficht die Wohl: 
fahrt ber Stantsangebörigen und bes 
Stantöganaen als das Ziel ber gefamten 
ftaatliben Wirkſamkeit bin, und ein Blick 
auf unfer ftantliches Leben zeigt uns, daß 
in der That Ziel und Streben besfelben 
durch den Rechtsſchutz allein nicht erichöpft 
werden, daß Gefetgebung und Staats- 
praxis fich vielmehr der fogen. Wohlfahrt: 
theorie anfchließen. Freilich muß die letz⸗ 
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tere barin ihre notwendige Begrenzung 
finden, daß ber Staat nur infoweit, als 
bie Kräfte der Einzelnen fich als ungenü- 
gend erweiien, belfenb und förbernd ein- 
treten fol. Bon diefem Standpunft aus 
betrachtet, fällt der Polizeigewalt bes 
Staats allerdings nicht nur die Aufgabe 
zu, etwaigen Störungen ber Wohljahrt 
der Staatägenoffen vorzubeugen, aljo eine 
negative Thätigkeit zu entwideln; fie muß 
vielmehr auch In pofitiver und produftiver 
Weife für dad Wohl berjelben thätig fein. 
Nicht wenige Bubliziften faflen aber den 
ſchwankenden Begriff ber PB. enger. Sie 
beichränfen das Weſen berjelben Iebiglich 
auf jene negative Seite, und wie ber Ju⸗ 
fliz die Befeitigung eingetretener Rechts⸗ 
verlegungen als Aufgabe zugewieſen ift, 
fo wollen fie bie Thätigkeit ber B. auf bie 
Verhütung drohender Rechtöverlekungen 
(Sicherheitspolizei) beſchränkt wil- 
fen, weshalb 3.8. Mohl bie P. auch Prä- 
ventivjuftiz nennt. Diejenigen bagegen, 
yelie den Begriff P. in jenem weitern 

mfang nehmen, pflegen diefelbe regel: 
mäßig in Sicherheitspolizei und 
Wohlfahrtspolizei einzuteilen. Diefe 
Bezeichnungen find zwar um beöwillen 
sticht gut gewählt, weil ja nach dem eben 
Entwidelten jede P. Wohlfahrtspolizei iſt; 
doch kann man die Unterſcheidung immer: 
hin inſofern gelten laſſen, als damit jene 
negative und dieſe poſitive Seite der poli⸗ 
zeilichen Thätigkeit bezeichnet werden ſol⸗ 
len. Ebenſo iſt die Einteilung in prä⸗ 
ventive und repreſſive P. nicht er⸗ 
ſchöpfend, denn wenn man mit erſterer 
diejenige polizeiliche Thätigkeit, welche 
drohenden Schaden zu verhüten, mit letz⸗ 
terer aber diejenige, welche bereits erwach⸗ 
fenen zu befeitigen fucht, bezeichnet, fo er⸗ 
Ken die im flaatlihen Intereſſe ſchaf⸗ 

eude Polizeigewalt als nicht oder boch 
als nicht gehörig berüdfichtigt. Andre, 
wie z. B. Bluntſchli, wollen dieſe letztere 
Vegiertnge hätigtei nur teilweiſe dem 
Gebiet der P. zugeteilt wiſſen, indem ſie 
neben die P. eine ſogen. Pflege (Kultur⸗ 
und Wirtſchaftspflege) ſtellen. Beſondere 
Bedeutung iſt jedoch dieſem Streit über 
bie Begriffsbeſtimmung der P. kaum bei⸗ 
zulegen, da die Thätigkeit des Staats und 
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feiner Organe von ber Benennung berfel- 
ben nicht abhängt, wofern man nur, wie 
bies in unfern modernen Staaten recht- 
lich und thatfächlich der Fall ift, dern Zweck 
des Staats nit auf den Rechtoſchutz al- 
lein befchräntt. wei liegt in ber ertre 
men Auffaffung der Wohlfahrtätheorie bie 
Gefahr des Zuvielregierens, und jene war 
e8, welche ung in Deutfchland zur Zeit des 
Deutihen Bundes zu einem nachgerade 
unerträglien Bevormundungsiuftem, zu 
dem PBolizeiftaat, geführt bat. Diefe 
Gefahr, welche man freilich auch ander- 
wärt?, 3. B. ın Frankreich, nicht vermie- 
den bat, liegt auch deshalb nahe, weil Die 
Grenzen ber polizeilichen Thätigfeit durch 
bie Gefebgebung nicht fo genau gezogen 
find und gezogen werben fünnen, wie dies 
in Anfehung ber richterlichen Thätigfeit 
ber Fall ift. Denn die Polizeigewalt bat 
nit nur Rechtsfragen, fondern auch 
Zweckmäßigkeitsfragen zu löfen. Hier 
muß aber natürlih dem Ermellen ber 
Behörden ein weiterer Spielraum gelafien 
werben, und ebenbies kann leicht zur Will⸗ 
für führen. Wird zudem hierbei, wie dies 
früher vielfach gefchah, in engherziger und 
ängftlicher Weile verfahren, wird die indi⸗ 
vibuelle Freiheit allgemeinen Wohlfahrts⸗ 
rüdjichten geopfert, fo ift es erklärlich, 
wenn bie $, welche, wie Bluntſchli be⸗ 
merft, die populärfte der Staatsgeivalten 
fein ſollte, fo oft auf Abneigung ſtößt ober 
doch nur eben als notwendige Übel ge: 
buldet wird. Daher das Verlangen nad 
Verwirklichung bes Rechtsſtaats, welches 
freilich, wie oben ausgeführt wurde, zu 
weit gebt, wenn die gejantte wbätigfeit 
des Staats und feiner Organe ausfchliek- 
lich auf den Rechtöfchuß beichränft werden 
fol, aber infofern ein berechtigtes ift, als 
bas Recht die Bafis des Staats fein und 
das geſamte ftaatliche Leben in An⸗ 
geln des Rechts ſich bewegen ſoll. 

Was bie Thätigkeit der Polizeigewalt 
im einzelnen anbelangt, ſo heben wir hier 
zunächſt diejenige Thätigfeit hervor, welche 
dem innern Schutz des Staatsganzen, der 
Erhaltung der Staatseinheit und der 
Staatsordnung gewidmet iſt (Staats⸗ 
polizei, hohe, politiſche P.). Dahin 
gehören namentlich Vorkehrungen gegen 
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politifche Umtriebe, welche auf gewaltfame 
Umgeftaltung der Staatsverfaffung abzie- 
Ien, ferner die Kontrolle bes Vereins: und 
Berfammlungswefeng, die Aufrechterhals 
tung der öffentlichen Ordnung und ber 
öffentlichen Rechtsſicherheit. Diefe letztere 
Aufgabe zumal tritt zuweilen in Zeiten 
der Gefahr fo jehr in den VBorbergrund, 
daß die Kräfte ber gewöhnlichen Zivil- 
behörben zu ihrer Bewältigung nicht mehr 
als ausreichend erjcheinen, jo baß die bes 
waffnete Macht an ihre Stelle treten muß. 
Es iſt dies freilich auch dasjenige Gebiet 
ber polizeilichen Thätigfeit, deſſen Wich⸗ 
tigfeit bie Behörden leicht zu Ausfchrei: 
tungen ber oben beſprochenen Art ver: 
leiten fann. Dan denfe nur z. B. an bie 
fogen. Demagogenriecherei in ben reaktio⸗ 
nären Zeiten des vormaligen Deutſchen 
Bundes, an die jebt glüdlichermweife beſei⸗ 
tigte Bücherzenfur und an bie früher üb- 
lichen Präventivmaßregeln gegenüber ber 
Tagesprefle, an bie frühere engherzige 
Handhabung ber Auswanderungs⸗ und 
Sremdenpolizei unb an das ehemalige 
Syſtem des Paßzwangs, welchem erſt in 
neuerer Zeit eine liberale Gefebgebung 
auch in Deutjchland ein Ende gemacht 
hat. Diefer Staatspolizei ſteht aber die 
ſogen. Individualpolizei gegenüber, 
welche ſich mit der Wohlfahrt der einzel⸗ 
nen Staatöbürger beihäftigt und zwar 
zunächſt mit deren perfönlichem Wohler⸗ 
gehen in fittlicher wie in phyfifcher Be⸗ 
ziehung. Zu ber polizeilihen Thätigkeit 
der erftern Art (Kulturpolizei) genört 
insbefondere die Sittlichleitspolizei, 
welche fich bemüht, die für Sittlichleit und 
öffentliden Anſtand — Einflüſſe 
einzubämmen und fern zu halten, z. B. 
burd bie Überwachung öffentlicher Schau- 
ftellungen und Aufführungen, öffentlicher 
Bergnügungen, ulgüge und Feitlichfeiten 
(Theater und Geſellſchaftspolizei), durch 
Die Kontrolle a ee —— 
ten u. dgl. Auch die Beaufſichtigung öf⸗ 
fentlicher Leihbibliotheken gehört hierher, 
dann das Verbot gewiſſer Hafardfpiele, 
die Handhabung der Sonntags= und der 
Schulpolizei (Schulzwang), der Polizei⸗ 
ftunde fowie der Geſinde⸗-, Fabrik: und 
Gewerbepolizei. Namentlich das letztere 
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Gebiet iſt ein ſehr reichhaltiges; man 
denke nur z. B. an die Beaufſichtigung 
der Zeitungspreſſe (Preßpolizei), die 
jetzt vom Standpunkt der Preßfreiheit 
aus erfolgt, die Konzeſſionierung gewiſſer 
Gewerbe, 3. B. bie polizeiliche Erlaubnis 
zum Betrieb der Gaft= und Schenkwirt⸗ 
ſchaft und zum Kleinhandel mit Brannt- 
wein ober Spiritus, zum gewerbsmäßigen 
Berlauf von Drudichriften oder andern 
Schriften und von Bildwerken an öffent: 
lichen Orten, dann das Verbot und bie 
Einfhränfung der Kinderarbeit in den 
Tabriten ꝛc. Aber auch für das phyfifche 
Wohl ber Staatsbürger iſt gerade diefer 

weig ber P. thätig. Außerdem ift in 
esterer Kategorie bie Gefunbheitspo: 
lizei (ſ. d.), ſodann die eigentliche Nah⸗ 
rungspolizei hervorzuheben. Die letz⸗ 
tere hat namentlich in Zeiten der Teu⸗ 
rung (⸗Teurungopolizeis) geeignete Vor: 
fehrungen für den Transport und Ber: 
fauf von Lebensmitteln zu treffen, wohin 
auch die Marftpolizei und bie Maß: 
und Gewichtspolizei gehören. Dazu 
kommt dad weite Feldder Armenpolizei 
mit den Vorkehrungen gegen das Bettel- 
wefen und gegen die Landſtreicherei, mit 
ber — — der öffentlichen Ent⸗ 
bindungsanſtalten, der Findelhäuſer u.dgl. 
Namenilich iſt bier auch der durch das 
deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch (F 362) be 
gründeten Befugnis der Landespolizeibe⸗ 
hörde zu gedenken, die ihr vom Gericht 
überwiefenen Verurteilten wegen Land⸗ 
ſtreicherei, Bettelns, gewerbsmaͤßiger Un⸗ 
ucht u. dgl. auf die Zeit bis zu zwei 
—8 in ein Arbeitshaus zu bringen 
oder zu gemeinnützigen Arbeiten zu ver⸗ 
wenben. Für den Schuß der Perſon forgt 
endiich auch Die eigentliche Sicherheits: 
polizei, namentlich durch den öffentlichen 
Wachtdienft, durch Überwachung verbäd)- 
tiger Individuen und Lofalitäten, durch 
das Inftitut der Polizeiaufficht, kurz, 
durch alle Maßregeln, welche die Ver: 
hütung verbrecheriicher Handlungen be- 
Duden; aber auch diejenige polizeiliche 

hätigteit, welche der Entdedung verübter 
Verbrechen (Entdedungspolizei,ge- 
richt liche P.) gewidmet ift, gehört hier: 
her. Wie für den Schuß ber Perfon, tritt 
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bie Sicherpeitöpoligei ferner auch für ben 
bed Eigentums und des Vermögens über- 
haupt in Wirkſamkeit, unb damit ift denn 
auch ber Übergang zu ber dritten Thätig- 
Teitsiphäre ber Individualpolizei, nämlich 
zu der Fürſorge für das Vermögen ber 
Staatöbürger, gegeben. Wir heben bier 
insbejondere bie Fürſorge für bie Her: 
ftellung, Erhaltung und Überwachung ber 
Öffentlichen Verkehrsanſtalten, ber Land⸗ 
und Wafferftraßen(Wege-u. Straßen, 
Wafferpolizei), die Safen- und Schiff: 
fahrtSpolizei hervor. Ferner ift bier der 
Teuer: u.der Baupolizei zu gebenten, 
dann ber Vorkehrungen gegen bie Berbrei: 
tung von Viehſeuchen (VBeterinärpoli- 
zei), ver Berg, Feld-, Forſt-, Jagd⸗ 
und Fiſchereipolizei und ber land— 
wirtſchaftlichen P. überhaupt. Wir 
betreten damit zugleich das Gebiet der 
Volkswirtſchaftspolizei, welches in 
neuerer Zeit in den Vordergrund des ſtaat⸗ 
lichen Lebens getreten, und aus welchem be⸗ 
ſonders die ſtaatliche Fürſorge für Handel 
und Gewerbe, für Verkehrs- Kredit⸗ und 
Zolfwefen, für Maß: und Gewichts- und 
für da8 Münzweſen hervorzuheben ift. 
Mit Rüdficht auf die mit der Ausübung 
der P. betrauten Behörden pflegt man fer: 
ner zwiſchen Landes⸗(Staats-) P. und 
Kommunal-(Gemeinde-, Lofal-) P. 
zu unterſcheiden, indem der Ausdruck P. 
alsdann nicht ſelten auch zur Bezeichnung 
des mit polizeilichen Funktionen beauf⸗ 
tragten Beamtenkörpers gebraucht wird. 
In den meiſten Staaten iſt nämlich die 
Ausübung ber niedern P. den Gemeinde: 
behörden übertragen, welchen dann bag 
nötige Vollzugsperſonal beigegeben ift 
(Bolizeiagenten, «nfpeftoren, -Kommij- 
fare, - Offizianten, «Diener, Gendarmetie, 
Schutzleute; in Tranfreih: agents de 
police, sergents de ville, gardiens de 
la paix, gardes de ville; in England 
police-men, welche aber hier im Gegen: 
fat zu ber deutſchen Schutzmannſchaft ge: 
wiſſermaßen als Diener des Publikums 
erſcheinen, in deſſen Intereſſe fie die öf⸗ 
fentliche Ordnung und Sicherheit in hu⸗ 
manſter Weiſe zu wahren haben). Nach 
der neuen preußiſchen Kreisordnung ins⸗ 
beſondere ſind die ſämtlichen Kreiſe zum 


Polizei (Ausübung ber Polizeigewalt). 


Zweck ber Polizeiverwaltung in Amtsbe⸗ 
zirke eingeteilt, an beren Spite ein Amts⸗ 
vorfteher fteht, weldher unter ber Aufficht 
bes Landrats die PB. ausübt und ſich fet- 
nerjeitö wieder der Gemeinde- und Guts- 
vorftände als Gehilfen bedient. Die Städte 
find von biefer Einteilung in Amtsbezirke 
ausgenommen. Hier üben bie ftädtifchen 
Behörden (Magiſtrate, Stadträte, Bür- 
—— die P. aus. Aber trotz 
dieſer Übertragung der niedern PB. auf die 
Gemeindebebörten geht die Poltzeinemwalt 
doch ſtets vom Staat aus, fo daß jene 
eben infoweit als fiaatlihe Organe fun- 
gieren. Died erhellt namentlich auch dar: 
aus, daß fich Die Staatsregierung für bie 
Städte, namentlih für die Nefidenzen 
und die größern Städte, das Recht vor: 
bebält, die PB. unmittelbar durch Staats- 
behörden (Polizeipräſidium, Polizeidiref- 
tion) auszuüben. Auch ift die gutsherr⸗ 
liche P. in Preußen durch die Kreisordnung 
von 13. Dez. 1872 aufgehoben. Mit be: 
fonderer Borficht Hat ſich dabei Die Polizei- 
verwaltung ber, wenigſtens in großen 
Städten, nicht ganz entbehrlihen gehei- 
men P. zu bedienen, die in dem frübern 
Polizeiftaat keilig zu einem wahren Spio- 
nierhhfiem ausgebildet und gemißbraucht 
worden ift. . 
Selbftverftändlich Fünnen aber die Po— 
lizeibehörden die durch ihre gefeßlichen 
Befugniffe nerechtfertigten Anoronun- 
en mittelft Anwendung der gejeblichen 
Srvangamittel durchführen. Um jedoch 
Willkuͤrlichkeiten vorzubeugen, iſt auch 
in Polizeiſachen für einen gehörigen Be— 
ſchwerde⸗ und Inſtanzenzug geſorgt; z. B. 
in Preußen kann gegen Verfügungen des 
Amtsvorſtehers an den Kreisausſchuß, 
gegen die Verfügungen des letztern und 
diejenigen des Landrats an das Bermal: 
tungsgericht Berufung ſtattfinden. Die 
Oberaufſicht über das geſamte Polizei— 
weſen ſteht dem Miniſterium des Innern 
zu; früher fungierten in manchen Staa⸗ 
ten beſondere Polizeiminiſter. In vielen 
Staaten iſt aber den Polizeibehörden auch 
eine eigentliche Strafgewalt übertragen, 
indem ſie bei iogen. Bolizeivergehen 
(richtiger »Polizeiübertretungen«), d. 6. 
beim Zuwiderhandeln gegen polizeiliche 








SPolizeraufficht, 


Strafoorfäriften, bie Jurisdiktion an 
ee —— Herne iben. Bie For 
safprogeßorbnung vom 1. Syebr. 
Ye ($$ 453—458) ftatuiert eine folde 
aber nur für eigentliche Übertretung 
und gefteht ber Polizeibehörbe nur das 
Recht zu, auf Haft 6iß zu 14 Tagen ober 
enttersende Sebfcafe fnie af ine 
etwa verwirfte Einziehung zu erfennen. 
Adgefehen von ber nad) ber Landesgeſ 
ebung etwa auläffigen Beſchwerde an bie 
jöhere Boligeibehän fett aber bem Ber 
ſchuldigien unter allen Umftänden das 
Recht zu, ‚gen bie Strafberfügung bin- 
ner einer Woche nach der Bekanntmachung 
bei ber Bolizeibehörbe, welche biefe Berfüs 
gung erlafien Hat, ober bei bem zuftändigen 
misgericht auf gerichtliche Entſcheidung 


anzutrag 

Adas bie ga arigefebgebun ans 
belangt, fo hat erft die neuere Zeit um⸗ 
faffendere PVofizeigefege aufzuwelſen, bie 
auch zugleich der perfönlichen Sreielt ber 
Individuen gehörige Rechnung wagen, 
wie dae preußiidie Gefe vom 11. Därz 
1850 über bie, sp" leipermalku Geſetz⸗ 
fammlung 1850, ©. 65ff.). de fogen. 
Botigiorbmungen des vormaligen Deut: 
ſchen Reihe, die Reichöpolizeiordnungen 
von 1548 und 1577, behandelten ben Ger 
genſtand weder erfchöpfend, noch bejchränt: 
ten fie ich Iebiglid) auf Voligeiredit. Aller 
Dinge Täßt fihDas weite Gebietber P. faum 
in einem einzigen Gefep gehörig mormies 
en; vielmehr haben die einzelnen Staaten 
eine ganze Reihe von Eii — auf⸗ 
zunveien, welche, durch das itfnis nach 
und nad) hervorgerufen, zuſammen einen 
umfangreichen Koder bilden würden. Bei 
er außerorbentlichen Verſchiedenheit ber 
Tofafen und zeitlichen Bebürfniffe gerabe 
auf bem Gebiet ber  pofleitihen Verwal⸗ 
tung erſcheint es auch als gerecht⸗ 
fertigt, wenn bie eigentlichen Geſehe nur 
bie leitenden eingipien feitftellen und die 
Ausführung bee im einzelnen ben 
Berorbnungen überlaffen wird, zu deren 
Crlaß nicht nur bie Hößern ſtaamchen 
Verwaltungsbehörben, fonbern auch bie 
Drgane ber ſtadtiſchen Verwaltung befugt 
find: Derartige Verorbnungen, 3. ©. 
Straßenpolizeiorbnungen üner 

Gtaatsleziton. 
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»Willfürene genannt) finden ſich faft in 
allen größern und Hleinern Städten, je 
nad) dem Bebürfniß verfdieben, wenn 
auch in ben Grundzügen übereinftimmenb 
unb jebenfalls innerhalb ber burd) das 
Geleh gezogenen Schranfen fich bewegend. 
Die preußifche Kreisorbnung ermädtigt 
aber auch den anbrat, mit Suftimmung 
des Kreisausfchufies für mehrere Amts- 
hezirle ober für dem ganzen Umfang des 
Kreifes gültige Volizetvorihriften zu er⸗ 
laſſen und gegen bie Nichtbefolgung ber: 
[ m Setöhrufen bis zu 30 Mt. anzu⸗ 
rohen. Auch Fönnen auf ben Kreistagen 
allnemeine fatırtarifche Anordnungen po 
Tigeilihen Inhalts getroffen werben. End⸗ 
lich ift hier noch des Abjchnitts 29 des 
beutichen Strafgefegbuchs 360ff.) zu 
iedenfen, welcher vom bei Übertretungen 
ken und eine Reihe von Strafvor- 
Kitten gegen die Verlegung poligeilicher 
jorfchriften en! DIL Mopl, Polie 
eiwiſſenſchaft Aufl. 1866, 3 Bbe.); 
tein, Verwaltungslehre, 4. Teil: Das 
Koligeirecht (1867); Körflemann, Brin- 
ipien bes preußiſchen Poligeirechts( 1869); 
rucha, Die öfterreiciice Kolizeipra- 
zi8 (1877); Vluntfehli, Allgemeines 
Staatsrecht (5. Aufl. 1876); Grotefend, 
Algemeines Rolizeilerifon (1877); Mia- 
ger, Handbuch der Polizeiverwaltung 
für bie ſechs Öftlichen Provinzen Preußens 
(2.Aufl.1875); Rab, Die Poligeivergehen 
des beuffchen Strafgefeßbuchs (1881). 
Polizeiauffiht, Nebenftrafe, bie 
neben einer jsreibeitsftrafe erfannt wird 
und in einer Beſchränkung im Gebrauch 
der perfönlichen ireigeit nad) Verbfung, 
jener Strafe befteht. Die P., welche aus 
bem frangöfifchen in das deutjcheund enge 
liſche Dec Arerae angen ift, kann na 
dem beutfchen Rei ana en nur in 

















den geſehlich beftimmten len ausge⸗ 
ſprochen werben, namentlich gegen bie 
Rüdelsführer bei einem Landfriebe nsbruch 
‚ober bei einer Öffentlichen Zuſammenrot⸗ 
tung zum Zwed bes Widerſiands gegen 
bie Stantsgewalt ſowie bei ber Meuterei 
von Öcfangenen, welde mit Gewaltthätige 
keiten gegen das Aufficht8- und Beamten: 
perfonal verbunden ift, Ferner kann auf 
P. neben ber wegen Diei Nude, Raubes 
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oder&rpreffung erfannten > chthausſtrafe 
ſowie gegen die wegen Hehlerei, Kuppelei, 
Münzverbrechen, unberechtigten Jagens 
und wegen eines gemeingefährlichen Ber: 
brechens, wie Brandfliftung xc., Berurteil- 
tenerfanntwerden. In allen biefen Fällen 
kann das Gericht aber nur auf die Juläf- 
figfeit von P. erfennen; die P. felbft wirb 
gegen ben Berurteilten durch bie Landes⸗ 
polizeibehörde verfügt und zwar nad) An⸗ 
börung der Gefängnisverwaltung. Die 
höchſte Zeitdauer ber B. iſt Jahre. Dem 
unter B. Geftellten kann ber Aufenthalt 
an einzelnen beitimmten Orten unter: 
fagt, er kann, wenn er Ausländer ift, aus 
bem Deutichen Reich verwiefen, unb es 
fönnen bei ihm jeberzeit Hausfuchungen 
vorgenommen werben. Ein Zuwiderhan⸗ 


bein negen bie infolge ber P. auferleaten | w 


Beichränfungen wird mit Haft bis zu ſechs 
Wochen beftraft. In yrantreic it allen 
unter PB. Stehenden der Aufenthalt in 
Parisundinnerhalbber Barınmeile unter: 
fagt ; ein Bruch der P. (rupture de ban) 
wird mit Gefängnis bis zu 5 Jahren be: 
ftraft; auch kann nach einem Dekret vom 
8. Dez. 1851 in einem ſolchen all jr 
bie Polizeibehörde Transportation na 
Algier oder nad) Cayenne verfügt werben. 
Vgl. Code penal, Art. 44 ff.; Deutfches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, GG 38, 39, 361. 
Belizeifiaat, im Gegenſatz zum Rechts- 
ftaat basjeriige Staatsweſen, in dem ein 
Abermaß ftantlicher Fürſorge zu einer Be 
ſchränkung der bürgerlichen Freiheit führt. 
Polizeiſtrafe, Strafe. 
Belizeiftunde, der durchpolizeiliche Ver⸗ 
ordnung beſtimmte Zeitpunkt, bis zu wel⸗ 
chem regelmäßig die öffentlichen Schank⸗ 
und Vergnügungslokale des Abends von 
den Gäſten geräumt werden müſſen; heut⸗ 
utage vielfach abgeſchafft und, wo ſie noch 
eſteht, gewöhnlich nicht eben ſtreng gehand⸗ 
habt. Das Reichsſtrafgeſetzbuch (F 365) 
bedroht — denjenigen, welcher in einem 
ſolchen Lokal über die gebotene P. hinaus 
verweilt, obgleich er von dem Wirte, deſſen 
Vertreter oder von einem Polizeibeamten 
zum Fortgehen aufgefordert worden, mit 
Geldſtrafe bis zu 1 k., und ber Wirt, 
welcher das Verweilen feiner Gäfte über 
die gebotene P. hinaus buldete, ſoll mit 
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Geldſtrafe bis zu 60 ME. oder mit Haft 
bis zu 14 Tagen beftraft werben. 
olizeivergehen, ſ. Bolizei. 

Delizeiveroräunng, |. Verordnung. 

Poll-tax (engl., fpr. pohl-täg, »ꝰKopf⸗ 
fleuer«), jebt Bezeihnung bes zum Behuf 
ber Parlamentswahlen zufammengeftell: 
ten Wahlregifterd und bes Wahlakts ſelbſt. 

Polyarıhie (grich., »Bielderrichafte), 
Staatsform, bei welcher die Regierung®- 
gewalt in den Hänben vieler Berfonen iſt. 

Bolygamie (grich.), Viclweiberei, in 
Afrika und Afien üblich und namentlid) 
vom Islam geftattet. 

Deolytiheismns (griedh.), Vielnötterei, 
Slaube an mehrere Götter, urfprüng- 
ih Vergötterung ber Naturfräfte, welche 
dann zu geiftigsfitiliden Mächten erhoben 


erden. 
Pontifex (Iat.), Priefterz; ber rõmiſche 
Titel P. maximus (oberfter Priefter) ift 
auf ben PBapft übertragen worden und 
wirb von diefem geführt; daher Bonti- 
fifat, Bapftwürde, Papſttum. Ponti- 
fifalien, die biſchöfliche Amtstracht, 
überhaupt Amtstracht (in ee 
Bortefeuille (franz., ipr. portfoln]j), 
Brieftafche; in Ländern mit Tonftitutio- 
neller Berfaflung ſ. v. w. Minifterpoften, 
weil die Minifter mit dergleichen Behält⸗ 
niffen vor dem Souverän fowie in ben 
Kammern zu erfcheinen pflegen, Dort ihre 
dem Monarchen, bier ihre der Volksver⸗ 
tretung zu machenden Vorlagen darin mit 
fi) tragend. Dan gebraudt daher von 
einem Miniſter die Wendung fein P. ab: 
geben, nieberlegen« als gleichbedeutend mit 
»von ben Minifterpoften zurüdtreten«. 
Borto (ital., Mehrzahl Borti), Trag⸗ 
lohn; insbefondere Poftgeld für Beförbe: 
rung von Briefen und Tafeten, 
Portugal, Königreich, der ſüdweſtliche 
Teilber Pyrendifchen Halbinfel. Das Feſt⸗ 
land ift 89,625 qkm groß, wozu bie Azo- 
ren mit 2388 und bie Infel Madeira mit 
815 qkm lommen. Die Gejamtbevölfe- 
rung des Königreichs beträgt, abgefehen 
von den Kolonien, (1878) 4,745,124 Köpfe. 
Hauptftadt:Liffabon mit 265,032 Einw. 
Die Staatsverfaſſung ift bie einer 
fonftitutionelen Monardie. Die Würde 
des Königs (»von P. und Algarbien, dies⸗ 


J 


Portugal. " 419 


feit und jenfeit des Meers in Afrika«) 
ift nach ber »Carta constitucionale bes 
Kaifers Dom Pebro IV. vom 29. April 
1826 und nad) bem »Acto addicional« 
der Königin Maria IL. vom 5. Juli 1852 
erblich in männlicher wie in weiblicher Li⸗ 
nie. Nach bem Tobe der gedachten Königin 
(au dem Haus Braganza, 1853) ift der 
Sohn ber letztern und bed Prinzen Ferdi⸗ 
nand von Sachen -Koburg -Rohary und 
damit ber Mannsflamm dieſes Haufes 
auf ben Thron gelangt. Die gefebgebende 
Gewalt üben die Eortes aus, doch bat 
bie Krone das Beftätigungsrecht. Diefe 
Volksvertretung febt fih zufammen aus 
ber Pairsfammer (Camera oder Corte 
dos pares) und ber Deputiertenfammer 
(©. dos depütades). Die Mitglieder der 
legtern (149) werden vom Bolt in direk⸗ 
ter Wahl auf vier Jahre gewählt. Die 
Mitgliedfchaft der Eriten Kammer, melde 
etwa 100 Mitglieder zählt, erſtreckt fich 
auf die Lebenszeit und tft erblich; der Kö⸗ 
nig ernennt neue Mitglieder. Die Vers 
fafjung nimmt ferner eine »leitende Ge⸗ 
walte an, die ausfchließlih dem König 
zuftebt, welcher unverantwortlich und un⸗ 
verleglich if. Die Erefutivgewalt übt der 
König durch verantwortliche Minifter (der 
Finanzen, bed Innern, der Juſtiz und 
des Kultus, des Kriegs, ber Marine und 
ber Kolonien, bes Außern, ber öffentlichen 
Arbeiten, des Handels und ber anbufkvie) 
aus. Die Minifter bilden den Miniſter⸗ 
rat, an deflen Spike der Präſident des 
Konfeils fteht. In wichtigen Angelegen- 
heiten ift ber Staatsrat (Conselho do 
estado) zu bören, welcher aus befoldeten 
und unbefolbeten, vom König ernannten 


Mitgliedern beftebt. Das Königreich iſt 


in fieben Provinzen (Minho, Traz 08 Mon⸗ 
te3, Beira, Eſtremadura, Alemtejo und 
Algarve, wozu noch die Azoren und Ma⸗ 
beira fommen) eingeteilt. Die Provinzen 

erfallen in 17 Diftrikte, an deren Spitze 

iwwilgouverneure ftehen. Zum Zweck ber 
Rechtspflege ift das Feilland in zwei 
Gerichtöbezirte eingeteilt, welche in Ge 
richtäfreife, Gerichtsaäͤmter und Parochial⸗ 
gerichte zerfallen. An der Spige eines je- 
den Bezirks fteht der Appellhof, und zwar 
beftehen Appellationsgerichtshöfe (rela- 


cdes) zu Liffabon und Porto. An ber 
Spiße ber Jurisdiftion ber gefamten Mon- 
archie fteht der oberfte Gerichtshof (Tri- 
bunal supremo da Justice) zu Lilfabon. 
Die herrihende Kirche ift die Fatholifche 
mit den Erzbifchöfen zu Liffabon, Braga 
und Evora und 16 Bifchöfen. In den 
Kolonien refidiert ein Erzbifchof zu Goa. 
Andre Religionen find zugelafien. Heer⸗ 
wefen. Es ift allgemeine Wehrpflicht ein- 
geführt. Das jährlich zu ftellende Kontin⸗ 
gent wird burch die Cortes feftgeftellt und 
eträgt burchichnittfih 10,000 Dann. 
Bon der zur Aushebung gelangenden Al⸗ 
tersklaſſe loſt die das Doppelte des Kon⸗ 
tingents betragende Zahl von Mannſchaf⸗ 
ten, von denen die eine Hälfte in die 
Armee eingeſtellt, während die andre der 
zweiten Reſerve überwieſen wird. Die 
Eingeſtellten dienen drei Jahre bei den 
Fahnen und fünf Jahre in der erſten Re⸗ 
jerve. Die Effeftivftärfe ber Armee be⸗ 
trug 15. Juli 1880 im ganzen 2273 
Offiziere und 30,361 Mann, wozu noch 
447 Dffiziere und 7526 Mann in ben 
Kolonien Tamen. Die Kriegsflotte 
beitand 1880 aus 27 Dampfern mit 139 
und 14 Segeliciffen mit 39 Kanonen. 
Die aktive Flottenmannichaft zählte 3307 
Mann. Finanzen. Die Staatseinnah- 
men waren pro 1880— 81 auf 28,989, 340 
Milreis (dA ME. 45 Pf.) veranfchlagt, 
die Tusgaben auf 33,199,046 Milreis. 
Zur Dedung bed Defizite war die Konz 
trabierung einer Anleihe in Ausficht ge 
nommen. Die Staat3ichuld belief ſich 30. 
Juni 1879 auf 387,659,575 Milreig, exkl. 
einer zu fonvertierenden Schuld im Be⸗ 
trag von 1,927,399 Milreis. Die Flagge 
der Monarchie ift blau und weiß, ber 
Quere nach geteilt. Das Wappen befteht 
aus einem großen filbernen Schild, auf 
welhem fünf Fleine blaue Schildchen in 
Torm eines Kreuzes angebradjt find. Der 
MWappenfchild ift von einem roten Rand 
mit fieben gelbnen Keaftellen (für Algarve 
oder Algarbien, bie ſüdlichſte Provinz der 
Monarchie) umgeben. Über dem Wappen 
befindet ſich ber gefrönte königliche Helm 
und auf diefem ein goldner Drache. Um 
den Schild hängt die Kette bes Chriſtus⸗ 
ordend. Als Schildhalter dienen zwei 
27? 
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Drachen, von benen ber rechte eine filberne 
Fahne mit dem portugiefifchen, ber linke 
eine rote mit bem Wappen von Algars 
bien Hält. Kolonien. In Afrika: bie 
Kapverbifchen Inſeln, Guinea, bie In⸗ 
fein Sao Thome und Principe, Angola 
und Moſambik; in Afien und Ozeanien: 
die Provinz Goa in Indien, Damao, bie 
Inſeln Diu und Gogola, Macao und Ti- 
mor. Die Kolonien find Gouverneuren 
unterfiellt. Bol. Pery, Geographia e 
estadistica geral de P. (1875); De la 
Saigne, Le P. historique, commer- 
cial et industrial (1876); Rouffey- 
rour, Le P. (1880). 

Poſt (v.ital.poste, Statione) öffent- 
liche Anftalt zur regelmäßigen Beförderun 
von Sendungen (Briefen, Bafeten, Druck⸗ 
fahen) und (wenigftens in Deutichland, 
der Schweiz, Rußland und ben norbifchen 
Ländern) auch von Perfonen. Die Beför: 
berungsanftalten bes Altertums bienten 
ausſchließlich Regierungszwecken. Erſt 
1516 gründete Franz von Taxis, [päter 
niederländifcher Generalpoftnieifter, auf 
Keranlaflung des Kaiſers Maximilian I. 
die erſte PB. für das Publikum überhaupt 

wilchen Wien und Brüffel. 1595 wurde 
teonharb von Taxis zum Generalpofi: 
meifter des Deutjchen Reichs ernannt und 
1615 Lamoral von Taris zum Grafen er⸗ 
hoben, unter erblicher Verleihung jener 
Würde an bas Haus Taris. Erit nad 
Gründung des Norbdeutichen Bundes ge⸗ 
lang es ber preußifchen Regierung, 1. Juli 
1867 bie letten Reſte jenes Vorrechts zu 
bejeitigen. Die größern deutfchen Staa⸗ 
ten, Oſterreich voran, hatten nämlich zwar 
im Lauf ber Zeit eigne Landespoften er⸗ 
richtet; aber die deutjche Bundesafte von 
1815 garantierte bem Haus Thurn und 
Taris feine Gerechtſame, jo daß deren Be⸗ 
feitigung nur im Weg ber Ablöfung mög: 
lih war. Zwar wurden ſchon durch die 
deutjch = öfterreichiichen Poftverträge vom 
6. April 1850 und 18. Aug. 1860 bie in 
Deutichland beftehenden 16 Poſtverwal⸗ 
tungen zu einem gemeinfanien Poſtgebiet 
bereinigt, zu welchem auch die Tarizfche 
Verwaltung mit ihrer Generaldireftion in 
Frankfurt a. M. gehörte; allein eine ein- 
beitliche Organifation und Reform warb 
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doch erſt durch den mit dem Haus Thurn 
und Taxis abgeſchloſſenen Ablöfungsver: 
trag herbeigefuͤhrt und durch bie Unter: 
ſtellung der norddeutſchen P. als einer 
einheitlichen Verkehrsanſtalt unter das 
damalige Bundeskanzleramt, deſſen erſte 
Abteilung das Generalpoſtamt des Nord⸗ 
deutſchen Bundes bildete. Nach der deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung vom 16. April 
1871 (Art. 48—52) iſt das Poſtweſen für 
das Reichsgebiet als einheitliche Staats 
verfehrsanftalt unter Oberleitung bed 
Kaiſers, jedoch mit Ausnahme ber bier 
jelbjtändig gebliebenen Königreiche Bayern 
und Württemberg, eingerichtet, und bie 
Einnahmen diejes Poſtweſens (Reichs⸗ 
poft) find, ebenjo wie die des Telegraphen- 
weiend, für das Reich gemeinſchaftlich. 
Seit 1. Jan. 1876 ift die deutſche Reiche 
poftverwaltung mit ber Reichatelegraphen- 
verwaltung vereinigt, und beibe wurben 
zunächſt ben Generalpoftmeifter in Berlin 
unterſtellt. Jetzt ift in dem Reihspoft: 
amt eine bejondere Zentralbehörde für 
das Reichspoſtweſen gejchaffen, welche un: 
ter dem Staatsfelretär bes Reichs— 
poftamts fteht und unter ber Verant⸗ 
wortlichfeit des Reichskanzlers in brei Ab: 
teilungenbas Poſtweſen, das Telegrapben: 
wefen und die Reich&bruderei verwaltet. 
In den einzelnen Bezirfen wirb das Poſt⸗ 
und Telegraphenmwejen durch die Ober: 
poftdireftionen verwaltet (f. Neichs: 
behörden). Die Ortspoftanftalten zer⸗ 
fallen in Boftämter 1.—3. Klaſſe und in 
Poftagenturen. Nur wo ber Gefchäftt: 
umfang e8 bedingt, beflehen für ben Tele 
graphenbienft felbftändige Telegraphen: 

mter 1. Klaffe. Die Reihageiche über 
das Poftwefen vom 28. Dft. 1871, über 
das Poſttaxweſen vom 28. Oft. 1871, 
17. Mai 1873 und 3. Nov. 1874 und bie 
Poſtordnung vom 18. Dez. 1874, an deren 
Stelle die Poſtordnung vom 8. März 1879 
getreten ift, haben das Poſtweſen für das 
ganze Reich einheitlich normiert und zahl: 
reiche Verträge mit auswärtigen Staaten 
den Poſtverkehr mit diefen geregelt. Auf An- 
regung bed nunmehrigen Staatsfekretärs 
Stephan traten aber Vertreter ſamtlicher 
europäifcher Staaten und ber Vereinigten 
StaatenvonNorbamerifa auf einem Kon⸗ 
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greß in Bern 1874 zur Gründung eines 
Weltpoſtvereins zuſammen, ber, unter 
bem Ramen Allgemeiner Bojtverein 
durch Vertrag vom 9. Oft. 1874 konſti⸗ 
tuiert, ganz Europa, das ruffiihe und 
türfifche Aſien, Agypten, die Nordfüfte 
von Afrika und bie Vereinigten Staaten 
von Nordamerika als ein einziges unge- 
teiltes Poſtgebiet umfaßt, zu welchem noch 


Dflindien, alle britiſchen, franzöfifchen, 


niederländifchen, portugieſiſchen, ſpani⸗ 
ſchen Kolonien und andre Staaten, wie 
Braſilien, Japan, Marokko, Chile, die 
Argentiniſche Republik, Mexiko, Peru, 
Venezuela, Perſien, hinzugekommen ſind. 
Poſtzwang beſteht in Veutſchland nur 
für die gegen an erfolgende Be 
förderung von_ verfiegelten, zugenähten 
ober fonit verichlofienen Briefen und aller 
Zeitungen politifhen Inhalts, die öfter 
als einmal wöchentlich erjcheinen, von 
Drten mit einer Poſtanſtalt nach andern 
Orten mit einer folden. V "Sterban, 
Geſchichte der preußiſchen Bolten (1859); 
8 artmann, Entwicelungsgeſchichte der 

often (1868); Archiv für PB. un 
Telegrapbie«; » Poſtſtammbuch« (3. Aufl. 
18 ii her, B. und Telegrapbie im 
Weltverkehr (1879). 

Poſtlagerud (franz. poste restante, 
ſpr. poft reſtangt, ital. ferma in poste), 
Bezeihnungfür PBoftfendungen, welche im 
Poitbürenu biz zur Abholung durch den 
Adreſſaten niedergelegt werden follen. 

Postliminium (lat.), der Wieberein- 
tritt eines aus dem Exil oder der Gefan- 
genſchaft Zurüdfehrenden in fein Beſitz⸗ 
tum und Recht; auch die Wieberheritellung 
ber frühern Rechtsverhältniſſe in einem 
Land nach deſſen Befreiung von feindlicher 
Gewalt. 

Pourparler (franz, ſpr. purparleh), 
Unterredung, Unterhaltung, namentlich 
Bezeichnung für Zwiegefpräche politifchen 
Inhalts, welche eigentlichen Unterhand⸗ 
bandlungen vorausgehen und biejelben 
einleiten und vorbereiten follen. 

Bräfelt (Tat.), Vorgeſetzter, Befehls⸗ 
haber; in Frankreich (prefet) undin Stalien 
(prefetto) der Verwaltungschef des Depar⸗ 
tements, reſp. der Provinz. Dem Präfel: 
ten ſteht in Sranfreih ein Präfektur⸗ 
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tat (Conseil de pr&feeture) zur Seite. 
Das Departement zerfällt in 3—7 Arron- 
diffements, an beren Spiße je ein Unter: 
peäfel t (souspröfet) ftebt. In Elſaß⸗ 

othringen ift an die Stelle Des Amtstitels 
P. die Bezeichnung »Bezirkspräſident« ge: 
treten, während der Titel »Unterpräfelt« 
bem Amtstitel »Bezirtädireftor« gewichen 
it. Präfektur, das Amt, Amtslofal, 
ber Amtsbezirk bes Präfelten. 

Pragmãtit (arieg.), Ordnung beö Ge: 
ſchäftsbetriebs, insbeſondere Dienft- 
pragmatik, Verordnung, welche die 
Regeln für Betreibung ber Staatsgeſchäfte 
enthält Prag matiſch, geſchäftsgewandt, 
erfahren. 

Pragmãtiſche Sauktion, Staatsver⸗ 
trag cder vom Landesherrn erlaſſenes 
Grundgeſetz über eine wichtige Angelegen: 
heit, das für immer in af bleiben ſoll. 
Die B. ©. Kaifer Karls VI. 1723 follte 
die Unteilbarkeit der öfterreichtfchen Lande 
durch Erbfolge der weiblichen Nachkom⸗ 
men des regierenden Kaiſers in Ermanges 
lung ahunlı da fihern. 

Präjudiz (at.), vorgefaßte Meinung, 
Borurteil; in der Rechtsiprache ein! frühe⸗ 
res Urteil, das für ein ſpaͤteres maßgebend 
iſt; auch der Rechtsnachteil, welcher auß 
ber Nichtbefolgung einer ek Ber: 
fügung oder —— einer Friſt er⸗ 
wählt. Einem präjudizieren, ein 
beeinträchtigendes P. gegen ihn abgeben. 

Praltik (griech.), P v. w. Thätigfeit ; 
Praktiker, ein fein Fach ausübender 
Mann von Erfahrung; praftifch, ben 
Zweden bes thätigen Rebens gewidmet, 
dazu brauchbar, gefchidt, im Gegenſatz 
zum bloß Theoretifhen; praktizieren, 
etwas ausübend betreiben, 3. B. als Arzt, 
Rechtsanwalt; Praktikant, ein zur Er- 
lernung bes Dienftes bei einer Behörde 
arbeitender junger Mann; Praxis, bie 
Ausübung einer Kunft, Lehre 2c. (im Ge: 
gen! aß zur Theorie), dad erfahrungsmäßig 

bliche; auch Geſchäftskreis und Thätig- 
feit eines Rechtsanwalts, Arztes. 

Prälat (Iat.), in der Fathol. Kirche ein 
hoher geiftlicher Würdenträger mit eigner 
—— alſo der Papſt, die Patriar⸗ 

n, Exzbiſchöfe, Biſchöfe, Kardinäle, Le⸗ 
gaten, Abte und Prioren, welche in Deutſch⸗ 
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Yand großenteild als reichsunmittelbar 
fürftlihe Würde und Si und Stimme 
auf den Reichätagen (Brälatenbanf) 
hatten; in ber broteflantifchen Kirche blieb 
ber Name nur teilweife im Gebraud). 
Präliminer (Iat.), vorläufig, vor- 
gängigz daher Bräliminarien (franz. 
preliminaires), vorläufige Beratfchlagun: 
gen und Verhandlungen, welche eine ſpä⸗ 
tere Definitivverhandlung einleiten. Pra⸗ 
liminationspunfte ober Prälimi- 
narartifel find die einzelnen in diefen 
Vorverbandlungen nambaft gemachten 
Gegenftände, bie in ber Schlußverhanb- 
fung entſchieden werden follen, Präli- 
minarverträge, vorläufige vertrags⸗ 
mäßige Abmachungen, insbeſondere F rie= 
ben3präliminarien, die vorläufigen 
Sauptpunfte des fünftigen Friedensver⸗ 
trags; nicht zu verwechfeln mit dem Prä⸗ 
liminarfrieden, einem vorläufigen 
Srieden, ber noch ber Zuftimmung dritter 
dabei intereffierter Mächte bedarf. Beſon⸗ 
ber3 wichtige Friedenspräliminarberträge 
ber Neuzeit find die Präliminarien von 
Billafranca vom 11. Juli 1859, bie Nikols⸗ 
burger riebenspräliminarien vom 26. 
Aulı 1866 und der Bräliminarvertrag von 
Verſailles vom 26. Febr. 1871. Präli- 
minarfonvention if ein vorläufiges 
übereinfommen über eine bejonbere Ber 
derung, von welchem ber eine Teil die 
Friedenspräliminarien abhängig macht. 
Prämie (lat.), beſondere Belohnung 
für verdienſtliche Leiſtungen, 3.8. bei Aus⸗ 
ſtellungen für diejenigen Ausſteller, de⸗ 
ren Erzeuguiſſe Auszeichnung verdienten. 
Ausfuührprämien werben denjenigen 
gewährt, welche gewiſſe gewerbliche und 
ſonſtige Produkte des Landes ausführen. 
puämienanfeiben ſogen den ſich daran 
eteiligenden neben mäßigen Zinſen noch 
Prämien, die unter ſämtlichen Zeichnern 
verloſt werden, in Ausſicht, dürfen aber 
nach dem Reichsgeſetz vom 8. Juni 1871 
in Deutſchland nur vom Staat und nur 


auf Grund eines Reichsgeſetzes veranſtal⸗ 


tet werben. Verfiherungsprämien 
heißen bie Beiträge, welche Die Verficher- 
ten an bie Berficherungsanftalten für das 
übernommene Rififo zahlen. Prämien⸗ 
geichäfte, Börfengefchäfte, wobei man 
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fich vorbebält, den Kauf wieder rückgängig 
machen zu dürfen, dafür aber gewiſſe Pro- 
zente des Kaufpreifes fogleich als Unter: 
pfand (P.) bezahlt. Prämienfcheine, 
j. Staatspapiere. 

Brärogative (et) Vorrecht, insbeſon⸗ 
dere ber Inbegriff der Vorrechte des Dion: 
archen, namentlich derjenigen Rechte, in 
Anjehung derer den Ständen ein Mitwir⸗ 
kungsrecht nicht zufteht. Im engern und 
eigentlichen Sinn aber verſteht man unter 
fürftlicher P. diejenigen Rechte, welche 
dem Deonarchen der ftändifchen Körper⸗ 
ſchaft ſelbſt gegenüber zuftehen. Der Mon- 
arch beruft, eröffnet und ſchließt nämlid 
die Kammer; er beftimmt die Dauer der 
Sellion, bat das Recht der Bertagung; ja, 
er Tann bie Stänbeverfammlung nach den 
meiften Verfafjungsurfunden jogar vor 
Ablauf der geſetzlichen Legislatırrperiode 
auflöfen und eine Neuwahl veranlafien. 
Der Monarch hat den Ständen gegenüber 
das Recht der Initiative, d. h. das Recht, 
ihnen Vorlagen zu machen, und das Redt 
der Sanktionder Kammerbeſchlüſſe, ver: 
bunden mitdem Redhteder Bublifation 
berjelben, die ebendadurch erft Geſetzeskraft 
erhalten, wie er denn auch auf der andern 
Seite durch fein VBetoden Kammerbefchlüf: 
fen jede Wirkſamkeit verfagen Tann. 

Prafisinm (Iat.), Vorſitz, auch die Be⸗ 
hörde oder bie Berjon, welche den Borfit 
in einer Verſammlung ober in einer fon: 
ftigen Körperichaft führt; präfibieren, 
den Borfig führen; Bräfident, ber Vor: 
ſitzende, 3.8. ber —I— eines Richter⸗ 
kollegiums, der Präſident des Reichs⸗ 
gerit, eines Oberlandesgerichts, eines 


andgerichts; auch bei Verwaltungsbehör⸗ 


ben kommt der Titel Präfident vor, 3.2. 
ber Chefpräfident bed Rechnungshofs des 
Deutfchen Reichs. In Preußen führt ber 
oberite Chef der Verwaltung einer Bro- 
vinz den Titel Oberpräfident und ber 
Derivaltungsborftand eines Regierungs⸗ 
bezirks ben Amtstitel Regierungsprä: 
ident. Ferner wird der Borfigende einer 
Berfammlung, namentlich einer parlamen- 
tariſchen Körperfchaft, Präfident genannt. 
So fteht 3. B. ber beutiche Reichsſtag unter 
ber Leitung eines Präfidenten, welchen 
fir den Fall der Verhinderung zwei Vize: 








Prätendent — Preſſe. 


präfidbenten zur Geite fliehen. Sn re 
publikaniſchen tzueneſe iſt Praͤſident 
oft auch der Titel des auf beſtimmte zeit 
gewählten StaatSoberhaupts, fo in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
in Franfreih und in ber Schweiz. Ein 
neuzgufammentretendergejetgebenber Kör⸗ 
per pflegt gewöhnlich zunächſt unter dem 
Vorfig eines Alterspräfidenten(f.d.) 
zu tagen. Liegt in der Wahl einer Perſon 
zum nominellen Präfibenten eines Ber: 
eind ober einer ſonſtigen Korporation nur 
eine Ehrenbezeigung, jo ſpricht man von 
sinem Ehren täfidenten. Die Ver: 
faſſung des frühern Norbdeutichen Bun⸗ 
des und biejenige bed nunmehrigen Deut: 
Ihen Reich8 übertragen das Bundes- 
präfidbium bem König von Preußen, 
welher nunmehr ben Titel »beuticher 
Kaifer« führt. Die Vorrechte besjelben 
werden als Präſidialrechte, die 
Stimme, welde da3 PB. im Bunbesrat 
führt, als Präſidialſtimme bezeichnet 
(. Kaifer). In dem vormaligen Deut: 
hen Bund hatte Ofterreih das Bundes: 
präſidium, weshalb der öſterreichiſche Bun⸗ 
destagsgeſandte den Titel Präſidialge⸗ 
ſandter führte. Die damit verbundenen 
Rechte waren jedoch keine eigentlichen po⸗ 
litiſchen, ſondern nur Ehrenrechte, wie na⸗ 
mentlich das Recht des Vorſitzes in der 
Bundesverſammlung. 

Prãtendent (lat.), jeder, ber auf etwas 
Anſpruch erhebt; insbeſondere ein Prinz, 
welcher wirkliche oder vermeintliche Erb⸗ 
anſprüche auf einen vorenthaltenen Thron 
gelten zu machen ſucht. Brätendieren, 

eanfpruschen. 

Prãvaritation (Iat.), eigentlich das 
Abweichen vom geraden Weg, Bezeichnung 
gen Hanbdlungsweife des Anfläger?, 
Au olge deren er dem Angeflagten bebilf- 
ich it, ber verdienten Strafe zu entgehen. 
So bedroht das beutfche Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch ($ 346) den Beamten, welcher bei 
Ausübung der Strafgewalt ober bei Voll: 
ſttekung der Strafe mitzuwirken hat, mit 
Zuchthausſtrafe bis zu 5 Yabıen, wenn 
er in ber Abficht, jemand der gefeßlichen 
Strafe rechtswidrig zu entziehen, bie Ver: 
folgung einer ftrafbaren Handlung unter: 
läßt oder eine Handlung begeht, welche ge: 
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eignet ift, eine Freiſprechung ober eine dem 
Geſetz nicht entſprechende Beftrafung zu be⸗ 
wirken, oder wenn er die VBollftredung der 
ausgefprochenen Strafe nicht betreibt ober 
eine gelindere als die erfannte Strafe zur 
Bolitredung bringt. Auch das Vergeben 
eines Anwalts, welcher in ebenderjelben 
Nechtsfache beiden Parteien durch Rat ober 
Beiltand pflihtwidrig dient, wird als P. 
Be und nad) dem deutjchen Straf: 
gejegbuch (F 356) mit Gefängnis nicht 
unter 3 Monaten beitraft. Handelte ber 
Anwalt bierbei im Einverftändnis mit 
ber Gegenpartei zum Nachteil feiner Bar: 
tei, jo —* ſogar Zuchthaus bis zu 5 Jah⸗ 
ren eintreten. 

Precarium (lat.), etwas auf Bitte, Doch 
mit Vorbehalt des Widerrufs (precario) 
Gewährtes. 

Premier (franz., ſpr. jeh), der Erſte, 
Oberſte; daher Premierminiſter, f.v.w. 
Miniſterpräſident; Premierleutnant, 
Oberleutnant. 

Whg et Griech.), Mteſter, in ber 
älteften chriftlihen wie noch jekt in ber 
reformierten Kirche Titel der Gemeinde: 
vorfteher und der die Gemeinde vertreten: 
den Mitglieder des Kirchenrats (ihre Ge⸗ 
famtheit Presbyterium); in ber katho⸗ 
Ligen Kirche |. v. w. Priefter. S. Syn o⸗ 
bal- und Predbyterialverfajfung. 

Vreßbürenn, eine Unterabteilung bes 
Minifteriums des Auswärtigen, welche in 
manchen Staaten beftebt und bie Beein- 
fluſſung ber öffentlihen Meinung im 
Intereſſe der Staatsregierung durch die 
Regierungsprefle und überhaupt burch Ab⸗ 
faſſung und Verbreitung von Zeitungs: 
korreſpondenzen zur Aufgabe bat. 

Brefle, von der Buchdruckpreſſe ber: 
genommene Bezeichnung für die Gefamt- 
heit der durch den Drud veröffentlichten 
Geifteserzeugnifie; dann dieſe geiftige 
Produktion ſelbſt, namentlich diejenige, 
welche auf die öffentlichen Angelegenhei⸗ 
ten und Tagesfragen Bezug bat (perio⸗ 
diſche P., Zeitungsprefie). Preß—⸗ 
geſetzgebung, Anbegriff ver die P. be⸗ 
treffenden Normen, namentlich derjenigeit, 
welche den Gebraud) ber B. im öffentlichen 
Intereſſe beſchränken. Die moderne Preß⸗ 
geſetzgebung erkennt im Prinzipdie Preß⸗ 
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freiheit an, inbem fie ba3 frühere Prä⸗ 
ventivſyſtem, beftehenb in Vorſichtsmaß⸗ 
regeln en etwaigen Mißbrauch ber 
CM verlaflen, insbeſondere die Zenſur 
ſ. d.) befeitigt unb das fogen. Repreifiv- 
ſyſtem adoptiert Bat, welches nur auf bie 
Beſtrafung und Bejeitigung bereilß ver- 
übten Mißbrauchs gerichtet ift; fo das 
beutfche — — vom 9. Dtai 1874. 
Außer ber Zenſur find das Konzeſſions⸗ 
weien in Anfegung des Preßgewerbes, 
Zeitungs⸗ und Kalenderſtempelſteuer und 
die Abgaben von Inſeraten, das Kautions⸗ 
weſen und die Entziehung der Befugnis 
zum ſelbſtändigen Betrieb eines Preß⸗ 
ewerbes im abminiftrativen ober richter- 
ichen Weg abgeichafft. Auch die Verbrei⸗ 
tung von ‚Dre erzeugniflen ift frei, doch 
muß von jeder Rummer einer periobijchen 
Drudichrift ein Eremplar unentgeltlich 
vom Verleger an bie Polizeibehörbe des 
Ausgabeort$ abgeliefert werben. Aus: 
genommen find nur Drudichriften, ae 
ausſchließlich den Zweden der Wiffenfchaft, 
der Kunft, des Gewerbes ober der Indus 
firie dienen, Bublilationen der Reiche», 
Staats: und Gemeinbebehörben, des 
Reichstags und ber Randesvertretungen 
mit amtliden Mitteilungen fowie die für 
Redaktionen beſtimmten Korrefponbenzen. 
Zur eiwerbsmäßigen Verbreitung von 
Drudichriften an Öffentlichen Orten ift 
bie vorgängige Erlaubnis der Ort3polizei- 
behörde erforderlich, Die aber nur benjeni- 
gen verweigert werden barf, welchen bie 
tteilung eines Legitimationsſcheins für 
ben Gewerbebetrieb im Umherziehen über: 
haupt berfagt werben kann (ſ. Gewerbe: 
gefetgebung) Preßvergeben 
(Prepdelitte) find ftrafbare Handlun⸗ 
gen, bie überhaupt durch die P. begangen 
werden, z. B. Aufforderung zum Hochverrat, 
Gotteslaͤſterung, Beleidigung; im engern 
Sinn diejenigen, welche eben nur id 
die P. verübt werden können, namentli 
Vergehen gegen bie Ordnung der P., 3.2. 
falfdhe Angaben über die Berjon bed Re⸗ 
bafteurs u. dgl. Mit der Beſtrafung bes 
Thäters ift die Vernichtung ber noch nicht 
in Privatgebrauch übergegangenen Erem: 
plare ber ftrafbaren —— zu ver⸗ 
binden; eine vorläufige Beſchlag— 


Preßgeſetz — 


Preußen. 


nahme von folden kann ſowohl durch 
das Gericht als durch bie Polizeibehörbe 


verfügt werben, boch muß bie Beitätigung 
berfe binnen 24 Stunben von ber 


Staatsanwaltichaft bei dem zuftänbigen 
Gericht beantragt und von bielem binnen 
weitern 24 Stunden erlaſſen werben. 
Die durch die P. verübten eigentlichen 
Verbrechen gehören vor Die Schwurgerichte; 
die Ausdehnung der Kompetenz der leb- 
tern auf alle Preßvergehen ift in Die beut- 
ſchen Juſtizgeſetze nicht übergegangen, aber 
im Einführungsgejet zum beutfihen Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz für Bayern, Würt⸗ 
temberg, Baden und Oldenburg, wo ſie 
bereits erfolgt war, beibehalten worden. 
Wahrheitsgetreue Berichte über die Ver⸗ 
handlungen eines Landtags oder einer 
Kammer eines zum Deutſchen Reiche ge⸗ 
hörigen Staats und insbeſondere über 
Verhandlungen in ben öffentlihen Sitzun⸗ 
gen bes —— bleiben von jeder Ver⸗ 
antwortlichkeit frei. au bemerfen ift enb- 
lich noch, daß in Anjehung von fozialifti- 
ihen und Tommuniftifhen Preßerzeug: 
nifjen durch das fogen. Sozialiftengeje 
eine Einfhränfung ber Preßfreiheit ver- 
fügt worden ift(]. Sozialbemofratie). 
Bol. Berner, Lehrbuch bed beutfchen 
Preßrechts (1876); Liszt, Das deutſche 
Reichspreßgeſetz (1880). 

Preßgeſetz, |. Preſſe. 

Breifion (lat.), Drud, Beeinfluffung, 
Bearbeitung. So fpriht man 3.8. von 
einer P., welche die Regierung auf bie 
Wahlen ausübe, von einer P. auf eine 
beftimmte Partei u. dgl. 

Prestige (franz., ſpr.⸗tihſch, »Blend⸗ 
werf«), Nimbus, Anfehen von ganz befon- 
berer Wirkung, wie es einzelne Berfonen, 
wie Napoleon UI., Fürft.Bismard‘, eine 
Zeitlang genießen, ober wie es politifche 
Parteien, Regierungen zc. ji) momentan 
zu verfchaffen wiſſen. 

Preußen, Königreich und Bunbesftaat 
bes Deutfchen Reichs, 348,246 qkm mit 
(1880) 27,260,331 Einw. Hauptftadt:Ber: 
lin mit (1880) 1,122,385 Einw. Ra 
den Gebietserweiterungen des Jahrs 18 
(j. Deutfhes Reich), und nachdem 1876 
auch das Herzogtum Lauenburg (f. d.) mit 
ber preußifchen Monarchie vereinigt wor: 





% 


Preußen (Berfaffung). 


ben, fett fich die Ießtere aus folgenden Pro⸗ 
dinzen zufammen: 


Einw. 
Brovinzen Jar. 1880 


1) Oftpreußen. . . . . . 36978] 1930498 
2) Weftpreußen . . . . . 502| 1403498 
3) Brandenburg . . . . . 89897 | 8383 560 
4) Bommen -. . .... 30107| 15988454 
5) Polen -. -. 2.2.2. 283954 | 1700943 
6, Shleflen . . . ... 40291 | 4008223 
7) Sadfin. . ». 2»... 245 | 2311067 
8), Schleswig-Holftein.. . . | 18841] 1124862 
9) Qannvr . . . 2...» 426 | 2117629 
10) Wehtfaln . . . ...» 20200 | 2042672 
11) Heſſen⸗Naſſau . . 15685 | 1558344 
12) RhHeinproviny . . . . . 26980 | 4073738 
13) Hohengollernf.he Lande . | 1143| 67579 


Die Srantöverfallung ift diejenige 
einer Fonftitutionellen Monarchie. Ste be- 
rubt aufber Berfaffungsurfunde vom 31. 
San. 1850 und ben Nachtragsgefepen vom 
30. April 1851, 21. Mai und 5. Juni 
1852, 7. Mai 1853, 24. Mai 1853, 10. 
Juni 1854, 30. Mai 1855, 18. Mai 1857, 
27. Juni 1860, 10. Nov. 1865 und 5. 
April 1873. In den 1866 neu erworbenen 
Landesteilen iſt die Verfaſſung 1. Okt. 1867 
in Kraft getreten. Das Staatsoberhaupt 
iſt der König, welchem zugleich nach Art. 
11 der deutſchen Aeieverfailung das 
Praſidium des Deutichen Reichs mit dem 
Prädikat —A Kaiſer« (ſeit 18. Jan. 
1871) zuſteht (ſ. Kaiſer). Die Krone iſt 
erblich im Mannsſtamm des Hauſes Ho⸗ 
henzollern (ſ. d.) nach dem Rechte der Erſt⸗ 
geburt und der agnatiſchen Linealerbfolge. 
Der König wird mit Vollendung des 18. 
Lebensjahre volljährig. Er legt bei dem 
Regierungsantrifi in Gegenwart ber Kam⸗ 
mern den Eid auf Die Berfaffungab. Ohne 
Einwilligung ber letztern kann der König 
nicht zugleich Beherricher fremder Staa- 
ten fein. Ein Teil der Zivillifte, 7,719,296 
ME. jährlich, ift als Kronfideilommiß auf 
die Einfünfte aus ben Domänen und For⸗ 

sen angewiefen. Hierzu fommt noch ein 
jährliher Siaatszuſchuß von 4,500,000 
ME. Der erfigeborne Sohn des Königs 
führt als folcher den Titel» Kronprinz von 
P.e (zugleich Kronprinz des Deutjchen 
Reichs«). Iſt der Bruder des Königs der 
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vermutliche Thronerbe, fo führt er ben 
Titel »Prinz von P.« Der König ift uns 
verleglih und unverantwortlich, bebarf 
aber für alle Regierungsakte ber Gegen 
Lichnung der verantwortlichen Miniſter. 

r übt die vollziehende Gewalt aus, be⸗ 
ruft die Kammern, ſchließt deren Sitzun⸗ 
gen, verkündet die Geſetze und erläßt die 
zur Ausführung derſelben nötigen Ver⸗ 
ordnuugen. Der König führt den Ober: 
befehl über das Heer, beichlieht über Krieg 
und Frieden und übt das Recht der Be- 
gnadigung aus. Bei Ausübung der gefet- 
ebenden Gewalt ift der König an bie Zu: 
—— des Landtags gebunden, welch 
letzterer zudem das Recht der Teilnahme 
an der Aufſtellung bes jährlichen Staats⸗ 
haushaltsetats, der Kontrolle der Finanz: 
verwaltung und des Staatsſchuldenweſens 
und das Steuerbewilligungsredhthat. Der 
Landtag zerfällt in zwei Kammern, beren 
Übereinflimmung zu jebem Geſetz, ebenfo 
wie bie Zuftimmung bes Königs, erfor- 
berlich ift. Die Erſte Kanımer, das Her: 
renbaus, beiteht aus den großjährigen 
Bringen des Föniglichen Haufes, ferner 
raft ende Rechts aus den Haupte ber 
füritlichen Familie von pobenzolern, aus 
den Häuptern der ſtandesherrlichen Fa⸗ 
milien unb aus ben fonftigen Häuptern 
der dem hohen Abel angebörigen Häufer, 
endlich aus denjenigen Berfonen, welchen 
das erbliche Net auf Sit und Stimme 
im Seren) us vom scönig befonbere vers 
Yiehen wird. Als Mitglieder auf Lebens- 
zeit werden vom König diejenigen Perfo: 
nen berufen, welche ihm verfaflungsmäßig 
von gewillen Verbänden und Körperſchaf⸗ 
ten, Stiftern, Univerfitäten und größern 
Städten präfentiert werden. Dazu kom⸗ 
men bie Inhaber ber fogen. vier großen 
Landesämter in P. (Oberburggraf, Obers 
marſchall, Landhofmeifter und Kanzler) 
und einzelne Perfonen, welche durch das 
befondere Vertrauen des Königs berufen 
werden. Aus ber Zahl ber lettern werden 
dann vom König.die fogen. Kronſyndiken 
beftellt, welchen er wichtige Reguifragen 
ur Begutachtung vorlegen läßt. Die 
Deite ammer, das Haus ber Abs 
geordneten, befteht aus 433 Vertre⸗ 
tern des gelamten Volks. Die Wahl 
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it nach dem Wahlgeſetz vom 30. Mai 
1849 eine inbirefte, indem auf je 250 
Seelen ein Wahlmann gewählt wird. 
Die Urmwähler zerfallen babei nad Maß: 
gabe der von ihnen zu entricätenden bi: 
relten Steuern in drei Klaſſen (Höchft- 
befteuerte, Minderbefteuerte, am niebrig- 
ften oder gar nicht Beſteuerte). Die 
Legislaturperiode ıft eine dreijährige. 
Wählbar zum Abgeorbneten ift jeder 
Preuße, welcher da8 30. Lebensjahr voll- 
enbet bat, im Vollbeſitz der bürgerlichen 
Rechte und bereits feit einem Jahr preußi⸗ 
ſcher Staatsangehöriger geweſen ift. Das 
Herrenhaus iſt bei Anweſenheit von 60, 
das Abgeordnetenhaus bei Anweſenheit 
der Mehrzahl ſeiner Mitglieder beſchluß⸗ 
fähig. Jedes von beiden Häuſern, welche 
gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und 
geſchloſſen werben, regelt feinen Gejchäfts- 
gang und ſeine Disziplin Durch eine auto- 
nome Geſchäftsordnung und wählt feinen 
—— feine Vizepräſidenten und 

Hriftführer für die Dauer der Sigungs- 
periobe. Die Geihäftsorbnnung bes Abge- 
orbnetenhaufes unterfcheibet fich von der⸗ 
jenigen bes deutſchen Reichſstags im we⸗ 
ſentlichen nur dadurch, daß die Redner 
nach der Reihenfolge ihrer Meldun gum 
ort —— — und nicht m 
Ermeſſen des PBräfidenten zum Wort ge 
rufen werden. Während aber bie reiche: 
tagsabyeordnieten Feine Diäten erhalten, 
beziehen bie Mitglieder bes Abgeordneten: 

aufes außer ben Reiſekoſten täglic) 15 

f. Tagegelber. Niemand Tann gleidy- 
zeitig Mitglied beider Häufer fein. 

An ber Spike der Staatsverwal⸗ 
tung ſieht der König, welcher nach dem 
Ausſpruch Friedrichs b. Gr. der erfie Die 
ner bes Staats ill. Ihm fteht als oberſte 
beratende Behörde ein Staatsrat zur 
Seite, welcher fih aus den Prinzen 
föniglichen Fauled, aus ben Feldmarſchal⸗ 
len, ben aktiven Staatsminiftern, bem 
Ehefpräfidenten der Oberrechnungskam⸗ 
mer, ben Chefs bes Zivil- und bes Mili- 
tärkabinetts bed Königs, den kommandie⸗ 
renden Generalen und Oberpräfibenten, 
fofern dieſelben in der Reſidenz anweſend 
find, und ben vom König beſonders in 
dies Kollegium berufenen Stantsdienern 


Preußen (Verwaltung). 


zufammenfekt. Den Borfik im Staats- 
rat, welch Iebterer bie Grundfäge, nad 
benen die Verwaltung geführt werben 
fol, fowie alle Gefeb- und Berorbnungs- 
entwürfe, welche der König ihm zur Be- 
gutachtung überweiſt, zu prüfen bat, führt 
der König felbft oder ein von ibm er- 
nannter Beäfident. Die Zentralbehörbe 
fürdie Staatsverwaltung iſt das Sta at 8⸗ 
miniſterium, welches ſich aus den Ref: 
ſortminiſtern der auswärtigen Angelegen⸗ 
—* des Kriegs, des Innern, ber öf- 
entlichen Arbeiten, der Finanzen, der 
geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
angelegenheiten, dem Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, dem 
Suftizminifter und dem Minifter für Hanı- 
del und Gewerbe zufammenfekt. Mi— 
nifterpräfibent ift bermalen ber Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten, welcher 
zuglei —— das Portefeuille des 
Hanbelsminifters übernommen bat und 
gleichzeitig Kanzler des Deutichen Reichs 
it: Fürſt von Bismard. Ihm iſt ein be⸗ 
fonderer Vizepräfident beigegeben. Reben 
dem Staatäminifterium und unabhängig 
von bemfelben fieben die Dberredh- 
nungsfammer in Potddam zur Kon= 
trolle bes gefamten Staatsrechnungswe⸗ 
ſens fowie die Staatsſchuldenkom— 
miffion in Berlin. Unmittelbar unter 
dem Staatsminifterium fliehen folgende 
Behörden: das Zentraldireftorium ber 
Bermeflungen, ber Gerichtähof zur Ent- 
fheibung der Kompetenzfonflilte, ber 
Disziplinarhof für nichtrichterlibe Be⸗ 
amte, der Fönigliche Gerichtshof für kirch⸗ 
Tiche Angelegenheiten, das Oberverwal- 
tungsgericht, bie Prüfungsfommiffion für 
höhere Verwaltungsbeamte, das littera- 
rifhe Büreau des Staatsminifteriums, 
das Kuratorium des »Deutihen Reichs⸗ 
und königlich preußifchenStaatsanzeigers< 
und bie Rebaftion ber Gejeßfammlung. 
Dem Präfidium bes Staatsminifteriung 
find unmittelbar unterftellt: die Gene: 
ralordensfommifiion, bie Staatsarchive 
und das Gefeßfamntlungsamt. Bon dein 
Staatöminifterium iſt das Miniſteri um 
des königlichen Haufes getrennt, von 
welchem das Heroldsamt, das Fönigliche 
Hausarchiv, die Hoflammer ber Tönig- 
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lichen Familiengüter und das geheime 
Kabinett des Königs für die Zivilange⸗ 
legenheiten, ebenſo wie dasjenige für die 
Militärangelegenheiten, reſſortieren. Was 
die einzelnen Fachminiſterien anbetrifft, 
ſo iſt das Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten jetzt als Auswärtiges 
Amt des Deutſchen Reichs auf daß 
Reich übernommen (ſ. Reichsbehör— 
den). Das Finanzminiſterium zer: 
fällt in die drei Abteilungen für Etats- 
und Kaffenwefen, für birefte Steuerir 
und für bie Verwaltung der indirekten 
Steuern. Bon demfelben refiortieren die 
General: Lotteriedireftion, die General- 
Staatskaſſe, tie Münzanftalten, bie Ge- 
neralbireftion ber allgemeinen Witwenver⸗ 
pflegungsanftalt, die Seebanbtung (1 . d.) 


und die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden. Das Miniſterium der geiſt— 


lichen, Unterrichts- und Medizi— 
nalangelegenheiten zerfällt in drei 
Abteilungen für die drei Zweige der Ver⸗ 
waltung, welche ihm übertragen iſt. Unter 
dieſem Miniſterium ſtehen die Kommiſſion 
für die Erforſchung und Erhaltung der 
Kunſtdenkmäler, die wiſſenſchaftliche De⸗ 
putation für das Medizinalweſen, die tech⸗ 
niſche Kommiſſion fuͤr pharmazeutiſche 
Angelegenheiten, die königliche Akademie 
der Wiſſenſchaften, die königliche Akademie 
der Künſte, die königlichen Muſeen, Na⸗ 
tionalgalerie, Bibliothek, Rauch Mtufeum, 
Sternwarte, botaniſcher Garten, geodäti⸗ 
ſches Inſtitut für die Zwecke ber europäi⸗ 
ſchen Gradmeſſung, Seilanftalt ber Cha⸗ 
ritee in Berlin und die litterarifchen, muſi⸗ 
kaliſchen und artiftifchen Sachverſtändigen⸗ 
vereine für die preußiſchen Staaten. Unter 
dem Handelsminiſterium ſteht die 
techniſche Deputation für Gewerbe. Das 
Miniſterium der öffentlichen Ar— 
beiten zerfällt in vier Abteilungen: für 
Bergweſen, für die Verwaltung der Staats⸗ 
eiſenbahnen, für die Verwaltung des Bau⸗ 
weſens und für die Führung der Staats⸗ 
aufſicht über die Privatbahnen. Von dem⸗ 
ſelben reſſortieren die Oberbergämter in 
Breslau, Halle, Klausthal, Dortmund 
und Bonn mit den ihnen unterftellten 
untern Bergbehörben. Außerdem ftehen 
unter biefem Miniſterium: die geologifche 
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Landesanftalt und bie Bergakademie in 
Berlin, die technifche Baubeputation, bie 
technische Oberprüfungsfommiffion und 
bie techniſchen Kommiſſionen zur Abnahme 
ber eriten Staatsprüfung im Bau⸗ und - 
Maſchinenfach. Vom Juſtiz miniſte⸗ 
rium reſſortiert, abgeſehen von den Ge⸗ 
tichtsbehörden (ſ. unten), die Juſtizprü⸗ 
fungsfommiffion. Das Kriegämini- 
fterium febt ſich aus einer gentralabtet: 
lung, bem elgemeinen Kriegsdepartement, 
bem Militärölonomiebepartement und dem 
Departement für das Invalidenweſen zu: 
fammen. Dazu Tommen noch bejonbere 
Abteilungen für die perfünlichen Angele⸗ 
enbeiten, für das Remonteweſen und die 
ebizinalabteilung. Das Kriegsminiſte⸗ 
rium fungiert augleich als mittelbare 
Reichsbehörde, da das gefamte Militär: 
weien auf Koften des Deutichen Reichs 
verwaltet und das beutiche Heer, ebenjo 
wie die Marine (f. d.), als eine einheit- 
liche Reichsinftitution betrachtet wird (I. 
Deutfhes Reid) Vom Miniite: 
rium für Landwirtſchaft, Domä— 
nen und Forften (drei Abteilungen) 
refjortieren das Randesöfonomiefollegium, 
bie technifche Deputation für das Veteri- 
närivefen, die Zentralmoorfommiifion, das 
Dberlandesfulturgericht , die Ianbichaftli- 
hen Krebitinftitute, die höhern landwirt- 
fchaftlichen Lehranftalten, die Tierarznei- 
ſchule in Berlin, die Inftitute zur Foörde⸗ 
rung des Gartenbaus, bie Haupt= und 
Landgeftüte, die Forflobereraminationg: 
fommilfion und die Forſtakademie. 

Unter dem Minifterium des In— 
nern ftehen die ftatiftifche Kommilfion, 
das ſtatiſtiſche Büreau und das meteoro: 
Logische Inſtitut zu Berlin. Außerdem ift 
bemjelben die gejamte innere Provinzial: 
verwaltung unterftellt. Die Monarchie zer: 
fällt nämlich in 13 Provinzen (f. oben), an 
deren Spite, abgeſehen von ben hohenzol⸗ 
lernſchen Landen, Oberpräfidenten fteben. 
Dem Oberpräfibenten, zugleich Prä- 
fidenten der in der Hauptitadt der Provinz 
befindlichen Regierung, ift die Provinzial: 
verwaltung übertragen, indem ihm Bro: 
vinzialfchulfollegien, die über den Gym: 
naften, Realihulen, Seminaren ꝛc. ſtehen, 
Medizinalfollegien, Provinzialſteuerdirek⸗ 
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tionen für die Erhebung ber indirekten 
Steuern und Zölle mit ihren Unterbehör- 
ben unb Generalfommifjionen für bie 
Abldfungs: und Zufammenlegungsiachen 
beigegeben find. Die Provinzen zerfallen 
in Regierungsbezirtte (in Hannover 
Landbrofteien genannt), an beren 
Spite Regierungen mit Regierungs⸗ 
präfidenten (Randbroften) flehen. 
Die Regierungsbezirke zerfallen wiederum 
in Kreife, welde Landräten (Kreis: 
pau tleuten) unterftellt find. Den 

andräten ftehen Kreisphyſiker, Kreis: 
wunbärzte, eistierärzte, Kreisbau⸗ 
beamte und Kreisſchulinſpektoren für das 
Volksſchulweſen zur Seite. Außerdem 
ftehen unter den Regierungen bie Beam: 
ten ber Forfiverwaltung (Forſtmeiſter, 
Oberförfter, Korftlaffenrendanten), die Be⸗ 
amten ber Domänenverwaltung und bie: 
jenigen ber direkten Steuerverwaltung 
(Kreisfaflen, Katafterbeamte). In Han: 
nover befteht eine beſondere Finanzdirek⸗ 
tion für die Provinz. Die Hohenzollern: 
ſchen Lande bilden einen Regierungsbezirk, 
welcher in Oberamtöbezirte zerfällt. In 
ben jechs öftlichen Provinzen ift die Kreis: 
verfaffung durch bie Kreisordnung vom 
13. Dez. 1072 geordnet (ſ. Kreis). Hierzu 
kam dann —— ——— vom 
29. Juni 1875 (ſ. Provinz). Provinz 
und Kreis bilden zugleich je einen Kom⸗ 
munalverband zur Wahrnehmung der 
Selbſtverwaltung mit einem Provin⸗ 
ziallanbtag und einem Kreistag (E. 
Kreis und Brovinz). Die Kreiſe zer- 
fallen wiederum inAmtsbezirte, welche 
jeweifig einem Amtsvorſteher (j. b.) 
unterftellt find. Größere Städte, reſp. 
deren Magiftrate find entweder Freigeri- 
miert, oder fie bilden beſondere Kreife für 
ſich; auch beftehen in einzelnen größern 
Städten Fönigliche Polizeipräfibien ober 
Bolizeidireftionen. Das Bolizeipräfidium 
zu Berlin fteht unmittelbar unter dem 
Minifterium des Innern. 

Yerwaltungsorganifation. 
L Previnz Oftpreuhen, 
Oberpräfivium in Königsberg. 


1) Regierungsbezirt Königsberg mit den Krei⸗ 
fen (Sandratsämtern): Allenftein, Braungberg, 
Eylau, Fiſchhauſen, Friedland (Domnau), Ger⸗ 
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dauen, Heiligenbeil, Heilsherg (Guttſtadt), Pr⸗ 

olland, Königsberg (Stabikreis), Königsberg 
(Zandtreis), Labiau, Memel, Mobrungen, Nei- 
denburg, Orteläburg, Ofterode, Raftenburg, 
Nöffel, Wehlau und dem Königlichen Polizei 
präfidium zu Königäberg. 

2) Sumbinnen: Angerburg, Darkehmen, Goldap. 
Gumbinnen, Heydekrug, Inſterburg, Johan⸗ 
nisburg, Lötzen, Lyck, Niederung, Oletzko 
(Marggrabowa), Pillkallen, Ragnit, Sens⸗ 
burg, Stallupdnen und Ailſit. 

IL Probinz Weſtprenßen, 


Oberprãſidium in Danzig. 
3) Regierungsbeziit Danzig mit der Streifen 


(Sandratsämtern): Berent, Danzig (Stadt- 
kreis), Danzig (Landkreis), Elbing (Stadtkreis), 
Elbing (Landkreis), Kartbaus, Marienburg, 
Neuftadt, Pr.⸗Stargard und dem öniglichen 
Polizeipräfidium zu Danzig. 

4) Marienwerder: Deutſchkrone, Flatow, Grau⸗ 
denz, Konitz, Kulm, Löbau (Neumark), Ma⸗ 
rienwerder, Roſenberg, Schlochau, Schwet 
Strasburg, Stuhm, Thorn und Tuchel. 

II. Provinuz Braudenburg. 
Oberpräſidium in Potsdam. 

5) Haupt» und Reſidenzſtadt Berlin. 

6) Regierungsbezirt Potsdam mit ben Kreifen 
(Landratsämtern): Angermünde, Niederbar- 
nim, Oberbarnim, Beeskow⸗Storkow (Bees- 
tow), Charlottenburg (Stadtkreis), Oſthavel⸗ 
land (Nauen), Weithavelland (Rathenow), Jü⸗ 
terbogk⸗ Ludenwalde (Yüterbogt), Potsdam 
(Stadtkreis), Prenzlau, Oftpriegnig (Kyrik), 
Weftpriegnik (Perleberg), Ruppin Reuruppin), 
Teltow, Templin, Zauch⸗Belzig (Belzig) und 
der Königlichen Polizeidirektion in Potsdam 

1) Frankfurt a D.: Arnswalde, Frankfurt a.D. 
(Stadtkreis), Friedeberg, Guben, Kalau, Kö- 
nigäberg i. N.-M., Kottbus, Kroffen, Land⸗ 
berg a. W., Lebus (Seelow), Lübben, Ludau, 
Dftfternberg (Zielenzig), Soldin, Goran, 
Spremberg, Weitfternberg (Drofjen) und Zül- 
lichau⸗Schwiebus (Züllichau). 

IV. Provinz Pommeru, 
Oberpräfidium in Stettin. 

8) Regierungsbezirk Stettin mit den Kreiſen 
(Landratsämtern): Anklam, Demmin, Greifen⸗ 
berg, Greifenhagen, Kammin, Naugard, Py⸗ 
ritz. Randow, Regenwalde (Labes), Saatzig 
Stettin (Stadtkreis), ückermünde und Uſedom⸗ 
Wollin (Swinemünde). 

9 Köslin: Belgard, Bublik, Bütow, Dramburg. 
Kolberg - Körlin (Kolberg), Köslin, Lauenburg 
Neuftettin, Rummelsburg, Schivelbein, Schlame 
und Stolp. 

10) Stral ſund: Yranzburg, Greifswald, Grim 
men, Rügen (Bergen a. R) und Straljund 
(Stadtkreis). 
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V. Provinz Poſen, 
Oberprãſidium in Poſen. 

11) Regierungsbezirk Bofen mit ben Streifen (Land⸗ 
ratsämtern): Adelnau (Oſtrowo), Birnbaum, 
Bomſt (Wollftein), But (Neutomiſchel), Frau⸗ 
ſtadt, Koſten, Kröben (Rawitſch), Krotoſchin, 
Meſeritz, Obornik, Pleſchen, Poſen (Stadt⸗ 
kreis), Poſen (Landkreis), Samter, Schildberg, 
Schrimm, Schroda, Wreſchen und der König⸗ 
lichen Polizeidirektion in Poſen. 

12) Bromberg: Bromberg (Stadtkreis), Brom⸗ 
berg (Landkreis), Czarnikau, Gneſen, Inow⸗ 
razlaw, Kolmar, Mogilno, Schubin, Wirſitz 
und Wongrowitz. 


VL Provpinz Scqhleſien, 
Oberpraͤſidium in Breslau. 


13) NRegierungsbezirt Breslau mit den Kreiſen 
(Landratsämtern): Breslau (Stadtkreis), Bres⸗ 
Yau (Landkreis), Brieg, Frankenſtein, Glatz, 
Guhrau, Habelſchwerdt, Militih, Münſter⸗ 
berg, Namslau, Neumarkt, Neurode, Nimptfch, 
Dhlau, OLE, Reichenbach, Schweidnig, Steinau, 
Strehln, Striegau, Trebnik, Waldenburg, 
Wartenberg, Wohlau und dem Königlichen 
Rolizeipräfibium zu Breslau. 

14) Liegnig: Bolkenhayn, Bunzlau, Yreiftadt, 
Glogau, Goldberg⸗ Hainau (Goldberg), Gör- 
litz (Stadtkreis), Görlik (Landkreis), Grün⸗ 
berg, Hirfhberg, Hoyerswerda, Jauer, Lan⸗ 
deshut, Lauban, Liegnik (Stadtkreis), Liegnik 
(Landkreis), Löwenberg, Lüben, Rothenburg, 
Sagan, Schönau und Sprottau. 

15) Oppeln: Beuthen, Falkenberg, Großſtrehlitz, 
Grottlau, Kattowitz, Kofel, Kreuzburg, Leob⸗ 
ſchütz, Lublinitz, Neiße, Neuſftadt, Oppeln, 
Pleß, Ratibor, Roſenberg, Rybnik, Tarno⸗ 
witz, Toſt⸗Gleiwitz (Gleiwitz) und Zabrze. 


VIL Provinz Sachſen, 
Oberpräſidium in Magdeburg. 

16) Negierungsbezirk Magdeburg mit den Strei- 
fen (Landratsämtern): Ajchersleben (Duedlin- 
burg), Gardelegen, Halberftabt, Jerichow I 
(Burg), Jerichow II (Genthin), Kalbe, Magde⸗ 
burg (Stadtkreis), Neuhaldensleben, Oſchers⸗ 
Ieben, Dfterburg, Salzwedel, Stendal, Wanz« 
Ieben, Wernigerode und Wolmirftebt. 

17) Merjeburg: Bitterfeld, Delitzſch, Eartsberga 
( Adlleda), Halle a. 6. (Stadtkreis), Liebenwerda, 
Mansfeld (Gebirgstreis), Mansfeld (Seekreis 
[Eisleben), Merſeburg, Naumburg, Querfurt, 
Saalkreis (Halle), Sangerhauſen, Schweinitz 
(Herzberg a. E.), Torgau, Weißenfels, Wit 
tenberg und Zeit. 

18) Erfurt: Erfurt (Stadtkreis), Erfurt (Land- 
reis), Heiligenstadt, Zangenfalza, Mühlhau⸗ 
fen, Nordhauſen, Schleufingen, Weißenſee, 
Worbis und Ziegenrüd (Ranis). 


VIII. Provinz Schleßswig⸗Holſtein, 
Oberpraſidium in Kiel. 

19) Regierungsbezirt Schleswig mit den Streifen 
(Landratsämtern): Altona (Stadtkreis), Apen- 
rade, Edernförde, Eiderftebt (Tönning), Flens⸗ 
burg, Hadersleben, Hufum, Kiel (Bordesholm), 
Herzogtum Lauenburg (Mafeburg), Norder⸗ 
dithmarſchen (Heide), Oldenburg( Cismar), Pin- 
neberg, Plön, Rendsburg, Schleswig, Sege⸗ 
berg, Sonderburg, Steinburg (Itzehoe), Stor⸗ 
marn (Wandsbeck), Süderdithmarſchen (Mel⸗ 

dorf) und Tondern. 
XL Provinz Panusver, 
Oberpräſidium in Hannover. 

2) Landdroſtei Hannover mit den Kreiſen (ſtreis⸗ 
hauptmannſchaften): Diepholz, Hameln, Han- 
nover(Stabtkreis), Hannover (Landkreis), Hoya, 
Nienburg, Wennigjen und der Königlichen Po⸗ 
Iizeidireltion in Hannover. 

21) Hildesheim: Einbed, Göttingen, Hildesheim, 
Liebenburg, Marienburg, Ofterode, Zellerfeld 
und Königliche Polizeidirektion in Göttingen. 

22) Lüneburg: Selle, Dannenberg, Fallingboftel, 
Gifhorn, Harburg, Lüneburg, Ulzen und Ko⸗ 
niglihe Poligeidireltion in Gelle, 

23) Stade: Lebe, Neuhaus a. d. Ofte, Oſterholz, 
Otterndorf, Rotenburg, Stader Geeſtkreis, 
Stader Marſchkreis und Verden. 

24) Dsnabrüd: Berfenbrüd, Lingen, Melle, 
Meppen und Osnabrück. 

25) Aurich: Aurich, Emden und Leer. 

X, Probinz Weſtfalen, 
Oberpräfidium in Münſter. 

26) Negierungsbezirt Münſter mit den Kreifen 
(Lomdratsämtern): Ahaus, Bedum, Borken, 
Koesfeld, Lüdinghaufen, Münfter (Stadtkreis), 
Münfter (Landkreis), Redlinghaufen, Stein- 
furt (Burgfteinfurt), Tecklenburg und Wa- 


tenborf. 

27T) Minden: Bielefeld (Stadtkreis), Bielefeld 
(Landkreis), Büren, Halle i. W., Herford, Hör« 
ter, Lühbede, Minden, Paderborn, Warburg 
und Wiedenbrüd. 

28) Arndberg: Altena, Arnsberg, Bochum( Stadt⸗ 
freiß), Bochum (Landkreis), Brilon, Dort⸗ 
mund (Stabtfreis), Dortmund (Landkreis), Ha⸗ 
gen, Hamm. Iſerlohn, Lippftadt, Meſchede, Olpe, 
Siegen, Soeſt und Wittgenſtein (Berleburg). 

XL Provinz Heſſen⸗RNaſſau, 
Sberpräfibium in Kaſſel. 

29) Regierungsbezirt Kafjel mit den Streifen 
(Landratsämtern); Eſchwege, Frankenberg, 
Fritzlar, Fulda, Gelnhauſen, Gersfeld, Ha⸗ 
nau, Hersfeld, Hofgeismar, Homberg, Hün⸗ 
feld, Kafiel (Stadtkreis), Kaſſel (Landkreis), 
Kichhain, Marburg, Melfungen, Rinteln, 
Rotenburg, Schlüchtern, Schmalkalden, Wiben- 
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baufen, Wolfhagen, Ziegenhain und ber König⸗ 
lichen Poligeidireltion in Kaſſel. 

%) Wiesbaden: Biedenkopf, Dillkreiß (Dillen- 
burg), Frankfurt a. M. ( Stadtkreia), Oberlahn 
(Weilburg), Unterlahn (Diek), Rheingau (Rü- 
desheim), Obertaunus (Homburg), Unter 
taunuß (Langenſchwalbach), Oberweſterwald 
(Marienberg), Unterweſterwald (Montabaur), 
Wiesbaden (Stadtkreis), Wiesbaden(Landkreis), 
Königl. Polizeiprãſidium zu Frankfurt a. M. 
und Königl. Polizeidirektion in Wiesbaden. 

XIL Wheinprobinz, 
Oberpräfidium in Koblenz. 

31) Koblenz mit den Kreiſen (Banbratsämtern): 
Adenau, Ahrweiler, Altenkirchen, Koblenz, 
Kochem, Kreuznach, Mayen, Meiſenheim, Neu⸗ 
wied (Hebdesdorf), Simmern, St. Goar, Wetz⸗ 
lar, Zell und der Kgl. Polizeidirektion inſtoblenz. 

32) Düffeldorf: Barmen (Stadtkreis), Düſſel⸗ 
dorf (Stadtkreis), Düffelborf (Landfreis), Duis- 
burg (Stabtkreis), Elberfeld (Stadtkreis), Efſen 
(Stadtkreis), Eſſen (Landkreis), Geldern, Glad⸗ 
bad, Grevenbroich (Wevelinghopen), Kempen, 
Kleve, Krefeld (Stadtkreis), Krefeld (Landkreis), 
Lennep, Mettmann (Bohwintel), Mörs, Mül⸗ 
beim a. d. Rubr, Reuß, Rees (Weſel), Solingen. 

33) Köln: Bergheim, Bonn, Euskirchen, Gummers⸗ 
bad, Köln (Stadtkreis), Köln (Landkreis), 
Mülheim a. RH,, Rheinbach, Siegkreis (Sieg⸗ 
burg), Waldbröl, Wipperfürth und König. 
liches Bolizeipräfidium zu Köln. 

34) Trier: Bernkaftel, Bitburg, Daun, Dierzig, 
Dttweiler, Prüm, Saarbrüden, Saarburg, 
Saarlouis, Trier (Stadtkreiß), Trier (Land⸗ 
kreis), Et. Wendel und Wittlich. 

35) Aachen: Aachen (Stadtkreis), Aachen (Land- 
treiß), Düren, Erkelenz, Eupen, Geilenkirchen, 
Heinsberg, Yilih, Malmedy, Montjoie, 
Schleiden und Kal. Polizeidirektion in Aachen. 

XUL Hohenzellernfie Laube. 

36) Regierung in Sigmaringen, welcher bie 
Oberämter zu Gammertingen, Haigerloch, 
Hedingen und Sigmaringen unterftellt find. 

Rultus. 
Nach den Konfeffionen zerfiel die Be: 
völferung ber Monarchie 1875 in 
16636 990 Evangeliſche (64,64 Proz.), 
8625840 Romiſch⸗Katholiſche (33,51 Proz.), 
139784 Angehörige andrer Konfefflonen (0,58 
d 


Proz.) un 
389790 Israeliten (1,352 Pro;.). 
Die Katholiken bilden namentlich in 
Oberſchleſien, Poſen, Weitfalen, befonders 
im Münfterland, dann in der Rheinpro- 
vinz ben überwiegenden Teil der Bevölke⸗ 


Preußen (Kultus, Serichtsorganifation). 


Dagegen ift die uniert:proteflantifche Kirche 
in Oitpreußen, Sachſen, Heflen-Naffau, 
Hannover, Bommern, Brandenburg unb 
Schleswig⸗Holſtein die überwiegende, wäh 
tend in Weitpreußen und Schlefien beide 
Konfeffionen ziemlich gleichheitlich verteilt 
find. In ben alten ‘Provinzen ift ber 
evangeliihe Oberfirchenrat in Berlin 
bie geiftliche Dberbehörbe ber Proteſtanten. 
Unter biefem ftehen die Provinzial: 
Eonfiftorien zu Königsberg (für Oft: 
und Weftpreußen), Potsdam, Stettin, 
Poſen, Bredlau, Magdeburg, Münſter 
und Koblenz Gun für bie hohenzol⸗ 
lernichen Lande). Dazu kommen ba3 evan- 
geliſch⸗ lutheriſche Konfiftorium für&Schles: 
wig-Holftein in Kiel, das Landeskonfiſto⸗ 
rium zu Hannober, bie evangelifchen Kon: 
fiftorien zu Kaffel und Wieäbaden, das 
Iutberifche Konfiflorium und dag refor- 
mierte Konfiftorium zu Frankfurt a. M., 
letztere insgeſamt unter dem Kultusmini- 
fterium ftehend. Durch die Synodalord⸗ 
nung vom 20. Jan. 1876 ift für die acht 
ältern Provinzen eine Generalfynode 
ing Leben getreten, wozu dann Provinzial 
und Kreisiynoden kommen (ſ. Syno- 
balsundPresbyterialverfaffung). 
In Hannover befteht eine Landesſynode, 
für Schleswig- Holflein eine Provinzial: 
ſynode, unb für bie Degierungabegirte 
Kaffel und Wiesbaden fin — 
den ins Leben getreten. Die katholiſche 
Kirche Hat zwei Erzbistümer: Köln und 
Vofen, und zehn Bistümer: Brezlau, 
Srauenburg und Ermland (beibe eremt, 
d.h. unmittelbar unterbem Papſte ftehend), | 
Kulm, Müniter, Baderborn , Trier, Hil- 
beöheim, Osnabrück, Yulda und Lım= | 
burg a. L.; doch find biefe Bistümer in: 
folge des Kulturfampf3 nur zum Teil | 
bejett G Kirchenpolitik). Die Graf: 
ſchaft Glatz fteht unter dem Erzbifchof | 
von Prag, während die hohenzollernſchen 
Lande dem von Freiburg i. Br. unter: 
ſtellt find. 
Gerihtsorganifation. 

Bon ber Befugnis zur Errichtung eines 
höchſten Randesgerichtshofs Hat P. Feinen 
Gebrauch; gemacht. Die höchſte Inſtanz 
iſt das Reichsgericht in Leipzig. Vgl. nad: 


rung, darunter 17,674 Altkatholiken (f.d.). | ftehende Überſicht der Gerichisbehdrden: 





Preußen (Geritsorganifation). 


L Oberlaubeögeriät zu Rönigdberg I. Pr. 
(Bet: Oftpreußen.) 


1) Sanbgerit Allenftein mit den Amtsgerich⸗ 
ten: Allenftein, Gilgenburg, Hobenftein, Rei- 
denburg, Ortelsburg, Diterabe Baflenheim, 
Soldau, Wartenburg und Willenberg. 
2) Bertenbein: Barten, Bartenftein, Bifchofs- 
burg, Bi 


Heils berg, 
burg, Röftel, Schippenbeil und Seeburg. 

3) Braunsberg: Braunsberg, Helligenbeil, Pr.» 
Holland, Liebſtadt, —— — 
Nohlheauſen Saalfeld, Wormdiit und Zinten. 

4) Juſterburg: Darkehmen, Goldap, Sumbin- 
nen, Infterburg, Pilllallen und Stallupönen. 

5) Königsberg i. Pr.: Allenburg, Fiſchhauſen, 
Königsberg, Labiau, Mehlauken, Pillau, 
Zapian und Wehlau. 

6) Eyck: Angerburg, Arys, Biolla, Johannis 
burg, Lößen, Lyck, Marggrabowa, Rikolai⸗ 
ten, Rhein und Sensburg. 

7) Zilfit: Heinrichswalde, Heydelrug, Kaukeh⸗ 
men, Diemel, Prökuls, Ragnit, Ruß, Skais⸗ 
girren und Ailſit. 

IL Oberlaubeögerit zu Narienwerder. 
(Bezirk: Weſipreußen mit Ausnahme des Kreiſes 
Deutichlrone.) 

1) Landgericht Danzig mit den Amtögerichten: 
Berent, Danzig, Dirſchau, Karthaus, Neu⸗ 
ftadt, Putzig, Schöned, Pr.-Stargard, Zoppot. 

2) Elbing: Chriftburg, Elbing, Deutſch⸗Eylau, 
Marienburg, Riefenburg, Rojenberg, Stuhm, 
Tiegenhof. 

3) Graudenz: Oraudenz, Marienwerber, Mewe, 
Neuenburg, Schwetz 

4) Konitz: Baldenburg, Flatow, Pr.⸗Friedland, 
Hammerſtein, Konitz, Randsburg, Schlochau, 
Tuchel, Zempelburg. 

5) Thorn: Briefen, Gollub, Kulm, Kulmſee, Lau⸗ 
tenburg, Löbau, Neumark, Straßburg, Thorn. 

HL Oberlanbeögeriät zu Berlin. 
(Berl: Berlin und Brandenburg.) 

1) Landgeriht Berlin (2) mit den Amiggerich⸗ 
ten: Altlandsberg, Berlin II, Bernau, Char⸗ 
Iottenburg, Köpenid, Königs » Wufterhaufen, 
Liebenwalde, Mittenwalde, Nauen, Oranien- 
burg, Rirdorf, Spandau, Straußberg, Zoſſen. 

2) Frankfurt a. D.: Beeslow, Wend.- Bud 
holz, Drofien, Frankfurt a. O. Fürftenwalde, 
Dründjeberg, Reppen, Seelow Sonnenburg, 


Storkow, Zielenzig. 
3) Guben: Forſt, Fürſtenberg, Guben, Kroſſen, 
Pförten, Schwiebus, Sommerfeld, Sorau, 


Triebel, Züllichau. 

4) Kottbus: Dobrilugk, Finſterwalde, Kalau, 
eirchheim, Kotibus, Lieberoſe, Zudau, Lübben, 
Lübbenau, Peitz, Senftenberg, Spremberg. 

5) Landsberg a, W.: Arnswalde, Bärwalde, 
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Berlinchen, Drieſen, Friedeberg i. N⸗M., Kö⸗ 
nigsberg i. N⸗M., Küſtrin, Landsberg a. W. 
Lippehne, Neudamm, Neuwedell, Reetz, Sol⸗ 
din, Woldenberg, Zehden. 

6) Botsdam: Baruth, Beelitz, Belzig, Bran⸗ 
denburg, D Luckenw 


4 ” [2 alde, 
Botsdanı, Rathenow, Treuenbriehen, Werder. 

7) Brenzlau: Angermünde, Brüfſow, Ebers⸗ 
walde, Freienwalde, Lychen, Oderberg, Prenz⸗ 
lau, Schwedt, Strasburg, Templin, Wrie- 
zen, Zehdenick. 

8) Neuruppin: Bepebelin, Granſee, Havelberg, 
Kremmen, Kyritz Lenzen, Lindow, Dieyenburg, 
Perleberg, Peifpnalt, Rheinsberg, Reuruppin, 
Wittenberge, Wittflod, Hufterhaufen a. D. 

IV. Oberlanbdesgericht zu Stettin. 
Bezirk: Bommern.) 

1) Landgericht Greifswald mit den Amisgetich⸗ 
ten: Anklam, Barth, Bergen, Demmin, 
Sranzburg, Greifswald, Grimmey, Loik, 
Stralfund, Treptow a. T., Wolgaft. 

2) Köslin: Bärwalde, Belgard, Bublig, ſtol⸗ 

‚ Körlin, Köslin, Neuftettin, Polzin, 
Rabebur, Schivelbein, Tempelburg, Zanow. 

3) Stargard: Dramburg, Falkenburg, Sollnow, 
Greifenberg, Jakobshagen, Kallies, Labes, 
Mofiow, Raugard, Rörendberg, Pyrik, Re⸗ 
genwalde, Etargard, Treptow a. R. 

4) Stettin: Altdamm, Bahn, Sark a. O. Grei⸗ 
fenbagen, Kammin, NReuwarp, Paſewalk, 
Bentun, Pölitz, Stepenik, Stettin, Swine⸗ 
münde, Üidermünde, Wollin. 

5) Stolp: Bütow, Lauenburg, Pollnow, Rigen- 
walde, Rummelsburg, Schlawe, Stolp. 

V. Oberlaudesgericht zu Poſen. 

(Bezirk: Poſen und der weſtpreußiſche ſtreis Deutſch⸗ 

krone 


1) Landgericht Bromberg mit den Amisgerich⸗ 
ten: berg, Erin, Krone a. B., Inow⸗ 
razlaw, Labiſchin, Schubin, Etreino. 

2) Gneſen: Gneſen, Mogilno, Tremeſſen, Won⸗ 


growitz, Wreſchen. 
3) Liſſa: Bojanowo, Frauſtadt, Goſtyn, Koſten, 
Life, Rawitſch, Schmiegel. 
9 Meſeritz: Bentſchen, Birnbaum, rüz, Meſeritz 
Neutomiſchel. Schwerin, Unruhſtadt, Wollftein. 
5) Oſtrowo: Adelnau, Jarotſchin, Kempen, Koſch⸗ 
min, Krotoſchin, Oſtrowo, Pleſchen, Schildberg. 
6) Poſen: OPbornik, Pinne, Poſen, Pudewitz 
Nogaſen, Samter, Schrimm, Schroda, Wracke. 
DSchneidemühl: Czarnikau, Deutſchkrone, 
Filehne, DR.» Friedland, Jaſtrow, Kolmar 
t P., Lobſens, Margonin, Ralel. Schloppe, 
Schneidemühl, Echönlante, Wirſitz 
VL Oberlanbesgeriät zu Breßlan. 
(Bezirk: Schleſien.) 


.)) Landgericht Beuthen mit den Amtsgerichten: 


Beuthen, Kattowitz, Königshltte, Myslowitz, 
Tarnowitz 
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2) Breslau: Preslau, Kanih, Reumarkt, Win- 


5 
4) Glatz: Branfenflen. Glatz, —— 
Landeck, „Mittelwalde, Münſterberg, 
Neurode, —* Reiner, Wünfcdelburg. 
5) Gleiwitz: Gleiwitz, Nicolai, Peisiretiham, 


Bleß, Toſt, Zabrze. 

6) Glogau: Beuthen i. O., Freiſtadt, Glogau, 
Grünberg, Guhrau, Halbau, Herrnſtadt. Ka⸗ 
rolath, Reufalz, Polkwitz, Priebus, Sagan, 
Sprottau, Steinau. 

D Gorlitz: Gorlitz, Hoyerswerda, Lauban, 
Marklifſa, Muskau, Niesky, Reichenbach, 
Rothenburg, Ruhland, Seidenberg. 

8) Hirfſchberg: Bolkenhayn,. Friedeberg, Greif⸗ 
fenberg, Hermsdorf u. K., Hirſchberg. Lähn, 
Landeshut, Liebau, Löwenderg, Schmiede⸗ 
berg, Shönau, Schönberg. 

9) Liegnig: Bunzlan, Solbberg, Hainau, Jauer, 
Liegnig, Lüben, Raumburg a. O. Pardiwiß. 

10) Neiße: Falkenberg, Friedland, Neiße, Reuftadt, 
Oberglogau.Ottmachau. Patſchkau Ziegenhals. 

11) OIls: Bernſtadt, Feſtenberg, Medzibor, Mi⸗ 
litſch, Ramslau, GIS, Prausnitz. Trachenberg, 
Trebnitz, Boln. » Wartenberg. 

12) Oppeln: Großfirehlig, Guttentag, Karls- 
rub, Ronftabt, Kreuzburg, Krappik, Kupp, 
Landsberg, Lublinitz, Oppeln, Pitfchen, Ro- 


fenberg, Ujeſt. 

13) Ratibor: Vauerwitz Hultichin, Katſcher, Kofel, 
Leobſchütz, Loslau, Ratibor, Rybnik, Sorau. 

14) Schweidnitz: Friedland, Freiburg, Gottes⸗ 
berg, Niederwüftegiersdorf, Nimptſch, Rei⸗ 
chenbach i. Schl. Schweibnig, Striegau, Wal⸗ 
denburg, Zobten. 

VIL Oberlandeßgericht gu Naumburg a. ©. 
(Bezirl: Provinz Sachſen [mit Ausnahme der 
Kreife Shleufingen und Ziegenrüd] und die han⸗ 

nöderfehen Amter Elbingerode und Hobnftein.) 

1) Landgerigt Erfurt mit den Amtsgerichten: 
Erfurt, Langenſalza, Mühlhaufen, Söm⸗ 
merda, Tennitedt, Zreffurt, Weißenjee. 

2) Halberftadt: Aſcherſsleben, Egeln, Grönin- 
gen, Halberftadt, Oſchersleben, Oſterwiek, 
Quedlinburg, Wernigerode. 

3) Halle a. S.: Alsleben, Bitterfeld, Delitzſch, 
Eisleben, Ermsleben, Gerbftebt, Gräfenhain⸗ 
den, Halle, Hettitebt, Könnern, Lauchſtedt, 
Lobejün, Mansfeld, Merjeburg, Schleubig, 
Wettin, Wippern, Zörbig. 

4) Magdeburg: Men, Barby, Budau, Burg, 
Erzleben, Gommern, Großfalze, Hötensleben, 
Kalbe a. S. Boburg, Magdeburg. Neuhaldens⸗ 
leben, Reuftadt - Magdeburg, Schönebed, Staß⸗ 

rt, Wanzleben, Wolmirftebt, Ziefar. . 

5) Raumburg: Edartäberga, Freiburg a. U., 

Helvrungen, Hohenmölfen, Kölleva, Lützen, 
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Müdeln, Naumburg, Nebra, Oſterfeld, 
Querfurt, Teuchern. Weißenfels, Wiehr, Zeit, 

6) Rordhaufen: Artern, Bleicherode, Dingel- 
ſtedt, Elirih, Großbodungen, Heiligenftabt, 
Heringen, Ilfeld, Kelbra, Rorbhaufen, Rofla, 
Eangerhaufen, Stolberg, Worbis. 

7) Stendal: Wrendfee, Beekendorf, Bismark, 
Gardelegen, Genthin, Jerichow, Kalbe a. M. 
ldtze, Obisfelde, Ofterburg, Salzwedel, 
Sandau, Serhaufen i. A., Stendal, Tanger⸗ 
münde, Weferlingen. 

8) Torgau: Belgern, Dommitzſch. Düben, Eilen⸗ 
burg, Elſterwerda, Herzberg. Jeſſen, Kemberg. 
Liebenwerda, Mühlberg, Prettin, Schlieben, 
Schmiedeberg, Shweinik, Torgau, Wittenberg. 

VM. Oberlandesgericht an Miel. 

(Bezirk: Schleswig - Holſtein.) 

1) Landgericht Altona mit den Amtsgerichten: 
Ahrensburg, Altona, Bergteheibe, Blankeneſe, 
Eddelad, Elmshorn, Glüdftabt, Itzehoe, Kel⸗ 
Yinghufen, Krempe, Lauenburg, Marne, 
Meldorf, Mölln, Oldesloe, Pinneberg, Ran- 
zau, Rakeburg, Reinbeck, Reinfeld, Schwar⸗ 
zenbeck, Steinborft, Zrittau. 

2) Flensburg: Apenrabe, Brebftebt, Flensburg, 
Friedrichſtedt, Garding, Hadersleben, Hu⸗ 
fum, Kappeln, Led, Lygumkloſter, Niebüll, 
NRorburg, Rorbfirand, Pellworm, NRöbbing, 
Schleswig, Sonderburg, Tinnum, Tömmig. 
Toftlund, Tondern, Wyck. 

8) Kiel: Bordesholm, Bramſftedt, Burg a. %. 
Edernförbe, Gettorf, Heide, Heiligenbafen, 
Hohenweftebt, Kiel, Lunden, Lütjenburg, 
Neumünfter, Neuftabt, Nortorf, Oldenburg, 
Plön, Preek, Rendsburg, Schenefeld, Schön- 
berg, Segeberg, Weſſelburen. 

IX. Oberlanbeögeriät u Gelle. 
(Bezirk: Hannover [mit Ausnahme von Efbinge- 
rode und Hohnflein] und das Yürftentum Pyrmont.) 
1) Landgerigt Aurich mit den Amtögerichten: 

Aurih, Berum, Emden, Eſens, Leer, Nor⸗ 
den, Weener, Wilhelmshaven, Wittmund. 

2) Söttingen: Duberflabt, Einbeck, an iebolbe- 
haufen, Göttingen, Herzberg, Moringen. 
Münden, Northeim, Oſterode, Reinbaujen, 
Uslar, Zellerfeld. 

3) Hannover: Burgwedel, Hameln, Hamover. 
Kalenberg, Koppenbrügge, Lauenftein, Mün⸗ 
der, Neuftadt a. R., Obernkirchen, Oldendorf, 
Volle, Pyrmont, Rinteln, Robenberg, Springe, 
Wennigien. 

4) Hildesheim: Ahlfeld, Bodenem, Burgdorf. 
Elze, Follersleben, Gifhorn, Goslar, Hilde: 
heim, Liebenburg, Meinerfen, Peine. 

5) Lüneburg: Bergen, Bledede, Eelle, Dannen⸗ 
berg, Iſenhagen, Lüchow, Lüneburg, Diedingen 
Reuhaus a. E., Soltau, Ülzen, Winſen a. d. 2. 

6) Osnabrück: Bentheim, Berjenbrüd, Diepholz, 
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Feeren, Fürſtenau, Iburg, Lingen, Malgar- 
ten, Melle, Meppen, Neuenhaus, Osnabrüd, 
Papenburg, Quakenbrück, Sogel, Wittlage. 

7) Stade: Bremernörbe, Buxtehude, Freiburg, 
Harburg, York, Neuhaus a. D., Oſten, Ot⸗ 
terndorf, Stade, Toſtedt, Zeven. 

8) Berden: Achim, Ahlden, Boffum, Blumen- 
thal, Brudhaufen, Dorum, Geeftemlinde, 
Hagen, Hoya, Lehr, Lefum, Lilienthal, Nien- 
burg, Dfterholz, Rotenburg, Stolzenau, Su- 
fingen, Syke, Uchte, Berben, Walsrode. 


x. Oberlaubeßgerigt zu Hamm. 
(Bezirk: Wetfalen und die rheinländiſchen Streife 
Duisburg, Efien [Stadt und Land], Mülheim 

a. d. Ruhr und Nee.) 

1) Landgeriht Arnsberg mit den Amtsgerihten: 
Arnsberg, Attendorn, Balve, Berleburg, 
Bigge, Brilon, Burbach, Förde, Fredeburg, 
Hilchenbach, Kirchhundem, Laasphe, Mard- 
berg, Medebach, Meſchede, Neheim, Olpe, 
Siegen, Warſtein. 

2) Bielefeld: Bielefeld, Bünde, Gütersloh, 
Halle, Herford, Lübbecke, Minden, Oyn⸗ 
haufen, Petershagen, Rhaden, Rheda, Riet⸗ 
berg, Vlotho, Wiedenbrück. 

3) Dortmund: Dortmund, Hamm, Hörde, Ha 
men, Kaftrop, Soeft, Unna, Werl. 

4) Duisburg: Dinslaken, Duisburg, Emmerich, 
Mülheim a.d.R., Oberhaufen, Rees, Ruhrort, 
Weſel. 

5) Eſſen: Bochum, Borbeck, Eſſen, Gelſenkir⸗ 
chen, Hattingen, Steele, Wattenſcheid, Werden. 

6) Hagen: Altena, Hagen, Haspe, Iſerlohn, Lim⸗ 
burg a. 8, Lüdenſcheid, Meinertshagen, Men- 
den, Plettenberg, Schwelm, Schwerte, Witten. 

7) Münfter: Ahaus, Ahlen, Bedum, Bocholt, 
Borken, Bottrop, Buer, Burgfteinfurt, Dor- 
ſten, Dülmen, Haltern, Ibbenbüren, Koes⸗ 
feld, Lüdinghauſen, Münfter, Olde, Reck⸗ 
linghauſen, Rheine, Tecklenburg, Vreden, 
Warendorf, Werne. 

8) Paderborn: Beverungen, Borgentreich, Bra⸗ 
tel, Büren, Delbrück, Erwitte, Fürſtenberg, 
Geſecke, Hoͤxter, Lichtenau, Lippftadt, Nie 
heim, Paderborn, Rüthen, Salzkotten, Stein⸗ 
beim, Warburg. 


XI Oberlandeögerist zn Kaſſel. 
(Bezirk: Regierungsbezirk Kafjel [mit Ausnahme des 
Kreifes Schmalkalden und einiger Orte bei Frank⸗ 
furt a. DE], der Kreis Biedenkopf vom Regierungd« 
bezirk Wiesbaden und das Yürftentum Waldeck) 
1) Landgeriht Hanau mit den Amtögerihten: 

Bergen, Bieber, Birflein, Burghaun, Eiter- 
feld, Fulda, Gelnhaufen, Großenlüder, Ha⸗ 
nau, Hilders, Hünfeld, Bangenfelbold, Meer- 
Holz. Neuhof, Orb, Salmünfter, Schlüchtern, 
Schwarzenfels, Steinau, Wächtersbach, Wey⸗ 
hers, Windeden. 


Staatslexikon. 
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2) Raffel: Abterode, Allendorf, Arolſen, Biſch⸗ 
haufen, Eſchwege, Felsberg, Friedewald, 
Fritzlar, Grebenſtein, Großalmerode, Gudens⸗ 
berg, Hersfeld, Hofgeismar, Karlshafen, 
Kafiel, Korbach, Lichtenau, Melfungen, 
Naumburg, Nentershaufen, Netra, Nieder 
aula, Niederwildungen, Oberfaufungen, Ro« 
tenburg, Schenklengsfeld, Sontra, Spangen- 
berg, Bederhagen, Bollmarfen, Wannfried, 
Witenbaufen, Wolfhagen, Bierenberg. 

3) Marburg: Amöneburg, Battenberg, Bieden- 
topf, Borken, Frankenberg, Fronhauſen, 
Gladenbach, Homberg, Jesbera, Kirchheim, 
Marburg, Neukirchen, Neuftadt, Oberaula, 
Raufhenberg, Roſenthal, Zreyfa, Vöhl, 
Wetter, Ziegenhain. 

XIL Oberlandesgeriät an Frankfurt a. M. 
(Bezirk: Regierungsbezirt Wiesbaden [mit Aus- 
nahme des Kreiſes Biedenkopf], einige Orte de 
Regierungsbezirts Kaffel bei Frankfurt a. M., die 
hohenzollernſchen Lande und beinahe der ganze 
techtörheinifche Teil des Regierungsbezirks Koblenz.) 


1) Sandgeriht Frankfurt a. M. mit den Amts⸗ 
gerichten: Bockenheim, Frankfurt a. M., Hom- 
burg v. d. 9. 

2) Hehingen: Sammertingen, Haigerloch, He⸗ 
chingen, Sigmaringen, Wald. 

8) Limburg a. 8: Braunfels, Diez, Dillen« 
burg, Ehringshaufen, Ems, Hadamar, Her⸗ 
born, Limburg a, L., Marienberg, Naſſau, 
Rennerod, Runkel, Weilburg, Wehlar. 

4) Neuwied: Altenkirchen, Asbach, Daaden, 
Dierdorf, Ehrenbreitftein, Hachenburg, Höhr- 
Grenzbaufen, Kirchen, Binz, Montabaur, Neu⸗ 
wied, Selters, Wallmerod, Willen. 

5) Wiesbaden: Braubach, Eltville, St. Goars⸗ 
haufen, Hochheim, Hoͤchſt, Idſtein, Kamberg, 
Katzenellnbogen, Königftein, Langenſchwal⸗ 
bach, Naſtätten, Niederlahnſtein, Rüdesheim, 
Ufingen, Wehen, Wiesbaden. 


xIo. Semeinſchaftlige Oberlaudesgericht zu 
öl. 


(Bezirk: die Rheinprovinz [mit Ausnahme der 
zu den Oberlandesgerichtsbezirken Hamm und 
Frankfurt a. M. gehörigen Teile].) 


1) Landgeriht Aachen mit den Arntsgerichten: 
Aachen, Aldenhoven, Blankenheim, Düren, 
Erkelenz, Eſchweiler, Eupen, Geilenkirchen, 
Gemünd, Heindberg, Jülich, Malmedy, Mont⸗ 
joie, Stolberg, St. Vith, Wegberg. 

2) Bonn: Bonn, Eitorf, Euskirchen, Hennef, Kö⸗ 
nigswinter, Rheinbach, Siegburg, Waldbröl. 

3) Düffeldorf: Düſſeldorf, Geeresheim, Greven» 
broich, Krefeld, Mönchen « Gladbah, Neuß, 
Odenkirchen, Opladen, Ratingen, Rheybt, 
Urdingen, Vierſen. 

4) Elberfeld: Barmen, Elberfeld, Langenberg, 
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Sennep, Mettmann, Remiheid, Eolingen, 
Bermelstirdgen. 

5) —— Düllen, Geldern, God, Kempen, Kleve 


Mörs, Rheinberg, Kanten. 
6) —B evdencu. Ahrweiler, Andernad), Bop⸗ 
t. 


m, Stromberg, Trarbach, 
T) Köln: Bensberg, Gummersbach, Kerpen, Köln, | ha 


Lindler, Mühlheim a. Rh. Wiehl, — 
8 —— Baumholder, Grumbach, Le⸗ 


Ottweiler, Saarbrä 
Gaarlouis, Et. Wendel, Sulzbach, Tholey, 
Bölklingen. 

9) Trier: Bernlaftel, Bitburg, Dauu, Hermes 
teil, Hillesheim. Merzig, Reuerburg, Reu- 
magen, Perl, Prüm, Rhaunen, Saarburg, 
Trier, Wadern, Warweiler, Wittlich. 

Die Amtsgerichte zu Schleufingen, Suhl (Re 

— Erfurt), Brotterode, Schmalkalden 

Steinbach⸗Hallenberg (Regierungsbezirk Kafſel) 

Fir dem Landgerit Meiningen, die Amtsgerichte 


zu Ranis und Ziegenrüd (Regierungsbezirk Erfurt) 
dem Landgericht Rubolftabt zugeteilt. Das zu⸗ 


Rändige Oberlandesgericht für die betreffenden Bes 
zirke iſt das gemeinſchaftliche Oberlandesgericht zu 
Jena. Das Oberlandesgericht zu Raumburg fun- 
giert zugleich als ſolches für das Herzogtum An⸗ 
balt und für das Fürftentum Schwarzburg⸗ Son⸗ 
dershaufen, während das Oberlandesgericht zu 
Gelle für das Yürftentum Pyrmont und das Ober- 
Landesgericht zu Kafſel für das Fürftentum Waldeck 
zuftändig iſt. 
inanzen. Nach dem Staatshaus- 
haltsetat für das Finanzjahr 1881—82 
balancieren bie Einnahmen mit ben 
Ausgaben in ber Gefamtfumme von 
913,070,416 ME., indem ſich die fort: 
bauernben Ausgaben auf 873,020,898, 
die einmaligen und auferordentlichen 
auf 40,049,518 ME. belaufen. Dabei 
ift bie "Einnahme aus den Domänen 
und Forften, nad) Abzug einer Rente von 
7,719,296 ME. für den Kronfideilom⸗ 
iefende mit 72,114,544 ME. in Red: 
nung geftellt. Die direften Steuern be: 
laufen fih nad) Abzug eines dreimonati⸗ 
en Steuerevioffes von 14 Mill. ME. auf 
1494 000 Mk., während die indirekten 
ehem mit ben gerichtlichen Koften und 
Strafen 95,150,100ME. betragen, darun: 
ter 17,992, 330 ME. Anteil an den Reiche: 
feuern, 17, 900, 00MF.Steinpelfteuernac. 
Do tommen von biefen Steuereinnah- 
men die Erhebungskoſten wieber in Ab: 
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zug, welche fich bei den bireften Steuern 
auf 10,008,000 und bei ben indirekten auf 
125,930, 400 Mt. belaufen. Der Ertrag 
der Lotterie ift mit 4,023,400 ME. (Aus 
abe: 90,100 ME.) und der Überjchuß ber 

lung mit 3 Mil. ME. etatifiert. 

Die Einnahmen aus ben Staatzeilen- 
bahnen und aus denjenigen Privateiſen⸗ 
hnen, bei welchen der Staat beteiligt iſt, 
belaufen fi auf 356,542,000 ME., 


wäh: 
den, send ich die Betriebstoften auf266, 819, 093 


iffern. Der Anteil Preußens an 
* Reideinnahme aus ben Zöllen und 
aus ber Tabaffteuer beträgt 34,123,300 
Me. An Matrifularbeiträgen hat P. pro 
1880-81: 38,808,232 ME. an das Reid, 
zu entrichten, pro 188182: 52,501,405 
ME. Die Erigenz bed Auftizminifteriums 
beläuft fi auf 73,552,100 ME., während 
für das Kultusminiflerium 49, 710,973 
ME. in Ausgabegeftellt find. DieStaatd: 
ſchulden beliefen fih 1881 für die al 
ten Zandesteile und er ben Gefamtfiaat 
feit 1866 auf 1,306,643,097 ME., inkl. 
761,578,52IME. ‚Eifenbahnfchulden. Dazu 
kamen 88, 746,086 ME. Schulden der 1866 
neu erworbenen Landesteile, welche mit 
ben leßtern übernommen wurben. 

Im deutſchen Bundesrat, in welchem ber 
Krone P. wichtige Vvorrechte eingeräumt 
find (f. Bundesrat), führt dieſelbe 17 
Stimmen; in ben beutichen Reichstag ent: 
jenbet P. 236 Abgeordnete. Das Fleine 
Staatswappen ift mit ber Könige 
krone bebedt und enthält im jilbernen 
Felde den ſchwarzen Adler mit dem Zep⸗ 
ter in der Rechten und dem Reichsapfel 
in ber Linken, ben Nomendzug des Kö⸗ 
nigs auf der Bruft. Das mittlere Wappen 
bat vier Mittelfhilde mit den Wappen 
von P., Brandenburg, Nürnberg und 
—5 und zehn Felder mit den 

blemen der Provinzen. Dasſelbe wird 
von zwei wilden Männern gehalten und iſt 
mit der Kette und dem Kreuz des Schwar⸗ 
zen Adlerordens umgeben. Das große 
Wappen endlich enthält außer jenen vier 
Mittelfchilden 48 Felder mit Zeichen ber 
Provinzen xc., ift mit einem gefrönten 
gems bebedt, von dem Schwarzen und bem 
oten Ablerorben umgeben und von zwei 
wilden, Fahnen tragenden Männern ge 











_ Primogenitur — Priſe. 


halten. &3 fteht auf einem blauen, golbein- 
gefaßten Poſtament mit dem Wahlſpruch: 
»Gott mit und«. Das Ganze ift mit einem 
purpurnen Wappenzelt umgeben. Die 
Zandesfarben find Schwarz und Weiß, 
Dal. Neumann, Das Deutſche Reid) 
in geographifcher, flatiftifcher und topo- 
grap hier Beziehung, Bd. 2 (1874); 
Rönne, Staatsrecht der preußiichen 
Monarchie (4. Aufl. 1881, 2 Bde); Os⸗ 
feld, B. in flaatsrechtlicher, kamera⸗ 
liſtiſcher und flaatswirtfhaftlider Be 
ziehung (2. Aufl. 1870); Schulze, Das 
preußiiche Staatörecht auf Grundlage bes 
deutichen Staatsredht3 (1872, 2 Bde); 
Laster, Zur Berfaffungsgefchichte 
Preußens (1874); Hahn, Provinzial 
ordnung für die Provinzen P. Branden- 
burg ‚ Pommern, Sclelien und Sachſen 
(1375); Brauditfch, Die neuern Or- 
ganiſationsgeſetze der innern Verwaltung 
für die Provinzen Preußens ꝛc. (1876 
ff.); über die Kreisordnung die Ausga- 
ben von Hahn, Wachler, Höinghaus; 
Rönne, Verfaſſungsurkunde für den 
preufifhen Staat (1859); Derfelbe, 
Preußiſche Verfaſſungsurkunde (1874). 
Zur Geſchichte Preußens: Droyfen, Ge 
Ichichte der preußifchen Politik (1855 ff., 
Teil 1—6); Rante, ZwölfBücher preußi⸗ 
fcher Gefchichte (1874, 5 Bde.); Eberty, 
Geſchichte des preußifchen Staats (1867 
bis 1873, 7 Bde); Hahn, Geſchichte bes 
preußiichen Baterlands (8. Aufl. 1878); 
Philippſon, Geſchichte des preußifchen 
Staatswejens vom Tod Friedrichs d. Gr. 
bis zu den Freiheitsfriegen (1880, Bd. 1); 
Sfaacjohn, Geſchichte des preußifchen 
Beamtentums (1874— 78, Bb.1 u. 2). 
Brimsgenitur (lat.), Erſtgeburt, ins⸗ 
befonbdere das —— des Erſtgebor⸗ 
nen (primogenitus) bei ber Erbfolge, 
Nachfolge des Altejten der älteften Linie 
(Brimogeniturorbnung); in 
Deutfchland zuerft durch Die Goldne Bulle 
Karla IV. 1356 für bie Kurlande, ſpäter 
in allen Monarchien durch Hausgeſetze ein- 
geführt. , , 

v. lat. princeps, franz. Prince), 
eigentlich Zürft, dann Titel für bie nicht 
regierenden Glieder der fürſtlichen Fami⸗ 
lien. Der Thronerbe heißt bei gefrönten 
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Häuptern Kronprinz, Erbgroßherzog, Erb- 
prinz. Die weibliche Form ift Prinzeß 
ober Brinzeffin(franz.Princesse). Ihr 
Ehrenpräbifat iſt Hoheit, in ben fürft- 
lichen Häufern Durchlaucht. 

Prinzeſfinnenſlener (Fräulein⸗ 
ſteuer), diejenige Summe, welche bei 
der Verheiratung von Prinzeſſinnen zu 
deren Ausſteuer und Abfindung aus der 
Staatskaſſe zu bezahlen, und deren Be⸗ 
trag, wo er nicht verfaſſungsmäßig feſt⸗ 
geielt, zwifchen Regierung und Ständen 

ſonders zu vereinbaren ift. 

Prior (lat., d. b. oorangebenb ber Zeit, 
bem Rang nach), Vorfteher von Klöftern, 
die nicht unter einem Abt ftehen, im Rang 
diefem folgend (in Nonnentlöftern Brio: 
rin). Priorät, Amt eines Priors; bei 
den Sohanniterrittern Provinzialbezirk, 
der in Balleien zerfiel. Briorei, Klofter, 
in welchem ein P. feinen Sit hat; auch 
die Geſamtheit der einem ſolchen unter: 
ftellten Klöfter. Großprior, Haupt einer 
Abtei, unter der mehrere Prioren fliehen; 
in ben geiftlihen Ritterorden ber nächfte 
nad bem Großmeilter. 

Prioritãten (Iat.) yaftien ⸗ 

Prieritãtsflammałtien/ ſel lſch alt. 

Priſe (franz.), Seebeute einer Frieg- 
führenden Macht. Während nach mober- 
nem Bölferrecht im Landfrieg das Privat: 
eigentum von Angehörigen der in einen 
Krieg verwidelten Staaten möglichit ge- 
ſchont und nur, infoweit es für Zwecke 
der Kriegführung brauchbar iſt, in Be 
ſchlag genommen wird, unterliegt im Sees 
frieg nicht nur das Eigentum bes feind- 
lien Staats, fondern auch alles feind- 
liche Brivateigentum zur See, wofern es 
nicht durch eine neutrale Flagge gedeckt 
wird, ber Offupation buch bie gegentei- 
fige feindliche Macht, ja jogar, wofern bie 
Kaperei von ber friegführenden Seemacht 

eftattet wirb, durch mit Kaperbriefen ver⸗ 
Vehene Privatfahrzeuge — Kaperei). 
Auch neutrale Privatſchiffe, welche ſich 
einer —— — Neutralität, nament⸗ 
lich durch den Transport von Kriegskon⸗ 
terbande oder durch Blockadebruch, ſchul⸗ 
dig machten, unterliegen der Aufsringung 
und Wegnahnie. Eine Einigung ber See: 
mädte zur Bejeitigung pe bob zur 

% 
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Beichränktung bes fogen. Priſenrechts 
auf ale ber letztern Art it troß wieders 
holter Anregung nicht zuftande gelonımen, 
und jelbft eine Verordnung des Nord⸗ 
deutfchen Bundes vom 18. Juli 1870, wo- 
nach franzöfiiche Handelsſchiffe durch bie 
Bunbesfriegsmarine nicht aufgebracht 
werben jollten, abgefehen von ſolchen 
Schiffen, die auch, wenn fie einem neu⸗ 
tralen Staat angehörig, ber Wegnahme 
- unterliegen würden, mußte zurüd'gezogen 
werben, ba von’ feiten Frankreichs das 
gleiche Verfahren nicht beobachtet wurde. 
8 beſteht aber die Einrichtung fländiger 
ober für bie Kriegsdauer befonders einge⸗ 
feßter Brifengerichte (franz. Conseil 
de prises, engl. Prize court) zum Rechts⸗ 
ſpruch (Priſenurteil) darüber, ob eine 
Seebeute »zu fondemnieren«, d. h. al gute 
P. zu erklären, ober ob fie freizugeben fei. 
Diefe haben namentlich auch darüber zu 
enticheiden, wie es im Fall der Wieder- 
nahme (Reprife) zu balten fei, wenn 
alſo eine Seebeute dem Kriegsfeind wieder 
abgenommen wirb (|. Reprije). Nach 
ber preußischen Priſenordnung nebft Pri⸗ 
fenreglement vom 20. Juni 1864 wird 
ein bejonberer Brifenrat, beftehend aus 
einem PBräfidenten, je®2 Mitgliedern und 
einem Staatsanwalt, mit Appellation an 
einen Oberprifenrat, konſtituiert. 
Das Verfahren vor ben Prifengerichten 
ift ein fummarifches Reflamationsverfah- 
ren, indem bie Bräfumtion für Die Recht: 
mäßigfeit ber Wegnahme (Kaptur) ber 
PB. ſpricht und es dem Reflamanten über: 
laſſen bleibt, die Widerrechtlichfeit der⸗ 
felben darzuthun. Priſengeld heißt bie 
Belohnung, welche der Mannſchaft und 
dem Befehlshaber des die Kaptur vollzie⸗ 
henden Schiffs (Kaptor) verwilligt, auch 
die Loskaufungsſumme, gegen die ein ge⸗ 
kapertes Schiff freigegeben wird. Vgl. 
Piſtohye und Duverdy, PTraité des 
prises maritimes (1854—59, 2 Bde.); 
Wollheim da Konfeca, Der beutfche 
Seehandel und die franzöftichen Prifen- 
gerichte (1873). 
Privat (lat.), häuslich, ben Einzelnen 
betreffend, im Gegenjag zum Öffentlichen, 
Semeinfamen, Staatlihen; daher Pri⸗ 
vatrecht, der Inbegriff derjenigen Rechts⸗ 


Privat — Privatklage. 


normen, welche ſich auf die Rechtsverbält 
niſſe Kan ,‚ in denen ber Menſch al 
Einzelner jeinen Mitmenſchen als Eingl: 
ten gegenüberfteht, im Gegenfab zum 
öffentlichen Recht (f. Net) Privat: 
ſeerecht, |. Seerecht. 
Privateer (engl. ipr. preiwaͤtitzr), ſ. v. w 
Kaper (ſ. Kaperei). 
rivatfürſtenrecht, das Familien⸗ und 
Erbrecht der landesherrlichen und ehe mals 
reihsunmittelbaren Fürſtengeſchlechter, 
des hohen Adels Deutſchlands; zumeiſt auf 
Hausgeſetzen beruhend (f. Autonomie). 
VPribatgerichtsbarkeit, |. Patrim 


nium. 

Privatklage (Privatanklage), ım 
Strafprozeß der Antrag, welcher von dem 
durch ein Vergehen Verletzten auf Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung gegen ben Schul— 
digen bei Gericht geſtellt wird. Der Regel 
nach liegt nämlich bie Verfolgung einer 
jeden ftrafbaren Handlung mittelft öffent: 
licher Klage der Staatsanwaltfchaft ob; 
nur bei Beleidigungen unb Körperver⸗ 
legungen, foweit bier eine Beſtrafung auf 
Antrag eintritt, Tann nach der Deutjcen 
Strafprozefordnung der Verletzte ober der 
an feiner Stelle zum Strafantrag Bere: 
tigte (f. Antragsverbredhen) im Ma 
ber PB. (als Pripetttagen) bie Einlei⸗ 
tung des ſtrafrechtlichen Verfahrens, in 
welchem ihm alsdann dieſelben Rechts⸗ 
mittel wie der Staatsanwaltſchaft bei der 
öffentlichen Klage zuſtehen, herbeiführen 
Nur wenn es im öffentlichen Intereſſe 
liegt, wird auch bei derartiger Beleidt 
gungen und Körperverleßungen bie öffent: 
liche Klage burd bie Staatdanwalticait 
angeftrengt, welcher fich jedoch ber er: 
letzte a8 Nebentläger anfchließen bari. 
Ebenſo ift demjenigen, weldyer bie Zu: 
erfennung einer Buße beanfpruchen fann, 
die Erhebung ber Nebenflage neben ver 
öffentlichen Stlage des Staatsanwalts ge 
ftattet. Dagegen ift das Inftitut Der fogen. 
jubjidiären®., d. h. ber Befugnis bei 
Berlegten, als Brivatankfläger vor Gericht 
aufzutreten, wenn die Staatsanwaltſchant 
bie Erhebung ber öffentlichen Klage ab 
lehnt, obwohl von dem deutſchen Suriften: 
tag empfohlen und urfprünglich aud in 
den Entwurf ber deutſchen Strafprozek 








Privatrecht — Propft, 


ordnung mit aufgenommen, nicht zum 
Geſetz erhoben worden. Bol. Deutfche 
Strafprogeßorbnung, 65 414446. 

Privatrecht, ſ. Recht. 

Brivaturfunde, |. Urkunde. 

Privilegium (lat.), Ausnahmegeieh 
(f. d.); auch Bezeichnung für bie durch ein 
ſolches Ausnahmegejeb begründeten Vor⸗ 
und Sonderredhte einer einzelnen Perſon 
odereiner beſtimmten Klafjevon Berfonen, 
auch wohl für bie über bie Verleihung eines 
ſolchen Recht? ausgeftellte Urkunde. 

oduti (Iat.), Erzeugnis, Boden: 
erzeugnis, bejonders zur weitern Verarbei⸗ 
tung und als Gegenflanb bes Handels bie- 
nended; Produktenhan del, Hanbel mit 
Bodenerzeugnifien des Landes, zum Un: 
terjchied von Kolonial-, Manufaktur: und 
anderm Warenhandel; Probuftion, Er- 
zeugung wirtichaftlicher Güter ſowie Wert- 
erhöhung berjelben burch die Arbeit (Han- 
bel, Erhöhung der Kultur, Sicherung nach 
außen). Im Gegenſatz zu den Konſu⸗ 
menten, ben Verbrauchenden, verfteht 
man unter Produzenten bie Herbor- 
bringenben, alfo diejenigen, welche gewiſſe 
Erzeugniſſe herſtellen. Produktivge⸗ 
noſſenſchaft, ſ. Genoſſenſchaften. 

Profoß, — 

Progymnaſium (griech.), Vorſchule 
zu einem Gymnaſium; in Preußen: 
Gymnaſium, dem die Prima fehlt. 

Prohibieren (lat.), verbieten, nicht zu⸗ 
laſſen; Prohibitorium, Verbot, na⸗ 
mentlich der Ein= oder Ausfuhr von Was 
ven; Prohibitivſyſtem, handelspoliti- 
ſches Syftem, wonad) die Einfuhr gewiſſer 

auslänbifcher gewerblicher Erzeugniife 
verboten wurde, um bie inlänbifche In⸗ 
duftrie zu befördern, Prohibitivmaß-— 
regeln, vorbeugende Maßregeln, im 
Gegenfaß zu fogen. Reprejjivmaß: 
regeln, bie in einem Einfchreiten gegen 
Mißbrauche beftehen. 

Proklamieren (lat.), öffentlich befannt 
mahen; Proflamation, Belannt- 
machung durch Öffentliches Ausrufen, dann 
überhaupt es Defanntmadiung, 
3. B. Aufruf eines Fürſten an das Volt, 
eines Heerführers an die Armee, an die 
Bewohner einzelner Städte ober Provin- 
zen. Bom Manifest (ſ. d.) unterfcheidet 


437 


fi die Proffamation dadurch, daß jenes 
einen mehr biplomatifchen, biefe einen 
mehr populären Charafter hat. 

rotũra (Iat., »für Mühe«), Hono- 
rar für Bemühungen in Handelsange⸗ 
legenheiten; dann die vom Eigentümer 
einer Hanbelsnieberlaflung, Cinzelfauf- 
mann oder Handelsgeſellſchaft erteilte Voll⸗ 
macht, im Namen und für Rechnung bes 
Prinztpals ba8 Hanbelsgefchäft zu betrei- 

unb bie $irma per procura (p. pr. 
ober pr. Pa.) zu zeichnen; Prokuriſt 
(Profuraträ gen), ber alſo Bevollmäch⸗ 
tigte; Lol lektivprokura, bie an meh⸗ 
rere zuſammen erteilte P. Vgl. Deutſches 
Hanbelsgeſetzbuch, Art. 41—46, 52—56. 

Proturation (Iat.), Auftragsbefor- 
gung, Stellvertretung durch einen Bevoll- 
mächtigten, auch bie diefem erteilte Boll- 
macht; beſonders der vorläufige Abſchluß 
eines Ehekontrakts zwiſchen fürſtlichen 
Perſonen durch Bevollmächtigte. Pro⸗ 
kurator, Bevollmächtigter, Stellver⸗ 
treter, Anwalt. Staatsprokurator, 
ſ. v. w. Staatsanwalt. Prokuratur, 
Geſchäftsverwaltung. 

Proletariat (ab), bie befißlofe, aus 
ber Hand in den Dlund lebende Klajie; 
ſ. Blutofratie. 

ronunciamiento (fpan.), öffentliche 
Kundgebung, Signal zum Aufftanb, na- 
mentlich dasjenige, welches von Führern 
der bewaffneten Macht ausgeht. 

Propaganda (Iat.), Anftalt zu Der: 
breitung gewiller Lehren, Meinungen ıc., 
insbefondere Miffionsanftalt;B.macen, 
für feine Meinungen unb Grundſätze 
Anbänger zu gewinnen fuchen. Congre- 
gatio de p. fide, eine Unterabteilung bes 
Kardinalfollegiums, »zu Verbreitung des 
Glaubens«, 1622 in Romvon Gregor XV. 
gegrüinbet; mit berjelben verband Ur—⸗ 
ban VII. 1627 da8 Collegium de p. 
fide, Bildungsanftalt für Miſſionäre. 

Propfl (v. Int. praepositus), Vorge⸗ 
fetter; Kloſter- StiftSvorfteher, insbeſon⸗ 
dere eines Kathebralftifts (Dompropft); 
in Norddeutſchland Titel der proteftanti- 
hen Hauptpaftoren. Feldpropſt, in 

reußen der nächſte Vorgefette der Divi- 
ſions⸗ u. Brigadeprediger. Propftei, Be: 
zirt, Würde, Amtswohnung eines Bropftes. 
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Proreltor (Iat.), an Univerfitäten ber 
bie Stelle bed Landeöherrn als Rektors ber 
Univerfität vertretende Profeflor; Bro- 
reftorät, Amt, Würbe besjelben. 

Profelyt (griech), Fremdliug, Ans 
mmling, ein zu einer andern ‘Partei, 
insbefonbere zu einem andern veligiöfen 
Stauden, Übergetretener. Brofelytens 
Na qher einer, ber andre für feinen Glau⸗ 
ben zu gewinnen fucht. 

Prostvueſis (grieh.), das Anbeten, 
fußfällige Verehrung der Herricer im 
eerie (at.), begünfligter Schuß. 

totektion (Iat.), begünftigter . 
Brotektioniften, le bie Ber- 
teibigerder Stußpölleauf@etreibe, Schub: 
zöliner. Proteltor, Gönner, Schuß: 
und Schirinherr. 

roteſt (lat.), f. Broteftieren. 

sotetantenfag, |. Proteflanten- 
verein. 

PVroteflantenverein, Verein beutfcher 
"Proteftanten, welcher eine Wiederbelebung 

der proteftantifchen Kirche im Geift evanı 
gelifcher Freißeit und int Einflang mit ber. 
inodernen Kulturerftrebt; 1865 in Eiſenach 

ründet. Der'B. bält vegelmäigalljähre 
Ti einen Proteftantentag ab, Or: 
in bes Vereins find: die »Vroteſtanti⸗ 





(Sen Slugblättere (Clberf.), das >Deut- 
Ihe Broteitantenblatt« ee, bie Pro⸗ 
teftantenvereind=Korrejpondenz« und bie 
»Proteftantifche Kirchenzeitung« (Berl.). 
l. Schenkel, Der heitfie $. 1871. 
roteantismmus (Tat., proteftans 
tifche oder evangelifche Kirche), Ge 
famitegeiämung bebfenigen Hauptzweigs 
ber Griflfichen Kirche, welcher fid) infolge 
ber Reformation im 46. Jahıh. von ber 
zömifch:Tatholifchen Kirche getrennt Bat. 
Der Name Proteftanten rührt von 
ber Proteftation her, welche bie evangelis 
je Reichsſtaͤnde 19. April 1529 gegen 
en Reichsabſchied von Speier erhoben, 
durch welchen alle firhlicen Reformen 
verboten werben follten. Schon während 
ber Reformation ward aber wiederum eine 
Trennung ber proteftantifcen Kirche in 
bie Iutherifche und die reformierte 
veranlaßt und zwar durch bie Verſchie⸗ 
denheit In der Aujfaffung einzelner Glau⸗ 
bensleßren, 3. 8. der Aenbmabfslehre. 
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Innerhalb biefer beiden Kirchen Fommen 
nod) verſchiedene Religionsparteien und 
Seften vor. Allein im weientlichen ſtim⸗ 
men biefelben doch darin überein, baß fie 
ber Behauptung ber katholiſche n Kirche, 
bie alleinfeligmachende und unfehlbare 
zu fein, wideriprechen und bie Herrfchaft 
des Papſtes, die Heiligenverehrung, bie 
Anrufung ber Jungfrau Maria, bem Abs 
faß, bas Wchepfer, das Gölibat der Geifte 
fihen, bie jieben Saframente und bie 






Lehre vom: — nicht anerkennen. Vgl. 
3 get , Das Weſen des P. (2. Aufl. 


Biotefiieren (fat.), Wiberfpruch, Ein: 
fpruch erheben; Pro teſt, Broteftation, 
förmlicher Wiberfpruch, welcher 3. B. gegen 

ie Handlungsweiſe einer Regierung er: 
hoben wirb. Broteftler, Broteftpar- 
tei heißen in Eifaß-Lothringen Diejenigen, 
welche gegen bie Annerion ber Reichslande 
nad) wie vor Widerfpruch erheben. Wed: 
felpraten, die über Verweigerung ber 

(nnahme oder ber Zahlung eince Wed: 
fels_oder zur Beurfunbung ber Bermi- 
gendunficherheit bes Bezogenen auıfgenom: 
mene gerichtliche oder notarielle Urkunde. 
R Protodatarius (grieh.=Tat.), |. Da: 

aria 

Protenotar (gried.:Iat.), ehebem der 
erfte Sefretär eines böhern Gerichts. 
hehotifge Protonotarien, beim 
päpftligen Stuhl inRom zwölf ein Kole: 

ium (Protonotariat) bildende hode 

eiftliche, welche alle bie Kirche betrefien: 
den Afte, bie Prozeduren bei Kanoni- 
fationen ze. zu Seiorgen bat nn. 

Provinz (lat.), größere Unterabteifung 
eines Staatsförpers; auch Bezeichmun; 
für den Begirf eines Exzbilchofe. Sue 
Ten wirb aud) das gefanıte Land im GC 
genſatz zur Haupt: ober Refidenzftabt P. 
genannt. Provinziell(provinzial), 
die P. betreffenb, bie . angehend, bakız 
gehörig. Provinzial, der Drdensver- 

eſebte ber gloͤſter ber P. eined Exrzbijchers 
Frovimziatigftem, dasjenige Syften 
wonach bie Provinzen eine® Staats ein 
gewilfe Selbflänbigfeit eingerfumt erhal | 
ten, indem fie unter befondern Pr ovin: 
zialregierungen ftefen und im de 
Provinziallandtagen Organe ihtn 
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Tommunalen Selbfiverwaltung befiken. 
Während in Frankreich bie frühere Ein- 
teilung in Provinzen, welche auf Stam⸗ 
B——— und geographiſchen 
Unterſcheidungsmerkmalen beruhte, durch 
die Revolution von 1789 beſeitigt und 
durch die Einteilung in Depariements im 
Intereſſe der Zentraliſierung ber Regie⸗ 
rung und zur Beſeitigung provinzieller 
Gegenfäge erſetzt ward, iſt in Preußen 
das Provinzialſyſtem beibehalten und als 
die Grundlage der Selbſtverwaltung 
benußt worden. Für die altpreußifchen 
Provinzen, d. h. für Preußen (Oft: und 
Weſtpreußen), Brandenburg, Bommern, 
Schleſien und Sachen, ift im Anfchluß 
an die neue Kreißordnnung vi eine neue 
muimglalorbnung, d. h. ein um⸗ 
faſſendes Geſetz über die Organiſation 
dieſer Provinzen, vom 29. Juni 1875 
publiziert worden und 1. San. 1876 in 
Kraft getreten. Hiernach bildet jede P. 
einen mit ben Rechten einer Korporation 
ausgeftatteten Kommunalverband zur 
Selbftverwaltung feiner Angelegenbeiten. 
Für diefen Zwed ift der Provinzial: 
verband, welcher ſich aus den innerhalb 
der P. beftehenden SKreisverbänden zu⸗ 
fammenfegt, zum Erlaß von Brovin: 
sialftatuten über die ihm geſetzlich zu: 
gewiejenen Angelegenheiten und von Regle⸗ 
ments über befondere Einrichtungen des 
Dinglolberbanbs ermächtigt. Die Felt: 
ellung diefer Verordnungen erfolgt auf 
mb robinzialfanbtagwelerburg 
ben König einberufen wird, und deſſen 
Abgeordnete in den Landkreiſen durch die 
Kreistage, in ben Stadtkreiſen von den 
Magiftraten und den Stabtverorbneten- 
follegien. gemeinfchaftlich auf ſechs Jahre 
gewählt werden. Außerdem kommt dem 
Provinziallandtag noch befonders bie Feft- 
ftellung de8 Provinzialhaushalts- 
etat8 und etwaiger PBrovinzialab: 
gaben zu. Zur Wahrnehmung der lau⸗ 
fenden Gefchäfte der Tommunalen Pro: 
vinzialverwaltung wirb ein vom Köni 
zu beftätigender Landesdirektor auf 
mindeſtens ſechs und höchſtens zwölf Jahre 
gersäblt, welchem bie nötigen Provinzial- 
eamten beigegeben werben. Demfelben 
ſtehl dabei ein Provinzialausſchuß zur 


Seite, welcher außer dem Landesdirektor 
und dem Vorſitzenden aus einer durch 
Provinzialſtatut feſtzuſetzenden Anzahl 
von mindeſtens 7 und höchſtens 13 Mit- 
gliedern beiteht, als ſtändiges Organ der 
provinziellen Selbftverwaltung. Der Lan⸗ 
desdireftor ſowie der Provinzialausſchuß 
werden vom Provinziallandtag gewählt. 
Als Staatliche Aufficht2behörden in Ans 
jehung der Provinzialverwaltung fungie- 
ren die Oberpräfidenten und in höherer 
duflan der Miniſter des Innern. Außer⸗ 
dem wirken bei der Beaufſichtigung der 
Kommunalangelegenheiten der Kreiſe, 
Amtsverbände und Gemeinden (der Un⸗ 
terabteilungen der P.), bei der Beaufſich⸗ 
tigung der Schulangelegenbeiten und des 
Wegebaus ein Bezirksſrat und in 
höherer Inſtanz ein Provinzialrat 
mit. Der Bezirförat beiteht aus dem Re⸗ 
gierungspräfidenten des betreffenden Re⸗ 
gierungsbegiet, einem von bem Minifter 
es Innern ernannten böhern Verwal 
tungsbeamten und vier vom Provinzial: 
Aush gewählten Mitgliedern, während 
fih der Provinzialrat aus dem Oberprä- 
fiventen der P. einen: höhern Verwal⸗ 
tungsbeamten und fünf vom Prov inzial⸗ 
—— aus ſeiner Mitte erwaͤhlten Mit⸗ 
gliedern zuſammenſetzt. Für die unmit⸗ 
telbare Verwaltung und Beaufſichtigung 
einzelner Anftalten fowie für die Wahr: 
nehmung einzelner Angelegenheiten des 
Provinzialverbands Fönnen durch Beſchluß 
des Provinziallandtags beſondere Pro⸗ 
vinzialkommiſſionen angeordnet 
und vom Provinziallandtag oder vom 
Provinzialausſchuß gewählt werden. Für 
die P. Hannover iſt eine beſondere Pro⸗ 
vinzialordnung bereits unterm 22. Aug. 
1867 und für Schleswig-Holſtein eine 
ſolche unterm 22. Sept. 1867 erlaſſen 
worden. Was die Staatsverwaltung an⸗ 
betrifft, ſo ſtehen die preußiſchen Provin⸗ 
gen unter Oberpräfidenten, bie als ſtän⸗ 

ige Kommifjare bes Minifteriums in 
den Provinzen fungieren unb gewiffe 
Oberauffichtsrechte ausüben. Die Pro: 
vinzenzerfalleninegierungsbezirte, 
an beren Spite Regierungen Itehen, 
die in verfchiedene A teingen (für N ⸗ 
neres, Kirchen- und Schulweſen, Do⸗ 


—— 
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mänen, Forſten und Steuern) zerfallen. 
Der Oberpräfident ber P. ift in der Regel 
auch zugleich Präfibent ber an feinem 
Amisſitz befindlichen Regierung. a" ber 
P. Hannover beftehen bie alten Land⸗ 
brofteien fort. Die Regierungsbezirke 

rfallen in Kreife, an deren Spige ber 
anbrat ftebt. N andern Staaten find 
für die höhern VBerwaltungsbezirke zum 
Teil andre Bezeichnungen gewählt (I. 
Kreis). In Heilen: Darmftabt beftehen 
ebenfalld Brovinzen, weldde unter Pro: 
vinzigldireftorenfiehen. Das Organ 
der fommunalen Selbftverwaltung ift Die 
der Brovinzialtag, und für die lau: 
fenden Gefchähte befteht ein Provinzial: 
ausſchuß. Vgl. Brauchitſch, Die Or: 


ganijationdgefee ber innern Verwaltung | ch 


für die Provinzen Preußen ⁊c. gg 

Probinzialkorreſpondenz (Iat.), in 
Preußen eine allwöchentlich erſcheinende 
offizielle, gedrudte Korreipondenz, für 
welche ber Minifter bes Innern bie Ber: 
antwortung übernommen hat. Diefelbe 
wird vielen Lolalblättern beigelegt, und 
ihre Artikel gehen in die Tagespreſſe über. 
Namentlich werben bie Reichstagsreden 
bes Reichskanzlers neuerdings burch bie 
P. verbreitet. 

Propiſion (Iat.), j. Spedition. 


nigreihe Spanien und 


Provinziallorrefpondeng — Quãſtoren. 


Provoſt (engl. r. prohwoͤn oder prötsinon, 
v. lat. pro- oder praepositus), Bor: 
fteber, namentlich von Stabtvermwaltun: 

; Korb: PB. heißen bie Bürgermeifter 
hoitifcher Städte. 

Prozeß (lat. Processus), ſ. Zivil: 
und Strafprozeß. 

on (Int.), Bekanntmachung, 
Veröffentlihung, insbefondere eines Ge 
ſetze Publikandum, amtliche Be 
fanntmachung. 

Bublizieren (lat.), befannt machen, 
verfünden, namentlich ein Geſetz, eine 
Berorbnung. 

Pabluik (lat), Kenner, Lehrer bes 
Stantsrechts; Bezeichnung für jemand, 
welcher über Fragen bes öffentlichen Rechts 


reibt. 
Publizitũt (lat), Dffentlichfeit, Offen: 
Fundigfeit; 3. B. diejenige Offentlichfeit, 
welche durch ben Eintrag eines Pfand: 
rechts, eines Grunderwerbs in bie öffent: 
lien Bücher bewirft wird. 

Putſch, Wort der Züricher Mundart, 


fam bei ber bortigen Bewegung von 1839 


auf, bezeichnet einen unerwarteten, raſch 
vorübergehenden Aufftandsverjuch. 
Pyrenäifche Halbinfel, die weſtlich 
von dem Purenäengebirge gelegenen Kö- 
Nrokuga. 


Q. 
Quadratmeter (QQuadratſtab), f.| hung und Abfberrung auf eine gewiſſt 


Meter. 

Qualifizieren (lat.), eine Eigenfchaft, 
Befähigung verleihen; ſich q., wozu geeig- 
net, ei tein; analifigtert efähigt, 
ausgezeichnet; in der Rechtsſprache Be⸗ 
zeihnung für ein Verbrechen, weldyes 
unter gewiffen, im Geſetz als erjchwerenb 
bezeichneten Umftänben verübt worben ift, 

.B. ein mittelft Einbruch verübter Dieb⸗ 
habt; Dualififation, Beilegung oder 
Befig einer Eigenfchaft; dann die Be⸗ 
fühigung zu einem Gef äkt, daher Qua⸗ 
ſiſitationsbericht ſ. Konduiten: 

e). 
Quarantäne (franz., ſpr.karangt⸗ Konz 
tumaz), geſundheitspolizeiliche Üüberwa⸗ 


Zeit zur Verhütung der Einſchleprung 


epidemiſcher Krankheiten; früher zur Ber: | 


meibung ber Verbreitung von Peſtkrank⸗ 


heiten, neuerdings gegen bie Einfchle: | 


pung ber Cholera angewenbet. 
Quartierleifinng, Berpflichtung ber 
Einwohner zur Unterbringung ber Mit: 
glieber ber bewaffneten Macht nebft dem 
Heergefolge (f. Cinquartierung). 
Quãſtoren (Iat.). Diefe im römifchen 
Staatsreht übliche Bezeihnung gewiller 
Magiftrate, welche die Staatseinkünfte 
zu verwalten hatten, ift heutzutage bei 
parlanentarifchen Körperſchaften für bie 
jenigen Mitglieder derſelben gebräuchlid, 
welche deren finanzielle Angelegenheiten 








Quieszenz — Rat. 


u beforgen haben. So ernennt insbe 
—* der Präſident des deutſchen Reichs⸗ 
tags nach der Geſchäftsordnung des letz⸗ 
tern (F 16) für die Dauer feiner Amts⸗ 
führung zwei DO. für bas Kaffen= und 
Rechnungsweſen. 

Quieszenz(lat.) Penſions⸗Ruheſtand; 
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Quinquennalfakultäten,. Disſspens. 

Quito (ipr. ito), |. Ecuador. 

Quittnugsfleuer, |. Stempelfteuer. 
Quote (lat.), ber wievielfte Teil, ber 
bei einer Verteilung nad) beftimmten Ne: 
geln auf den einzelnen entfallende An 
teil; daher der Ausdruk»Quotiſierung 


quieszieren,penfionieren(j.Penjion). | der Steuern« (ſ. Kontingent). 


N. 


Rabatt (ital.), Abzug am Kaufpreis 
ſeitens des Käufers, in der Regel nad) 
Prozenten berechnet, namentlich bei fo- 
fortiger Barzahlung des Kaufgelbs; auch 
ſ. v. w. Diskont (ſ. b.) überhaupt. 

RKadikal (neulat., »eingewurzelt«), 
gründlich, von Grund aus; daher Ra⸗ 
dikalismus, diejenige Richtung, welche 
in der Wiflenfchaft oder im praftifchen 
Leben und zwar namentlich in ber Poli- 
tif eine beſtimmte Anficht Bis zu ihren 
äußerften Konfequenzen verfolgt und fid) 
die rückſichtsloſe Durchführung ber nun 
einmal für richtig gehaltenen Grundſätze 
jum Ziel ſetzt. Auf dem politiſchen Ge- 
iet ſtellt ſich der Radikalismus ala das 
Extrem des Liberalismus dar. Während 
nämlich die Liberalen eine freie und frei: 
finnige Entwidelung anftreben, haben bie 
Radikalen eine totale Umgeftaltung der 
beftehenben Verhältniffe im Auge, welche 
nicht an das Beſtehende anknüpft, fon= 
dern das Beſtehende vernichten will (vgl. 
Liberal). 

Rang, bei der ſtufenweiſen Gliederung, 
welche aus den Begriffen von Wert un 
Wichtigkeit erzeugt wird, das beſondere 
Verhältnis, in welchem ein Gegenſtand 
zum andern Rent; befonber8 bie Orb: 
nung, durch welche fih ein Vorzug bes 
einen vor dem andern kundgeben fol. So 
unterfcheibet man 3. ®. bei Staaten je 
nach ihrer Größe und Machtftellung zwi: 
[hen Staaten erften, zweiten, britten 2c. 
Ranges; fo werben 3.8. bei den Geſand⸗ 
ten (}. db.) vier Nangklaſſen unterſchieden. 
Wenn aber bei den Rangbeftimmungen 
eine zu wenig felte Norm vorliegt, fo daß 
Täufchung, VBerblendung oder Eigendün⸗ 


fel fordern kann, was ihm mit oder ohne 
Grund abgefprocdhen wird, fo entitehen 
Rangftreitigfeiten, welche vom Ernſt⸗ 
haften bis zum Lächerlichen gehen. Unter 
den verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung 
und den Ständen eines Staats wird am 
meiften beim Militär auf die genaue Ein- 
haltung der Rangordnung gejeben, 
weil man hiervon die Stärke der Diszi- 
plin abhängig glaubt. Unter den verichie: 
benen Staaten aber thun fich in dieſer 
Desiehung England und Rußland, wo 
der R. der Zivilperfonen nach Art der 
beim Militär herrfchenden Einrichtung 
georbnet ift, hervor. 

KRanzisnieren (franz.), fih aus der 
Kriegsgefangenſchaft lodfaufen, auch fich 
aus ber Rriegegefangen haft felbft be⸗ 
freien; Ranzion, Zöfegeld für Kriege: 
gefangene, deſſen Zahlung früher üblich) 
war; auch das Löſegeld für ein gekapertes 

iff wird fo genannt (f. Kaperei). 
pina (lat.), Raub. 

Rabport (franz.), Bericht, befonbers 
beim Militär Meldung an den Vorgefeß: 
ten; Tagesrapport, Angabe ber effel- 
tiven Stärke einer Truppe. Rappor: 
tieren, Bericht erftatten; Napporteur 
(ipr. söhr), Berichterflatter, Zwifchenträger. 
„ im Öffentlichen Leben ein Kolle- 
gium, welches an der Spitze einer größern 
oder kleinern Korporation oder, wie in 
manchen Staaten ber Staatsrat, au 
ber Spite des Staat? felbft ſteht, die An⸗ 
gelegenheiten dieſer Körperichaften berät 
und ihre ntereifen zu vertreten bat. 
So wirb insbejondere die Follegialifche 
Dertretung einer Gemeinde Gemeinde: 
rat, Stadtrat ꝛc. genannt. Gleichzeitig 


442 


werben auch bie Mitglieber folcher Kolle- 
gien als Räte bezeichnet, und ber Titel R. 
dient überhaupt zur Bezeichnung eines 
böbern Beaniten, wobei bie zul übe »Obere«, 
3. B. Oberregierungsrat, »&eheimer« und 
»Wirklicher Geheimer R.« die Steige 
rungsgrade des Ranges bezeichnen. Auch 
wird ber Ratötitel vielfach nur ala Ehren: 
titel verliehen, wie: Kommerzien:, Kom: 
miffionss, Hof, Kammer:, Kitchen, Me⸗ 
bizinals, Sanitäts, Schul-, Konliftorial-, 
Staats, Regierungs:, Kriegs⸗, Poſt⸗, Ju: 
ſtizrat ꝛc. 

ate (lat.), Teil, Anteil; Raten: 
zahlung, —2 einer Summe in der 
Weiſe, daß dieſelbe nach und nach in Teil⸗ 
zahlungen zu beſtimnmiten Fälligkeitster⸗ 
minen entrichtet wird. 

Ratifizieren (lat.), genehmigen, na⸗ 
mentlich die Sanbiun en eines Stellver- 
treters; daher Ratifilation, im völker⸗ 
rechtlichen Verkehr die durch die Staats⸗ 
regierung bewirkte Anerfennung von 
Staatsverträgen, welche von den Vertre⸗ 
tern ber erftern abgefchloffeniwurden. Zur 
Beurkundung berjelben find die Ausferti- 
gung und der Austaufch befonderer Ra⸗ 
tifilationsurfunden üblich, welche 
ben abgefchlojfenen Vertrag und beilen 
Genehmigung enthalten und von dem In⸗ 
baber der taatsgewalt unterſchrieben und 
beſiegelt werden, in konſtitutionellen Staa⸗ 
ten auch von verantwortlichen Miniſtern 
zu kontraſignieren ſind. Die Ratifikation 
folder Verträge pflegt ni am 
Schluß berjelben ausprüdlich vorbehalten 
zu werben (Ratifitationstlaufel), 
indem zugleich eine Ra iftfabionateift 
feitgefeßt wird, die 3. B. bei bem Frank⸗ 
furter Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 
eine ze —5— war. 

Retihabitien (lat, Genehmhal⸗ 
tung), nachträgliche Einwilligung in eine 
bereitö früher vorgenommene Handlung. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag wird nad) 
erfolgter R. dem Mandat gleich behanbelt. 

Raub (lat. Rapina), das Verbrechen 
desjenigen, welcher mit Gewalt gegen eine 
Perſon oder unter Anwenbung von Dro- 
ungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
oder Leben eine fremde bewegliche Sache 
einem andern in ber Abficht wegnimmt, 


Rate — Reaktion. | 
fich diefelbe rechtswidrig zuzueignen (deut: 


(ches Reichöftrafgefekbuch, $ 249). Das 


Verbrechen des Raubes unterfcheibet ih 
von dem Diebftabl (ſ. d.), als der gewalt: | 


loſen, widerrechtlichen Zueignung einer 
fremden beweglichen Sache, durch die bu 
bei angewenbete GewalttbätigFeitgegen 
eine Be 
auch in R. über, wenn der auf frifcher 
That betroffene Dieb gegen eine PBerjon 
Gewalt verübt oder Drohungen mit ge: 
genwärtiger Gefahr für Leib ober Leben 
anwendet, um fich im Befib bes geſtoh⸗ 
lenen Guts zu erhalten (F 252). Das 
Reichsſtrafgeſetzbuch beftraft das Verbre⸗ 
chen des Raubes, deſſen Verſuch ebenfalls 
Kan it, mit Zuchthaus von 1—15 
ahren und, wenn mildernde Umftände 
vorhanden, mit Gefängnis von 6 Mona 
ten bi3 zu d Jahren. Als Schwerer. 
($ 250) wirb e8 aber und zwar mit Zucht⸗ 
haus nicht unter 5 Jahren geahndet, wenn 
der Räuber bewaffnet war; wenn: ber R. 
von mehreren ausgeführt wurbe, welde 
fi zur fortgefegten Begehung von R. 
oder Diebflahl verbunden hatten; wenn 
ber R. auf einem öffentlichen Weg, einer 
Straße, einer Eifenbahn, einem öffent 
lihen Pla, auf offener See ober auf 
einer Waſſerſtraße begangen (Straßen: 
taub); wenn ber R. zur Nachtzeit in 
einem en Gebäude verübt wurke, 
in welches ſich ber Räuber eingefchlichen 
oder ſich gewaltfam Eingang verjchafit, 
oder in welchem er fich verborgen hatte; 
endlich auch dann, wenn ber Räuber be 
reit3 einmal wegen Raubes befiraft und 
nun wieber cüdTälig geworden if. Als 
fchwerfter Fall des Raubes wird es aber 
($ 251) bezeichnet, wenn babei ein Menſch 
gemartert, oder wenn durch bie gegen ihn 
verübte Gewalt eine ſchwere Körperver: 
legung ober ber Tod desſelben verurſacht 
worben ift. Hier fol Zuchthausſtrafe nicht 
unter 10 Jahren oder felbft auf Lebens: 
eit eintreten. Über ben Unterfchieb zwi: 
* R. und Erpreſſung ſ. Erpreſſung. 
Bal. Vil lnow, R. u. Erpreſſung (1875) 
Ranbmord, |. Mord. 
Ranihandel, ſ. Schlägerei. 
Reaktion (Iat., »Gegenwirkung«), im 
politiſchen Sinn das Beftreben, im ber 








ion. Daher geht der Diebftafl 


Neal — Recht. 


Gefeßgebung und in ber Verwaltung Zus 
ftänbe wieder herbeizuführen, welche mit 
den veränderten Berbältniffen und mit 
dem inzwiſchen vorgeichrittenen Stande 
der Geſetzgebung im Wiberfpruch fliehen; 
mit andern Worten das Beitreben, einen 
Rückſchritt zu veralteten Zuftänden her- 
beiführen. Reaktionär, ein ber R. Er: 
gebener, Rüdichrittsmann. Eine folche 
Reaktionsperiode folgte ber Bewe: 
gung von 1848 und 1849 in ben Jahren 
1850—58, big fie in Preußen mit dem 
Beginn der Regentichaft bes jeßigen Kai⸗ 
fers Wilhelm ein Ende erreichte und dann 
une in den übrigen deutſchen Staaten 
nady und nad) einem freifinnigern Regi⸗ 
ment wid). Die gegenwärtige Reaktions⸗ 
periode Fennzeichnet fich durch Die Wieder: 
berftellung veralteter Schutzzölle, durch 
Beitrebungen nad Beihränfung ber Ge: 
werbefreiheit, Freizügigkeit, Zinsfreiheit, 
der allgemeinen Wechielfähigfeit, ber 
Sleichftellung ber Para Kar der par: 
Inmentarifchen Rebefreiheit, Befeitigung 
des Inſtituts der obligatoriichen Zivilehe, 
ber jährlichen Einberufung bes Reichs⸗ 
tag?, iebereinführung ber Prügelftrafe, 
Verſchärfung mandıer Strafgefeße u. dal. 


Real (Iat.), fachlich, binglich im Ge: | f 


genſatz zu perſöulich (perſonal) und 
wörtlich, mündlich (verbal); auch wirk⸗ 
lich exiſtierend (reell) im — zu 
gedacht, nur in der Einbildung beſtehend 
(ideal, imaginär). Daher Nealbe- 
rechtigung, einean Grund und Boden 

efnüpfte Berechtigung; Nealgemeinde 

Nutzungsgemeinde), die innerhalb einer 

»politifchene) Gemeinde beitehende Kor: 
poration, welcher das ausſchließliche 
Nutzungsrecht oder auch das Eigentum 
an einem gewiflen Teil des Gemeinde: 
auts zuſteht; Realinjurie, thätliche Bes 
Teidigung (ſ. d.); Realkre dit, ber durch 
Unterpfand, namentlich durch Hypothek, 
begründete Kredit im Gegenſatz zum 
Perſoenalkredit, welcher ſich auf bie 
Perſönlichkeit (Bürgen, Wechſel, Schuld⸗ 
ſcheine) ſtützt. Reallaſt en (Grund⸗ 
laſten), die dem Beſitzer eines Grundſtücks 
obliegenden Verbindlichkeiten zu gewiſſen 
regelmäßig wiederkehrenden — 
Zinſen, Zehnten u. dgl., jetzt meiſt durch 
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Ablöſung beſeitigt; Realpolitik, im Ge⸗ 
enjat zur Sbealpolitit bielenige Po⸗ 
itik, welche mehr den thatſächlichen Ver⸗ 

hältniſſen Rechnung trägt; Realrecht, 

dingliches Recht; Rea lu nion, die verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Vereinigung mehrerer Staa⸗ 
ten unter ein und — Staatsbe⸗ 
herrſcher im Gegenſatz ger Perfonal: 
union, ber zufälligen Vereinigung meh⸗ 

terer Länder unter einem Monarchen (ſ. 

Staat); Realwiſſenſchaften, praf- 

tiſche Wiſſenſchaften, wie fie vorzugsweiſe 

Gegenſtand bes Unterrichts in der Real⸗ 

ſchule find. Realität, Wirklichkeit; 

realiſieren, verwirklichen; Realitä— 
ten, Liegenſchaften, Grundſtücke; Rea⸗ 
lismus, Denkweiſe, welche ſich nament⸗ 
lich auf die thatſächliche Erſcheinung und 
bie äußere ſinnliche Wahrnehmung der 

Dinge übt, im Gegenfab zum Idealis⸗ 

muß, der ibealen Weltanſchauung. 

Renlarrefi (lat.), |. Arreſt. 

Realſchule, ſ. Real. 

Realunion Nur f. Staat (S. 550). 

Rebell (Iat.), Aufrührer, Empörer; 

Rebellion, Aufruhr, Empörung; ve: 

bellieren,-fih empören. 

Rechnungshof des Dentichen Reichs, 
. Oberrehnungsfammer. 

Recht (Int. Jus), Inbegriff erziving- 
barer Regeln, welche auf äußern Satzun⸗ 
gen ber Völker beruhen und die Lebens: 
verhältniffe diefer Völfer normieren. Dies 
ift das N. im objeftiven Sinn (Norma 
agendi). Die einzelne Rechtsregel wird 
Rechtsſatz, ein Kompler zufammenge: 
höriger Rechtsſätze Nechtsinftitut ges 
nannt. Sp fpriht man z. B. von bent 
Rechtsinſtitut der Ehe, der Vormund⸗ 
ſchaft ze. Sm ſubjektiven Sinn dagegen 
verfteht man unter R. die einer Perſon 
(Rechtsſubjekt) in einem gewilfen 
Umfang eingeräumte Macht (Facultas 
agendi), welche in dem objeftiven R. be: 
gründet und durch dasſelbe geſchützt ift. 

o ift 3. B. die Geſetzesvorſchrift, wonach 
ein Minderjühriger mit dem vollendeten 
21. Lebensjahr volljährig wird und, wenn 
er unter Vormundſchaft ftand, von feinem 
Vormund die Herausgabe feines Ver: 
mögen? verlangen Tann, eine Vorſchrift 
des Rechts im objektiven Sinn. Hierdurd) 





444 


wirb aber für ein einzelnes Subjekt bas 
R. (im fubjeltiven Sinn) begründet, mit 
bem gedachten Zeitpunkt die Ausantwor⸗ 
tung feines Vermögens beanipruden zu 
fönnen, und diefem R. bes bisherigen 
Mündeld X. entipridt bie erzwingbare 
Verpflichtung bed Vormunds 3., bem 
erftern das bisher von ihm verwaltete 
Bermögen herauszugeben. Diefe Befug⸗ 
nis mit der ihr entſpr ben Ber ide 
tung zufammen wirb Rechtsverhält⸗ 
nis genannt. Rechtsſache Guſtiz⸗ 
ache) ift eine vor Gericht zu verhan⸗ 

Inde Angelegenheit im Gegenſatz zu ben 
Verwaltungs: (Adminiitrativ-) 
Sachen, bie von ben Berwaltungsbehörs 
ben bejchäftigt werden; Rechtöpflege 
(Juftiz), die Thätigfeit ber richterlichen 
Behörden zur Verwirklichung und Wie: 
berberitellung eines befirittenen ober ge⸗ 
ftörten Rechts. Die NRechtöpflege bat fich 
namentlich mit ber Entfcheidung bürger: 
licher Rechtöftreitigleiten (Zivilfachen) 
und mit der Unteruhung und Beitrafung 
verbrecherifcher Handlungen (Straf: 
fahen) zu beihäftigen. Dies, ber 
Rechtsſchutz, welcher überall ba, wo 
Selbfthilfe nicht erlaubt, Sache des Ge: 
richt s (ſ. d.) ift, bildet eine Hauptaufgabe 
des Staats. Das Verfahren, durch welches 
eine Rechtsſache ber richterlichen Entſchei⸗ 
dung zugeführt wird, beißt Prozeß, und 
bie beiden Hauptarten desjelben ergeben fich 
aus ber Verfchiedenheit bes Gegenitands: 
Zivil: und Strafprozeß. Gegenitand 
eines Zivilprozeſſes Rechtsſtreit) ift 
regelmäßig ein privatrechtlicher Anſpruch. 
Strittige Fragen bes öffentlihen Rechts 
gehören vor die Verwaltungsbehörben 
oder vor befonbere VBerwaltungsge: 
richte, wo folche befteben. Aus Zweck⸗ 
mäßigfeitsgründen hat man aber auch 
foldhe Gegenftänbe, bei welchen zwifchen 
den beteiligten Perſonen ein Streit nicht 
beficht, ver Bearbeitung ber Gerichte über: 
wiefen. Dies ift das Gebiet der fogen. 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, wo: 

in 3. B. die Beftellung, Löſchung und 
Iberlihreibung von Hppothefen, die Über: 
eiguung von Smmobilien, die Führung 
ber Grund: und Hypothefenbücher, das 
Vormundſchaftsweſen und die Mitwir: 


v 


Recht (Rechtspflege). 


tung bei gewiſſen Rechtsgeſchäften gehören. 
Man verſteht nämlich unter Rechtsge⸗ 
ſchäft denjenigen erlaubten Willenzaft, 
burch welchen ein R. begründet, verändert 
oder aufgehoben wird, und unterfcheidet 
babei insbeſondere zwijchen Rechtsgefchäi- 
ten unter Lebenden unb auf den 
Todesfall. Dei beiden Arten - von 
Re tgehäften wird vielfach die richter: 
lihe Mitwirkung erfordert, fo 3. B. bei 
ber Beitelung von Hypothefen und bei 
ber Errichtung, Hinterlegung und Eröff⸗ 
nung von Zeitamenten. Zu beachten iſt 
aber, daß aus Zwedmäßigkeitsgrinden 
auch ben Berwaltungsbehörden manche 
Privatrechtöftreitigfeiten zur Entſchei⸗ 
bung überwiefen find (Berwaltungs: 
rechtspflege). Im Tal gehemmter oder 
verweigerter Rechtspflege ift eine Be 
[werde wegen Rechts- oder Juſtiz⸗ 
berweigerung (f. Juſtiz) gegeben, 
wofern die gewöhnlichen Rechtömittel zur 
Realifierung eines angeblich geflörten 
Rechts ſich ald ungenügend erweifen foll- 
ten. Unter Rechtsmittel verfteht man 
nämlih im weitern Sinn alle Mittel, 
welche jemand zur Wahrung eines Rechts 
zufteben, wie Klagen, Einreden x. Im 
engern Sinn aber werden bamit bieje 
nigen Rechtsmittel bezeichnet, mit denen 
man eine richterliche Entſcheidung, durch 
welche man fich bejchwert fühlt, anzufed: 
ten und eine abändernde Entfcheidung in 
höherer Inſtanz (f. d.) herbeizuführen 
ſucht; fo das Rechtsmittel der Berufung 
und ba3 Nechtsmittel der Nevifion. Zi 
ein gerichtliches Urteil Durch ein derartiges 
Rechtsmittel nicht mehr anfechtbar, fei es, 
weil ein folche3 nach der beftebenden Ge: 
feßgebung überhaupt nicht mehr gegeben, 
ſei es, weil die zur Einwendung des Recht: 
mittels geordnete Notfrift abgelaufen iſt, 
jo ſagt man, das Urteil Habe die Rechts⸗ 
kraft beſchritten. Eine Handlung oder 
eine Thatjache, auf welche eine Rechisvor⸗ 
[hrift Anwendung findet, wird Rechts: 
fall genannt. Die fonftante Entfcheidung 
gleichartiger Nechtsfälle bildet den Ge: 
richtsgebrauch. 

Um aber den Begriff des Rechts des 
nähern feſtzuſtellen, iſt vor allem eine 
Abgrenzung des Gebiets des Rechts von 








Recht (Einteilung ber Nechtswiſſenſchaft). 


emjenigen ber Moral erforberlih. Sein 
jefamtes Wollen und Handeln hat näm⸗ 
ich der Menſch zunächſt nach dem Sit- 
enigefeß zu beflimmen. Allein was ber 
Finzelne für fittlich erlaubt oder uner: 
aubt Hält, ift doch nur Sache feiner fub- 
ektiven Überzeugung, und aud) bie Be- 
olgung eines auf bie gemeinfame An: 
chauungsweiſe des Volks oder jelbft auf 
öttliche Offenbarung zurüdzuführenden 
ittlichen Gebots ift Sache bes freien Ein⸗ 
elwillens. Darauf allein aber kann ſich 
er Staat nidt ſtützen. Das ſtaatliche 
zuſammenleben erheiſcht ein Außerlich er⸗ 
ennbares und erzwingbares Gebot, in 
velchem der Geſamtwille des Staats und 
einer Angehörigen Ausbrud findet, dem 
ich der Einzelwille unterorbnnen und fügen 
nnß. So ift das R. größerer, aber auch 
rengerer Natur als die Moral. Ebenſo 
it aber auch bad Merkmal der Erzwing⸗ 
arfeit das entfcheibende Moment für ben 
Interfchied zwifchen dem pofitiven R. 
nd dem fogen. Naturredt (Ber: 
wunftredt) Unter letzterm verfteht 
aan nämlich biejenigen Sätze, welche 
urch Nachdenken als bie ber Rechtsidee 
ntfprechenden gefunden werben und welche 
18 philoſophiſches R. Rehtsphilo- 
ophie) feine objektive Geltung, fon- 
ern höchſtens nur eine gewiſſe willen 
haftliche Autorität beanspruchen können. 
Virkliches R. ſchafft nur der Staat und 
mar zırmeift durch ausbrüdliche, geſchrie⸗ 
ene Satungen (Geſetze). Das Geſetz 
t jeboch nicht die ausschließliche Quelle der 
rntftehung bes Rechts (Nechtsquelle). 
(uch dasjenige R., welches unmittelbar 
uf den Willen bes Volks zurüdzuführen 
nd bie unmittelbare Außerung feines 
techtsbewußtfeins ift, das Gewohn⸗ 
eitsrecht, ift wahres R., ungefchriebe: 
es R. im Gegenfab zum gefchriebenen 
Befebesrccht. ie aber der Menſch im 
aatlichen Leben eine Doppelftellung ein- 
immt, indem er einmal feinen Mit- 
nenfchen als Einzelnen, dann aber auch 
er Gefamtheit bes Staats gegenüberfteht, 
) zerfällt auch das R. im objektiven Sinn 
1 zwei Sauptteile: das Privatrecht, 
yelches fich auf Die Lebensverhältniſſe der 
rſtern Art, und das Öffentliche, R., 
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welches ſich auf jene Stellung bes Einzel- 
nen zur Gefamtheit bezieht. Durch den 
Verkehr ber Staaten untereinander ift 
dann noch eine britte Kategorie von Rechts: 
fatungen, das Völkerrecht, hinzuge⸗ 
kommen, welches die Beziehungen der 
Völkerſchaften untereinander normiert. 
Dies kann jedoch kaum als eigentliches 
R. bezeichnet werden, weil ihm das Haupt⸗ 
requiſit desſelben, die Erzwingbarkeit, 
fehlt. Das Privatrecht normiert aber ein⸗ 
mal die perſönlichen Lebensverhältniſſe 
der Menſchen (Perſonenrecht) und 
dann ihre Vermögensverhältniſſe (Ver: 
mögensrecht). Das Perſonenrecht wie: 
derum ſtellt teils die Rechte der Perſon 
als ſolcher (Perſonenrecht im engern 
Sinn), teils diejenigen Rechte dar, welche 
der Perſon als Glied der Familie (Fa⸗ 
milienrecht) zukommen. Das Fami⸗ 
lienrecht endlich wird je nach den Gegen⸗ 
ſtänden, welche es behandelt, in Ehe-, 
Verwandtſchafts- und Vormund— 
ſchaftsrecht eingeteilt. Das Vermögen 
einer Perſon beſteht aber teils in der Herr⸗ 
ſchaft über Sachen, teils in dem R. auf 
Handlungr und Leiſtungen andrer Per⸗ 
onen, und damit hängt die Einteilung 
des Vermögensrechts in das Sachen⸗ 
recht und das R. ber Forderungen 
(Obligationenrecht) zuſammen, von 
welch letzterm das Hande ls⸗ und Wech⸗ 
ſel recht einen integrierenden Beſtandteil 
bilden. Das Schickſal des Vermögens 
einer Perſon nach ihrem Tod aber wird 
durch das Erbrecht beſtimmt. Das öf⸗ 
fentliche R. wirb je nach ben Gegenſtän⸗ 
den, mit welchen es fich beichäftigt, in 
Staatsrecht (öffentliches A. im engern ° 
Sinn), Kirchenrecht, Strafredt und 
Straf- und Zivilprozeß recht einges 
teilt (ſ. d. Art.). Entſprechend der Ein- 
teilung bes Rechts im objektiven Sinn in 
öffentliches und privates R., Fönnen auch 
bie durch jened begründeten Rechte im ſub⸗ 
jeftiven Sinn in Öffentliche und in Pri⸗ 
batrechte eingeteilt werben. Letztere find der 
Zahl nach die bebeutendern, während jene, 
welche man auch die politifhen Nechte 
zu nennen pflegt, dieſelben an Wichtigkeit 
überragen. 

Die willenfchaftlide Kenntnis ber 
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Nechtsſatzungen wird Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft (Rechtsgelehrſamkeit, Ju⸗ 
risprudenz) genannt. Im objektiven 
Sinn verftebt man barunter die willen: 
ſchaftliche Bearbeitung und Darftellun 
ber Rechtsnormen. Hierbei handelt e8 ie 
allerdings juni um bie willenfchaft- 
Tiche Darftellung der Normen des in einem 
Staat geltenden pofitiven Rechts (Dog: 
matil des Rechts) und um eine wi]: 
fenfchaftliche Gliederung und Abgrenzun 
feiner einzelnen Gebiete (Syitemati 
des Rechts). Hiermit ift aber ber Ges 
genſtand ver Rechiswiſſenſchaft keineswegs 
erſchöpft. Denn alles poſitive R., wie es 
ſich in den Geſetzbüchern und in den Rechts⸗ 
ewohnheiten eines Volks darſtellt, iſt hi⸗ 
—8* Urſprungs, und ebendarum iſt 
die Rechtsgeſchichte ein weſentlicher 
Teil der Nectäwiffenihaft, ba wir bie 
Gegenwart nur aus der Vergangenheit 
recht erfennen. Dabei ift die Unterſchei⸗ 
dung zwilden Außerer und innerer 
Prechtögeichichte zu beachten, indem man 
unter erjterer die chronologiſche Aufzäh: 
Iung ber Rechtsquellen eines VBolts, feiner 
Geſetze und Rechtsbücher und bie Gefchichte 
berjelben verfteht, während ſich Die innere 
Rechtsgeſchichte mit der hiftorifhen Ent: 
widelung der einzelnen Rechtsinftitute bes 
ſchäftigt. Nicht minder wichtig ift aber 
für den Rechtögelehrten die philofopbifche 
Grörterung der Trage, wie das geltende 
R. weiter außzubilden, und wie es mit ber 
Rechtsidee felbit ınehr und mehr in Ein- 
Hang zu bringen ſei. Diefe Geiftesthätig- 
feit wird Rechtsphiloſophie, ihr Re: 
fultat Natur: oder VBernunftredt 
genannt. Indem fie fih mit einem ber 
höchſten Zwecke der Menſchheit —— 
beſchäftigt, bildet die Rechtsphiloſophie 
einen wichtigen Teil der allgemeinen Philo⸗ 
ſophie, und gleichwohl iſt ſie doch auch von 
praktiſchem Wert für die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft. Denn fie eröffnet dem Rechtsge⸗ 
lehrten den philoſophiſchen Sinn, ſie ver⸗ 
leiht ihm jene Unbefangenheit und Klar⸗ 
heit, welche für die Prüfung der poſitiven 
Rechtsnormen erforberlih iſt. Sie er- 
möglicht das Eindringen in ben Geift bes 
Rechte und in bie Iogifchen Grundlagen 
ber beftehenden Rechtsordnung, fürbert 


Recht (Entwidelung bed deutfchen Rechts). 


eine felbfländige Prüfung ihrer Zweck⸗ 
mäßigfeit, ein Aufdeden ihrer Mängel 
und eine willenichaftlihe Vorbereitung 
ihrer Fortentwidelung, und ebenbarum 
fol in ber Rechtswiſſenſchaft Die philo⸗ 
ſophiſche Lehr= und Lernmethode mit ber 
— and in Hand gehen. 

Was ins ejonbere das in Deutichland 
geltende R.anbelangt, foiftdasfelbe Teines- 
wegs durchaus nationalen Urfprungs; es 
zeigt vielmehr injofern einen Dualismus, 
als in Deutſchland neben ben auf einbei- 
miſchen Rechtöquellen beruhenden Rechts: 
fagungen auch fremde Rechte in bedeuten: 
dem Umfang an und aufgenommen wor: 
ben find. Denn noch bevor das beutfche 
R. zu einer einigermaßen Tonfequenten 
Aus: und Durhbildung gelangt war, bat: 
ten das römische und das fanonifcde 
R., wie fi) biefelben im Corpus juris 
ceivilis und im Corpus juris canonici 
darſtellen, ſowie das langobarbifce 
Lehnrecht, die ſogen. Libri feudorum, 
in Deutfchland Cingang gefunden, unb 
zwar war es namentlich der Umſtand, daß 


man das fogen. römifche Reich Deutfcher 


Nation als eine Fortſetzung des vormali- 
gen römiſchen Kaiſerreichs, Die deutſchen 

aiſer als die Nachfolger der römiſchen 
Imperatoren und folgeweiſe auch das rö⸗ 
miſche R. als das eigentümliche R. des 
Deutſchen Reichs auffaßte, welcher die Re⸗ 
geption bes römiſchen Rechts befonders 
egünftigte. Dazu kam die bumaniftifche 
und romanifierenbe Richtung bes 15. und 
16. Jahrh., die Ehrfurht und Bewunde- 
rung, bie dem Hlaffiihen Altertum und 
feinen Überreften gezollt wurden, und da: 
neben ber Einfluß der Geiftlichleit, welche 
in ben bamaligen neiitlihen Gerichten 
nach römiſchem R. entſchied und zugleich 
die kanoniſch- rechtlichen Satzungen ver 
Papſte verbreitete. Ebenſo war hierfür 
auch die Pflege de römiſchen Rechts auf 
den Univerfitäten Oberitaliens, nament: 
lich zu Bologna, und nachmals auch auf 
den beutichen Univerfitäten von befon- 
derer Wichtigfeit. Endlih kam noch bie 
Berufung von Doktoren des römischen 
Rechts in das 1495 errichtete Reichskam⸗ 
mergericht hinzu, welch leßteres in erfter 
Linie ebenfalls das römiſche R. zur Bafıs 
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feiner Urteilsſprüche machte. So kam es, 
daß jene fremden Rechtäquellen gemei= 
nes beutjches R. geivorden und na⸗ 
mentlich auf dem Gebiet des Privatrecht 
zum großen Zeil an bie Stelle bes natio- 
nalen Rechts getreten find. Nur diejeni⸗ 
en Rechtsinftitute, welche mit bem deut⸗ 
—* Volksleben im innigſten Zuſammen⸗ 
bang ſtanden, behaupteten n 
fremden R. ihre Gültigkeit, indem fie 
teils durch Gewohnheitsrecht, teils durch 
die für bie einzelnen zu dem Reiche gehö⸗ 
rigen Länder erlaffenen Sefebe (Barti- 
tulargeleggebung) und teilweife auch 
durch die Reichsgeſetzgebung ihre weitere 
Ausbildung fanden. Doch war bie letztere 
faft nur auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts, namentlich des Staatsrechts und 
bes Prozeßrechts, inätig, 10 3. B. durch 
den Erlaß ber verſchiedenen Reichskam⸗ 
mergerigu und Reichshofratsordnungen 
und durch die Beſtimmungen im jüngſten 
Reichsabſchied von 1654, ſowie auf dem 
Gebiet des Strafrechts, in welch letzte⸗ 
rer Beziehung namentlich die peinliche Ge⸗ 
richtsordnung Kaiſer Karls V. von 1532 
(die jogen. Carolina), die Grundlage 
tes gemeinen beutichen Strafrechts, her⸗ 
vorzubeben if. Was aber die deutjchen 
Privatrechtsnormen anbetrifft, welche ſich 
neben dem rezipierten fremben R. in Gel⸗ 
tung erhielten, fo ift hier ingbefondere an 
die eigentümlichen deutſchen Rechtsgrund: 
füge in Anfehbung des Gemeinde- und 
Genoſſenſchaftsweſens, an bie befondern 
Kormen in betreff des Lehnsweſens, ber 
bäuerlichen Gutöverhältnifie, der deutſch⸗ 
rechtlihen Familienfideikommiſſe, ber 
Reallaften, der Regalien und des wichti⸗ 
gen Inſtituts der Zwangsenteignung oder 
Srpropriation zu erinnern. Terner ge: 
hören bierber die deutfchrechtlichen Grund⸗ 
fäge des Pfandrechts, des ehelichen Gü- 
terrecht8, der Einfinbfchaft, ber Leibzucht, 
ferner die dem römischen R. völlig frem⸗ 
denn Erbverträge, endlich die Rechtsgrund: 
fäge über Rentenkauf, Inhaberpapiere, 
Yitterarifches Eigentum und über Hanbel2- 
und Wechſelrecht. Namentlich aber war 
es bie deutiche PBartifulargefekgebung, 
welche noch während bes Beſtehens des 
Deutfchen Reichs in ben einzelnen Terri⸗ 


eben bem | Deutf 
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torien für die Erhaltung und Ausbilbung 
ber dem deutſchen Rechtsbewußtſein ent- 
fprungenen Redhtsinftitute unb für bie 
Berihmelzung bes fremden mit bem ein- 
heimiſchen R. thätig war. Rad) der Auf- 
löfung bed Deutichen Reid 1806 aber 
und nad) dem Hinwegfall einer gemein- 
famen gefeggeberifchen Autorität für ganz 
land war es ausſchließlich Die Bar- 
tifulargefebgebung, welder bie Aufgabe 
zufiel, die deutfche Recht3entwidelung in 
einer den fozialen Berhältniffen und Be⸗ 
dürfniffen des Volks entfprechenden Weiſe 
zu pflegen unb zu fördern. Diele Auf- 
abe wurbe in ben einzelnen beutichen 
taaten teil® durch den Erlaß einer 
Menge von Spezialgefeben, teils durch 
umfangreidhe Kodififationen in mehr oder 
weniger glüdlicher Weife gelöfl. Nas 
mentlich find hier aus ber lebten Zeit des 
Beſtehens bed Deutichen Reichs dag allge- 
meine preußifche Lanbrecht vom 4. Juni 
1794, ferner aber das öfterreichiiche all- 
gemeine bürgerliche Geſetzbuch von 1811 
unb das bürgerliche Geſetzbuch für das 
Königreih Sachſen vom 2. San. 1863 
hervorzuheben. In den preußiichen, bay: 
riſchen und heſſiſchen Rheinlanden aber 
fowie mit einigen Modififationen im 
Großherzogtum Baben erlangte das fran⸗ 
zöfifhe Zivilgeſetzbuch (Code — 
Geltung. Außerdem iſt noch beſonders 
an die große Anzahl deutſcher Zivil⸗ und 
Strafprozeßordnungen ſowie an bie ver 
ſchiedenen Strafgeſetzbücher zu erinnern, 
welche im Lauf dieſes Jahrhunderts in 
Deutſchland in den einzelnen Staaten 
publiziert wurden. Freilich ward aber 
durch die Verſchiedenartigkeit der Parti⸗ 
kulargeſetze, welche eine Folge der politi⸗ 
ſchen —32 Deutſchlands war, auch 
eine Zerriſſenheit des deutſchen Rechts und 
des deutſchen Rechtslebens herbeigeführt, 
die nachgerade —* unerträglich war. 
Als ein großer Fortſchritt war es daher 
zu begrüßen, daß wenigſtens auf dem 
wichtigen Gebiet des Handels⸗ und Wech⸗ 
ſelrechts durch die deutſche Wechſelordnung 
von 1848 und das allgemeine deutſche Han⸗ 
delsgeſetzbuch won 1861 eine Restseinbeit 
bergeftellt wurde, wenn fich auch biefe bei- 
den großen Gefete, die zur Zeit bes Deut⸗ 
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fen Bundes erlaffen wurben, zunächſt 
ebenfalls nur als partituläre Rechtsnor⸗ 
men barflellten, ba fie nur bur die Pu⸗ 
blifation feitens der einzelnen beutjchen 
Staatsregierungen in den einzelnen Staa: 
ten Geltung erlangt hatten. Auch die von 
bem Norbbeutichen Bund erlaffenen Ge 
fee fonnten eigentlich nur als Partiku⸗ 
larrecht erfcheinen, da fie nur für einen 
Bruchteil Deutichlands rechtsverbindliche 
Kraft beanfpruchen Fonnten. Dagegen 
wird durch unſre bermalige beutjche 
Reichsgeſetzgebung für das new errichtete 
Deutſche Reich ein wirkliches gemeines 
beutiches R. geichaffen. Allerbingd war 
und ift es na Art. 4 der Reichoverfaſſung 
nur eine begrenzte Sphäre bed Rechts, 
welche den Kompetenzkreis ber Reichögejek- 

ebung bildet, indem der letztern nur be⸗ 
—* Teile des öffentlichen und priva⸗ 
ten Rechts zugewieſen wurden. Durch 
Reichsgeſetz vom 20. Dez. 1873 iſt jedoch 
das geſamte bürgerliche R., ebenſo wie 
das Strafrecht und das gerichtliche Ver: 
fahren, der Reichsgeſetzgebung überwie⸗ 
fen. An die Fülle der Reichsgeſetze, welche 
bereits erlafien find, ſoll bier nur kurz 
erinnert werben (ſ. Reichsgefehe). Na⸗ 
mentlidy ift auf bem Gebiet bes Straf: 
rechts durch den Erlaß des Reichsſtrafge⸗ 
Is 8 X zuh He rg —** 
zeſſes durch die Juſtizgeſetze des Jahr 

IR eine Rechtseinheit für nanz Dan 
land hergeitellt. Auch die Ausarbeitung 
eined gemeinfamen bürgerlichen Gefeß: 
buchs für das Reich ift in Angriff genom⸗ 
men, und fo wird benn bie Heritellung 
einer volftändigen Rechtseinheit für 
Deutichland und bie Schaffung eines 
wirklichen nationalen deutſchen Rechts 
vorausfichtlich in nicht allzuferner Zeit 
zum Abſchluß gebracht werben. 

Die allgemeinen Nechtöbegriffe find in 
ben Encyflopädien des Rechts und in den 
Lehrbüchern bes Pandektenrechts, d. b. des 
römischen Rechts, in feiner heutigen An: 
wenbbarfeit (von Arndts, Puchta, Van⸗ 
gerow, Windſcheid u. a.) erörtert. Unter 
ben Lehrbüchern des deutſchen Privat—⸗ 
rechts insbeſondere ſind die von Gerber 
3. Aufl. 1878), Bejeler (5. Aufl. 
1873, 2 Bde.), Bluntfchli (3. Aufl. 


Recht der freien Affoziation — Rechtsanwalt. 


1864) und Hillebrand (2. Aufl. 186) 

worzubeben. Vgl. Gerber, Das wi: 
enichaftliche einzip des deutjchen Pr 
vatrechts (1846); Wächter, Gemeins 
R. Deutſchlands (1844); Holtenborf!l, 
Encyflopäbie ber Rechiswiſſenſchaft ( 
Aufl. 1877) und Rechtslexikon (3. Aufl. 
1880 — 81). Über Staatsrecht, Stuf- 
recht, Strafprogeß xc. finden fich Littera⸗ 
turnachweife bei den betreffenden einzd: 
nen Mrtifeln. 

‚Reit der freien Affoziatiom, |. Ver: 


ein. 
en Mitte, ſ. v. w. Juste-milien. 
Ne ofigteit, Zuſtand, worin fen 
feftes und gefichertes Rechtsgebiet vor: 
Janden ift, wie bei völliger Unkultur und 
nardhie, oder worin ein Alleinberechtigter 
oder mehrere über die übrigen unbedingte 
Gewalt haben, wie in deipotifch regierten 
Staaten, ober worin eine untergebent 
Perſon in allen oder wenigftens in den wid 
tigften Beziehungen ganz von der Willkür 
einer andern abhängig ift, wie bei ber 
Sklaverei und Leibeigenfchaft; im Mittel: 
alter Schmälerung ber bürgerlichen Ehre, 
Auftand geminderter Nechtsjähigfeit, wie 
er 3.8. für die »frieblo8« Erflärteneintrat. 
echtsanwalt (Advokat, Anwalt, 
Sachwalter), Rechtsgelehrter, welcher 
vom Staate die Befugnis zur Führung 
von Rechtsſachen vor ben zu ändigen Be 
hörden erlangt hat. Nach beutfcher echt? 
anfhauung iſt nämlich der R. nicht nut 
befugt, als eigentlicher Mechtöbeiftant 
neben einer Partei aufzutreten, ſondern 
er kann auch, namentlid) in bürgerlichen 
Rechtsftreitigfeiten, al8 Vertreter (Pro: 
furator) der Partei fungieren, infofern 
nicht ein perfönliches Erfcheinen der let: 
tern ausbrüdlich verlangt wird. Tür 
das Deutiche Reich find die Befugniſe 
und die Stellung des Rechtsanwalts über: | 
haupt nunmehr durchdie deutſche Rechts⸗ 
anwaltsordnung vom 1. Juli 187 
(Reichögefeßblatt, ©. 177 ff.) in einheit 
licher Weiſe normiert worden. Die Ab: 
vokatur ift biernach nicht, wie es von 
mancher Seite gewünfcht worden war, 
freigegeben, fondern es kann nurberjentge 
zur Rechtsanwaltſchaft zugelaffen werben, 
welcher die Fähigkeit zur Ausübung des 


Rechtsanwalt. 


Richteramts erlangt hat. Ein ſolcher kann 
aber in jedem Bundesſtaat zur Rechtsan⸗ 
waltſchaft zugelaſſen werben. Über den An⸗ 
trag auf Zulaſſung entſcheidet die Landes⸗ 
juſtizverwaltung nach vorgängigem gut⸗ 
achtlichen Gehör des Vorſtands der An⸗ 
waltskammer. In demjenigen Staat, in 
welchem ber Betreffende die zum Richteramt 
befähigende Prüfung beftanden bat, muß 
berfelbe auf jeinen Antrag zur Advokatur 
zugelafler werden. Sind bei einem Gericht 
mehrere Bunbesftaaten gemeinjchaftlich 
beteiligt, fo wird das Recht auf Zulaffung 
dadurch begründet, daß der Antragfteller 
in einem biefer Staaten bie zum Richter: 
amt bejübigenbe Prüfung beftanden bat. 
Die Zulaffung fann aber verjagt 
werden, .wenn ber Pintragfteller nad) 
den er bie Fähigkeit zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft erlangt hatte, während eines Zeit- 
raums von drei Fahren weder als R. zu⸗ 
gelaſſen iſt, noch ein Reichs-, Staats⸗ 
oder Gemeindeamt bekleidet hat, noch im 
Juſtizdienſt oder als Lehrer des Rechts an 
einer deutſchen Univerſität thätig geweſen 
it, ferner, wenn derſelbe infolge Rraf e⸗ 
richtlichen Urteils die Fähigkeit zur Beklei⸗ 
dung öffentlicher Amter auf Zeit verloren 
hatte; endlich, wenn gegen den Antragſtel⸗ 
ler, welcher früher R. gewefen, innerhalb 
ber letzten zwei Jahre im ehrengerichtlichen 
erfahren auf Verweis ober auf Gelb: 
fitafe von mehr als 150 ME. erfannt 
worden ift. Die Zulaffung muß in folgen- 
den Fällen verfagt werden: wenn ber An⸗ 
tragſteller infolge ftrafgerichtlichen Urteile 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter dauernd verloren hat oder zur Zeit 
nicht befigt; wenn er infolge ehrengericht= 
Tihen Urteil von ber Rechtsanwaltſchaft 
ausgefchloffen oder infolge gerichtlicher 
Anordnung in ber Verfügung über fein 
Vermögen beſchränkt ift; wenn berfelbe 
ein Amt befleidet oder eine Beichäftigung 
betreibt, welche nach ben Geſetzen oder 
nad dem Gutachten bed Vorſtands der 
Anwaltsfammer mit dem Beruf ober ber 
Würde ber Rechtsanwaltſchaft nicht ver- 
einbar find; wenn der Antragiteller fich 
nah dem Gutachten des Vorſtands der 
Anwaltskammer eines Verhaltens ſchuldig 
gemacht hat, weldyes die Ausfchliegung 
Staatslexikon. 


449 


von der Rechtsanwaltſchaft bedingen 
würde; endlich, wenn derſelbe nach dem 
Gutachten des Vorſtands ber Anwalts⸗ 
kammer infolge eines Förperlichen Ge⸗ 
brechens ober wegen eingetretener Schwäche 
feiner törperlicen ober geiftigen Kräfte 
zur Erfüllung der Pflichten eines Rechts: 
anwalts dauernd unfähig ift. 
Die Zulaflung felbit erfolgt bei einem 
beftimmten Gericht, doch kann ber Bei 
einem Amtögericht zugelafiene Anwalt 
auch zugleich bei dem Landgericht, in deſſen 
Bezirk das Amtögericht feinen Sit bat, fo: 
wie bei den im Bezirk des Landgerichts bes 
findlihen Kammern für Handelsſachen 
zugelaffen werben. Die Zulafjung muß 
erfolgen, wenn fie nach dem übereinftim- 
menden Gutachten bed Dberlanbesgerichts 
und bed Vorſtands ber Anwaltskammer 
bem Intereſſe der Rehtapfiege förderlich 
ift. Der bei einem Kollegialgericht auge: 
laſſene R. ift auf feinen Antrag zugleich bei 
einem andern an dem Ort feines Wohn- 
fies befindlichen Kollegialgericht zuzulaf- 
jen, wenn bad Oberlanbesgericht durch 
Plenarbefchluß die Zulaffung dem Inter: 
eife der Rechtspflege für förderlich erflärt. 
Iſt ein Anwalt bei einem Landgericht zu⸗ 
gelaſſen, welches zum Bezirk eines mehre⸗ 
renBunbesftaaten gemein\chaftlichenOber: 
landesgerichts gehört, fo Tann er zugleich 
bei dem letztern zugelaflen werben, auch) 
wenn dasſelbe an einem andern Ort feinen 
Sik hat, Die Zulajfung bei dem im An 
trag bezeichneten Gericht darf ivegen man⸗ 
genden Bedürfniſſes zur Vermehrung 
der Zahl ber bei demfelben zugelajlenen 
Rechtsanwalte nicht verfagt werben; fie 
muß dagegen verjagt werden, wenn bei 
dem fraglichen Gericht ein Richter ange 
ftellt ift, mit welchen ber Antragfteller in 
gerader Linie verwandt ober verſchwägert 
oder in der Seitenlinie im zweiten Grab 
verwandt oder verfchwägert iſt, auch wenn 
die Ehe, durch welche die Schwägerichaft 
begründet wird, nicht mehr befteht. Über 
bie Zulaffung zur Rechtsanwaltſchaft bei 
dem Reichsgericht entjcheibet bad Prä⸗ 
ſidium des letztern. Die bei dem Reichs⸗ 
gericht zugelafjenen Rechtsanwalte dürfen 
ei einem andern Gericht nicht auftreten, 
unb ihre Zulaffung bei dem Reichsgericht 
29 
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ift mit ber Zulaſſung bei einem andern 
ericht unvereinbar. 

Die gemeinfamen Intereffen bed An: 
waltsſtands werden durch die Anwalts- 
fammern wahrgenommen. Die deutiche 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
bat nämlich das Inftitut ber Anwaltskam⸗ 
mern für das ganze Reichögebiet eingeführt. 
Für jeden Bezirk eines Oberlandesgerichts 
und am Sig bed letztern wirb biernadheine 
Anwaltsfammer errichtet, welche aus ben 
innerhalb des Oberlandesgerichtsbezirks 

ugelaffenen Rechtsanwalten befteht. Die: 
de Anwaltsfammer liegen die Bewilli- 
ung ber Mittel zur Befreitum des für 
ie gemeinfchaftlichen Angelegenheiten er- 
forderlihen Aufwands und bie Beſtim⸗ 
mung des Beitrags der Mitglieder ob, ferner 
die getellung ber Geſchäftsordnung für 
die Kammer und ben Borftand fowie die 
Bräfung und Abnahme der von dem leb: 
tern zu legenben Rechnung. Die Kammer 
wählt aus ihren Mitgliedern ben aus 9 
His 15 Mitgliedern beitehenden Vorſtand. 
Diefe Wahl erfolgt auf vier Jahre, jedoch 
mit der Maßgabe, daß alle zwei Fahre 
die Hälfte der Aritglieber, bei ungerader 
ahl zum erftenmal die größere Zahl, aus» 
heidet, indem die zum erfienmal Aus⸗ 
cheidenden durch das Los beftimmt 
werben. Der Borftand wählt aus feiner 
Mitte ben VBorfibenden und den Schrift: 
führer fowie beren Stellvertreter. Der 
Boritand hat Streitigkeiten unter ben 
Diitgliedern ber Kammer auf Antrag zu 
vermitteln, ebenfo Streitigkeiten aus dem 
Auftragsverhältnis zwifchen einem Mit: 
glieb ber Kammer und bem Auftraggeber 
auf Antrag des letztern; ber Vorftand hat 
ferner Gutachten, welche von ber Landes⸗ 
juftizverwaltung, fowie folche, welche in 
Streitigfeiten zwiſchen einem Mitglied 
ber Kammer und jeinem Auftraggeber 
von den Gerichten erforbert werben, zu er- 
ftatten; er bat das Vermögen der Kammer 
zu verwalten und berfelben über die Ver- 
waltung jährlich Rechnung au legen; end⸗ 
lich bat der Vorſtand die Aufficht über 
die Erfüllung ber den Mitgliedern ber 
Kammer obliegenden Pflichten zu üben 
und bie ehrengerichtliche Strafgewalt zu 
handhaben. In letzterer Beziehung ent: 


Rechtsfall — Recursus ab abusu. 


ſcheidet nämlich ber Vorſtand im ehren 
gerichtlichen Verfahren als Ehrenge: 


richt in der Beſetzung von fünf Meit- 
gliedern. Dieſes Ehrengericht beſteht aus 


dem Borfißenden, feinem Stellvertreter 
und drei andern Mitgliedern des Bor: 
ſtands und kann auf Warnung, Verweis, 
Gelditrafe bis zu 3000 ME. ſowie auf 
Ausſchließung von ber Rechtsanwaltſchait 
erfennen. Gegen bie Urteile bes Ehren: 
gerichts ift Berufung an den Ehrenge: 
rihtshof zuläflig, welcher aus bem 
Vräfidenten des Neichsgerichts als Bor 
fitendem, brei Mitgliedern des Reid: 
gerichts und drei Mitglichern ber An: 
waltöfammer bei bem Reichsgericht be 
Wr Sogen. g ke 
fteht nad 


num 





Redakteur — Redefreiheit. 


liſchen Staatsreligion durch Gefeb vom 
18. Germinal X (8. ril ) ge 
regelt und Ioioeh! wegen eines durch 
einen geiftlichen Diener verübten Miß- 
brauchs der geiftlichen Gewalt als auch 
gegen Eingriffe weltlicher Behörden in 
bie öffentliche Religionsübung ober in bie 
greiheiten der Kirche gegeben iſt. Im 
gemeinen beutfchen Kirchenrecht ausbrüd: 
ih anerfanıt, bat fih der R. in ben 
meiften deutichen Staaten erhalten, unb 
namentlich ift er in den preußifchen Kir: 
chengeſetzen von 1873 beibehalten. Das 
preußifche Geſetz vom 12. Mai 1873 über 
die kirchliche Disziplinargewalt geftattet 
nämlich gegen Ertjoeibun en kirchlicher 
Behörden, welche in vorfariftswidriger 
Weiſe eine Disziplinarftrafe verhängen, 
den RB. ober, wie es im Geſetz heit, bie 
Berufung an bie Staatsbehörbe. Die 
Entſcheidung über dies Rechtsmittel, wel- 
ches zunächſt dem durch eine ſolche Ver: 
fügung Betroffenen ober auch, wofern ba= 
bei ein Öffentliches Intereffe mit in Frage 
fommt, dem Oberpräfidenten zuftebt, er: 
folgt durch ben Föniglichen Gerichtshof 
für kirchliche Angelegenheiten in Berlin. 
Auch ben Angehörigen bed geiftlichen 
Standes ift dies Rechtsmittel geltattet, 
namentlich nach dem Geſetz vom 11. Mat 
1873 über die Borbilbung und Anſtellun 
ber Geiftlihen auch dann, wenn es ic 
um befchwerende Maßregeln bed Kultus- 
minifters dengeiftlichen Unterrichtsanſtal⸗ 
ten gegenüber ober um ben Einſpruch bes 
Oberpräfidenten gegen bie Anftellung eines 
Beiftlihen handelt. Ebenfo Eu in dem 
deutſchen Reichögefeb vom 4. Mai 1874, 
betreffend die Verhinderung ber unbefug- 
ten Ausübung von Kirchenämtern, ben 
Seiftlichen, welchen ber Aufenthalt in be- 
timmten Bezirken oder Orten verfagt ift, 
‚der bie ihrer Staatsangehörigkeit ver- 
uftigt erflärt und aus dem Reichsgebiet 
usgewieſen worden find, gegen derartige 
Berfügungen das Rechtsmittel der Beru- 
ung an den Gericht3hof für Firchliche An⸗ 
jelegenheiten ober, wo ein jolcher nicht 
efteht, an das höchſte Strafgericht bed 
tandes geftattet. Vol. Hinſchius, Die 
reußif den ae eſetze des Jahrs 1873 
1873), der Jahre 1874 —75 (1875). 
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Redakteur (franz., ipr. »öhr), »Ordner«, 
befonder8 Anorbner und Herausgeber pe 
riodifcher und encyklopädiſcher, aus Bei- 
trägen mehrerer bejtehender Werke, na= 
mentlid Zeitungen; verantwortlider 
N. wird derjenige genannt, welcher den 
Inhalt einer Zeitſchrift der Preßpolizei 

egenüber vertritt; Nedaftion, das Ge- 

re die Nechte und Verpflichtungen 
eines ſolchen; auch die Gefamtheit der bei 
ber Redaktion Bejchäftigten. Übrigens 
ſpricht man auch auf andern Gebieten 
von Rebaftion und von rebaftioneller 
Thätigfeit, indem man babei bie SHer- 
und Tertigftellung von Druckſachen und 
fonftigen Schriftflüden in rein formeller 
Beziebun im Auge bat, fo namentlid) 
auf dem Gebiet der Gefeßgebung; ebenio 
ſpricht man von ber Redaktion eines ge- 
richtlichen Urteils, eines Berichts u. dgl. 
edefreiheit, imallgemeinen das Recht 

ber freien mündlichen Meinungsäuße- 
zung , welches zwar als Ausfluß der per: 
ſönlichen Freiheit überhaupt einem jeden 
Staatsbürger zufteht, deſſen Mißbrauch 
jedoch, z. B. bei wörtlichen Beleidigungen, 
—5 Aufforderung zu hochverräte: 
riſchen Handlungen u. dgl., nad) den be: 
ftehenden Strafgefegen geahndet wird. 
Eine befondere R. (Unverantivortlichfeit) 
ift ben Mitgliebern der gefetgebenden Ver: 
fammlungen gewährleiftet, welche biefe 
wegen Abitinnmungen ober wegen ber in 
Ausübung ihres Berufs gethanen Auße⸗ 
rungen jeder Verantwortung außerhalb 
der Berfammlung, zu welcher das Mit: 
glied gehört, alfo namentlich vor den Ge 
richten und im Disziplinarverfahren, ent: 
hebt. Diefe dem englifchen Verfaſſungs⸗ 
recht entnonmene parlamentarifche R. 
war fchon durch Die beutfche Reichsverfaſ⸗ 
fung vom 28. März 1849 ($ 120) ver: 
beißen worden, und bie nordbeutiche Bun⸗ 
desverfaflung nahm bie bort enthaltene 
Vorſchrift wörtlich auf, wie fie denn auch 
iebt den Art. 30 der beutfchen Reichsver⸗ 
faſſung bildet: »Kein Mitglied bes Reichs⸗ 
tags darf zu irgend einer Zeit wegen 
feiner Abftimmung ober wegen der in 
Ausübung feines Berufs getbanen Auße⸗ 
umgen gerichtlich oder disziplinariſch vers 
folgt oder fonft außerhalb der Verſamm⸗ 
29* 
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Jung zur Berantiwortung gezogen werben«. 
Aug für die Ständeverfammlungen ber 
einzelnen Bunbesftanten, beren Berfafs 
jungen biefen Gegenftand nicht in gleich 
förmiger Weife behandelten, ift durch das 
Reichsſtrafgeſetzbuch (F 11) ebenberfelbe 

rundfag zur gemeinfamen Norm er: 
joben worden. Innerhalb ber Berfamm: 
ung lan jeboch gegen etwaigen Mißbrauch 
der R. feitend des Präſidiums auf Grund 
und nad) Maßgabe der Geſchäftsordnung 
eingefchritten werden. Im Zuſammen⸗ 
bang damit fleht die Beitimmung, baf 
auch wahrheitögetreue Berichte über bie 
Verhandlungen des Reichstags oder eines 
beutichen Landtags von jeber Berantiwort- 
lichkeit frei bleiben. 

Reeder (Kheder), ber Eigentümer 
eines ihm zum Erwerb durch die Seefahrt 
dienenden Schiffs; Neeberei, bie Ver: 
einigung mehrerer Perfonen (Salii- 

reunde, Mitreeder), welde ein in 
ihrem Miteigentum ftehenbes Schiff zu 
emeinfchaftlichem Eriverb burch die See⸗ 
ahrt verwenden. Der Anteil eines jeden 
berielben an dem gemeinfdaftlihen Schiff 
heißt Part ober Schiffspart. Das 
Verhältnis der Mitreeder zu einanber be⸗ 
flimmt der Reederbrief, d. h. der zwi: 
ſchen ben Schiffsfreunden errichtete Kon⸗ 
trakt. Derjenige, welcher bie Gejchäfts- 
führung beforgt, heißt Korreſpondent⸗ 
reeber (Schiffsdireftor, Schiffs: 
bisponent). 

Referendar (Iat.), Berichterfiatter, 
Titel für Juriften, die ſich noch im Vor: 
bereitungdienft befinden; Referenda⸗ 
riat, Amt eines folden. 

Referendum (Tat), das zu Berichtenbe; 
etwas ad referendum nehmen, zur Be 
richterſtattung an die Beteiligten entgegen- 
nehmen. In der Schweiz die in einzelnen 
Kantonen übliche Volksabſtimmung na- 
mentlich über Geſetzvorſchlage. 

Referieren (Iat.), berichten, in ber 
Rechtsſprache aus den Alten vortragen; 
Neferent, das aus den Alten vortra= 

ende Mitglied eines Kollegiumsd; Re⸗ 
rat Bortrag. Einen Eib r., ihn 
zurüdichieben. 

Reformieren (Iat.), umgeftalten, ver 
ändern; Reform, Imgeitaltung, na= 


Reeder — Regent. 


mentfih auf dem Gebiet ber Geſetzge⸗ 
bung unb der Staatsverfaflung; Refor⸗ 
mer (engl. reformers), Anhänger ber 
Neformparteti, welche beftimmte Ge 
biete der Gefebgebung reformiert haben 
will, wie 3. B. die Partei der beutfchen 
Steuer: und Wirtichaftsreformer in An- 
fehung ber Agrargefeßgebung (f. Agra: 
tier). Im Gegenfah zur Revolution 
(j. d.) verftehbt man unter Reform die 


planmäßige Veränderung der Staatsver: 
faffung auf geſetzlichem 


. Bmar wer: 
ben bei foldyen Reformen Ber Berbefie 
rungen angeflrebt, allein gleichwohl Tann 
man nicht jede Reform als Verbeſſerung 
bezeichnen, wenn fie es auch vom Partei: 
ſtandpunkt bes einen, nicht aber auch vom 
Standpunft des andern aus betrachtet 
fein mag. Für Umgeftaltungen auf dem 
firchlichen Gebiet ift der Ausdbrud Refor: 
mation gebräuchlich, namentlich für die 
große Bewegung im 16. Jahrh., welde 
ie Lostrennung ber nunmehrigen Tutbe- 
riſchen und reformierten von ber an 
ſchen Kirche zur Folge hatte (ſ. Broteflan- 
tismus). 

Negalien (lat. Jura regalia), die der 
oberiten Staatsgewalt vorbebaltenen 
Nechte, Staatshoheitsrechte, zerfallen in 
höhere oder wefentliche, die aus dem We: 

en der oberften Gewalt hervorgehen (Zu: 
iz, Polizei=, Steuer: 2c. Hoheit), und 
niebere oder außerwefentliche (finanzielle) 
ober R. im engern Sinn (Berg:, Forſt⸗ 
Jagd⸗, Salz:, Düng, Poft:, Tabafregal). 

Regent (Iat.), das Oberhaupt eines 
Staats; im engern Sinn f. v. w. Reichs⸗ 
verwejer oder Stellvertreter bes eigent- 
lichen Stantsoberhaupts; Regentichaft, 
bie auperorbentlide Staatsregierung, 
welche während der Minderjährigfeit bes 
ee mund 
ſchaft) oder bei dauernder Behinderung 
bes Staat2oberhaupts an ber Ausübung 
der Regierungsgewalt eintritt. Ebenſo 
macht fich eine Regentſchaft dann notiven: 
dig, wenn ber Souverän mit Hinterlaf- 
jung einer ſchwangern Witwe ftirbt: Die 
neuern Verfaffungsgefege enthalten in 
der Regel über die Art und Weiſe, wie 
eine Regentſchaft zu beftellen ift, ausführ⸗ 
liche Vorfchriften, fo 3.8. bie preußifce 





Regie — Regierung. 


Berfaflung (Art. 56 und 57). Mebrere 
neuere Berfaffungen Halten hierbei an ben 
Srundfäten des ältern Rechts feit, wonach 
berjenige volljährige regierungsfähige Ag⸗ 
nat, welcher zunächſt zur Thronfolge be- 
rufen wäre, die Regentichaft führen ſoll 
(Io in Preußen, Sachen und Württem: 
berg); andre laſſen dem nächſten Agnıaten 
Die Mutter und die Großmutter oder bie 
Gemahlin des unmündigen oder des ver- 
binderten Monarchen vorgehen. Au 
wird e8 zuweilen dem Souverän jelbit 
ũberlaſſen, für den Fall des Bedürfniſſes 
mit den Landftänden zufammen die Re⸗ 
gentichaft im voraus zu regeln. Diez ift 
3. B. in Braunſchweig durdy das Regent- 
ſchaftsgeſetz von 1879 gefchehen. Ebenfo 
entbalten bie meilten Berfaflungen Bor: 
Tchriften über die Stellvertretung bes ab: 
wefenden Monarchen, welche regelmäßig 
durch einen befondern Erlaß besfelben an- 
geordnet wird. 

Regie (franz., ſpr. chih), im Staats: 
leben }. dv. w. Finanzverwaltung; in Frank⸗ 
reich eine mit Verantwortlichkeit und 
Rechnungsablegung verbundene Verwal⸗ 
tung, auch Verwaltung gewiſſer Staats: 
einfünfte, 3. B. Salz=, Tabafregie. 

Regierung (Staatsregierung), die 
Leitung des Staats; dann bie hierzu Be⸗ 
rufenen, namentlich der Beamtenkörper, 
deſſen fich das Staatsoberhaupt zur Lei⸗ 
tung des Staats bedient (Regierungs⸗ 
beamte), insbeſondere das Miniſterium; 
Regierungsgewalt, ſ. v. w. Staats⸗ 
gewalt; Negierungsrechte (materielle 
Hoheitsrechte), die dem Staatsoberhaupt 
zur Leitung und Verwaltung des Staats 
eingeräumten Befugnifje, im Gegenſatz 
zu den Majeſtäts- oder formellen Hoheit3- 
rechten bed Souveränd (ſ, Monardie). 
Negierungsform, Bezeihnung, für 
die (monarchifche ober zepublifaniiche) 
Staatsverfaflung. Im engern Sinn wir 
die Negierungsgewalt (Regierung: 
bobei 2 ber richterlichen Gewalt, b. h. ber 
Handhabung bed Recht? und der Wieder: 
Gerftellung der gejtörten Rechtsordnung, 

egenübergeftellt, indem man unter erſterer 
zeichnung bie auf die Pflege ber Wohl- 
fahrt des Staatäganzen und der einzelnen 
Staatsangebörigen gerichtete Thätigkeit 
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ufammenfaßt. Soweit e8 ſich nun bier: 

i um die Leitung bed Staats im großen 
und ganzen handelt, jpridyt man von 
politifher R. (gouvernement politique), 
während die Regierungsthätigfeit im In⸗ 
nern und Einzelnen Verwaltung (ad- 
ministration) genannt wird. Dem ent: 
prechend pflegt man auch die Negierungs- 
rechte in Außere und innere einzuteilen, 
indem unter ben erftern namentlich die 


— 


h|fogen. Repräfentativgewalt, d. 5. 


die Vertretung des Staat? nach außen, 
unb das Vertrags⸗ und Kriegsrecht ver: 
ftanden werben, während man in An: 
ſehung berleßtern wiederum eine Gebiets⸗, 
Juſtiz⸗, Polizei⸗, Finanz, Militär-, Am⸗ 
ter⸗ und Kirchenhoheit unterſcheidet. Hierzu 
kommt dann noch die geſetzgeben de Ge⸗ 
walt, welche in konſtitutionellen Staa⸗ 
ten inſofern beſchränkt iſt, als der Volks⸗ 
vertretung ein Mitwirkungsrecht in Ar 
fehung ber Gefeßgebung zuſteht. Der R. 
ıft jedoch hier dad Recht eingeräumt, ihre 
Vorlagen und ihre Anſicht durd) Regie: 
tungsbevollmädtigte(Kommiflare) 
in den Kammern vertreten zu laſſen. 
Diejenige Partei, auf welche fich die R. 
ftüßt, und aus welder in England das 
Staatsminifterium hervorgeht, wird bie 
Regierungspartei, im Gegenfaß zur 
DOppofitionspartei, genannt. Wie man 
aber in Deutjchland und in Franfreidh 
unter der legtern nicht felten diejenige Bar: 
tei verfteht, welche der R. prinzipiell und 
unter allen Umſtänden opponiert, alſo 
eine gerabezu regierungsfeindliche Partei 
ift, fo verbindet man anderfeit3 oft mit 
dem Ausdrud »Regierungsparteie ben 
Begriff einer Parteigenoſſenſchaft, welche 
ohne jelbftändige Prüfung und Überzeu: 
gung unter allen Umftänden der Anlicht 
der R. beitritt, eben weil es die Anficht 
ber R. iſt. Teilt man übrigens, wie dies 
häufig gejchieht, Die Staatsgewalt in eine 
geſetzgebende, richterliche und vollziehenbe 
Gewalt ein, fo wird unter R. auch bloß 
die Tetstere verftanden, während anbre mit 
R. Tediglich die oben befprochene innere 
Verwaltung bezeichnen und bann bie Re: 

ierungsſachen insbefonbere den Ju⸗ 
Hi zſachen gegenüberftellen. Ir manchen 
Staaten veriteht man auch unter R. eine 
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befondere Berwaltungsbehörbe, "welche 
über einen beftimmten Bezirk geſetzt iſt. 
So zerfallen in Preußen die Provinzen in 
Regierungsbezirke mit NRegierungspräfi- 
benten an ber Spibe, welden das nötige 
Beamtenperfonal (Regierungsräte, Aſſeſ⸗ 
foren x.) beigegeben iſt. In Sfterrei 
verfteht man dagegen unter Lanbesregie⸗ 
rungen bie Oberbehörben einzelner und 
gar der Fleinern Kronländer, während 
ie politifchen Ranbesbehörben der größern 
»Statthaltereien« genannt werben. Auch 
ber bayrifche Staat ift in Regierungsbe- 
zirke eingeteilt, mit Regierungspräfiben- 
ten, die an ber Spitze ber Bezirksregierun⸗ 
gen ftehen, während Württemberg in Kreife 
zerfällt, welche Kreisregierungen (Direl- 
toren) unterftellt find. 
Regierungsbezirk, |. Provinz. 
Regierungsform,, j. Staat. 
Regierungsnadfolge „ſ. Thron: 
e 


ge. 
Regierungspräfident, |. Präſidium. 
Dur — — ah Re: 


Regierungsbezirk 


gent. 

Regime (franz., ſpr. Achihm), Staats: 
verwaltung, Regierungsweife. 

Regiment (lat.), Truppenabteilung, 
in Deutichland bei der Infanterie und 
Tußartillerie aus 2—3 Bataillonen, bei 
der Kavallerie aus 5 Eskadrons und bei 
ber Teldartillferie aus 2 — 3 Abteilungen 
befiehenn. zehörd 

Be herhafen en ſ. Schiffsregiſter. 

Negiſtrieren (lat.), eintragen; beſon⸗ 
ders die bei einer Behörde gemachten Ein⸗ 
gaben aufzeichnen; Regiſtrator, Beam⸗ 
ter, der dies zu beſorgen hat; Regi— 
ſtrande, Verzeichnis der Eingänge bei 
einer Behörde und der darauf ergangenen 
Derfügungen; Regiftratur,Aufbewah- 
rungsort afuͤr, Buch zum R., aud) kurze 
Aufzeichnung, die zu den Alten gebracht 
a im Gegenfaß zum förmlichen Pro: 
tofoll. 


Beglement(franz., ipr.-mang), Dienft- 
vorschrift, Gefchäftsordnnung. 

Regnikolardeputatiouen (Iat.), in 
Ofterreih-Ungarn Ausfchüffe des Reichs: 
rats (reſp. Reichstags) zur Vorberatung 
wichtiger Geſetzgebungsfragen. 


— Rehabilitieren. 


Begnum (lat.), Reich, insbeſondere 
Königreiäh, auch Bezeichnung für die Fü: 
nigliche Würde. 
egredienterbidgaft (Iat.), im beut: 
chen Lehn⸗ und Privatfürſtenrecht diejenige 
Erbfolge, wonach bei dem Erlöſchen des 


ch Mannsſtamms nicht die nächſte weibliche 


Verwandte bes letzten männlichen Sprof: 
ſen, ſondern vielmehr die früher wegen 
des Vorhandenſeins männlicher Nachkom⸗ 
menſchaft übergangenen weiblichen Ber: 
wandten des Hauſes, die ſogen. Regre— 
die nterbinnen, und deren Deſzenden; 
gut Succeffion gerufen werben, auf welch 
etztere aljo bie Erbfolge »regrediert⸗, 
d. h. zurüdfält. Es ift jedoch im gegen: 
wärtigen gemeinen deutjchen Brivatfür. 
ftenrecht der Ba: anerkannt, baß die 
Erbtochter (f. d.) der Regredienterbin 
vorgeht, d. b. daß die nächfte weibliche Ver: 
wanbte des letzten Thronbefißers und alio 
jedenfalls deſſen Tochter oder bie erfige 
borne von mehreren Töchtern unb beren 


Deizenbenz beim Ausfterben des Manns: | 


ſtamms gerufen werben. Freilich war 
dies zur Zeit des frühern Deutfchen Reich? 
nicht unbeftritten, wie benn 3.3. beim 
Ausfterben des habsburgifhen Manns: 
ftamms 1740 mit Karl Bayern auf 
Grund der R. Anſprüche auf die öfter: 
reichiſchen Erblande erhob. 

egreß (lat.), Rüdgriff; Rüdaniprud 
auf Schadloshaltung gegen einen Dritten 


aufGrund beſonderer Verpflichtung des letz⸗ 


tern. Der Regreßnehmer wird Regre— 
bient, berjenige, auf welchen man regre: 
diert, Regreffatgenannt. Die Reg reß— 
klage, mit welcher dieſer in Anſpruch 
enommen wird, iſt namentlich für das 
echſelrecht von Wichtigkeit. Wird ein ge 
zogener Wechſel nicht wechſelmäßig hono⸗ 
riert, ſo hat der Regredient den ſogen. 
Ipringenben®t,,d.b.eriftan biefteiben 
folge der Vormänner nicht gebunden. 
Derjenige Betrag, für welchen die letztern 
auffommen müffen, wirdRegrepfumme 
genannt (Wechſelſumme, 6proz. Zinfen 
vom Verfalltag ab, "/s Proz. Meopifien, 
Proteflfoften und fonftige Auslagen). 
Rehabilitieren (lat.), wiebereinfegen, 
wieberherftellen, namentlih ben guten 
Ruf einer Perfonz Rehabilitation, 
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Wieberherftellung, Wiebereinfeßung, na⸗ 
mentlid) in den Genuß ber entzogenen 
bürgerlichen Ehrenrechte (ſ. d.). 
eich, im Staats- und Bölferleben 

Degeihnung eine? großen Staatskörpers, 
an deſſen Spite ein einzelner Staatsbe⸗ 
berricher fteht (Kaifer:, Königreich); 
auch Bezeihnung für einen Gejamtftaat 
(Bundesftaat, Bundesreich), welcher 
verjchiedene Einzelitaaten umfaßt. Na- 
mentlich war der Ausdrud R. zur Bes 
zeichnung des frühern Deutjchen Reichs 
gebräuchlich, und zwar dachten fich die Pu⸗ 
bliziften des vorigen Jahrhunderts das R. 
jelbft gewifiermaßen als Subjeft ber Re- 
gierungsgewalt, welche nach der Reichsver⸗ 
faffung, da das R. ein Wahlreich war, 
dem Kaifer übertragen wurde, daher oft 
von »Kaiſer und R.«, als den Inhabern 
des Reichöregiments, die Rede war. Ebenſo 
wird jetzt das Deutſche R. vielfach ſchlecht⸗ 
hin das »R.« genannt. 

Reichsabſchied, ſ. Abſchied. 

Reichsadel, im jrüßern Deutihen Reich 
die reichSunmittelbare beutiche Neichsrit⸗ 
terichaft (f. d.). 

Reichſsamt, imfrühern Deutichen Reich 
Bezeichnung der ſogen. Reichserzämter 
und Reichserbämter (f. Kurfürften); 
im gegenwärtigen Deutjchen Reich amt: 
liche Bezeichnung der oberfien Reichsbehör⸗ 
den, wie: das R.des Innern, das auswär⸗ 
tige Amt des Deutichen Reichs, das Reichs⸗ 
iuftizamt, Reichgeifenbahnamt, Reichspoſt⸗ 
amt, Reichsſchatzamt und das N. für die 
Verwaltung der Reichsei ſenbahnen. Auch 
pflegt man die Bezeichnung R. auf die 
Reichsbehörden überhaupt anzuwenden. 

Reichſsamt des Innern, Zentralbe⸗ 
hörde des Deutſchen Reichs (in Berlin) 
zur Bearbeitung der innern Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten desſelben. Das R. ſteht 
unter dem Staatsſekretär des In— 
nern, welchem ein Unterſtaatsſekretär und 
das nötige Beamtenperſonal beigegeben 
ſind. Dastelbe iſt dem Reichskanzler unmit- 
telbar unterſtellt. Es iſt aus dem Reichs⸗ 
kanzleramt hervorgegangen, welch letzteres 
in zwei Abteilungen, eine Zentralabtei⸗ 
lung unb eine Finanzabteilung, zerfiel. 
Nachdem nun die lektere zu den Reichs⸗ 
ſchatzamt erhoben worden war, wurde 


erftere unter dem Namen R. ebenfalls als 
befondere Reichsbehörde Tonftituiert. Zu 
dem Geſchäftskreis berjelben gehören bie 
auf den Bundesrat, den Reichstag und die 
Reichstagswahlen bezüglichen Geſchäfte, 
die allgemeinen Angelegenheiten der Reichs⸗ 
behörden und der Reichsbeamten, die Auf⸗ 
ſicht über den Disziplinarhof und die 
Disziplinarkammern, die Indigenats-, 
Heimats⸗, Niederlaſſungs⸗, Freizügigkeits⸗ 
und Auswanderungsſachen, die Handels⸗ 
und Gewerbeangelegenheiten, die das 
Bankweſen, die Verſicherungen, die Maße 
und Gewichte betreffenden Geſchäfte, die 
Angelegenheiten des geiſtigen Eigentums 
und der Patente, die See⸗ und Flußſchiff⸗ 
fahrt und Flößerei, die Medizinal- und 
Beterinärpolizei, die Angelegenheiten ber 
Preſſe und ber Vereine, die Militär⸗ und 
Marineangelegenheiten, foweit diejelben 
die Mitwirfung der Zivilverwaltung er: 
fordern, wie dad Erjaßweien, Mobil: 
machung, Naturalleiſtungen, Transport⸗ 
und Etappenangelegenheiten, Familien⸗ 
unterſtützung und Stoifverforgung, ferner 
die Landespermeljung, die Anerfennung 
und Klaffifizierung der höhern Lehranſtal⸗ 
ten mit Bezug auf die Wirffamfeit ihrer 
Zeugnifje für bie Julaffung zum einjäh- 
rig⸗freiwilligen Militärdienft, die Reichs⸗ 
Ratiftif und endlich überhaupt diejenigen 
Reichgangelegenheiten, deren Bearbeitung 
nicht andern Behörden übertragen: ift. 
Über die verfchiedenen Behörden, welche 
von dem R. reffortieren, vgl. Reichs⸗ 
bebörden (©. 460). 
eihsämter, |. Reichsbehörden. 

Reichſsamt In die Verwaltung der 
Reichseifenbahnen, eine unmittelbar dent 
Reichöfanzler unterftellte Zentralbehörde 
bes Deutfchen Reichs (in Berlin) für bie 
Verwaltung der im Belit des letztern be= 
findlien Eifenbahnen in Elſaß-Lothrin⸗ 
gen ſowie für die Ausführung der Bauten 
derjenigen Bahnftreden, welche in Elſaß⸗ 
Lothringen auf Koften des Deutſchen 
Reichs ausgeführt werden. Demjelben ift 
die Seneraldireftion der Eifen: 
bahnen in Elſaß-Lothringen zu 
Straßburg untergeordnet, welche auch die 
von bem Deutichen Reich in Elfaß-Rothrin: 
gen und im Großherzogtum Luremburg 
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gepaditeten Eifenbahnftreden verwaltet. 


iefe Generalbireftion befteht aus einem 
Vorſitzenden (Generaldirektor), brei Ab: 
teilungsvorftehern fowie abminiftrativen, 
iurififhen, techniſchen ( Eiſenbahndirek⸗ 
toren) Mitgliedern und Hilfsarbeitern. 

eichbangehorigkeit, ſ. Heimats—⸗ 
r 


echt. 
eichſauwalt, |. Reichsgericht. 
Neichßsapfel, eine mit einem Kreuz 
verfehene Kugel, eins ber beutfchen Reichs 
kleinodien; Symbol der hriftlichen Herr: 
{haft über die Welt. 
Reisarmee, bie Truppenmacht bes 
vormaligen heiligen römifchen Reiche 
beutfcher Nation, warb auf dem Reichs⸗ 
tag in Worms 1521 zu 4000 Reitern 
und 20,000 Zußgängern feftgeftellt, wozu 
jeder Reichsſtand ein beflimmtes Kontin- 
gent zu ftellen hatte, 1681 nach berfelben 
Matrikel auf 40,000 Dann erhöht, trat 
befonders im Siebenjährigen Krieg in 
ihrer Erbärmlichfeit hervor. Über das 
vermalige deutfche Reichäheer |. Deut- 
ſches Reich. 
KReihebant, ein aus der frühern Preußi⸗ 
ſchen Bank hervorgegangenes, unter Auf⸗ 
ſicht und Leitung des Reichs ſtehendes 
Bankinſtitut, welches die Aufgabe hat, 
den Geldumlauf im geſamten Reichsge⸗ 
biet zu regeln, die Zahlungsausgleichun⸗ 
gen zu erleichtern und für die Nutzbar⸗ 
machung verfügbaren Kapitals zu ſorgen. 
Die R. iſt auf Grund des deutſchen Bank⸗ 
eſetzes vom 14. Mai 1875 mit der Eigen⸗ 
art einer juriſtiſchen Perſon errichtet 
worden. Der Hauptfigder Banf(Reichs: 
bauptbanf) befindet fi) in Berlin. Es 
find aber an den bedeutendften Handels⸗ 
plägen Deutſchlands Zweignieberlafjun- 
gen errichtet, welche nach ber Größe und 
Bebeutung ihres Geſchäftsumfangs in 
brei Klaſſen zerfallen: 1) Die Reichs— 
- banthauptftellen in Bremen, Bres: 
lau, Danzig, Dortmund, Frankfurt a. M., 
Hamburg, Hannover, Köln, Königsberg 
i. Pr., Leipzig, Magdeburg, Mannheim, 
Münden, Kofen, Stettin, Straßburgi. €. 
und Stuttgart. Die Anorbnung ber Er- 
richtung von Reichsbankhauptſtellen ift 
, Sache des Bundesrats. Diefelben ftehen 
ı unter ber Leitung eines menigftens au? 
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zwei Mitgliedern beftchenden Borflant 
und unter ber Aufficht eines vom Kaiſerbe 
ſtellten Bankkommiſſars. 2) Die Reid: 
bankſtellen in Aachen, Augsburg, Biele: 
feld, Braunfchweig, Bromberg, Chemnit, 
Dresben, Düffelborf, Elberfeld, lin, 
Emden, Erfurt, Eſſen, Flensburg, Fran 
furt a. O., Gera, Gleiwitz, Glogau, Sir 
lie, Oraubenz, palle a. S., Karlörußk, 
Kaſſel, Kiel, Kob Krefeld, Landsberg 
a. W., Liegnitz, Lübeck, Mainz, Memel 
Metz, Minden i. W., Mülhauſen i. €, 
Münſter i. W., Nordhauſen, Nürnken, 
Osnabrück, Siegen, Stolp in Pommem, 
Stralſund, Thorn und Tilſit. Die Reiche 
bankſtellen werben auf Anordnung de 
Reichskanzlers errichtet. Sie find dem 
Direktorium ber R. unmittelbar unter: 
ftellt. 3) Die Reichsbanknebenſtellen 
(Agenturen :Rommanbiten EN 
rendepots). Diefelben find einer ar 
bern Zweigniederlaffung der R. untere 
orbnet. Ihre Errichtung fteht bem Din: 
torium der R. zu. Die R. ſelbſt Kt 
als juriftifche Perſon zunächſt em 
privatrechtlichen Charakter, namentlich 
inſofern, als das aus 120 Mill. ME. ke 
ftehende Grundkapital berfelben in 40,0 
auf ben Namen Iautenbe, aber burd u 
doſſament übertragbare Anteilicheine von 
je 3000 ME. zerlegt ift und bie Anteilt: 
eigner bie ihnen zuſtehende Zeilnabn | 
an ber Verwaltung der R. durch bie Ör: 
neralverfammlung ſowie burd) einen 
von biefer zu wählenden ftänbigen Jen: 
tralausſchuß (Aufſichtsrat) von 13 
gliedern ausüben, aus welch letzterm dan 
wiederum alljährlich drei Deputierit 
dur fortlaufenden fpeziellen Kontrolle m 
erwaltung der R. gewählt werden. Di 
Neichöregierung übt aber der R. gegfr 
über nicht nur das ihr zuftehende fa 
liche Oberauffichtsrecht durch ein aus dei 
Reichskanzler und vier Mitgliedern, Mi 
benen eind ber Kaifer und drei ber Dur 
desrat ernennt, beftehendes Banfkur 


torium aus, fondern die R. erjcheint m 


fofern geradezu als ein Staatsinfitn 
als bie Leitung berfelben dem Neid 
fteht und von dem Reichskanzler durchen 
ihm unterſtelltes Bankdirektortiun 
ausgeübt wird. Dieſe Neichsbehör I 
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die verwaltende und audführenbe fowie 
diejenige Stelle, welche bie R. nach außen 


vertritt. Präſident und Mitglieder des | der 


Direltoriums werben vom Kaifer auf 
Borichlag bes Bundesrats auf Lebenszeit 
ernannt. Sämtliche Beamte ber R. —* 
ben die Rechte und Pflichten der Reichs⸗ 
beamten. Eine beſondere Abteilung ber 


Reichsbankhauptkaſſe dient als Zentral⸗ 
afenſen des Reichs und führt als ſolche 
ie 


ezeichnung Reihehanpstafie 
4 antgefeg vom 14. Mai 1875 
Reichögefegblatt, S. 180 ff.); Statut 
der R. vom 21. Mai 1875 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, ©. 203 ff.); Bamberger, Date 
tialien zum —— (in Hirt 
»Annalen bes Deutichen Reichs« 1875, 
©. 835 ff., 945 


Reigsbanner, |. Banner. 

Reichsbehörden (Reihsbeamte, 
Reihsämter), im gegenwärtigen Deut: 
ihen Neid) diejenigen Behörben, welche 
Geichäfte des Reichs zu führen haben und 
ihre Autorität unmittelbar von der Reichs⸗ 
ewalt ableiten. Nach der Reichsverfaſ⸗ 
Kuna (Art. 18) werben nämlich alle Reichs⸗ 
beamten ber Regel nad}, und wofern nicht 
andre gefeßliche Beftinmmungen vorliegen, 
von bem Kaijer ernannt, als deſſen Ges 
hilfen bei der Verwaltung bes Reichs 
fie erfcheinen. Aber nur die Mitglieder 
der höchften und höhern R. erhalten ihre 
Anftelung unmittelbar von dem Kaifer, 
während die übrigen Anftellungsurfun- 
den vom Neichöfanzler oder von ben 
hierzu ermächtigten Reichsämtern erteilt 
werden. Was aber ben Behördenorganiss 
mus bes Reichs anbetrifft, jo hat derfelbe 
fi) mehr und mehr herausgebilbet, je 
mehr die Gefchäfte des Reichs an Umfang 
zunahmen, und je größer die Bedeutung 
berielben ward. So ift denn jebt an bie 
Stelle eines bei ber Gründung bed Norb- 
deutſchen Bundes fehr einfachen Verwal: 
tungsapparats bereits ein Fomplizierter 
Organismus getreten, ohne daß das Or⸗ 
ganiſationswerk ſchon jeßt zum förınlichen 
Abſchluß gebiehen wäre, da das neue Reich 
in feinem innern Ausbau ja nod) in forts 
Ihreitender Entwidelung begriffen if. 
In einem Punkt freilig hat ſich nichts 
geändert, nämlich in ber abfoluten Zen- 
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tralifation ber Rei ale in ber Hanb 
bes Reichskanzlers (ſ. d.). Denn wie bei 


Gründung bes Norbdeutichen Bundes 
ber Bundeskanzler als der alleinige Bun: 
beöbeamte mit politiicher Verantwortlich⸗ 
feit aufgeftellt ward, fo ift ber Reichskanz⸗ 
fer auch noch jetzt der einzige verantwort- 
liche Minifter bed Reihe. Die Anträge, 
welche im Reichstag auf Einſetzung ver: 
antwortlicher Reich8minifterien oder doch 
verantwortlicherDepartementschef3 (»Anı= 
trag Bennigſen«) vorgebracht wurden, 
find nicht durchgegangen, wenn aud in 
dem Stellvertretungsgefet vom 17. März 
1878 der Anja zu verantwortlichen 
Reihsminifterien zu finden fein dürfte. 
Denn hiernach kann nicht nur für den 
ganzen Umfang ber Geſchäfte und Oblie- 
genheiten bes Reichskanzlers ein Stellver- 
treter( Reichsvi —8 ernannt, ſondern 
es können auch für diejenigen einzelnen 
Amtgszweige, welche ſich in der eignen und 
unmittelbaren Verwaltung des Reichs be⸗ 
finden, die Vorſtände der dem — 
ler unterſtellten oberſten R. mit der Stell⸗ 
vertretung desſelben in ihrem Geſchäfts⸗ 
kreis ganz oder teilweiſe beauftragt werden. 
Als zuſtändige Behörde für die dem 
Bundeskanzler obliegende Verwaltung 
und Beaufſichtigung der Gegenſtände der 
Bundesverwaltung und derjenigen Ge⸗ 
enſtände, welche verfaſſungsmäßig der 
ufſicht des Bundespräſidiums unterſtellt 
waren, war aber bei der Gründung des 
Norddeutſchen Bundes dem Bundeskanz⸗ 
ler ein Bundeskanzleramt beigegeben 
worden. Die erſte und die zweite Abtei⸗ 
lung des letztern hingierten zualeich als 
Generalpoftamt und als Generaldireftion 
ber Reichätelegrapbenverwaltung. Zur Bes 
forgung der Gejchäfte der Außern Reichs⸗ 
politif warb das preußiſche Miniſterium 
ber auswärtigen Angelegenheiten heran⸗ 
ezogen, während die Militärvermwaltung 
im wefentlichen burch das Föniglich preußi: 
Ihe Kriegsminifterium und die Verwal: 
tung der Marineangelegenheiten durch 
dad preußiſche Marineminifterium er: 
folgten. Aber noch zur Zeit des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes wurde das preußifche Mini- 
fterium der auswärtigen Angelegenheiten 
in ein auswärtiges Amt bes Norbdeutjchen 
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Bunbed umgewandelt. Das neue Deutiche 
Reich brachte ſodann eine Faiferliche Ad⸗ 
miralität zur Verwaltung der Marine 
angelegenheiten. Der Erwerb von Elfaß- 
Lothringen für das Reich machte ferner 
bie Errichtung einer befondern Abteilung 
des nunmebrigen Reichskanzleramts 
für Elſaß-Lothringen nötig. Die Ber: 
waltung des Reichsinvalidenfonds, Das 
Reichseiſenbahnamt und die Reichsbank 
mit ihren Zweig und Nebenanſtalten tra⸗ 
ten ins Leben. Dazu kamen dann nament⸗ 
lich noch das Reichsjuſtizamt für die Ju⸗ 
ſtizwerwaltung, ferner infolge des Reichs⸗ 
patentgeſetzes das kaiſerliche Patentamt in 
Berlin und infolge des Seeunfallgeſetzes 
das Oberſeeamt daſelbſt. Ferner wurden 
einzelne 335 ber Reichsverwaltun 
von dem Reichskanzleramt losgelöſt u 
beſondern Reihsämtern überwieſen, jo 
namentlich bie Reichspoſt⸗ und Telegra⸗ 
phenverwaltung, welche bem Generalpoft: 
meifter und nachmals dem Reichspoflamt 
unterftellt ward. Neuerdings ift dann auch 
bie ganze Finanzverwaltung des Reichs 
bem Reichskanzleramt abgenommen und 
einem bejondern Reichsſchatzamt zuge: 
wiefen worden. Für bie Verwaltung 
ber Reichseifenbahnen aber ift ebenfalls 
ein beſonderes Reichsamt ins Leben ge- 
treten. Aus ber Abteilung bed Reiche: 
fanzleramts für Elſaß-Lothringen gin 
ein bejonberes Reichskanzleramt für EI- 
faß: Lothringen hervor, und nun ift auch 
bie aufgehoben worben, nachdem au 
Grund des Reichsgeſetzes vom 4. Juli 
1879 ein Statthalter an die Spike von 
Elfaß-Lothringen getreten ift, auf welchen 
außer gewiſſen Ianbeöherrlichen Gerecht⸗ 
famen auch die dem Reichskanzler in An» 
ſehung der Landesverwaltung von Elſaß⸗ 
Lothringen vordem zuftehenden Befug- 
niffe und Obliegenheiten fowie die bis da⸗ 
in dem Oberpräfidenten in Straßburg 
übertragenen außerorbentlichen Gewalten 
übergegangen find, indem ihm ein bejon- 
deres Minifterium für Elfaß-Lothringen 
beigegeben worden if. Das bisherige 
Reichsfanzleramt aber hat ſeit 24. Dez. 
1879 die offizielle Bezeichnung Reichs⸗ 
amt bes Innern erhalten, damit die Stel⸗ 
lung dieſer Behörde zu den übrigen Reichs⸗ 
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ämtern und ber ihr noch zugewieſene Wir⸗ 
kungskreis in ihrer Benennung einen zu: 
treffenden Ausdrud finden. (Eine Äberficht 
über die fämtlihen Reichsämter und R. 
ſ. unten.) Einer Zentralitelle des Reichs 
nicht unterftellt ift zur Zeit noch die Reichs: 
militärverwaltung. Hier beforgen noch Die 
Kriegsminifterien ber Staaten Breußen, 
Sachſen und Württemberg bie Diilitär- 
verwaltung der betreffenden Kontingente. 
Diefe Minifterien und die ihnen unter: 
ftellten Beamten erfcheinen daher, injofern 
fie nach der Reichöverfafjung den Anord- 
nungen des Kaiferg delge zu leiften haben, 
als mittelbare R. ie übrigen beut- 
fen Staaten, mit alleiniger Ausnahme 
von Braunſchweig, haben mit Preußen 
Milttärkonventionen engel chloſſen und fich 
in biefen der eignen Militärverwaltung 
zu Gunften Preußens begeben. 

Außerdem iſt hier noch hervorzuheben, 
Daß auch die Beamten der Reichsbank aus⸗ 
drüdlih für Reichsbeamte mit allen 
Rechten und Pflichten von kisen erklärt 
worben find. Ebendasfelbe it in Anfehung 
der von ben Reichätagspräfibenten zu er: 
nennenden Reichötagsbeamten geſchehen. 
Dagegen gehören bie elfaß-lothringifchen 
Landesbeamten infofern nicht zu den ei- 
gentlichen Reichsbeamten, als fie zwar vom 


Kaiſer meer undihm untergeben find, _ 


diefer jebody ihnen gegenüber zunädhit 
nicht als Reichsoberhaupt, jondern als 
Landesherr erjcheint und der Gehalt der: 
felben aus Landes⸗ und nicht aus Reiche: 
mitteln bezablt wird. Ein Geſetz vom 23. 


Dez. 1873 (Gefetblatt für Elfaß-Lothrin- | 


gen, ©. 479) hat aber das Reichsbeam⸗ 
tengejeß ausdrücklich aud auf die Rechts⸗ 
verbältniffe dieſer kaiſerlichen Landesbe⸗ 


amten ausgedehnt. DieRechte und Pflichten 


und die Dienjtverhältnilje der Reichsbe⸗ 
amten überhaupt find durch das Gejek, 
betreffend die Rechtsverhältniſſe ber Reichs: 
beamten, vom 31. März 1873 (Reichöge: 
feßblatt, S. 61 ff.) normiert, welches je: 
den Beamten, der entweder vom Kaifer 
angeftellt, oder nach Vorſchrift der Reichs: 
serjaliung ben Anordnungen des Kaifers 
golge zu leiften verpflichtet ift, für einen 

eihäbeamten im Sinn des Reichsbe⸗ 
amtengeſetzes erklärt. Doch bezieht fid 
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ebendies Geſetz nach einer ausdrücklichen 
Erflärung desſelben auf Perſonen bes 
Soldatenitands nur infoweit, ala e8 (SS 
134— 148) Beftimmungen über Defekte der 
Beamten enthält. Im übrigen ift aus dem 
Reichsbeamtengefe namentlich folgende 
wichtige Beſtimmung ($ 10) hervorzu⸗ 
heben: »Jeder Reichsbeamte hat die Ver- 
pflichtung, das ihm übertragene Amt, der 
Berfaffung und den Geſetzen entfprecheud, 

ewiſſenhaft wahrzunehmen und durch fein 
Berbalten in und außer dem Amte der Ach⸗ 
tung, die ſein Beruf erfordert, ſich würdig 
zu zeigen«. Derjenige Reichsbeamte aber, 
welcher biefe ihm obliegenden Pflichten 
verlegt, begeht ein Dienftvergeben ab dat 
die chen verwirft. Die 
Dizziplinarftrafen beitehen in Ordnungs⸗ 
firafen (Warnung, Verweis und Geld: 
ftrafe) und Entfernung aus dem Amt. 
Letterebefteht entweberin Strafverjehung 
oder in Dienftentlaffung ALS entjchei- 
dende Disziplinarbehörben, welche je nach 
Bedürfnis zufammentreten, fungieren in 
erfter Inſtanz die Disziplinarfammern 
(ſ. unten) und in zweiter Inſtanz der Dis: 
ziplinarbof in Leipzig. Es finden jedoch 
diefe Dissiplinarer riften auf die Mit- 
glieber bes Reichsgerichts, auf bie Mitglie⸗ 
der Des Bunbesamts für das Heimatsiwe- 
fen, auf bie Mitglieder bes Rechnungshofs 
des Deutſchen Reichs ſowie auf richter- 
liche Meilitärjuftizbeamte feine Anwen: 
bung; für dieſe beftehen befonbere Be⸗ 
ftimmungen. Außer dem Reichsbeamten⸗ 
aefeß find aber namentlich noch folgende 
Normen für die Rechtsverhältniffe der R. 
von Wichtigfeit: Verordnung vom 29. 
Juni 1871, betreffend den Dienjteid ber 
unmittelbaren Reichsbeamten (Reichöge- 
feßblatt, ©. 303); Geſetz vom 30. Juni 
4873, betreffend die Bewilligung von 
MWohnungsgeldzufhüflen, nebſt Verord⸗ 
nung über bie desfallſige Klaſſifikation 
der Reichsbeamten (Reichögefehblatt, ©. 
4166): Verordnung vom 23. Nov. 1874, 
betreffend die Zuftändigfeit ber R. zur 
Ausführung bed Geſetzes vom 31. März 
41873 und bie Anfelung der Reichsbeam⸗ 
ten (Reichsgeſetzblatt, ©. 135); Verord- 
nung vom 21. Juni 1875, betrefjend bie 
Tagegelder ꝛc. ber Reichsbeamten (Reichs⸗ 
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eſetzblatt, S. 249); Verordnung vom 5. 
Sun 1875, betreffend die Tagegelber ıc. 
von Beamten ber Reichseifenbahnverwal- 
tung und der ‚Boftverwaltung insbeſon⸗ 
dere —— ‚©. 253); Verord⸗ 
nung, betreffend bie Tagegelder ꝛc. von 
Beamten der Reichspoſt⸗ und Telegraphen- 
verwaltung, vom 29. Juni 1877 (Reichs⸗ 

eſetzblatt, S. 545); Verordnung vom 19. 

ov. 1879, betreffend Die Abänderung der 
Beitimmungen über die Tagegelder 2c. ber 
Reichgbeamten (Reichsgeſetzblatt, S. 313). 
Vgl. Zedlitz⸗Neukirch, Die Rechtsver⸗ 
hältniffeder Reichsbeamten (1873); Kan: 
negießer, Das Recht der deutſchen 
Reichsbeamten (1874); Thudichum, 
Das Reichsbeamtenrecht (in Sirthe »An= 
nalen des Deutichen Reichd« 1376, S. 265 
ff.). Eine Überſicht über die ſämtlichen R. 
it im nachſtehenden Verzeichnis enthalten. 


Die Behörden des Deutfchen Reichs. 


Der Reichskanzler, ber alleinige 
verantwortliche Miniſter des Reichs, wel- 
her im Namen bes Kaijerd die Ausfüb- 
rung ber Reichsgeſetze zu überwachen, Die 
Verwaltung und Beauffichtigung der An⸗ 
geiegenbeiten zu leiten bat, welche dem 
Reich verfaffungsmäßig zugewieſen find, 
und die Verfügungen und Anordnungen 
des Kaiſers gegenzeichnet, indem er da⸗ 
durch die Verantwortung für biefelben 
übernimmt. Ihm it 

die Reichskanzlei unmittelbarunter- 
ſtellt, welche als Zentralbüreau des Reichs⸗ 
kanzlers den amtlichen Verkehr des letztern 
mit den Chefs der einzelnen Reſſorts ver: 
mittelt. Unter dem Reichskanzler ſtehen 
ferner folgende R.: 

L Das auswärtige Amt des 
Deutfhen Reichs in Berlin, deſſen 
Borfibender, ber Staatsfefretär für 
dbieauswärtigenAingelegenbeiten, 
als ſtändiger Vertreter des Reichskanzlers 
fungiert. Das Amt zerfällt in zwei Ab⸗ 
teilungen, von denen bie Abteilung I A 
von dem Staatsfefretär ſelbſt geleitet wird 
und fih mit den Angelegenheiten ber 
böhern Politik befchäftigt, während die Ab- 
teilung IB, als deren Dirigent einer ber 
ältern Räte fungiert, für die Firdhlichen 
Angelegenheiten, die Generalien, Perſo⸗ 
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nalien, Zeremonialien, Etatd= und Kaſ⸗ 
ſenſachen, bie zweite Abteilung aber für 
Handels = unb Verkehrsangelegenheiten 
beflimmt if. Dem auswärtigen Amt find 
bie Botichafter zu Paris, London, Rom, 
Wien, Petersburg und Konftantinopel, 
bie Sefandten, Deinifterrefibenten, Ge: 
ſchäftsträger und Konfuln des Deutichen 
Reichs unterftellt. 

ID. Das Reihsamt bes Innern 
in Berlin, geleitet von dem Staat: 
fefretärdes Innern, zur Berwaltung 
und Beauffichtigung der burch die Reichs⸗ 
verfaffung zu Gegenſtänden der Reichs⸗ 
verwaltung gewordenen und unter die 
Aufficht des Kaifers geftellten Angelegen- 
heiten und der Reichsangelegenheiten über: 
haupt, foweit fie nicht befondern Behörden 
übertragen find. Insbeſondere gehören 
babin: bie auf ben Bundesrat, den Reichs⸗ 
tag und die Reichstagswahlen ann Fr 
Geſchäfte, die a gemeinen Angelegenbei- 
ten der Reih&behörben und ber Reichsbe⸗ 
amten einjchließlich der Aufficht über den 
Dizziplinarhof und bie Disziplinarfam: 
mern, bie Indigenats⸗, Heimatd-, Nieder: 
laffungss, Freizügigkeits ſachen, die Hans 
dels⸗ und Gewerbeangelegenheiten, ins⸗ 
beſondere auch die das Vankweſen, die 
Verſicherungen, die Maße und Gewichte 
betreffenden Geſchäfte, die Angelegenhei⸗ 
ten des geiſtigen Eigentums einſchließlich 
der Patente, die See= und Flußſchiffahrt 
fowie bie Flößerei, die Medizinal= und 
Veterinärpolizei, die Angelegenheiten ber 
Preſſe und ber Vereine, die Militär- und 
Marineangelegenheiten, Soweit biejelben 
bie Mitwirkung der Zivilverwaltung er: 
fordern, insbeſondere Erſatzweſen, Mobi⸗ 
liſierung, Naturalleiſtungen, Transport⸗ 
und Etappenweſen, Rayonſachen, Fami⸗ 
lienunterſtützung, Zivilverſorgung, Lan⸗ 
desvermeſſung, Anerkennung und Klaſ⸗ 
ſifizierung der höhern Lehranſtalten mit 
Bezug auf die Wirkſamkeit ihrer Zeugniſſe 
für die Zulaſſung zum einjährig⸗freiwil⸗ 
ligen Miltärdienit Dem Reichsamt des 
Innern findfolgenbe Behörben unterftellt: 

1) Das Bundesamt für bag Heis 
matswefen in Berlin, ein Follegialifch 
bejegter Berwaltungsgerichtshof, welcher 
für das gefamte Reichsgebiet, mit Aus: 
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nahme von Bayern und Elſaß⸗Lothringen, 
als endgültig entſcheidende Berufungs⸗ 
inſtanz fungiert in Streitigkeiten von Ar: 
meeverbänden untereinander, welche ver: 
fhiedenen Bunbesftaaten angehören. 

2) Das Geſundheitsamt in Berlin, 
beftimmt zur Unterftügung des Reichs⸗ 
kanzlers in ber Ausübung des Aufſichts⸗ 
rechts und in der Vorbereitung ber Gefet- 
gebung auf bem Gebiet ber Mebizinal- 
unb Beterinärpolizei. 

3) Dad Patentamt in Berlin, be 
ftehend aus fieben Abteilungen, von benen 
die Abteilungen 1—6 für bie Beichluf- 
faffung über Patentgejuche Tompetent 
find, während bie Abteilung 7 für bie 
Entſcheidung in dem Verfahren wegen 
Erklärung ber Nichtigfeit und wegen Au: 
rücknahme erteilter Batente beftimmt ift. 

4) Die Normal⸗Eichungskommiſ— 
fion in Berlin, welde für dag Reiche: 
gebiet, mit Ausnahme von Bayern, alle 

genftände, welche bie techniſche Seite 
bes Eichungsweſens betreffen, zu regeln 
und barüber zu wachen bat, daß bas 
Eihungswejen nach übereinftinnmenden 
Negeln und ben Intereſſen bes Verkehrs 
entiprechenb ebanbhabt werde, auch all: 
gemeine Dort: tiften über das Eichungs⸗ 
wefen zu erlaffen und die Taren für bie 
Eihungsgebühren feftzuftellen Hat. 

5) Das ftatiftifhe Amt in Berlin 
für die Reichsſtatiſtik. 

6) Der Reichskommiſſarius für 
das Auswanderungsweſen in Ham: 
burg zur Überwachung ber Ausführung 
berjenigen reichögefeglihen Beſtimmun⸗ 
gen, welche über dad Auswanderung: 
wefen ergangen find. 

T) Die R. für die Unterſuchung 
von Seeunfällen. Diefe Unterfuchung 
ift nämlich, infoweit fie fi) auf Kauffahr: 
teifchiffe bezieht, Sache der Seeämter, 
welch letztere Landesbehörden find. R. 
find dagegen die Reihsfommiffare 
bei den Seeämtern, welde vom 


Reichskanzler ernannt werben, ben Ber 


ange ber Seeämter beizumwohnen 
aben und Anträge zu fielen befugt 
find, namentlich auch die Einleitung der 
Unter fupung jelbjt beantragen können. 
Beihwerden gegen bie Entfcheidungen 
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ber Seeämter gehen an das Oberfee- 
amt in Berlin, eine Reichöbebörde, welche 
in ſolchen Faͤllen darüber zu befinden hat, 
ob einem Seeſchiffer, einem Seefteuer- 
mann oder einem Majchiniften eines See- 
bampfers die Befugnis zur Ausübung fei- 
nes Gewerbes zu entziehen jei. 

8) Die Reihsprüfungsinfpefto- 
ten für die Prüfung der Seeſchiffer und 
Seefteuerleute mit Inſpektionsbezirken 
für Schleswig-Holſtein, Mecklenburg, 
Lübeck und Hamburg, für Hannover, 
Oldenburg und Bremen und endlich für 
Diipreußen, Weſtpreußen und Pommern. 

Die Reichsſchiffsvermeſ— 
ſungsinſpektoren, welche die Ausfüh⸗ 
rung der für das Reich erlaſſenen Schiffs⸗ 
vermeſſungsordnung zu überwachen haben. 

10) Die entſcheidenden Disziplinar: 


behörden bes Reichs, welche über die | {dh 


Entfernung eined Reichöbeamten (ausge⸗ 
nommen die Mitglieder des Reichsgerichts, 
des Bundedamts für das Heimatswefen, 
des Rednungebois und die richterlichen 
Militärjuftizbeamten) aus dem Amt im 
Weg bed Dizziplinarverfahrens zu ent- 
fcheiden haben. Hier erfennen nämlich in 
erfter Inſtanz die Disziplinarfam: 
mern in Arndberg, Bremen, Breslau, 
Bromberg, Danzig, Darmftabt, Düffel: 
dorf, Erfurt, Frankfurt a. M, Trank: 
furt a. D., Hannover, Karlsruhe, Kaſſel, 
Köln, Königsberg i. Pr., Köslin, Leipzig, 
Liegnitz, Lübed, Magdeburg, Münfter, 
Dppeln, Poſen, Potsdam, Schleswig, 
Stettin, Straßburg i. E., Stuttgart un 
Trier, in zweiter Stang aber der Dis: 
ziplinarbof in Xeipzig. 

11) Die Reichskom miſſion, welche 
auf Grund be Ingen. Sozialiſtengeſetzes 
vom 24. Oft. 1878 eingeſetzt wurde und 
aus einem vom Kaifer ernannten Bor: 
figenden und aus neun vom Bundesrat 

ewählten Mitgliedern befteht, die zum 

wed ber Beratung in Berlin zulammen- 
treten. Die Reichskommiſſion hat über 
Befchwerden zu enticheiden gegen bie fei- 
ten3 ber Lanbeöpolizeibehörben ausge: 
fprochenen Verbote von Vereinen, bie 
Durch fozialdemofratifche, fozialiftifche oder 
kommuniſtiſche Beitrebungen ben Umflurz 
ber beftehenden Staats⸗ oder Geſellſchafts⸗ 
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ordnung beziweden, oder in welchen ber: 
artige Beitrebungen in einer den öffent: 
fichen Frieden, inZbejondere die Eintracht 
der beitehenden Bevölferungsflafien, ge 
fährbenden Weife zu Tage treten, des⸗ 
gleichen über Beichiwerden wegen bes Ver⸗ 
bot3 derartiger Drudjchriften. 

II. Die Faiferlihe Admiralität in 
Berlin, die einen Chef zum Borftand 
bat, welcher den DOberbefehl über die deut: 
Ihe Krieggmarine nach ben Anordnungen 
bes Kaiſers und bie Verwaltung ber Ma⸗ 
rineangelegenheiten unter ber Verantwort⸗ 
lichfeit des Reichskanzlers führt. Die 
Geſchäfte der Admiralität werden in Des 
zernaten bearbeitet, von benen bie militä= 
riſchen in einer Abteilung, die techniſchen 
in einem Departement und bie hydrogra⸗ 
phiſch⸗ wiſſenſchaftlichen und kartographi⸗ 

en in einem hydrographiſchen 
Amt zuſammengefaßt find. Zu dem Ref: 
jort des lettern gehört aud) das Obſer⸗ 
batortum zu Wilhelmshaven. Der Chef 
der Abmiralität präfidiert dem Admira⸗ 
litätsrat, welchem die Löſung ſchwieri⸗ 
ger Fragen organiſatoriſcher und techni⸗ 
ſcher Natur obliegt, und welcher ſich aus 
den vom Chef bezeichneten Mitgliedern 
der Admiralität ſowie aus ben dazu be⸗ 
rufenen Seeoffizieren, Beamten und Tech⸗ 
nikern zuſammenſetzt. Außer ben Kom: 
mando= und Verwaltungsbehörden ber 
Faiferlihen Marine refjortieren von ber 
Admiralität au dieMarinealabemie 
und Schule fowie die Mafdiniftenz, 
Steuermannd= und Torpebofhhule 
in Kiel und endlich auch die Deutfche 
Seewarte in Hamburg. 

IV. Das Reihsjuftizamt in Ber: 
lin für die dem Reich obliegenden Ge: 
ſchäfte der Juſtizwerwaltung, geleitet von 
einem Staatsfefretär. Von bem Reichs 
juſtizamt vefjortiert, foweit es fih um 
Vermvaltungsangelegenheiten handelt, das 
Reichsgericht in Leipzig. 

V. Das Reichsſchatzamt in Berlin, 
an deſſen Spitze ein Unterſtaatsſekretär 
ſteht. Dieſer Behörde find das Etats-⸗, 
Kaſſen- und Rechnungsweſen, die Bear⸗ 
beitung der Zoll⸗ und Steuerſachen, der 
Münz-, Reichspapiergeld- und Reichs⸗ 


ſchuldenangelegenheiten ſowie die Verwal⸗ 
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tung des Reichsvermögens, foweit biefelbe 
nicht von andern Behörben geführt wird, 
unterftelt. Bon dem Reichsſchatzamt reſ⸗ 
jortieren aber folgende Behörben: 

1) Die Reihshauptkaffe in Berlin, 
als welche eine befonbere Geſchäftsabtei⸗ 
lung der Reichsbank fungiert, bie als Zen⸗ 
tralfafienftelle bes Reichs dient. 

2) Die Verwaltung bed Reichs— 
kriegsſchatzes in Berlin. 

3)DIeReihsfhuldenverwaltung 
in Berlin. Die Verwaltung ber Reiche- 
ſchulden ift der königlich preußiichen Ver: 
mwaltung der Staatsihulden übertragen, 
welche als folche die Seeihnung »Reichs⸗ 
ſchuldenverwaltung« führt und unter die 
fortlaufende Aufficht der Reichsſchulden⸗ 
kommiſſion (ſ. d.) geftellt ift. 

4) Das Zoll: und Steuerreds 
nungsbüreau in Berlin, welches bie 
Zoll⸗ und Steuerarbeiten des Reichs und 
die Etats und Rechnungsſachen ber kai⸗ 
ſerlichen Hauptzollämter in den Hanſe⸗ 
ſtaͤdten zu beſorgen hat. 

5) Die Sauptaolfämter in den 
Hanfeftädten, welche ala Amter der beut- 
ſchen Zollgemeinjchaft fungieren und auf 
beren Rechnung erhalten werben. 

6) Die Reihsbevollmädtigten 
und Stationstontrolleure ber 
Zölle und Verbraudsfteuern. 

T) Die Reichſsrayonkommiſſion 
in Berlin, welche endgültig über biejeni- 
gen Beichränfungen entfcheibet, benen bie 

enußung bes Grundeigentums inner- 
halb des Nayons der permanenten Be⸗ 
feftigungen unterliegt, und insbeſondere 
über Refurfe gegen Anordnungen und 
Entſcheidungen der Kommanbanturen in 
Rapyonangelegenbeiten. 

VI Das Reichseifenbahbnamt in 
Berlin, welches jeine Geſchäfte unter der 
Oberleitung und Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers führt, infofern es fih um 
bie Wahrnehmung des Auffichtsrechts über 
bas Eiſenbahnweſen innerhalb bes Reichs⸗ 
gebiets, um die Ausführung der in der 
Reichsverfaſſung hierüber enthaltenen Be⸗ 
flimmungen fowie ber Ionftigen auf das 
Eiſenbahnweſen bezüglichen Geſetze und 

verfaflungsmäßigen Vorfchriften und um 
die Abſtellung der in Hinficht auf das 


Reichsbehörden. 


Eiſenbahnweſen hervorgetretenen Mängel 
und Mißſtande handelt. Wird jedoch gegen 
eine von dem Reichseiſenbahnamt ſelbſt 
verfügte Maßregel Gegenvorftellung auf 
Grund ber Behauptung erhoben, daß jene 
Maßregel in den Öriepen und rechtägülti- 
gen Borfchriften nicht begründet ſei, jo hat 
das durch Hinzuziehung von Richterbeam⸗ 
ten au verftärtende Heichdeifenbahnamt 
jelbftändig und unter eigner Berantwort- 
lichkeit in Lollegialer Beratung und Be 
ianbiaflung zu befinden. 

VD. Der Rechnungshof bes Deut 
hen Reichs, als welcher bie Föniglid 
preußifche Oberrechnungska mmer in Rott: 
dam bie Kontrolle des gefamten Reicht 
haushalts führt. 

VIL Die Verwaltung bes Reid: 
invalidenfonds in Berlin, mit wel: 
her zugleich die Verwaltung des Reich 
feftungsbaufonds und des Fonds für die 
Errichtung eines Reihstagsgebäubes ver: 
bunben ift. 

IX. Das Reihspoftamt in Berlin, 
welches von einem Staat2jefretär geleitet 
wird, Dem Neihspoflamt ift bie Poſt 
und Telegraphenverwaltung des Reichs 
mit Ausnahme von Bayern und Würt 
temberg, übertragen. Die Gefchäfte be: 
felben zerfallen in brei Hauptgruppen. 
Der erjten Abteilung find nämlich all 
poftalifchen Ginritungen und bas ted- 
nifche Poſtweſen zugeteilt, ber zweiten Ab 
teilung alle telegrapbifchen Einrichtungen 
und das techniſche nelegrapbenwelen 
während ber britten Abteilung die orga: 
nifchen, geiehtisen und abminiftrativen 
Mapregeln, Berfonalweien, Disziplinar: 


fülle, Wertzeichenverwaltung, Statiſtik 


u. dgl. überwiefen find. In den einzelnen 


Bezirken wird die Verwaltung bes Poll: 


und Telegraphenwefens von den Ober: 


poftdireftionen in Aachen, Arnsberg, | 


Berlin, Deanniäiweig, Dremen, Breslau, 
Bromberg, Danzig, Darmitabt, Dresden, 
Düfjeldorf, Erfurt, 
Smsurg a.O., Sumbinnen, Halle a. ©. 


amburg, Hannover, Karlsruhe, Kaflel, | 


iel, Koblenz, Köln, Königsberg i. Pr. 
Koöslin, Konflanz, Leipzig, Liegniß, Mor 
deburg, Dieb, Minden i. W., Münftert 
W., Oldenburg, Oppeln, Bofen, Potsdam, 


Frankfurt a M, | 





Reichaboten — Reich3deputationen. 


Schwerin, Stettin, Straßburg i. E. und 
Trier wahrgenommen, benen bie einzel- 
nen Boftämter, Telegraphenämter 
und Boftagenturen unterftellt find, 
Dem Reihspoftamt ift auch die Direk⸗ 
tion der Reichsdruckerei, hervorge— 
gangen aus ber vormaligen Geheimen 

berhofbuchdruckerei unb der bamit ver: 
ſchmolzenen königlich preufifchen Staats: 
bruckerei, übertragen, und außerdem find 
bemfelben noch folgende Behörden und 
Anftalten untergeorbnet: die Generalpoft- 
kaſſe, das Poltzeitungsamt, das Poltan- 
weifungsamt, das Boftzeugamt, bie Tele: 
raphenapparatwerfftatt und Das deutfche 
Boftamt in Konftantinopel. 

X. Das Reihsamt für bie Ver: 
waltung der Reichseiſenbahnen 
(in dem Reichsland Elfaß-Lothringen) zu 
Berlin, deſſen Chef ber Penigtic preußiſche 
Minifter der öffentlichen Arbeiten iſt. Ihm 
iſt Die Generaldirektion ber Eifen- 
bahnen in Elſaß⸗Lothringen zu 
Straßburg unterftellt. 

XI Die Reihsbantbehörden, 
nämlih dag Reihsbankfdireftorium, 
an deſſen Spiße deſſen Präfident fteht, und 
welches bie Verwaltung der Reichsbank 
unter Beitung bes Reichöfanzlers beforgt, 
und Das eihsbanfturatorium, 
deſſen Vorſitzender ber Reichskanzler felbft 
iſt, und welches die dem Reich zuſtehende 
Aufſicht über die Reichsbank führt. Dem 
Neichsbankdireftorium aber find unter- 

ellt: 
ſt 1) Die Reichshauptbank in Berlin. 

2) Die Reichsbankhauptſtellen in 
Bremen, Breslau, Danzig, Dortmund, 
Frankfurt a. M. Hamburg, Hannover, 
Köln, Königsberg i. Pr., Leipzig, Magde: 
burg, Mannheim, Münden, Poſen, Stet- 
tin, Straßburg i. E. und Stuttgart. Die 
Reichsbankhauptſtellen werben auf Grund 
von Bunbesratsbefchlüffen errichtet. Sie 
ſtehen unter Leitung eines aus zwei Mit- 
gliedern beftehenden Vorſtands und unter 
Aufficht eines vom Kaifer ernannten 
Bantfommilfars. 


3) Die Reichsbankſtel len in Aachen, | b 


“ 


Augsburg, Bielefeld, Draunfchrveidn 
Bromberg, Chemnitz, Dresben, Düffel: 
dorf, Elberfeld, Elbing, Emben, Erfurt, 
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Eſſen, Flensburg, Frankfurt a. O., Gera, 
Gleiwitz, Glogau, Görlitz, Graubenz, 
gale a. ©., Karlsruhe, Kaſſel, Kiel, 
oblenz, Krefeld, Landsberg a. W., Lieg⸗ 
ni, Lübeck, Mainz, Memel, Met. Min⸗ 
den i. W., Mülhauſen i. E. Münſter i. W., 
Aertbaugen Nürnberg, Osnabrück, Sie 
en, Stolp, Stralfund, Thorn und Tilfit. 
ie Reichsbankſtellen werden auf Anord⸗ 
nung bes Reichskanzlers eingerichtet. 

Den Reichsbankhauptſtellen und Reichg- 
bankſtellen find die Reichsbankneben— 
ftellen @Kommanbiten, -Agentu- 
ren) untergeordnet, welche von bem 
Reichsbankdirektorium an zahlreichen Elei- 
nern Handelsplätzen des Deutfchen Reichs 
errichtet find. 

XL. Die Reihsfhuldenfommif: 
fion in Berlin, deren Vorſitzender ber 
Unterftaatsfefretär im Föniglich preußi- 
[hen Finanzminiſterium if. Diefelbe 
führt die Aufficht über Die Reichsfchulden- 
verwaltung und die Kontrolle über bie 
Verwaltung bes Reichskriegsſchatzes und 
des Reichsinvalidenfonds fowie iiber Ans 
und Ausfertigung, Einziehung und Vers 
nichtung der Banknoten ber Reichsbantf. 
Sie beiteht aus brei Mitgliedern bes Bun: 
besrat3 und zivar aus dem Vorſitzenden 
bes Ausſchuſſes für das Rechnungsweſen 
und zwei Mitgliedern dieſes Ausſchuſſes, 
ferner aus drei Mitgliedern des Reichs⸗ 
u und dem Präfidenten des Rechnungs⸗ 
hofs und wird, fofern e8 fih um die Kon⸗ 
trolle der Verwaltung des Reichsinvali⸗ 
benfonds handelt, womit biejenige bes 
Reichsfeſtungsbaufonds unb des Fonds 
für den Bau eines Reichstagsgebäudes 
verbunden ift, durch fünf Deitglieder (zwei 
vom Bunbesrat, drei vom Reichstag ge: 
wählt) und, wenn es fi) um bie Kontrolle 
ber Neihsbanfnoten handelt, durch ein 
vom Kaiſer ernanntes Mitglied verſtärkt. 

Reihsboten, ſ. v. w. Reichstagsabge⸗ 
ordnete. Neuerdings wird dieſer Ausdruck 
beſonders im Gegenſatz zu den preußi⸗ 
ſchen Landboten, d. h. den Mitgliedern 
des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, ge⸗ 


raucht. 
deicoburgerrecht, ſ. Bundesindi— 

genat. 
Reichſsdeputationen, Kommiſſionen, 
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welche vom ehemaligen deutſchen Reichs⸗ 
tag zur Erledigung beſtimmter Secanre 
eingeſetzt wurden. Von beſonderer Wich⸗ 
tigkeit iſt der Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluß vom 25. Febr. 1803, durch 
welden der Luũneviller Friede von 1801 
bes nähern ausgeführt wurde. In biefem 

rieben war bag ganze linfe Rheinufer an 

rankreich abgetreten worden; das Reich 
ollte aber die weltlichen Herren, welche 
bort Gebietsteile verloren hatten, aus ſich 
ſelbſt entfchädigen, und diejes Entſchä⸗ 
digungswerk wurde dadurch vollbracht, 
daß man die Mehrzahl der beutfchen Reichs⸗ 
ſtädte mebiatifierte und bie geiftlichen 
Territorien fälularifierte, was eben durch 
jenen Reichsdeputatio nshauptſchluß be= 
wirft wurde. 

Reihsdireftorium, |. Kurfürſten. 

RKeichſsdörfer, imalten Deutichen Reich 
eine Anzahl reichsunmittelbarer Dörfer, 
hatten geiftliche und weltliche Gerichtöbar: 
feit und zahlten nur Kriegöumlagen, 120 
urkundlich nachweisbar, bie legten 1803 
mediatifiert. 

Reihsdruderei, die aus ber Vereini- 
gung ber ehemaligen Föniglich preußifchen 
Staatsdruckerei und ber frühern Gebet: 
men berbobuchbrudereiberborgegangene 
Druderei bes Deutſchen Reichs in Berlin, 
welche zu unmittelbaren Zwecken de? 
Reichs und der Bundesftaaten beitimmt, 
aber zugleich ermächtigt ift, Arbeiten von 
äbtiigen und andern Behörden, Korpo⸗ 
rationen fowie unter gewiflen Voraus⸗ 
ſetzungen auch von Brivatperfonen züs über: 
nehmen; dem Reichspoſtamt unterftellt. 

Reichſseiſenbahnamt, deutſche Reichs⸗ 
behörde in Berlin, zur Kontrolle des ge⸗ 
amten Eiſenbahnweſens innerhalb des 

eichsgebiets beſtimmt. Das R., deſſen 
Thätigkeit durch die Vielköpfigkeit der 
deutſchen Eiſenbahnverwaltungen und die 
Buntſcheckigkeit ihres Betriebsweſens frei⸗ 
lich ſehr erſchwert iſt, übt 1) das Aufſichts⸗ 
recht des Reichs über das geſamte Eiſen⸗ 
bahnweſen innerhalb des Reichsgebiets 
aus; 2) hat das R. für die Ausführung 
der in der Reichsverfaſſung enthaltenen 
Beſtimmungen ſowie der ſonſtigen auf 
das Eiſenbahnweſen brzügligen Geſetze 
und verfaſſungsmäßigen Vorſchriften 


— Reichsgericht. 


Sorge zu tragen; 3) hat es auf Abſtellung 
der in Hinſicht auf das Eiſenbahnweſen 
bhervortretenden Mängel und Mikftände, 
namentlich auf besfallfige Beſchwerden 
hin, Bedacht zu nehmen. In letzterer Be: 
ziehung hat dad R. z. B. die Fürſorge für 
gleichmäßige Beſtimmungen über das 
rechtzeitige Offnen der Wartefäle und 
Billetfchalter, für ein ordnungsmäßiges 
Ausrufen ber Stationsnamen, für ge 
hörige Einrichtungen in Anfehung der 
Heizung, Erleuchtung und Bentilation 
ber Perſonenwagen, für bie Herftellung 
einheitlicher Verſchlußvorrichtungen an 
ben Perfonen = und Güterwagen, für eine 
deutliche Bezeichnung ber beitellten, der 
Rauch: und Frauenkoupees, für die Er- 
richtung deutlicher Steigungszeiger 1. 
übernommen. Außerdem find feine Vor: 
arbeiten für ein Reichseiſenbahngeſetz, 
welches freilich noch nicht zuftande gekom⸗ 
men ift, das von ihm bearbeitete Eifen: 
bahnbetriebgreglement, bie Eifenbahnfta- 
tiftit, insbefondere in Rüdficht auf Zug 
verfpätungen und verfäumte Anichlüffe, 
perbor ubeben. Wird gegen eine von bem 

. verfügte Maßregel auf Grund ber Be 
pauptum ‚ baß jene Maßregel in ben Ge: 
eben u 
begründet fei, Gegenvorftelung erhoben, 
fo hat dag R. fih durch Hinzuziehung von 
Richterbeamten zu verftärten und über bie 
Gegenvorftellung felbftändig und unter eig- 
ner Verantwortlichfeit in Eollegialer Be 
tatung und Seat kfaflung zu befinben. 
Nach dem Regulativ vom 13. März 1876 
(Reichözentralblatt, S.197 f.) fett fich dies 
fogen. verftärfte R. aus feinem Präft 


benten ober deflen Stellvertreter al3 Bor: _ 


figenden, zwei Räten bes Reichseiſenbahn⸗ 
amts und drei richterlichen Mitgliedern 
gufanmen. Die elfah-Tothringifchen Eifen: 


ahnen find dem Reichdamt für die Ver: 


weohun De ei enbahnen unterjtellt. 
erbämter 

Reihserbbeamfe | Ervamter. 
Reichſserzämter 
Reichſserzkanzler 
Reichsflagg 
Rei 

ritterſchaft 
Rei 


rechtögültigen Borjchriften nicht 





} f. Kurfürften. | 
e, 1. Slagge. Ä 

Site e Kikterfaft, f. Reid: 

Sgeriät, der gemeinfame oberfte 





Reichsgeſetze. 


Gerichtshof des Deutſchen Reichs in Leip⸗ 
zig. Nach dem deutſchen Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetz vom 27. Jan. 1877 hat das 
R. über das Rechtsmittel der Reviſion 
(ſ. d.) gegen zweitinſtanzliche Endurteile 
der Oberlandesgerichte in bürgerlichen 


Rechtsſtreitigkeiten und über bie Revifion | ı 


gegen Strafurteile der Schwurgerichte und 
der Kandgerichte zu entfcheiden. Was bie 
bürgerlidden Rechtsſtreitigkeiten (Zivil- 
ſachen) anbetrifft, fo ift e8 ben größern 
Bundesſtaaten, in denen mehrere Ober: 
landesgerichte beftehen, vorbehalten, bie 
Verhandlung und Entiheidung von Re- 
vifionen und Beichwerden in giviffagen 
an ein oberſtes Landesgericht zu verweilen, 
jeboch nur für biefenigen Rechtsfälle, in 
welchen Landesrecht, nicht Reichsrecht in 
— kommt. (In Strafſachen geht in 
andesrechtlichen Angelegenheiten die Re⸗ 
viſion ſtets an die Strafſenate der Ober⸗ 
landesgerichte.) Übrigens bat von ber 
Befugnis zur Errichtung eines foldhen 
höchiten Landesgerichtshofs für bie lan- 
besrechtlichen Zivilfachen nur Bayern Ge 
brauch gemacht. Außerdem entjcheidet das 
R. in erfter und letzter Inſtanz über die 
gegen Kaifer und Reich gerichteten Ver: 
brechen des Hochverrats und des Landes⸗ 
verrats. Für die Behandlung ber Straf: 
fachen beitehen bei ben R. brei Straf: 
fenate. In jenen Fällen, welche in erſter 
Inſtanz vor das R. gehören, findet das 
Hauptverfahren vor bent vereinigten zwei⸗ 
ten unb britten Straffenat ftatt, während 
diejenigen Entfcheibungen, welche Die Vor: 
unterfuchung betreffen, fowie ber Verwei⸗ 
fungebefchluß von dem erſten Straffenat 
des Reichsgerichts erteilt werden. Für 
die bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten find 
fünf Zivilfenate errichtet, zu denen für 
die Übergangszeit noch einige Hilfsjenate 
fommen. Die Senate erfennen in der je 
weiligen Belebung mit fieben Richtern. 
Die natdantvalttgaftlicen Sunftionen 
werben bei dem R. durdy einen Ober: 
reichd3anwalt und durch einen ober 
mehrere Reihsanmwalte wahrgenom: 
men. Bräfident, Senatspräfidenten und 
Näte des Reichsgerichts werben, ebenjo 
wie der Oberreichganwalt und die Reichs⸗ 
anwalte, vom Kaifer auf Vorſchlag bes 
Stantäleriton. 
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Bunbesrats ernannt. Nur wer die Fähig- 
feit zum Richteramt in einem Bunbesftant 
erlangt und das 35.. Lebensjahr vollendet 
bat, Ih dazu befähigt. Durch Reicegeleh 
vom 11. April 1877 wurde die Stadt Leip⸗ 
dig zum Sit bes Reichsgerichts beftimmt, 
ndem gleichzeitig auf Antrag bes Abge⸗ 
ordnieten Laster in ebendieſes Geſetz die 
Beitimmung mit aufgenommen ward, 
daß berjenige Staat, in beffen Gebiet das 
R. feinen Sitz befomme, von ber oben⸗ 
erwähnten Befugnis zur Errichtung eines 
oberiten Lanbesgerichtehofs feinen Ge⸗ 
brauch madjen dürfe Zur Veröffentli- 
hung ber Entſcheidungen bed Reichsge⸗ 
richts im Weg des Buchhandels ift eine 
Redaktionskommiſſion gebildet, zu welcher 
je ein Mitglied eines Senats abgeorbnet 
ift. Zivilfahen und Straffachen werben 
netrennt publiziert. Außerdem veröffent- 
lihen die Mitglieder ber Reichsanwalt⸗ 
[haft bie Kehren des Reichsge⸗ 
richts in Straffachene. Vogl »Annalen 
bes Neichsgerichte«, Sammlung aller 
wichtigen Entfcheibungen bes Reichsge⸗ 
richts, unter Mitwirkung von 8. Braun 
herausgegeben von H. Blum (1880 ff.). 

Reichsgeſetze, die von ber geſetzgeben⸗ 
den Gewalt des Deutfchen Neiße für das⸗ 
ſelbe erlafjenen gejeglichen Normen. Zur 
Gültigkeit eines Reichsgeſetzes waren zur 
Zeit bes frühern Deutichen Reichs die Zu⸗ 
jtimmung bes Reichstags (f. d.) und bie 
Sanktion des Kaiferd erforderlih. Die 
N. bildeten eine, allerdings nur fpärlich 
fließende, gemeinfame Quelle für das 
Necht des ganzen Reichs; boch waren bie- 
felben nur ausnahmsweife abfolut ge: 
bietend oder verbietend gefaßt, To daß 
fie alfo unbebingte Geltung beanſpruch⸗ 
ten. Letzteres galt befonder? von den 
fogen.Reihsgrundgefeken, d.h. den 
eigentlichen Berfafiungsgefeen bes Reichs, 
au welchen namentlich die jogen. Golöne 

ulle von 1356, der Civige Landfriede 
von 1495, die Gerichtsoroͤnungen ber 
oberiten Reichögerichte, nämlich die Reichs⸗ 
fammergerihtsorbnung von 1555 und die 
(rebibierke) NReihshofratsordnung von 

654, ferner bie Reichönotigeiorbmum en 
bes 16. Jahrh., namentlich Die von 1577, 
ber Weltfäliiche Triebe, der Friede zu 

30 
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Lüneville von 1801 und der Reichsdepu⸗ 
tationshauptfchluß vom 25. Febr. 1803 
gehörten. Übrigend wurden aud) bie Kon: 
ordate ber beutfchen Nation mit dem 
päpftliden Stuhl und bie fogen. Wahlka⸗ 
pitulation ben Reichögrunbgeieken beiges 
zählt. Dagegen nahmen die R. privat: 
rechtliher Natur nur felten unbedingte, 
vielmehr in ber Regel bloß jubfidiäre Gele 
tung in Anfpruch, d. b. wenn und joweit 
bie partifulären Landesgeſetze nicht? an⸗ 
berweites beflimmten, was zuweilen in 
ben Reichsgeſetzen felbft in der jogen. fals 
vatoriſchen Klauſel ausdrüclich erffärt iſt. 
Gerade in dieſem Punkt zeigt ſich aber 
eine weſentliche Verſchiedenheit zwiſchen 
den Geſetzen des frühern und denjenigen 
des dermaligen Deutſchen Reichs. Denn 
nach dem organg ber norddeutichen 
Bundesverfaflung beitimmt bie veutihe 
Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 
(Art. 2), daß bag Reich das Recht der Ges 
jeßgebung innerhalb des verfaflungsmäßi- 
gen Kompetenzfreifes mit ber Wirkung 
ausübt, daß die R. den Landesgeſetzen 
vorgehen. Während ferner zur Zeit des 
frühern Deutichen Bundes die Beſchlüſſe 
des Bundestags für die Angehörigen ber 
Einzelſtaaten nur dann rechtäverbinbdliche 
Kalt hatten, wenn fje von ber betreffen: 
ben Staatsregierung publiziert worden 
waren, fo erhalten die dvermaligen R. diefe 
Kraft durch ihre Verfündigung von Reichs 
wegen , welche mittelft des Reichsgeſetz- 
blatts erfolgt. Iſt in bem einzelnen Ge- 
je fein bejonderer Anfangstermin feiner 
Gültigfeit vorgefehen, fo beginnt dieſelbe 
mit dem 14. Tag nad) Ablauf desjenigen 
Tags, an welchem das eogtiche Stüd des 
Reichsgefegblatt3 in Berlin ausgegeben 
voorben ift. Die Faktoren ber bermaligen 
beutichen Reichsgeſetzgebung find aber le⸗ 
diglich ber Bundesrat (ſ. d.) und ber 
Reichstag (ſ. d.). Jede von beiden Kör⸗ 
perſchaften, eritere bieverbünbeten Staat3- 
regierungen, lettere das gefamte beutfche 
Volk repräfentierend, bat dad Recht der 
Snitiative. Die von dem Bundesrat aud- 
gehenden Gefeßvorfchläge werden zwar im 
amen bed Kaiſers an ben Reichötag ge- 
hracht, wo fie durch Mitglieber des Bun⸗ 
desrats ober durch bejondere von letzterm 


L 
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zu ernennenbe Kommiſſare vertreten wer: 
den; allein das Recht des Geſetzvorſchlags 
felbR ſteht dem Kaifer als jolchen: nicht 
zu, während dies zur Zeit bes frühern 
Deutichen Reichs der Fall war und aud 
nad) der von ber Frankfurter Nationalver⸗ 
jammiung pub ierten Neiheverfajtung 
vom 28. März 1849 der Fall fein jollte. 
Allerdings kann ber Kaiſer in feiner Eigen- 
ſchaft als König von Preußen, wie jedes 
andre Bundesglied, im Bundesrat An: 
träge zur Veranlaflung von Gefegvor: 
fhlägen ftellen und jo mittelbar die Ini⸗ 
tiative ergreifen, Immerhin ift aber ber 
Mangel einer ſolchen Befugnis des Reiche: 
oberhaupts mit Recht gerügt umd eine 
Abhilfe nach diefer Richtung Hin im In⸗ 
tereffe des Anſehens und der Stärfe ver 
Zentralgewalt gefordert worben. 

Das Zuftandeflommen eines 
Reichsgeſetzes ſelbſt ift Durch den über: 
einitimmenden Mebrbeitsbeichluß des Bun⸗ 
desrats und des Reichätagd bedingt. Die 
Ausfertigung und Verfünbigung der R. 
und bie Überwachung ibrer Ausführung 
ftehen dem Kaifer zu. Ihre Bublifation 
erfolgt durch den legtern im Namen des 
Reiche, unb die hierauf egüglichen Erlajje 
bebürfen, wie alle kaiſerlichen Berfügun- 
gen, au ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung 
des Reichskanzlers. EinRecht derSanktion 
oder ein abſolutes Veto kommt alſo hier⸗ 
nach dem Kaiſer nicht zu, während Dies im 
frühern Deutjchen Reich derFall war. Auch 
dem Präfidenten ber nordamerikaniſchen 
Union iſt doch wenigſtens ein Iufpenfives 
Veto eingeräumt, und ebenfo ſollte nad) 
ber —— — von 1849 dem Kaiſer 
ein ſolches zuſtehen, letzteres nämlich inſo⸗ 
fern, als Reichſstagsbeſchlüſſe beim Wider⸗ 
ſpruch des Kaiſers nur dann Geſetzeskrajt 
erlangen ſollten, wenn ſie in drei ſich un⸗ 
mittelbar folgenden ordentlichen Sikung& 
perioden in ebenderſelben Weiſe unver⸗ 
ändert gelast werben würden. Auch diefer 
Mangel eines wenigftens fujpenfiven Re 
t08 ber jegigen Taiferlihen Regierung ift 
neuerdings mit Recht gerügt, von den 
Bartifulariften freilich energiſch verteidigt 
worden. Allerdings wird jene Schwäche 
der kaiſerlichen Autorität bu das 
Stimmgewicht der preußiſchen Regierung 
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im Bundesrat, welche hier über 17 von 
58 Stimmen verfügt, namentlich aber 
dadurch einigermaßen paralyfiert, baß 
bei Meinungöverihiebenbeiten im Bun: 
desrat, jobald es fich um Geſetzvorſchläge 
über Heer, Marine, Zollwefen oder bie 
Berbrauchsfteuern des Reichs handelt, die 
Präfidialitimme ben Ausſchlag gibt, wo⸗ 
fern fie ſich für die Aufrechterhaltung ber 
beftehenden Einrichtungen ausfpricht. 
Ebenjo Fin es bie preugifche Regierung 
in ber Hand, eigentlichen Verfaſſungs⸗ 
änberungen vorzubeugen, da foldhe fiir ab: 
gelehnt gelten, wenn fie im Bundesrat 14 

timmen gegen fich haben, eine Beftim- 
mung, bie —* inſofern zweiſchneidiger 
Natur iſt, als dadurch auch den übrigen 
Bundesmitgliedern und namentlich den 
Königreichen Bayern, Sachſen und Würt⸗ 
temberg, wenn je ihre Stimmen vereini- 
gen, bie Vereitelung einer von ber Reichs⸗ 
regierung jelbft angeftrebten Verfaſſungs⸗ 
änderung ermöglicht ift. Dagegen.ift bem 
Kaiſer mit dem Rechte ber Überwachung 
der Ausführung ber R. auch die Befugnis 
zum Erlaß berzur Ausführung derlegtern 
erforderlichen Verordnungen und Inſtruk⸗ 
tionen, und gar auf dem Gebiet des Mi- 
litär- und Marine, bes Poſt- und Te 
legraphenweſens in ausfchlieplicher Weife, 
eingeräumt. Im übrigen fteht dem Bun: 
desrat ein Tonfurrierendes Verorduungs⸗ 
recht zu , und ebendarum pflegt nach bis⸗ 
heriger Prarid in ben einzelnen Reich: 
gefeten ſelbſt bie Stelle bezeichnet zu 
werden, von welcher die erforderlichen 
Ausfübrungsneroromungen in dem gege- 
benen all ausgehen jollen. 

2 in ber Kombetengfreit ber 
Reichsgeſetzgebung gezogenen Gegen: 
ſtände find im Art. 4 ber Berfaffung auf- 
gezählt. Das Reichsgeſetz vom 20. Dez. 
1873 bat diefe Kompetenz auf das gefamte 
biirgerliche Recht erftredt, und eine Reihe 
wichtiger R., welche bereit8 erlafien find, 
haben biebeutiche Rechtseinheit angebahnt 
und auf verſchiedenen Rechtsgebieten vers 
wirflicht (vgl. Recht). Auch bie Feſtſtel⸗ 
lung bes Reichshaushaltsetats erfolgt im 
Weg ber ve panelebacbung, und ebenfo 
sollen auf dieſe Weiſe Verfaffungsftreitig- 
feiten in ben einzelnen Bundesſtaaten zur 
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Erledigung gebracht werben, wenn ihre 
gütliche Erledigung durch den Bundesrat 
vergeblich verfucht worden ift. 
Das Verhältnis der Reichsgeſetz⸗ 
ebung zur Landesgeſetzgebung it 
—* dieſes: Eine Reihe von Gegenſtän⸗ 
den iſt ausſchließlich ber Reichsgeſeßgebung 
unterſtellt. Dies gilt namentlich von dem 
Militärweſen und der Kriegsmarine des 
Reichs; aber auch in Anſehung ber Feſt⸗ 
ftellung ber Einnahmen und Ausgaben 
des Reiche, der Geſetzgebung über das Zoll- 
wejen und über die zur Reichskaſſe fließen 
ben Berbrauchäfteuern ſowie in Anſehung 
des Poſt- und Telegraphenweſens ift das 
Geſetzgebungsrecht des Reichs ein aus- 
ſchließliches, ſo daß alſo eine Konkurrenz 
der Landesgeſetzgebung ausgeſchloſſen iſt. 
Ebenſo ſteht der Reichsgewalt ausſchließ⸗ 
lich das Recht der Geſetzgebung zur Rege⸗ 
lung des Handelsverkehrs und zur Orga⸗ 
nifation eines gemeinſamen Schutzes des 
Handels im Ausland, der deutſchen Schiff⸗ 
fahrt und ihrer Flagge zur See ſowie in 
betreff einer —— konſulariſchen 
Vertretung zu. Endlich kann auch die 
Anlegung von Eiſenbahnen im Intereſſe 
der Verteidigung Deutſchlands oder im 
Intereſſe ded gemeinſamen Verkehrs, fo- 
gar gegen den Widerſpruch derjenigen 
Bundesglieder, deren Gebiet dieſe Eijen- 
bahnen durdfchneiden (mit Ausnahme 
Bayerns), durch Reichsgeſetz angeorbnet 
werben. Dagegen find verfchiebene andre 
Gegenftänbe zwar in den Kompetenzfreis 
der eienel etgebung gezogen, ohne jedoch 
damit der Landesgefetzgebung entzogen zu 
fein. Doch gehen Bier unter allen Umſtän⸗ 
ben die R. den Landesgejeken vor. Dies gilt 
namentlid) von dem Gebiet des bürgerli- 
hen Rechts, doch iſt die Ausarbeitung eines 
gemeinfamen bürgerlichen Geſetzbuchs für 
ganz Deutjchland bereits in Angriffgenom- 
men. Andre egenitände endlich, nament: 
lich da& Gebiet der innern Landesverwal- 
tung, find lediglich der Landesgeſetzgebung 
der einzelnen Bundesftaaten vorbehalten. 
gl. über die frühern R. außer den 
Lehrbüchern des deutſchen Privatrechts 
undber Rechtsgeſchichte:. Emminghaus, 
Corpus juris germanici (2. Aufl. 1844— 
1856, 2 Bde.); über die Geſetzgebung bes 
30* 
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neuen Deutfchen Reichs: »Jahrbuch für 
Geſetzgebung, Verwaltung und Bolfs- 
wirtſchaft im Deutſchen Reich« (1872 von 
olgendorff begründet, feit 1881 von 
moller herausgegeben); Hirth, An: 
nalen des Deutfchen Reichs (1871 ff.). 
Reigsgeiundgeitsamt, beutihe Reicht: 
behörbe (im Berlin), welche den Reiche- 
fanzler in ber Ausübung bed Auffichts- 
rechts und in ber Vorbereitung ber Ges 
jehgebung auf dem Gebiet ber Mebizi- 
nals und Deterinärnoligei des Reichs zu 
unterftüten bat. Das R., welches einem 
Direktor unterftelt ift und aus fländigen 
Mitgliedern und Hilfearbeitern beftebt, 
tefiertiert von dem Reihsamt bed Innern. 
Ihm ift auch die Herftellung einer medizi⸗ 
niſchen Statiſtik Deutichlands übertragen. 
Keihsgoldwährung, |. Reichswaͤh⸗ 


rung. 
„„elätgntadten, ſ. Reihstag (©. 
teiäphanpitafe, ſ. Reichsſchatz⸗ 


amt. 
Feichshaushaltsetat, |. Deutſches 
Reich (S. Fee 

Heigsheer, bie gefamte Landmacht 
eined großen Staats, insbefondere bei 
Deutiden Reichs (ſ. d., ©. 123 ff.). 

Heihshofrat, im alten Deutichen Reich 
neben dem Reichdfammergericht bag höchſte 
Gericht, 1501 von Kaifer Marimilian L 
errichtet und im Meftfältichen Frieden als 
äweiten oberfted Reichsgericht anerkannt. 

er R. beftand aus einem Präfidenten, 
Vizepräfidenten unb 18 Räten, darunter 
6 evangeliichen, alle vom Kaiſer ernannt 
und befoldet, und teilte ſich ineine Herren: 
unb Gelehrtenban?. Der von Kurmain;z 
ernannte Reichsvizekanzler hatte Sit und 
Stimme nad bem Präſidenten. Sugleig 
oberftes Regierungskollegium bes Reichs 
mit bem Sitz in Wien, löfte ſich ber R. 
bei jedem Regierungswechſel auf, um vom 
fotgenben Kaifer neu kreiert a werben. 
I 






eichshofvizekanzler, | Reihstanz- 


er. 
ee tnitoriethoheit 
Reigsiudigenat, j. Bundesindige⸗ 


nat. 
di?rissinſignien, ſ. Reichskleino⸗ 
ien. 
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Reichßinvalidenfonds (ipr. -fong), ein 
Fonds, weldher zur Sicherfiellung und 
Beftreitung derjenigen Ausgaben befimmt 
ift, welche dem Deutichen Reich infolge des 
Kriegs von 1870/71 durch die Penfionie- 
rung und Verforgung von Militärperlo- 
nen bed Reichsheers und ber Taiferlichen 
Marine fowie duch bie Bewilligungen 
für Hinterbliebene folder Berfonen er- 
wachſen find. Mit der Verwaltung die⸗ 
ſes Durch Rei eig vom 23. Mai 1873 
(Reichsgeſetzblatt, S. 117 ff.) mit einer 
Kapitalfumme von 187 Mil. Thlr. aus 
ber franzöſiſchen Kriegskoſtenentſchädi⸗ 
gung begründeten Fonds ift zur Zeit auch 

iejenige bes Reichsfeſtungsbaufonds und 
des Fonds für bie Errichtung eines Reichs⸗ 
tagegebäubes verbunden. Die Verwal: 
tung bes R., weldye ihren Sitz in Berlin 
bat, beftebt aus einem Vorſitzenden, ber 
vom Raifer ernannt wirb, und drei Mit: 
gliebern, welche vom Bundesrat gewählt 
werben. Sie find für bie gefegmäßige An⸗ 
lage, Verrehnung und Verwaltung bes 
R. unbedingt verantiwortlid. Im übri- 
gen unterliegt jeboch diefe Verwaltung ber 
berleitung bed Reichskanzlers; auch ift 
dieſelbe unter bie fortlaufende Aufficht ber 
Reichsſchuldenkommiſſion geftellt. 
Neichs juflizamt, deutſche Reichöbehörbe 
pur Wahrnehmung aller in bad Gebiet 
er Rechtspflege einfchlagenben Reichsan- 
elegenbeiten, indbefondere zur Vorberei- 
ng und Vertretung von derartigen Ge⸗ 
febentwürfen fowie zur Bearbeitung ber 
zu ſolchen Geſetzen erforberlihen Ausfüb- 
rungsbeftimmungen. Auch iſt dem R. bas 
Reichsgericht (ſ. d.), foweit es ſich um die 
zultigvermalkung ndelt, unterftellt. Das 
bat feinen Sitz in Berlin. Es wird 
von dem Staatsſekretär im R. geleitet. 

Neichſskammergericht, im alten Deut: 
6en Reich neben dem Reichshofrat (ſ. d.) 

a8 höchite Gericht, 1495 von Kaifer Mari: 
milianL eingefeßt. Dasfelbe beftand aus 
einem vom Kaiſer ernannten Kammer: 
richter fürftlicher oder gräfliher Abkunft, 
zwei Präfidenten und Aſſeſſoren, beren 
Zahl gut auf 25 firiert war, hatte fei- 
nen ei anfangs in Frankfurt a. M., 
feit 1497 in Worms, dann in Speier, 
jeit 1689 in Weßlar und urteilte über 
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alle Rechtsſachen der Reichsunmittelbaren. 
Das R. war zugleich höchſte Inſtanz für 
die Reichsmittelbaren, doch nur in Zivil⸗ 
ſachen, und war auch hierin durch die Pri⸗ 
vilegien de non appellando mancher 
Reichsſtände beſchränkt. Wegen Langſam⸗ 
keit des ‚Brogehgangs ſprichwörtlich, hörte 
es 1806 mit dem Reich auf. Die Kam: 
mergerihtsorbnungen von 1495, 
1555 und ber Entwurf einer folden von 
84 He Hr Ontwidelung bet Are 
chen Zivilprozeifes wichtig. Vgl. Thu⸗ 
dichum, Das —e— R. und ſeine 
Schickſale (in der »Zeitſchrift für deut⸗ 
ſches Rechte, Bb. 20, S. 148 ff.). 

Reichskauzlei, Zentralbüreau des deut⸗ 

chen Reichskanzlers zur Vermittelung bes 
gefchäftlichen Verkehrs desſelben mit den 
Chefs ber eingelnen Reſſorts. 

Reichskanzler, Erzamt im — 
Deutſchen Reich, welches vom Kurfürſten 
von Mainz (Kurerzkanzler) bekleidet 
wurde. Der ſtändige Vertreter desſelben 
am Taiferligen Hof war der vom R. er⸗ 
nannte Reichsvizekanzler GReichs⸗ 
hofvizekanzler), ber zuglein Mitglied 
des Reichshofrats (ſ. d.) und der eigentliche 
konſtitutionelle Rechtsminiſter war. 

Im dermaligen Deutſchen Reich hat der 
R. ebenſo wie der frühere Bundeskanzler 
des Norddeutſchen Bundes, eine Doppel⸗ 
ſtellung, indem gerade in Anſehung dieſes 
wichtigen Poſtens die Grenzen zwiſchen 
Reichsamt und Landesamt noch nicht 
ſcharf genug gezogen find. Der R., wel⸗ 
cher vom Raijer ernannt wird, ift nämlich 
einmalMitglieb und Vorſitzender des Bun- 
degrats (ſ. d.), deſſen Gefchäfte er zu leiten 
hat. Als Mitglied diefer Körperichaft ift 
er aber Bertreter der preußifchen Staats⸗ 
vegierung und übt als folder namentlich 
auch bie der letztern zuftehenden Vorrechte 
des Bunbdespräfibiums aus. Wie jedes an⸗ 
dre Mitglied des Bundesrats, hat er Dabei 
nach ben Inftruftionen jeines Souveräng 

u Banbeln und ift infoweit auch nur der 
preußiſchen Staatsregierung allein ver- 
antwortlich. Auf ber andern Seite ift dem 
R. aber aud) bie Leitung der fämtlichen 
GSefchäfte bes Deutſchen Reichs übertragen; 
er ijt ber eigentliche und zwar ber alleinige 
verantwortlidye Reichsminiſter, das voll- 
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giehende Drgan ber Reichögewalt. Der 
. it ber Gehilfe bes Kaiſers, na= 
mentlich bei der Vertretung bed Reichs 
auswärtigen Staaten gegenüber; er iſt 
ber Leiter der gefamten Reichsverwaltung 
und der oberfie Chef ber Reichsbehörden 
(f. d.); er ſteht dem Kaifer bei ber Über⸗ 
wachung der Ausführung der Reichsgeſetze 
jur Seite; durch ihn werben die erforder: 
ihen Vorlagen nad Maßgabe der Bes 
fchlüffe des Bundesrat? im Namen des 
Kaiferd an den Reichdtag gebracht, und 
durch ihm übt ber Kaiſer das ihm zuſtehende 
Recht der Berufung, Eröffnung, Ver— 
tagung und Schließung des Bundesrats 
und bes Reichstags aus. Alle Anordnun⸗ 
en und Verfügungen bes Kaifers bebür- 
Ten zu ihrer Gültigkeitder Gegenzeichnung 
bes Reichskanzlers, welcher Dadurch bie Ber- 
antwortlichkeit übernimmt; dies gilt 
namentlih auch für bie Publifation 
von Reichsgeſetzen. Nicht berührt werben 
von biefer Vorjchrift bie rein militäri- 
& n Befehle, welche der Kaifer in feiner 

tgenfchaft als Oberbefehlshaber der 
Kriegsmacht des Reichs erteilt. Jene 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers aber 
entbehrt zur Zeit noch einer rechtlichen 
Ausführung und Normierung. Sie iſt 
vorwiegend eine politiſche, indem der R. 
ſowohl im Bundesrat als im Reichstag 
bezüglich der Reichsregierung interpelliert 
und durch das Mißtrauensvotum des letz⸗ 
tern vielle icht zum Rücktritt beſtimmt wer⸗ 
ben könnte. Ein Anklagerecht der Volks⸗ 
vertretung beſteht hier aber nicht. Wie 
aber die Machtſtellung der Reichsregierung 
um großen Teil darauf beruht, bat fie mit 
er weitaus mächtigiten Landesregierung 
verbunden ift, fo ift auch die Übereinftim- 
mung, wenn nicht fogar die Einheitlichkeit 
der miniſteriellen Leitung des Deutſchen 
Reichs und der des preußiſchen Staats 
eine Proinzung der Stärke und des Ein⸗ 
fluſſes der eihäregierung. Rechtlich not⸗ 
wendig iſt alſo die derzeitige Vereinigung 
ber Stellung des Reichskanzlers und der 
bes preußiihen Miniflerpräfidenten in 
Einer Perſon feineswegs, wohl aber poli= 
tiich zweckmäßig, wenn nicht notwendig. 
Daß übrigens hierbei im Lauf der Zeit 
bie Stellung bes Reichskanzlers bie über: 
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wiegende gemorben jei, iſt von dem Für⸗ 
ften Bismard felbft anerfannt und aus: 
geiprochen worden. Ebenfo ift es auch 
wiederholt zur Sprade gekommen, bab 
bie nahezu diftatorifche Stellung des Kanz⸗ 
lers auf die Perfon des Fürften Bismard 
zugefchnitten fei; und eben weil auf dieſe 
Weile die Rerjönlichkeit bes Grünbers der 
beutfchen eiaverfallung au ſchwer ins 
Gewicht füllt, und weil Verfafjunggein- 
richtungen nicht aus perfönlichen, fonbern 
aus ſachthen Geſichtopunkten getroffen 
werben ſollen, iſt das im Reichstag wie⸗ 
derholt zum Ausdruck gekommene Ber: 
langen nach einem kollegialiſchen Reichs⸗ 
miniſterium, d. h. nach verantworilichen 
Fachminiſtern oder (»Antrag Bennigſen«) 
nach verantwortlichen Vorſtänden der ein⸗ 
zelnen Verwaltungszweige, ſicherlich kein 
ungerechtfertigtes. Ein Anlauf hierzu iſt 
übrigens in dem Stellvertretungsgeſetz 
genommen. Durch Reichsgeſetz vom 17. 
März 1878 (Reichsgeſetzblatt, S. 7 f.) 
iſt naͤmlich beſtimmt, daß für den geſam⸗ 
ten Umfang ber Geſchäfte und Obliegen- 
heiten des Neichsfanzlers ein Stellvertre- 
ter (Reichsvizekanzler) allgemein er- 
nannt werden kann. Auch können für die 
jenigen einzelnen Amtszweige, welche ſich 
in der eignen und unmittelbaren Ver⸗ 
waltung des Reichs befinden, bie Bor: 
ftände ber dem R. untergeordneten oberften 
Reichsbehörden mit der Stellvertretung 
des Kanzlers im ganzen Umfang oder in 
einzelnen Teilen ihres Geſchäftskreiſes be⸗ 
auftragt werden. Die Ernennung der 
Stellvertreter erfolgt durch den Kaier 
auf Antrag des Reichskanzlers in Fällen 
der Behinderung des letztern, welchem es 
jedody unbenommen ift, jede Amtshand- 
lung auch während der Dauer einer Stell- 
oertretung felbft vorzunehinen. 
Reihslanzleramt, ſ. Reichsbe hör⸗ 


den. 

Reichskleinodien (Neihsinfig- 
nien), der Krönungsſchmuck der alten 
deutſchen Kaiſer und Könige: die goldne 
Krone, das vergoldete Zepter, der goldne 
Reichsapfel, das Schwert Karls d. Gr., 
das des heil. Moritz, die vergoldeten Spo— 
ren, die Dalmatika und andre Kleidungs⸗ 
ſtücke, aufbewahrt ſeit 1424 in Nürnberg, 
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zum ni auch in Aachen, 1797 nad Bin 


geſchafft. | 
eichskommiſſare bei Den Sei 
tern, |. Reihsbehörden (S. 460). 
Neichskommiſſarins für Bas A 
wauderungsweien, |. Reichsbehör⸗ 
ben (©. 460). | 
Reichſskommiſſion (für die Entſcer 
dung über Bejchwerden gegen Verben, 
weldye auf Grund des Sozialiftengeiete 
ertaflen find), |. Reihsbehördents 


Reichſskriegsſchatz, ein dermalen im 
Deutſchen Reich für den Fall eines Krieg 
und zwar lediglich für Zwecke ber Mobilms: 
hung bereit gehaltener Barbeftand. Der 
felbe verdankt feine Entſtehung der üke: 
tragung der feit Friedrich WilhelmL be 
ftehenden und bewährten Einrich tungeins 
preußiihen Staatsſchatzes auf das Rai. 
indem hierzu nad) Auflöfung jenes preust 
ſchen Staatsjchates 120 Mi. Mk. aus da 
franzöſiſchen Kriegsentſchädigung dur 
Reichsgeſetz beftimmt wurden. über ber 
R., welcher im Juliusturm der Spanbaut 
Eitadelle niedergelegt ift, kann nur mit: 
telft Eaiferlicher Anordnung unter vr: 
gängig oder noch nachträglich einzuholer 
der Zuftimmung des Bundeörats und: 
Reichsſstags verfügt werden. Bei etwaigt: 
Verminderung des Beſtands von 1A 
Mil. ME. ift derfelbe duch Zuführer: 
ber nicht etatifierten zufälligen Einnek 
men bed Reichs und im übrigen nad X: 
durch den Reichshaushaltsetat zu treil:: 
den Beſtimmung zu ergänzen. Der 
wird von dem Reichskanzler unter Ker 
trolle der Reichsſchuldenkommiſſion dur: 
die dazu beſtellte Rendantur und dent: 
tator bes Reichskriegsſchatzes verwalt 
Bol. Reichegefeh vom 11. Nov. 1871, 8 
treffend die Bildung eines Reichskrie 
ſchatzes (Reichsgeſetzblatt, S. 403); Er 
ordnung vom 22. Jan. 1874, betreiiz 
bie Verwaltung des Reichskriegsſchate 
(Reichsgeſetzblatt, ©. 9 ff.). 

Reihslande, alles zum ebemaliı 
Deutfchen Reiche gehörige Gebiet, 
außer dem eigentlichen deutſchen Länder 
auch Böhmen, Mähren und Schlefien x 
hörten. In neuefter Zeit erhielten dies 
Krieg von 1870/71 für Deutfchland x: 
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dergewonnenen Gebiete von Elſaß und 
Deut ſch⸗ Lothringen den Namen »deutfches 
Reichslande. 

A ſ. Reichswährung. 

Reigsmatrikel, ſ. Matrikel. 

Neichseberhandelsgericht, ehedem ein 
für das Deutſche Reich fungierender ge⸗ 
meinſamer oberſter Gerichtohof für Han⸗ 
delsſachen in Leipzig, hervorgegangen aus 
dem frühern Bundesoberhandelsgericht 
des Norddeutſchen Bundes, welches auf 
Grund eines Bundesgeſetzes vom 12. 
Juni 1869 errichtet worden war. An 
Stelle dieſer Gerichtsbehörde iſt jetzt das 
Reichdgericht (ſ. d.) getreten, deſſen Zu⸗ 
fändigfeit nicht bloß auf Handelsſachen 
beichränft if. Die Enticheidungen des 
Reichsoberhanbelsgerichts find von ben 
Näten desfelben herausgegeben (1871 ff.). 


Reigöoberfeeamt, |. Reichsbehör⸗ 
den (2. 461). 
Reicgspanier, ſ. Banner. 


Reispartei, ſ. Konſervativ. 
Reichspatentamt, |. Patentamt. 


Reichpoſt 

Reispofemt ) 1 Poſt. 

Reichöprufungs » Intpeltoren, ſ. 
Reichsbehörden (©. 461). 

Keichsrat, in Sfterreich die Volksver⸗ 
tretung für das gefamte cißleithanifche 
Gebiet, in Bayern bie Erſte Kammer bes 
Landtags, auch Titel ber einzelnen Mit- 
glieder derſelben; in Rußland bie oberfte 
Behörde ber Staatsverwaltung. 

eichſsrahyonkommiſſſon, |. Reichs: 
behörden (©. 402). 
eichsritterfhaft (Teichsfreie Rit⸗ 

terfhaft, freie R.), im vormaligen 
Deutichen Reich bie Geſamtheit ber reichs⸗ 
unmittelbaren ritterlichen Gefchlechter, 
welche fich von der Landeshoheit der Reichs⸗ 
fürſten unabhängig erhalten hatten. Die 
R. hatte zur Aufrechterhaltung ebenbiefer 
Unabhängigkeit verfchiebene Ritterbünbe 
abgeſchloſſen, und zwar zerfiel biefelbe in 
die drei Ritterfreife in Schwaben, Fran⸗ 
ken und am Rhein. Die einzelnen Kreife 
wurden wieber in Kantone, Orte ober 
Viertel eingeteilt. Die R. hatte zwar 
feine Reichsſtandſchaft, d. h. fie war auf 
dem Reichstag nicht vertreten; fie ftand 
jedoch unmittelbar unter Kaifer und Reich, 
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und die Beichlüffe bes Neichdtags, na- 
mentlich in Anſehung ber Erhebung von 
Reichsiteuern, banden die R. nicht ohne 
weitere. Diejelbe bewilligte aber bem 
Kaifer von Zeit zu Zeit eine außerordent: 
lihe Abgabe, welche Karitativfubfi- 
dien genannt wurde. Für ihre Territo- 
rien hatten bie Reichsritter ähnliche Rechte 
wie bie Reihsfürften. Mit der Gründung 
bes Rheinbunds wurbe bie gefamte R. 
ben Rheinbunbsfürften untertworfen. Val. 
Kerner, Staatsrecht ber unmittelbaren 
freien R. (1786 ff., 3 Bbe.). 
Reichsſchatzamt, die oberite Finanzver⸗ 
waltungsbehörbe des Deutſchen Reichs, 
hervorgegangen aus ber Finanzabteilung 
des vormaligen Reichöfanzleramts. Diefer 
Behörde, welche ihren Sik in Berlin hat, 
und die von einem Unterftantsfefretär ge: 
leitet wird, find das Etats⸗, Kaflen- und 
Rechnungsweien, die Münz-, Reichspa⸗ 
piergeld- und Reichöfchuldenangelegenbei: 
ten und die Verwaltung bes Reichsver⸗ 
mögens, infoweit einzelne Smeige ber 
letztern nicht befondern Behörden übertra- 
gen find, zugeteilt, ebenfo auch die Bear: 
beitung der Zoll⸗ und Steuerfachen, zu 
deren Erledigung zugleich ein befonberes 
Zoll⸗ und Steuerrehnungsbürenu einge: 
richtet und mit dem R. verbunden it, 
Bon dem R. refjortieren aber ferner fol- 
gerre Behörden: 1) Die Reihshaupt:- 
affe in Berlin. Es beiteht nämlich die 
Einrichtung, daß die Jentralfaffengefchäfte 
bes Reichs von ber Reichsbank (f. d.) 
wahrgenommen werden, unb zwar dient 
als Zentralfaffenftelle bes Reichs eine be- 
fonbere Abteilung ber Reichsbank, welcher 
bie amtliche Bezeichnung »Reichshaupt⸗ 
kaſſe« peigetet iſt. 2) Die Verwaltung 
des Reichs ziegeiihnde (j. d.) in 
Berlin. 3) Die Reichsſchuldenver— 
waltung dafelbit, welche der königlich 
preußifchen Hauptverwaltung der Staat3- 
fhulden übertragen ift und zwar unter 
Beilegung dieſer amtlichen Bezeihnung. 
Diefelbe ift unter die Aufſicht der Reich 8⸗ 
fhuldenfommiffion (1. d.) und un- 
ter Die Oberleitung bes Reichskanzlers 
geftellt. 4) Die Reichsbevollmächtig— 
tenund Stationsfontrolleurefür 
bie Kontrolle der Zölle und Ber: 
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wiegende geworben fei, ift von bem Für⸗ 
ften Bismarck ſelbſt anerfannt und aus: 
geiprochen worden. Ebenfo ift es 33 
wiederholt zur Sprache gekommen, da 
die nahezu diktatoriſche Stellung des Kanz⸗ 
lers auf die Perſon des Fürſten Bismarck 
zugeſchnitten ſei; und eben weil auf dieſe 
Weiſe die Perſönlichkeit des Gründers der 
deutſchen Reichaverfaifung zu ſchwer ins 
Gewicht fallt, und weil Verfaffunggein- 
richtungen nicht aus perfünlichen, fondern 
aus fachlichen Gefihtäpunften getroffen 
werden jollen, ijt da8 im Reichstag wie: 
derholt zum Ausdrud gefommene Ber: 
langen nad) einem follegialifchen Reichs⸗ 
minijterium, d. h. nach verantwortlichen 
Fachminiſtern oder (»Antrag Bennigfen«) 
nach) verantwortlichen VBorftänden der ein- 
zelnen Verwaltungszweige, ficherlich Fein 
ungerechtfertigtes. Ein Anlauf hierzu ift 
übrigen in dem Gtellvertretungsgefet 
genommen. Durch Reichsgefeg vom 17. 
März 1878 (Reichsgefekblatt, ©. 7 f.) 
ift nämlich beitimmt, daß für den gejam- 
ten Umfang der Geſchäfte und Obliegen- 
heiten des Reichskanzlers ein Stellvertre- 
ter (Reichsvizekanzler) allgemein er: 
nannt werben kann. Auch fünnen für die— 
jenigen einzelnen Amtszweige, welche fich 
in der eignen und unmittelbaren Ver: 
waltung des Reichs befinden, die Vor: 
ftände der dem R. untergeordneten oberften 
Reichsbehörden mit der Stellvertretung 
bes Kanzlers im ganzen Umfang oder in 
einzelnen Teilen ihres Geſchäftskreiſes be= 
auftragt werden. Die Ernennung ber 
Stellvertreter erfolgt durch den Kaifer 
auf Antrag bed Reichskanzlers in Fällen 
der Behinderung bes Ießtern, welchem es 
jedoch unbenommen ift, jede Amtshand⸗ 
(ung auch während der Dauer einer Stell- 
vertretung jelbit vorzunehment. 
Reichskanzleramt, |. Reichsbehör⸗ 


en. 
Reichſskleinodien (Neihsinfig- 
nien), der Krönungsſchmuck der alten 
deutſchen Kaiſer und Könige: die goldne 
Krone, das vergoldete Zepter, der goldne 
Reichsapfel, das Schwert Karls d. Gr., 
das des heil, Moritz, die vergoldeten Spo: 
ren, die Dalmatika und andre Kleidungs— 
ſtücke, aufbewahrt feit 1424 in Nürnberg, 
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zum Teil auch in Aachen, 1797 nach Wien 
t 


geſchafft. * 
Reichskommiſſare bei den Seeäm: 

tern, |. Reihsbehörden (©. 460). 
Reihslommiflarius für Das Aus: 

wanderungsweſen, |. Reichsbehör— 


den (S. 460). 

Keichſskommiſfion (für die Eniſchei⸗ 
bung über Beſchwerden gegen Verbote, 
welche auf Grund bed Sozialiſtengeſetzes 
eriaffen find), |. Reichsbehörden (©. 


Reichskriegsſchatz, ein dermalen im 
Deutfchen Reich für den Fall eines Kriegs 
und zwar lediglich für Zwecke der Mobilma⸗ 
chung bereit gehaltener Barbeftand. Der: 
felbe verbanft feine Entitehung ber über: 
tragung ber jeit Friedrich Wilhelm L be 
ftehenden und bewährten Einrichtung eines 
preußiichen Staatsſchatzes auf das Reid, 
indem hierzu nad) Auflöjung jenes preußi—⸗ 
ihen Staatsfchages 120 Wil. Mk. aus der 
franzöfiichen Kriegsentſchädigung durd 
Reichsgeſetz beitimmt wurden. über ben 


R., welcher im Julinsturmder Spandauer 


Gitadelle niedergelegt ift, kann nur mit 
telft Eaiferlicher Anordnung unter vor: 
gängig oder noch nachträglich einzuholen: 
der Suftimmung des Bundesrats und des 
Reichstags verfügt werden. Bei etwaiger 
Verminderung des Beſtands von 120 
Mill. ME. ift derfelbe durch Zuführung 
der nicht etatifierten zufälligen Einnah— 
men des Reichs und im übrigen nach der 
duch den Reichshaushaltsetat zu treffen: 
den Beitimmung zu ergänzen. Der. 
wird von dem Reichskanzler unter Kon: 
trolle der Reichsſchuldenkommiſſion durd 
die dazu bejtellte Rendantur und ben Ku: 
rator des Reichskriegsſchatzes verwaltet. 
Bol. Reichögefet vom 11. Nov. 1871, be 
treffend die Bildung eines Reichs kriegs⸗ 
ſchatzes (Reichsgeſetzblatt, ©. 403); Ver: 
ordnung vom 22. Jan, 1874, betreffend 
die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes 
(Reichsgefekblatt, ©. 9 ff.). 
Reichſslande, alles zum ehemaligen 
Deutichen Neiche gehörige Gebiet, wozu 
außer dent eigentlichen deutſchen Ländern 
auch Böhmen, Mähren und Schlefien ge 
hörten. In neuefter Zeit erhielten die im 
Krieg von 1870/71 für Deutſchland wie: 
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dergewonnenen Gebiete von Elſaß und 
Deutſch⸗Lothringen den Namen ⸗deutſches 
Reichs lande. 

Reichsmark, |. Reichswährung. 

Reichsmatrikel, ſ. Matrikel. 

Reichseberhandelsgericht, ehedem ein 

für das Deutſche Reich fungierender ge⸗ 
meinſamer oberſter Gerichtshof für Han⸗ 
beisfachen in Leipzig, hervorgegangen aus 
bem frübern Bundesoberhanbelsgericht 
des Norddeutſchen Bundes, welches auf 
Grund eines Bundesgeſetzes vom 12. 
Juni 1869 errichtet worden war. An 
Stelle diefer Gerichtsbehörde iſt jetzt das 
Reichsgericht (ſ. d.) getreten, deſſen den 
Nänbigfeit nicht bloß auf Handelsſachen 
beichräntt if. Die Enticheidungen des 
Neichsoberhanbelsgerihts find von ben 
Räten desfelben herausgegeben (1871 ff.). 

Neichſsoberſeeamt, |. Reichsbehör⸗ 
ben (S. 461). 

Reichsſspauier, |. Banner. 

Reichspartei, |. Ronjervativ. 

Reichſspatentamt, |. Batentamt. 

Rei spoſt Hi Poſt 

Reichſspoſtamt/ 

Reichſsprüfungs⸗Juſpektoren, |. 
Reichsbehörden (S. 461). 

Reichsrat, in Sfterreich die Volksver⸗ 
tretung für das gelamte cisleithanifche 

tet, in Bayern bie Erfte Kammer des 
Landtags, auch Titel der einzelnen Mit- 
aiieber berfelben; in Rußland bie oberfte 
ehörde der Staatsverwaltung. 
eihsrayoufommiffioen, |. Reichs: 
behörden (S. 402). 

Reichsritterfchaft (reichsfreie Rit- 
terfchaft, freie R.), im vormaligen 
Deutichen Reich bie Sefamtbeit der reichs⸗ 
unmittelbaren ritterlichen Gejchlechter, 
welche fich von der Landeshoheit der Reichs⸗ 
fürſten unabhängig erhalten hatten. Die 
R. hatte zur Aufrechterhaltung ebendieſer 
Unabhängigkeit verſchiedene Ritterbünde 
abgeſchloſſen, und zwar zerfiel dieſelbe in 
die drei Ritterkreiſe in Schwaben, Fran⸗ 
ken und am Rhein. Die einzelnen Kreiſe 
wurden wieder in Kantone, Orte oder 
Viertel eingeteilt. Die R. hatte zwar 
keine Reichsſtandſchaft, d. h. ſie war auf 
dem Reichstag nicht vertreten; ſie ſtand 
jedoch unmittelbar unter Kaiſer und Reich, 
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und bie Beſchlüſſe bes Reichstags, na⸗ 
mentlich in Anſehung der Erhebung von 
Reichsſteuern, banden die R. nicht ohne 
weiteres. Dieſelbe bewilligte aber dem 
Kaiſer von Zeit zu Zeit eine außerordent⸗ 
liche Abgabe, welche Karitativſubſi— 
dien genannt wurde. Für ihre Territo⸗ 
rien hatten bie Reichsritter Ähnliche Rechte 
wie die Reichsfürſten. Mit der Gründung 
bes Rheinbunds wurde die geſamte R. 
ben Rheinbundsfürften unterworfen. Vgl. 
Kerner, Staatsrecht der unmittelbaren 
freien R. (1786 ff., 3 Bde.). 
Teichsſchatzamt, bie oberſte Finanzver⸗ 
waltungsbehörde des Deutſchen Reichs, 
hervorgegangen aus der Finanzabteilung 
des vormaligen Reichskanzleramts. Dieſer 
Behörde, welche ihren Sitz in Berlin bat, 
und bie von einem Unterflantsfefretär ge: 
leitet wird, find das Etats⸗, Kaſſen- und 
Rechnungsweien, bie Münz⸗-, Reichspa- 
piergeld- und Reichsſchuldenangelegenhei⸗ 
ten und bie Verwaltung des Reichsver⸗ 
mögens, infoweit einzelne Zweige ber 
legtern nicht befondern Behörden übertra- 
gen find, zugeteilt, ebenfo auch bie Bear- 
beitung ber Zoll⸗ und Steuerfadhen, zu 
deren Erledigung zugleich ein befonderes 
Zoll⸗ und Steuerrehnungsbüreau einge- 
richtet und mit dem R. verbunden it. 
Bon dem R. reffortieren aber ferner fol: 
gende Behörden: 1) Die Reihshaupt: 
affe in Berlin. Es befteht nämlich die 
Einrichtung, Daß bie Zentralfaff engeichäfte 
bes Reichs von ber Reichsbank (f. d.) 
wahrgenommen werden, und zwar bient 
als Zentraltaffenftelle des Reichs eine be- 
ſondere Abteilung ber Reichsbank, welcher 
die amtliche Sein »Reichshaupt⸗ 
kaſſe« beigelegt iſt. 2) Die Verwaltung 
des Reichskriegsſchatzes (ſ. d.) in 
Berlin. 3) Die Reichsſchuldenver— 
waltung daſelbſt, welche der königlich 
preußiſchen Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden übertragen iſt und zwar unter 
Beilegung dieſer amtlichen Bezeichnung. 
Dieſelbe iſt unter die Aufficht der Reich s⸗ 
ſchuldenkommiſſion (ſ. d.) und un⸗ 
ter die Oberleitung des Reichskanzlers 
geſtellt. HDie Reichsbevollmächtig⸗ 
tenundb Stationskontrolleurefür 
die Kontrolle der Zölle und Ver— 
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braudsfteuern. Die Erhebung 
Zölle und ber Verbrauchsſteuern des 
iſt nämlich den einzelnen Bunbesflaaten 
überlajjen. Es find aber ben Direktivbe⸗ 
hörden ber letztern Reihöbevollmächtigte 
beigeordnet, melde fi von allen auf dieſe 
Angelegenheiten bezüglichen Verwaltungs⸗ 
eihäften vollftändige Kenntnis zu ver: 
haffen haben. Die Bevollmächtigten ha⸗ 
ebenfo wie bie Stationsfontrolleure, 
bie Einhaltung des gefelichen Berfahrens 
bei Erhebung und Verwaltung ber Zölle 
und gemeinfchaftlichen Verbrauchsſteuern, 
bei Ausführung der Statiſtik des Waren⸗ 
verkehrs und bei Erhebung der Stempel⸗ 
abe für Spiellarten zu übe en, 
Die Stationstontrolleure find den Haupt: 
zoll⸗ ober Hauptfteuerämtern ber einzel 
nen Bunbeßftaaten beigeorbnnet unb haben 
von allen Gefchäften berfelben in Be⸗ 
diehung auf bie Grenzbewachung und bad 
Verfahren bei ber Zoll= und Steuererhe 
bung Kenntnis zu nehmen. Sie find 
Organe ber Reichsbevollmächtigten. 5) 
Die kaiſerlichen gauptaoliämter in 
den Hanfeflädten Bremen, Hamburg und 
Kübel. N) Die Reihsrayonfommif: 
ſion in Berlin, welche endgültig über die⸗ 
jenigen Beichränkungen zu enticheiben hat, 
welchen bie Benubung des Grunbeigen- 
tumsd innerhalb eines Feſtungsrayons 
(f b.) unterliegt, indbejondere über Re 
rſe gegen Anordnungen und Entſchei⸗ 
dungen der Kommanbanturen in Rayon: 
angelehnt. 
eichſ⸗ Schiffsvermefſungsinſpekto⸗ 
ren I Sciffsvermeffung. 
Heiäsjälnk, 1. Reihätag (©. 453). 
NReichsſchuldenkommiſſion, im Deut- 
ſchen Reich eine zunächſt für die Aufficht 
über bie Verwaltung der Reichsſchulden 
beftimmte Kommiffion (in Berlin), wel- 
cher aber auch die Kontrolle über einige 
andre Zweige der Reichdfinangverwaltun 
übertragen if. Die R. führt nömlie 
4) die Aufficht über die Reichsſchulden⸗ 
verwaltung, welch letztere von ber preußi⸗ 
hen Hauptverwaltung der Staatsſchul⸗ 
ben mitbeforgt wird; 2) die Kontrolle über 
bie Derwaltung bed Reichskriegsſchatzes 
(} b.); 3) über bie Verwaltung des 
eichsinvalidenfonds (f. d.), einſchließlich 


der 
eichö | f 


des Reiche feflungsbaufonds und bes Fond⸗ 
ür ben Bau eines Reichſstagsgebaäudes; 
4) bie Kontrolle über bie An= unb Aue 
fertigung , Einziehung und Vernichtung 
der Banknoten ber Reichsbank (f. d.). Die 
R. rg aus bem Vorſitzenden bes Aus 
ſchuſſes für das Rechnungsweien im Bun- 
D:$rat und aus zwei Mitgliedern bicjes 
Ausſchuſſes, ferner aus drei Mitgliedern 
des Regeaags welche von dieſem aus 
ſeiner Mitte gewählt werden, und aus 
dem Präfibenten des Rechnungshofs des 
Deutſchen Reichs (ſ. Oberrechnungs⸗ 
kammer). Dieſe aus 7 Mitgliedern be 
fiebende Kommiffion wird aber zur Wahr⸗ 
nehmung ber unter Nr. 3 aufgeführten 
Geſchäfte noch durch 5 Mitglieder ver: 
ftärkt, von welchen der Bundesrat 2 unb 
der Reichdtag 3 erwählt. Für bie unter 
Nr. 4 bezeichneten Angelegenheiten tritı 
ein achte Dlitglied Hinzu, welches von 
dem Kaifer ernannt wird. Den Borfik 
in ber R. führt ber Vorſitzende bes Aus- 
ſchuſſes des Bundesruts für das Red: 
nungswefen und in beilen Berbinderung 
ein anbres dem Bundesrat angehöriges 
Mitglied ber R. 

Neichſſchuldenverwaltung,ſ. Reich s⸗ 


ſchatzamt. 
re ß Staats recht. 
Neichſsſtädte, im frühern Deutſchen 
Reich diejenigen Städte, welche keinem 
Territorialherrn unterworfen waren, ſon⸗ 


ſtanden. Im Weſtfäliſchen Frieden 1648 


dern unmittelbar unter en fe und Reich 


wurde bie Reichsſtandſchaft der R., b. 6. 
Sit und Stimme auf dem Reichtag (I. b.), 
grumbii ih und grundgefeklich aner: 
annt. DieR. flimmten dort in zwei Bin: 
ten, ber rheinischen ( —8 und ſchwäbiſchen 
Stäbtebant (37 Städte). Bis zum Lüne⸗ 


viller Frieden gab es 5 R. Der Reichsde- 


putationshaupiſchluß vom 25. Febr. 1803 
verringerte ihre Zahl auf ſechs: Augs⸗ 
burg, Bremen, Dranffurt, amburg, 
Lübel und Nürnberg. Augsburg und 
Nürnberg kamen 1806 an Bayern; bie 
übrigen vier Städte verloren unter ber 
Napoleoniſchen Gewaltherrſchaft vorüber- 
gehend ihre Selbftänbigfeit, doch wurde 
iefe wiederbergeftellt, und bie vier Freien 
Städte traten in ben Deutſchen Bund mit 
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ein, bis dann Frankfurt 1866 von Preußen 
annektiert ward, Die brei Hanfeftädte 
Bremen, Hamburg und Lübeck dagegen 
wurden in den Norddeutſchen Bund und 
in das nunmehrige Deutſche Reich mit 
aufgenommen. on 
eiheflände, im frühern Deutichen 
Reich diejenigen, welche auf dem Reichs: 
tag (ſ. d.) Sig und Stimme hatten. Alg 
Vorausſetzung ber Reichsſtandſchaft 
galt die Landesherrlichkeit über ein reichs⸗ 
unmittelbares Territorium. Die drei 
reichsſtändiſchen Kollegien des Reichstags 
waren das Kollegium der Kurfürſten, der 
Fürſtenrat, in welchem die reichsſtändi— 
ſchen Fürſten, Grafen, freie Herren und 
Prälaten ſaßen, und das Kollegium der 
Reichsſtaädte. 
Reichsſtrafgeſeßbuch, ſ. Strafrecht. 
Neichstag, ‚Derfammlung ber Stände 
eines Reichs und zwar im fr gem Deut- 
fihen Reich die Berfammlung der Reichs: 
ſtände felbft, d. h. derjenigen Mitglieder 
des Reichs, welche unmittelbar unter bem 
Kaifer ftanden, oder benen bie Reichs⸗ 
ftanbidaft, d. h. Sig und Stimme auf 
dem R., befonders verliehen worden war. 
Urfprünglic) nämlich war die Reichsſtand⸗ 
[haft nur mit dem Beſitz eines Yürften- 
tums verbunden. Wie fich einft im frän- 
kiſchen Reich die geiſtlichen und weltlichen 
Großen auf den März: und Maifeldern 
ur Beratung wichtiger Staatsangelegen- 
beiten um den König geichart hatten, fo 
gingen auch im Deutſchen Reid) die Reichs⸗ 
tage aus den Berfammlungen der Bafal- 
len und ber Kronbeamten bes Raifers und 
Königs hervor; und als ſich dann aus 
jenen wirkliche Fürften entwidelten, als 
deren Bafallentum zu einer Landeshoheit 
erftarfte, da ftellte ſich der R. als ein 
Fürſtenrat dar, mwelder mit bem Kaijer 
die wichtigſten Reichdangelegenheiten be- 
riet. Später erichienen auch Vertreter der 
Reichsſtädte auf dem R., und als bann 
mit ber Zeit und namentlich feit dem Er: 
laß ber Soldnen Bulle Karla IV. 1356 
die Kurfürften eine bevorzugte Stellung 
einnabmen, bildete ſich eine Dreigliede: 
rung ber NReichöflände in Kurfürften, 
Fürſien, zu benen auch die Grafen, Prä⸗ 
aten und freien Herren gerechnet wurden, 
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und Reichsſtädte heraus. Noch im 16. 
und in der erſten Hälfte des 17. Jahrh. 
erſchienen die Reichsſtände in Perſon auf 
dem R., und dieſe impoſanten Verſamm⸗ 
lungen trugen nicht wenig zur Erhöhung 
des Glanzes der kaiſerlichen Macht und 
zur Erhaltung des Gedankens der natio⸗ 
nalen Einheit mit bei. Seit 1663 aber 
war der R. thatſächlich in ein und der⸗ 
ſelben Stadt, in Regensburg, permanent 
geworden, und während ſich zuvor auf 
den Reichstagen zu Worms, Augsburg 
und Speier glänzende Verſammlungen 
von Fürften und Herren um ben Raıfer 
zufammengefunbden hatten, erfchienen feit- 
dem nur noch Geſandte berfelben, indem 
der Kaiſer ebenfall3 burd einen fogen. 
Prinzipallommiljar und einen Konloms 
miflar auf dem R. vertreten war. Der R. 
jelbft zerfiel in die drei Kollegien: das 
Kollegium ber Kurfürften, Fürftenrat 
und Kollegium ber Reichsſtädte. Das 
Direktorium Iiprete Kurmainz durch den 
Reichsdirektorialgeſandten. Jedes ber drei 
Kollegien verbandelte über bie kaiſerlichen 
Vorlagen unb über etwaige Anträge ber 
Reichsſtände zumächft getrennt. Hierauf 
traten die Kollegien der Kurfürften und der 
Reichsfürften im Weg ber fogen. Relation 
und Korrelation miteinander in Verhand⸗ 
lung. War eine Einigung zwifchen biejen 
beiden Körperichaften nicht zu erzielen, fo 
blieb die Sache auf fic) beruhen, während 
fie im entgegengejegten all auf ebendem⸗ 
jelben Weg an das Kollegium der Reichs⸗ 
fädte gelangte, befien Sufimmung in 
ben meilten Fällen gleichfalls erforderlich 
war. Stimmten auch dieje zu, fo lag ein 
fogen. Reihsgutachten (Suffragium 
imperii) vor, weldes fi in einen 
Reichsſchluß (Conclusum imperii) ver⸗ 
wandelte, wenn die unbedingt erforder⸗ 
liche kaiſerliche Genehmigung hinzukam. 
Der Fürſtenrat aber, in welchem 100 
Stimmen abgegeben wurden, zerfiel in 
eine geiſtliche und eine weltliche Bank. 
Von jenen 100 Stimmen waren 94, und 
war 35 geiſtliche und 59 weltliche, Viril⸗ 
Himmen. während 6 fogen. Kuriatſtim⸗ 
men waren, d. 5. Geſamtſtimmen verei- 
nigter weltlicher und geiflliher Herren, 
jene bie vier Grafen-, diefe bie zwei Prä⸗ 
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Iatenbänle. So mußte alfo erft auf jeder 
»Bante eine Einigung ftattfinden. Im 
Kollegium der Reihsftäbte aber ftimmten 
bis zum Lüneviller Nat 51 Städte in 
wei Bänfen, ber rbeinifchen und ſchwä⸗ 
iſchen Bank. Schon bie außerorbentliche 
Schwerfälligleit der Beratung und ber 
Beichlußfaflung, welde bie notwendige 
Folge einer derartigen Drganifation fein 
mußte, macht ed erflärlich, daß ein folcher 
R. nur fehr wenig leiften fonnte, wenn 
ibm auch hochwichtige Gegenflände, Reichs⸗ 
gefebgebung, Entfheidung über Krieg 
und Frieden, innere und auswärtige Hän⸗ 
bel, Berleihung von Reichsaämtern, ja 
fogar gewifle richteramtlihe Befugniſſe, 
übertragen waren. Und als nun auf ber 
einen Seite die Landeöhoheit ber einzelnen 
TFürften mehr und mehr erftarkte, wäh- 
rend auf ber andern Macht und Anſehen 
von Raifer und Reich mehr und mehr 
fanfen, und als enblich das alte Reich 
1806 zu Grabe getragen warb unb fomit 
auch ber R. feine wenige ruhmvolle Exi⸗ 
ftenz beendete, dba wurde bie von dem 
deutſchen Volke keineswegs als jchmerzlicher 
Verluſt empfunden, eben weil dieſer R. 
nachgerade zur Karikatur geworben war. 
Während nun in ber %o aeaeit nach ben 
Tagen tieffter Erniebrigung das National- 
bewußtfein des beutjchen Volks in den 
Treiheitäfriegen zum ſchönſten Ausdrud 
fam, fehen wir in bem Zeitalter bed Deut- 
hen Bunbes ben nationalen Gedanken 
jahrelang in einer beflagenswerten Weife 
zurüdtreten. Die deutichen Einzelregie- 
rungen, möglichft auf die Erhaltung ihrer 
Spuveränitätsrechte bebacht, findenin Dem 
Frankfurter Bundestag ihre Vertretun 
in den Angelegenheiten des Bundes, —* 
letzterer nicht mehr iſt als ein völkerrecht⸗ 
licher Verein ſelbſtändiger Staaten. Eine 
nationale Geſamtvertretung des deutſchen 
Volks iſt nicht vorhanden. Dafür ent- 
widelt ſich aber in den deutſchen Einzel- 
ftaaten der moderne Konftitutionalismus. 
Im Gegenfaß zu ben frühern landſtän⸗ 
difchen Berfaffungen, welche nur gewiffen 
Ständen ber Bevölkerung ein Mitwir: 
kungsrecht bei gewiſſen Regierungsgeichäfe 
ten einräumten, wirb jest den Untertha= 
nen der einzelnen Bunbesitaaten in neuen 
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Berfaflungsurktunden das Recht verbrieft 
duch erwählte Vertreter, bie das Voll in 
feiner Geſamtheit repräfentieren, an be 
Geſetzgebung des Staats und nach beftimm: 
ten Richtungen bin auch an der Staats 
verwaltung teilzunehmen. Run wird denn 
auch das Streben nad) einer entſprechen⸗ 
ben Sefamtvertretung des beutfchen Bol 
laut und macht fid) immer dringender ge: 
tend. Dieje Reformbeftrebungen traten 
befonders in ber Bewegung der Jahre 1845 
und 1849 hervor, und bie von der Frant: 
furter Nationalverfammlung feſtgeſtellte 
bentiche Reichsverfaſſung vom 28. Min 
1849 wollte dem Raifer, ald dem Reid 
oberhaupt, einen R. zur Seite ftellen, 
ber I aus einem Vollshbaus und aus 
einem Staatenhaus zuſammen ſetzen ſollte. 
Die Mitglieder des letztern follten zu 
Hälfte von ben Regierungen und zur an: 
bern Hälfte von ben Landtagen ber Ein: 
jelitanten gewählt werden, während tai 
olkshaus aus allgemeinen und direkten 
Wahlen bes deutichen Volks hervorgehen 
ſollte. Aber biefer Reformverſuch jr: 
terte, und die Verwirklihung jenes Stre 
ben fchien in weite Ferne Hinausgerüdt, 
Bis dann die mit dem Ende der 5dn 
gehe aufs neue hervortretende nationale 
ewegung von der preußiſchen Megierung 
ergriffen ward, um eine Neugeftaltun 
Deutſchlands unter preußifcher Führung 
mit Ausſchluß Ojterreich® herbeiz uführen. 
indem Preußen bie Schöpfung einer nı 
tionalen Vertretung des deutfchen Bol: 
ausprüdlich in fein Programm mit aur- 
nahm. Der Erfolg der preußifchen Bir: 
fen brachte die Entieidung. Die Ber 
fafjung des Norbdeutichen Bundes mantı 
den Angehörigen des lektern die Ronze- 
fion des allgemeinen Stimmrechts und ga 
ihnen in bem R. bes Norddeutſchen Bun: 
bes eine Gefamtvolfsvertretung , weld 
nunmehr, nachdem das Deutfche eich er 
richtet und jene Verfaſſung auf die jüh 
beutichen Staaten mit ausgedehmt if, ir 
ber That den Charakter einer nationale: 
trägt und mit Recht den Namen eine 
deutſchen Reichstags führen mag. I 
Gegenfaß zu dem frübern Deutfchen Burn 
welcher ein bloßer Staatenbundb mar, fie: 


el: 
ſich nämlich das nunmehrige Deut fche Reis 





Reichstag (im jehigen Deutfchen Reich). 


als ein Bundesſtaat bar, als ein Geſamt⸗ 
ftaat, ein wirflicher Staat, in welchem der 
R. ebendiefelbe Stellung einnimmt wie 
die Bolfspertretung im Einzelitaat. Die 
verbündeten Regierungen ber Einzelftaa- 
ten haben in dem Bundesrat (j. b.), 
welcher dem frühern deutfchen Bundestag 
entfpricht, ihre Vertretung. Hier find bie 
inftruierten Vertreter berjelben verſam⸗ 
melt, welche bie Intereſſen der einzelnen 
Bundesregierungen wahrzunehmen haben. 
Der R. dagegen befteht aus den Vertres 
tern ber Angehörigen des Deutfchen Reichs 
und der Einzelftaaten, und zwar erflärt 
die deutſche Reichsverfaſſung vom 16. April 
1871 (Art. 29) ausdrüdiih, daß bie 
Reihstagsabgenrbnneten Vertreter 
des gefamten Volks, nicht alfo etwa Ver: 
treter ihres Wahlfreifes ober des Einzel- 
ſtaats find, dem fie jeweilig angehören. 
Befugnife des dentſchen Reichſtags. 
Was die Befugniſſe des Reichstags 
im einzelnen anbetrifft, ſo iſt hier das 
Mitwirkungsrecht desſelben beider Reichs⸗ 
geſetzgebung in den Vordergrund zu 
ſtellen. Innerhalb der ihr veriallunge- 
mäßig gezogenen Grenzen wird nämlich 
die Reichsgeſetzgebung ausgeübt Durch ben 
R. und durch den Bundesrat. Die über: 
einftimmenben Mehrheitsbeſchlüſſe dieſer 
beiden Faktoren find zu einem Reichsgeſetz 
erforderlich und ausreichend (Reichsverfaſ⸗ 
fung, Art.5). Der Bundesrat nimmt 
injofern dem R. gegenüber gewifjermaßen 
ebendiefelbe Stellung ein, wie fie in 
Staaten mit Zweilammerjyfiem ber Er⸗ 
ften gegenüber der Zweiten Kammer zu: 
fommt. Allein der Bundesrat iſt nicht 
blog ein Organ der Reichsgeſetzgebung, 
fondern jeine Mitglieder befinden ſich dem 
R. gegerüber auch in einer ähnlichen 
Stellung wie die Minifter und die Re 
gierungsbevollmächtigten den Kammern 
der Einzelftaaten gegenüber. Sie haben 
das Recht, im R. zu erfcheinen und ben 
Standpunkt der verbündeten Regierungen 
ober der bettefenden Einzeltegierung ſelbfi 
oder durch befondere Kommitiare zu ver- 
treten und barzulegen. An der Beſchluf 
faſſung des Reichſtags aber nehmen bie 
Mitglieder bed Bundesrats jelbitverfiänd- 
lich keinen Anteil. Jede ver beiden Kör⸗ 
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perfchaften beſchließt für fich getrennt; 
burch den übereinftimmenden Beſchluß 
fommt ba Geſetz zuftande, peflen Der- 
fündigung Sache bes Kaiſers iſt. Dabei 
ift dem R. das wigti e Recht der Initia⸗ 
tive eingeräumt. ic nur der Bundes: 
rat nämlich hat dad Recht, Geſetzvor⸗ 
ſchlägezu machen, welche durch denReichs⸗ 
kanzler im Namen des Kaiſers an den R. 
gebrast werben, fondern auch der R. bat 

ag Recht, innerhalb der Kompetenz des 
Reichs Geſetze vorzufchlagen (Meichöverf., 
Art. 23). Dabei ift nicht unerwähnt zu 
Taflen, daß auch zuAbänderungen ber 
ReieverfaJungdie Bufimmungdes 
Reichstags erforderlich ift, da folche nur 
im Weg ber Neichsgefetgebung erfolgen 
können (Reichöverf., Art. 78). 

Aber auch an ber Reichöverwaltung hat 
ver R. Anteil und zwar zunächſt an den 
innern Angelegenheiten derſelben. Es 
befteht nämlich die Vorfchrift, daß alle Ein- 
nahmen und Ausgaben bes Reichs für je: 
bes Jahr veranſchlagt und auf ben Haus- 
baltsetat des Reichs gebracht werden müſ⸗ 
fen. Die Feftftellung des Etats aber erfolgt 
durch ein Heichögeeh, alfo unter Mitwir⸗ 
fung und Zufimmung bed Reichstags 
(Reicheverf., Art. 69). Ferner muß dem⸗ 
felben über die Verwendung aller Einnah⸗ 
men des Reichs, ebenfo wie dem Bundesrat, 
alljährlich durch den Reichskanzler Rech⸗ 
nung gelegt werben (Reichöverf., Art. 72). 
An dem Budgetrecht des Reichstags 


den | liegt aber auch das Recht der Zuftimmung 


zu ber Einführung und Erhebung von 
Zöllen und Verbrauchsſteuern; die Höhe 
der Matritularbeiträge, melde von ben 
Einzelftasten, folange Reichöfteuern nicht 
eingeführt find, erhoben werben, find mit 
ber Einnahme des Reichs überhaupt un⸗ 
ter Mihsirtum des —— budget⸗ 
mãßig feſtzuſtellen. Auch Die ujnahme 
einer Anleihe oder die Übernahme einer 
Garantie kann nur durch Reichsgeſetz, 
alſo wiederum unter Mitwirkung des 
Reichstags, erfolgen (Reichsverf., Ari. 73). 
Die jährliche Etatsfeſtſtellung bietet aber 
den Mitzliedern des Reichsiags bie Ge⸗ 
legenheit var, bei Yetfleffiung ber einzel 
nen Eitartspoſitionen fich Über bie ie⸗ 
denen Zweige ber Reichsvenvaltung zu 
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&ußern, etwaige Mißſtände zu rügen, 
Wunſche auszuſprechen und Bebenfen gel- 
tend zu machen. Überhaupt kann ber R. in- 
fofern eine Kontrolle der gefamten Reichs⸗ 
verwaltung ausüben, als es ihm unbe⸗ 
nommen ijt, über Cinführung bon Daß: 
regeln und Abftellung von Mißſtänden 
Refolutionen zu fallen und dieſe dem 
Bundesrat zur Erledigung mitzuteilen. 
Dabei iſt es denn auch von beionderer Wich⸗ 
tigkeit, daß dem R. ausdrüdlich (Reiches 
verf., Art. 23) das Recht eingeräumt iſt, 
Petitionen entgegenzunehmen, fie zum 
Gegenftanbvon Berban lungen zu machen 
und ſie eventuell dem Bundesrat oder dem 
Reichskanzler zu überweiſen. Die Zahl 
der Betitionen, welche alljährlich an ben 
R. gelangen, ift aber eine jehr große, von 
ber regelmäßig nur eine geringe Zahl zur 
Erörterung im Plenum des Reichstags 
geeignet ift. Es befteht daher die zwed⸗ 
mäßige Einrichtung, daß alle Petitionen 
ejchäftsorbnungsmäßig zunächit an die 
Betitionstommiffion eben; aud 
fönnen Petitionen, welche mit einem Ge: 
genttand in Verbindung ftehen, welder 

reits an eine andre Kommiſſion ver- 
wieſen ift, dieſer letztern durch Verfügung 
des Präſidenten überwieſen werden. Der 
Inhalt der eingehenden Petitionen iſt von 
der Kommiſſion allwöchentlich durch eine 
in tabellariſcher Form zu fertigende Zu⸗ 
ſammenſtellung zur Kenntnis der einzel⸗ 
nen Mitglieder des Reichstags zu brin⸗ 
gen. In der Plenarfigung des Reichſstags 
gelangen alsdann nur diejenigen Peti- 
tionen zur Erörterung, bei welchen bies 
von ber Kommiſſion oder von 15 Mit- 
gliedern des Reichstags ausdrücklich bean- 
tragt wird. 

Ein weiteres Mittel zur Ausitbung 
einer Kontrolle über die äußere und 
innere Reichsverwaltung ift für ben R. 
ferner in den Interpellationen und 
Adreffen gegeben. Die Berfaffung 
enthält über beides allerdings feine Be- 
flimmungen, allein ſowohl das Recht der 
Anterpellation als das Adreßrecht wird 
vom R. praftifch geübt und ift durch bie 
Geſchäftsordnung geregelt. Interpella⸗ 
tionen an den Bundesrat müſſen nach der 
letztern ($$ 32 ff.), beftimmt formuliert 
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unb von 30 Mitgliebern untergeiäind, 
dem Präfidenten des Reichstags überreicht 
werben. Diefer teilt fie dem Reichöfan;- 
ler abſchriftlich mit und forbert benfelben 
ober feinen jeweiligen Vertreter in ber 
nächſten Sikung des Reichſtags zur Er 
klärung darüber auf, ob und wann er die 

nterpellation beantworten wolle. Erflärt 
ich der ReichSfanzler zur Beantwortung 
alsbald ober in einer andern Sißung be: 
reit, fo wird alsdann zunächſt der Inter: 
pellant, d. 6. berjenige, von welchem 
bie interpellation ausgeht, zum Wort 
und zu einer näbern Ausführung berjel: 
ben zugelaffen. Hierauf folgt die Beant 
wortung vom Tiſch des Bundesrats aus, 
und an biefe ober an eine etwaige Ab 
lehnung ber Interpellation kann fich eine 
fofortige Beiprechung des Gegenftands ber 
legtern anſchließen, wenn mindeftens 50 
Mitylieder des Haufe darauf antragen. 
Mas die Adreſſen anbetrifit, fo find Adreſ⸗ 
fen an ben Bundesrat ziwar prinzipiell 
nicht ausgeſchloſſen; üblich find aber nur 
Adreſſen an den Kaifer, und nur von 
folden handelt die Geſchäftsordnung ($$ 
67 f.). Wird die VBorberatung einer fol- 
hen Adreſſe einer Kommiſſion übertra- 
gen, jo wird biefe aus dem Präjidenten 
des Reichstags als Vorfitendem und aus 
21 Mitgliedern bes lebtern zufammenge 
ſetzt. Ebenſo ift ber Präfident jedesmal 
Mitglied und alleiniger Wortführer der 
Deputation, welche Die Adreſſe überreichen 
ſoll. Die Zahl der übrigen Mitglieder 
wird auf Vorſchlag des Bräfidenten vom 
N. feftgeitellt; die einzelnen Mitglieder 
werden durch das Los beitimmt. 

Bei diefer Aufzählung ber Rechte des 
Reichstags in Bezug auf die Reichsverwal⸗ 
tung ift —* hervorzuheben, daß der R. 
mit darüber zu beſchließen hat, ob Eiſen⸗ 
bahnen, welche im Intereſſe der Verteidi⸗ 
gung Deutſchlands oder im Intereſſe des 
gemeinſamen Verkehrs für notwendig er: 
achtet werden, auch gegen den Widerfprud 
der betreffenden Einzelregierung für Ned: 
nung des Reichs im Weg ber Reichöge 
fetgebung angelegt werben follen (Reich: 
ver, Art. 41). Endlich hat der R. auf 
in Unfehung der äußern Reichdverwal: 
tung ein wichtiges Recht. Handelt es ſich 
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nämlich um Staatsperträge mit fremden 
Staaten, die ſich auf Gegenſtände beziehen, 
welche nach ber Reichöverfaflung in den 
Bereich ber Reichsgeſetzgebung gehören, 
fo ift zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung 
bes Bundesrats und zu ihrer Gültigfeit 
die Genehmigung ded Reichstags erfor: 
derlich (Reichsverf., Art. 11). 

Bräfident. Wbtellungen. Kommiſſionen. 

Der R. ift im übrigen eine felbftändige 
parlamentarische Körperfchaft, welche bie 
Legitimation ihrer Mitglieder ſelbſt prüft 
und barüber entjcheibet, ihren Geſchäfts⸗ 
gang und bie Disziplin durch eine Ge⸗ 
ſchäftsordnung (revidierte Geſchäftsord⸗ 
nung vom 10. Sehr. 1876 regelt und ihren 
Präsidenten, die VBizepräfidenten und die 
Schriftführer ſelbſt ermählt. Außerdem 
fteht dem R. auch das Recht zu, ſechs Mit- 
glieder der Reichsſchuldenkommiſſion zu 
wäblen. Bei dem Beginn einer neuen 
Zegizlaturperiode des Reichstags treten 
nämlich die Mitglieder desſelben zunächft 
unter dem Dorfiß ihres älteften Mitglieds 
(des Alterspräfidenten) zufammen, 
welch leßterer dies Amt auf dag ihm im Le⸗ 
bensalter zunächſt ſtehende Mitglied über- 
tragen kann. Der Alterspräſident ernennt 
proviſoriſch vier Mitglieder des Hauſes 
zu Schriftführern. Für jede fernere Seſ⸗ 
fion derſelben Legislaturperiode ſetzen da⸗ 
gegen die Präſidenten der vorangegangenen 
Seſſion ihre Funktionen bis zur neuen 
Prãſidentenwahl einſtweilen fort. Sobald 
nun die Anweſenheit einer beſziugfabigen 
Anzahl von Mitgliedern (199), der abſo⸗ 
Inten Mehrheit ber ſämtlichen Abgeord⸗ 
neten (397), durch Namensaufruf feſtge⸗ 
ſtellt iſt, wird zur Präſidentenwahl ge⸗ 
ſchritten. Die Wahl des Präſidenten 
und des erſten und zweiten Vizepräſidenten 
erfolgt nad abſoluter, bie ber acht Schrift⸗ 
führer nad relativer Mehrheit der an⸗ 
mwefenben Reichsboten und zwar bie Wahl 
des Präfidiums durch Stimmzettel. Hat 
fich bei der Präfidentenwahl eine abſolute 
Mehrheit nicht ergeben, fo find diejenigen 
fünf Kandidaten, welche bie meiften Stim⸗ 
nıen erhalten haben, auf eine engere Wahl 
zu bringen. Nötigenfalls ift aud) noch eine 
zweite engere Wahl zwiſchen denjenigen bei- 
dest Kanbibaten, welche bei ber erften en⸗ 
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gern Wahl die meiften Stimmen erbals 
ten hatten, vorzunehmen, und im Notfall 
muß das 208 bei Stimmengleichheit ent- 
ſcheiden. Die drei Bräfidenten werben u 
Anfang einer Legislaturperiode das erite 
Mal nur auf vier Wochen, dann aber 
für Die übrige Dauer der Seffion gewählt, 
während in ben folgenden Seffionen ber- 
felben Legislaturperiode die Wahl alsbald 
für Die ganze Dauer der Seffion erfolgt. 
Die Schriftführer Fönnen auch durch Al- 
klamation gewählt werden, wie dies regel⸗ 
mäßig zu gejchehen pflegt. Eine Beftäti- 
gung der Präfidentenwahl durch das 
Reichsoberhaupt ift nicht erforderlich, doch 
find die Konftituterung des Neichdtags und 
das Ergebnis der Wahlen durch den Prä⸗ 
fidenten dem Kaifer anzuzeigen. Dem 
Präfidenten liegen ferner die Leitung ber 
Berhandlungen, die Handhabung der Ord- 
nung und bie Vertretung des Reichstags 
nad) außen ob; er hat auch das Recht, den 
Situngen ber Abteilungen und ber Kom- 
miffionen mit beratender Stimme beizu⸗ 
wohnen. Er bejchließt über die Annahme 
und Entlaffung des Verwaltungs: und 
Dienftperfonals fowie über die Ausgaben 
zur Dedung der Bebürfniffe bes Reichs⸗ 
tags; insbeſondere hat er aus der Ver⸗ 
fammlung für die Dauer feiner Amts- 
führung zwei Quäftoren für das Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſen zu ernennen. Der 
Präfident eröffnet und fchließt die Plenar- 
figungen und verkündigt ca und Stunde 
ber nächften Situng. Ihm liegt e8 ferner 
ob, mit zwei Schriftführern bas Protofoll 
einer jeden Sigung zu vollziehen. Will 
er ſich an ber Debatte beteiligen, jo muß 
er ben Vorſitz fo lange abtreten. Er iſt 
ferner berechtigt die Redner auf den Ge⸗ 
genſtand der Verhandlung (2zur Sache«) 
zurückzuweiſen oder nötigenta 8 zur Ord⸗ 
nunge zu rufen. Iſt das eine oder das 
andre in ber nämlichen Rede zweimal 
ohne Erfolg gefchehen, und fährt der Red⸗ 
ner fort, fi) vom Gegenftand oder von ber 
Ordnung zu entfernen, fo fann bie Ver⸗ 
fammlung auf Antrag des Präfidenten, 
und nachdem der Rebner von Iekterm 
auf biefe Folge aufmerkſam gemacht wore 
den ift dernfelben bas Wort entziehen. 
Bei allen Disfuffionen erteilt ber Bräfi- 
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dent demjenigen Mitglieb bas Wort, wel⸗ 
ches nach Eröffnung der Disfuffion ober 
nad) Beendigung ber vorhergehenden Rebe 
zuerft Darum nachfucht. Der Bräfident hat 
bie Fragen zur Abflimmung und zwar fo 
zu ftellen, baß fie einfady mit »Ja« oder mit 
»Neine beantwortet werben Fönnen; er 
verkündet das Ergebnis der Abflimmung. 
Wenn ein Mitglieb die Ordnung verlekt, 
fo ift e8 vom Bräfidenten mit Nennung 
bes Namens darauf zurüdqumeiten. Das 
betreffende Mitglied kann hiergegen fchrift- 
lich Cinſpruch thun, worauf der R. in ber 
nächſtfolgenden Sigung unb ohne Dis⸗ 
Euffion darüber entfcheibet, ob der Ord⸗ 
nungsruf gerechtfertigt war oder nicht. 
Terner kann der Präfibent, wenn in ber 
Berfammlung ftörende Unrube entfteht, 
bie Sigung auf beitimmte Zeit — 
oder gem aufheben. Kann er fi) in fol- 
chem Tall fein Gehör verſchaffen, fo be: 
bedit er fein Haupt, womit die Sitzung 
auf eine Stunde unterbrochen ift. Sodann 
ftebt dem Präfidenten bie Handhabung 
ber Polizei im Gigungsgebäube zu; er 
Tann einzelne Rubeftörer von der Tribüne 
entfernen ober biefelbe ganz räumen laf- 
fen. DerPräfibent ift befugt, Reichstags⸗ 
mitgliebern bis zu acht Tagen Urlaub zu 

eben. Endlich iſt derſelbe jebesmaliger 

orſitzender der behufs Einreichung einer 
Adreſſe an ben Kaiſer zufammentretenden 
Kommiſſion, au Mitglied und alleiniger 
Sprecher der etwaigen Adreßdeputation. 

Die Schriftführer haben für bie 
Aufnahme be Protokolls und den Drud 
ber Berbanblungen zu jorgen, daher auch 
bie Revifion ber ftenographifchen Berichte 
zu überwachen. Sie lefen die Schriftſtücke 
vor, halten den Namensaufruf, vermer- 
fen bie Stimmen x. 

Die Prüfung der Legitimation ber 
Rechstagsmitglieber, d. h.ihrer ordnungs⸗ 
mäßigen Bahl(Wahlprüfung), erfolgt 
burdh den R. ſelbſt. Hierzu find zunächft 
die Abteilungen des Reichstags be: 
ftimmt. Derfelbe wird nämlich durch das 
2008 in fieben Unterabteilungen von mög- 
lichſt gleicher Miitglieberzahl abgeteilt, die 
fich getrennt verfammeln. Jede Abteilung 
wählt mit abjoluter Stimmenmehrheit 
einen Borfigenden und einen Schriftführer 


Reichstag (Schriftführer, Abteilungen, Kommiſſionen) 


fowie deren Stellvertreter. Zum Zwel det 
Wahlprüfung wird nun einer jeden Atei⸗ 
lung durch das Los eine moglichfſt gleiche 
Anzahl ber einzelnen Wahlverhandlungen 
ugeteilt. Den Abteilungen, welche ebne 
ückſicht auf die Zahl der anweſenden 
Mitglieder beſchlußfahig find, werten et: 
waige —— — ober von ſeiten 
eined Reichstagsmitgliebs gegen die Gil: 
tigfeit einer Wahl erhobene Einipracen 
unterbreitet. Dabei ift jedoch beftimmt, 
daß Wahlanfechtungen und Einfpracen, 
welche fpäter als zehn Tage nad Exit: 
nung des Reichstags und bei Nachwah 
Ien, bie während einer Legislaturperiode 
ftattfinden, fpäter als zehn Tage nad 
Feftftellung des Wahlergebnifies erfolgen, 
unberüdfichtigt bleiben jollen. Yon der 
Abteilung aber find die Wahlverhandlir: 
gen an die Wahlprüfungskommiſ— 
fion, welde in jeder Seſſion für ti 
Dauer derfelben gewählt wird, abzugeben, 
wenn eine rechtzeitig erfolgte Wahlanfed⸗ 
tung ober Einfprache vorliegt, oder went 
von ber Abteilung die Gültigkeit ber Ball 
durch Mehrheitsbeſchluß für zmeiteltait 
erflärt wirb, oder wenn zehn anweſende 
Mitglieder der Abteilung einen aus bem 
Anhalt der Wahlverhandlungen abgeleitt 
ten, fpegiell zu bezeichnenben Zweifel gezn 
die Gültigfeit der Wahlerheben. Die Vahl 
prüfungsfommiffion hat bann an ben X 
Bericht zu erftatten, welcher über bie Eil 
tigfeit oder Ungültigfeit ber Wahl et 
ſcheidet. Ebenſo hat die Abteilung ditt- 
an den R. Bericht zu erflatten, menn je 
die Borausfeßungen zur Abgabe ber Ent | 
an die Wahlprüfungsfommiffion niet 
vorliegen, aber fonft erhebliche Ausßt 
lungen gegen bie Wahl geltend gemas 


werden. Bis zur Un ültigfeitgerklärun: 
einer Wahl bat der Gewählte Sit Ur 
Stimme im R. 





Den Abteilungen Tiegt ferner bie Bi} 
ber Kommiffionen bes Reichstags 
welche zur Vorberatung ber an ben * 

elangendern Sachen beftimmt find, 
ern eine ſolche VBorberatung erforberli 
Jede Abteilung wählt durch Stimmztl‘ 
eine gleiche Anzahl von Mitgliedern M 
Kommiffion. VBefteht biefe aus fe 
Mitgliedern, fo wählt jebe Abteilung" 











Reichstag (Verhandlungen). 


Mitglied, während je 2,3 oder 4 Mitglies 
der zu wählen find, je nachdem die Kom⸗ 
miffion aus 14, 21 ober 28 Mitgliedern 
beſiehen fol. Thatſächlich werben übri- 
gend bie Mitglieber der Kommiſſionen 
von ben Sraftionen, ben Parteigenofien- 
ihaften bed Reichstags, erwählt, indem 
durch den ſogen. Seniorenfonvent, ber 
aus ben älteflen Mitgliedern bed Reichs- 
tags befieht, im voraus feſtgeſetzt iſt, wie- 
viel Mitglieder eine jede Fraktion jeweilig 
in die Kommiflionen entjenden fol. Die 
Wahl durch die Abteilungen ift in ber 
That nur eine leere Form. Außer der 
PBetitions- und ber Wahlprüfungsfom- 
mijfion werben noch Kommifjionen für 
den Reichshaushaltsetat (Budgetkommiſ⸗ 
fion), für die Rechnungslegung (Rech⸗ 
nungskommiſſion) und überhaupt nach 
Maßgabe des Bedürfniſſes, ſo oft ein 
Geſetzentwurf oder ein ſonſtiger Antrag 
vom R. an eine Kommiſſion verwieſen 
wird, konſtituiert. Die Kommiſſionen 
wählen ihren Vorſitzenden und ihren 
Schriftführer aus ihrer Mitte; ſie ſind 
beſchlußfähig, ſobald mindeſtens die Hälfte 
der Mitglieder anweſend iſt. Wird einer 
Kommiſſion die Vorberatung eines von 
einem Reichstagsmitglied geſtellten An⸗ 
— überwieſen, ſo nimmt der Antrag⸗ 
ſteller, reſp. das unter dem Antrag 
zuerſt unterzeichnete Mitglied jedenfalls 
mit beratender Stimme an ben Kom⸗ 
mifjionsfißungen teil. Die Mitglieder 
de8 Bundesrat? und bie Kommijlare 
des ſelben können dieſen Situngen eben- 
falls mit beratender Stimme beiwohnen. 
Nach geſchloſſener Beratung wählt bie 
Kommiſſion aus ihrer Mitte einen Be- 
tidhterjtatter, der die Anfichten und An- 
träge ber Kommiſſion in einem Bericht 
für den R. zufammenftellt. Die Kommij- 
fionen find aber aud) befugt, ohne fchrift: 
lihen Bericht durch ihren Berichterftatter 
mündlihen Bericht im R. eritatten zu 
laſſen. Doch kann ber R. in ſolchen 
Fallen noch ſchriftlichen Bericht verlan- 
gen und zu biefem Behuf die Sache an 
die Kommiſſion zurückverweiſen. 
Verhandlungen des Reichsſtags. 

Was nun bie Verhandlungen im Ple- 

num bes Reichstags (Plenarverhandlun: 
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gen) anbetrifit, fo ift eine beſtimmte 
eihenfolge in der Beratung ber einzel- 
nen Gegenſtände nicht vorgefchrieben; 
ingbejondere befteht die Vorſchrift, weldye 
fih in andern Verfafiungsurfunden fin 
bet, und wonach Regierungsvorlagen 
ſtets vorgehen ſollen, fuͤr den R. nicht. 
In der Regel findet aber in jeder Woche 
an einem beftimmien zug (bi auf wei: 
teres am Mittwoch) eine Situng ftatt, in 
welcher an erfter Stelle die von den Mit: 
gliedern des Reichstags geftellten Anträge 
und die zur Erörterung im Plenum ges 
langenden Petitionen erledigt werben 
(jogen. Schwerinstag). Die Vorlagen bes 
Bundesratd bedürfen einer breimaligen 
Beratung(Lefung). Anträgevon Reichs⸗ 
tagsmitgliedern, welche von mindeftens 15 
Mitgliedern unterzeichnet und mit der Ein: 
gangsformel: »Der R. wolle befchließen« 
verfehen fein müſſen, erfordern nur dann 
eine breimalige Leſung, wenn fie Geſetz⸗ 
entwürfeenthalten ; außerdem genügt eine 
einmalige Lefung. Die dreimalige Leſung 
beginnt mit der erften Beratung, welche 
ſich auf eine allgemeine Diskuffion (Ge⸗ 
netaldebatte) über die Grunbfäpe bes 
Entwurfs beſchränkt und mit dem Beichluß 
barüber endigt, ob der Entwurf einer 
Kommilfion zur VBorberatung zu überwei⸗ 
fen jei oder nicht. In diefem erſten Sta⸗ 
dium ber Verhandlung bürfen Abände- 
rungsvorſchläge (Amendbements) fei- 
tens ber Neihstagsmitglieder nicht einge: 
bracht werden. Die zweite Leſung erfolgt 
früheftens am zweiten Zag nach Abſchluß 
ber eriten Beratung und, wenn eine Kom⸗ 
miſſion eingefebt ift, früheftens am dritten 
Tag nad) Verteilung ber gedrudten Kom⸗ 
miſſionsanträge an bie Mitglieder bes 

aufes. Sie beftebt in einer Diskuffion 
Spezialbebatte) über jeden einzel- 
nen Artifel der Vorlage, in ber Regel 
der Reihenfolge nah, woran fi dann 
die Abftimmung über die einzelnen Ar: 
tifel anfchließt. Nah Schluß ber erften 
bis zum Schluß der zweiten Leſung 
fönnen von den Reichötagsmitgliedern 
Amendementd eingebracht werden. Am 
Schluß ber zweiten Beratung ftellt ber 
Präfident mit Zuziehungder Schriftführer 
die gefaßten Beſchlüſſe zufammen, falls 
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durch dieſelben Abfinberungen ber Vor: 
lage flattgefunden haben, und ebenbiefe 
Aufammenftellung bildet die Grundlage 
für die dritte “lung, als welche außer: 
dem bie Vorlage felbft dient. Iſt jedoch 
der Entwurf in zweiter Leſung in allen 
feinen Teilen abgelehnt worben, fo findet 
eine weitere Beratung überhaupt nicht 
flatt. Die dritte Beratung erfolgt frübe- 
ftend am zweiten Tag nad Abſchluß ber 
zweiten Leſung, reſp. nach Verteilung ber 
erwähnten Zufammenftellung; fie ver: 
einigt nochmals eine Generals und eine 
Spezialdisfuffion in fih. Bei der dritten 
Leſung bebürfen Bänder une läge 
ber Unterftügung von 30 Mitgliedern. 
Die britte Leſung endigt mit der Schluß- 
abjtimmung über Annahme oder Ableh- 
nung ber Vorlage, wie fie ſich im Lauf der 
Verhandlungen geitaltet Hat. Handelt es 
fih um Anträge von Reichstagsmitglie⸗ 
dern, über welche nur einmal beraten 
wird, fo müflen Abinderungsvorfchläge 
ebenfalls von 30 Mitgliedern unter: 
ftüßt fein. 

Für die Reichstagsverhandlungen gitt 
das Prinzip ver Distontinuität, 
d. b. die Verhandlungen einer jeven Se: 
fion ericheinen als etwas Selbftändiges, 
wenn fie auch thatſächlich freilich vielfach 
an Vorhergegangenes anknüpfen. Es 
müſſen daher Vorlagen des Bundesrats, 
welche in einer Seſſion nicht zur Beratung 
kamen (hierfür iſt die Rdewendung »un⸗ 
ter den Tiſch des Hauſes gefallen« üblich), 
in der nächſten Seffion von neuem wie 
ber eingebracht werden, wofern fie über: 
haupt zur Verhandlung kommen follen. 
Dasjelbe gilt von Anträgen und von Pe- 
titionen, die ebenfall3 zu erneuern find, 
wofern eine Verhandlung darüber ge- 
wünfcht wird. Ebenſo find Beſchlüſſe und 
Berichte einer Kommiſſion, weldje in ber 
einen Seffion bem Plenum nicht unter: 
breitet wurden, für bie andre Seffion 
nicht maßgebend. 

Abftimmung. 

Bei den Abflimmungen des Reichs: 
tags find die Fragen von dem Präfiben- 
ten jo zu ftellen, daß fie einfach durch 
Jas oder »Neine beantwortet werben 
können. Unmittelbar vor ber Abftim- 


Reichdtag (Abſtimmung). 


mung ift bie Frage zu verlefen. Iſt vor 
einer erftimmung infolge einer barübe 
gemasiten Bemerkung ein Mitglied da 

üreaus (Präfident und die vier dient: 
thuenden Schriftführer) über die Anweſer⸗ 
beit der befchlußfähigen Anzahl (199) von 
Mitgliedern bed Hauſes zweifelhaft, fo er: 
folgt der Namensaufruf nad alpı 
betiſcher Reihenfolge der Mitglieder, un 
war wird, fo oft ſich während einer Ex: 
ion der Namendaufruf nötig macht, nid! 
jedesmal mit dem Buchitaben A begonnen, 
fondern es wirb nach ber alphabetiſchen 
Reihenfolge der Buchſtaben mit dem % 
ginn des Namendaufrufs abgewechſel 
Auch wird das Alphabet refapituliert, um 
fpäter Hinzufommenden Gelegenbeit jı 
geben, ſich noch zu melden und mit ab⸗ 
ufimmen. Die Abſtimmung ſelbſt er 
ot durch Aufftehen und Sitzenbleiben 
nad abfoluter Mehrheit. Iſt das Erg | 
nis nad) der Anfiht eines Mitgliebs de 
Büreaus zweifelhaft, fo erfolgt Die Gegen: 
probe durch eine umgekehrte Abftimmung, 
duch Sitenbleiben und Aufftehen, un 
liefert auch biefe dem Büreau noch kin 
ſicheres Ergebniß, fo erfolgt die Zählung 
des Haujes (fogen. Hammeljprung). 
Der Bräfident fordert nämlid die Mt: 
glicher auf, den Saal zu verlaflen. Er 
ald dies gefchehen, werden die Thürm 
geichloffen, mit Ausnahme einer Thit 
an der Oſt⸗ und einer an ber Weſtſeite 
An jeder dieſer beiden Thüren ſtellen 
fih je zwei Schriftführer auf. Auf en 
vom Präfidenten mit der Glocke Br 
benes Zeichen treten nun diejenigen Mit: 
glieben, welche mit »Jas« flinnmen wollen. 
uch die Thür an ber Oftfeite, rede 
vom Büreau, diejenigen dagegen, welde 
mit »Nein« flimmen wollen, durch bt 
Thür an ber Weitfeite, links vom Zi: 
reau, in ben Saal ein. Die an jeber der 
beiven Thüren ftehenden Schriftführt 
zählen Taut bie eintretenden Abgeordne 
ten. Demnächſt gibt der Präfident mit 
ber Glocke ein Zeichen, fchließt das Skru 
tinium und Täßt die Saalthüren öffnen. 
Jede nachträgliche Stimmabgabe ift auf 
geihkoffen, nur der Bräfident und die vit 
tenftthuenden Schriftführer geben ihtt 
Stimmen nadträglid) öffentlih ab. Te 








Reichdtag (Reichſstagswahl). 


Präfident verfündigt das Refultat der 
Abſtimmung. Auf namentlihe Ab: 
ſtim mung endlich kann beim Schluß ber 
Beratung vor der Aufforderung zur Ab⸗ 
ſtimmung angetragen werden; der Antrag 
muß aber von wenigſtens 80 Mitgliedern 
unterftügt fein. Das Verfahren ift hier 
dasſelbe wie bei dem Namensaufruf, in- 
dem jeber einzelne Abgeordnete bei Auf- 
ruf feines Namens laut mit »Ja« ober 
Reine ftimmt. 

Die Situngen des Reichstags finb df- 
fentlich. Der R. tritt jedoch auf Antrag 
bes Präfidenten ober von zehn Dlitgliedern 
zu einer geheimen Situng zufammen, in 
welcher dann zunächft über den Ausſchluß 
der Öffentlichkeit zu befchließen ift. Wahr: 
heitsgetreue Berichte über Verhandlungen 
in ben öffentlichen Situngen bes Reiche: 
tags bleiben von jeber Verantwortlichkeit 
frei (Reichöverfaflung, Art. 22). 

Neiätagitunhl. 


Tragen wir nun nad) ber Zuſammen⸗ 
fegung des Reichstags, jo beftimmt bie 
Reihsverfaffung (Art. 20), daß der N. 
aus allgemeinen unb direkten Wahlen 
mit geheimer Abſtimmung hervorgehen 
fol. Die nähern Vorfchriften über die 
Reihstagsmwahlen find in dem Wahlgeſetz 
vom 31. Mai 1869 (Bunbesgefetblatt, 
©. 145 ff.) entalten, welches nunmehr 
auch auf die fübbeirtfchen Staaten ausge- 
dehnt iſt. Ein Wahlreglement vom 28. 
Mai 1870 (Bundesgefegblatt, ©.275 ff.), 
zu welchen: jpäter verfchiedene Nachträge 
binzufamen, enthält die zur Ausführung 
jenes Geſetzes erforderlichen Anordnungen. 
Wahlfähig, Wähler, im Beſitz des akti⸗ 
ven Wahlrechts, iſt hiernach jeder 
ae ige männlichen Gefchlechts, 
welcher das 25. Lebensjahr zurüdgelegt 
bat, und zwar in bemjenigen — 
in wel er ſeinen Wohnſitz bat. Eine 
Ausnahme findet nur für diejenigen ftatt, 
über deren Ve en Konkurs⸗ oder Fal⸗ 
litzuftand erklärt worben ift; für die un⸗ 
ter Bormundfchaft oder Kuratel ſtehenden 
Berfonen; für foldhe, die eine Armenun⸗ 
terftüßung beziehen ober im lebten ber 
Wahl vorhergegangenen Jahr bezogen ha⸗ 

n; endlich audh für Diejenigen, denen in⸗ 
folge rechskräftigen Erkenntniſſes ber Voll⸗ 

Staatslexikon. 
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genuß ber ſtaatsbürgerlichen Rechte entzos 

en ifl. r Perſonen des Soldaten⸗ 

ands, des Heers und der Marine ruht 
jedoch die altive Wahlberechtigung ſo lange, 
als ſich dieſelben bei den Fahnen befinden. 
Wählbar, im Beſitz bes paſſiven Wahl: 
rechts, iſt jeder, der das aktive Wahlrecht 
beſitzt, alſo auch derjenige, für welchen dies 
letztere aus dem letzigedachten Grund ruht; 
doch muß ber Betreffende einem beutichen 
Bundesfiaat feit mindeftens einem Jahr 
angehören. Die Frage, ob Beamte zum 
Eintritt in den R. des Urlaubs bedürfen, 
ift in der Reichsverfaſſung (Art. 21) aus- 
brüdlich verneint. Mitglieder des Bun⸗ 
beörats Fönnen nicht auch zugleich Mit⸗ 

lieber des Reichstags fein (Reihsverfal- 
Hung, Art. 9). 

In jedem Bunbdesftaat ſoll auf durch⸗ 
ſchnittlich 100,000 Seelen der Bevölkerung 
je ein Abgeordneter gewählt werben. Ein 

berichuß von mindeftens 50,000 Seelen 
der Sejamtbenölferung eines Bunbesftants 
wirb vollen 100,000 Seelen gleich gerechnet. 
3 einem Bunbesftaat, beffen Bevölkerung 

00,000 Seelen nichterreicht, wird ein Ab⸗ 

eordneter gewählt. Die Geſamtzahl der 

bgeorbneten beträgt 397, und hiervon 
fommen auf Preußen 236, Bayern 48, 
Sachſen 23, Württemberg 17, Elſaß⸗ Lo⸗ 
thringen 15, Baben 14, Heſſen 9, Mecklen⸗ 
burg: Schwerin 6, Sachten= Weimar, OL 
benburg, Braunfchweig unb Hamburg je 
3, Sadjen-Meiningen, Sachſen⸗-Koburg⸗ 
Gotha und Anhalt je 2, Sachen Alten- 
burg, Mecklenburg⸗Strelitz, Schwarzburg: 
Rubdolftadt, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Reuß ältere Linie, Neuß jüngere Linie, 
Waldeck, Schaumburg⸗Lippe, Lippe, Lü⸗ 
beck und Bremen je 1 Abgeordneter. 

Zum Atned der Reichstagswahl ift das 
Reich in 397 Wahlkreife(j. ©.484 ff.) 
eingeteilt. Jeder Wahlkreis zerfällt wie- 
derum in Wahlb ezirke. Für jeden Wahl⸗ 
kreis wird ein Baghitowmiſſat und für 
jeden Wahlbezirk ein Wahlvorſteher 
nebft Stellvertreter von der zuftändigen 
Behörde ernannt. Jede Ortichaft bildet 
ber Regel nach einen Wahlbezirk für ſich; 
doch können einzelne bewohnte Befigungen 
und Fleine fowie ſolche Ortfchaften, in 
welchen Berjonen, die zur Bildung des 

31 
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— En) Be — 
barien Ortſchafien zu einem Wahlbezirk 
vereinigt, große Ortichaf in 
mehrere Wahlbezirke geteilt werben, Kein 
Wahlbezirk bar ir als 3500 Seelen 

ih ber ie f Bolt 

(änntlicher Wahlberegtigten (ah LLifte, 


—— — unb zu jer 


bermanns Einficht mindeftens 3 Tage 
Tang, öffentlich ic augen Be, Inderd 
achttägi efvaige Ans 
träge a Rear und Werulftine 
digung ber Wahiliſte geftellt werben. 

Die Wahl — Bahlakt)be| und 
ginnt an bem beftimmten —— 10 Uhr 
votmitlage und wird um 6 Ühr nachmit⸗ 
tags geichlofien. Um eine Beeinflulfung 
ber fpätern Wahl durch bad Wejultat 
ber frühern zu vermeiden, muß bie Wahl 
im ganzen Sein bes Deutfe 
an em unb demfelben Tag 
Während ber — din 

Wabi otol weder Diskuffionen ftattfinden, 

Tai hen gehalten, nd Beigtii ie | ber 


welche burch bie &eitung —— — 


ib nur 

en augulaffen, welche in bie 
lerlifte aufgenommen find. Die Sim | a 
ag jabe bei der Mahl ift geheim. Der 
;ähler übergibt feinen Stimmzettel dem 
Wahlvorſteher fo —— daß 
ber auf bem Zettel veı Name ver⸗ 
dedt ift, und ber We —A t den 
—A —— 

a ehende ablurne 

Die Stimmzettel, welche außerhalb bes 
Wahllolals mit dem Namen des Kandis 
daten, welchem ber Wähler feine Stimme 
‚geben will, zu verſehen find, möflen von 
weißem Papier und bi fen. mit feinem (16 


biejeni 


08 feſt⸗ 


| 


—E —E— ven Proto) 





Reichstag (Geeichetagewahſ). 


ieite gemacht Kae De Ol 
lifte gem 
ober Ungültigfeit ber © ei: 
idet zu ber Wal od, 
Sl Au In iin — 
iefem jeni 
n Gül Teit Veguß 
Pan beba , mit. fortfaufenben Ru: 
mern zır verfe und dem Bahlprotetel 
beizufügen. Ale ül Simmel 
find zu vafiegeln m fange aufyube: 
wahren, bis —A— 
gültig erflärt Erg & —* gegen ek 


Waigen Mißbrauch biejes Wabloerfahtus 
Find Die Sfentiteit ber Wake 


ittelung bed We fh, 
anez bie immung, daß die gunftion 
T Wahlvorfteher, Beifiger Ar 


E ernannt werben unb mit ümın 
jammen ben — Silben, on 


ſelbſt er! durch abjolute Stimmer 

zehn al im Wahlkreis abgege 
—— mn 

Ei bie te aller ebenen Stimmen 


auf ſich vereinigen. Stellt beieinn | 
Wahl eine abfolute PA ich be | 
aus, fo ift anberweit, aber nur unter da | 
wei Kandidaten {1 wählen, weldeimt 
— ang bie meiften Stimmen © 
halten halten engere a. Su 
wahl). Bei Stimmengleichheit entf 
bet dad —8 


Der ddr dat fi, ———— 
>| gen über bie Annahme der Zahl, tut 
welde ecbasReihstagsmanbatht 
— zu et. — tr 

in imperat der abge 
nete ift am Aufträge und Inſitutnenn 


Keichstag (der Reichstagsabgeordnete; Berufung des Reichstags). 


er Wähler nicht gebunden (Reichöverf., 
Art. 29). Die Mitglieder des Reichstags 
ind Vertreter be3 geſamten Volks, nicht 
loß ihres Wahlkreiſes; fie haben die In⸗ 
ereffen ber Gefamtheit, nicht bloß die 
rd Wahlfreifes zu wahren. Die Reichs⸗ 
erfaflung (Art. 30) fichert ihnen die um⸗ 
afiendfte Redefreiheit zu, inbem Fein 
Ibgeordneter zu irgend einer Zeit wegen 
einer Abftimmung oder wegen einer in der 
lusübung feines Berufs geihanen Auße⸗ 
ung gerichtlich oder disziplinariſch ver⸗ 
olgt oder ſonſt außerhalb der Verſamm⸗ 
ung zur Verantwortung gezogen werden 
arf. Ferner ſind die Reichstagsabgeord⸗ 
eten in Anſehung einer etwaigen Verhaf⸗ 
ung unb ſtrafrechtlichen Unterfuhung 
eſonders privilegiert. Ohne Genehmi- 
ung bes Reichstags kann nämlich fein 
NRitglied desfelben während ber Sitzungs⸗ 
eriode wegen einer mit Strafe bebrobten 
Jandlung zur Unterfuchung gegogen oder 
erhaftet werden, außer wenn e3 bei Aus: 
ibung ber That oder im Lauf des nächſt⸗ 
olgenden Tags ergriffen wird. Gleiche 
Senehmigung ift bei einer Verhaftung 
vegen Schulden erforberlih. Auf Ver: 
angen bed Reichstags muß auch jedes 
Strafverfahren gegen ein Mitglied bes- 
elben und jebe Unterfuchungs= ober Zi- 
ilhaft für die Dauer der Sitzungsperiode 
ufgehoben werden (Reichsverf., Art. 31). 
luch als Zeugen oder Sachverſtändige 
ürfen Reichstagsmitglieder während ber 
Zitzungsperiode außerhalb des Sites bes 
teichstags nur mit Zuftimmung bes letz⸗ 
ern vernommen werben (Reichszivilpro⸗ 
eßordnung, 9 347, 367; Strafptozeß⸗ 
rdnung, $$ 49 und 72). Ferner ift es 
nit jchiwerer Strafe bedroht, eine Ver⸗ 
ammlung bes Reichstags auseinander zu 
prengen, zur Faſſung oder Unterlafjung 
on Befchlüffen zu nötigen, oder Mitglie- 
er aus einer folchen gewaltjam zu ent- 
ernen ober buch Gewalt oder Bedrohung 
u verhindern, fih an ben Ort der Ver- 
ammlung zu begeben oder zu ſtimmen 
„eichafeenfgefenbn ‚$$105 N Bei Be: 
eidigungen des Reichstags bedarf es feines 
Strafantrags, wohl aber einer Ermäch⸗ 
igung durch denjelben Bi ſtrafrechtlichen 
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Auf der andern Seite aber dürfen die 
Reichstagsabgeordneten als ſolche Feine 
Beſoldung ober Entſchädigung be 
—5— (Reichsverf., Art. 32). Gegen dieſe 

setimmung hat ber R. zwar wiederholt 
einen Anlauf genommen, jedoch ohne Er: 
folg, indem die verbünbdeten Regierungen 
an ber Diätenlofigfeit der Reichstagsab⸗ 
georöneten, als einem Gegengewicht gegen 

a8 allgemeine Stimmrecht, feithielten. 
In ber That werben denn auch durch bie 
Diätenlofigfeit häufige Wahlen befiglofer 
Abgeordneten vermieden werden, bern die 
Erfahrung ſpricht dafür, daß Anhänger 
einer radilalen Oppofition mehr unter ben 
Befiglofen als unter ber befibenden Klafie 
zu finden find. Zudem läßt es ſich nicht 
vertennen, daß Die Stellung eines Abge- 
ordneten ohne Diäten eine würbigere und 
angeiehenere iſt als im entgegengefebten 
Tall, wenngleich die Diätenlofigfeit man- 
chem tüchtigen Mann den Zutritt zum R. 
verfchließen wird. Hbrigens ift es einem 
Reichstagsabgeordneten nichtverwehrt, et- 
waige Entjchädigungen, bie ihm aus Pri⸗ 
vatmitteln, 3. B. von einem Wahlverein, 
gewährt werben, anzunehmen. Auch wird 
benfelben jebt während ber Sitzungs⸗ 
periode und 8 Tage vor und 8 Tage nach 
Beginn berjelben auf allen beutichen 
Eifenbahnen freie Fahrt gewährt. 
Berufung Bed Reichſtags. Legiglaturperiobe. 

Die Berufung, Eröffnung, Vertagung 
und Schließung des Reichstags iſt ein 
Borrecht des Kaiſers (Neichöverf., Art.12). 
Diefe Berufung, welche durd) Faiferliche 
Verordnung erfolgt, muß alljährlich ftatt- 
finden, und zwar kannder R. nicht ohne den 
Bundesrat berufen werden Reichsverf., 
Art. 12). Die Eröffnung erfolgt sim Na⸗ 
men ber verbündeten Regierungen« durch 
den Kaiſer in Perſon oder auf beffen Be: 
fehl durch den Reichskanzler oder deſſen 
Vertreter am Schluß der Eröffnung oder 
Thronrede Die Sitzungsperiode 


‚nimmt nun ihren Anfang und währt ie 


nach Bebürfnis bis zum Schluß ber Sef- 
fion, weldher ebenfalls im Namen ber ver: 
bündeten Regierungen durch den Kaifer, 
refp. auf deſſen Befehlerfolgt. Während ber 
Sitzungsperiode kann eine Bertagung, 


Serfolgung (Reichsſtrafgeſetzbuch, $197). Id. 5. eine Unterbrechung bet Sigungen, 
31* 





— 
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auf beftimmte Zeit vom Kaiſer angeorbnet 
werben, welche jedoch ohne Zuftimmung 
des Reichstags die Friſt von 30 Tagen nicht 
übevfteigen unb während berfelben Seſſion 
nicht wiederholt werden barf (NReichäverf., 
Art.26). Übrigens kann auch der R. ſelbſt 
eine derartige kürzere Unterbrechung der 
Sitzungen durch Sitzungsbeſchluß eintre⸗ 
ten laſſen. Die Vertagung erfolgt unbe⸗ 
ſchadet der ſogen. Kontinuität der Verhand⸗ 
lungen, während nach erfolgtem Schluß 
des Reichotags nach dem oben erörterten 
Grundſatz der Disfontinuität eine völlige 
Neukonftituierung bes Reichstags bei ſei⸗ 
nem Wiederzufanmentreten nötig if. 
Berichieben von dem Schluß ift aber bie 
Auflöfung bes Reichstags. Die regel: 
mäßige Wahl: oderfegislaturperiobe 
des Reichstags bauert nämlin Sabre, 
vom Wahltag an gerechnet. 
biefer Frift kann aber der R. durch Beſchlu 
des Bundesrats unter Zuſtimmung des 
Kaiſers aufgelöſt werden, wie dies 1878 
geſchah, um eine der Reichſsregierung gün⸗ 
ſigte Mojorität zu gewinnen. In einem 
folden Fall müffen innerhalb eines Zeit: 
raums von 60 Tagen nad) der Auflöfun 
die Wähler zum Zweck einer Neuwahl, 
wieberum auf eine volle Legislaturperiode 
von 3 Sahren, und innerhalb eine? Zeit- 
raums von 90 Tagen nad) der Auflöfung 
die neugewäbhlten Reichdtagsmitglieder 
berlammelt twerben(Reichäverr, Art 24f)), 
Erlifcht während bed Lauf ber Legisla⸗ 
turperiode ein Manbat, fo ift eine Nach⸗ 
wahlerforberlih. Derartige Erlöſchungs⸗ 
ründe find, abgefehen von bem Tod eine? 
bgeorbneten, die Niederte gung des Man⸗ 
dats, der Verluſt der zur Wählbarkeit er⸗ 
forderlichen Eigenſchaften, z. B. Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte, ſowie der 
Ausſchluß infolge ſtrafrechtlichen Urteils, 
wie dies nach dem Reichoſtrafgeſetzbuch 
($$ 81, 83, 87 ff. 95) bei Majeſtätover⸗ 
brechen (j. d.) geichehen kann. Außerbem 
erliicht da8 Mandat, wenn der Abgeorbs 
nete in den Bundesrat eintritt, und end⸗ 
ih auch dann, wenn er ein bejoldetes 
Reichs⸗ oder Staatsamt annimmt, oder 
wenn er in ein folches Amt aufrüct, mit 
welchem ein höherer Rang oder ein höherer 
Gehalt verbunden ift. Die Beilegung eines 


or We 1 


Reichstag (Legislaturperiode; Reichstagswahlbezirke). 
gebern Sande 


ober eines höhern Titels 
im Berbleiben in bem bisherigen Amt hat 
biefe Wirfung nicht. Der Beamte, welcher 
aus jenem Grund fein Mandat nieber- 
Iegen muß, kann wieber gewählt werben. 
über bie Fraktionen bes Reichstags ſ. bie 
nachſtehende Überficht; über die einzelnen 
aktionen vgl. die betr. Artifel. tiber den 
. von Ungarn f. Ofterreihe Ungarn, 
über den ſchwediſchen R. |. Schweden. 
Bol. außer den Lehrbüchern des Staats⸗ 
rechts: R.v. Mohl, Kritiiche Erörterungen 
über Ordnungen und Gewohnheiten des 
Deutſchen Reich, in der Tübinger > Zeit: 
ſchrift für Die gefamten Staatswiſſenſchaf⸗ 
ten«, Bd.30, ©. 528 ff., Bb.31, ©. 39 ff; 
»Geſchäftsordnung bed deutſchen Reich: 
ion? vom 10. Febr. 1876«, abgebrudt in 
Hirths »Annalen des Deutſchen Reichs« 
877, S. ff.; Hirth, Deutſcher 
Parlamentsalmanach (13. Ausg. 1878). 
ũberſicht Über bie beutihen NeihBtagsmahl: 
Bezirke. 
Der Reichstag befteht aus 397 Abge: 
orbneten. Hiervon werben gewählt: 


Abges Abge 

im Königreih: ordnete orbnete 
Preußen . . . 236 | im Yürftentum: 
Bayern. - . . 68 Schwarzburg⸗ 
Sadjfen. . . 28 Sondershaufen 1 
Württemberg. . 17| Schwarzburg⸗ 

im Großherzogtum: Rudolſtadt 1 
Baden . . . . 14| Waldeck 1 
Heſſen... HI RER . 1 
M.⸗Schwerin. 6| Nufi.t. .. 1 
Sadfen. . . . 83| Schaumb.-Lippe 1 
M«Steliß . . 1| Lippe .... 1 
Dfvenburg. . . 8] in der Freien und Hanfe 

im Hergogtum: ftabt: 
Braunfgweiig . 3) Lübed . -. .. 1 
©.» Meiningen . 2| Bremen. . .„ . 1 
S.⸗Altenburg. 1| Hambug . . . 
S.⸗Koburg⸗Gotha 2| im Reichsland: 
Anhalt. . „. 21 lfaß-Loihringen 15 


Die einzelnen Wahlkreife find folgende: 
Breußen. 
L Provinz Oftpreußen. 
Reg.» Bez. Königsberg. 1. Memel. 2. Labiau 


8. Königsberg. 4. Fiſchhauſen. 5. Heiligenbeil. 


6. Braungberg. 7.Pr.-Holland. 8. Ofterode 9. Allen: 
ftein. 10. Raftenburg. 

Reg-Bez. Gumbinnen. 1. Tilſit. 2 Ragnit. 
3. Gumbinnen. 4. Stallupdnen. 5. When. 6. Lyck 
7. Sensburg. 








Reichstag (Wahlbezirke). 


IH. Provinz Weſtpreußen. 

RNeg.⸗Bez. Danzig. 1. Elbing. 2. Kreis Dane 
jig. 3. Stadt Danzig. 4. Neuftadt. 5. Pr.-Stargard. 

Reg. Be. Marienwerder. 1. Marienwerder. 
2. Löbau. 8. Graudenz. 4. Thom. 5. Schweh. 
6. Konig. 7. Schlochau. 8. Deutſchkrone. 

IH. Provinz Brandenburg. 
Berlin, Stadt: Wahlkreife „Berlin 1-6“. 
Reg.-Bez. Potsdam. 1. Weftpriegnik. 2. Oft 

priegnig. 8. Ruppin. 4 Angermünde 5. Ober- 
barnim. 6. Niederbarnim. 7. Potsdam. 8. Weſt⸗ 
bavelland. 9. Jüterbogk. 10. Teltow. 

Reg.⸗Bez. Frankfurt. 1 Arnswalde. 2. Lands- 
berg. 3. Königsberg. 4. Frankfurt a. O. 5. Stern- 
berg. 6. Züllichau. 7. Guben. 8. Sorau. 9. Kottbus. 
10. Kalau. 

IV. Provinz Bommern. 

Reg.⸗Bez. Stettin. 1. Anklam. 2. ückermünde. 
3. Randow. 4. Etettin, Stadt. 5. Pyritz. 6. Nau⸗ 
gard. 7. Greiffenberg. 

Reg.⸗Bez. Köslin 1. Stolp. 2. Biüiltow. 
3. Fürftentdum (die Kreiſe KEolberg, Körlin, Rös- 
Iin, Bublib). 4. Belgard. 5. Reuftettin. 

Reg.Bez. Stral ſund. 1. Rügen. 2. Greifswald. 

V. Provinz Poſen. 

Peg.» Ber Poſen. 1. Poſen. 2. Birnbaum. 
3. Meſeritz. 4. Koften. 5. Kröben. 6. Frauftadt. 
7. Schrimm. 8. Wrefchen. 9. Krotofchin. 10. Adelnau, 

Reg.⸗Bez. Bromberg. 1. Czarnikau. 2. Wirfig. 
3. Bromberg. 4. Inowrazlaw. 5. Gneſen. 

VI Provinz Schlefien. 

Neg.- Bez. Breslau. 1. Guhrau. 2. Militſch. 
3. Ols. 4 Brieg. 5. Oblau. 6. Breslau, öſtl. T. 
7. Breslau, well. T. 8. Neumarkt. 9. Schweibnig. 
10. Waldenburg. 11. Reichenbach. 12. Habelſchwerdi. 
13. Frankenſtein. 

Reg.» Be. Oppeln. 1. Kreußburg. 2. Oppeln. 
3, Großftrehlig. 4. Lublinit. 5. Beuthen. 6. Ratto- 
wis. 7. Pleb. 8. Ratibor. 9. Leobſchütz. 10. Neu⸗ 
ftabt. 11. Fallenberg. 12, Neiße. 

Reg.» Bez. Liegnit. 1. Grünberg. 2. Sagan. 
3. Slogau. 4. Bunzlau. 5. Löwenberg. 6. Liegnitz. 
7. Landshut. 8.Hirfchberg. 9. Gorlitz. 10.Hoyeräiwerba, 

VIL Provinz Sachſen. 

Reg.⸗Vez. Magdeburg. 1.Salzwebel. 2. Sten⸗ 
dal. 3. Jerichow. 4. Magdeburg 5. Wolmirſtedt. 
6. Wanzleben. 7. Kalbe. 8. Halberſtadt. 

Neg.-Bez. Merſeburg. 1. Zorgau. 2. Witten⸗ 
berg. 8. Bitterfeld, 4. Halle. 5. Mandfelder Kreiſe. 
6. Sangerhaufen. 7. Merfeburg. 8. Naumburg. 

Reg.» Bez. Erfurt. 1. Norbhaufen. 2, Heiligen- 
ftadt. 83. Mühlhauſen. 4. Erfurt. 

vIL Provinz Shleswig-Holftein. 

1. Hadersleben. 2. Flensburg. 3. Schleswig. 
4. Zondern. 5. Itßehoe. 6. Glüdſtadt. 7. Kiel. 
8. Altona. 9. Stormarn. 10. Lauenburg. 

IX. Proving Hannover. 
1. Emden. 2. Aurich. 3. Meppen. 4. Dsnabrüd, 
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5. Diepholz. 6. Berden. 7. Nienburg. 8. Hannover. 

9. Hameln. 10. Hildesheim. 11. Ofterode. 12. Göt⸗ 

fingen. 18. Goslar. 14. Selle. 15. Ulzen. 16. Lines 

burg. 17. Harburg. 18. Stade. 19. Neuhaus. 
ZI. Provinz Weftfalen. 

Neg.⸗Bez. Münfter. 1. Tedienburg. 2. Mün⸗ 
fir. 8. Redlinghaufen. 4. Lüdinghauſen. 

Reg.» Bez. Minden. 1. Minden. 2. Herford. 
3. Bielefeld. 4. Paderborn. 5. Warburg. 

Reg.» Bez. Urnsberg. 1. Siegen. 2 Arnsberg. 
3. Iſerlohn. 4. Hagen. 5. Bochum. 6. Dortmund. 
7. Hamm. 8. Lippflabt. 

XI. Provinz Heſſen⸗Raſſau. 

Neg.⸗Bez. Wiesbaden. 1. Homburg. 2. Wies⸗ 
baden. 3. Braubach. 4 Diet 5. Dillenburg. 
6. Frankfurt a. M. 

Reg.⸗Bez. Kaſſel. 1. Rinteln. 2. Staffel. 3. Fritz⸗ 
lar. 4. Eſchwege. 5. Diarburg. 6. Hersfeld. 7.Yulda. 
8 Hanau. 

XI Rheinprovinz. 

RNeg.⸗Bez. Rdn. 1. Stadt Köln. 2. Kreis Köln. 
8. Bergheim. 4.Bonn. 5. Siegkreis. 6. Wipperfürth. 

Reg.» Bez. Düffeldorf 1. Lennep. 2, Elber⸗ 
feld. 8. Solingen. 4. Diüffeldorf. 5. Eſſen. 6. Duis⸗ 
burg. 7. Mörs. 8. Geldern. 9. Kempen. 10. Glad⸗ 
bad. 11. Krefeld. 12. Neuß. 

Reg. Bez. Koblenz. 1. Wetzlar. 2, Neuwied. 
8. Koblenz. 4. Kreugnad. 5. Mayen. 6. Adenau. 

Reg.⸗Bez. Trier. 1. Daun. 2. Wittlich, 3. Trier. 
4. Saarlouis. 5. Saarbrüden. 6. Otweiler. 

Reg.⸗Bez. Aachen. 1. Schleiden. 2. Kreis Aachen. 
8. Etadt Aachen. 4. Jülich. 5. Geilenkirchen. 

XIIL Hohenzollern. 

1. Sigmaringen. 


gern. 

L Oberbayern. 1. Münden J. 2. Mün- 
chen II. 3. Aichach. 4. Ingolftadt. 5. Waflerburg. 
6. Weilheim. 7. Rofenheim. 8. Traunftein. 

IL Niederbayern. 1. Landshut. 2. Strau« 
bing. 8. Paffau. 4. Pfarrkirchen. 5. Deggendorf. 
6. Kelheim. 

II Rheinpfalz. 1. Speier. 2. Landau. 8. 
Germersheim. 4. Zweibrüden. 5. Homburg. 6. 
Kaiferslautern. 

IV. Oberpfalz. 1. Regensburg. 2. Amberg. 
8. Neumarkt. 4. Neunburg v. W. 5. Neuftadt a. W. 

V. Oberfranken. 1. Hof. 2. Baireuth. 8. 
Forchheim. 4. Kronach. 5. Bamberg. 

VL Mittelfranten. 1. Nürnberg. 2. Er⸗ 
langen. 3. Ansbach. 4. Eichſtätt. 5. Dinkelsbühl. 
6. Rotenburg a. X. 

VIL Unterfranten. 1. Aſchaffenburg. 2. 
Kitingen. 3. Lohr. 4. Neuftadt a. S. 5. Schwein- 
furt. 6. Würzburg. 

VID. Shwaben. 1. Augsburg 2. Donau⸗ 
wörtd. 8. Dillingen. 4 Illertiſſen. 5. Kauf 
beuren. 6. Immenſtadt. 

Sachſen. 1. Zittau. 2. Löbau. 8. Bautzen. 
4. Dredden r. d. Elbe. 5, Dresben I. d. Elbe. 
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6. Tharant. 7. Meißen. 8. Pirna. 9. Freiberg. 


— Reichsvikarien. 


Oldenburg. 1. Ofdenburg. 2. Varel. 3. Del⸗ 


10. Döbeln. 11. Oſchat 12. Stadt Leipzig. 18. Amt | menhorfl. 


Leipꝛig. 14. Borna. 15. Mittweida, 16. Chemniß. 


Brauniäweig. 1. Braunſchweig. 2. Wolfen 


17. Glauchau. 18. Zwidau. 19. Schneeberg.20. Iſcho⸗ büttel. 8. Holzminden. 


pau. 21. Annaberg. 22. Reichenbach. 23. Plauen. 

2) 1. Stutigart. 2. Kannſtadt. 8. 
Heilbronn. 4. Böblingen. 5. Ehingen. 6. Reutlingen. 
71.Kalıo. 8. Freudenſtadt. 9. Balingen. 10. Gmünd. 
11. Soll. 12. Gerabronn. 13. Aalen. 14. Ulm. 15. 
Blaubeuren. 16. Biberach. 17. Ravensburg. 

Baden. 1. Konflanz. 2. Donauefdhingen. 9. 
Waldshut. 4. Lörrach. 5. Freiburg. 6. Kenzingen. 
7. Offenburg. 8. Baden. 9. Pforzheim. 10. Karls⸗ 
ruße. 11. Mannheim. 12. Heidelberg. 13. Sinsheim. 
14. Tauberbiſchofsheim. 

Heffen. 1. Gießen. 2. Friedberg. 3. Alsfeld. 
4. Darmftadt. 5. Offenbach. 6. Bensheim. 7. Worms. 
8. Bingen. 9. Mainz. 

Necklenburg⸗Schwerin. J. Hagenow. 2. Schwe⸗ 
rin. 8. Pardim. 4. Malchin. 5.Roftod. 6. Güſtrow. 

Sachſen⸗Weimar. 1. Weimar. 2. Eijenad). 
8. Jena. 

Medleuburg: Etrelig. Strelitz. 


&., Meiningen. 1. Meiningen. 2. Souneberg. 
Sachſen⸗ Witenburg. Altenburg. 

Sachſen⸗ ⸗Gotha. 1.Roburg. 2. Gotha. 
Anhalt. 1. Defjau. 2. Bernburg. 
Eqchwarzburg⸗ Nudelſtant. Rudolftabt. 
EAwarzb.: Gonberähanfen. Sondershaufen. 
Walned. Pyrmont. 

Neuß ü. 8. Greiz. Neuh j. 8. Gera. 
Chaumburg- Lippe. Bü 

Fürfentum Lippe. Detmold. 

Sübect. Lübed. 

Bremen. Bremen. 

Hamburg. Wahltreife „Hamburg 1—3”. 
Gliah » Lethr 1. Thann. 2. Mülhaufen. 
8. Kolmar. 4. Gebweiler. 5. Rappoltsweiler. 
6. Schlettftabt. 7. Molsheim. 8. Stabt Straßburg. 
9. Land Straßburg. 10. Hagenau 11. Zabern 
12. Saargemünd. 18. Diedenhofen. 14. Metz 
15. Gaarburg. 


Bergleigenbe Zufammenftellung Ber Fraktionen des Neichſtags des Norbbeutiden Bundes und 
des deutichen Neichſtags. 


Fraktionen 1867 | 1868 ſisn | 1874| 1877| 1878| 1879] 1880 | 1881 


a) Rationalliberale -. -. - - 2 20. 79] 82 | 1116| 1500| 18 7 | BI 5| © 
b) Liberale Gruppe (Shauß- Böll) . . . -i —-| -[| —| -! -! —| 3/5 
c) Deutſche Fortfhrittsparti . . . . - | 3900| 4| | | 260 28 2e| 
d) Freie liberale Vereinigung . . . - - 14| 10| — —| -! - | —-| — | — 
e) Linkes Zentrum . . . . 2. 2 2.2. 27I-18| —| —| —| —-| — —| — 
f) Liberale Reihsparti . . . . .. . — —20 — —| -!| — —| — 
g) Bundesſtaatl.⸗konſtitutionelle Vereinigung 8! 21Ii —| —-| — — — — — 
h) Freie konſervative Vereinigung... 381 3441 —| — -| — — — — 
i) Konſervative (ſeit 1877 Deutſchkonſervat.) 59 62| 50] 21| 40| 5909| 591 581 58 
k) Deutſche Reihsparki . . . . -. » —-—I —| 8| 31| 8| 6| 54, 48| 9 
) gnteum . » 2 2 2220. — | —| 5357| | 9) 108 | 102 101 | 1@ 
m) Polm. . > 2 2 2 ee. 1383| 11 1383| 1838| 14| 14 14| 14| 14 
n) Sozialdemokraten . . . 2 2022. 2 5 2 92 9 8| 10) ® 
0) Bei keiner Tyraltion. . . » 2 20. 2 2351| 27) SO| | 8383| 331 3837| 3 
p) Liberale Vereinigung (Sezeffioniften). . — — -|I —| -! — —| —| 2a 
q) Erledigte Mandate. . . . 2 2... 1 1 6| — 11 —| 4 si ı 


Zufammen: 


RNeichſstagsmandat, |. Reichstag. 

Reichſtagswahl, ſ. Reichstag. 

RNeichsunmittelbar waren im frühern 
Deutſchen Reich diejenigen Mitglieder 
desſelben, welche nicht unter einem Lan⸗ 
desfürſten ſtanden, alſo »reichsmittelbar« 
waren, ſondern vielmehr unmittelbar un⸗ 
ter Kaiſer und Reich ſtanden, alſo die 
Reichsſtände, namentlich auch die Reichs⸗ 
ſtädte, deren Mehrzahl jedoch durch den 
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Febr. 1803 aus reichsunmittelbaren zu 
mittelbaren Städten gemacht (»mebiati- 
fiert«) wurde (ſ. Reihsftädte) und jo 
die Reihsunmittelbarfeit verlor. 
Reichsverfaſſung, ſ. Deutfches 
Rein (©. 122). 
KReichsvikarien (Reichsverweſer) 
im fruͤhern Deutſchen Reich diejenigen 
ürſten, welche, ſofern nach dem Tode Des 
aifers big zur Neumahl des Nachfolgers 


Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. | eine Zwifchenregierung notwendig war, bie 





Reichsvizekanzler — Religionverbrechen. 


interimiftifche Verwaltung der Reichsan⸗ 
gelegenheiten (Reichsvikariat) wahr: 
nahmen. Das Reich zerfiel zudiefem Zweck 
in zwei Reichsvikariatsbezirke, von 
benen ber eine bie Länder ſächſiſchen Rechts 
umfaßte und dem Kurfürften von Sachſen 
unteritellt war, während der anbre bie 
übrigen beutfchen Länder in ſich ſchloß. 
Hier führte der Pfalzgraf bei Rhein das 
Reichsvikariat. Die Frankfurter Natio- 
nalverfammlung ernannte 27. Juni 1848 
den Erzherzog Johann von ſterreich zum 
Reichsverweſer, welcher als ſolcher big 
20. Dez. 1849 fungierte 

Reiösnieten er, Reichskanzler. 

Reichswährnug (Reichsgoldwäh⸗— 
rung), die an Stelle ber in Deutſchland 

eltenden Landeswährungen durch das 

eihominageie® vom 9. Juli 1873 
(Reichsgeſetzblatt, S. 233 ff.) eingeführte 
Münzwährung (Soldwährung), deren 
Einheit die Reichsmark iſt. 

Relaptor, Relaptur(lat.),.Reprije. 

Rellamieren (Iat.), Widerſpruch er: 
heben, zurüdfordern; Reklamation, 
Beſchwerde wegen Rechtsverletzung; ge 
richtliche Zurüdforderung unre mäßig 
in Befiß genommener Dinge; Rek 
mant, ber Beichwerbeführende. 

Rekognoszieren (lat.), im Rechtsleben 
die Echtheit einer Sache ober bie Identi⸗ 
tät einer Perfon anerkennen; Rekogni⸗ 
tion, bie Anerkennung einer Perſon, 
einer Urkunde ober eines fonftigen Be⸗ 
weismittel® vor einer Behörde, nament- 
lich vor Gericht oder vor einem Notar. 
DOffentliche Urkunden bedürfen feiner aus- 
drüdlichen Rekognition zur Feftftellung 
ihrer Gültigkeit und ihrer gerichtlichen 
Beweiskraft; vgl. Tote nſchau. 

Rekreditiv (lat.), Abberufungsſchrei⸗ 
ben an einen Geſandten ſeitens ſeiner Re⸗ 
gierung. 

Rekruten (v. franz. la recrue, »Nach⸗ 
wuchs«), ber neu eingetretene Soldat bis 
zur Einreihung in die geſchloſſene Truppe 
nach erfolgter Einzelausbildung; Re⸗ 
krutierung, die Aushebung und Ein⸗ 
ſtellung der R. (ſ. Erſatzweſen); Re⸗ 
krutierungsſyſtem, die Grundſätze 
nach welchen die ruppen eines Landes 
ausgehoben werden (j. Wehrpflicht). 


A: 


- 
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Reltifizierem (lat.), zurechtweifen, be- 
richtigen; Rertifigterung, Rektifi⸗ 
fation, Zurechtweiſung, Berichtigung, 
B. die Aurechtweifung eines Unter⸗ 

eamten durch bie vorgelegte Dienftbehörbe. 

Rektor (Iat.), Leiter, Ordner; Vor⸗ 
fieher eine geiftlihen Kollegiums x. ; 
Titel bes Dirigenten und erften Lehrers 
an Bürgerfhulen 2. BR. magnificus, 
auf deutſchen Univerfitäten ber aus ben 
ordentlichen Profefloren, melche ben aka⸗ 
demiſchen Senat bilden, halbjährlich oder 
jährlich erwählte oberfte Vorfteher (vgl. 
Prorektor). 

Rekurs (lat.), Beſchwerde; rekurrie⸗ 
ren, Beſchwerde führen, R. einwenden, 
3. B. gegen eine prozeßleitende richterliche 
Verfügung; namentlich für die in Ver⸗ 
waltungsangelegenheiten gegen die Ver⸗ 
fügung einer untern Verwaltungsſtelle 
an die Oberbehörde gegebene Beſchwerde 
iſt der Ausdruck R., reſp. Oberrekurs ge⸗ 
bräuchlich; vgl. Recursus ab abusu. 

Relufieren (lat.), verweigern, ableh: 
nen, namentli einen Richter aus den 
geſetzlich beflimmten Gründen ablehnen; 
Refufation, Ablehnung, Verweigerung. 

‚ Relation (lat.), Zurüdtragung; Be: 
+ Berichterftattung (ſ. Referieren). 
elegieren (Iat.), verbannen; Rele⸗ 
ation, Berbannung; jekt Bezeichnung 
fir die Verweiſung eines Studierenden 
von ber Univerfität. 

Religionsfriede, Bezeichnung für bie 
feit der Reformation zur Sicherung ber 
Rechte der enangelifchen Stände im Deut: 
[hen Reiche gejchloffenen Verträge: ber 
Nürnberger X 532), ber Augsburger 
(1555) und ber Weſtfäliſche (1648). 

Religionsverbrechen (Religions: 
—3— in der ältern Strafgeſetzgebung 
alle ſtrafbaren Sanblungen, welche über: 

aupt die Verletung einer Religions- 
pflicht enthielten, wie denn z. B. der Mein⸗ 
eib tege mäßig ben R. beigezählt warb. 
Das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch (85 166 
bis 168) bezeichnet Dagegen als Religions- 
vergehen nur die Gottesfäfterung und bie 
Störung bed Religionzfriedens (Gefüng- 
nisftrafe bis zu 3 Jahren)ſowie bie an Lei⸗ 
hen und Gräbern begangene Entweihung 
(Sefängnisftrafe bis zu 2 Sahren). 
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Reliquien (lat.), Überbleibfel, insbe⸗ 
fondere in der Fatholifchen Kirche wirk⸗ 
liche oder vermeintliche Überrefte von hei⸗ 
ligen Berfonen und mit biefen in Berüß- 
rung gewejenen Dingen: Gebeine, Klei: 
bungsjtüde, Geräte x., gemöhnlidh in 
einem bejonbern Behältnis (Reliquia: 
rium) aufbewahrt. Bekannte R. in 
Deutſchland: der heilige Rod in Trier, die 
Aachener Heiligtümer, bie heil. brei Kö⸗ 
nig in Köln u. a. 

embourfleren(franz., ſpr. rangburifi-), 
wiebererftatten, vergüten, deden; Rem⸗ 
hours oder Rembourſement (ipr. rang 
burfi'mang), Einziehung einer Barauslage 
(im Spebitionsgefchäft), Dedung einer 
Forderung, Bezahlung eines Wechſels. 

Remonftrieren (Iat.), Gegenvorftel- 
lungen madyen; Remonftration, Ge 
genvorftellung. 

Removieren (lat.), entfernen, befeiti- 
gen, abjegen (von Amt ober Praxis); Re⸗ 
motion, Entfernung, Amtsentjegung. 

Renitenz (lat.), Widerjpenftigfeit; Re: 
nitent, ein Wibderfpenftiger, wie man 
3. B. von einer renttenten Bevölkerung, 
bon R. gegen bie Obrigkeit und ihre An⸗ 
ordnungen zu fprechen pflegt. . 

Renlontre (franz., ſpr. ranglongtr), 
feindlicher Zufammenftoß, zufällige feind: 
Tiche Begegnung, Zweifampf; auch bilb- 
lich z. B. für den Zufammenftoß zweier 
politifcher Gegner gebraucht. 

Rente — jedes Einkommen aus 
einem Kapital, ag aus einem 
Geldfapital, daher ſ. v. w. Zinſen, befon- 
ders Zinſen aus einem niet zurückzahl⸗ 
baren Kapital; dann der Abwurf eines 
Grundſtücks GGodenrente), eines Hau: 
ſes, einer Aktie, eines Staatspapiers 
ne xc.; baber rentieren, 

. vd. w. eindringen, Nuten bringen. Le⸗ 
bensrente, eine R., deren Auszahlung 
von ber Lebensdauer einer oder mehrerer 
Perſonen abhängt, indem fie entiveber 
nur fo lange ausgezahlt wird, als ber 
Empfänger ober eine beitimmte britte 
Perſon lebt (Leibrente), oder nur fo 
lange, als zwei ober mehrere Perjonen 
zufammenleben(Berbindungsrente), 
oder fo lange, als von mehreren Perjonen 
noch eine am Leben ift, indem bie Anteile 


Reliquien — Reponieren. 


ber Abfterbenden ben Überlebenden zu- 
wahfen(Tontine, vom Italiener Tonmti 
erfunden). Auf letzterm Prinzip beruhen 
die meilten Rentenbanfen und Ren: 
tenverfiderungsanftalten (ſ. Ber: 
fiherungswefen). Früher war bie Ber- 
pflihtung zur Zahlung einer R. (Zins, 
Gült, Grundzins) oft als Reallaſt mit 
bem Befit eines Grundftüdß verbunden, 
umeift Durch ſogen Rentenka uf, indem 
A ber Grundbefiter (Rentenverkäu: 
fer) gegen ben Empfang eines Kapitals 
zur ER lung einer R. an ben Ren: 
tenfäufer verpflichtete. Zur Ablöfıına 
ber Grunbzinfen find vielfach befondere 
Srunbelßand- Rentenbanfen 
(Lanbesfreditanftalten) ins Leben 
gerufen worden; auch beftehen La n des⸗ 
ulturrentenbanken, bei welchen das 
zur Bodenmelioration entnommene Ka⸗ 
pital, ebenſo wie bei jenen, durch eine 
Zins⸗ und Tilgungsrente nach und 
nach abgetragen wird. Auch für öffentliche 
Abgaben und Gefälle wird der Ausdruck 
Renten gebraucht, daher die zur Erbe 
bung derſelben beftellten Beamten Rent⸗ 
beamte, Renbanten genannt werben; 
auch Fommt die oeihnung Rente mt 
für derartige Behörden vor. Vorſtand 
eines Rentamts heißt Rentamtmann. 
Auch die Verwaltungsbehörden, welche 
über fürſtliche Kammergüter, Rittergüter, 
Stiftungen ꝛc. und deren Vermögensver⸗ 
waltungen geſegt ſind, werden Renten⸗ 
kammern, endanturen, Ren: 
teien, Rentmeiſter ⁊c. genannt. 
Renunzieren (lat.), Verzicht leiſten, 
entſagen; Renunziation, Verzichtlei⸗ 
ſtung; Ren unziationsakte, Urkunde, 
welche über die Verzichtleiſtung, namentlich 
eines Monarchen oder Kronprätendenten 
auf die Krone, aufgenommen wird. 
Reorganifieren (franz.) umgeſtalten, 
neu einrichten; Reorganiſation, Um: 
geitaltung, 1 B. einer Armee, Behörde x. 
Replit (lat.), im Prozeßverfahren bie 
Gegenrebe, das Gegenvorbringen gegen eine 
Einrede; replizieren, antworten, ent 
genen (aufeine Einrede, einen Einwand). 
eponieren (Tat.), zurüdlegen, ein Al 
tenftüd, eine Eingabe zu ben Alten (ad 
acta) befretieren, nicht barauf eingehen. 


Reporter — Republik. 


Reporter (engl.), Berichterftatter für 
eine Zeitung, namentlich über Sffentliche 
Verhandlungen der BarlamentesderBolfs- 
verſammlungen, der Gerichtshöfe, über 
öffentliche Feſtlichkeiten u. dgl. 

Kepräjentatinfuftem (Nepräjenta: 
tioverfaffung), dasjenige Stantsver- 
faflungsfyitem, bei welchem dem Volk ein 
Mitwirkungsrecht bei ben wichtigiten Re⸗ 
gierungshandlungen und namentlich bei 
der Geſetzgebung eingeräumt ift, welches 
durch defien Abgeordnete wahrgenommen 
wird. Repräfentativgewalt wird die 
dem Staatsoberhaupt eingeräumte Befug⸗ 
nis genannt, den Staat, feine Ehre, fein 
echt und feine Macht nad) außen zu ver: 
treten und zu diefem Behuf namentlich 
Gefandte zu empfangen und zu entjenden. 
Repräſentation, Stellvertretung, Ber- 
tretung; der Aufwand, welcher mit einer 
gewifjen Stellung verbunden ift; daher 
Repräfentationsgelder, ein Beitrag 
zu ebendiejen Koften, welcher hohen Beam: 
ten, wie Miniftern und Gefandten, aus 
Stastsmitteln verwilligt wird. 

Repräfentieren (Int.), vertreten; bie 
echte einer oder mehrerer andrer Perfo: 
nen wahrnehmen; auch die Würde und das 
Anfebendereignen Stellung wahrnehmen. 
KRepräfentant, Abgefandter, Vertreter. 

Heprefialien (lat., »zurüddrängenbe 
Maßregelne), Wiedervergeltungsmaßre: 
geln, namentlich diejenigen, welche eine 
Staatsregierung oder ein militärifcher Be⸗ 
fehlöhaber gegen eine andre Regierung 
oder gegen eine feindliche Truppe zur 
Anwendung bringt, um eine Fortſetzung 
oder Wiederholung eines rechtswidrigen 
Berhaltens zu verhindern. Derartige R. 
fommen namentlid) im Krieg vor, jo 3.2. 
wenn ber Feind keinen Barbon gibt, wenn 
er zur Plünderung fchreitet oder ſonſt ge: 
gen das Völkerrecht veritößt. 

Reprife (franz.), Wiederaufnahme, Zu: 
rücknehmung; im Seewefen die Wieder: 
nabme (Relaptur, franz. usse) 
einer vom Kriegsfeind gemachten See- 
beute im Weg anderweiter Erbeutung, 
welche ebenfalls nach Priſenrecht zu beur- 
teilen iſt (j. Priſe); auch Bezeichnung 
für das dem Feind wieder abgenommene 
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welche jo zurüderbeutet wurde. Die Frage, 
ob und wann die R. dem urjprünglicden 
Eigentümer wieber herausgegeben werden 
müſſe, wird von ben Gefeßen der verjchie- 
benen Seeftanten verfchieden beantivortet. 
Der Regel nach erfolgt bie Zurückgabe ge⸗ 
gen einen beftimmten Bergelohn, welchen 
der Wiedernehmer (Relaptor) zu bean⸗ 
fpruchen bat, vorausgeſetzt, daß die Prife 
noch nicht 24 Stunden in feindlicher Ge⸗ 
walt und aud noch nicht in einen feind: 
lichen Hafen ober zu einer Flotte gebracht 
worden war. 

Reptilienfonds (ipr.-fong), fatiriiche Be- 
zeichnung für benjenigen Fonds, aus wel- 
chem die ım Intereſſe der deutſchen Reichs: 
regierung, reſp. des Fürften Bigmard wir 
enden Litteraten bejolbet und unteritügt 
werden. Der Ausdrud »Reptiliene wurde 
nämlid) von Bismard in einer Rede vom 
30. San. 1869 zur Bezeichnung von politi= 
[hen Intriganten ober dunkeln Eriftenzen 
der Preflegebraucht und ſpeziell für nie Wels 
fenagenteit angewendet. Der jogen. Wel: 
fenfonds (ID annoder) jollte urfprüng- 
li zur Befämpfung jener »Rteptilien« 
verwendet werden; mit der Zeit hat fich 
aber hieraus überhaupt eine Unterftüßung 
ber offizidfen Preſſe herausgebildet, zu 
welcher die jogen. geheimen Fonds in einer 
Weiſe verwendet werben, welche nicht zu 
billigen ift, jumal ba eine Regierung, die 
mit dem Bolt jelbft Fühlung hat und deſ⸗ 
fen Sympatbien befitt, eine derartige Un⸗ 
terftüßung nicht nötig haben wird. 

Republik (v. Iat. res publica, »Ge⸗ 
meinweſen«, Sreiftaat), Volksherrſchaft 
im Gegenſatz zur Einherrſchaft oder Mon⸗ 
archie (ſ. d.). Die republikaniſche Staats⸗ 
verfaſſung legt der Geſamtheit des Volks 
bie Souveränität (Bolfsfouveränis- 
tät) bei, während dieſe in monarchiſchen 
Staaten einem Einzelnen, dem Fürften 
(Fürftenfouveränität „guleht Je nad) 
dem nun aber in einer R. die Regierung 
gewalt felbft von einer bevorzugten Klaiie 
des Volks in deſſen Namen oder wirflich 
von ber Gefamtbeit der Staatsangehöri- 
gen ausgeübt wird, unterfcheidet man wie- 
berum zwifchen Ariftofratie(f.d.) und 
Demofratie (f. d.) Während jedoch 


Schiff ober bie fonftige Seebeute felbft, | nach ben bemofratifchen Stantsverfaffun- 
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gen bes Altertums, 3. B. in Athen, bie 
ſamtheit des Volls in ben Volksver⸗ 
ſammlungen über die wichtigern Staats⸗ 
angelegenheiten entſchied (un mittel⸗ 
bare Demokratie), übt das Volk in 
der modernen Demokratie nur mittelbar 
durch feine Vollsvertreter und durch bie 
von ihm gewählten Organe die Staats⸗ 
germalt aus (repräfentative Demo» 
ratie). Da nun bie Ariftofratien 
bes Altertum und bed Mittelalters in dem 
modernen Staat fein Raum mehr ift, und 
ba auch die unmittelbare Demokratie fich, 
abgejeben von wenigen Berglantonen ber 
weiz, nicht mehr finbet, fo kann mar 

bie repräfentative Demokratie in ber That 
als die moberne R. bezeichnen. Diefe res 
präfentative R. gelangte namentli in 
Norbamerifg zur Ausbildung, indem fie 
bier aus ben von England mit herüber⸗ 
gebrachten been und Grundſätzen ber 
monarchiſch⸗-ariſtokratiſchen Repräfenta- 
tinnerfallung Dervorging. Das amerifa- 
niſche Vorbild fand dann in Frankreich 
Nahahmung, woſelbſt jetzt nad bem 
Sturz Napoleons III. wieberum eine re⸗ 
—A R. errichtet iſt. Auch der 
chweizeriſche Bundesſtaat hat eine reprä⸗ 
jentatio ⸗ republikaniſche Verfaſſung, wie 
nn auch dort bie meiſten einzelnen Kan⸗ 
tone eine ſolche angenommen haben. Un⸗ 
ter der Bezeichnung rote R. verſteht man 
die von dem —*88 Radikalismus an⸗ 
geſtrebte R. mit abſoluter Gleichſtellung 
der Individuen, welche nötigenfalls mit 
biutiger Gewalt (daher ber Name) ver: 
wirflicht werben ſoll; fcherzhaft auch als 
»das rote Geſpenſte (nad) dem Titel einer 
1851 erfhienenen Brofhüre von Romieu: 
»Le spectre rouge de 1852«)) bezeichnet. 
Auch die foziale R. wird oft fo bezeich- 
net, gleichviel, ob ihre Errichtung durch 
revolutionäre Gewalt oder auf frieblichem 
Weg erfolgen fol. Es ift dies der fozial- 
demofratiiche Zukunftsſtaat, in welchem 
ber Gefellichaft, d. h. allen ihren Gliedern, 
bei allgemeiner Arbeitöpflicht das gefamte 
Arbeitöproduft gehören ſoll, nach gleichem 
Recht, jedem nah jeinenvernunftgemäßen 
Bebürmiflen.Bgl.S ozialbemofratie. 
Kequirieren (Tat.), ettwas in Anfpruch 
nehmen, darum bitten, es fordern; Re⸗ 


Requirieren — Reſervieren. 


wifit, Erforbeenis; Reguifition, 
orberung, Ausichreibung von Lieferun⸗ 
gen, Hilfsjchreiben, daß Erſuchen, welches 
eine Behörde an eine andre richtet; Re: 
quifitionaipitem, Verpflegungsart im 
teg, bei welcher die ürfniffe der 
Truppen durch die Obrigkeit bes beſetzten 
Landes von den Einwohnern erhoben und 
ben Militärbebörben überwiefer werben. 
Neſervatrechte, vorbehaltene Rechte, 
wurben zur Zeit bes frühern Deutſchen 
Reichs diejenigen Rechte genannt, welche 
bem Kaifer (f. d.) von feiner Machwoll⸗ 
fommenbeit übrig geblieben waren und 
ihn vor den Reichsfländen auszeichneten. 
Am dermaligen Deutidden Reich verfteht 
man unter Rejervatrechten bie befondern 
Rechte einzelner Bundesſtaaten, welde 
nach gewilien Richtungen hin von der 
Kompetenz bed Reichs erimiert find. Dies 
gilt una von Bayern infofern, als 
jich Die Reichsgeſetzgebung über Heimats⸗ 
und Nieberlaffungsverhältnifie auf dieſen 
Bunbesftaat nicht erftredt. Ebenfo find 
die bayrifchen Eifenbahnen ber Oberauf⸗ 
ſicht des Reichs nicht unterfiellt. Ferner 
iſt die Verwaltung des Poft- und Tele 
graphenweſens in Bayern und ebenfo in 
Württeniberg Lanbes=, nicht Reichsſache. 
Weiter ift für Bayern, Württemberg und 
Baden bie Beſteuerung bes inländiichen 
Branntweins und Biers Landes fache ge 
blieben. Reichsgejehliche Normen über 
bas Immobiliarverſiche gweſen Tön- 
nen in Bayern nur mit Zuſſimmung ber 
dortigen Landesregierung Gültigkeit er: 
langen. Beſonders wichtig aber find bie 
Eremtionen, weldhe Bayern und Würt: 
temberg in Anfehung bes Militär weſen⸗ 
zugeltanden find. Endlich gehört hierher 
die Beitimmung, wonach bie Hanfeftäbte 
Bremen und Hamburg mit einem zwed- 
entſprechenden Bezirk als Freihäfen außer: 
bald der Zollgrenze unb damit außerhalb 
des beutichen Zollgebiets ftehen. Derar- 
tige R. ber einzelnen Bunbesftaaten kön: 
nen nur mit Zuflimmung bes berechtigten 
Bundesftaats eine Abänderung erleiden. 
Refernieren (lat.), aufbewahren, fi 
etwas vorbehalten; referviert, zurüd- 
baltend;Refervat, Rechtsvorbehalt; Re- 
servatum ecclesiasticum (geiſtlicher 





| Refidieren — Rettungshäufer. 


Borbehalt), Beftimmung im Augsburger 
Religionsfrieden von 1555, wonach jeder 
Seiftliche, welcher zur Sangeki chen Kirche 
übertreten würde, auf fein Amt verzichten 
ſoſlte, ward trot des Wiberflands der pro- 
teftantifchen Stände in den Reichsabſchied 
aufgenommen, aber nur in Süd⸗ und 
Weſtdeutſchland beachtet. 

In militärischer Beziehung verſteht 
man unter Rejerve bie für den Kriegs⸗ 
fall und für den Notbebarf bereit gehal- 
tenen Zruppenmaflen (ſ. Erjaywejen). 
Reſervefonds ift derzurDedung etwai⸗ 

er Berlufte vorbehaltene Vermögensbe⸗ 

and, für den ein befonberes Refernes 
fondskonto geführt wird; namentlich 
bei Aftiengefellz haften und Genoſſenſchaf⸗ 
ten üblich und notwendig. 

Kefibieren (Iat.), jeinen ftändigen 
Aufenthalt haben, befonders von fürft- 
lichen Perfonen; naher Refidenz (v.Iat. 
residentia), fejter Aufenthaltsort bes 
Staatsoberhaupts und der höchſten Be 
Hörben, in der Regel die Hauptitabt (Re⸗ 
fidenzitadt) be Landes. Dann verſteht 
man barunter auch den Aufenthalt eines 
Fatholifchen Geiftlihen in feinem Kirch: 
fprengel, weldjer, eingeriffenen Mißbräu⸗ 
chen zu fleuern, vom Tribentiner Konzil 
allen fungierenden Kirchendienern zur 
Pflicht gemacht ift, beſonders den Biſchö⸗ 
fen, Stifts- und Ordendobern und Pfars 
rern. Refident (Minifterrefident 
ift auch ber Amtstitel einer gewiſſen Klaſſe 
der Gefanbten (ſ. d.). 

Keftribieren (Iat.), fchriftlichen Be⸗ 
fcheid erteilen; Reſkript, fchriftlicher 
Beiheid, namentlih bie Verfügungen 
und Erlafle der Oberbehörbe im Gegen- 
fat zu den Defreten ber Unterbebörben. 

Reſolvieren (lat), einen Beichluß, 
eine Entichließung fallen; Rejolution, 
Beſchluß, Entſcheidung einer Behörde; 
im politiſchen Sprachgebrauch Meimungs- 
äußerung einer Abgeordnetenverſamm⸗ 
lung, welde einen Einfluß auf die Re 
gierung ausüben fol; auch zur Bezeich⸗ 
nun Refultats von Beratungen, 
welches in Form eines Beichluffes feſtge⸗ 
ſtellt wird, überhaupt gebräuchlich. 

Reffort (franz., Ipr. Hör), Springfeder; 
Tach, Geſchäftskreis einer Behörde (ſ. 
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Kompetenz); reffortieren, in einen 
gewilien Se päfteTeeis ehören. 

Reftanratien(lat.), ieherherilelung, 
in politifcher Beziehung die Wieberberitel: 
lung eines frübern Zuitands, 3. B. bie 
Wiedereinſetzung einer durch Revolution 
vertriebenen Dynaltie, befonbers bie ber 
Stuarts (1660) und der Bourbonen (1814 
und 1815); Reſtaurationsepoche, bie 
Zeit vom erſten Parifer Frieden bis zur 
Sulirevglution 1830, als Die Zeit reaktio⸗ 
närer poliit der Kabinette. 

Reftituieren (Iat.), wieberherftellen, 
wiebererftatten; Reftitution, Wieber- 
berftellung; Restitutio in integrum, 
Wiedereinfegung in ben vorigen 
Stand (ſ. d.). 

Retinieren (lat.), zurück⸗, vorenthal⸗ 
ten; Retention, Borenthaltung; Re: 
tentionsreht, Zurückbehaltungsrecht, 
die Befugnis, eine fremde Sache fo lange 
zurüdzubebalten, bis die mit der auf die 
Herausgabe der Sache gerichteten Forde⸗ 
rung gulammenhängenben Öegenan: 
ſprüche befriedigt find. 

Retorquieren (Iat., >»zurüdbrehene«), 
erwidern, eine Retorfion Ri b.) anwenben. 

Retorfiou (lat.), die Erwiderung nad): 
teiliger Anordnungen der einen Staats- 
tegierung durch jene gleichfalls benachtei- 
ligende Maßregeln ſeitens einer andern. 
Die R. if ber Beranlaffung und dem 
Zwed nad mit ben Reprefjalien 6! b.) 
verwandt, unterfcheibet fich aber injofern 
von ihnen, als leßtere bie Erwiderung 
einer ungerehhten Handlung mit einer 
gleichen End, während bie R. fih nur 
gegen eine unbillige Maßregel bes andern 

eils richtet. Die R. hält fi daher an 
und für fi innerhalb der Grenzen eines 
rechtlich zuläffigen Verfahrens. Als Re 
torfionen werden z. B. gebraucht Die Ent- 
ziehung von Vergünftigungen, welche den 
Unterthanen des andern Staats einge 
räumt waren, und bie zuflegung von 
Cingangazöllen (Metostionezd len) 
auf ort Hr er nk (he dem 
ettung er, Anſtalten zu 

Zweck, verwahrloſte Kinder zu beſſern und 
je bilden, in Deutſchland zuerfl von Fel⸗ 
enberg, lozzi und Joh. Falk errichtet. 
Bekannt iſt befonders das Rauhe Haus in 
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Hamburg. Nad dem deutſchen Strafge 
ſetzbuch ($ 55) find jugenbliche Verbrecher 
unter zwölf Jahren, gegen welche eine 
ftrafrechtliche Berfolgung nicht aufäffig ift, 
in einer Erziehungs = oder Beſſerungsan⸗ 
ftalt unterzubringen, nachdem durch Be: 
ſchluß der Vormundſchaftsbehörde die Be- 
ehung ber Hanblung feitgeftellt und bie 
nterdringung für zuläffig erffärt wor: 
den ift. In neuerer Zeit find auch für 
Srwachfene R. gegründet worden, na= 
mentlich für proftituierte Frauensperſo⸗ 
nen (fogen. Magdalenenftifter). 
Reunionsklage,i. Dismembrieren. 
Reuß ältere Linie (Reuß⸗Greiz), 
ürftentum und Bundesſtaat bes Deut: 
hen Reichs, 316 qkm, 50,782 meift 
evangeliich=Tuther. Einwohner; Haupt 
und Refidenzftadt: Greiz mit 12,657 
Einw. Die monardifch: Tonftitutionelle 
Staatsverfaſſung ift durch die Verfaſ⸗ 
fungsurfunde vom 28. März 1867 nor: 
miert. Der nach bem Eintammerfyftem 
berufene Landtag fest fih aus 12 Ab: 
geordneten zufammen, von welden 3 
vom Fürften ernannt, 2 von ben Rit- 
tergutäbefigern, 2 von ber Stadt Greiz 
1 von ber Stadt Zeulenroda unb 
von den Landgemeinden in inbireftem 
sahlberfahten auf je ſechs Jahre gewählt 
werben. An der Spite bes Staats ſteht 
ber Fürſt (»Durchlaucht«). Die Staatsver⸗ 
waltung wird von der Landesregierung 
in Greiz geleitet, neben welcher das fürſt⸗ 
nik geheime Kabinett, zugleich als Mi- 
nifterium des fürftlichen Haufes, und bie 
Kammer für die Verwaltung des Domi- 
nialvermögens beftehen. In Anfehung 
ber Rechtspflege bat ſich bas Fürſten⸗ 
tum dem gemeinfchaftlichen thüringifchen 
Dberlanbesgericht zu Jena angefchloffen. 
Das Landgericht bes Fürſtentums ift in 
Greiz errichtet; Dimtagerichte befteben in 
Burgk, Greiz und Zeulenroda. Laut Mi- 
litärfonvention vom 15. Sept. 1873, 
weldye an Stelle der frühern Konvention 
vom 26. Jun 1867 abgeſchloſſen ward, 
iſt die geſamte Militärverwaltung der 
Krone Preußen übertragen, und zwar iſt 
zur Aufnahme der Mannſchaften aus 
en beiden Fürſtentümern Reuß ältere 
und jüngere Linie und aus dem Herzog⸗ 
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tum Sachſen⸗Altenburg vorzugsweiſe das 
7. thüringiſche Infanterieregiment Nr. 96 
beftimmt, welches der 18. Divifion des 
4. Armeekorps (Magdeburg) zugehört. 
Die Staatseinnahme des Fürſtentums 
wurde für das Jahr 1881 auf 559,193 Mk. 
veranſchlagt, welcher Ausgaben im gleichen 
Betrag gegenüberſtanden. Die verzins⸗ 
liche Staatsſchuld betrug 1880: 906,300 
ME., bie unverzindfiche 118,995 DIE. Das 
Wappen ber beiden reußijchen Fürftentü⸗ 
mer bat vier Felder, in beren erftem und 
viertem ein aufrecht ſtehender Löwe in 
ſchwarzem Feld, in_ deren zweiten und 
drittem ein goldner Kranich in ftlbernem 
Feld zu ſehen if. Das Wappen ift mit 
drei Helmen bebedt und wirb Yon zwei 
Löwen gehalten. Die Landesfarben find 
Schwarz, Rotund Gelb. Das Fürftentum 
entjendet einen Abgeorbnieten zum deut⸗ 
hen Reichstag und führt im Deutfchen 
Bundesrat eine Stimme. 

Neuß jüngere Linie, Fürftentum unb 
Bundesflaat des Deutjchen Reichs, 829 
qkm, 101,265 Einw.; Haupt: und Refi: 
benzitabt: Gera mit 20,810 Einw. Die 
Staatsform ift die einer Tonftitutionellen 
Erbmonarchie, welche durch das revidierte 
Staatsgrundgefeb vom 14. April 1852 
und durch die Nachtragsgefebe vom 16. 
Mai und 10. Suni 1856, 19. Juli 1867 
und 18. Juni 1868 normiert if. Die 
Landesvertretung, welche nach dem Ein- 
kammerſyſtem eingerichtet ift, befteht aus 
einem Landtag von 16 Abgeordneten, näm- 
lih dem Befiter de8 Paragiums Reuß— 
Köftrig, 3 Abgeordneten der Höchſtbe⸗ 
fteuerten und 12 and allgemeinen biref: 
ten Wahlen hervorgehenden Abgeorbneten. 
Die Legislaturperiode ift eine breijähbrige. 
An der Spige des Staats fleht der Fürſt 
(»Durdlaudt«). Alle Fürften und Prinzen 
des Haufed Reuß führen feit alten Zeiten 
ben Namen » Heinrich, und zwar zählt 
bie Ältere Linie hierbei ſtets bis 100 und 
beginnt dann wiederum mit 1, währenb 
die jüngere Linie nur bis zu Ende bes 
Sahrhunderts jeweilig fortzählt und dann 
wieberum mit 1 anfän t. Die oberfte 
Staatsverwaltungsbehörde ift das Mini⸗ 
iterium in Gera, welches in die fünf Ab- 
teilungen für bie Angelegenheiten bed 
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ürftlichen Haufes, für die Zuftiz, für das 
Innere, für Kirchen- und Schulſachen 
nd für bie Finanzen zerfällt. Zum 
zweck ber innern Landeöverwaltung if 
a8 Land in die Landratsamtsbezirke Gera 
nd Schleiz eingeteilt. Das Fürftentum 
t an dem gemeinfchaftlichen thüringi⸗ 
herr Oberlanbeögeridht zu Jena mitbetei- 
igt. Es befteht für dasſelbe ein Landge⸗ 
icht zu Gera, welches die Amtsgerichts⸗ 
ezirke Gera, —— Hohenleuben, 
obenſtein und 9 eiz umfaßt, beögleichen 
en weimarifchen Kreis Neuſtadt a.O. Die 
Rilitärverhältnifie find ebenfo wie in bem 
rürftentum Reuß ältere Linie georbnet. 
rür bie Finanzperiode 1873— 80 ift bie 
ihrfiche Staatseinnahme auf 1,117,146 
Nk., Darunter 156,000 ME. Grunöfteuer, 
54,000 ME. Klaflen: und Einfommen- 
teuer, bie jährlie Ausgabe aber auf 
‚115,168 Mf. veranfchlagt, wovon 
39,955 ME. auf die Zuftiz, 179,258 ME. 
uf Kirchen und en unb 174,749 
Re. auf die innere Landesverwaltung 
ntfallen. Die Staatsſchuld belief fi 
880 auf 1,040,550 ME. und 319,432 ME. 
n unverzingliden Vorſchüſſen aus ber 
teichskaſſe. Das Landeswappen iſt bas- 
elbe wie für Reuß ältere Linie. Die Lan⸗ 
esfarben find Schwarz, Rot und Gelb. Im 
eutſchen Bundesrat führt dns Fürften- 
um eine Stimme und entfenbet zum 
eutfchen Reichstag einen eorbneten. 
gl. Brüdner, Landes: und Volkskunde 
es Fürftentums R. (1870, 2 Bbe.). 
Kevacrinatien (Iat.), bie Wiederim⸗ 
fung Erwachſener, geichieht am beiten 
He zehn Jahre; nad dem Reichsimpf⸗ 
efeb muß bie erfte R. im zwölften Lebens⸗ 
ahr vorgenommen werden (f. Impf⸗ 


wang). 
Revers (Int), Kehr⸗, reſp. Wappenſeite 
iner Münze; ſchriftliche Verpflichtung, 
twas zu leiſten oder zu unterlaſſen. 
Revberſalien (Reversbriefe, Re: 
‚erfe, lat. Reversales), die Erflärung, 
urch die ein Kürft beim Antritt feiner 
Regierung, bei der Hulbigung ber Stände 
der Geiäßnlichen Gele iten die Rechte, 
greiheiten und Privilegien feiner Unter: 
banen m 
fenillen Iat.), nochmalige Durchſicht, 
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Prüfung; revibieren, durchſehen, bie 
NRichtigfeit einer Rechnungslegung, einer 
Gefchäftsführung 20. Überwachen und 
prüfen. Im Rechtsweſen bezeichnet man 
mit R. ein Rechtsmittel, durch welches 
einenohmalige Prüfung und Entfcheidung 
einer Rechtöfrage in höherer Inſtanz vers 
anlaßt wird. Die deutſche Zivilprozeßord⸗ 
nung ($$ 507 1) insbefonbere ftatuiert 
gegen die zweitinſtanzlichen Enburteile ber 
Oberlandesgerichte das Rechtsmittel der 
R., doch ift die Sutäffigfeit desfelben ber 
Regel nach durch einen Wertbetrag bes Be: 
Ihwerbegegenftanbs von mindeitens 1500 
ME(Revifionsfumme)bedingt. Diefe 
R. bezweckt jedoch feineawen® eine nochma⸗ 
lige Verhandlung und Prüfung ber That- 
umſtände, jondern lebiglich eine wieder: 
polle Erörterung und Entjcheibung ber 

echtsfrage. Sie Tann baher nur auf eine 
angebliche Verlegung eines Gejetes durch 
die Vorentfcheibung und zwar entweder 
eines Reichsgeſetzes ober eines Geſetzes, 
befien Geltungsbereich fich über. ben Be⸗ 
zirk bes Berufungsgericht? hinaus erfiredtt, 
geftüt werben. tiber bie R., welche 
innen einer einmonatigen Friſt von ber 
Zuftellung des zweitinftanzlichen Urteils 
an (Revifionsfrift) eingelegt werben 
muß, entidheibet das Reihögericht, R 
Bayern, welches allein von ber Befug⸗ 
nis zur Errichtung eines höchſten Landes- 


ichtshofs Gebr t bat, ent- 
Üeidet aß nberfie Banbeöperiit über bie 


R. in Ianbesrechtlichen Angelegenheiten, 
wäbren fie in reichsrechtlichen ragen auch 
in Bayern an das Neichsgericht geht. In 
Strafſachen ift das Rechtsmittel der R. nach 
ber deutſchen Strafprozeßordnung (F8 374 
Lem lee ber Hanbgeriöhte —2— 

rgeri geben und zwar e 8 
nur für Den Kulleiner etwaigen Berlebung 
eines Geſetzes durch das angefochtene Er⸗ 
fenntnis. Gine ſolche Geſetzesverletzung 
liegt 3. B. dann vor, wenn das erfennende 


Bericht ober die Geſchwornenbank nicht 
vorſchriftsmãßig befeßt war, wenn das 
Gericht feine Zuſtändigkeit mit Unrecht 
angenommen bat, ober wen liberhaupt 


eine Rechtonorm nicht ober nicht richti 
he en ih PEN, 
(rin beträgt in Strafſachen eine Woche, 


Pe 
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Als Revifionsgerichte fungieren, wenn es Innern des Palafles durch eine Intrig 
fih um die Anfechtung vom Orteilen ber | vollzieht, unb wobei alsbald ein andre 
Straffammern ber Lanbgerihte in ber |an bie Stelle des geſtürzten Monarchen 
Berufungsinftang oder von eftinflan: efeßt wird, Teine eigentliche AR. Eine 
lichen Urteilen berfelben handelt, bie] jolche kann aber nidht nur von ben Re 
Straffenate der Oberlanbesgerichte, —* gierten, ſondern auch von den Regierenden 
nur dann, wenn die R. ausſchließlich auf ins Werk gelest werden. Revolutionen 
die angebliche Verlegung einer lanbesge: | der Ießtern Art waren 3. B. die Umwand⸗ 
jeglichen Beitimmung geftütt wirb. Hans lung ber franzöfifchen Republik in ein 
delt es fich dagegen um die Berleßung | Kaijerreich dadurch, daß fich Napoleon L 
einer ah Norm, alfonament: | vom Erften Konful zum Kaifer erheben 
Al einer Be mmung de Reichsſtraf⸗ Tieß, fowie nachmals bie Proklamierung 
geſetzbuchs, fo gebt Die R. an das Reiche | des bisherigen Präfidenten der Republik 
gericht, welches auch über die gegen Ur | zum Kaifer als Napoleon III. Wird eine 
teile der Schmurgerichte eingelegte R. Öolche R. raſch und plöklich in Szene ge 
allein zu entiheiden Hat. — Im Rede | jet und burchgeführt, fo pflegt man von 
nungswefen verfieht man unter R. biejeinem Staatsſtreich zu fprechen. Bei 
nochmalige Prüfung einer Rechnung, und | denjenigen Revolutionen aber, welche von 
zwar werben bie Staat& und Gemeinbe: | ben Regierten ausgehen, find wiederum 


rechnungen regelmäßig durch beſonders 
dazu angeftellte Beamte (Reviforen, 
Reviſionsbüreaus) revidiert. 
Fran bezeichnet man mit R. bie 
i 


wei Faͤlle zu unterſcheiden. Es iſt nãm 
ich einmal möglich, daß die R. nur durch 


n ber | Einzelne und zwar namentlich Durch bie 
urdh | Ariftofratie eines Landes ausgeführt wire, 


dt und erneute Prüfung von Staats⸗ wie dies z. B. im alten Rom bei dem 
verträgen ober Geſetzesbeſtimmungen, um | Sturz des Königtums durch die Patrizier 
diefelden mit ben veränderten Zeitverbält- | ber Fall war, ober daß die Maſſe bes 
niffen in Einklang zu bringen, zu welchem | Volks ſich gegen die beſtehende Staats: 


zwei 
ommiſſionen gebildet werden. 


nicht felten befonbere Revifionss | regierung erhebt, um berjelben ein ge 


waltfames Ende zu bereiten. Zumeilen 


bachte Art verftanden. Dabin gehört 


Revolte (franz.), Empörung; revol⸗wird unter R. ausfchließlich diefe ehe 
0 
che 


tieren, fich empoͤren. 
Revolution (mittellat., »Umwãlzun 


Ambrebunge) eine gewaltfame Umgeat d789 
itiſchen oder im fozialen Leben | richtung der erften franzöfifchen Republik 
ber Völker; revolutionär, die. betref: | führte. 


tung im po 


. bie große franzöfiihe N., wel 
ihren Anfang nahm und zur Er- 


Die Urſachen einer fo 


fend, bei einer folchen beteiligt. Im engern | findnacheinem Ausfprug Friedrichs d. Gr. 


und eigentlichen Sinn aber veriteht man in ben Geſetzen ber 


enfhennatur zu 


unter R. bie ngehelung einer beftehen= | fuchen. Sie erfcheinen regelmäßig als 


den Staatöverfa 


Den Gegenfat zu der R. in biefem Sinn 
bildet die Reform (f. b.), d. h. die plan- 


mäßige Veränderung derStaatsverfaffung, | Freiheitärechte ber Staatsbürger 
welche fi auf verfaffungsmäßigem Weg | den 
vollzieht. Hiernach gehört zu dem Wefen | Staatslaften , 
ver R. eine gewaltfame Umgeitaltung ber | feitens ber Staatsregierung, Zerfpfitte 

i ein gewalt- | rung einer Nation in eine größere 


Regierungsform, nicht blo 


fung, welche wiberrecht: | der lange verhaltene gewaltfame Ausbruch 
lich, d. 5. mit Verlegung ber Rechtsord⸗ menſch a Leidenſchaften 
nung des Staats, bewerkſtelligt wird. längere 


welchem ein 
eit hindurch währender Trank: 
after Zuſtand vorausging, wie z. B. 
ißachtung und Beeintr ung De 


egenten, Aufbürbung übermäßiger 
Berfafiungsverlebungen 


nzahl 


famer Wechiel in ber Perfon bes Regie: | Hleinerer Staatsweſen ohne einheitli 


renden, und ebendarum i 
Palaftrevolution, d. 
eines Staatsbeherrfchers, 


eine fogen. | Gefamtorganifation u. dal. 
. ber Sturz | diefen Allen buch bie FJ 
welcher ſich im / Vornahme von Reformen ber 


allen 


—* 


vor⸗ 


kann 
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yebeugt werden, zumal ba fich das Nahen 
»es Sturms zuvor durch warnende An- 
‚eichen — t, wie z. B. durch dauernde 
Anzufriedenbeit, Ungehorſam, Verſchwö⸗ 
ungen und ſogen. paſſiven Widerſtand 
‚ver Bevölkerung, indem dieſelbe nur ge 
wungen ihren ftaatlihen Obliegenheiten 
vachfommt. Kommt ed aber wirklich zum 
Yusbrud der R., dann pflegt das Volk 
elten Bei feinen urfprünglichen bitigen 
korberungen ftehen zu bleiben, und der 
emäßigten ftellt fi) bald eine radifale 
Bartei entgegen, beren Siegbie Schreckens⸗ 
errſchaft bedeutet. Eine ſolche läßt aber 
Asdann regelmäßig in der Maſſe des 
Folks nad) Furzer Friſt das Bebürfnig 
sach Ruhe als das unbebingt vorberr- 
chende erfcheinen, und biefer Umftanb 
yat fchon wieberholt und zwar nament- 
ich in Franfreih, »bem Lande ber Re: 
olutionen⸗, wiederum zur Gewaltherr- 
chaft eines einzelnen Ujurpators geführt. 
Biel erörtert tft endlich die Frage, ob 
a3 Volk ein Recht zur R. babe. Jeden⸗ 
aus ift dieſe Bragt vom Rechtsftandpuntt 
8 zu derneinen, denn bie R. ift an und 
ür fich immer etwas Rechtswidriges; fie 
barafterifiert fi} ja gerade als eine Um⸗ 
jeftaltung des Staatsiwefens im Weg ber 
Rechtsverlegung. Dazu kommt, daß eine 
ede R. vom vollswirtichaftlihen Stand» 
unkt aus wegen ber bamit ——— 
ief gehenden ng aatli 

ınd ber — — Berhältniffe, 
vegen ber Störung ber öffentlideen Orb- 
rung und wegen ber durch fie verurfachten 
Beeinträchtigung des Kredit der einzelnen 
Bürger, wie des Staats jelbft flets zu be- 
Tagen ift. Betrachtet man aber eine R. 
ıicht als eine —— at fondern 
18 eine Raturerfcheinung im Völferleben, 
velche durch den Rotftand, dem fie ein 


Snde macht, hernorgeruien ward, jo kann 
hr auch bie innere ng nicht ab⸗ 
jefprochen werden; man Denke nur an 


te Befreiung Griechenlands von ber Tür- 
enherrſchaft oder an die Aufeihtung 
‚es einigen Italien, welche ſich ebenfalls 
zrößtenteils im Weg der R. vollzog. Frei⸗ 
ich en dazu, daß diefe Berechtigung 


‚urch den Erfolg dargethan werbe, denn 
‚er mißlungene — einer R. wird 
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immer nur als ein ſtrafbares Unrecht, als 
vet oder Rebellion (Revolte) da⸗ 

eben. Die Frage, ob eine vollendete R. 
als gerechtfertigt erfcheinen könne oder 
nicht, ift eben nicht vom rechtlichen, ſon⸗ 
bern vom biftorifch-politifchen Standpunft 
aus zu beantworten. 

Kebue (franz., ſpr. röwäh), Heerſchau, 
ee bes felddienfttlichtigen Zus 

ands ber Truppen; dann Titel von Zeits 
ſchriften, wie ber 1831 von Buloz in Paris 
gegrünbeien »B. des Deux Mondes« und 
»Deutihen R.e; überhaupt Bezeich- 
nung für Zeitfchriften, welche regelmäßig 
Rundſchau auf dem Gebiet bes politifchen 
und des Kulturlebens halten (gleich dem 
englifchen Review [ipr. röwjuh) und dem 
deütſchen Rundſchau). 

Bex apostolieus (lat), ſ. Apoſto⸗ 
liſcher König. 

x Ndelissimus (lat.), ſ. Aller: 
getreuefier Sohn ber Kirche. 

Bex non moritur (lat., »der König 
flirbt nichte), Prinzip der Erbmonardhie, 
dem zufolge nach dem Tode bes biäherigen 
Inhabers ber Krone fofort der Nachfolger 
an befien Stelle tritt. Dies beutete in 
Frankreich die Formel an: »Le roi est 
mort, vive le roi!« (Der König ift tot. 
es lebe der König !«) 

Rezenfion (Tat), kritiſche Durchſicht; 
Beurieilung und Beſprechung eines 
Schri 8 ober einer künſtleriſchen Lei⸗ 
flung in einem Öffentlichen Blatt; Rezeu⸗ 
fent, Berfafler einer ſolchen. 

Rezeß (lat., »Rüdtritt«), Enbrefultat 
gepflogenet Verhandlungen, insbeſondere 

ereinbarung liber flreitige Familienan⸗ 
gelegenheiten, zwischen bem Landesherrn 
und den Ständen; Reichstags, Landtags⸗ 
abſchied (ſ. Abſchied) Rezeßgelder, 
früher eine beim Bergbau übliche Abgabe 
an ben Landesherrn. 

Resipieren (Tat.), auf⸗, annehmen; 
tezipiertes Recht, das von einem Volt 
angenommene fremde Recht, 3. B. das 
römische in Deutſchland. 

Eheder, |. Reeder. 

ubund, Staatenbund, welcher un⸗ 
ter dem protektorai Napoleons J. auf den 
Trümmern bes —— Reichs 7— 
ward. In dem Lüneviller Frieben (1801) 
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hatte Deutichland das ganze linke Rhein⸗ 
ufer an Frankreich verloren. Diejenigen 
beutfchen Fürſten aber, welche bort ihrer 
peligungen verluſti gegangen waren, 
wurden dadurch — * t, daß man zu 
einer Sälularifation geiſtlicher Territo⸗ 
rien ſchritt, d. h. dieſelben weltlichen Staa⸗ 
ten einverleibte, und dadurch, daß man die 
——— der freien deutſchen Reichsſtädte 
einem Territorialherrn unterwarf,⸗ media⸗ 
tiſierte«. Dies Entfchädigungswert fand 
in dem Reichöbeputationshauptichluß vom 
25. Febr. 1803 feinen Abſchluß. In dem 
ür Ofterreich bemütigenben Frieden von 

reßburg (26. Dez. 1805) mwurbe an 
Bayern und Württemberg bie Königs: 
würde verliehen, unb bie ſüd⸗ und welt: 
beutichen Staaten wurden bemnädft von 
Frankreich genötigt, fi zu dem R. zu 
vereinigen. Die urjprünglichen Mitglie⸗ 
ber bed Bunbes waren: bie Könige von 
Bayern und Württemberg, ber Kurfürft- 
Reichserzkanzler (Dalberg), welcher ben 
Titel »Fürft-PBrimase, fpäter »Großher⸗ 
30g von Frankfurt«, erhielt, ber Kurfürft, 
jet Großherzog von Baben, der bisherige 
Herzog, nunmehr Großherzog von Kleve 
und Berg (Napoleons Schwager Murat), 
ber bisherige Landgraf, jet Großherzog 
von Heſſen⸗Darmſtadt, ber bisherige Fürſt, 
nun Herzog von RaffausUfingen, der Fürft 
von Faffauıe Weilburg, bie Fürften von 
gobengollern- Hein en und Hohenzollern⸗ 

igmaringen, die Fürſten von Salm⸗ 
Salm und Salm-Kyrburg, ber Fürſt von 
Iſenburg⸗Birſtein, ber Herzog von Aren- 
berg, ber Fürft von Liechtenſtein und der bis⸗ 
Kripe Graf, nunmehr Fürſt von der Leyen. 

päter fam dann noch der Kurfürft von 
Würzburg (früher Kurfürft von Salz: 
burg, reſp. Großherzog von Toscana) bin» 
iu. Die Berfaffungsurfunde bes Bundes, 
ie Rheinbundsafte, warb 12. Juli 
1806 zu Münden unterzeichnet, und 1. 
Aug. 1806 zeigten die Rheinbunbs: 
fürften ihre Losfagung vom Deutfchen 
Reich an, eine Erklärung, welche der 
beutiche Kaifer Srang IT 6. Aug. 1806 
mit ber Nieberlegung der beutfchen Kaiſer⸗ 
frone beantwortete unter gleichzeitiger 
Annahme bed Titels eines Kaifers von 
Ofterreih. Damals tauchte bereit3 bie 


Rheinbund. 


bee zur Gründung eines »norbdbentfchen 

eichs bunds« mit preußiſcher Spitze auf; 
allein bie furchtbaren Schläge, che 
Preußen in dem nun folgenden Krieg mit 
Igereig erlitt, vereitelten alle derartigen 

läne, und die kleinern norbbeutfcen 
Staaten, ſoweit fie nicht ihre Selbftändig: 
feit verloren, mußten ebenfall3 dem NR. 
beitreten, und zwar trat 11. Dez. 1806 
zunächſt der Kurfürft, nunmehr König 
von Sachen bei. Ihm folgten die ſächſiſchen 
Herzöge, bie Fürften von Schwarzburg 
und bie Herzöge von Anhalt, die Füͤrſten 
von Kippe, die Herzöge von Mecklenburg, 
ber Herzog von Oldenburg und ber Für 
von Walde. Preußen aber mußte im 
Seieben von Tilfit (9. Juli 1807) feine 

efigungen zwichen Rhein und Elbe und 
ben größten Teil feiner polniſchen Be 
figungen abtreten und den R.anerlennen. 
Der Kurfürft von Heſſen-Kaſſel, der Her: 
309 von Braunfchweig- Wolfenbüttel und 
ber Fürst von NaffausDillenburg, welcher 
Fulda erhalten hatte, wurden vertrieben, 
und Napoleon I. bildete aus frühern Zei: 


növerfchen, beififhen und braunſchwei⸗ 
gifchen Landen dag Königreih Wefifalen, 
welches er feinem Bruber Jerdme verlieh. 
Die gefamte reichöfreie Ritterfchaft aber 


| 


en der preußifchen Monarchie, aus han⸗ 


und viele ehemalige Reichsftände wurden 
ben Rheinbundsfürften unterworfen, was 


man ebenfalls als Drediatifierung bezeich 
nete. Das Organ bes Rheinbunds * 
eine Bundesverſammlung in Frank—⸗ 


furt a. M. ſein, welche aus dem Kollegium 


der Könige und Großherzöge und dem Kol⸗ 
legium der Fürſten beſtehen ſollte, aber 
nie berufen worden iſt. Der R. war mit 

ankreich zu einem Schutz⸗ und Trutz⸗ 
ündnis unter dem Protektorat Napoleons 
verbunden. Seit 13. Dez. 1810 waren 
Teile des Großherzogtums Berg, bed Ko⸗ 
nigreich8 Weſtfalen, die Länder ber Her: 
gene von Oldenburg und Arenberg und 
er Fürſten von Salm, die drei Hanfe 
ftädte und Lauenburg ber franzöſiſchen 
Monarchie gerabezu einverleibt worden, 
und tbatfächlich ftanden bie füntlichen zum 
R. geherigen Lande unter Frankreich 
Botmäßigfeit, eine Zeit, die man mit 
Necht biejenige Deutſchlands in feiner 





Rhetor — Ritus. | 


tiefften Erniebrigung genannt hat, bis fi 
dann infolge ber Erhebung bes beutfchen 
Bolfs 1813 der R. thatfächlich auflöfte. 
Die deutichen Staaten aber wurden in 
Folgezeit zudem DeutfhenBund (f.d.) 
vereinigt. Vgl. Winkopp, Der Rheiniſche 
Bund (Zeitſchrift, 1807 — 13, 23 Bde.); 
v.Berg, Abhandlungen zur Erläuterung 
ber rheinifhen Bunbesafte (1808); Zin⸗ 
tel, Entwurf eine? Staatsrechts für den 
R. (1807); Zachariä, Jus publicum 
avitatum, quae foederi rhenano ad- 
scriptae sunt (1807); Klüber, Staats⸗ 
recht des Rheinbunds (1808); Behr, 
Spitematifche Darftellung bes beinijgen 
Bundes (1808); Häuffer, Deutiche Ge⸗ 
ſchichte vom Tod Friedrichs d. Gr. bis 
zur Gründung des Deutſchen Bundes, Bd. 
2 u. 3 (4. Aufl. 1869). 

Khetor (griech.), Redner, Lehrer der Be- 
redſamkeit; Rhetorik, die Theorie der 
Redekunſt, neuerdings infolge bed Auf: 
ſchwungs bes öffentlichen Lebens auch in 
Deutfchland gepflegt. 

chter, Beamter, welchem bie Ent- 
ſcheidung vor Gericht anhängig gemachter 
Rechtsſachen zufteht. Unterfuhungs: 
richter, Gerichtäbeamter, ber nur bie 
Vorunterſuchung zu führen bat, an ber 
Ürteilsfällung ſelbſt aber nicht teilnimmt. 
Die Stellung und Zuftändigfeit der R. ift 
durch das deutſche Gerichtsverfaſſungsge⸗ 
ſetz vom 27. Jan. 1877 normiert (ſ. Ge⸗ 


richt). 

Right of petition (engl., ſpr. reit of 
pẽtiſch'n), |. v. w. Petitionsrecht. 

Rinderpeſt (Viehſeuche, Viehſter⸗ 
ben, Löſerdürre), anſteckende fieber⸗ 
hafte Orfranfung be Rindviehs, beginnt 
mit Mattigfeit, Appetitlofigfeit, anfangs 
Berftopfung, dann Durdyfall, endet fehr 
oft töblich. Eigentlich Behandlung meift 
erfolglos; amtliches Zwangsverbot ber 
Einführung von Vieh aus Gegenden, wo 
die R. herrſcht, ſchützt am ſicherſten vor 
Verbreitung. Als Zeit des Erlöſchens der 
Seuche kann man 21 Tage nach dem letz⸗ 
ten Todesfall annehmen. Für das Deutſche 
Reich ſind die nötigen Vorſchriften über 
die tabege in gegen die R. durch Bunbes- 
Reichs⸗) Gefeh vom 7. April 1869 gegeben 
(Bunbeögefetblatt, S. 105 ff.) Die revi- 

Staatslexikon. 
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dierte Inſtruktion zur Ausführung dieſes 
Geſetzes datiert vom 9. Juni 1873 —* 
geſetzblatt, ©. 147 ff.). Für die auf An- 
ordnung ber Behörbe getöteten Tiere, ver: 
nichteten Sachen und enteigneten Pläte 
fowie für die nach rechtzeitig erfolgter An⸗ 

eige des Beſitzers gefallenen Tiere wirb 

er durch unparteiifhe Taratoren feftzu- 
ftellenbe gemeine Wert aus ber Rei 
kaſſe vergütet. 

Ritter, ehebem Krieger zu Pferd, welche 
im alten Rom und nachmals in ben 
Staaten des Mittelalters einen befonbern 
Stand bildeten. In Deutihland ent- 
widelte fich, wenigftens teilweije, aus ben 
Rittern der Adel, und die Reichsritter⸗ 
haft (f. d.) behauptete bis zu Anfan 
dieſes Jahrhunderts ihre Reichsunmittel⸗ 
barkeit. In manchen Staaten, z. B. in 
Oſterreich, iſt die Bezeichnung R als ad⸗ 
liger Titel noch heutzutage gebräuchlich. 
Auch werden die Mitglieder gewiſſer Or⸗ 
ben (ſ. R. genannt. Nittergüter 
waren urfprünglich ſolche Güter, von wel- 
hen Ritterdienfte geleiftet wurden. Hierzu 
war Ritterbürtigfeit der Eigentümer 
erforderlich, weld) Teßtere eben als Ritter: 
bürtige manche Vorrechte genoflen und 
namentlid) von bäuerlichen und gewiſſen 
öffentlichen Laften, für welche der Ritter- 
bienft als Aquivalent galt, befreit waren. 
Die neuere Zeit bat die damit zufammen- 
hängenden VBorrechte, wie Landitandichaft, 
Steuerfreibeit, Befreiung von Einquar- 
tierungen, Fronen, Batrimonialgericht3- 
barkeit und mandherlei ſonſtige Gerecht⸗ 
fame, insbeſondere auch die gutäherrliche 
Polizei, befeitigt. Auch Finnen jett Bür⸗ 
ger und Bauern folche ehemalige Ritter: 
güter erwerben. 

Nitierprobe, |. Ahnen. 

Nitterihaft, |. Mecklenburg. 

Rittmeifter, bei der Kavallerie Befehls: 
baber einer Eskadron, gleichitehend mit 
dem Hauptmann. 

Kilual (Iat.), vorgefchriebene Regel 
für Gebräuche und Zeremonien, beſon⸗ 
ber3 kirchliche; Rituale romanum, die 
römiſch-katholiſche Kirchenagenbe. 

Ritus (Tat), Geſamibezeichnung aller 
teligiöfen Gebräuche; in den chriftlichen 
Kirchen die Liturgie. 

32 


! 
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Robste N Den 

Roman! ‚1. Germanift. 

Nömiiger König, im frühern Deut- 
fchen Reid) ber bei Lebzeiten bes Kaifers 
erwählte Nachfolger besjelben. 

Römiiges Kaifertum, ſ. Heiliges 
römifches Reich beutfcher Nation; 
—— 

.Recht. 

Bi! statholtie, Be eihmung Für 
bie a rer Kirche Pi ” Be 
ands int Gegenjaß zur griechiſch⸗katho⸗ 
Tischen Kirche (ſ. d.) und für Die Ange: 
börigen ber eritern; feit ber Reformation 
des 16. Jahrh. diejenige kirchliche Gemein- 
ſchaft, welche bie Autorität des Papftes 
(f. d.) anerfennt, im Gegenſatz zur pro: 
teftantijchen oder evangeliſchen Kirche. Von 
diefer unterfcheibet ſich die römifch-Tatho> 
liſche Kirche ferner namentlich dadurd, 
baß fie neben ber Bibel auch bie münbliche 
Überlieferung oder Trabition als Quelle 
der Religionserfennin lb, daß fie ftatt der 
beiden Saframente ber proteflantifchen 
Kirche deren fieben annimmt (Taufe, 

irmelung, Abendmahl, Buße, Che, 

riefterweihe und Lebte Olung), und daß 
4 fi, al8 unter dem fortwährenden Ein- 
uß des Heiligen Geiftes ftehend, als Die 
ndeKirche betrachtet, welche 






alleinfeligma 


Durch die Bifchöfe repräfentiert wird, an | frü 


deren Spike ber Papſt als Nachfolger des 
Apoſtels Petrus und als fichtbares Ober: 
haupt der Kirche ſteht. Das vatikaniſche 
Konzil hat zubem die Unfehlbarkeit des 
letztern proflamiert, während Die fogen. 
Altkatholiken (ſ. b.) dies Dogma nicht 
anerkennen. Weitere charakteriſtiſche Ei⸗ 
gem he en ber römifch= Tatholifchen 

irche find folgende: Das Abendmahl wird 
nicht, wie in der proteftantifchen Kirche, in 
beiderlei Geftalt gereicht, fonbern ber 
Kommunikant empfängt nur bie alle 
Die Beichte iſt ein ind einzelne gehendes 
Sündenbefenntni8 vor dem Prieſter 
(Obrenbeichte). Die Kirche verfügt nad 
ber Fatholifchen Auffaflung über einen 
von Chriftus und ben Heiligen ange- 
fammelten Schay von guten Werfen, 
aus welchen fie den Gläubigen in Form 
von Ablaß zu gute kommen laſſen Tann. 
Es ift heilfam, die Jungfrau Maria und 


Robote — Rüdfall. 





bie Heiligen als Fürfprecher bei Gott ar 
gurufen. Die Geiſtlichen find gu eheloſen 

eben (Cölibat) verpflichtet. Die römiſch⸗ 
katholiſche Kirche zählt gegen 1200 Er; 
bifchöfe und Bifhäte und eiwa 200 Mill. 
Belenner in allen Erdteilen. Vgl. Kir: 
chenrecht und Kirche npolitik. | 

Bottenboroughs(engl., ipr. «börrobs), 
faufe Rablorte (f. Borough). 

Royal’ (franz., ipr. rösjdl, ober engl, 
ipr. reu-el), Löniglih; Royaliften, An: 
Hänger bes Königtums, in Frankreich ſeit 
1789 die Anhänger bed Haufes Bourbon, 
im Gegenfaß zu ben Republifanern, Be- 
napartiften, auch Konſtitutionell⸗Mon⸗ 
archiſchen Royalismus, f.v. w. Won: 
archismus. 

Rubel, ruſſ. Silbermünze zu 100 Ko 
. 93 % 


tiener, . Zuderfteuer. 
Bubrum (lat.), »das Rote«, Fe | 
eined amtlichen Schriftftüds, fonft rot 
eichrieben, im Gegenſatz zu Nigrum, dem 
(Ana geichriebenen Inhalt; Daher Ru: 
brit, ſ. v. w. Abteilung; rubrizieren, 
eine Schrift, namentlicheine Progeßfchrift, 
mit ber nötigen Auffchrift und Bezeich 
mung verjeben. 
Rüdfell, die Verübung einer ſtraf⸗ 
baren Handlung von feiten eines bereit 
ber wegen einer ſolchen rechtskräftig 
Berurteilten. In biefem Sinn wirb ge 
wöhnlid in der Verbrecherftatiftif von 
Rüdfälligen, b. 5. von Sträflingen 
geiprochen, welche früher ſchon eine Strafe 
verbüßt haben. R. im engern und eigent: 
lien Sinn liegt Dagegen nur dann vor, 
wenn es basjelbe ober doch ein gleicharti- 
ge Verbrechen war, wegen beflen ber 
erbrecher bereits beftraft ober rechte⸗ 
eräftig verurteilt worden if. Während 
aber die frühere Strafgefeßgebung bie 
fen R. regelm Big als allgemeinen Straf: 
erhöhungsgrundbehandelte, wird er in dem 
beutichen emeitrafgeiekäud nur aus 
nahmsweiſe bei einzelnen Verbrechen als 
jeter bezeichnet, ohne daß jedoch baburd 
em richterlichen len vorgegriffen 
wurbe, welches ba, wo ihm bei Zumeſſum 
ber Strafe ein gewiſſer Spielraum ge⸗ 
laſſen ift, bie etwaige Rüdfälligfeit des 
Angefhuldigten regelmäßig als Straf 


Rüdgarantie — 


erhoͤhungsgrund inBerüdfichtigungzieben 
wird Kir befonberer ——— 
grund wirb Bagegen ber R. bei dem Ber: 
techen bed Ra unb bei dem biejem 
Jleich zu beftrafenden Diebitah! fowie bei 
ver Erpreflung behanbelt, wofern bie letz⸗ 
tern mit Gewalt oder mit — 
Drohungen verübt wurben. Wiederholter 
R. it ein Strafſchä Sarundb bei bem 
Diebftahl und bei der Hehlerei. Die höhere 
Rüdfalsftrafe fol jeboch alsdanın nicht ein: 
zeten, wenn jeit der Verbüßung ober fett 
vn Erlaß der Iegten Strafe bis zur Be- 
hung des neuen Verbrechens ein Zeitraum 
son 10 Fahren verfloffen ift (ſogen. Rüd- 
'allsverjährung). Vgl. Friebläns 
ver, Der R. (1872); Deutſches Straf: 
eſetzbuch, 
Rüdgarantie, |. Staatsgarantie. 
Ku 4 —E liche St 
rung, ungebührli rung 
er Öffentlichen Ruhe und Ordnung, 
—— ($ 360, Pr. 11) mit 
Reichöftrafgeje ‚Rt. m 
ft 3 e Wochen oder mit Gelb- 
frafe bis zu 150 Def. beftraft. 
Rumänien, Königreich, bis 1881 
ürftentum, 1859 aus ben beiden Do- 
mern Moldau und Wala- 


nung ift, gehört bem griecjiich-Tatholi- 
chen Oinußensbefenntnis an; bi ⸗ 


fürſtentümer, ſo ſtand auch R mir 
wufl mer, ſo fa . unter 
— a0 
nabhangigkeitser vom 10. (22. 
Mai 877 und mit ber Anerfenmun der: 
elden auf bem Berliner Kongreß ihr Ende 
treichte. Durch Plebiszit vom 20. April 
866 wurbe Prinz Karl von Dohenie 

1 Karl L zum en von R. erwählt 
nit bem Rechte der Erblichfeit. Du In 
emfelben Jahr erfolgte befien A ⸗ 


SS 24 f., 250, 252, 255, 261. | wählt 


die zahl | durch den Parifer 
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nung jeitens der Großmächte. Der Fürſt 
En —* ven aa Mighi 
ronfolgeordnung eſe e⸗ 
ordnet worden, indem bei der —— 
keit der Ehe des nunmehrigen Königs Karl 
ein Neffe des letztern, Prinz Karl Anton 
von Hohenzollern, zum Thronfolger be⸗ 
ſtimmt ward. Nach ber 1866 von einer 
konſtituierenden Zerſammumg feftgetell- 
ten Verfaſſungs urkunde iſt die Siaats⸗ 
form diejenige einer konſtitutionellen 
Erbmonarchie. Die geſetzgebende Gewalt 
wird von dem König und der Volksver⸗ 
tretung ausneikt, welch Ietere aus dem 
Senat (70 Mitglieder) und einer Depu- 
tiertenfammer von 145 Mitgliedern be 
fteht, die in Diftriftäwahlfollegien je 
werden. Die Kammern treten 15. 

Nov. jedes Jahrs zu einer Dreimonatlichen 
regelmäßigen Situng zufammen. Die 
Eretutiogewalt fteht dem König in wel- 
der fie durch verantwortliche Minifter 
ausübt. Das Staatsminifterium zerfällt 
in bie fieben Abteilungen des Innern, des 
Kultus und Unterridts, der Juſtiz, bes 
Rriege bes Außern und bes Aderbaus, 
18 und ber äffentliden Arbeiten. 

um Zwed ber innern Verwaltung ift 
ag Far ee eingeteilt Fer un⸗ 
ter Pr n. ikte zer⸗ 
fallen in Kreiſe, mit Unterpräfelten, und 


Rumänien, 


enbe |die Kreife in Kommunen, mit fogen. 


Primaren (Maires) an der Spike. 
Berliner Frieden wurbe die Dobrudſcha 
an R. abgetreten; dafür mußte aber bas 
en von 1856 von 
Rußland an R. abagetretene Beffarabien 
— dem Pruth und dem Kilia⸗Arm 
Donau an Rußland zu eben 
werden. Für bie Recht Spflege be 


t | fieben Kreißeinzelrichter, Kreistribunale 


und Appellhöfe in Bufarefl, Krajowa, 
Jaſſy Fr Ein oberfier Kaf- 
ofi 


— —— 
i iechiſch⸗katho ats⸗ 
kirche ſtehen die Erzbiſchöfe unb Metro⸗ 


politen zu Bukareſt und Jaſſy und 
— 2 urßontroleber 
zen ein Rechnungshof in Buka⸗ 
bie "Stantsennahmen nl 17588: 944 
au , 
Trank, bie Ausgaben auf 117459 gr. 
2r 


f_ 
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veran] Det Die Staatsſchuld belief ſich 
1.3ar.1880 auf 597,964,953 Fr. Inmili- 
tärıfcher Hinficht ift die allgemeine Wehr: 
pflicht eingeführt. Die rmee ſetzt ſich aus 
dem ſtehenden Heer und feiner Reſerve, aus 
ber fogen. Territorialarmee (Landivehr), 
aus ber Miliz, ber Bürgergarbe ber 
Städte und dem Landſturm zufammen. 
Das ſtehende Heer beträgt auf dem Frie⸗ 
bensfuß 1200 Offiziere, 80 Militärbes 
amte, 18,532 Mann, 192 Geſchütze und 
2945 Pierde. Die Kriegsmarine beiteht 
aus 3 Dampfern, 6 Kanonenſchaluppen, 
A) Offizieren und 246 Mann. Die lange 
ift blau, gelb und rot. Vgl. Cretzu⸗ 
lesco, La Roumanie consider&e sous 
le rapport physique, administratif et 
&conomique (im »Bulletin de la Soc. 
geogr. roumaine«, 1876); Henfe, R., 
and und Volt (1876); >Ännuaire g6- 
neral officiel de Roumanie«. 
Kuſſiſches Reich (Mußland), Kaifer- 
reich, welches den ganzen Oſten Europas, 
den Norden und einen Teil der Mitte 
Aſiens einnimmt, dem Flächeninhalt nach 


ber größte, aber einer der am ſchwächſten 1 


bevölkerten Staaten der Erbe, ber einzige 
jetsftämeige Skawenfiont; 21,159,974q 
mit 88,085,356 Einw. Hauptſtadt: St. 
Petersburg mit 667,963 Einw.; zweite 
Haupt: und Krönungsftabt: Mosfau 
mit 601,969 Einw. In biftorifcher Hin- 
fiht zerfällt da3 europäifche Rußland in 
drei Beftandbteile: das eigentliche ruſſiſche 
Reich, das Königreich Polen (f. d.) und 
das 1809 von Schweden abgetreten Groß⸗ 
fürſtentum Finnland. Mit den neueſten 
Gebietserwerbungen infolge des ruſſiſch⸗ 
türkiſchen Kriegs und der Eroberungen 
in Armenien beſteht das ruſſiſche Reich 
aus folgenden Teilen: 


| Dkilom. | Einw. 


1) Europäifdes Rußland | 4909194 | 65864910 
Königreih Polen . . 127317] 6528017 
Zuwachs in Befjarabien 9274| 127000 

2) Großfürftent. Finnland 373536 | 1990847 

3) Länder des Ktaukaſus. 489 188| 5391744 
Zuwachs in Armenien 25769| 236600 

4) Sibirien . . .. .» 12495109 | 3440 362 

5) Zentralafien . . . . | 3880587| 4505876 


Zufammen: | 21759974 | 88085356 
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Ruffiiches Reich (Nationalität, Konfeffion). 


Die Mehrzahl der Beuölferung bes unge 
heuern Reichs (*/s) gehört dem ſlawiſchen 
Volksſtamm an, indem ſich die Geſamt⸗ 
bevölferung in folgende Gruppen zerlegen 
ht: 1) SIawen, nämlih Ruſſen 
(Groß⸗, Klein: und Weißrufien), Polen 
(über 5 Mil), Bulgaren und Serben. 
) Litauer, ein indogermanifcher, den 
Slawen verwandter Volksſtamm im Sü—⸗ 
ben ber Oftfeeprovinzen (etwa 2 Mill.), 
zu welchem außer ben eigentlichen Ritauern 
auch die fogen. Letten gehören. 3) Fin: 
nen (etwa 3 Mill), zu welchen außer 
ben namentlich im Großfürftentum Finn: 
land wohnenden eigentlihen innen aud 
die Lappen, Duänen, Efihen, Liven, Sa: 
mojeden 2c. zu rechnen find. 4) Germa⸗ 
nen, beren &8 in Rußland etwa 830,000 
gibt und zwar Deutſche und Schweden. 
) Bölter bes türfifhetatarifchen 
Stammes, Tataren, Baſchkiren und 
Kirgifen (ee 1! Mil.) 6) Kal: 
müden (ca. 100,000), mongolifcen 
Stammes. 7) Waladen oder Rumä: 
nen, romaniſchen Stammes (ungefähr 
MU) 8) Juden, über 2! Mill, 
namentlidh in Bolen und Litauen. 
Konfejfionen. Die Staatzreligion 
iſt die griechiſch-katholiſche; als dag Ober: 
haupt diefer Kirche wird der Kaifer ange: 
gefehen. Die römiſch⸗katholiſche Kirche 
it in Polen und Litauen, bie evangeliſche 
in den Oftfeeprovinzen unb in Finnlan 
am meiſten vertreten. Im einzelnen ver⸗ 
teilen ſich die Konfeſſionen etwa folgen: 
dermaßen: 


Griechiſch⸗Orihodoxe... 54922800 
Sektierer (Raſskolniken). 997600 
nie. 2 2 2000 2835 700 
Evangelie. . . » . - 4504800 
Ratholiln . . . .. 7495300 
Juden........ 2759800 
Mohbammedaner 2364 100 
Heiden. 2 2200. 258400 


Die griechifch-Fatholifhe Zentralbehörde 
ift Die heilige Synode in St. Peters⸗ 
burg, zufammengefebt aus hoben welt 
lichen und geiftlihen Würdenträgern und 
dem Unterrichtsminifter al8 Gemeralpro⸗ 
kurator; Pröfident ift der Metropolit von 
Nowgorod. Unter der Synode ſtehen bie 
Eparchien (Dizefen). Es gibt im eure 
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päifden Rußland 16 Metropoliten und 
Erzbiſchöfe und 32 Biſchöfe, im ganzen 
Reich 4 Metropoliten, 29 Erzbifchöfe und 
39 Biſchöfe. Die Geiftlichkeit zerfällt in 
die ſchwarze oder Flöfterliche und die weiße 
oder weltliche. Die Kirche ift fehr reich, 
doch find die auf einer jehr niebern Bil- 
bungsftufe ftehenden untern Geiitlichen 
(Poren) ſchlecht bezahlt. Zahlreiche Klöſter 
find vorhanden. Die römiſch⸗-katholiſchen 
Glaubensgenoſſen ftehen in Bolen unter 
dem Erzbiichof von Warſchau, im übrigen 
Reich unter dem Erzbiihof von Mohilew 
und fieben Bifchöfen. Die evangelijche 
Kirche ift dem Generalfonfiftorium in 
Petersburg unterftellt. 
Staatsverfafjung. An der Spike 
ber Monarchie fteht der Kaifer Gar) 
aus dem Haus Holſtein-Gottorp, wel- 
ches feit 1762 den ruffifchen Thron inne 
bat. Der große Titel des Zaren ift: »Von 
(Soiteshilfreiher Gnabe Kaiferunb&elöft: 
berrfcher aller Reußen, Zar zu Moskau, 
Kiew, Wladimir, Nowgorod, Jar zu 
Aftrachan, Zar zu Polen, Zar von Sibi- 
rien, Zar ber Tauriſchen Cherjones; Herr 
von Pſkow, Großfürft von Smolenst, 
Litauen, Wolhynien, Bobolien und Finn⸗ 


land; Fürft von Eſthland, Livland, Kur: | Sena 


land 2c.« Der Heine Titel lautet: »Kai⸗ 
fer unb Selbftherrfcher aller Reußen, Zar 
von Polen und Großfürft von Finnland«e. 
Ba Sehe be3 Ahromfelgere if le 
witſche, derjenige der übrigen Taifer 

Brinzen »Öroßfürit«. Raifer ift un- 
umfcdränfter Staatöbeherricher, nur durch 
gerviffe Hausgefeße gebunden , fo durch bie 
Reichsordnung us L von 1476, be: 
treffend die Unteilbarfeit des Reichs, die 
Berorbnung Katharinad L von 1727, 


wonach fi der Zar und feine Nachkom⸗liche 


men zur griedhifch= fatholifchen Kirche be⸗ 


Oſtſeeprovinzen beſtehen ritterfchaftliche 
Landtage als Organe der privilegierten 
Autonomie und Selbſtverwaltung dieſer 
Länder, und ebenſo iſt für Finnland der 
auf der Verfaſſung von 1772 beruhende 
Landtag durch Ukas (kaiſerlichen Erlaß) 
von 1863 wieder ins Leben gerufen wor⸗ 
den. Die Leibeigenſchaft (ſ. d.) iſt durch 
Manifeſt Alexanders II. vom 19. Febr. 
1861 aufgehoben. 

Für die Staatsverwaltung ſteht 
bem Kaiferbiegeheime Kanzleimitdrei 
Abteilungen zur Seite. Oberfle Staats: 
Törperichaft R ber Reichsrat, eine be⸗ 
tatende Behörde, welche ſich aus ben voll 
jährigen Großfürſten, ben Miniflern unb 
ben vom Kaiſer auf Xebenszeit ernannten 
Neichsräten zufammenfebt. Der Reichs⸗ 
rat beichließt teild im Plenum, teils in 
feinen Departements für Geſetzgebung und 
Kodififation, für Zivilangelegennheiten und 
Kultus und für Staatswirtichaft und Br 
nanzen. Daneben beficht ein Senat für 
bie BVerdffentlihung und Negiftrierung 
ber Nkafe, für die richterliche Entſcheidung 
in letter Inftanz über Staatsverbrechen 
fowie in Zivil- und Kriminaljachen, für 
die Verleihung von Abdelstiteln x. Der 
t zerfällt in die Departements für 
Geſetzgebung, Verwaltung unb 
nungsrevifion, für Zyugoen (2), für 
Kriminalfachen, für Angelegenheiten, be 
treffend das Örundeigentum, und das He 
roldsamt. Belonders wichtige Angelegen- 
heiten werden im Plenum verbankelt. 
Ein befondered Kaflationsdepartement 
fungiert ald Oberkaſſationshof. Dazu 
kommt das Miniiterfomitee, 
welchem die einzelnen Verwaltungs⸗ 
miniſte rien für Jufliz, für das kaiſer⸗ 
iche Haus, das Miniſterium des Außern, 
des Innern, des Kriegs, der Marine, für 


kennen můſſen, das Erbfolgegeſetz Pauls , Poften und Telegraphen, für öffentlichen 


von 1797 (Regelung der 
dem Rechte ber 


lichen und nach deren Erlöjchen 
weiblichen Linie) und das Manijeſt Aler- 


sonfolge nad) | Unterricht (mit 11 
Erfigeburt in der männ- | unter bejo 


irken, we 
— fieben), für 


in ber! bie Ainanzen, für die Tomänen und für 


die Ziege und Berfchrsanftalten mit ihren 


anders L von 1820, wonach nur die Kin⸗ ı zahlreichen Reſſorts in Thätigfeit find, 


der aus einer vom Kaifer für flandes-| Zum 

eifiond ! tung zeriäflt das ruffijche Reich in Gon⸗ 
Ispertretung eriftiert in dem ab- verne ments, welde unter Zi 
jofut regierten Land nit; nur in den verneuren fichen. Die 


mäßig erflärten Ehe fuscceifionsiähig find. 


Eine 


der innern Berwal: 





vilgen- 
Peters 


— 
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Auffiiches Reich (Finanzen, Heerweien). 


burg, Odeſſa, Sebaſtopol, Kerti und] durch bie Überlaffung von Ländereien an 


Taganrog find befonbern Präfelten unter: 
ftelt. General: (Militar⸗) Gouver⸗ 
neure find für folgende Bezirke eins 
geſetzt: Warſchau und Weichſelgouverne⸗ 
ment; Öftliches Sibirien; weſtliches Si⸗ 
birien; Moslau; Kiew, Wolhynien und 
Bobelien; Wilna, Grodno und Kowno; 
enburg u. Samara; Turkeſtan; Finn: 
land. Für die Länder bes Kaufajus beitebt 
eine bejondere Statthalterfchaft. Die nibi- 
fiftifchen Umtriebe, weldye das uff 
Reich in feinen Grunbfeften erichüttert 
und die Ermordung des Kaijers Aleran- 
der II. 13. März 1881 herbeigeführt ha⸗ 
ben, machten bie Einfegung einer höchften 
Eretutivfommiffion mit biftatori- 
ihen Befugnifien zum Zweck ber Unter: 
drückung bes Ripilism u8 (f. b.) nötig. 
Finanzen. Nach bem Etat für bas 
inanzjahr 1880 waren bie Geſamtſtaats⸗ 
ennabmen auf 666,452,434 Rubel (& 
3 Mt. 23,98 Pf.), bie Ausgaben auf 
666,256,500Rub. veranichlagt, jo daß ein 
Äiberfchuß von 195,934 Rub. zu erwarten 
ftand. In der Einnahme figurierten bie 
Direften Steuern mit 133,369,575 Rub,, 
bie indirekten mit 381,188,164Rub., dar: 
unter 88,544,000 Rub. aus ben Zöllen unb 
255,822,380 Rub. aus ben Verbrauchs⸗ 
feuern (Getränfe:, Salz, Tabak⸗, Rü- 
benzuderfleuer). Der Etat bes Kriegs: 
minifteriums belief fi) auf 189,669,802, 
berjenige des Marineminiſteriums auf 
28,546,994 unb ber Etat des Miniſte⸗ 
riums bes öffentlichen Unterricht auf 
16,760,376 Rub. Die Staatsihulb der 
Monardie bat infolge bes langwierigen 
Kriegs mit ber Türkei eine fehr bebeutenbe 
Höhe erreicht; fie betrug 1. Jan. 1879: 
1800542158 Rubel fundierte Schuld 
1034415207 = nicht eingetragene Schuld 
64655260 = Gäulden der Reichsbank 
8481510055 Rubel in Summe. 


Diefer koloſſalen Schuldenlaft ftanden an 
yorberungen des Staats 1,358,305,939 
Rub. gegenubg ſo daß die eigentliche 
Schuld 2,123,204,116 Rub. Betrug, je: 
doch abgefehen von ber fogen. Loskaufs⸗ 
operation, d. h. von berjenigen Schuld, 
welche durch bie Bauernemanzipation und 


bie Bauern entflanden ift, beren Zins⸗ 
und Tilgungöbeträge bie Bauern zu zah: 
len haben, während ber Staat Fr bie 
Schuld ſelbſt haftet. 

Kriegsweſen. Nach dem Geſetz vom 
1.(13.) San. 1874 fett ſich Die Heeres⸗ 
macht aus bem ftebenden Heer um 
ber Reichswehr (opoltschenie) zufam- 
men. Es befteht allgemeine Wehrpflidt, 
doch find Geiftliche vollſtändig, Arzte und 


he | Lehrer wenigitens in Friedenszeiten von 


ber Dienftpflicht befreit. Die Dienftzeit 
beträgt in Europa 15 Sabre (6 aftiv, g in 
ber Referve), in Aften 10 Jahre (7 aktiv, 
3 in ber Neferne). Das ſtehende Heer 
ſetzt fi) aus folgenden Beſtandteilen zu- 
fanımen: 1) reguläre Truppen; 2) die 
aus Urlaubern beitehende Reſerve; 3) ir- 
reguläre Truppen (Koſaken); 4) die aus 
Ionftigen Kembuß ern formierten Trup⸗ 
penteile. Die Reichswehr ergänzt fich nad 
der Verordnung vom 30.08.1876 aus ber 
gejamten übrigen waffenfähigen Bevölke⸗ 
tung vom 20.40. Lebensjahr. 


@tärte Der regulären Armee. 


| Frie dendfuß | Kriegsfuß 
Mann | Pferde] Mann | Pferde 


Sinfanterie . | 823081 | 10985 | 1800 7120| 31540 
Ravallerie . | 85860| 6LTET| 94 4001 930 
Artillerie . |108610| 2132| 210772] 1180 
Genie. . .| D6M| G61| 43352] 1408 


Zufammen: | 839075| 96252149 300 | 257300 
Gtärte Der irregulären Armee. 


Mann | Pferde | 


Friedensfuß: 














12 Bataillone 

Infanterie (10 KRompanien } 65007 — 
Kavallerie 206 Esfabrons . . | A196] 32754 | 
Artillerie 18 Batterien . .| 2912 1989 

Zufanmen: | 43608] 34748 | 

Kiiegsfuß: 

Snfanterie 19 Bataillone. .| 8510 — 
ſtavallerie 852 Estkadrons.. | 142400| 128818 
Artillerie 32 Batterien . . | 12650| 1144 


Zufammen: | 163560 | 140250 


Dazu fommen bie Stäbe, Genbarmerie, 
Zollwache zc., jo daß bie Geſamtmacht im 


Sachbeſchädigung. 
nen Schild, über welchem bie Kaiſerkrone 


feieen 973435, im Krieg_2,618,312 
ann betragen würde. 8 find 19 Arz | fi 
meelorps formiert. Zum Zmwed ber Mi- 
fitärvermaltung ift bas ruf Mo Reich in 
14 Militärhegirte eingeteilt. SKriegs- | we 
marine. —— tärte der Ri 
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verbunden find, die Beichäbigung von Te⸗ 
tegraphenanftalten, welche mit einer Std: 
rung ober Berhinderung im Betrieb ber 
Anftalt verknüpft find, u.bgl. Vgl. Deut: 
ſches Reicheſtrafgeſetbuch SS 306 fi- 

&Saden, die unperjönlichen, materiellen 
Dinge der Außenwelt; Gegeniag: Berfon. 
Sadenredt, Teil des Privatrechts, 
umfaßt diejenigen Rechte, wonach eine 
Sache der Herrſchaft eines Berechtigten 
unterworfen iſt und zwar ganz (Eigen= 
tum) oder teilweile (Rechte an frem: 
den S., wie Pfandrecht, Servitut, Real- 
laft u. bol.). 

Sadfen, Königreich und beutfcher 
Bundesſtaat, 14,993 qkm mit 2,970,220 
Einw. Hauptftabt: Dresben mit 220,216 
Einw. Areal und Bevölferung (1880): 


Kreishauptmannfhaften Afiloem. Einw. 


Bauen . .... 2470 351069 
Drebden . . . . 4337 806885 
Leim 2... 3567 707932 
Soidu . .. . . 4619 11043% 


Sufammen: 14998 2970220 


Das berinalige Königreich ift aus bem 
vormaligen Kurfürftentum ©. hervorge⸗ 
angen. Nachdem nämlid mit bem alten 

erzogtum ©. bie Kurwürde verbunden 
worden war, ging biefelbe nach dem Aus⸗ 
fterben des askaniſch-ſächſiſchen Haufes 
1423 auf den Markgrafen von Meißen, 
Stiedrid ben GStreitbaren aus dem Haus 
Wettin, über. Die Söhne des Kurfürften 
Friedrich des Sanftmütigen, Ernft und 
Albrecht, teilten aber 1485 die gefamten 
fächfifchen Lande, wobei jener Thüringen, 
diefer Meißen erhielt, während das fogen. 
Ofterland zwifchen beiben geteilt warb. 
Sp entftanden bie noch jebt blühenben 
Linien, bie erneſtiniſche und bie al- 
bertinifche Linie, bes Denke ©. Die 
Kurwürde war ber erneitinifchen Linie 
verblieben; body wurbe ihr diefe nad) der 
Schlaht bei Mühlberg durch Kaifer 
Karl V. genommen und an den Herzog 
Moritz aus ber albertinifchen Linte ver- 
liehen, welcher zugleich einen beträchtlichen 
Teil der erneftinifchen Lande erhielt. 
Während aber bie erneftinifche Linie durch 
verfchiebene Länderteilungen ſich zerfplits 
texte, jo daß jeßt noch da8 Großherzogtum 


Sachen — Sachſen (Berfaffung). 


S.⸗Weimar Eiſenach und bie Gerzogt Immer 
S.:- Meiningen: Hildburghaufen, S.:Ko 
burg⸗ Gotha und S.- Altenburg beitehen 
(ſ. die betreffenden Artikel), wahrte das 
Kurfürftentum S., welches von der alber: 
tinifchen Linie beherriht wurbe, feine 
Einbeitlichkeit, inbem verſchiedene Seiten: 
Iinien besjelben wieber ausftarben. Der 
Anſchluß an Napoleon I. in dem Trieben 
u Poſen 11. Dez. 1806 brachte Dem Kur: 
Fichten Friedrich Auguft den Königstitel 
ein. Dafür mußte dann freilich der nun: 
mehrige König von ©. fein Feſthalten an 
der franzöſiſchen Allianz nad) ber Schladt 
bei Leipzig auf bem Wiener Kongreß mit 
dem Berluft von 367 OM. Landes mit 
864,404 Einw. büßen, welche an Preußen 
famen, während dem Königreich ©. nur 
271 OM. mit 1,182,744 Einw. verblie 
ben. Die abgetretenen Gebietöteile bilden 
ben Hauptbeitandteil_ ber nunmehrigen 
preußifchen Broving ©. Die militärifchen 
Erfolge Breußens 1866 führten ben Ein: 
tritt Sachſens in den Norbdeutfchen Bund 
herbei, welcher der Vorläufer des nun: 
medeigen Deutſchen Reich fein follte. 
einer Verfaſſung nah ift das 
Königreich eine Tonftitutionelle Erbmon- 
archie, welche fich auf die Verfaſſungsur⸗ 
funde vom 4. Sept. 1831 und die Abän: | 
derungs⸗ und Nachtragsgeſetze vom 31. 
Dez. 1849, 5. Mat 1851, 27. Nov. 1860, 
19. Ott. 1861, 3. Dez. 1868 und 12. 
Okt. 1874 gründet. Das Gefeb über bie 
Landtagswahlen batiert vom 3. Dez. 1868 
Der König tft das fouverine Oberhaupt 
bes Staats, unb zwar ift bie Krone erk- 
lich im Mannzftamm des königlich ſäch⸗ 
ſiſchen Hauſes albertiniſcher Linie nach 
dem Rechte der Erſtgeburt und der agna: 
tifchen Linealerbfolge, Bei dem etwaigen 
Erlöfchen besjelben fuccediert bie ernefti- 
nifche Linie des Haufes ©. Der König 
bezieht eine gioillifte von 2,940,000 Mk. 
wozu noch 321,855 ME. banagen fom: 
men. Das Tönigliche ne befennt fi 
ur katholiſchen Konfelton. In ber Ge | 
——8 und bei der Beſteuerung iſt der 
König an die Zuſtimmung des Landtag 
ebunben, welch letterer fi) nach dem 
— * zuſammenſetzt. 
er Erſten Kammer ber Ständever— 











Sachſen (Berfaffung, Verwaltung). 


fammlung gehören folgenbe Dlibglieber: 


1) die volljährigen Prinzen bes föniglichen | © 


auſes; 2) ein Deputierter bes Hochftifts 
eigen; 3) ber Beſitzer ber Herrichaft 
MWildenfels; 4) die Beſitzer ber rinfS ön- 
burafcen Rezeßherrſchaften Glauchau, 
Waldenburg, Lichtenſtein, Hartenſtein 
und Stein durch einen aus ihrer Mitte; 
5) ein Abgeordneter ber Univerſität Leip⸗ 
zig; 6) der Beſitzer ber Stanbeöherrfchaft 
Königsbrüd; 7) ber Beliker der Standes⸗ 
berrfchaft Reibersdorf; 8) der evangelifche 
Dberhofprediger; 9) der Dekan des Dom⸗ 
ſtifts St. Petri zu Bauten und, im Fall 
der Behinderung ober der Erledigung ber 
Stelle, einer der drei Kapitulare bes 
Stifte; 10) der Superintendent zu Leip: 
ig; 11) ein Abgeordneter des Kollegiat- 
Alle u Wurzen; 12) die Befiber der 
Schönburgſchen Lehnsherrichaften Rochs⸗ 
burg, Wechſelburg, Remiſſen und Peni 

durch einen ihres Mittels; 13) zwölf au 

Lebenszeit gewählte Abgeorbnete ber Be⸗ 
figer von Rittergütern undanderngrößern 
Yändlichen Gütern; 14) zehn vom König 
nach freier Wahl auf Lebenszeit zu er- 
nennenbe Rittergutsbefißer; 15) die erfte 
Magiftratsperfon ber Städte Dresden 
und Leipzig; 16) die erfte Magiſtratsper⸗ 
fon in jech8 vom König zu beftimmenden 
Stäbten; 17) fünf vom König aufleben: 
zeit ernannte Mitglieder, Die unter 3, 
4, 6, 7 und 12 benannten Perjonen kön⸗ 
nen ihr Recht durch Stellvertreter aus: 
üben. Die Zweite Kammer befteht aus 
80 Abgeordneten, 35 der Stäbte und 45 
ber Tändlihen Wahlfreife. Die Stabt 
Dresden fendet 5, Leipzig 3, Chemnik 2 
und Zwickau 1 Abgeordneten, während 
bie übrigen Städte in 24 Wahlkreife 
verteilt find, deren jeder einen Abgeord⸗ 
neten wählt. Die Wahlperiode ift eine 
fechsjährige. Die Wahl der Abgeordneten 
erfolgt direkt im geheimen Wahlverfahren 
mit Stimmzetteln. Wahlberechtigt ift 
jever Staatsangehörige vom 25. Lebens: 
jahr an, welcher wenigſtens jährlich 3 
ME. Staatsfteuern zahlt; wählbar jeber, 
der das 30. Lebensjahr erfüllt und wenig: 
ſtens 30 Mk. Staatsfteuern zu entrich⸗ 
ten bat. Zu jedem Geſetz iſt übereinſtim⸗ 
mung der beiden Kammern notwendig. 
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mern nur gemeinſchaftlich, das Beſchwerde⸗ 
recht kann jede von beiden Kammern ge⸗ 
trennt, das Recht der Miniſteranklage da⸗ 
gegen können ſie nur vereint ausüben. 
Dieſe iſt bei angeblicher Verfaſſungsver⸗ 
letzung gegeben. Die Entſcheidung dar⸗ 
über —— einem teils vom König aus 
ben Borftänden und Mitgliedern ber 
höbern Gerichte, teil3 von den Ständen 
zu wählenden Stantögerihtehof zu 
nah einem durch Geſeß vom 3. Febr. 
1838 normierten Verfahren. 

Staatsverwaltung. Die oberfte 
Verwaltungsinſtanz des Königreichs ift 
bad Gefamtminifterium. Einzelne 
Minifterialdepartements beftehen für bie 
Juſtiz, für die Finanzen, für Das Innere, 
für ben Krieg, für Kultus und öffentlichen 
Unterricht und für die auswärtigen An⸗ 
gelegenbeilen. Unmittelbar unter dem 

efamtminifterium ftehen die Oberrech⸗ 
nungdfammer und das Hauptftaatsardhiv. 
Unter bem Finanzminifterium ftehen bie 
Generalbireftion der königlich ſächſiſchen 
Eifenbahnen, die Zoll: und Steuerbdiref- 
tion und die Landrenten=, Landeskultur⸗ 
renten= und Altersrenten = Bankverwal- 
tung. Zum Zweck der innern Landesver⸗ 
waltung iſt da8 Staatsgebiet in vier Re 
gierungsbezirke oder Kreishaupt: 
mannſchaften, und bie lebtern find 
wieberum in Amtshauptmannſchaf— 
ten eingeteilt, nämlich: 

L SKreishpauptmannfhaft (Regierungs- 
bezirk) Dresden. A. Amtshauptmannfdaften: 
Dresden, Pirna, Dippoldiswalde, Freiberg, Meißen, 
Großenhain. B. Die Stadt Dresden. 

IL Kreishauptmannfhaft Leipzig. A. 
Amtshauptmannſchaften: Leipzig Borna, Grimma, 
Oſchatz, Döbeln, Rochlig. B. Die Stadt Leipzig. 

II. Kreishpauptmannihaft Zwickau. A. 
Amtshauptmannidaften: Chemnig, Flöhe, Ma- 
rienberg, Annaberg, Schwarzenberg, Zwickau, 
Plauen, Auerbah, Olsnitz, Glauchau. B. Die 
Stadt Chemnitz. 

IV. Kreishpauptmannihaft Bauen. 
Amtshauptmannſchaften: Zittau, Baußen, Löbau, 
Kamenz. In Dresden befteht eine Königliche Po⸗ 
lizeidirektion. 

Die Städte Dresden, Leipzig und Chem⸗ 
nit find jeboch von ber Zuftänbigleit ber 


— 
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letztern 
ben Kreishauptmannſchaft unmittelbar 
unterftellt. An ber Spite ber Kreishaupt- 
mannſchaft ſieht der Kreishfauptmann 
(in Dresben, Bauten Leipzig und Zwickau), 
an ber Spitze ber Amtshauptmannſchaft 
ber Amtshauptmann. de Amts⸗ 
hauptmannſchaft bildet zugleich einen Be⸗ 
zirksverband, vertreten durch bie Be⸗ 
—— , welche ſich aus 

ertretern der Höchſtbeſteuerten, tädte 
und der Landgemeinden zuſammenſetzt. 
Die Bezirksverſammlung, als Organ ber 
tommunalen Selbftverwaltung, waͤhlt den 
Bezirksausſchuß. Für jeden Regie 
tungsbezirt eines Kreishauptmanns be- 
fiebt ein Kreisausſchuß, beffen Dit 
glieder von ben Bezirksverſammlungen 
unb von den unmittelbaren Städten ab- 
eorönet werben. Der Kreisausfchuß bil: 

t zugleich für den Bezirksausſchuß bie 
Rekursinſtanz. Außer den Kreishaupt 
mannſchaften find ben Minifterialbeparte- 
ment be3 Innern noch die Polizeidirek⸗ 
tion in Dresden, bie Branbverfidherungs- 
fommiffion und das Landesmebizinal- 


kollegium unterftellt. 

Rechtspflege. Das Oberlandesge⸗ 
richt für das Koͤnigreich S. iſt in Dres⸗ 
ben errichtet worden, und außerdem find 
fieben Landgerichte mit den nachſtehend 
verzeichneten Amtögerichten in Funktion. 


LZandgeriht Bauen mit den Amtsgerichten: 
Bauten, Bernftabt, Biſchofswerda, Ebersbach, 
Scopihönau, Herrnhut, Kamenz, Köonigsbrück, 
Löbau, NReufalza, Neuſtadt, Oftrik, Pulsnitz, 
Reihenau, Ehhirgiswalde, Sebnitz, Stolpen, 
Bitten. 

Chemnitz: Annaberg, Auguftusburg, Burgftäbt, 
Ghemnik, Ehrenfriedersdorf, Frankenberg, Lim⸗ 
bach, Mittweida, Oberwieſenthal, Penig, Roch⸗ 
litz, Scheibenberg, Stollberg, Waldheim, Wol⸗ 
kenſtein, Iſchopau. 


Dresden: Altenberg, Döhlen, Dresden, Großen⸗ 
hain, Königftein, Lauenſtein, Lommatzſch, Meißen, 
Pirna, Radeberg, Radeburg, Rieſa, Schandau, 
Wilsdruff. 

Freiberg: Brand, Dippoldiswalde, Döbeln, 
Frauenſtein, Freiberg, Hainichen, Lengefeld, 
Marienberg, Noſſen, Oderan, Roßwein, Sayda, 
Tharant, Zöblig. 

Leipzig: Borna, Frohburg, Geithain, Grimma, 
Koldig, Leipzig, Leisnig, Markranſtädt, Mügeln, 


Sachſen (Rechtspflege, Finanzen). 
angenommen und ber Betreffen- —— Pegau, Strehla, Taucha, Wurjen. 


Planen: Worf, Auerbach, Eſſterberg, Fallken⸗ 
ſtein, Aingenthal. Lengenfeld, Marknenkirchen. 
Olanitz, Pauſa, Plauen, Reichenbach, Treuen. 

Zwidau: Eibenſtock, Glauchau, Hartenſtein. 
Hohenſtein mit Ernſtthal, Johanngeorgenſtadt 
Meerane, Schneeberg, Schwarzenberg, Walden⸗ 
burg, Werdau, Wildenfels, Zwickau. 

Die Mehrzahl der Bevölkerung gehört 
ber evangeliichen Konfeifion an, unb bie 
oberfte evangelifch-Tutherifche Kirchenbe⸗ 
hörde ift das evangeliſche Landeskonſiſto⸗ 
rium in Dresden. Die Vertretung ber 
Kirchengemeinden ift einer aus 35 Laien 
unb Geiftlihen zuſammengeſetzten 
Synode übertragen. Für bie römiſch- 
katholiſche Kirche fungiert das apoftoliice 
Bifariat zu Dresden als oberfte Behörbe, | 
welchem das Fatholifche Ronfiftorium dort: | 
elbſt unterftellt if. Beide fteben unter 

Kultusminifterium. 

Finanzen. Die Brantsein fünfte find 
gr Staatsbubget pro 1881 auf 
63,858,559 ME. veranihlagt, und zwar 
find Inöbefonbere die Steuern und Abga⸗ 
ben mit 28,099,931 ME. in Einnahme 
geftellt. Aus der Staatseifenbahnnverwal: 
tung waren 23,219,530 ME. und aus der 
Landesiotterie 3,057,700 ME. zu verein: 
nahmen. Die Ausgaben balancieren mit 
der Staatseinnahme, und zwar find für 
die Juſtiz 2,767,422 ME, für Die inner 
Landesverwaltung 7,137,803 Mk., für 
bie Jinangerion tung 5,372,041 a 
für Kultus und öffentlihen Unterridt 
6,559,180 ME. und für das Departement 
bes Auswärtigen 148,870 ME. in Aus 

abe geftellt. Neben dem ordentlichen 
ubget befteht noch ein außerorbentliches 

Sn welches pro 1880 und 1881 

mit 1,081,200 ME. aus ben verfügbaren 

Beſtänden bes mobilen Staatövermögens 

dotiert war und für den Straßen: und | 

Wafferbau fowie für ben Staatseifen- 

bahnbau größere einmalige Ausgaben an- 

wies. Die Staatsichu bejifferte fi 

1879 auf 663,270,725 ME, ein Betrag, 

welcher jedoch durch ben Wert bes vor: 

bandenen taatsimmobiliarvermögens 
und namentlich durch bie Staatseiſen⸗ 
bahnen mehr als gebeckt wird. 





Sachjjen- Altenburg. 


Das Militärwefen berubt auf ber 
norddeutſchen Bundes⸗, tefp. ber nunmeh⸗ 
rigen Reichsverfaſſung ſowie auf der mit 
Preußen abgeſchloſſenen Militärkonven⸗ 
tion vom 7. Febr. 1867. Die ſächſiſchen 
Truppen formieren hiernach ein in ſich 
geſchloſſenes (das 12. deutſche) Armee⸗ 
korps, deſſen innere Verwaltung Sache 
bed Königreichs ©. iſt. Doch iſt die kö⸗ 
niglich ſächſiſche Armee in den Etat und 
in die rung bes Reichsheers mit 
aufgenommen. r Höchſtkommandie⸗ 
rende des Kontingents wird auf Vorſchlag 
des Königs von dem Kaiſer ernannt. Die 
Generale werben von dem König unter 
Zuftimmung bed Kaifers, als bed Bun- 
besfeldherrn, ernannt. Die Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung ging mit dem 
Eintritt Sachſens in ben Norbdeutichen 
Bund auf diejen und in ber Folge auf 
das nunmehrige Deutfche Reich über. Im 
Bundesrat führt ©. 4 Stimmen; in ben 
deutfchen Reid 
orönete. Das Staatäwappen iſt ein Schild, 


Sathſen⸗Altenburg, 
Bundesſtaat des Deutſchen Reichs, 1322 
qkm, 155,062 Einw.; Daun: 
benzitabt: Altenburg mit 26, 
Die Staats verfafſſung iſt die einer kon⸗ 
—— Grömenerähe An —3 — 

taatsweſens ſteht Herzog »s)9- 
beite Jausdem 
Linie. Nach dem Erlöihen der Gothaer 
F —* 6 ——— — Herzog 

riedrich von Hildburghauſen ſein geſam⸗ 
tes Land an Meiningen ab (12.Nov. 1826) 
und empfing dagegen bas Fürſtentum 
Altenburg mit Ausnahme der Grafſchaft 


Haufe Sadjenerneitinifcher | g 
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Kamburg und einiger Dorfihaften. So 
entftand das nunmehrige Herzogtum S., 
welches bemnädft ein mit Zuſtimmung 
der alten Stände feftgeftellte® Grunb- 
gefeg vom 29. April 1831 erhielt, das 
aber 1848 und 1849 verfchiebene Ab- 
änderungen erfuhr, bis dann durch Ge 
je vom 1. Mai 1857 eine Revifion bes 
Grundgeſetzes, ſoweit es fich um bie Wah⸗ 
len zum Landtag handelte, erfolgte und 
endlich durch das Wehigeſep vom 31. Mai 
1870 ein bereits früher erlaſſenes Wahl- 
gefet (vom 3. Aug. 1850) wieberum in 
Wirkſamkeit gefeßt ward. Hiernach bes 
fteht der Landtag aus 30 Abgeordneten, 
welche in birefter Wahl auf brei Jahre 
(Geſetz vom 2. Mai 1872) gewählt wer- 
den, und zwar werben 9 Abgeordnete von 
ber Aäbtilihen Bevölferung, 12 von ben 
Bewohnern bes platten Laubes und 9 von 
den Höchftbefteuerten gewählt. Die oberfte 
Berwaltungsbehörbe bes Herzogtums 
ift das herzogliche Stantäminifterium in 
—— ae A bie sn Abteilun. 
gen für bie Juſtiz, für die Finanzen u 
für Angelegenheiten bes berzeglichen 
Haufes, —* auswärtige, innere und Zoll⸗ 
vereinsangelegenheiten, für Kultus und 
Militärſachen zerfällt. Zum Zweck der 
innern Landesverwaltung zerfällt das Land 
in die drei Verwaltungsbezirke Altenburg, 
Schmölln und Roda, an deren Spitze 
Landrãte fiehen. Eine Organifation von 
Kommunalverbänden höherer Ordnung 
—— exiſtiert nicht. Ju⸗ 
1} Das Herzogtum gehört zu dem Be 
irt des gemeinfamen Thüringer Ober- 

ndesgerichts zu Jena, es bildet den Land» 
gerichtöbenirt Altenburg, welch letzterer Die 

miBgeriiptöbegirte Altenburg, Eifenberg, 
Kahla, Roba, Ronneburg und Schmoölln 
umfaßt. Laut Militärfonvention mit 
Preußen vom 15. Sept. 1873, welche an 
die Stelle der frühern Konvention vom 
26. Zuni 18667 trat, gehört das Kontin- 
gent des tums dem i 

tili 


Truppen von Schwarzburg⸗ Rubolſtadt 
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Armeelorps (Magdeburg) angehört. Der 
ginanzetat bes Herzogtums balan- 
ciert für 1878 — 80 mit einer jährlis 
hen &tatseinnahme und «Ausgabe von 
2,274,347 ME. Die Aktiven betrugen 
zu Ausgang 1878: 6474,72 Mt., 
welchen 1,847,676 Mt. Paſſiva gegen: 
überftanben, fo daß ein rſchuß von 
4,627,046 MT. vorhanden war. Der An- 
teil des berzoglichen Haufes an dem Do- 
manialgut ift in das Privateigentum 
desfelben übergegangen, wirb nunmehr 
als »Domänenfideifommiß des herzogli- 
hen De ©.« bezeichnet und bat bie 
Eigenihaft eines Familienfideikommiß⸗ 
ut3. Im deutichen Bundesrat führt das 
Dee tum eine Stimme, und zum beut- 
hen Reichstag entſendet e8 einen Ab- 
geordneten. Das Fleinere Landes wap⸗ 
pen ift das allgemeine ſächſiſche, wel: 
ches fünf fchwarze Balken in Golb mit 
bem darübergelegten grünen Rautenfranz 
zeigt, bededit mit ber Herzonsfrone. Das 
größere Wappen enthält 21 Felder mit 
den Zeichen der Landesteile und ber übri⸗ 
gen Länder bes fächfifchen Geſamthauſes. 
Die Landesfarben find Weiß und Grün. 
Bol. Grommelt, Sadjenzaltenburgifche 
Lanbesfunde (1838 —41, 2 Bbe.). 
Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Herzogtum 
und Bunbesftaat des Deutichen Reichs, 
beſteht aus ben beiden getrennt verwalte- 
ten Seungtümern Koburg, 561 qkm, 
56,674 Einw., Hauptitadt: Koburg mit 
15,742 Einw., und Gotha, 1405 qkm, 
137,805 Einw., Keuntüinbt: Gotha mit 
2,425 Einw. Die Staatöverfaffung 
ift die einer Tonftitutionellen Erbmonar: 
hie, unb zwar hatte das Herzogtum Ko: 
Burn (damals Koburg = Saalfeld) ſchon 
8. Aug. 1821 eine Verfaſſungsurkunde 
erhalten. Nach dem Ausſterben ber Go: 
thaer Linie murde dag Herzogtum Gotha 
mit Koburg vereinigt, weld, letzteres das 
Fürftentum Saalfeld und das Amt The- 
mar an Meiningen abtrat. Seitdem führt 
das Land die Bezeihnung S., doch be: 
hielten die beiden Herzogtümer eine & 
trennte Verwaltung. In Gotha, wolelbft 
noch bis iu die altftändifche Verfaffung 
beftanden hatte, wurbe 26. März 1849 
ein neues Staatsgrundgeſetz publiziert, 


Sachſen⸗Koburg⸗ Gotha. 


bis dann in beiden Herzogtiimern die be 
Keen Berfaffungen durch das gemein: 
chaftliche Grundgeſetz für die Herzogti: 
mer Koburg und Gotha vom 3. Mai 182 
befeitigt wurden, welch letzteres wiederum 
durch ein Nachtragsgeſetz vom 31. Im 
1874 einige Anderungen erfahren bil 
Siena befteht ber Sonberlandtag fit 
oburg aus 11, der für Gotha aus 1 
Mitgliebern, und die 30 Mitglieber dieſe 
beiden Speziallandtage bilden ben gemeir 
ſchaftlichen <anbtag der vereinigten Ser 
ogtümer. Speziallanbtage und gemein 
** Landtag find nach dem Prinzip 
Einfammerf he organifiert. Die Aal 
ift eine indirefte durch Wahlmänn, 
welche dann ben Abgeordneten ihrerjti 
zu wählen haben. Die Wahlperiode iftein 
vierjährige. An ber Spike bed Staatene 
ſens ſieht der Herzog (>Hoheit«) aus M 
erneftinifchen Linie des Hauſes Saditt. 
Die Staatsverwaltung leitet enge 
meinfames Staatsminifterium, 
aus zwei Abteilungen beſteht, von kt 
bie eine bie befondern Angelegenkim 
von Koburg, die andre biejenigen IM 
Gotha wahrzunehmen bat. Der dinie 
rende Staatsminifter ift zugleich Bortım 
ber einen Abteilung. Zum Amer be Ir 
nern Landesverwaltung zerfällt bad Ir 
ogtum Gotha in bie brei Landratiam‘ 
zirke Gotha, Ohrdruf und Malte 
haufen, während das Herzogtum Ken 
einen Landratsamtsbezirk (Kobur) W 
bet. Eine fommunale Geſamwertreun 
(Kreisvertretung) ber einzelnen Term 
tungsbezirfe beiteht nicht. Juſtiz 9 
vereinigten Herzogtümer find beim 
meinſchaftlichen Turinger Oberlander 
gericht zu Jena mitbeteiligt. Das N 
zogtum Gotha bildet einen Kandgriältt 
bezirk für ſich. Sit bed Landgerichts, m 
ches bie Amtsgerichtsbezirke Gotha, dr 
benftein, Obrbruf, Tenneberg, zhl 
Tonna, Wangenheim und Zella umlıd 
ift Gotha. Das Herzogtum Koburg de 
egen mit ben Amtsgerichtsbezitlen 4 
urg, Königsberg, Neuftadt, Rodach un 
Sonnefelb gehört zu dem Bezirk bei ard 
gericht Meiningen, welches aufer I 
oburg zugleich fir die meiningiſcht 
Kreife Meiningen, Hildburghauſen un 
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Sonneberg unb für die preußifchen Kreife 
Schleuſingen und Schmalkalden fungiert. 
Laut Militärfonvention mit Preußen 
vom 15. Sept. 1873, welche an Stelle der 
frühern Konvention vom 26. Juni 18 
trat, ift das „ruppenfontingent in ben 
preußifchen Militärverband mit aufge: 
nommen; dasſelbe bildet mitben Truppen 
von Sachen: Meiningen zufammen das 6. 
thüringifche zrianierieregiment Nr. 95, 
weichen Hy; Fi r Des „und Sin 11. Ars 
meekorps (Kaſſel) angehört. Finanzen. 
Der Domänenkaſſenetat weiſt für Ko⸗ 
burg auf die Etatsperiode 1879—85 eine 
jährliche Einnahme von 445,900 ME. und 
eine Ausgabe von 291,400 ME,, mithin 
einen überſchuß von 154,500 Mt. nach, 
wovon die Sunme von 77,250 ME. in bie 
Staatäfafje u. der gleiche Betrag i in die her⸗ 
zogliche Kaffe fließen follen. Für Gotha ent- 
hält der Domänenfaflenetat pro 1877—81 | f 
eine Jahreseinnahme von 2,102,221 ME. 
und eine jährliche Ausgabe von { 35 715 
Mi. Der üͤberſchuß von 843,506 ME. ſoũ 
zum Betrag von 322,006 ME. in bie 
Stantäfaffe und zum Betrag von 521,500 
f. in die herz oglihe Kaſſe fließen. Da 
——— ür —28 Balastciert | or 
auf die Zeit von 1877—81 mit 878,900 
ME. Jahreseinnahme und Ausgabe und 
ber Staatsfaflenetat für Pt af Sen | we 
diefelbe Periode mit 2 


nahme und Au 
—— — 1167) 
ür Kobur 

113,196 . Aktiva — 
daß ſich der rer tliche — 


auf 1,595,796 Gotha |21 
hatte (30, Juni 15) 7 Ph EI 


thaifchen Landes (1868 — 75, 3 Pde); 
Schultes, Sachſen-Kobur — 
Landesgeſchichte (1818 -21, 2 Bde. 
Sa — |. hauen! urg. 
Sadien » Reiningen (Meiningen: 
Hildburgbaufen), Herzogtum unb 
Bundesſtaat bes Deutichen 10, 2468 
qkm u. 207,147 melft evange gi luther. 
Einwohner; Haupt: und fidenzftadt: 
Meiningen mit 11,227 Ein, Die 
Staatsver Mr fung ift bie einer konſtitu⸗ 
tionellen Erbmonarchie, und zwar hatte 
das Herzogtum ©. bereits 4. Sept. 1824 ein 
Grundgeſetz erhalten, während im Her⸗ 
zogtum Sachſen⸗Hildburghauſen 19. März 
1818 ein neues * an die Stelle 
der dortigen ältern landſtändiſchen Ver⸗ 
faſſung getreten war. Naꝙ der Vereini⸗ 
gung r Serzogtlimer 1826 wurde mit 
einem hierzu berufenen ftänbifhen Aus 
Kauf ein gemeinfames run ae vom 
Aug. 1829 vereinbart un fe * 
Hagnages- eye vom vom 0. duu in und 
April 


ee fe —* Bern — 

8 38 eſtiniſchen Lin des Bat) 

Sachſen. —S m Eintammerfoflem 

er t aus 24 Abge⸗ 
von en von den böchfibes 

e an un za en 

1. |und nt übrigen Bing A I bs 

ums in  alseme nen Wahlen au 


—— fleht das herzog⸗ 
liche Staatsminiſterium in Meiningen 
Dr niſationsgeſetze vom 14. Sept, 1848, 

ebr, 1870, 8, St, 1873) mit den 
Abıclun für Ansrlegenheiten des ber 

ufes, bes Au en, — sun, 


Paſſiva unb 6,470,357 ME. Altiva auf-! 

zuweiſen, mithin einen Retioſnidbeſ⸗ —* für Kirche n⸗ und 

von 735,499 Mt. Im dentichen ae 1a und fü r bie Juhtig, Sum Ir 

rat führt das m eine Stimme; ber innern ° verwaltung if 508 
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ningen für bie Kreife Meiningen, Hilb 
burghauſen unb Sonneberg, zugleich 
auch für das Herzogtum Koburg und für 
bie preußifchen Kreiſe Schleu ngen und 
Schmalfalben. Der Kreis Ganlfelb ge 
hört bem gemeinfchaftlichen Sanbire 
richt Kubelfabt Das Herzogtum zerfällt 
in 16Amtsögerichtöbezirte: Eisfeld, Sräfen- 
thal, Heldburg, Hildburghaufen Kamburg, 
Kranichfelb, einingen, Poðßneck, Röm- 
hild, Saalfeld, Salzungen, Schalkau, 
Sonneberg, Steinady , Themar und Was 
fungen. Laut Militärlonvention mit 
Preußen vom 15. Sept. 1873, welde an 
die Stelle der frübern Konvention vom 
26. Juni 1867 trat, ift das Truppenkon⸗ 
tingent in ben preußiſchen Militärverband 
mit aufgenommen; dasſelbe bilbet mit den 
foburg=gothaifchen Truppen zufammen 
das 6. thüringifche Anfanterieregiment 
Nr. 95, welches ber 22, Divifion und bem 
411. Armeekorps (Kaffel) angehört. Das 
Tinanzbudget 1880— 82 zeigt in ber 
Einnahme: 4,640,565 . und zwar 
2,075, 00 ME. aus ber Domänenfafle und 
2,565,065 Mk. aus ber Landeskaſſe; in 
ber Ausgabe: 4,123,100 ME., darunter 
394,286 ME. aus der Domänentkafle für 
das berzogliche Haus. Die Staatsfhulb 
betrug 1879: 12,372,273 Mtk., welden 
11,588,440 Aftiva gegenüberftanden. Im 
deutihen Bundesrat bat das Herzogtum 
eine Stimme; zum deutſchen Reichstag 
entjenbet e8 zwei Abgeorbnete. Das ber: 
zogliche Wappen zeigt einen quabrierten 
—— mit den Wappenzeichen von 
hüringen, Sennebern, Römhild, Meißen 
und einen gelrönten Mittelſchild mit dem 
grünen fächfifchen Rautenkranz in ſchwarz⸗ 
goldnem Felde. Die Sanbestarben find 
Srünund Ref. Vgl. Brüdner, Landes: 
kunde des Herzogtums ©. (1853, 2 Bbe.). 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Großher⸗ 
zogtum und Bundesſtaat des Deutſchen 
Reichs, 3593 qkm, 309,503 Einw.; 
Saupt= und Refibenzftabt: Weimar mit 
19,%7 Einw. Die Staatöverfafjung 
ift die einer Fonftitutionellen Erbmon⸗ 
archie. An der Spibe bed Staat? ſteht ber 
Ba ai (»Rönigliche Hoheit«) aus der 
erneftiniihen Linie bes Hauſes Sad: 
jen. Den großberzoglihen Titel führt 


aber | weldher bem Lanb eine Ber 


Sadjien- Weimar - Eijenach. 


der Monarch feit ben Wiener Kongreß, 
Berung um 
31 OM. brachte. Schon 1816 Hatte ber 
Großherzog Karl Auguft, als ber erſte 
beuti een. dem Land eine freifinnige 
Bere ung gegeben; boch mußte die ba: 
mals ſchon gewährte Preßfreibeit infolge 
ber Karlsbader Beihlüffe 1819 wieber 
aufgeboben werben. Die Berfaffungs: 
urlunde vom 15. Mat 1816 aber iſt durch 
das revibierte Grundgeieg vom 15. Oft. 
1850 erjegt worden. Nach bem Wahlge 
feß vom 6. April 1852 beitebt ber nad 
dem Einkammerſyſtem organifierte Land- 
tag bes Großherzogtums aus 31 Abgeort- 
neten. Bon biejen geht einer aus ber 
Wahl der ehemaligen begüterten reiche: 
freien Ritterichaft hervor, während 4 Ab⸗ 
eordnete von den größern Grundbefitzern, 

von ben Höchitbefleuerten gewählt wer: 
den und 21 aus allgemeinen, inbirelten 
Wahlen hervorgehen. Die Wahlperiok 
ift eine dreijährige. Nach dem Organi- 
fationsgefeß vom 5. Ar 1850 iſt das 
Staatsminiſterium in Weimar die oberſie 
Staatsperwaltungsbehörde. Es zer⸗ 
erfällt in das Departement der Finanzen, 
a8 des großherzoglichen Haufes und bei 
Kultus, ba der Juſtiz und bag Departe: 
ment bes Außern und des Innern. Unter 
bem Departement bed Innern ſtehen ale 
Adminiftratiobehörden bie Bezirfspdiref: 
tionen zu Weimar, Apolda, Eifenad, 
Dermbach und Neuftabt DO. Suftis. 
Das Oberlanbesgericht di Jena (gemein: 
ſames ——— berlandesgericht) 
fungiert als ſolches für das Großherzog 
tum S., für die A— Sachſen⸗ 
Altenburg, Sachen: Koburg⸗ Gotha imd 
Sachſen⸗Meiningen, für die Fürſtentü⸗ 
mer Säwargburg- Beubolfobt, Reuß äl⸗ 
tere Linie und Reuß jüngere Linie und 
für die preußiſchen Kreiſe Schleuſingen, 
Schmalkalden und Ziegenrüd (Staats⸗ 
verträge vom 19. Febr. 1877 und B. 
April 1878). Je ein Landgericht be 


fteht zu Weimar für bie Amtsgerichtsbe⸗ 
irke Allftebt, Apolda, Blantenhain, Butt 
&dt, Großrudeſtädt, Jena, Biefelbacdh und 


Weimar und in Eiſenach für Die Amt: 
gerichtsbezirke Eifenach, Geifa, Gerſtun⸗ 


gen, Ilmenau, Kaltennotdheim, Lenge 





Sachverftändige. 


feld, Oſtheim und Vacha, während für bie 
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biet ber Wiſſenſchaft oder ber Technik be⸗ 


Amtsgerichtsbezirke Auma, Neuſtadt a.O.ſond 


und Weida das gemeinſchaftliche reußi⸗ 
ſche Landgericht zu Gera als ſolches fun⸗ 
jert, Laut Militärfonvention vom 
5. Sept. 1873, weldye an bie Stelle der 
rübern Konvention vom 26. Juni 1867 
jetreten ift, gehören bie großherzoglichen 
Truppen dem preußifchen Armeeverband 
ın und bilden ba3 5. thüringifche In: 
anterieregiment (Großherzog von Sach⸗ 
en) Ver. 94, welches der 22. Divifion und 
em 14. Armeekorps (Rafiel) zugewiefen 
fe. Finanzen. Nah dem Staats- 
aushaltsetat Öle die Finanzperiode 1878 
18 1880 beirug die Jahreseinnahme 
, 766,805 ME. und die Ausgabe 6,737,687 
ME., fo daß ein Überſchuß von 29,118 ME. 
tatifiert war; dabei war bie jährliche Ein- 
iahme aus ber Einfommenfteuer mit 
1,787 350 Mk., die aus ben inbireften 
Steuern mit 1,039,030 ME. veranfchlagt. 
kür das großpergpaliche Haus waren 
ährlich 930,000 DIE. in Ausgabe geftellt, 
erner 2,324,795 ME. für die Staatsver⸗ 
valtung, 814,145 ME. für Kirchen und 
Schulen und 207,613 ME. für gemein: 
rügige Ausgaben. Die Staatsihuld 
etrug 1880: 7,026,704 ME. und war, 
‚bgefehen vom fisfalifchen Grunbvermö- 
en, durch Aftiven mehr ald gebedt. Das 
Sroßherzogtum ift im deutſchen Bundes⸗ 
at mit einer Stimme vertreten; zum 
eutſchen Reichstag entjenbet es brei Ab⸗ 
eorbnete. Das Landeswappen beftcht 
n einem quabrierten Haupt⸗ und einem 
Nittelſchild, von benen erfterer die Zei- 
hen von Thüringen, Meißen, Henne 
erg, Blanfenhain, Neuftadt und Tau: 
nburg enthält, während ber letztere 
as fächfifhe Stammwappen zeigt, fünf 
hwarze Balken in Golb mit bem grünen 
dautenkranz. Das Ganze ift mit bem 
:alfenorben umhangen unb mit ber Kd- 
igskrone bededt. Die Landesfarben find 
Schwarz, Grün, Gold. Bgl.Schük, Das 
Staatleben bed Großherzogtums ©. 
1861); Martin, Die Bertaffun, des 
Sroßherzogtums ©. (1866); Rrontelb, 
‚(1878—79, 2 Bde. 

Sachverſtändige (Erperten), Per: 
onen, welche auf einem beſtimmten Ge- 


onders bewandert unb ebendarum zur 
Begutachtung und Beantwortung von 
Tragen, welde dies Gebiet betreffen, vor: 
ugsweiſe berufen find. Sind derartige 
* für die Entſcheidung einer Rechts⸗ 
ache von Wichtigkeit, ſo macht ſich für 
den Richter die Zuziehung von Sachver⸗ 
fländigen notwendig, und das Gutachten 
(Expertiſe) derſelben bildet nicht nur für 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, ſondern 
* für das ſtrafrechtliche Verfahren ein 
wichtiges Beweismittel, z. B. wenn es ſich 
bei Verbrechen gegen das Leben um Feſt⸗ 
ftellung der Todesurfache durch Arztliches 
Gutachten oder um Körperverlegungen 
u. dgl. hanbelt. Für ben Beweis burch 
©. gelten im allgemeinen ebendiejelben 
Grundſätze wie für den Zeugenbeweis (f. 
Beuge), Die Auswahl der Sachverſtän⸗ 
igen ſoll nach ber beutichen Aribuek 
ordnung durch das Gericht erfolgen; Doch 
Tann leßteres die Barteien zur Bezeichnung 
eeigneler Berfonen aufforbern, und wenn 
6 ie Parteien über beſtimmte Perſonen 
als S. einigen, ſo hat das Gericht dieſer 
Eini ng Folge zu geben, wenn es auch 
bie ber Bastei auf eine beftimmte 
Anzahl befchränfen Tann. Die Parteien 
und ebenfo nad) ber beutichen Strafpro⸗ 
zeßordnung im Strafprogeß der Staats⸗ 
anwalt, ber Privatkläger unb der Ange: 
ſchuldigte können ©. aus ebendenfelben 
Gründen, welche zur Ablehnung eines 
Richters berechtigen, ablehnen. Der zum 
Sachverſtändigen Ernannte hat im Straf: 
prozeß ſowohl als in bürgerlichen Rechts: 
ftreitigfeiten ber Ernennung Folge zu 
leiften, wofern er zur Erftattung von Gut⸗ 
achten der erforderlichen Art öffentlich be: 
ftelt ift, ober wenn er bie Wiſſenſchaft, 
die Kunſt ober dad Gewerbe, deren Kennt: 
nis Vorausſetzung der Begutachtung ift, 
öffentlich zum Erwerb ausübt, oder wenn 
er gu Ausübung berfelben öffentlich be: 
ftellt ober ermächtigt ift. Ebenſo ift auch 
berjenige zur Erftattung des Gutachtens 
verpflichtet, welcher ſich bagıı vor Gericht 
bereit erflärt bat. ©., welche nicht, wie 
3.8. die Geridhtzärzte, im allgemeinen 
für die Erftattung von Gutachten ber be- 
treffenden Art vereibigt find, haben ben 
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befonbern Sach verſtändigeneid dahin 
abzuleiften, daß fie das von ihnen gefor: 
berte Gutachten unparteiifh und nad 
beftem Wiflen und Gewiſſen erftatten 
werden. Die wiſſentlich falſche Abgabe 
eines Gutachtens jeiten® eines vereibigten 
Sachverſtändigen wirb als Meineib be- 
ftraft. zu Beantwortung von Taufmän: 
nischen ragen und zur Abgabe von han: 
belsrechtlichen Gutachten (Parere) bes 
Aehen zuweilen befondere Kollegien von 

achverftänbigen, wie 3.8. das Kollegium 
ber Alteften ber Berliner Kaufmannſchaft. 
So ſollen auch nad) dem Bundes⸗(Reichs⸗) 
Geſetz vom 11. Juni 1870, betreffend das 
Urheberrecht an Schriftwerten, Abbil- 
dungen, mufifalifhen Kompofitionen und 
dramatischen Werfen (Bunbesgefeblatt, 
S. 339 ff.), befondere Titterariiche und 
muſikaliſche Sadpverftändigenver: 
eine gebildet werben, die auf Erforbern 
ber Gerichte Gutachten über technifche 
Drogen abzugeben haben, welche ben That- 

ftand bed Nachdrucks von Schriftwerfen, 
Abbildungen unb muſikaliſchen Kompoſi⸗ 
tionen ober ben Thatbeftand unerlaubter 


Reichs de vom 9., 10. und 11. San. 
1876 ! eichsgeſetzblatt, ©. 4 ff.) haben 
diefe Beſtimmung auch auf die unbefugte 
Nachbildung von Werken ber bildenden 
Kunft, von photogeapbifchen Werfen unb 
von Muftern und Modellen ausgebehnt. 
Bol. Inſtruktion vom 12. Dez. 1870 über 
bie Zufammenfegung und den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Sachverſtaͤndigenvereine (Bun⸗ 
—— . 621 ff); Seutiet Zivil: 
prozeporbnung, 6$ 367 — 379; Deutfche 
Strafprozeßordnung, 6 72 — 3; Deut- 
ſches Reicheftrafgefegbu, SS 154 ff. 

&admalter, |. Rebhtsanwalt. 

Saint James (engl., pr. fient dſchehms), 
urfprünglid ein dem beil. Jakob (engl. 
James) geweihtes Klofter, dann Töniglicher 
Palaſt in London, baher man oft ben eng⸗ 
lifchen Sof als ben Hof von ©. und bad 
englifhe Meinifterium als das Kabinett 
von ©. bezeichnet. 

Sätularifieren (lat.), verweltlichen; 


Sachwalter — Salzfteiter. 


Sätularifation, bie Umwandlunz 
einer Sache oder einer wein aus eine 
geiftlichen in eine weltlide. Insbeſonden 
zeichnet man bamit bie Einverleibung 
ber frühern geiftlihen Territorien in 
ale Staaten, wie fie zu Anfang bie 
ſes Sahrhunderts in Deutichland ftattge 
funden bat. Vgl. Kleinfchmibdt, Die 
Säkularifation von 1803 (1878). 
Salarium (fat.), eigentlich im alten 
Rom die Ration an Salz, welche ſowehl 
Soldaten als Magiftratöperfonen auf 
Reifen ober in ber Provinz erbielten; da 
aber diefe Gabe jpäter in Gelb umgewan⸗ 
belt warb, f. v. w. Gehalt oder Diäten 
einer Militär oder Meagiftratöperfon; 
dann überhaupt ſ. v. w. Sold, Befoldung, 
daher ber franzöfifhe Ausdruck Salaire. 
ſ. v. w. Honorar, Gehalt; falarieren, 
j. v. w. belohnen, Gehalt auszahlen. 
Saliſches Geſetz, Thronfolge. 
Salutieren (lat.), begrüßen, nament: 
ih die formelle Chrenbezeigung erivei: 
fen, wie bie Salutation (Salut) be 


Militärs (Honneurs), der fogen. 
Salem u. dal. 
alzmonopol, j. Salzfteuer. 


Salzſtener, eine im Deutfchen Reid 
und für bas Reich zur Erhebung kom: 
menbe Berbrauchsiteuer vor demjenigen 


| Salz (Kochſalz), weldes im Inland ver: 


braucht werben fol. Das norbdeutice 
Bunbesgefet vom 12. Okt. 1867 (Bun: 
besgefeßblatt, S. 41 ff.) hob zunächſt bus 
in einzelnen beutfchen Staaten beftehenie | 
ausſchließliche Recht des Staats, Den Har- 
del mit Salz zu betreiben (Salzmono: 
pol), auf und unterwarf Das zum inlän: 
bifchen Verbrauch beftimmte, ſowohl bas 
im Inland produzierte als das aus dem 
Ausland eingeführte, Salz einer Abgabe 
von 2 Thlr. für den Sentner Nette 

ewicht. Diefe Abgabe wurbe nach Kon- 
—** des Deutſchen Reichs beibe⸗ 
halten, obgleich iieberholt Berfuche ge: 
macht worden find, biefe Befteuerung 
eines notwendigen Lebensmittels zu be 
feitigen. Befreit von ber ©. ift nament⸗ 
lich das zu landwirtſchaftlichen Zwecken, 
d. h. zur Fütterung des Viehs und zur 
Düngung, beftimmte Salz, ebenfo das zu 
gewiſſen gewerblichen Zweden beſtimmte 








-. Samoa-Infeln — San Salvador. 


owie bas bei Notfländen und an Wohl 
hätigfeitsanftalten verabfolgte Salz. Der 
Srtrag der ©. war z. B. pro 1880— 81 
nit 35,740,790 Def. in den Reichshaus⸗ 
altsetat eingeftelt. gl. v. Aufſeß, 
die Zölle und PVerbrauchäfleuern des 
Yeutichen Reichs, in Hirths »Annalen bes 
Yeutfchen Reichſs« (1873, ©. 117 Ff.). 
Samoes’nfeln, Inſelgruppe im füd: 
ihen Großen Ozean, beitehend aus 14 
ulkaniſchen Inſeln: Savaii, Upolu, Tu⸗ 
uila, Mlanda u. a. Ein Freundſchafts⸗ 
ertrag mit dem Deutſchen Rad, abge= 
chloſſen zu Apia auf ber Inſel Upolu 
4. Jan. 1879, fichert den deutſchen Reichs⸗ 
ingehörigen die gleichen Rechte in Samoa 


vie den meiftbegünftigten Nationen. Der | EI 


Dafen von Saluafata ift ben beutfchen 

viegeihiflen zur Benutzung und Anle 
yung von Magazinen zur Verfügung ge: 
telt. Die Firma Godeffroy in Ham: 
yurg hatte auf den ©. Plantagen ange 
.egt, geriet aber in Vermẽ gensverfall, und 
ie Plantagen gingen in den Beſitz einer 
»Deutichen Seehandelsgeſellſchaft« über. 
Um jene Plantagen zu halten und an- 
yeblich den beutjchen Erporthandel zu för: 
yern, wurde 1 bem beutichen Reichs⸗ 
las von ben verbünbeten Regierungen 
sine Vorlage gemacht, wonach das Deutiche 
Reich bis zur Höhe von 3 1 für ein 
Srundfapital von 10 Mil. ME, auf ben 
Zeitraum von 20 Jahren eine Dividen⸗ 
dengarantie für jene Geſellſchaft überneh- 
men follte. Allein dieſe Vorlage wurbe 
som Reichstag namentlih auf Bamber⸗ 
yers Ausführungen bin, wonach irgend 
weiche Rentabilität des Unternehmens 
nicht zu erwarten, abgelehnt. Ein deut: 
ſches Generalkonsulat ift in Apia errichtet. 

Samos, zufel an der Küfte Klein: 
afiens, feit 1832 befonberes Fürftentum 


unter türfifcher Oberhobeit; 550 qkm |M 


mit 37,701 zumeift griechifchefathol. Ein: 
wohnern. Die Einnahmen des Staats 
waren pro 1880— 81 auf 3,104,949, bie 
Ausgaben auf 3,103,349 Biafter (à 18 
Pf.) veranichlagt. 

San Domingo (Santo Domingo), 


ſ. Hayti. 

Sandwidinfele (pr. fjänndwitſch⸗), f. 
Hawaii, 

Etaatslezilon. 
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Sanität(lat.), Geſundheit; daher Sa⸗ 
nitätspolizei, ſ. v. w. Geſundheits⸗ 
polizei (j.d.); Sanitätsrat, Titel eines 
Medizinerd; Sanität2behörben, bie 
mit der öffentlichen Geſundheitspflege be- 
trauten Behörben. 

Santtionieren (Iat.), beitätigen, Ge- 
feßesfraft verleihen; Sanktion, im 
weitern Sinn die Beltätigung eines jeden 
Beichlufies, Dertrogs ober Geſetzes, im 
engern berjenige Akt der gefeßgebenden 
Gewalt, durch welchen ber Regent den von 
ben beratenden oder geſetzgebenden Kör⸗ 
pern beratenen und genehmigten Geſetz⸗ 
entwürfen feine Zuflimmung gibt und 
Ne babur mit geſetzlicher Autorität be: 

eidet. 


Sau Salbadör, Republik in Zentral: 
amerifa, 18,720 qkm mit 482,422 Einw.; 

auptftabt: San Salvabor mit etwa 
6,000 Einw. Nachdem fid dad Land 1821 
von ber fpanifchen Herzigiaft unabhängig 
gemacht hatte, gehörte es zunächft zu der . 
gentralameritanif en Union, ſchloß fid) 

nnbald an dieſe bald an jene ber zentral: 
amerikanischen Republifen an und hatte 
ſchwere innere und äußere Kämpfe durch⸗ 
umadyen. Seit 1853 ift ©. ein völlig 
elbftändiger Staat. An ber Spibe des⸗ 
felben ftebt ein auf ſechs Jahre gewählter 
Präfident, weldher durch die Minifter 
(Außeres, Zuftiz und Kultus; Inneres 
und Öffentliche Arbeiten; Krieg, Marine 
und Finanzen; öffentlicher Unterricht) 
bie Erefutivgewalt ausübt. Die geſetz⸗ 
ebende Gewalt fteht dem Kongreß zu, be⸗ 
Nehenb aus einer Tegislativen Kanımer 
von 24 Abgeordneten und aud einem 
Senat von 12 Mitgliedern. Das Staats⸗ 
gebiet ift in 10 Departements eingeteilt. 

ie herrſchende Religion ift die römifch- 
Tatholifhe. Das fiehende Heer ift 1000 
ann ftark, wozu aber no) 5000 Mann 
Miliztruppen fommen. Nach dem Staats⸗ 
haushaltsetat pro 1876 betrugen die Ein- 
nabmen1,958,350,dieAusgaben1,760,850 
Doll., fo daß ein Überfchuß von 197,500 
DoU. zu erwarten fland. Ein Konful 
des Deutichen Reichs ift zur Zeit in ©. 
nicht vorhanden. Die Flagge ift abwech⸗ 
jelnd blau und weiß geftreift (5 blaue 
und A weiße horizontale Streifen) mit 

33 
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einem roten Feld in ber linfen obern &de, 
welches zwölf weiße Sterne zeigt. Bal. 
Squier, Die Staaten von Äentrtame 
rika (beutfch von K. Andree, 1865); Son: 
nenjtein, Descripcion del estado del 
Salvador (1859). 

Sansınletien (franz., r. ſang⸗· Ohne⸗ 
hoſens), zu anfang ber erften franzöſi⸗ 
hen Revolution Spottname ber revo⸗ 
Iutionären Proletarier, bann während 
ber Schredenszeit Ehrenname der extrem⸗ 
ſten Revolutionsmänner. Sansculot: 
tismus, Bezeichnung für eine derartige 
Gefinnung. 

anfibar (Zanzibar), Inſel an der 
DOftküfte Afrikas, bildet mit der gegenüber: 
liegenden Stüfte bes Feſtlands einen Staat, 
welcher unter einem Sultan flieht. Die 
Inſel ift 1597 qkm groß mit 1—200,000 
Einw. Die Hauptitabt S. (ca. 80,000 
Einw.) ift ein wichligee Hanbelszentrum 
ber oftafrifanischen Küfte; Sit eines deut⸗ 
ſchen Konfulats. 

Sardinien, bis 1860 felbftändiges ita- 
licnifches Königreich, umfaſſend die Her: 
zogtümer Savoyen und Genua, Piemont 
und die Grafichaft Dinge mit der Inſel 
©.; 1376 OM. mit 9,167,542 Einw.; 
jett, mit Ausnahme ber an Frankreich ab: 
getretenen GebietsteileSavoyen undRizza, 
Beſtandteil des Königreichs Stalien, been 
Einigung der ſardiniſchen Staatsregie⸗ 
rung (Cavour) zumeift zu verdanken ift. 

avohen, ein früher zu Sardinien ge: 
böriges, jeit 1860 an Frankreich abgetre- 
tened Herzogtum, ehemals (biß 1416) 
Grafſchaft. 
gleichnamigen Fürſtenhauſes, welches jetzt 
uͤber ganz Stalin herrſcht. 

Seabini (lat.), ſ. Schöffen. 

Schaden (lat. Damnum), in ber Rechts⸗ 
ſprache ſ. v. w. Vermögensnachteil, na⸗ 
mentlich derjenige, welchen jemand durch 
das ſchuldhafte Handeln eines andern er⸗ 
leidet, ſei es, daß es ſich um eine wirkliche 
Minderung des Vermögens (pofitiver 
S., damnum emergens) ober um einen 
entgangenen Gewinn (negativer ©,, 
lucrum cessans) handelt. Verbindlich 
feit um Schadenerfat wird begründet 
durch Vertrag, 3.8. Berficherungsvertrag, 
ſchuldhaftes (abfichtliches oder fahrläffi- 


©. iſt das Stamnıland des | dem 


Sansculotten — Schaumburg» Kippe: 


) Handeln und unmittelbar durch ge: 
etliche Beftimmung, wie 3. B. bie Halt: 
pflicht (f. d.) der Unternehmer für bie 
beim Eiſenbahnbetrieb vorfommenden 

Tötungen und Körperverlekungen. 
afstt (fraıız. Echafaud, fpr. ade- 

IB); Blutgerüft zu Sinrihtungen. 

anblärift‘ . Basquill. 

Shänbung, \.Unzuhtsverbrecden. 
Säatanweifung,i.StaatSpapiere. 
Shanmbnrg-Eihpe (Lippe-Büde: 
burg), Fürftentum und Bunbesftaat deö 
Deutichen Reichs, 340 qkm mit 35,332 
meift proteft. Einwohnern; Haupt= und 
Refibenzftadt: Büdeburg mit 5007 
Einw. Die Staatsform ift Die einer konſti⸗ 
tutionellen Erbmonardjie, normiert durch 
das Landesverfalfungsgefeb von: 17. Nor. 
1868. An der Spike des Staatsweſens 
ftebt ber pic (»Durdlauchte). Der nad) 
dem Einkommenſyſtem organifierte Land: 
tag befteht aus 15 Mügliedern, von be 
nen 2 von bem Fürften ernannıt werben, 
während 1 Abgeordneter von der Ritter: 
Schaft, 1 von ber Geiftlichfeit, 3 von 
ben Städten, 7 von ben Bauern und I 
von den Stubierten mit Ausfchluß ber 
Geiftlichkeit im direkten Wahlverfahren 
ewählt werben. Die Legislaturperiode 
it jechsjührig. Die oberfie Staatsbehörde 
für die gefamte Äußere und innere Lan: 
beöverwaltung iſt die ürttfiche Negierung 
u Büdeburg, welder die Verwaltungs: 
mter in Büdeburg und Stadthagen un: 
terftellt find. Die Firchlichen Angelegen: 
beiten der lutherifchen Kirche werden von 
Konfiftorium verwaltet. ©. Hat 
ſich dem gemeinſchaftlichen Oberlanbes 
ericht in Oldenburg angeſchloſſen. Das 
ürſtentum hat ein eignes Landgericht 
in Bückeburg und zwei Amtsgerichte in 
Büdeburg und Stadthagen. Laut Mili: 
tärfonvention vom 25. Sept. 1873, weld« 
an die Stelle ber frühern Konvention 
vom 30. Juni 1867 trat, leiften dic 
Webrpflichtigen des Fürſtentums ihre af: 
tive Dienitzeit, infoweit fie zum Säger: 
bienft tauglich find, in einem zu Büde 
burg ftebenden preußifchen Sägerbatail- 
Ion (weſtfäliſches Jägerbataillon Nr. 7), 
außerdem bei fonftigen königlich preufi: 
hen Truppenteilen ab. Im beutfdyen 


Scheffel — Schiffsmafler. 


Bundesrat führt S. eine Stimme und 
entjendet zum deutichen Reichstag einen 
Abgeordneten. Die Staatdeinnahme be: 
trug nad) dem Landesfafienetat 1880— 
1881: 507.293 Mf. und balancierte mit 
einer Ausgabe von bem gleichen Betrag. 
Die Staatsſchuld befteht in einer Anleihe 
von 360,000 ME., welche in AO Jahren 
zu amortifieren if. Die Landesfarben 
find Blau, Rot, Weiß. Das Wappen ift 
quadriert und enthält Die Zeichen von 
Kippe, Schwalenberg und in einem Mits 
telfihild von Schaumburg; Schilöhalter 
find zwei weiß gefleidete Engel. 

Scheffel, |. Liter. 

Schenk, ſ. Mundſchenk. 

ee och ſ. Oftracismus, 

Schibboͤleth (hebr., »Kornähre«), das 
Erkennungswort, an deſſen Ausſprache 
die Gileaditer bie ihnen feindlichen Ephrai⸗ 
miter erfannten; daher f. v. w. Loſungs⸗ 
wort. Der Ausdrud wirb jest im poli- 
tifchen Leben oft gebraucht, um das charak⸗ 
teriftifche Merkmal einer Bartei und einer 
gewiſſen Gefinnung Er bezeichnen. 

Schiedsmann, bejondere Behörde, 
welche zur Herbeiführung und protofolla- 
rifchen Aufnahme von Vergleichen, Die 
unter den Parteien vereinbart werben, 
beftellt it. Schiedsmannsordnung, 
Geſetz über bie Einrichtung und über das 
Berfahren der Schiedomannsgerichte, ins⸗ 
befondere die preußiihe Schiedsmanns⸗ 
ordnung vom 29. März 1879. Auch in 
einigen andern deutſchen Staaten ift bie 
Sezeichnung S. an Stelle ber früher 
üblichen eines Friedens = oder Vergleichs⸗ 
richter? angenommen worden. gl. 
Tu zuau, Die Schiebsmannsorbnung 
(1879). 

Schiedsrichter (Tat. Arbiter), derje⸗ 


nige, bem bie Entfcheidung eines Rechts⸗ | | ch 


ftreit3 durch Übereinkunft der ‘Barteien, 
entweder unbedingt ober mit Vorbehalt 
ber Berufung an ba8 ordentliche Gericht, 
übertragen wird. Gewöhnlich ernennt jede 
Partei einen S., und diefe einigen ſich 
über Zuziehung eines Dritten als Ob: 


i. Master, franz. Capi- 
taine), der Befehlshaber und Führer eines 
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Kauffahrteifchiffs, welcher in ber Regel 
vom Reeder (f. b.) engagiert und dem⸗ 
jelben für Schiff und Ladung, Verhalten 
der Mannfchaft und die Überfeeführun 
verantwortlich ift. Für das Deutfche Neid 
find die Rechte und Pflichten des Schiffers 
durch das Handelsgeſetzbuch und durch bie 
deutſche a on vom 27. Dez. 
1872 (Reichsgeſetzblatt, ©. 409 ff.) nor⸗ 
miert. Seeſchiffer müſſen ſich über ihre 
Befähigung durch ein Zeugnis ber zu> 
fländigen ertaltungäabehörhe ausmweifen, 
und zwar wird bei der Scifferprüfung 
zwiſchen Prüfung für Tleine und große 
Fahrt unterfchieden, indem man unter 
eriterer die Fahrt in ber Nordſee bis zum 
61. nördl. Br. und in ber Oftfee mit See: 
ihiffen von 30 bis ausſchließlich 100 
Tonnen.(zu 1000 kg) Tragfähigkeit ver- 
ftebt, während unter großer gehn diejenige 
Seeſchiffahrt verftanden it, welche bie 
Grenzen der bloßen Küſtenſchiffahrt und 
der kleinen Fahrt überſchreitet. Die ge- 
bräuchliche Bezeichnung eines Schiffers in 
ber Umgangsſprache iſt Kapitän. Vgl. 
Deutſches Gamberegeiebbun, Art, 478— 
527 ,55711.,665--679; DeutſcheSeemanns⸗ 
ordnung, SS 10 ff.; Bekanntmachung, be⸗ 
treffend die Prüfung ber Seeſchiffer und 
Seefteuerleute auf deutſchen Kauffahrtei⸗ 
ihiffen, vom 25. Sept. 1869 (Bundes⸗ 
geſetzblatt, ©. 660 ff.). 

( ainsbelaung, ſ. Shiffsmann- 
art. 
Schiffseertififat,i.Schiffgregifter. 

Schiffsdirektor SSchiffsdispo⸗ 
nent), ſ. Reeder. 

Schiffsfreunde, ſ. Reeder. 
Schiffsgruß, ſ. Seezeremoniell. 
& isjeurnal, (-Oöitevapiere 
Shiffsiungen, |. Schiffgmann- 


aft. 
Schiffsklarierer, beſonders in ben 
Ditfeehäfen ſ. v. w. Schiffsmaller. 
chiffsmakler (Fracht makler, 
saitistlarieren), erfonen, weldye 
ewerbsmäßig die Verjendung zur See 
eforgen und in ber Regel amtlich ver: 
pflichtet find. Auch beforgen die ©. in 
ber Regel das Ausflarieren bed Schiffs 
fowie das Einklarieren ankommender 
Schiffe (ſ. Klarieren). 
3 


5* 


Pe 
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516 Schiffsmannſchaft 
Schiffmann Schi be⸗ 
(asuna), bie zum Ceiiehent be 


ſtimmte Mannſchaft eines Schiffs, welche 


deutſchen See⸗ 
die Schiffs⸗ 
offiziere mit 

ber ©. gerechnet, 
Schiffs mann au 
mit Ausnahme des 
Perſonen, welche, o 
ren, auf einem Schi 


De 


ch 

Rechte und Pflichten ſind jetzt unter Auf⸗ 
hebung ber diesbezüglichen Borfchriften 
bes deutſchen Handelsgeſetzbuchs durch bie 
deutſche Seemannsordnung normiert. 
Namentlich darf hiernach niemand als 
Schiffsmann in Dienſt treten, bevor er 
ſich über Namen, Heimat und Alter vor 
einem Seemannsamt ausgewieſen und 
von demſelben ein Seefahrisbuch ausge: 
fertigt erhalten bat. Der mit bem Schiffs⸗ 
mann —I— Heuervertrag (ſ. 
Heuer) i 

verlautbaren (ſogen. Anmuſterun 
und dieſe Anmuſterungsverhandlung wird 
vom Seemannsamt als Mufterrolle 


ausgefertigt (f. Schiffspapiere). Die. 


Schiffsoffiziere werben Steuerleute 
(erſter, zweiter Steuermann, Bootsmann 
genannt; die Matroſen zerfallen in Voll⸗ 
ober befahrene Matroſenund Leicht⸗ 
matroſen oder Jungmänner; die 
Se — ———— ne neuste 
ungen thinnbezeichnet. Val. 
Seemanndordnung vom 3 de 15 
as S. 409 fi). . 
Schiffspapiere (franz. Papiers de 
bord, Lettresde ai Dokumente, welche 
an Bord eines Schiffs zum Ausweis für 
Schiff, Beſatzung und Labung zu führen 
find. Diefe S., deren Erfordernis durch 
die Geſetzgebungen ber einzelnen Staaten 
verſchieden beftimmt ift, find namentlichzur 
Feſtſtellung ber Rationalität und für den 
al eines Seekriegs insbeſondere zur 
eſtſtellung der Neutralität des Schiffs 
notwendig. Wejentlich find in biefer Hin⸗ 
ficht das Ingen. Shiffscertififat d. h. 


vor dem Seemannsamt z b 
9). 


— Schiffsregifler. 


eine Urkunde zur Beſcheinigung des Ein⸗ 
trags des —8 — in das Schiffsre⸗ 
gi er (f. Schiffsvermeſſung), und 
Meßbrief. Nah bem deutſchen 
Handelsgeſetzbuch iſt ferner für Ger: 
iffe das Schiffsjournal oblige: 
toriſch, in welches für jebe Reife alle er: 
heblichen Begebenheiten, feit mit dem Ein: 
nehmen ber Ladung ober des Ballafies ke 
gonnen tft, einzutragen find. Die deutſche 
eemannsordnung Ichreibt ferner Die Mit- 
führung der Mujterrolle vor, welde 
von ben Seemannsämtern auszuftellen 
it und Namen und Nationalität des 
Schiffs, Namen und Wohnort des Schif⸗ 
ferd, Namen, Wohnort und dienſtliche 
Stellung jedes Schiffsmanns und die Fe 
fimmungen bes Heuervertrags einfchlieh- 
ih etwaiger bejonderer Berabrebungen 
enthalten muß. Insbeſondere muß aus 
der Mufterrolle erhellen, was ber Schifis- 
mannſchaft für den Tag an Speife umb 
Trank gebührt. Vgl. Deutiches 
geſetzbuch, Art. 480, 486—489, 5%; 
Deutf söcemanneorbnung vom 27. Da 
1872 (Reichöneletblatt, ©. f.), & 10 
i8 23, 34, 46 f., 57, 77, 80, 85, 99. 
Schiffspart, |. Reeder. ° 
Schiffsprokureur (ivr. -ör), bei ber 


® 


ber Kauffahrteiſchiffe, welche zur Führung 
ber Nationalflagge befugt find. Rad 
dem deutlichen Bundes- (Reichs⸗) Geſetz 
vom 25, Dft. 1867 kann ein foldyes zum 
Erwerb durch die Seefahrt beftimmte 
Schiff nur in bas ©. besjenigen Hafens 
eingetragen werben, von welchem aus bie 
Seefahrt mit ihm betrieben werben jell 
(Heimatehafen, Regifterbafen). 

te Behörben, weldde das ©. zu führen 
haben (Regifterbebörben), find burd 
die Landesgefehe zu beſtimmen; gewöhn⸗ 
lich find die mit der Handhabung ber frei: 
willigen Gerichtöbarfeit betrauten Ge: 
rihtäbehörben bamit beauftragt. Die 
Eintragung bes Schiffs in dad ©. muß 
enthalten: den Namen und die Gattung 
bed Schiffs, feine Größe und Tragfähig 
feit, Zeit und Ort der Erbauung, Die An- 
gabe des Heimatshafens, bie Bezeichnung 
des Meederd oder der Fitrecber, ben 


Flußfchiffahrt —8 Schiffsmakler (ſ.d.). 
Schiffſregifter, amtli Verzeichnis 


| 


Schiffsvermeffung. 


ben bie Erwerbung 
ff8 oder ber ein⸗ 


vs —5 
die Natios 


zelnen Schiffsanteile — 
Sa * ‚oder 
unb ben Tag der 2 
Über, biefen Gintrag bes Schiffs in das 
S.wird, dent 


—— 
* — um — 


reiche] —— führen, 
foren Ar und Etelecines 
fies vertritt. 13 —— des 
El ind ©. und vor Ausfertigung bes 
Sets Bertha, Bieteiäeflnge 
u führen, überhaupt nicht au were 
xu. Es ift jedoch Schiffen —A— 
ils 50 cbm Bruttoraumgehalt nachgelajs 
en, bie Reichöf Kr ee era 
n das ©. und cc 
u führen. Bel. Bundes — 
— —— Al 
iffe und ihre Befugnis zur Führun, 
e ee © m 29. Of ‘= ug 
San): ainbeihung | 
Fr rg pa gen Shiifsregii terbehörben, 
etreffend die Eintragung ber nad) ber 
iffävermeffungsordnung vom 5. Juli 


872 ermittelten Bermeffungsergebniffe 
Be en m [in 





„gu ent: | das 
. Die|fi 


t die Bermefiui 
— die von ben Sant 
fungsbehörben, 


GEN de bie Ne Reine jeben, | 1: 
wi über das gefamte Schiffsner- 


ibeöregies 
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meffungswefen wirb von bem Reichslanz⸗ 
Ier duch Schiffsvermeffungsins 
pettoren ausgeübt. Das Vermeſſungs ⸗ 
berfahren ift ber Regel nad) ein »voll- 
flindigese, nur ausnahmsweiſe ein »ab⸗ 
e Klin, namentlich dann, wen das 
hif ganz ober teilweife Belaben ober bie 
It | volftändige Bermeffung außandern Grüne 
ben unthunlich if. In dem Mehbrief ift 
fowohl der Brutto: als der Nettoraumges 
halt des Schiffe nad Kubifmetern und 
——— nad) den entfprechenben britifchen 
egiftertond anpugeben: Unter Brutto- 
raumgehalt wird nämlich das Ex eins 
ber Bermefjung aller Räume bes 
in Körpermaß ausgebrüdt, — 
wäßrend man mit Nettoraumgehalt das 
nach Abzug ber Logisräume ber Schiffes 
mannfgaft und ber etwaigen Mafginen-, 
Dampfteffel= und Kohlenräume ſich er⸗ 
gebende Refultat bezeichnet. Auch mehrere 
= | andre europäifche Seemächte ſowie bie 
norbamerifantiche Union haben ihrSchiffs⸗ 
vermefhung jeverfahren neu reguliert, und 
ch vorgängiger Zuficherung ber Gegen: 
* teit in von bem deichslanzler befannt 
en worben, daß und inwieweit bie 
Ba jungen jener Staaten in 
Häfen anzuerkennen find; fo 
in Bun der in bänifchen, öfterrei: 
—5 gen und nordamerifanifhen 
Brennen Bermelunge: 


16) und “ ‚Satin = 


4 Beranntmahung vom 


(Zentralblatt, ©.323), — And durch 
ARE des eezang lers vom 
(Bentralblatt, ©. 382) über 
0 Deere für Dampf, 
ertigung un, ef8 für e, 
Pie Ben Salat paffieren, im Anz 
= |fhlu an bie von der. internationalen 
Kommiffion zur Regelung ber Abgaben 
—A dem Sueztanal et ten Delhtäfe 
bem | befonbere Beftimmungen gegeben worben. 
& Belt —— —— „Or die 
Seiffepermeitun ebmun; 
‚(Reichögefegblatt, ©. ometder 
mularen A—E zu Mefbriefen und Best 
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Inſtruktion bazu vom 23. Nov. 1872; 
Engliſche Kauffahrteiſchiffahrtsakte (Mer- 
chant shipping act) vom 10. Aug. 1874; 
—— Geſetz vom 6. Mat 1864; 
Dänifches Gefek vom 13. März 1867; 
Oſterreichiſch⸗ ungariſches Gefeß vom 15. 
Mai 1871; Zranzöfiiche Terete vom 24. 
Det 1872 und 24. Maı 1873; Stalienifche 
Dekrete vom 11. März 1873. 

©öälägerei (Raufbanden), ein in 
Thätlichfeiten ausgearteter Streit unter 
mehreren derlonen. Wirb dadurch ber 
Tod einer Perfon oder eine fchwere Kör⸗ 
perverlegung herbeigeführt, fo wird fchon 
bie Beteiligung an der ©. ſchwer beftraft; 
ebenfo ift der Gebrauch eined Mefjerd oder 
einer fonftigen gefährlichen Waffe bei einer 
©. mit Strafe bedroht (ſ. Körperver: 


terung) 
ber Gleighandel, 1. Schmuggelhan⸗ 


el. 
Schleswig⸗Holſtein, Elbherzogtümer, 
bis 1863 durch Perſonalunion mit Däne: 
mark verbunden. Mit dem Tod Köni 
Friedrichs VII., 15. Nov. 1863, erlof 
der Mannsſtamm riedrichs .; in 
ben Herzogtümern hätte bie agnatiſche 
Erbfolge eintreten und damit bie Perfo: 
nalunion mit Dänemark ihr Ende er: 
reichen müflen. Gleihwohl nahm König 
Ehriftian IX. von Dänemark als Nach⸗ 
folger Friedrichs VII die Regierung! 
nachfolge auch in den Herzogtümern für 
fi) in Anfpruch, geübt auf das Londoner 
Protokoll vom 8. Mai 1852, welches zwi- 
fen den Großmächten, Dänemark und 
Schweden vereinbart worden war und bie 
Integrität ber däniſchen Monardie für 
ein europäifches Intereſſe erklärte. Auch 
war bier für ben Fall, daß männliche 
Deſzendenz Friedrichs II. nit vorhan⸗ 
den ſein te, dem Prinzen von S.⸗ 
Sonderburg⸗Glücksburg (nunmehr Ehri- 
ftian von Dänemark) und feiner 
männliden Nachkommenſ 
rungdnachfolge gewährleiftet. Dagegen 
nahm ber anfangs von Preußen unter: 
ſtützte Erbprinz von S.⸗Auguſtenburg, 
x übt auf jein agnatiſches Erbrecht, die 
Thronfolge in ben Herzogtümern für fich 
in Anſpruch. Der König von Dänemark 
ging nun fo weit, bie rmliche Einver: 


ft die Regie: | 296 


Schlägerei — Schöffen. 


leibung Schleswigs in Dänemark mit 
uftimmung bes Reichsrats auszuipre: 
n. Dies hatte die Kriegserklärung 
reußens und Oſterreichs zur Folge, und 
Dänemark wurde gamın en, durch ben 
Frieden vom 30. Oft. 1861 feine Redte 
an ben Herzogtümern, ebenfo wie an 
Lauenburg, an Ofterreih und Preußen 
abzutreten. Durch die Gaſteiner Konven: 
tion vom 14. Aug. 1865 fam Lauenburg 
(ſ. d.) an Preußen, während bie Verwal: 
tung in Schledwig von Preußen, bie in 
Holftein aber von Ofterreich geführt wer- 
ben —8 Die großen Erfolge des Kriegs 
1866 aber führten zu der vollſtändigen 
Einverleibung der Herzogtümer in die 
preußifche Monarchie, welche durch Gefck 
vom 24. Dez. 1866 vollzogen warb. Be- 
üglich Nordſchleswigs war in dem Prager 
Sieden vom 23. Aug. 1866 (Art.5) aller- 
dings vereinbart worden, baß die definitive 
Zuteilung dieſes Landesteils an Preußen 
oder Dänemark von einer Volksabſtim⸗ 
mung abhängig gemacht werben jolte. 
Doch wurde diefer Vorbehalt durch ein 
Ablommen prägen Preußen unb Oſter- 
reich vom 11. Oft. 1878 wieber befeitigt. 
Bol. Fich, Politifche Geſchichte bes daniſch⸗ 
beutfchen Streits (1865); Thudichum, 
ale ſungsgeſchichte Schleswig-Holfteins 


p Samaniarift GSchmachſchrifh), f. 


q 
Schmuggelhandel (Schleichhandel, 
Paſcherci, Einfhwärzung), verbots⸗ 
widrige Einführung von Waren (Kon⸗ 
terbande) in ein Irembes Staats: und 
Zollgebiet mit Hinterziehfung des Ein | 
gangszolls. Zur Befämpfung bes Schmug⸗ 
gels beſtehen zwiſchen den Grenzſiaaten 
meiſtens beſondere Konventionen, fo zw 
ſchen Deutſchland und oigreg das 
Ukartell von 1808 8 5—8, 12, % 
ordbeutfches Bundesgeſetzblatt 1868, ©. 


Schöffen (Schöppen, Tat. Scabini), | 
im altbeutfchen Prozeßverfahren vie Ge 
richtsbetfiger,, welche das von dem Grafen 
als Vorfigenbem des Gerichts zu verkündi⸗ 
gende Urteil zu finden (»|chöpfen«‘) Hatten; 
im modernen Strafprozeß Laien, wel 
neben und mit bem rechtägelehrten Richter 





Schoppen — Schultheiß. 


ufammen in minder wichtigen Straffällen 
tteilen. Nach bem beutihen Gerichtäs 
erfaf an G — die * 
ter als Don em ul 
Boll erwählten S., welde 
ei der Entſcheidung glicee Stimmredt 
vit jenem neben, ge ilbeten Schöffen 
erichte te ich Atmen mi für 
iejenigen Bergeben zul weldje nur 
zit Gefängniß bis zu 3 Monaten ober 
nit Haft oder mit @elbftrafe bis zu 600 
NE. bebrobt find, ferner für Sebi 
en und Körperverlegungen, bie im 
er Privatklage verfolgt werden, für ein- 
den Diebftahl und Betrug, einfache 
Interfchlagung und Gachbeihäbigung, 
sofern ber Wertbetrag be —— 
egenſtands die Summe von 25 ME. nicht 
iberfteigt, enbfid) für Begünftigung und 
5ehlerel, wenn bie verbrecheriſc m Sande 
ungen, auf welche ſich dieſe beziehen, 
benfall® in die [höffengerichtliche Kom: 
vetenz faBen. Außerdem Tönnen_nı 
ınbre Teichtere Vergehen von ben Strafe 
‚anımern ber Landgerichte an bie Schöffens 
yerichte verwieſen werben, wenn bie Strafe 
voraugfichtlich 3 Monate Gefängnis nicht 
iberfteigen wird. Vgl. Boitus, Hand- 
ug) für ©. (1879). 
joppen, f. Liter. 

Säottlaud, ſ Großbritannien. 

Säriftfüßrer, inBeriammlungen und 
Bereinen eine vorzugsweife gu offiziellen 
Beurkundung ber ndlungen und 
Abftimmungen berufene Perſon. Befon- 
vers wichtig ift bie Schriftführung für 
yarlamentarifhe Körperfchaften, und zwar 
var es früher üblich und ift auch nı jest 
sei Mleinern Sanbtagen gebräudlih, dab 
ie Regierung ben Ständen einen beſon⸗ 
sern Beamten (Syndikus) ald ©. beigibt. 
Regelmäßig werben aber bie ©. von ber 
Tammer kit gewählt. So wählt ins⸗ 
vefondere Deut Reichstag & ber 
Reichöverfaffung (Art. 27) feine ©. kit, 
ind zwar werben nad) ber Geichäftäo 
ung acht ©. in einer einzigen Wahlhand⸗ 
ung nad) relativer Stimmenmehrheit er: 
sache, Bei Srimmengleicheit ae 
»a8 208, weldjes durch Die Hand bes praſi⸗ 
yenten gezogen wird. Die Wahl ber ©. 
yelhieht Ihe die Dauer jeber Seffton, doch 


= | tetus, franz. Maire,eni 
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ann der Gewählte nach Ablauf von vier 
Woden zurüctreten. Bei Beginn einer 
neuen Legisfaturperiobe und einer neuen 
Seffion innerhalb ber laufenden Legiälas 
turperiobe ernennt der Vorſihende provi⸗ 
foriich biS zur Konftitwierung des Vor- 
itands, zu welchem die S. mit gehören, vier 
Mitglieder des Haufes zu Schriftfühtern. 

Shhriftfäffig, früger Bezeichnung für 
Rittergüiter, deren Befiter unter ben obern 
Lanbesgerichten als eriter Inftanz ftanben, 
im Gegenfaß zu ben amtöfäffigen, ber 


eg | ven Beliger das Amt, in dem fie gelegen, 


al8 exfte Snftanz hatten. 
Shriftbergleihung (Int. Compsratio 
literarum), die Vergleihung ber dend⸗ 
forift einer ihrer Echtheit nad) zweifel: 
haften mit einer unzweifelhaft von dem 
angeblichen Augfteller herrührenden Urs 
kunde, um fo bie Echtheit oder Unedhtbeit 
ber erftern barzuthun. Die ©. kann für 
wohl im Zivil= wie im Strafprogeß ald 
Beweismittel vortommen. Gie erfolgt 
mäßig unter Zugiehung von Sa 
verftänbigen (Schreibveritändigen). Vgl. 
Deutfehe Zivilprogehordnung, 86 406 15 














. } ſ. Obligas 

Schulder ſchreibung tiom. 
Säultheiß (Schulze, eigentlich 
Schuldheiß, neulat. Sculdarius, Seul- 
gt.Baillift, Mayor), 
unfprünglich derjenige Beamte, welder 
bie Mitglieder einer Gemeinde zur dei⸗ 
fung ihrer Schuldigfeit anzubalten hat, 
welcher »beißt« (heifcht), was jemand 
ſchuidig iſtz dann überhaupt |. v. m. Ger 
meinbevorfteher. Dabei wurde früher gwi⸗ 
ſchen Stabtfhultheiß und Dorfs 
ſchultheiß unterſchieden, während für 
eritern jept, bie Bezeichrung >Bürger- 
meijters üblic) ift. Das Amt des Shult- 
beißen, welches jetzt durch die Wahl ber 
Gemeinde erfolgt, die aber ber obrigfeit- 
lichen Beftätigung bedarf, war früher auch 
vielfad mit dem Bejig beftimmter Güter 
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nannt) verbunden, für welche fidh die dar⸗ 
auf bezügliche Bezeichnung teilweife noch 


jetzt lt t. 
iet et . Beifaffen. 
< frei, |. Urheberrecht. 


genoflen a hs 
ſ. v. w. Schutbürger ober Beifalien (ſ. d.). 
Eine befondere Klaſſe von S. machten ehe: 
bem die Schußjuden aus, welche erft 


durch ben Schußbrief bie Unterthanen- | Pr 


rechte und zwar oft nur auf gewille Jahre 
erhielten. 
Schutz⸗ und Trubbündnis, |. Al: 


lian;. 
Sthutzverwandie, ſ. Beifaffen. 
S ußzoll, ſ. Zohl. 
Schwarzburg⸗Kudolſtadt, Fürſten⸗ 
tum und Bundesſtaat bes Deutſchen Reichs, 
942 qkm mit 80,264 meiſt evangel. Ein⸗ 
wohnern; Haupt: und Refibenzftabt: Ru⸗ 
bolftadt mit 8747 Einw. Vie Staats: 
form ift die einer fonftitutionellen Erbmon: 
archie, für melde ein neue? Grund= und 
Wahlgeſetz 21. März 1854 erlafien worden 
ift, bas aber durch Nachtragsgefeke vom 21. 
März 1861 und 16. Nov. 1870 Umgeftal- 
tungen erfahren bat. An ber Spite des 
Staatsweſens ſteht ber Fürſt (»Durd: 
laudt«) aus dem Haus der Grafen von 
Schwarzburg. Der Landtag ſetzt ſich nach 
dem Einfammerfuftem aus 16 Abgeordne⸗ 
ten zufammen, von welchen 4 von ben 
Shftbefteuerten und 32 in allgemeinen 
ahlen und zwarimbireften Wahlverfah⸗ 
ren jeweilig auf drei Jahre gewählt wer: 
den. Das Land zerfällt in die fogen. Ober: 
herrſchaft (Rudolftadt) und in die Inter: 
herrichaft (Franfenhaufen). An der Spike 
der Landes verwaltungſteht das Staats: 
miniſterium, welchem zum Zweck der in⸗ 
nern Landesverwaltung bie drei Landrats⸗ 
Amtter Rudolſtadt, Königfee und Franken⸗ 
haufen unterftellt find. Juſt iz. Das 
Fürftentum ift bei bem gemeinfchaftlichen 
thüringifchen Oberlandesgericht zu Jena 
mitbeteiligt, das gemeinfame Sanbgericht 
zu Rudolitabt umfant die Amtsgerichtsbe⸗ 
irke des Landes (Frankenhauſen, König: 
ver, Xeutenberg, Oberweißbach, Rubol: 
ſtadt, Schlotheim und Stabtilm) ſowie 
ben preußifchen Kreis Ziegenrüd und ben 
jachfen = meiningifchen Kreis Saalfeld. 


Schutzbürger — Schtwarzburg= Sondershaufen. 


Laut Militärkonvention vom 15. Sept. 
1873, welche an bie Stelle der frühern 
Konvention vom 26. Juni 1867 trat, ge: 
hört das Kontingent des Fürſtentums 
dem preußifchen Diilitärverband an. Das 
Kontingent bildet mit den Truppen von 
Sadjen- Altenburg und denjenigen ber 
beiden reußifchen Fuͤrſtentümer zufammen 
bas 7. thüringiſche arianterieregiment 
96, welches der 8. Diviſion bes 4. 
deutfchen Armeelorpe (Magdeburg) zu: 
gewieten if. Finanzen. Die Jahres: 
einnahme unb = Ausgabe balaneiert nach 
bem Stantöbaushaltsetat für bie Jahre 
1879 — 81 mit 1,772,270 DE. , darunter 
280,365 ME. Ausgabe für das fürftliche 
aus. Die Staatsfhuld beläuft ſich auf 
‚426,704 ME. gegen 3,235,795 RE. Af- 
tiven. Im beutichen Bundesrat führt das 
Fürftentum eine Stimme und entfenbet 
einen Abgeordneten zum Reichſtag. Das 
Heinere Wappen der beiden Fürftentü- 
mer©. und Schwarzburg-Sondershaufen 
eigt den deutſchen Reichsadler in Golt 
* Erinnerung an den Kaiſer Gün: 
ther), das größere enthält die Zeichen ber 
Zandesteile, jenes Tleinere Wappen und 
das Zeichen von ©. (einen golbnen Löwen 
in blauem Feld), wird von ſechs gekrönten 
elmen bededt und von einem wilden 
ann und einem wilden Weib gehalten. 
Die Lanbesfarben find Weiß und Blau. 
Bol. Sigismund, Landesfunde des Für: 
ſtentums S. (1862, 2 Teile). 
Schwarzburg: Sondershaufen, Für: 
ftentum und Bundesſtaat des Deutfchen 
Reichs, 862 qkm mit 71,083 meift evangel. 
Einwohnern; Haupt= und Refidenzitadt: 
Sondershaufenmit6110@inw. Durd 
Serfaffungegelehe vom 24. Sept. 1841, 
12. Dez. 1849 und 8. Juli 1857 wurde 
bie Staatöform als diejenige einer Tonfti- 
tutionellen Erbmonardie feftgeftellt. Die 
dermalige Staatsverfaſſung gründet ſich 
auf die Verfafiungsurfunde vom 8. Zuli 
1857, mobifigiert durch Geſetze vom 24 
Yan. 1860, 2, Aug. 1866 und 27. Des. 
1871. An ber Spike des Staats fteht der 
gie ( Durhlaudie) aus dem Haus ber 
trafen von Schwarzburg. Der Landtaı 
befteht nach dem Einkammerſyſtem au: 
15 Abgeordneten, von weldden 5 von bet 






















Schwebende Schuld — Schweden und Norivegen. 


Fürften ernannt, 5 von den Höchfibe- 
fteuerten und 5 in allgemeinen Wahlen 
auf vier Fahre und zwar im indirekten 
MWahlverfahren gewählt werden. Die 
oberfte VBerwaltungsbehörde bes Für: 
ftentums ift das Staatöminifterium (Ge 
feß vom 17. März 1850) mit ben Abtei- 
lungen für Angelegenbeiten des fürftlichen 
gar und für das Auswärtige, für das 
nnere, für bie Yinanzen, für Kirchen: 
und Schulfachen und für die Juftiz. Das 
Fürftentum zerfällt zum Zweck der innern 
Berwaltung in bie vier Berwaltungs- 
bezirfe Sonbershanfen und Ebeleben (io: 
en. Unterherrſchaft), Arnſtadt und Gehren 
ſogen. Oberherrſchaft), welche unter Land⸗ 
räten ſtehen. Juſtiz. Durch Staats 
vertrag ſich das Fürſtentum mit ſei⸗ 
nen fünf Amtsgerichtsbezirken (Arnſtadt, 
Ebeleben, Gehren, Greußen und Son⸗ 
dershauſen) dem gemeinſchaftlichen Ober: 
landesgericht zu Naumburg und dem 
Landgericht in Erfurt angeſchloſſen. Laut 
Militärkonvention vom 17. Sept. 1873, 
welche an die Stelle ber Konvention vom 
28. Suni 1867 trat, gehört das Kontin- 
gent des Fürftentums dem preußiichen 
Meilitärverband an, und zwar bildet das⸗ 
felbe einen Beftandteil des 3. thüringi⸗ 
hen Snfanterieregiments Nr. 71 (Er: 
furt), welches dem 4. Armeelorps (Mag: 
deburg) zugebört. ’ inanzen. Die 
Jahreseinnahme beträgt nach dem Staats- 
baushaltsetat pro 1880 - 83: 2.119,31 
Mk., die Ausgabe 2,083,316 ME., fo daß 
ein überſchuß von 36,075 ME. verbleibt. 
Die Staatsſchuld betrug 1880: 1,431,667 
Mk., die Kammerſchuld 2,067,086 ME. 
Sm Bundesrat führt ©. eine Stimme; 
e3 entfendet zum deutfchen Reichetag einen 
Abgeordneten. Das Wappen ilt bas- 
felbe wie für Schwarzburg-Rubelitabt. 
Die Landesfarben find Weiß und Blau. 
Vgl. Helmrid, Schwarzburgifche Lan⸗ 
besfunde (1871). 
Schwebende Shuld, Schulden, welche 


auf Verlangen ber Gläubiger fofort oder 
nach kurzer Kündigungsfrift zurüdgezahlt 
werden müflen, im * zu einer 
folchen Schuld, bei welder eine längere 


Friſt für die Rüdzahfung gefichert ift. 


Säweren und Keorwegen, vereinigie 
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Königreiche der Skandinaviſchen Halb⸗ 
infel: Schweden (ſchwed. Sverige), 
442,818 qkm, (1879) 4,578,901 Einw,, 
gauptfiadt Stodholm (173,433 

inw.);Norwegen(dän.Norge, ſchwed. 
Norrige), 318,195 qkm, (1875) 1,806,900 
Ew., Hauptftabt: & riſtian ia (76,054, 
inkl. der 1880 einverleibten Gemeinden 
116,801 Einw.). Die Bevölkerung Schwe⸗ 
dens ſetzt ſich aus den eigentlichen Schwe⸗ 
den, welche germaniſcher Abkunft ſind, aus 
Lappen und Finnen und fremden Natio⸗ 
nalitäten zuſammen, während in Nor- 
wegen außer ben eingebornen Norivegern 
namentlih Quänen, d. h. Finnlänber oder 
ausFinnland Eingewanberte, und Lappen, 
in Norwegen Finnen genannt, vorhanden 
find. Die ſchwediſche Sprache gehört zu 
dem flandinavifchen Zweig bed germani⸗ 
fhen Spraditamms. In Norwegen Bat 
fich die eigentliche Landesfprache nur als 
Dialekt erhalten, bie Bücherſprache ift die 
däniſche. Im Frieden von Kiel 14. Jan. 
1814 wurde Norwegen, welches bis das 
bin zu Dänemark gehört hatte, von dem 
legtgenannten Staat an Schweden abge- 
treten und ift nunmehr mit biefem König: 
reich in Act einer Realunion verbuns 
ben. Diele Union ift 4. Nov. 1814 von 
bem norwegiſchen Storthin 
men und durch bie Bunbesafte ak- 
ten) vom 6. Aug. 1815 fanftioniert wor: 
ben. An der Spike ber beiden Königreiche 
fteht der König aus ber Familie des fran- 
öfifhen Marſchalls Bernabotte (geb. 26, 

an. 1764 zu Pau, gef 8. März 1844), 
welcher 21. Aug. 1810 von ben ſchwedi⸗ 
jhen Ständen zum Kronprinzen von 
Schweden erwählt, 5. Nov. 1810 von dem 
König Karl XIII. adoptiert wurbe und 
9. Yebr. 1818 als Karl XIV, den Thron 
beftieg. Die ——— — bes Kö⸗ 
nigreichs Schweden find: bie Konflitution 
( Beringe Formen) vom 6. Juni 1809, 
das Erbfolgegeiey vom 26, Sept. 1810, 
bie Jeepfreipeitbordnung vom 16. Juli 
1812, der ft vom 6, Aug. 181) 
über bie — mit HN zus 
Reicstagäneleb vom 22. Juni 1866. Die 
Würde des Königs (von &. u. N., der 
Boten und Wenden«) if erblih, Der 
König muß ber proitantifhen Konfef- 


angenom: 
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fon angehören. Derſelbe ift bei ber Aus⸗ 
bung ber gejeßgebenben Gewalt und bei 
ber Befleuerung an bie Zuſtimmung bed 
Reichstags gebunden. Dieſer beſteht 
feit 1866 aus zwei Kammern, und zwar 
werden bie Abgeordneten zur Eriten Kam⸗ 
mer in indirefter Wahl, je einer auf 
30,000 Einw., auf neun, die zur Zweiten 
Kammer in ben größern Orten in birel- 
ter, in ben Tleinern in indirefter Wahl 
auf drei Jahregewählt. Unter dem —** 
tag ſteht der Generalprokurator des Reichs⸗ 
tags, welcher von jener Körperichaft all⸗ 
jährlich zur Kontrolle ber Rechtspflege 
unb der Verwaltung ernannt wirb. Die 
I Generalproturator ift zugleich Vor⸗ 
igender bes Komitees für bie Preßfreiheit, 
welches aus 6 Mitgliedern beſteht, bie 
vom Reichstag jeweilig auf brei Jahre er: 
nannt werden. Auch bie Mitglieder ber 
Nationalbant (7) und be Kontord ber 
öffentlichen Schuld (ebenfalls 7) werden 
vom Reichstag abgeorbnet, ebenfo das 
Komitee ber 12 Staatsreviſoren zur Über: 
wachung ber Verwaltung bed Schaßes, 
ber Bank und des Kontors ber öffent: 
lihen Schuld. Die vollziehenbe Gewalt 
wird vom König durch den Staatsrat 
ausgeübt. Diefer a aus dem Staats⸗ 
mintfter und ben Chefs ber Minifterial- 
bepartements ber Jujtiz, ber auswärtigen 
Angelegenheiten, ded Kriegs, ber Marine, 
bes Innern, ber finanzen und des Kul- 
tus und Öffentlichen Unterrichts. Außer: 
bem find drei Mitglieder des Staatsrats 
mit nur beratender Stimme und ohne 
Portefeuille vorhanden. Das Königreich 
Schweben gesfänt in bie brei Sandigaften 
Spealand, Gotland und Norrland; 
es wird zum Zweck ber innern Verwal: 
tung in 24 Ling (Landeshauptmannfchaf: 
ten), welche unter Gouverneuren ftehen, 
und den Stabtbezirt Stodholm mit einem 
Generalgouverneur eingeteilt. Die Läns 
zerfallen in 117 Vogteien. Rechtspflege. 
Das oberfte Tribunal des Königreichs 
beftebt zu Stodholm; dazu fommen Ober: 
erichte (zweiter Inſtanz) zu Stodholm, 
Jönköping und Ehriftianitad und ein Mi- 
litärgerichtshof zweiter Inftanz. Die herr: 
ſchende Religion ift die evangelifch -Iuthe- 
riſche. Erſter Reichsprälat ift der Erz- 


Schweden und Nortvegen. 


bifhof von Upfala, unter welchem eli 
Biſchöͤfe fiehen. Es beſteht jedoch völlige 
Religionsfreiheit. Yinanzen. Die 
Staatseinnahmen bes Königreichs Schwe⸗ 
ben waren pro 1881 auf 74,995,000 
Kronen (àa 1 ME. 12%: Pf.), die Ant 
aben ebenfo Hoch veranichlagt. Für bie 
anbtruppen waren 17,251,000 und für 
—— ——— in die 
gabe eingeſtellt. ieht das 
ebenſo ein Teil der Zivilbeamten und 
der Geiſtlichen, ſeine Einkünfte zum Teil 
aus gewiſſen Kronländereien, deren Er: 
trag in das Budget nicht mit aufgenom: 
men if. Die Geſamtſtaatsſchuld betrug 
31. Dez. 1879: 220,296,130 Kronen. Die 
ſchwediſche Armee beftebt teils aus ange 
worbenen (värfvade), teils aus Tante 
nierten ober eingeteilten (indelta) Trup 
pen. Dazu kommen die Landwehr (bevä- 
ring) und bie Miliz der Inſel Sottland; 
auch beſtehen freiwillige Schüßenvereint, 
beren Befehlshaber vom König ernannt 
werden. Diefinientruppen beftanben 1879 
aus 26,669 Mann Infanterie, 4957 
Mann Kavallerie, 4748 Mann Artillerie 
unb mit der Generalität unb ben Genie 
truppen im ganzen aus 37,396 Mann 
mit 234 Kanonen und 6647 Pferden. 
Dazu kommen 125,424 Mann Referve: 
truppen fowie 20,243 Mann gottländi- 
ſche Miliz und freiwillige Schüten. Die 
Kriegsflotte zählte 1879: 43 Dampfer, 
40 Segelſchiffe und eine Ruderflottille 
von 87 Schaluppen,, im ganzen mit 373 
Kanonen. Das (dwedit e Wappen be 
fteht aus vier Feldern, zwei mit drei golb- 
nen Kronen in blauem Felde, bie beiden an⸗ 
bern mit einem roten Löwen in golbnem 
Feld und drei blauen linken Schrägbalten 
und einem Mittelſchild mit fünf Feldern. 
Die Ranbesfarben find Golb und Blau. 
Norwegen. 

Das mit Schweden vereinigte König: 
reich Norwegen ſiellt ſich ebenfalls als 
eine Erbmonardhie bar, welche nach der 
Konftitution vom 4. Nov. 1814 einen 
bemofratifhen Charafter bat infofern, 
als Adel und jonjtige Standesunterſchiede 
nicht vorhanden find unb ber König den 
Beichlüffen ber Verſammlung der Volks: 
abgeordneten (Storthing) gegenüber nur 





Schweiz, 


ein fufpenfives Veto hat. Das Stor⸗ 
thing wird auf brei Jahre gewählt; bie 
Wahl iſt indireft, und zwar werben in 
den Kaufſtädten 37, in den Landdiſtrikten 
74 Abgeordnete gewählt. Das Storthing 
wählt dann aus feiner Mitte ein Viertel 
der Mitgliederzahl Fi einem beſondern 
Ausſchuß, welder Lagthing genannt 
wird; im Gegeniab hierzu bilden die übri⸗ 
gen das Odelsthing. Auf diefe Weife 
werden zwei Kammern bergeftellt, welche 
getrennt verhandeln, währenb geile Ge⸗ 
genſtände, wie Abgaben und Zölle, im 
Tenum bes Storthings beraten werden. 
em König fteht zur Ausübung der voll 
ziehenben Gewalt ein bejonderer Staats- 
rat für Norwegen zur Seite, welcher aus 
zwei —— — und mindeſtens 
fieben Staatsräten beſtehen ſoll. Der eine 
Staatsminiſter und zwei Staatsrãte ſollen 
ſich immer bei dem König aufhalten, wenn 
diefer nicht in Norwegen ift; bie übrigen 
bilden die Königlich norwegifche Regierung 
in Chriftiania, welcher bie innere Regie⸗ 
rung der Monarchie übertragen ifl. Zum 
Zweck ber innern Verwaltung zerfällt 
das Reid) in 20 Amter und 54 Vogteien, 
doch ſtehen bie Städte Chriſtiania und Ber- 
en unter eigner Berwaltung. Jedem Amt 
Reht ein Amtmann vor. Fünf Amtleute 
(in Bergen, Chriſtiania, Ehriftianfand, 
Drontheim und Tromsd) find Stiftsamt- 
leute, welche mit dem Biſchof des Stifts 
zuſammen die Stiftsdirektionen bi 
Es werben nämlich in kirchlicher Hinſicht 
ſechs Stifter (außer den bereits genann⸗ 
ten noch unterfchieben, we 


lutheriſche Konfeſfion bildet bie 
religion, doch beſteht völlige Religions⸗ 
Freiheit, Gerihtsverfafjung. In den 
Stäbten bilden bie Stadtuögte, in Chri⸗ 
ftiania ein Tollegiales 

dem Lande bie Sorenffriver (geſchworne 
Schreiber«) die unterfie Inflanz. Die 
Berufung gegen Urteile derſelben geht an 


in Ch 


die Stiftsobergerichte in Chriſtiania, Chri⸗ 


ſtianſand, Bergen und Drontheim. Ein 
oberfted Reichögericht 
nia. Finanzen. echte gaben und 
Steuern werben nicht erho Da 

Staatseinfommen ſetzt fig vielmehr 


bilden. | mit weißen Kanten ein 


Idie | »BRoyaume de 


taat$- | Handbog overKongeriget 


Stadtgericht, auf | f 


befteht in Ehriftia- | 2 


8 | Bern, Luzern, U 
im (ob und nib dem 
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wefentlichen aus den Zöllen (12,294,000 
Kronen), ausdenErträgnifien der drannt- 
weinfteuer und ber Malziteuer und aus 
den Einnahmen aus dem Bolt und Tele⸗ 
graphenmwejen zufammen. Die Gelamt- 
einnabme betrug 1878—79: 40,724,200 
Kronen. Die Ausgaben beliefen ie in 
dieſem Finanzjahr auf 48,571,600 Kro⸗ 
nen. Die Staaisſchulden betrugen 30. 
uni 1879: 99,632,000 Kronen, welchen 
an Aktiven 84,200,000 Kronen gegenüber 
flanden. Heerwefen. Die »Landbewaff- 
nunge zerfällt in die Linientruppen mit 
Referve, Train, Landwehr, Bürgerbewaff- 
nung und Landſturm. Jeder Staatsan⸗ 
pehörige ift wehrpflichtig. Die Dienftzeit 
rät 40, für die Kavallerie 7 Jahre, 
Die Linientruppen (5 Brigaden Infan- 
terie zu je 4 Bataillonen mit je 4 Kom⸗ 
panien, 1 Zägerforps zu 5 Kompanien, 1 
Brigade Kavallerie, 11 Batterien Artil- 
lerie zu je 6 Geſchutzen) zählen 750 Offi⸗ 
iere und 18,000 Mann. Die Landwehr 
tent zur Verteidigung des eignen Landes, 
die Bürgerwehr zur Lofalverteibigung; 
ber Sandhurm wird nur im Krieg organi- 
fiert. Die Kriegsflotte zählt 32 Dam: 
pfer mit 146 Kanonen, barunterdMonito- 
ren; 92 Segel und Ruberſchiffe mit 149 
Kanonen. Wappen Norwegens ifl 
ber gefrönte goldne Löwe auf rotem Feld 
mit ber Streitart bes geil, Dia Die 
Flagge ift rot, durch ein dunkelblaues, 
aßtes Kreuz in 
vier Quabrate eingeteilt. Vgl. Jonas, 
Schweden und feine Entwidelung (1875); 
e. Expos& statis- 
tique« (1878); Kraft, Topographiok 
| orge(184° 
bis 1848 ——6 Die ſchwedi⸗ 
— 5; 3aſhe⸗ 
oug, Norges nuvserende 

(1875); Kilienberg, Bveriges 
ar och konstitutionella Stad- 

u ei es iger Eid ff 
weis weizer genojjen- 

aft, Confed£eration s 

* cher Bunbesftaat, 41,389 akm, (mw) 


ri, Schwyz / Unterton 
Balb) Glarus, Aug, 
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Freiburg, Solothurn, Bafel (Stadt 
und Landſchaft), Schaffhaufen, Appenzell 
Außer: Roden unb Inner:Roden), St. 

en, Graubünden, zarganı, Thurgau, 
Teſſin, Waadt, Wallis, Neuenburg und 
——— —* Kantonen Di vier 
dor nd reformiert, nämli pen- 
zelsAußersRoden, Züri, Waadt und 
Chafipaufen, neun vorherrfchenb Tatho: 
liſch, nämlich Zug, Luzern, Unterwalben, 
Schwyz, AppenzellsInner-Roben, Wallis, 
Urt und Telfin, während in ben übrigen 
Kantonen bie vevölterung eine gemifchte 

): 1,666,9 


if Pi ganzen waren 1 84 
( 203.) evangelifche, 1,161,055 (40 
Broz.) Fatholiiche und 7380 (0,3 Proz.) 
jüdiſche Bewohner vorhanden. Die % l 
ber chriſtlichen Seftierer betrug 10,083. 
Römiſch⸗katholiſche Biſchöfe refibieren zu 
Luzern (Bafel), Chur, Freiburg (Lau⸗ 
fanne), St. Gallen und Sitten. Seit 
1876 hat ein altfatbolifcher Bf (Bi- 
ſchof der Nationaldiözeſe) in Bern feinen 
Sig. In den proteitantifchen Diözejen 
werben bie kirchlichen Angelegenheiten von 
emiſchten Behörben geleitet, beren Stel: 
ung unb Zufammentepung aber in ben 
einzelnen Kantonen, ba das Kirchenweſen 
Kantonalſache, eine jehr verfchiedenartige 
if. Was die Spracdiverhältnifie anbe⸗ 
langt, fo zählte man 1870: 384,538 deut: 
fe, 133,575 frangöfifche, 30,079 italie- 
nifche, 8778 romaniſche und 48 anders 
jprehende Haushaltungen. Die Bundes⸗ 
haupiſtadt ift Bern mit 44,087 Einw. 
Berfaifung. Das dermalige Grund: 
geſetz der Schweizer Föderativrepublik da: 
tiert vom 29. Maı1874. Zweck des Bundes 
ift: »Behauptung der Unabhängigkeit des 
aaterlanbä gegen außen, Handhabung von 
Ruhe und Ordnung im Innern, Schuß 
der Freiheit und der Rechte der Eidgenoſ⸗ 
fen und Beförderung ihrer gemeinjamen 
Wohlfahrt«. Die einzelnen Kantone find 
fouverän, foweit ihre Souveränität nicht 
Durch die Bundesverfaflung beſchränkt ift, 
und üben als folche alle Rechte aus, welche 
nicht der Bundesgewalt übertragen find. 
So fteht insbefondere dem Bunde die Ge- 
ſetzgebung zu über das Heerwefen, über den 
Bau und Betrieb von Eifenbahnen, über 


Schweiz (Berfaflung). 


das Obligationenrecht mit Einjchluß bes 
Handels⸗ und Wechſelrechts, über das Ur- 
eberreht an Werken ber Litteratur und 


nft, über Maß und Gewicht, über das 


Beitreibungsverfahren und über das Kon: 
kursrecht, besgleichen bie Geſetzgebuͤng über 
bie gegen gemeingefährlihe Epidemien 
und VBiehfeuchen zu treffenden gelumbgeitz- 
polizeilichen Verfügungen. Auf andern 
Gebieten bes privaten und des ð i 

Rechts ſteht dagegen die Geſetzgebung ben 
Kantonen zu. Die Staatsverfaffung ber 
legtern ift eine fehr verfchiedenartige. In 
einzelmen Kantonen findet fich noch eine 
unmittelbare Demofratie, während in den 
übrigen eine repräfentativ-bemofratifck 
Verfaſſung beiteht, ohne daß jedoch im 
einzelnen eine große oereinemmung ber 
Runtonalverfalfun en vorhanden wäre. 
Dem Bund allein fteht das Recht, Krieg zu 
erflären und Frieden zu fchließen, Bünd- 
niſſe und Staatöverträge, namentlich 


Zoll: und Handelsverträge, mit bem Aus | 


lichen | 








| 


land einzugeben, zu. Das Zollweſen, dad 


Pol: und Telegraphenweſen im ganzen 
Umfang ber Eidgenoſſenſchaft ift Bundes: 
ſache. Die Müngprägung geht allein vom 
Bunb aus. Die Yabrikation und ber Ber: 
kauf des Schießpulvers ftehen ausſchließ⸗ 
lich dem Bund zu. Der einzelne Schwei⸗ 
zerbürger bat aber ald Schweizer und ala 
Kantonalbürger eine doppelte Stellung. 
Jeder Rantensbürger ift zugleich Schwei⸗ 
gerbürger. Der niebergelafjene Schweizer: 

ürger genießt an feinen Wohnfig alk 
Rechte der Kantonsbürger und bamit aud 
die Rechte der Gemeindebürger, ausgenom: 
men ben Mitanteil an Bürger und Kor: 
porationsgütern und das Stimmrecht in 
rein bürgerlichen Angelegenheiten. Sämt: 
liche Kantone find verpflichtet, alle Schwei⸗ 
zerbürger in der Gefebgebung wie in dem 
gerichtlichen Verfahren ben Bürgern de 
eignen Kantons gleich zu halten. Das 
chweigerbürgerueht welches die aftive 
und paſſive Wahlfähigfeit für Die eid- 

enöfliihen Wahlen begründet, verleiht 
em Schweizerbürger innerhalb bes Bun: 
desgebiets völlige Freizügigkeit. Er Bat 
das Necht, ſich innerbalb besfelben an 
jedem Ort nieberzulajfen, wenn er einen 


die perfönliche Handlungsfühigfeit, über | Heimatfchein oder eine andre gleichbedeu⸗ 
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tende Ausweisſchrift beſitzt (Bunbesver- 
faflung, Art. 45). 
Die oberfie Gewalt des Bundes wird 


‘ 


nach der Bundesverfaffung (Art. 71 ff.) |d 


Durch bie Bundesverfammlung aus 
geübt, welde fi aus dem Nationalrat 
und dem Ständerat zufammenfeßt. Der 
Jeationalrat (Conseil national) re 
präfentiert die eigentliche Volksvertre⸗ 
tung, und zwar iſt hier das Schweizervolt 
in feiner Gefamtheit vertreten, wie im 
deutſchen Reichstag das deutfche Voll in 
feiner Gefamtheit vertreten ift. Der Na: 
tionalrat wird jeweilig auf brei Jahre in 
allgemeinen und bireften Wahlen von 
dem Schweizervolf gewählt. Wahlfähig 
und wahlberechtigt ift jeber Shtoeiget, 
welcher das 20, Lebensjahr zurüdgelegt 
bat unb nad ber eelehgebung Feines 
Kantons nit vom Altivbürgerrecht aus⸗ 
geſchloſſen ift. Näheres über bie eidgenöſ⸗ 
fifchen Wahlen und Abftimmungen ift 
durch Bundesgejeb vom 19. Juli 1872 
beftimmt. Auf je 20,000 Seelen der Ge⸗ 
famtbevälferung wirb ein augen e⸗ 
wäblt; eine Bruchzahl über 10,000 Seelen 
wirb für 20,000 Seelen gerechnet. Nach 
ber ung von 1870 zählt der Na⸗ 
tionalrat 135 Mitglieder und zwar für 
Zürich 14, Bern 25, Luzern 7, Uri 1, 
Schwyz 2, Unterwalden ob bem Walb 1, 
Unterwalben nib dem Wald 1, Glarus 2, 
Zug 1, Freiburg 6, Solothurn 4, Baſel⸗ 
ftadt 2, Baſelland 3, Schaffhaufen 2, 
Appenzel-Außer-Roden 2, Appenzell af 
ner= Robden 1, St. Gallen 10, Sraubün- 
dern 5, Aargau 10, Thurgau 5, Teffin 6, 
Waadt 11, Walisd, Neuenburg 5 und 
Genf 4 »Nationalrätee. 

Der Ständerat (Conseil des Etats) 
beſteht aus 44 Abgeordneten ber Kantone. 
Jeder Kanton wählt zwei Abgeordnete, in 
den geteilten Kantonen jeber Lanbesteil 
einen Abgeordneten. Der Ständerat ift 
die Vertretung der Einzelfinaten, ähnlich 
dem beutichen Bundesrat. Die Art und 
Weife, wie die einzelnen Kantone ihre 
Abgeordneten für diefe Körperichaft er⸗ 
wählen, richtet fi nach ben einzelnen 
Kantonaberfafiungen. Zu beachten ift 
jedoch, baß die Mitglieder des Stänberats, 
ebenſowenig wie die des Nationalrats, an 
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nftruftionen ihrer Wähler gebunden 
ind. Die Mitglieder beider Kammern 
ziehen Entfhäbigungen. Die Mitglie- 
er bes Nationalrats und bes Bundes- 
rats können nicht zugleich Mitglieder 
des Ständerats fein. Die beiden Räte 
verfammeln ſich jährlich einmal zur or⸗ 
dentlichen Sitzung. Site werden außer: 
ordentlich einberufen durch Beſchluß bes 
Bundesrats, oder wenn ein Viertel der 
Mitglieder des Nationalrats oder fünf 
Kantone es verlangen. re ber beiden 
Räte wählt aus feiner Mitte für jede or: 
dentlide ‚unb außerordentliche Sitzung 
einen Präfidenten und einen Vizepräſi⸗ 
benten. Für Bundesgefete unb Bundess 
beſchlüſſe ift die Zuftimmung beider Räte 
erforberlid. Bundesgeſetze forte allge 
mein verbindliche Bundesbeſchlüſſe, welche 
nicht dringlicher Natur find, ſollen über: 
dies dem Geſamtvolk zur Abftimmung 
(Referendum) borgelegt werben, wenn 
ed von 30,000 ftimmberechtigten Schweis 
zerbürgern oder von acht Kantonen ver- 
langt wird. Das Nähere über diefe Volks⸗ 
abjtimmung ift durch Bundesgeſetz vom 
17. Zuni 1874 beftimmt. Im einzelnen 
find aber folgende Gegenftände dem Ge: 
ichäftsfreis der beiden Näte überwiefen: 
1) Geſetze über die Organifation und bie 
Wahlart der Bunbesbehötben: 2) Geſetze 
und Beichlüffe über diejenigen Gegen: 
ftände, zu deren Regelung ber Bunb nad 
Maßgabe der Bundesverfaflung befugt ift; 
3) Bejoldung und Entfchäbigung ber Mit: 
glieder der Bundesbehörden und der Bune 
desfanzlei, Errichtung bleibender Beam: 
tungen und Beſtimmung ihrer Gehalte; 
4) Wahl des Bunbesrats, des Bundes: 
gericht, bes Kanzlers ſowie des Generals 
er eibgenöjfiichen Armee; 5) Bündniſſe 
und Verträge mit bem Ausland ſowie 
Gutheißung ber Derträge unter fich oder 
mit dem Ausland; foldhe Verträge der 
Kantone gelangen jedoch nur dann an bie 
Bundesverfammlung, wenn vom Bundes⸗ 
rat oder von einem andern Kanton Ein- 
ſprache erhoben wirb; 6) Maßregeln für 
die äußere Dicherbeit, für Behauptung der 
Unabhängigkeit und Neutralität der S., 
Kriegserllärungen unb Friedensſchlüſſe; 
D Garantie ber Verfaflungen und des 
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Gebiets der Kantone; Intervention infolge 
ber Garantie; Maßregeln für bie innere 
Sicherheit, für Handhabung von Rube 
und Ordnung; Amneltie und Begnadi- 
ung; 8) Ma sein, welche die Hand⸗ 
bung der Bundesverfaffung, die Ga⸗ 
rantie ber Kantonalverfaflungen, die 
Erfüllung der bunbesmäßigen Verpflich⸗ 
tungen zum Zwed haben; 9) Verfügungen 
über das Bundesheer; 10) Auiitellung 
be3 jährlichen Voranſchlags und Abnahme 
ber Staatsrechnung fowie Beſchlüſſe über 
die Aufnahme von Anlehen; 11) die Ober: 
aufficht über bie eibgenäl fifche Verwaltung 
und Rechtspflege; 12) Beichwerden gegen 
Entſcheidungen bes Bundesrats über Ab: 
miniftrativftreitigfeiten; 13) Kompetenz: 
ftreitigleiten zwiichen Bundesbehörden; 
14) Revifion der Bundesverfaflung. 
über ſolche Angelegenbeiten verhandelt 
jeder Rat abgefondert. Bei Wahlen (Zif- 
fer 4), bei Ausübung bed Begnadigungs: 
rechts und für Entideidung von Kompe: 
tenzitreitigfeiten (Ziffer 13) vereinigen fich 
—F beide Räte unter der Leitung des 
Präfidenten bes Nationalrats zu einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Verhandlung, fo vap, ie 
abjolute Mehrheit der ſtimmenden Mit: 
glieber beider Räte entjcheidet. Jedem ber 
iden Räte und jebem Mitglied derſelben 
fteht übrigen? das Vorſchlagsrecht (bie 
Initiative) zu. 

Die oberite vollziehende und leitende 
Behörde der Eidgenoſſenſchaft ift ber 
Bundesrat (Conseil f6deral), welcher 
aus 7 Mitgliedern befteht, Dieje werden 
von ber Bunbesverfammlung aus allen 
Schweizerbürgern, welche ald Mitglieder 
des Nationalrats wählbar find, auf die 
Dauer von 3 Jahren ernannt. Es barf 
jedoch nicht mehr als ein Mitglied aus 
dem nämlidhen Kanton gewählt werben. 
Nach jeder Gefamterneuerung des Natio: 
nalrats findet auch eine Gefamterneue- 
rung des Bunbesrats flatt. Die in der 

wilchenzeit erledigten Stellen werben 

ei der nächftfolgenden Sitzung ber Bun- 
besverfammlung für ben Reſt der Amts⸗ 
dauer wieder beſetzt. Die Mitglieder des 
Bundesrats dürfen feine andre Beam: 
tung, fei ed im Dienfte der Eidgenoſſen⸗ 
haft, fei es in einem Kanton, beflei- 


Schweiz (Bundesrat, Rechtöpflege). 


den, noch irgenb einen andern Beruf oder 
Gewerbe treiben. Der Bundesrat wählt 
aus feiner Mitte auf bie Dauer eines 
Jahre den Bundbespräfidenten (Pre- 
sident de la Confederation) und ben 
Bundespizepräfibenten. Der Bunbesprä- 
fident führt im Bundesrat den Vorſitz. 
Der abtretende Präfident ift für das nädjit- 
folgende Jahr weder als Präfident noch 
als Vizepräfibent wählbar. Das gleiche 
Mitglied kann nicht während zwei unmit- 
telbar aufeinander folgender Jahre die 
Stelle eines Bizepräfidenten befleiden. Die 
Kanzleigeſchäfte bei der Bundesverfamn: 
lung und bei dem Bundesrat werben von 
einer Bundesfanzlei (Chancellerie 
federale) bejorgt, welcher ein Kanzler 
vorſteht, der von der Bundesverfammlung 
auf 3 Jahre gleichzeitig mit dem Bundes 
rat gewählt wird. 

Zur > ueübung ber Rechtspflege, je 
weit Diefelbe in ben Bereich des Funke 
fällt, ift ein Bundesgericht (Tribunal 
f6deral) beftellt, welches in Raufanne fei: 
nen Sig hat. Dasfelbe befteht aus 9 Mit: 
gliedern und 9 Erfapmännern, bie auf 
die Amtödauer von 6 Jahren von ber 
Bundesverfammlunggewählt werben. Bei 
ber Wahl jol darauf Bebacht genommen 
werden, daß alle drei Nationaljpraden | 
vertreten find. Zum Mitglied bes Bır- 
desgerichts kann jeder Schweizerbürger 
ernannt werben, der in ben Nationalrat | 
wählber ift. Die Mitglieder der Bunde: 
verfammlung und bes Bundesrats fowie 
bie von ihnen gewählten Beamten können 
nicht gleichzeitig Mitglieder des Bundes— 
gnericht8 fein. Das Bundesgericht urteilt 
über bürgerliche Rechtsſtreitig keiten zwi: 
(dm bem Bund und den Kantonen, zwi: 














hen den Kantonen untereinander, zwi: 

en dem Bund ober den Kantonen einer: 
jeıtd und Korporationen oder Privaten 
anderſeits, wenn ber Streitgegenftand von 
einer durch die Bundeögefeßgebung zu ke 
ftimmenden Bedeutung iſt und bie eine 
Partei e3 verlangt. Das Bundesgericht 
urteilt ferner über Kompetenzkonflikt 
zwiichen Bundesbehörden einerfeits und 
Kantonalbehörden anderfeits, über Strei- 
tigfeiten ſtaatsrechtlicher Natur zwifcen 
den Kantonen und über Beſchwerden, br 


Schwerindtag — Schwurgericht. 


‚treffend Verletzung verfaffungsmäßiger 
Rechte der Bürger, ſowie über ſolche von 
Privaten wegen Verlegung von Konfor: 
daten und Staatsverträgen. Endlich ur: 
teilt das Bundesgericht und zwar unter 
Zuziehung von Geſchwornen, welche über 
die Thatfrage enticheiden, in folgenden 
Straffällen: Hocverrat gegen die Eidge⸗ 
nofjenichaft, Aufruhr und Gewaltthat ge: 
gen bie Bundesbehörden; Verbrechen und 
Vergehen gegen das Völkerrecht; politifche 
Verbrechen und Vergeben, die Urjache oder 
Tolge derjenigen Unruben find, durch 
welche eine bewaffnete eibgenöffifche vi 
tervention veranlaßt wird; endlich in ſol⸗ 
chen Fällen, in denen eine Bundesbehörde 
Die von Ri Ha en Ada dun⸗ 
desgericht zur ſtrafrechtlichen Aburteilung 
—S EAN die Gtrafehtenfiene bes 
ſtehen bei dem Bundesgericht eine Krimi- 
nalfammer, eine Anflagefammer und ein 
Kajfationsgeriht. Außerdem fungieren 
zwei Unterhuchungsrichter für die deutfche 
und für die romanifhe ©. Im übrigen 
verbleibt die Rechtſprechung mit Vorbehalt 
der Dem Bundesgericht eingeräumten Kom: 
petenzen ben einzelnen Kantonen. 

Heerwefen. Die ©., deren Neutralis 
tät von den. Großmächten" garantiert ift, 
darf, was den Bund anbelangt, Feine 
ftebenden Truppen halten. Das Bundes: 
heer befteht aus ben Truppenkörpern ber 
Kantone und aus allen Schweizern, welche 
zwar nicht zu biefen Zruppenförpern ge: 
hören, aber nichtsdeſtoweniger militärs 
pflichtig find. Jeder Schweizer ift wehr: 
pflichtig. Ohne Bewilligung der Bundes⸗ 
behörbe darf fein Kanton oder in geteilten 
Kantonen fein Landesteil mehr ala 300 
Mann ſtehende Truppen halten, die Land⸗ 
jägerforps nicht inbegriffen. Die Verfü: 

ung über das Bundesheer mit Inbegriff 
des geſetzlich dazu gehörigen Kriegsmate⸗ 
rials ſteht der Eidgenoſſenſchaft zu. Die 
Militärvernaltung ift Sache des Militär- 
departements, welchem je ein Waffenche 
für Infanterie, Kavallerie, Artillerie und 
Genie jowie ein Chef des Stabsbürenus 
unterftelt find. Fir die Verwaltung des 
Kriegsmateriald beſtehen eine technifche u. 
eine abminiftrative Abteilung. Das Ober: 
kommando des Bunbesheers ıft einem Ge⸗ 
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neral übertragen. Das Bundesheer felbit 
befteht aus ben fogen. Auszu $: d. h. den 
Mannſchaften vom 20. — 32. Lebensjahr, 
und aus der Landwehr (bis zum 44. Le⸗ 
bensjahr). Der Beſtand ber ſchweizeri⸗ 
ſchen Armee betrug 1. Yan. 1879: 119,419 
Mann im Auszug und 95,338 Mann in 
der Landwehr. 

Finanzen. Die Einnahme des Bun⸗ 
des (aus dem Bunbesvermögen, ben Zöl- 
Ien, ber Poſt- und Telegraphenverwal⸗ 
tung, ben Beiträgen ber Kantone und 
der Pulververwaltung) war nah dem 
Budget für 1880 mit 40,599,000 Frank, 
die Ausgabe (darunter 12,801,919 Sr. für 
das Militär,-14,010,000 Fr. für die Poſt, 
358,000 Fr. für das Polytechnikum) auf 
40,782,000 Fr. veranſchlagt. Die Akti 
ven bes Bundes betrugen Ende 1879: 
43,609,843 Fr., die Paſſiven 32,331,284 
Fr. ; überſchuß: 11,278,559 Fr. Das Wap- 
pen der Eidgenoſſenſchaft ift ein filbernes 
Kreuz im roten Felde; die Landesfarben 
find Weiß u.Rot. Va ‚Meyer, Geſchichte 
des ſchweizeriſchen Bundesrechts (1875 
u. 1878); »Eidgenöſſiſche Bundesverfaſ⸗ 
fung, Bundesgeſetze undBundesbeſchlüſſe« 
(1876); »Staatskalender der ſchweizeri⸗ 
ſchen Eidgenoſſenſchafte (1880); Dubs, 
Das öffentliche Recht der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft (1877); Gareis und 
Zorn, Staat und Kirche inder ©. (1877). 

Schwerinstag, im parlamentarifchen 
Sprachgebraudy eine der Erledigung von 
Anträgen aus der Mitte der Verſamm⸗ 
lung und von Petitionen gewibmete 
Sigung (im deutſchen Reichstag gewöhn⸗ 
{id Mittwochs), nach der auf Antrag des 
fruͤhern Minifterd® Grafen Schwerin im 
preußiſchen Abgeordnetenhaus getroffenen 
und auch auf den Reichdtag übertragenen 
Einrichtung fo genannt. 

Schwurgericht (Jury, Geſchwor⸗ 
nengericht), Gericht, ber welchem neben 
vechtögelehrten Richtern aus dem Volk 


f| gewählte Männer (Gefhworne), von 


denen Rechtskenntnis nicht verlangt wird, 
an ber Rechtſprechung in ber Art teil: 
nehmen, daß ber von ihnen nad) münblich 

eführter Verhandlung gefällte Wahr: 
if ruch (Verdikt) dem Urteil zu Grunde 
gelegt werden muß. Das Inſtitut ſtammt 


ai, 
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aus England, wo Geſchworne ſowohl bei 
bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten (Zivil: 
jury) als bei bedeutendern Straffacdhen 
einberufen werben, unb warb für bas 
Strafverfahren 1791 in Frankreich unb 
nad franzöfifchem Vorbild feit 1848 in 
ben meiften beutichen Staaten eingeführt. 
Nach dem beutichen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
gef etz follen die bei ben Panbgeridhten perio⸗ 
iſch zuſammentretenden Schwurgerichte 
über ſchwere Verbrechen urteilen. Sie 
folen aus 3 richterlihen Mitgliedern 
(Shwurgeridhtshof) mit Einfluß 
des —* enden (Schwurgerichts⸗ 
präſident) und 12 Geſchwornen (Ge⸗ 
ſchwornenbanh) beſtehen; bie über bie 
Schuldfrage entſcheiden, indem für jebes 
©. 30 Hauptigeſchworne und aus biefen 
für jede Hauptverbandfung je 12 Ge: 
ſchworne ausgeloft werden. Zur Leitung 
ber Beratung und Abftimmung wählen 
bie Geſchwornen einen Obmann. Die 
Geſchwornen haben bie ihnen am Schluß 
ber Hauptverhanblung vorgelegten Kragen 
mit Ja oder Nein zu beantivorten. Es ift 
ihnen aber auch geltattet, eine Trage teil- 
weiſe zu bejahen und teilweiſe zu vernei- 
nen. Der Wahrſpruch der — 
iſt im Sitzungszimmer von dem Obmann 
kundzugeben. Es geſchieht dies in der 
Form, daß der Obmann die Worte ſpricht: 
»Auf Ehre und Gewillen bezeuge ich als 
ben Spruch ber Geihwornen«, hierauf 
aber die von bem Vorſitzenden geitellten 
Tragen famt ben von den Geſchwornen 
darauf gegebenen Antworten verlieft. Auf 
Grund des Spruchs wird das Urteil er- 
Yaffen, welches freifprechend ausfällt, wenn 
ber Angeklagte von ben Geſchwornen für 
nichtfchuldig erflärt wurbe, im entgegen: 
gefebten Tal aber die von ben Richter: 
eanıten feftgefeßte Strafe ausfpricht. Der 
Schwurgerichtspräfident wird für jebe 
Sibungsperiode von dem Präfibenten des 
zuftändigen Oberlanbesgerichts ernannt, 
während ber Stellvertreter desjelben und 
die übrigen richterlichen Mitglieder von 
bem Präfidenten des Landgerichts, bei 
welchem das ©. zufammtentritt, aus ber 
Zahl der Mitglieder des Landgerichts bes 
ſtimmt werben. Das Amt eines Geſchwor⸗ 
nen ift ein Ehrenamt; dasſelbe kann nur 


Schwurgerichtehof — Seemannshaus. 


von einem Deutfchen befleidet werben. 
Bol. Deutſches Gerichtsverfaffungsgefet, 

79-99; Deutiche Strafprogeßorbnung, 

276 ff.; Mittermaier, Erfahrungen 
tiber die Wirkſamkeit ber Shmurgerichte 
(1865); Hye, Über das S. (1864); 
Schwarze, Do beutfhe S. (1865); 
Heinze, Ein deutſches Gejchwornenge: 
richt (1865); ©. Brunner, Die Ent: 
ftehbung der Schiwurgerichte (1872); Gla⸗ 
fer, Zur Surhfrane (1864). 

Schwurg chtshof, |. Schwurge: 


richt. 

Serutinium (lat.) Bahlprüfung, na⸗ 
mentlich die Ermittelung des Ergebniſſes 
einer Wahl oder einer Abſtimmung, weiche 
mit Stimmzetteln erfolgt iſt; Sfruta: 
toren, die mit biefer Ermittelung beauf: 
tragten Perſonen. Auch die der Übertra: 
gung eines geiftlihen Amtes voraus 
gehende Unterfuchung über bie Befähigung 

es dazu Berufenen wird S. genannt. 

Seeamt, |. Seerecht. 

Seeauswurf, Gegenſtände, welche 
außer dem Fall der Seenot eines Schiffs 
beſitzlos geworden und von der See auf 
den Strand geworfen worden find (ſ. 
Seerecht). 
ie . P 

auBeistegi, |. Seerecht. 
ee) 


audlung, preuß. Hanbeleinftitut, | 
€ 


1772 in Berlin zur H 
ſeeiſchen Handels Preußens gegründet; 
betreibt jekt vorzugsweife Bankgeſchäfte 
und fteht jeit 1848 unter dem Finanz⸗ 
minifterium. 
Seemanusämter, |. Seerecht. 
Seemannshaus (Seemannsheim, 
engl. Sailor’s home, bolländ. Zeemans- 
huis), eine Anftalt, die Seeleuten, wäh: 
rend fie am Land find, für billige Zahlung 
eine gefunde und angenehme Wohmung, 
gugleich aber auch Gelegenheit zur Kort: 
ildung und gefelligen Erholung dar: 
bietet. Oft find damit auch Sparkaſſen, 
Einrihtungen zur Aufbewahrung von 
Effeften der Seeleute, Leſezimmer, Unter: 
rihtsanftalten u. dal. verbunden, indem 
es der Zwed der Errichtung folcher Ser 
mannsbäufer ift, an Stelle eines oftmals 
toben und wüften Xeben2 bie Seelatt 
zur Ordnung zu gewöhnen und ihnen 





ung be8 über | 





Seemannsordnung — Seerecht (internationales ©.). 


Die Gelegenheit zu einem anftändigen Un- 
terfommen und zu weiterer Ausbildung 


zu verichaffen. 
a onung |. Seeregt. 


$t 

Seeproteſt, Bericht eines Schiffers über 
erlittene Havarie (f. d.). 

Seeredt, Inbegriff der auf Seewefen 
und Seeut —— WR auf —* 
del und Seeſchiffahrt, bezüglichen Rechts⸗ 
grundſätze. Das S. bildet, Tefomeit es 
ſich dabei um Rechtsverhältniſſe des Pri⸗ 
vatverkehrs handelt, einen Teil des Privat⸗ 
rechts und zwar, ſoweit dabei der See⸗ 
handel in Frage kommt, des Handelsrechts 
(Privatſeerecht, Seehandels— 
recht). Soweit dagegen Fragen der öffent⸗ 
lichen Ordnung und Sicherheit (See⸗ 
polizei) zu enticheiden find, gehören die 
jeerechtlihen Beitimmungen dem öffent: 
lichen Recht und, infoweit es fich endlich 
um die Verkehrsverhältniſſe der Seeſtaa⸗ 
ten untereinander handelt, dem Völker⸗ 
recht an (internationales ©.). Das 
internationale ©. insbeſondere beruht 
teil® auf den zwifchen ben einzelnen Staa⸗ 
ten abgefisioffenen völkerrechtlichen Ver⸗ 
trãgen, teils auf ſeerechtlichem Gebrauch 
(Uſance). Der Hauptmangel dieſes wich⸗ 
tigen Teils bes Völferrechts iſt aber der, 
daß im Kriegsfall das Privateigentum zur 
See von den friegführenden Mächten nicht 
reipeltiert wirb, während dies im Land- 
frieg nach modernem Völkerrecht aller: 
dings geſchieht. Zwar erflärten fich 1866 
Preußen, DOfterreih und Stalien bereit, 
das fogen. Priſen recht gegeneinander 
nicht zur Anwendung zu bringen, und 
ebenfo unterfagte 1870 eine Verordnung 
des Norddeutſchen Bundes die Aufbrin- 
gung und Wegnahme feanzäfiicher Hans 
delsſchiffe durch die Bundeskriegsmarine; 
allein dieſe Verordnung mußte, da Frank⸗ 
reich ſich Deutſchland gegenüber nicht zu 
derſelben Konzeſſion verſtand, wieder zu⸗ 
züidigegogen werden. Selbft die Abſchaf⸗ 
fung der Kaperei (f. d.) ift noch nicht 
vollſtändig gelungen, da ſich die nordame⸗ 
rikaniſche Union dem hierauf gerichteten 
fibereinfommen der europäiſchen See⸗ 
mäcdhte nicht angefchloifen hat. Was das 
neutrale Eigentum zur See anbelangt, fo 

Staatslexi kon. 
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gilt dasjelbe für unverleglich, abgeſehen 
von folgenden Beſchränkungen, welche im 
Tal eines Seekriegs N für die Neus 
tralen eintreten. Eine effeftive Blockade 
ift nämlih auch für neutrale Staaten 
verbindlih, und ein Blockadebruch wirb 
ihren gegenüber ebenjo wie dem Feind 
gegenüber geahndet. Cbendasfelbe gilt 
von ber Einfuhr von Kriegsfonterbande, 
d. h. vom Verſorgen bes Feindes mit Mit- 
teln zur Kriegfuͤhrung url) eine neu: 
trale Macht. Große Schwierigfeiten machte 
früher die Verbindung neutralen Gute 
mit feindlichem Gut, fer e8, daß neutrales 
Gut auf feindlihen Schiffen oder feind⸗ 
liche Schiffe mit neutralem Gut angehal- 
ten wurden. Das frühere engliiche Syſtem 
(> Frei Schiff, unfrei Gut; unfrei Schiff, 
frei Gute) verlangte hier eine Trennung 
bes feinblihen von dem neutralen Ver: 
mögen; es ließ alfo bie neutrale Fracht 
und dag neutrale Schiff unangefodhten, 
eftattete aber die Wegnahme des feind⸗ 
ichen Schiffs, auf welchem bie erftere, und 
der feindlichen Ware, die auf bem Tetztern 
verlaben war. Dies Syftem hatte für die 
Neutralen ben ſchweren praftifchen Nach: 
teil, daß hiernach auch die neutralen 
Schiffe angehalten und nad feindlichen 
Out durchſucht werben durften. Als Re: 
reffalie dagegen wurde daher eine Zeit- 
ang von Frankreich das Syftem zur An⸗ 
wendung gebracht, wonach die feindliche 
Eigenſchaft des einen Teils, fei es bes 
Schiffe oder ber Brad, auch den Verluſt 
bes damit in Verbindung gebrachten neu⸗ 
tralen andern Teil zur Folge hatte. Sm 
übrigen wurbe gegenüber ber englifchen 
Seepraris das Syſtem durchgeführt: »Frei 
Schiff, frei Gut; unfrei Schiff, unfrei 
Gut«, d. h. alſo, bie Eigenſchaft des Schiff, 
als der Hauptſache, iſt für die Behandlung 
der Ladung, als der Nebenſache, entſchei⸗ 
dend, ober, wie man dies auch ausdrüͤckte, 
»die Flagge deckt die Labunge. Die Pa⸗ 
riſer Seerechtsdeklaration von 1856 iſt 
aber noch weiter gegangen, indem ſie den 
Satz proklamierte: ei Schiff, frei Gut; 
unfrei Schiff, frei Gute, aljo auch die 
Freiheit neutralen Guts auf feindlicherft 
chiff anerfannte, unbeſchadet jeboch des 
fogen. Durchſuchungsrechts (f. d.). 
34 
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Was das Privatfeerecht anbetrifft, 
fo iſt basfelbe in neuerer Zeit mehrfach fo: 
bifiziert iorben, indem faft alle modernen 
Handelsgefeßbücher nad) bem Vorgang bed. 
tranzöfifhen Code de commerce das 
Seehandelsreht in ausführlicher Weife 
barftellen. Für das Deutſche Reich ift das⸗ 
felbe Durch das deutſche Handelsgeſetzbuch 
(Buch V) normiert. Die Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes und des nunmeh⸗ 
rigen Deutſchen Reichs (Art. 4) zieht aber 
die Organiſation eines gemeinſamen 
Schutzes der deutſchen Schiffahrt und ihrer 
Flagge zur See in den Kompetenzkreis der 
Punde -(Reicje-) Defebgebung. Sie be 
ftinnmt im Art. 54, daß das Neich das Ver⸗ 
fahren zur Ermittelung der Ladungsfähig⸗ 
feit der Seeſchiffe zu beftimmen, bie Aug: 
ftelung ber Meßbriefe jowie der Schiffs: 
certififate zu regeln und die Bedingungen 
feftzuftellen habe, von welchen die Erlaub⸗ 
nis zur Führung eined Seeſchiffs abhängig 
zu machen jei. Auf Grund diefer Beſtim⸗ 


mungen, und nachdem inzwiſchen das ges | | 


famte bürgerliche Recht zum Gegenitand 
ber Reichsgeſetzgebung erhoben worden 
war, wurden eine Reihe wichtiger Gefebe 
erlaffen, welche das Seewefen, namentlich 
auch in polizeilicher Hinficht, vegeln. Da⸗ 
hin gehört zunächft das Geſetz vom 25. 
Soft. 1867, betreffend die Nationalität ber 
Kauffahrteifchiffe und ihre Befugnis zur 
Bibrung der Bunbeaflagge (Bundesgejeß- 
latt, ©. 35), welches ebendiefe Befugnis 
von dem Bundesindigenat ber Neeber und 
vom Eintrag des Schiffs in das Schiffs: 
regifter abhängig macht, aber durch ein 
Nachtragsgeſetz vom 28. Juni 1873, be⸗ 
treffend die Reyiftrierung und Bezeichnung 
der Kauffahrteiſchiffe (Reichsgeſetzblatt, 
©. 184), modifiziert worden iſt. Gleich⸗ 
zeitig erging eine Verordnung vom 26. 
Okt. 1867 (GBundesgeſetzblatt, ©. 39), 
welche die nähern Beltimmungen über 
die Bundes: (Reichd=) Flagge enthielt (I. 
Stagae). Auch die Beflimmungen ber 

ewerbeorbnung ($$ 6, 31, 34, 40, 53) 
gehören hierher, welche den Gerverbebetrieb 
dev Seefchiffer, Seefteuerleute und Lotſen 
von ber allgemeinen Gewerbefreiheit aus⸗ 
nehmen und von dem Ausweis über den 
Beſitz der erforderlichen Kenntniſſe Durch 


Seerecht (Privatfeerecht). 


ein Befähigungszeugnis der puftänbigen 
Berwaltungsbehörbe abhängig wachen. 
Das Brüfungsweien ſelbſt iſt im Verord⸗ 
nungdweg reguliert worden. 

Terner ift aus den bier einihlägigen Be 
ftimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs der 
$ 145 hervorzuheben, melden denjenigen 
mit Gelbftrafe bis zu 1500 ME. bedroht, 
der bie vom Kaifer zur Verhütung bes Au: 
jemmenftoes der Schiffe auf See, über 

as Verhalten der Schiffer nach einem fol: 
hen Zuſammenſtoß oder bie in betreff ber 
Not⸗ oder ae auf See oberinben 
Küſtengewäſſern erlaffenen Berorbnnungen 
übertritt. Diendtigen Vorſchriften zur Ber: 
hütung des Zufammenftoßes der Schifie 
auf See aber find Durch Taiferliche Verord⸗ 
mungbem 23. Dez. 1871(Reichögefepblatt, 
S. 475) gegeben. Ferner gehört hierherbie 
S iffevermeflungsorbmung vom 5. Juli 
1872 (Reichsgefeßblatt, ©. 270) famt 
ben zugehörigen Inftrultionen und Rad: 
tragzbeftimmungen (ſ. Schiffsvermei: 


ung). 

Es folgt ſodann bie beutfche See: 
manndsrdnung vom 27. Dez. 1872 
(Reichögelegblatt, ©. 409), weldye aus: 
führliche Vorfchriften über die An- und 
Abmufterung der Schiffsmannfchaft durd 
die Seemannsämter, als welche in- 
nerhalb des Reichsgebiets die Muſterungs⸗ 
behörden und im Ausland die Reichskon⸗ 
ſuln fungieren, ferner über die Ausferti- 
gung ber Seefahrtsbücher für die Schiffs: 
mannſchaft durch diefe Behörden und über 
das Vertragsverhältnis zwiſchen Schiffe 
mannfchaft und Schiffer (unter gleichzei: 
tiger aufbebung ber Selfimmungen im 
4. Titel de 5. Buches des Hanbelsgefet- 
buchs), endlich auch über Zwangsmaßre⸗ 
gein und Strafen zur Aufrechterhaltung 

er Diegilin auf den Seeſchiffen enthält 
(ſ. Schiffer). Ein weiteres Reichsgeſetz 
vom 27. Dez. 1872 normiert die Verpflich⸗ 
tung beutißer Kauffahrteifchiffe zur Mit: 
nahme bilfsbebürftiger Seeleute. 

Von großer Wichtigfeit ift ferner bie 
Strandungsordnung vom 17. Mai 
1874 (Reichögefehblatt, S. 73). Diele 
unterftelt nämlich bie gejamte Berwal: 
tung der Stranbungsangelegenbeiten ben 
Strandämtern, beren Organifation 








Seerecht (Strandungsordnung ꝛc.). 


zwar den einzelnen Bundesregierungen 
in den Küſtenſtaaten überlaſſen iſt, die 
aber doch unter der Oberaufſicht des Reichs 
tehen. Den Strandämtern find Strand⸗ 
»ögte untergeordnet, welche insbeſondere 
diejenigen Maßregeln zu leiten haben, 
die zum Zweck der Bergung oder Hilfs- 
feiftung zu ergreifen find. Die Stran⸗ 
Jungsordnung normiert ferner das Ver: 
'abren bei Bergung und Hilfsleiftung in 
Seenot und die Rechtöverhältniffe, welche 
n Anſehung des geborgenen Guts Plat 
reifen. Das Strandgut ift nämlid 
tet8 an ben Eigentümer ober fonftigen 
Smpfangäberechtigten zu verabfolgen, un- 
yeichadet jedoch des Anſpruchs des Bergers 
uf Berges und Hilfslohn, deſſen Betrag 
ich nad den Vorſchriften des deutfchen 
Handelsgeſetzbuchs beſtimmt. Die Aus: 
ieferung der geborgenen Gegenftände darf 
edoch, mit Ausnahme der für das augen⸗ 
lickliche Bebürfnis der Mannſchaft und 
Baflagiere erforderlichen Gegenftände, erft 
1ad Bezahlung oder Eicherftellung der 
Bergungsfoften, einfchließlich des Berge: 
ohns, und nach erfolgter zollamtlicher Ab- 
'ertigung gefchehen. Zur Ermittelung des 
Empfangsberechtigten ift nötigenfalla ein 
zffentliches Aufgebotäverfahren einzuleis 
en. Führt auch dies zu feinem Refultat, 
scheinen alfo Die geborgenen Sachen als 
yerrenlos, fo unterjcheidet das Geſetz fol- 
yenbermaßen: Gegenjtände, welche in See: 
iot vom Strand aus geborgen (Strand: 
ut), ebenfo der fogen. Seeauswurf, 
3.5. Gegenstände, die außer dem Fall einer 
Seenot befißlo8 geworben und von ber 
See auf den Strand geworfen worden rk 
jehören dem Landesfiskus. Ebendasjelbe 
yilt von ftrandtriftigen Gegenftänben 
Stranbtrift), welche ebenfalld außer 
em Fall der Seenot eines Schiffs beſitzlos 
zeworden find und gegen den Strand ge- 
rieben und von hier aus geborgen wur: 
ent. Dem Berger gebührt jedod) auch hier 
ver’ geſetzliche Bergelohn (f. d.). Ber: 
unkene Schiffstrümmer dagegen ober fon= 
tige Gegenflände, die vom Meeresgrund 
yeraufgebraht (Wradgut), desgleichen 
yie fogen. Seetrift, d. h. Gegenftänbe. 
velche, in offener See treibenb, von einem 
Sahrzeug geborgen werben, gebühren, 
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wenn der Empfangsberechtiate nicht au 
ermitteln ift, dem Fe 3 u 
Durch ein weiteres Reichsgeſetz vom 9. 
Fan. 1875 (Reichsgeſetzblati, S.11) wurde 
die deut ſche Seewarte in Hamburg ins 
Leben gerufen, welche die Aufgabe bat, bie 
Kenntnisder Naturverhältniſſe des Meers, 
joweit diefe für die Schiffahrt von Intereſſe 
find, fowie die Kenntnis ber Witlerungs⸗ 
eriheinungen an den beutfchen Küften zu 
fördern und ſie zur Sicherung und Erleich⸗ 
terung bed Schiffahrtsverkehts zu verwer⸗ 
ten. Eine Bekanntmachung des Reichskanz⸗ 
leramts vom 31. Jan. 1875 (Reichszen⸗ 
tralblatt, ©. 124) publizierte ferner eine 
NotlotfenfignalordnungfürSchifie 
auf See und auf den Küftengewäflern, und 
endlich wurde 27. Zuli 1877 ein Reichs⸗ 
geied, betreffend die Unterfuhung von 
eeunfällen, publiziert (Reichsgeſeßblatt, 
©. 549). Nach lebterm Geſetz find an den 
beutfchen Küften zur Unterfudhung von 
Seeunfällen, von welchen Kauffahrtei: 
Ichiffe betroffen werden, Seeämter zu 
errichten. Dies bezieht ſich zwar unädh 
nur auf deutfhe Kauffahrteifchifte; doch 
find auch Seeunfälle, welche außländifche 
Kauffahrer betroffen haben, durch Die deut⸗ 
IhenSerimter ur Unterfuchung zu ziehen, 
wenn fich der Unfall in den Küftengewäf: 
jern ereignet ober wenn ber Reichskanzler 
bie Unterfuchung angeordnet bat. Die 
Seeämter, welche von ben Landesregie⸗ 
rungen einzurichten find, aber unter ber 
Dberaufficht des Reichs ſtehen, haben die 
Urfachen des Seeunfalls ſowie alle damit 
zufammenhängenden Thatfachen u er: 
mitteln und jeftauftenen. Namentlich ift 
feftzuftellen, ob der Schiffer oder der Steuer: 
mann durch Handlungen oder Unterlaſ⸗ 
fungen den Unfall oder deffen Folgen ver: 
ſchuldet hat. Für jedes Seeanit wirb vom 
Reichöfanzler ein Kommiffar beflellt, wel: 
get Anträge an das Secamt oder feinen 
orfigenden zu ftellen, ben Verhandlungen 
des Seeamts beizumohnen, Einficht von 
ben Alten zu nehmen und für den Fall, 
daß der Vorfigende die Einleitung einer 
Unterfudung verweigert, Anträne auf 
Anordnung berfelben bei dem Reichskanz⸗ 
ler zu ſtellen berechtigt iſt. Auf Antrag 
dieſes Kommiſſars kann, wenn ſich ergibt, 
348 
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daß ein deutſcher Schiffer oder Steuer: 
mann ben Unfall oder deflen Folgen in 
folge des Mangels ſolcher Eigenſchaften, 
die zur Ausübung feines Gewerbes erfor: 
berlich find, verſchuldet bat, bemielben 
buch Spruch des Seeamts zugleich bie 
Befugnis zur Ausübung feined Gewerbes 
entzogen werben. Bei Ablehnung bed An- 
trags fteht ben Kommiſſar, im entgegen- 
gcle ten Fall bem dadurch betroffenen 
hiffer oder Steuermann das Rechte: 
mittel der Beichwerbe an bad Oberſee⸗ 
amt zu. VBgl. Kaltenborn, Grund» 
ſãtze des praftifchen europäifchen Seerechts 
(1851, 2Bde.); Teckle nborg, Die Frei: 
beit des Meers (1870); Stabenow, 
Deutſche —A— ejee (1875); Le: 
wis, Deutſches ©. (1877— 78, 2 Bde.) ; 
Parbeifus, Cours de droit commer- 
cial (6. Aufl. 1857); Ruffel, The new 
maritime law (1856); Espe rſon, Di- 
ritto diplomatico (1872—74, 2 Bbe.). 
Seetrift(feetriftiges Sud), ein ver: 
laſſenes Schiff oder fonftige befiklos ge 
wordene Gegenftände, welche auf oflener 
See treiben und von einem Fahrzeug ge 
borgen werden (f. Se ereät . 
Seewarte (deutihe ©.), Zentral: 
jtelle für ınaritime Dreteorologie, nach bem 
Muſter der englifchen und amerilanifchen 
Nautical Observatories 1868 in Ham: 
burg gegründet und nunmehr in eine 
Reichsanſtalt umgewandelt. Die ©. hat 
die Aufgabe, bie Kenntniffe der Naturver⸗ 
hältniffe des Meers, foweit biefe für bie 
Schiffahrt von Antereffe find, fowie bie 
Kenntnis der Witterungderfcheinungen 
an ben deutſchen Küften zu fördern und 
zur Sicherung und Crleichterung des 
Schiffahrtsverkehrs zu verwerten. Die 
Geſchäfte der S. werben unter Leitung 
eines Direktors in vier Abteilungen ſowie 
durch Hauptagenturen, Agenturen, Bes 
obadhtungsftationen und Signalftellen er- 
jter und zweiter Klafje verwaltet. Haupt: 
agenturen find errichtet zu Neufahrwaſſer, 
Smwinemünbe und Bremerhanen. 
Seewehr, ſ. Marine. 
Seewurf, ſ. Havarie. 
Seezeremoniell, die im Schiffsverkehr 
zu beobachtenden Förmlichkeiten, nament⸗ 
lich die Ehrenbezeigungen, welche bei Be⸗ 


Seetrift — Selbſthilfe. 


egnungen auf hoher See und beim Be— 
—2* emden Seegebiets zu erweiſen 
ſind, wie der ſogen. Schiffsgruß, der 
im Hiſſen ber Flagge und Abfeuern von 
Kanonenfhüfjen beiteht und durch ben 
engruß erwidert wird. 
eitennerwanbte, ſ. Kollateralen. 
‚Seltion (Int.), Zerlegung, namentlich 
diejenige eines Leichnams (ſ. Toten: 
hau); dann f. v. w. Abteilung, 3. 2. 
die Abteilungen ober Departements eines 
Minifteriums. 
Sekundärbahnen (Neben, Bizi: 
nal=,Zweigbahnen), Eifenbahnen zur 
Vermittelung bes Lokalverkehrs, unter Zu⸗ 
laffung gefrummter Linien und flärferer 
Steigungen, früher meift fchmalfpurig 
en t. 
Eundieren (lat.), Beiſtand Ieiften; 
Selundant, Beilland, inbejondere 
beim Zweikampf. 
Seibhhere aft, ſ. v. w. Autofratie. 
Selbſtherrſcher aller Reußen, Titel, 
den Iwan II. Wafiljewitfh, Großfürſt 
von Moskowien, bei feiner Verheiratung 
mit Sophie, ber Nichte bes zehten byzan⸗ 
tiniſchen Kaiſers, zugleich mit dem byzan⸗ 
tiniſchen Doppeladler im Wappen um 
1470 annahm, und den ſeitdem alle fol⸗ 
genden Zaren von Rußland führten. 
Selbſihilfe, eigenmächtiges Handeln 
gu Zweck ber Geltendmachung eines wirf: 
ichen oder vermeintlichen Rechts. Wie 
nämlich ber Hauptzweck des Staats in dem 
Rechtsſchutz befteht, jo charakterifiert ſich 
auch das Wefen bed Rechtsſtaats gerade 
dadurch, daß er bie Staatsbürger verpflich: 
tet, zur Geltendmachung ihrer Rechte und 
ur Befeitigung von Störungen in ben: 
Felben ben Shut des Staats, die richter: 
liche Gewalt bes lettern, anzurufen. Da: 
rum fchließt der Begriff eines wohlgeord⸗ 
neten Staatsweſens bie ©. ‚pringipie aus. 
Gleichwohl bringt e8 die Unvollkommen⸗ 
heit aller menſchlichen Inftitutionen mit 
fih, daß die ©, als ganz entbehrlich nie 
eriheinen kann, namentlich dann nid, 
wenn in einem gegebenen Fall die Staats: 
hilfe ſich als unerreichbar barftellt. Dies 
gilt in erfter Linie von dem eigenmädhti: 
gen Schuß gegen einen wiberrechtlichen 
ngriff (f. Notwehr). Aber auch Fälle 











Selbjtveriwaltung — Senat. 


aggreſſiver S. fommen vor, und zwar ges 
bört dahin namentlich die eigenmächtige 
Pfändung; auch die Retention kann hier⸗ 
ber gezogen werben. Der Regel nach ift 
aber die ©. ſchon im rönuifähen Recht 
vun verboten. Bei den germani⸗ 
hen ölferfchafter bagegen gelang bie 
Befeitigung der S., welche namentlich in 
dem Iogen. Tehderecht des Mittelalter? 
ihren Ausdrud fand, erft nach und nad, 
bis der Rechtzzuftand genugfam erfiarft 
war, um bie ©. einerſeits unterbrüden, 
aber auch anderfeits als entbehrlich erichei- 
nen laſſen zu können. Neuere Strafgeſetz⸗ 
bücher haben die ©. vielfach bei Vermei⸗ 
dung einer Geld: oder Gefängnißitrafe 
Eee unterfagt. Das beutiche Reichs⸗ 
rafgeſetzbuch hat dieſen Weg nicht ein⸗ 
geſchlagen. Es beſtraft die ©. nur dann, 
wenn babei der Thatbeitand eines beſtimm⸗ 
tern Verbrechens, 3.8. einer Erpreffung 
oder einer Nötigung, vorliegt. Diez ilt 
befonders dann der Fall, wenn die ©. in 
einen Widerfland gegen die Staatsgewalt 
oder, von mehreren verübt, in einen Land⸗ 
friedensbruch oder Aufruhr übergeht. Von 
der Maſſe des Volks unternommen, führt 
die ©. zur Revolution (ſ. d.). Zur Befei- 
tigung und zur Sühne eines Unrechts, 
welches von dem einen Staat dem andern 
gegenüber begangen ward, finbdie Staaten, 
wofern die Ausgleichung der Differenz auf 
friedlihem Weg nicht gelingt, allerdings 
auf bie ©., d. h. Aut die Entjcheidung 
durch Waffengewalt, angewiefen. Übri- 
gens ift in neuerer Zeit von ©. im Ge⸗ 
genfaß zur Staatshilfe auch noch in einem 
andern Sinn die Rebe, indem man bar: 
unter bie Förderung wirtjchaftliher In⸗ 
tereffen durch eigne Kraft und durch ge: 
meinfanes Wirken der Intereſſenten ver: 
fieht, ein Prinzip, auf weldem das 
Inſtitut der modernen wirtfchaftlichen 
Genoſſenſchaften (f. d.) beruht. 
Selbfiverwaltung (Selbftregie- 
rung, engl. Selfgovernment), Bezeich⸗ 
nung für die Stanteregierung, joweit fie 
den Staatshürgern felbft übertragen und 
nicht von ben unmittelbaren Organen ber 
Negierungsgewalt ausgelibt wird. Das 
Syitem ber ©. hat namentlih in Eng- 
Yand und Norbamerifa feine Ausbildung 
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erhalten, und zwar bat e8 in berenglifchen 
Monardie einen mehr ariftofratifchen 
Charakter, während e8 in ber nordameri⸗ 
kaniſchen Union mehr dazu dient, Die Maffe 
des Volks überhaupt an der Staatsver- 
waltung teilnehmen zu laſſen. In dieſem 
Sinn bezeichnen die Engländer neben ber 
Jury und dem Snftitut ber Friedensrich⸗ 
ter auch ihr Parlament und ebenfo bie 
Nordamerikaner den Kongreß als Aus: 
flüffe ver ©. Der Schwerpunkt berfelben 
liegt jedoch in ber innern Verwaltung 
oder in der fogen. Verwaltung im engern 
Sinn im Gegenfaß zur Gefebgebung und 
zur Juftiz, und in dieſer Beziehung iſt 
man jet auch auf dem Kontinent bemüht, 
das englifche Vorbild nachzuahmen. Die 
©. legt nämlich den Schwerpunft der Ver: 
waltung in bie Gemeinden und in beren 
organiſche Verbindungen (in England 
Kirchſpiele Armenverbände, — 
So wird in Preußen nach der neuen Kreis⸗ 
verfaſſung die Verwaltung unter ſtaatlicher 
Autorität durch die Gemeinden und durch 
die Kommunalverbände (Amtsbezirke, 
Kreiſe, Provinzen) und deren Organe aus⸗ 
geübt (ſ. Kreis). Die ſtaatlichen Funk: 
tionen werben hier den Gemeindebehoͤrden 
übertragen; aus freier Wahl herporge- 
gangene Kommunalfollegien treten an bie 
Stelle büreaufratifch organifierter Staats- 
behörden, Ehrenämter an die Stelle be: 
foldeter Berufsämter, indem die Koften der 
BerwaltungburhKommunalabgaben auf: 
gebracht werden und bie freie Entwidelung 
des Buͤrgertums aus ſich felbft heraus im 
Gegenfaß zur obrigkfeitlichen Bevormuns 
dung und zur Regierung »von oben herab« 
angeitrebt wird. Falſch aber wäre e8, dieſe 
©. als eine Trennung vom Staat und 
von der Staatsgewalt aufzufaffen. Die 
©. erfolgt vielmehr ſtets unter ftaatlicher 
Autorität. Der Staat regiert durch bie 
Kommunalbebörben, indem bas Wefen 
ber S. nach Gneiſts Ausſpruch gerade in 
einer Verbindung ven Staat und bürs 
gertichet Geſellſchaft zu ſuchen ift. Vgl. 
neift, Selfgovernment (3. Aufl. 1871). 
Selfgovernment (engl., ſpr. ſſelfgo⸗ 
wern⸗), |. Selbſtverwaltung. 
Semiten, ſ. Juden. 
Senat (lat.), obrigkeitliches Kollegium; 
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nad Analogie des römiſchen Senats Be: 
geihmun für die Magiftratsfollegien in 
en deutſchen Städten bed Mittelalters. 
an ben freien Hanjeftädten wirb bie höchſte 
egierungsbehörde noch jett fo genannt, 
welcher zugleich Funktionen eines geleh: 
ebenden Körpers mit übertragen find. 
Sn ber norbamerifanifchen Union und in 
rankreich wird bie Erfte Kammer ©. ge: 
nannt. Auch bie Abteilungen von Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsbehörden werben fo be 
zeichnet. Senator, Mitglieb bes Senats. 
Geniorenfonvent, eine aus bem ftu- 
dentifhen Leben herübergelommene Be: 
eichnung für ben aus ben Delegierten der 
Fraktionen im deutichen Reichstag und im 
preußiichen Abgeorbnetenhaus gebildeten 
Ausſchuß, welcher die Zahl ber Vertreter je: 
ber Fraktion in ben Kommiffionen, ragen 
ber Geichäftsorbnung u. dal. vereinbart. 
Senſal (Makler), ſ. Börfe. 
Geparation(lat.),Abfonderung, Trens 
nung, 3. B. einer Ehe; dann bie Zuſam⸗ 
menlegung von Grundftüden einer Flur. 
Iſt der Grundbefig in einer ſolchen fehr 
zerfplittert, jo empfieblt es ſich, Die Grund⸗ 
jtüde zu feparieren, b. b. fo zu vertau- 
Ihen und zufammenzulegen, daß jeber 
Grunbeigentümer fein Befigtum möglichft 
zuſammenhängend gergeikett befommt, 
um eine rationelle Landwirtichaft zu er: 
möglihen. 
aueh rakien (lat. die Beſchlagnahme 
eines ſtreitigen Gegenſtands zur einſtwei⸗ 
ligen Bewa zung und Verwaltung burch 
einen Dritten. Sequeiter, der Aufbe 
wahrende. 
erbien, Fürſtentum zwiſchen Bos⸗ 
nien und der Walachei, 53,410 qkm mit 
1,654,955 Einw.; Hauptftabt: Belgrad 
mit (1878) 26,970 Einw. Langwierige und 
blutige Kämpfe und namentlich der Auf: 
ftand des Miloſch Obrenowitfch 1815 
brachten S. eine felbftändige Verivaltung, 
wenn das Land, zu deſſen erblihem Fürs 
ſten Miloſch 6. Nov. 1817 erhoben ward, 
auch unter türkiſcher Oberhobeit blieb. 
Der Berliner Friede vom 13. Juli 1878 
erflärte ©., welches zubem eine terri- 
toriale Ver rößerung auf Koften der Tür: 
ei erhielt, für unabh nsig, Die Staats⸗ 
verfaſſung iſt durch die Konſtitution 
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vom 29. Juni 1869 neu geregelt. Die 
fürſtliche Würde iſt in ber Familie Obre—⸗ 
nowitſch erblich. Der Fürſt iſt Träger der 
Staatsgewalt und übt bie vollziehende Ge⸗ 
walt durch verantwortliche Miniſter (für 
Julia: Außeres und Finanzen; öffent: 
liche Bauten; Krieg; Inneres; Unterricht 
und Kultus), bie gejeßgebende Gewalt ba- 
gegen mit ber Bollövertretung zuſammen 
aus. Letztere ift die Skupſchtina, welde 
aus 160 Abaeorbneten beſteht, von denen 
40 von der Regierung und 120 vom Bolt 
ewählt find. An die Stelle der frübern 

rſten Kammer oder bed Senats ift ein 
Staatsrat getreten, weldhem bie Bor: 
bereitung der Gejeße obliegt. Abgefeben 
von ber Stabt Belgrad, ift das Land in 
21 Kreije eingeteilt, welche wieberum in 
Bezirke zerfallen. Jede Gemeinde verwal: 
tet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig, bie 
Stantsgewalt übt nur in beftimmten Fäls 
len ein OberauffichtSrecht burch die Poli⸗ 
eibehörben, bie Kreis⸗ und Bezirksvor⸗ 
ände aus. Rechtspflege. Höchſte 
zwil= und ftrafgerichtliche Behörbe ift der 
oberite Gerichts⸗ und Kaſſationshof in Bel: 
grad, zweite Inſtanz ift das Appellations⸗ 
gericht daſelbſt. Außerdem beftehen Kreis: 
gen te und Friedensgerichte. Ein Han- 
elögericht zu Belgrad fungiert ala Schieds⸗ 
eriht in Handels» und Gewerbefachen. 

ie berrichende Religion ift bie grie 
chiſch⸗katholiſche. Das Oberhaupt der fer: 
biſchen Nationallirche ift der Erzbiſchof 
und Metropolit von ©. zu Belgrad. Es 
beiteht übrigens Religionsfreiheit. Fi: 
nanzen. Das ck für 1880 ift mit 
19,560,500 Dinar (Frank) an gewöhnli: 
hen Einnahmen und mit 19,520,478 Din. 
an gewöhnlichen Ausgaben feitgeitellt, fo 
daß fi ein Überſchuß von 40,022 Din. 
ergeben würde. Dazu kommen 7,462,754 
Din. an außergrdentlihen Einnahmen, 
welchen 7,427,588 Din. an außerorbent: 
Tihen Ausgaben gegenüberftehen, jo daß 
ein Überfchuß von 39,166 Din. zu erwar: 
ten fteht. Die Staatsſchuld belief fich in- 
folge der oem Kriege (Ende 1879) auf 
31,530,067 Din., wovon 22,936,074 Din. 
auf bie Nationalanleihe und 9,603,993 
Din. auf bie ruſſiſche Anleihe Famen. 
Militärwefen. Die ferbifche Armee 
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befteht nach dei organifchen Statut von 
1562 aus zwei verfhiebenen Teilen, bem 
ftehenden Der unb der Nationalarmee. 
Leber Serbe ift vom 20.—50. Lebens: 
jahr dienſtpflichtig. Die Dienftzeit im 
jtehenden Heer beträgt 3, ber Regel nad) 
allerdings nur 2 Jahre, nach welcher bie 
Mannſchaften noch 4 Jane ber Reſerve 
und 24 Jahre lang ber Nationalarmee, 
welche aus zwei Aufgeboten befteht, ange: 
hören. Das ftehende Heer bildet eine Bri⸗ 
gabe Infanterie zu 2 NRegimentern, je zu 
5 Bataillonen (im Frieden 700, im Krieg 
800 Mann ftarf). Dazu fommen 4 Es⸗ 
kadrons Kavallerie, 28 Feld- und 4 Ge: 
birg3batterien, 1 Pionier: und 1 Ponto- 
nierbataillon. Die Nationalarmee aber 
kann bis auf 125,000 Dann erften und 
90,000 Dann zweiten Aufgebots gebracht 
werben. Das Wappen beiteht in einem 
roten Schild, in welchem ſich ein ſilbernes 
Kreuz mit vier Feuerſtählen in ben Eden 
befindet, und ıft von einem mit einer 
Krone bededten Burpurmantel umhüllt. 
Die Nationalflagge if rot, blau und 
weiß, mit vier goldnen Sternen imoberften 
roten und mit dem Wappen bes Fürſten⸗ 
tums im blauen Mittelfeld. Vgl. Den: 
ton, ©. und die Serben (1865); Ranik, 
©. (1868); Ranke, S. und die Türkei 
im 19. Jahrhundert (1879); Schwider, 
Politiſche Gefchichte der Serben (1879). 
Servil (Iat.), Enechtifch geſinnt, Frie- 
hend; im politifchen Leben nennt man 
Servile (zuerft in Spanien 1814) die un⸗ 
bedingten, charakterlofen Anhänger bes 
berrfchenden Regimes; Servilismus, 
kne ee ſrnmung 
ervitũt (lat.), Dienſtbarkeit; Recht 
an einer fremden Sache auf Benutzung 
derſelben für ein beſtimmtes Subjekt. Letz⸗ 
teres iſt entweder der jeweilige Eigentümer 
eines Grundſtücks (Reals, Prädial⸗ 
fervitut), wie z. B. bei den zu Gunſten 
des einen (de » errichenden«) an einem 
andern (dem »dienenden«) Grunbftild be: 
ftellten Wegegerechtigfeiten, ober eine be- 
jtimmte Perſon (Perſonalſervitut), 
wie namentlich beim Nießbrauch. 
Seiflon (lat.) Sitzung, und zwar wird 
bei parlamentariſchen Korperſchaften ni 
nur die einzelne Sitzung, ſondern auch die 
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Sigungeperiobe, der ganze Zeitraum, für 
welchen das Parlament jeweilig zuſam⸗ 
menberufen ift, ©. genannt. 

Sezeffion (Iat.), Trennung, Abſonde⸗ 
rung. Sezeffioniften hießen im nord⸗ 
amerifanifchen Bürgerfrieg bie für bie 
Trennung und jelbftändige Stellung ber 
Südſtaaten Wirfenden. Neuerdings ift der 
Ausdrud Sezeffioniften zur Bezeich- 
nung derjenigen Abgeordneten gebräuchlich 
geworden, welche ausber nationalliberalen 
Fraktion ausgefchieben find und bie libe⸗ 
rale Bereinigung (»Öruppe Forden- 
bee, Entſchieden⸗-Liberale) begrüns 
bet haben. Es ift dies ein Teil des fogen. 
Tinten Flügels der Nationalliberalen, ber 
1880 aus diefer Bartei ausfchied, nachdem 
ſchon zuvor der Abgeordnete Lasker, einer 
der Deitbegründer biefer Fraktion, aus 
berfelben ausgetreten war (j.National: 
liberal). Das Hauptbeitreben der Ent- 
ſchieden⸗Liberalen ift die Vereinigung aller 
wirklich Tiberalen Elemente zu einer großen 
liberalen Partei, welche an die Stelle der 
bisherigen Fraktionen treten würde, in 
welche die liberale Partei zur Zeit zerfällt. - 
In diefem Sinn erflärten die Austreten- 
ben Folgendes: »Eine in fihern Bahnen 
ruhig fortfchreitende Entwidelung unfrer 
in Kaifer und Reich ruhenden Einheit 
wird nur aus der Wirkſamkeit eines wahr: 
Haft konſtitutionellen Syſtems hervorgehen, 
wie es die deutſche liberale Partei ſeit ihrer 
Exiſtenz unverrückt erſtrebt hat. Das einige 
Zuſammengehen der liberalen Partei in 
den weſentlichen Fragen, das Aufhören 
verwirrender und aufreibender Kämpfe 
verſchiedener liberaler Fraktionen erſcheint 
uns als die unerläßliche Vorausſetzung 
für das erſtrebte Ziel.« Weiter wird in 
ber Austrittserklaäͤrung vom 1. Sept. 1880, 
welche von 17 Reichstagsmitgliedern (zum 
Teil auch Mitgliedern des preußifchen Ab: 
geothnetengaule und 12 Mitgliedern 

es preußischen Abgeorbneterihaufeß unter: 
zeichnet war, das Ziel der Sezeffioniften 
in großen Zügen dahin prägifiert: »Feſter 
Widerſtand negen die — Be⸗ 
wegung, Fellbalten unſrer nicht leicht er: 
rungenen politifchen Freiheiten iſt Die pe 
ae 5 e der pelamten libe⸗ 
ralen Partei. Mit der politiſchen Freiheit 
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iſt die wirtſchaftliche eng verbunden, nur 
auf der geſicherten Grundlage wirtſchaft⸗ 
licher Freiheit iſt die materielle Wohlfahrt 
der Nation dauernd verbürgt. Nur unter 
Wahrung der konſtitutionellen Rechte, un⸗ 
ter Abweiſung aller unnötigen Belafungen 
bes Volks und ſolcher indirekten Abgaben 
und Zölle, welche die Steucrlaft vorwiegend 

um Nachteil ber ärmern Klaffen ver: 
Üieben, barf die Reform ber Reichöfteuern 
erfolgen. Mehr als für jedes andre Land 


it für Deutfchland die kirchliche und veli- | che 


giöſe Freiheit die Grundbebingung des 
umern Friedens. Diejelbe muß aber Durch 
eine jelbfländige Staatsgeſetzgebung ver: 
bürgt und geordnet fein. Ihre Durchfüh⸗ 
rung darf nicht von politifchen Neben 
zweden abhängig gemacht werden. Die 


unveräußerlichen Staatsrechte müflen ge= | 1 


wahrt und bie Schule barf nicht der kirch⸗ 
lien Autorität untergeordnet werben.« 
Sn ber Reichstagsſeſſion von 1881 tra= 
ten zu den 17 Unterzeichnern jener Er- 
Härung außer bem Abgeorbneten Lasker 
noch drei andre (früher nationallibe 
- tale) Abgeordnete hinzu, und fo erhöhte 
fich die Zahl der Seeffioniften auf 21, 
darunter namentlih: Banıberger (geb. 
22. Juli 1823 zu Mainz, Rentier und 
Schriftfteller in Berlin), Braun (geb. 
4. März 1822 zu Hadamar in Naſſau, 
Rechtsanwalt bein Reichsgericht in Leip⸗ 
ia) Mar v. Forckenbeck (geb. 21. Oft. 
21 zu Müniter, Oberbürgermeifter von 
Berlin), Laster (geb. 14. Oft. 1829 zu 
Jarotſchin in Poſen, Rechtsanwalt in 
Berlin), Ridert (geb. 27. Dez. 1833, 
früher unbefoldeter Stadtrat in Danzig, 
dann Landesdireftor ber Provinz Preu- 
pen, Gutöbefiter in Zoppot bei Danzig) 
und ber Freiherr Schenf v. Stauffen: 
berg (geb. 3. Aug. 1834 zu Würz⸗ 
burg, früher Staatsanwalt, jetzt Guts⸗ 
beſitzer auf Rißtiſſen bei Ulm). Ans 
fangs vielfach beſpöttelt, gewann die S. 
bald eine größere Bedeutung, als man 
erivartet hatte. 20 werden erft die näch⸗ 
ften Wahlen über das Refultat der Be- 


wegung eine Entfcheidung und vielleicht | 6 


eine neue Parteibildung bringen. Inzwi⸗ 
ſchen haben aber bie Sezeffioniften im 
Reichstag ein wichtiges Bindeglied zwi: 
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chen Nationalliberalen und Yortfchritts- 
partei bergeftellt, und wenn bie National: 
liberalen eine entſchiedenere Haltung an- 
genommen haben, fofinddie Sezeſſioniſten 
uch ihr Vorgehen bier fiherlich nicht 
obne Einfluß geweien. Das PBarteiorgan 
ber Gruppe iſt bie in Berlin erfcheinende 
»Tribüne«. Außerdem werben von bem 
Büreau der Sezellioniften ‚bie »Liberale 
Korrefponbenz« und bie »Deutjche Reichs⸗ 
Forrefpondenz« herausgegeben. Ein wi- 
ntlich erſcheinendes »Deutſches Reichs⸗ 
blatt« ſoll Die Ideen der Entſchieden⸗Libe⸗ 
ralen in den weiteſten Kreiſen des Volks 
verbreiten. Außerdem iſt ein »Liberaler 
Wahlverein für Deutſchland« gegründet, 
weldyer bereits zahlreihe Mitglieder hat. 
NY Bamberger, Die ©. (4. Aufl. 


Sheriff (engl., ſpr. Ihereif, vom angel: 
ſächſ. sciregerefa, »Hüter oder Richter 
ber Grafſchaft«), in England der erfte Be⸗ 
amte ber Grafſchaft. Jede Grafichaft hat 
einen ©. (High S.); nur Middleſex bat 
deren zwei, von benen ber eine für Die 
Stadt London befliimmt ift. Der ©. ver: 
waltet die Polizei, Teitet die Parlaments: 
wahlen, treibt bie Königlichen Auflagen, 
Strafgefälte und Konfisfationggelder ein 
und bringt die Strafurteile zur Boll 
ziehbung. Auch fchlägt er die Geſchwornen 
bor und ruft fie, nachdem er ben Prozeß 
infteuiert, zur richterlichen Entſcheidung 
zufammen. Da dad Amt bes Sheriffs feine 
Befoldung trägtund mit bebeutendem Auf- 
wand verknüpft ift, fo ift niemand ver- 
bunden, ed in vier Jahren zweintal zu 
übernehmen. Die Under-Sheriffs oder 
Bailiffs, feine Amtsgehilfen, werben vom 
©. ernannt, ber für deren Handlungen 
verantwortlich if. Auf ber Weigerung, 
das Amt des Sheriffd zu übernehmen, 
fteht, niit Ausnahme der vom Gefeß vor: 
gejehenen Fülle, hohe Gelbitrafe. 

iam, Königreih in SHinterinbien, 
726,850 qkm niit etwa 5,750,000 Einw., 
barunter ca. 1 Mill. Malaien und 1 Mill. 
Chinejen; Hauptftadt: Ban gkok mit 4— 
00,000 Einw. Die herrſchende Religion 
ift ber Bubohismug. Die Staatsform iſt 
die einer abloluten Monarchie, und zwar 
fteht dem König eine Art Nebenkönig oder 
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zweiter Fonig ber gen des Borpalaftes, 
zur Seite. 8 Königtum ift infofern 
erblich, als regelmäßig der älteite Sohn 
des Königs zum Nachfolger gewählt wird; 
immerhin ift aber eine folche Wahl, bie 
durch Das Minifterkonfeil erfolgt, notwen: 
big. Neben diefem Konſeil beitebt der fogen. 
große Staatsrat unter bem Vorſitz des 
erſten Königs, welcher fih aus Prinzen 
des Tönigliden Haufes, Miniftern und 
vom König ernannten Staatsräten zu: 
fammenjett. Das Land zerfällt in 41 
Provinzen, welche jeweilig unter einem 
Rat erfier Klaſſe (phraya) ftehen. Außer: 
dem find mehrere Fürften tributpflichtig. 
Die Einnahme des Königs wird auf etwa 
15 Mill. ME. geſchätzt. Die Truppenmadit, 
von europäischen Offizieren eingeübt, ift 
eine geringe. Die Kriegsflotte befteht aus 
14Dampfern mit HI Kanonen. Ein beut: 
[ches Konfulat ift in Bangkok errichtet. 
Bol. Baflian, Die Völker des dftlichen 
Aſien, Bd. 3 (1867); Gréhan (General- 
konſul), Le royaume $. (4. Aufl. 1879). 

Siderheitöpolizei, |. Bolizei. 

Siegelbewahrer (Int. Sigilli custos), 
in manchen Staaten einer ber höchſten 
Staatsbeamten, dem bie Aufbewahrung 
der Staats- und Regentenfiegel und die 
Interfiegelung der StaatZurfunden an⸗ 
vertrant find. Im Deutſchen Reich Hatte 
der Kurfürft von Mainz als Erzkanzler bie 
Reichsſiegel zu verwahren. In Frankreich 
ernannte ber »Garde des sceaux« oder 
&Sroßfiegelbewahreralle Beamten ber 
Reichskanzlei und hatte alle Erlaffe im 
Namen des Königs zu unterfiegeln ; neuer: 
dings a N 
diefen Titel. In England ift feit der Kö⸗ 
nigin Elifabeth das Amt bes Großſiegel⸗ 
bewahrers (Lord keeper of the great 
seal) mit bem des Lorbfanzlers vereinigt; 
nur für das Fleine Fönigliche Siegel beiteht 
noch ein befonderer Beamter (Lord privy 
seal), durch deſſen Hände alles gehen 
muß, ehe es mit dem großen Siegel be 
druckt wirb. 

Siegelmäßigkeit (Tat. Jus insignio- 
rum), eigentlich das Recht, Wappen zu füh⸗ 
ren, Vorrecht ded Adels. In Bayern ver: 
fteht man darıınter das Vorrecht des Adels 
und ber höhern Staatsbeamten, den eignen 


Urkunden durch beren Defiegelung volle 
Beweiskraft zu verleihen. Dasſelbe be- 
ſchränkt ſich aber auf nichtftreitige Rechte: 
geihäfte; auch vermag die ©. bie gefeblich 
vorgefchriebene Eintragung in ein öffent: 
liches Buch, 3. B. in das Hypothekenbuch, 
nicg zu erſetzen. 

ignal (lat.), Zeichen zur Mitteilung 
von Nachrichten, Befehlen u. dal. So ilt 
3. B. die deggenſace derSchiffe durch ein 
internationales Signalbuch beſtimmt. 
Für die deutſchen Eiſenbahnen iſt eine ge 
meinfame Signalordnung burd) Be 
kanntmachung bed Reichskanzlers vom 
4. San. 1875 (Zentralblatt bes Deutfchen 
Reiche, ©. 73 ff.) publiziert worden, ab- 
geändert durch Defanntmadung vom 12. 
uni 1878 (Zentralblatt, ©. 363). 

Signalement (franz., ipr. mang), Bes - 
ſchreibung bed Außern einer Perfon in 
Zegitimationspapieren, Stedbriefen ꝛc. 

Signalorbunng, f. Signal. 

Signatarmädte, Bezeichnung für bie 
Staatsregierungen, welche einen Staats⸗ 
(Friedens:) Bertrag unterzeichnen (fig: 
nieren) unb damit die Garantie für Die 
Ausführung desjelben übernehmen. 

Signieren (Yat.), unterzeichnen, zeich- 
nen, befonders ein Aftenjtid niit bloßem 
Namenszug, z.B. mit ben Anfangsbuch⸗ 
ftabendeg Namens, zeichnen; Signatur, 
nk koritt ‚ Zeichnung, Bezeichnung. 

Silberwaͤhrung, |. Währung, 

Simultan (lat.), gemeinschaftlich, ne 
beneinander beftchend, 3. B. Simul: 
tanſchule, diejenige Lehranſtalt, bei 
welcher die Angehörigen verfchiedener Kon⸗ 
feflionen als Gfeichberechtigte beteiligt 
find; Simultanfirde, Kirche, welche 
von Angehörigen verſchiedener Konfeſſio⸗ 
nen benutzt wird. 

Siſtieren (lat.), zumStillſtand bringen, 
einſtellen; vor Gericht ſtellen; anſiedeln. 

Sittlichkeitspolizei, |. Polizei. 

Sittlichkeitsverbrechen, . Unzucdts- 
verbrechen. 

Sitzung (Seſſion), gemeinſchaftliche 
Beratung eines Kollegiums, einer Ver⸗ 
ſammlung; daher Sitzungsperiode 
(Diät), Die Zeit, in welcher eine parla⸗ 
mentarifheKörperichaftzum gemeinfamen 
Tagen zulammenberufen ift und zuſam⸗ 
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menbleidt. Die Situngen ber Reichs⸗ 
und Landtage find in ber Regel öffentlich, 
doch fönnen| auf befondern Antrag aud 
geheime Sitzungen ftattfinden, fo 3. 8. 
nad) der Seihäftsordnung bes deutſchen 
Reichstags, wenn es von bem Präfidenten 
oder von zehn Ditgliebern beantragt wird. 
In ber geheimen ©. ift alddann zunächfi 
über den Ausichluß ber Offentlichkeit zu 
beichließen. Die Handhabung ber Dis: 


ziplin und die Aufrechterhaltung ber Orb: | der 


nung in ben Sitzungen (Sitzungspoli⸗ 
zei) find Sache bes Bor enden. Die nö⸗ 
tigen Borfchriften hierüber find in ber 
Geichäftsordnung enthalten. Für bie 
Situngen Tollegialifcher Behörden find 
in ber Regel ein für allemal gewille 
Sitzungstage beftimmt, wie dies 3. B. 
im deutfchen —— als für 
die Schöffengerichte verordnet ifl, deren 
Sitzungstage für das ganze Jahr im vor⸗ 
aus gun find. 

Sizilien (Königreich beider ©.), 
bis 1860 felbfländige Monarchie mit der 
Hauptitadt Neapel, die Inſel S. und inter: 
italien umfaſſend; 111,900 qkm mit 
8,703,130 Einw.; jetzt Beftandteil bes 
Königreiche Stalien. 

Skandinavien, Halbinfel im Norden 
Europas. Diefe Skandinaviſche Halbinfel 
umfaßt bie Königreiche Norwegen und 
Schweden, doch wird wegen Gleidyartig- 
feit der Bevölkerung gewöhnlid auch Däne- 
mark zu S. gerechnet. 

Sklaverei, der Zuftand eines Menfchen, 
worin er als rechtlofes, feiner perſonlichen 
Freiheit verluftiges Individuum Eigen- 
tum eine andern Menfchen ifl. ©. findet 
fi im Altertum bei den Syrern, Agyp- 
tern, Israeliten, befonders aber bei ben 
Griechen und Römern, indem namentlid) 
die Kriegegeiangenen zu Sklaven gemacht 
wurden. Durch die Erhebung bes Chri⸗ 
ftentums zur Staatäreligion wurde ſpä⸗ 
ter bie Rechtlofigkeit der Sklaven in mehr: 
ſacher Beziehung gemildert, ebenfo erfolg- 
ten Freilaffungen in Maſſe; Doch über: 
dauerte bie ©. bie Zertriimmerung bes 
oftrömifchen Reiche. Im Orient batte 
bie ©. einen mildern Charakter. An ben 
Höfen der Kalifen gab es meift nur Neger 
ſtlaven; doch Faufen die Türken noch jekt 
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auch Weiße aus ben Taufafifchen Gebirgo⸗ 
ländern, Mädchen für die Haremd, Rus 
ben unb Zünglinge für ben Dient ber 
Großen, in welchem ihnen bie Brufbabı 
zu ben höchften Amtern und Ehreniclen 
offen fteht. In Algerien, Tums, Uihe 
lis und Marokfo herrſchte Harkl mi 
Epriftenjflaven, verbunden mit Seeräuke: 
rei, bis ins 19. Jahrh. 1842 erfolgte di 
Aufhebung des Sklavenhandels und 16% 
. ber Weißen und Schwarzen dur) 
ben Bei von Tunis. Im Algerien dauert 
bie Negerſklaverei fort unter der frame 
fen Herrſchaft bis 1848. Anden mohm 
medantjchen Reichen im Innern von Ainlı 
befteht biß auf die Gegenwart ausgebttt 
teter Sklavenhandel. Bei den alten Cr: 
manen waren bie Unfreien Unterodt 
und Kriegdgefangene. Erſt feit ben 1. 
Jahrh. hörten die harte S. und der Öflaren: 
banbel auf, und bie Unfreien verwandel 
ten ſich in Leibeigne (ſ. Leibeigenſchaih 
und Hörige. In Spanien und Portun. 
dauerten infolge ber Kämpfe mit den Kur 
ren ©. und Sflavenhandel Bis in eilt 
Jahrh. fort. Zu einer neuen ©. nimlis 
ur Sinfünrung von Negerjflanen int 
überjeeiihen Kolonien der Euromer, 1 
zu Anfang des 16. Jahrh. bie Enttedun 
Amerikas Veranlafjung. Seit 1506 für 
ten bie Portugiefen, bie Spanier jeitdöll, 
die Engländer feit 1562, fpäter and du 
Franzoſen Negerſklaven nad; ben In 
ſchen und portugiefifchen Kolonien. ?* 
Abſchaffung der Negerjklaverei head 
zuerft die Quäfer feit 1727 in Engur 
und Nordamerika in Anregung, © 
1788 wirkte Wilberforce, von Pill, g 
n. a. unterſtützt, im engtälden Barlamm 
für Abſchaffung der ©.; aber et IN 
egte das Minifterium ben »Abolitin 
act of slavery« durch, wonaqh der bir 
ſche Negerhandel 1. Jan. 1808 auffett 
Infolge Verhandlungen ber Gropmitt 
u London gab Frankreich 1816 denen! 
Banbel auf. Spanien und Bortugal mir 
ten 1814 im drieden zu Wien auf c 
Sklavenhandel nördlich vom Aquater d 
zichten. Spanien gab ihm 1817 gegen 
Entjhädigung von 400,000 Bil. On. 
Portugal gegen eine ſolche von AO 
Pd. Sterl. auf. Brafilien ſchafft © 
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Sklavenhandel durch Verträge von 1826 
und 1830 ab. Delfenungeachtet wurde 
derjelbe von Portugiefen, Spaniern und 
Franzoſen insgeheim fortbetrieben. 1831 
gab die britifche Regierung alle Kronffla- 
ven frei, Am 28. Aug. 1833 erfolgte bie 
völlige Emanzipation der Sklaven in ben 
britiihen Kolonien gegen Entihädigung 
ber Bflanzer mit 20 Mil. Pd. Sterl., 
anfangs unter Beichränfungen, welche 
1. Aug. 1838 euufgehoben wurben (Zahl 
der Befreiten 639,000, auf Jamaika allein 
322,000). In Frankreich wurben erft in- 
folge ber Kevolution von 1848 die Skla⸗ 
ven in ben Kolonien für frei erklärt 
(250— 300,000). Auch in ber norbame- 
tifanifhen Union warb bie S. in den 
nördlichen Staaten nah und nad) ab» 
geichafft, während diefelbe in ben Süd: 
ftaaten durch den nur mit Sflavenarbeit 
erfolgreich zu betreibenden Baumwoll⸗, 
Zuder: und Tabakbau mehr und mehr 
erftarfte (1860 waren in den Sübftaaten 
3,949,557 Negerfklaven). Der Miffouri- 
fompromiß von 1820, wonach in ben Ge: 
bieten nördlich vom 36.0 die ©. für immer 
ausgefchloffen fein follte, ward 1845 burd) 
die Kanfas-Nebrasfa: Alte aufgehoben, 
welche die Einführung der ©. ben An: 
ſiedlern aller neuen Territorien freiftellte. 
Diefer Richtung entgegenzuwirten, war 
die Aufgabe der republilanifchen ober Frei⸗ 
bobenpartei, welche ben Ausſchluß der ©. 
aus allen Territorien und Beichränfung 
derjelben auf ihre bisherigen Grenzen ans 
firebte. Der Sieg berfelben 1860 durch 
Lincolns Wahl zum Präfidenten führte 
zum Dirgertri: in deſſen Verlauf Lin⸗ 
coln 1. Jan. 1863 in ber Emanzipations⸗ 
proflamation alle Sklaven der infurgierten 
Staaten für frei erflärte. Diefe Kriegs: 
maßregel ward durch das vom Kongreß 
31. San. 1864 beſchloſſene Amendement 
zur Konftitution der Vereinigten Staaten 
von Rordamerifa, welches die S. im ganzen 
Bereich derſelben für immer aufhob, zum 
Geſetz erhoben und erlangte infolge der Nie⸗ 
derlage der Sezeſſioniſten 1865 thatſächliche 
Geltung. Bald darauf warb auch in Braſi⸗ 
lien die Sklaveneinfuhr verboten und 1871 
da3 Sflavenentanzipationägejeß publi⸗ 
ziert, wie benn auch auf Cuba unter harten 
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Kämpfen bie Befreiung der Sklaven durch⸗ 
eführt warb. Dem abfpeulichen Sklaven: 
Banbel, welder im Innern Afrifas und 
an ben Küften getrieben wird, den Skla⸗ 
venjagben, welche ganze Landſtriche zu ent⸗ 
völfern drohen (nad Livingfione werden 
jährlich mindefteng 350,000 Menſchen ge 
raubt, von benen jedoch nur etwa 70, 
an ihrem Beftimmungsort lebend ankom⸗ 
men), wirb neuerdings mit aller Energie 
von England entgegengearbeitet. 1877 
wurbe bie S. auf Madagaskar abgefchafft 
und ein Vertrag zwiſchen England und 
Agypten gefchloflen, nach welchem Agypten 
den Negerbandel verbietet, englilche und 
— che Kreuzer zur Durhfuhung von 
Sklavenſchiffen ermächtigt und die ©. in 
Agypten in fieben, im Suban und in ben 
Grenzprovinzen binnen zwölf Jahren ab- 
zufchaffen verfpricht. Auch dem Import 
von Kulis in Sübamerifa und Auftralien, 
welcher thatfählih dem Sflavenhandel 
leichkam, ift neuerdings, namentlidy von 
Weiten Englands, wirkſam entgegengetre: 
ten worden. Vgl. Kapp, Geſchichte der ©. 
in ben Vereinigten Staaten (1861); Del⸗ 
geur, Latraitedesnegres(1877);C oo: 
per, Der verlorne Weltteil(a.d. Engl.von 
Soyaux, 1877); Gareis, Das heutige 
Völkerrecht u. der Menfgenbandel(1879). 
Stupiätine (Stuptichina), Bes 
zeichnung des ferbifchen und bulgarifchen 
Zandtags, |. Serbien und Bulgarien. 
Slawen, Völfergruppe bes inboger: 
maniſchen Stammes, welche in Oftfla= 
wen (Ruffen), Südflawen (Bosnier, 
Bulgaren, Dalmatier, geraegowiner, 
Kroaten, Montenegriner, Serben, Sla⸗ 
wonier und Slowenen) und Weitflas 
wen (Polen, Tſchechen in Böhmen und 
Mähren, Slowafen in Mähren und 
Nordungarn und Wenden oder Sorben 
in der Zaufiß und im Spreewald) zer 
fält. Die panflawiftifchen Beitre 
bungen bezweden bie Errichtung eines ge 
meinfamen großen Slawenreichs. 
Sodsmie, j. Unzuchtsverbrechen. 
Solawediel, j. Wechfel. 
Sonderrechte, |. Rejervieren. 
Sous-prö6fet (franz., ſpr. ſſuhprefaͤh), ſ. 
Unterpräfekt. 
Souberän (jpr. ſſuw⸗ franz. Souverain, 
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v. lat. supfemus), zu oberft befindlich, 
am höchſten; baber Be eihnung für den 
Inhaber ber höchſten Gewalt im Staat, 
welche von Feiner andern Macht abhängig 
ift. Diefe Höchfte Stantsgewalt (Staats: 
bobeit) felbft wird als Souveränität 
bezeichnet; daher Souveränitäts- 
rechte, f. v. w. Hoheitsrechte ober Rega⸗ 
lien. Ferner wird der Ausdruck ©. au 
gebraucht, um bie völlig felbftändige und 
unabhängige Stellung eines Staats im 
Berhältnis zu anbern Staaten zu bezeich⸗ 
nen. Sit biele Selbfländigkeit zu Gunften 
eined andern Staats oder zu Gunften 
einer ftaatlichen Bereinigung befchräntt, 
fo pflegt man den alfo beichränften Staat 
als Halbfouverän zu bezeichnen. Dies 
ift insbefondere ber Fall in Anfehung ber 
zu dem beutichen Geſamtſtaat gehörigen 
einzelnen beutichen Staaten. Ein andres 
Verhältnis, welches für die abhängigen 
Staaten aber auch eine Beſchränkung der 
Souveränität involviert, ift das der Pforte 
zu ihren Bafallenftaaten Bulgarien, Agyp⸗ 
ten, Samos und Tunis; dasſelbe wird 
gewöhnlich als Suzeränitätsver— 
hältnis bezeichnet. 

Sobereigu (ipr. fiowwerin), ſ. Pfund 
Sterlin % 

Sozialdemokratie, politiiche Partei 
(Arbeiterpartei), welche die Löſung 
ber fozialen Trage (ſ. Sozialismud) 
durch eine totale Umgeftaltung ber be: 
ftehenden Verhältniſſe des Staats und ber 
bürgerlichen Sefellfchaft, namentlich durch 
die Bejeitigung jeglichen Klaſſenunter⸗ 
ſchieds und durch bie Abſchaffun 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, anſtrebt. 
Die Sozialdemokraten wollen die Lohn⸗ 
arbeit beſeitigt wiſſen. Während jetzt das 
Kapital in den Händen einzelner Perſo⸗ 
nen iſt, welche den Arbeiter für ſeine Lei⸗ 
ſtungen ablohnen und dieſe Leiſtungen 
ſelbſt für ſich verwerten, fol nach ber fo: 
zialdemokratiſchen Theorie das Kapital, 
als das Arbeitsproduft, allen Gliedern 
ver Gefellfchaft bei gleicher Arbeitspflicht 
nach gleichem Recht, jedem nach feinen 
vernunftgemäßen Bebürfnis, zu teil wer: 
den. Allein abgefehen davon, daß die Be- 
feitigung ber Fapitaliftiihen Broduftione: 
weile nach aller gefchichtlichen Erfahrung 


| Arbeit die alleinige Quelle a 
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in das Reich der Unmoöglichkeiten gehören 
dürfte, ift jenes Ziel ber ©. auch wegen 
ber Verſchiedenheit ber Arbeitskraft der 
einzelnen und wegen ber Schwierigteit 
einer objeltiven Feſtſtellung der Bedun: 
niffe berfelben Fe unausführkt. 
Zudem baut ſich das ganze Programm 
auf dem untichtigen Sat auf, daß di 
lles Reich 
tums fei, indem z. B. bie Bedeutung ii 
Arbeitömaterials und namentlich dieenix 
des Grund und Bodens nicht berüdiätic 
wird. Im übrigen find es hauptjädlis 
folgende Anforderungen, welde bie ©. 
an den Staat ftellt: Errichtung joal: 
ftifcher (probuftibgenoffenjhaftn mit 
Staatshilfe; allgemeines, gleiches, direhe 
Wahl: und Stimmrecht mit geheimer un 
obligatorticher Stimmobanke: birefte Or 
ſetzgebung durch das Volk; Entiheidun 
über Krieg und Frieden durch baslelk: 
unentgeltliche Rechtspflege durch das dell 
unentgeltlicher Unterricht; Erklärung MT 
Religion als Privatfache ; eine einziger 
greffive Einfommenfteuer für Staat un 
Gemeinde anftatt aller beflehenden, intht | 
ſondere ber das Volk belaftenben inbirett 
Steuern; ein den Geſellſchaftsbedürfniſen 
entſprechender Normalarbeitstag; Verbet 
ber Stinderarbeit und aller bie Ceſundhet 
und Sittlichkeit ſchädigenden rauen: 
beit; Regelung der Gefängnisarbeit; tet 
Selbftverwaltung für alle Arbeiterhiit 
und Unterftitungsfaffen. Der four 
ſtiſche Staat foll N nach der Meinum 
ber Sozialdemokraten auf bie ganze Ji 
dividualität bes Menfchen eritreden. 2 
Einzelne fol im Staat aufgehen. al 
freie Streben, für freies Ringen, MI 
reiheitliche Eniwickelung würde in ein 
ſolchen Staatswefen fein Raum ſein x" 
ches die gefamte Produktion zur Salt 
fache machen und alle individuelle En 
widelung auf dem Gebiet der Arkeit kur 
eine fchablonenhafte Produktion eriek! | 
würbe im direkten Gegenſatz zu Mt 
Prinzip ber Selbſthilfe, wie & ingbeler: 
dere von Schulze-Delitzſch in fein 
Streit mit Zaffale, der die Stault | 
als Dogma proflamierte, aufgefell um 
verteidigt und im den Benoffenihaftt 
praftifch verwirklicht ward. 
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Mit Ferdinand Laifalle (geb. 11. April 
1825 zu Breslau, geft. 31. Aug. 1864 in 
Senf infolge eines Duelle mit Yanko v. 
Rackowitza) trat die ©. in Deutſchland zu⸗ 
erſt in bie eigentliche politifche Aktion ein 
und zwar zunäcdhft auf nationaler Grund⸗ 
Inge. Lafjalle gründete 22. Mai 1863 ben 
Allgemeinen deutfchen Arbeiterverein, wel: 
cher bei dent Tod feines Gründers und er: 
ften Bräfidenten nicht ganz 3000 Mitglie⸗ 
der zählte. Unter ben folgenden Präſiden⸗ 
ten Bernhard Beder, Tölke und Perl kam 
ber Verein zu feinem wirklichen Auf: 
fhwung, ba die Anhänger der Gräfin 
Hatzfeld, ber Freundin Laffalles, ihm Op: 
pofition machten und längere Zeit hin⸗ 
durch als fogen. weiblihe finie ber 
deutſchen ©. unter bem Präfidbium Förfter: 
lings, dann Fritz Mended einen Gegen- 
verein unterhielten. Unter dem Präfis 
dium Schweißer (1867— 71) Hob fi 
zwar der Allgemeine beutfche Arbeiter: 
verein weſentlich, erhielt jedoch an ber 
fogen. Eifenacher Partei, welche ihre An⸗ 
gehörigen als »die Ehrlichen« bezeichnete, 
einen gefährlihen Gegner, ber fich an bie 
Internationale anlehnte und entichieben 
fommuniitifche Tendenzen verfolgte. An 
der Spiße dieſer Bewegung ftanden Bebel 
(geb. 22. Febr. 1840 zu Köln, Drechsler⸗ 
meifter in Leipzig) und Liebfnecht (geb. 
29. März 1826 zu Gießen, Schriftiteller 
in Seipeig). Nachdem aber nad Schweitzers 
Rücktritt vom PBräfidium des Allgemeinen 
deutſchen Arbeitervereing Hafenclever an 
die Spite der Laflalleaner getreten war, 
erfolgte 1875 eine Verfchmelzung beider 
Gruppen unter Broflamierung eines kom⸗ 
en Programme auf dem Partei⸗ 

otha. 


tag au 

eitdem nahm die fozialiftifche Bewe⸗ 
gung größere und gefährlichere Dimenſio⸗ 
nen an, namentlidy wegen der Art und 
Weife, wie die ſozialdemokratiſchen Lehren 
gepredigt, wie der Klaſſenhaß geſchürt und 
wie der Umfturz aller beſtehenden ftaatli- 
chen undgejellihaftlichen Verhältniſſe offen 
als das Ziel der ©. verfündet ward. Zahl- 
reiche befoldete Agitatoren bearbeiteten ihre 
»Provinzen« planmäßig. Die fozialiti- 
ſche —* beſchäftigte allein 16 Genoſſen⸗ 
ſchafisdruckereien mit einem Geſchäftsper⸗ 
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ſonal von mehreren Hundert Perſonen 
Binnen kurzem war eine weitverbreitete 
und weitverzweigte ſozialiſtiſche Tages⸗ 
preſſe geſchaffen worden, die ganz Deutſch⸗ 
land mit einem großen Netz umſpannte. 
Das Zentralorgan ber Partei war der in 
eehaig erfcheinenbe »Borwärtd«. Daneben 
beftanden zahlreiche politijche Lofalblätter, 
Arbeiterfreunde, Beobachter, Volksblätter, 
Tageshlätter, Volkofreunde, Freie Pref⸗ 
fen ꝛc. Bon einem mehr wiſſenſchaftlichen 
Standpunkt aus wurden die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Angelegenheiten in der »Neuen 
Gefellichafte, Monatsſchrift für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft, behandelt. Dazu kamen die 
»Zukunft«, eine ſozialiſtiſche Revue, und 
bie »Neue Welte, ein ſozialdemokratiſches 
Unterhaltungsblatt, welches als die »ſozia⸗ 
Tiftifche Gartenlaube« bezeichnet wurde 
unb e8 bis auf 40,000 Abonnenten brachte. 
Außerdem wurbe dag Land mit zahlreichen 
Agitationsfhriften, Flugblättern, Bes 
fpredungen und Erörterungen fozialifti- 
ſcher Fragen förmlich überſchwemmt. 
Hierzu famen Schriften hiftorifchen und 
freireligiöfen Inhalts, Proletarierlieder- 
bücher, fozialiftifche Gedichtſammlungen, 
Romane und vor allem Kalender, welche 
die Lehren der ©. in bie weiteften Kreife der 
Bevölkerung und in das bürgerliche Leben 
berfelben bineinzutragen beſtimmt und ges 
eignet waren; jo namentlich) »Der arme 
Konrad, illuſtrierter Kalender für das ar⸗ 
beitende Volfe, welcher in Leipzig heraus 
gegeben und in jährlich 60,000 Eremplaren 
verbreitet wurde. 

Eine außerordentliche Verbreitung und 
Bedeutung erlangte ferner das ſozialdemo⸗ 
Fratifche Bereinswefen, und zwar waren e8 
nicht bloß eigentliche politifche Vereine, Ar- 
beitervereine, Volfsvereine, bemofratifche 
Vereine u. bat fondern auch Arbeiterfän- 
gervereine, Bildungs-, Theater=, Unter: 
tichtövereine , Xiebertafeln, Liederhaine, 
dann aud) Turn, Konſum- und Ähnliche 
Vereine und genoflenfchaftliche Vereini⸗ 
gungen einzelner Handwerke, Arbeiter: 
unterſtützungs⸗ u. Kranfenvereine, welche 
im Sinn ber ©. und für deren Zwecke thä⸗ 
tig waren. So beftanden z. B. 26 größere 
Gewerkichaftsverbindungen mitca. 50,000 
Mitgliedern, welche ich über mehr denn 
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1200 Ortfchaften erftrediten, mit einer jähr 
lichen Einnahme von etwa 400,000 ME. 
Aud die Statiflif der Reichitagswahlen 
laͤßt das Zunehmen ber ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Bewegung deutlich erkennen. Denn 
bei den Wahlen von 1871 fielen den So⸗ 
zialdemofraten nur 3 Proz. ber abgegebe⸗ 
nen gültigen Stimmen, nämlidy 117,893 
von einer Sefamtzahl von 3,892,397, zu. 
Die Reihstagswahlen von 1874 bagegen 
ergaben bei ben entſcheidenden Wahlen 
. 00n5,259,155 abgegebenen gültigenStim- 
men 340,078 fozialtftifde Stimmen, alfo 
nicht weniger denn 6,5 Proz. ber Geſamt⸗ 
ſtimmenzahl. Wenn bann 1877 troß ber 
außerorbentlichen Anftrengungen ber So⸗ 
zialdemofraten nur zwölf Abgeordnete ber: 
felben in den Reichdtag gelangten, jo wa⸗ 
ren doch die Minoritäten, welche fich für 
die f en en Kandidaten außer: 
bem ergaben, von ſehr bedenklicher Größe. 
Denn von 5,535,785 gültigen Stimmen 
entfielen 481,008, b. h. 8,7 Proz., auf fo: 
zialiftifche Kandidaten. Ya felbjt nach der 
Auflöjung bed Reichstags im Sommer 
1878, unmittelbar unter dem Einbrud 
jener beiden Attentate, welche auf ben 
Kaiſer Wilhelm unternommen worden 
waren, ergaben fich bei einer Geſamt⸗ 
ſtimmenzahl von 5,811,159 gültigen 
Stimmen 420,662 ſozialdemokratiſche 
Stimmen, alfo 7,3 Proz., und die Zahl 
der fezialdemofratifchen Mitglieder bes 
Reichsſstags verminderte ſig nur um 
drei, alſo von 12 auf 9: Bebel (Ores⸗ 
den: Altitabt), Brade (Glauchau = Mee 
rane), Frisihe (Berlin 4), Hafjelmann 
(Düffeldorf> Barmen), Kayſer (Freiberg⸗ 
DOderan-Hainichen), Liebknecht ( tollberg: 
Schneeberg in —2 Reinders (Stadt 
Breslau öſtlichen Teils), Vahlteich (Mitt⸗ 
weida⸗Frankenberg in Sachſen) und Wie⸗ 
mer (Iſchopau⸗-Marienberg in Sachſen). 
An Brackes Stelle wurde nachmals der 
Sozialdemokrat Auer und für Reinders 
ebenfalls bei einer Nachwahl der ſozialde⸗ 
mokratiſche Kandidat Haſenclever gewählt. 
Im Frühling 1880 aber wurde bei einer 
Nachwahl in Hamburg der Sozialdemo⸗ 
krat Hartmann gewählt. 
Die bereits erwähnten Attentate können 


zwar nicht unmittelbar, wohl aber mittel: | 


Sozialdemokratie. 


bar mit ber ©. in Verbindung gekradt 
werden. Sie waren die äußere Beranlai: 
fung zu dem fogen. Sozialiftengefer, 
welches für die Angehörigen der ©. einen 
Ausnahmezuftand ſtatuiert hat. Zunãchſ 
nur bis 31. März 1881 für gültig er: 
Märt, richtete fich das beutiche Reichsge⸗ 
jeß vom 21. Oft. 1878 gegen bie gemein: 
efährlichen Beftrebungen der ©. in er: 
Her Linie gegen diejenigen Vereine und 
fonftigen Verbindungen, welche durch je: 
zialdemofratifche, fozialiftifche und fom: 
muniftifche Beitrebungen den Umſturz 
ber beftehenden Staats⸗ oder Geſellſchafts 
orbnung bezwedten, ober in benen folde 
Betrebungen in einer den öffentlichen 
Frieden, insbefondere bie Eintracht ber Be⸗ 
völferungsflaffen, gefährdenden Weiſe zu 
Tage treten würden. Auf Grund dieſer 
eſetzlichen Beftimmungen find zabfreide 
Bereine verboten worden. Ebenfo gebt 
das Sozialiftengefeb gegen Berfammlun: 

en vor, in welchen Beftrebungen bieler 

rt zu Tage treten und deren Auflöfung 
durch die zufländige Polizeibehörde ſta⸗ 
tuiert iſt; ja, ſolche Verſammlungen können 
von vornherein unterſagt werden, wenn 
die Annahme durch Thatſachen gerechtfer⸗ 


tigt iſt, daß fie zur Förderung derartiger 
Beftrebungen befimmt find. Weiter richte 


ſich dasSozialiſtengeſetz gegen Die Preſſe der 
©., und zahlreiche Verbote find inzwiſchen 
in dieſer ah ergangen; jenes Neb, 
welches die Jozialiftifche Preſſe über Deutid- 
land gezogen hatte, iſt völlig zerftört. Aud 
dad Sammeln von Beiträgen für bie 
Zwede ber ©. ift unterfagt. Endlich kann 
über Bezirke oder Ortfchaften, welche durch 
Befirebungen der bezeichneten Art mit 
Gefahr für die Öffentlihe Sicherheit be: 
droht find, ber fogen. fleine Belage: 
rungszuftand verhängt werden. Dieie 
Maßregel bat namentlich Die Folge, daß 
Perfonen, von benen eine Gefährbung ber 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu 
beforgen ift, der Aufenthalt in den beiref⸗ 
fenden Bezirken ober Ortichaften verfagt 
werden kann. Auch den auf Grund des 
Sozialiſtengeſetzes verurteilten Agitatoren 
kann der Aufenthalt in beſtimmten Be— 
zirken oder Ortſchaften unterſagt, und 
Ausländer können in ſolchen Fällen au⸗ 
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Sozialismus. 


dem Reichsgebiet verwieſen werden. Der 
kleine Belagrsungagufland ift bis jekt über 
Berlin und Umgegend fowie über Ham⸗ 
burg und Umgebung verhängt worben. 
Das Sozialiftengefeß ſelbſt aber A beyüg: 
lich feiner Gültigfeitsdauer bis 30. Sept. 
1884 verlängen worben (Beichegel eb vom 
31. Mai 1880), namentlich mit Rüdficht 
darauf, daß man vielfach Umgehungen bes 
Geſetzes verſucht und insbefondere die in 
Zürich erfcheinende Zeitung »Der Sozial: 
demofrat« fowie das Organ ber revolu⸗ 
tionär=fozialbemofratifchen Parteigcenof- 
fen, bie von dem Sozialdemofraten Moſt, 
welcher fich nad) London begeben hatte, bort 
herausgegebene »Freibeite, in Deutſch⸗ 
land verbreitet hatte. Übrigen ift inzwi⸗ 
fhen im Lager der ©. fe bit Zwieſpalt 
ausgebrochen. Die radikalen Barteigenofs 
fen Haffelmann, welcher nad) Amerika 
entwichen, und Moft, gegen den inzwilchen 
ſelbſt die engliihe Behörde eingeichritten 
ift, wurden auf dem Kongreß, weldjen bie 
Sozialdemokraten im Auguft 1880 auf 
dein balbverfallenen Schloß Woden in ber 
Schweiz abhielten, aus ber Partei aus⸗ 
geftogen. Sodann haben die Sozialdemo⸗ 
raten Zinn und Körner in Berlin fich 
der chriftlich-fozialen Richtung angeſchloſ⸗ 
fen (j. Sozialismus). Diefer Zer: 
fegungsprogeß, in welchem die deutſche S. 
dermalen begriffen zu fein fcheint, wird 
noch befchleunigt werben, wenn man fi) 
bemühen wird, der arbeitenden Klafie 
Bertrauen zu den Maßregeln ber Regie⸗ 
rung einzuflößen und etivaige Gründe 
zur Unzufriedenheit und zum Haß gegen 
die befigenbe Klaſſe mögtichft zu bejeitigen. 
Dal. Mehring, Die deutiche ©. (2. Aufl. 
1879); Findel, Der innere Zerfall der 
S. (1880); Flegler, Gejchichte der Des 
mofratie KL, Bd. 1). 

Sozialidmnd (neulat.), dad Streben, 
die Verhältniſſe der bürgerlichen Gefell- 
ſchaft moegucſier Vervollkommnung zuzu⸗ 
führen; Sozialpolitik, die theoretiſche 
Entwickelung und praktiſche Anwendung 
der hierauf bezüglichen Grundſätze; So⸗ 
zialpolitiker, derjenige, welcher ſich 
mit ber Löſung ber Frage, wie die bürger⸗ 
liche Gefellichaft zu reformieren, und wie 
dabei insbefondere “ie Verhältniffe der ar: 
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beitenden Klaſſen (des fogen. vierten Stans 
bes) zu geftalten feien (Togiale Frage), 
beihäftigt. Die Sozialbemofratie 
(f. d.) will diefe Frage durch völlige Be⸗ 
feitigung des Klaſſenunterſchieds und durch 
Aufhebung der kapitaliſtiſchen Produk⸗ 
tionsweiſe, überhaupt durch einen radila- 
len Umfturz der beſtehenden Verbältnifie 
löfen. Dies Beftreben wird vielfach als 
©. bezeichnet, und S. alfo mit Sozialbe: 
mofratie identifiziert. Allein dies ift um 
beöwillen nicht richtig, weil die Löfung der 
fozialen Trage von andrer Seite audy auf 
anderm Weg im Rahmen bes bermaligen 
Staats angeitrebt wird, jo namentlich von 
den fogen. Katheberfozialiften (1. b.) 
und von dem 13. Dit. 1873 in Eifenad) 
gegründeten Verein für Sozialpolitik, 
Neuerdings ift hierzu auch die von bem 
Hofprediger Stöder in Berlin ins Leben 
gerufene chriſtbich-ſoziale Arbeiter- 
partei hHinzugefommen, deren Agitatio- 
nen ſich jedoch mehr gegen bie Liberalen 
richten und namentlich an ber modernen 
Zubenpebe fich beteiligt Haben (ſ. Juden). 
ie Chriſtlich⸗ Sozialen find zu der kon⸗ 
jervativen Partei in nähere Beziehungen 
getreten; fie verfolgen als Ziel »die Ver: 
ingerung ber Kluft zwifchen reich und 
arm und bie Herbeiführung einer größer 
ökonomischen Sicherbeit«, indem die Bar: 
tei »eine friedliche Organifation der Arbei⸗ 
ter erfirebt, um in Gemeinfchaft mit ben 
andern Faktoren des Staatslebens die not- 
wendigen praftiichen Reformen anzubah: 
nene. Dabei werden »arbeiterfreundlicher 
Betrieb des vorhandenen Staats: und 
Kommunaleigentumd und Ausdehnun 
beafelben, foweit es öfonomifch ratfam un 
technijch zuläffig ifte, empfohlen. Die neu= 
begründete Partei Hat jedoch bis jetzt nur 
wenig Verbreitung gefunden. Wichtiger 
ift die mehr und mehr bemerfbare Hin- 
neigung des Fürften Bismard zu dem 
fogen. Staatsſozialismus. SHierun: 
ter ift dasjenige Syſtem zu verftehen, wel: 
ches bie wirtſchaftlichen ee nal mög: 
lichſt Durch ben Staat geregelt willen und 
die Staatshilfe an bie Stelle ber Selbft: 
hilfe feßen will. Dabin gehören das Stre- 
ben nah Einführung von Arbeiterun- 
fallverficherungsanftalten auf Koſten bes 


544 Sozialpolitit 


Staats, von flantlihen Alteröverjor- 
gm gkaſſen, das Tabaksmonopol und 
hnliche ſtaatliche Produktionsbetriebe. 
Der Staatsſozialismus führt zu dem om⸗ 
nipotenten Staat, welcher die Individua⸗ 
lität des Einzelnen moͤglichſt wenig zur 
Geltung kommen laſſen würde, wofern es 
denkbar wäre, daß dieſes Ideal der Sozia⸗ 
liſten praktiſch verwirklicht werben Fönnte. 
I. Jäger, Der moderne ©. (1873); 
Contzen, Geſchichte der ſozialen Frage 
(1877); Tobt, Der radikale beutihe ©. 
(2. Aufl. 1878); Meyer, Der Emanzi- 
yationsfampf bed vierten Standes (1874, 
2 Bbe.); Schäffle, Suintelleng bes ©. 
(6. Aufl. 1878); Held, S. Sozialdemo: 
tatie und Sozialpolitif (1878); Huber, 
Syile Tragen (18631, 7 Hefte). 
ozialpolitit, ſ. Politik. 
Spanien (ſpan. Espafia), Königreich 
auf der Porenäifchen Halbinfel, 495,625 
qkm, mit ben Balearen und den Kanari- 
fhen Inſeln 507,716, mit ben Kolonien 
12,011 qkm. Die Volkszählung vom 
31. Dez. 1877 ergab für das Königreid), 
die ren und Kanarien und die Pläbe 
an ber Küfte von Nordafrika mit inbegrif- 
fen, eine Bevölkerung von 16,625,86 
Einw. Hauptftabt: Madrid mit397,690 
Einw. Das Königreich fett fich hiſtoriſch 
aus 14 Landfchaften, meift ehemaligen 
Königreichen, zufammen, nämlich: Alt 
und Neufaftilien, Galicien, Afturien, 
Leon, Eftremabura, Andalufien, Mur: 
cia, Valencia, Katalonien, Aragonien, 
Navarra, ben basliſchen Provinzen und 
Majorca. Kolonien. In Amerika: 
Cuba mit (1. Juli 1877) 1,394,516 
Einw. und Portorico (661,494 im): 
in Afrika: Fernando Po, Annobon (35,041 
Einw.); in Wien unb Ozeanien: die 
Philippinen, Marianen, Karolinen und 
Belewinfeln mit 6,036,800 Einw. Nach 
ber Vertreibung ber Königin Iſabella 
1868 folgte zunächſt eine Regentſchaft 
Serranos, und nachdem bie Kandidatur 
des Prinzen Leopold von Hohenzollern 
für den banifchen Thron 1870 wieder 
aufgegeben worben war, wurde 16. Nov. 
1870 der Prinz Amadeus, Herzog von 
Aofta, Bruder des jet regierenden Kö- 
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von ben Cortes gewählt. Aber ſchon im 
Februar 1873 dankte derjelbe wieder af, 
und bie Gortes proflamierten die Re 
publif, welde zu Anfang 1874 wie 
derum durch) eine Regentſchaft Serrano⸗ 
bejeitigt ward. Der Aufftand zu Gunjten 
des Prätendenten Don Karlos hatte in- 
zwifchen größere Dimenfionen angenom: 
men. Die Abneigung gegen biejen un! 
der Wunſch nad Rube und ‚geordneten 
Berbältnifien machten die Rückkehr ber 
Bourbonen (jüngere Linie) auf den Thron 
von S. möglid,. Alfons XIL, Sohn ver 
Königin Sabella und ihres Gemahls 
Franz be Alfıfi, wurde 30. Dez. 1874 als 
König proflamiert, und ihm gelang &, 
die Monarchie wiederum zu geordneten 
Buftänden zurüdzuführen. 

Eine neue Staatsverfaffungmurk 
30. Zuni 1876 publiziert. Hiernach ift die 
frühere Thronfolgeordnung beibehalten, 
nach welcher das weibliche Geſchlecht gleiches 
Succeſſionsrecht wie das männliche bat. 
Nur in der geraden Linie hat der jüngere 
Prinz vorberältern Prinzeſſin den Vorzug. 
An ber Seitenlinie entfcheidet Die Nähe ver 
Linie allein, ohne Rüdfiht auf dag Ge: 


0 | fchlecht. Die Succeffionzfähigfeit ift vom 


römiſch-katholiſchen Glaubensbekenntnis 
abhängig. Die geſetzgebende Gewalt übt der 
König gemeinſam mit ben Cortes aus, 
welche in zwei Kammern zerfallen, ven 
Senat und den Kongreß der Deputierten 
Der Senat wird gebildet 1) aus be 
Senatoren vermöge eignen Rechts (den 
königlichen Prinzen, Granden, Erzbildi: 
fen und höchſten Stantsbeamten), 2) aus 
den von der Krone auf Lebenszeit ernann: 
ten Senatoren und 3) aus denjenigen 
Senatoren, welche durch die Korporalio 


nen des Staats und durch die Höchſtbe 
fteuerten gewählt werden. Die Zahl der 


Senatoren Fraft eignen Rechts und ber 
vom König ernannten Senatoren darf 
zufammen die Zahl 180 nicht überfteigen. 
Ebenfoviel Senatoren find zu wählen. Die 
Mitglieder des Deputiertenfongrei: 
€ 8 werden von ben eahljuntee und zwar 
je ein Deputierter auf 40,000 Einw. ge 
wählt. Das aktive Wahlrecht ift durch 
einen Steuerzenfus von 25 Peſetas be 


nigs von Italien, zum König von ©. | fchränft (Gefe vom 20. Zuli 1877). Die 
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Spedition. 


Wahlperiode ift eine fünfjährige. Die De: 
utierten erhalten‘ Feine Diäten. Die 
yollziehende Gewalt wird vom König 
yurdh den Minifterrat ausgeübt, welch 
etterm ein Staatsrat zur Seite ftebt. 
zn dem Minifterrat find außer dem Prä- 
identen der Minifter des Außern, fodann 
er Minifter der Juſtiz und ber Gnade, 
er Minifter des Kriegs, der Marines 
ninifter, ferner die Minifter bes Innern, 
er Finanzen, der Kolonien und endlid) 
e3 Hanbel8 und bed Ackerbaus ver- 
reten. Der Staatsrat befteht aus 33 
om König ernannten Räten und aus 
en Miniftern. Er berät die Regierungs⸗ 
naßregeln und entfcheidet iiber Kompe⸗ 
enzkonflikte zwiſchen Geriht3= und Ver⸗ 
valtungsbehörden. Zum Zweck ber in⸗ 
iern Verwaltung iſt dad Reich in 49 
Brovinzen eingeteilt, an deren Spiße für 
ie gejamte innere und ebenfo für bie 
Steuerverwaltung Gouverneure ftehen, 
velchen Provinzialdeputationen und flän- 
ige Kommiſſionen der leßtern beigegeben 
ind. Die Bolizei wirdin den Gemeinden 
or den Alfalden, in ben größern Stäb- 
en von befondern Polizeifommiffaren 
unter Aufficht de8 Gouverneurs gehanb- 
‚abt. Für die Militärverwaltung in ben 
Brovinzen find Generalfapitäne beftellt. 
Die herrſchende Reli gion ift die katho⸗ 
ifche. Es beftehen Erzbistiimerzu Tolebo, 
Zurgos, Granada, Santiago, Saragofia, 
Sevilla, Tarragona, Valencia und Valla⸗ 
‚olid fowie 45 Bistümer. 
Gerichtsverfaffung. Die unterfte 
znſtanz bilden die Alfalden ber Gemein 
en als Friedensrichter. Außerbembeftehen 
a. 500 Untergerichtsbezirfe mit einem 
Herichtshof erſter Inſtanz. Diefen find 
re Appell⸗ und Oberappellationsgericht3- 
öfe übergeordnet. Ein höchſter Gerichts⸗ 
‚of fungiert zn Madrid. Außerdem be⸗ 
lehen geiftliche und Militärgerichte, Han- 
‚elsgerichte, Berggerichte, Gerichte für 
Boft: und Straßenmwefen und ein Gerichts⸗ 
‚of für Steuerfadhen. S eerwejen. 
euere Gefete haben die allgemeine Wehr: 
‚licht eingeführt, doch ift die Loskaufung 
‚18 vorübergehende Maßregel geſtattet. Die 
Dienftpflicht erftredt fi auf den Zeit- 
aum von at Jahren, davon vier Jahre 
Staatslexikon. 
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im aftiven Heer; doch ift diefer Zeitraum 
thatfächlich auf zwei Jahre herabgemin- 
dert. Die Friedenspräfenzziffer wird all- 
jährlih im Etat jengeiebt, Gie betrug 
1879—80: 9,000 Mann ohne Karabi- 
niere (Zolliwächter an der Grenze und an 
der Küfle) und ohne Guardia civil (Gen- 
barmerie). Die Kriegöftärfe der Armee 
aber ift auf 10,250 Offiziere, 426,557 
Mann, 16,728 Pferbe und 13,112 Maul- 
tiere berechnet, jo daß die mobile Armce 
mit Stäben, Sanitätskorps, Adminiftra- 
tionen 2c. Tih auf rund 450,000 Köpfe 
belaufen würde. Die Kriegsmarine 
umfaßt 117 Schiffe, von benen 187980: 
100, darunter 10 Panzerfchiffe, in Dienft 
geftellt waren. Die Bemannung betrug 
ca. 14,000 Deatrofen mit 684 Marine 
offizieren und 7340 Mannſchaften der 
Marineinfanterie und Artillerie mit 495 
Dfigieren. Die Finanzen find infolge 
des Bürgerkriegs noch in einem bedenk⸗ 
lichen Zuftand. Das Budget für 1880— 
1881 veranfchlagt die Einnahmen bed 
Staat? auf792,150,792Befetas (à 8SOPf.), 
bie Ausgaben aber auf 829,158,576 Be 
ſetas, fo daß ein Defizit von 37,007,784 
Peſetas in Ausficht ftand. Die Staats⸗ 
fehulden beliefen fi 30. Juni 1879 auf 
12,916,046,162 Peſetas. 

Das Mappen der Dionarchie, welches 
von dem Orden bes Goldnen Vließes um- 
geben ift unb von zwei Löwen gehalten 
wird, enthält die Wappenſchilde von 
Kaftilien und Leon und in der Mitte das 
Mappen des Töniglichen Haufed Bour- 
bon⸗Anjou mit Drei goldnen Lilien in 
blauem Felde, da3 große Wappen aud) 
noch bie Bappenfdifbe ber einzelnen 
Lanbesteile. Die Flagge ift golden, oben 
und unten mit zwei breiten roten Strei⸗ 
fen eingefaßt, mit dem fpanifchen Wap- 
pen in der Mitte. Die Landesfarben find 
Rot und Gold. Val. Lauſer, Gefchichte 
Spanien? vom Sturz Iſabellas bis zur 
Thronbeſteigung Alfons’ (1877, 2 Bde.). 

Spedition (Tat.), Weiterbeförberung 
von Waren und Gütern, welche nicht bis 
rekt an ihren Beltmmmnpeort verlaben 
werden Fönnen. Spebitionsgefhäft 
(Spebitionshandel), der gewerbs⸗ 
mäßige Betrieb der zur Verſendung von 
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Gütern notwendigen Gefchäfte in eignem 
Namen für fremde Rechnung gegen Ber: 
gätung (Proviſion, Speditiondge- 
ühren, Spefen), bie regelmäßig nad: 
enommen wird. Spebiteur (fpr. »hr), 
Ihäftsmann, ber Speditionsgefchäfte 
treibt; ſpedieren, weiterbeförbern. 
Sperrgeſetz, |. Brotkorbgeſetz. 
Spezialbebn } f. Debatte 
Spezialnistuifien } ' * 
Spezialmandat, |. Mandat. 
Spiellertenhempel, im Deutſchen 
Reich eine Stempelabgabe, welche für 
Rechnung bes Reichs von Spielkarten er⸗ 
hoben wirb und 0,0 ME. für jebes Kar⸗ 
tenfpiel von 36 oder weniger Blättern 
trägt. Dal 3.Qult 1878, 
trägt. Vol. Reichsgeſetz vom 3. Juli , 
betreffenb ben & (Reichsgefetblatt, ©. 


Staat, das öffentliche Gemeinweſen, 
weldyes eine auf einem beftimmten Gebiet 
anfäffige Völkerſchaft in ber Vereinigung 
von Regierung und Regierten umfaßt. 
Treilich iſt ber Begriff des Staats, wie er 
bier gegeben, fein wiflenfchaftlich feſtſtehen⸗ 
ber, denn es gibt in der That nur wenige 
Gegenftände, über welche die Anfichten in 
gleicher Weiſe auseinander gehen wie über 
Weſen, Rechtsgrund und Zweck bes Staats. 
Dabei iſt aber auch noch zwiſchen dem 
eigentlichen Staatsbegriff, welcher 
auf weſentlich hiſtoriſcher Grundlage be⸗ 
ruht, und der Staatsidee, die lediglich 
Sache der philoſophiſchen Spekulation iſt, 
wohl zu unterſcheiden. Letztere nämlich 
ftellt ven ©. fo bar, wie er fein foll, er: 
fterer fo, wieererfahrungsmäßig ift. Nun 
lehrt ung aber bie Geſchichte, daß von ei⸗ 

entlihen Staaten erit dann die Rede 
Fein Tann, wenn eine größere Geſamtheit 
bon Menſchen zu einem gemeinjamen 
Organismus vereinigt if. Die Familie 
mag baber immerhin als die natürliche 
Grundlage und ala ber Ausgangepunkt 
diefer organifchen Vereinigung betrachtet 
werben; ber ©. ſelbſt aber charakteriſiert 
fih gerade im Gegenfat gut Tamilie da⸗ 
durch, daß feine Angehörigen nicht Durch 
ba8 Band der Verwandtichaft, ſondern 
durch eine befonbere Organiſation zuſam⸗ 
mengehalten werden, und das Charakte⸗ 


Sperrgeſetz — Staat (Staatobegriff, Staatsgewalt). 


riſtiſche ebendieſer Organifation beſteht 
— darin, daß hier eine Bereinigung 
von Regierung (Staatsregierung, 
Gouvernement) einerfeit3 umb von 


| 


| 


Regierten (Stastsangeh drigen, 


Staatsbürgern, Untertbanen) an: 
berjeits gegeben iſt. Wo es an einer folchen 


Drganifation ober doch an ber Aufredhter: 


haltung der ftaatlihen Ordnung fehlt, 
wo alſo Anardie herrſcht, da kann aud 
von einem eigentlichen Staatoweſen nicht 
die Rebe fein. Endlich ift aber noch ala 
weientlicher Faktor des Staatöbegriffe das 
Borhandenjein eines beitimmten Gebiets 
(Staatsgebiet, Territorium) ber 
vorzuheben, auf welchem fich jene Geſamt⸗ 

eit von Menſchen bauernd niebergelafien 

at. Der Zuftand eined Nomabenvolfs 
ift bie Negation des Staatsbegriffs, welch 
Veßterer gerade mit Rüdjicht hierauf von 


Zöpfl dahin prägifiert wird, daß ber©. 


der Zuftand einer anſäſſigen Volkerſchaft 
fei. Diejenigen Rechte nun, welche ber 
Staatsregierung und deren Inhaber, bem 
Staatsbeherrfher (Staatsober: 
aupt, Souverän), als folchem zu: 
eben, die fogen. Hoheitsrech te, bilden 
ben Inhalt der Staatsgewalt (Re: 
gierungsgewalt), welde namentlich 
infofern, als fie auch das Recht des Staats: 
beherrjcher® zur Ausübung der Hobeits- 
rechte auf dem beflimmten Staatsgebiet 
und in Anfehbung der auf bemielben Ile 
benden Menſchen (Territorialitäts: 
prinzip) bedeutet, als Souveränität 
(Staatshoheit [f.d.],guprema potes- 
tag) bezeichnet zu werden pflegt. Das 
Subjeft der Stantsgewalt fowie die Art 
und Weife ihrer ang bauch erſteres, 
alſo die Staats- und Regierungs: 
— werden durch bie Staats verfaſ⸗ 
ung Konſtitution) beſtimmt. Wenn 
man aber die Staatsgewalt regelmäßig in 
die geſetzgebende, bie richterliche und die 
vollziehende Gewalt einzuteilen pflegt, fo 
ift dies im Grund nur eine Bezeichnung 
der berigiebenen Richtungen, nach denen 
Bin Die Staatsgewalt thätig iſt, und das 
Eharakteriftiihe der modernen konſtitu⸗ 
tionellen Monarchie beiteht gerade darin, 
daß, joweit es fi um die Ausübung ber 
geſetzgebenden Gewalt handelt der Ge 





Staat (Staatstheorien). 


amıtbeit ber Regierten, bem Bolf, das 
Recht der Mitwirkung durch die von ihm 
jewäblten- Vollövertreter (Nepräfen: 
:ativverfaffung) zufteht. Die Staats⸗ 
jewalt jelbft aber iſt und bleibt unteilbar, 
inheitlich und ausschließend ; ſie duldet kei⸗ 
ien S. im S., und ebendarum muß ſie auch 
nSbefondere von der Kirche Unterordnung 
inter bie flaatliche Autorität verlangen. 
Träger ber Staatögewalt ift in ber Mon⸗ 
ırchie der Einzelberrfcher, in der Re: 
»u blik die Sefamtheit der Staatsange⸗ 
yörigen, und je nachdem in dem letztern 
Fall dieſe Gefamtheit wirklich im Beſitz 
ver Staatsgewalt ift, ober je nachdem diefe 
iur von einer bevorzugten Klaffe der Be⸗ 
„ölferung ausgeübt wird, pflegt. man zwi: 
Ken Demofratie und Ariftofratie 
ar unterfcheiden. Der einzelne Staats: 
yürger aber fteht ber Siaatögewalt und 
ihrem Inhaber gegenüber im Verhältnis 
yer Unterordnung. Die rechtliche Begrün- 
ung diefes Verhältnifjes, die Feſtſtellung 
„es Rechtsgrunds ded Staats, iſt ein 
Problem, welches von Philojophen und 
Bubliziften auf bie verjchiedenartigfte 
Weiſe zu löſen verfucht worden ift, wäh: 
‘end andre fi nicht ohne Grund damit 
jyegnügten, ben ©. und das damit gege- 
zenne Verhältnis ber Unterorbnung der 
Regierten als eine hiſtoriſche Thatſache 
ind ebendarum der philoſophiſchen Recht⸗ 
ertigung nicht bedürftig hinzuſtellen. 
Dagegen finden wir ſchon im Altertum 
n ben Theokratien der Orientalen bie 
ogen. »religiöfe Theorie« vertreten, welche 
en ©. als eine göttliche Stiftung und die 
Sinfeßungder Regierungögewalt als einen 
Teil ber göttlihen Weltordnung über: 
aupt auffaßt, eine Theorie, welche man 
ieuerdings al? die Lehre vom Königtum 
‚vor Gotte8 Gnaben« zu mobernifieren 
uchte, wie bies 3. B. von Stahl geſchehen 
it. Andre wollen die Entflehung des 
Staats aus dem fogen. „Rechte des Stär- 
erne, aus ber Übermacht, welche auch in 
em Ausbrud »Staatsgewalt« angebeu- 
et fei, herleiten, während auf der entge⸗ 
re Seite ber S. (Patriarchal⸗ 
taat) auf die vüterliche Gewalt zurüdge- 
ührt und als eine Erweiterung ber Ja 
nilie hingeſtellt wird. Eine weitere, früher 


v 
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auch in Deutichland vielfach praktiſch gel- 
tend gemachte Theorie (Batrimonials 
prinzip) flelt die Staatsgewalt als 
Ausflug des Eigentum? (Patrimoniali⸗ 
tät) am Grund und Boden Hin. Es ift 
bieg die Theorie ber abfoluten Monarchie, 
vermöge deren fich die Stantöbeherrfcher 
gewiſſermaßen als Eigentümer von Land 
und Leuten Be hrachteten, und welche zu je⸗ 
nem Sat führen fonnte, ber Ludwig XIV. 
in den Mund gelegt wird: »Der ©. bin 
ich«. Auch der fogen. »Vertragstheorie« ift 
bier zu gebenfen, welche die Entſtehung 
des Staat auf eine vertraggmäßige Un- 
terwerfung ber Unterthanen unter bie 
Staatsgewalt zurüdzuführen fuchte und 
durch Sean Jacques Rouffeau (»Contrat 
sociale) populär geworben ift, zuvor aber 
fhon dur die Engländer Hobbes und 
Locke vertreten worben war. Dagegen ift 


nah Kant, Karl Salomo Zacharik und 
Wilhelm v. Humboldt der ©. durch dag 
Rechtsgefe gerechtfertigt. Im Zuſam⸗ 


menbang damit bezeichneten dieſe ben 
Schuß des Rechts als den ausschließlichen 
BZwed des Staats (Rechtsſtaat), eine 
Theorie, welche als ſogen. »Mancheſter⸗ 
theories in neuerer Zeit große und infofern 
auch praftifche Bedeutung erlangt hat, als 
ihre Anhänger die Staatshilfe möglichft 
auf den Rechtsſchutz beſchraͤnkt wilfen 
wollen und im übrigen auf die SelbftHilfe 
der Staatöbürger verweilen, auf beren 
Baſis ſich z. B. die modernen wirtſchaft⸗ 
lichen Genoſſenſchaften aufbauen. Dieſer 
Theorie ſteht die jogen. Wohlfahrtstheo⸗ 
rie« gegenüber, welche bie öffentliche 
Wohlfahrt des Staats und die allgemeine 
Wohlfahrt ſeiner Angehörigen als den 
Staatszweck bezeichnet, damit aber frei⸗ 
lich nicht jelten zu einer Bevormundung 
bed Volls und zum fogen. Polizei: 
ftaat geführt hat. Den Vorzug möchte 
eine vermittelnde Theorie verbienen, welche 
dag Recht allerdings als die Bafis und 
den Hauptzwed bed Staats bezeichnet und 
im übrigen die Staatshilfe nur als völ⸗ 
kerſchaftliche Unterftüßung zur Mae 
freien Entwidelung der Staatsangehöri- 
en eintreten laſſen will, indem daS ge- 
—* ſtaatliche Leben ſich in den Angeln 
bes Rechts bewegen fol (Knlturfteat! 
35* 


Mi 
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Der S. kommt aber nidht nur als für 
fich beſtehendes, felbftändige® Ganze, fon- 
dern auch in feinem Berbältnis und in 
feinen Beziehungen zu andern Staats⸗ 
törpern in Anbetradht. Dem einfachen 
Staatöbegriff entfpricht zunächft allerbings 
ber Einheitsftaat, d. 5. der völlig ſou⸗ 
veräne, für fich beftehende ©. mit Einem 
Staatsgebiet, weldyes ein und derſelben 
—— unterſtellt iſt, die es in 
einheitlicher Weiſe verwaltet. Es liegt aber 
in der Natur der Sache, daß ſich zwiſchen 
verſchiedenen Staaten, welche ſelbſtändig 
und unabhängig nebeneinander exiſtieren, 
nach und nach die verſchiedenartigſten An⸗ 
knüpfungspunkte ergeben und die man⸗ 
nigfachſten Verbindungen auf dem Gebiet 
des Handels und der Induſtrie, der 
Wiſſenſchaft und des politiſchen Lebens, 
kurz des geiſtigen und materiellen Völ⸗ 
kerverkehrs überhaupt, bilden müſſen. 
Es kann dann aber auch nicht fehlen, 
daß ſich für die gleichmäßige Behand⸗ 
lung und Beurteilung derartiger Verhält⸗ 
niſſe mit ber Zeit gewiſſe völferrechtliche 
Grunbfäge Eingang unb Anerkennung 
verichaffen. 

Die in ſolcher Weife verbundenen Staa- 
ten bilden aldbann ein fogen. Staaten: 
fyftem, und in biefem Sinn begann 
man feit dem 16. Jahrh. insbefonbere von 
einem europäifchen Staatenſyſtem zu [pres 

en. Es pflegen aber ferner nicht felten 
einzelne Staat#förper zu einanber in eine 
noch engere Verbindung gebracht und zur 
Erreichung eines beftimmten politifchen 
Zwecks zu einem fogen. Bund ver ig 
in werben. Je nad) der Art und Weile 

iefer Vereinigung und je nad) der Be: 
ſchaffenheit des Zwecks und bes Ziels die⸗ 
ſer letztern laſſen ſich dann aber wiederum 
verſchiedene Unterarten eines ſolchen Bun⸗ 
des unterſcheiden. 

1) Der Bund, zu welchem ſich eine 
Mehrheit von Staaten vereinigt, iſt nur 
ein vorübergehender, zur Erreichung eines 
ebenſalls nur borllbergehenben ſpeziellen 
Zwecks beſtimmt und beſtehend. Es han⸗ 
delt ſich dabei nur um die Ausführung 
eines beſtimmten politiſchen Plans zur 
gemeinſamen Loſung einer beſondern Auf⸗ 
gabe, welche ſich die verbündeten Staaten 


Staat (Staatenverbindungen). 


geſtellt Haben. In ſolchen Fällen ſprih 
man von einer ſogen. Allianz oder Koe— 
lition. So waren z. B. bie gegen Kur 
Ianb gerichtete Allianz der Weitmädte mi 
der Pforte vom 12. Dlärz 1854, der Bunt 
aeifhen Fe und dem damalıza 
önigreich Sardinien gegen Öfterreid) ron 
1859, die Koalition Oſterreichs u. Preußen 
im bänifchen Feldzug von 1864 und bt 
Bündnis zwifchen Preußen und u 
lien gegen Ofterreich won 1866 Staaten 
bünbniffe, welche lediglich zur Realiſt 
rung eines vorubergehenden Zei un 
keineswegs auf die Dauer abgeſchloſen 
waren. 

2) Der Bund ift ein auf die Dauer be 
rechneter und befteht zur Verwirklidun 
umfaſſender politifcher Zwecke. Die dr 
bindung felbit trägt hier einen ſtaatliten 
Charakter; die verbünbeten Staaten It 
ten. britten Staaten gegenüber ad ti! 
völferrechtliches Ganze und ald ein It 
litiſche Korporation auf, ausgefattet u 
fänbigen Einrichtungen zur Erribun 
des Bunbeszwedd und vegelmäpig mit 
einer ben Bund repräfentierenden zu 
tralgewalt vereinigt. Es find hie N 
eigentlichen Staatenverbinbungen (Ci 
tenfüuftem in dieſem deſondern Sinn), u 
werben berartige ftantliche Vereinigunm 
nicht felten geradezu als zufammenit 
feste Staaten bezeichnet. Die Pereim 
gung mehrerer Staaten ju einem {099 
zufammengefegten hebt jedoch die en 
verbiünbeten ftaatlichen Eriftenzen fein 
wegs auf; diefelben behalten viele 
Spezialregierungen bei, ihre Staat 
bleiben nach wie vor voneinander I 
ſchieden, und e8 verbleibt ben Einzel 
unter allen Umftänden eine gemil i 
tifche Selbftänbigfeit, welche frailih"# 
mäßig im Intereſſe der Sefamtverbinie 
mehr oder weniger befchränft zu 
pflegt. Anders bei ber Vereinigung 
terer Staaten zu einem Einheit 
Diefe hebt bie beonbere Souveränität 
bis dahin nebeneinander beſtehenden 
ten völlig auf, indem fie deven Te 
mit einer gemeinfamen Hobeitägeent 






fichen Regierung unterftellt. Leptert? 
aber im fonfreten Fall entweber P 


Staat (Stantenverbindungen: Union). 


ſchehen, baß bie zu einem Einheitsſtaat zus 
fammengefiigten Staaten nunmehr einen 
en neuen ©. bilden, wie — B. durch 

udinien mit ber Gründung des König⸗ 
richs Jtalien 1861 geſchehen ift, oder fo, 
baß ber eine ©. bem andern einverleibt 
wird, Im erftern Fall liegt dann eine 
fogen. Union in biejem befonbern Sinn 
vor, währenb man im legtern Fall von 


einer Inforporation zu present 18 
12 


für deiche die Cinverleißung 

anneltierten Staaten in bie preußifche 

Menareiie ein naheliegenbes Beifpiel dar⸗ 
et 


Bas nun aber die zufammengefegten 
Staaten und ihre Unterarten im einzel⸗ 
nen anbelangt, fo wirb hier regelmäkig 
geiicen den fogen. Unionen im engern 

inn einerfeits und zwiſchen ben fogen. 
Konfdberationen anberfeit$ unters 
fhieden. Es Fönnen nämlich einmal ver- 
fhiebene, an und für ſich voneinander ger 
trennte und unabhängige Donardien un: 
ter ein und bemfelben Souverän fteben, 
alfo durch bie Sbentität ber Perfon des 
Slaatsbeherrſchers miteinander verbuns 
den fein(Union, uniocivitatum). Dem 
feht dann als andre Form des ‚ufammen- 
een Staats bie Konföberation 
(confoederatio) gegenüber, welche ſich da⸗ 
dur) fennzeichnet, daß verfhiebene mehr 
‚oder weniger felbftändige Staaten mit bes 
fonbern Regierungen unb verjchiebenen 
Souveränen vermöge einer befondern 


ſtaatlichen Verbindung zu einem neuen 
politifi Geſamtweſen bereinigt find, 
Was bann fpeziell a) bie Union anbelangt, 


fo befteht Hier wieberum ein Unterfchieb 
zwiſchen der Berfonalunion(unioper- 
sonalis) und der Realunion (uniorea- 
is), Die Berfonalunion ift dann ges 
geben, wenn zufälligerweifezweiober meh⸗ 
tere an und für —e— je Staaten 
unter bem Zepter ein und berjelben per⸗ 
fon tHatfächlich vereinigt find, was na- 
mentlich dann ber Hall it, wenn infolge 
einer zufälligen Übereinftimmung ber 
Thronfolgeorbnung ein und diejelbe Dy⸗ 
naftie und ein und basfelbe Glied berjel- 
ben zur Regierung über beide Länder be: 
rufen, ober wenn in einer Wahlmonardie 
ein Fürft an bie Spige des Staats geftellt 
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wir, weldjer bereits das Staatsoberhaupt 
einer andern Nation ift. Eine Berfonal- 
union ber erftern Art war 3. B. die Vers 
einigung Englands unb Hannovers, 
welde von 1714 bis zum 20. Juni 1837 
beftand, mähe Ib für Die zweite Kategorie 
die Berfonalunion Sachſens und Polens 
unter Auguft dem Starken von Saqhhſen 
als Beifpiel bienen mag. Ebenſo ftehen 

uremburg unb Holland zu einanber im 
Verhältnis der Perfonalunion, unb eben 
basfelbe war früher in Anfehung von Däs 
FH und Ss ve ig= Holftein ber galt 

n ereinigung ziveier ol 

Yeehree Stanten ne: Beenfelben 
Stantsbeherrfcher burdh bie Staatsgrund: 
geſetze angeorbnet, ift diefe Verbindung 
alfo von Rechts und Verfaffungs wegen 
eine notwenbige unbunauflößliche, fo fiegt 


eine Realunion vor. Die einzelnen 
Kronländer erſcheinen hier zwar auch als 
befondere Staaten, aber fie find verfafs 
ter ver⸗ 
won in 
bem 


fungsmäßig unter Einem 
einigt, Sie ftellen ſich infolge 
ihrer inbung umb namen! 
Ausland gegenüber’al3 eine ſtaatliche Ge⸗ 
famtheit dar, deren gemeinfame Interefjen 
regelmäßig auch durch eine gemeinfame 
oberſte Regierungsbehörbe vertreten wer⸗ 
ben, welcher dann da, wo ein fonftitutios 
nelles Regierungsfpftem Seteht, aud) eine 
fänbifehe Gefamtvertretung ber vereinig: 
ten Völferfchaften zur Seite fteht. Die 
Realunion hat alfo mit der Berfonalunion 
das gemein, daß hier wie bort die unierten 
Staaten befondere Staatöförper bilden, 
deren Souverän aber ein und biefelbe 
Perſon ift. Der Unterfchieb zwiſchen die⸗ 
fen beiden Staatsformen befteht barin, 
ab biefe Gemeinfchaft des Monarchen bei 
der Berfonalunion eine zufällige und mö; 
licjerweiie nur vorübergehende, bei 
Realunion jedoch eine verfaffungsmk 
und ebendarum notwendige ill. Damit 
— dann auch der weitere Unterſchied zu⸗ 
jammen, baß bei ber Perſonalunſon die 
Regierungen ber einzelnen Staatögebiete 
formell als durchaus getrennte eriheinen, 
währenb fich bei ber Nealunon zwar ad) 
eine Separatverfaflung und eine Separate 
bermalfung einzelnen Staaten vorfins 
den, neben diefen aber aucheine &efanilver: 
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faffung und ein gemeinſchaftlicher ftaats 
licher Organismus ber unierten Staaten 
vorhanden find. Das Beifpiel einer Reals 
union bietetbas Verhältnis Ofterreichd und 
Ungarns nad) dem Februarpatent vom 26. 
Febr. 1861 und ben Staatsgrunbgefeken 
vom 21. Dez. 1867 dar; ebenfo ftehen 
Schweden und Norwegen jeit 1814 in 
Realunion, während Schleswig und Hol- 
fein ebebem zu einander im Verhältnis 
der Realunion, zur Krone Dänemark aber 
beide im Verhältnis der Perfonalunion 
geſtanden haben. 

Was b) bie fogen. Konföberation 
ober Föde ration betrifft, fo tritt uns hier 
wiederum ein wichtiger Unterfchieb entge⸗ 
gen, nämlich ber bedeutfame Gegenfaß zwi⸗ 

chen dem fogen. Bundesftaat (Bun: 
desreich, civitas foederata 8. compo- 
sita, von ben selienifnen Publiziſten 
stato federativo genannt) und dem ſogen. 
Staatenbund(lat. confoederatio civi- 
tatum, ital. confederazione degli stati). 
In beiden Fällen ift nämlich eine Mehrheit 
von Staaten gegeben, welche ſämtlich be 
fondere Staatsgebiete und bejondere Re: 
gierungen haben, auch, wofern ihre Verfaſ⸗ 
jung eine monardhifche ift, unter verfchiebe- 
nen Staatöbeherrichern ftehen. In beiden 
Fallen find ferner biefe Staaten zu einem 
Bund vereinigt, welcher im Gegenfaß zu 
einer bloß vorübergehenden Allianz auf die 
Dauer berechnet ift und zwar in ber Weife, 
daß biefer Bund im völferrechtlichen Ver: 
fehr dritten Staaten gegenüber bie Bedeu: 
tung einer völkerrechtlichen Korporation 
und eine3 politifchen Organismus in An- 
ſpruch nimmt, indem für die verbünbete 
Staatengruppeeinesentralgewalt errichtet 
ift, weldye die Gefamtheit ded Bunbes zu 
repräfentieren bat. Diejen gemeinfamen 
Merkmalen gegenüber ftellt ch bann der 
Unterfchieb zwifchen beiben Staatsformen 
im wejentlichen folgendermaßen dar. Im 
Staatenbund erfcheinen die einzelnen ver- 
bünbeten Staaten als völlig fouverän, und 
die Zentralgewalt, unter welcher fie ver: 
einigt find, ift nur ein Ausfluß ber Sou⸗ 
veränität der einzelnen Staatsregierun⸗ 
gen, aus deren Vertretern fich jene Sentral 
gewalt zufammenfegt. Im Bundezftaat 
dagegen ift Die Souveränität ber einzelnen 


Staat (Staatenverbinbungen: Konföberation). 


Staaten im Intereſſe ber Geſamtheit we: 


fentlich beichränft; die Fentralgewalt ftebt 
bier über den einzelnen Regierungen, und 
diefe befinden ſich alſo zu jener in einem 
Suborbinationsverhältnig. Der Staaten: 
bund ift ferner, ebenfo wie der Bundes⸗ 
ftaat, auf die Dauer berechnet und ver: 
folgt, wie diefer, bleibende politifche Jwede; 
allein es find immer doch nur beitimmt 
abgegrenzte —I5 — welche er zu loõſen 
ſucht. Der Bundesftaat dagegen ſucht die 
Aufgaben des Staats ũbe reali⸗ 
ſieren, der Bundeszweck fällt bier mit dem 
Staatszwed ſelbſt zufammen. Der Staa⸗ 
tenbund ericheint daher immer nur al3 
eine politifche Genoſſenſchaft, er Hat einen 
borzugsweife völferrechtlihen Charafter; 
ber Bunbdesftaat dagegen ift ein wirklicher 
ftaatliher Organismus, er hat einen we 
jentlich ſtaatsrechtlichen Charafter; ber 
Staatenbund ift ein bloßer völkerrecht⸗ 
licher Verein, der Bunbesftaat bagegen ein 
wirfliher S. So war beiſpielsweiſe die 
Schweiz feit 1815 nur ein Staatenbunb, 
während fie jet vermöge der Verfaſſung 
vom 12. Sept. 1848 ein Bundesſtaat iſt; 
ebenfo find bie Vereinigten Staaten von 
Nordamerika feit 1787 als ein Bundes 
ftaat Tonftituiert. Zu beachten ift übrigens, 
daß von manchen Staatsrechts lehrern noch 
ein befonderer, wenn aud) unwichtiger 
Unterfchieb zwifchen Bundesftant und dem 
fogen. Staatenitaat gemacht wirb, je 
nachdem nämlich die Vereinigung einer 
Mehrheit von Staaten zu einem Geſamt⸗ 
ſtaat auf Vertrag und auf einer wenig 
ſtens äußerlich freien Übereinkunft ber ver: 
bündeten Staaten beruht, oder je nachdem 
fie durch die Loderung eines urfprüng- 
lichen Einheitsſtaats herbeigeführt wor: 
ben ift. Als ein Fall der letztern Art und 
als ein ſogen. Staatenftaat wird dann bus 
vormalige Deutſche Neih, das bis zum 
Jahr 1 beſtand, aufgefaßt, —* 
allerdings in den letzten Jahrhunderten 
ſeines Beſtehens, als die Landeshoheit der 
einzelnen Territorien mehr und mehr er⸗ 
ſtarkt war, nichts weiter als ein bloßer 
Föderativſtaat geweſen iſt. Als Bei⸗ 
ſpiel eines Staatenbunds iſt aber nament⸗ 
lich der bormalige Deutiche Bund anzu⸗ 
führen, welcher 1806 ſein Ende erreichte. 


Staat (Stratenbund und Bundesftaat). 


Eben weil biefer Deutfche Bund ein bloßer 
Staatenbund war und als folcher bie deut- 
chen Staaten bloß burch ein ſchwaches fö⸗ 
eratived Band zufammenbielt und nicht 
u einem wirflichen ©. vereinigte, fonnte 
iefe Staatsform dem erwadten, wach 
enden unb erſtarkenden Nationalgefühl 
es beutichen Volks auf bie Länge nicht 
enügen, unb e8 war daher fein bloßes 
olitiſches Schlagwort, fonbern das mit 
mmer größerer Entjchiebenheit auöge- 
prochene Ziel einer tief gehenden politi= 
hen Bewegung, »daß man ben Deutjchen 
3und aus einembloßen Stantenbund um: 
yandeln müſſe in einen Bunbesftant«. 
Yiefe Aufgabe war e8 denn auch, weldye 
urch das Verfaſſungswerk der konſtituie⸗ 
enden Frankfurter Nationalverſamm⸗ 
ung, durch die ſogen. Reichsverfaſſung 
om 28. März 1849, gelöſt werden ſollte. 
sreilich hat jenes Streben damals fein 
ünftiger Erfolg gefrönt, aber es war boch 
er erfte bedeutiame Anlauf zu dem großen 
Bert der nationalen Einigung unſers 
eutſchen Volks, welche jett nach ben Er⸗ 
ofgen ber Jahre 1866 und 1870 mit der 
Srünbdung des Norddeutſchen Bundes und 
nit der Konftititierung bed neuen Deut- 
hen Reichs zuftande gebracht worbert ift. 
Bie aber damals bei Gelegenheit ber Be- 
atungen über bie eftitellung der Reiches 
erfaflung von 1849 bie Frage über We: 
en des Staatenbunds und bejlen Unter: 
chieb vom Bunbezftaat vielfach befprochen 
ınd erörtert worden tft, fo bat man auch 
n neueſter Zeit nicht jelten die Frage auf: 
eworfen, 05 denn unfer gegenmwärtiges 
Deutfches Reich nun wirklich ein Bundes⸗ 
tat fei, und in der That haben fich, wenn 
‚uch fehr vereinzelt, Stimmen gefunben, 
velhe diefe Trage verneinen. Allein bie 
verrichende Anficht, welche in bem Deut: 


hen Reich einen Bunbesftaat ober Ge⸗ 


amtſtaat erblickt, wird gleichwohl bie rich⸗ 
ige ſein. Dies erhellt namentlich aus 
olgenden Punkten, welche zugleich den 
Interfchieb zwiſchen »Staatenbund« und 
‚Bunbesitaate weiter erläutern mögen. 
In demvormaligen Deutſchen Bund 
varen bie einzelnen verbündeten Staaten 
‚öllig ſouverãn. Das Organ bed Bundes, 


er Frankfurter Bundestag, ſetzte fich | hörige und Bürger des deutichen 
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Vediglich aus den Bevollmächtigten ber ein- 
zelnen Bundesregierungen zufanımen. 
Der Angehörige der einzelnen Staaten 
ftand zu diefem Zenttalorgan bed Bundes 
in gar Teiner direften Beziehung. Die 
Bunbdesbefchlüffe erhielten in dem betref- 
fenden ©. und für deſſen Angehörige erft 
dadurch rechtäverbindliche Kraft, daß fie 
von ber fraglichen Einzeltegierung als Ge- 
feß verfündigt wurden. Das Deutſche 
Reich dagegen bat das Gefe gebungsrecht 
eines wirklichen Staats. Die Reichsge⸗ 
fee, welchefinnerhalb des Rombetensfraes 
ber Reichsgeſetzgebung erlajlen werben, 
gehen den Landesgeſetzen ber Einzelftaaten 
vor und erhalten ihre rechtsverbinbliche 
Kraft für die Unterthanen des Reichs und 
der Einzelftaaten durch die Verkündigung 
von Reichs wegen, welche im Reichsgeſetz⸗ 
blatt durch den Kaiſer erfolgt. Die geſetzge⸗ 
benden Faktoren des Reichs aber ſindReichs⸗ 
tag und Bundesrat. Letzterer entjpricht 
dem vormaligen deutſchen Bunbestag, in= 
fofern er fih aus inftruierten Vertretern 
ber verbünbeten Staaten zufammenfett. 
Im Reichstag dagegen ift eine nationale 
Vertretung des gefamten Volks, ähnlich 
bem Sandtag bes Einzelftaats, gegeben, 


von welcher in dem bloßen Staatenbund 


natürlich nicht Die Rede fein kann. Ferner 
fteht an ber Spitze des deutfchen Gefamt- 
ftant3 ein einzelner Monarch, welcher die 
Reichsgeſetze zu verfündigen und auszu⸗ 
führen, auch das Reich völkerrechtlich zu 
vertreten hat und namens desſelben Krieg 
u erklären und Frieden zu ſchließen 
efugt iſt. Ihm ſteht auch ein verant⸗ 
wortlicher Miniſter in der Perſon des 
Reichskanzlers zur Seite. Von einem 
ſolchen kann im Staatenbund natürlich 
ebenfalls nicht die Rede ſein, weil es ja an 
einer einheitlichen Staatsgewalt und alſo 
auch an dem Träger einer ſolchen fehlt, 
welchem ein verantwortlicher Miniſter zur 
Seite ſtehen könnte. Die Angehörigen der 
einzelnen deutſchen Staaten aber eben, 
was ihre Unterthaneneigenfchaftanbetrifft, 
in einem Doppelverhältnis. Sie find Un⸗ 
tertbanen ihrer Einzelregierung, Bürger 
bes Einzelftaats, dem fte jeweilig ange⸗ 
bören.. Aber fie find auch glei Unge 
amt⸗ 





902 


ſtaats. Die Unterthanen verſchiedener 
deutſcher Staaten erſcheinen alſo im Ver⸗ 
haältnis zu einander nicht mehr wie früher 
als Ausländer, ſondern als Söhne eines 
gemeinjamen Baterlande und Angehörige 
ein und besfelben ſtaatlichen Verbands. 
Ebendarum können fie vermöge igte ge⸗ 
meinſamen Heimatsrechts (Bundesin- 
digenat) in jedem deutſchen ©. dieſelbe 
vd tliche Behandlung wie ber Inländer be: 
anſpruchen. Unfer gemeinfamer deutjcher 
©. verfolgt ferner diejenigen Zwecke, welche 
fi) der ©. überhaupt ſtellt. Der frühere 
beutiche Staatenbund freilich hatte ſich 
lediglich den Zweck geiegt: Erhaltung der 
&ußern und innern Sicherheit Deutjch- 
lands und der Unabhängigkeit und Unver⸗ 
Vegbarkfeit der einzelnen deutſchen Staa⸗ 
ten«. Der gegenwärtig unter ben Namen 
»Deutiches Meich«e beftehende Bund dage⸗ 
en ift nach den Eingangsworten ber Ber: 
aſſungsurkunde abgefchlofien »zum Schuß 
bed Bunbezgebiet3 und des innerhalb des⸗ 
felben gültigen Rechts fowie zur Pflege 
der Wohlfahrt des deutfchen Volks«. Alſo 
auch hier iſt ver Rechtsſchutz in den Bor- 
bergrund geftellt, und es wird genügen, 
an die gemeinfame beutfche Gerichtsor: 
ganifation, an bie Einfegung eines Reichs⸗ 
ericht3 und an bie umfajlenben Juſtizge⸗ 
Febe, welche bag Reich ergeben ließ, zu er- 
innern, um barzutbun, daß jene Zuſage 
in ber Reichsverfaffungsurfunde Feine 
leere geweien iſt. Dasfelbe gilt aber auch 
von der Allen: ber Wohlfahrt des deut: 
ſchen Volks. Dean denfe nur an die reichs⸗ 
gefetlichen Beitimmungen und Einrich⸗ 
tungen in Anſehung des Poſt- und Tele⸗ 
grapbenweend, ber Seefchiffahrt, des 
iſenbahnweſens, des Geſundheitsweſens 
u. dgl. Zur Realiſierung des Staatszwecks 
aber und zur Erreichung der Ziele, welche 
die Staatsgewalt verfolgt, jowie zur Er⸗ 
haltung des Staatsweſens überhaupt müſ⸗ 
fen der Staatsgewalt im Bundesitaat 
wie in jedem andern Staat die nötigen 
MittelzurBerfügung ftehen, und die Sorge 
für die Beſchaffung diefer Mittel, der Be⸗ 
zug der Staatseinfünfte und die Verwal⸗ 
tung und Verwendung des Staatsvermö⸗ 
en? find eine Aufgabe und ein Recht der 
taatsgewalt, fie find bie Finanzhoheit ber- 


Staat (der deutſche Bundesflaat). 


felben. @erabe in biefer Beziehung zeigt 
fich aber nochmals ber Unterſchied —— 
dem einſtigen Staatenbund und dem Bun⸗ 
desſtaat der Gegenwart. Ber frühere 
DeutiheBund nämlich hattegar kein eigent- 
liches Finanzweſen, fondern nur ein Kaj- 
fenwejen, eine gemeinfhhaftlihde Bunbez 
Taffe, indem er lebiglic) auf die Matriku⸗ 
larbeiträge ber einzelnen Bundesmitglie 
der angewiefen war. DerBund als folder 
batte nicht die Finanzhoheit und folge: 
weife auch nicht den Krebit eines Stcara. 
Es war daher unmöglih, eine Bundes⸗ 
ſchuld zu Fontrabieren, fo daß ber Bunt 
für ben Kal einer notwendigen, nicht zu 
vertagenden Ausgabe, wenn gerade bie 
Bundeskaſſe erihöpft war, auf Borfchütie 
feiner Mitglieder angewieſen blieb. Unſer 


Degen oärtiges Deutf Rei Dagegen 
at als ein wirklicher ©. bie Finanzhoheit 


und aud) den Kredit eines folden, es iit 
nicht bloß auf die Matritularbeiträge fei- 
ner Mitglieder angewiejen, ſondern es bat, 
wenn auch noch feine direkten Reichsſteuern 
eingeführt find, doch andre Direfte Ein- 
nahmen und zwar aus ben überſchüſſen 
bes Poſt- und Telegraphenweiens, aus 
den Reineinnahmen aus den Zöllen und 
aus ben gemeinſchaftlichen Verbrauchs⸗ 
fteuern; es ift alfo auch in biefer Beziehung 
ein wirkliher S. Weiter ift Die Er- 
füllung ber dem Reich in erfter Linie ge 
ftellten Aufgabe, der Schuß bed Bundesge⸗ 
biet3 nämlih, durch die Kriegsmarine 
und durch die Landmacht bes Reichs ge- 
fihert, welch lestere im Krieg wie ım 
rieden ein einheitliches Heer unter dem 
berbefehl bes Kaiſers bildet, deſſen Be- 
fehlen alle deutſchen Truppen unbedingt 
Tolge zu leiften haben, während zur Zeit 
des fruͤhern deutichen Staatenbunds ein 
ſtändiges Kriegsheer in — 
nicht beſtand. Nur für den Kriegsfall ſollte 
ein ſolches aus den Kontingenten der 
einzelnen Staaten zuſammengeſetzt und 
nur für den Fall eines Bundeskriegs ein 
Bundesoberfeldherr gewählt werden; im 
übrigen war bie Militärhoheit der Einzel⸗ 
fiaaten eine unbeichränfte. Endlich hat 
das Deutiche Reich als ein wirklicher ©. 
auch das Geſandtſchaftsrecht eines ſolchen, 
indem eg ein Vorrecht des Reichsoberhaupts 


Staatenbund — Staatsanwaltichaft. 


itt, Gefandte zu beglaubigen und zu em: 
pfangen. . 

Die Verhältniſſe und Beziehungen ber 
Staatsregierung zu ben Staatsuntertha⸗ 
nen und zwiſchen den legtern untereinan= 
ber, foweit fie fih auf den ©. beziehen, 
merben durch dad Staatsrecht (ſ. db.) ge 
regelt; ebenbahin gehören auch diejenigen 
Rechtsſatzungen, welche diefe Verhältniſſe 
in einem zufammengefeßten ©. normieren 
und die für das Deutfche Reich das beutfche 
Reichsſtaatsrecht bilden. Das Staats⸗ 
leben bagegen und bie amedmäßige Geſtal⸗ 
tung und Einrichtung desſelben bildenden 
Segenftand der Politik (f. d.), während 
die rechtlichen Beziehungen verjchiedener 
felbftändig nebeneinander beſtehender 
Staaten durch dad Völkerrecht (ſ. db.) 
zeregelt werben. Vgl. außer ben Lehr: 
büchern bes Stantsrechts und bes beut- 
Ihen Reichsſtaatsrechts insbeſondere: 
Waitz, Das Weſen des Bundesſtaats (in 
ſeinen »Grundzügen der Bolitif«, 1862); 
Seydel, Der Bundesſtaatsbegriff (in der 
»Zeitſchrift für bie gefamte Staatswiſſen⸗ 
ichaft« 1872, 8b. 18, ©. 185 ff.); Der- 
jelbe, Die neueften Geftaltungen bes 
Bundesſtaatsbegriffs (in Hirths »Annalen 
des Deutjchen Reichs« 1876, ©. 641 ff.); 
Hänel, Zur Kritif der Begriffsbeitim- 


mung des Bundesftaats, ©.78 ff. (1877); | d 


Brie, Der Bundesftaat (1874). 
Stantenbund, |. Staat (©. 551). 
Staatengeſthichte, .Staatswiſſen⸗ 


ſchaften. 

Staatsadreßbuch (Staatsadreß— 
kalender, Staatshandbuch), Na— 
mensverzeichnis der Staatsbeamten, ent⸗ 
weder mehrere Staaten umfaſſend ober 
jich auf einen einzelnen Staat beichrän- 
fend; im engern Sinn bie amtlich abge- 
faßte Überficht des Staat3- und Hofhaus- 
halts und aller oder doch der höhern Staats: 
und Hofbeamten unter Hinzufügung 
genealogiſcher und ftatiftiiher Notizen. 
Wahrſcheinlich ift der franzöfiiche »Al- 
manach royal«e (1679 von dem Buch⸗ 
händler Laurent Houry in Paris ge: 
gründet) der Vorläufer der Staatsadreß- 
bücher. Im 18. Jahrh. erichienen Ähnliche 
Almanache nach und nad in allen, ſelbſt 
in ben Heinften europäifchen Staaten ſo⸗ 
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wie in den verſchiedenen Gebieten de Deut: 
chen Reichs. Die erften darunter waren: 
das »Namenregifter für die vereinigten 
Piederlande« (1700), der »Preußijch-bran- 
denburgiſche Staatsfalenber« (feit 1704), 
ber »Regensburger Komitialfalender« 
(jeit 1720), der »Kurſächſiſche Staatska⸗ 
lender« (ſeit 1728), der englifche »Royal 
calendar« (feit 1730) xc. Auch der »&o- 
thaifche Genealogifhe Hoffalender« ift 
bier zu nennen. Wie jet für die meiften 
Staaten amtlich rebigierte Staatshand- 
bücher herausgegeben werden, jo wird auch 
ein »Handbuch für das Deutiche Reich« 
vom Reichskanzleramt bearbeitet und all- 
jährlich veröffentlicht. 
StantSangebörigleit, ſ. Heimats— 
recht, Staat (©. 346). 
Staatsanwaltſchaft (franz. Ministöre 
am die zur Wahrnehmung des flaat- 
ichen ntereifeg bei der Rechtöpflege und 
namentlich zur Betreibung ber öffentlichen 
Klage wegen verbrecheriſcher Handlungen 
beitellte Behörde. Dem Altertum fremb, ift 
das Inſtitut des öffentlihen Anklägers 
Profureur, Prokurator) befonders in 
ranfreihaus-undinandernStaatendem 
franzöfifchen Muſter nachgebilbet worden. 
Nach dem deutichen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (FF 142 ff.) Toll das Amt der ©. bei 
em Reichsgericht Durch einen oder mehrere 
Reichsanwalte unddurd einen Ober: 
reihsanmwalt, bei ben Oberlandesge- 
richten, den Kandgerichten und den Schwur⸗ 
gerieten durch einen oder mehrere 
taatsanmwalte, bei den Amtögerich- 
ten und den Schöffengerichten durch einen 
ober mehrere Amtsanwalte ausgeübt 
werden. In Zivilfachen tritt bie ©. nad) 
der beutjchen Zivilprozeßordnung nur in 
Ehe: u. Entmündigungsfadhen in Thätig- 
feit. In Straffaden ift die ©. Organ ber 
Strafverfolgung und Strafvollitredung. 
Gie ift nad ber deutſchen Strafprogeh: 
ordnung ($ 152) zur Erhebung der ölfent 
lihen Klage berufen und ift der Regel 
nach verpflichtet, ſoweit gefetzlich nicht ein 
andres beftimmt ift, wegen aller gerichtlich 
ftrafbaren und verfolgbaren Sand lungen 
einzufchreiten, fofern zureichende thatfäch- 
liche Anhaltöpunfte vorliegen. Nur aus: 
nahmsweiſe bei Beleidigungen und bei 
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Körperverleßungen, foweit beren Verfol⸗ 
gung nur auf Antrag erfolgt, tritt ber 
rletzte felbft mit ber Privatflage vor 
Gericht auf, und auch ſelbſt in diefen 
Fällen kann bie S. mit öffentlicher Klage 
vorgeben, wenn dies im öffentlichen ar 
tereife Tiegt. Was bie Vornahme von Uns 
terfuhungshandlungen anbetrifit, fo ift 
bie S. bem Richter nicht völlig gleichge: 
ftellt, welchem gewiſſe Unterſuchungshand⸗ 
ungen, wie eidliche Vernefmung, Erbre⸗ 
then von Briefen, vorbehalten find, wäh: 
rend andre Unterfuhungsbanblungen, wie 
vorläufige Feſtnahme, Befchlagnahme, 
von ber ©. nur borgenommen werben 
bürfen, wenn Gefahr im Verzug ift. 
Der S. fteht überhaupt bie Leitung einer 
Unterſuchungsſache nur fo lange zu, als 
fie noch nicht bie gerichtliche orunter: 
fuchung beantragt oder, wofern eine folche 
nicht erforberlich, bie Anklageſchrift noch 
nicht eingereicht hat. Mit biefem Augen⸗ 
bli wird die S. Bartei, und bie weitere 
Leitung und Enticheidung ber Sache ge: 
bührt dem Gericht. Die einmal erhobene 
öffentliche Klage Tann von ber S. nicht 
zurückgenommen werden. Die ©. kann 
eine gerichtliche Entſcheidung Durch Rechts⸗ 
mittel anfechten, auch die Wiederaufnahme 
eine durch rechtliches Urteil geſchloſſenen 
Verfahrens seantragen und zwar beibe? 
auch zu Sunften bes An elhufbigten. als 
Bollftredungsbehörbe hat die S. außer 
für die Behändigung ber Ladungen unb 
Zuftellungen auch für die Herbeilchaffung 
der Bewersmittel Sorge zu tragen ſowie 
bie Strafen zu vollitreden, doch fteht 
ben Amtdanwalten bie Steafoolitredung 
nicht zu. Die Beamten bed Polizei- un 
Sicherheitsdienfted find Hilfsbeamte ber 
©., und fie find in dieſer Eigenſchaft ver- 
pflichtet, den Anordnungen ber Staatsan- 
walte Folge zu leiften. Pol. Deutiches 
Gerichtsverfaffungsgejeß, FF 142 — 153 5 
Deutiche Strafprogeßorbnung, SS 152 ff., 
414, 416, 36, 213, 483; Deutiche Zivil: 
prozeßordnung, N 569, 5 fi; v. 
geigendertf ie Reform ber ©. in 
eutichland (1864); Derfelbe, Die Um⸗ 
geftaltung der ©. (1865). 
Staatsärar, |. v. w. Fisfus (f. d.). 
Stantsbahnen, ſ. Eifenbahnen. 


Staatsaͤrar — 


Staatsdienft. 


©taatsbanfreit, Zuftand, worin ber 
Staat fih außer ſtande erflärt, feinen 
finanziellen Verbindlichfeiten nachzukom⸗ 
men, insbejondbere jeine Schulden voll: 
ftändig zu bezahlen. 
©tantsbürger,, im weitern Sinn jeber 
Staatsangehörige (ſ. Untertban); im 
engern Sinn aber nennt man ©. Diejeni- 
en, welche felbittbätig in ber durch bie 
erfaflung bezeichneten eile an ben öf- 
fentlichen Angelegenheiten teilnehmen fön- 
nen. Au ben Rechten des Staatsbürgers 
(Staatsbürgerrecht) in lie Sinn 
gehören insbeſondere bie Fähigkeit zu 


ffentlichen Amtern und das aftive und 
paſſive Wahlrecht. Diefes Staatsbürger 


recht kann burch richterlicheS Urteil wegen 
Berbrechen und burd Konkurs ganz oder 
vorübergehendentzogen werden (ſ. Ehren: 
rechte) Vgl. Untertban. 
Stautsdlenſt, derjenige Dienſt, ber 
auf einem beſondern, von der Staatsge⸗ 
walt ausgehenden Auftrag beruht und den 
Beauftragten zur Verwaltung beſtimmter 
Staatsangelegenheiten anweiſt. Hiernach 
ſchließt man vom S. jeden Dienſt aus, 
worin nur die Erfüllung einer allgemei⸗ 
nen Bürgerpflichtliegt, ferner jeden Dienſt, 
ber, wenn auch zu feiner Ausübung eine 
Bevollmächtigung oder Betätigung durch 
die Staatögewalterforberlich ift, doch nicht 
Stnatdangelegenheiten, fondern nur Pri⸗ 
vatinterefjen betrifft, welche den Stau: 
bloß mittelbar berühren, wie namentlid 
die Funktionen der Privat: und Hofdiener 
be Fürſten, der Korporations= und Ge 
meindediener, ber Diener ber Kirche un‘ 
aller, weldye, wie Arzte, Abvofaten ıc., 
nur die ihnen vom Publikum anvertrau: 
ten Angelegenheiten beſorgen, endlich je: 
ben Dienft, der, wenn auch auf öffentlice 
Zwecke gerichtet, doch nicht vom Inhaber 
der Staatsgewalt übertragen wird (Mit: 
lieder der Ständeverfammlung, Ge 
? worne). Die Berufung zum ©. ge 
ſchieht durch das Staat3oberhaupt, in ber 
Regel auf gutachtliche —— der vor: 
gefeßten Behörden; bei Subalternbeam: 
ten pflegt bie Anftellung von ber Oberbe⸗ 
hörde ſelbſt Frafterteilter Vollmacht feitens 
bes Negenten auszugeben. Die Beſchaͤf⸗ 
tigung mit dem öffentlichen Dienft iſt in 











Staatseffekten — Staatsnoten. 


zer Regel eine ausſchließliche, neben wel⸗ 
her andre regelmäßige Erwerbsgeſchäfte 
richt betrieben werben dürfen. Daher muß 
ıber auch der Unterhalt durch ausreichende 
Beſoldung (Gehalt) und für den Fall 
ınverfchuldeter Dienjtuntüchtigkeit burch 
Sewährung eined Ruhegehalts (1. ren 
ion) gefichert werben. In der Regel barf 
yer Staat den Beamten nicht ohne weite: 
:e3 entfernen, ſofern er nicht durch Ver⸗ 
sehen ober durch ihm zuzurechnende Dienft- 
ınfäbigfeit bie Entfernung verfchulbet. 
Fbenfowenig kann der Beamte feinen 
Dienft ohne weiteres verlaffen. Der Bes 
ımte ift dem Staatsoberhaupt Gehorſam 
chuldig unb für feine Handlungen ver: 
ıntwortlih. Der Gehorſam ift aber nur 
int verfaffungsmäßiger; der Befehl muß 
yon der zufländigen Behörde und in ber 
vef —8 en Form ergangen ſein und in 
yerr Bereich des Dienſtes fallen, um Ges 
yorfam beanipruchen zu können; auch 
yarf nichts gefordert werben, was bem 
gemeinen Sitten= und dem Rechtsge⸗ 
eb entgegen ift. Eine eigentümliche Stel- 
ung nehmen bie Richter und die Minifter 
sin, welch letztere mit ihrer Verantwort⸗ 
ichkeit Die Handlungen bes Fürften beden. 
Im einzelnen find die Rechtsverhältniſſe 
‚er Staatödiener (Staatsbeamten) in den 
neiften Staaten burch befonbere Geſetze 
jeregelt; für bie deutſchen Reichsbeamten 
nSbefonbere ift dies durch Reichsgeſetz 
vom 31. März 1873 (Meichögefegblatt, 
5. 61 fi.) geicheben. 

Staatseifelten, |. Staatspapiere. 

Staatögarantie, die von der Staats⸗ 
:egierung übernonmene Bürgſchaft, ver- 
nöge beren fie für die vertragsmäßige 
Rüdzahlung und Verzinfung einer von 
inem Dritten gewirkten Schuld einfteht. 
Der hauptſächlichſte Fall einer ſolchen 
5. iſt der, daß der Staat, um das Zu⸗ 
tandefommen eines im öffentlichen In— 
ereffe wünfchenswerten Eifenbahnbaus 
u ermöglichen, den Aktionären eine be: 
tinımte Dividende »garantierte, d. h. alls 
äbrlih für einen gewiſſen Prozentſatz 
infteht, für welchen er dann felbit aufzu- 
'ommen bat, wenn und foweit bie Ein- 
rahmenber Bahn nicht ausreichen. Regel⸗ 
näßig wird aber eine folhe Eifenbahn: 
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garantie feitend bed Staat? nur auf 
eine beſtimmte Reihe von Jahren über: 
nommen, und zuweilen kommt babei auch 
eine jogen. Rückgarantie vor, welde 
barin befteht, baß gewiſſe bei dem Bahn- 
bau befonders intereifierte Gemeinden, 
Korporationen x. ih verpflichten, ben 
Staat fülr ben Yehlbetrag, für welchen er 
eventuell aufzulommen hat, ganz oder 
teilweiſe ſchadlos zu halten. 
Staatsgerichtshof, Gerichtähof, wel⸗ 
cher über die gegen einen Miniſter er⸗ 
pobene Anklage wegen Berfaffungsver: 
eßung zu entſcheiden hat. ©. wird auch 
bie zur Entſcheidung von Kompetenzkon⸗ 
fliftern zwifchen Juſtiz und Verwaltung 
beitellte Behörde (Verwaltungsgerichts- 
hof) genannt, endlich auch Da8 Ausnahme 
gericht für fchwere politifche Verbrechen, 
welche jet in Deutichland dem Reichsge⸗ 
richt zur Aburteilung überwieſen find. 
Fe — f. Staat (S. 546). 
b Staatshandbuch, ſ. Staatsadreß— 


uch. 
et Re ſ. Etat. 
Stantshoheit (Souveränität), die 
bem Staat als ſolchem zufommende Un: 
abbängigfeit, vermöge beren er felbft fich 
die Gejebe feines Handelns gibt und an 
fremden Staaten nur bie gleihe Unab- 
hängigfeit zu achten hat. Die ©. ift mit 
dem Daſein des Staats felbft gegeben, 
ohne daß es ber völferrechtlihen Anerken⸗ 
nung bedarf; vielmehr kann und muß 
jeder Staat die Achtung feiner S. von 
andern Staaten fordern. Thatfächliche 
Berbältnifie Haben aber zur Bildung halb⸗ 
ſouveräner Staaten geführt, welche in ge⸗ 
wiffer Beziehung der Oberhoheit (Su: 
zeränität) eined andern unterworfen 
find, in welden Verhältnis 3. B. die 
Donaufürftentümer bisher zur Pforte 
fanden. Auch kommen in ben fogen. 
zufammengefegten Staaten Beſchränkun⸗ 
gen ber ©. ber Einzelftaaten im Intereſſe 
8 Gefamtftaats vor (ſ. Staat, ©.548). 
a uppeitßlchre ſPolitit. 


Staatsku 
Staatslehre, ſ. Staatswiſſen— 
olitik. 


ſchaften. 
Staatſsmann, |. 
taatspapiere. 


Staatsnoten, ſ. 


ie 
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©tantspapiere (Staatseffekten, 
Staatzobligationen, Staats: 
ſchulbſcheine, Effekten, Konbde), 
Schulbverfchreibungen, welche tiber bie 
Einzelbeträge ausgeftellt find, in welde 
eine vom Staat ee Schuld 
(Staatsfhuld) gerieat i . Eine ſolche 
iſt entweder ie oder unverzinzlich. 
Die über eine Schuld der letztern Art aus⸗ 
egebenen S. heiten Staatsnoten 
Kaffenfheine, Kaſſenanweiſun⸗ 
gen), wie die deutfchen Reichskaſſenſcheine 
zu 5, 20 unb 50 Mk. (Geſetz vom 30. April 
1874), welche bei allen Kaſſen des Reichs 
und fämtlichen Bunbesftaaten nad) ihrem 
Nennwert in Zahlung angenommen und 
von der Reichshauptkaſſe für Rechnung 
des Reichs jederzeit bar eingeläft werben, 
ohne daß im Privatverfehr ein Zwang zu 
ihrer Annahme ftattfindet. Die über vers 
insliche Staatsihulden ausgeftellten S. 
End entweder eigentliche Staatsfchuld- 
deine (Staatsfhuldbriefe) ober 
ogen. Schakanmeifungen, weld let: 
tere nur auf beflimnite unb Furze Zeit, 
laut Se nntmachung bed Reichskanzlers 
vom 29. Oft. 1877 3. B. nur auf drei Mo: 
nate, ausgegeben werden, während eritere, 
wenigſtens für die Staatögläubiger, uns 
fünbbar find. Werben babei außer Kapi- 
tal und Zinfen auch noch beſondere Prä- 
mien zugefidhert, fo ſpricht man bon einem 
Lotterie: oder PBrämienanleben, 
und die barüber ausgefertigten S. heißen 
Brämienfheine (Bartialobliga- 
tionen, Lofe). Die Staatsfchulbicheine 
lauten entweder auf den Namen oder auf 
ben Inhaber (au porteur), find aber 
in erftern Fall übertragbar. Inhaberpa⸗ 
piere mit Prämien bitrfen in Deutfchland 
(Reichsgeſetz vom 8. uni 1871) über: 
haupt nur zum Zweck ber Anleihe eines 
Bunbesftaats ober bed Reichs und nur 
auf Grund eines Reichsgeſetzes ausgege- 
ben werden. Fundierte Fonds heißen 
©., bei deren Ausgabe ber Staat eine 
bejonbere Sicherheit ausdrücklich beftellt, 
im Gegenfaß zur fogen. ſchwebenden 
Schuld; eritere werden auch Tonfoli- 
bierte Fonds genannt. Der Staats⸗ 
yapier= ober Fondshandel bildet einen 
Hauptgegenftand des Börfenverfehrs. Vgl. 


Staatspapiere — 


Staatsrecht. 
Saling, Börſenpapiere, Bb. 2 (4. Aufl. 
1874). 


Stastspraris, ſ. Politik. 

©taatsprelurster, j. v. w. Stantt 
anwalt. 

Staatsrat, Kollegium, welches bie 
wictigften Staatsangelegenheiten in Be 
ratung zieht unb die Orundjäbe für deren 
weitere Behandlung feitftellt. Durch das 
Vertrauen bes Füriten aus ——— 
und erfahrenen Perſonen berufen, bat 
ber ©. bie Hufgabe, Einbeit in bie Map 
regeln ber einzelnen großen Verwaltungs: 

weige zu bringen unb demnach teils die 

tganilation der Staatsverwaltung im 
ganzen, teild bie Grunblagen ber Gelep- 
gebung, teil3 die auswärtigen Berhält- 
niffe zu beraten. In der abfoluten Mon: 
archie eine Art Erſatz der Bolfvertre 
tung, pflegt er, wenn eine ſolche eingeführt 
wird und an Einfluß gewinnt, in gleichem 
Maß an Bebeutun a verlieren. In 
manchen Staaten in . auch Titel für 
höhere Stantsbeamte, namentlich für die 
verantwortlichen Chef von Miniſterial⸗ 
abteilungen, in Rußland auch für ver: 
biente Gelehrte. 

Stauts retht (lat. Jus publicum), im 
weitern Sinn |. v. w. öffentliches Redt (f. 
Recht); im engern und eigentlichen und 
zwar im fubjetiven Sinn der Inbegriff 
der Rechte und Pflichten, welche durrch das 
Staatsivefen für die Regierung und für 
bie Regierten im Verhältnis zu einander 
und für die legtern untereinander begrün: 
bet, im objektiven Sinn die Geſamtheit 
berjenigen Rechtsgrundſätze, durch welde 
jene echte und Pflichten normiert werben. 
Se nachdem nun biefe Srundfäte unmit: 
telbar aus dem Begriff und au dem We 
fen des Staats überhaupt abgeleitet unb 
entwidelt werben, ober je nachdem es fid 
um biepofitiven Satzungen eines beſtimm⸗ 
ten Staats, 3. B. des Deutjchen Reichs, 

andelt, wird zwilhen allgemeinem 
philoſophiſchem, natürlihem) und be: 
ſonderm (pofitivem, hiſtoriſchem) S., 
. B. dem S. des DeutſchenReichs(Reichs⸗ 
—* atsrecht), unterſchieden. Ferner un: 
terſcheidet man nach den Gegenſtänden, 
auf welche ſich jene Satzungen beziehen, 
zwifchen Außerm und innerm S. 











Staatsregierung — Staatsferbituten. 


e nac es ſich eben um bie äußern 
— und FA Stellung des Staats 
‚ndern Staaten gegenüber oder um ins 
ıere Stantsangelegenheiten handelt. Mit 
Rüdfficht auf bie Forin ber Staatöregie- 
ung und die Ausübung der Staatsgewalt 
‚flegt man endlich nod) bad ©, in Ver⸗ 
aflungsre t und Berwaltungss 
‘echt einzuteilen, indem man unter er⸗ 
term biejenigen Normen verfteht, welche 
infichtlich ber Regierungsform und in 
Injehung ber Subjefte ber Stantsgewalt 
egeben nd, während das Berwaltungs- 
echt aus denjenigen Rormen befteht, welche 
ie Ausübung der Staatsgewalt und der 
arin enthaltenen einzelnen Regierungss 
echte felbft betreffen. Für Deutſchland ins⸗ 
eſondere Ba Bir Zeit bes frühern Deuts 
hen Reiche bie Einteilung in Reichs- 
taatöreht und Territorial» ober 
andesſtaatsrecht von Wichtigkeit, in— 
em man bamit die auf Berfaffung und 
Regierung bes Reihe bezüglichen Sapunz 
‚en ben für bie einzelnen itorien ber 
onbers gegebenen flaatsretlichen Beftimz 
nungen gegenüberftellte, eine Einteilung, 
welche nach der Errichtung bed neuen Deut: 
hen Reichs, und nachdem fo bie bißherige 
Einteilung in Bundesrecht und Landes» 
laatsrecht obfolet geworden, wieberum 
rattiſche Bebeutung gewonnen hat. Was 
ie wiſſenſchaftliche Bearbeitung bed 
Staatörechts anbelangt, fo ift bie Abprens 
ung feines @ebiets ‚gegenüber demjenigen 
‚er Politik (f. b.), ebenfo wie bie ſyſte ma⸗ 
ifche Behandlung bes Gegenftands übe 
‚aupt, zwar erft in meuerer Zeit mit Erfolg 
serfucht worben; gleichwohl ift bie flants= 
echtliche Litteratur und namentlid) bie 
veutfche eine jehr reichhaltige. Die zahle 
eichen Bublizifien bes 16. und 17. Seh Ir 
anter benen befonbers Pufenborf, Leit 2 
Zocceji und Thomafius ® nennen find, 
vurben von 3. 3. Mofer durch bie Grünb- 
ichteit, womit er in feinen zahlreichen 
Schriften bie verſchiedenen Zweige des 
Staaisrechts Behanbelte, und von Rütter, 
‚em größten Siaatsrechtslehrer des vori⸗ 
jen ng übertroffen, welder 
uf Viftorifcher Grundlage zuerft einer 
yſiematiſchen Bearbeitung des Staats: 
echts bie Bahn eröffnete. 


= | Ten 
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Unter ben neuern Syſtemen bes Staats- 
zechtS find die von Klüber (4. Aufl. 1841), 
SUR. Sur io, gen seht 

. Aufl. 57, 

Bernd Werber (3. Luft 1869) der 
vorzubeben. Unter ben Bearbeitungen bes 
bartifulären Staatsrechts von welchen 
bejonders die von Mohl (Württemberg), 
Pözl (Bayern), Milbaufer (Sachſen) und 
Wiggers (Medienburg) zu nermen find, 
ftebt Rönnes »S. ber preußifchen Mon: 
ardiiee (4. Aufl. 1881, 2 Wbe.) obenan., 
Ebenfo ift unter ben ſyſtematij Bear: 
Beitungen bes beutfchen Reich8ftantärechts 
der Gegenwart das Wert von Rönne 

. Aufl. 187677) wegen feiner Reich» 

tigkeit und Gründlichkeit von befon- 
derer Bedeutung. Um die Bearbeitung 
bes allgemeinen Staatsrechts hat fr 
namentlih Bluntſchli verdient gemacht, 
welder in ber »Deutfchen Staatslehre« 
$; ufl. 1880) auch eine populäre Dar: 

X pe ee au — 
u . _Bgl. außer ben anı en 

br unb Handbüchern des Staalsrechts: 
Bluntfäli, Lehre vommobernen Staat, 
®b. 4: Allgemeine Staatölehre; Bb. 2: 
AlgemeinesS. (5. Aufl. des frühern ũi⸗ 

erneinen Staatsrechtde, 1875); Bb. 3: 

ori (HET ir ©. ve Gele 

en 76); ©. Meyer, Lehr: 
bu 868 Beutigen Oiaitregi® (870); 
Schulze, Lehrbud) des deutchen Staatd- 
sehts (1880); Hitth, Annalen des 
Norbdeutihen Bundes, jept als >Anna= 
des Deutjchen Reich8« fort erſcheinend 
(1868 ff., 1871 fi). 

Staatsregierung, [. Regierung, 
Staat (©. 546). 

Stantsrente, j. Rente. 

‚Stantsiäuldigeine, ſ. Staatspa= 
piere. 

Staats ſekretär, f. dv. w. Minifter 
(f. d.); in Preußen führen bie Vertreter 
ber verantwortligen Minifter ben Amts: 
titelUnterftaatsfelretär, wãhrend im 
Deutfcen Reich bie Vorflände einzelner 
Reichsämter, welde dem Reißßtangter 
als bem alleinigen verantwortlichen Mi⸗ 
nifter des Reich unterftellt find, den Titel 
©. ober Unterftaatsjeftetär führen. 

GStaatsfernituten (öffentliche Ser⸗ 
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bituten), dauernde Beichränfungen ber 
Staatshoheit eines unabhängigen taats⸗ 
weſens int Intereſſe und zu Gunſten eines 
andern Staats oder fonftigen Deredtig: 
ten. In diefem Sinn wurde früher 5. B. 
das dem Haus Thum und Taxis zus 


ftebenbe Poſtrecht in den einzelnen deut⸗ 


ſchen Staaten alsStaatsſervitut bezeichnet. 
Staatsſtreich, ſ. Revolution. 
Staatsverbrechen, ſ. Majeſtäts⸗ 
verbrechen. 
Staatsverfaſſung,. Staat(S.56 ff.). 
Staatswi eu ſchaſten (Kameral⸗ 
wiſſenſchaften), im allgemeinen Be⸗ 
eichnung für diejenigen Wiſſenſchaften, 
ren Gegenſtand der Staat iſt. Dieſelben 
zerfallen in beſchreibende (hiſtoriſche) 
und lehrende (dogmatiſche) S. Zur er⸗ 
ſtern Kategorie gehören die Staatenge⸗ 
ſchichte (politiſche Geſchichte), welche 
die geſchichtliche Entwickelung der Staa⸗ 
ten, und die Statiſtik (f. d.), welche dic 
bermaligen Zuſtände und die beitchenden 
Staatseinrihtungen ſchildert. Dielegtern 
gerfallen in die allgemeine Staat3: 
ehre, welche von Begriff und Weſen bes 
Staats und andrer politiicher Verbände 
handelt, in das Staatsrecht (ſ. d.), 
welches die rechtlichen Beziehungen zwi⸗ 
ſchen der Staatsgewalt und den Staats⸗ 
angehörigen ſowie zwiſchen den letztern 
untereinander, und das Völkerrecht 
(f. d.) welches die rechtlichen Beziehungen 
der verſchiedenen Staaten zu einander be⸗ 
handelt. Dazu kommen aber noch dieje⸗ 
nigen S., welche ſich mit ben Mitteln zur 
Erreichung des Staatszwecks beſchäftigen, 
nämlich: die Bolizeis und bie inanz: 
wiſſenſchaft, bie Volkswirtſchafts— 
lehre oder Nationalökonomie und 
die Politik. 
Stadtgemeinde, |. Gemeinde. 
Stadtphyfikas, |. Phyſikus. 
Stadtrat Kolitgtun der Stadt⸗ 
berorbneten), die ſiädtiſche Kollegialbe⸗ 
hörde, welcher die Verwaltung der ſtädti⸗ 
ſchen Angelegenheiten obliegt, und die aus 
den Stadtverordneten (Ratsherren, Se⸗ 
natoren) beſteht. Das voligiebende Organ 
ihrer Beſchlüſſe ift ber agiftrat (Bür- 
germeifteramt). Mitunter wırd aber auch 
der letztere S. genannt und filr die Mit: 


Staatsftreid — Standeäbeamter. 
glieder besjelben bie Bezeichnung »Stabt- 


tätee gebraucht. 

Stammaltien } ſ. Aktien⸗ 

Stammprieritäten/ gefellichaft. 

Stammrolle, Verzeichnis ber im mili⸗ 
tärpflichtigen Alter ftehenden männlichen 
Einwohner eined Ortd; auch Liſte der 
Mannſchaften einer Kompanie, Eska— 
bron oder Batterie. 

Standarte (franz. Etendard), Fahne 
ber Kavallerie; Reichsbanner (ſ. Ban: 
ner). 

&tände, im juriſtiſchen Sinn Bezeich⸗ 
nung für die verjchiebenen Klaffen von 
Berjonen, welchen entweder v eihter 
Geburt (Geburtsftände) oder infolge 
ihrer Berufsthätigfeit (Berufsftände, 
erworbene ©.) gewiſſe befondere Befug- 
niſſe aufiehen ober befondere Verpflichtun: 
gen auferlegt find. Auf dem erftern Ein: 
teilungsgrunb berußt ber Unterfchied zwi: 
ſchen Adligen und Nichtadligen (f. Abel), 
auf bem lettern derjenige zwifchen Bürger: 
und Bauernftand. Im gewöhnlichen Le 
ben werben aber aud) als S. gewiſſe Klaſ⸗ 
fen von Berfonen bezeichnet, welche wegen 
Gleichartigkeit ihrer Intereſſen und ihrer 
Belhäftigung als zufammengebörig zu 
betrachten find, wie man denn 3. DB. von 
dem Gelehrten=, Beamten:, Handwerker⸗ 
ſtand ꝛc. zu fprechen pflegt. Auch wird ber 
Ausdruck ©. zur Bezeihnnung der Land: 
flände gebraucht. 

©tänderat, in der Schweiz (f. d.) die 
eine Abteilung ber Bundesverſammlung. 

Standesbeamter, der zur Beurkun: 
bung ber Geburten, Heiraten unb Sterbe: 
fälle beftellte ftaatliche Beamte. Das von 
ihm zu führende Stanbedregifter zerfällt 
in ein Geburts⸗, Heirat - und 
Sterberenifier. Die Führung und bie 
darauf bezuͤglichen Verhandlungen find 
koſten⸗ und Hempelfrei, abgefehen von ben 
Gebühren für die Einſicht und für Aus- 
üge aus bem Standesregiſter. Die Bil: 
ung ber Stanbesamtsbezirte und bie 
Beſetzung der Standesämter mit bem 
Stanbesbenmten und deſſen Stellvertreter 
erfolgen durch die Höhere Verwaltungsbe: 
börde, und zwar bildet ber Regel nad 
jede Gemeinde einen Standesamtäbezirf, 
für welchen ber Gemeinbevoriteher als ©. 





Standesherren — Statiſtiſche Gebühr. 


fungiert; boch kann bie Berwaltungs= oder 
bie Semeinbebehörbe die Anftellung eines 
befondern Standesbeamten beichließen. 
Geiftliche und andre Religionsdiener dür⸗ 
fen bazu mit beftellt werden. Vgl. Reichs⸗ 
gefet vom 6. Sehr. 1875 über die Beur: 
fundung de Perſonenſtands (herausgeg. 
von Hinihius, 1875). 
Standesherren, |. Mediatifieren. 
Standredt, das ſummariſche Verfah⸗ 
ren vor den Militärgerichten, welches 
nach PVroflamierung des Belagerungszu⸗ 
ſta nds N b.) Pla greift; auch Bezeich⸗ 
nung folder Gerichte ſelbſt (Standge: 
richte). Die preußifche, jet für dad 
Deutſche Reich, mit Ausnahme von Bayern 
und Württemberg. gültige Militärſtraf⸗ 
gerichtSordnung unterjcheibet zwifchen 
Kriegsgerichten für bie zur höhern und 
Standgerichten für bie ar niebern Ges 
richtöbarkeit gehörenden Straffälle. 
Statifil (Iat.), im weitern Sinn 
»Darftellung auf Grund von zahlreichen 
Beobachtungen«, alſo nicht ſowohl eine 
Wiſſenſchaft als vielmehr eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Methode, welche auf jedes Ge⸗ 
biet menſchlichen Wiſſens und menſchlicher 
Thätigkeit Anwendung finden kann. Un⸗ 
ter ©. im engern Sinn bed Worts ver⸗ 
ſteht man bie ziffermäßige Darftellung fo- 
sialer, ftaatlicher und volf3wirtichaftlicher 
Zuſtände. Im einzelnen wird zwifchen 
Bevölferung?:, Eifenbahn-, Geſundheits⸗, 
Gewerbe⸗, Kriminal:, Moral, Mortali- 
tätsſtatiſtik 2c. unterfchieden. Statifti- 
Fer nennt man Gelehrte, welche fich vor⸗ 
mwiegend mit Maffenbeobachtungen ober 
deren Berarbeitung auf ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Gebieten beſchäftigen. Statifti- 
Ihe Büreaus, in der Regel ftaatlidhe 
oder Tommunale Anftalten zum Zweck ber 
Erhebung und Zuftammenftellung ftati- 
Rifcher Daten über Bevölferungszuftände 
—— Staats⸗- und reſp. Ge: 
mneindeverhaältniſſe. Solche Büreaus ent⸗ 
ſtanden in Frankreich (1800), Bayern 
1801), Italien (1803), Preußen (1805 
von Stein gegründet) ‚ Ofterreich er 
Belgien (1831), Griechenland (1834), 
nnover, . Holland (1848), Sachſen 
1849), Rurheflen, Medlenburg EN 
Braunfchmweig (1858), Oldenburg (1855), 
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Rumänien (1859), inder Schweiz (1860), 
im Großherzogtum Heflen (1861), in 
Serbien (1862), den vereinigten thürins 
ishen Landen (in Jena, 1864). Für das 
eutſche Reich, deſſen Einzelitanten alle 
nunmehr ftatiftifche Büreaus haben, be⸗ 
fteht ein befonbered Statiftifhes Amt 
in Berlin. Das letztere ftellt Feine eignen 
Erhebungen an, fonbern verarbeitet die- 
jenigen ber einzelnen Landesbürenus und 
ber Reichs⸗ und Zollverein&behörden. Seit 
neuerer Zeit haben auch bie meiſten Groß: 
fäble eigne jtatiftifche Büreaus errichtet. 
teben den flatiftiichen Büreaus beftehen 
quweilen noch ſtatiſtiſche Zentral: 
ommiſſionen, zuſammengeſetzt aus 
Mitgliedern verſchiedener Verwaltungs⸗ 
zweige, Volksvertretern und Theoretikern, 
welche über die Art der auszuführenden 
Arbeiten beraten. Internationale ſtati⸗ 
ſtiſche Kongreſſe von Vertretern der 
amtlichen ©. fanden ftatt in Brüſſel 
(1853), Paris (1855), Wien (1857), 
London (1860), Berlin (1863), Florenz 
(1867), im Haag (1869), in Petersburg 
(1872), Belt (1876). Zwed dei in 7 Sef- 
tionen eingeteilten Kongreſſes ift, Einheit 
in bie amtlichen Statiftifen der verfchie- 
benen Staaten zu bringen und aleichför- 
mige Grunblagen für bie ftatiftiichen Ar- 
beiten zu erlangen. Vgl. die Lehrbücher 
der ©. von Haushofer (1873), Blod 
(beutfch bearbeitet von H.v. Scheel, 1879) 
und über Moralftatiftif insbejondere die 
Werke von Drobiſch (1867), Knapp 
(1871) und v. Ottingen (2. Aufl.1874). 
Als populärer Abriß der ©. und ihrer 
Aufgabe ift G. Mayrs »Die Geſetzmä⸗ 
Bigfeit im Geſellſchaftsleben⸗ (1877) zu 
empfehlen. Die befannteften Hilfsmittel 
ur Orientierung über ftatiftifche That: 
Faden (Zahlenmateriaf) find: Kolb, 
andbuch ber vergleihenden ©. (8. Aufl. 
879); Hübner jährlich ericheinende 
»Statiſtiſche Tafele und der »Gothaiſche 
Geneatoailee Hoffalenber«e. 

Statiſtiſche Gebühr. Zur Herftellung 
einer für die Zollgefeggebung fo wichti⸗ 
gen Statiftit des Warenverfehrs 
des deutſcen Zollgebiets mit dem Aus⸗ 
land iſt durch ein 1. San. 1880 in Kraft 


getretenes Reichögefe vom 20. Juli 1879 





560 


(Reichsgeſetzblatt, S. 261 ff.) angeorbnet 
worden, daß alle Waren, bie über bie 
Grenzen bed deutſchen Zollgebiets ein⸗, 
aus⸗ oder burchgeführt werden, einfchlich- 
lich ber Berfendungen aus dem Zollgebiet 
durch das Ausland nad) dem Zollgebiet, 
Fr Gattung, Menge, Herfunfts= und 
Beitimmungslandanzumelben find. Diefe 
Anmelbung bat bei ben beftimmten amt: 
lichen Anmelbeflellen, als welche zumeift 
bie Zollämter bes Grenzbezirks fungieren, 
zu erfolgen und zwar in ber Regel —* — 
lich; nur bei dem kleinen Grenzverkehr ge⸗ 
nügt mündliche Anmeldung. Dieſer Ver⸗ 
pflichtung unterliegen nicht: Sndungen 
zollfreier Waren im Gewicht von 250 g 
ober weniger fowie bie Gegenftänbe, 
welche überhaupt frei von Eingangszoll 
find, wie Reifegerät, Mufterlarten, An: 
tiquitäten ac. Roligefet vom 15. Juli 
1879, $ er Zur Dedung ber Koften aber 
wird bie ſogen. ft. G. erhoben, welche in 
bie Reichskaſſe fließt und die für verpadte 
Waren für je 900 kg 5 Pf., bei un: 
verpadten Waren für je 1000 kg eben: 
falls 5 Pf., bei Koblen, Koks, Torf, Holz, 
Getreide, Kartoffeln, Erzen, Steinen, 
Salz, Robeifen, Zement, Dungmitteln, 
Rohſtoffen zum Berfpinnen und andern 
Maſſengütern in Wagenlabungen, Schif⸗ 
fen ober Flößen für je 10,000 kg 10 Pf., 
bei Pferden, Maultieren, Ejeln, Rind: 
vieh, Schweinen, Schafen und Ziegen 
aber für je 5 Stüd 5 Pf. beträgt. Bon 
andern nicht in Umfchließungen verwahr: 
ten lebenben Tieren wird bie ft. ©. nicht 
erhoben. Befreit von biefer Gebühr find 
im übrigen nur die im Geſetz fpeziell be⸗ 
zeichneten Gegenftände ($ 12), wohin na⸗ 
mentlich alle Poſtſendungen gehören. 

Statiſtiſches Amt, — tatiſtik. 

Statthalter, derjenige, welcher bie 
Stelle des Landesherrn oder ber höchſten 
Obrigfeit in einem Land oder einer Pro⸗ 
vinz vertritt; Stadhouder, ehemals in 
den Bereinigten Niederlanden berjenige, 
in beflen Händen ein Teil der oberften 
Staatsgewalt rubte, und ber beſonders 
im Krieg bas oberſte Kommando hatte; 
in Oſterreich Amtstitel der politifchen Lan⸗ 
besbehörden (Statthaltereien) in den 
einzelnen Kronlänbern. 


Statiftifches Amt — Stempelftener. ı 


Status (lat.), Stand (3. B. be Ber: 
mögend, bie Bilanz), Zufſand; daher S. 
quo, ber Zuſtand, die Lage, in welcher ſich 
etwas befanb ober befindet, namentlich 8. 
quo ante (bellum), die Lage, insbejon: 
bere bie Gebiets: und Macdhtverhältnifie, 
wie fie vor einem Krieg waren. Die Ri 
mer bezeichneten mit S. auch bie brei 
Fe he der Perfönlichfeit, nämlich 

reiheit, römifches Bürgerrecht und a: 
miltenftand. Der Verluft eines ſolchen S. 
involvierte eine Capitis deminutio (f.b.). 
Statuten (lat.), Gefete, Grundgeſetze, 
insbefonbere die Stiftungs⸗ oder Grund⸗ 

ejeße einer Gejellichaft oder Korporation. 
Kur Gültigkeit eines Statuts verlangt 
man nad) römilchen Rechte, daß alle Mit- 
glieder zur Abflimmung berufen, zwei 
Dritteile wirklich erfchienen find und von 
diefen der Beichluß durch Mehrheit der 
Stimmen gefaßt worben if. Sollen bie 
©. aud für andre, welche nicht zur Ge 
ſellſchaft gehören, verbindlich fein, fo ift 
ihre Beftätigung von ſeiten des Staats 
notwendig. 

Stedbrief, öffentliches Erſuchen um 
Feſtnahme einer zu verhaftenden Perſon, 
welche flüchtig iſt oder ſich verborgen hält. 
Nach der deutſchen Strafprozeßordnung 
(F131) können Steckbriefe von dem Rich⸗ 
ter ſowie von ber Staatsanwaltſchaft er: 
Iaffen werben. Ohne vorgängigen Haft: 
befehl ift aber eine ſteckbriefliche Berfol- 
gung nur dann ftatthaft, wenn ein Felt: 
genommener aus dem Gefängnis entweicht 
ober fonft fih ber Bewachung entzieht. 
In biefem Fall find auch Die Polizeibebir: 
den zum Erlaß des Stedbriefs befugt. 
Der S. muß eine Befchreibung der Per: 
fon des Verfolgten (Signale ment), jo 
weit dies möglich, enthalten ſowie die Dem: 
jelben zur Laſt gelegte ftrafbare Handlung 
und das Gefängnis bezeichnen, in welches 
bie Ablieferung zu erfolgen hat. ft ein 
©. unnötig geworden, foerfolgt deſſen Mi: 
berrufung (Stedbriefßerledigung) 
en elh Weg, auf dem er erlaffen ült. 

empelbogen 

Stembelmarte! f. Stempelfteuer. 

Stempelftener, Abgabe, welche in 
Form eines Stempels oder einer Sten: 
pelmarke erhoben wird. Für das Deut: 


Stenographie — Steuern. 


ſche Reich ift zwiſchen Reichſsſtempel⸗ 
teuern und Landesſtempelſteuern 
* unterſcheiden. Für Rechnung des 
Reichs werden die Wechſelſtempel⸗ 
ſteuer und der Spielkarten 
tempel erhoben. Neuerdings wird 
von dem Fürften Bismard die Einfüh- 
rung einer weitern Reichsſtempelſteuer 
ıngeftrebt. Es ift jeboch im Reichstag das 
Projekt einer Quittungsfteuer von 
allen Parteien gleichmäßig verworfen wor: 
den, für welche man aber auch in ber That 
faum etwas weitered vorbringen Tann, 
als Daß diefe Steuer ziemlich einträglich 
iſt, und daß eine folde ©. aud in andern 
Rändern erhoben wird. Im Reichstag 
hatte ſich für den Quittungäftempel, wel: 
her von jeder Quittung, Die über einen 
Betrag von 20 ME. ober mehr lautet, mit 
10 Pf. erhoben werben follte, nur ein Ver: 
treter, der Sohn bes Fürſten Bismarck, 
zefunden. Ebenſo wurde bie weitere ©. 
auf Cheds und Gitvanweilungen von 
den meilten veriworfen; nur infoweit dieſe 
5. den Charakter einer eigentlihen Bör- 
ſenſteuer trägt, ift fie vom Reichstag 
ıngenommen worden. Als Landesſtem⸗ 
pelfteuer kommt, nachdem ber Zeitungs⸗ 
tempel in Deutſchland abgeſchafft ıfl, 
namentlich ber in Form von Stem⸗ 
velbogen (Stempelpapier) zur Er: 
yebung gelangende Stempel vor. Gewiſſe 
Urkunden dürfen nämlich nur auf Stem⸗ 
pelpapier gefchrieben werden. Auch in 
Form von Gerichtsfoiten werben vielfach 
Stempelgebühren erhoben, jo namentlidy 
yer Verkaufsſtempel von Grundſtücken, 
veldher 3. B. in Preußen 1 Proz. errägt, 
ınd beffen Crmäßigung von liberaler 
Seite mit Recht gefordert wird, weil bas 
in eine unbillige Belaftung bed Grund: 
yermögens, namentlich wenn dies ver: 
chuldet ift, erblidt werden muß. 
Stenographie (grieh., »Engſchreibe⸗ 
anfte) wird in parlamentarifchen und 
onftigen wichtigern VBerfammlungen viel: 
ach zum Zwed fofortiger und vollftändis 
jer Aufzeichnung ber gepflogenen münd⸗ 
ichen Verhandlungen angewvandt. Die 
tenographiichen — teno⸗ 
zramme) werben dann baldthunlichſi 
ibertragen und dem Nedner gewöhnlich 
Staatslexiton. 
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zur Korrektur vorgelegt, worauf regel⸗ 
mäßig die Veröffentlihung des ſtenograẽ 
phifhen Protokolls (ſtenographiſcher 
Bericht) erfolgt. 
Standesbe—⸗ 


Sterberegiſter, ſ. 

een 1. u. w. Sciffeoff 
enermaun, ſ. v. w. Schiffsoffizier, 

ſ. Shiffsmannidaft. 
Steuern (Auflagen, Abgaben, 
Umlagen, Gefälle), Zwangszahlun- 
gen, welche an die öffentlichen Korpora- 
tionen für die ftaatörechtlichen Leiftungen 
berjelben von den Einzelnen zu entrichten 
find. Je nachdem fie an den Staat, an 
die Gemeinde, an den Kreis, an bie Pro: 
vinz 2c. zuzahlen, [pricht man von Staats⸗, 
Gemeinde, Kreis, ‚Provingialfteuern x. 
Terner wird zwilchen bireften und in⸗ 
dbireften ©. unterfchieden. Jene bemeſ⸗ 
jen ſich nach der Steuerkraft der Einzel: 
nen und werden unmittelbar von dieſen 
und zwar von ihrem Einkommen erhoben, 
fo die Einfommenfteuer, die Grundren⸗ 
ten, Kapitalventens, Gewerbe:, Miet⸗ und 
Rohnfteuer und die Vermögens: (Grunde, 
Gebäude, Kapitals, Erbidhafts:) Steuer; 
diefe, die indirelten S.(Berbrauds: 
fteuern), werben in ber Regel nicht von 
den Neuerpftichtigen Konfumenten, fon: 
bern von den Verkäufern von Waren cr 
hoben, indem biefe bie Steuer vorfchuß 
weife an den Staat entrichten und fich 
durch einen Preisauffhlag beim Verkauf 
ſchadlos halten. Sie richten fich nicht nach 
der Einnahme, fordern nach bir Ausgabe, 
Die Erhebung der indirekten ©, findet 
in betreff von Gegenſtaͤnden bes Innern 
Verkehrs Hei einzelnen Vorgängen ber 
Produktion oder bes Umſatzes Lim Deut: 
ſchen Reich und für dasſelbe Aranntiwein-, 
Braus, Tabake, Auder und Salzfteuer, 
ſ. bie betreffenden — in betreff aus⸗ 
ländiſcher Verkehrsgegen Unde beim in: 
oder Ausgang ber bie Grenze ſtatt (Ein— 
uhr, Ausfu I Durchfuhrzolle;ſ.gölle 
lußerordentliche S. werden nur geitwei⸗ 
lig und vorübergehend zur Deckung nicht 
regelmäßig wieberkehrender Bedürfniſſe 
erboßen. te Verhaͤltniszahl zwiſchen dent 
Steuerfapital und der darauf entiallen: 
ben Steuer If ber Steuerfuß, nach 
welchen die ©, ausgeſchrieben Werben. 
a6 
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"Die Einlommenfteuer wird vom Ein- 
Nommen ber Staatsbürger erhoben und 
ift eine progreifive, wenn fie das größere 
Einfommen in fortichreitend fteigenden 
Prozentfäben relativ höher trifit als das 
kleinere (Progreſſivſyſtem). Bei ber 
Klaffenfteuer find die Steuerpflichtigen 
nad ihrem Vermögen, Eintommen, Er: 
werd ıc. in beſtimmte Klaſſen eingefhätt 
unb werben zu bem N feftgeftellten 
Steuerbetrag ihrer Klaſſe herbeigezogen. 
Die Gewerbefteuer belaftet nur das 
Einfommen, welches aus Gewerb- unb 
Hanbelöbetrieb erzielt wird. Dagegen tra= 
gen mandye fogen. S. mehr ben nt 
ter von Gebühren, wie Stempelfteuer, 
Sporteln, Konzeffionsgelber, Patentab- 

aben, Hunbefteuer u. dal. Neuerdings 

t das indirekte Beſteuerungsſyſtem an 
dem Fürften Bismard einen eifrigen Ver: 
teidiger gefunden. Sein Reformplan geht 
dabin, die indirekten ©. bes Reichs zu ver⸗ 
mebren und dadurch Entlaftungen auf 
dem Gebiet ber direkten Beiteuerung zu 
ermöglichen. Das Hauptbebenten dagegen 
ift namentlid) dies, daß die indireften ©. 
vorzugsweife bie ärmern Volksklaſſen be- 
laften, weil biefeTben nur dann ergiebig 
find, wenn fie Gegenflänbe bes allgemei- 
nen Berbrauchdtreffen. Val. Hoffmann, 
Lehre von ben ©. (1840); Eiſenhart, 
DieKunft der Deiteuerung 1 SSR); örike- 
mann, Die direkten und indireften ©. 
(1867); v. Schäffle, Die Grundſätze ber 
Steucrpolitit (1880); v. Schlör, Über 
Steuerreform (1881); Sneift, Die 
preußifche Finanzreform durch Regulie⸗ 
rung ber Gemeindeſteuern (1881); Fit- 
ger, Der Steuerreformplan (1881). 

Steuers und Wirtſchaftsreformer, 
f. Aararier. 

Stichwahl, |. Wahl. 

Stimmenmehrheit, ſ. Majorität. 

Stimmzettel, ſ. Wahl. 

Stolgebühren (lat. Jura stolae), bie 
Gebühren, welche bie Geiftlichen für firch- 
liche Handlungen beziehen, jet meift Ac⸗ 
cidenzien genannt. 

Storthing (ſchwed.), die reichsſtändiſche 
Verſammlung von Norwegen (ſ. Schwe⸗ 
den und Norwegen). 

Strafbefehl, ſ. Gericht. 


Steuer⸗ und Wirtſchaftsreformer — Strafe. 


Strafe, das wegen eine begangenen 
Unrechts über den Thäter verhängte fibel. 
In biefem weiteflen Sinn umfaßt ber 
Begriff der S. zunächſt diejenige S., welche 
ſich als ber Ausfluß einer Erziehungs: 
gewalt und eines gewiſſen Auffichtsrechts 
charakteriſiert. Hierher gehört alſo —* 
die Strafgewalt der Eltern den Kindern, 
bes Lehrers den Schülern, bes Dienftberrn 
bem Gefinde und des Lehrherrn Dem Lehr⸗ 
ling gegenüber. Ferner ift audy Die fogen. 
Disziplinarftrafe, welche eine Dienft- 
behörde bem Unterbeamten gegenüber in 
Belang bringen Tann, unter den Begriff 
ber ©. in biefem ollgemeinen Sinn zu 
fubfumieren, ebenjo die Ordnung: 
firafe (Zwangsftrafe), welche eine 
öffentliche Behörde androben und in Boll: 
zug Ki kann, um bie Befolgung einer 
amtlichen Derfügung, 3. 2. einer Borla- 
bung, zuerzwingen. Auch bie fogen. Kon: 
ventionalfirafe, b. b. die vertragd: 
mäßig feitgejeßte ©., welche für ben Fall 
ber Nichterfüllung ober ber nicht rechtzei- 
tigen Erfüllung einer Verbindlichkeit, z. B. 
bei Abfchluß eines Baukontrakts, ausbe⸗ 
bungen wird, ift hier zu erwähnen. Im 
engern und eigentlihen Sinn aber ver: 
ftebt man unter ©. die fogen. Rechts— 
ftrafe, welche unmittelbar auf eine Ge: 

egesporjchrift zurüdzuführen und wegen 

erletzung berfelben in Vollzug zu brin- 
en iſt. Handelt es fich babei um die 

bertretung einer polizeilichen Vorſchrift, 
fo liegt eine Bolizeiftrafe vor, während 
man bei Übertretung eines eigentlichen 
Strafgefees von einer Kriminalftrafe 
ſpricht. Nach den Strafmitteln wird zwi- 
ihen Todesftrafe, Freiheits- und 
ermbgenditrait unterfhieben. Die 
früher üblichen gejchärften Tobesftrafen, 
wie 3. B. das Rad, das Lebendigverbren: 
nen u. dgl., find, ebenjo wie die verftüm: 
melnden unb bie in körperlicher Züchti⸗ 
ung beftehenben Leibesſtrafen, wenig: 

ens in allen zivilifierten Ländern, abge: 
ihafft. Ehrenftrafen fommen nad 
erbiehafuung geroiffer befchimpfenber Stra: 
fen, wie 3.8. ber Brangerfirafe, nur noch 
als Nebenftrafen vor, d. 5. als bie 
Solgen anderweiter, in erſter Linie er: 
annter Strafen, fo 3. B. ber Berluft ber 


Strafgerichtsbarkeit — Strafprogeh. 


Hürgerlichen Ehrenrechte. Nach dem Stra⸗ 
fenfuftem des deutſchen Reichsſtrafgeſetz⸗ 
Buchs inshefondere find folgende Haupke 
ftrafen zuläffig: 1) Todestrafe; 2) Krebs 
heitsſtrafe und zwar: Zuchthaus, © 
sieftrafe, Feftungshaft, Haft;3)@ 
4) Verweis. Die Rebenftrafen 
Strafgefebbuchs find: 1) Ber] 
gerlicen Ehrenrechte; 2) Po 
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3) Ausweifung von Ausländern; Huber⸗ 
weifung an bie Sanbespolizeibehörbe; 5) 
Ginziehung oder Konfiäfation (vgl. bie 
betreffenden Artikel). Das deutſche Mili⸗ 
tärftrafge buch ennt außer ber Tobes- 
ſtrafe reiheitöftrafen: Arxreſt, Ge 
füngnis und Seftungshaft. St Du 
hauõſtrafe verwirkt ober wird auf Ent⸗ 
fernung aus bem ‚ober ber Marine 
‚ober auf Dienftentlaffung erfannt, oder 
wird das militäcifche Dienftverhältnis.ans 
einem andern Grund auf öl, & geht 
die Strafollfiredung eu bie bürger- 
Yichen Behörben über. Wo bie allgemei- 
nen Strafgefege Gelb: und Freibeitöftrafe 
wahlweiſe androhen, barf, wenn durch die 
ftrafbare Handlung zugleich eine militä= 
riſche Dienftpflicht verlegt worben ift, auf 
Geldſtrafe nicht erfannt werben. Endlich 
fommen gegen Perfonen bed Solbaten- 
ands nad, dem beutfehen Militärftcafe 
geſetzbuch folgende Ehrenftrafen vor: Ent» 
fernung auß bem Heer ober ber Marine, 
gegen Offiziere Dienftentlaffung, gegen 
Unteroffiziere Degrabation und gegen n⸗ 
teroffiziere und Gemeine Verjegung in 
bie gelte Rule Be albatenftanbe, 
teoigerihiäbarteit) | Gericht. 
Straftolonien, |. Deportation. 
Strafmilderungsgründe, |. Milz 
bernde Umftänbe. . 
Strafprozeß (Rriminal zog, 
Strafverfahren), bas gerichtliche Ver⸗ 
fahren, weldes für diejenigen Fälle ger 
ordnet ift, in weichen es ſich um bie Uns 
terfuchungund Beftrafung von Verbrechen 
handelt ;aud Bezeichnung für ba8 Stra fz 
prozeßredt, d. h. für bie Gefamtheit 
derjenigen Rectögrunbfäge, welche jenes 
Berfahten regeln; Strafprogekorb- 
nung, Zufammenfafjung folder Nor 
men in einem erförfenden und umfafe 
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fenden Seh, wie es für bas Deutſche 
Rei, in ber Strafprogekorbnung vom 
1. gebt. 1877 gegeben, bie 1. Oft. 1879 in 


ie | Kraft getreten if. Die Zuftänbigfeit ber 
— —A 


in Straſſahen ift durch bas 
beutjche Gerichteverfaffungsgefeg vom 27. 
Ian. 1877 beftimmt und zwar im Ans 
ſchluß an bad —Aã buch. Letz⸗ 
tereß teilt nämlich, dem franzoſiſchen Sy- 
flem folgenb, bie Berbredien ein in: Ber- 
bredien im engern Sinn, Vergehen und 
Übertretungen. Hiernach ift ein Ber 
dreden eine Hanblung, welde mit 
bem Tod, mit Zuchthausfirafe ober mit 
Feſtungs haft von mehr als 5 Jahren bes 
droht ift, alfo 3. B. Mord, Hochverrat, 
Notzucht. Eine mit Feftungshaft bis Er 
5 Jahren, mit Gefängnis Gen 1 Kag bis 
zu 5 Jahren) oder mit Gelbftrafe von 
mehr als 150 MI. bedrohte Handlung ift 
ein Bergehen, jo % DB. ber einfache Diebz 
ſtahl, Ehebruch, die einfache Körperver— 
Tegungu.dgl. Eineübertretung enblich 
ift eine mit Haft (bis zu 6 El ‚ober 
mit Gelbftrafe bis u 150 Mt. bebrohte 
Handlung. Diefe Übertretungen bilden 
das eigentliche Gebiet ber ftrafrichterlichen 
Thätigfeit der Amtögerichte. Aber auch 
gewirfe Teicptere Vergehen, namentlich bies 
jenigen, welche nur mit Gefängnis biß zu 
3 maten ober mit Pe ‚ober mit Gel 
ſtrafe bis zu 600 ME. bebroht find, ger 
are dr ee But ter, welcher in 
affadjen unter Zugiehung von je zwei 
Schöffen Recht Iprict (Saöffen 
geriöh, So — . bas Vergeben 
es einfachen Diebflahls, wenn ber Wert 
bes Geftohlenen 25 ME. nicht überfteigt, 
vor das Schöffengericht, ebenfo bie Bes 
Teibigung und Ki perberlegung, welk 
im Meg ber Privatflage verfolgt wird. 
Auch ift es den Straflammern der Land⸗ 
geiäte nachgelaſſen, eine Reibe leichterer 
ergehen auf Antrag ber Staatsanwalt⸗ 
je am bad Schöffengericht zu verwei- 
jen, wofern in dem einzelnen Fall voraus⸗ 
fichtlich feine Höhere Strafe als Gefängnis 
bis zu 3 Monaten ober Gelbftrafe biß zu 
600 ME. eintreten wir. Für biejenigen 
Vergehen aber, welche nicht vor die Schöf- 
fengerichte gehören, find bie in ber Ber 
fegung mit fünf Richtern — 
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Straffammern ber Landgerichte zuftäin- 
dig. Die Zuftänbigfeit der letztern, bei 
welchen das Laienelement nicht vertreten 
iſt, erſtreckt ſich aber auch auf leichtere 
Verbrechen, welche höchſtens mit fünfjähri- 
ger auatbauaftrafe bedroht find, ferner 
auf Verbrechen jugendlicher, noch nicht 18 
Sabre alter Perfonen, auf gewifle Un- 
uchtöverbrechen, auf ben fchweren Dieb- 
ahl und ſchwere Hehlerei, auf Betrug, 
Diebftahl und Heblerei im wiederholten 
Rückfall, endlich auch auf die in verfchie- 
denen Reichsgefegen, wie 3. B. im Bank⸗ 
gefeß, für ftrafbar erflärten Handlungen. 
Dem eigentlichen Strafverfahren( Ha upt⸗ 
verfahren) bei dem Landgericht geht eine 
Vorunterſuchung voraus, wenn dies 
von der Staatsanwaltſchaft oder von dem 
Angeſchuldigten beantragt wird. Der zur 
übrung von Borunterfuchungen bei dem 
!andgericht beitellte Unterfudungs 
richter darf am Hauptverfahren feinen 
Anteil nehmen. Die Hauptverhandlung 
jelbft findet ftatt auf die von der Staats⸗ 
anwaltichaft erhobene Klage hin und m 
vergängigem Verweiſungsbeſchlu 
ber Straffammer. Die ſchweren Verbre: 
hen aber gehören vor das bei ben Land: 
geriäten periodiſch zuſammentretende 
chwurgericht, beſtehend aus drei rich⸗ 
terlichen Mitgliedern und zwölf Geſchwor⸗ 
nen, welch letztere über die Schuld⸗ oder 
Thatfrage zu entſcheiden haben. In dieſen 
Fällen muß ſtets eine Vorunterſuchung 
ſtattfinden. Über die gegen Kaiſer ober 
Neich gerichteten Verbrechen bes Hochver: 
rats und des Ranbesverrats entjcheidet Das 
Reichsgericht nach vorgängiger Vor: 
unterfu hung: Berufung, welde eine 
nochmalige Entfcheidbung der Sache in 
thatfächlicher wie in rechtliher Hinficht 
berbeifiihrt, ift nur gegen Urteile ber 
Schöffengerichte zuläffig; fie neht an bie 
Straffammer bed Landgerichts. Straf⸗ 
urteile ber Landgerichte und der Schwur⸗ 
gerichte bagegen jind nur durch das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion anfechtbar, durch 
welches lediglich eine nochmalige Prüfung 
der Rechtsfrage herbeigeführt wird, indem 
die Reviſion nur darauf geſtützt werden 
kann, daB das angefochtene Urteil auf 
einner Verlegung ber Gefebe beruhe. Ent: 


Strafrecht. 


gegen dem frühern gemeinrechtlichen Straf: 
prozeßrecht, wonach die Gerichte von Amts 
gan ben Verbrecher einfchritten 


wegen 
nquifitiongprozeß), hat bie 


(fogen. 


beutiche Strafprogekordnung ben mober: 


nen Anklageprozeß aboptiert, wonach 
die Eröffnung einer gerichtlichen Inter: 
fuhung burdy die Erhebung einer Klage 
bedingtift, und zwar regelmäßig ber öffent- 
lien Klage der Staat3anwaltfchaft und 
nur ausnahmaweile, wie 3. B. bei Belei⸗ 
digungen, der Privatflage bes Verlegten. 
Außerdem bat bie beutihe Strafprozer: 
ordnung das Prinzip der Mündlichkeit 
und für das Hauptverfahren das ber Sf: 
fentlichfeit ebenfalld angenommen, wäh: 
rend für die Unabhängigfeit der Ge 
richte in dem Gerihtöberfellungeg ſetz bie 
nötigen Garantien gegeben find. Val. 
Meves, Strafver abren nad) der beut: 
ſchen Strafprozeßordnun — 1879); 
v. Holtendorff, Handbuch des beut- 
ſchen Strafprogebredte in Eingelbeiträ- 
gen (1877 — 79, 2 Bde); Dochow, 
Reicheſtrafprozeß (2. Aufl. 1879); Kom: 
mentare zur Strafprozeßorbnung von 
Löwe, Schwarze, Thilo u. a. 

Strafrecht (Kriminalrecht), im ob 
jektiven Sinn gInteguf der tsregeln 
über ſtrafbare Verbrechen (Fus e); 
im fubjeltiven Sinn bie Befugnis, wegen 
verübten Unrechts Strafe zuzufügen (Jus 
puniendi). Dabei pflegt man bas © 
um erflern Sinn innatürliches (all: 

emeined, philoſophiſches) und po= 
Pitives ©. einguleiien, je nachdem es 
ſich um ſtrafrechtliche Grundſätze handelt, 
welche wir durch Denken als die der Idee 
der Gerechtigkeit und den ſozialen Ver⸗ 
haältniſſen entſprechenden erkennen, oder 
um die gegebenen Strafrechtsnormen eines 
beſtimmten Staats. Die rechtlichen Un⸗ 
terſuchungen über den letzten Grund und 
Zweck der Strafe aber werden Straf: 
rehtstheorien genannt. Das pofitive 
deutſche ©. insbeſondere beruhte in Älterer 
Zeit auf altgermanijchen Rechtsgewohnhei⸗ 
ten und auf Saßungen des römischen und 
kanoniſchen Rechts, bis 1532 in der pein: 
lihen Gerichtsordnung Karla V. 
(fogen. Carolina, Constitutio crimina- 
lis Carolina = C. C. C.) ein einbeit: 


| 


Strafſachen — Stubenarreft. 


iches Strafrechtsbuch gegeben ward. Die 
ſierdurch geſchaffene Kecht3einheit wurde 
edoch ſchon im Lauf des 18. Jahrh. da⸗ 
uch weſentlich abgeſchwächt, daß bie 
Järte jenes Geſetzbuchs mit der fortſchrei⸗ 
enden Humanität durch einen freilich im 
inzelnen vielfach abweichenden Gerichts⸗ 
ebrauch gemildert wurde. Nach und nad) 
‚ber entftanden in ben einzelnen beutfchen 
Staaten befondere Strafgefeßbücher,, na⸗ 
nentlich das Joſephiniſche Geſetzbuch von 
‚787 und das Strafgeſetzbuch des allge- 
reinen preußifchen Landrechts von 1794; 
ud) der franzöſiſche Code penal von 1810 
and in Deutichland Eingang und war 
ür einzelne beutfche Strafgefebgebungen 
on bejonderm Einfluß. So entitand ber 
Interfchieb gmühen gemeimem beuffihen 
ınd partilulärem ©., indem jchließ- 
ich faft alle deutfchen Einzelftaaten ihre 
efondern Strafgejeßbücher — Die⸗ 
er Zerriſſenheit des Rechtszuſtands wurde 
doch Durch das Strafgeſetzbuch des Nord⸗ 
eutjchen Bundes vom 31. Mai 1870 ein 
ende gemacht, welches nach Begründung 
es Deutichen Reichs als Reichsſtraf⸗ 
eſetzbuch von neuem publigiert undaud 
m Reichsland Elſaß-Lothringen einge 
ührt warb. Ein beſonderes Militärftraf- 
efeßbuh für das Deutiche Reid) ift 20. 
kunt 1872 erlafjen worden. Vgl. die Lehr: 
ücher des deutſchen Strafrecht3 von Ber⸗ 
‚er (11. Aufl. 1880), —T Meyer 
1875) ud Schuͤtze (2. Aufl. 1874) ſowie 
doltzendorff, Handbuch des deutſchen 
Strafredhts in Einzelbeiträgen (1877-79, 
Bde.); Kommentare bed Reichäftrafge: 
tzbuchs lieferten Oppenboff, Schwarze, 
tudorff, Meyer: Thorn, Jahn, Blum, 
Zuchelt, Rubo u. a. 

Straffaden, |. Rechte. 

Strafverſetzung, Disziplinarftrafe, 
seldhe in ber Ber esung eined Beamten 
ı ein andre Amt von gleihem Rang 
eſteht; zumeilt mit einer Schmälerun 
es Gehalts verbunden, welche 3. B. nad) 
em deutſchen Reichsbeamtengeſetz vom 
1. März 1873 (Reichögefetsblatt, ©. 61), 

75, nicht über ein Fünftel des Dienft- 
inkommens eine? Reichsbeamten betra⸗ 
en ſoll. Statt der Verminderung des 
dienſteinkommens kann auch eine Geld⸗ 
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ftrafe ausgefprocdhen werben, welche ein 
Drittel des jährlihen Dienfteinfommens 
nicht überfteigt. 
trandamt, |. Seerecht. 
Strandguat, |. Seeredt, Stra: 


ung. 
ra f. Grundruhrecht. 
Strandtri (üranberiftiges@ut) 
Gegenftände, die infolge eines Seeunfalls 
von ber See genen ben Strand getrieben 
und von dem Strand aus geborgen wer: 
ben; ſ. Seeredt. 

Strandung, das Auflaufen und Feft: 
fiten eines Schiffs auf dem Strand, auf 
einer Klippe oder auf einer Sandbank. 
Wird die S. abſichtlich bewirkt, um das 
Scheitern des Schiff zu vermeiden, fo ge- 
hört der dadurch verurfachte Schaden zur 
jogen. großen Havarie (ſ. d.). Die in ver: 
oreerticher Abſicht mit Gefahr für das 
en ver —— — 
nach dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbu 

F 323) mit Zuchthaus nicht unter 5 
ahren und, wenn dadurch der Tod eines 
enfchen verurfacht worden ift, mit Zucht: 
Haus nicht unter 10 Jahren oder mit le 
benslänglihem Zuchthaus beftraft. Wurde 
eine foldye ©. fahrläffigerweife verurfacht, 
fo tritt (5326) Sefängnisftrafe ein. Wer 
endlich ein Schiff, welches als ſolches oder 
in feiner Ladung oder in feinem Fracht: 
lohn verfichert ıft, finfen oder ftranden 
macht, wird mit Zuchthaus bis zu 10 
Sahren und austeic mit Gelditrafe von 
150—6000 MF. beitraft ($ 265). Für 
das Deutſche Reich ift das Strandungs⸗ 
wejen im übrigen burdy die Strandungs- 
ordnung vom 17. Mai 1874 geregelt, na= 
mentlich gilt Died von den Rechtsverhält⸗ 
nijlen in Anfehung des jogen. Strand: 
gut? und von den Befngniſſen der 
tranbämter N Seerecht). 

Sraeneen ei, ſ. Polizei. 

Straßenraub, ſ. Raub. 

Strenger Arreſt, |. Arreſt. 

Strike (engl., ſpr. ftreit), gemeinfame 
Arbeitseinſtellung zum Zweck der Er⸗ 
zwingung beſſerer Lohn- und Arbeitsbe⸗ 
dingungen; ſtriken, die Arbeit in ſolcher 
Weiſe einftelen (j. Arbeitseinitel:- 


[ . 
"hhenartet, ſ. Arreft, 


d 
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Stuprum (lat,, »Notzudte«), f. Un: 
zuchtsverbrechen. 

Subaltern (lat.), untergeordnet, in 
niedern Graden ſtehend. Subaltern⸗ 
beamte, Beamte, welche nicht bie hoͤhern 
Staatsprüfungen abgelegt haben und bei 
einer Behörde in untergeorbneter Thätigs 
feit angeftellt find; Subalternofft:- 
ziere, bie niedrigfte Rangftufe ber Offi⸗ 
giere, zu welcher bie Premiers und Se⸗ 

ondeleutnants gehören. 

Subdataring (Iat.), ſ. Dataria. 

Subditus (lat.), ſ. Unterthan. 

Submittieren (lat.), an den Mindeſt⸗ 
ordernden vergeben; Submiffion, bie 

usbietung von verlangten Lieferungen 
an ben Minbeftforbernben. 

Subordinieren (lat.), unterorbnen; 
Subordination, Unterordnung; beim 
Militär die Pflicht ber Untergebenen zum 
unbedingten Gehorfam dem Vorgeſetzten 
gegenüber, deren Verletzung ftreng beftraft 
wird (ſ. Anfuborbinetion) Bon 
juborbinierten Behörden ift namentlich im 
Gegenſatz zu koordinierten die Rebe, indem 
ber erftere Ausdrud bie Unterordnung 
ber einen Behörde (Unterbehörbe) unter 
bie andre (Oberbehörbe), der Ichtere ba- 

egen das Nangieren mehrerer gleich: 
Hebenber Behörden nebeneinander be: 
zeichnet. 

Snbfidiäre Klinge, |. Privatflage. 

Eubfivien (lat.), Hilfsmittel, insbe: 
fondere Hilfsgelber, welde ein Staat 
dem anbern bezahlt, um biejen in der 
Kriegführung zu unterflüten. Sub⸗ 
fidientraftat, f. Allianz. 

Enbftription (lat.), ſ. Anleihe. 

Subflituieren (Tat.), an eines andern 
Stelle jepen; Subftitut, Stellvertreter, 
Amtsvertreter; Subftitution, Stell 
vertretung, auch die Anordnung einer 
ſolchen, namentlich feitend eines Prozeß: 
benollmächtigten, welcher feine Vollmacht 
auf einen andern überträgt; Subſti⸗ 
tutorium, die zur Beurfunbung befien 
ausgeftellte Urfunde. 

uccedieren (Iat.), nachfolgen; Suc⸗ 
ceffor, Rechtsnachfolger; Succeffion, 
Rechtsnachfolge, ingbefondere Thron: 


folge (1. d.). 
En ragänbifhof, ſ. Biſchof. 


TT— — — — — — — E 


Stuprum — Synobal= und Presbyterialverfaffung. 


Suffrage universel (franz., ſpr. fühl 
rapid üniwerſell), allgemeine? Stimmredt 
(j. d. und Wahr). 

‚ ©uperintendent (lat.) Oberauffeher; 
in evangelifchen Ländern Zitel des erften 
Geiftlihen einer Ephorie ober Diözefe, 
über welche berfelbe die Aufficht zu führen 
bat. Über ſämtlichen Superintendenten 
einer Provinz ſteht in Preußen ber Gene: 


ralfuperintendent, welch leßtere Be 


zeihnung Übrigens in mandyen Staaten 
auch als Ehrentitel vorkommt. 
urtaxe(franz,, jpr. Hürtag), Zu ſchlagẽ 

tare; 8. d’entrepöt, Unterfcheibungzzoll, 
. Entrepot. 

Suſpendieren (Iat.), zeitweife auf⸗ 
beben, entheben, namentlich ein Gefet 
zeitweilig außer Wirkjamfeit, einen Be 
amten zeitweilig außer Thätigfeit feßen; 
Zuſtenſion, vorläufige Dienſtent⸗ 
etzung. 

Suſtentation (lat.), f. Apanage. 

Suzeränität (frz.), Oberhoheit, Ober: 
lehnsherrlichkeit, Inbegriff derjenigen 
Rechte, welche der Beherrſcher eines ſouve⸗ 
ränen Staats über halbſouveräne Staa: 
ten, namentlich biöher ber türfifche Sul: 
tan über Serbien und bie Donaufür: 
jtentümer, ausübte; auch f. v. w. Sou: 
" unDitatsverk den, ſ 

udikatſsverbrechen, ſ. Beugun 

des Reste. gung 


Synkratie (griech., »Mitherrſchaft), 
Bezeichnung für die ſogen. Repräfentativ- 
vertaffung, in welcher das Volk ein Mit: 
wirfungsrecht bei den wichtigften Regies 
rungshandlungen bat, im Geyenfaß zur 
fogen. Autofratie, in welcher ein unum: 
ſchränkter Monarch an ber Spike des 
Staats fteht. 

Synodäls und Preöbyterialperfaf: 
fung, in ber proteftantifchen Kirche bie: 
jenige Einrichtung, bei ber Synoden und 

resbyterien (Rirhenältefte, Kir: 
henvorftände) eine repräfentative Kir: 
chergewalt ausüben. Das Preshyterium, 
aus dem Geiftlihen und einer Anzahl von 
Gemeinbeglievern beſtehend, bildet ben 
Vorſtand einer Lofalfirhe. Die Synoben 
zerfallen in Kreis-, Diözefan= oder Bro 
vinzial= und Landesſynoden und bilden, 
aus Geiftlihen und Laien beftehenb, eine 


— 


Tabaksmonopol — Tabakſteuer. 


aufſteigende Inſtanz. Die Landesſynode 
übt mit dem Landesherrn zuſammen die 
geſetzgebende Gewalt in der Kirche aus 
und nimmt in der Regel durch einen ſtän⸗ 
digen Ausſchuß an wichtigern Verwal⸗ 
tungsmaßregeln des Kirchenregiments 
teil, inſofern in ben meiſten Kirchenver⸗ 
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letzterer den Staatsbeamten die ausſchließ⸗ 
liche Leitung der kirchlichen Angelegenheiten 
aufieht, Synobdalverfaflung beſieht ins⸗ 
eſondere in den reformierten Kirchen 
Frankreichs, Englands, Schottlands, der 
Niederlande und Norbamerifas, in den 
ſchweizeriſchen Kantonen Waadt u. Genf, 


faffungen noch eine Verbindung der Synos | in den acht alten preußischen Provinzen, in 


bal- mit der ältern Konſiſtorialverfaſſung 
(f. Konfiftorium) befteht, bei weld 


ber bayrifhen Rheinpfalz, in Oldenburg, 
Baden, Deutih:softerreich. 


T. 


Tabaksmonopol, ſ. Tabakſteuer. 

Tabakſtener, Verbrauchsſteuer, welche 
vom Tabak erboben wird. Im Deutſchen 
Reich iſt neuerdings eine weſentliche Er⸗ 
höhung der T., welche für Rechnung des 
Reichs entrichtet wird, durch das Reichs⸗ 
geſetz vom 16. Juli 1879, betreffend die 

eſteuerung des Tabaks, ſtatuiert worden. 
Dieſe Steuer, welche vom 1. April 1880 
an von dem innerhalb des Zollgebiets er⸗ 
zeugten Tabak erhoben wird, beträgt für 


das Jahr 1880: 20, für das Jahr 1881: 
30 und für das Jahr 1882 und die 
Folgezeit 45 ME. für 100 kg, während 


fie früher 4 ME. betragen batte. Für 
Tabafspflanzungen auf Grunditüden von 
weniger als 4 Ar Flächengehalt tritt an⸗ 
ftatt Diefer Gewichtöfteuer die Beſteuerung 
nad) Maßgabe des Flächenraumß ein. 
Die T. beträgt bier für ein Quadrat⸗ 
nıeter der mit Tabat bepflanzten Grund: 
fläche jährlich für 1880: 2 Bi für 1881: 
3 Pf. und für das Jahr 1882 und für 
bie Folgezeit 4,5 Pf. Dazu kommt ber 
erhöhte Eingangszoll auf Tabak (Tabak 
zoll). Diejer Zoll ift jeit 25. Juli 1879 
von 12 auf 42a ME. pro Zentner Rob: 
tabaf erhöht worden, indem Tabafshlätter 
und =Gtengel ſowie Tabakſaucen mit 
einem Zol von 85 ME. pro 100 kg 
belegt find, während von Zigarren und 
—A— 270 ME. und von anderm 
abrizierten Tabak 180 ME. pro 100 kg 
erhoben werden. Trotz biefer außer: 
ordentlichen Mehrbelaftung bes Tabak 
hat Fürſt Bismarck befanntlich erflärt, 
»baß ber Tabak noch mehr bluten müffe« 


Sein Ideal ift das Tabaksmonopol, 
b. 5. die alleinige Fabrikation von Tabak 
in Regierungsanftalten und der alleinige 
Verkauf von Tabak durch die Beauf: 
tragten ber Regierung für Rechnung ber 
legtern.. Das Tabaksmonopol befteht 
namentlih in Biterreih, Stalien und 
Tranfreih und ift dort allerdings eine 
ausgiebige Finanzquelle. Allein in jenen 
Staaten wurde das Monopol zu einer 
get eingeführt, in welcher bie dortige 

abaksinduſtrie nur wenigentwideltwar, 
während es ſich in Deutſchland um einen 
blühenden Induftriezweig handelt, welcher 
auf diefe Weife vernichtet werben würde. 
Eine von ber Reichsregierung berufene 
Enquetekommiſſion berechnete, daß eine 
billige Entfchäbigung ber Tabaksfabrikan⸗ 
ten die Summe von etwa 687 Mill. ME. 
erfordern würde. Ebendiefelbe Kommiſſion 
ſprach fih mit acht gegen drei Stimmen 
gegen das Monopol aus. Gleichwohl zählt 
a8 Monopolprojekt des Kanzlers zahlreiche 
Anhänger; auch hat ſich die württem⸗ 
bergiſche Regierung ebenſo wie der dortige 
Landtag für das Monopol ausgeſprochen. 
Auf der andern Seite iſt ein Hauptargu⸗ 
ment gegen das Tabaksmonopol dies, daß 
weſentlich die geringern Sorten es find, 
welche das meiſte einbringen, ſo daß es 
12 alfo dabei vorzugsweiſe um eine Be⸗ 
laltung ber wenig bemittelten Volksklaſſen 
handeln würbe. In Franfreid, wo ber 
Aufichlag beim Monopol regelmäßig 430 
Proz. beträgt, werben auf bie aller: 
Bilfigite Sorte, ben fogen. Kaporaltabak, 
597 Proz. Nutzen verrechnet, jo daß fi 
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ber Preie dieſer billigften Sorte auf 
5 ME. pro Pfund —* Nach der Enquete 
wurden in Deut lan im Tabaksbau 
63,000 Menſchen beichäftigt. Der Per: 
fonalftand ber Robtabafshandlungen ift 
11,700. Außerdem beftanden 1878: 
15,000 Fabrikalionsbetriebe mit einem 
Berfona fand von 132,000 Menfchen. 
em fteben in Frankreich, wofelbft das 
Monopol am einträglichften ift, indem es 
5124 ME. pro Kopf der Bevölferung und 
ko Jahr einbringt gegen 2!/s Dit. in 
ſterreich⸗ Ungarn und 2'/s ME. in Stalien, 
in 16 Manufalturen, welche den fran- 
zöfifchen Geſamtbedarf decken, nur 16,000 
Arbeiter gegenüber. Übrigens wirb für 
bas Monopol in Deutſchland neuerdings 
durch bie Faiferlihe Tabaksmanufaktur 
in Straßburg ber Boben bereitet, welche 
aus ber franzöfifhen Monopolverwaltung 
übernommen worden ii außerhalb des 
—— veihe ialengrünbetund 
ber Privattabalsindu rie eine läftige und 
unbillige Konfurrenz macht. Der deutfche 
Neichetag bat zwar 1880 in einer Refo: 
Iution ſich gegen eine weitere Erhöhung ber 
T. und gegen das Monopol ausgefproden; 
dies ſchließt jedoch ſelbſtverſtändlich nicht 
aus, daß der Fürſt Bismarck bei günſtiger 
Gelegenheit auf feine Lieblingsidee zurück⸗ 
kommen und auf dieſe Weiſe den Verſuch 
machen wird, die Reichskaſſe durch eine 
Einnahme zu füllen, welche ſich der bud⸗ 
getmäßigen Kontrolle der Volksvertretung 
möglichſt entziehen würde. 
abor, —— fiir ſlawiſche, be⸗ 
ſonders tſchechiſche, Vollsverſammlungen. 
Tafelgüter (lat. Bona mensalia), 
zum Unterhalt des landesherrlichen Hofs, 
beſonders in den ehemaligen geiſtlichen 
Staaten, beſtimmte Gilter. 
Tagegelder, |. v. w. Diäten (ſ. d.). 
Tagesordnung, für Verſammlungen 
und für die Sitzungen von Kollegien bie 
Reibenfolge und das Verzeichniß der zur 
Beratung kommenden Gegenftände, welche 
im voraus feitzuftellen find. Dies ift der 
Regel nad) Sache des Vorfikenden. So 
wird nach ber Gefchäftsorbnumg bes beut- 
ſchen Reichstags vor dem Schluß einer je: 
ben Plenarfigung bie T. für bie nächſte 
Sipung durch den Bräfidenten verfündigt. 


Tabor — Tarif. 


Erhebt fich bagegen ein Wiberfpruch, fo 
entjcheibet ber Reichstag felbft Darüber, \ 
bieler Wiberfpruch begründet ifl. Die T. 
felpft wird den Mitgliedern bes Reichs⸗ 
tags unb bes Bunbesrats burch ben Drud 


: | mitgeteilt. Der Ausdrud »zur T. über: 


gehene bedeutet, daß ein Antrag oder 
eine Vorlage nicht weiter diskutiert und 
baß diefer Gegenſtand verlaffer werben 
fol. Dabei wird zwiſchen einfacher und 
motivierter T. unterfchieden, je nad: 
bem dies ohne ober mit Angabe von Grün: 
ben geichieht. Nach ver Geſchäftsordnung 
bes deutſchen Reichstags insbeſondere kann 
der Antrag auf einfache T. zu jeder Zeit 
geſtellt werden und bedarf keiner Unter: 
ſtützung. Nachdem ein Redner für und 
ein Redner gegen denſelben BR wor⸗ 
den iſt, erfolgt darüber der Beſchluß des 
Hauſes. Im Lauf derſelben Diskuſſion 
darf jebod ber einmal verworfene Antrag 
auf X. nicht wiederholt werben. Ebenſo 
fönnen Anträge auf motivierte T. zu je 
der get vor Schluß ber Verhandlungen 
geftellt werden. Haben derartige Anträge 
jedoch dem Reichstag noch nicht gebrudt 
vorgelegen, fo muß, fofern fie angenom- 
men werben, in ber nächſten Situng nad 
erfolgtem Drud und Verteilung nodymals 
ohne Disfuffion darüber abgeftimmt wer: 
den. Die Anträge auf motivierte T. find 
vor ben übrigen Amendements zur Al 
ſtimmung zu bringen. Über Anträge des 
Bundesrats kann nicht zur T. ũübergegan⸗ 
gen werben. 

Tagfahrt, |. Termin. 

Taleman (ſchwed.), der Sprecher des 
Bauernſtands auf ben ſchwediſchen Reichs: 
tagen. 

Talon (franz., ſpr. »Iong), Zingleifte 
(j. Koupon). 

Tarif (arab.), Verzeichnis von Preiss, 
Lohn oder Wertfägen, fo insbeſondere 
ber Zollabgaben (Zolltarif), wie z. 3. 
ber deutjche Zolltarif von 1879 (f. Zoll), 
bes Preiſes fremder Münzen bei der An 
nahme in Öffentlichen Kaflen (Münz: 
tarif), der Eifenbahnfrachtfäße u. bat. 
In legterer Beziehung ſpricht man in? 
befondere von einer Eifenbabntarif: 
politif; tarifieren, auf einen T. 
bringen; tarifierte Münzen, folde 





Tarieren — Telegraphenweſen. 


Münzen, denen burdy den Münztarif ein 
beftinmter Kurs gegeben ift. 

Tarieren , abihäben; Tare (Tara: 
tion), Schäßung, Wertbefiimmung einer 
Sache durch (meift vereibete) Wertichäßer 
(Zaratoren);obrigfeitliche Preisbeftim- 
mung für gewiffe Lebensbebürfniffe oder 
Dienftleiftungen (j. Gewerbegef de 
gebung); auch Bezeihnung für gewiſſe 
Gebühren und Abgaben, 3. B. Stempel: 
tare u. dal. 

Te Deum (nämlich laudamus, > Herr 
Gott, dich Toben wir«), Anfangsworte 
und Bezeichnung des fogen. Ambrofiani- 
ſchen ſorg ſangs welcher namentlich nach 
großen Siegen und ſonſtigen wichtigen 
Ereigniſſen angeſtimmt wird. 

Teilnahme am Verbrechen, bie Betei⸗ 
ligung mehrerer Perſonen an einer ſtraf⸗ 
baren Handlung. Dieſe mehreren Perſo⸗ 
nen, welche ſich an der Ausführung eines 
Verbrechen? beteiligen, werden in dem 
deutihen Strafgeſetzbuch als Mitt hä⸗ 
ter, Anftifter und Gehilfen ($ 50) 
klaſſifiziert. Mitthäter, Mitſchul— 
dige, Komplicen einer verbrecheriſchen 
That ſind diejenigen, welche ein Verbrechen 
in gemeinſamer Weiſe begehen, oder wie 
das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch (F 47) 
ſagt: »Wenn mehrere eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung gemeinſchaftlich ausführen, jo wird 
jeder als Thäter beftrafte. Wird dagegen 
die verbrecherifche That von einer Perſon 
(dem fogen. phyſiſchen Urheber) aus: 
geführt, welche hierzu von einer andern 
(dem ſogen intelleftuellen Urheber) 
durch Geſchenke oder Veriprechen, durch 
Drohung, durch Mißbrauch des Anſehens 
oder ber Gewalt, burch abfichtliche Herbei⸗ 
führung ober Befürberung eines Irrtums 
oder durch andre Mittel vorfäglich bes 
ſtimmt worden war, fo den biejer letz⸗ 
tere als Anftifter (j. b.), welcher gleich 
dem Thäter beitraft wird. Hat dagegen 
der Teilnehmer dem Thäter zur Begehung 


des Verbrechens oder Vergehens nur burd) | C 


Rat oder That wifjentlich Hilfe geleiftet, 
jo wird derfelbe als Gehilfe bezeichnet. 
Die Strafe des Gehilfen richtet * nach 
den Grundſätzen über die Beſtrafung des 
Verſuchs und iſt dieſen entſprechend zu 
ermaͤßigen (ſ. Beihilfe). Vgl. Langen— 
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beck, Die Lehre von der 2.(1368) :Schüße, 
Die notwendige T. (1869). 
Zelegrapbenweien, im Deutichen 
Reich, abgelehen von Bayern und Würt- 
temberg, ebenfo wie das Poſtweſen für 
Reichsſache erllärt und dem Reichspoſt⸗ 
amt unterſtellt (ſ. Poſt). Die Anzahl der 
Telegraphenanſtalten im Reichstelegra⸗ 
phengebiet beträgt (1881) 5668. Im Be⸗ 
trieb befindlidy find 60,292 km Telegra: 
phenlinien mit 215,909 km Leitungen 
(einſchließlich 5236 km unterirdifche Tele- 
rapbenlinien mit 35,780 km unterirdi- 
cher Leitungen) jowie 39,350 km Rohr: 
leitungen und 24,389 km Kabelröhren- 
linien mit 39,379 km Kabelröhren. Zur 
Bermittelung telegranilaer Korrefpon- 
benz dienen ferner 2816 Eifenbahntele- 
grapbenftationen. Eine Telegrapben- 
orbnung für das Deutfche Reich ift 21. 
Juni 1872 (Reichsgeſetzblatt, ©. 213 ff.) 
erlaſſen. Eine Mbänberung berfelben ift 
duch Verordnung vom 24. San. 1876 
(Reichzzentralblatt, ©. 101 ff.) verfügt 
worben. Hiernach wird für das gewöhn⸗ 
lihe Telegramm auf alle Entfernungen 
eine Grunbtare von 20 Pf. ohne Rüdficht 
auf die Wortzahl und baneben eine Wort- 
tare von 5 Pf. Ihr jedes Wort erhoben. 
Die im telegraphilchen Verfehr zugelaffe- 
nen, der Adreſſe voranzuftellenden kurzen 
Zeichen, welche für je ein Wort gezählt 
werden, find folgende: D. für »dringenbes 
Telegramme, für welches die dreifache Tare 
eines gewöhnlichen Telegramms zur Er: 
hebung fommt, und welches den Vorran 
bei der Beförderung vor den übrigen Pri- 
vattelegrammen bat; R.P. für » Antwort 
bezahlt« (als Gebühr für das vorauszu- 
bezablende Antworttelegramm wird regel- 
mäßig die Gebühr eines gewöhnlichen 
Felegtamms von zehn Worten berechnet); 
T. ©. für »kollationiertes Telegramme, 
wofür die Hälfte der Gebühr für das ge- 
wöhnlicheTelegramm felbft berechnet wirb; 
.R. für »Empfangsanzeige« (für eine 
ſolche ift diefelbe Gebühr wie für ein ge- 
wöhnliches Telegramm von zehn Worten 
zu entrichten); F. S. für »Nachzufenden«; 
P.P. für »Poſt bezahlt«; X. P. für »E&r- 
preß bezahlte. Eine Gewähr für die rich: 
tige Überfunft oder die Überfunft und Zu: 
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ftellung ber ——— innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſt leitet bie Telegraphenver⸗ 
waltung nicht. Es wird jedoch die ent⸗ 
richtete Gebuͤhr für jedes Telegramn er⸗ 
ſtattet, welches durch die Schuld der Tele⸗ 
graphenverwaltung gar nicht oder mit be⸗ 
deutender Verzögerung in die Hände des 
Adreſſaten gelangt ift, desgleichen für das 
Tollationierte Telegranım, welches infolge 
Berftümmelung erweislich feinen Zweck 
nicht bat erfüllen Fönnen. 

ermin (Iat., »Zagfahrt«), in ber 
Rechtsſprache die beftimimte Zeit, zu wel- 
her etwas geihehen muß; Gerichtätag, 
Amtstag. 

Zerritorialarmee, |. Frankreich. 


Territorialhoheit, die Geſamtheit ber | 


Befugniſſe, welche der Staatsgewalt in 

bezug auf das Staatsgebiet zufommen; 

im ehemaligen Deutjchen Reich |.v. w. Lan⸗ 

derbodrit im Gegenſatz zu der Reichs⸗ 
ohei 


eit. 
erritorialſyſtem, |. Territorium. 
Zerritorinm (Iat.), Grund, Bezirk, 
auch |. v. iv. Staatsgebiet. In der nord: 
amertfaniichen Union verfteht man unter 
X. (territory) ein durch Kongreßafte ab: 
gegrenzted Gebiet, das bie zur Aufnahme 
in den Staatenverband erforberlicdhe Ein- 
wohnerzahl noch nicht hat und von einem 
Gouverneur regiert wird. Territorial, 
ein beftimmtes T. betreffend, Damit ver- 
fnüpft. Im Staatsreht verftehbt man 


unter Territorialprinzip diejenige | f 


Theorie, welche das Staatsgebiet als bie 
Grundlage ber Staatögewalt und des 
Staats jelbft auffaßt; nicht zu verwech⸗ 
feln mit dem mittelalterliden Patri⸗ 
monialprinzip, wonad) der Landesherr als 
Eigentümer bed Staatögebiet3 betrachtet 
wurde. Im Kirchenrecht verftand man 
früher unter Territorialfyftem die: 
jenige Theorie, nach welcher dem Landes- 
herrn die Ausübung ber gefamten Kirchen: 

ewalt als Ausfluß ber Staatsgewalt zu: 

eben follte, ein Grundfaß, weldden man 
durch die Formel ausdrüdte: »Cujus re- 
gio, ejus religio« (»Wem bas Land je 

ört, nad) dem richtet fich das Religiongbe- 
enntnis«). Im Strafrecht bezeichnet man 
mit Territorialprinzip ben früher vielfach 
verteibigten Grundſatz, wonach nur die im 


Zermin — Thron. 


Inland begangenen Verbrechen ber im 
landiſchen Strafgemalt unterliegen ſollten. 

Terrorismus (Iat.), Schredensherr: 
ſchaft, Gewaltherrſchaft; Terr oriſt, An⸗ 
bänger eines ſolchen Syſtems; tertori⸗ 
fieren, eine Gewaltherrfchaft ausüben. 

Teftament (Tat.), letter Wille, lebe 
tillige Erbeinjegung; politiige T. 
bie Niederſchrift eines Staatémanns, 
welche deſſen Ideen über die künftige be: 
litiſche Entwidelung eines Volks und über 
diejenige Regierungsweiſe enthält, meld 
ihm gegenüber zu beobachten fein mögte. 

Testimonfum (Iat.), Zeugnis; z.d.t 
morum, Sittenzeugnis; t. paupertats, 
Armutszeugnis 2c. 

Testis (lat.), ſ. Beute | 

Thaler, deutſche Silbermünze, =) 
Marf, früher = 30 Silbergroigen, auf 
ben Außfterbeetat geſetzt. Der, Name 
fommt von einer zuerft in Joachimethal 
geprägten Münze ber. u 

Thatfrage (Schuldfrage), bei einem 
Verbrechen die Frage, ob der Angeſchul: 
digte ber ihm zur Laſt gelegten Handlung 
ſchuldig fet oder nicht, im Gegenſah zu! 
fogen. Rechtsfrage, d. h. ber dat | 
unter welche Beitimmung des Straigeltt: 
buchs die That zu fubfumieren und mt 
fie zu beitrafen fei. Zur Beantwortung 
der T. werden bei fchmereren Verbrechen 
°C worne zugezogen. 

eofratie (griechifch, »Gotteäher: 

haft«), diejenige Regierungsform, beide! 
die Gottheit ſelbſt als der eigentliche Hert 
ſcher betrachtet wird, welcher durch jein 
Diener regiert. Died war insbeſondere di 
Anfhauungsart des jůdiſchen Volt, ml 
ches Jehovah durch den Richter, Prieitr 
(Briefterftaat) und Propheten behert 
jche. Neuerdings hat Bluntſchli dafit 
bie Bezeichnung Sdeofratie und für De 
Ausartung biefer Staatsform bei den 
Gößendienern ben Ausdrud Idolokra— 
tie vorgefchlagen. Auch der alte ägppit 
ſche Staat und der altindifche Staat waren 
Priefterftaaten, wie denn überhaupt di 
meijten orientalifchen Staaten trag I 
monardhifchen Korm einen theofratifgen 
Charafter haben. 
En (isländ.), f. Ding  _ 
Thron (griech.), der durch erhöhte Ste‘ 


Thronentfagung — Thronrede. 


lung, foftbare Stoffe und Tunftreiche Ar- 
beit ausgezeichnete Sig für fürſtliche Per: 
jonen; das Attribut der Herrichergewalt. 
Der T. ift ftetS in einem befondern Saal 
(Thronfaal) aufgeftellt und rubt ge 


wöhnlich auf einem Geſtell, zu dem meh: | fa 


tere Stufen führen. Über bem Sefjel iſt 
in ber Regel ein Thronhimmel ange 
bracht, d. h. eine an ber Wanb befeftigte 
verzierte zeltartige Dede mit prächtigen, 
meift aus Seide und Golbftoff beitehenden 
Dehängen. Jetzt wirb ber T. von ben 
Dürfen nur bei feierlichen Gelegenheiten 
enußt, wo ber Fürſt als Träger ber 
Herrſcherwürde auftreten muß. Sym- 
bolifch bezeichnet T. bie Herrſcherwürde 
eder Herrichergewalt felbit, baher Die Aus⸗ 
brüde: ben T. befteigen, jemand vom T- 
ſtoßen ꝛc. Thronerbe, Thronlehen, Thron: 
täuber (Ufurpator) ıc. 
Zhronenifagung, |. Abdankung. 
Zhronfolge( Thronerbfolge, Suc⸗ 
cejfion), der Eintritt bes Regierungs⸗ 
nachfolgers in die Souveränitätärechte des 
bisherigen Monarchen. In Erbmonarchien 
ift dieß ein Vorrecht der herrſchenden Dy⸗ 
naftie, welche8 durch die Staatsverfaſſung 
und durch gausgel ete regelmäßig in aus⸗ 
führliher Weife normiert if. Die T. 
richtet fich nach dem Grunbfaß ber Unteil- 
barfeit des Staatögebiet® und nach dem 
der Erfigeburt (Brimogenitur). Da 
die früher üblichen Länderteilungen zwi⸗ 
hen den verfchiedenen Söhnen eines 
Fürſten zur Zerfplitterung ver Macht und 
zu einer Schwächung des Glanzes dieſer 
pirftenbäufer führten, wurbe in Deutſch⸗ 
and zunächſt für bie Kurfürften das 
Recht der Primogeniturerbfolge er 
Hausgeſetze andrer fürftliher Häufer adop- 
tierten das Prinzip, welches jet fall in 
allen Staaten und namentlid in allen 
deutfchen Staaten zum Staatsgrundgeſetz 
geworden ifl. Das Ehromtolgereät 
wird durch eheliche und leibliche Abftam- 
mung (Defzendentenerbfolge) begrünbet. 
Außerdem iſt e8 aber notwendig, daß bie 
Ehe eine ebenbürtige war (ſ. Eben bür— 
tigfeit). Nach den meiften Berfaffungen 
find ferner Abſtammung durch Männer und 
männliches Gefchlecht erforderlich (agna= 
tifche oder männlide T.). In man 
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hen Staaten ift bie kognatiſche T., 
b. b. die X. von Frauen und von Män- 
nern, bie von Frauen abflammen, über: 
paupt ausgefchloflen. Es ift dies bas 
ogen. Saltiche Geſetz, welches, non ben 
iihen Franken flammend, auf bas 
Thronfolgerecht in ber fräntifchen und 
ſpãter in der franzöfiihen Monarchie über: 
ging. In andern Staaten beſteht nur 
ein Borzug des Mannsſtamms vor dem 
Weibsſtamm, indem eventuell bei bem 
Ausfterben bes erftern die kognatiſche T. 
zuläffig ift. Diefer letztere Grundfaß gilt 
3. B. in Bayern, Sachſen und Württem⸗ 
berg, während die preußifche Verfaffung 
(Art. 53) beftimmt: »Die Krone ift den 
königlichen Hausgeſetzen gemäß erblich in 
dem Mannsſtamm bed öniglichen Haufes 
nad) dem Rechte ber Erfigeburt und ber 
agnatifchen Linenlerbfolge«. In England 
und in Spanien ift fogar eine mit ber 
agnatifchen vermifchte weiblihe T. (suc- 
cessio promiscua) Rechtens, indem nur 
bie Söhne bes regierenden Monarchen und 
beren männliche Deſzendenz einen Vorzug 
vor ben Töchtern haben, während bie Töch- 
ter und beren Deſzendenz bie Brüder und 
andre Agnaten in ber Seitenlinie aus⸗ 
ſchließen. Die Ahronfolgeorbnung 
ift regelmäßig bie Linealfolge, verbun- 
ben mit ber Brimogeniturordnung, 
db. h. der Seftgeborne und bei feinem vor 
ber Thronerledigung erfolgten Ableben 
deſſen erftgeborner Deſzendent fuccedieren. 
In Ermangelung jeder Defzendenz kommt 
der Erſtgeborne der dem lebten Regenten 
nächſten Linie (d. h. die Gefamtheit der 
buch einen gemeinfamen Stammmvater 
verbundenen Perſonen) an die NWeibe. 
Bol. Schulze, Das Recht der Erfigeburt 
in den beutfchen Fürftenhäufern (1851); 
Heffter, Die Sonderrechte der fouveränen 
und ber mebiatifierten, vormals reichs⸗ 
ftändigen Häufer Deutſchlands (1871). 
Thronrede, die Rede, mit welcher der 
Monarch oder an beilen Stelle ein ver: 
antwortliher Minifter die Sißungen der 
Vollsvertreter eines Fonftitutionellen 
Staats eröffnet. Sie bezeichnet die von 
ber Landesvertretung zu behandelnden 
Gegenftände und gibt zugleich eine Dar- 
Vegung ber äußern und innern Verhält⸗ 
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nifle des Staats. Die T. wirb baber zu: 
gleich als Programm des Minifteriums, 
welches ihren Inhalt zu vertreten bat, 
angeſehen und bei befonderer Beranlaf: 
fung von der Kammer in einer Adreſſe 
beantwortet. 

Thurn und Zaris, mebiatifiertes deut: 
ſches Fürftenhaus, das früher im Deut- 
ſchen Reich und in den ſpaniſchen Nieber- 
landen mit dem Poſtregal belieben war, und 
beffen Poſtverwaltung in mehreren beut- 
ſchen Kleinftaaten bis zur Gründung de? 
Norddeutſchen Bundes beftand (ſ. Pot). 

Tiãra (griech.), urſprünglich bie Kopf⸗ 
bedeckung ber altperſiſchen Könige, jetzt bie 
dreifache päpſtliche Krone. 

Tierquälerei, bie Übertretung, deren 
ſich derjenige ſchuldig macht, ber öffentlich 
ober in Ärgernis erregender Weife Tiere 
boshaft quält oder roh mißhandelt, wird 
nach bem beutfchen Strafgeſetzbuch (F 360, 
Nr. 13) mit Haft bis an 6 Wochen ober 
nit Geldftrafe bis zu 190 Mk. beitraft. 

Tiers-etat (franz., fpr. tiährs«eta), der 
britte Stand; in Frankreich ehedem ber 
Bürgerftand, welcher neben dem Adel und 
dem Klerus die dritte Kurie der Reichs: 
ftände (Etats généraux) bildete. 

Times (engl., pr. teims, »Beiten«), 
Titel des bedeutendften Organs ber eng- 
lichen eitungspreſſe, in London erſchei⸗ 
nend. Vie Zeitung, welche als »London 
daily universal Register« 13. %an.1783 
von dem Buchdruder Sohn Walter ge 
gründet ward, führt den Titel T. feit 1786. 

Timokratie (griech), Staatöverfaf- 
fung, nach welcher die politifchen Rechte ber 
Staatsbürger fi nad) dem Vermögen und 
Einfommen berfelben richten, wie Dies im 
alten Rom nad) der Berfafjung des Ser- 
vius Tullius der Fall war. 

Zirol, gefürftete Grafſchaft, Kronland 
ber öfterreichifchen Monardie (ſ. Ofter- 
reg Ungarn) 

Titel (Iat.), Bezeichnung des Amtes, 
des Ranges und der Würde einer Perfon, 
daher man owiſchen Amtsd-, Ehren: und 
Stanbestitel unterfcheidet; Titulatur, 
Betitelung; titular, nur dem T. nach, 
b B. Titularrat, Titularprofeffor. Unter 

en verſchiedenen fonftigen Bebeutungen 
des Worts T. ift hier namentlich noch die: 


Thurn und Taxis — Todeaftrafe. 


jenige hervorzuheben, wonach T. ben geſeß 
lien Grund bezeichnet, vermöge deſſen 
jemand ein Recht ausübt, z. B. Befiktitel. 
Todesſtrafe, die Hinrichtung eines 
Verbrechers wegen eines zu ſchulden ge: 
brachten Verbrechens. Während bad il: 
tere Strafrecht zwiſchen gejdärfter 
ne und einfacher T. unter: 
chied, hat bie fortfchreitende Humantäl, 
wenigftens in allen zivilifierten Linden, 
die gefhärften Todesftrafen, wie Rad, 
Pfählen, Vierteilen, Feuertod, beſeitigt, 
und fo fennt die moderne Strafgelege: 
bung nur bie einfache T., welde in ven 
meiften Staaten, namentlich auf ın 
Deutichland, durch Enthauptung undzwat 
meiſtens mittel3 des Fallbeils, in nr 
land, Oſterreich und Amerika burd Er: 
würgen am Galgen und in Spanien du 
Bruch der Halswirbel —5 erfelat 
ALS militärifche T., welche aber nad dt: 
bängung des Belagerungszuftands auf 
gegen Zioiliften zur Anwendung fommt 
ift das Erfchießen gebräuchlich. Diefrüht 
allgemein übliche Sffentlichfeit der Ziel: 
ftredung ber T. befteht nur nod auf 
nahmaweife, 3. B. in Frankreich und Si 
lien; fonft wird biejelbe vegelmäbtg m 
einem umfchlojjenen Raum (fogen. ST: 
tramuranbinrichtung) volgogen, 1 
feit 1869 auch in England. Nach Mt 
deutfchen Strafprozeßordnung müſſen ji! 
Vollſtreckung ber T. zwei Gerichtöpert 
nen, ein Beamter ber Staatsanwaltſchan 
ein Gerichtsfchreiber und ein Gefüngi 
beamter zugezogen werben. Der Ortsrer 
ftand aber hat zwölf Perfonen aus NE 
Vertretern oder aus andern achtbaren it 
gliedern ber Gemeinde abzuordnen, IM 
der Hinrichtung beizuwohnen. Außerden 
ift einem Geiftlihen von bem Religient 
befenntnis bes Verurteilten und dem ve 
teibiger ſowie nad) Ermeſſen des bie Cd 
firedung leitenden Beamten auch anktt 
Perſonen ber Zutritt zu geftatten. da 
Leichnam bes Hingerichteten iſt den Au⸗ 
gehörigen desſelben auf ihr Verlang 
zur einfachen, ohne Feierlichkeiten votzt 
nehmenden Beerdigung zu berabfolt 
An ſchwangern oder geifteskranfen 1 
fonen darf die T. nicht vollſtreckt werk 
Ihre Vollſtreckung ift überhaupt nut 











Zoleranz — 


älfig, nachdem bie Entihliefung bes, 
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jondere Torpedoboote kejtimmt. Tor: 


Ztaatsoberhaupts ergangen if, Lk, ven bem dem! pebobepots beheben | in ubelmöhanen 


Begnabigungsredht Teinen Ge 
ben zu wollen. Das beutiche Reiche- 
irafgeſetz bedroht mit der T. ben voll⸗ 
ndeten Mord und ben als at 
trajbaren Mordverſuch, welcher an dem 
daiſer, an dem eignen Landeshertn oder 
bãhrend des Aufenthalts in einem Bun- 
esſtaat an dem Landesherrn desſelben 
erübt wurde. Außerdem bedroht das 
eutihe Militärfrafgefepbub auch bie 
chwerſten Milttärverbredien, wie 3. 
en Kriegäverrat, Fahnenflucht und Fig 
eit vor dem Feind, Thätlichkeiten gegen 
Sorgefeßte im Feld, militärischen Auf: 
uhr vor dem Feind, mit dem Tod. Auch 
a, wo die T. abgeſchafft if, wie in Hol: 
and, ‚Portugal, Rumänien, in der Schweiz 
ind in einigen norbamerifanifchen Sta, 
en, bezieht fich birle —— nicht auf 
a8 Kriegs⸗ un Deut: 
Ss —— Ay 13, 32, 80, 211; 
deutfche Strafprogekordnung, [S 485 F.; 
deutſches FREE ER EHRE SS 58, 
3,73, 84, 97,1 159; Mitter- 
naier, Die T. 1862); Hebel, Die 
:. (1870); v. Holtzendorff, Das Ver- 
Teen des Mordes und die T. (1875). 
zoleran; (lat.), Duldung, befonbers 
eligiöfe, daher man früher obrigfeitliche 
erfügungen, weldye in diefem Sinn erlaf- 
enwurben, als oleranzebikte bezeich⸗ 
tete. Heutzutage ift jaft in allen Staaten 
olftändige religiäfe Duldung gewährlei- 
tet, wenn audh bietraurige AntiJemitenbe- 
segung der Neuzeit darthut, daß nicht alle 
amit &inverfianden find (ſ. Juden). 

Tonne, |. Sramm. 

Tontine (nad dem Erfinder »Tonti< 
enannt), eine für mehrere Perſonen unter 
er Bedingung flipulierte Rente (f. d.), 
aß die Anteile ber ſterbenden 
en noch lebenden zuwachſen follen. 

Torpedo, ein mit Erplofirflofi ges 
üllter, unterſeeiſch angebrachter Koͤrrer, 
eher zur Zerfiörung feindli 

imt ift, 
be, 
rine werben 


Pi 


annt. In ber deutſchen 


ie Torpebo® bejonders zur Kürfienverleis' j jegt ei 


igung angewendet. Dazu fine auch be. 


Empfänger ! (22,025 q 


Schiiie 
zuerſt 1805 von Fulton an⸗ 


und in Friedrich⸗ort be 

Zertur (lat. Solten), I F ehedem zur 
Erpreſſung von Geſtandniſſen gegen einen 
aingeichufbigten zur Anwendung gebrachte 
Marter. Die T., welche namentlich von 
Thomaſius, Beccaria, Boltaire u. a. de⸗ 
fümpft ward, iſt in Deutſchland zuerſt im 
preußiſchen Staate durch Friedrich d Sr., 
in Frankreich aber erſt 1789 gänzlich ab: 
geichafft morben. 

Zery und WBhig (engl, Rebel 
Tories und Whi 8), Name der beiden 
großen politiihen Parteien in England, 
weiche fi ſeit Karl II. gegenübe eben 
unb, da in England das parlamentariiche 
Regierungsfoftem beftebt und hiernach das 
Minifterium aus der Parlamentsmajori⸗ 
tät hervorgeht, ſich in der Regierung ab⸗ 
löſen. Seit ber Parlamentsreform von 
1867 find ftatt veifen bie Be Begeihnungen 
Konfervative (Tories) Liberale 
(Whigz) —ã — Der Anedrud T. 
joU angeblich von dem Ruf: »Tar a ry« 
(»Romm, oKönig«)herrühren. Urſprũng⸗ 
li wurden jo Tatholifhe Räuberbanden 
genannt, ‚ welche unter Karl I. unter bem 

wand ropaliflifcher Tendenzen Irland 
verwüfleten. Whigs hießen urfpr nelich 
fpottweife fromme Bauern in Schottland. 
Andre leiten das Wort von Whig, b. h. 
Dünnbier ober Molke, her. Wieder andre 
bringen bad ort mit Whigam in Ver: 
bindung, db. h. ein Inftrument, deſſen ſich 
ichottif Bauern zum Antreiben be⸗ 
Viehs bedienten. Jene urfprünglichen 
Schimpfnamen wurden mit ber Seit zu 
Barteinamen, welche ſich bis auf die Wegen: 
wart erhalten haben. 

Tobcãna, Lanbichaft in Mittelitalien, 
bis 1859 „eteitänbiges Großherzogtum . 
km) unter einer Seitenlinie 
des "Haufes Haböburg- Lothringen, wel: 
ches nach dem Krieg von 1859 auf rund 
des Beichlufies einer nad Florenz einbe: 


rufenen Rationalverfammlung und einer 
Volksabſtimmu un us tet Bilter 
Emanuels vom 13 1864) mit dem 


Kini ri Sardinien vereinigt warb und 
Beflanbteil des nunmehrigen 


Rönigreid Shlken bildet. 
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Tote Hand (Int. Manus mortua), Be: 
zeihnung für juriftiihe PVerfonen, na 
mentlich für Kirchen, Klöfter und milde 
Stiftungen, infofern diefelben als Grund⸗ 
eigentümer ber Regel nach über ihr Grund: 
eigentum nicht beliebig verfügen Fünnen. 

Totenſchan (Leichen ſcha u), bie amt: 
liche Beſichtigung einer Leiche. Dabei iſt 
zwiſchen polizeilicher und gericht— 
licher T. zu unterſcheiden; erſtere findet 
nach der Geſetzgebung der meiſten Staaten 
bei jedem Todesfall zur Feſtſtellung des ein⸗ 
getretenen Todes ftatt, und bie Beerdigung 

r Leiche darf nicht eher erfolgen, als bis 
beramtlichverpflichtete Totenbeichauer 
ben Totenfchein auggeftellt bat. Eine 
gerichtlihe T. (Obduktion) findet da⸗ 
ge en nurbann ftatt, wenn Anhaltspunkte 

fir vorhanden find, daß jemand eines 
nicht natürlichen Todes geftorben fci, oder 
wenn ber Leihnam eines Unbelannten 
gefunden wird, Das über bie Ergebniffe 
einer folchen aufgenommene Protokoll 
wwObbuftionsprotofolllkeihen: 
befihtigungsprotoftoll, Fundbe— 
riht, Fundſchein, Visum repertum, 
Paröre medicum) genannt. int einzel: 
nen zerfällt die Obduktion in folgende 
Alte, welche in dieſem Protokoll getrennt 
zu behandeln und darzuftellen find: 1) die 
Vorzeigung ber Teiche an folche Perfonen, 
welche ben Berftorbenen bei Lebzeiten ge⸗ 
kannt haben, wofern folde zu erlangen, 
und an den etwaigen Angefchulbigten zur 
Wiebererfennung (Relognition); 2) 
bie äußere Obbuftion, vo ugsweiſe 
Obduktion (Leichenſchau, Keihen- 
beſichtigung) genannt, welche ſich mit 
den Fundumſtänden, mit ber äußern Er: 
fheinung bes Leihnams nach Größe, Ge: 
ſchlecht, Alter, Körperbau ꝛc. und mit ben 
äußerlich wahrnehinbaren außergewöhn: 
lihen Erfheinungen, etivaigen Wunden, 
Flecken, Verletzungen ꝛc., beſchäftigt; 3) 
die innere Obduktion (Sektion, 
Leihenöffnung), d. h. die Funftges 
rechte Zerlegung bes Leichnams zum Zweck 
einer innern Befichtigung, welche fich, ſo⸗ 
weit es der Zuſtand ber Leiche geftattet, 
auf die Öffnung der Kopf⸗-, Bruft: und 
Bauchhöhle erftreden muß. Dabei ift jeber 
anomale Zuftand feftzuftellen, namentlich 
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wenn berjelbe mit ber Todesurſache im 
zulammenbang ſteht. Insbeſondere iñ 
ei der Sektion eines neugebornen Kindes 
bie Unterſuchung mit darauf zu richten, 
0b dasſelbe nach und während der Geburt 
elebt hat, zu welchem Zwed bie ſogen. 
ungenprobe(f.b.)angeftelltwird, und 
ob das Kind reif ober wenigſtens —98 
welen ift, bag Leben außerhalb des Mut⸗ 
terleibs fortgufegen; 4) ein kutzes Gut⸗ 
achten der Medizinalperſonen über bie 
Todesurfache, vorbehaltlich eines ewa er: 
forberlichen ausführlichern Gutadhtend, 
welches denſelben noch befonbers abgefor- 
bert wirb und durch Grünbe ber Wiſſen⸗ 
ſchaft zu unterftüßen ift. Die Obduktion 
ift im Beifein bed Richters vorzunehmen, 
und zwar ſoll nad) ber beutfchen Straf: 
prozeßordnung 6 87) die gerichtlidk Lei⸗ 
chenſchau unter Zuziehung eines Arzted, 
bie Leichenöffnung von zwei Arzten, unter 
welchen ſich ein Gerichtsarzt befindenmuß, 
vorgenommen werben; bemjenigen Arzt, 
welcher ben Berftorbenen in der dem Ted 
unmittelbar vorausgegangenen Kranfei 
behanbelt bat, ſoll die Keichenöffnung nidt 
übertragen werben, wenn er auch zu Der 
felben mit zugezogen werben kann, um 
aus der Rranfüeitögef chichte Auffchlüfle zu 
geben. ft die Zuzlehung eines Atztes bei 
der Leichenfchau nach bem Ermellen bed 
Richters entbehrlich, fo ann fie hier auf 
anz unterbleiben. Liegt der Verdagteintt 
ergiftung vor, R fol nach der Strafptoze 
ordnung ($ 91) die Unterfuchung derindet 
Leiche oder fonft gefundenen verbähtign 
Stoffe durch einen ifer ober du 
eine herfüt beftehende Fachbehoöͤrde nad 
Befinden unter Ginzuziehung eind Ar 
tes, erfolgen. Übrigens kann bie Offnung 
der Leiche auch ganz unterbleiben, went 
ſchon die äußere Vefichtigung die Tot 
urſache klar erkennen und ſich vonder Sel⸗ 
tion ein weſentliches Reſuliat fürbdiellnter 
fuchung ſchlechter dings nicht erwarten äh 
Totenſchein, |. Totenſchau. 
Totfälag, die widerrechtliche Tötung 
eines Menfchen, welche zwar mit Vodat, 
aber nicht mit Überlegung ausgeführt 
wird. Ducch das Vorhandenfein ber 2° 
tungsabficht unterfcheidet fih das Ler 
brechen von ber fahrläffigen Totung(. d) 
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durch den Mangel ber Überlegung von 
bem Verbrechen de Mordes (ſ. b.). Der 
2. ift die im Affekt begangene abfichtliche, 
wiberrehtliche Tötung, welche, weil durch 
bie leidenfchaftliche Erregung das Bewußt⸗ 
jein des Thäters als getrübt erfcheint, mit 
geringerer Strafe bebroht ift ald der Mord. 
Das deutfche Reichsftrafgefebbuch beftraft 
ben Totſchläger mit Zuchthaus von 5— 
15 Jahren. Dabei gilt es als Strafer- 
höhungsgrund, wenn ber T. an einem 
Berwanbten auffteigender Linie ober wenn 
er bei Unternehmung einer ftrafbaren 
Handlung verübt wurde, um ein ber Aus⸗ 
führung, der letztern entgegentretenbes 
Hindernis zu befeitigen, oder um ſich ber 
Ergreifung auf friicher That zu entziehen. 
AS ftrafmilderndes Moment wird es da⸗ 
gegen angefeben, wenn ber Totfchläger 
ohne eigne Schuld durch eine ihm oder 
einem Angehörigen zugefügte Mißhand—⸗ 
lung ober ſchwere Beleidigung von dem 
Getöteten zum Zorn gereizt und hierdurch 
auf der Stelle zur That hingeriſſen wor: 
den war. In biefem all, oder wenn fon: 
fige mildernde Umftände vorliegen, Toll 
auf Gefängnisftrafe von 6 Monaten bis 
zu d Jahren erfannt werben. Vgl. Deut⸗ 
ſches Strafgeſetzbuch, FF 212— 215. 
Tötung (Tötungsverbreden), das 
Verbrechen desjenigen, welcher widerrecht⸗ 
licherweiſe den Tod eines andern Menſchen 
verurſacht. Hiernach fällt alſo der Selbſt⸗ 
mord nicht unter den Begriff der ſtrafba⸗ 
ren T., ebenſowenig die T. im Krieg nach 
Kriegsrecht oder die rechtmäßige T. eines 
zum Tod Verurteilten und die T. im Fall 
der Notwehr (ſ. d.). Ebenſo iſt die Ab: 
treibung ber Leibesfrucht, welche ein erft 
im Werden begriffenes Menſchenleben zer: 
Hört, hier auszufcheiden. Je nachdem aber 
der TZötende mit oder ohne Abficht handelte, 
wird zwifchen vorſätzlicher und fahr: 
läffiger (kulpoſer) T. unterſchieden. 
Letztere wird nad) dem Strafgefeßbuch bes 
Deutfchen Reichs ($ 222) mit Gefängnis 
bi8 zu 3 Jahren und, wenn ber Thäter au 
der. Aufmerkſamkeit, welche er fabrläffi: 
gerweife aus den Augen jebte, vermöge 
feines Amtes, Berufs oder Gewerbes be 
ſonders verpflichtet war, mit Gefängnis 
bis zu 5 Sahren beftraft. Bei ber vor⸗ 


ſätzlichen T. wird je nad) der Verſchieden⸗ 
heit bes Thatbeſtands wiederum zwilchen 
Mord, Totſchlag und Kindesmorb 
unterschieden (ſ. d.). Dazu fommen nod) 
die T. im Zweikampf (f.d.) und die T. 
eines Einwilligenden, welche nad bem 
deutichen Strafgefehbud) ($ 216), wofern 
der Thäter burch das ausbrüdliche und 
ernſtliche Verlangen bed Getöteten zur 
That beftimmt worben war, mit Gefäng- 
nis von 3—D Sahren geahndet wird. In 
allen biejen Fällen muB aber der Tod die 
urechenbare Folge einer Handlung bes 
Thäters fein. Die fogen. tödliche Körper: 
verletzung (ſ. d.) endlich, bei weldyer ber Tod 
des Verlegten bie nicht Beabfichtigte Folge 
der Verletzung ift, fallt nicht unter ben 
Begriff ber T. 

rabanten, Leibwache hoher Perſonen; 
dann f. v. w. unbedingt ergebene Gefolg- 
ſchaft, 3.8. diejenige eines Parteiführers. 

Trades’ unions (engl., ſpr. trehds juh⸗ 
niöns), Gewerkvereine (f. d.). 

Tradition (Int.), Übergabe, Befigüber- 
tragung; in der katholiſchen Kirche Die durch 
mündliche Überlieferung fortgepflanzte 
gutice Belehrung, bie neben der Heiligen 

rift als Quelle der Offenbarung gilt. 

raltät (lat.), Verhandlung, Vertrag, 
namentlich zwischen verfchiebenen Staaten 
abgeichlofien, baher 3.8. bie Häfen, welche 
in China (f. b.) vertragsmäßig den Frem⸗ 
den geöffnet find, Traftatshäfen ge: 
nannt werden. Insbeſondere veriteht man 
unter Traktaten Vorverhandlungen, 
welche dem eigentlichen Abjchluß eines 
Staatsvertrags vorhergehen. 


Transactio (lat., Transaktion), . 


Verhandlung, Vergleich. 
Trasfithandel, |. Duräfuhrhanbel, 
Trandleithbanien, bie jenfeit bes 

Leithafluffeß gelegenen Länder ber ehe⸗ 

maligen ungarifchen Krone, alſo ſ. v. w. 

Ungarn, im Gegenfat zu Cisleithanien, 

ben diesſeit ber Leitha gelegenen öſterrei⸗ 

chiſchen Kronländern. 

Tratte (ital.), traffierter oder gezoge- 
ner Wechjel; Trafiant, der Zichende, 
Aussteller; Traſſat, der Bezogene (vgl. 
Wechſel). 

Treasure (engl., ſpr. träſch'r), Schatz; 
Treasurer, Schatzmeiſter; Lord High 


En; 





m. 
iedh.), in ber Politit ſowohl 
‚ welches auf ber Ber: 
einigung breier Staaten beruht, als ei 
Bündnis dreier Staaten. 

Tribät (lat.), Abgabe, welde unter 

worfene Vdllerſchaften oder Länder, bie 
{u einem andern Staat in einem gewiſſen 
(6hängigkeitsverhältnis een, bem Sie: 

ge ‘ober dem Gugerän entrichten müffen; 
tibutär, tribmtpflichtig. 

Teifolöre (lat.), bie breifarbige Na- 
tionalflagge und Nationalfofarbe moder⸗ 
ner Bölterfchaften, urfprünglich gegen bie 
Regeln ber Heralbif, jo 5. &. die deutiche 
T. »Schwarz:Rot-Gold«, welche dadurch 
entſtand, daß man mit ben beutichen ars 
ben Schwarz · Gelb dierote Harbederjenigen 

jahne verband, mit welcher die beutichen 

‚aifer ehebem ben Blutbann verlichen. 

Tripälis, Landfgnit in Nordafrika, 
am Vittelmeer, unter türfifcher Negentz 

ft; ca. 1,033,349 gkm mit etwa 
‚010/000 Ginte. Hauptflabt: Eripolis 
mit 30,000 Einw. Das Land wirb von 
einem türkiſchen Generalgouverneur re⸗ 
Kr während e8 bis 1835 unter erblichen 
ſchas geitanben hatte. 

Trudi em & engl. truck, fpr. teöd, 
»Zaufc«e), das Perfahten ber Arbeitgeber, 
ihre Arbeiter nicht in Batem Gelb, fon: 
bern ganz ober teilmeife mit Waren abzu⸗ 
lohnen. Das T., Bi gemiböraut 
und zur Bebrüdung ber iter ausge⸗ 
beutet, ift jegt verboten. Die Brutfhe 
werbeorbnung ($$ 115 ff.) Hatte basfelbe 
urfprünglich nur in Anfehung ber Fabrik: 
arbeiter unterfagt, während es die Ge: 
werbeorbnungsnovelle von 1878 verall⸗ 
gemeinert hat. Hiernach finb die Gewerb: 
treibenden verpflichtet, die Köhne ihrer 
Arbeiter bar im Reihewährung auszu: 
ablen; fie bürfen denſelben feine Waren 

editieren. Die Berabfolgung von Lebend« 
mitteln an bie Wcheiter, fofern fie zu einem 
bie Anfhaffungsfoften micht_überfleigen- 
den Preis erfolgt, fällt jebod) nicht unter 
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Triarchie — Türkifches Reich. 
.| die vorftehende Beftimmung. Aud fir 
am: 


nen ben Arbeitern Wohnung, Feuerug 
unb Sanbnugung, vegelmäßige Belit- 
ung, Arzneien und ärztliche Hilfe jerit 
jeuge und Stoffe zu den ihnen über: 
kunt aan —5 en > & 
maahlung verat m. 
Tunis —— urt. Bafalle: 
—A —— — 
mi , n.; Hauptfat 
Tunis (ea. 125,000 Ein.) Die dad 
Terung jet zum übertviegenben Tel 
aus Mohammebanern (Arabern u. Bar 
un) etwa 45,000 Jeraeliten, 25,108 
tholiten, 400 Griedjifh-Ratbolilhen ut 
100 Proteitanten. Die »Regentihih: 
T befindet fich feit 1575 unter türfik: 
Oberhoheit. An ber Spihe ed Etat 
wefend feht ein erblicer Bei, mei 
Bee 
rt. T gegenwärtig h 
obammen 63 Sadof (jet 2 Ext 
1859), hat das Land zu europäifin xt 
fügt und ihm eine Art Konflituten e 
gen, Derfelbe fteht jeboch nad in 
monftrationen im eühjahe 18 1 
fentfih unter dem Einfluß ranfris 
beffen Veftreben es ift, X. ald ein I 
Aubchör von Algerien zu bhuklt 
Die Staatseinnabinen beliefen fh I 
Bar 
} . Ausgaben gegenübe 
ben. Die & alsſchuid it, dant bene 
mühungen einer europäifchen syn; 
tommifftone, auf 125 Mill. gr. unit 
bert, Die veguläre Armee (7 Rapimet 
Infanterie, 4 Bataillone Artillerie m 
eine Yet —— Bl 
ca. 20, ie irreguläre auf ca. 
Mann. Die Kriegemarine Ih # 
einem Apiſo⸗ unb einem Zrantportr. 
pfer. Gin beutfches Generolfonjult i 
in Tumiß errictet. Vgl. Desfofiet, 


Tunisie (187 
eidg ¶ Tũrkei, Om: 






Zarti es 
niſches Reich), des gefamte unter kr 
Sultan (Pabiihab) im Konflantink 
flehenbe Ländergebiet, welches Teil ti 
Europa, Afien unb Afrifa umfaht; m 
Ahnen 658300 gem un BEN 
‚gungen 6, qkm unb 45,57% 
Einw. Hauptftabt: Konftantinep: 





Türkiſches Reich. 


nit ca. 600,000 Einw. Der Hauptte- 
tandteil des Reichs ift die europätiche 
Lürfei, den größten Teil der Balfan- 
albinfel und die zugehörigen zahlreichen 
Infeln umfaffend, mit 4, 2,646 Einw. 
ohne die VBajallenftaaten). Die bisheri- 
en Bafallenftaaten Rumänien und Ser: 
en find durch den Berliner Frieder vom 
3.Juli 1878 für unabhängigerllärt. Da⸗ 
ſegen wurde ber Provinz Oſtrumelien 
ine autonome Verwaltung durch einen 
eſondern Gouverneur zugeſtanden, in 
em Würftentum Bulgarien ein tributärer 
zaſallenſtaat geichaffen und Bosnien un⸗ 
er bie öfterreichifche Oberhoheit geftellt, 
venn dies Land auch dem Namen nach 
nit ber Zürfei vereinigt blieb. Dazu 
ommen bag tributäre Fürftentum Sa- 
no8 und die Schupftaaten Agypten und 
uni (f. die betreffenden Artikel). Die 
3evölferung ber anopäilhen Türkei be⸗ 
teht zum geöhern Teil aus Slawen (Ser: 
en und Bulgaren), ferner aus Türken, 
Ibanejen, Griechen, Rumänen und Ticher- 
eſſen. Nach der Konfellion ftanden 1864: 
‚609,606 Mohammebanern (außer ben 
igentlichen Türken au bie meiſten Al- 
anefen und ein Teil der Bosnier und 
zulgaren) 4,792,443 Chriften gegenüber. 
etztere befennen ſich größtenteil® jur grie⸗ 
ſiſch-katholiſchen Kirche, deren Oberhaupt 
er Patriarch von Konſtantinopel iſt, un⸗ 
er welchem 49 Metropoliten und Erz⸗ 
iihöfe und 52 Biſchöfe ftehen. Dane: 
en waren 540,000 römiſche Katholiken, 
50,000 armeniſche Ehriften und 75,165 
suden vorhanden. Chriften und Juden 
t gegen Erlegung eined Kopfgelds freie 
teligtongübung geftattet, auch jeit 1854 
olle Rechtsfähigkeit zugeſichert. Die 
ußereuropãiſchen Beſitzungen der Türkei 
imfaffen in Aften die Halbinſel Klein⸗ 
fien (Anatoli, Natolien) mit den zuge- 
örigen Inſeln, Armenien, Mefopota- 
tien und Arabien; in Afrika außer ben 
Schußftaaten bie Generalftattbalterfchaft 
cripolis. 

Staatsverfaſſung. Die höchſte welt⸗ 
iche Macht vereinigt ſich mit dem Kali⸗ 
at, der höchſten geiſtlichen Würde, in dem 
Sultan oder Padiſchah (»Großherr«), 
yelcher feinen Unterthanen als Nachfolger 

Staatslexikon. 
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bes Propheten gilt, feine Autorität un⸗ 
mittelbar von Gott ableitet, Bewahrer 
des Geſetzes und mit ber Vollziehung des⸗ 
jelben beauftragt iſt. Der Thron ift erb- 
lich im Haus Osmans, bes erften Sul- 
tans der nah ihm benannten Osmanen 
(1299. Die Eroberung Konftantinopels 
durch bie Türken erfolgte 29. Mai 1453). 
Der Hof des Sultans heißt die Hohe 
Pforte, wie der Sultan Urchan das Thor 
feines Palaſtes genannt hatte. Den Titel 
»Sultanine führen nur die Schweitern 
ober Töchter des Großherrn. Die Mutter 
des Ießtern führt ben Titel Waltde-Sul- 
tane (Sultanin: Mutter); fie hat nach 
bem Sultan ben erften Rang im Reid). 
Die Frauen des Harems zerfallen in meh⸗ 
tere Rangflafien, unter denen bie fieben 
eigentlichen Frauen (Kabynen) des Sul: 
tans bie erfte Rangftufe einnehmen. Dem 
Namen nad) ift das türfifche Reich fett 
23. Dez. 1876 eine konſtitutionelle Mon⸗ 
archie; allein diefe Nachahmung ber kon⸗ 
ftitutionell = monarchiſchen Berkaffungen 
des Abenblands mit Preßfreiheit, Peti- 
tions= und Verſammlungsrecht ſowie 
(leichbeit vor dem Geſetz, unbeſchadet ber 
thatfächlich noch immer vorhandenen Skla⸗ 
verei, ift bis jet ohne praftifche Bebeutung 
geblieben, namentlich auch bie Konfti- 
tuierung einer Reihsverfammlung, 
welche nach ber Berfafiungsurfunde aus 
einem Senat und einer Deputiertenfam: 
mer beftehen fol. Die Mitglieber des 
Senats werden vom Sultan auf Lebens: 
eit ernannt; die Zahl derſelben barf ein 

rittel der Deputierten nicht Überfchreiten. 
Die Mitglieder der Deputiertenfammer 
follen, ein Mitglied auf je 50,000 männ- 
lihe Ottomanen, auf vier Jahre vom 
Volk gewählt werben. 

An der Spike der Staatsverwal⸗ 
tung ſteht der Präfident des Miniſter⸗ 
fonjeild, früher Großwefir genannt. 
Die geiftlihe Gewalt bes Kalifats wird 
durch ben Scheich ul Islam (»Hobeit«) 
repräfentiert, welcher Chef der Ulemas, 
einer zugleich richterlichen und priefter- 
lihen Körperichaft, ift. Ihm fteht Die Aus⸗ 
legung der Geſetze zu. Die einzelnen 
Zweige der Derwaltung find befondern. 
Miniftern unterftellt, nämlich dem Mi- 
37 
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nifter ber auswärtigen Angelegenbeiten, 
dem Kriegsminifter (Serasfier), Finanz 
minifter, Marineminifter (Kapudan⸗ 
Baia), Großmeifter der Artillerie, Mi- 
nifter bes Innern, Chef bes Generalftabs, 
Finanzminifter, Minifter ber äfentlichen 
Arbeiten, Polizeiminifter, Minifter 
öffentlichen Unterrichts, Miniſter bes Han- 
dels und Aderbaus und dem Intenban⸗ 
ten be Evkafs, b. b. ber ben Mofcheen 
und frommen Säiftungen gehörigen Gü⸗ 
ter. Alle wichtigern Maßregeln werben 
von einem Minitterlollegium (Diwan), 
an beffen Beratungen auch ber Scheich ul 
Alam teilnimmt, beraten. Behufs der 
innern Verwaltung wirb das Reid) in 
Wilajets ober Generalftatthalterfchaf: 
ten eingeteilt, beren Borftänbe ben Titel 
»Wali« (Generalgouverneur) führen. Die 
Wilajets zerfallen in Sandſchaks (Be: 
zirke), an deren Spite Gouverneure (Mu: 
tefarrifs) leben. Die Sandſchaks wiederum 
findin Kazas(Diftrikte) eingeteilt, welche 
von einem Kaimakam (Gouverneurleut- 
nant) verwaltet werben. Ein höchfter Ge⸗ 
richtshof beſteht in Konſtantinopel. 

Die Finanzen des Reichs befinden 
ſich, beſonders infolge der letzten Kriege, 
in ber traurigſten Verfaſſung. Eine be: 
fondere Finanzkommiſſion von neun Mit- 

Tiebern, darunter vier Europäer, hat bie 
hwierige Aufgabe, Orbnung hineinzu⸗ 
bringen. Das Defizit pro 1 wurbe 
auf 342,272,960 Biafter (& 18 Bf.) oder 
61,609,133 ME. veranichlagt, die Geſamt⸗ 
ftaatsfhuld auf 1,590,887,433 Piafter. 
Die Armee, weldhe zu Ende bes Kriegs 
von 1875 — 78 gänzlich besorganifiert 
war, ift in ber Reorganifation senrilien 
und foll ſchon jekt wieder ca. , 
Dann betragen. Tiefelbe wirb aus bem 
ſtehenden Heer, ber Landwehr (Rebife) und 
dem Landſturm (Muſtahfis) zufammen- 
gelebt. Die Dienftzeit beträgt 20 Jahre, 
avon 4 im altiven Heer A Jahr Ur 
au) 9 in ber erften und zweiten Reſerve 
un 


Turnus — 


im Landſturm. Durch Gefet von | (f 


Tyrann. 


1869 iſt die allgemeine Wehrpflicht ein: 
geführt. 

Die Armee beſteht aus 155 Regimen⸗ 
tern Infanterie oder 620 Bataillonen, $ 
Batatllonen Sägen, 109 Regimentern Ku 
vallerie ober Eskadrons (unter die 
fen 432 aktive, 108 Depot⸗ unb 5 Lokal⸗ 
eöfabrond), 18 Regimentern Kelbartilk: 
tie oder 72 Bataillonen mit 288 Batte: 
rien, 18 Pionier: und 18 Trainke 
taillonen. 

Die Kriegsflotte iſt weſentlich ge⸗ 
ſchwächt aus dem Krieg hervorgegangen, 
auch find drei Panzerſchiffe an die Eng 
länder verfauft worden. Die Flagge it 
rot und weiß mit dem Halbımond. Du 
Wappen des türkiſchen Meichs ift ein 

rüner Schild mit filbernem Monde, dem 
mblem, welches Mobammeb IL nad 
ber Eroberung von Konſtantinopel auf 
feine Fahnen Icben ließ. Den Schild um: 
gibt eine Löwenhaut, auf welcher ein Zur: 
ban mit einer Reiherfeder liegt; hinter 
demfelben ſtehen jchräg zwei Stanbarten 
mit Roßſchweifen. Bgl. Bianconi, 
Ethnographie et statistique de la Tur- 
quie d’ Europe et de la Gr&ce (187): 
ellwald und Bed, Die Heutige Tür 
ei (17T); Ariſtarchi Bei, La kegis 
lation ottomane (1873 ff., 4 Bde.); Ba: 
ter, Die Türfenin Europa (beutfch 18781 

Turnus (neulat.), die Reihenfolge, in 
welcher die mehreren Perſonen oder Ker 
porationen zuftehende Ausübung eine 
Rechts oder einer Pfliht vorn einem zum 
andern übergeht. 

Intel (lat.), Vormundſchaft; Tutor, 
Vormund; Tutorium, bie über bie Br 
ftellung eines Vormunds außgefertigt: 
Urkunde, welche zugleich zur Regitimatics 
deöfelben bient. 

Zyrann (grich.), im alterı Griechen: 
land Bezeichnung für einen unumfchränt: 
ten Herrfcher, welcher ſich in einem freie 
Staate der Herrihaft (Tyrannia) k 
st hatte; heutzutage |. v. w. Dei: 





Übertretung — Umzugskoſten. 
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u. 


übertretung, ſ. Strafprozeß. 

überberfiherung, diejenige Verſiche⸗ 
rung, bei welcher der Verſicherte die Ver⸗ 
ſicherungsfumme abſichtlich höher angibt, 
als ſie ſich nach dem wirklichen Werte der 
verſicherten Gegenſtände ſtellen würde. 
Eine ſolche ü. wird nicht ſelten in betrü⸗ 
geriſcher Abſicht bewirkt. 

überwanderung, ſ. Uswande⸗ 
rung. 
übertweifang an Die Landespolizeis 
behörde, eine Nebenftrafe, auf welche 
nah dem beutfchen Reichsſtrafgeſetzbuch 

egen Landftreicher, Bettler und gegen 
—— — welche gewerbsmähig 
Unzucht treiben, unter gewiſſen Voraus: 
jegungen neben ber verwirkten Haftftrafe 
von dem Gericht erfannt werben Tann. 
Diefe Überweifung kann ferner auch gegen 
denjenigen ausgefprochen werben, der jich 
dem Spiel, Trunf oder Müßiggang ber: 
geftalt bingibt, daß er in einen Zufland 
gerät, in welchem zu feinem Unterhalt 
oder zum Unterhalt derjenigen, zu deren 
Ernährung er verpflichtet ift, burch Ver⸗ 
mittelung ber Behörbe fremde si in 
Anſpruch genommen werben muß. Auch 
iver, wenn er aus öffentlichen Armenmit- 
teln eine Unterftübung empfängt, fich aus 
Arbeitäfchen weigert, die ihm von ber Be⸗ 
hörde angewiefene, feinen Kräften ange: 
mejjene Arbeit zu verrichten, und wer 
nad) Berluft feines bisherigen Unterfom: 
mens binnen ber ihm von der zuftändigen 
Behörde beftimmten Frift fich Fein ander: 
weites Unterfommen verfchafft bat und 
such nicht nachweifen kann, daß er folches, 
ver von ihm angewandten Bemühungen 
ungeachtet, nicht vermocht habe, kann durch 
Richterfpruch ber Landespolizeibehörbe 
Iberwiefen werben. Xebtere erhält durch 
Yiefe richterliche Überweifung die Befug- 
nis, bie verurteilte Perjon entweder bis 
u 2 Jahren in ein Arbeitshaus unterzu: 
ringen, ober zu gemeinnüßigen Arbeiten 
u verwenben. eg Deutfches Reichsſtraf⸗ 
jefeßbuch, 65 361, Nr. 3—8, 362. 

Ukas (v. ruff. ukasät, »befehlen«), in 
Rußland ein direkt vom Kaifer ober vom 


dirigierenden Senat ergehender legiolati⸗ 
ver oder abminiftrativer Erlaß. 

Ulanen, Reiter, welche mit Säbel und 
Karabiner und mit einer Lanze bewaffnet 
find. Die U. kamen als reguläre Truppe 
zuerfi bei den Polen vor, worauf ihre 
eigentümliche Uniform, die vieredige pol- 
nische Müte (Czapka) und ber Rock von bes 
fonderm Schnitt (Ulanka), hinweift. Der 
ame ift tatarifchen Urſprungs und bedeu⸗ 
tet eigentlich ſ. v. w. Wadere, Tapfere. 

Ultima ratio regum (lat.), »ber 
legte Grund der Könige«, db. h. die Ka⸗ 
nonen; eine angeblich von Zubwig XIV. 
zuerit —— —— J. 

Ultimãtum (neulat.), im völkerrecht⸗ 
lichen Verkehr die Schlußerklaͤrung des 
einen Teils, an welcher er unwiderruflich 
feſtzuhalten geſonnen ſei. Wird das U. von 
dem andern Teil verworfen, ſo ſind Ab⸗ 
bruch der diplomatiſchen Verhandlungen 
und Eröffnung kriegeriſcher Maßregeln 
bie regelmäßige und notwendige Folge. 

Ultra (Iat.), jenfeits, darüber hinaus; 
über das rechte Maß hinaus; baber Be- 
zeichnung für eine ertreme politifche Rich⸗ 
tung. Die Anhänger einer ſolchen werben 
als Ultras und die Richtung felbit 
wird als Ultraismus bezeichnet. 

Nltramontäan (Iat.), jenfeit der Berge 
(ultra montes, d. h. jenfeit ber Alpen) 
gelegen, Bezeichnung für die römilche 
Kurie und ihren Einfluß, aud für bie: 
jenigen Anhänger berfelben, welche ben 
ganzen Schwerpunft bes Katholizismus 
»ienfeit der Berge«, d. h. nach Rom, ver: 
legen möchten. Die beutjche ultramontane 
Partei ber Gegenwart, die im Reichstag 
und im preußilchen Abgeordnetenhaus 
unter dem Namen Zentrum (f. b.) vertre⸗ 
ten ift, befämpft die jtaatliche Autorität, fo: 
fern dieſe bie Unterordnung der Kirche un: 
ter die Staatsgewalt in Auſpruch nimmt. 

Umzugsteften, die einen: Beamten bei 
deſſen Verfegung gewährte Vergütung 
für die Koften der Überfiedelung. Der 
Betrag der U. ift in den meilten Staaten 

eſetzlich beſtimmt; auch findet fich viel- 
—* die Vorſchrift, daß die U. nur bei 
3 
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unfreiwilliger Verſetzung gezahlt, alfo 
namentlih dann nicht —*8* werden, 
wenn ſich der Beamte zu der anderweiten 
Stelle ſelbſt gemeldet hatte. Bei dem Auf⸗ 
rücken in eine beſſer dotierte Stelle muß 
ſich der Beamte regelmäßig die Gehaltser- 
böhung bederften Jahrs oder doch des erſten 
Halbiahrs auf die U. anrechnen laffen. 

Uncle Sam (engl., ipr. onft fiäm), 
ſcherzhafte Bezeihnung ber Vereinigten 
Staaten von Rorbamerifa unb ihrer Re 
nierung, auf bie Bezeichnung United 
States of America, abgefürzt U. S. Am., 
zurüdzuführen. 

Unfallverfigerung, biejenige Verſiche⸗ 
rung, weldde Arbeitern für den Fall, 
fie in ihrem Arbeiterberuf am Leben oder 
an ber Gejundheit aefchädigt werden, eine 
Rente oder eine Kapitalentſchädigung für 


den Betroffenen ober für beifen Hinter: | zu 


bliebene fidhert. Zu den Unfallverſiche⸗ 
rungen gehören auch bie fogen. Haft- 
pflitverfiherungen, deren Zwe 
es ift, in foldhen Fällen eine Entſchädi⸗ 
gung zu gewähren, in welden Eifen: 

bnnen, Bergwerks- und Fabrikunter⸗ 
nehmer auf Grund bes Haftpflichtgefebes 
(Reichsgeſetz vom 7. Suni 1871), verun- 
glüdten Arbeitern oder beren Hinter- 
liebenen gegenüber zum Schabenterfak 
wein). find (vgl. Verſicherungs⸗ 


weſen). 

ufehlbarkeit, Dogma ber katholiſchen 
Kirche, wonach dieſelbe und insbefondere 
ihr Oberhaupt, ber Papſt, in Glaubens: 
ſachen nicht irren fann. Die Anhänger 
dieſes Dogmas (Infallibilität) wer- 
den Snfallibiliften genannt, im Ge 
genfab zu den Anhängern des Altka⸗ 
heligiamun tt ittatbotiten). Die 
U. in Sadjen bed Glaubens und der Lehre 
war ſchon von frübern Päpſten und zwar 
insbefondere von Innocenz II. in An⸗ 
ſpruch genommen worben; bie Verkünbi- 
gung berfelben als Dogma erfolgte jedoch 
erft auf dem vatifanifchen Konzil (f. d.) in 
Rom 18. Juli 1870. Anfangs nur wenig 
beachtet, zeigte fich bad Dogma von ber U. 
bald als im direkten Gegenſatz zu ber mo: 
bernen Auffaffung von ber Stellung ber 
Kirche zum Staat flehend, indem -e& bie 
Rückkehr zu ber mittelalterlihen Supre⸗ 


d| aud) buch organische Einrichtungen un 
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matie des Papſtes und der katholiſchen 
Kirche dem Staat gegenüber, wenigftens 
in religiöfen Dingen und in Firchlichen An- 
gelegenpeiten, bebeutet. Das Unfehlker: 
eitsdogma ift denn auch als ber eigentliche 
Ausgangspunkt für den gegenwärtig na: 
mentlih in Deutſchland zwiſchen Kirde 
und Stant ausgebrodenen Kulturfampi 
zu bezeichnen (ſ. Kirhenpolitif), 

Unfundierte Schuld, ſ. Staats 
papiere. 

Ungarn (ungar. Magyarorszäg, lat. 
Hungaria, franz. Hongrie, engl. Hur- 
gary, türf. Magyaristan, flawon. Ver 
gria), Königreich, öftliche Hälite ber öfter: 


baß | reichifh ungariihen Monarchie (Trans 


leithanien). Der ungarifche Staat er 
fcheint cbenfo wie der Öfterreichifche als ein 
völlig unabhängiger und im Verhältnis 
Oſterreich gleichberechtigter Staat, wel: 
cher mit bem öfterreichifchen nicht nut 
durch bie Perſon des Monarchen, ſondern 


gemeinjame Angelegenheiten verfaflungs: 
mäßig verbunden ie alſo zu biejem ın 
bem Verhältnis der Realunion feht. &. 
Ofterreih-Ungarn. 
Uniferm(lat.),diegleihmäßige Diet: 
kleidung von Militärperfonen und gem: 
fen Zivilbeamten. Unbefugtes Tragen 
einer U. wird im beutfchen Reichäittr 
gel etzbuch (F 360, Nr. 8) mit Haft bie zu 
Wochen oder mit Geldftrafe bis zu IN’ 
ME. bedroßt. 
Union (Ict.), Vereinigung, Verbin: 
bung, namentlih ber Bund mehrer 
Staaten; daher Bezeihnung für bie Ver: 
einigten Staaten von Nordamerika, deren 
Anhänger Unioniften, im Gegenfab yı 
ben füdftaatlihen Konföberierten, wir 
rend bed Bürgerkriegs genannt wurden. 
In Deutichland verfuchte Preußen 185 
eine U. F ne Si und ae 
unter preußifcher Führung zuftande zu 
bringen, zu weldem and das Erfurter 
Unionsparlament berufen war. 
Namentlih wird aber das DVerhältns 
— Staaten, welche unter ein un 
emfelben Souverän ftehen und baburd 
miteinanber verbunden find, U. genannt 
(j. Staat, ©. 549). In kirchlicher Hin⸗ 
ficht verfteht man unter U. bie Bereinigung 


— — — _ 


United States of America — Unterjchlagung. 


getrennter Kicchenparteien zu einer ge: 
meinfamen (»uniertene) Kirche, wie fie 
in Preußen 31. Oft. 1817 in Anfehung 
der Lutheraner und ber Reformierten ſtatt⸗ 
Hatte und danach in andern Staaten, & B. 
in Baden und in Heſſen⸗Darmſtadt, Nach⸗ 
ahmung fand, daher bie Anhänger und 
Verteidiger ber evangelifhen U. Unio— 
niften genannt werben. Vgl. J. Mül- 
ler, Die evangeliſche U. (1854); Schen: 
fel, Der Untonsberuf des evangelifchen 
Proteftantismus (1855). | 

nited States of America (engl., 
ſpr. juneited fiehts of Amerritä, abgekürzt 
U. S. Am.), die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. 

Univerfal (univerſell, lat.), allge 
mein, allumfaflend; daher Univerfal: 
monardie, ein —A Staat, 
welcher die ganze ziviliſierte Welt unter 
Einem Oberhaupt vereinigen ſollte, wie 
das Reich der römiſchen Imperatoren. 
Seit Karl d. Gr. tritt die Idee der Uni- 
verfalmonardhie auch bei den Germanen 
hervor, indem man fich ben Kaiſer (f. d.) 
als den Herrn ber Chriſtenheit Dachte, 
eine Suffeilung, welche ber nationalen 
Entwidelung Deutſchlands ganz beſon⸗ 
ders nachteilig geweſen ift. 

Universitas personaram (Iat.), 
Rechtsperjönlichkeit, welche an eine Mehr- 
heit phyfifcher Individuen geknüpft iſt; z. B. 
eine Gemeinde. Vgl. Perſon. 

Aniverfität (lat. Universitas litera- 
rum, Hochſchule), Öffentliche Lehran⸗ 
ftalt, in welcher bie Wiſſen ſchaften voll: 
ftändig und in ſyſtematiſcher Ordnung 
gelehrt und bie höchſten Würden (afabe- 
mifche Grabe) der Wiffenfchaft erteilt wer: 
ben. In Deutichland beitehen gegenwär⸗ 
tig 20 Univerfitäten, nämlich 9in Sreußen 
(Berlin, Bonn, Breslau, Göttingen, 
Greifswald, Halle, Kiel, Königsberg und 
Marburg), 3 in Bayern (Münden, Er: 
langen und Würzburg), 2 in Baden 
(Heidelberg und Freiburg), 1 in Würt: 
temberg (Tübingen), 1 in Sachſen (Leip⸗ 
zig), 1 in Heilen (Gießen), 1 in Thürin- 
gen (Zena), 1 in Medlenburg (NRoftod) 
und 1 in GiiaßFotgeingen (Straßburg). 
Daneben beftehen polytechniſche Hoch: 
ſchulen und Kunftafademien, welche zu: 
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meift nach dem Muſter der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Hochſchulen organifiert find. 

Unteradt, |. Acht. 

Unteramendement, |. Amenbement. 

Unterhaus, das Haus ber Gemeinen 
im engliihen Parlament, ſ. Großbri⸗ 
tannien (S. 232). 

Untereffizier, Bezei nung ber unter: 
ften militärifhen Befehlshaber, welche 
dem gemeinen Soldaten unmittelbar vor⸗ 
gelesi find. Man unterjcheibet babei in 

utſchland Unteroffiziere mit Portepee 
(ielbinebel, Wachtmeiſter, Oberfeuerwer- 
er) und ohne Portepee (Sergeanten, 
Teuerwerfer und gewöhnliche Unteroffi- 
ziere). Unteroffizierjchulen beftehen 
in Biebrich, Ettlingen, Jülich, Marien: 
berg i. ©., Potsdam, Weilburg und 
Weißenfels. * 

Unterpräfett (Sous-pröfet), in Frank⸗ 
reich der Verwaltungschef eines Arron⸗ 
diſſements (ſ. d.). In Elſaß-Lothringen 
iſt der Amtötitel U. in »Kreisdirektor« 
umgemandelt worben. 

uterſcheidungszoll, |. v. iv. Surtaxe 
d’entrepöt (f. Entrepot). 

Unterigiebung eines Kindes ober 
vorſätzliche Bere ehung. eines folchen 
wird nad) dem beutfchen Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch ($ 169) mit Gefängnis bis zu 3 
Jahren und, wenn die Handlung in ge 
winnfüchtiger Abficht begangen wurde, 
mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren beftraft. 

Nnteriolagnug (Unterjcleif, Iat. 
Interversio),die wifjentliche, rechtswidrige 

ueignung einer fremden, beweglichen 
Sache, welche ſich im Belit oder im Ge⸗ 
wahrfam bes Thäters befindet. Der That: 
beſtand ber U. füllt alfo infofern mit dem 
bes Diebftahls (f. d.) zufammen, als bier 
wie dort eine Sache ben Gegenftand bes 
Verbrechens bildet, welche eine beweg: 
liche und eine fremde, d. h. einem an⸗ 
bern gehörige, ift. Ebenfo iſt der fubjef: 
tive Thatbeitand bei beiden Verbrechen 


derſelbe, indem für beide Vorſätzlichkeit 


ber Handlung, ferner das Bewußtſein, 
daß die Sache eine fremde, und endlich 
die Abficht, fich Die Sache zugueignen, er: 
forderlich find. Verſchieden find die Bei: 
ben Delifte aber infofern, als es fich bei 
dem Diebftahl um die Wegnahme einer 
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Sache aus bem Gewahrfam eines andern, 
Bei der 11. dagegen um die Zueignung 
einer folden Sache handelt, welche ſich 
bereit8 im Gewahrfam bes Thäters be- 
findet. So fällt 3. B. ber fogen. Fund⸗ 
diebſt ahl, d. 5. bie wiberretliche Zus 
eignung einer gefundenen Sache, nicht 
unter den Begriff bes Diebflabls, fon- 
bern unter ben ber U. weshalb auch da⸗ 
fürbie Bezeichnung» Fundunterfchlagung« 
richtiger iſt. ALS ſchwerer Fall der UL, er: 
ſcheint es nach dem deutichen Reichsſtraf⸗ 
ejeßbuch, wenn dem Thäter bie unter 
chlagene Sache anvertraut war (fogen. 
Veruntreuung) Das Reichoſtrafge⸗ 
ſetzbuch läßt hier Gefängnisftrafe bis zu 
5 Nahren eintreten, während es die ein⸗ 
Dur N. nur mit Gefängnis Bis zu 3 
Jahren bedroht. Beim "Vorbanbenfein 
mildernder Umftände kann aber auch auf 
Gelditrafe bis zu I0OO ME, erkannt wers 
ben. Wie beim Diebflahl, wird auch bei 
der. U. der Verſuch beftraft. Ebenfo haben 
beide Verbrechen es miteinander gemein, 
daß bie That nur auf Antrag des Ver: 
legten ftrafrechtlich verfolgt wird, wenn 
der Betrag des Verbrechensgegenſtands 
nur ein geringer ift und ber Verlette mit 
bem Thäter in Familiengenoſſenſchaft oder 
häãuslicher Gemeinſchaft lebte. Diebſtahl 
und U., welche von Verwandten aufſtei⸗ 
gender Linie gegen Verwandte abſteigen⸗ 
der Linie oder von einem Ehegatten pe en 
den andern begangen worben, bleiben 
ftraflos. Wird eine U. von einem Be- 
amten an Geldern oder andern Sacen 
verübt, welche er in amtlicher Eigenſchaft 
empfangen ober im Gewahrſam Bat, fo 
wird die That als beſonderes Amtöver- 
brechen (f. d.) beſtraft. 20. Deutfches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, 65 246 ff., 350 f. 
Unterfanisiefretär, f. Staatsfe- 
retär. 

Unterflüßungswehnfiß, derjenige Ge⸗ 
meinbeverband, welcher zur Unterſtuͤtzung 
einer hilfsbedürftigen Perfon aus öffent: 
lichen Mitteln als verpflichtet erfcheint; 
auch Bezeichnung für ben Anſpruch eines 
a on ftigen auf eine derartige Unter: 

ützung burch einen beftimmten Genteinbe- 
verband. Für den Norbbeutfchen Bund 
wurde das Recht bes Unterſtützungswohn⸗ 
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ſitzes durch Geſetz vom 6. Juni 18) 
(Bunbesgefegblatt, S. 360 ff.) in einhett 
licher Weife geregelt. Dies Gefet it ieh! 
auch auf bie fübdeutichen Staaten, mil 
Ausnahme Bayerns und Elfap-Lothrir 
ens, erſtreckt worden. In Bayern (be 
ee vom 16. April 1868, 23, Fehr. 182) 
ift ber Anſpruch auf Armenunterfügun 
burch den Befit des Heimatrechts in eine 
Gemeinde bedingt, während in Elſaß 
Lothringen nach dem dort geltenden frar: 
zöfiichen Recht ein Anfpruc auf Armen 
unterflügung weber bem Staat nad den 
Gemeinden gegenüber befteht. Nad den 
angeführten beutfchen Reichsgeſetz bag: 
en werden folche Unterftügungen an die 
ngehörigen ver Staaten, im welchen hi 
Geſetz gilt, durch bie Ortsarmenper 
bänbde fowie durch die Landarmen: 
verbände gewährt, und zwar können 
die Ortsarmenverbände aus einer ot 
mehreren Gemeinden oder Gutsbeirtn 
zufammengefeßt fein, während bie Land 
armenverbände entweder mit bem Stat: 
ebiet bes betreffenden Bundesſtaats, wel: 
r bie Funktionen des Landarmenktr: 
bands jelbft übernimmt, zufammenfalen, 
oder befonbers Fonftituiert werden un 
dann in ber Regel aus mehreren Ins 
armenverbänben zuſammengeſetzt fin. 
Die innere Drgani| ation biefer Orts⸗ und 
Lanbarmenverbände, bie Art und di 
Map der im Fall der Hilfsbedürftiglei 
zu gewährenden öffentlichen Unterftügun 
und die Belchaffung ber erforderlichen 
Mittel werben durch die Landesgeſetzge 
bung (vgl. 3.8. das preußiſche Armen 
pflegegejeß vom 8. März 1871) geregeli 
welche auch darüber Beſtimmungen zu 
treffen hat, in welchen Fällen und in we: 
her Weile den Ortönrmenverbänden ben 
ben Landarmenverbänden ober von andem 
Stellen eine Beihilfe zu gewähren it, It 
wie barliber, ob und inwiefern fid Di 
Landarmenverbände ber Ortsarınender 
—* mr Organe iehufe F air 
ihen Unterftüßung Hilfgbebürftiger be 
dienen dürfen. Was bie Unterfiifun 
ſelbſt anbelangt, fo ift zu dieſer zunädt 
derjenige OrtZarmenverband verpflichtt, 
in beifen Bezirk fich ver — 
bei dem Eintritt der Hilfsbedürftiglei 


Unterfuhungshaft — Unterfuchungsprogeß. 


vefindet, vorbehaltlich des Anſpruchs auf 
Srflattung der Koften und auf Übernahme 
es Hilfbebürftigen gegen ben Hierzu 
wflicteten NMrmenverband. Zu diefer 
Srfattung unb fernafme if aber ber- 
enige Ortdarmenverband, in welchem ber 
Anterftügte ben IL. bat, verpflichtet. Wenn 
& jonen, welche im Gefinbebi 
then, Gefellen, Getverbsgehilfen ober 
*hefinge, am dem Ort ihres Dienfiver- 
Kiltmijfes erfranten, fo hat ber Ortsar= 
nenverband bes Dienſtoris bie Verpflich- 
ung, ben Erkrankten bie erforbexliche Kur 
ınd Verpflegung zu gewähren. Ein Ans 
pruch auf —X ber dahurch verur⸗ 
aten Koften enwäcft in ſoichen Fällen 
ur dann und infoweit, als bie Kranfen 
flege über ben Zeitraum von ſechs Wochen 
inauß fortgefegt wurbe, Hat ber Untere 
tügte innerhalb eines beflimmten Orts⸗ 
‚menverbands einen U. nicht, wie dies 
. B. bei Bagabunden regelmäßig ber 
jall ift, fo ift gu Unterftügung besjelben 
erjenige Sandarmenverband verpflichtet, 
n deffen Beziek fich jener bei Giutritt der 
Silfsbebürftigfeit befand, ober, fall er in 
em a a 
tranfenz, Bewahr⸗ oder Heilanftalt ent⸗ 
aſſen wurbe, berjenige Yanbarmenver- 
and, aus welchem feine Einlieferung in 
ie Anſtalt erfol 





Der U. wird aber begründet: 1) durch 
tufentbalt, 2) bın —— 3) 
uch Abflammung. Durch Xufenthalt in- 


ofern,al8berjenige,welcherinnerhalbeines 
Irtäarmenverbands nach gurücgelegtem 
4. Lchensjahr zwei Jahre lang ununter- 
rochen feinen gewöhnlichen Aufenthaltger 
abt hat, daburch in bemfelben ben U. 
sicht, Ferner teilt bie Ehefrau vom 
unkt der Chefchließung abden U. des 
8; enblich teilen bie ehelichen Kinder ben 
1. des Vaters, —5 — —— ber 
Nutter. Entſiehen über bie Verpflichtung 
ur Unterftügung Hilfßbebürftiger Perſo⸗ 
em geiißen Ger(Siebenen Armenverbäns 
en Streitigfeiten, fo kommt es, was bag 
3erfahren anbetrifit, darauf an, obbiefirei» 
enben Teile einunbbentjelbenBunbesftaat 
ber. ob fie verſchiedenen Staaten angehö- 
en. Im erftern Fall finb bie Sandeager 
ehe des betreffenden Staats maßgebend, 
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während für Differenzen zwiſchen ben 
Armenverbänden Derfiebeter Staaten 


enft | petenten Behörben verhanbeltund entfhie- 


den, umd zwar im Berwaltungsweg und 
durch diejenige Behörde, welche bem 
in Anſpruch genommenen Armenverband 
norgeiebt it. Diefe Behörben Tönnen 
Unlerſuchungen an Ort unb Stelle ver⸗ 
anlajien, Augen und Sacverftändige 
Iaben unb eiblih vernehmen und übers 
kan den Er etreienen — 4 Pan 
mfang erheben. Gegen bie durch ſchrift⸗ 
Then, mit "Gründen Au verfehenden Bes 
Sluß zu gebende Entſcheidung findet nur 
Berufung an das Bundesamt für das 


eimaisweſen ſtatt. Lepteres ift eine 
ändige und follegiale Behörbe mit dem 
ig in Berlin, beitehend aus einem Vor⸗ 


fisenden und minbeften vier Mitgliedern, 
melde auf Vorfeilag des Bundesrats vom 
Reifer auf, Sebensgeit ernannt, werben. 
Zu, ber Befötubfeftung find mindeftens 
drei Mitglieder zuzugiehen. Die Berus 
fung ift binnen einer Bräkfufivfrift von 
14 en, von ber Behändigung ber ans 
gefochtenen Entfcheidung an gerechnet, bei 
derjenigen Behörde, gegen deren Entjchei- 
bung fie gerichtet it, jchriftlich anzumet 
den. Der Gegenpartei jtebt das Recht zu 
einer binnen vier Wochen nach ber Behan— 
bigung einzureichenben [ehriftlichen@egen- 
eusfüheung zu. Die Entfdeidung des 
Bundesamis erfolgt gebührenfrei in de 
fentliher Sitzung nad) erfolgter Ladung 
und Anhörung der } egen bie 


Parteien; 
ein weiteres Recptömittel 


nicht zuläf . Stolp, Das deutſche 
enden: Arnold, 
% ügigfeit und U. (1872); Eger, Das 
teihegeleg fiber den N. (1875). Die 
Entſcheidungen be3 Bunbesamts für bas 
Heimatsweſen werben gefammelt und her= 
ausgegeben von Wohlerz (1873 fj.). 
‚nterfuhangsha| (Unterfus 
Sungearue). . Haft. 
jerfagungsprogeh, |. Anlage: 

















prozeß. 
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Unterfußungsredt, |. Durchſu⸗ 
— —— — 
Unlerſuchnngsrichter, derjenige Rid- 
terbeamte, welcher zur Führung der Vor⸗ 
unterfuhung, wo eine Mr orberlich, 
beſtellt if. Nach dem beutichen Gerichts: 
verfafjungsgefeß ($$ 60, 64, 72) ift bei 
jebem Landgericht minbeftens ein U. und 
zwar jeweilig auf bie Dauer eine? Jahrs 
zu ernennen. Die Beitellung erfolgt durch 
bie Kandesjuftizperwaltung. Der U., wel- 
cher bei einem Verbrechen ober Vergeben 
bie Borunterfuchung geführt bat, darf in 
biefer Unterfuhungsiache nicht Mitglieb 
des erfennenden Gerichts fein, auch nicht 
bei einer außerhalb der Hauptverband: 
lung erfolgenden Entfcheidung der Straf: 
kammer mitwirfen. Vgl. Deutfche Straf: 
bregeborbnung, 23. 
nterthan (Int. Subditus), im allge: 
meinen jeber, welcher einer beftimmten 
Staatögewalt unterworfen ift. In diefem 
Sinn ijt auch ber Fremde oder Ausländer, 
welcer fi in einem Staate, bein er nicht 
angebört, aufhält, U. der Regierung dieſes 
Staat. Denn die Gefebe des Staats fin- 
ben auch auf ben Ausländer, welcher fich 
innerhalb des Staatsgebiets zeitweilig 
aufhält (subditus temporarius), Anwen- 
dung, wofern er nicht, wie bie Geſandten 
fremder Mächte, bes Recht der Exterri⸗ 
torialität (f. d.) genießt. Diejenigen 
Sremben insbefondere, weldye im Inland 
rundbefig haben, werden Landſaſſen 
(subditi reales, Forenfen) genannt. 
Sie find ben inländiſchen Gefegen jeden- 
falls, injoweit diefe fich auf den Grund: 
befiß beziehen, oder infoweit fie ausbrüd- 
ich auf die Forenfen mit ausgebehnt find, 
unterworfen. Im engern und eigentlichen 
Sinn verfteht man aber unter Üntertha- 
nen, gerade im Gegenfaß zu ben fremden 
oder Augländern, die Angehörigen eines 
gewiffen Staats, bie zu der Staatsgewalt 
in einem dauernden Verhältnis perſön⸗ 
licher Unterwerfung ſtehen (Inländer, 
Staatsangehörige, Volksgenoſ— 
ſen, Regierte). Die Unterthanen⸗ 
ſchaft iſt hier gleichbedeutend mit dem 
deimgisrent (f. d.). Dieſe eigentlichen 
nterthanen find natürlich, ebenſo wie 
ber Fremde, der ſich innerhalb des Stunts: 


Unterſuchungsrecht — Unterthan. 


gebiets aufhält, der Staatsgewalt unter: 
worfen, und ebenfo genießt nach mober: 
nem Bölferrecht der Fremde gleichwie ber 
nländer ben Schub des Staats und 
einer Gejeße. Aber gleichwohl beitehi 
zwifchen beiben boch ein wefenntlicher Un⸗ 
terjchied , welcher fidh in beſondern Pflich⸗ 
ten, aber auch in bejondern Rechten bes 
Unterthanen zeigt. Denn ber U. bat nicht 
bloß im Inland, fondern auch im Aus: 
land einen Anſpruch auf ben Schuß ſei⸗ 
nes beimatlichen Staats, wie 3. B. bie 
deutſche Reichöverfaflung (Art. 3) aus 
drüdlich erflärt: »Dem Ausland gegen: 
über haben alle Deutſchen gleichmäßig 
Anipruh auf ben uß bed Reichs«. 
Außerdem bat aber der Snländer auch ein 
Recht auf ben dauernden Aufenthalt im 
Heimatftaat; erfannnicht, wieder Fremde, 
ausgewiefen und ebenſowenig, ſelbſt wegen 
eines im Ausland begangenen Verbrechens, 
an eine auslänbifche Regierung ausgelie- 
fert werden. Ferner garantieren die Staats⸗ 
verfaffungen ber Neuzeit dem Inländer 
regelmäßig gewiſſe Urvechte oder Grund: 
rechte (ſ. d.), wie: die Unverleglichkeit 
ber Perjon, der Wohnung und der Ba: 
piere (Briefgeseimmit), bie freiheit ber 
perfönlicden und der wirtichaftlichen Be: 
wegung (HFreizügigleit, Gewerbefreiheit, 
Auswanderungsfreibeit, Verehelichungs- 
freiheit), bie Unverleklichleit des Eigen⸗ 
tums, abgejehen von Fällen des Staats: 
notrechts, die Preßfreibeit, Belenntnis- 
freiheit und das Beſchwerde⸗ und Peti- 
tionsrecht. Endlich fieht den Unterthanen 
auch ber Anfprud auf öffentlide Unter: 
ſtützung im fall der —— 7 — zu. Auf 
der andern Seite ift aber der U. nicht nur, 
ebenjo wie der Fremde, ber StaatSregie- 
rung und ihren Organen gegenüber zu 
geſetzlichem Gehorjam verpflichtet, ſondern 
es find ihm auch —— den heimatlichen 
Staat beſondere Pflichten auferlegt, wie 
die Pflicht zum Militärdienſt, zu Kriegs⸗ 
und Militärleiſtungen, zur Entrichtung 

ewiſſer Abgaben, zur Übernahme be 

timmter öffentlicher Amter und zur Lei: 
ftung gewiffer Gemeindebienfte. 

Die Unterthanenfchaft ift aber ferner 

bie Borausfegung bed Staatsbürger: 
recht3, d. h. des Rechts der Teilnahme an 


Unterthaneneid — Unzuchtsverbrechen. 


den eigentlichen politiſchen Rechten und 
insbeſondere an den Wahlen der Volksver⸗ 
treter indem modernen Repräfentatinftant. 
Der Genuß dieſes Staatsbürgerrechts ift, 
abgefehen von dem Erfordernis der Un⸗ 
terthaneneigenjchaft, zunächſt buch männ⸗ 
liches Geſchlecht und durch Volljährigkeit 
bedingt. Die politiſchen Rechte ſtehen den 
Frauen und ebenjo ben körperlich und 
geil noch nicht zur Reife gelangten 
ännern nicht zu. Jr leßterer Beziehung 
ift nur in manden Staaten die politifche 
Volljährigkeit mit ber bürgerlichen in 
übereinftimmenber Weife normiert, fo in 
England, Frankreich und Nordamerika 
mit bem 21. Lebensjahr. In andern 
Staaten dagegen, wie im Deutjchen Reich 
und in einzelnen deutjchen Staaten, aber 
auch in Stalien und Spanien, beginnt die 
politifche Großjährigfeit Tpäter als bie 
bürgerliche, nämlich erft mit bem 25., in 
Oſterreich fogar erft mit dem 26. Lebens⸗ 
jahr, während in einzelnen Schweizer 
Kantonendaspolitifche Stimmrecht früher 
als die bürgerliche Volljährigkeit, nämlich 
ſchon mit 20 Zahren, eintritt. Außerdem 
fett dag Staatsbürgerrecht aber auch den 
Bollgenuß ber bürgerlichen Ehrenrechte 
fowie volle Dispoſitionsbefugnis voraus, 
daher Bevormundete, wie Geiftesfrante 
oder Verſchwender, Sträflinge und im 
Konkurs: ober Fallitzuftand befindliche 
Perjonen oder jolche, welche eine öffent: 
liche Armenunterflübung beziehen, bes 
Staatöbürgerrechtd nicht teilbaftig find. 
Ein weiteres Erfordernis dagegen, wel- 
ches in den hriftlihen Staaten big in bie 
neuere Zeit hinein aufgeftellt ward, näm- 
lich chriftliches Glaubensbekenntnis, ift 
Durch neuere Geſetze in den meiften Staa⸗ 
ten befeitigt, ſo insbeſondere durch das 
norddeutſche Bundes⸗(Reichs⸗) Geſetz vom 
3. Juli 1869, wonach alle noch beſtehen⸗ 
ben, aus ber Verſchiedenheit des religiöfen 
Befenntnifieg bergeleiteten Beſchränkun⸗ 
en ber bürgerlihen unb flaatsbürger- 
ihen Rechte für aufgehoben erklärt find. 
Übrigens wird die Ausübung bes aftiven 
Wahlrechts aud) in manchen Verfaſſungs⸗ 
urfunden von einer gewifien vermögend- 
rechtlichen Selbitändigfeit abhängig ges 
macht, während andre neuerdings das 
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allgemeine Stimmredt (f. b.) abop: 
tiert haben. Für das Deutfche Reich aber 
iſt ſchließlich noch darauf hinzuweiſen, 
daß hier ein doppeltes Unterthanenver⸗ 
hältnis, die Staatsangehörigkeit im Ein⸗ 
piſtagt und zugleich Die Reichsangehörig⸗ 
eit, befteht, und daß bie Reichsangehöri⸗ 
gen vermöge des fogen. Bundesindige— 
nat? (|. db.) im Verhältnis zu einander 
nicht als Ausländer, wenn fie auch ver: 
ſchiedenen Einzelftanten angehören, ſon⸗ 
bern vielmehr als bie Bürger eineß ge⸗ 
meinfamen Staat? und die Genofien 
eines gemeinfamen Vaterlands erfcheinen. 
Unterthaneneid, |. Suldigung. 
Untrene, im ftrafrechtlichen Sinn die 
abfichtliche Verlegung einer Rechtsver⸗ 
bindlichfeit, welche fich zugleich als Ver⸗ 
letzung befondern Vertrauens barftellt. In 
dieſem Sinn ftraft das deutfche Reichs⸗ 
ftrafgefegbud) ($ 266) die von Bevollmäd;- 
tigten, QVormündern , obrigfeitlich ober 
legtwillig beftellten Verwaltern fremden 
Bermögens, Feldmeſſern, Maflern, Güs 
terbeftätigern und andern im Dienfte bed 
Öffentlichen Vertrauens ftehenden Perſo⸗ 
nen verübte U. mit Gefängnis bis zu 5 
Jahren und nad) Befinden mit VBerluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte. Daneben fann, 
wenn die U. begangen wurde, um fidj oder 
einem andern einen Vermögensvorteil zu 
verichaffen, auch noch auf Geldftrafe bis 
zu 3000 ME, erfannt werden. Die von 
einem öÖffentlihen Beamten verfchuldete 
U. wird als Amtsverbrechen (f.d.) beitraft. 
UnvordenklicheBerjäͤhrung (Jmme⸗ 
morialverjährung), Rechtsvermu⸗ 
tung, daß ein über Menſchengedenken 
hinaus beſtehender Rechtszuſtand irgend⸗ 
wann und irgendwie auch rechtsgültig be⸗ 
gründet worden ſei; namentlich an ben 
unvordenklichen Beſitz geknüpft. 
Unzuchtsverbrechen (Unzuchtsde⸗ 
likte, Sittlichkeitsverbrechen, 
Bleiiheönerbregen) firafbare Hand⸗ 
ungen, welche mit einer rechtswidrigen 
Befriedigung des Gefchlechtstriebs in Ver: 
bindung ftehen. Dazu gehen: Blut- 
ſchande (Inzeſt), d. H. Beiſchlaf zwiſchen 
Verwandten auf⸗ und abſteigender Linie 
(Aſzendenten und Deſzendenten), zwi⸗ 
ſchen Geſchwiſtern und zwiſchen Ber- 
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ſchwägerten aufs und abfleigenber Linie 
(Schwiegereltern unb —— 
Notzucht (stuprum violentum), Nöti⸗ 
ung einer Frauensperſon zur Dulbun 
8 außerehelichen Beiſchlafs durch Gewalt 
ober Drohung mit gegenwärtiger Gefahr 
für Leib ober Leben. Berleitung einer 
Trauensperfon zur Geflattung bed Bei: 
ſchlafs durch Borfpiegelung einer Trauung 
ober durch Erregung oder Benutzung eines 
andern Irrtums, in welchem fie ben Bei- 
fchlaf für einen ehelichen hielt. (Die Be: 
ftrafung tritt nach dem deutſchen Straf- 
geſetzbuch in dem letztgedachten Tall nur 
aufAntrag ein.) Shänbung (stuprum 
non voluntarium nec violentum), außer: 
erelicher Beiſchlaf mit einer geiftesftanten 


einer in willen: ober bewußtlofen Zu⸗ hand 
ftand befindlichen Frauensperſon, wirb 


als Notzucht beftraft, wenn der Thäter 
die Frauensperſon abſichtlich in biefen 
Auftand verſetzte Maädchenſchändung, 
Verführung eines unbeſcholtenen Mäd⸗ 
chens, welches das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, zum Beiſchlaf. (Die Ver⸗ 
folgung tritt hier nach dem deutſchen 
Strafgeſetzbuch nur auf Antrag der El⸗ 
tern oder des Vormunds der Verführten 
ein.) Unzüchtige Handlungen, welche 
Vormünder mit ihren Pflegebefohlenen, 
Eltern mit ihren Kindern, Geiſtliche Leh⸗ 
rer und Erzieher mit ihren minderjähri⸗ 
gen Schülern ober Zöglingen, Beamte 
mit Berfonen, gegen welche fie eine Unter: 
ſuchung zu führen haben, ober welche ihrer 
Obhut anvertraut find, Beamte, Arzte 
oder andre Mebizinalperfonen, welche in 
Gefängnifjen oder in dffentlichen Anftalten 
bejchäftigt find, mit ben bier aufgenom: 
menen Perjonen vornehmen; unzüchtige 
Hanblungen, welche mit Gewalt an einer 
Frauensperſon vorgenommen werben, oder 
zu beren Duldung diefelbe buch Drohun 
mit gegenwärtiger Gefahr für Leib un 
Leben genötigt wird, und unzüchtige Hand⸗ 
lungen mit PBerfonen unter 14 Jahren. 
Widernatürlide Unzudt, jet es, 
daß fie zwiſchen Perfonen männlichen Ge: 
ſchlechts GBäberaftie) oder von Menfchen 
mit Tieren begangen wirb (Sodomie). 
Verlegung ber Schambaftigkeit durch un: 
züchtige Handlungen, durch Die ein öffent: 


Unzuchtsverbrechen. 


liches Argernis gegeben wird, ſowie durch 
unzüchtige Schriften, Abbildungen oder 
Darftelungen, die verfauft, verteilt ober 
fonft verbreitet, ober an Orten, welche dem 
Publikum zugänglich find, ausgeftellt ober 


an Ha w . 

dem zählt bas beutiche Reichöftrai- 
geſetzbuch noch die Bigamie oder Dop- 
pelche zu ben U. d. h. das Eingehen einer 
neuen Ehe ſeitens eined Ehegatten, bevor 
die Ehe besfelben aufgelöft ober für ungül- 
tig ober nichtig erflärt ift. Ebenfo wird eine 
unverheiratete Perſon wegen Bigamie be 
—— Ne mit en —ã eine 
eingeht, o ie , etzterer 
verheiralet iſt. Sa ehe uch wird 
von dem Reichsſtrafgeſetzbuch als U. be 
et. Hierunter ift bie wiffentliche 
Berlegung einer beftehenden Ehe durch 
ben außerehelichen Beilchlaf foldher Per⸗ 
fonen zu verfiehen, von denen wenigfiens 
bie eine verheiratet ifl. Sind beide Per: 
foren verheiratet, fo ſprichtman von einem 
Doppelehebrud, während, wenn nur 
eine Perſon verheiratet, ein einfacher 
Ehebruch be engen iſt. Die Beftrafung 
bes Chebruchs (Gefängnis biz zu 6 Mo: 
naten) tritt’ jedoch nur auf Antrag des ver- 
legten Ehegatten ein und zwar nur unter 
ber Vorausſetzung, baß eben wegen bes 

Ehebruchs die Ehe gefchieben worden if. 
Endlich wird nod die Kuppelei un- 
ter den U. bes Reichsſtrafgeſetzbuchs mit 
aufgeführt. Hierunteriftbas genohmbeits- 
mäßige oder eigennüßige Gelegenheits⸗ 
Ihaffen zur Unzucht zu verftehen, welches 
mit Gefängnisitrafe bis zu 5 Jahren be- 
brobt iſt. Aud kann auf Verluft der bür- 
gerlichen Ehrenrechte ſowie auſ Zuläffigkeit 
von Polizeiaufficht erfannt werden. Mit 
Zuchthausftrafe aber wirb bie (ſch were) 
uppelei bejtraft, wenn fie hinterliftiger- 
weife oder von Eltern, Geiſtlichen, Leh⸗ 


| vern oder Erziehern an deren Kindern ober 


Pflegebefohlenen verübt wirb. Außerehe⸗ 
licher Beifchlaf oder geiwerbemä ige Un- 
zucht ift an und für fich nach dem Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch nicht mehr kriminell ſtraf⸗ 
bar; letzteres bedroht nur diejenigen Weibs⸗ 
perſonen, welche wegen gemwerbömäßiger 
Unzucht einer polizeilichen Aufficht unter: 
ftellt find, mit Haft bis zu 6Wochen, wenn 


Unzurechnungsfähigteit — Urkunde. 


fie ben in biefer Hinficht zur Sicherung 
der Gefundheit, der öffentlichen Ordnung 
und bes öffentlichen Anftands erlaffenen 
polizeilichen Vorſchriften zumiberbandeln ; 
desgleichen folche Frauenzimmer, welche, 
ohne einer joldyen Kuffict unterftellt zu 
—A—— Fa t are 

eutiches Reichsſtrafgeſetzbu — 
FETT RE 


Unzuredunngsfähigteit, |. Zurech⸗ 


nung. 
Urbeberreät (Autorrecht, ſogen. gei⸗ 
ſtiges ob. littera riſches Eigentum) 
das Recht, über die Veröffentlichung und 
Bervielfältigung eines Produkts der Wiſ⸗ 
fenfchaft oder Kunft ausfchließlich zu ver: 
fügen. In Deutfehland wurden burch Be- 
ſchlüſſe des vorma igen deutfchen Bundes⸗ 
tags zuerft allgemeine Maßregeln gegen 
ben Nachdruck, d. 5. die mechaniſche Ber: 
vielfältigung eines Schriftwerks ohne Ge: 
nehmigung be3 Berechtigten, veranlaßt, 
bi? die Gefeßgebung des Norbdeutichen 
Bundes und des nunmehrigen Deutſchen 
Reichs in wirffamer und umfaflender 
Weife das U. überhaupt unter ben Schu 
des Geſetzes ftellte. Das Bundes: ( Reichs⸗ 
Geſetz vom 11. Juni 1870 normtiert das 
N. an Schriftwerten, Abbildungen, muſi⸗ 
falifchen Kompofitionen und Dramatifchen 
Werfen, welche es gegen Nachdruck und 
reſp. Yon unbefugte öffentliche Auffüh⸗ 


rung ſchützt. Dur Geſetz vom 9. San. 
1876 wird auch hab U. an Werfen ber 


bildenden Künfte und durch Gefeb vom 
10. San. 1876 das U. an Photographien 
ewahrt. Ein weiteres Geſetz vom 11. 
Sam. 1876 behandelt das U. an Muftern 
und Modellen. Die Schupfrift beiteht 
nach den Geſetzen vom 11. Juni 1870 
und 9. San. 1876 in der Lebenszeit des 
Autors und einem weitern Zeitraum bon 
30 Jahren. Anonyme und pſeudonyme 
fowie die von Univerfitäten, Akademien 
und fonftigen juriftifchen Perfonen, öffent: 
lien Wnterrichtsanftalten und Geſell⸗ 
Tchaften herausgegebenen Werke werben 
30 Sabre lang 0% ihrem Erfcheinen, 
pofthume Werte 30 Jahre lang nach dem 
Tode bes Urhebers geſchützt. Bei Photo⸗ 
graphien ift die Schubfrifteine fünfjährige. 
Dem Urheber eines Muſters ober Modells 
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wird der Schuß gegen Nachbildung (Mu⸗ 
fterfchug) nur dann gewährt, wenn er 
basfelbe zur Eintragung in bas bei der 
uftändigen Gerichtäbehörbe zu führende 
ufterregifter angemeldet und bei bie: 
fer ein Eremplar niedergelegt hat. Die 
Schutzfriſt ift hier eine ein- bis dreijährige 
nad der Wahl bes Urhebers (Gebühr: 1 
ME. proSahr). Sie kann big auf höchſtens 
15 Jahre verlängert werben (Benüpt für 
jedes weitere N r bis zum 10. Jahr inkl. 
2 Mk., von 11—15 Jahren 3 DIE.) Das 
U. geht auf die Erben des Urhebers über 
und fann durch Vertrag oder letztwillige 
Verfügung ganz oder teilweife auf andre 
übertragen werben; e8 geht bei Borträten 
und PBorträtbüften von ſelbſt auf den Be: 
fteller über. Auf bie Baufunft findet bie 
Gefetgebung über das U. feine Anwen: 
bung. Folgen einer Beeinträchtigung des 
Urheberrechts find: Entichädigungspflicht, 
Konfiskation, Gelditrafe, die im Unver⸗ 
mögenefal in Gefängnis umgemwanbelt 
wird. Für ben Saut von techniſchen Ers 
findungen forgt die Patentgefeßgebung 
(. Patent). Bol. Kloftermann, Das 
U. an Schrift: und Kunftwerken (1876). 
Urkunde (lat. Documentum, Instru- 
mentum), im weitern Sinn jeber äußere 
Gegenitand, durch welchen eine Thatfache 
bewiefen werben fol, alfo auch 3.2. ein 
Zeuge ober ein Sachverflindiger; im en: 
gern Sinn aber ein leblofer Gegenſtand, 
eſſen Beichaffenheit die Einwirkung einer 
menſchlichen Thätigkeit erkennen und dar: 
aus auf bie Art und Weife diefer Thätig- 
keit Schließen laßt. Hiernach gehören alle 
nicht nur gefchriebene ober gebrudte Auf: 
fäe, welche man im engiten Sinn als 
Urkunden bezeichnet, fondern auch Grenz: 
zeichen, Münzen, Denfmäler, Bilder ıc. 
u den Urkunden. Dan unterfcheibet da⸗ 
i zwifchen öffentlichen und zwifchen 
Privaturkunden. Eritere find —*— 
welche von einer Öffentlichen Behörde in⸗ 
nerhalb ber Grenzen ihrer Amtöbefugnis 
oder von einer mit öffentlichem Glauben 
verfehenen Berfon, insbefondberevon einem 
Notar, innerhalb des diefer Verfon zuge- 
wiejenen Gejchäftsfreijes in ber vorge: 
fchriebenen Form aufgenommen find. Ur- 
Funden, welche nach Korm und Inhalt fich 
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te Bfentfüge —5 Buben bie fi 
muturng y 

ten indian at fo are FA Hi 
Gegenteil vom iögenner barges 


Yan iR Nah ber beutfihen 3 pres a 


orbnung ($ 402) fan jebod) das 
richt auch von Amts wegen, wenn ed ie 
Echtheit einer Aflentticien u. für — 
Haft L bie Behörde ober bie 
von weldher bie U. errichtet fein a ur 
Erflärung über bie Echiheit cn, ut 
Brivaturfunden dagegen, b. h. Toldhe 
Urkunden, die von Privatperjonen audges 
ftelt find, haben nur dann bie Vermutung 
ber Echtheit für fih, wenn bie Eoitheit 
ber darunter erſichilichen Namensunter- 
fhrift fehfteht, oder wen bas unter ber U. 
befinbliche Handzeichen einer des Schrei⸗ 
bens unkundigen Fgen ee — ‚ober 
notariell ibigt ift. heidem muß 
die Echtheit einer Privaturfunde, welche 
vom Beweisgeguer nicht anerkannt wird, 
vom dem Bemweisführer bewielen merben, 
— ®. durch Eideszuſchiebun⸗ 
uch Er — d. be ge 
16x ven Tann. Öffentliche Urkunden liefern 
in Dee Regel Ben — Beweis der — 
urfunbeten jaden. Privaturkunz 
den ben ‚bayeyen, Kiefern nur bafür vollen Bes 
, baß bie im benfelben enthaltenen 
Eatliam en von ben Ausſtellern abges 
eben find. Befindet fid eine U. in ben 
inden des Mrogeßge mers, fo Tann ber |6ı 
führer von diejem die Heraı abe 
(Edition) ber U. verlangen. Aus U: 
den, welche von einem deutſchen 
‚ober von einem beutjchen Notar innerhalb 
ber Grenzen feiner —e— — in der 


vorgeföriebenen jorm aufgenommen fin, 
Tann nac ui Mn A rozeßord⸗ 
nung ($ N fofern bie iber einen 


Anſpruch errichtet ift, welcher bie Zahlung 
einer beitimmten Geldſumme ober bie 
— einer beſtimmten Quantität ans 
drer vertretbarer Sachen ober Wertpa⸗ 

iere zum Gegenftand bat, bie jofortige 
—— ftattfinden,, wofern 
ih ber Schuldner in ber U. ebenbiefer 
wangsvoll redung unterworfen Bat. 
erner Tann ein Anfpruc, welcher bie 
btung, einer beftimmten Geldjumme 
Ober bie deinung einer Beftimmten Quan ⸗ 





Urkundenfälfhung — Urkundsperſonen. 


BVers|tität ambrer vertretbarer Sachen or 
Wertpapiere — enſtand det 
werke, 


Eunbenprojeß —— — 
(| terifiert fic) alß eine fummarifches Proyk- 
verfahren, in welchem bas erteilte Ureil 

orläufig vollſtrecbar zu erklären 
ift. Als Beweismittel find in dieſem Pre: 
eh für die Echtheit oder Unechtheit au 
‚stunde jowie für anbre als bie zur de 





unb Redtsverhältniffen vom 1 Gele | 
in, vera ober fälfchfich anferti „| 
von bei ben m men ne Auldun 
Shan macht „gprutfe ſches Straigeit: 

un 92T), wirb mit Gefängnis vn 
1 Tag biß zu 5 Jahren Beftraft. Widtt 
= |. in ber Abſicht begangen, fic) ober einen 
anbern einen Vermögensvorteil zu wi 
f&affen oder einem andern Schaden ui: 
fügen, fo —— ein. Berl 









east Urkunde 
Uefnnbaperidan, die zur Beurfi 
bung gemiffee batfarhen mic kei 
ten und innerhalb ihrer Berufsfphäre m 


Arlaub — Uruguay. 


öffentlichem Glauben (publica fides) aus- 
geitatteten Perfonen, wie Stanbesbeamte 
und Rotare. 

Urlaub (Beurlaubung), die zeit 
mweilige und nur vorübergehende Entbin- 
dung von gewiſſen dienftlichen Funktio⸗ 
nen. Über die Dauer bes Urlaubs welcher 
Beamten verwilligt werben kann, und 
über bie Stelle, welche ihn erteilt, beftehen 
regelmäßig beſondere Dienſworſchriften. 
Zum Eintritt in den Reichstag bebürfen 
Beamte nad) ber Reichsverfaſſung (Art. 


21) feines Urlaubs. Ebendasſelbe gilt 440,000 € 
nden 


nach verfchiedenen Verfaſſungsurku 
für den Eintritt von Beamten in die Land⸗ 
tage der betreffenden Staaten, jo z. B. in 
Preußen, Bayern und Württemberg, wih- 
rend in andern Staaten bad Gegentetl 
der Fall ift, 3. B. im Königreih Sadjfen. 
Mitglieder einer Kammer können auffür- 
zere Zeit von dem Präfibenten berfelben 
beurlaubt werden; für bie Srtellung eines 
längern Urlaubs ift bagepen regelmäßig 
die Zuftimmung der ftändifchen Körper: 
[haft ſelbſt erforderlich. So kann nad) 
der Geſchãftsordnung des deutſchen Reichs⸗ 
tags (363) der Präfident bis zur Dauer 
von 8 Tagen U. bewilligen; für eine län⸗ 
gere Zeit kann dies nur der Reichötag; 
Urlaubsgeſuche auf unbeftimmte Zeit find 
unftatthaft. Für die deutſchen Reichsbeam⸗ 
ten iſt das Urlaubsweſen durch Verord⸗ 
nung vom 2. Nov. 1874 (Reichsgeſetzblatt, 
S. 129) geregelt. Eine Verkürzung des 
Gehalts tritt nur ausnahmamerte bei be= 
ſonders langem U. ein. Unteroffiziereund 
gemeine Soldaten erhalten ebenfalls bei 
kürzerm U. ihre Löhnung fort, während 
ſie bei längerer Beurlaubung nur Marſch⸗ 
verpflegungsgelder oder Verpflegung bis 
zur Anfunftinber eimatzu beanfpruden 
haben. zit allen Staaten fommen Mi: 
Litärbeurlaubungen (Urlaubsfyftem) 
der Erfparnis wegen regelmäßig zu ge: 
wiſſen * in größerm Umfang vor. 
Urliſte, Verzeichnis derjenigen Perſo⸗ 
nen, welche in einer Gemeinde wohnhaft 
und zur Bekleidung des Amtes eines Schöf⸗ 
fen oder eine? Geſchwornen tauglich find. 
Nach dem bdeutichen Gerichtsverfaflungs: 
geſetz 9 36 ff., 85) ſoll die U. für Die 
Auswahl der Schöffen auch zugleich als U. 
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für die Auswahl ber zum Schwurgericht 
(f. b.) zu berufenden Geſchwornen bienen. 
Urrechte, die dem Menſchen angebor- 
nen und unveräußerlichen ſogen. Men⸗ 
ſchenrechte (ſ. Grundrechte). 
Urſprungscertifikate, amtliche Zeug⸗ 
niſſe zur Beſcheinigung dafür, daß eine 
Ware in einem gewiſſen Land oder Ort ver⸗ 
fertigt worden, um dadurch freie Einfuhr 
ober Verminderung des Zolles zu erzielen. 
Uruguay (Republica oriental del U.), 
fübameritan. Freiftaat, 186,920 qkm mit 
, inw.; Hauptflabt: Montevis 
deo mit 91,167 Einw. Die Entftehung des 
Freiſtaats datiert vom 25. Aug. 1825, an 
welchem Tag bie in der Stadt La Florida 
veriammelten Deputierten bie Unabhän⸗ 
gigfeit des Landes von Spanien prolla- 
mierten. Nachdem dann zwischen Buenos 
Ayres, wozu U. als Beſtandteil diefes ehe- 
maligen fpanifchen Vizefönigreich8 gehört 
hatte, und Brafilien 27. Aug. 1828 ein 
Anerkennungsvertrag zuftande gefommen 
war, wurbe U. als jelbftändige Republif 
anerfannt. Die ‚Berjallungäurfunde ber: 
felben batiert dom 10. Sept. 1829. An 
ber Spite bes Staatswefens fteht ein je 
auf 4 Jahre gewählter, aber nach Ablauf 
der Wahlperiode wieder wählbarer Prä⸗ 
fivent als Inhaber der Erefutingeiwalt. 
Die gelepgebenb: Gewalt wird von einem 
Senat, beftehend aus 9 Mitgliedern, und 
bon einer Deputiertenfammer ausgeübt. 
An der Spike ber Staatsverwaltung 
ftehen die Minifter des Außern, des In⸗ 
nern (zugleich für Suftiz, Aderbau, df- 
fentlihen Unterriht und Kultus), ber 
Finanzen und bes Kriegs und der Ma⸗ 
rine. Das Staatögebiet ift in 13 Des 
partements eingeteilt. Die Nechtäpflege 
wird duch Richter und Geſchworne aus⸗ 
geibt. Der Code Napoleon ilt als Gejeb: 
ud eingeführt. Die Armee beiteht aus 
5 Bataillonen (zufammen 1664 an 
Infanterie, 1 Regiment (232 Dann 
Kavallerie, 1 Regiment (294 Mann) Ar: 
tillerie und 20,000 Mann Nationalgar⸗ 
den. Die Staatdeinnahmen waren pro 
1876 auf 8,470,608 Pefos (1 Peso na- 
cionale = 4 Mk. 20 Pf.) veranſchlagt, 
darunter 5,612,117 Peſos Einnahme aus 
ven Zöllen. Die Staatsfchuld belief fich 
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4879 auf 47,611,485, ber Betrag bes aus⸗ 

egebenen Papiergelds auf 6,050,062 Pe⸗ 
9 Die diage beſteht aus vier horizon⸗ 
talen blauen Streifen in weißem Feld mit 
einer ſilbernen Sonne. Vgl. Francken⸗ 
berg, —— — der Böse) n Berbält- 
niffe ber Republif U. (1866); »R&sume 
statistique pour J’e tion univer- 
selle de Paris par la direction de sta- 
tistique de la r6publique U.« (1878); 
Mulball, Handbook of the River 
Plate republics (1878). 

Urwahl, bie Wahl von Wahlmän⸗ 
nern burd bie altiv Wahlberechtigten 
(Urmwähler), auf welche bann bie Wahl 
ber Abgeorbneten felbft durch die Wahl- 
männer folgt. Diefe fogen. inbirefte 
Wahl war Füger in ben Tonftitutionellen 
Staaten allgemein üblich, fie ift es noch 
k B. bei ben Wahlen für das preußijche 

bgeorbnnetenhaus. Sekt ift vielfach an 
ihre Stelle, 3. ®. bei den Wahlen für ben 
beutichen Reichstag, die birefte Wahl 
(1. ®abl) getreten. 

Urwähler, |. Urwapt. 

Ufauce (franz., ip. üfangfi), bergebrachte 
Gewohnheit, namentlich im Gegenfaß zur 
Geſetzesvorſchrift eine im Handelsverkehr 
von bem Kaufmannsftand beobachtete Ge 
wohnbeit (Danbelögebraug), welche 
nötigenfall® durch kaufmänniſches Gut- 
achten (Barere) feftzuftellen ift. 

Ninalinterpretation (lat.), [. Inter: 
pretieren. 

Usucäpio (lat), Erfibung, erwerbenbe 
Verjährung; daher ufufapteren, das 
Eigentum einer Sache burch längern Be⸗ 
fig berfelben erwerben. 


’ 


Urwahl — 


Belleitäten. 


Uſurpieren (lat.), ſich des Beſitzes einer 
Sache bemädhtigen, daher Ufurpatton, 
bie Anmaßung bed Beſitzes, einer Befug 
nis, beſonders ber öffentlicher Gewalt. Cs 
ift dies insbefonbere eine Bezeichnung für 
bie gewaltfame VBerbrängung bes Iegiti- 
men Herrfchers, für den Amfun ber bit 
berigen Berfaffung und auch wohl für bie 
Unterdrüdung ber Selbflänbigfeit eines 
Staats. Iſt ein Ufurpator in ber That 
in ben Befiß der Staatsgewalt gelangt, 
fo muß ber nachmals etwa reflaurierte 
rechtmäßige Lanbesherr die von jenem vor: 
genommenen Regierungshandlungen in 
ihren thatſächlichen und rechtlichen Folgen 
anerfennen, indem bie Richtbefolgung die: 
ſes Srunbfages zu offenbaren Unbillig 
feiten führen würde. 

Usus (Iat.), Gebrauch Herfommen. 

Ususfruetas (Iat.), Niepbrauch. 

Utilitarismus (neulat., Nũblich⸗ 
keitstheorie), die von dem britiſchen 
Rechtogelehrten Jeremias Bentham (geit. 
1832) aufgeftelie Theorie, wonach es als 
Srunbfag der Moral und ber Staatsver: 
waltun pingefelt wird, der größtmög- 
lichen Anzahl von Menſchen den grökt: 
möglichen Nuten zu verichaffen. 

ti possidötis (Iat., »wieihr befißt«), 
neeiönung Fir ven Befibflanb und im 
römischen Recht für eine BefigFlage (in- 
terdictum u. p.); neuerdings ein beim 
Abſchluß eines Waffenſtillftands zur Be 
zeichnung des militärifchen Beſitzſtands 
gebräuchlicher Ausbrud. 

Utriasyue Juris doctor (Tat.), Dot: 
tor beider Rechte, des römischen und bes 
fanonifchen Rechts nämlich. 


V. 


Vactination (neulat.), ſ. Impf⸗ 


zwang. 

Bagabund (Vagant, lat.), Landſtrei⸗ 
cher; pagabundieren (vagieren), ſich 
als ſolcher umhertreiben. 

Bafall, Lehnsmann (f. Lehen). 

Vatermord (lat. Parricidium), im 
weitern Sinne nicht nur der an dem eignen 


Vater begangene Mord, fondern f. v. w. 
Verwandtenmord überhaupt (ſ. Mord). 

Batilän(lat.), bie Refidenz des Papſtes 
in Rom, an die Peterskirche angebaut; 
daher oft zur Bezeichnung ber päpftlichen 
Macht gebraucht. 

Velleitäten (tat. frang.), Gelüfte; na: 
mentlich im politifchen Leben oftmals zur 











Benezuela 


Bezeichnung eined bloßen Wollen ohne 
Ernft und ohne Energie gebraucht. 
‚Beneuela (Klein: Benebige, Ber- 
einigte Staaten von V.), Föderativ⸗ 
republif in Sübamerifa am Antillen: 


meer, welche 20 Freiftasten, 3 Territorien: 


und ein fogen. Bundesland (District fe- 
deral) umfaßt; 1,137,615 qkm mit 
1,784,197 Einw. (meift Deulatten und 
Zambos); ca. 24,000 Fremde, darunter 
viele Deutſche. Hauptitadt: Eardca 8 
(48,897 Einw.). Zunächſt unter fpani- 
ſcher Herrichaft (von Karl V. dem Augs- 
burger Bankhaus Welfer verpfänbet), 
erflärte das Land 5. Kult 1811 eine Un: 
abbängigfeit und ſchloß fich 1819 der Fö⸗ 
berativrepublift Kolumbien (f. d.) an, 
welche ſich 17. Nov. 1831 in die drei Frei: 
ftaaten V., Mengranabe und Ecuador auf: 
löſte. Bis 1863 war V. eine in Provin⸗ 
zen eingeteilte Republik, in welchem Jahr 
der Staat durch den Sieg ber Föderaliſten 
über die Unitarier in einen Bunbesftaat 
umgewandelt ward, befien-Berfaffung 22. 
März 1864 reftgefieit und publiziert wurbe. 
Dieſelbe ift 27. Mai 1874 revidiert und 
erneuert worden, nachdem die Unitarier, 
welche 1868 über bie öberaliften gefiegt 
hatten, wiederum aus der Regierung ver- 
drängt worden waren. An ber Spite 
de8 Bundes fleht der auf zwei Jahre ge- 
wählte Präfident, welcher mit den Mi- 
niftern (für Inneres und Juftiz, für Auße⸗ 
reg, für bie Finanzen, für Krieg und Ma⸗ 
rine, für öffentliche Arbeiten und für den 
Staatskredit) die Erefutivgewalt ausübt. 
Die geſetzgebende Gewalt fteht ber Volks⸗ 
vertretung zu, beftehend aus dem Kongreß 
und dem Abgeordnetenhaus. Die herr: 
fchende Religion ift die Tatholifche; ein 
Erzbifchof reſidiert zu Caraͤcas. Eben: 
daſelbſt beſteht ein oberſtes Bundesgericht, 
deſſen Präfident, ſolange der Praſideni 
ber Republik noch nicht gewählt iſt, in ber 
Zwiſchenzeit bie Duntionen des letztern 
wahrzunehmen hat. Die Einzelftanten 
haben ſelbſtändige —S— und Rechts⸗ 
pflege und ebenſo ſelbſtändige Legislative. 
Die Einnahmen bes Föderativſtaats wa- 
en für das Etatsjahr 1880— 81 auf 
4,680,000, bie Ausgaben auf 4,448,000 
Venezolanos (à 4 Mark) veranſchlagt. 
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Die Armee beträgt ca. 12,000 Mann; bie 
Kriegsflotte beiteht aus zwei Tleinen 
Dampfern und zwei armierten Schonern 
mit 8 Geſchützen. Ein deutfcher Ges 
ſchäftsträger reſidiert zu Caraͤcas. Deutfche 
Konſulate beſtehen zu Ciudad Bolivar 
und zu Caraͤcas. Die Flagge iſt gelb, 
blau und rot. 

Venia aetätis (Iat., »Nachſicht des 
— Großjährigfeitserflätung (ſ. 

er). | 

Verbal (Iat.), ſ. Real. 

Derbalinjunrie(lat.),j. Beleidigung. 

Verbalnote, im biplomatifchen Ber: 
kehr Note einer Regierung an ihren Ge- 
fandten, welde, bloß zum Vorlefen be⸗ 
flimmt, mehr den Charakter einer kon⸗ 
fidentielen Mitteilung an bas jenfeitige 
Kabinett trägt, 

Verbannung (lat. Relegatio), im Al⸗ 
tertum als Strafe und als politifche Maß⸗ 
regel üblich (f. Eril); heutzutage noch in 
Form ber Deportation (ſ. d.) und der Aus⸗ 
wein N d.) vorkommend. 

erbeilerungsantrag, |. Abände⸗ 
rungsvorſchläge. 

Verbrechen (lat. Grimen, Delictum; 
Delift), widerrechtliche, mit öffentlicher 
Strafe bedrohte Handlung. Die Eintei- 
lung der V. nach ihrer Schwere und Straf: 
barkeit in V. Vergehen und Übertre- 
tungen ift befonders für den Strafprogeß 
(f. d.) von Wichtigkeit. 

DVerbringung, |. Deportation. 

Verdikt (Iat.), Wahrſpruch ber Ge- 
ſchwornen, ſ. Shwurgeriht. 

Derebelungsberteit, bie goliveie Über: 
führung von Gegenftänden über bie Zoll- 
grenze zum Zweck der Bearbeitung und 
Derarbeitung mit ber Beſtimmung ber 
Rückſendung in vervolllommnetem (ver- 
edeltem) Zultand. Der B. ift namentlich 
für die Tertifinduftrie Deutichlands und 
Oſterreichs von großer Bedeutung und 
en ebenbarum in der beutjch-öfterreichi- 

chen Handelspolitik eine wichtige Rolle. 
‚ Verein (Aſſociation, Koalition), 
bie auf bie Dauer berechnete freiwillige 
Berbindung mehrerer Perjonen zu einem 
beftimmtengwed; Vereins recht (Recht 
ber freien Aſſociation), die Befugnis 
ber Staatsbürger, fich zu beftimmten ges 


— Berein. 
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feplich erlaubten Zwecken zu vereinige 
und iu verbinden. Mit diefem Recht jteht 
das Berfammlungsredt in unmit- 
telbarem Zufammenbang, d. h. das Recht 
der Staatsbürger, fich friedlich zu beſtimm⸗ 
ten —* zuſammenzufinden zur ge⸗ 
meinjamen Erörterung beſtimmter Ange: 
legenbeiten. Das freie Bereins⸗ und 
Verſammlungsrecht ift ein Ausflug 
ber perfünlichen Freiheit ber Staatsbür- 
er, welches nur infoweit Beichränfungen 
urch bie Staatagewalt unterliegt, als es 
die Rückſicht auf die Erhaltung des Staats 
und auf die Erhaltung der ſtaatlichen 


Ordnung unbedingt erheiſcht. Zudem 
t der Staat an der Entwickelung des 


ereinsweſens, welche für das Wohl des 
Volks von der höchſten Bedeutung iſt, das 
lebhafteſte Intereſſe, zumal da die Ver⸗ 
eine vielfach ſich Aufgaben ſtellen, welche 
mit den Zwecken des Staats in unmittel⸗ 
darer Verbindung ſtehen und bie Erfül⸗ 
lung der Aufgaben des Staats dem letz⸗ 
tern erleichtern. Man denke nur z. B. an 
die landwirtſchaftlichen Vereine, welche 
die ſtaatliche Fürſorge für die Hebung der 
Landwirtſchaft —— weſentlich unter⸗ 
ſtützen, an die in volkswirtſchaftlicher Hin⸗ 
ſicht ſo unendlich wichtigen deutſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften, an bieriegeroereine, welche 
für die Erhaltung bed Nationalbewußt- 
ſeins im Boll von entfchiedener Bedeu⸗ 
tung find, und an die Turnvereine, beren 
Wichtigkeit für bie en der Nation 
nicht zu unterfchäten if. Während nun 
nach franzöfifchem echt, welches zur Zeit 
auch noch in Elfaß-Lothringen gilt, alle 
Bereine von mehr ald 20 Berfonen einer 
obrigfeitlihen Genehmigung bedürfen, 
ift eine foldhe in Deutjchland Für Vereine, 
welche feine politifchen Zwecke verfolgen, 
regelmäkig nicht erforberlih. Auf ber 
andern Seite wird aber ein V. nur da⸗ 
burch zum Vermögensfubjeft, b. h. er er: 
langt nur dadurch Rechtsperſönlichkeit 
ober forporative Rechte, daß er vom Staat 
als folder anerkannt wird, fei es auf 
Grund eines allgemeinen Rechtsſatzes, fei 
8 auf Grund eines befondern Staatsakts, 
welcher einem beftimmten einzelnen V. die 
Korporationsrechte verleiht unb ihn da⸗ 
buch zu einer Korporation madıt. 


Verein. 


Eine ſolche Korporation unterjcheidet ſich 
von dem ſtaatlich nicht anerkannten V 
dadurch, daß fie durch ihre Vorſtände im 
öffentlichen Leben und namentlich vor Gr 
richt in rechtsgültiger Weiſe vertreten 
wird, und daß ſie auf ihren Namen Ver⸗ 
mögen erwerben und Schulden fontra: 
bieren Tann. Die Rechtsperfönlihkeit 
aber wirb dem V., wie gejagt, eniwe 
der burch allgemeine Kedhtenoriäift oder 
durch beſondere ftaatliche Verleihung ke 
elegt. Im erftern Fall erklärt dad Ge 
eb, daB gewifle eine, welche be 

immte Zwecke verfolgen und gewille gr 
ſetzlich vorgeichricbene Bedingungen er: 
füllen, al8 Korporationen anerkannt fint. 
Dies iſt nach dem beutfchen Genofler: 
ſchaftsrecht in Anjehung von eingetrage 
nen Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
haften ber Fall (ſ. Genoſſenſhaf— 
ten), ebenſo bei eingetragenen Aftien 
geſellſchaften, welche nach dem beuticen 
Bunbed: (Reichs-) Geſetz vom 11. Jun 
1870 der ftaatlihen Genehmigung mid 
mehr bedürfen. Andre Vereine dagegen 
müſſen, wofern fie ald Korporation auf 
treten wollen, ausdrücklich um bie ſtaatliche 
Genehmigung nachfuchen, mögen ſie wirh 
fchaftliche, glei künſtleriſche, willen: 
ſchaftliche oder fonftige Zwede verfolgen. 
Sie find aber auch regelmäßig Feinerki 
ejeglichen Beſchränkungen unterworfen. 

nders verhält es fich dagegen mit ben 
politifhen Vereinen, welche jetzt, wo da} 
öffentliche Leben ein viel vegeres ift alö 
früher, von großer Bedeutung für Staat 
und ſtaatliches Leben find. Auf dieſem 
wichtigen Gebiet iſt das Recht der Ber: 
einsfreiheit in Deutichland erft jet 
1848 zur Geltung gelangt. Ein Bunde® 
beichluß vom 5. Juli 1832 Hatte alle pol 
tifchen Vereine ſchlechthin verboten und 
die Abhaltung von Volksverſammlungen 
einfach von der Genehmigung ber fact 
lichen Organe abhängig gemacht. Nad 
dem Vorgang Frankreichs machte fich aber 
feit 1848 eine entgegengefebte Strömung 
geltend; bie damals verabfaßten beuticen 

rundrechte ftatuierten daß freie Verein 
und Berfammlungsrecht, und obgleidh en 
weiterer Bundesbeſchluß vom 13. Jul 
1854 dies Recht thatjächlich in feiner prab 
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tifchen Berwirflihung wieberum von bem 
Ermefien der einzelnen Bundesregierun: 
gen abhängig zu machen fuchte, war und 
blieb dasſelbe doch in ben jeit 1848 zu⸗ 
fande gefommenen Berfaffungsurfunden 
ausdrücklich anerkannt. Zudem wurbe 
da8 Vereind: und VBerfaminlungsredt in 
vielen einzelnen beutjchen Staaten durch 
befondere Geſetze geordnet, jo in Preußen 
durch Gefeß vom 11. März 1850, einge 
führt in den neuen Provinzen buch Ver⸗ 
ordnung vom 25. Juni 1867 und in 
Lauenburg durch Geſetz vom 28. Juni 
1876; in Bayern buch Gefeh vom 26. 
Febr. 1850, in Sachſen durch Geſetz vom 
92. Top. 1850, in Württemberg burdh 
Geſetz vom 2. April 1848, in Baden burd) 
Geſetz vom 21. Nov. 1867 und in fen 
Darmftadt Durch Verorbnung vom 2. Okt. 
1850. Die wichtigſten Beftimmungen die: 
fer Gefege find folgende: »PVolitifche Ver: 
eine, d. h. Vereine, welche ſich mit ber Er⸗ 
ötterung Öffentlicher Angelegenheiten be⸗ 
ſchaftigen, müſſen Statuten und Vorfteher 
haben, welche, zumeift ebenfo wie bie Mit- 
glieder, ver Behörde anzuzeigen find. Aus: 
eihloffen ift Die Aufnahme von Frauen, 
ülern und Lehrlingen, nad) ben mei: 
ften Geſetzen überhaupt von minderjähri: 
gen Berfonen, und nady dem Reichsmili⸗ 
tärgeſetz vom 2. Mat 1874 auch von Mi: 
litärperſonen. Ein politifcher V. fol fer- 
ner nur als örtlicher B. geduldet werben 
und darf daher nicht mit andern politi- 
ſchen Vereinen in Verbindung treten. 
Was die Berfammlungen anbetrifft, fo 
iſtzwiſchen Bereinsverfammlungen, 


d. h. jolchen, an denen nur Mitglieder des | 2 


Vereins teilnehmen, und öffentlichen 
Berfammlungen zu unterfcheiben. 
yür ſolche Bereinsverfammlungen, für 
welche Ort und Zeit ftatutenmäßig oder 
durch Vereinsbeſchluß feſtſtehen, iſt eine 
vorgängige Anzeige bei der Obrigkeit Hr 
erforderlich; Dagegen müſſen öffentliche 
Berfammlungen Golksverſamm— 
lungen) regelmäßig eine beftimmte Zeit, 
meilt 24 Stunden, zuvor bei der zuflän- 
digen Polizeibehörde angemeldet werben, 
die jo berechtigt wie verpflichtet ift, Die Ver: 
Jammlung zu verbieten, wenn Gefahr für 
das Öffentliche Wohl oder für die öffent: 
Staatslexikon. 
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liche Sicherheit dabei obwaltet. Die Boli- 
zei barf auch zu jeber Berfammlung Be 
amte oder andre Bevolimächtigte aborb- 
nen. Der Vertreter ber Polizeibehörbe 
fann die VBerfammlung auflöfen, wenn 
Gefetwibrigkeiten darin vorfommen. Bei 
einer ſolchen Auflöfung haben fi alle 
Anwefenden [ogleig zu entfernen. Mili- 
türperfonen dürfen nad dem beutfchen 
Militärgefeß an derartigen Verſammlun⸗ 
gen überhaupt nicht teilnehmen. Beſon⸗ 


in | dere Beſtimmungen beftehen nad) einzel: 


nen Gejeßgebungen für Berfammlungen 
unter freiem Himmel, denen öffentliche 
Aufzüge gleichitehen. Alle Verſammlun⸗ 
en dürfen nur unbewaffnet ftattfinden. 
er Art. 4 ber deutſchen Reichsverfaſſung 
bat das Vereinsweſen in den Kompe— 
tenzkreis ber Neichögefeßgebung gezogen ; 
gleichwohl fehlt es leider zur Zeit noch an 
einem Vereinsgeſetz für das Reich, durch 
welches biefer wichtige Gegenitand in ein- 
eitliher Weife normiert würde. Doch ift 
ür bienichtpolitifchen Erwerb&- und Wirt: 
haftsgenofjenichaften die Regelung dieſer 
ranche bed Vereinsweſens im Weg ber 
Reichsgeſetzgebung bereits erfolgt. Das 
Reichswahlgeſetz geitattet auch bie Bil: 
dung von Vereinen zum Betrieb der ben 
Reichstag betreffenden Wahlangelegenhei- 
ten. Belondere Beſchränkungen And endlich 
buch das beutiche Sozialiftengejeg vom 
21. Okt. 1878, deſſen Gültigkeitsdauer 
durch das Reichsgeſetz vom 31. Mai 1880 
bis zum 30. Sept. 1884 verlängert worden 
iſt, ſtatuiert worden. Vgl. Gierke, Das 
deutſche Genoſſenſchaftsrecht (1868 - 73, 
Bde.); v. Stein, Vdalungzlehre, 
Teil 1, Abt. T. II (2. Aufl. 1860). 
Sereinigte Stanten von Kolumbien, 
f. Kolumbien. 
Vereinigte Stanten von La Plata, 
Argentinifhe Republit. 
Bereinigte Stanten non Nordames 
rita (United States of America, Rorb- 
amerifanifhe Union), Bundegitaat, 
welcher dad ganze norbamerifanifche Feſt⸗ 
land zwiſchen den britifchen Beligungen 
im Norden und Merifo im Süben um: 
faßt; 9,333,655 qkm mit (1880) 50,152,595 
Einw. (ſ. nachſtehende Überfiht). Das 
Land zerfällt in folgende 38 Staaten mit 
38 
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dem unabhängigen Bundesdiſtrikt Co 
Tumbia, in wel bie Bunbeshauptftabt 
Ban legen it, und 10 Territo: 














Rongreffe der. 
Staaten und Gingelftanten 
ehemalige Rei. 
Ellavenftaaten) (Bene entan- 
te 
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Rebrasta 452488 
Nevada. . . *18 
Aero gampifire. | 348984 12) 
New Jerjey . . | 1130892 218) 
New Yort. . . | 5088810| 38 |32@) 
"Rorbearolina . | 1400047 50@) 
Dhio : | s198280| 2 |30@ 
Dregn. 17787 
Bennfploanien . | 4282788 
— «Jeland . | 276528 
"Cübearolina. . | 905622] 
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3 Die in Parenthefe () beigefügten Zahlen ber 
deuten bie Amtsbauer ber Genatoren und Reprü« 
fentanten. 
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Zufammen 
WährenbbieBenölferung 1790:3, en 
Einw. Betrug, iſt dieſelbe infolge ber gro 


Einwanderung in_biefem 


en 
hunbert ungemein raſch neftiegen: 


1301) — — 
ao Iape | Sinmogner| Zunagme | Pro 
En] so | 1200so| see] m 
44) 190 17000453] 4208433| 38 

19 \51(4)| 1850 3191876] 612243] 36 

13 |50(2)| 2860 3148321| 8351455] 36 
504) 1870 3B025508| 7482277] * 
404) | 1880 50152585| 11226961 
38 Die Suhl ber Einwanderer mit Ginfäuf 
38 beretigen, mel en baernbe Sen: 
aa t in den Vereinigten Staaten zu neh 


men mit Beaßfihtigten, betrug 
880 





498828 1876: 24 
1er: Mae 1: 

1874: 225918 1808: 

WIR: 2989 1000: 2971 


ahl ber eigentlichen Einwanderer 


| Die 
— — N Jh: der zeit von 1820— 78 auf 


den 322,971 Ankdmm⸗ 
Unser en des Sabre 1879 befanden ſich 

,565 Einwanderer, welche ſich nach ber 
Nationalität folgendermaßen verteilten: 
Großbritannien 78424 | Europa . in al 


Ytalien 902 108 
Belgien . 758 | — —2* 
Öfterr.-Ungern 7777 | Kuf ber Ger ger 
Rußland. . . 4670| derm.. 

Mbrigeb Guropa O2 Znsgejamt: 3055 








Zufammen; 184211 
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Nach ber Farbe wurden unter ber Bevölfe: | eine erefutive und eine richterliche Gewalt 


rung von 1870 unterſchieden: 33,592,245 
Weihe (86,3 Proz.), 4,886,387 Farbi 
(meift Neger, ca. "/o Dulatten), 324,266 
Indianer, darunter 25,731 zivilifierte, 
und 63.254. Chinefen. Die Sklaverei(ſ. d.) 
it feit 31. San. 1864 aufgehoben. Es be- 
fteht vollftändige Reli iondFreibeit. Nahezu 
60 verſchiedene Kirchen und Sekten find 
innerhalb der Union vertreten. Die za! 
der Katholifen wurde 1830 auf 450, 
1840 auf 900,000, 1850 auf 1,233,000, 
1860 auf 4Ys Mill. und 1867 auf 5 Mil. 
geſchätzt. Es beftehen 11 Erzbistümer 
(Baltimore, Bolton, Cincinnati, San 
Francisco, St. Louis, Milwaulee, Dre 
gon, New Orleans, New Dorf, Philadel⸗ 
phia und Richmond) und 50 Bistümer. 
Dazu fommen etwa 6 Mill. Methodiſten, 
3 Mill. Baptiften, über 2 Mill. Presbyte⸗ 
rianer, ca. 2 Mill Anglifaner, 120, 
Juden 2C. 

Staatsverfaffung. Die Unabhän- 
gigkeitgerflärung von zunächſt 13 Kolo⸗ 
nien gegenüber bem englülchen Mutter: 
land erfolgte 4. Juli 1776. Im Frieden 
iu Berfailles 3. Sept. 1783 wurde bie 

nabhängigfeit der Vereinigten Staaten 
von England anerfannt. Die 17. Sept. 
1787 beichloffene Konftitution bildet noch 
jest die Grundlage ber nordamerikani⸗ 
ſchen Berfaflung. Sie iſt 15mal Abän- 
derungen unterworfen worden, zulept 
30. März 1870, als man den ehema- 
ligen Sklaven Stimmrecht verlieh. Die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika 
bilden einen Bundesftaat, welder fich 
aus (38) Einzelftaaten zuſammenſetzt, 
die, ſoweit nicht bie Gefamtverfaflung be⸗ 
Ihränfend einwirkt, fouverän find und 
ihre eigne Staat3verwaltung haben. Die 
Cinzelftanten haben innerhalb ihrer Zu- 
Rändigfeit eineeigne Geſetzgebung, Rechts⸗ 
pflege und Derwaltung: e haben eine be: 
jondere bemofratifche Verfaſſung und eine 
nad ben: Zweikammerſyſtem georbnete 
Volfsvertretung (Kongreß). Die Exeku⸗ 
tivgewalt biejer Cingel aaten ift jeweilig 
einem Gouverneur übertragen. Für ben 

emeinfamen Staat ift eine beſondere 
tantsgewalt konftruiert, und zwar ord⸗ 
net die Konftitution eine gefeßgebende, 
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an. Die Geſetzgebung ift Sache des Kon⸗ 
greiies ber Bereinigten Staaten. 
er Kongreß muß fich wenigfteng einmal 
im Jahr verfammeln; er tritt, wenn nicht 
anberweit beftimmt wird, am erften Mon⸗ 
tag im Dezember zufammen und zwar 
am Sit der Bundesregierung. Der Kon 
geb febt fih aus bem Senat und aus 
em Haus ber Repräfentanten zufammen. 
sum Senat entfenbet jeder Staat ohne 
üdficht auf feine Größe zwei Senatoren, 
welche von der Legislatur des betreffenden 
Staats auf ſechs Jahre gewählt werben. 
Alle zwei Jahre wirb ein Drittel bes Se- 
nats, welcher im ganzen aus 86 ‘Mitglie- 
bern belebt, neu gewählt. Um Senator 
werden zu fünnen, muß man 30 Jahre 
alt, I Jahre Bürger der Union und 
ur Zeit der Wahl Einwohner desjenigen 
taats fein, von welchem man gewählt 
wird. Der Präfident bes Senats ift zus 
glei PVizepräfident der Union. Er ift 
nicht flinnmberechtigt, ausgenommen bei 
Stimmengleichheit, in welchem Fall feine 
Stimme den Ausichlag gibt. Das Re⸗ 
präfentantenhaus beſteht aus 293 
itgliedern,, welche von ben einzelnen 
Staaten in allgemeinen Wahlen auf zwei 
Jahre gewählt werden. ie Territo⸗ 
rien find durch Delegierte vertreten, 
welche nur beratende, Teine beichließenbe 
Stimme haben. Um zum Repräfentanten 
ewählt werden. zu Tönnen, muß man 25 
abre alt, 7 Jahre Bürger der Vereinig- 
ten Staaten geivefen und zur Zeit ber 
Wahl in dem betreffenden Staat anfäffig 
fein. Senatoren und Repräfentanten ers 
halten außer ber Vergütung der Reife- 
toften 20,000 ME. Jahresgehalt. Kein 
Mitglied des Senat? oder des Repräfen- 
tantenbaufes darf während der Dauer 
feine Mandats von der Unionsregierung 
zu einem Staatsamt berufen werden, wel- 
ches in diefer Zeit neu errichtet oder höher 
botiert worden iſt; auch kann fein Beam⸗ 
ter der Unionsregierung zugleich Mitglied 
einer von jenen beiden Körperfchaften fein. 
Der Prälident ver Union hat ben von dem 
Kongreß befchloffenen Gefeten gegenüber, 
weldye durch übereinflimmenden Mehr: 
heitsbeſchluß der beiden Kammern zuſtande 
38r 
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fommen, ein fufpenfives Veto; er Tann 
ben Gejeßentwurf genehmigen ober mit 
feinen etwaigen Einwenbungen an das⸗ 
jenige Hau, von weldhem er ausging, zu⸗ 
rũ ſſenden. Stimmen aber alddann in 
beiden Häufern je zwei Drittel ber Mit- 
lieber für den Entwurf, fo erhält ber: 

elbe gleichwohl Geſetzeskraft. Was ben 

Kompetenzkreis des Kongreſſes anbetriftt, 
fo fteht ihm das Necht zu, Abgaben, Ge- 
fälle, Steuern und Zölle aufzuerlegen; 
ür bie Sanbeöverteibiguing wird von m 
Fürſorge getragen; Anleihen bebürfen 
feiner Genehmigung ; das Münz⸗, Maß- 
und Gewichts⸗, das Patentwefen wie 
auch das Poftwefen find der Zuftänbig: 
feit des Kongreſſes unterftellt, ebenſo bie 
Geſetzgebung über die Naturalifation, bie 
Regelung des Handels und bie Entſchei⸗ 
bung über Krieg und Frieden. Die Union 
garantiert jedem Einzelſtaat die republi- 
kaniſche Staatsform und jchüßt biefelbe 
genen feindlichen Einfall wie gegen ein: 
beintfche Angriffe auf Anſuchen ber Le 
pielatur oder der vollziehenden Gewalt bed 
eitrafenden Staats, Die vollziehende Ge⸗ 

walt in bem Gefamtbunbesftaat ift dem 
Präfidenten übertragen, welcher auf 
vier yet gewählt wirb und wieder wähl- 
bar iſt. Die Präfidentenmwahl erfolgt durch 
Wahlmänner, welche von den ftimmfäbi- 
gen Bürgern ber einzelnen Staaten ge- 
ei werden. Ihre Zahl beläuft fich jo 
wie bie Zahl der Senatoren und 

der Repräfentanten zufammengenommen, 
welche ber betreffende Staat in ben Kon- 
greß der Union entfenbet. Die Wahlmän⸗ 
ner haben den Präfidenten und Vizeprä- 
fidenten zu wählen. Das Wahlergebnis 
wirb von ben Kinzelitaaten dem Bräft- 
benten bes Senats mitgeteilt, welcher in 
öffentliher&Sigung beiber Häufer bie Wahl⸗ 
urkunden öffnet und die Stimmen zählt. 
Hat ſich eine abfolute Mehrheit nicht her: 
ausgeftellt, jo wählt das Repräfentanten- 
haus durch Stimmzettel den Präſiden⸗ 
ten aus denjenigen drei Kandidaten aus, 
welche bie meiften Stimmen haben. Bei 
dDiefer Wahl hat die Nepräfentation eines 
jeden Staat? nur eine Stimme. Hat ſich 
für ben Bizepräjidenten Feine abfolute 
Mehrheit ergeben, fo wählt ihn ber Se: 
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nat aus ben beiden Kandidaten, welche bie 
meiften Stimmen erhalten haben. Pri: 
ſident und Vizepräfident müflen mine 
fteng 35 Jahre alt und geborne Bürger ber 
Vereinigten Staaten fein. Der Präfident 
bewohnt als Antewohnung das »iweihe 
gaus« in Wafhingtonz er bezieht 50,000 
ollar und der PVizepräfident 10,000 
DoU. Jahresgehalt. Der Bräfident ift zu: 
gleich höchſter Befehlshaber ber Land⸗ und 
Seemacht. Die von ihm ausgehenden Er- 
nennungen von Beamten bebiirfen ber Be 
ftätigung des Senatd. Dem Präfidenten 
fteht das Kabinett zur Seite, beftehend 
aus ben fünf Staatsjefretären für Aus: 
wärtiges, für ben Schatz, das Innere, 
ben Krieg und für bie Marine, aus bem 
Generalpoftmeifter (Postmaster gene- 
ral) und dem GeneralftaatSanwalt(Attor- 
ney general). ° 
Gerihtsverfaffung. Neben den Ge: 
richten ber Einzelftnaten beſtehen befon- 
bere Union2gerichte, deren Mitglieder vom 
PVräfidenten auf Lebenszeit ernannt und 
nur durchden Kongreß angeflagt und ihrer 
Stellen entjett werben können. Die rid: 
terliche Gewalt ber Union erftrect ſich auf 
alle Gegenftänbe, welche unter Die Geſetz 
gebung ber Vereinigten Staaten fallen, 
auf Streitigkeiten verfchiedener Staaten 
untereinander, Progeile eines Einzelftaate 
mit ber Union, Streitigkeiten zwiſchen 
Bürgern verfchiebener Staaten, Recht 
fälle, welche die Admiralität und bie See: 
gerichtabarteit betreffen,xc. Einoberfter 
erihtshof (Supreme court), aus 
neun Richtern beſtehend, tritt alljährlich 
in Waſhington zu Gerichtsfigungen zu: 
fammen. Die zweite Inſtanz bilden die 
Kreisgerichte (Circuit- courts). Die 
Vereinigten Staaten find nämlich in neun 
Gerichtöfreife eingeteilt, und in jebem ber: 
jelben wird jährlich zweimal ein Kreisge⸗ 
richt abgehalten. Der Diftrift Columbia 
bildet einen befondern Gerichtsfreis, Als 
unterfte Inftanz ber Unionsgerichtsbarkeit 
fungierendie Bezirfsgerichte(Distriect- 
courts), deren in jedem Staat minbeftend 
eins beiteht. Sie werden von bem Bezirks: 
richter allein abgehalten, welchem ein 
Staatsanwalt und ein Vereinigte Staa: 
ten-Marſchall zur Seite fiehen. Neben 
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dieſen Unionsgerichten ift noch ein mitfünf 
Richtern beſetzter beſonderer Beſchwerde⸗ 
hof (Court of claims) in Waſhington vor⸗ 


handen, welcher über Anſprüche und Be⸗ſ 


ſchwerden gegen die Regierung entſcheidet. 
F inanken. Nach dem Etat für bas Fi⸗ 
nanzjabr 1880—81 waren bie Einnahmen 
de rVereinigtenſStaaten auf 288 Mill. Doll. 
(a⸗4, 1088 MN veranſchlagt, die Ausgaben auf 
238, 269, 138Doll. In der Einnahme waren 
unter anderm die Zoͤlle mit 152, die innern 
Steuern mit 116 Mill. Doll. in Rechnung 
geftellt. Die Crigenz des Kriegsminiſte⸗ 
riums beträgt 38,870,829 Doll, bicjenige 
des Diarinedepartements 14,884,148 Doll, 
während für den Zivildienft, einſchließlich 
der öffentlidhen Arbeiten 2c., 60,233,905 
Doll. in ben Etat eingeftellt find. Die 
Staatzfchuld belief fi 1. Zuli 1879 auf 
einen Cifeltivbetrag von 1,996,414,965 
Doll., ausſchließlich einer für die Bacific- 
eiſenbahn kontrahierten Schuld, deren 
Zinfen in Papiergeld zu zahlen find, und 
welche 1. Zuli 1877: 64,623,512 Doll, 
betrug. Kriegsweſen. Die reguläre 
Armee (25 Regimenter Infanterie, 10 
Regimeuter Kavallerie, 5 Regimenter Ar: 
tillerie, 1 Bataillon Genietruppen ac.) bat 
einen geſetzlichen Effektivbeſtand von 2153 
Dffizieren und 25,000 Mann. Sie bildet 
denn Stern, um welchen fihim Kriegsfall die 
Miliztruppen der Einzelfiaaten formie- 
ren follen. Für die Miliz gilt nämlich der 
Regel nad) jeber wafienfähige Bürger vom 
418. — 45. Jahr als dienſtpflichtig. Die 
Hee resergänzung ber regulären Armee 
erfolgt durch Anwerbung auf je 
Sahre. Kriegsmarine. Die Bay der 
fänıtlichen Kriegsſchiffe betrug 1879: 138 
mit 1053 Kanonen, barunter 24 Ban: 
zerjchiffe und 59 Schraubendampfer. Die 
Flagge ber Vereinigten Staaten befleht 
aus ſieben roten und ſechs weißen horizon- 
talen, miteinander abwechjelndenStreifen, 
in ber obern Ede ein kleines Karree mit fo 
viel weißen, zu einem großen Stern ver: 
einigten Sternden (»Sternenbanner«), 
als Die Union Staaten zählt. Das Wap- 
pen ber Union ift ein ſchwarzer Adler, wel⸗ 
her in der einen Klaue ein Bündel Pfeile, 
in ber andern einen Olzweig hält. Die 
Bruſt des Adler? wird durch einen in zwei 
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Felder geteilten Schild gebildet, deſſen 
oberes Feld blau iſt, während das untere 
filberne Feld ſechs ſenkrechte Balfen durch⸗ 
chneiden. Der Adler bält im Schnabel 
ein Band mit der Infchrift: »E Pluri- - 
bus Unum«; er ift von 13 weißen Sters 
nen, ber Zahl der erfiten Staaten ber 
Union, umgeben. l. Rapel, Die 
Vereinigten Staaten von Norbamerifa 
(1878—80, 2 Bde); Schlief, Die Vers 
jallen ber norbamerifanifhen Union 
(1 }; »American Almanac« (1830): 
»Statistical abstract of the United 
States«e (1880); v. Holft, Verfaflung 
und Demofratie der Vereinigten Staaten 
von Norbamerila (1873); Derfelbe, 
Derfaffungögeleichte berBereinigtenStaa- 
ten (2b. 1, 1878); Bancroft, Histo 
of the United States (deutſch 1847—74, 
10 Bde.); Laboulaye, Gefchichte der 
Bereinigten Staaten (a. b. Franz. 1870, 
3 Bde); Kapp, Geſchichte der deutichen 
Ginmanberung in bie Vereinigten Staa- 
ten (1868); Derjelbe, Aus und über 
Amerifa (1876, 2 Bde.). 

Vereinsredt, j. Berein. 
daſenen ſ. Wechſel. 
Verfaſſung, Staatsſorm, überhaupt 
die Organiſation eines Gemeinweſens, wie 
man denn 3. B. von ber Gemeindeverfaſ⸗ 
fung, Rreisverfaflung u. dgl. ſpricht. Ins⸗ 
bejondere wird die landſtändiſche V. bier: 
unter verftanden; auch bezeichnet man 
mit V. bie Berfaffungsurfunde 
(Konftitution), in welcher bie gefeß- 
liden Normen „gierüber enthalten ſind 
(j. Staat, ©. 546 7 

Verfaſſungseid, die feierliche Verſiche⸗ 
rung des Souveräns, daß er der Verfaf- 
fung und ven Geſetzen ded Landes gemäß 
regieren werbe, und zwar wirb nad) man⸗ 
hen Verfaſſungen, 3. B. nad der preußi- 
ſchen, ein eibliches Gelöbnis des Monar: 
hen in Gegenwart der Kammern verlangt, 
während nad andern Berfafjungsurfun: 
ben die eibliche Verficherung in einem Pa⸗ 
tent genügt unb noch andre Konititutio- 
nen eine ſolche Zuſicherung in einer Ur⸗ 
Funde bei dem fürflfichen Worte des Sou⸗ 
veräng verlangen. In manden Staaten 
ift eine dem B. analoge Verſicherung auch 
in den Berpflichtungseib ber Staatödiener, 
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mitunter aud in ben allgemeinen Hul: 
bigungseib ber Staatsbürger überhaupt 
mit aufgenommen. 
Berfaffungsreit, N Staatsredt. 
8 en, ſ. Strafprozeß. 
Ber „1. Körververlegung. 
—38 Prüf geined 
fisieren , ngei 
Sachverhalts befien Richtigkeit barthun; 
auch f. v. w. eihen (1. d.). 
Berjährung, bas Erlöfchen von Rechten 
durch Nichtausübung, berfelben (er⸗ 
löfhende 8.) fowie ber Erwerb von 
Rechten jeitend eines Nichteigentümers 
durch einen eine beftimmte Reihe von Jah⸗ 
ren fortgejeßten veih (erwerbende B. 
oder Erfigung). Die Klagperitheun 
tritt nach gemeinem Recht regelmäßi nad 
30 Jahren ein, doch haben Partikular⸗ 
geſetze vielfach Fürzere Verjährungsfriften 
eingeführt. So verjähren 3. B. nad 
preußifhem Recht Forderungen ber Fabri⸗ 
Tanten, Kaufleute, Krämer, Handwerker ic. 
für Waren unb Arbeiten in 2 Jahren. 
Wechſelklagen gegen den Arreftanten ver: 
jähren nad) ber deutichen Wechfelordnung 
in 3 Jahren, Regreßanfprüche gegen ben 
Ausfteller des Wechjeld und gegen Bor: 
männer in fürzerer Friſt und zwar, wenn 
ber Wechfel in Europa zahlbar, in ber 
Regel in 3 Monaten. Nach bem deutfchen 
Sanbelägelenbug verjähren Klagen bes 
äufers gegen den Verkäufer wegen 
Mängel der Ware binnen 6 Monaten 
von ber Lieferung an; Anſprüche an den 
Spebiteur und Frachtführer binnen einem 
a Klagen aus Berfiherungen und 
Forderungen an einen Gefellichafter aus 
Anſprũchen gegen eine —— ha 
in 5 Jahren; Klagengegeneinen Genoſſen⸗ 
fchafter aus Anjprüchen gegen die Ge 
ante verjühren nach dem beutfchen 
Genoſſenſchaftsgeſetz in 2 Jahren. Er⸗ 
Iibung findet bei beineglinhen Saden in 
3, bet unbeweglichen in 10, Abwejenden 
gegenüber in 20 Sahren ftatt. Unvor: 
enkliche V. oder Immemorialver⸗ 
uns tritt bei einem Befikftand ein, 
defien Anfang über Menſchengedenken 
hinausliegt. Im Strafrecht findet fowohl 
®. der Strafverfolgung als auch V. der 
Strafoollfitedung (ber erfannten Strafe) 


. 


Berfaffungsrecht — Berordnung. 


ftatt; fo verjähren 3.8. nach bem beutfchen 
RR Da Tobeöftrafe unb lebens: 


fängliche eiheitäftrafe in 30 Jahren; 
bie Strafverfolgung bei Berb ‚ bie 


it foldyer Strafe bedroht finb, verjährt 
in >) Sehr Ei. Beihetrafgefepus, 


Berflerung, bie vom Schiffer und ber 
Mannſchaft vor einer Behörde abgelegt 
eventuell beeidigte Ausfage über bie Er: 
eigniffe auf einer Reife. Grundlage ber: 
felben iſt das Schifisjournal (Log⸗ 
buch). Eine V. iſt erforderlich, wenn 
dem Schiff ein Unfall paſſiert iſt, um die 
Anſprũche bes Reebers (ſ. d.), bes Ber: 
fiherers, refp. die Schuld bes Schiffers 
ober ber Mannfchaft feitftellen zu können. 

erfümmerung, ſ. Arreſt. 

Berletzte Kichterpflicht, ſ Beugung 
bes Rechts aus Parteilichkeit. 

Berlenmdung, |. Beleidigung. 

Berluft der burgerligen Ebrenredte, 
f. Ehrenrechte. 

Vermädtnisuchmer, ſ. Fideikom— 


miß. 

ermögen, im volkswirtſchaftlichen 
Sinn die Summe der einer Perſon zu⸗ 
ſtehenden Güter; in ber Rechtswifſenſchaft 
wird ba8 Bermdgensrecht als eine Un⸗ 
terabteilung des Privatrechts dem Perſo⸗ 
nenrecht gegenübergeftellt und in Sachen⸗ 
recht, Recht ber Forderungen (Obligatio- 
nenrecht) und Erbrecht eingeteilt. er: 
md enahrafe, !. Gear fr &ef 

erordnung, im Gegenjat zum Geſetz 
eine allgemeine Nnattiche norbnnung, 
welche ohne Mitwirkung der VBolföpertre- 
tung lediglich von Organen der Regierung 
ausgeht. Die Verordnungen dienen na⸗ 
mentlich dazu, um zum Zweck ber Ausfüh⸗ 
rung ber Geſetze die nötigen Befimmun- 
gen zu treffen Mueführungebe rord⸗ 
nungen). Solche eorbmungen werben 
namentlich auf ben Gebietder Verwaltung 
erlafjien, um die Organe ber lettern mit 
Inſtruktion barüber zu verfeben, inwelcher 
Weife und in welddem Sinn fie ein Ge 
jeß zur Ausführung bringen follen (Re= 
glements, SInftruftionen, Ber: 
waltungsverorbnungen). Mande 
Verordnungen haben aber auch ben Cha⸗ 
rafter allgemein verbindlicher Rechtonor⸗ 


Berfammlung — 


men für alle Staatsangehörigen. Man 
Hat fürbiefe Kategorie ben Namen »Rehts- 
verorbnungen« vorgefilagen, Derartige 
Berorbmungen können aber nur erlaffen 
werden, wenn unb foweit ber Monarch 
oder die Staatöbehörben durch das 5 
bazu ermädjtigt find. Dies gilt aud) für 
die Berorbnungen, welde im Deutichen 
Reich und für dasfelbe erlaffen werden 
follen. Das Berorbnungsregt kann 
nämlich Hier von dem Raifer, vomfBunbeds 
zat, nom Reiääfenie oz von gef 
anbern Reichsbehdn ausgeübt werden. 
Die Stelle, von welder im gegebenen Fall 
bie Ausführungsverorbnungen erlafjen 
werben jollen, wirb regelmäßig in dem 
betreffenden Reichögefeg felbt 
Es kommt aber 
Zanbeöregierungen mit bem Erlaß ber nö: 
tigen Verordnungen betraut werben. Bon 
Belonberer Wichtigkeit find in den Cinzel- 
ſtaaten bie Bolizeiverorbnungen, die 
jedoch einen mehr Iofalen Charakter Haben, 
indem ben Ortö- unb Begirfeboligeibehör: 
ben vielfach in einem gewiſſen Umfang das 
Recht eingeräumt ift, orie und begirfe 
potigeitide Berorbnungen 
ihre Richtbefolgung mit beftimmten Stra- 
fen, namentli mit Gelbitrafen, zu ber 
legen. Endlich enthalten viele Verfaſſungs⸗ 
urfunben auch die Beftimmung, wonad 
die Repkrung in Seiten, wo Lande 
tag, nicht verfammelt ift, jogen. Notver⸗ 
orbnungen für bejonbers_bringenbe 
Fälle erlafien darf. Eine ſolche V. hat 
den Charakter eines proviſoriſchen 
ſetzes. Jedenfalls find aber biefe Notver⸗ 
orbnungen ben Kammern bei ihrem näde 
fien Zufammentreten vorzulegen, unb 
falls bie Zufimmung, der Stände nicht 
erfolgt, die 8. alfo nicht zum Gefep er= 
ben wird, ift biefelbe wiederum außer 
raft zu fegen. Vgl. außer den Lehrbüchern 
des Siaatsrechts: Gneift, Verwaltung, 
Zufiz, Rehteweg ıc. (1869). 
jammlung, |. Berein. 
jerungöprämie, |. Prämie. 
iwefen. Derjenige Ber: 
trag, vermöge defien ber eine Kontrahent 
(Berfigerer) dem andern (Berfiger: 
ten, Berfi erungsnehmer) gegen 
eine dem eritern zu entrichtenbe Gebühr 


zeichnet, 


vor, daß bieeinzelnen | befteht 
ö= | jebes Mit; 


exlafien und | © 
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(Prämie) ben Schaben zu erfegen ver⸗ 


Ipridht, weldger ihn au einer beflimmten 
Gefahr treffen follte, wird Berfiherung 
genannt. Die dem Berficherten zur Bes 
urfunbung biefes Vertrags vom Verficerer. 
ausgeftellte Urkunde heißt Police. Regele 
möf 2 werben derartige Verfiherungen 
von befondern Berfiherungsanftal- 
ten und Berfigerungsgefellfgaf: 
ten übernommen. Diejenige Kategorie 
ber Ießtern, bei welder eine größere Anz 

I von Perfonen zufammentritt und 
ſich durch Bertrag be lichte ben für ben 
Eingelnen aus der beftimmten Gefahr 
entfiehenden Schaben gemeinfchaftlich zu 
tragen, bezeichnet man als die Gegen= 
feitigfeitsgefellihaften. Bei bieſen 


tegelmäfig. bie Simihtung, bak 
einen beftimmten a‘ 
unter ber Bedingung bezahlt, daß bie nı 
Dedung ber Schäden und ber. ontigen 
Geihäftsfoften verbleibenden Üderfhäffe 
den Mitgliedern in Form einer Dividende 
jucltgeneen, ;tenb umgekehrt bie 
lebtern auch zur Zahlung von Nachſchüſ⸗ 
fen herangezogen werben, wofern ſich ein 
efizit ergeben follte. Die Berfides 
tungsaftiengefellfhaften ba gen 
finb_tegelmäßig fo eingerichtet, 3 3 
Berficerte eine fefte Prämie zu entrichten 
bat, Die Altionäre ſchieben das Aftien- 
Kapital zufammen, welches ben Berfiche: 
tungsnehmern für bierfüllungder ihnen 
nüber eingegangenen Verpflichtungen 
= tet. Der am Ende des Geihäftsjahrs 
fi 
als 


ergebende Reingewinn fließt alsdann 

Dividende den Altionären zu, und 
ein etwaige Defizit if auß dem Referve: 
fonds ober aus em fonfigen Bermögen 
ber Gefellfgjaft zu deden. Übrigens fom= 
men auf bem Gebiet ber Lebensverſiche⸗ 
zung reine Aktiengefellichaften nur noch 
felten vor, inbemdiemeiften Berficherungs: 
aftiengefelichaften, wenigftens bei Lebens- 
verfierungen, ihren Verſicherten einen 
Anteil am Reingewinn gewähren. Unter 
Lebensverfiherung im engern Sinn 
verſteht man dießerfiherungeinerSumme, 
welche beim Tode der verſicherten Perſon 
fällig wird. Es fommen jedoch auch Ber 
ficherungen »auf den Erlebensfall · ¶ Ren⸗ 
lenverſicherung, Ausſteuerverſicherungec.) 
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vor, bei welchen das Verſicherungskapital 
ober eine Jahresrente fällig wirb, wenn 
ber Berficherte einen beftimmten Termin 
erlebt, wie 3.2. bei ber Kaifer Wilhelms: 
Spenbe (I. d.). Die erfte Lebensverfiches 
rungsgefellihaft wurde 1705 zu London 
egründet. Die älteften deutſchen Geſell⸗ 
Fehften biefer Art find: die Lübeder, Go: 
tbaer unb Leipziger. Nächſt ber See: 
verfiherung ift die Feuerverfiche: 
rung Die ältche Art der VBerficherungen. 
Spuren davon finden fi in Deutfchland 
fhon zu Ende bes 16. Jahrh., und in 
England ift die erfte derartige Geſellſchaft 
1666 gegrünbet worben. Für Feuerver⸗ 
fiherung befteben übrigens auchöffentliche 
Anftalten. Außerdem ift ber Hagelz, 
ber Hypotheken-, der Kredit⸗ und ber 
Snvalibitätsverfidherung zu ge: 
denfen. In bie letztgedachte Kategorie 
gehören bie zahblreihen Knappſchafts⸗, 
Eiſenbahn⸗, Beamten:, Arbeiterpenfionz- 
kaſſen ꝛc. Auchdie Transportverfiche: 
rung (Sees, Fluß, Eifenbahn-, Poſtver⸗ 
fiherung x.) ift von grober Wichtigkeit 
für den öffentlichen Verkehr. Beider Sees, 
Transport: und TFeuerverficherung insbe⸗ 
fonbere fpielt au bie Nüdverfiche: 
tung eine wichtige Rolle, deren Weſen 
darin befteht, daß ber BVerficherer eine 
übernommene Berfiherung einem andern 
Berfiherer ganz ober teilweife über: 
trägt und fih für den Fall, daß er 
feinem Berfiherungsnehmer für einen 
Schaden auflommen muß, feinerfeit® an 
bem Rüdverficherer fchablos hält. 
Vielfach erörtert ift neuerdings die Un: 
fallverfiherung, und namentlich das 
urbeiterunfalive fiherungegeleh 
bes Fürſten Bismarck, welches er 1881 
dem Reichstag vorlegte, hat zahlreiche Pe- 
titionen und Erklärungen ſowie eine ganze 
Brofhürenlitteratur hervorgerufen. Über 
feinen Gegenftand ift feit langer Zeit in 
ber Preſſe jo viel diskutiert worden wie 
über diejen. Nach) der Regierungsvorlage 
follten nämlich alle in Bergwerfen, Salt: 
nen, Aufbereitungsanftalten, Brüchen und 
Gruben, auf Werften, in Anlagen für 
Bauarbeiten (Bauhöfen), in dabriten und 
Hüttenwerfen befchäftigten Arbeiter ſowie 
diejenigen Betriebsbeamten, beren Jahres⸗ 


Berficherungsweien. 


arbeit&verbienft an Lohn oder Gehalt nich 
über 2000 ME. beträgt, gegen die Folgen 
ber beim Betrieb fich ereignenden Unfüke 
verfichert werden. Die Arbeiter der Lant- 
und Forſtwirtſchaft ſowie bie Eifenbahr- 
bebienfteten follten babei nicht berüdid- 
tigt werben. Sa jene Kategorien ven 
Arbeitern aber follteder Verſicherungoͤ⸗ 
ine ngeintreten. Der Reichskanzler wolle 
iefe Verficherung bei einer allgemeinen 
Reichöverfiherungsanftalt in Berlin be 
wirkt haben; die Mehrheit bes Reichstag, 
namentlih das Zentrum, entichieb ſich 
jeboh für Landesverficherungsanflalten 
unb gab biefem partikulariſtiſchen Stand 
punft durch die Beflimmung Ausbrud: 
»Jeder Bunbesftaat hat eine für feine 
Rechnung zu verwaltende Landes verſicht 
run Sanfatt u errichten, bei welcher die 
Verficherung Hr alle innerhalb desſelben 
belegenen Betriebe, foweit nicht dieſes &e 
feß Ausnahmen zuläßt, ftattfindet; tut 
mehrere Bunbesftaaten Tann eine gemeir⸗ 
fame Lanbesanftalt errichtet werden«. 
Außerdem wurde von ber Reichsregit⸗ 
rung ba8 VBerfiherungsmonopel 
verlangt, db. h. neben ber ftaatlichen Xer: 
fiherung follten Unfaliverficherungen ki 
Privatanftalten nicht geftattet fein, mir 
renb der Reichstag wenigftens eine gene} 
ſenſchaftliche Verfiherung durch die Pr 
triebsunternehmer und durdy Invaliden 
(Knadıf afts⸗) Kaffen ftatuieren welt. 
ie Berfiherungsprämie betreffend, N 
ſollten diefelbe nach der Regierungenon 
1) für diejenigen Verficyerten, deren 
resarbeitsverdienft 750 Mk. und wenige 
betrage, zu %s der Unternehmer, zu’; 
ba8 Reich, 2) bei einem jährlichen Ver 
dienſt von 750—1000 Mt. zu Y kt 
Unternehmer und zu Vs ber DBerficerk, 
3) bei einem iäprtigen Verdienſt von ükt 
4000 ME. zur Hälfte der Unterneh 
und zur andern Hälfte der Bere 
zahlen. Allein ber unter 1) gebachte Rei 
zuſchuß erregte die erheblichften Bedenlen 
indem man denſelben ganz mit Recht ab 
eine Art Almofen bezeichnete und eine 
ſolchen Gabe an eine beftimmte Kalt 
von Stantdangehörigen jede Berechtigqun 
abſprach. Die Eonfervativ-Plerifale Mr 
jorität des Reichsſtags nahm endlich da 








Derftaatlichung der Eijenbahnen — Vertagen. 


Schmidt (1 
(1874); iegon d, Die Lebensverſiche⸗ 
rung (2. Aufl. 1867) 

ber Sebensverfiherung (1874); Bren- 


ſ. Eifenbahnen. 
Verfiridung, ſ. Kreiheitsitrafe. 


Verſtümmelung (lat. Mutilatio), die= | d 


jenige Körperverlegung, infolge deren ein 
Glied verlorengeht. Selbftverftümmie: 
lung zu dem Zweck, ſich dadurch dem Mi: 
litärdienſt zuentziehen, wird nach dem deut⸗ 
ſchen Reichsſtrafgeſetzbuch ($ 142) mit Ge- 
fängnis bis zu 5 Jahren und nicht unter 
einem Jahr beitraft; auch kann auf Ver- 
luft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werden. Denjenigen, weldhereinenandern 
auf deſſen Verlangen zur Erfüllung ber 
Wehrpflicht unteuglic macht, trifft die- 
ſelbe Strafe. Dal. Deutſches Militär: 
ſtrafgeſetzbuch, $ 81. 

Berfuch eines Verbrechens oder Ver: 
gehens (Tat. Conatus, Konat) liegt dann 
vor, wenn ber Entſchluß, ein Verbrechen 
oder Vergehen zu verüben, durch Hanb- 
lungen, welche einen Anfang der Aug: 
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ber Berf us überhaupt nicht ftrafbar. Auch 
bleibt ber 


Orjotn durch eigne Thätigfeit abgewende 


er Vertagung 
ſteht regelmäßi —* 
em deutſchen Reichstag gegenüber dem 
Kaiſer, zu. Die meiften Berfaffungen und 
fo auch bie beutfche Reichsverfaſſung 
(Art. 26) enthalten aber die Beitimmung, 
daß die Bertagung während berfelben 
Seffion nicht wiederholt und ohne Zu- 
ftimmung ber Kammer einen beftimmten 
Zeitraum, nad) der deutichen Reichsver⸗ 
faffung 30 Tage, nicht überfteigen darf. 
Durh eine ſolche Vertagung wird die 
Kontinuität der Verhandlungen nicht 
unterbrochen; bie Kammer bleibt in ihrer 
alten Konftituierung, Vorſtand und Kom: 
miffionen dauern fort, und bie Arbeiten 
werben bei bem Wieberbeginn der Sitzun⸗ 
en einfach wieder aufgenommen. Anders 
eim Schluß des Parlaments. Hier if 
fiir die wieder zufammentretende parla⸗ 
mentarifche Körperjchaft eine anberweite 
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Konftituierung erforderlich, eine Neuwahl 
ber Kommiffionen und ein erneutes Ein- 
bringen etwaiger Vorlagen und etwaiger 
Anträge, bie in ber vorigen Situng nicht 
ur endgültigen Beratung kamen (fogen. 

isfontinuität der Sitzungs⸗ 
perioden). Aber auch bie von den 
Kammern ſelbſt ausgehende Unterbrechung 
der Sitzungen auf beftimmte Zeit, bie 
Abbrehung ber Verhandlungen an dem 
einen Tag, um fie an einem andern 
wieber aufzunehmen, wird ald Bertagung 
bezeichnet. Na ber Geſchäftsordnung 
bed beutichen Reichstags ($ 53) bedarf 
ein ſolcher Dertagungöantrag ber Unter: 
ftüßung von 30 Mitgliedern. Wenn folche 
erfolgt, fo wird alsbald ohne weitere Mo⸗ 
tivierung bes Antrags und ohne Diskuſ⸗ 
fion über denfelben abgeltimmt. Wird der 
Antrag auf Bertagung von der Majorität 
angenommen, jo wird bie Beratung bed 
betreffenden Gegenftanbs abgebrochen, um 
an einem anbern Tag wieder aufgenoms 
men und fortgefebt zu werben. 

Vertrauenspotum, |. Botum. 

Vertretbare Saden, ſ. Fungible 
Sachen. 

BZeruutrenung, ſ. Unterſchlagung. 

Verwahrung, |. Haft. 

Verwaltung (Abminiftration), 
zunächit Bezeihnung für Die Staatsver: 
waltung überhaupt, d. b. für die Aus⸗ 
übung der ftaatlihen Regierungsge: 
walt(Erelutivgewalt, Erefutive, 
vollziehende Gewalt), im Gegenfak 

ur Gefebgebung und zur Rechtspflege 
fig). Hiernach fallen alfo die 3. ber 
auswärtigen Staatdangelegenheiten (po⸗ 
litiſche Regierung), das Heerweſen, 
die Staats⸗ ober Finanzwirtichaft, bie 
Anftellung ber Beamten und Die Übers 
wachung ihrer Amtsführung (welche man, 
inſoweit es ſich dabei um Juſtizbeamte 
handelt, als Suftigverwaltung zu be 
zeichnen pflegt) fowie die innere V. mit 
unter dieſen Begriff, während man im 
engern Sinn mit V. nur dieinnere V. 
bezeichnet, welche Lorenz v. Stein al? »bie 
Verwendung ber Macht und ber Mittel 
bes Staats für die Förderung bes Einzel- 
nen in feinen inbivibuellen Lebensverhält- 
niffen« definiert. Im ben Kreiß diefer 


Bertrauengpotum — Verwaltung. 


inneren Berwaltungstbätigleit gehören 
aber insbeſondere folgende Gegenſtände: 
dad Bevölkerungsweſen (Paßweſen, 
Volkszählung, Beurkundung des Perſo⸗ 
nenſtands, Heimatsweſen, Angelegenhei⸗ 
ten der Staatsangehörigkeit), ferner die 
V. des geiſtigen Lebens (Pflegſchafts⸗ Bil⸗ 
dungsweſen), namentlich das Volksſchul⸗ 
weſen und die V. der Preßangelegenhei⸗ 
ten, dann das ganze Gebiet der Bolizei 
ſ. d.), fodann die B. des wirtjchaftlichen 
ebend, wohin die Ablöfung von Grund: 
Yaften, Separationen, Erpropriationen, die 
Angelegenheiten bed Waflerrechts, das Ver- 
fiherungs:, Verkehrs⸗, Maß?, Gewichts⸗ 
und Geldweſen, ferner die V. einzelner 
wirtfchaftliher Unternehmungen ehören, 
wie Landwirtfchaft, Fabrik: und Gewerbe 
welen, Berg:, Jagd⸗, Forft: und Filcherei- 
weſen, endlich bie V. des gefellfchaftlichen 
Lebens, bes Yamilien=, Gefindes, Armen: 
und Vereinsweiend. Auch ber Ausprud 
Berwaltungslehre wirb regelmäßig 
mit Rüdfiht auf jenen engern Begriff 
von B. gebraucht, und ebenfo verfteht mar 
unter Berwaltungsrecht vorzugsweiſe 
diejenigen Rechtsnormen, welche ſich auf 
die Ausübung der Regierungdgemalt in 
Saden ber innern V. beziehen. Na: 
mentlih im Ge enfa au den Suftiz: 
ſachen, bie infolge Trennung der 
Suftiz von der V. von ben Gerichtsbe⸗ 
börden zu erledigen find, werden bie An- 
elegenheiten ber innern V. Verwaltungs: 
Faden (Adminiftrativfahen) age 
nannt, weldhe vor bie Verwaltungs: 
behörden (Gemeindebehörden, Landrat, 
Regierungspräſident, Oberpräfident u. a.) 
gehören. Zu beachten ift aber, daß ge 
wiſſe Rechtsſachen, welche nur. mittelbar 
das Öffentliche Antereffe berühren und im 
Grund als :Brivatrechtöflreitigfeiten und 
ebendarum als Juſtizſachen erfcheinen, aus 
Zweckmäßigkeitsgründen ben Gericht: 
behörden entzogen und an die Verwal—⸗ 
tungsbehörben zur Verhandlung und Ent: 
ſcheidung verwiefen find, wie 3. B. Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen Gefinde und Dienf: 
herrſchaft oder zwifchen Lehrling und Kebr: 
ern. Man bezeichnet biele ngelegen: 
eiten alsadminiſtrativ-kontentiöſe 
Sachen und bie entſprechende Thätigkeit 
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ber Behörden als nerwaltungdrent: 
pflege (Abminiftrativjufliz). Um 
aber nicht nur für ſolche Brivatrechtsftrei: 
tigfeiten, fondern auch für Tragen bes 
öffentlichen Rechts, die prinzipiell von ben 
Berwaltungsbehörben zu entſcheiden find, 
die Garantien riöter her Unabhängig: 
feit ur.) die Vorteile unbefangener richter: 
licher Prüfung zu gewähren, find in 
neuerer Zeit fr die Verwaltungspflege 
überhaupt befondere VBerwaltungs- 
gerichte (in Preußen z.B. Bezirksver⸗ 
waltungsgerichte und das Oberverwal⸗ 
tungsgericht) geickaffen worden, fo in 
Preußen durch das Geſetz vom 3. Juli 
1875, betreffend die Verfaffung der Ver: 
waltungsgerichte und ba8 Verwaltungs: 
—— — und durch das für den 
Geltungsbereich der Provinzialordnung 
vom 29. Juni 1875 erlaſſene Seien vom 
26. Juli 1876, betreffend bie Zuftänbig- 
feit der DVBerwaltungsbehörben und ber 
Berwaltungsgerichtöbehörben. übrigens 
ift die moderne nermaltungögelebaesung 
bemüht, die ftaatliche V. vielfach durch bie 
Selbfiverwaltungberfommunalverbände 
ii erjegen (ſ. Selbitvertwaltung) 
gl. Stein, Verwaltungslehre (1865 
bis 1868, 7 Teile); Der | elbe, Pe, 
der Berwaltungslehre (2. Aufl. 18693 
Gneiſt, V., Sufliz, Rechtsweg ıc. (1869); 
Rösler, Lehrbuch bes deutfchen Verwal: 
tungsrechts (1872 fj.); Pfizer, Reform 
ber Serwalhunggrechlöpfiege (1873): K. 
J. Schmidt, Die Grundlagen ber Ber: 
waltungsrechtspflege (1878); Meißner, 
Handbuch fürBerwaltungsbeamte (1878). 
Verwaltungsrat, ſ. Auffichtsrat. 
Verwaltungsverorbuung, | Ber: 
ordnung. 
Berwandtenmord, |. Mord. 
Verweis, bie Erklärung, daß bie Hand⸗ 
lungsweiſe deſſen, bem der DB. gegeben 
wird, eine fehlerhafte, ungefegliche gewe⸗ 
Ienfei, wogegen Durehtweifung ek⸗ 
tifizie rüng, Rektifikation) bie Er: 
klaͤrung ausdrückt, daß der andre von 
einer trrigen Anficht ausge angen fei. 
Der B. kommt namentlich als Diszipli- 
narftrafmittel, dagegen als öffentliche 
Strafe nur ausnahmsweife und zwar 
nach dem deutfchen Strafgeſetzbuch ($ 57) 
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indbejonbere nur bei jugenblichen Perſo⸗ 
nen unter 18 Jahren und nur bei beſon⸗ 


ders leichten Vergehen und Übertretungen, 
welche von folchen verübt wurden, zur 
Anwendung. 

Vermeifungsbefäfuß, |. Straf: 


prozeß. 
Veterinärpolizei, ſ. v. w. Tiergeſund⸗ 
heitspolizei (ſ. Geſundheitspolizei). 
Veto Uat., »ich verbietee), bie —3 
nis, durch Widerſpruch einen Beſchluß zu 
entkräften und ſomit die Ausführung bes: 
felden zu Hinbern. Iſt damit das Er: 
ebnis eines Beſchluſſes gänzlich befeitigt, 
ift das V. ein unbebingtes oder abfos 
lutes; kann aber durch Einlegung de? 
V. ein Beſchluß in feinen Folgen nur 
aufgejchoben, bei gleichmäßiger Wieber: 
bolung aber fpäter nicht abgelehnt wer: 
den, fo ift e8 ein bedingtes oder ſuſpen⸗ 
fives V. gi der römifchen Republik 
re jeder Volkstribun das Recht, burch 
ein V. die Beichlüffe des Senats für un: 
gültig zu erklären. Im ehemaligen Kb 
nigreich Polen warb das zuerſt 1602 ges 
gebene Beifpiel durch ein ei als ein 
eitindiges Necht feitgeftellt, daß auf dem 
Neichöten ein einzelner Landbote durch 
feinen iderfprugs (»Nie poz walam«, 
»ich erlaube es nichte) die von dem übrigen 
Drrtpliebern genehmigten Beſchlüſſe une 
ültig machen Tonntee Im frübern 
euticen Kein atte der Kaiſer den Be⸗ 
igtäflen bes Reichstags gegenüber ein 
abfolutes V., während nad) ber & en: 
wärtigen Reichsverfaſſung die Geſetze 
durch den übereinftimmenden Mehrheits⸗ 
beſchluß des Bundesrats und bes Reichs: 
tags zuftande kommen, ohne daß dem 
Kaifer als ſolchem auch nur ein fufpen- 
five V. zuftände, wie dies im Intereſſe 
der Machtitellung bes Kaiſers neuerdings 
vielfach gewünſcht wird. Steht doch auch 
dem Präfidenten der nordamerikaniſchen 
Union ein fufpenfives V. zu, und follte 
ein ſolches Do au nach der Reichsver⸗ 
jaffung von 1849 dem deutſchen Kaifer 
eingeräumt werben. In England fteht 
der Krone verfaffungsmäßig, wenn auch 
nur felten geiibt, das Necht des abjoluten 
V. zu, für welches die höfliche Formel 
»Le roi s’avisera« gebräuchlich if. 


4 


604 


Vidi (lat., »ich babe gefeben«) dient, 
mit Namendunterfchrift oder Ramensfig- 
natur verſehen (in der Abfürzung Vie), 
als fchriftliches Bekenntnis über die er- 
folgte Mitteilung und Einfiht einer 
Scarift. Vidimus bingegen iſt bie be- 
weijenbe Erflärung eines öffentlichen Be⸗ 
amten unter einer Abfchrift darüber, baß 
biejelbe mit dem Original gleichlautenb 
fei; daher Bibimierung, wofür anbre 
Fidemierung, abgeleitet von in fidem, 
d. h. beglaubigt, fchreiben. Stammper: 
wandt mit V. und Vidimus ift bad Wort 
Visum (ſ. Bifierung) auf Reifepäffen. 

Vipimieren (lat), mit bem »Vidi« 


(ſ. verſehen. 

8 lm e, f. Rinderpeft. 

Viehſenchengeſetz, ſ. Sefunbbeits- 
polizei. 
Biehſterben, ſ. Rinderpeſt. 

Big! ante Fall, ſ. Durchſuchungs⸗ 

recht. 
Bitar (fat.), der Stellvertreter eines 
Beamten ım Dienft, fo: kaiſerliche 
Vikare, im Mittelalter bie Statthalter 
in ben italienifchen Städten, Reichs⸗ 
vifare, in Deutſchland die nach bem 
Tod eined Kaiferz bis zur Wahl eines 
neuen dad Amt bed Kaiſers verwaltenben 
Türften; Bilare des Papſtes (Groß: 
vikare) müſſen Karbinäle fein; Vikare 
bes Stifts, des Kapitels, der Dom⸗ 
herren, an Stiftskirchen die an der Stelle 
ber Domberren Fungierenden; apoſt o⸗ 
liſcher V. (vicarius apostolicus), ber 
Stellvertreter des Papſies da, wo kein 
Biſchof ſeinen Sitz hat. 

Virilſtimme, die Befugnis eines Ein⸗ 

zelnen, als ſolcher ſeine Meinung abzu⸗ 
eben und in einer Stimmenzählung für 
ich gerechnet zu werden; namentlich im 

Gegenſatz zur Kuriatſtimme (f. d.). 

Bifierung at), Die Ginfäriit bs 
Visum (vgl. Vidi), Zeichen, daß man 
etwas geleben bat, auf einen Paß oder 
in ein Arbeitd= oder Gefindebuch gejchrie- 
ben ober geftempelt. 

Vifitationsredgt, im Völkerrecht ſ. v. w. 
Durchſuchungsrecht (f. d.); auch das dem 
Staatsoberhaupt zuftehende Recht ber 
Dberaufficht über bie Amtsführung ber 
Behörden, insbefondere der Gerichte, 
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Visum (lat.), [Vidiund® ifierung,. 
Visum repe (Ist, Fundſchein, 
Bunbberiat), der auf amtliche Beran- 
aflung verfaßte Bericht eines Arztes über 
die bei einer mebizinifchen Unterſuchung, 
heſonders einer Totenſchau (f. d.), ge: 
fundenen Refultate nebſt ben darauf ge: 
gründeten Schlußfolgerungen. 
Bize...(lat.,sanftatte), inBerbinbung 
mit Amtstiteln gu Dezeihnung eine 
Stellvertreters gebraͤuchlich, z. B. Vizekanz⸗ 
ler, Vizekönig, Vizepräſident ꝛc. Jemandes 
vices wahrnehmen, heißt im Staatsleben 
als Vertreter eines Beamten fungieren. 
Vizinalbabnen, |. Sekundarbah— 


nen. 
Volt (Int. Populus), die Gefamtbeit 
ber unter einer gemeinfamen Staatsre⸗ 
pierung vereinigten Angehörigen eines 
fimmten Staats (f. Nation); dann 
die große Menge ver bürgerlihen Gefell- 
ſchaft im Gegenfaß zu der Durch politische 
Stellung, Reichtum und Bildung hervor⸗ 
ragenden Ariftofratie, in welcher Pe 
ziehung man auch von Volksbildun 
und BolfSunterricht ſpricht; in 
engerm Sinn die fogen. arbeitenden Klaj- 
jen gegenüber ber politifchen Ariftofratie, 
den Befigern und inbuftriellen Ilnterneb- 
mern; endlich wohl auch Bezeichnung der 
rohen, ungebilbeten Menge, des Pöbels. 
Böllerreät (lat. Jus gentium, in: 
ternationales Recht, Droit des gens, 
Law of nations, Diritto internazio- 
nale), der Inbegriff der Nechtsgrundjäge, 
welche im Berkehr jouveräuer Staaten un: 
tereinander Geltung beanſpruchen. Inſo⸗ 
weit biefe Normen lebiglicy aus ber Natur 
der wechleljeitigen Verbältniffe der Staa: 
ten überhaupt gefolgert werben, alfo ledig⸗ 
lich auf ſubjektive rechtsphiloſophiſche An- 
ſchauung zurückzuführen ſind, ſpricht man 
von allgemeinem oder philoſophi— 
Them V., während man biejenigen 
Rechtsgrundſätze, welche auf ausbrüdli- 
chem oder ftillichweigendem Übereinfom: 
menbeflimmtereinzelner Staaten beruben, 
als praftifches ober pofitives 3. be: 
zeichnet. Braktifheseuropäifches®. 
insbefondere werden biejenigen Rechtsre⸗ 
geln genannt, welche die Staaten und 
zwar zunächſt bie chriftlichen Staaten ber 
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europäifchen Vbolkerſchaften ſowie ber von 
ihnen beherrſchten und koloniſierten Länder 
andrer Weltteile verpflichten. Seit dem 
Pariſer Frieden von 1856 iſt auch die Tür⸗ 
kei in das ſogen europäiſche Konzert 
mit aufgenommen, während die nordame⸗ 
rikaniſche Union fi) nicht unbedingt an 
jene Normen bindet und namentlich den 
Abmachungen ber europäiihen Staaten 
über die Kaperei (f. d.) nicht beigetreten 
if. Was die Quellen des poſitiven Völker⸗ 
rechts anbelangt, fo beruhen diefelben zu⸗ 
nähft auf den von einzelnen Staaten mit- 
einander abgeſchloſſenen Staatsverträgen, 
dann auf dem Herlommen oder ber völker⸗ 
rechtlichen Gewohnheit. Die Hauptver- 
träge, welche hier in Frage kommen, find: 
der Weltfälifche Friede von 1648, ber 
Friede von Utrecht von 1713, die Wiener 
Kongreßakte vom 9. Juli 1815, bie fogen. 
Heilige Allianz vom 25. Sept. 1815, das 
Aachener Konferenzprotofoll von 24. Mai 
1818, der Parifer Friede vom 30. März 
1856, bie Genfer Konvention vom 22. Aug. 
1864, welche ba8 Elend der Kriegführung, 
namentlich für Verwundete, zu mildern 
just, die Peteröburger Konvention vom 
11. Dez. 1868 über die Unzuläſſigkeit des 
Gebrauchs erplofiver Gefchoffe aus Hand⸗ 
feuerwafien unb ber Berliner Friebe vom 
13. Juli 1878. Auch die Handels⸗ und 
Schiffahrtsvertrage fowie bie internatio: 
nalen Poſt- und Telegraphenverträge ber 
Neuzeit gehören hierher. Anfofern aber, 
als es in Anfehung ber völferrechtlichen 
Normen an einer gemeinfamen richter: 
lihen Autorität fehlt, welche deren Er⸗ 
zwingbarkeit garantierte, ift dem V. aller: 
dings nicht mit Unrecht der Charakter 
eines eigentlichen Rechts abgefprochen wor- 
den; bie praftifche Anwendbarkeit des 
Völkerrechts hängt eben zumeift von ben 
Mahtverhältnifien der beteiligten Staaten 
ab. Um fo beachtenswerter iſt es daher, 
daß man in neuerer Zeit wiederholt in 
Etreitigfeiten völferrechtliher Natur bie 
Entiheidung eines Schiedsgerichts ange: 
rufen bat (j. Schiedsrichter). Auch 
wird eine Kodifikation des Völkerrechts 
angeftrebt, welche fchon von Bentham an- 
geregt und zu ber neuerdings von Bluntſchli 
in ſeinem Werk »Das moderne V. der 
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zivilifierten Staaten, als Rechisbuch dar: 
eftellt«e (3. Aufl. 1878) ein wertvoller 
eitrag geliefert worben ift. 

In neuerer ve hat namentlih das 
Snftitut für ®. (Institut de droit in- 
ternational) fi um bie Förderung beö 
internationalen Rechts große Verdienfte 
erworben. Es ift bies eine unabhängige 
internationale Gefellichaft, welche in die⸗ 
ſem Sinn vorzugsmeife durch Konferen- 
zen von Rechtögelehrten und Publiziften 
verfchiedener Länder zu wirken ſucht. All⸗ 
jährlich findet eine Situng ftatt, an wel: 
her bie wirklichen Mitglieder (membres 
effectifs) , deren Zahl jet 60 beträgt, mit 
Stimmredt en Ebenfo groß 
Tann die Zahl der fogen. Associ6s jein, 
welden nur eine beratende Stimme zu- 
fteht. Zu folden Mitarbeitern follen na⸗ 
mentlih Männer berufen werben, welche 
durch Spepatennmiſ e dem Inſtitut nütz⸗ 
lich ſein können. Die Verſammlungen 
werben in ber »Revue de droit interna- 
tionale undauszuasweife im »Annuaire« 
bes Inſtituts veröffentlicht. Von befonde- 
rer Wichtigkeit war namentlich ber 1880 
in Orforb abgehaltene Kongreß, auf wel- 
chem unter anderm ein von Guſtav Moy- 
nier in Genf, den: Präfidenten der Inter: 
nationalen Geſellſchaft zur Pflege im Feld 
verwun deter Kriegen, ausgenrbeitete® 
Hanbbüchlein des Kriegsrechts vorgelegt 
und für geeignet befunden warb, ben da⸗ 
bei intereffierten Regierungen zu beliebi- 
ger Benutzung bei dem Erlaß ihrer kriegs⸗ 
tettligen Normen unterbreitet zu wer⸗ 
den. Nicht zu verwechſeln mit dem In⸗ 
ſtitut für 2. iſt der Verein für Re: 
form und Kodifikation bes Völ⸗ 
kerrechts (Association de droit inter- 
national oder Association pour la r&- 
forme et la codification de droit des 
gens). Dies ift ebenfalls eine Geſellſchaft 
von Nechtögelehrten, Staatsmännern, 
Publiziſten und Gefchäftsleuten, welche, 
verſchiedenen Ländern angehörig, ſich alle 
jährlich einmal zufammenfinden. Dieſ⸗ 
Körperfchaft Hat fi) namentlih um das 
internationale Privatrecht und zwar ins⸗ 
beſondere um das Seerecht große Verdienſte 
erworben. Seinem Indbalt nach zerfällt 
bad V. in Öffentliches V., d. h. das 
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Recht unabhängiger Staaten in ihrem 
Verkehr als Staaten, und bas interna: 
bie He ——— ———— * 
ie Sgrunbfäße verſteht, nach welchen 
bei der Kollifion ber Geſetze verſchiedener 
Staaten in Bezug auf Rechtsverhältniffe 
ihrer Untertbanen zu verfahren if. Zu 
bem öffentlichen oder eigentlichen V. ge 
hören insbejondere bie Normen über Un⸗ 
abhängigfeit, Gleichheit und Selbſterhal⸗ 
tung der einzelnen Staaten, ferner das 
Recht ber völlerrechtlichen Ehre, bag Ver⸗ 
trags⸗ und Geſandtſchaftsrecht, Die Grund⸗ 
fäte über bie Staatsvertretung nach außen, 
über Krieg und Frieden, über das Recht 
ber Reutralen und über das internationale 
Seeweſen (ſ. Seerecht). Die wiſſenſchaft⸗ 
liche Bearbeitung bes Volkerrechts beginnt 
mit Grotius, welcher 1617 fein beruhm: 
te8 Wert »De j belli ac pacis« 
et von Kirymann, 1871, 2 Bbe.) 
chrieb. Ihm folgten: Hobbes, Bufenborf, 
ofer, Klüber und Zachariä, unter ben 
Neuern Hefiter und Bluntſchli, der Eng: 
länder Phillimore und der Amerifaner 
Wheaton. Dal. Seifen, Europäifches 
B.(6. Aufl. 1873); Oppenheim, Sy: 
ſtem bes Völkerrechts (2. Aufl. 1866); 
Wheaton, Elements of international 
law (8. Aufl. 1866); Bulmerinca, 
Braris, Theorie und Kodififation des Völ⸗ 
kerrechts (1874); v. Bar, Internationg- 
led Privat: und Strafrecht (1866). 
Voltöherrigaft, |. Republik. 
Volkspartei, |. Riberal. 
Bollsionneranität, |. Republik. 
Vollsnerfammlung, |. Verein. 
Volksvertretung, die Teilnahme ber 
Regierten an den wi tigfien Regierungs- 
bandlungen, namentlich an ber ie 
bung durch gaavählte Vertreter (. Wahl); 
auch Bezeichnung für dieſe Vertreter 
Volksvertreter, Abgeordnete, Deputierte, 
andſtände —— ſelbſt. Die 
V. iſt für bas moderne Staatsleben von 
ber größten Wichtigkeit und zwar ſowohl 
in der repräſentativen Demokratie (ſ. d.) 
als in ber konſtitutionellen Monarchie 
j.d.). Dabei ift der Gegenfaß zwiſchen der 
utigen repräfentativen (parlamentari- 
ſchen) und der frühern ftändifchen Mon⸗ 
archie beſonders hervorzuheben, indem 
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in der letztern das Volk nur nach gewiſſen 
Ständen vertreten war, welche ihre Stan: 
besintereffen wahrzunehmen hatten, wäh: 
rend bie moderne B. das Volk in feiner 
Geſamtheit repräfentiert, wie 3. B. bie 
deutfche Neichöverfaflung von ben Reichs⸗ 
taggabgeorbneten fagt: »Die Mitglieder 
bes Reichstags find Vertreter des geſamten 
Volks und an Aufträge und Inftruftionen 
nicht gebunden«. Gleihwohl ift für bie 
B. der frühere Name »Landflände« (Land- 
tag) immer noch Eireche Für die 
größern Staaten befteht nad dem Bor: 
gang Englands (Ober: und Unterhaus) 
ie intellung, in die Erfte und Zweite 
Kammer (3. 3. in Preußen Herrenhaus 
und Abgeordnetenhaus), während in klei⸗ 
nern Staaten nur eine »VBollsrepräfenta- 
tione (Ein u. Zweifammerfpyftem) 
vorhanden ifl. Die Erſte Kammer fett ſich 
aus Mitgliedern zufammen, welche teils 
vermöge erblichen Rechts zur Mitgliedfchaft 
berufen, teild von der Krone ernannt find. 
Nur ein gewiffer Teil ber Mitglieder wird 
in manden Staaten von beftimmten 
Körperichaften aus den Kreifen der Re- 
gierten gewählt. Die Erfte Kammer foll 
auf biefe Weife einen mehr fletigen, bie 
zineite einen mehr beweglichen Charakter 
efonmen. Die Erfte Kammer ift für das 
Fonjervative, bie Zweite mehr für das libe⸗ 
tale Element gefchaffen. Über die Volks⸗ 
vertretungen ber einzelnen Staaten vgl. 
die betreffenden Artikel (3. B. Preußen, 
Frankreich und den Art. »Reichſtag« 
Volkswirtſchaftslehre (National: 
ober gehtiide fonomie), die Lehre 
von Sein und Seinfollen der Volfs= und 
Staatswirtichaft, d. h. die Wiflenfchaft, 
welche die Regeln und Geſetze zu erforfchen 
ſucht, nach denen ſich das wirtſchaftliche 
Leben ber Völker, insbefonbere die Pro- 
duftion, Verteilung und Konfumtion der 
Produkte, welche dem Menſchen notwen⸗ 
big, nüglich oder angenehm find, ober die 
einen Tauſchwert repräfentieren, auf ben 
verichiebenen Kulturftufen entwidelt; eine 
auf Erfahrung berubende Wifjenfhaft und 
erft in ber neuern Zeit fyftematifch aus⸗ 
ebildet. Aufgeftellt wurden bejonders drei 
yſteme: das Hanbels- oder Merfan: 
tilfyftem, welches den Bollswohlftand 
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als das Produkt weiſer Regierungsmaß⸗ 
regeln betrachtete und namentlich auf 
ſtaatlichen Schutz der nationalen Arbeit 
bedacht war; das phyſiokratiſche oder 


ökonomiſtiſche Syſtem, welches ben | 1880 


Landbau als bie Quelle alles National: 
reichtums betrachtete, und das Indu⸗ 
friefyftem Adam Smiths, welches in 
der menfchlihen Arbeit die Quelle aller 
Güter fieht und gleihmäßige Beförderung 
ber Induſtrie, der Arbeit, des Handels 
und der Bodenbearbeitung von feiten bes 
Staat empfiehlt, den letztern aber nicht 
in die Produftion und Konjumtion ein: 
greifen und fie regeln laſſen will, vielmehr 
dabei von dem Prinzip der Gewerbe: und 
Handelsfreiheit (ſ. d.) ausgeht. Letzteres 
Syſtem, längere Zeit hindurch das herr: 
ſchende, ift neuerdings vom ſchutzzöllneri⸗ 
chen Standpunkt aus vielfach angegriffen 
worden, namentlih vom Berein für 
Sozialpolitit (Katbederigzialiften), 
während ber volkswirtſchaftliche 
Kongreß (Präfident: Karl Braun) den 
freihaͤndleriſchen Standpunkt der Iogen. 
Manchefterpartet vertritt. Nachdem 
aber ber Fürſt Bismarck 16 zu ſchutzzöll⸗ 
nerifchen Grundſätzen befehrt hatte, folg- 
ten ihm die Scharen feiner Anhänger in 
das ſchutzzöllneriſche Lager, und der Zoll: 
tarif von 1879 befiegelte den vorläufi: 
gen Sieg bes Schutzzolls über ben Frei⸗ 
handel in Deutichland (f. ZolN). . 
Birnbaum, Volfswirtichaftliches Lexi⸗ 
fon (1881, vorliegender Sammlung: 
„Meyers Fachlexika« angehörend); bie 
Lehrbücher der B. von Wagner und 
Naſſe (2. Aufl. 1879 ff.), Roſcher 
(Bd. 1: »Grundlagen der Nationalöfo: 
nomie«, 14. Aufl. 1879; Bb. 2: »Natio- 
nalöfonomie bed Aderbaus«, 7. Aufl. 
1873; Bd. 3:»Nationalölonomie de Han⸗ 
dels und Gewerbfleißes«, 1881), Wirth 
73, 4 7 fürzere von Man: 

gold (2. Aufl.1873), Schober — 
„Richter 
1881) u. a. : — FR 
anbelsblatte, »Arbeiterfreunde, verjchie- 
dene »Korreſpondenzen«, Hildebrand? 
»Jahrbücher für Nationalölonomie und 
Statiftite, >Zeitichrift für Staatswiſſen⸗ 
ſchaft«, > Zeitfchrift für beutjche Volkswirt⸗ 
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ſchaft« u.a. Vgl. Roſcher, Geſchichte der 
Nationalökonomik in Deutſchland (1874); 
Mor. Meyer, Die neuere Nationaldko⸗ 
nomie in ihren Hauptrichtungen (2. Aufl. 


Volkswirtſchaftsrat, ein für die Be⸗ 
gulachkung wirtfchaftliher Geſetze und 

erordnungen, welche wichtigere wirt: 
j Saftliche Sniereffenvon Hanbel, Gewerbe, 
Land⸗ und Seelteirhaft betreffen, in 
Preußen 17. Nov. 1880 ins Leben gerufe- 
nes Kollegium. Der V. hat namentlich 
auch zu allen auf den Erlaß von Reichs⸗ 

efegen und Reichöverorbnnungen bezüg- 

ihen Anträgen Preußens im Bundesrat, 
foweit fie für das gedachte wirtjchaftliche 
Gebiet von Bedeutung find, feine beratende 
Stimme abzugeben. Der ®. befteht aus 
75 auf die Dauer von fünf Jahren jeweilig 
zulammenberufenen. Bon diefen werben 

9 durch Die Minifter der Öffentlichen Ar: 
beiten, für Handel und Gewerbe und für 
Landwirtichaft berufen. ES werden näm⸗ 
lich je 30 PVerfonen von den Vertretern 
des Handels, der Induftrie und der Rand» 
wirtihaft, im ganzen aljo 90 Perfonen, 
der Regierung präfentiert, und aus dieſen 
werden je 15 Mitglieder für Handel, Ges 
werbe und Land» und Forftwirtichaft aus⸗ 
gewählt. Dazu kommen noch 30 von ben 
Miniftern unmittelbar berufene Mitglie⸗ 
ber, von denen mindeſtens 15 dem Hand⸗ 


T. | werfer= und dem Arbeiterftand angehören 


müffen. Der V. zerfällt in die drei Sek⸗ 
tionen für Handel, Gewerbe und Land: 
und Foritwirtichaft, undjede Sektion wählt 
wiederum aus ihrer Mitte einen Ausihuß 
(Seftionsausfhuß), welder ausfünf 
Mitgliedern befteht. Die 15 Mitglieder 
ber ertionsaueihüfle bilden dann mit 
weitern 10 von ben oben bezeichneten Mi- 
niftern zufammen ben permanenten 
Ausſchuß des Vollswirtichaftsrats. Den 
Vorſitz im V., in den Sektionen und ben 
Ausſchüſſen führt einer jener Minifter 
oder ein von dieſen als Vertreter beftellter 
Beamter. Iſt nun auch das Beftreben ber 
Regierung, ch fachverftändigen Beirat in 
wirtſchaftlichen Fragen zu erholen, nur 
zu billigen, fo würde doch eine aus freier 
Entſchließung der beteiligten reife her⸗ 
vorgehende Begutachtung an Stelle einer 
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ntereffenvertretung unter dem Einfluß 
ber Regierung vorzuziehen fein, ganz abge: 
jeben davon, baß der ©. in feiner jegigen 
Torm das Anſehen bed Parlaments zu 
ihmälern geeignet if. Immerhin wird 
aber erft abzuwarten fein, ob und inwie⸗ 
weit fich die Inftitution bewährt. Ühri: 
gens iſt Die Ausdehnung der legtern auf 
das Reich in Ausficht genommen. 
Volkszählung, die periodifche amtliche 
pehftelun der Benölferun &ahl eines 
anbed, Bei ber großen Bedeutung ber 
BVBollszählungen für bie Feſtſtellung der 
Wehr: und Steuerfraft eines Staats und 
ber Beziehungen zwifchen bem Stande der 
Bevölkerung und ihrer Bewegung (Ges 
burten, Xrauungen, Tobeil le, Aus: 
und Einwanderung) widmen die Statiftif 
und die Staatsverwaltung in den einzel: 
nen Kulturländern ben Bolfszählungen 
in neuerer Zeit die größte Aufmerkſamkeit, 
und die Technik u. Methodik ber V. iſt mehr 
und mehr ausgebildet und vervollfomme 
net worden. Die dringend wünjchendwerte 
Übereinftimmung in dem Volkszaͤhlungs⸗ 
verfahren zwifchen den einzelnen Staaten 
ift namentlich auf den ftatiftifchen Kon: 
greſſen (ſ. Statiftif) angeftrebt, und 
auf dem achten flatüitifchen Kongreß in, 
St. Petersburg (1872) ift bereits ein in⸗ 
ternationales Brogramm für die Volksozäh⸗ 
lungen aufgeftellt worden, welches freilich 
noch nicht allenthalben zur Ausführung 
und Durchführung gelommen ift. Nas 
mentlich ſoll die B. in den verjchiebenen 
Staaten foweit als möglich an einem ein- 
zigen Tag vorgenommen werben ober Die 
Aufnahme ſich doch auf einen beftimmten 
Tag und eine beitimmte Stunde beziehen. 
Die VBolfgzählungen find zum mindeſten 
einmal innerhalb eines Jahrzehnt und 
war in ben Jahren, deren Endzahl bie 
Bahr 10 ober deren Vielfaches it, vorzu⸗ 
nehmen. Die letten und nächſten Volks— 
zählungen ber widhtigften Staaten fallen 
auf folgende Zeitpunfte: 


L Europa. 

Belgien 1846, 1856, 1886, 1876, 31. Dez. 1886 (7) 
(der jeßige Zuftand der amtlichen Statiftil macht 
die Einhaltung des Termin fraglich). 

D ine mar? 1840, 1845, 1855, 1860, 1870, 1. Febr. 


Volfszählung. 


Deutfes Reich 1871, 1875, 1. Dez. 1880. 
Frankreich 182166 alle 5 Jahre, 1872, 1876, 


1881. | 
Griegenland 1838, 184° 1851, 1860, 1870, | 
Unfang 1879. 
Großbritannien 1801, alle 10 Jahre, 3. April 

1881 


Italien 1861, 1871, 31. Dez. 1881. 

Niederlande 1829, alle 10 Jahre, 1. Dez. 1869 
(die Zählung, welde 1. Dez. 1879 Hätte er- 
folgen follen, unterblieb). 

Rormwegen 1815, alle 10 Jahre, 3L Dez. 1875. 

Öfterreig-Ungarn 1850-51, 1857, 1869, 31. 
Dez. 1880. 

Portugal 1868, 1. Yan. 1878. 

Rumänien 1859-60 —} 

Rußland, Geelenrevifionen für 1858, 1861, 
1 — 

Schweden 1750-1875 je fünfjährige Überfichten, 
31. Dez. 1880 (Summarien aus den Parochial⸗ 
regiftern). 

Schweiz 1850, 1860, 1870, 1. Dez. 1880. 

Serbien 1860, Dezember 1874 (..—. 9). 

Spanien 1857, 1860, 81. Dez. 1877. 


IE Umerika und andre außerenropäifdge Länder. 

Britifge Kolonien in Amerika und Auftra⸗ 
lien zumeiſt 1851, 1861, 1871, 1881. 

Bereinigte Staaten von Norbamerifa jeil 
1790 alle 10 Jahre, Juni 1880, 

Brafilien 1872 (0). 

Algerien 1856, 1861, 1866, 1872, 1876. 

Andre franzbſiſche Kolonien zumeift 1876. 

Britiſch⸗Indien 1869-72. 

Japan 1874. 


Die weſentlichen Erhebungen ber V. 
ſollen ſich nach dem Petersburger Pre 
gramm auf folgende Momente beziehen: 

or= und Zuname; Geſchlecht; Alter; 
Verhältnis zum Haupte der Familie oder 
des Hausſtands; Zivilftand; Beruf oder 
Beihäftigung; Religionsbefenntnig; im 
gewöhnlichen Verkehr geſprochene Sprade; 
Kenntnis bes Lefend und Schreibens; 
Herkunft, Geburtsort und Staatsungehö- 
rigfeit; Wohnort und Ort des Aufenthalts 
am Sählungetag (ob dauernd oder vorüber: 
gehend anmwejend, reſp. abweſend); Blind⸗ 
heit, Taubheit, Blödſinn, Kretinismus 
und Geiſteskrankheit. Zur Vermeidung 
von Mißverftänbniffen und Doppelzah⸗ 
ungen ıft zu unterjcheiden: 1) die fak⸗ 
tifche oder ortsanweſende Bevölferung 
(Population de fait ou prösente); 
2) die Wohnbevölferung (Population 
de sejour habituel ou domiciliee), 





Volljährigleit — Votum. 


d. 5. bie ortsanweſende Bevölkerung 
mit Sinzuredhnung - der im Moment 
ber Zählung nur vorübergehend Ab: 
wejenden und Ireguung der nur vor⸗ 
übergehen Anwejenden; 3) die einheimi- 
ſche Bevölferung (Population de droit), 
d. 5. diejenige, welde im Zählungsort 
das Heimatsrecht beſitzt. Vgl. ngel, Die 
Methoben ver B.(1861); K oröfi, Projet 
d’un recensement du monde (1881); 
Bebm und Raaner, Die Bevölkerung 
ber Erde (ſeit 1872, bis jebt 6 Bde.). 
oHjährigkeit, |. Alter. 

Vollzieheunde Gewalt (Eretutiv- 
gewalt,&refution),dieStaatsgewalt, 
infofern fie mit ber eigentlidhen Staats⸗ 
regierung befaßt ift, aljo die verwaltende 
Thätigfeit der Staatsgewalt im Gegenfat 
zur richterlihen und zur gejetgebenben 
(val. Verwaltung). 

Berläufige Feſtnahme, ſ. Haft. 

Bermundidaft (Tutel, Kuratel), 
Schutzgewalt über Hilfsbebürftige Perfo- 
nen (Diünbel, Bupillen) durch einen 
obrigfeitlich betellten Beiftand (Bor: 
mund, Tutor, Kurator) Die V. 
zerfällt in die Altersvormundfchaft, 
V. diber minberjährige Perfonen (in 
Deutfhland unter 21 Jahren), welche 
nicht in väterlicher Gewalt ftehen, und die 
Zuftandspormundbidhaft über 
Geiſteskranke, notorifche Verſchwender, 
ſogen. breſthafte Perſonen, wie Blinde, 
Taubſtumme, welche ihre Angelegenheiten 
nicht ſelbſt beſorgen können. Auch kommen 
bloße Vermögenskuratelen vor, z. B. über 
das Vermögen eines Abweſenden, eines 
Verſchollenen ꝛc. Das Vormundſchafts⸗ 
weſen ſteht unter ſtaatlicher Oberaufſicht, 
welche regelmäßig durch die zuſtändige 
Gerichtsbehörde (Oberpormund- 
ſchaft) ausgeübt wird; doch fungieren 
ala Dbervorinunbfchaftsbehörbe zumeilen 
auch befonbere Behörden, wie Pupillen- 
ämter, Pupillenräte, Pupillenkollegien. 
Val. Kraut, Die V. (1835 -59, 3Bde.); 
Chriſtiani, Das Amt des Vormunds 
(2. Aufl. 1876); Dernburg Vormund: 
ſchafts recht der preußiſchen Monarchie 
(2. Aufl. 1876). 


Etaatölerifon. 
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Vorfitz, f. Rräfidium. 
Borunterfußgung (Borverfahren), _ 
im Strafprozeß dad Stadium ber fchriit- 
lien und protofollarifchen Vorerörterun⸗ 
gen im Gegenſatz zur miündliden und 
öffentlihen Hauptverhandlung 
Hauptverfahren) Die B. hat ben 
wed, das Unterfuchungsmaterialzu jam: 
meln und bie gegen den Angeſchuldigten 
vorliegenden Verdachtsgründe fo klar zu 
ftellen,, daß Entſchließung darüber gefaßt 
werben fann, ob gegen benfelben Anklage 
au erheben und das Kauptverfahren zu 
eröffnen ſei oder nicht. Nach ber beutjchen 
Strafprogeßordnung findet bei fogen. 
Übertretungen und den fonft vor die Amts⸗ 
gerichte verwiefenen geringfügigen Straf: 
ſachen eine V. überhaupt nicht, bei den vor 
die LZandgerichte gehörigen Verbrechen und 
Vergeben dagegen nur dann ftatt, wenn 
dies von der Staatsanmwaltfchaft ober vom 
Angefehuldigten beantragt wird. Bei den 
von den Schwurgerichten abzuurteilenben 
ſchweren Verbrechen aber ift die V. obliga- 
toriſch. Dasſelbe gilt von denjenigen Ver: 
brechen, welche in erſter Inſtanz vom 
Reichsgericht abzuurteilen find. Zur Füh- 
rung der V. ift ein bejonderer Unter: 
ſuchungsrichter bei jedem Landgericht 
u beftellen, doch kann bie Führung der⸗ 
* oder die Vornahme einzelner Unter⸗ 
ſuchungshandlungen auch einem Amts⸗ 
richter übertragen werden. Vgl. Deutſche 
Strafprozeßortnung, SS 176—1%. 
Votum (Iat.), eigentlich ſ. v. w. Ge 
lübde, dann Gutachten, namentlich ein in 
einer beratenben Verſammlung abgegebe- 
ned Urteil. Das V. ift entweder mitent: 
cheidend (V. decisivum) oder bloß gut: 
achtlich (V. consultativum), oder es gibt 
bei Stimmengleichheit (Vota paria) den 
Ausichlag (V. decisivum in specie), was 
regelmäßig von bem V. des Vorfigenden 
gilt. Vertrauens-edermißtrauens— 
botum heißt bad von einem Landtag oder 
einer fonftigen Körperfchaft abgegebene 
UÜrteil, welches funbgibt, ob man zu einer 
keftimmten Perfon Vertrauen oder Miß- 
trauen hege. Votieren, abftimmen, 
durch Abjtimmung erklären, verwilligen. 


— 


39 
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MWachtmeifter — Wahl (Reglements). 


W. 


me er, |. Feldwebel. 
Waſſenre 
Hoheit, Militärgewalt, lat. Jus ar- 
morum), dasRecht,eine ſtehende bewaffnete 
Macht zu unterhalten, ift ein ausichließ- 
liches Hoheitsrecht des Staatsoberhaupts 
und als ſolches im modernen Staatsrecht 
allgemein anerkannt. Außerdem verſteht 
man unter W. das Recht, Waffen zu tra⸗ 
en (port d'armes), welches früher jedem 
Seelen zuftand, zent aber vielfach polizei- 
lihen Beichränfungen unterliegt. Na: 
mentlich geftatten die Vereinsgeſetze Volks⸗ 
verfammlungen renelmäßig nur unbewaff: 
neten FEN 

Baffenrube, |. Waffenftillftand, 

Baffenftilfand, Bertrag zwiſchen 
friegführenden Zeilen wegen Unterbre: 
hung ber Teindfeligleiten auf eine be⸗ 
ftimmte Zeit oder biß zu erfolgender Auf⸗ 
fündigung. Sit der ®. ein allgemeiner, 
weldyer für alle Arten von Feindfeligfeiten 
auf dem ganzen Kriegsſchauplatz gelten 
fol, fo fann er nur von den Friegführen- 
den Regierungen geſchloſſen werden; bat 
er Dagegen nur für gewiſſe Truppenteile, 
Gegenden und Linien Geltung, jo wird er 
von den oberiten Befehlshabern abgeichlof- 
fen. Die von beiden Teilen während des 
Waffenſtillſtands ober einer teilweifen 
furzen Waffenruhe einzunehmenden 
Stellungen werden gewöhnlich durd) eine 
Demarfationslinie getrennt. Söufig wird 
auch nur auf wenige Stunden ein W. ge 
ſchloſſen und zwar behufs der Beerbigung 
der Toten, Fortichaffung der Verwundeten, 
Auswechlelung der Gefangenen fowie wäh: 
rend des Parlamentierend. Der W. ift 
für die fontrahierenden Teile mit dem ver: 
abredeten Anfangspunft verbindlich, für 
Einzelne dagegen nur erft von bem Zeit: 
punft erhaltener Kenntnis an. Ein Bruch 
des Waffenftillitands gilt als Verletzun 
bes Völkerrechts. Ein allgemeiner W. i 
ewöhnlich Vorläufer des Friedens. rüber 
An Waffenſtillſtände felbit auf eine Reihe 
von Jahren gefchloffen worden; nament- 
ich die Türken jchloffen aus religiöfen 
Gründen mit den Chriften nur Waffen- 


ſtillſtände auf 20 — 30 Fahre, feinen 


(Waffen: und Wehr: | Fried 


trieben. 
Wahl, bie Art und Weife, wie die zur 
Vertretung einer Körperjchaft (Verein, 
Gemeinde,‘ Kreis, Bolt ıc.) beftimmten 
Perſonen berufen werden. Im Vereins 
weſen richtet ji) eine berartige W. regel: 
mäßig nad) den Vereinäftatuten, während 
für die Gemeinde⸗, Kirchen⸗, Landtage 
wahlen u. dgl. geſetzliche Beſtimmungen 
maßgebend find. Die W. der Volkevertretet 
iſt entweder eine unmittelbare (direkte) 
durch bie Wahlberechtigten (Wähler) elbit, 
wie in England, Nordamerika, —7 
Belgien, Italien, in den meiſten ſchwei⸗ 
zeriſchen Kantonen und bei den Wahlen 
juim deutfchen Reichstag, oder eine mittel: 
re (indirekte) W. Dei biefer lettern 
wählen nämlich die noahlberechigten Ur: 
wähler) zumächt durch fogen. Urwahl 
Wahlmänner, durch welde ſodann erſt 
die W. der Abgeordneten ſelbſt erfolgt, ſo 
in Spanien, Preußen, Bayern und in 
vielen deutſchen Einzelſtaaten. Die Ve 
fugnis zum Wählen (ſogen. aktives 
Wahlrecht) und die Fähigkeit, gewaͤhl 
Iverben zu Tönnen (fogen. pajfives 
a 
—A (Wahlmodus) find 
durch beſondere Wahlgeſetze (Wahl— 
ordnung, Wahlreglement) feſtge⸗ 
ſtellt, ſo z. B. durch die preußiſche Ber 
ordnung vom 30. Mai 1849, welche auc 
für die neupreußiſchen Gebietsteile gilt, 
für die Wahlen zum preußifchen Abgeotd 
netenhaus, Durch das bayrifche Geſetz vom 
4, Juni 1848, das f fifche Geſetz von 
26. März 1868 20. Für das Deutfche Reit 
find die für die Reichstagswahlen mar 
gebenben Beftimmungen in dem Bunde? 
Reichs⸗) Geſetz vom 31. Mai 1869 (dur 
desgeſetzblatt, S. 145 ff.) und in dem 
Wahlreglement vom 28. Mai 1870 (Bun: 
desgeſetzblatt, ©. 275) ff.) enthalten. _ 
Bezüglich diefer Wahlgefepgebungen IM 
allgemeinen find verfchledene Wahliv: 
fteme zu unterfcheiben. Zunachſt finden 
ih nämlid noch Spuren bes früher in 
Deutfchland allgemein üblichen fländ 





lrecht), ſowie das zu beobachtende 


Wahl (Wahlfyfteme). 


ſchen Syſtems, wonach einzelne beſtimmte 
Stände ihre jeweiligen Vertreter (Land: 
ſtände) wählten, welch letztere alfo nicht 
Vertreter ber Gefamtheit ber Staatsbür⸗ 
ger, fonbern nur ihres fpeziellen Standes 
waren. Die meiften modernen Staatzver- 
faſſungen haben jedoch diefen Stanbpunft 
verlaffen und das Repräſentativſyſtem 
adoptiert, wonach der Volksvertreter die 
Sefamtheit des Volks repräfentiert. Aber 
gleichwohl laſſen noch viele Wahlgefebe bei 
der W. der Abgeordneten für die Zweite 
Kammer ober da, wo das Einfammer: 
ſyſtem befteht, ber Landtagsabgeorbneten 
überhaupt nicht Tediglich die Kopfzahl ent: 
ſcheiden; fie legen vielmehr einen gewiſſen 
Steuerzenſus zu Grunde. So find z. 2. 
in Ofterreich diejenigen, welche gar Teine 
der nur ganz geringe Steuern zahlen, 
vom Wahlrecht gänzlich ausgeichloflen. 
Das preußifche Wahlgeſetz vom 30. Mai 
1849 hat für die (indirekte) W. zum Ab: 
geordnetenhausein Dreiklaſſenſyſtem 
eingeführt. Hiernach zerfallen die Urwäh—⸗ 
ler in Höchſt-⸗, Mittels und Niedrigſtbe⸗ 
fieuerte, und jede biefer drei Klaffen hat 
je ein Drittel der Wahlmänner zu wählen. 
In England haben die Haushaltungsvor- 
flünde das Recht, an den Wahlen fiir das 
Unterhaus teilzunehmen. Ebenfo tft in die 
Wahlgeſetze verichiedener beutfcher Einzel: 
ſtaaten das Erfordernis eines eignen Haus: 
hands (Altenburg, Koburg-Gotha, Olden⸗ 
burg, Reuß ältere Linie) oder der Zahlung 
direkter Staatöfteuern, überhaupt ober 
in einem beftimmten Betrag (Preußen, 
Bayern, Heflen, Sachſen u. a.), mit auf 
genommen. In Frankreich, inder Schweiz, 
in manchen nordamerilanifchen Staaten 
und nun auch für Die Wahlen zum deut⸗ 
ſchen Reichstag ift Dagegen das allgemeine, 
geiche, birefte Wahlrecht (allgemeines 

timmrecdt, Suffrage universel) ein: 
geführt. Hiernach werden zur Ausübung 
des aktiven Wahlrechts, abgefehen von dem 
allgemeinen Erfordernis des männlichen 
Geſchlechts, nur die Stantsangehörigfeit, 
Bollgenuß der bürgerlichen Ehrenrechte 
und ein gewiſſes Lebensalter erfordert. 
Schon bie Frankfurter Eonftituierende 
Rationalverfammfung hatte nämlich nach 
franzöfifhem Mufter Durch Geſetz vom 12, 
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April 1849, betreffend die Wahlen der Ab⸗ 
georbneten zum Volkshaus, das allgemeine 

timmredt einzuführen gefucht, indem 
fie beftinmte, daß an biefen Wahlen jeder 
unbefcholtene Deutiche, welcher das 25. 
Lebensjahr aurügelegt, teilzunehmen be⸗ 
fugt jein folle. Freilich war dieſem Geſetz 
eine praktiſche Verwirklichung nicht bes 
ſchieden; es blieb jeboch das immer ent⸗ 
ſchiedener auftretende Verlangen nach Ein⸗ 
berufung einer deutſchen Geſamtvolksver⸗ 
tretung auf der Baſis des allgemeinen und 
direkten Wahlrechts, und als nach den Er⸗ 
folgen des Jahrs 1866 der Norddeutſche 
Bund errichtet ward, iſt dem Liberalismus 
von ſeiten der verbündeten Regierungen 
die Konzeſſion der Aufnahme des allge⸗ 
meinen Stimmrechts in die norddeutſche 
Bundesverfaſſung vom 1. Juli 1867 ge: 
macht worden. Auch bie nunmehrige 
Reichsverfaſſung (Art. 20) erklärt, daß 
ber Reichsſstag aus allgemeinen und biref- 
ten Wahlen hervorzugeben babe, und das 
nunmehr auch aufdie ſüddeutſche Staaten: 
gruppe ausgedehnte und zum Reichsgeſetz 
erhobene norddeutſche Wahlgeſetz vom 31. 
Mai 1869 enthält ($ 1) die jenem Frank: 
furter Wahlgefet analoge Belimmung, 
daß jeder (Nord) Deutfche, welcher das 25. 
Lebensjahr zurüdgelegt hat, in dem Bun: 
besftaat, in welchem er feinen Wohnſitz 
habe, Wähler für den Reichstag fei. Eine 
Ausnahme (Wahlgeſetz, G 3) findet nur 
ftatt für diejenigen, über deren Vermögen 
Konkurs: oder Fallitzuftand erklärt wor- 
ben ift, für die unter Bormundfchaft oder 
Seuratel ftehenden Perjonen, für folche, 
die eine Armenunterftügung beziehen oder - 
im legten der W. vorhergegangenen Jahr 
bezogen haben, endlich auch für diejenigen, 
welden infolge rechtäfräftigen Erkennt: 
niffes der Bollgenuß ber ſtaatsbürgerlichen 
Nechte entzogen if. Es find bieß aber 
fämtlich Ausnahmen, welche bereit3 in dem 
angejogenen Geſetz der Frankfurter Ratio: 
nalverfammlung aufgeftellt worben wa- 
ten. Dagegen iſt eine Abweichung von dem 
letztern —5* bemerkenswert, als nach 
dem gegenwärtigen Wahlgeſetz (F 2) für 
Perſonen des Soldatenitands, des Heers 
und ber Marine die altive Wahlberechti- 
gung fo lange ruht, ale biefelben ſich bei 
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ben Fahnen befinden, eine Befchränfung, 
welche das Frankfurter Gefeh nicht ent- 
bielt, indem es vielmehr ($ 11) das Wahl: 
recht der Soldaten und Militärperjonen 
ausdrücklich ftatuierte. Endlich ift auch 
noch darauf Hinzumeifen, daß befanntlich 
al8 Gegengewicht für das allgemeine 
Stimmrecht von feiten ber verbünbeten 
Regierungen an der Diätenlofigfeit ber 
Reichstagdabgeorbneten feftgehalten wird. 

Die Erforderniffe ber paffiven Wahl: 
fäbigfeit find in der Regel biefelben wie 
für die Ausübung bes aftiven Wahlrechts. 
Das beutfche Reichswahlgeſetz (F 4) filgt 
für bie Reichstagsabgeordneten noch die 
Teltimmung hinzu, daß ber Kandidat 
einem deutſchen Staat feit mindeftens 
einem Jahr angehören muß. Nicht wähl- 
bar jind die Mitglieder des Bundesrats, 
wie denn auch in den beutichen Einzel- 
ftaaten ber Grunbfaß gilt, daß niemand 
gleichzeitig Mitglied der Erſten und Zwei⸗ 
ten Kammer fein kann. In manchen Staa⸗ 
ten, 3. B. in Preußen, ift übrigens für 
die Abgeorbnneten ein höheres Lebenzalter 
erforderlich, zumeift von 30 Jahren. Die 
W. von Beamten ift zwar in allen Staa- 
ten neftattet, abgefehen von einzelnen Aus⸗ 
nahmen, welche gewiſſe Beamtenfategorien 
betreffen, wie 3. B. die aftiven Staatsmi: 
nifter, bie nad) ſächſiſchem, und die Mit: 
glieder ber OÖberrehnungsfammer , bie 
nach preußiſchem Recht nicht wählbar find, 
Die Frage aber, ob die Beamten zur An⸗ 
nahme der W. einer bienftlihen Geneh⸗ 
migung und zum Eintritt in bie Kammer 
des Urlaubs bebürfen, ift in ben einzel- 
nen Geſetzbüchern verfchieden beantwortet. 
Nach der deutſchen Reichsverfaſſung (Art. 
21) bebürfen Beamte zum Eintritt in den 
Reichstag Feines Urlaubs, 

Faſt alle Wahlgefete erfordern fiir bie 
Gültigkeit der W. die abfolute Stimmen: 
mehrheit aller im Wahlkreis abgegebe⸗ 
nen Stimmen, b. h. ber Wahlkandi⸗ 
dat muß mehr als die Hälfte aller ab- 
egebenen Stimmen auf ſich vereinigen. 

tellt fih bei einer W. eine abfolute 
Stimmenmehrheit nicht heraus, fo ift 
nur unter den beiden Kandidaten ander: 
weit zu wählen, welche die meilten Stim- 
men im erften Wahlgang erhalten hatten 


Wahl (der Wahlalt, Wahlvergehen). 


(engere®., Stihwahl), Bei Stim: 
mengleichheit entſcheidet das Los. Der 
Zeitraum, für welchen die kb AH 
verfaſſungsmäßig zu wählen ind, wird 
Wahlperiode (Xegizlaturperiode) 
genannt. Ihre Dauer ift für ben beutfchen 

eichſstag auf 3, für die deutfchen Einzel: 
landtage teils auf 6, teild auf 4, teils auf 


.3 Jahre feitgejegt. Erledigt ſich ein Man: 


bat vor Ablauf dieſes Zeitraums, fo ift 
für den Reſt ber Wahlperiode eine Nach⸗ 
wahl vorzunehmen, während für ben Kal 
ber Auflöjung der Kammer zu einer Neu⸗ 
wahl fämtlidher Abgeordneten, wie nad 
Ablauf einer Legislaturperiode, alfo wie 
berum aufeinevolle Wablperiobe, zu ſchrei⸗ 
ten ift. In England und in einem großen 
Teil von Nordamerika ift die W. öffentlich 
und mündlich, im Deutfhen Reich und 
in ben meiften beutfchen Einzelftaaten ba: 
egen ift fie geheim. Der Wähler übergibt 
Peinen Wahlzettel (Stimmzetten 
jo aufammengeraltet, daß der Darauf ver: 
zeichnete Name verbedt ift, und der Wahl: 
te wirb uneröffnet in das auf bem 
abltifch ftebende Gefäß (Wahlurne) 
niebergelegi. Für jede Gemeinde ift eine 
Lifte ſaͤmtlicher Wahlberechtigten (Wahl⸗ 
lifte, Wählerlifte) anzufertigen und zu 


jedermanns Einficht Öffentlich aufzulegen. 


Zum Zweck ber Reichsſstagswahlen zerfällt 
das beutfche Reichögebiet in Wahlfreife, 
welch Iebtere wiederum zum Zweck der 
Abftımmung in Wahlbezirfe zerfallen. 
Für jeden Wahlfreig wird ein Wahl: 
fommiffar und für jeben Wahlbezirk 
ein Wahlvorſteher ernannt. Die end- 
ültige Wahlprüfung fleht regelmäßig 
er betreffenden parlamentarifchen Kör: 
perichaft felbft zu; nach der Gefchäftsord- 
nung bes beutichen Reichstags beſteht zu 
diefem Zweck eine befondbere Wahlprü- 
fungstommiffion (f. Reichstag). 
Wahlvergehen, d. h. Übertretungen 
ber Vorfchriften, weldde zum Schuß des 


Wahlrechts erlafien find, insbeſondere 


Beeinträchtigungen der Wabhlfreiheit, 
werben ftrafrechtlich geahndet. Dahin ge: 
hören namentlich die ſogen Wahlbeſie⸗ 
hung und bie Wahlfälfhung. 
tere, d. h. bie vorfäßliche Herbeiführung 
eines unrichtigen Ergebnifles ber Wahl: 





Bahlrrinraıtie — Währung 


handlung ober bie Berrilihum: rime: 
Wahlergebniſſes, wirb, wenn kz veu euer 
Perſon angen — ** 
fentlichen 
lung won Ebbe Sımmyıda or 
hlze mit ber #0 
—7 
dem deutjchen er 
($ 108) mit einer Geinzuistıafe vor 
einer Woche bis zu drei Jahren berıarı.. 
Wird die Handlung von jemand braum-. 


mü Ber Sımm- 


nad 


gen, welchem eine derartige Aumttiee nude Rogenien 
oblag, jo tritt Gefinzuisärzie von einzu ı tn Wis dem Dede Des gemil: 


Zag bis zu zwei Jahren ein Tenenzu 
aber Öffentlichen Auzie- 


genheit eine Wahlüimme Lamrı oder vr! 


duch Bebrohfung mit eımer —— 3 — zen; 


Handlung verhindert, im der Ausübung 
jeiner Rantsbürgerlihen Rechte zu wählen 
oder zu mis Gejanguis nicht 


die nur ie KK 


613 
— Te E mae nahme bei Der 


Kupe ihut ze ze.ärz 
„ĩ Menardic 
‚N. 
Reichs 123 vo 1 
2 able (S.6)) 
15 zum Erbreich 
das jeniʒe Rah, deñen —ES— 
zur Für ſeine Bertcn —— 
ten} 
in in em 3. ber Then ertediat Sehe 
Sahlreide waren die Kerub.if en un? 
das chemilie Terre Reh. 
„ĩ. Sahl (E. 612). 
„ſ. Shwurgeridt 
der im einem Sand girl 


eingefuhrte Nünziup, b. b. tie wie 
Beitimmung 


über ben durch Scricht 


ies Münzjupes zur Eeld⸗ eier Silber: 
arweichtzembeit am eufam Mill Je moch; 
Dem nun te Hauptmaiſe des in einem 


oder mit äetunge Sand umlaujenden Eeldes in Eeide aber 


unter ſechs Monaten 
haft bis zu fünf Jahren werden 
rea of represen 
tation (4. Aufl. 1853); Raville, Die 
Wahlreform in Europa und Amerifa (a.- 
db. Franz. von Ville, 1865); Baip, 
Örundzisge der Kolitif (1562); Mobt, 
Stnatsnent, Volkerrecht und Rolırif, Bo.1 
(1860); Bluntjali, Politit᷑ (1816). 
Bablarifisfratie 


emofratie. 
Bergeben desjenigen, | 
nach 


B er (&. 610). 
itapitulation (lat. Capitulatio 


caesares), im frühern Deutichen Reich ein 
jeit Kaifer Karl V. (1519) bei jeder Rai: 
jerwahl zwifchen dem Kailer und den Kur⸗ 
fürſten vereinbartes agrunbgeieh, 
welches bie Bedingungen, er denen 
die Wahl erfolgte, und Die Befcränfungen | u 
ber Taiferlihen Machtvolllommenheit ent- 


in Silbermumzen kefiebt ._ umte rocheidet 


beftrait 
Meihöftraigefepbud, $ 107). Bl. Hare, ‚man zwiichen Sole: un? Siiberwib: 
tise on the election of -' rung. £estere in in Ruklane und Spe- 


nien bie berriihente, wihrend dir Geid⸗ 

wäihrung neuertinzs von Teutjchland an: 
genemmen werten it, nacbdem ne bureise 
in ‚ Schweten, Srarbruanuzien, 
‚ Portugal und Rordamerika Geltung or: 
langt hatte. Sjierreich und Italien baben 
ı dem Ramen nach ebentalis Goltwährung, 


: in Wirklichkeit aber Paricrwihrung. 

Frankreich, — bie Nioderlante und 

beutihen Beihöfrafgeiegond ($ 109) mit (Bimetaff 
mit: 

jma Sahren bi von einem Monat bis zu | 


ijchtes Som 
(Simetafliemus), b. Seld: und 
5 überwährung (Boppelwäbrung\ 
ür bie Einführung diejes legten Syikem: 
34 gegenwärtig in Deunchland Hark agt: 
tiert, doch jpricht gegen Di dieſclbe namenttich 
die leichte Berichiebbarfeit des Berwer 
bältnifies ur eg und Silver. Da⸗ 
ein krauemeres 

Se lungemittel, je fonbern aus: in keinem 
Bert weniger den Berfehräihwanfun n 

unterworfen, und ebendies if ein w 

ger Borteil, da der allgemeine Bertmeiier 
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möglichtt feftfiehen und möglichlt wenig 
Veränderungen unterliegen fol. Die 
Reichsregierung hat allem Anjchein nach 
in diefer Frage noch nicht definitiv Stel: 
lung genommen, und ber Kampf bat über: 
haupt noch nicht zu einer völligen Kla⸗ 
rung ber Situation geführt. Vgl. Neu: 
wirth, Der Kampf un bie ®. (1881). 
Baiblinger, ſ. Shibellinen. 


Balded(W.- Pyrmont), Fürftentum | tu 


und Bundesflaat des Deutfchen Reich, 
1121 qkm, 56,548 Einw.; Haupt: und 
Refidenzftabt: Arolfen mit 2476 Einw. 
Das Land befteht aus bem eigentlichen 
Sürftentum W. und dem Yürftentum 

yrmont. Lebtered bildet einen Kreis 
für fih, während ®. in die brei Kreiſe 
ber Twifte, bes Eiſenbergs und der Eber 
zerfällt. Die Staatsform ift die einer 
fonftitutionellen Erbmonardhie, normiert 
buch die Verfaſſungsurkunde vom 17. 
Aug.1852. An der Spitze des Staats fleht 
ber Fürft (»Durchlaudte). Die Volks⸗ 
vertretung it nach dem Einkammerſyſtem 
prganifiert, und zwar beiteht ber Landtag 
des Fürftentums aus 15 burch allgemeine, 
indirefte Wahl erwählten Abgeordneten, 
12 aus dem Fürftentum W. und 3 aus 
den Fürftentum Pyrmont. Die Schwie- 
rigfeit einer felbändigen Verwaltung bes 
Meinen Staatewelend führte nad) ber 
Gründung be Norbbeutichen Bunbes 
u einem Anfchluß bes Fürſtentums an 
Dreugen auf Grund eines Acceffionsver- 
trags vom 18. Juli 1867, welcher 22. Oft. 
db. %. von ben Landfländen genehmigt 
wurde Demzufolge behielt W. zwar eine 
felbitänbige Gefeßgebung, foweit von einer 
folden nach der Reichöverfaffung noch die 
Rede fein kann; die Staatöverwaltung 
aber ging 1. Jan. 1868 auf Preußen über, 
welches diefelbe durch einen Landesdirek⸗ 
tor und bie ihm unterftellten Behörden 
ausübt. Der Vertrag ift 1. San. 1878 
auf zehn Jahre erneuert worben, indem 
dem Sürften bei diefer Gelegenheit einige 
Opfer auferlegt wurden, welche ber Um⸗ 
ftand, daß derjelbe die Domäneneinfünfte 
behalten hatte, und daß Preußen bis ba- 
hin zu den Verwaltungskoften nicht un⸗ 
bedeutende Zufchüffe leiften mußte, als 
geboten erfcheinen ließ. Dem Fürften find 


MWaiblinger — Wappen. 


dad Begnadigungsrecht, Die Tanbeäherr: 
lichen Rechte in Anfehung der Gelehgr: 
bung und da3 Kirchenregiment verblieben. 
Die Verwaltung ber vier Kreife wird nad 
ber Kreisorbnung vom 16. Aug. 1855 
von Kreisamtmännern wahrgenommen, 
welchen eine kommunale Kreidvertretung 
(Kreisvorftand) beigegeben ift. Was die 
—— anbetoifft To ift das Fürſten⸗ 
m ®. dem Oberlanbeögericht zu Kaſſel 
unterftellt; ebenfo fungiert für die drei 
walbedifchen Amtsgerichte Arolfen, Kor⸗ | 
bad und Wildungen das preußiſche Land: | 
ericht zu Kaffel als Landgericht, währen. 
8 Fürftentum Pyrmont mit dem Amt: 
ericht zu Pyrmont dem preußiichen Ober: 
anbesgericht zu Celle und dem Landgerict 
zu Hannover zugewielen ift. Laut Mi: 
litärfonvention vom 6. Aug. 1861, 
tefp. 24. Nov. 1877 bilden bie malbedi: 
ſchen Truppen einen Beſtandteil der % 
niglich preußifchen Armee, und zwar it: 
zur Aufnahme waldeckiſcher Wehrpflid: 
tigen vorzugsweiſe bad 3. heſſiſche In: 
fanterieregiment Nr. 83 beflimmt, tel: 
ches dem 11. Armeekorps (Kaſſel) ange: 
hört. Übrigens beftand fchon vor Grün: 





dung bes Norbbeutfchen Bundes eine Mi: 

litärkonvention mit Preußen. Finan⸗ 
gem. Die Staatzeinnahme balancierte 

880 mit der Ausgabe in dem Betrag von 

973,404 ME., Darunter 310,000 ME. Au: 

ſchuß aus der preußiſchen Staatskaſie. 
Die Staatsſchulden beziffern ſich pre 
1. Mai 1881 für W. auf 2,198,700, für 
Pyrmont auf 271,800 ME. Zum deut: 
ſchen Bundesrat entjendbet W. einen Be: 
vollmächtigten und ebenfo zum deutſchen 
Neichdtag einen Abgeordneten. Tas War: 
pen von W. zeigt acht Felder, für W. mit 
einem ſchwarzen achtſtrahligen Stern au’ 
goldnem Grund, für Pyrmont mit einem 
toten Anferfreuz in Silber, von, einem 
Purpurmantel ungeben und mit dem 
Fürſtenhut bebedt. 

F alzeude Grundflüde, |. Dismen: 

tie 


ren. 
Bandlungsfehler, |. Sewähr®: 
mängel. 

Bappen (I. v. w. Waffen), bie Abzer 
chen gewiſſer Familien, Vereine, Städt 
Staaten und fonftigerKörperfchaften, mei 


Wappenrecht — Wehrpflicht. e1> 


mit allerlei Emblemen gezierte Schilke. | tummarithen Verfahren, welches Quer 

Bol. bie in den einzelnen Yänderartifefn : eintritt, wenn im Urkunienprang Ar- 

über die Dtankiiappen gegebenen Rotigen. iprũche aus Bechſeln Nagend Kelten? ge 
e 


BWappenredt, |. Ad macht werben (vgl beutiche Iviberoeʒex 
Warenzeichen, 1. Markenſchut | oremung, ss m — Hr Tas früber 
Waſſerhoheit, das Dhberaufjichtörecht ' übliche Erefutionsmittel des Wechſel⸗ 


der Staatsgemwalt über alle Rugungen ber arrens3(Behjelirenge) iſt wach dem 
Öffentlichen Zlüfle und Seen; daher das: Vorgang des englitchen und jranzöfticher 
Recht, gewiſſe Ordnungen Darüber vorzu- ; Rechts in Deutſchland durch Tunes: 
Ihreiben, deren Beobachtung zu überwa= ! (Reichs =) Gejek vom 29. Mai 1S6S, in 
hen (Wafferpolizei) und zu verlan: ! Siterreihburd Geſetz vom 4. Mat 188&be 
en, Daß feine größere Anlage an einem . jeitigt. Neuerdings find Anläufe gegen die 
[uß ohne Anzeige bei der höhern Bebörde ’ allgemeine Wechſelfähigkeit (2Wech 
und ohne deren Leitung gemacht werde. ı jelfähiy ift jeder, welcher ſich durch Ver⸗ 
Wechſel (franz. Lettre de change, ! träge verpflichten fann«) genommen wor: 
engl. Bill of exchange) bezeichnet ſowohl | den; namentlich juchte ein Antrag des Gra⸗ 
das Wechfelverfprechen als audy den Wech⸗ fen Wilhelm von Bismard im Reichstag 
jelbrief, d. h. eine Urkunde, wodurch der | eine Beſchränkung derſelben in Anſehung 


Ausſteller Traſſant) fih zur Zahlung 
einer gewiften Summe zu einer beitimm- 
ten Zeit (Berfallzeit) an eine be 
fimmte Perfon (Remittent) entweder 
ſelbſt verbindlich macht (Sola= oder 
trockner W., Eigenwechſel), ober 
einen Dritten (Traſſat, Bezogen en) 
mit diefer Zahlung beauftragt (Zratte 
oder gezogener W.). Der Bezogene 
wird Acceptant, nachdem er ben W. 
angenommen (acceptiert), d. h. fi 
zur Zahlung besjelben durch einen Ver⸗ 
merf auf dem W. ſelbſt (Accept) ver- 
pflichtet hat. Dies geichieht gewöhnlich 
Dadurch , daß der Bezogene feinen Namen 
oder feine Firma auf die Vorberfeite des 
Wechjels fchreibt. Die über Verweigerung 
der Annahme ober ber Zahlung eines 
Wechſels oder zur Beurkundung ber Ber: 
mögensunficherheit eines Bezogenen auf: 
genommene erichtliche ober notarielle Ur⸗ 
kunde wißt echſelproteſt. Die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften, welche ſich aut das 
Wecechſelgeſchäft beziehen, bilden das Wech⸗ 
ſelrecht, einen wichtigen Beſtandteil des 
Privatrechts. Für das Deutſche Reich iſt 
das Wechſelrecht durch bie nunmehr zum 
Reichsgeſetz erhobene allgemeine beutiche 

Vechfelordnung vom 1. Mai 1849 nebft 
den fogen. Nürnberger Novellen von 1857 
normiert, Dieſe it auch in ben cisleitha⸗ 
niſchen Rändern von Oſterreich- Ungarn in 
Kraft. Die formelle Kraft des Wechſels 

beruht auf dem Wechſelprozeß, einem 


von Handwerkern, Offizieren und Bean: 
ten herbeizuführen ; doch fanden dieſe Be⸗ 
ftrebungen wenig Anklang, und der deut: 
ſche Suriftentag insbefondere bat fich ge: 
gen eine Einſchränkung der allgemeinen 
Wechfelfähigfeit ausgejprochen. Lehrbü: 
cher des Wechſelrechts und Kommentare 
der allgemeinen beutjchen Wechſelordnung 
find namentlih von Renaud, Wächter, 
Hartmann und Bernhardt herausgegeben. 
Wechſel ſtempelſteuer, im Deutichen 
Reich eine durch Reichsgefeb vom 4. Juni 
1879 feftgefeßte, für Rechnung bes Reichs 
zu erhebende Abgabe von Wechſeln. Diefe 
Stempelabgabe, welche durch Aufkleben von 
Stempelmarken entrichtet wird, beträgt 
von einer Wechjelfumme von 200 ME. und 
teniger: 10 non20n SOME. : 20Pf., 
von 400—600 Mk.: 30 Pf., von 600— 
800 ME.: 40 Pf. und von 800 — 1000 
Mk.: 50 Pf. Bon jedem fernern Taufend 
Mark der Wechſelſumme find 50 Pf. mehr 
zu entrichten, und zwar wird dabei jebes 
angefangene Tauſend für voll gerechnet. 
lat 1. Waffenredt. 
Wehrpflicht, die Berpflichtung zum 
Heeresdienft. An Stelle des frühern Werbe- 
ſyſtems trat im vorigen Jahrhundert die 
Aushebung und Konffription ber Unter: 
thbanenzumMilitärdienft, und dem preußi- 
ihen Staat gebührt das Verdienft, unter 
Ausſchluß ber ‚Siellvertrelung bas Prin⸗ 
ip ber allgemeinen W. zu Anfang bie: 
fe Sahrhunderts eingeführt zu haben, ein 
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Syſtem, welches jebt für das Deutfche 
Reich adoptiert worden ift und aud in 
den meiiten andern europätjchen Staaten 
Eingang gefunden hat. Die deutiche Reichs: 
verfajlung (Art. 57) erflärt ausdrücklich: 
»Jeder Deutiche ift wehrpflichtig und kann 
fih in Ausübung diefer Pflicht nicht ver: 
treten laflen«e. Weiter ift im Art. 59 be: 
flimmt, daß jeder wehrfähige Deutiche 
7 Sabre lang, in der Regel vom vollen- 
beten 20.bi8 zum beginnenden 28. leben: 
jahr, beim ftehenden Heer und zwar bie 
eriten 3 Jahre bei den Fahnen, bie legten 
4 Sabre in der Rejerve und bie folgenden 
5 Jahre in der Landwehr angehören joll 
(ſ. Erſatzweſen). Reben dieſer Dienft: 
pflicht beſteht die Landſturmpflicht 
(ſ. Landſturm). Die ſeemänniſche Be⸗ 
völkerung des Reichs, einſchließlich des 
Maſchinenperſonals und der Schiffshand⸗ 
werker, iſt zwar vom Dienſt im Landheer 
befreit, dagegen zum Dienſt in der kaiſer⸗ 
lichen Marine (ſ. d.) verpflichtet. Des 
nähern iſt die W., von welcher nur die 
Mitglieder der regierenden und der me⸗ 
diatilierten Hürftenhäufer ausgenommen 
find, durch das nunmehr aud) auf bie 
fübdeutichen Staaten ausgebehnte Bun: 
beögefeg vom 9. Nov. 1867, betreffend bie 
Berpflichtung zum Kriegsdienſt, Durch das 
Reihsmilitärgefe vom 2. Mai 1874 und 
die Novelle zu diefem vom 6. Mai 1880 
normiert. Auf Grund biefer „gelesligen 
Beſtimmungen ift die deutſche Webrord- 
nung vom 28. Sept. 1875 (nebit Nad): 
trägen) erlajien. Vgl. Schmidt, Die 
W. im Deutſchen Reich (1877). 
Wehrflener, Steuerprojeft des Fürften 
Bismarck, wonach diejenigen, weldye vom 
Dienft im Heer oder in der Marine aus: 
geſchloſſen oder auögemuflert, ferner die- 
jenigen, welche der Erfagrejerve 1. oder 
2. Klaſſe oder der Seewehr 2. Klaffe über: 
wiefen werden, und endlich diejenigen, 
welche vor erfüllter Dienftpfliht aus je 
dem Militärverhältnis augjcheiden, einer 
direften Steuer unterworfen werben foll: 
ten. Die W. follte nach der Regierungs⸗ 
vorlage jährlich 1—3 Proz. vom Eintom: 
men des Steuerpflichtigen auf die Dauer 
von höchſtens 12 Jahren betragen, abge- 
jehen von einer jährlichen Kopfiteuer von 


Wehrſteuer — Widerfehlichkeit. 


4 Mk. Allein dies Proielt, deſſen Ertrag 
auf jährlich 16,090,000 DEE., für fpätere 
Zeiten aber auf 19,680,000 RE. veran- 
ſchlagt wurbe, fand bei feiner Partei des 
Reichstags rechten Beifall, namentlid 
um beöwillen nicht, weil es der Auffaj: 
jung, daß bie allgemeine Wehrpflicht nit 
nur eine Pflicht, jondern auch eine Ehre 
ift arte . 
—138 1. Biſchof. 

Welfen (Guelfen) deutſches Fürſten⸗ 
geſchlecht, im Mittelalter in Deutſchland 
beſonders mächtig (Heinrich der Stolze, 
Heinrich der Löwe). Der Name (»junge 
Hundes«) fol dem Gefchlecht durch einen 
Ahnen bdesjelben, Sfenbrand, Sohn des 
Grafen Warin von Altorf, welch letzterer 
ein Zeitgenofle Karls d. Gr. war, gegeben 
worden fein. Im Mittelalter war ber 
Name W. zugleich eine Bezeichnung für ie 
Gegner ber faiferlichen Bartei (Waiblin: 
ger oder Ghibellinen); in Stalien 
wurden namentlih bie Anhänger bes 
Papſtes fo bezeichnet. Zu bem welfiſchen 

us gehören die fönigliche und die herzog⸗ 
iche Linie des Haufes Braunfchweig, von 


welchen die erjtere in England, die legtere ' 


in Braunfchweig regiert, während fie in 
— 1866 depoſſediert ward. Die 
rtnäckigkeit, mit welcher Georg V. von 
Hannover an ſeinen Thronrechten feſt 
hielt, indem er die ſogen. Welfenlegion 
errichtete, führte zur Beſchlagnahme des 
jogen.Welfenfonde(f. Hannover). 
W. werden jeßt vielfach die hannöverſchen 
PBartifularıften, welche die Wiederberitel: 
lung des Königreichs Hannover erftre 
ben, genannt. 
Weltpoflverein, |. Bolt. 
‚ Bettin, ſächſ. Grafengeſchlecht, welches 
im 10. Jahrh. zuerſt vorfommt. Tas 
neue W. erhielt 1068 die Markgrafſchaft 
teißen, 1263 Thüringen und 1423 das 
Kurfürftentum Sadjen. Yon ihm ftam: 
men die zur erneftinifchen Linie des Hau: 
ſes Sachſen aehörigen großherzoglich und 
herzoglich ſächſiſchen Häufer und Die alber: 
tiniſche Linie des Hauſes Sachſen (ſ. d.) ab. 


3 — ſ. Tory. 

Widerſetzlichkeit Giderſetzung, 
Widerſtand gegen die Staatsge— 
walt), derjenige Widerſtand, welcher der 
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Obrigkeit bei einer Amtshandlung durch 
Gewalt oder Bedrohung mit jolcher ge 
leiftet wirb. Das deutſche Strafgeſetzbuch 
bedroht benjenigen, welcher einem Beam: 
ten, der zur Vollfiredung von Gefeben, 
Befehlen und Anordnungen der Berwal- 
tungsbehörden oder von Urteilen und Ber: 
fügungen ber Gerichte berufen ift, in ber 
rehtmäßigen Ausübung feines Amtes 
durch Gewalt oder durch Bedrohung mit 
Gewalt Widerfiand leiftet oder einen ſolchen 
Beamten während ber rechtmäßigen Aus- 
übung feines Amtes thätlıh angreift, mit 
Gefängnis von 14 Tagen bis zu 2 Jahren. 
Wer es unternimmt, durch Gewalt oder 
Drohung eine Behörde oder einen Beam⸗ 
ten zur Vornahme ober Unterlaffung 
einer Amtshandlung zu nötigen, wird 
mit Gefängnis von 3—5 Jahren beitraft. 
Wird die That von mehreren verübt, fo 
fommen die Strafbeitimmungen über 
Auflauf (ſ. d.) und Aufruhr (f. d.) in 
Anwendung. ferner öffentlich vor 
einer Menjchenmenge oder durch Verbrei⸗ 
tung oder öffentlichen Anſchlag oder öffent- 
lihe Ausftellung von Schriften ober an⸗ 
dern Darftellungen zum Ungeborjan ge 
gen Gejege ober rechtögültige Verordnun⸗ 
gen oder gegen bie von ber Obrigfeit in- 
nerbal& ihrer Zuſtändigkeit getroffenen 
Anordnungen auffordert, wirb mit Geld: 
ſtrafe bis zu 600 ME. ober mit Gefängnis 
bis zu 2 Jahren beſtraft. Gleiche Gefäng- 
nisſtrafe trifft denjenigen, welcher eine 
Perſon des Solbatenftandaauffordert oder 
anreizt, dem Befehl bes Obern nicht Ge⸗ 
horſam zu Teiften. Befondere Strafvor- 
Ihriften beftehen endlich in Anfehung der 
W. gegen Forſt- oder Jagdbeamte, Wald⸗ 
eigentümer, Forſt⸗ und Jagdberechtigte 
oder deren Aufleber, ferner für die Be 
freiung von Öefangenen und für Meute: 
rei ([.d.) der Gefangenen. Vgl. Deutiches 
Reichsſtrafgeſetzbuch SS 110122, 
Wiederaufnahme des Verfahrens iſt 
nach modernem Strafprozeßrecht, obgleich 
ein rechtskräftiges verurteilendes ober 
tteifprechenbes Erkenntnis vorliegt; fo- 
wohl ge Gunſten als auch zu Unguniten 
des Angefchuldigten zulaͤſſig. Letzteres 
kann nach der deutſchen Sirafprozeßord⸗ 
nung insbeſondere dann geſchehen, wenn 


ber freigeſprochene Angeklagte nachträglich 
vor Gericht oder außergerichtlich ein glaub⸗ 
würdiges Geſtändnis der ſtrafbaren Hand: 
lung ablegt. Zu Gunften eines verur: 
teilten Angeſchuldigten dagegen kann 
die W. erfolgen, wenn neue Thatſachen 
oder Beweismittel beigebracht werden, 
welche die Freiſprechung des Angeklagten 
oder doch in Anwendung eines mildern 
Strafgeiebes eine geringere Beftrafung 
besfelben zu begründen geeignet find, oder 
wenn ein zioilgerichtliches Urteil, auf wel: 
es das Strafurteil gegründet war, durch 
ein andres rechtöfräftig gewordenes Urteil 
wieder aufgehoben iſt. Zu Gunften wie 
zu Unguniten bes Angejhuldigten fins 
bet ferner bie W. ftatt, wenn eine in der 
Saupfoerhanblung gegen ober für ben 
Angejchuldigten ala echt vorgebrachte Ur: 
Funde fälſchlich angefertigt oder verfälfcht 
war, wenn ein Zeuge oder Sachverftän: 
diger fich durch Beeidigung eines gegen 
ober für den Angeflagten abaelegten eye 
niſſes oder abgegebenen Gutachtens einer 
Verlegung der Eidespflicht ſchuldig ge⸗ 
macht, ober endlich, wenn bei dem Urteil 
ein Richter, Geſchworner ober Schöffe mit: 
irkt hat, welcher fich in Beziehung auf 
ie Sache einer Verlegung feiner Amts⸗ 
pflichten ſchuldig gemacht hatte. Im bür- 
gerlihen Prozeß ift eine W. im Weg der 
ihtigfeitötlage oder im Weg ber 
Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand (f. d.) möglih. Val. Deutiche 
Strafprogeßordnung, Fę 399413; Zi: 
vilprozeßordnung, S6 541—554. 
Wiedereinſetzung in Den vorigen 
Stand (Reititution, lat. Bestitutio 
in integrum), die Wiederaufhebung eines 
nad) den Grundfäßen bes ftrengen Rechts 
eingetretenen Nachteils aus Gründen der 
Billigfeit, inöbejondere wegen Minber: 
jährigfeit, Abweſenheit, Irrtum x. Das 
moderne Recht hat die W. namentlich als 
Rechtsmittel für den Prozeß beibehalten, 
3. B. zur Befeitigung der Recytsnachteile, 
die buch die unverichuldete Verſäumnis 
von Friften und Terminen erwachſen find. 
Bol. Deutiche Zivilprozeßordnung, 66 208 
ff. 5415; denge Strafprozeßordnung, 
84 ff. 234, ff. ©. Wiederaufſ⸗ 
nabme des Verfahrens. 
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me, |. Reprife. 
— — Brutſcher Rt. 
Bund (S. 116 

Bilddiehfe i (Wildbieberei), bie 
—S——— — fremder Jagd durch wi⸗ 
Zueignung von jagdbaren 
En War dad Wild bereits im Befik 
bed Jay berechtigt ten ober ſonſt in das 
rechtmahige Summe, eines anbern über 
jangen, befanb es fid 3. ©. in einem 
, in einer Parkanla ade fo Liegt fein 
* 9 —— — eig a ee 
vor. Das deul je: 

buch Bebroßt denjenigen, welcher: —A 
on denen zu jagen er nicht bereshtigt it, 
bie Jagd ausübt, mit Gefängnis bis zu 
3 Monaten oder mit Geldftrafe bis zu 
KOM. Während bie ftrafrechtliche Ver⸗ 
folgung überhaupt früher nur auf Anz 
des Jagdberehtigten eintrat, ift das 
& ſordernis des Antrags durch bie Novelle 
zum Strafgejetbuch (Gefep * * ehr. 
1876) auf Angehörige bes tig 
ten beſchränkt. Es iſt in bief Ai bie 






—— — bes Antrags ehe ig. ds 
ttaferhöhendes Moment wird es ferner 
be <a wenn bem in nicht mit 





u 
— auf Berta der bürg 
tedte fowie auf Zuläffigkei 
auffit erfannt werben. Allgemein ift bie 
zn iehun Ber —S mit denen das 
Sagdvergel 
ion 36 fe em Berurteifter gehören 
ober nicht. übrigens ift auch fon ber» 
jenige ftrafbar (Gelbtrafe 6i8 zu 60 Mt. 
ober Haft 6iß zu 14 Tagen), welcher ohne |t 
Genehmigung des Jagdberedtigten oder 
ohne fonftige Befugnis auf einem frembden 
Jagbgebiet außerhalb des. Öffentlichen, 
A — Dat 
wenn auch nicht jagend, bod) zur 
Suh“ ausgerüftet betroffen wirb. — — 





Wiedernahme 


übt wurbe, angeordnet, 


— Wucher. 
Reihaftrafgefehbu, 89 292-205, 35 


Wildfangsreht, |. Fremdenrecht 

Bild 3 agbregt. 

Wilhelms «Spende, |. Kaifer Bil: 
belms=-Spenbe. 
Bit EStraßenpolizeiordnung ·) 
olizei. 

jafiörefi f. Agrarier. 

BESTEN 
welches 1180 von Friedrich Barbarena 
mit dem Herzogtum Bayern belichen 
warb, indem dasjelbe Heinrich bem Lünen 
abgenommen und an Dtto von B. vr: 
% murbe. Das Haus W. teilte fh 
1294 in eine pfälgifche und eine Sa 
Linie, weld) Tegtere 1623 die Kurwüthe 


erlangte, aber 1777 ausftarb. Die pführ | 


ſche Linie hatte jich in mehrere Linien ge 
teilt, weldye aber bis auf die Linie Zwei: 


brüten außftarben, bie noch jept Bayım | 


beherricht. 
,h Apanage. 


Witwenjahr, ].v. vw. Sata) 
Witwenpenfion 


Boutfabrispotfi,\ | Bofeicim | 


"Wohnort, j. Domizil. 

Bolljad {et. Woolsack), im Or: 
haus des eng 
s | für ein großes, bierediges, mit, rotem 

Tuch bebrales Bl © ohne Rüde un 
: | Seitentehne, me deRanzlerals 
. | Sig dient. "Auf dem Eder nad) alten 
4 gem als außerhalb des Hauſes ke 

inblid) gedacht wird, nehmen aud) bie ki 

h eier 
Oberfuui 





ln Entſcheidung Se Pro; 









rad; u Gen. fen Schiffstrümmer 
ober ſonſtige Gegenftände, die vom Mer 
Fr heraufgebracht werben (ſ. Str 


Biser, ber unbillige und übermäßix 
Gewinn, den jemand aus der Benutun 
feines Vermögens zieht; insbeſonden 

inswudher, bie Überfchreitung bes gr 

feglich ober Tanbesüiblich feftgeftellten Bari 





mums von Kapitalzinfen. In letztern 


Parlaments Bezeihnun | 





Wuchergejete — 


Beziehung war e8 früher mit Strafe be: 
drodt, mehr als 5 Proz. und im Han⸗ 
delsverlehr mehr als 6 Proz. Zinſen zu 
nehmen. Ein Bundes: (Reichd:) Geſetz 
vom 14. Nov. 1867 hat jedoch biefe Wu: 
hergefege befeitigt. Neuerdings ift man 
freilich vielfach mit dem Wunſch nad) 
Riederherftellung der letztern hervorgetre⸗ 
ten, ohne jedoch eine derartige Beſchrän⸗ 
fung des Zinsfußes durchzufegen. Da⸗ 
gegen hat ein Geſetz, welches den W. mit 
Strafe bedroht, unterm 24. Mai 1880 
für das Deutſche Reich Geltung erlangt. 
Dasfelbe erflärt e8 für W. und bebroht 
eö mit Gefängnisſtrafe bis zu 6 Monaten 
und zugleich mit Gelbitrafe bis zu 3000 
ME (5 302 a— d des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buchs), wenn jemand unter Ausbeutung 
der Notlage, des Leichtfinns ober ber Un⸗ 
erfahrenheit eines andern fürein Darlehen 
eder im Fall der Stundung einer Geld- 
forberung fich oder einem Dritten Vermö⸗ 
gensvorteile verjprechen läßt, melde den 
üblihen Zinsfuß dergeftalt überſchreiten, 
daß nach den Umftänden bes Falles die 
Vermögensporteile in auffälligem Miß- 
verhältnis zu den Leiftungen ftehen. Ina 
kann in einem foldyen Fall auf Verlu 
der bürgerlichen Ebrenrechte erfannt wer: 
ben. Noch ftrengere Strafe tritt ein, wenn 
jemand ſich oder einem Dritten bie wucher: 
lihen Bermögensvorteile verjchleiert ober 
wechfelmäßig oder unter Berpfändung ber 
Ehre, auf Ehrenwort, eidlich ober unter 
ähnlichen Berficderungen oder Beteue- 
rungen verfprechen läßt, oder wenn ber 
®. gewerbs⸗ ober gewohnheitsmäßig be- 
trieben wird. Die in einer ſolchen wuche⸗ 
riſchen Abſicht abgejchloflenen Verträge 


find nichtig, Ob nun das Geſetz von prak⸗ 
tiſcher Wirkung fein wird, ift fehr frag: 


lich, ba e8 für den Richter außerordentlich 
ſchwer ift, für ben einzelnen Fall feitzu- 
tellen, ob bie Merkmale des Wuchers 
wirklich begründet und vorhanden find. 
Bol. Endemann, Bedeutung der Wu: 
herlehre (1866). 

Suchergeſetze, ſ. Wucher. 

Bürttemberg, Königreich und Bun⸗ 
desſtaat des Deutſchen Reichs, 19.504 
Km mit (ısso) 1,970,132 zum überwie⸗ 


enden Teil evangelifhen Einwohnern. 


Mürttemberg. 619 


Haupt: und Refibenzftadt: Stuttgart 
mit 117,021 Einw. 


Oſtilom. Gin, 
Nedarkeed . . . .„ 3397 SER 
Shwarzwalbtreis . . 473 4Tauıa 
Jagſtkreis . 3120 407 4tu8 
Donaukeiß . . . . 608 in) 


Zufammen: 1850 10m 


An der Spike des Staatswefens, wel: 
ches ſich als eine Fonftitutionelle Grhmen- 
archie darftellt, fteht der König, deiien 
Krone im Mannsſtamm des Haufes W. 
nach ber Linealerbfolge und ben Krflar- 
burtsrecht erblich ift. Nach dem Erloͤſchen 
des Mannsſtamms fuccediert bie weib 
liche Linie, doch tritt bei der Deſzendenz 
des alsdann regierenden Eniglicen Hau⸗ 
ſes das Borredi des Mannsitammes wire 
ber ein. Das urfprünglich geäfliche Hans 
W. führte feit 1495 den Herzogstitel, bis 
dasſelbe 1803 für den Verluft feiner Be 
fitungen auf bem linten Rheinufer neben 
einer Entſchädigung durch neun Reichs 
ſtädte und mehrere geiftliche Territorien 
die Kurmwürbe erhielt. Durch den An- 
ſchluß an Napoleon I. erlangte bas wilrt- 
tembergifche Haus 1. Yan. 1806 den KR: 
nigstitel. Die Zivillifte des Königs beträgt 
bermalen 1,835,257 Mk., wozu nad 
328,347 ME. an Apanagen für die Mit⸗ 
glieder des Föniglichen Hauſes kommen. 
Der König ift Hinfichtlich der Gefeßgekung 
unb der Beiteuerung an bie Zuſtimmung 
des Landtags gebunden. Nachdem näm⸗ 
(ih 1805 bie altftänbifche Verfaſſung 
Württemberg befeitigt worben war, wurde 
an Stelle des abjoluten Regiments, wele 
ches feitbem geführt worden, durch Vers 
faffungsurfunde vom 25. Sept. 1819 eine 
fonftitutionelemonarhifche Verfaſſung 
gegeben, deren Normen jedoch durch ſpä⸗ 
tere Geiebe vom 26. März 1868 und 23, 
Juni 1874 teilmeife modifiziert worden 
find. Der Verſuch einer burägteifenben 
Berfafiungsverinderung nach 1848 war 
vergeblih. Die Volfsvertretung ſetzt ſich 
nad bem Zweikammerſyſtem zufammen. 
Die Erfte Kammer ober die Kammer ber 
Stanbeöherren beiteht aus den Prinzen 
bes Föniglihen Haufes, den Häuptern der 

füchligen und gräfliden Kamilien und 
ben Vertretern der ftanbesherrlichen Ge: 





620 


meinfchaften, auf deren Befitungen ehe- 
dem eine Reichs: ober Kreistagsſtimme 
ruhte, endlich aus den vom König lebens⸗ 
länglich oder erblich ernannten Mitglie⸗ 
dern, deren zanl ben britten Teil der 
übrigen Mitglieder nicht überfteigen darf. 
Zu erbligen Mitgliedern fol der König 
nur ſolche Gutsbeſitzer aus dem ſtandes 
berrlihen oder ritterjchaftlichen Adel er: 
nennen, die von einem mit Fideikommiß 
belegten Majoratsgut ein jührliches Ein- 
fommen von mindeſtens 6000 Fl. beziehen. 
Die Mitglieder ber Zweiten Kammer geben 
aus direkten Wahlen hervor (Gefek vom 
26. März 1868), unb zwar werben 13 
Mitglieder von dem ritterjchaftlichen Adel, 
6 von ber proteftantiichen und 3 von der 
katholiſchen Geiftlichfeit, 7 von bengrößern 
Städten und 63 von ben Landbezirfen 
gewählt. Dazu kommt noch ein Vertreter 
der Ilniverfität Tübingen. Die Wahl- 
perigde ift eine ſechsjährige. 

Durch Vertrag mit dem Norbdeutichen 
Bund vom 25. Nov. 1870 iſt W. dem 
Deutfhen Bund und nunmehrigen Deut- 
chen Neich beigetreten. Dabei find aber 
ber Krone W. beſondere Refervatrechte 
eingeräumt worden, nämlich folgenbe: Die 
Beiteuerung des inländiichen Branntweing 
und des inländifchen Biers ift, ebenfo wie 
für Baden und Bayern, der Landesgeſetz⸗ 
gebung des Königreich® vorbehalten, und 
der Ertrag biefer Steuern fließt in die 
Landeskaſſe. Terner ift die Verwaltung 
des Poſt- und Telegraphenwefens in W. 
ebenfo wie in Bayern Landesſache. Die 
Geſetzgebung des Reichs beſchränkt fih in 
diefer Hinficht der Krone W. gegenüber 
auf folgende Gegenftänbe: Die Borrechte ber 
Poſt und der Telegraphie, die rechtlichen 
Verhältniſſe diefer beiden Anftalten zum 
Publikum, die Bortofreiheiten und das 
Poſttaxweſen, Teßteres jedoch ausſchließlich 
der reglementarifchen unb der Tarifbe⸗ 
flimmungen für ben internen Berfehr 
innerhalb Württembergs, und unter gleis 
cher Beſchränkung bie Feltitellung der Ge 
bühren für bie telegrapbifche Korreſpon⸗ 
benz. Ebenfo fteht dem Reich die Regelung 
bes Poſt⸗ und Telegraphenverkehrs mit 
dem Ausland zu, ausgenommen ben eig⸗ 
nenunmittelbaren Verkehr Württembergs 


Württemberg (Berfaffung). 


mit feinen dem Reich nicht angehörigen 
Nachbarſtaaten na Maßgabe des Art. 49 
des Poftvertrags vom 23. Nov. 1867. 
Anben aus den übrigen Bunbesftaaten zur 
Reichskaſſe fließenden Einnahmen des Poſt⸗ 
und Telegraphenwejend bat W. ebenfo- 
wenig wie Bayern Anteil. Endlich find 
W. gewiſſe Sonderrechte in Anjehung des 
Militärweſens, allerdings nicht fo weit 
gebende wie bem bayriſchen Staat, ein: 
geräumt. Nach ber Militärkonvention 
mit Preußen vom 21.—25.Nov. 1870 find 
nämlid die königlich württembergifchen 
Truppen bem Oberbefehl bes Königs von 
Preußen als des Bundesfeldherrn unter: 
ftellt; allein diefe Truppen follen ein in ſich 
gefchloffenes (ba8 13.) Armeekorps bilben, 
welches für Die Dauer feieblicher Berbält: 
niffe in feinem Berband und in feiner 
Gliederung erhalten bleiben und im eig: 
nen Rand disloziert werben ſoll; eine hier- 
von abweichende Anordnung des Bundes: 
feldherrn fowie die Dislogierung andrer 
beutfcher Truppenteile in Das Königreich 
W. ſoll in Auiebendgeiten nur mit Zuſtim⸗ 
mung de3 Königs von W. erfolgen, fofern 
es fi) nicht um Befeßung ſüd⸗ oder weſt⸗ 
beutfcher Feftungen handelt. Weiter iftdas 
verfafjunggmäßige Recht Des Kaifers, den 
öchitfommandierenden eines jeden Kon: 
tingent3 und alle Feitungsfommanbdanten 
zu ernennen, auch innerhalb des Bunbes- 
gebiet Feſtungen anzulegen, der württem: 
ergiſchen Staatöregierung gegenüber be 
Ihränft. Die Ernennung des Höchſtkom⸗ 
manbdierenden erfolgt vielmehr durch ben 
König von W. nad). vorgängiger Zuflim- 
mung ded Kaifers, und über die Ernennung 
der Feſtungskommandanten und bie An- 
legungvon Zeitungen innerhalb des König: 
reichs ſoll der Kaiſer fi) zuvor mit dem 
Königvon ®. ind Benehmen jeßen; ebenfo, 
wenn er einen von ihm zu ernennenden 
Offizier aus dem württembergifchen Ar: 
meekorps wählen will. Ferner fol zur 
Bermittelung der bienfllichen Beziehun: 
gen bes württenibergifchen Armeeforps zu 
em deutfchen Bundesheer ein birelter 
Schriftenwechſel zwiſchen bem preufifcen 
und württembergijchen Kriegsminiſterium 
ftattfinden. Endlich fol die württem: 
bergifche Regierung jederzeit in dem Bun⸗ 





Württemberg (Verwaltung, Zuftizorganifation 2c.). 


besausfchuß für daB Landheer und bie 
Teflungen vertreten fein. 

In den beutichen Reichstag entjendet 
3.17 Abgeordnete; zum Bundesrat fann 
es 4 Vertreter abordnen, entjprechenb der 
Stimmenzahl, welche ihm in biefer Körper: 
ſchaft zuftebt. 

An der Spite ber Staatsverwal: 
tung fleht bad Staatsminifterium, 
welches fich aus den Reffortminiftern oder 
ben Chefs der einzelnen Dtinifterialdeparte- 
ment? zufammenfeßt. Daneben befteht ein 
Geheimer Rat, für welchen außer den 
Miniftern noch ordentliche u. außerorbent- 
liche Deitglieder vom König ernannt wer- 
den. Dem Staatöminifterium iftein Ver: 
waltungsgerihtshof unterftellt. Die 
einzelnen Departements bes Minifteriums 
find diejenigen für bie Juſtiz, die auswär- 
tigen Angelegenheiten, das Innere, dag 
Kirchen⸗ und Schulwefen, bas Kriegsweſen 
und die Finanzen. Die von dem erftge- 
dachten Departement“ wahrzunehmende 
Juſtizverwaltung erftredit fi) auf das in 
Stuttgart errichtete Oberlandesgericht, die 
acht Landgerichte und die Amtögerichte des 
Königreihs (j. unten). Dem Minifterium 
der außwärtigen Angelegenheiten find bie 
Archivdirektion und die Generaldireftion 
der Staatseilenbahnen und ber Bobenjee- 
dampfſchiffahrt, die Generalbireftion ber 
Poſten und Telegraphen und der Rat ber 
Berfebrsanftalten unterftellt. Bon dem De- 
partement ded Innern reffortieren die vier 
Kreisregierungen, an beren Spike 
Bräfidenten oder Vireftoren ftehen. Das 
Land zerfällt zum Zweck der innern Ver⸗ 
waltung in die vier Kreiſe: Nedarfreis 
(Hauptitadt:Lubwigaburg) Schwarzwald: 
Freiö( Reutlingen), Jagfitreis(@ivengen) 
u. Donaufreis (Ulm). Die Kreife zerfallen 
wieberum inOberamtsbezirfe, welche 
jeweilig untereinem Oberamtmann fteben. 

L Nedartreis. Etuttgart (1. Stadtbireftion, 
2. Oberamt), Ludwigsburg, Böblingen, Leonberg, 
Baihingen, Maulbronn, Bradenheim, Befigheim, 
Heilbronn, Nedarfulm, Weinsberg, Badnang, 
Marbach, Waiblingen, Kannflabt, EBlingen. 

IL Shwarzwaldtreis. Reutlingen, Urach, 
Nürtingen, Tübingen, Rottenburg, Horb, Herren- 
berg, Kalw, Neuenbürg, Nagold, Freudenſtadt, 
Sulz, Oberndorf, Rottweil, Tuttlingen, Spai⸗ 
hingen, Balingen. 


621 


IL Jagftfreis.. Ellwangen, Neresheim, Hei⸗ 
denheim, Aalen, Gmünd, Welzheim, Schorndorf, 
Gaildorf, Hall, Öhringen, Künzelsau, Mergent⸗ 
beim, Gerabronn, Krailshe im. 

IV. Donaufreis. Ulm, Blaubeuren, Ehin- 
gen, Laupheim, Biberach, Leutlich, Wangen, 
Tettnang, Ravensburg, Waldſee, Saulgau, Ried⸗ 
lingen, Münfingen, Geislingen, Kirchheim, Gdp- 
pingen. 


Sufizorganifation. Nach ber 
neuen Gerichtsorganifation beftehen in 
W. ein Oberlandesgericht zu Stuttgart 
und bie im nachftehenden begeichmeten acht 
Landgerichte mit folgenden Amtsgerichts⸗ 
bezirfen: 

Ellwangen (Amtsgeriste: Aalen, Ellwangen, 
Gmünd, Heidenheim, Neresheim, Schorndorf, 
Welzheim); 

Hall (Gaildorf, Hall, Krailsheim, Künzelsau, 
Langenburg, Mergentheim, Öhringen); 

Heilbronn (Badnang, Befigheim, Bradenheim, 
Heilbronn, Marbach, Maulbronn, Redarfulın, 
Vaihingen, Weinsberg); 

Ravensburg Giberach, Leutlich, Ravensburg, 
Niedlingen, Saulgau, XTettmang, Waldſee, 
Wangen); 

Rottweil (Balingen, Yreudenftadt, Horb, Obern- 
borf, Rottweil, Spaichingen, Sulz, Tuttlingen); 

Stuttgart (Böblingen, Eplingen, Kannftatt, 
Leonberg, Ludwigsburg, Stuttgart [Stabtpirel- 
—S Stuttgart [Oberamtsbezirk], Waib⸗ 
ingen); 

Tübingen (Herrenberg, Kalw, Nagold, Neuen⸗ 
bürg, Nürtingen, Reutlingen, Rottenburg, Tü⸗ 
Bingen, Urach); 

Ulm (Blaubeuren, Ehingen, Geislingen, Göp- 
pingen, Kirchheim, Laubheim, Münfingen, Ulm). 
Die Stadt Stuttgart bildet einen be⸗ 

fondern Verwaltungsbezirk, welcher einer 

töniglihen Stadtbireftion unterftellt ift. 

Dem Oberamtmann ift eine Amtsver⸗ 

fammlung als Kommunalvertretung des 

Bezirks beigegeben, welche aus Abgeord⸗ 

neten ber Gemeinderäte beſteht, welch 

Tetere in den einzelnen Gemeinden ben, 

Gemeindeporfländen (Schultheißen) al? 

beichließende Verfanmlungen zur Seite 

ftehben. Dem Minifteriun des Innern 
find außerdem ein Medizinalfollegium, 
eine Zentralftelle für Landwirtfchaft und 

Landeskulturſachen, die Landgeſtütskom⸗ 

miſſion, das Derbergamt die Forſt⸗ 

direktion und die re ftelle für Gewerbe 
und Handel unterftellt. Für das Straßen: 
und Wafferbaumwefen und ebenfo für das 
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Hochbauweſen beitehen bejondere Abtei- 
lungen des Minifterrums, Abteilung bed 
Innern. Von dem Minifterialdepartement 
der Finanzen reflortieren die Oberfinanz- 
fanımer unter Oberleitung bes Departe- 
mentschefs mit der Domänenbireftion, ber 
Toritdireftion und dem Berarat als Ab- 
teilungen, ferner bie Oberrechnungskam⸗ 
mer, das Steuerfollegium, das ftatiftifch- 
topographifche Büreau unb bie Kataiter- 
fommiffion. Die uniert:= proteftantifche 
Kirche fteht unter dem königlichen Kon: 
filtorium zu Stuttgart, weld) letzteres bie 
Kirchen: und Schulgefeße handhabt. Bei 
der Firchlichen Geſetzgebung wirft bie Lan⸗ 
desſynode mit, deren Mitglieder teild vom 
König berufen (6), teils von ber evange- 
liſch⸗ theologiſchen Fakultät ber Landes⸗ 
univerſität Tübingen und von den 49 
Didgefanfynoden der Monarchie (51) ges 
wählt werben. Das Land zerfällt nämlich 
in ſechs evangeliihe Generalfuperinten- 
benzen, beren Vorſteher den Titel »Prä- 
laten« führen. Unter ihnen jtehen bie 
Dekane mit ihren Sprengeln. Für jeden 
Sprengel beiteht eine Diözeſanſynode, 
welche fich aus den fämtlichen ordentlichen 
Geiftlihen und ebenfo vielen Kirchenälte- 
ften ber Pfarrgemeinden zuſammenſetzt. 
Die innern Angelegenheiten ber Tatho: 
lifchen Kirche werben in W. von dem Lan⸗ 
besbifchof zu Rottenburg wahrgenommen, 
welcher der oberrheinifchen Kirchenprovinz 
(Erzbistum Freiburg i. Br.) angehört. Die 
verfafiungsmäßige Behörde, durch welche 
bie ber Staatsregierun auftegenben Rechte 
gegenüber der tboliiden irche ausge⸗ 
übt werben (Geſetz vom 30. San. 1862), 
ift der Fatholifche Kirchenrat. 
Finanzen. Die Staatzeinnahmen bes 


Zählung des Haufeg — Zähringen. 


Königreichs waren für das Finanziahr 
1880—81 auf 49,958,401 ME., Die Aus- 

aben auf 53,674,593 ME. veranichlagt, 
v baß ein Defizit von 3,716,192 Mk. zu 
erwarten land, welches im Weg der An: 
leihe gebecft werben follte. Die Einnahme 
aus den direften Steuern war hierbei auf 
12 522,215, die ausden inbireften Steuern 
auf 10,745,255 Mf. veranfchlagt. Der 
Ertrag aus den Verkehrsanſtalten ift mit 
44,301,600 unb der aus den Domänen 
mit 6,885,409 ME. eingeftellt. In der 
Ausgabe fommt bie Exigenz ber Jufliz 
mit 3,6U3,885 ME., die der innern Ver 
waltung mit 4,790,641 ME., die des Kir⸗ 
chen⸗ und Schulwefens mit 8,091,397 ME. 
und diejenige der Finanzen mit 3,066,228 
ME. in Rehnung. 

Das württembergifhe Staatswap: 
pen ift ber Länge nad) neteilt und ent- 
hält recht drei quer übereinander ge: 
ftellte fchwarze Hirſchgeweihe auf goldnem 
Grund (wegen W.) und links drei ſchwarze 
Löwen übereinander ebenfalls auf Gold: 
grund (wegen Hobenitaufen und Schwa⸗ 

n). Auf dem Wappenfchild ruht ein 
mit ber Königsfrone gezierter Ritterheim; 
Schildhalter find ein ſchwarzer Löwe und 
ein golbner Hirſch. Eine Bandſchleife 
unter dem Schild zeigt die Devife: »Furcht⸗ 
108 und trewe. Die Landesfarben find Rot 
und Schwarz. 

Bol. Mod, Staatsrecht des König 
reich? W. (2. Aufl. 1840); Fricker, Der: 
faffungsurfunde für das Königreich W. 
(1865); »Das Königreich W.e, heraus 
— vom königl. atiftifeh-topographifcen 

ureau (1863); Staiger, Geſchichte 
Württembergs (1875); Pleibel, Hand: 
buch der Baterlandöfunde (2. Aufl. 1877). 
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Zählung des Hauſes, ſ. Abftim: 
m Bablungsbefeßl, f. Gericht 

ablung „ſ. Gericht. 
— Dorf im bad. Kreis Frei: 
burg, bei welddem ſich die Ruinen bes 
alten Stammfchloffes der Herzöge von 3. 
(Zähringer) befinden. Das großher: 


zogliche Haus Baden (f. d.) ſtammt aus 
dem Geſchlecht der FR von 3. (Schwa- 
ben), indem der Herzogßtitel ſpaͤter mit 
bem eines Marfgrafen von Baden ver 
taufcht ward; doch führen der Großherzog 
und bie Bringen des großherzoglichen Hau: 
ſes noch jet den Titel » Herzog von F.« 


Zanzibar 


un ſ. Sanfibar. 
sr (ruſſ., franz. Schreibweife Czar 
oder Tsar, v. lat. Caesar), Herrjchertitel 
bei ben öftlihen Slawen (Bulgaren, 
Serben, Ruffen). Der Großfürft Wla⸗ 
dimir II. von Rußland (1113—25) war 
ber erfte, welcher den Titel 3. annahm, 
ben feit Iwans IL Krönung (1547) alle 
ruſſiſchen Herricher führten. Peter L ver: 
taufchte ihn 1712 mit dem Titel > Kaifer«; 
doch führen die Kaifer von Rußland noch 
jeßt von einzelnen Teilen des Reichs (Ka- 
fan, Aſtrachan, Sibirien, Tauriſche Cher- 
jones) den Titel 3., wie Alerander L 1815 
den eines Zaren von Polen annahın. Die 
Gemahlin des Zaren hieß Zariza und 
der Thronfolger Za rewitſch, jebt Ceſa⸗ 
rewitſch, feine Gemahlin Ceſarewna. 
ellenfyflen, j. Freiheitsſtrafe. 

enfur (lat.), Prüfung, Prüfungs- 
zeugnis. Die fogen. Büderzenfur, 
d. h. die polizeiliche Einrihtung, wonach 
ale Bücher und fonftigen Drudfachen, 
ingbefondere auch Zeitungen, vor ihrem 
Erſcheinen von einem flaatli dazu bes 
rufenen Zenfor geprüft werden mußten 
und nur nach beifen Zuflimmung ver⸗ 
öffentlicht werden durften, ift jet ın ben 
meiften Staaten ber Breffreiheitgewichen. 
Die Einführung der 3. erfolgte zumeift 
auf Anordnung der Päpſte und wurde 
auch in Deutichland zuerft von den kirch⸗ 
lihen Behörden gehandhabt, big fie dann 
auf ſtaatliche Organe überging und im 
18. Jahrh. faft in allen beuffchen Ländern 
beftand. Die deutiche Bundesakte (Art.18) 
fiherte zwar eine einheitliche Geſetzgebung 
über bie Breffe zu, welche auf dem Grund⸗ 
aß ber Preßfreiheit beruhen follte; allein 
ein Bundesbeichluß vom 20. Sept. 1819 
hielt für alle Zeitungen, Zeitjchriften und 
Bücher Dia zu 20 Bogen bie 3. aufrecht, 
bis durch Bundesbeihluß vom 3. März 
1848 die 3. definitiv befeitigt und bie 
Preßfreigeit proffamiert ward. Andre 
Staaten, wie England (1694), Schweden 
(1809), Dänemark (1770) und Frankreich 
en , 101° Au — mit der Ab⸗ 
affung der on früher vorgegangen. 
In Rußland beſteht die Bücherzenſur noch 
jetzt. Die Theaterzenſur wird noch in 

den meiſten Staaten gehandhabt. 
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Zen ſus Ciat. Census), im alten Rom die 
in der Regel alle fünf Jahre vorgenommene 
Schätzung ber römiſchen Bürger, baber 
man denn auch heutzutage von einem 3. 
ſpricht, infofern gewiſſe politifche Rechte 
an den Nachweis eines beftimmten Ber: 
mögens geknüpft find, wie fih 3.8. in 
Preußen dad Wahlrecht zum Abgeord- 
netenhaus nad einem gewillen 3. be 
ftimmt, der nady der Steuer firiert ift. 
Auch verfteht man unter 3. zuweilen eine 
Volkszählun 

Zentuer (v. lat. centum, »hundert«), 
in Deutjchland, der Schweiz und Däne- 
mark ein Handelsgewicht meift von 100 
Pfd. Der deutfche Zollzentner hat jett 50 
en Ein 3. (oder 100 Pd.) neuen beut- 
ſchen Hanbelsgewichts ift gleich 106.9 Pfd. 
alten Gewichts in Preußen, 89,286 Pid. in 
Bayern, 89,38 Pd. in Ofterreich und 107 
Pfd. 3 Eot 1,3 Duentchen in Sachſen. 

Bentral (lat.), im Mittelpunkt befind- 
lich, nad dem Mittelpunft hinwirkend; 
daher z. B. Zentralbehörde, diejenige 
Behörde, von der eine größere Anzahl von 
Behörden reſſortiert, welche bie einzelnen 
Zweige eine? Teils der Verwaltung zu 
befhäftigen haben; Zentralgewalt, 
das gemeinfame Organ einer bundesftaat- 
lihen Bereinigung mehrerer Staatskör⸗ 
per. Zentralifieren, auf einen be 
fimmten Mittelpunft binleiten, zufam- 
menfaffen, Tonzentrieren; Jentralifa= 
tion, dasjenige Syſtem der Staatöver- 
waltung, bei weldem alle Funktionen 
möglihit in einem Haupt⸗ und Mittel⸗ 
punft des Staatsganzen zulammengefaßt 
werben, alle Fäden thunlichſt in einer 
Hand zufammenlaufen und die ganze 
Staatsthätigfeit von einem Haupt aus 
geht, welches von einer Stelle aus das 
Ganze und das Einzelne leitet. Den Ge: 
genſatz bildet die Dezentralijation. 
Diefe nimmt für bie einzelnen Glieder, 
für bie einzelnen Teile des Staatöganzen 
eine möglichfteSelbftändigfeit in Anſpruch. 
Die größte Zentralifation fand in Frank⸗ 
reich unter Ludwig XIV. ftatt, welchem 
man nicht umfonft das befannte Wort in 
den Mund legt: »Der Staat bin ich!« 
Die viel erörterte Frage aber, welchem von 
beiden Syitemen der Vorzug zu geben ſei, 
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läßt ſich ſchlechterdings nicht mit Ya oder 
Nein beantworten; vielmehr ift ein ge⸗ 
fundes Staatsleben gerabe durch die Wech⸗ 
jelwirfung zwiſchen beiden Grundſätzen 
und durch eine harmonische Verbindung 
beider Syiteme bedingt. So ift in ber 
auswärtigen Politik Nierlich moglichſte 
Zentraliſation erforderlich; die Leitung 
der Staatsangelegenheiten, inſofern ſie 
ſich auf den Verkehr mit fremben Staaten 
beziehen, muß eine einheitliche fein. Das⸗ 
jelbe gilt von der Militärverwaltung. Es 
erhöht bie gefamte Streitkraft des Landes, 
wenn bie einzelnen Streitkräfte möglichit 
ineiner Hand fonzentriert find, wenn aud) 
eine Dezentralifation bei ber Zufammen- 
fegung der einzelnen Heereöförper unver: 
meiblich und notwendig ift. Auch auf bem 
Gebiet der Gejegebung wird das Ber: 
langen nach Zentralifation nicht mit Un⸗ 
recht ausgefprochen. Die Zerriſſenheit der 
beutfchen re welche jet von 
bem neuen Reich mühſam beſeitigt wird, 
ift auf die frühere Dezentralifation zu⸗ 
rüdzuführen, welche fait jedem Dorf, jeder 
Stadt, jeder Genoflenfchaft, jedem Terri⸗ 
torium und jedem Landesteil ein beſon⸗ 
deres Recht ſchuf. Gleichwohl darf aber 
auch dag Prinzip ber geſetzgeberiſchen 
Uniformität nicht auf die Spite getrieben 
werden. Denn eö gibt Stamineseigentüm⸗ 
lichkeiten, geographiſche Eigenartigfeiten, 
befondere Lebensbebürfniffe einzelner Be: 
rufsklaſſen ꝛc., welche befondere Berüd- 
fihtigung verdienen. Vorzugsweiſe aber 
find es das Gebiet ber innern Verwaltung, 
das Gebiet der Polizei und ber Kultur: 
pflege, welche ber Dezentralifation ein 
geeignetes Feld barbieten. Hier ift denn 
auch bie moderne Geſetzgebung bemüht, 
bem Prinzip der Selbftverwaltung Rech⸗ 
nung au tragen, indem fie ftaatliche 
Funktionen auf die Gemeinden und auf 
bie Kommunalverbände überträgt, unbe: 
fchadet jedoch der einheitlichen Leitung des 
gefamten Staatsorganismus und info: 
fern wiederum zentralifierend (ſ. Selbſt⸗ 
verwaltung). 

Zentralamerifa (Mittelamerila), 
das fchmale Verbindungsland zwilchen 
Nordamerika und Südamerifa, umfaf- 
ſend die fünf Freiftanten Coftarica, Gua⸗ 


BZentralamerifa — Zentrum. 


temala, Honduras, Ricaraqua und San 
Salvabor (j. die betreffenden Artifen, 
melche früber einen Staatenbund bildeten, 
jetzt aber jerbfttnbige Staaten fird. Außer: 
dem gehören zu 3. Britiſch Honduras und 
Panams, letzteres ein Mitglied ber Ver: 
einiaten Staaten von Kolumbien (ſ. Ko: 
lumbien): 

Zentrum (lat. Centrum), in der yoli- 
tiſchen Sprache bie Geſamtheit derjenigen 
Mitglieder einer parlamentariſchen Kör⸗ 
perſchaft, welche eine mittlere Parteiftel- 
lung zwijchen der Rechten und ber Linfen 
einnehmen und dies auch äußerlich durch 
bie Wahl ihrer Pläte in ber Mitte (im 
Z.e) des Sitzungsſaals andeuten. Im 
deutſchen Reichstag und im preußiſchen 
Abgeordnetenhaus iſt es aur Zeit bie 
ultramontane ober Flerifale Partei, welche 
fi) diefen Namen beigelegt bat. Ange 
lich »für Wahrheit, Freiheit und Rechte 
wirkend, bat die Sentrumsfraftion mit 

toßer Zähigfeit und Energie den Kampf 
ür die päpſtliche Machtftelung und für 
bie möglichfte Freiheit der katholiſchen 
Kirche gegenüber ber ſtaatlichen Autorität 
aufgenommen. Zur Erreichung biefes 
Zwecks bat fich die Flerifale Partei mit 
altpreufifchen Liberalen, wie ben beiden 
Reichenfperger und dem inzwiichen ver: 
ftorbenen Mallinckrodt, mit verfchiebenen 
Geiftlihen, wie mit bem Biſchof v. Ket: 
teler, Domfapitular Moufang, Pfarrer 
MWeftermayer u. a., mit hannöverſchen 
Partikulariſten, Windthorſt an der Spike, 
mit bayrifchen Partifulariiten, wie Jörg, 
mit unzufriedenen Beamten, mie mit dem 
in feinem Ehrgeiz gekränkten Savignt, 
zufammengethban; auch proteftantiice 
Welfen und Polen hielten fi) zum 2. 
Dur ihr Eintreten für die vermeint: 
lichen Rechte der Kirche gewann bie Par⸗ 
tei in dem Tatholifhen Adel zahlreiche 
Anhänger, nicht minder aber auch im 
Volk durch demagogiſche Umtriebe, durch 
den Einfluß der Geiſtlichkeit und durch 
ihre von den Iogen. Hetzkaplänen redi⸗ 
gierte Preſſe. Solange ber Fürft Bis⸗ 
marck eine liberale Politik verfolgte und 
mit der nationalliberalen Partei zuſam⸗ 
men an dem geſetzgeberiſchen Ausbau des 
neuen Reichs arbeitete, verhielt ſich dat 


Zentrum. 


3. der Reichöregierung gegenüber ent- 
ſchie den oppojitionell, fo zwar, daß man 
bie Anhänger besjelben fchlechthin als 
Reichsfeinde bezeichnete. Aber unbeküm⸗ 
mert und unentwegt bielt die Partei in 
bem fogen. Kulturfampf aus, ermutigt 
durch die Kurie in Rom und durch bie 
Biſchöfe, und bei der Reichstagswahl vom 
10. Jan. 1874 ftieg die Zahl der Zen: 
trumöfraftion auf 91 Mitglieder. Bei 
den Wahlen für das preußiiche Abgeorb: 
netenbhaus 1876 und für den Reichstag 
zu Anfang 1877 behauptete das 3. 
dank einer vorzügliden Organifation 
feiner: Befitfland; ja, die nach den beiden 
Attentaten auf den beutfchen Kaiſer 1878 
erfolgte Auflöfung bes Reichstags und 
bie bamals von ber preußifchen Staatsre- 
gierung begünftigte Agitation gegen, bie 
ationalliberalen kamen zumeiftdem 3. zu 
gute, beffen Mitglieberzahl auf 103 ftieg. 
Hatte doch die ultramontane Partei, wenn 
es auf einen Wahlerfolg ankam, felbit ein 
Zuſammengehen mit den Sozialbemofra: 
ten nicht verfhmäht, wie in Mainz und 
im erften Münchener Wahltreis, wogegen 
fie umgekehrt in Offenbach und in Elber: 
feld Die Sozialdemokraten unterftüßt hatte. 
Dagegen brachte bie Seffion von 1879 
einen merkwürdigen Umſchwung in ber 
Taktik des Zentrums. Bereits im Som: 
mer _ bes vorhergehenden Jahre hatte ber 
päpftliche Nunzius Maſella mit Bismard 
in Kiffingen Verhandlungen angefnüpft, 
welche eine Beendigung des Kulturfampfs 
bezwedten unb welche allerdings zu Feiner 
Beilegung besfelben, wohl aber zu einer 
Annäherung geführt Hatten. Das Z. in 
der — auf einen günſtigen Ab⸗ 
ſchluß der Verhandlungen, lieh nunmehr 
dem Fürſten Btömard jeine Unterſtützung 
in der von dem Reichskanzler inaugurier: 
ten Schußzollpolitif und in ben Beftrebun: 
gen besjelben nach einer wirtfchaftlichen 
mgeftaltung ber deutſchen Verhältniſſe 
und ermöglichte jo das Zuſtandekommen 
des neuen Zolltarifd. Die Entlafjung 
Falks war der An bafür. Die Konfer: 
vativen aber ſtimmten ihrerfeitd dem 
Frandenfteinfchen Antrag (des Zentrums) 
u, wonach derjenige Ertrag ber Zölle und 
er Tabakſteuer, welcher die Summe von 
Staatslexiton. 
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130 Mil. Mf. in einen Jahr überftei- 
gen würbe, ben einzelnen Bunbesjtan- 
ten nad) Maßgabe der Bevölkerung, mit 
welcher fie zu den Matrikularbeiträgen 
herangezogen würden, zu überiweifen jet, 
und fofamen das Tabakſteuergeſetz und der 
Zolltarif ohne und gegen die Stimmen der 
Nationalliberalen, welche nun entbehrlich 
geworden waren, zuſtande. Die klerikal⸗ 
konſervative Koalition war ſchon zuvor 
Durch die Wahl des Freiherrn v. Francken⸗ 
ftein zum erften Vizepräfibenten des Reichs⸗ 
tags befiegelt worden, während man bis 
dabin bas 3. als reichsfeindlich von den 
Präfidentenfiten ſchlechthin ausgeſchloſ⸗ 
ſen hatte. Bei den Neuwahlen zum Abge⸗ 
ordnetenhaus im Herbſt 1879 rüſtete ſich 
das Z. mit beſonderm Eifer, um auch im 
Abgeordnetenhaus die Liberalen im Ver⸗ 
ein mit den Konſervativen aus dem Feld 
zu ſchlagen und bie Regierung zur Zus 
rüdnahme ber Maigeſetze zu zwingen. 
Durch bie Unterftügung der Konfervati- 
ven und durch bie Konnivenz ber Regie- 
rung gelang es benn aud) dem Z. die Zahl 
feiner Site im preußifchen Abgeordneten⸗ 
haus bis auf 95 zu bringen. Inzwiſchen 
hatten aber bie im Herbft 1879 wieder 
aufgenommenen Verhandlungen mit ber 
Kurie, bie damals durch den Kardinal 
Sacobini vertreten war, wieberum zu 
feinem Nefultat geführt. Das 3., welches 
fih für feine guten Dienfte in ber Zoll: 
und Steuerfrage jchledht belohnt fah, 
fehrte Daher zu ber frübern oppofitionellen 
Stellung gegen die Regierung zurüd, was 
dem Fürften Bismard Veranlaflung gab, 
in ber Reihetagefibun vom 8.Mai 1 
bem 3. ben Fehdehandſchuh hinzuwerfen 
und die übrigen Parteien aufzufordern, 
ihm gegen das 3, beizuftehen. Auch in 
der Nachſeſſion des preußiichen Abgeord- 
netenbaufes im Sommer 1880 verhielt 
ſich das 3. ber Negierung gegenüber nad) 
wie vor oppofitionell, indem es fogar ge⸗ 
en das entgegenfommende Puttkamer⸗ 
—* Geſetz ſtimmte, welches der Staats⸗ 
regierung bei Handhabung der kirchenpo⸗ 
litiſchen Geſetze eine —8 bisfretionäre 
Gewalt einräumt. Die »würdige Zurück⸗ 
haltunge, welche die Diitglieber bes Zen 
trums bei ber Kölner Dombaufeier im 
40 
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erbft 1880 beobachteten, hatte zudem 
ine Derflimmung bes Fürften Bismard 
und eined Teil der Konfervativen bem 
3. gegenüber zur folge, und fo kam e8, 
baß das 3, im preußilchen Abgeordneten⸗ 
baus bei ber Wahl des Präfidbiums aus- 
geſchloſſen ward. In der Reichstagsſeſſion 
von 1881 dagegen wurde der Freiherr 
v. Frandenſtein dank einer konſervativ⸗ 
klerikalen Allianz wieder zum erſten Vize⸗ 
prãſidenten gewählt, und das 3. nahm in 
ber ganzen Seſſion eine zumartenbe Hal- 
ung ein, indem bie Mitglieder besfelben 
e3 klüglich vermieden, ſich für oder gegen 
bie Reformpläne de Fürſten Bigmard in 
entichiedener Weile zu engagieren. Der er- 
klärte Führer bed Zentrums ift der Ichlanfer- 
tige Ludwig Windthorft(Wahlfreis: Mep⸗ 
pen, baber »die Perle von Meppen«), geb. 
17. San. 1812, dannöverfcher Staatsmi- 
nifter a.D. zuletzt Kronoberanwalt in&elle. 
Unterben hervorragendern Mitgliedern ber 
Traktion find indbefonbere Graf v. Balle⸗ 
ftrem, Freiherr zu Srandenftein, Freiherr 
v. Heereman⸗Zuydwyk, Freiherr v. Hert- 
ling, Majunke, Moufang, die beiden Rei- 
chenſperger, Freiherr v. Schorlemer:Alft, 
Weſtermayer u. ber Freiherr v. Zu-Rhein 
zu nennen. Das offizielle Drgan ber Partei 
iſtdie von Majunke vebigierte» Germanias, 
feit 1. San. 1871 im Berlin erfcheinenb. 
Zeremonie (franz.), Inbegriff der 
bei gewillen feierlichen Handlungen zu 
beobachtenden Törmlichfeiten und Ge- 
bräuche (Zeremonien). Hierher gehört 
namentlich das Staats und Hofzere⸗ 
moniell, welches für Staatshandlungen 
und für das Hofleben maßgebend iſt. 
Völkerrechtliches Z. wird das im Ver⸗ 
kehr der Staatsregierungen untereinan⸗ 
ber übliche Z. genannt. Zeremonien— 
meifter, Beamter, welcher über Beob⸗ 
achtung des Zeremoniells bei Hof zu 
wachen bat. Zeremonialien, diejeni- 
gen Angelegenheiten, welche ſich auf das 
3. beziehen. Vgl. Seezeremoniell. 
Zerſchlagnug, |. Dismembrieren. 
De ‚1. Bank. 
enge (lat. Testis), eine bei einer 
Rechts ſache unbeteiligte Perſon, melde 
über Wahrnehmungen, die ſie gemacht, 
ausſagen (deponieren) ol, Erfolgt die Zu: 
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giehung von Zeugen zum Zweck ber Beur: 
undung eine? Rechtsakts 3.3. bei einer 
Teitamentserrichtung, fo ſpricht man vor. 
Anfteuments: oder Solennitäts 
zeugen. Soll dagegen dem Richter über 
zweifelhafte Thatfachen durch Zeugenver: 
nehmung Gewißbeit verihafft werden, io 
werden die Zeugen Beweiszeugen ge 
nannt. In Anjehung der Beweistraft ber 
Zeugenausfagen unterichied die bisherige 
gemeinrechtliche Prozeßtheorie zwiſchen 
völligglaubwürdtgen(flaffiichen) 
und unglaubwürdigen Zeugen. Man 
bezeichnete nämlich gewiſſe Perjonen als 
ſchlechthin unfähig zur Ablegung eines 
Zeugniſſes (testes naturaliter inhabi- 
les), weil ihnen bie Häbigfeit yur Wahr: 
nehmung oder zur Mitteilung des Wahr: 
enommenen fehle, wie Kinder, Wahn: 
innige, Stumme, Blinde und Taube. 
Am Gegenfat F biefen wurben biejenigen 
Perfonen, welde zwar an und für ſich 
nit unfühig waren, die Wahrheit auszu⸗ 
fagen, bei denen es jedoch ungewib war, 
ob fie die Wahrheit fagen wuͤrden, alö 
verbädtige Zeugen (testes suspecti 
per se) bezeichnet, wie 3.3. Meineibige 
und Unmündige. Endlich kam noch die 
Kategorie derjenigen Zeugen hinzu, welche 
nur in bezug eine beftimmte Rechts: 
fache als verdächtig erfchienen, fei es, weil 
fie ein eignes Intereſſe an der Sache hat: 
ten, ſei e& wegen Verwandtſchaft, wegen 
eines befondern Pflichtverhältnifies, wegen 
Treundfchaft oder Feindſchaft zu einer Par- 
tei. Zu ben verbächtigen (nicht völlig glaub⸗ 
würdigen, nicht einrebefreien) Zeugen in 
diefem Sinn gehörten namentlih Ehe 
atten und Verlobte. Die neue deutſche 
uftizggefeßgebung hat jedoch die ſen Stand 
punkt aufgegeben. Sie gibt die Beurtei⸗ 
lung ber Glaubwürdigkeit eines Zeugen le 
biglich dem richterlichen Ermeſſen anheim. 
Dabei ift im Prinzip die Zeugnis: 
pflicht al8 allgemeine und erzwingbare 
Bürgerpfliht anerkannt. Folgende Per: 
ſonen können jebod das Zeugnis ver: 
weigern: ber Verlobte einer Partei unt 
im Strafprogeß der Verlobte bes Beſchul 
digten; der Ehegatte einer Partei oder bed 
Beichuldigten; derjenige, welcher mit einer 
Partei oder mit dem Angefchuldigten in 


Zeuge. 


geraber Linie verwandt, verſchwägert ober 
durch Adoption verbunden ober in ber 
Seitenlinie bis zum britten Grab ver: 
wandt ober bis zum zweiten Grad ver- 
ſchwägert iſt; Geiſtliche in Anſehung des⸗ 
jenigen, was ihnen bei ber Ausübung ber 
Seelforge anvertraut ift. In bürgerlichen 
Rechtäftreitigkeiten find außerdem zur Ber: 
weigerung des Zeugniſſes Perſonen berech⸗ 
tigt, we 
oder Gewerbes Thatſachen anvertraut ſind, 
deren Geheimhaltung durch die Natur der⸗ 
ſelben oder durch ge vige Vor ſchrift ge⸗ 
boten iſt, in beine ber Thatfachen, auf 
welche fich Die Berpflichtung zur Berfchwie: 
genheit bezieht. Außerdem kann in einem 
Zivilprozeß ber Z. das Zeugnis verweigern 
über Fragen, beren Beantwortung dem 
Zeugen „der einem feiner Angehörigen 
einen unmittelbaren vermögensrechtlichen 
Schaden verurfachen, oder deren Beant- 
wortung ihm oder einem feiner Ange- 
hörigen zur Unehre gereichen ober bie Ge- 
fahr ſtrafrechtlicher Berfolgung zuziehen, 
ober über Tragen, welche ber 5, nicht 
würde beantworten fünnen, ohne ein 
Kunft= oder Gewerbegeheimnis zu offen- 
baren. Für den Strafprozeß find ferner 
ber DBerteidiger des Angeſchuldigten in 
Anfehung desjenigen, was ibm in biefer 
Cigenioft, und ebenfo Rechtsanwalte 
und Arzte in Anfehung besjenigen, was 
ihnen bei Ausübung ihres Berufs ander: 
traut ift, zur Verweigerung des Zeugniſſes 
berechtigt. Diefelben dürfen jedoch das 
Zeugnis HER verweigern, wenn fie pon 
der Verpflichtung zur Verfchwiegenheit 
entbunden find. Endlich kann im Straf: 
progeß jeder 3. die Ausfunft auf ſolche 
Tragen verweigern, beren Beantwortung 
ihm ſelbſt ober einem feiner Angehörigen 
die Gefahr ftrafgerichtlicher Verfolgung 
zuzieben würde. 

Eine weitere Ausnahme von der all- 
gemeinen Zeugnispfliht (Zeugnis: 

wang) wollte ber Reichstag zu gun: 

en bes Redakteurs, des Verlegers, bes 
Druders und des Hilfsperſonals der Preſſe 
für firafrechtliche Unterſuchungen ſtatuie⸗ 
ten, in welchen ber Rebafteur einer perio⸗ 
difchen Druckſchrift wegen einer barin ab⸗ 
gedruckten Zufchrift ftrafrechtlich verfolgt 
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werben könnte. Dies fcheiterte jedoch an 
dem Widerfpruch ber Bunbesregierungen. 
Dabei ıft jedoch zu berüdfichtigen, daß 
nad 5 54 der Strafprogeßordnnung jeder 
3. die Ausfunft auf ſolche Kragen ver: 
weigern Tann, beren Beantwortung ihn 
bie Gefahr ftrafrechtlicher Verfolgung zu⸗ 
ziehen würde. Nach dem Neihöprekaciet 
S 20) ift nun für Handlungen, deren 
trafbarfeit burch ben Anhalt einer pe 
riodifhen Drudichrift begründet wird, 
ber verantwortliche Redakteur als Thäter 
u beftrafen, wenn nicht durch befondere 
mflände bie Annahme feiner Thäter: 
ſchaft ausgefchloffen wird. Nach jenem 
allgemeinen Grundſatz kann alfo der Re⸗ 
dakteur das Zeugnis'berweigern, wenn es 
fih darum handelt, durch feine Verneh- 
mung zu ermitteln, wer eine in ber frag⸗ 
lien Druckſchrift veröffentlichte Zujchrift 

eingefandt habe. 
ie Zeugenvernehmung felbft be 
innt damit, baß der 3. über Vor= und 
lnamen. Alter, Religionsbefenntnis, 
Stand ober Gewerbe und Wohnort be- 
fragt wird. Erforderlichen Falls find ihm 
sagen über folche Umſtände, welche feine 
Lau brvürbigfeit in ber vorliegenden Sache 
betreffen, insbeſondere über feineBeziehun: 
gen zu den Parteien, im Strafprozeß zu 
dem Bejchuldigten oder et vor: 
zulegen. Der Regel nad) tft jeder 3. vor 
der Vernehmung mit bem Jeugeneid 
zu belegen; -doch kann die Beeidigung aud) 
aus befonbern, Gründen, namentlich wenn 
Bebenfen gegen ihre Zuläffigfeit obwalten, 
bis nah Abſchluß ber Bernehmung aus⸗ 
geſetzt bleiben. Der Zeugeneid geht dahin, 
»daß ber Z. nach beitem Wiſſen bie reine 
Wahrheit jagen (gefagt), nichts verſchwei⸗ 
gen (verfchiwiegen) und nichts hinzuſetzen 
werbe (binzugefeßt habe)«e. Unbeeidigt 
find zu vernehmen: Perſonen, welche zur 
Zeit der Vernehmung das 16. Lebensjahr 
noch nicht vollendet oder wegen mangeln- 
der Verſtandesreife oder wegen Verftanbes- 
Ihwäche von dem Wefen und der Bedeu⸗ 
tung des Eides feine genügende Vorftel- 
lung haben; die wegen Meineids Verur: 
teilten; Perfonen, welche Hinfichtlich der 
den Gegenftand einer ftrafrechtlichen Un: 
terfuchung bildenden That als Teilnehmer, 
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Begünftiger ober Hehler verbächtig ober 
bereit& verurteilt find; Perſonen, welche 
bei dem Ausgang eines Rechtsſtreits un- 
mittelbar beteiligt find; endlich in bürger- 
lichen Rechtöftreitigfeiten bie meiften Per⸗ 
fonen, welche das Zeugnis an und für fich 
verweigern könnten, von biefer Befugnis 
aber feinen Gebrauch gemacht haben. Die 
Entfhäbigung, welche Zeugen für die zu 
ihrer Vernehmung erforberliche Zeitver- 
fäumnis zu beanfpruchen haben, iſt durch 
Reichegeſetz normiert. Bol. bie Gebühren: 
ordnung für zeugen und Sachverfländige 
vom 30. Junt 1878 (Reichsgejehblatt, ©. 
173 APL Deutihe Strafprogeßorbnnung, 
85 48 ff.; Zivilprogegorbnung, $$ 338 ff. ; 

.B. Oppenheim, Die Preſſe und ber 

ugniszwang (in ber »Gegenwarte 1877, 
(178), Dochow, Der Zeugniszwang 

080). 

Zinſen, Vergütung für die Benutzung 
eines einem andern angehörigen eger 
den (Miet-, Pachtzins) oder umlau⸗ 
fenden, zumal Geldkapitals (Interef: 
fen, 3. imengern Sinn). Der Maßſtab, 
nach welchen die 3. eines Kapitals berech- 
net werden, beißt Zinsfuß, der gewöhn⸗ 
li in Prozenten ausgebrüdt wird, und 
beifen Höhe, mit Rüdficht auf den Grab 
ber Sicherheit, Angebot und Nachfrage 
beflimmen. VBertragsmäßige 3. (Kon: 
ventionalzinfen) find nad Aufhebung 
ber Zudergefee rüdfichtlich ber ar an 
feine Beichräntung gebunden; body ijt das 
Nehmen von — (Anato⸗ 
zis mu 9), abgeſehen vom Handelsverkehr, 
regelmäßig noch unterſagt. Geſetzliche 

(Legalzinſen), insbeſondere Ver⸗ 
zuge inten, find entweber im Geſetz aus: 

rücklich firiert, jo die handelsrechtlichen 

6 Proz., oder e8 werben landesübliche 
3., meift 5 Proz., berechnet. 

insleifte, |. Koupon. 

insrente, ſ. Rente. 

inswucher, |. Wucher. 

irkularuoie, f. Rote. 

irfulieren (lat.), im Umlauf befinb- 
io lin, ein namentlich von einem Rund⸗ 
erlag (Zirkular) gebräuchlider Aus: 
druck; Birfulardepefde, eine diplo⸗ 
matifche Mitteilung Zirfularnote)an 
bie fämtlichen Regierungen oder body an 
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einen Teil berfelben, bei weldden ein Ka 
binett vertreten ift. 

Sitieren (Tat.), laden; Zitation, Pa: 
bung, namentlich gerichtliche Sabun): 
Ediktalzitation, Ladung in öffentli- 
hen Blättern und durch öffentlichen An: 
ſchlag; Realzitation, Vorführung bei 
aufmänbfiche oder fchriftliche Ladung nicht 
erigienenen bor bie zufländige Behörke. 

Zivil (Iat.), ven Bürgerftand betreffend, 
bürgerlich, im Gegenſatz zu militärife, 
baber man von bem Z. der Geſamtheit 
ber Ziviliften, db. b. der Angehörigen 
bes Bürgerftands (iniiften b8), ım 
Gegenſaß zum Militär, von Zivilbe: 
amten, Sivnilgerihtsbarfeit, Zi— 
vilingenieuren, Zivilgouverneu: 
ren ac. im Gegenjaß Ex ilttärbeam: 
ten, Militärgericht2barfeit, Militäringe: 
nieuren ober Ingenienroffizieren, Mili: 
tärgouverneuten zu fprechen pflegt, vom 
Zivilfabinett des Monarchen im Ce 
genſatz zum Militärkabinett, von ber Zi: 
viluniform im Gegenfaß zur militäti: 
[hen Uniform x. Ziviletat ift derjenige 
Teil des Budgets, welcher ben Staat: 
Haushalt, abgefeben von den Militäraud: 
gaben und von ber Hofbaltung bes Mon: 
archen, anbetrifft; ihm ftehen bie Zivil: 
Lifte (. d.)unb der Militäretat gegenüber. 
Endlich gebraucht man ben Ausdrud ;. 
auch im Gegenſatz zu kriminal, daher Zi: 
vilrecht d.) im Gegenſatz zum Kri⸗ 
minalrecht, Zidilpe oze ß (f. b.) im Ge⸗ 

enfah zum Kriminal- oder Strafprozef. 
Kivı fammer, Zivilſen at, diejenigen 
Abteilungen eines Kollegialgerichts, welche 
in bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten zu ent: 
ſcheiden haben (ſ. Gericht). — In einem 
andern Sinn iſt ber Außdrud z. gleich 
bedeutend mit human, gebildet, billig, da⸗ 
ber man von zivilifieren in bem Simn 
bon bilden und von Zivilifation gleid- 
bebeutend mit Kultur fpricht und unter 
zwilifierten Staaten die Kulturſtaaten 
verſteht 


inilbergung, |. Bergelohn. 
Silk ſ. Ehe. 

isilfifte, bie gefetlich beſtimmte Jah 
resrente, weldhe ein Monarch zu feinem 
ftandesgemäßen Unterhalt, namentlid 
auch zur Beftreitung ber often feiner Hof 
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haltung, bezieht. Dieſelbe iſt entweder für 
alle Zeiten — oder ſie wird auf die 
Lebenszeit des Fürſten oder auf eine jewei⸗ 
lige Finanzperiode mit den Ständen ver⸗ 
einbart. Ohne Bewilligung der Stände 
iſt eine —— derſelben nicht zuläſſig. 
Zivil prozeß(lat.), Inbegriff der Rechts⸗ 
grundjäge über das Verfahren, um bür- 
gerliche Rechtsanſprüche zur gerichtlichen 
Anertennung und zur rechtlichen Wirk: 
famfeit zu bringen (Bivilprogeßreit, 
Zivilprozeptheorte); dann dies Ver: 
jahren jelbit im allgemeinen (Berfahren 
in bürgerlihen Rechtsſtreitigkei— 
ten, Prozeßverfahren) oder in einem 
einzelnen gegebenen Tall, d. D. in einem 
beftimmten bürgerlichen Rechtsitreit; Zi⸗ 
vilprozefordnung, ausführliches Ge⸗ 
jeß, wodurch bas gerichtliche Verfahren in 
bürgerlichen NRechtsitreitigfeiten geordnet 
it. Den Gegenfa zum 3. bildet zur 
nächſt der Straf- oder Kriminal: 
prozeß, und diefer Gegenfaß beruht in 
folgendem: Es ift die Hauptaufgabe des 
Staats, die Angehörigen bes letztern in 
ihren Rechten zu ſchützen. Zu biefem 
Zweck muß einmal bie geſetzgebende Ge: 
walt des Staats hatig ſein, welche die 
Rechte und Pflichten der Einzelnen im 
Verhältnis zu einander und im Verhält⸗ 
nis zur Sehamtheit feftftellt und regelt. 
Es muß aber auch außerdem bafür Sorge 
etragen werben, daß jebe Verletzung ber 
eftehenden Rechtsordnung möglichft ver- 
mieden und daß ber Rechtszuſtand bes 
Staats und feiner Angehörigen thunlichft 
aufrecht erhalten werde. Sede Rechts⸗ 
verletzung charakteriſiert ſich als ein re: 
latives oder als ein abſolutes Unrecht, 
d. h. fie erſcheint als Rechtsverletzung, 
weil fie das beſonders begründete Recht 
eines Einzelnen nicht reſpektiert, oder fie 
erſcheint an und für ſich als eine Ver: 
letzung ber ſtaatlichen Rechtsordnung über- 
haupt, als eine widerrechtliche Erhebung 
des Einzelwillens über den ſtaatlichen Ge: 
jamtwillen, als ein ftrafbares Unrecht. 
Der Schuldner, welcher mir eine Summe 
Geldes, bie er mit aus einem Rechtsge⸗ 
ſchaft das ich mit ihm abſchloß, ſchuldet, 
nicht rechtzeitig gewährt, verlegt meine pri⸗ 
patrechtöiphäre, und es ift meinem Ermei- 
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jen anheimgeftellt, ob ich ihn deshalb ver⸗ 
agen und zur Erfüllung feiner Verbind⸗ 
lichkeit anhalten will oder nicht. Der Dieb 
Dagegen, welcher mir eine Summe Geldes 
entwendet, verlegt dadurch die ftantliche 
Rechtsordnung überhaupt, und ebenda⸗ 
rum läßt der Staat zur Sühne des be- 
gan enen Unrechts und zur Sanktion und 
iederherſtellung ber verlegten Rechts⸗ 
ordnung bie Beitrafung bed Verbrechers 
eintreten. Der Strafrichter bat es alſo 
mit ber Unterfuchung von Verbrechen zu 
thun, während der Zivilrichter oder Pro: 
gebeichter über Privatanfprüche im bürger: 
ichen PBrozeßverfahren rechtlich Entſchei⸗ 
bung fällt. Aber bamit allein ift dag Se- 
biet des Zivilprozeſſes noch nicht völlig aen 
gegrengt Es ift vielmehr dem Nveitigb- 
erichtöverfahren auch noch dasjenige Ge⸗ 
biet der Rechtspflege entgegenqufiellen, auf 
welchen zwiſchen ben beteiligten Perſo⸗ 
nen ein Streit nicht obialtet, und in dem 
bie richterliche ehätigteit mehr aus dem 
Grund eintritt, um Rechte zu fihern und 
Rechtsverhältniſſe Elarzuftellen und zu 
Ihöken. Es ift Died das Gebiet ber ſogen. 
reiwilligen Gerihtsbarfeit, wo: 
bin z. B. das gerichtliche Hypothefenwefen, 
das Grundbuchweien, die Berlautbarung 
gewiſſer vertrhge, das Vormundichafts- 
weſen u. dgl. gebören. Endlich tft aber ber 
Umitand, daß im 3. nur Privatrechts- 
fragen zum Austrag und zur Entjcheidung 
fommen, aud um deswillen zu betonen, 
weil hierin der Unterſchied zwiſchen der ſtrei⸗ 
tigen Rechtspflege und der ſogen. Ver wal⸗ 
tungsredhtspflege begründet ill. Ge: 
genftand bes Zivilprozeffes können nämlich 
nur Privatrechtsjachen fein, b. h. Rechts⸗ 
anfprüche, bei welchen ein öffentliches In⸗ 
terelie nicht konkurtiert, bie vielmehr dem 
Gebiet des bürgerlichen Rechts (Zivil- 
rechts) entnommen find, auf welchem ber 
Einzelne feinen Mitmenfchen ald Einzel: 
nen gegenüberfteht, Kommen dagegen auf 
dem Gebiet des öfientlichen Rechts, bei 
welchen e8 fich um die Intereſſen ber Ge⸗ 
famtheit des Staats ober ftaatlicher Kor: 
porationen handelt, und in melden mit 
nur Rechts, fondern auch Zwedmäßig⸗ 
feitöftagen in Unbetracht fommen, Steel 
tigfeiten vor fo haben bie Verwaltungs: 


630 


behörben zu entfcheiben, fo 3. B. über bie 
Anlegung und Denuting einer öffent: 
lihen Straße u. dgl. Zu beachten ift je 
bo, daß ausnahmsweiſe aus Zweck⸗ 
mãßigleitsgründen mitunter auch gewiſſe 
Privatrechtsſtreitigkeiten vor bie Verwal⸗ 
tungsbehörden verwieſen find, wie z. B. 
Gewerbeſtreitigkeiten zwiſchen Lehrherren 
und Lehrlingen, Geſindeſtreitigkeiten zc. 
Es find dies die fogen. Verwaltungsrechts⸗ 
ftreitigfeiten im engern Sinn (fogen. 
Verwaltungs- ober Abminiftrativ: 
juftiz). Aber wenn auch nach bem bisher 
Ausgeführten das Privatrecht das eigent- 
liche Gebiet bed Zivilprozeſſes ift, jo er: 
fcheint doch auch bei folchen ftreitigen Pri⸗ 
vatrechtsſachen der Staat in gewiſſer Hin- 
fit als mitbeteiligt. Denn es ift mit 
einem geordneten Staatsweſen ſchlechter⸗ 
dings unverträglich, daß in derartigen 
Fallen der Verletzte auf feine Selbfthilfe 
angemwiefen wäre, welche einerſeits oft⸗ 
mals nicht ausreichend fein und anderſeits 
nicht felten zu weit gehen und ebendarum 
bie ſtaatliche Ordnung felbit gefährden 
würde. Darum gehören ſolche Anfprüche 
vor den von Staats wegen beitellten Ih 
ter, und darum müſſen auch bag Verfah⸗ 
ren, in welchem über derartige Anfprüche 
entfchieden wird, und bie Art und Weife, 
iwie auf Grund bes Richterfpruchs fchließ: 
lich die zwangsweiſe Geltendmachung bes 
Rechtsanſpruchs erfolgen ſoll, durch das 
Geſetz ein für allemal feſtgeſtellt ſein. 
Was aber nun die Rechtsgrundſätze 
über das Zivilprozeßverfahren ſpeziell ın 
Deutſchland anbetrifft, ſo war bis vor 
kurzem gerade auf dieſem wichtigen Gebiet, 
welches Die Rechtsverhaltniſſe jedes Einzel⸗ 
nen berührt, eine Rechtöeinheit durchaus 
nicht vorhanden. Es beftand vielmehr bis 
1. Oft. 1879 der Gegenfat zwiſchen ge⸗ 
meinem beutfhen 3. und bem par: 
tilulären ober befonbern 2. einzel- 
ner deutfcher Staaten. Grunblage des ge- 
meinen beutfchen Zivilprozeſſes, der früher 
in Deutfchland allgemein üblich war und 
auf gemeinrechtlihen Quellen beruhte, 
waren da römifche und das kanoniſche 
Recht. An die Stelle des einheimifchen 
mündlichen Verfahrens vor Schöffen aus 
dem Laienftand trat nämlich vom 13. 


Zivilprogeß (das deutſche Verfahren). 
N ab allmählich der bei ven geiſtlichen 


richten ausgebilbete fchriftliche J., und 
die Rechtfprechung gelangte mehr und mehr 
in bie Sönke rechtögelehrter Richter, durch 
beren Einfluß und Einwirkung die frem: 
den Brogeßnormen noch ſchneller und leich⸗ 
ter als das fremde Privatredht in Deutfc- 
land Eingang fanden. Zur Vollendung 
aber kam bie Prozeßverfahren durch bie 
Anwendung und weitere Ausbildung bei 
den Reichögerichten, bis endlich bie Reiches⸗ 
geſetzgebung biefen durch bie Praris ge 
regelten Prozeßzuſtand fanktionierte und 
verſchiedene auf den 3. bezünliche Reiche: 
gefete, wenn auch Feine vollſtändige Reichs 
zivilprogeßorbnung binzufügte, fo na- 
mentli: bie Reichöfammergerichtsord- 
nung von 1495, zulett erneuert und ver: 
vollftänbigt 1555, den Deputationzabfchiet 
von 1600 und ben jüngften Reichsabſchied 
von 1654. Diefe Geſetze hatten jedoch zu: 
nächſt nur das Verfahren bei den Reichs⸗ 
gerichten zum Gegenftand. Bei den Lan: 
deögerichten bildete fih im Anfchluß an 
jenes Verfahren durch ber Gerichtöge 
brauch in den einzelnen Territorien der 
Landesprozeß aus, für welchen ber Reichs: 
prozeß als ſubſidiäre Rechtsquelle betrach⸗ 
tet wurde. Namentlich war unter dieſen 
Landesprozeſſen ber ſächſiſche 3. von 
befonberer Bebeutung. Die neuere Zeit 
brachte bann vielfach an Stelle der frühern 
einzelnen Gefebe über verfchiedene Teile 
des Prozeßrechts umfaſſende Zivilprozeß⸗ 
ordnungen, ſo namentlich in Preußen die 
allgemeine Gerichtsordnung von 179, mo: 
ran ſich dann Geſetze von 1833, 1846 und 
1849 über das Prozeßverfahren und über 
die Gerichtsorganiſation anſchloſſen; dann 
bie braunfſchweigiſche Prozeßordnung vom 
19. März 1850, die hannöverſche vom 
8. Nov. 1850, bie oldenburgifche vom 2. 
Kov. 1857, die badiſche vom 18. Min 
1864, die württembergifche vom 3. April 
1868 und die bayrifche von 1869, meld 
letzterd ſich im enuigen an das fran⸗ 
zoſiſche Prozeßrecht anlehnte. Überhaupt 
iſt das franzöſiſche Recht auf die moderne 
deutſche Zivilprozeßgeſetzgebung von be⸗ 
fonderm Einfluß geweſen, ja der franzoͤ⸗ 
fifche Code de procedure civile von1 
hatte ſich fogar in Rheinpreußen und in 
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Rheinhefien bis in bie meuefte Zeit in prak- 
tifcher Geltung behauptet. Dieje Zerriſſen⸗ 
Heit des Rectäguftands auf bem zivilpror 
zeflualifchen Gebiet hatte aber gm jur 
Zeit des vormaligen Deutſchen 
zu einem Selotu bes Bundestags Der: 
anlaflung gegeben, wonach in Hannover 
ein 1866 veröffentlichter zu einer 
allgemeinen beutjchen Bivilprogegorbnung 
ausgearbeitet ward. Allein die zu Hanno: 
ver tagende Kommiſſion war von 
nicht dnitbeſchidt worden, vielmehr wurbe 
in Berlin ein »Entwurf einer Brozekorb- 
nung in bürgerlichen Redtäfkteitigleiten 
für ben preußilcen©taat« aufgeftelt. Ra} 
ber inzwiſchen erfolgten Grünbung des 
Norbbeutfcen Bundes aber wurde anf 
Grund bes Art. 4 ber Bunbesverfaffung, 
welcher das gerichtliche Verfahren in ben 
Kompetenzfreiß ber Bunbeögejeßgebung 
Hineingog, unter Berüdfihtigung bes hanz 
növerichen unb bes preußtfchen ni uns 
der »>Entwurf einer Progeßorbnung in 
bürgerlichen Redtsfkreitigfeiten für ben 
Norddeuiſchen Bund« auögearbeiet, Nach 
ber Errichtung des neuen eutfgen Reiche 
beichToß enblich ber Bunbesrat behufß ber 
finitiver Seftftellung eines beutichen Zivil: 
prozeßentwurfs bie Einjegung einer aus 
zehm Mitglievern gebilbeten Kommilfich, 
welche ‚unter bem vorfig ded preubilhen 
Suftigminifters ‚geondar —E 
und ihre Arbeiten 7. 13 1872 ab: 
{hloß. Der Entwurf der beutfcjen Zivil- 
prozeßordnung aber warb von dem Reiche: 
tag famt ben Entwürfen einer beutfhen 
Strafprogekorbnung und eines beutichen 
Gerichtsverfafiungsgejeßeseinerbefonbern 
Kommiffion von Mitgliebern (ber 
fogen. Sufitommiflien übertwiefen, 
bis bann im Herbft 1876 der Entwurf 
vor das Plenum bes Reichstags gelangte, 
welches ihn fait mit Stimmeneinbelig ii 
—* —— —— 
gen beutichen Bivilprogegorbnung erfol 
30. Jan, a g trat 1. Oft. 18 
gleihgeitig mit der Strafprogegorbnung, 
dem ichtsverjaſſungsgeſetz und mit ber 
Konkursordnung in Kraft. Zur vollftäns 
bigen Normierung des beutichen gericht: 
tigen Verfahrens in, einheitlicher Weife 
waren noch das Gerichtöfotengefeg vom 





48. Juni 1878, die Gebührenorbnung für 
Gerichtövolgieher vom 24. Junt 1878, bie 
Genührenorbmung für Zeugen und Sad 
verflänbigevom 30. Junl 1873, bie beutiche 
Retsanwaltsorbnung vom 1. Juli 1878 
und bie Gebührenorbnung für Rechtsan- 
walte vom 7. Juli 1879 [4 ugefommen. 
Auf dieſe Weile ift denn (; dem wichtie 
gen Gebiet bed Zivilptogeßrechts die laug⸗ 
erfehnte Rechtseinheit in Deutſchland her⸗ 


ußen geſtellt. 


lchen Rechtsſtreitigkeiter enwärtig be⸗ 
Pr Fr — he Gemein: 


ber Regent in einer ftreifigen Rechteſoch 
nicht etwa felbft und unmittelbar entſchei⸗ 
ben und in ben ang bes Verfahrens ein- 
genlenbarf, ſondern die Unterfuhung und 

tiheibung_ einer „Sivilprogeklade fol 
auch unter feinen Umftänden bem zuftäns 
digen Gericht enhionen und etwa einer 
Berwaltungöbehörbe übertragen werben. 
Ehenfowenig barf bie Recht8hilfe verwen 
jert ober verzögert werben. In letzterer 
Sinne iſt auch in der deutſchen Reiches 
Berfaffung (it 77) vorgefehen, daß, wenn 
in einem Bunbesftaat ber (Fall einer Ju⸗ 
(iperrieerung eintritt und auf geſetz⸗ 
lichem Weg ausreichende Hilfe nicht er= 
langt werben kann, ed bem Bundesrat 
‚obliegen foll, erwiefene, nach der Verfaſ⸗ 
fung und ben beftehenden Gefegen bes be 
trefienben Bundesſtaats zu beurteilende 
Beſchwerden über verweigerte oder ger 
Heimmte Rechtspflege anzunehmen undb: 
auf die gerichtliche Hilfe bei der Bundese 
regierung, die zu ber Beſchwerde Anlafı 
gegen at, zu dewirlen Auch iltin ben 
eätfemeritsserfafungsgelh (rt-1) 
der Grundſatz obenan geftellt: »Die riche 
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terlicde Gewalt wirb burch unabhängige, 
nur dem Geſetz unterivorfene Gerichte aus⸗ 
geübt«. Damit hängt auch die vollſtän⸗ 
dige Trennung ber Juftiz und ber Ber: 
waltung zufammen, welche jeßt in ganz 
Deutichland durchgeführt ift, indem allent- 
halben für die Juſtiz- und für die Ver- 
waltungsfachen befondere Behörden ein- 
geſetzt find. 

Um aber bie Uinparteilichfeit und bie 
Grünblichfeit ber richterlihen Entfchei- 
dung noch mehr zu fichern, bat bie mo: 
derne Geſetzgebung das Prinzip ber 
richterlichen Entſcheidung durch 
Kollegialgerichte mehr und mehr zur 
Anwendung gebracht. Freilich iſt damit ein 
größerer Zeit⸗ u. Koſtenaufwand und auch 
eine größere Umſtändlichkeit bes Perlen: 
rend verfnüpft, und ebendies läßt es als 

erechtfertigt ericheinen , wenn in gering» 
— 5* — und beſonders en sällen 
auch noch im modernen Proze erfahren 
bie Entſcheidung durchEinzelrichter ( Amts⸗ 
richter) erfolgt (ſ. Gericht). Gelangt je⸗ 
doch eine einzelrichterliche Sache im Weg 
der Berufung an das Obergericht, ſo er⸗ 
ogt hier ſtets die Entſcheidung durch ein 
kollegialiſch beſetztes Gericht, ſo daß alſo 
auch für jene Sache die Möglichkeit einer 
eingehenden Prüfung durch ein Richter: 
kollegium gegeben iſt. Es iſt nämlich ein 
ſchon im römiſchen Recht anerkannter 
Grundſatz, daß es den ſtreitenden Teilen 
eftattet ſein muß, gegen richterliche Ent⸗ 
— durch welche ſie ſich beſchwert 
fühlen, Zzu appellieren«, d. h. bei einem 
höhern Richter Beſchwerde zu führen und 
eine nochmalige Prüfung und Entſchei⸗ 
dung ihrer Sache gerbetguführen. Die 
deutfihe Bunbesafte von 1815 nun garan- 
tierte den Bundesangehörigen dad Recht 
ber drei Inſtanzen. Allein je zweckmäßi 

bie Einrichtung des Inſtanzenzugs and 
im Intereſſe der Unparteilichfeit und ber 
Gründlichkeit der richterlihen Entſchei⸗ 
dung fein mag, fo Tiegt body barin die Ge: 
fahr der Verichleppung und ber Verteu⸗ 
rung der Prozejie, und ebendarım bat 
man es ſich neuerdings angelegen fein 
laſſen, das Berufungsrecht aufein gewiſſes 
Map zurückzuführen und einzuſchränken. 
Nach der deutſchen Zivilprozeßordnung 


Zivilprozeß (Lollegialgerichte). 


insbeſondere iſt gegen die Endurteile der 
Amtsgerichte, deren Kompetenz, ſoweit 
es ſich um vermögensrechtliche Anſprüche 


handelt, bis zum Betrag von 300 ME. 


reicht, Berufung an bag zufländige Land⸗ 
gericht und gegen Endurteile ber Land 
gerichte in erfier Inftanz Berufung an 
das zufländige Oberlandeögericht zulaͤſſig 
Segen fonitige beſchwerende Verfügungen 
ift in ber Regel Beichwerbe an bas Be 
rufungsgericht nachgelafien. Die britte 


nftanz, das Reihöperiät oder der höchſte 
a 


andesgerichtöhof, aber kann nur bei land 
gerichtlichen Sachen angerufen werben 
und zwar mit bem Rechtsmittel ber Re: 
vifion, welches gegen bie im der Berufungs: 
inftanz von den Oberlandesgerichten er: 
laſſenen Entſcheidungen gegeben ift, wofern 
es ſich um bie angebliche Verlegung einer 
Rechtsnorm durch das angefochtene Er⸗ 


kenntnis handelt, und wofern bei Rechts 
ſtreitigkeiten über vermögensrechtliche An⸗ 


ſprüche ber Wert des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtands den Betrag von 1500 Mk. ũberſteigt. 
Im übrigen iſt der gemeinvechtliche 
Grundſatz bes wechfeljeitigen Ge— 
hör (Audiatur et altera pars) aud) in 
der neuen beutjchen Zivilprozeßorbnung 
allenthalben zue Tonjequenten Aus⸗ und 
Durchführung gebracht. Das Gericht darf 
nämlich nie auf einjeitiges Vorbringen 
einer Partei eine Enticheidung zu Ungun: 
ften der andern treffen, wofern nicht ber 
legtern Gelegenheit zur Verteibigung ge: 
eben war. Ferner ift auch bie fogen. Ber: 
Dandlungsmarime beibehalten, d. h. 
der Grundſatz, wonach das Gericht bei ſei⸗ 
nen Entſcheidungen an die Vorträge und 
Anträge der Parteien gebunden iſt. Nur 
diejenigen Thatfachen und Beweismittel 
dürfen, abgejehen von Ehe⸗ und von Ent: 
mündigungsfachen, vom Gericht berüdfidh- 
tigt werden, welche von ben Barteien felbft 
vorgebracht find, und auf welche ſich die 
Pgttrien elbſt in ihren Vorträgen berufen 
aben. Keiner Partei foll mehr zuge: 
Iprochen werden, als fie ſelbſt verlangte; 
nur zur Tragung ber Prozeßkoſten kann 
eine Partei verurteilt werden, aud) ohne 
baß die Gegenpartei ausdrücklich darauf 
angetragen hat. Auch bat ber Nichter das 
Recht, durch Fragen in den mündlichen 
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lungen Darauf, ı Hingumirken, bag 
are Anträge tügenbe 
An SEE 
— Bi — — cine, 
e_ für 
tnifſes fi 
—— bern 


eg 

‚Hervorzuheben ift ferner bas Prinzip 
der Mündlidfeit und ber ——— 
telbarkeit der Verhandlung, wel: 
ae neuen beutfi 3. völlig be 
grelic ir ver er fo 9 ver⸗ 
— ald ob in dem mobernen rozeß⸗ 
verfahren gar feine dei lichen Ha — 

nungen vorfämen. 
Ber find Tiegt a olkrbinge In ber 
mündlichen Verhandlung, un bie ſchrift⸗ 
lich zu ee igierenden Centfce m des 
ei joe ih nicht I ie —— 
zarleien allein ober doch 
ondern vielmehr in erſter 





rede der 
handlung — 
Varteien. welche 


ii 
me hen 
vorbereitenbei A— mit Rüdjiht auf 
die —— münblice Berhandlung, 
wenn auch einzelne Brogepjchriften, wienas 
mentlich die Klage felbft, Die bei Gericht ein⸗ 
ereicht wird, von wefentlicher Bedeutung 
in, —5 Tan bie Ange — 
eri ven auch münblich zu 
Feet bes —— — 
Agee Wichtig iſt ferner der Grundfah 
desunmittelbaren®rogepbetricbs 
burd) bie Parteien. Hiernach geſchehen 
nämlich, A ‚fen ber Regel nach, * 
bung [ungen und jonftige prı 
fun — — 5 — een 
Gericht, fondern vielmehr uns 
— durch die Parteien ſelbſt mittels 
ber. von ihnen beauftragten Gerichtävolls 
ziehen ober, infofern es jich um Ladungen 
und um bie Zuftellung von Seöriftfägen 
Handelt, auch burdh bie Woft. Endlid) ift 
aber aud) ber Grundfaß der Öffent- 
ligteit des Verfahrens bejonbers 
hervorzußeben. Die mündliche Verhand⸗ 
Kung vor dem erfennenden Gericht ſowie 
bie Verfündung der gerichtlichen Urteile 
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und Beſchlũſſe geſchehen öffentlih. Aus: 
chloſſen üit die Sfienttihteit, wenn es 
Abumfogen. ‚Entmünbigungsfacen, b. h. 
um bie Benormunbungeiner Rn wegen 
bes | Geifteöfranfeit, handelt. Ebenſo if die 
run | Öffentlicfeitin&befaenauf Anttageiner 
Partei auszufälieken, und fie kann übers 
he für bie Berhanbfung, 
Durch eriineiuh 
N töbeichluß ausgeichloflen wer 
den, wenn fie nadı bem rmeffen beB Ger 
richts mit Öefahr für bie öffentliche Orb 
nung ober für bie Sittlichkeit verbunden 
fein würbe, 
Bas das Verfahren im eimeinen 
anbetrifit, fo i wiederum zwiſchen 
ordentli in regelmäßigen) —— 
ven und ben deſondern Arten bes Ver: 
fahrens zu unterjcheiben. Das ordentliche 
Verfahren aber ift vor dem Landgericht 
ein umftinblicheres als vor dem Amts⸗ 
jericht im einzelrichterlichen Verfahren. 
Für das ae Berfahren vor den &ı —X 
unb allen Gerichten höherer In 
—A der ſogen. ——— 
jede Partei muß fid) durch einen bei be 
Progehgericht zugelafienen Rechtsanwalt 
vertreten Iaffen, ivenn fe, Biötfelftzuben 
ee gehört (Anwaltspro- 
Fur diejenig —— fen 
euch een, Weiche 
den Amtögerichten —X elt' werben, ve 
ſteht Tein — veſondere vat 
ten des Verfahrens And: ber Urkunden⸗ 
und Wechjielprogeß, das —S 
6 b.), bad Verfahren in Eheſachen in 
ntınünbigungsladen und ba8 vorbereis 
henbe Berfebren inRednung en, Aus⸗ 
einanberfegun, len rogeffen. 
In ausführlicher Weife ift ferner bie 5 
rihtfihe Zwangsvollftredung (If. 
in der neiten Progeforbmiung normiert FA 
auf die Vorfchriften über bie gerichtliche 
gen vefung in das umbeiwegliche 
ermögen, welche ber Landesgefehgebung 
ber ein; 1 Staaten überlaffen find, 
Dagegen enthält bie Neichspiilprogehorbs 
nung ausführliche Vorfepriften bas 
Aufgebots: ober Edittalverfahren und über 
das jchiedsrichterliche Verfahren, ®, 
Fitting, Der Reichögivilprogen AU ri 
1879); Gaupp, Die Zivilprozeporbnung 
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für das Deutſche Reich (1880); Meyer, 


Anleitung put Prozeßpraxis nach ber Zi⸗ 
vilpregegorbnung vom 30. Jar. 1877 
AI); Bugelt, Di 


Die Rivilpeogeßorbe 
nung fürbas Deutiche Rei; (1879,2.8be.); 
—* und —e — ber Zivil 
pro; ronung ven Sarwey, tung 
Seuffert, Strudmann und Koh, Wil- 


I | mifche 


Zivilrecht — Zoll . 


Ausfuhrzölle find jetzt fa Überall befei- 
tigt, da_eB ja im Intereffe jedes Staats 
fiat, daß feine Angehörigen möglichft viel 
und möglihft_ungebi exportieren, 
Nur für gewiſſe Robftoffe, deren bie Geiz 

uftrie notwerbig bedarf, Fan 
ein Außfubrzoll zum der veſchran⸗ 
Kung bes Erport$ derjelben unter Um: 


mowäfi und 2eop, Zimmermann u. a.;| länben als geredfertigt erfpeinen. Cs 
populäre Bearbeitungen des beutfchen Zi | beftebt im Cegenteil Heutzutage vielfach 
vilprogeßtechtö non Bender, Feige, Fu 


Helbin, Menz, Rapp u. a. 

Bivilregt (nürgertinen Recht), f. 
v. iv. Privatrecht, b. h. basjenige Recht, 
weiches bie Rebensverhältniffe ber Den 
ſchen untereinander infomeit normiert, als 
ber Menſch als Einzelner feinen Mitmen- 
ſhen als Einzelnen gegenüberfteht (f. 
Reät); im engern Sinn wird namen: 
lich bad auf römiſch⸗rechtlichen Satzungen 


berubenbe Privatrecht fo genannt; Zibi⸗ 
Tift, ein Kenner ober Lege dieſes Rechts⸗ 
wei 


1. 
Sitten, f. Berfonenftand. 

jinilverforgungsfein, die Befheii 
gung, welche Militärperfonen (Militä 
anwärtern) behufs Erlangung einer 
Rivilbienfiftellung ausgeſtellt wird. Im 
Deutfchen Reid) erhalten Invaliden biejen 
Sein, wenn fie fich gut geführt Haben. 
Die Ganzinvaliden erhalten ihn neben 
ber Benfion, ben Halbinvaliden wird er 
nad) ihrer Wahl am Stelle ber Benfion 
verlichen, wenn fie mindeſtens zwölf 
Jahre gebient haben. Anteoffhiere, bie 
migt als Invaliben verforgungeberechtigt 
find, erlangen burd) —— aktiven 
Dienft beit eſetztet guier Führung ben 
Anſptuch auf den Zivilverjorgungsidein. 
Dgl. Reichögefeg vom 27. Juni 1871, be⸗ 
treffend bie Penfionierung und Berfor: 
gungber Militärperfonen 2c., $$ 58 und 
5 h; ggrunggeſet bazu vom 4. April 





TA, 

Zoll, Abgabe, welche auf die Ein, Durch⸗ 
oder Ausfuhr von Waren gelegt ift. Iſt 
für bie in ein Land eingeführten Waren 
ein 3. zu entrichten, fo ſpricht man von 
einem Eingangszoll; find dagegen die 
Waren, welche aus einem dand ausgeführt 
werben, mit einem 3. belegt, jo wixb biejer 
alsAusfuhrzollbggeichnet. Dergleihen 





, | basfogen. Rüdzollfjyftem ‚wonach man 
Ben fe baren, 


Tarbörg entiätien Seisfogen Rd. 
lan , ent al Rüde 
zolt Ce. drawback gan ker teile 
weife erflattet befommt, wenn man bie 
verzollte Ware wiederum ins Ausland 
gehen läßt. IA für durchgehende Waren 
ein 3. zu entrichten, jo wird von einem 
Durhgangss (Xu: gange Trans 
fies — n. Ver ſogen Un ter⸗ 
ſcheldungbzolt, welchen man neuer: 
bings in — gebracht, mit dem man 
Waren belegen will, die nicht direkt aus 
dem Urſprungsland importiert werben, hat 
ig Anklang gefunben (1 Gnte spaß). 
Ein Ausgleigungszoll wird für bie 
Einfuhr folder Erzeugniſſe erhoben, bei 
welden hinſichtlich der Befteuerung noch 
eine Verſchiedenheit ber —ã un⸗ 
ter mehreren zu einem gemeinfchaftlichen 
gedlatem vereinigten Staaten, befteht. 
i entialzölle find ermäßigte Zoll 
anfüge für Waren, die aus einem Kand 
eingeführt werben, two bie Erzeugniſſe bes 
den 3. erhebenben Landes ebenfalls 
fie Jollbegünftigungen genießen (D 
alzollfyitem), _Die dabei be: 
ſonders günſtig geftellten Staaten werben 
since igtee nennt, Sind kiler 
uferlegung eines i u 
giele Rudfichten en ermitan: 
dern Worten nur als eine Einnahmequelle 
des Staats anzufehen, wie 3. B. ber Petro: 
Teumzoll, fo wird berjelbe als Finanz: 
gi sei inet. Den Gegenfaß bazu bil: 
et der Schußzoll, b. h. ein Eingangs: 
zoll auf Sepenände, welche im Inland 
probugiert werden, der durch feine Höbe 
den inlänbifchen a . (her 
mit bem außlänbilchen angeblich, nicht zu 
Tonkurrieren vermag, [hügen fol (Bro: 
Hibitivzolt). Wird eine berartige Maf- 
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regel von bem Nachbarſtaat mit ber Auf: 
erlegung gleicher oder ähnlicher Zölle er⸗ 
wibert, Ipricyt man von Retorfiond- 
zöllen. &s Tann bies unter Umfländen 
zu einem fogen. Zolffrieg und zu fogen. 
Kampfzöllen führen. Die Zollverhält- 
niffe der einzelnen Staaten im wechſel⸗ 
feitigen Verkehr find vielfach Ba Han: 
delsv erträge geordnet. Ein befonderes 
30lltartell enthält alsdann regelmäßig 
die bezüglich des wechjelfeitigen Zollſchutzes 
an ber Zollgrenze getroffenen Verein⸗ 
barungen. Der Zollſchutz wirb durd 
eine militäriſch organifierte Mannfchaft 
(Sre ngauffeher, Zollwädter, 
Douaniers)wahrgenommen. Die Ein⸗ 
richtungen und Borfchriften, welche zur 
fißern Erhebung der Zollabgaben für not- 
wendig erachtet werben, find im Zollge⸗ 
jet (Zollordnung) enthalten. Der 
Z0lltarififteineElafjtfizierte Jufammen- 
ftelung ber zu verzollenden Gegenftände 
mit Angabe der von denfelben im einzelnen 
zu erhebenden Zollfäße, welche entweber 
nach dem Preis der Waren (ad valorem) 
in Brogenten oder nad) der Stüdzahl ober 
nah Maß und Gewicht erhoben werben. 
Für das Deutfche Reich ift 1879 ein neuer 
Zolltarif erlaflen worden, welcher auf dem 
Gebiet des Zollweſens einen vollftändi- 
gen Umſchwung herbeigeführt bat. Die 
frühere preußifche Zollpolitik, wie fie auf 
ben Deutfhen Zollverein übergegan- 
gen war, bewegte fich wefentlich auf dem 
Boden bed Finanzzollſyſtems und näherte 
fich bemjenigen der Handelsfreiheit (ſ. d.). 
E war bis in bie neuefte Zeit die herr- 
ſchende Anficht, daß der Schutzzoll nur 
einzelnen Großinduftriellen Vorteile ges 
währe, daß er die Konſumenten in uns 
bilfiger Weife belafte, und baß er auch im 
finanziellen Intereſſe nicht zu billigen jet, 
ba ber Schußzoll, je mehr er ſchützt, deſto 
weniger einbringt. Auch ber Fürft Bis⸗ 
mard war früher ein Gegner des Schub: 
zolls, Bis er fih in feinem Brief an ben 
Bundesrat vom 15. Dez. 1878 (fogen. De⸗ 
zemberbrief) zu bem Syſtem des Schuß: 
zolls bekannte. Dadurch wurde die Partei 
derSchutzzuͤllner Protektioniſten) 
in Deutſchland weſentlich geſtärkt, indem 
dieſelbe nunmehr »den Schuß ber natio⸗ 
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nalen Arbeite auf ihre Fahnen ſchrieb 
und einen Wettlauf der Intereſſenten nach 
Schutzzöllen eröffnete. In dieſer Hinſicht 
haben ſich namentlich die Angehörigen der 
Eiſeninduſtrie hervorgethan. Die Agra⸗ 
rier (ſ. d.) wurden durch die Getreidezölle 
(f. d.) und durch deren Erhöhung gewon⸗ 
nen, und ber neue Zolltarif Fam mit Hilfe 
bes Zentrums burch die Annahme des 
Franckenſteinſchen Antrags (ſ. d.) zuftande. 
Beſondere Bedenken erregen außer den 
Getreidezöllen namentlich der Petro⸗ 
leumzoll (ſ. d.), die Zölle auf Sped, 
Schmalz und Butter, die Viehzölle und 
andre auf notwendige Nahrungs- und 
Gebrauchsmittel gelegte Zölle. Die Zoll: 
politit des Fürften Bismard hat Deshalb 
vielfache Angriffe erfahren, doch läßt fich 
das letzte Wort über diefe Politik, welche 
mit ber Vorliebe bed Kanzlers für bas in- 
birefte Steuerfuftem zufanrmenhängt (ſ. 
Steuern), zur Zeit noch nicht fprechen, da 
ber Tarif noch zu kurze Zeit in Kraft ift 
und bie Folgen desſelben auf dem wirt: 
ſchaftlichen Gebiet ſich augenblicklich noch 
nicht voll und ganz überſehen laſſen. 
Das Deutiche Keich bildet ein gemein- 
ſchaftliches Zollgebiet, umgeben von einer 
emeinfamen Zollgrenze. Die Hanjeftädte 
remen und Hamburg find als Frei— 
häfen außerhalb dieſer Grenze zu belaſ⸗ 
jen, fo lange, bis fie ihren Einſchluß in 
diefelbe beantragen (Art. 34 der Reichsver⸗ 
faflung). Auch ift ein dem Zweck entſpre⸗ 
ender Bezirk ihres oder des umliegenden 
biets (Freihafengebiet) von ber 
Solgrenge auszufchliegen. Die Aufhebung 
oder doch die Beſchränkung dieſer Freihafen⸗ 
ftellung tft jedoch vom Fürſten Bismarg 
in Angriff genommen. Übrigens umfaßt 
dad Zollgebiet des Deutichen Reichs auch 
noch das Großherzogtum Luxemburg und 
die dem bayrifchen Zollſyſtem angeſchloſ⸗ 
jene Öfterreichifche Gemeinde Jungholz. 
Nach dem Frandenfteinihen Antrag wird 
derjenige Betrag der Jahreseinnahme aus 
ben Zöllen und aus der Tabakſteuer, wel⸗ 
cher Die Summe von 130 Mil. ME. über: 
fteigt, ben einzelnen Bunbesftaaten nach 
Maßgabe ber Bevölkerung, mit welcher 
fie zu den Matritularbeiträgen herange: 
zogen werben, überwiefen. 188081 wa⸗ 
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zen bie Reichteinnahmen aus ben Zöllen 
mit 166,851,000 ME. etatifiert, währe 
fie pro 1881—82 auf 188,250,000 Mk. 
veranichlagt find. N Lehr, Schutzoll 
und Freihandel (1877); Bertram, Zoll: 
tarif vom 15. Juli 1879 (1880). 
ollparlament, |. Zollverein. 
olpelitik, f. Politik. 
Utarif, |. Zar Hi 
ollverein, Dentſcher, bie Wiſchen 
mehreren deutſchen Staaten, zunächſt un⸗ 
ter Anſchluß an Preußen, zuſtandege⸗ 
kommene Vereinigung, wonach im we⸗ 
ſentlichen unter Zugrundelegung des 
preußiſchen Zollſyſtems im Innern des 
Vereinsgebiets alle Zollſchranken wegfie⸗ 
len, an deſſen Grenzen aber Zölle für ge: 
meinfame Rechnung erhoben und nad) 
der Einwohnerzahl unter die einzelnen 
Bereindftaaten verteilt wurden. Derfelbe 
trat nach Auflöfung verjchiedener gegen 
Preußen gerichteter Zollverbänbe unter 
einzelnen deutichen Staaten 1. San. 1834 
in? Leben, zunächſt auf die Dauer von adıt 
zuhren. Er umfaßte damals 18 deutſche 
tanten. Es traten noch bei: 1835 Heil: 
en= Homburg, Baden und Naſſau, 1836 
rankfurt, 1833 Walded, 1842 Braun: 
chweig, Lippe und Suremburg, 1851 und 
1852 Hannover und Oldenburg. Wäh⸗ 
rend ber Vertragsperiode 1854—65 ge: 
hörten dem 3. fämtliche beutfchen Staa: 
ten, mit Ausnahme Ofterreichs, der beiden 
Medlenburg und der Hanfeltäbte, an. 
Der lebte Zollvereinsvertrag datiert vom 
16. Mai 1865 und follte vom 1. Jan. 
18366 bis Ende 1877 laufen, warb aber 
burdy die Ereigniffe von 1866 bejeitigt. 
Auf andern Grundlagen berubte der 8. 
Zuli 1867 zwiſchen dem Norbbeutichen 
Bund, als einem einheitlichen Zollgebiet, 
einerfeitö und Bayern, Württemberg, Ba: 
ben und Heffen anderfeit3 auf zwölf Jahre 
abgejchlotiene Zollvereinsvertrag. Die Or: 
gane des neuen Zollvereins waren der 
Zollbundesrat, beitehend aus einem 
Kollegium von Abgefandten (Beamten) 
ber einzelnen Zollvereinsregierungen, in 
welchem Preußen den Vorſitz führte, und 
das Zollparlament, die Verſammlung 
der Volksabgeordneten des Zollvereins, 
welche an ber Zollvereinsgeſeßgebung ver⸗ 


Bollparlament — 


Zuderjteuer. 


—— — Anteil nahm. Beide 
aktoren brachten das Vereinszollgeſetz 
vom 1. Juli 1869 zuſtande, welches mit 
1. Jan. 1870 in Wirkſamkeit getreten 
iſt. Dasſelbe enthält in 21 Abfchnitten 
eine überſichtliche Zuſammenſtellung aller 
für die Zollabfertigung, Zollerhebung und 

llkontrolle ſowie für die Beſtrafung der 

Uvergehen gültigen Beſtimmungen. Der 

. felbft erlangte mit der Gründung bes 

eutſchen Reichs infofern feinen Abfchluß, 
als nach der Reichsverfaſſung vom 16. 
April 1871, Art. 33, Deutſchland ein ein- 
heitliches Zoll und Handelögebiet mit ge- 
meinfchaftlicher Zollgrenze und mit Bre- 
men und Hamburg als Freihäfen bildet. 
Die Gefepgebung über das gefamte Zoll⸗ 
weſen iit Reichsſache (f. Z0lf). Bel. Dit: 
mar, Der Deutſche 3. (2. Aufl. 1867 — 
1868, 2 Bde.); Weber, Der Deutfche 3., 
Geſchichte (2. Aufl. 1871). 

Zuchthausſtrafe, Die härtefte Freiheits⸗ 
ftrafe, iſt nad) dem deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buch (SS 14 ff.) entweder Tedenslänglic 
ober zeitlih (1—15 Jahre), wird in einer 
bejondern Strafanitalt verbüßt und ift 
mit Zwangsarbeit verbunden. Sie zieht 
die dauernde Unfähigkeit zum Dienft im 
Reichsheer und in ber Reichsmarine fowie 
die bauernde Unfähigfeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter nad) fie. Die 3. Tann 
ganz oder teilweife in Einzelhaft vollzogen 
werden. Bei längern Zudhthausitrafen 
kann von dem fogen. Beurlaubung: 
ſy ſtem Gebrauch gemacht werden. Hier- 
nad fann nämlich ein Verurteilter, nach⸗ 
dem er brei Viertel ber 3. verbüßt und 
jih während biefer Zeit gut geführt Bat, 
mit feiner Suftimmung vorläufig entlaj- 
jen werden. Diefe vorläufige Entlaffung, 
welche durch bie oberite Juſtizaufſichtsbe⸗ 
hörde verfügt wird, kann jeboch bei ſchlech⸗ 
ter Führung des Entlajfenen, oder wenn 
derjelbe den ihm bei ber Entlaſſung auf: 
erlegten Verpflichtungen zuwiderhanbelt, 
bon jener Behörbe widerrufen werben. 
Bol. Freiheitsfirafe. 

Inderfleuer, Abgabe, welche im Deut: 
Shen Reid, von dem aus Rüben und an: 
dern inländiſchen Erzeugniffen dargeftell- 
ten Zuder und Sirup zu gunften ber 
Reichskaſſe erhoben wird. Nach dem Bun: 





Zunft — Zurechnung. 


des = (Beih8-)Gefep vom 26. Juni 1869, 
betrefienb_ bie Defteuerung des Zuders, 
wird die Steuer vom inländifchen Rüben: 
uder mit 80 Pf. vom Zollgentner ber zur 
Bucerhereitung ‚beftimmten rohen Rüben 
erhoben. Neben dieſer 3. beftcht ein Ein- 
gangszoll, welder vom auslänbijchen 
‚der und Sirup ben wird. Der 
Mtarif von 1879, welcher bie Sit: des 
Sefehes vom 26. Juni 1869 in biefer 
Hinfiht nicht al ändert hat, ‚belegt den 
raffinierten Zuder mit Mt., ben 
no ut n mit 24 ar und Ei a 
. Eingan; pro 2 
v — oe ölle und Verbrauch: 
feuern bes Deutfi Reichs (in Hirihs 
—* bes Deutichen Neihse 1873, 
ii f. Gewerbegefeßgebung. 
are 
teil 


nung (at. Imputatio), das Ur- 
über das Verhältnis einer Thatfache zu 
ihrem AUrheber ober ber Ausfprud, daß it= 
gend eine Perfon als Urfache einer That 
etrachtet werben müfle. Die 3. ſeht vor 
aus nicht allein guse 
feit gunrutebil N bed Handelnden, 
d. 5. Volleinficht der ftrafrechtlichen Ver⸗ 
antwortlickeit, fonbern auch Zure chen⸗ 
barkeit der Handlung, b. 5. eine derar⸗ 
tige Befchaffenbeit bed Gefdehenen, daß 
a8 Teßtere auf den freien Willen einer 
Verfon als bie Urface bes Erfolgs zurüd 
zuführen iſt. Die Negation ber Aurede 
nungafäbigfeit ift bie Unzurehnungs= 
fägigteit Das beutfee Reichöfttafger 
fetzbuch nimmt letztere dann als vorhanden 
an, wenn jemand zur Zeit ber Begehung 
einer jonft ftrafbaten Handlung ich in 
einem Zujtand von Bewußtlofigteit ober 
krankhafter Störung ber Geiftesthätigfeit 
befand, durch welchen feine freie Willens» 
Beltimmung ausgefchlofien war. Außer 
dem ift das Kindesalter wegen ber ihm 
mangelnden Einſicht in das Strafbare 
{sine Handlungen von ftafrechtlicher 
jerantwortlichteit frei. Das öfterreichiiche 
Strafgefegbur — — jier das vollendete 
44., ba8 deuſche —5 das 
42. Lebensjahr als Aueragrenge feft. Der 
Lebensabfchnitt zwiſchen vollendeten 
12. und dem vollendeten 18. Lebenzjahr 
‚aber bildet nach dem deutſchen Strafgeſeiz⸗ 


hnungsfähige|ba 
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Such infofern eine Zwiſchenſtufe, als ber. 
Angefenutbigte in biefem Alter freizufpres 
hen ift, wenn er bei Begehung ber That 
bie zur Erfenntnis ihrer Strafbarkeit er⸗ 
forderůche Einfiht nicht befaß. Im ent: 
genengefegten Fall ift das jugendliche Alter 
ein Otrafmilberungsgrund. Endlich er⸗ 
Mlärt das —— ‚buch auch Taub: 
Rumme dann für ftraffrei, wenn fie bie 
ur Erkenntnis der Strafbarkeit einer von 
ihnen begangenen Handlung erforderliche 
Einfit nicht befigen. Dagegen hat bag 
beutfche Strafgefehbuch den Standpunkt 
der gemeinrechtlichen Doktrin verlafien, 
welche ben Zuftanb bes Höchften Affeft für 
ein Moment ber Unzurehnungsfäpigkeit 
erachtet. Der Affeft kann wohl unter 
Umftänben, wie 3. 8. beim Totfehlag, ein 
Strafminberungegrund fein; erfann aud) 
als Grund einer krankhaften Störung der 
Geiftesthätigfeit ober der Bewußtlofigfeit 
in Frage kommen; aber einen ſelbſiandi⸗ 
gen Grund Fin Ausfcliefung ber Zurech⸗ 
nungsfäbigteit rann berfelbenichtaßgeben, 
ie Beherrfhung ber Reibenfhaften ais 

eine ſittliche Pflicht aufzufaſſen if. Aus: 
[5 ber Zurechenbarkeit, alſo Straflo- 
figfeit einer zurechnungsfägigen Berfon 
wegen einer an 15 :afbaren Handlung, 
tritt nad) bem Reicjäftrafgefepbuch banıt 
ein, wenn ber Thäter durch unwiberfteh: 
Tiche Gewalt ober burd) eine Drohung, 
welche mit einer gegenwärtigen, auf andre 
Weiſe nicht abwendöaren Gefahr für Leib 
ober Leben jeiner felbft oder eines Ange 
börigen verbunden war, zu ber Hanblung 
enötigt worden ift, und ebenfo, wenn er 

im Zuftand ber Notwehr (j. d.) oder 

bes Notitands (f. d.) befunden bat. End⸗ 
lich kann aud ein thatjächlicer Irrtum 
ober ein Nichtwiſſen einen Strafauss 
ſchließungsgrund n, inſofern näm⸗ 
lich, als, wenn jemand bei Begehung einer 
ftrafbaren Handlung das Vorhandenſein 
von ee ae melde 
um gejeglichen gebören ober 
bie —— erhöhen, ihm dieſe Um⸗ 
Hände nicht zuzurechnen find. Unkenntnis 
des Strafgeiehes (Rechtöiretum) ift ba> 
egen fein Strafausicliegungsgrund. 

._ Deuticies Reigsftrafgejekbuc, SS 

51 fi; Casper, Handbuch der gericht» 
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lichen Medizin (5. Aufl. 1871); Krafft- 
Ebi r J grundzus⸗ N — 

ie z Hoppe, Die Zurechnungs⸗ 
* * ge 


urechtweiſung, |. Verweis. 
nfanmenlegung der Grunnfläde, 
—— 
u „ſ. Kompetenz. 
— ‚75T. Vor—⸗ 
mundſchaft. 
augsauleihe, ſ. Anleihe. 
augsdienſt, Bezeichnung für Dienſt⸗ 
leiſtungen, deren Berrichtung auf Grund 
allgemeiner ober befonberer Verpflichtung 
efordbert unb erzwungen werden kann. 
In bie erite Kategorie gehören bie als 
Ausfluß ber allgemeinen Bürgerpflicht er- 
ſcheinende Wehrpflicht und bie Verpflich⸗ 
tung zu Rriegsleiftungen, währenb unter 
ben aufbefondererzivi echtlicher Berpflich- 
tung beruhenden Swangsbienftleiftungen 
namentlich bie Fronen hervorzuheben find. 
gmwangöenteiguung . Erpro: 
riation. 
wangstafle, |. Hilfskaſſen. 
wangsfirafe, |. Strafe. 
angöpellireduug (Hilfsvoll- 
ftredung, Erelution), die zwangs⸗ 
weile Ausführung einer behörbfiden An⸗ 
ordnung, insbeſondere eines Richter⸗ 
ſpruchs. Für das Deutſche Reich iſt die 
gerichtliche 3. in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten nunmehr durch die deutſche Zivil⸗ 
prozeßordnung ($$ 644 ff.) in einheitlicher 
Weiſe normiert; nur die 3. in das unbe 
wegliche —— richtet ſich nach den 
Landesgeſetzen. Die Pfändung einer be⸗ 
weglichen, körperlichen Sache erfolgt durch 
ben Gerichtsvollzieber (f. Pfändung), 
während bie gerichtlichen Handlungen, 
weiche bie 3. in Forberungen und andre 
Bermögensrechte zum Gegenftand haben, 
Sache des Bollitredungsgerichts 
find. Vollſtreckungsgericht iſt der Regel 
nad) das Amtsgericht, bei welchem der 
Schuldner feinen allgemeinen Gerichts: 
ftand bat. Für die 3. in ein Grundſtück 
ift das Amtsgericht zuftändig, im beifen 
Bezirk das Grundftüd gelegen if. Hat 
ber Schuldner nicht eine beitimmte Gelb: 
fumme & leiten, ſondern eine fonftige 
bewegliche Sache ober eine Quantität be 


Zurechtweifung — Zwangsvollſtreckung. 


weglicher Sachen herauszugeben, ſo ſind 
ihm dieſelben durch ben Gerichtsvollzieher 
wegzunehmen. Handelt es ſich um die 
erausgabe einer unbeweglichen Sache, 
o hat ber Gerichtsvollzieher den Schuld⸗ 
ner aus dem Beſitz zu ſetzen und den 
Gläubiger in ben Beſitz einzuweiſen. Soll 
ber Schuldner eine Handlung vornehnen, 
und ift biefelbe derartig, daß ihre Bor: 
nahme auch durch einen dritten vorge 
nommen werben kann, fo ift der Gläu: 
biger von dem Prozeßgericht erfter Inſtanz 
auf Antrag zu ermädtigen, auf Koſten 
bes Schuldners die Handlung vornehmen 
zu lajien. Kann die Handlung aber buch 
einen dritten nicht vorgenommen werben, 
fo ift ver Schuldner durch Gelditrafen bis 
zum Gefamtbetrag von 1500 ME. oder 
durch Haft zur Vornahme jener Handlung 
anzubalten, eine Beſtimmung, bie jeboc 
dann nicht zur Anwenbung kommt, wenn 
es ſich um bie Cingebung einer Ehe han⸗ 
belt, und im Fall ber Verurteilung zur 
Heritellung des ehelichen Lebens nur in⸗ 
foweit, als die Lanbesgefeße bie Erzwin⸗ 
aung ber Herftellung bes ehelichen Lebens 
für zutällie erflären. Handelt es fih um 
die Unterlaflung einer Handlung, jo if 
ber Schuldner von dem Prozeßgericht eritet 
Anftanz wegen etwaiger Zuwiberhand- 
lungen zu einer Gelditrafe bis zu 1500 
DE. oder zu Haft bis zu 6 Monaten zu 
Fee 2 Sehe 8a 7 —Aã 
je ahre nicht überſtei⸗ 
gen. fibrigen kann in ſolchen Fällen 
der Gläubiger auch Feſtſtellung feines 
rechtlichen Intereſſes durch Richlerſpruch 
im Wege gerichtlicher Klage verlangen. 
Iſt der Schuldner zur Abgabe einer 
Willenserklärung verurteilt, jo gilt dieſt 
Erklärung als abgegeben, ſobald bas Ur: 
teil die Rechtskraft erlangt hat. Die 3. 
findet auf Grund rechtsfräftiger Endur⸗ 
teile ftatt. Es können aber auch noch nicht 
techtöfräftige Urteile für vorläufig voll 
firedbarerflärtwerben, 3. B. Streitigfeiten 
wifchen Bermietern und Mietern; manche 
tteile find ſogar ohne befondern Antrag 
für vorläufig vollſtreckbarzu erklären, 3.2. 
Urteile, die im Urfunden= oder Wechſel⸗ 
prozeß erlaffen werben. Die 3. erfolgt auf 
Grund einer mit der Vollſtreckungsklau⸗ 








Zweigbahnen — Zwiſhenreich. 


ſel verſehe nen Ausfertigung des Urteils 
bollftredbare Ausfertigung), 
welde von bem Gerichtsichreiber des 

treffenden Gerichts erteilt wird. Die 
Voltftredungsflaufel (»Vorftehende 
Ausfertigung wird bem N. N. zum Iined 
ber 3. erteilte) ift der Ausjertigung bes 
Urteils am Schluß beizufügen, von dem 
Geriätsichreiber zu unterfhreisen und 
mit dem Gerichtöfiegel zu verſehen. Außer 


auf Grund weöreträftiger ‚ober für vors ſy 


Laufig voll ar er 

bie 3. auch aus gericht 
ferner aus Vollfttedungsbejehlen, welche 
aufGrund eines Zahlungabefehlß erlaffen 
find (f. Mahnverfahren), und aus 
Urfunden ftatt, welche von einem beut- 
hen Gericht oder von einem beutjchen 
Notar innerhalb der Grenzen feiner Amts⸗ 
befugniffe in ber vorgeichriebenen 
aufgenommen finb, Tlern die Urkunde 
über einen Anfpruch errichtet it, welder 
die Zahlung einer beitimmten Geldſumme 
ober die Reijtung einer beflimmten Ouan- 
tität ambrer vertretbarer Sachen ober 
Bertpapiere zum Gegenftand hat, und der 






Urteile findet 
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Schuldner ſich in ber Urkunde ber fofore 
tigen, Aumternorten ‚hat, Wasbie zwaͤngs⸗ 
weife Volftredung von Strafurteilen ans 
betrifft, fo. richtet fi) biefelbe nach den 
Sandesgefepen, indem ber Erla eines 
Strafoolzugägefeges für das Deutice 
Reich zwar in Ausficht genommen, aber 
noch nicht erfolgt if. 

weigbahuen,j. Setundärbahnen. 
hweilemmerfgfiem, .Eintammer. 


em. 

weitampf (Duell), ein zwilhen 
9* — — ln 
Aattfindender Kampf mit tödlichen Waf 
jen zur Austragung eines Ehrenhandels, 
wird nah dem Surfen Reichsftrafgefeps 
buch ($$ 201 ff.) mit Feftungshaft beitvaft, 
ebenfo bie Heraußforberung dazu und bie 
Annahme einer ſolchen. Auch die Kartell 


rm | träger, welche den Auftrag zu einer Heraus⸗ 


forderung übernehmen unb ausrichten 
find Rrafbar, es fer denn, daß fie ermitlic 
bemüht gewefen, ben 3. zu verhindern. 
Sekunbanten und die zum 3. augezogenen 
Zeugen, Arzteund@Bunbärzte find ftraflos. 
Ziwildenreid, f. Interregnum. 
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